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Zur  Frage  der  Beteiligung 
der  Arbeiter  am  Unternehmergewinn. 

Von 
Professor  Karl  Diehl,  Freiburg  i.  B. 

I. 
Zur  Theorie   der   Gewinnbeteiligung. 

Der  Vorschlag,  den  Lohnarbeitern  neben  ihrem  festen  Lohn  eine 
prozentuale  Beteiligung  am  Reingewinn  des  Unternehmens  zu  ge- 
währen, ist  ein  sehr  alter.  Ebenso  sind  schon  seit  Jahrzehnten  in 
Deutschland,  England,  Frankreich  und  vielen  anderen  Ländern  prak- 
tische Versuche  mit  dem  Gewinnbeteiligungssystem  gemacht  wor- 
den. In  Deutschland  war  das  Interesse  für  das  Gewinnbeteiligungs- 
problem besonders  durch  einen  Vortrag  des  bekannten  Statistikers 
und  Volkswirtschaftlers  Ernst  Engel  erweckt  worden,  der  in  einem 
im  Jahre  1867  in  Berlin  gehaltenen  Vortrag  seine  Ideen  darüber  ent- 
wickelte. Engel  hatte  seinen  Vortrag  mit  den  Worten  geschlossen: 
„Die  soziale  Frage  ist  keine  Frage  mehr,  ihre  Lösung  darf  als  erfolgt 
betrachtet  werden.'"  Er  konnte  seine  Rede  damals  um  so  wirkungs- 
voller schließen,  als  er  gleichzeitig  auf  seinen  anwesenden  Freund, 
den  Messingfabrikanten  Borchert  in  Berlin  hinwies,  der  sich  zur 
sofortigen  Einführung  des  Gewinnbeteiligungssystems  bereit  erklärt 
hatte. 

Seit  dieser  Zeit  ist  in  unzähligen  Büchern,  Broschüren  und  Auf- 
sätzen das  Pro  und  Contra  des  Gewinnbeteiligungssystems  erörtert 
worden.  Niemals  ist  aber  diese  Frage  so  intensiv  in  den  Vorder- 
grund sozialpolitischer  Erörterungen  gestellt  wie  seit  dem  Weltkriege. 
Die  große  Macht,  die  in  den  meisten  Ländern  infolge  der  nach  dem 
Kriege  eingetretenen  Ereignisse  den  Arbeitern  in  politischer  Hin- 
sicht zufiel,  hat  immer  wieder  neue  Projekte  hervorgebracht,  wie  auch 
wirtschaftlich  die  Macht  der  Arbeiterklasse  zu  stärken  wäre. 

Der  weitestgehende  Vorschlag:  die  sogenannte  Sozialisierung  der 
Produktionsmittel,  d.  h.  die  Übertragung  der  gesamten  privaten  Unter- 
nehmungen auf  die  Volksgemeinschaft,  hat  sich  überall  als  so 
ungangbar  erwiesen  und  wird  selbst  von  vielen  Anhängern  der 
sozialistischen  Parteien  in  der  gegenwärtigen  Zeit  als  so  schwer  realisier- 
bar erklärt,  daß  man  nach  anderen  Mitteln  suchte,  die  Arbeiterschaft 
wirtschaftlich  zu  stärken. 
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Die  Beteiligung  der  Arbeiter  am  Unternehmergewinn  sollte  nach 
der  Meinung  mancher  einen  Übergang  zur  künftigen  sozialistischen 
Gesellschaft  bilden,  nach  der  Meinung  anderer  sollte  unter  völliger 
Festhaltung  des  kapitalistischen  Wirtschaftssystems  hierdurch  eine 
Versöhnung  zwischen  Kapital  und  Arbeit,  ein  Kompromiß  zwischen 
Individualismus  und  Sozialismus  geschaffen  werden. 

Verstärkt  wurde  das  Interesse  für  das  Problem  dadurch,  daß 
in  verschiedenen  Ländern  Projekte  ausgearbeitet  wurden,  dieses 
System  zwangsweise  gesetzlich  durchzuführen.  Während  bisher 
die  Anhänger  des  Gewinnbeteiligungssystems  für  eine  freiwillige  Ein- 
führung desselben  plädierten,  sollten  nach  diesen  Plänen  alle  Unter- 
nehmer der  industriellen  Großbetriebe  zur  Durchführung  der  Gewinn- 
beteiligung gezwungen  werden.  Dazu  kam,  daß  man  in  neuerer  Zeit 
gänzlich  neue  Formen  der  Gewinnbeteiligung  vorgeschlagen  hat,  und 
daß  auch  mit  diesen  abgeänderten  Formen  teilweise  praktische  Er- 
fahrungen gesammelt  wurden.  Das  früher  vorhandene  empirische  Mate- 
rial ist  in  den  letzten  Jahrzehnten  noch  bedeutend  vermehrt 
und  durch  Enqueten  und  statistische  Zusammenstellungen  der  Über- 
blick über  die  Erfolge  der  verschiedenen  Systeme  erleichtert  worden. 

Wie  bereits  angedeutet,  ist  das  Problem  kein  nationales,  sondern 
ein  internationales,  insofern,  als  sich  Anhänger  desselben  in  fast 
allen  Kulturländern  finden.  Grüner1  meint,  es  wäre  wichtig,  daß 
Deutschland  sich  auf  diesem  Gebiete  nicht  vom  Ausland  über- 
flügeln läßt. 

Eine  von  der  deutsch-nationalen  Fraktion  eingebrachte  Ent- 
schließung, nach  welcher  die  deutsche  Reichsregierung  ersucht  wer- 
den sollte,  „alsbald  einen  Gesetzentwurf  vorzulegen,  der  die  Kapital- 
beteiligung der  Angestellten  und  Arbeiter  in  den  dazu  geeigneten 
Unternehmungen  gewährleistet,  die  Grundlage  für  eine  weitgehende 
Einführung  der  Gewinnbeteiligimg  schafft  und  den  Angestellten  und 
Arbeitern  die  Ausübung  dieser  Rechte  durch  Organisationen,  die  sich 
diesem  Zweck  anpassen,  ermöglicht",  ist  vom  Reichstag  im  Februar 
1921  abgelehnt  worden. 

In  der  Tschecho-Slowakei  ist  am  25.  Februar  1920  ein  Gesetz 
betr.  Teilnahme  der  beim  Bergbau  Beschäftigten  an  der  Verwaltung 
und  am  Reingewinn  erlassen  worden. 

Ferner  ist  durch  Gesetz  vom  15.  September  1918  in  Italien  die 
Gewinnbeteiligung  der  Arbeiter  in  Privatbetrieben  geregelt.  Mit  Ge- 
nehmigung des  Ministers  für  Handel,  Gewerbe  und  Arbeit  kann  ein 
Teil  des  Geschäftsgewinnes  zur  Bildung  eines  Anteilkapitals  für  Ar- 
beiter und  Angestellte  verwendet  werden. 

Frankreich  hat  als  erstes  Land  die  Gewinnbeteiligung  der  Ar- 
beiter gesetzlich  geregelt.  Bei  dem  französischen  Gesetz  betr.  Aktien- 
gesellschaften mit  Gewinnbeteiligung  der  Arbeiter  vom  26.  April  1917 
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handelte  es  sich  zwar  nicht  um  eine  gesetzliche  Einführung  der  Ge- 
winnbeteiligung, wohl  aber  um  bestimmte  rechtliche  Normen  für 
Aktiengesellschaften  mit  Arbeiterbeteiligung.  Von  der  Befugnis  zur 
Bildung  von  Aktiengesellschaften  mit  Arbeiteraktien  ist  allerdings 
bisher  erst  in  vier  Fällen  Gebrauch  gemacht  worden.  Ein  Gesetz  vom 
9.  September  1919  macht  die  Erteilung  von  Bergwerkskonzessionen 
von  der  Einführung  einer  Gewinnbeteiligung  abhängig. 

Nach  einem  Bericht  der  „Times"  vom  6.  September  1918  hat 
Lloyd  George  bei  Entwicklung  seines  sozialen  Programms  vor  Ver- 
tretern der  englischen  Presse  erklärt,  daß  er  sich  mit  aller  Energie 
auch  mit  der  Gewinnbeteiligung  der  Arbeiterschaft  befassen  werde, 
die  den  Arbeitern  ein  wirkliches  Interesse  an  der  Produktionssteige- 
rung gäbe.    „Therein  lies  our  national  salvation." 

Ferner  ist  die  Frage  der  Gewinnbeteiligung  durch  die  jüngste 
sozialpolitische  Gesetzgebung  in  ein  neues  Stadium  ge- 
kommen, denn  ein  Haupteinwand  der  früheren  Gegner  der  Gewinn- 
beteiligung war  der,  daß  durch  dieses  System  die  Arbeiter  auch  Ein- 
blick in  die  inneren  Geschäftsvorgänge  des  Unternehmens  erhalten 
wollten,  was  unzulässig  wäre.  Durch  die  neuerliche  Einführung  der 
Betriebsräte,  der  works  committees,  und  ähnlicher  Vertretungen 
der  Arbeiterschaft  wird  dieser  Einwand  zum  Teil  entkräftet,  da  durch 
diese  neueren  Institutionen  den  Arbeitern  gesetzlich  eine  gewisse  Mit-- 
Wirkung  bei  der  Verwaltung  der  Unternehmungen  eingeräumt  wird. 
So  heißt  es  auch  ausdrücklich  im  §  78  des  deutschen  Betriebsräte- 
gesetzes: „Der  Arbeiterrat  und  der  Angestelltenrat  oder,  wo  ein  solcher 
nicht  besteht,  der  Betriebsrat  hat  die  Aufgabe,  soweit  eine  tarifvertrag- 
liche  Regelung  nicht  besteht,  im  Benehmen  mit  den  beteiligten  wirt- 
schaftlichen Vereinigungen  der  Arbeitnehmer  bei  der  Regelung  der 
Löhne  und  sonstigen  Arbeitsverhältnisse  mitzuwirken,  namentlich  auch 
bei  der  Festsetzung  der  Akkord-  und  Stücklohnsätze  oder  der  für  ihre 
Festsetzung  maßgebenden  Grundsätze,  bei  der  Einführung 
neuer  Löhnungsmethoden,  bei  der  Festsetzung  der  Arbeits- 
zeit, insbesondere  bei  Verlängerungen  oder  Verkürzungen  der  regel- 
mäßigen Arbeitszeit,  bei  Regelung  des  Urlaubs  der  Arbeitnehmer  und 
bei  Erledigung  von  Beschwerden  über  die  Ausbildung  und  Behandlung 
der  Lehrlinge  im  Betriebe." 

Da  ferner  durch  die  Betriebsräte  usw.  eine  gewisse  Garantie  für 
die  Aufrechterhaltung  der  tarifvertraglichen  Regelungen  gegeben  wird, 
ist  auch  die  Möglichkeit  stark  eingeengt,  daß  die  Unternehmer  die 
von  ihnen  eingeführte  Gewinnbeteiligung  als  Mittel  benutzen,  um  den 
Arbeitern  die  Anteilnahme  an  Lohnstreitigkeiten  usw.  unmöglich  zu 
machen.  Daraus  ist  es  auch  zu  verstehen,  daß  die  Stellung  der 
Gewerkschaften  und  der  Sozialdemokratie  zur  Frage  der  Ge- 
winnbeteiligung sich  geändert  hat.  Zwar  stehen  die  streng  sozialistisch 
gesinnten  Parteien  nach  wie  vor  dem  Gewinnbeteiligungsplan  gegne- 
risch gegenüber,  da  sie  sagen,  das  ganze  kapitalistische  System,  wobei 
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die  Arbeiter  den  Arbeitslohn,  die  Unternehmer  den  Unternehmer- 
gewinn erhalten,  sei  verfehlt.  Durch  die  Gewinnbeteiligung  würde 
dieses  kapitalistische  System  eher  eine  Stärkung  als  eine  Schwächung 
erfahren,  weil  der  Klassenkampfgedanke  hierdurch  abgeschwächt 
werde.  Bei  den  Gewerkschaften  der  verschiedenen  Länder  dagegen 
war  die  Opposition  hauptsächlich  aus  dem  Grunde  vorhanden,  weil  sie 
fürchteten,  daß  die  Arbeiter  in  den  Betrieben  mit  Gewinnbeteiligung 
in  ihren  gewerkschaftlichen  Rechten  geschädigt  werden  könnten. 
Manche  Gewinnbeteiligungsversuche  sind  in  England  daran  geschei- 
tert, daß  die  Trade  Unions  gegen  die  Einführung  des  Systems  oppo- 
niert haben.  Da  in  der  Gegenwart  viel  größere  gesetzliche  Garan- 
tien für  die  strenge  Innehaltung  der  gewerkschaftlichen  Rechte  ge- 
geben sind,  ist  diese  gegnerische  Stellung  abgeschwächt. 

Es  ist  von  Interesse,  die  neuere  Stellung,  z.  B.  des  Allgemeinen 
deutschen  Gewerkschaftsbundes,  in  dieser  Frage  kennen  zu  lernen, 
die  durchaus  von  der  gegnerischen  Haltung  früherer  Sozialisten  und 
Gewerkschaftsführer,  wie  Eduard  Bernstein,  Schippel,  v.  Elm  u.  a.,  ab- 
weicht. Im  Korrespondenzblatt  des  Allgemeinen  deutschen  Gewerk- 
schaftsbundes wird  in  mehreren  Aufsätzen  vom  Februar  bis  März  1920 
die  Frage  der  Gewinnbeteiligung  behandelt  K 

Es  wird  dort  gesagt:  „Infolge  der  Notwendigkeit,  eine  Steigerung 
der  Arbeitsleistung  herbeizuführen,  wird  die  Frage  der  Gewinnbeteili- 
gung nicht  mehr  von  der  Tagesordnung  verschwinden.  Hierzu  drängt 
auch  der  Zug  der  Zeit  nach  Förderung  der  Gemeinwirtschaft  und  die 
Einführung  des  konstitutionellen  Arbeitssystems,  das  durch  das  Be- 
triebsrätegesetz  eine  wichtige  Stütze  erhalten  hat."  Dann  heißt  es 
weiter:  „Die  Gewinnbeteiligung  der  Arbeiter  liegt  in  der  Linie  dieser 
Entwicklung;  denn  sie  ist  geeignet,  den  Arbeiter  aus  der  Rechtlosigkeit 
und  Untertänigkeit  auf  eine  höhere  Stufe  der  Mitarbeiterschaft  zu  er- 
heben und  seinem  Mitbestimmungsrecht  zu  der  vom  Gesetze  neu  ge- 
währleisteten rechtlichen  Grundlage  auch  eine  reale  Grundlage  zu  ver- 
leihen. Sie  drängt  die  Arbeiter  zur  Steigerung  der  Betriebswirtschaft- 
lichkeit und  die  Betriebseigner  über  die  privatwirtschaftlichen  Grenzen 
hinaus  zu  gemeinwirtschaftlicher  Richtung. 

Die  Betriebsräte  werden  daher  häufiger  vor  die  Frage  gestellt  wer- 
den, ob  es  zweckmäßig  und  mit  gewerkschaftlichen  und  sozialen  Grund- 
sätzen vereinbar  sei,  die  Gewinnbeteiligung  einzuführen.  Darum  ist 
eine  Erörterung  dieser  Frage  im  Interesse  der  Gewerkschaften  drin- 
gend geboten. 

Eine  Ablehnung  des  Gewinnbeteiligungssystems  von  vornherein 
etwa  grundsätzlich,  um  den  Sozialismus  nicht  aufzuhalten,  wäre  nicht 
sozialistisch,  sondern  doktrinär."  Zum  Schluß  wird  die  Anregung  ge- 
geben, durch  die  zuständige  Gewerkschaftsleitung  in  den  Industrien,  in 


i  Ein  Auszug  aus  diesen  Aufsätzen  befindet  sich  in  der  Sonderbeilage  zum  Reichs- 
Arbeitsblatt  Nr.  3,  Berlin,  März  1920:  „Untersuchungen  und  Vorschläge  zur  Beteiligung  der 
Arbeiter  am  Ertrage  wirtschaftlicher  Unternehmunsren". 
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denen  schon  seit  längerer  Zeit  Gewinnbeteiligungssysteme  durchge- 
führt seien,  genaue  Unterlagen  über  Zeit  der  Einführung,  Umfang  der 
Betriebe,  Höhe  der  Anteile  usw.  sammeln  zu  lassen.  Die  so  gewonne- 
nen Unterlagen  sollten  dann  einer  Studienkommission  im  Allgemeinen 
Deutschen  Gewerkschaftsbunde  zugänglich  gemacht  werden.  Gelange 
die  Kommission  dazu,  die  Einführung  der  Gewinnbeteiligung  zu  emp- 
fehlen, so  wäre  es  ferner  ihre  Aufgabe,  Richtlinien  für  die  Durch- 
führung der  Gewinnbeteiligung  aufzustellen  und  sich  in  einzelnen 
Fällen  auf  Verlangen  gutachtlich  zu  äußern. 

In  dem  Organ  des  Zentralverbandes  christlicher  Bauarbeiter 
Deutschlands  „Die  Baugewerkschaft"  1  wird  in  einer  Abhandlung  über 
die  Gewinnbeteiligung  erklärt,  daß,  wenn  damit  bezweckt  würde,  das 
Interesse  der  Arbeiter  für  die  Betriebe  zu  wecken  und  die  Arbeits- 
freudigkeit zu  erhöhen,  dies  ein  Boden  sei,  auf  dem  die  Baugewerkschaft 
sich  mit  den  Unternehmern  durchaus  solidarisch  fühle  und  von  dem  aus 
der  Beteiligung  der  Arbeiter  am  Arbeitsertrag  auch  im  Baugewerbe 
praktisch  nähergetreten  werden  könne.  Auch  der  Gewerkschaftsbund 
der  Angestellten  hat  die  Beteiligung  der  Angestellten  am  Gewinn  der 
Unternehmungen  in  seine  Programmforderungen  aufgenommen.  In 
seinem  Programm  vom  Februar  1920  hat  er  die  Forderung  der  Aus- 
bildung geeigneter  Formen  für  die  Gewinnbeteiligung  der  Angestellten 
am  Unternehmen  aufgestellt. 

Wenn  ich  in  folgendem  zu  diesen  Problemen  kritisch  Stellung 
nehme,  so  möchte  ich  vorausschicken,  worauf  es  meiner  Ansicht  nach 
vor  allem  in  dieser  Frage  ankommt.  Wenn  einzelne  Unternehmer  die 
Gewinnbeteiligung  nach  ihren  persönlichen  und  individuellen  Verhält- 
nissen für  zweckmäßig  und  richtig  halten,  z.  B.  im  Interesse  der  Er- 
haltung ihres  Arbeiterstammes,  oder  wenn  sie  glauben,  hierdurch  die 
Arbeiterschaft  zu  besonders  tüchtigen  Leistungen  anzuspornen,  so  ist 
das  ihre  persönliche  Angelegenheit  und  nicht  von  allgemeiner 
Bedeutung.  Erst  dann  gewinnt  das  Problem  allgemeines  Interesse, 
wenn  aus  bestimmten  nationalökonomischen  und  sozialpolitischen  Er- 
wägungen heraus  dieses  System  als  das  volkswirtschaftlich  zweck- 
mäßigste Entlohnungssystem  bezeichnet  wird. 

Bevor  ich  über  das  Tatsachenmaterial  zu  dieser  Frage  berichte, 
muß  ich  auf  neuere  theoretische  Gedankengänge  eingehen,  die 
zu  dieser  Frage  beigebracht  worden  sind. 

Hier  ist  vor  allem  auf  die  bereits  erwähnte,  viel  beachtete  Schrift 
des  früheren  Präsidenten  des  Aufsichtsamtes  für  Privatversicherung, 
Grüner,  hinzuweisen,  der  in  sehr  ausführlicher  Weise  auch  die  theore- 
tische Seite  der  Probleme  erörtert.  Sein  allgemeines  Urteil  über  dieses 
Lohnsystem  faßt  er  so  zusammen 2:  „Bei  den  schweren  Verwüstungen, 
die  der  langdauernde  Krieg  unserer  Volkswirtschaft  zugefügt  hat,  und 
angesichts  der  ungeheuren  Belastung,  die  der  Friedensschluß  unserem 


i  12.  Jan.  1920. 
2   a.  a.  O.,  S.  175. 
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Volke  aufzuerlegen  droht,  müssen,  wenn  wir  uns  aus  tiefster  wirtschaft- 
licher Not  wieder  emporarbeiten  sollen,  alle  in  unserem  Volke  vor- 
handenen Kräfte  zu  williger  Arbeit  aufgeboten  und  zu  zielbewußtem 
Zusammenwirken  vereinigt  werden.  Die  Rücksicht  auf  unser  schwer 
geprüftes  Vaterland  macht  es  jedem  zur  Pflicht,  mit  besten  Kräften 
zur  Hintansetzung  aller  die  Produktion  lähmenden  Arbeitskämpfe  bei- 
zutragen. In  diesen  Zeiten  schweren  wirtschaftlichen  Ringens  und 
Wiederauf  bauens  könnte  sich  das  Anteilsystem  als  wirksames  Mittel 
zur  Förderung  des  sozialen  Friedens  und  zugleich  zur  Erweckung 
tausendfältiger  ungeahnter  Volkskräfte  erweisen.  Ungeheure  Energie- 
massen schlummern  heute  noch  in  unserer  Arbeiterwelt  und  bleiben 
ungenützt  für  unser  Wirtschaftsleben  vermöge  der  Gleichgültigkeit 
und  oft  auch  Widerwilligkeit,  mit  der  vielfach  die  auszuführende  Arbeit 
verrichtet  wird.  Gelingt  es,  das  Eigeninteresse  der  Arbeiter  am  Ge- 
deihen der  Unternehmungen  derart  zu  beleben,  daß  sie  die  ganze 
Kraft  ihres  guten  Willens  und  ihrer  bestmöglichen  Leistungen  in  den 
Dienst  der  Unternehmungen  und  unseres  nationalen  Wirtschaftslebens 
stellen,  so  wird  damit  eine  unermeßliche  Produktionssteigerung  er- 
reicht werden,  die  zur  Quelle  der  Bereicherung  für  alle  Beteiligten  und 
zum  Segen  für  die  gesamte  Nation  werden  wird." 

Grüner  hat  weiterhin  spezielle  lohntheoretische  Erwägungen  zu- 
gunsten seiner  Befürwortung  des  Gewinnbeteiligungssystems  hinzu- 
gefügt. In  kurzer  Zusammenfassung  sind  seine  Grundgedanken  die 
folgenden:  Die  Kernfrage  sei  die  nach  der  gerechten  'Vergütung 
der  Arbeiter,  sie  sei  aber  nur  aus  der  Rolle  zu  beantworten,  welche  die 
Lohnarbeit  in  der  Unternehmung  spiele,  also  aus  der  wirtschaftlichen 
Bedeutung  der  Lohnarbeit  in  dem  Produktionsprozeß.  So  sehr  aber 
die  Leistungen  des  Unternehmers  und  des  Arbeiters  grundverschieden 
seien,  so  stünden  sie  doch  in  einem  engen  Gegenseitigkeits-  und  Ab- 
hängigkeitsverhältnis. Wenn  man  den  wirtschaftlichen  Wert  der  Ar- 
beitsleistung nach  ihrem  Effekt  beurteilen  wolle,  so  gäbe  es  keine 
andere  Möglichkeit,  als  ihn  nach  dem  im  Produkte  des  Unternehmens 
mitenthaltenen  Effekt  zu  schätzen:  „Es  ist  wichtig,  darauf  hinzuweisen, 
daß  der  Gewinn  des  Unternehmers  in  der  Verwertung  desjenigen  Ge- 
samtproduktes besteht,  welches  wesentlich  auf  der  Mitwirkung  des 
Arbeiters  beruht,  ohne  sie  gar  nicht  gedacht  werden  kann  und  den 
Effekt  dieser  Arbeitsleistung  als  notwendigen  Bestandteil  in  sich  birgt, 
sowie  ferner,  daß  der  Arbeiter  mit  jeder  Kraftäußerung,  mit  der  un- 
scheinbarsten Stoffveränderung  und  Stoffbewegung  sich  des  Ergeb- 
nisses dieser  Arbeitsleistung  zugunsten  des  Unternehmers  entäußert, 
um  von  letzterem  in  anderer  Form  eine  Vergütung  dafür  zu  erhalten 1." 

In  dem  Maße,  in  welchem  der  Wert  der  Arbeit  entscheidend  oder 
mitbestimmend  sei  für  den  Lohn  der  Arbeit,  müsse  letzterer  auch  vom 
Werte  des  Produktes  abhängen,  wenn  aber  in  der  Lohnverein- 

1  a.  a.  O..  S.  25. 
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barung  der  Wert  der  Lohnarbeit  als  bestimmender  oder  zum  minde- 
sten mitbestimmender  Preisfaktor  zum  Ausdruck  kommen  soll,  so  sei 
dies  nur  möglich,  indem  der  Wert  des  Produktes  in  Rücksicht  gezogen 
werde.  In  einer  auf  dem  Prinzip  der  freien  Konkurrenz  beruhenden 
Wirtschaftsordnung  sei  kein  Lohnsystem  imstande,  eine  Bestimmung 
des  Lohnes  ohne  Rücksicht  auf  den  Wert  der  Arbeitsleistung  befrie- 
digend durchzuführen.  Da  der  letztere  Wert  aber  notwendig  wieder 
in  Abhängigkeit  stände  von  dem  des  kooperativ  erzeugten  Produktes, 
so  werde  vom  Arbeiter  unmöglich  verlangt  werden  können,  daß  er  bei 
der  Annahme  eines  festen  Lohnes  auf  jeden  Anteil  am  Arbeitsertrage 
verzichte.  Das  berechtigte  Ziel  aller  Lohnforderungen  könne  nur  ein 
dem  Wert  entsprechender  Lohn  sein,  d.  h.  ein  mit  dem  steigenden 
Gebrauchswert  der  Arbeit  verhältnismäßig  mitsteigender  Lohn,  und 
da  der  Gebrauchswert  der  Arbeit  nur  in  dem  Wert  der  Produkte  zum 
Ausdruck  komme,  ein  mit  dem  reinen  Ertrag  der  Produkte  im  Ver- 
hältnis stehender. 

So  weit  die  Theorie  Gruners.  Ich  möchte  diesen  Ausführungen  gegen- 
über die  Frage  aufwerfen:  Ist  wirklich  Gewinnbeteiligung  eine  gerechte 
Vergütung  der  Arbeiter"?  Ist  wirklich  die  Rolle,  welche  die  Lohn- 
arbeiter in  der  Unternehmung  spielen,  bei  Grüner  richtig  angegeben? 
Ich  komme  in  dieser  Frage  zu  dem  genau  entgegengesetzten  Ergeb- 
nis. Mir  scheint,  daß  bei  ihm  die  richtigen  nationalökonomischen 
Gesichtspunkte  für  die  Beurteilung  des  Wertes  der  Leistungen  der 
Lohnarbeiter  einerseits,  der  Unternehmer  anderseits  verkannt  werden. 
Der  wichtige  Unterschied  zwischen  der  sogenannten  dispositiven 
Arbeit,  d.  h.  der  leitenden  Unternehmertätigkeit,  und  anderseits  der 
exekutiven  Arbeit,  d.  h.  der  rein  ausführenden  Arbeit  des  Lohn- 
arbeiters, ist  nicht  genügend  beachtet.  Ebenso  verwechselt  Grüner 
den  technischen  und  den  wirtschaftlichen  Erfolg  der  Ar- 
beit, den  Kostenwert  der  Produktion  und  den  Marktwert  der 
Produkte.  Der  Arbeitslohn  stellt  die  Bezahlung  für  die  exekutive  Ar- 
beitsleistung dar.  Der  Unternehmer  anderseits,  der  die  Arbeitskräfte 
und  Kapitalien  in  die  richtigen  Bahnen  lenken  muß,  der  die  ganze 
Leitung,  Organisation  und  Kontrolle  des  Unternehmens  hat,  mit 
eigenem  oder  geliehenem  Vermögen  das  Risiko  der  Unternehmung 
trägt,  hat  Anspruch  auf  Belohnung  für  die  geglückte  Durchführung  der 
Unternehmung,  die  ihm  in  Form  des  Unternehmergewinnes  zufließt. 
Der  Unternehmergewinn  ist  der  reine  Überschuß  über  die  von  ihm 
aufgewandten  Kosten.  Er  muß  ihm  ebenso  zukommen,  wie  er  auch 
die  Vermögensverluste  tragen  muß,  wenn  seine  Spekulation  verfehlt 
war.  Der  Arbeiter  kann  durch  fleißigste,  tüchtigste  und  intensivste 
Arbeit  immer  nur  bestenfalls  erreichen,  daß  der  technische  Erfolg 
der  Arbeitsleistung  erhöht  wird.  Er  kann  durch  mehr  und  bessere  Arbeit 
die  Quantität  und  Qualität  der  Produkte  verbessern.  Dieses  alles 
braucht  aber  in  gar  keiner  Weise  im  Reingewinn  des  Unternehmens 
hervorzutreten,    denn    hierfür    kommt    der    Marktwert    der    Pro- 
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dukte  in  Frage,  und  dieser  ist  wiederum  abhängig  von  den  zahlreichen 
Konjunkturen  des  Marktes,  unter  Umständen  des  Weltmarktes.  Wenn 
der  Arbeiter  durch  fleißige  und  tüchtige  Leistung  zur  Förderung  der 
Produktion  in  quantitativer  und  qualitativer  Hinsicht  beigetragen  hat, 
so  kann  doch  der  wirtschaftliche  Enderfolg  ein  sehr  bescheidener  sein, 
unter  Umständen  sogar  bei  den  technisch  vollendetsten  Arbeits- 
leistungen ein  Mißerfolg  eintreten. 

Wenn  z.  B.  eine  große  Holzfirma  ein  neues  ausländisches  Holz  in 
Deutschland  einzuführen  beabsichtigt,  so  wüßte  ich  nicht,  wie  die  Ar- 
beiter des  Unternehmens,  die  dieses  Holz  zu  zerkleinern  haben,  einen 
Anteil  an  dem  Gewinn  erhalten  sollten,  den  der  Unternehmer  bei 
diesem  Versuche  erzielt.  Ebenso  wie  es  sehr  hart  und  ungerecht  er- 
scheinen müßte,  den  Arbeitern  einen  Lohnabzug  zu  machen,  wenn 
das  Holzgeschäft  bei  dem  Import  der  neuen  Holzsorte  Fiasko  erleidet. 
Streng  genommen  müßte  jedes  Gewinnbeteiligungssystem  gleichzeitig 
auch  eine  Beteiligung  am  Verlust  in  sich  schließen.  Aber  diese  Konse- 
quenz will  man  mit  Recht  nicht  ziehen,  oder  wo  Verlustbeteiligung  ein- 
geführt war,  hat  man  den  Versuch  sehr  bald  wieder  aufgegeben.  Soweit 
der  Arbeiter  an  dem  technischen  Erfolg  des  Produktionsertrages  be- 
teiligt ist,  soll  er  auch  durch  entsprechend  höheren  Lohn  für  seine 
qualifizierte  und  intensive  Arbeitsleistung  den  Entgelt  erhalten.  Die 
außerordentlich  verschiedene  Lohnhöhe  bei  den  einzelnen  Arbeiter- 
gruppen in  den  großen  Unternehmungen  zeigt  deutlich,  wie  die  Unter- 
nehmer einerseits  und  die  Arbeiter  anderseits  den  Wert  der  exekutiven 
Arbeitsleistung  einzuschätzen  wissen.  Soll  auf  diese  Weise  die  Qua- 
lität der  Arbeitsleistung  in  einem  höheren  Arbeitsentgelt  hervortreten, 
so  darf  die  Arbeitsleistung  aber  nicht  nach  dem  Gewinnertrag  des 
Unternehmens,  bei  dem  die  technische  Arbeitsleistung  immer  nur  einen 
und  nie  den  ausschlaggebenden  Faktor  darstellt,  entlohnt  werden. 

Ich  stimme  mit  Grüner  durchaus  darin  überein,  daß  keine  so  drin- 
gende Forderung  in  der  Gegenwart  und  Zukunft  zu  erheben  ist  als 
die  der  möglichsten  Steigerung  der  Produktivität,  d.  h. 
immer  größerer  Arbeitsleistung.  Wie  soll  aber  dieser  Ansporn  ge- 
geben werden,  wenn  die  größere  Arbeitsintensität  nicht  nach  dieser 
Leistung,  sondern  nach  dem  hin  und  her  schwankenden  Gewinn« 
erträgnis  vergolten  wird.  Weitaus  vorzuziehen  sind  daher  alle  die- 
jenigen Entlöhnungsmethoden,  wobei  das  höhere  Arbeitsentgelt  in 
direkter  Beziehung  zu  besserer  Arbeitsleistung  steht.  Das  ist  der  Fall 
bei  den  verschiedenen  Lohnprämiensystemen,  bei  denen  zu  dem  festen 
Lohn  noch  eine  Prämie  tritt,  wenn  der  Arbeiter  durch  besonders  tüch- 
tige Leistung,  durch  Ersparnis  an  Betriebsmaterial  usw.  zur  Hebung  des 
Produktionsresultats  beiträgt.  Dieser  Entlöhnungsgrundsatz,  wonach 
also  Prämien  gezahlt  werden  bei  Ersparnis  an  der  veranschlagten  Zeit 
oder  von  Materialien  und  dergleichen,  oder  bei  Erreichung  besonderer 
Arbeitsgüte,  wurde  bei   den   deutschen   Eisenbahnen  eingeführt,  wo 
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Sparprämien  (an  Kohlen  oder  öl  usw.)  für  die  Lokomotivführer  ge- 
zahlt wurden.  Auch  in  vielen  Privatfabriken  des  In-  und  Auslandes 
gibt  es  ähnliche  Prämien.  Besonders  gut  ist  dieses  System  ausge- 
bildet bei  der  Bethlehem-Steel-Gesellschaft.  Hier  erhalten  die  Arbeiter 
bei  Erreichung  eines  bestimmten  Arbeitspensums  in  der  veran- 
schlagten Arbeitszeit  zum  Stundenlohn  noch  eine  Prämie. 

Es  hat  mit  Recht  in  Arbeiterkreisen  oft  Erbitterung  hervorgerufen, 
wenn  bei  dem  Gewinnbeteiligungssystem  in  Jahren,  in  denen  sie  be- 
sonders fleißig  und  tüchtig  gearbeitet  haben,  kein  oder  nur  ein  geringer 
Gewinnanteil  ausgezahlt  wurde.  Wir  werden  später  noch  auf  die  zahl- 
reichen Mißerfolge  des  Gewinnbeteiligungssystems  hinweisen  müssen. 
Hier  sei  schon  bemerkt,  daß  die  Ursache  der  Mißerfolge  nicht,  wie  so 
häufig  behauptet  wird,  am  schlechten  Willen  der  Unternehmer  oder 
an  mangelhafter  Durchführung  des  Systems  liegt,  sondern  in  den  weit- 
aus meisten  Fällen  darin,  daß  der  Zusammenhang  zwischen  Arbeits- 
leistung und  Gewinnanteil  vollkommen  fehlt.  Selbst  Unternehmer,  die 
mit  großer  Begeisterung  das  System  eingeführt  haben,  gaben  es  wieder 
auf,  z.  B.  der  vorher  erwähnte  Messingfabrikant  Borchert  in  Berlin 
nach  fünfjährigem  Bestehen  im  Jahre  1872.  Borchert1  selbst  gibt  als 
Grund  dieser  Maßnahme  an,  daß  der  Bonus  der  Arbeiter  an  Umstände 
geknüpft  gewesen  sei,  auf  welche  sie  keinen  Einfluß  gehabt  hätten. 
Es  sei  nicht  der  Fehler  der  Arbeiter,  wenigstens  nicht  der  technischen, 
wenn  Kupfer,  Zink  oder  Kohle  zu  teuer  gekauft,  die  angefertigten 
Waren  zu  wohlfeil  verkauft  und  in  solchen  Fällen  Überschüsse  oder 
Gewinn  nicht  erzielt  würden.  Obschon  jeder  der  nicht  beim  Ein-  und 
Verkauf  beteiligten  Beamten  und  Arbeiter  seine  Schuldigkeit  in  vollem 
Maße  getan  haben  könne,  so  würde  er  doch  wegen  des  mangelnden 
Produktionsgewinnes  leer  ausgehen  müssen. 

Aus  diesen  letzten  Erwägungen  heraus  ergibt  sich  auch  leicht,  in 
welchen  Ausnahmefällen  das  Gewinnbeteiligungssystem  ökonomisch 
am  Platze  ist.  Handelt  es  sich  um  höhere  Angestellte,  Werkleiter, 
Vorarbeiter  usw.,  die  durch  ihre  persönliche  verantwortungsvolle 
Stellung  und  Beschäftigung  im  Betriebe  in  besonderer  Weise  auch  auf 
den  Gesamterfolg  des  Unternehmens  Einfluß  haben,  so  wird  für  diese 
Personenkategorien  ein  Anteil  am  Geschäftsgewinn  ebenso  zweck- 
mäßig sein,  wie  man  auch  Tantiemen  an  höhere  Beamte,  Direktoren 
von  Aktiengesellschaften  usw.  zahlt. 

Für  meine  ablehnende  Stellung  gegenüber  dem  Gewinnbeteili- 
gungssystem ist  die  bisher  durchgeführte  Argumentation,  daß  die  Ge- 
winnbeteiligung richtigen  nationalökonomischen  Grundsätzen  in  bezug 
auf  Verteilung  des  Ertrages  zwischen  Arbeiter  und  Unternehmer  wider- 
spricht, die  ausschlaggebende. 


1  Borchert  jun.,  Wilhelm,  Eine  Partnerschaft  als  Aktienunternehmen.    „Arbeiter- 
freund".    X.    1872.    S.  333— 343. 
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In  aller  Kürze  möohte  ich  aber  noch  auf  schwerwiegende  weitere 
Bedenken,  die  das  System  hat,  eingehen. 

1.  Der  Gewinnanteil  ist  in  der  Regel  viel  zu  geringfügig,  als  daß 
er  die  überschwenglichen  Hoffnungen  erfüllen  könnte,  welche  die 
Gewinnbeteiligungsfreunde  von  ihm  erwarten.  Selbst  ein  hoher  Pro- 
zentsatz eines  beträchtlichen  Reingewinnes  macht,  verteilt  auf 
Tausende  von  Arbeitern,  für  den  einzelnen  nur  einen  ganz  kleinen 
Betrag  aus.  So  erhielten  z.  B.  die  Arbeiter  in  der  Krefelder  Seiden- 
fabrikation von  Bück  Sohn  oft  nur  6—7  Mark  jährlich;  das  bedeutete 
eine  Lohnerhöhung  von  nicht  1  %. 

2.  Die  Beträge  sind  nicht  nur  geringfügig,  sondern  auch  außer- 
ordentlich schwankend,  was  noch  viel  mehr  Bedenken  hat.  Es  ist  für 
das  Budget  einer  Arbeiterfamilie  sehr  gefährlich,  wenn  es  infolge  des 
Gewinnbeteiligungssystems  großen  Schwankungen  unterworfen  ist.  In 
der  Regel  werden  die  Arbeiterfrauen,  wenn  sie  in  einem  Jahre  einen 
großen  Gewinnanteil  bekommen  haben,  in  der  Hoffnung,  im  nächsten 
Jahre  denselben  Betrag  oder  einen  noch  höheren  zu  erhalten,  ihre 
Wirtschaft  danach  einrichten.  So  haben  z.  B.  die  Arbeiter  in  der 
Spielwarenfabrik  von  Billon  &  Isaack,  Genf,  im  Jahre  1876  im  Durch- 
schnitt 56  Frcs.  erhalten,  d.  h.  4  %  des  Lohnes,  aber  im  Jahre  1872: 
347  Frcs.,  d.  h.  28V*  %.  Aus  diesem  Grunde  wurde  auch  ein  Gewinn- 
beteiligungsversuch in  der  Schweiz  eingestellt,  weil  die  Arbeiter 
Schulden  machten  auf  die  Hoffnung  hin,  recht  hohe  Gewinnanteile  zu 
erhalten.  In  solchen  Unternehmungen  aber,  die  ihrer  Natur  nach  oder 
infolge  besonders  günstiger  Umstände  weniger  Schwankungen  aus- 
gesetzt sind,  wo  die  Arbeiter  also  in  der  Regel  jährlich  dieselben  Be- 
träge erhalten,  wie  dies  z.  B.  bei  der  Gewinnbeteiligung  in  der  Halle- 
schen Maschinenfabrik  der  Fall  war,  könnte  man  dasselbe  Ziel  besser 
durch  feste  Lohnzuschüsse  erreichen.  Will  man  aber,  um  dem  an- 
gegebenen Mangel  zu  entgehen,  die  einzelnen  Beträge  sperren  und  sie 
in  einer  Sparkasse  anlegen  und  den  Arbeitern  etwa  erst  bei  Erreichung 
eines  höheren  Alters  auszahlen,  so  wird  der  Hauptvorteil,  der  dem 
Gewinnbeteiligungssystem  nachgerühmt  wird,  daß  die  Arbeiter  ein 
unmittelbares  Interesse  am  Geschäftsgang  haben,  illusorisch  gemacht 
durch  die  in  weite  Zukunft  gerückte  Aussicht  auf  Gewinnanteil. 

3.  Sobald  die  Arbeiter  am  Gewinn  beteiligt  sind,  neigen  sie  auch 
dazu,  in  das  Unternehmen  und  in  die  Leitung  des  Betriebes  hinein- 
reden zu  wollen.  Sie  verlangen  nicht  nur  Einsicht  in  die  Geschäfts- 
bücher, sondern  wollen  auch  alle  möglichen  Vorschläge  zur  Besserung 
der  Rentabilitäts Verhältnisse  machen.  Durch  diese  Einmischung  in  die 
Geschäftsleitung  sind  in  vielen  Fällen  Streitigkeiten  entstanden,  die  zur 
Einstellung  der  Gewinnbeteiligung  geführt  haben.  Wenn  auch,  wie 
oben  bemerkt,  dieser  Einwand  nicht  mehr  die  Wichtigkeit  besitzt  wie 
früher,  so  könnte  doch  bei  diesem  System,  weit  über  die  Befugnisse  der 


Zur  Frage  der  Beteiligung  der  Arbeiter  am  Unternehmergewinn.        jj 

Betriebsräte  hinaus,  möglicherweise  eine  sehr  störende  Einmischung 
seitens  der  Arbeiter  in  die  inneren  Verhältnisse  des  Betriebs  eintreten. 

4.  Da  die  Gewinnbeteiligung  eine  Extraleistung  des  Unternehmers 
darstellt,  verlangen  die  Unternehmer  ihrerseits  häufig  auch  Gegen- 
leistungen seitens  der  Arbeiter;  z.  B.  fordern  sie,  daß  die  Arbeiter  sich 
von  Lohnbewegungen  und  von  Koalitionen  fernhalten.  Auch  dieses 
hat  zu  ernsten  Mißhelligkeiten  geführt,  z.  B.  mußte  die  Gewinnbeteili- 
gung in  der  Wagenfabrik  Brewster  in  New  York  aufgegeben  werden, 
weil  die  Arbeiter  sich  an  der  8-Stunden-Bewegung  beteiligt  hatten. 

In  dem  Statut  über  die  Gewinnbeteiligung  bei  der  Halleschen 
Maschinenfabrik  und  Eisengießerei  fand  sich  die  Bestimmung:  „Wer 
wegen  Unbrauchbarkeit  oder  Unfleiß  oder  wegen  ungehörigen  Be- 
tragens aus  der  Arbeit  entlassen  wird,  oder  wer  die  Arbeit  freiwillig 
verläßt,  wer  mit  Arbeitseinstellung  droht  oder  andere  dazu  zu  ver- 
leiten sucht,  wer  streikt  oder  von  der  Arbeit  eigenmächtig  wegbleibt 
oder  sich  andere  grobe  Ungehörigkeiten  zu  schulden  kommen  läßt, 
verliert  jeden  Anspruch  auf  Tantieme.  Werden  von  Seiten  der 
Arbeiter  gemeinsame  Schritte  unternommen,  um  allgemeine  Lohn- 
erhöhungen für  die  gesamte  Arbeiterschaft  der  Halleschen  Maschinen- 
fabrik oder  für  einzelne  Werkstätten  zu  erzwingen,  so  erlischt  damit 
jeder  Anspruch  auf  Tantieme  entweder  für  alle  Arbeiter  oder 
mindestens  für  diejenigen  Werkstätten,  welche  die  Lohnerhöhungen 
haben  erzwingen  wollen." 

Tatsächlich  hat  die  Firma  vor  der  Revolution  nur  in  den  seltensten 
Fällen  unter  Streiks  zu  leiden  gehabt.  Auf  Antrag  der  Beteiligten  ist 
die  Gewinnbeteiligung,  die  seit  1890  bestand,  für  die  Arbeiter  seit 
dem  31.  Dezember  1918  und  für  die  Angestellten  seit  dem  1.  Juli  1919 
in  Wegfall  gekommen.  Wenn  auch,  wie  die  Firma  berichtet,  ein  großer 
Teil  der  Anhänger  für  die  Beibehaltung  der  Gewinnbeteiligung  war, 
so  stimmten  doch  auch  weitere  Kreise  der  Arbeiterschaft  dagegen. 

Auch  in  dem  oft  angeführten  Beispiel  der  Gewinnbeteiligung  der 
Kohlengrubenfirma  Henry  Briggs,  Son  &  Co.  in  Whitwood  in  Ybrkshire 
wurde  der  Versuch  aufgegeben,  weil  die  Gewinnbeteiligung  mit 
Organisations-  und  Koalitionsfragen  verquickt  wurde. 

Ich  habe  oben  schon  darauf  hingewiesen,  daß  diese  Gefahr  der 
Unterdrückung  der  gewerkschaftlichen  Bestrebungen  bei  Einführung  des 
Gewinnbeteiligungssystems  durch  die  neueste  politische  und  ökonomi- 
sche Entwicklung  sehr  eingeschränkt  ist.  Deshalb  dürfen  aber  die  anderen 
Bedenken  nicht  zurücktreten,  und  es  kann  unmöglich  die  Gewinn- 
beteiligung nur  aus  dem  Grunde  empfohlen  werden,  weil  diese  früher 
vorhandene  Gefahr  jetzt  überwunden  sei.  Auf  diesem  Standpunkt 
steht  z.  B.  S  t  o  1  z  m  a  n  n ;  er  meint1:  „Die  Befürchtung,  daß  durch 
die  Gewinnbeteiligung  eine  allzu  große  Fesselung  des  Arbeiters  an 


1  Grundzüge  der  Philosophie  der  Volkswirtschaft.    Jena  1920.    S.  198 
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den  Betrieb  und  seine  Ausnutzung  für  das  private  Interesse  des  Unter- 
nehmers herbeigeführt  werden  könnte,  daß  der  Arbeiter  dadurch  für 
die  Bestrebungen  seiner  Berufsvereinigung  verloren  sei  —  und  eine 
große  Anzahl  früher  vorgebrachter  Bedenklichkeiten,  das  alles  hat 
keine  Berechtigung  mehr,  wenn  man  nur  die  oben  zurückgewiesenen 
unbegründeten  und  unzeitgemäßen  Illusionen  fahren  läßt,  daß  bei 
allgemeiner  Durchführung  des  Gewinnbeteiligungssystems  die  gewerk- 
schaftlichen Organisationen  überflüssig  werden  möchten. 

Die  Erstarkung  des  gewerksgenossenschaftlichen  "Wesens  bringt  es 
ganz  von  selbst  mit  sich,  daß  die  Gewinnbeteiligung  zu  einem  inneren 
organischen  Bestandteil  der  genossenschaftlichen  Organisationenwerden 
muß,  soweit  es  in  deren  Zwecke  hineinpaßt."  „Denn",  so  fährt  Stolzmann 
fort,  „vor  der  gewerkschaftlichen  Kontrolle  verstummen  die  gegen  die 
Gewinnbeteiligung  früher  vorgebrachten  Bedenken."1  Ich  möchte  dem- 
gegenüber gerade  umgekehrt  sagen,  die  großen  Bedenken  gegen  die 
Gewinnbeteiligung  bestehen  nach  wie  vor  weiter,  wenn  auch  das  eine 
Bedenken,  daß  dadurch  die  gewerkschaftliche  Aktion  gehemmt  werden 
könnte,  heute  nicht  mehr  die  Bedeutung  hat  wie  früher. 

Sprechen  somit  überwiegende  Gründe  gegen  die  Einführung  der 
Gewinnbeteiligung  in  der  Form  eines  Zusatzes  zum  Lohn,  je  nach  den 
Gewinnergebnissen,  so  ist  dagegen  ein  anderes  System  der  Gewinn- 
beteiligung viel  günstiger  zu  beurteilen.  Die  neuerdings  öfters  vor- 
geschlagene und  auch  in  der  Praxis  in  verschiedenen  Ländern  bereits 
durchgeführte  Form  nämlich,  daß  die  Arbeiter  sich  mit  einem  ge- 
wissen Kapital  am  Unternehmen  beteiligen  und  daß  sie  dann  auf 
Grund  ihres  Aktienbesitzes  einen  Anteil  am  Geschäftsgewinn  erhalten. 
Bei  dieser  Gewinnbeteiligung  in  Form  von  Übernahme  kleiner  Aktien 
fallen  die  meisten  Bedenken,  die  gegen  die  erste  Form  der  Gewinn- 
beteiligung angeführt  wurden,  fort. 

Bei  diesem  System  der  Beteiligung  der  Arbeiter  am  Unternehmen 
durch  Besitz  von  Kleinaktien  wird  der  Hauptzweck  der  Gewinnbeteili- 
gungsfreunde, den  Arbeitern  ein  Interesse  am  Ertrag  des  Unter- 
nehmens zu  geben,  viel  besser  und  volkswirtschaftlich  rationeller  er- 
reicht, denn  in  diesem  Falle  haben  die  Arbeiter  einen  Teil  ihres  Ver- 
mögens im  Unternehmen  investiert,  haben  daher  auch  berechtigten 
Anspruch  auf  einen  Teil  des  Unternehmergewinnes.  Es  fällt  ihnen  in 
der  Dividende  ebenso  eine  Risikoprämie  zu,  wie  das  bei  den  sonstigen 
Aktionären  der  Fall  ist.  Es  wäre  daher  erwünscht,  eine  Änderung  des 
§  180  HGB.  dahin  vorzunehmen,  daß  die  Ausgabe  von  Kleinaktien, 
etwa  im  Betrage  von  200—250  Mark,  gestattet  wäre.  Es  müßte  ferner- 
hin dafür  Sorge  getragen  werden,  daß  die  Arbeiter  Erleichterungen  er- 
halten für  den  Erwerb  solcher  Aktien,  die  ihnen  womöglich  zum 
Nennwert  zukommen  könnten,  und  daß  sie  durch  allmählichen  Abzug 
am  Lohn  den  Erwerbspreis  für  die  Aktien  entrichten  könnten. 

Ich  werde  näher  auf  diese  Frage  im  praktischen  Teil  meiner  Ab- 
handlung  eingehen,  möchte  aber  hier  noch  eine  prinzipielle  Frage 
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erörtern.  Wäre  es  nicht  höchst  bedenklich  gerade  in  jetziger  Zeit,  wo  in 
ungesundester  Weise  die  weitesten  Volkskreise  sich  bereits  an  Spekula- 
tionen beteiligen,  die  Zahl  dieser  Spekulationslustigen  noch  zu  ver- 
mehren durch  Ausgabe  von  Kleinaktien?  Diese  Gefahr  kann  vermieden 
werden,  wenn  den  Arbeitern,  die  auf  der  einen  Seite  eine  Erleichterung 
im  Aktienbezug  erhalten,  auf  der  anderen  Seite  gegenüber  den 
sonstigen  Aktionären  gewisse  Erschwerungen  auferlegt  werden.  Es 
müßte  durch  Festsetzungen  bei  der  Durchführung  der  Klein- 
aktien im  einzelnen,  worauf  ich  auch  im  praktischen  Teil  noch  zu 
sprechen  komme,  den  Arbeitern  das  eigentliche  Spekulieren  und 
Spielen  mit  den  Aktien  unmöglich  gemacht  werden.  Die  Kapital- 
beteiligung der  Arbeiter  soll  eine  Anlageform  des  Kapitals  darstellen, 
nicht  aber  zu  spekulativen  Gewinnen  Anlaß  geben. 

Gegen  diese  Kapitalbeteiligung  der  Arbeiter  ist  der  Einwand  er- 
hoben worden,  daß  die  Beteiligung  der  Arbeiter  sich  immer  auf  ein 
einzelnes  Unternehmen  bezöge,  daß  daher  die  Arbeiter,  je  nach  der 
Rentabilität  der  Einzelunternehmungen,  sehr  verschiedene  Gewinne 
erzielten.  Das  widerspräche  aber  dem  sozialistischen  Gemeinsohafts- 
gedanken.  Um  diesen  Gedanken  zu  verwirklichen,  schlug  daher 
Südekum1  vor,  alle  Arbeiter  zu  einer  finanziellen  Gemeinschaft  zu- 
sammenzuschließen und  ebenso  alle  Unternehmungen,  so  daß  auf  alle 
Arbeiter  ein  Anteil  am  Gesamtertrag  aller  Unternehmungen  kommt. 
Sein  Vorschlag  läuft  hinaus  auf  eine  Kapital-Gewinnbeteiligung  auch 
der  Arbeiter  nicht  an  Einzelunternehmungen,  sondern  an  der  Ge- 
samtwirtschaft, die  alle  aktiv  am  Produktionsprozeß  Beteiligten  materiell 
an  einer  Erhöhung  der  Gesamtproduktion  dauernd  interessiert  und 
ihnen  zugleich  auf  die  Gestaltung  dieser  Gesamtproduktion  einen  plan- 
mäßig auszuübenden  Einfluß  gewährt.  Die  Durchführung  dieses  Planes 
denkt  sich  Südekum  so,  daß  auf  Grund  eines  Reichsgesetzes  als 
gemeinwirtschaftlicher  Betrieb  eine  Aktiengesellschaft  mit  dem  Namen 
„Treuhand-Gesellschaft  Deutschland,  A.-G."  (abgekürzt  „Treuga")  er- 
richtet werden  soll.  Diese  Treuga  soll  je  25  %  der  neu  auszugebenden 
Aktien  aller  deutschen  Aktiengesellschaften  erhalten  und  gibt  dagegen 
kleine  Aktien  zu  100  Mark  ab. 

Gesellschaften  mit  anderen  juristischen  Formen,  z.  B.  die 
G.  m.  b.  H.,  können  entweder  der  Treuga  eine  Beteiligung  gewähren,  die 
deren  Beteiligung  an  den  Aktiengesellschaften  entspricht,  oder  sie 
müssen,  wie  auch  die  Privatbetriebe  mit  einem  Betriebskapital  oder 
einem  Umsatz,  welcher  das  Betriebskapital  oder  den  Umsatz  der 
kleinsten  Aktiengesellschaft  erreicht  oder  übersteigt,  der  Treuga 
eine  regelmäßige  Sozialabgabe  leisten,  welche  der  durchschnittlichen 
Belastung  der  Aktiengesellschaften  durch  dieses  Gesetz  entspricht.  Die 
Treuga  verteilt  dann  den  Betrag,  der  ihr  aus  dem  Aktienbesitz,  aus  den 


1   Kapital-   und   Gewinnbeteiligung    als    Grundlage    planmäßiger   Wirtschaftsführung. 
Berlin  1921. 
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Beteiligungen  aus  den  G.  m.  b.  H.  usw.  sowie  aus  der  Sozialabgabe  zu- 
fließt, a)  als  Grunddividende,  b)  als  Superdividende. 

Die  Grunddividende  fließt  allen  Inhabern  von  Aktien  der  Treuga 
gleichmäßig  zu.  An  der  Superdividende  sollen  aber  nur  die  aktiv  am 
Produktionsprozeß  beteiligten  Persönlichkeiten  Anteil  haben.  Hierin 
soll  also  der  große  Vorteil  für  die  Arbeiter  beruhen,  denn  diese  er- 
halten, soweit  sie  im  Besitz  solcher  kleinen  Aktien  sind,  die  Super- 
dividende. Während  die  Grunddividende  auf  den  niedrigen  Betrag 
normiert  sein  soll,  der  etwa  dem  durchschnittlichen  Zinsfuß  der  Spar- 
kassen entspricht,  soll  die  Superdividende,  die  aus  dem  Gesamt- 
erträgnis der  der  Treuga  zufließenden  Aktien  ihr  zukommt,  sehr  hoch 
sein  können. 

Südekum  meint,  daß  man  bei  einem  Übernahmekurs  der  neuen 
Aktien  zu  etwa  115  %  infolge  der  durchschnittlichen  Rentabilität  der 
Aktiengesellschaften  und  der  Sozialabgabe  usw.  wohl  auf  eine  Super- 
dividende von  etwa  15  %  rechnen  könne.  Die  Arbeiter,  die  kleine 
Aktien  besitzen,  könnten  dann  etwa  auf  15  %  Verzinsung  ihrer  Erspar- 
nisse rechnen. 

Ich  habe  gegen  diesen  Plan,  der  eine  Art  Vermögensabgabe  der 
Unternehmungen  zugunsten  der  Arbeiter  darstellt,  erhebliche  Bedenken. 

Zunächst  fehlt  bei  ihm  jede  persönliche  Beziehung  zwischen  dem 
einzelnen  Arbeiter  und  dem  Gewinn  aus  dem  Unternehmen,  in  dem  er 
beschäftigt  ist.  Die  Anhänger  der  Gewinnbeteiligung  legen  aber,  und 
zwar  von  ihrem  Standpunkt  aus  mit  Recht,  gerade  auf  das  persönliche 
Interesse,  welches  der  Arbeiter  an  der  Gewinnerzielung  seines  Unter- 
nehmers haben  soll,  Gewicht.  —  Vor  allem  scheint  mir  jedoch  der 
ganze  Plan  ein  zu  groß  angelegter  und  vollends  in  der  Gegenwart  mit 
so  ungeheuren  Schwierigkeiten  verknüpft,  daß  er  aus  diesem  Grunde 
schon  kaum  realisierbar  sein  wird.  Es  ist  weit  richtiger,  mit  dem 
neuen  Gedanken  der  Kapitalbeteiligung  der  Arbeiter  zunächst  einmal 
im  kleinen  Rahmen,  in  den  einzelnen  Unternehmungen  zu  beginnen, 
ehe  man  an  einen  solchen  großen  Gesamtreformplan  denkt.  Der 
ganze  Plan  hat  etwas  stark  Schematisches  und  Uniformes  und  läßt  den 
durchaus  verschiedenen  Verhältnissen  der  einzelnen  Unternehmungen 
zu  wenig  Spielraum.  Schon  daß  alle  Gesellschaften  ganz  unabhängig 
von  der  Rentabilität  im  einzelnen  ihre  neuen  Aktien  alle  zu  dem  Kurs 
von  nur  115  %  abgeben  sollen,  wird  auf  die  größten  Schwierigkeiten 
stoßen.  Aber  auch  sonst  hat  der  Plan  manches  gegen  sich.  Wie  aus 
den  Ausführungen  Südekums  hervorgeht,  denkt  er  nicht  allein  an 
den  Plan  der  Beteiligung  der  Arbeiter  am  Gewinn,  sondern  er  scheint 
diese  Treuga  als  eine  Art  Kontroll-  und  Aufsichtsgesellschaft  über  alle 
Unternehmungen  einrichten  zu  wollen.  Der  Plan  der  Sozialisierung 
soll  auf  diese  Weise  in  neuer  Form  verwirklicht  werden.  Ausdrücklich 
sagt  er,  daß  die  Treuga  durch  den  eigenen  Vorstand  und  die  eigene 
Generalversammlung  auf   eine  Planmäßigkeit  der  Wirtschaft  im  ein- 
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zelnen  wie  im  ganzen  hinwirken  soll.  Ein  systematisches  Zusammen- 
arbeiten der  Treuga-Abteilungen  nicht  nur  mit  den  Werkleitungen,  son- 
dern auch  mit  den  Betriebsräten  der  Werke  soll  als  Regel  angesehen  wer- 
den. Es  würde  also  dadurch  eine  Art  von  Obereigentum  geschaffen 
über  alle  einzelnen  Unternehmungen:  „Ja,  die  Treuga  kann  sogar", 
sagt  Südekum,  „durch  ihre  eigene  Geschäftspolitik  die  Aufsaugung 
einzelner  Unternehmungen  oder  Branchen  durchführen  und  dann  den 
Staat  oder  eine  andere  öffentliche  Körperschaft  an  ihre  Stelle  treten 
lassen1." 

Wie  man  sieht,  geht  der  ganze  Plan  weit  über  eine  Gewinn- 
beteiligung der  Arbeiter  hinaus,  das  Ganze  würde  doch  als  ein  erster 
Schritt  zur  sogenannten  Sozialisierung  anzusehen  sein,  und  alle  die 
schweren  Bedenken,  die  gegen  die  Sozialisierung  überhaupt  zu  er- 
heben sind,  würden  auch  diesem  Plan  gegenüber  geltend  gemacht 
werden  müssen.  Für  die  erfreulichen  Ansätze  der  Kapitalbeteiligung 
in  Deutschland,  z.  B.  bei  Krupp,  könnte  es  unerwünscht  sein,  wenn 
diese  Versuche  durch  ein  derartig  großes  Gesamtprojekt  gestört 
würden. 

II. 

Erfahrungsmaterial 
über  Gewinnbeteiligungsversuche. 

Großes  Erfahrungsmaterial  liegt  über  die  Ergebnisse  vor,  die  bei 
der  praktischen  Durchführung  dieses  Systems  erzielt  worden  sind.  In 
zusammenfassender  Weise  sind  die  Erfahrungen  in  folgenden  Werken 
zur  Darstellung  gebracht  worden: 

1.  Victor  Böhmert  hat  im  Jahre  1878  in  dem  zweibändigen 
Werke:  „Die  Gewinnbeteiligung,  Untersuchungen  über  Arbeitslohn  und 
Unternehmergewinn"2  die  Resultate  einer  von  ihm  unternommenen 
Enquete  veröffentlicht. 

2.  Im  Jahre  1902  hat  Victor  Böhmert  die  weiteren  von  1878  bis 
1902  gewonnenen  Erfahrungen  in  seinem  Buch:  „Die  Gewinn- 
beteiligung der  Arbeitnehmer  in  Deutschland,  Österreich  und  der 
Schweiz"  *  herausgegeben. 

3.  Ein  vom  Arbeitsministerium  in  England  dem  Parlament  1920 
vorgelegter  Bericht  über  Gewinnbeteiligung  und  Arbeiterteilhaberschaft4. 

4.  Eine  ausführliche  chronologische  Darstellung  der  Gewinn- 
beteiligungsversuche gibt  Carpenter  in  der  von  ihm  verfaßten 
Schrift:  „Industrial  Copartnership"  5. 


1  a.  a.  O.,  S.  30. 

2  Internationale  Wissenschaft!.  Bibliothek  32/33.   Leipzig  1878.    Liegt  auch  in  italienischer 
(Mailand  1879)  und  französischer  (Paris  1890)  Übersetzung  vor. 

3  Dresden  1902.    Französische  Übersetzung:  Paris  1908. 

*  Report    on    Profit   Sharing    and    Labour   Co  -  Partnership    in   the   United   Kingdom. 
(Cmd.  544.)    London  1920. 
&  London  1921. 
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5.  Das  deutsche  Reichsverkehrsministerium  hat  aus  Anlaß  des 
Defizits  bei  der  Eisenbahnverwaltung  eine  Prüfung  der  Frage  vor- 
genommen, ob  sich  durch  Einführung  einer  Gewinnbeteiligung  des 
Personals  eine  größere  Wirtschaftlichkeit  des  Eisenbahnbetriebes  er- 
zielen lasse.  Zu  diesem  Zwecke  wurden  amtliche  Erklärungen  der 
Länder  angefordert,  in  denen  die  Gewinnbeteiligung  bei  staatlichen 
Unternehmungen  eingeführt  war  oder  noch  in  Geltung  ist1. 

Ad  I:  Was  die  erste  Veröffentlichung  von  Böhmert  anlangt, 
so  ergibt  sich,  wenn  man  alle  die  von  ihm  angeführten  81  Fälle 
daraufhin  prüft,  ob  wirklich  Gewinnbeteiligung  vorliegt  oder  nicht,  daß 
eine  große  Anzahl  ausscheiden  muß.  Von  den  27  wirklichen  Ge- 
winnbeteiligungen war  nur  ein  Teil  geglückt,  ein  Teil  von  vornherein 
mißglückt,  ein  anderer  war  anfangs  geglückt,  mußte  dann  aber  aus 
verschiedenen  Gründen  wieder  aufgegeben  werden. 

Ad  2 :  Das  Ergebnis  seiner  zweiten  Arbeit  war  ein  noch 
geringeres.  Böhmert  hat  aus  den  mehr  als  100  Antworten,  die  er  von 
den  betreffenden  Firmen  erhalten  hatte,  eine  große  Anzahl  aus- 
scheiden müssen,  da  gar  keine  Gewinnbeteiligung  vorlag,  und  hat  er- 
klärt, daß  er  in  Deutschland  nur  42,  in  Österreich  nur  1,  in  der 
Schweiz  nur  12  Firmen  nennen  könne,  die  ein  wirkliches  Gewinn- 
beteiligungssystem eingeführt  hätten. 

Bei  meiner  Nachprüfung  dieser  von  Böhmert  angegebenen  Fälle 
komme  ich  zu  dem  Resultat,  daß  auch  diese  vielfach  mit  Unrecht 
zu  den  Gewinnbeteiligungen  gerechnet  wurden,  denn  es  ist  keine 
Gewinnbeteiligung,  wenn  z.  B.  in  der  Harburger  Gummi-Kamm  Co. 
die  Arbeiter  Prämien  erhalten  bei  Ersparung  von  Bruch  oder  Ver- 
gütungen für  rein  und  sauber  zusammengesetzte  Abfälle,  wenn  sie 
dadurch  auch  25 — 40  %  über  ihren  normalen  Lohn  erwerben  können. 
Gewinnbeteiligung  liegt  auch  nicht  vor  in  der  Elektrizitätsgesellschaft 
Schuckert  &  Co.,  wo  der  Vorstand  der  Gesellschaft  nach  freiem  Er- 
messen jährlich  einen  Betrag  bestimmt,  der  in  Form  von  Grati- 
fikationen an  die  Arbeiter  verteilt  wird.  Ebensowenig  liegt  Gewinn- 
beteiligung vor  bei  der  Maschinenfabrik  von  Schütz  in  Würzen,  wo  die 
Arbeiter,  die  mehr  als  fünf  Jahre  in  der  Fabrik  tätig  gewesen  sind,  nach 
dieser  Zeit  eine  Vergütung  von  5  %  ihres  Lohnes  als  festen  Zuschuß 
erhalten.  Auch  das  Steinkohlenwerk  Zaukerode  bei  Potschappel 
in  Sachsen  muß  ausscheiden,  weil  hier  den  Arbeitern  nach  der  Menge 
der  Förderungen  Prämien  gewährt  werden.  Ebenso  kann  es  sich  nur  um 
Dienst-  und  Fleißprämien  handeln  in  der  Strohstoff-  und  Pappen- 
fabrik in  Görlitzhain  bei  Cossen.  Unbedingt  auszuschließen  sind  die 
Fälle  22  und  23  von  Böhmert,  nämlich  die  Arbeitergenossenschaften 
Tanne  und  Wieda  im  Harz.  Hier  handelt  es  sich  um  genossenschaft- 
liche Unternehmungen  von  Arbeitern,  aber  nicht  um  Gewinnbeteili- 


1  Pischel,    Gewinnbeteiligung-  und   Kapitalbeteiligung   der   Arbeitnehmerschaft  bei 
Verkehrsunternehmungen.    „Archiv  für  Eisenbahnwesen".    Jahrg.  1921,  Heft  4. 
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gung.  Scheidet  man  alle  nicht  dazugehörigen  Fälle  aus,  so  kommt  man 
zu  dem  Resultat,  daß  es  in  Deutschland  kaum  ein  Dutzend  wirklicher 
Gewinnbeteiligungsfälle  gibt;  die  hiermit  erzielten  Erfolge  sind  aber 
keineswegs  glänzende,  und  die  Antworten,  welche  die  Arbeitgeber  auf 
die  Frage,  wie  sie  mit  dem  Erfolg  des  Systems  zufrieden  gewesen 
seien,   abgeben,   lauten   teilweise   sehr   zurückhaltend   und  resigniert. 

Ganz  besonders  reiches  Erfahrungsmaterial  bieten  die  ad  3  und  4 
genannten  englischen  Reports.  Der  offizielle  Bericht  des 
englischen  Arbeitsministeriums  (einen  Auszug  aus  dem  Bericht  bringen 
die  „Weltwirtschaftlichen  Nachrichten"  vom  3.  8.  1921)  ist  deshalb 
bedeutsam,  weil  er  sämtliche  Gewinnbeteiligungsversuche  in  England 
von  1829—1918  umfaßt  und  genaue  Mitteilungen  über  die  Ergebnisse 
der  einzelnen  Versuche  bringt,  ferner  aber  auch  statistische  Zusammen- 
stellungen über  das  Gesamtresultat. 

Unter  Profit-Sharing  wird  in  England  die  freie  Vereinbarung 
zwischen  Arbeitnehmer  und  Arbeitgeber  verstanden,  durch  welche 
der  Arbeiter  als  teilweise  Entschädigung  seiner  Arbeit  außer  seinem 
Lohn  einen  in  einer  prozentualen  Höhe  im  voraus  bestimmten  Anteil 
an  dem  jeweiligen  Gewinn  des  Unternehmens  erhält. 

Von  der  Labour  Co-Partnership  Association  wird  der  Begriff  der 
Arbeiterteilhaberschaft  so  definiert,  daß  er  einschließen  soll: 

1.  einen  Anteil  am  endgültigen  Gewinn  des  Geschäfts  oder  an  den 
Ersparnissen  der  Produktion; 

2.  daß  der  Arbeiter  seinen  Anteil  ganz  oder  teilweise  im  Geschäft 
stehen  läßt  und  so  die  ordentlichen  Rechte  und  Verantwortlichkeiten 
eines  Anteilinhabers  erwirbt.  Diese  Auslegung  wurde  im  Jahre  1919 
von  der  genannten  Vereinigung  durch  einen  dritten  Artikel  ergänzt, 
in  dem  es  heißt,  daß  der  Arbeiter  einen  Anteil  an  der  Kontrolle  über 
das  Unternehmen  in  zweierlei  Weise  erhalten  kann: 

a)  durch  Erwerb  eines  Kapitalanteils  und  damit  der  ordentlichen 
Rechte  und  Verantwortlichkeiten  eines  Anteilinhabers, 

b)  durch  Bildung  eines  Co  -  Partnership  Committee  der  Arbeiter, 
welches  Stimme  bei  der  inneren  Leitung  des  Unternehmens  erhält. 

Der  erwähnte  Bericht  des  Arbeitsministeriums  unterscheidet  14 
Systeme,  nach  denen  die  Gewinnbeteiligung  geregelt  ist.  Im  wesent- 
lichen sind  aber  nur  zwei  Hauptarten  zu  unterscheiden: 

1.  Das  cash  bonus  scheme;  bei  diesem  System  erfolgt  jährlich  in 
bar  oder  in  Geschäftsanteilen  die  Kassenauszahlung  des  Bonus,  dessen 
Höhe  sich  nach  dem  Geschäftsgewinn  und  dem  Betrag  des  festen 
Lohnes  des  Arbeitnehmers  richtet.  Es  steht  diesem  jedoch  frei,  je 
nach  den  vom  Arbeitgeber  getroffenen  Einrichtungen  den  Bonus  ganz 
oder  teilweise  in  eine  Pensions-  oder  Unter  Stützungskasse  des  Unter- 
nehmens einzuzahlen,  ihn  als  verzinsliche,  sofort  oder  nach  kurzer 
Kündigungsfrist  rückzahlbare  Anlage  im  Geschäft  stehen  zu  lassen,  wo- 
bei  der   Zinsfuß  sich  nach  der  Höhe  des   erzielten   Jahresgewinnes 
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richtet,  oder  ihn  zum  Erwerb  von  Geschäftsanteilen  zu  benutzen,  die 
ihm  der  Arbeitgeber  zu  Vorzugsbedingungen  zur  Verfügung  stellt. 

2.  Investment  in  the  capital;  in  diesem  Falle  behält  der  Arbeit- 
geber den  ganzen  Betrag  des  Bonus  ein,  um  ihn  auf  eine  der  genannten 
Arten  im  Geschäft  zu  kapitalisieren. 

Auch  in  England  ist  die  Aktienbeteiligung  der  Arbeiter  meist  so 
eingeschränkt,  daß  spekulative  Verwertung  unmöglich  ist.  Die  Über- 
tragung der  Aktien  ist  im  allgemeinen  nur  auf  einen  anderen  An- 
gestellten oder  auf  eine  von  der  Leitung  des  Unternehmens  be- 
zeichnete Person  und  zum  tatsächlich  gezahlten,  nicht  zum  Marktpreis 
erlaubt. 

Die  Gesamtübersicht  der  englischen  Erfahrungen  ergibt  das  Re- 
sultat, daß  seit  1829:  380  Unternehmungen  die  Gewinnbeteiligung 
eingeführt,  198  Unternehmungen  sie  wieder  aufgegeben  hatten. 
Im  Jahre  1919  gab  es  noch  182  Gewinnbeteiligungsfälle,  von  denen 
aber  29  erst  in  den  ersten  zehn  Monaten  des  Jahres  1919  eingeführt 
waren. 

Interessant  ist,  aus  der  Statistik  zu  ersehen,  daß  in  der  großen 
Mehrzahl  der  Fälle,  und  zwar  nach  Auskunft  der  Arbeiter,  das  System 
wegen  der  Unzufriedenheit  der  Arbeiter  selbst  wieder  aufgegeben 
wurde.  Sehr  häufig  kehrt  unter  den  Gründen  des  Scheiterns  der  Aus- 
druck wieder:  Dissatisfaction  of  employees,  oder  Apathy  of  em- 
ployees.  Wichtig  im  Hinblick  auf  meine  oben  geäußerte  Meinung,  daß 
Erhöhung  des  festen  Lohnes  zweckmäßiger  sei  als  Gewinnbeteiligung, 
ist  die  Tatsache,  daß  auch  sehr  häufig  sich  die  Bemerkung  findet,  daß 
die  Gewinnbeteiligung  durch  increased  wages  ersetzt  wurde. 

Unter  den  Unternehmungen,  in  denen  die  Gewinnbeteiligung  be- 
sonders häufig  vorkommt,  sind  in  erster  Linie  die  Gaswerke  zu 
erwähnen,  ferner  die  Nahrungsmittelgewerbe,  die  Druckereigewerbe 
und  Handel,  Warenhaus,  und  Kleinverkaufsgewerbe;  auch  Maschinen- 
und  Schiffbau  haben  häufig  Fälle  von  Gewinnbeteiligung.  Wenn  in 
Gaswerken  die  Gewinnbeteiligung  besonders  häufig  vorkommt,  so  wird 
dies  nach  dem  Bericht  darauf  zurückgeführt,  daß  hier  ein  lokales  Mo- 
nopol vorliegt  und  große  und  gesicherte  Nachfrage  besteht. 

Das  englische  Parlament  hat  im  Jahre  1920  die  Gewinnbeteiligung 
in  der  Gasindustrie  durch  ein  besonderes  Gesetz  geregelt,  nämlich 
durch  die  South  Metropolitan  Gas  Act.  Nach  diesem  Gesetze  werden 
zunächst  5  %  Dividende  auf  das  Kapital  bezahlt;  die  darüber  hinaus- 
gehenden Gewinne  sollen  so  geteilt  werden,  daß  %.  den  Konsumenten 
zugute  kommen,  und  Vi  in  gleicher  Weise  geteilt  wird  zwischen 
den  gewöhnlichen  Aktionären  und  den  Arbeiteraktionären.  Der  Ge- 
winn, der  den  Arbeitern  aus  dem  Gewinnbeteiligungssystem  zu- 
fließt, ist  in  einzelnen  Industriezweigen  sehr  verschieden.  Am 
höchsten  war  er  in  der  chemischen  Industrie,  wo  auf  den  Kopf  im 
Jahre  1918   eine  Summe  von  £  12.15/0  kommt,  im  Nahrungsmittel- 
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gewerbe  £  11.19/7,  dagegen  bei  den  Gaswerken  nur  f  1.2/3.  Am 
Gesamtlohn  machte  der  Gewinnanteil,  im  Durchschnitt  aller  Fälle  für 
die  Zeit  von  1901 — 1918  berechnet,  5,5  %  aus. 

Unter  den  praktischen  Versuchen  in  England  überwiegen 
weitaus  diejenigen,  bei  denen  der  Gewinnanteil  in  bar  ausgezahlt  wird. 
Sehr  häufig  wird  hierbei  der  Gewinnanteil  oder  ein  Teil  desselben  in 
einer  Sparkasse  zurückgelegt.  Erst  in  neuerer  Zeit  sind  auch  ver- 
schiedene Versuche  mit  der  Kapitalbeteiligung  gemacht  worden.  Zum 
erstenmal,  nach  dem  mir  vorliegenden  Material,  bei  der  Firma  Joshua 
Hoyle  &  Sons,  Cotton  Weavers,  im  Juli  1873.  Die  Firma  streckte  den 
Arbeitern  Geld  zu  billigen  Bedingungen  vor,  damit  sie  Aktien  des 
Unternehmens  erwerben  konnten.  Das  System  war  beliebt  in  günstigen 
Zeiten,  aber  in  den  Jahren  mit  kleiner  Dividende  war  die  Beliebtheit 
verschwunden,  und  nach  zwanzig  Jahren  wurde  es  aufgegeben.  Ein 
ähnlicher  Versuch  im  Jahre  1874  bei  der  Firma  Charles  Rowley  &  Co., 
Ltd.,  Carvers  and  Gilders,  wurde  nach  zwei  Jahren  wieder  aufgegeben, 
weil  viele  Arbeiter  beim  Steigen  der  Aktienkurse  ihre  Anteile  mit 
Profit  veräußerten.  Ein  anderer  Versuch  dieser  Art  in  der  Firma 
Cromton  &  Co.,  Ltd.,  Electrical  Engineers,  wurde  nach  vier  Jahren  auf- 
gegeben, weil  die  Arbeiter  keinen  Gebrauch  davon  machten.  Im  Jahre 
1919  hat  deshalb  die  Firma  das  Gewinnbeteiligungssystem  eingeführt. 
Umgekehrt  verlief  der  Versuch  bei  der  Firma  J.  W.  Petty  &  Son, 
Colour  Printers,  im  Jahre  1892.  Hier  wurde  zuerst  ein  barer  Gewinn- 
anteil ausgezahlt,  aber  dieses  System  1896  durch  Aktienbeteiligung 
ersetzt. 

Manchmal  findet  sich  auch  eine  Verbindung  beider  Systeme, 
z.  B.  bei  der  Firma  Richmond  &  Co.,  Gas  Engineers,  die  1897  das 
System  einführte,  daß  die  Beteiligung  der  Arbeiter  teils  in  einem  baren 
Gewinnanteil  bestand,  teils  in  Aktienbeteiligung.  Ebenso  seit  1906 
bei  der  Firma  Spillers  Milling  &  Associated  Industries,  Ltd.  Das  bei  der 
Firma  Levers  Bros.,  Ltd.,  Soap  Manufacturers,  seit  1906  durchgeführte 
Kapitalbeteiligungssystem  erlaubt  nicht,  daß  die  Arbeiteraktien  ver- 
äußert werden.  Bei  der  Firma  Gryfe  Tannery,  Ltd.,  Bridge  of  Weir, 
steht  es  den  Arbeitern  frei,  ob  sie  ihren  Gewinnanteil  in  bar  erhalten 
oder  den  betreffenden  Betrag  aufsammeln  wollen  zum  Zweck 
des  Ankaufs  von  Aktien.  Die  London  County  Westminster  &  Parr's 
Bank,  Ltd.,  gibt  ihren  Angestellten  Gratisaktien  bis  zum  Betrage  von 
5  %  des  Jahreslohnes.  Diese  Aktien  nehmen  an  der  Dividende  bis  zu 
12  %  %  teil.  Die  Firma  Brigthside  Foundry  &  Engineering  Co.,  Ltd., 
gibt  spezielle  Angestelltenaktien  aus  zu  Pari,  welche  aber  in  bezug  auf 
Dividende  und  Stimmrecht  mit  den  gewöhnlichen  Aktien  gleichgestellt 
sind. 

Ein  sehr  groß  angelegter  Gewinnbeteiligungsplan  ist  in  dem  engli- 
schen Spinnereitrust  Amalgamated  Cotton  Mills  durchgeführt.  Da 
diesem  Trust  15  Firmen  angehören  und  er  etwa  18  000  Arbeiter  um- 
faßt, ist  dieser  Versuch  besonders  wichtig.    Der  Trust  nimmt  Erspar- 
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nisse  der  Arbeiter  bis  zu  200  £  an  und  will  die  Beträge  auch  in  den 
Betrieben  wöchentlich  einsammeln.  Auf  die  Ersparnissumme  erhalten 
die  Arbeiter  im  Minimum  5  %  jährlich  einkommensteuerfrei.  Falls  der 
gewöhnliche  Aktionär  eine  höhere  Dividende  erzielt,  erhalten  die  Ar- 
beiter die  gleiche  Verzinsung,  sofern  ihr  Geld  12  Monate  lang  depo- 
niert gewesen  ist. 

Einen  beachtenswerten  Plan  hat  auch  der  Betrieb  von  R.  Thomas 
&  Co.,  Llanelley,  ausgearbeitet.  Die  Arbeiter  erhalten  zwar  nicht  das 
Recht,  Aktien  dieses  Betriebes  zu  kaufen,  können  aber  Einlagen  von 
1  sh.  aufwärts  machen.  Diese  jederzeit  rückzahlbaren  Einlagen  werden 
für  jedes  volle  Pfund  Sterling  verzinst,  und  zwar  zurzeit  zu  einem  Zins- 
fuß von  IV*  %.  Der  Höchstsatz  der  Einlagen  für  Arbeiter  beträgt  500 
Pfund,  während  Angestellte,  die  Monatsgehalt  beziehen,  eine  Einlage 
bis  zum  fünffachen  Betrag  des  Jahresgehaltes  machen  können.  Außer 
dem  Zins  von  1Yi%  wird  dem  Einzahler  ein  Anspruch  eingeräumt  auf 
den  Unterschied  zwischen  den  Zinsen  und  der  Höhe  der  den 
Aktionären  zufallenden  Dividenden. 

Auch  der  ad  5  genannte  Bericht  über  die  Gewinn- 
beteiligung bei  Verkehrs  Unternehmungen  gibt  wert- 
volles Material.  Die  Verkehrsunternehmungen  sind  für  die  Gewinn- 
beteiligungsfrage besonders  lehrreich,  weil  bei  ihnen  verhältnismäßig 
häufig  dieses  System  durchgeführt  worden  ist  und  dabei  die  ge- 
wonnenen Erfahrungen  für  die  Kritik  des  Systems  wichtig  sind. 

P  i  s  c  h  e  1  hat  in  dem  genannten  Aufsatz  dieses  amtlich  gewonnene 
Material  bearbeitet  und  ergänzt.  In  einer  zusammenfassenden  Gesamt- 
beurteilung kommt  er  für  die  hier  besonders  interessierenden  Eisen- 
bahnunternehmungen zu  dem  Resultat,  daß  sowohl  in  Dänemark  als 
in  Norwegen  das  Eisenbahnpersonal  eine  Aufbesserung  der  Löhne, 
also  des  festen  Einkommens,  der  Beteiligung  am  Reingewinn,  also  der 
ungewissen  Einkommensverbesserung,  vorzog.  Die  gleiche  Er- 
scheinung zeigt  sich  in  der  Schweiz  bei  der  Postverwaltung.  Einen 
völligen  Mißerfolg  weist  die  Gewinnbeteiligung  bei  Verkehrsunter- 
nehmungen auch  in  England  auf.  Die  Ausschüttung  der  von  der 
Paris-Orleans  Eisenbahn  als  Gewinnanteile  gezahlten  Summen,  die 
sich  auf  etwa  40%  des  Jahresbetrages  beliefen  und  daher  als  sehr  an- 
sehnlich zu  bezeichnen  sind,  war  nur  durch  Inanspruchnahme  der 
Staatsgarantie  möglich  gewesen.  In  Deutschland  lassen  sich  Erfolge 
bei  Verkehrsunternehmungen  gleichfalls  nicht  nachweisen.  Die  Ver- 
mutung dürfte  nicht  fehlgehen,  daß  die  gelegentlich  einer  Gehalts- 
reform vorgenommene  Abschaffung  der  Gewinnbeteiligung  bei  der 
Berlin-Anhaltischen  Eisenbahngesellschaft  wegen  des  Mangels  jeden 
Erfolges  eintrat.  Einen  offensichtlichen  Mißerfolg  hat  die  Gewinn- 
beteiligung bei  der  Sächsisch  -  Böhmischen  Dampfschiffahrt  -  Aktien- 
Gesellschaft  aufzuweisen  \ 


1  Pischel,  a.  a.  O.,  S.  726. 
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In  Frankreich  bestimmt  Art.  2  des  Gesetzes  vom  26.  April  1917, 
daß  für  die  Staatsbahnnetze  Arbeiteraktien  zu  schaffen  seien,  während 
von  der  obligatorischen  Einführung  dieser  Aktien  bei  den  von  den 
Gesellschaften  betriebenen  Eisenbahnen  mit  Rücksicht  auf  die  von  den 
Gesellschaften  erhobenen  Einwendungen  abgesehen  wurde.  Die  in 
dem  Gesetzentwurf  geplanten  Maßnahmen  über  die  Gewinnbeteiligung 
des  Personals  werden  jedenfalls  in  der  nächsten  Zeit  kaum  durchführ- 
bar sein,  weil  bei  der  finanziellen  Beanspruchung  des  „fonds  commun" 
durch  die  notleidenden  Gesellschaften  Beträge  für  die  genannten 
Zwecke  kaum  zur  Verfügung  stehen  werden. 

Als  Gesamtresultat  der  Erhebungen  und  unter  Berücksichtigung 
der  Hereinziehung  weiterer  Einzelbetriebe  teilweise  auch  aus  jüngster 
Zeit  ist  auch  bei  den  Verkehrsunternehmungen  festzustellen,  daß  das 
Gewinnbeteiligungssystem  in  der  überwiegenden  Mehrzahl  der  Fälle 
nicht  den  erwünschten  Erfolg  hatte,  sondern  daß  meist  nach  kürzerer 
oder  längerer  Zeit  der  Versuch  wieder  aufgesteckt  werden  mußte. 
Auch  hier  hat  sich  vielfach  ergeben,  daß  die  feste  Lohnerhöhung 
zweckmäßiger  ist  als  der  schwankende  Gewinnanteil,  so  z.  B.  bei  der 
Gewinnbeteiligung  der  norwegischen  Staatseisenbahnen.  Das  dort  am 
17.  Juli  1907  eingeführte  Gewinnbeteiligungssystem,  wonach  5  %  vom 
jährlichen  Überschuß  unter  das  dauernd  angegebene  Personal  als  Ge- 
winnanteile ausgezahlt  werden  sollten,  fiel  mit  dem  1.  Oktober  1913 
gelegentlich  einer  Gehaltsreform  wieder  fort.  Maßgebend  für  diese 
Entscheidung  war  nach  der  Mitteilung  der  norwegischen  Staatseisen- 
bahnen der  Umstand,  daß  die  Gewinnbeteiligung  vom  Eisenbahn- 
personal  lediglich  als  eine  Lohnerhöhung  betrachtet  wurde,  und  daß 
das  Personal  dem  Fortbestehen  der  Gewinnbeteiligung  einen  festen 
höheren  Lohn  vorzog.  Die  Gewinnbeteiligung  ist  bei  den  norwegischen 
Staatsbahnen  von  keinem  besonderen  Einfluß  auf  die  Erzielung  einer 
größeren  Wirtschaftlichkeit  des  Betriebes  gewesen. 

Dadurch,  daß  nach  dem  Verteilungsmodus  die  Gewinnbeteiligung 
eine  prozentual  gleich  große  Aufbesserung  für  jede  Gruppe  zur  Folge 
hatte,  war  es  für  den  einzelnen  unmöglich,  für  sich  oder  seine 
Gruppe  besondere  Vorteile  zu  erarbeiten.  Damit  war  der  wesentliche 
Faktor,  daß  die  Einzelperson  die  Früchte  ihrer  Mehrarbeit  oder  ihrer 
sorgfältigeren  oder  ihrer  sparsameren  Arbeit  erhalte,  ausgeschaltet  *. 


Die  Versuche  der  Gewinnbeteiligung  in  neuester  Zeit  zeigen, 
und  zwar  ziemlich  übereinstimmend  in  allen  Ländern,  folgende  Eigen- 
tümlichkeiten. Das  reine  Gewinnbeteiligungssystem  in  der  älteren 
Form  wird  nicht  mehr  so  häufig  angewandt,  sondern  die  Form  der 
Kapitalbeteiligung  durch  kleine  Aktien  wird  mehr  bevorzugt.  Ferner 
sucht  man  neben  der  Ertragsbeteiligung  auch  eine  gewisse  Beteiligung 
der  Arbeiter  an  der  Verwaltung  der  Unternehmungen  durchzuführen. 


1  Pischel,  a.a.O.,  S.  707. 
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Hierbei  werden  aber  in  der  Regel  die  Aktien  nicht  als  individuelles, 
veräußerliches  Eigentum  den  Arbeitern  überlassen,  sondern  Arbeiter- 
gemeinschaften gebildet,  die  gemeinsam  die  Aktien  besitzen  und  ver- 
walten. Da  wo  die  Gewinnbeteiligung  in  der  alten  Form  eingeführt 
wird,  wird  sie  häufig  so  modifiziert,  daß  dabei  auch  den  Arbeitern  ein 
Anreiz  zu  Sparsamkeit  oder  tüchtiger  Leistung  gegeben  wird.  Ich  will 
diese  Entwicklung  an  einigen  Beispielen  der  Gewinnbeteiligung  in  ver- 
schiedenen Ländern  aus  neuerer  Zeit  zeigen. 

In  Deutschland  sind  neuerdings  einzelne  Versuche  mit 
der  Aktienbeteiligung  der  Arbeiter  unternommen  worden.  In  erster 
Linie  ist  hier  der  von  der  Firma  Krupp  unternommene  Versuch  zu 
erwähnen1.  Als  in  diesem  Jahre  das  Aktienkapital  der  Firma  Krupp 
von  250  Millionen  bis  zum  doppelten  Betrag  dieser  Summe  erhöht 
wurde,  ist  gleichzeitig  auch  den  Werksangehörigen  die  Möglichkeit 
gegeben  worden,  am  Gewinn  des  Werkes  teilzunehmen.  Die  Firma 
Krupp  hat  einen  neuen  Typ  Vorzugsaktien  geschaffen.  Die  Aktien 
dieser  Gruppe  erhalten  eine  Vorzugsdividende  von  6  %.  Können  diese 
6  %  infolge  schlechter  Geschäftslage  nicht  ausgezahlt  werden,  so  wird 
die  Differenz  in  einem  folgenden  Geschäftsjahr  nachgezahlt.  Wird 
aber  die  Dividende  von  6  %  überschritten,  so  nehmen  die  Vorzugs- 
aktien gleichberechtigt  mit  den  Stammaktien  an  der  Dividende  teil, 
aber  nur  bis  zum  Betrage  von  10  %.  Über  10  %  hinaus  erhalten  die 
Werksangehörigen  nicht,  dafür  werden  ihnen  aber  ein  für  allemal  6  % 
jährlich  garantiert.  Diese  Aktien  werden  den  Werksangehörigen  der 
Firma  Krupp  zu  dem  niedrigen  Kurs  von  110  %  abgegeben.  Es  ist 
dafür  Sorge  getragen,  daß  mit  diesen  Aktien  keine  Spekulation 
getrieben  werden  kann,  denn  die  neuen  Aktien  kommen  nicht 
auf  den  Markt.  Die  Werksangehörigen  können  keine  spekulativen 
Gewinne  damit  erzielen.  Die  Aktien  werden  auch  nicht  unmittelbar  an 
die  Werksangehörigen  abgegeben,  sondern  von  einem  neugegründeten 
Treuhand-Verein  übernommen  und  verwaltet.  Die  Treuhand  kauft  für 
Rechnung  des  Mitglieds  die  Aktien  im  eigenen  Namen  und  nimmt 
auch  Aktien  zu  dem  gezahlten  Kurs  nach  Möglichkeit  zurück.  Der 
Vorstand  des  Treuhand-Vereins  vertritt  die  Mitglieder  in  der  General- 
versammlung. Aktienbesitz  können  nur  solche  Personen  erwerben, 
die  mindestens  fünf  Jahre  in  einem  Arbeitsverhältnis  zur  Firma  Krupp 
gestanden  haben.  Wie  sich  aus  diesen  Bestimmungen  ergibt,  haben 
also  die  Arbeiter  der  Firma  Krupp  den  Vorteil,  auf  das  von  ihnen  ein- 
gezahlte Kapital  eine  Verzinsung  bis  zu  10  %  zu  erlangen.  Es  wird 
von  großem  Interesse  sein,  zu  verfolgen,  wie  der  Versuch  in  der  prak- 
tischen Durchführung  wirken  wird. 

Auch  in  anderen  deutschen  großen  Betrieben  sollen  ähnliche 
Systeme  durchgeführt  werden.  Schon  im  Jahre  1919  wurde  in  der 
jungen    Stapelfaser-Industrie     ein    Kapitalbeteiligungsversuch    unter- 


i  Vgl.  den  Geschäftsbericht  der  Firma  in  der  „Frkft.  Ztg."  Nr.  943.  20.  Dezember  1921. 
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nommen.  Ein  in  Thüringen  gegründetes  Unternehmen  suchte  durch 
„gemeinnützige  Herstellung  von  Stapelfaser-Material  für  billige  Volks- 
bekleidung" Fabrikation  und  Verbreitung  der  Stapelfaser  im  großen 
zu  fördern.  Das  Grundkapital  wurde  zu  einem  Teil  aus  Namensaktien 
zu  je  Ji  200. —  gebildet,  die  als  sogenannte  Arbeiteraktien  ausschließ- 
lich von  den  Arbeitern  und  Angestellten  dieses  sowie  eines  in  enger 
Interessengemeinschaft  stehenden  zweiten  Unternehmens  zu  beziehen 
waren.  Die  Berechnung  der  Gewinnanteile  sollte  in  der  Weise  erfol- 
gen, daß  Arbeiter  und  Angestellte  nach  Maßgabe  ihres  Jahresarbeits- 
einkommens denselben  Prozentsatz  erhielten  wie  die  Aktionäre 
aus  ihren  Inhaberaktien.  Zu  einer  praktischen  Durchführung  dieses 
Systems  ist  es  aber  noch  nicht  gekommen.  Den  letzten  Nachrichten 
zufolge  scheint  sich  das  Unternehmen  nicht  als  lebensfähig  zu  er- 
weisen, da  die  Gesellschaft  nach  kaum  zwei  Jahren  des  Bestehens  ihr 
Werk  aus  Mangel  an  flüssigen  Mitteln  stillegen  mußte. 

Von  Interesse  ist  auch  ein  Versuch,  die  Gewinnbeteiligung  so 
durchzuführen,  daß  der  Arbeitseifer  besonders  angespornt  wird.  Er 
ist  unternommen  bei  den  Märkischen  Industriewerken  in  Golm  in  der 
Mark,  die  mit  Herstellung  und  Reparaturen  von  Eisenbahnfahrzeugen 
beschäftigt  sind.  Bei  den  Instandsetzungsarbeiten  an  Güterwagen 
werden  durch  eine  Kommission,  die  aus  einem  Werksleiter  der  Firma, 
einem  Vertrauensmann  der  Arbeiter  und  einem  Abnahmebeamten  der 
Eisenbahnverwaltung  zusammengesetzt  ist,  die  vorzunehmenden  Be- 
schäftigungen aufgestellt  und  die  dafür  nötigen  Zeitstunden  auf  Grund 
von  Erfahrungssätzen  und  einer  mittleren  Leistung  ermittelt.  Die  Werks- 
leitung versucht  nun  durch  möglichst  gute  technische  Einrichtungen 
und  die  Arbeiterschaft  ist  bestrebt,  durch  Fleiß  die  Arbeit  in  kürzerer 
Zeit  zu  vollenden  als  ausgemacht  war.  Der  Zeitgewinn  wird  in  er- 
sparte Zeitlöhne  umgerechnet.  Dieser  Gewinn  kommt  zur  Hälfte  dem 
Werk  zugute,  gewissermaßen  als  Anerkennung  der  technisch  guten 
Einrichtung  der  Werkstätte,  zur  anderen  Hälfte  kommt  er  den  an  der 
Arbeit  beteiligt  gewesenen  Arbeitern  zugute,  als  Anerkennung  für 
intensive  Arbeit.  Der  Anteil,  der  von  diesem  Gewinnanteil  auf  den 
einzelnen  Arbeiter  fällt,  wird  je  nach  der  sonstigen  Lohnstufe  des 
Arbeiters  berechnet,  d.  h.  auf  je  eine  Mark  ausgezahlten  Lohnes  kommt 
soundsoviel  Gewinnanteil.  Auch  der  auf  die  Werksleitung  entfallende 
Gewinnanteil  wird  noch  geteilt,  und  zwar  entfällt  ein  Anteil  bis  zu  20  v.  H. 
des  Ganzen  auf  diejenige  Beamtenschaft,  welche  aktiv  die  Produktion 
durch  ihre  Tätigkeit  heben  half,  20  v.  H.  erhält  das  Unternehmen  für 
Mehrabnutzung  der  Werkzeuge,  Zurückstellung  eines  Reservefonds  für 
Neubeschaffung  usw.  und  die  restlichen  10  v.  H.  der  Staat  als  Auf- 
traggeber, in  diesem  Falle  die  Eisenbahnverwaltung,  zurück.  Bei 
diesem  Lohnsystem  ist  also  jede  Partei  daran  interessiert,  die  Produk- 
tion zu  heben.  Es  wird  berichtet,  daß  die  Folge  dieses  Gewinnbeteili- 
gungssystems eine  Produktionssteigerung  von  etwa  100  %  gewesen 
sein  soll. 
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In  anderer  Weise  ist  in  dem  sogenannten  Dräger-Lohnsystem 
auch  das  Ziel  zu  erreichen  versucht  worden,  für  bessere  Leistungen 
der  Arbeiter  Prämien  zu  gewähren.  Das  System  des  Fabrikanten 
Dräger  in  Lübeck  ist  etwa  so  durchgeführt:  Es  sind  zwei  Zahlengruppen 
aufgestellt,  die  jedem  Angestellten  zugänglich  sind.  Die  eine  Zahl  ist 
die  von  allen  tätigen  Arbeitern  und  Beamten  in  einem  Monat  geleistete 
Arbeitsstundenzahl,  und  die  andere  ist  die  Wertsumme  aller  in  dieser 
Zeit  angefertigten  Waren.  Im  Jahre  1903  war  ein  Umsatz  von 
173  285  Ji  erzielt,  und  von  allem  Personal  der  Fabrik  insgesamt 
169  887  Stunden  gearbeitet  worden.  In  jeder  geleisteten  Arbeits- 
stunde wurden  also  für  1.02  Ji  Waren  fertiggestellt.  Dräger  sagte  nun 
zu  den  Arbeitern:  Dieser  Satz  muß,  um  den  Iststand  des  Werkes  zu 
erhalten,  mindestens  erreicht  werden.  Dieser  Mindestsatz  wird  „Soll" 
genannt.  Die  Summe,  die  in  Wirklichkeit  erreicht  wird,  „Haben". 
Könnt  ihr  durch  erhöhten  Fleiß  das  „Haben"  erhöhen,  so  sollen  euch 
für  jedes  mehr  erzielte  Prozent  2/io  Pf.  am  Monatsschluß  ausgezahlt 
werden.  Bei  einer  Warenerzeugung  von  1  Ji  und  122/io  Pfg.,  die  also 
um  10  %  höher  ist  als  bisher  am  Monatsschluß,  rechnen  wir  24  Arbeits- 
tage zu  10  Stunden  =  240  Stunden  mal  2  Pfg.  =  4.80  Ji  Prämie  über 
den  normalen  Lohn. 

Der  Erfolg  soll  nach  dem  Bericht  des  Unternehmens  ein  sehr  guter 
gewesen  sein.  Die  Warenerzeugung  stieg  im  Monat  um  48  %,  und 
das  Werk  zahlte  jedem  Arbeiter  22.50  Ji  Prämie.  Die  Warenerzeu- 
gung und  mithin  die  Prämie  gingen  fortwährend  in  die  Höhe.  Schon 
seit  Jahren  zahlt  das  Werk  im  Durchschnitt  den  Arbeitern  über  den 
ordnungsmäßigen  Lohn  eine  Monatsprämie  von  50  Ji;  von  1904  bis 
1912  hat  es  643194  Ji  Monatsprämien  gezahlt. 

In  dem  oben  bereits  erwähnten  Gesetz  der  Tschecho- 
slowakei vom  15.  Februar  1920  *  ist  eine  obligatorische  Gewinn- 
beteiligung insofern  durchgeführt,  daß  allen  beim  Bergbau  beschäf- 
tigten Arbeitern  das  Recht  der  Teilnahme  an  der  Verwaltung  des 
Unternehmens  und  Beteiligung  am  Reingewinn  zusteht.  Die  Ar- 
beiter nehmen  an  der  Verwaltung  der  Unternehmungen  durch  Ver- 
treter im  Unternehmungsrat  teil.  Dieser  Unternehmungsrat  setzt  auch 
ziffernmäßig  den  Anteil  der  Arbeiter  am  Gewinn  fest.  Der  Unter- 
nehmungsrat zählt  sieben  Mitglieder,  von  denen  zwei  auf  die  Arbeiter- 
schaft und  eins  auf  die  Angestellten  entfallen.  Die  übrigen  Mit- 
glieder ernennt  der  Unternehmer.  Der  den  Arbeitern  zukommende 
Gewinnanteil  soll  10  %  des  Reinertrages  betragen,  der  unter  die  Be- 
sitzer des  Unternehmens  verteilt  werden  soll. 

Von  der  italienischen  zentralen  Gewerkschaftsorganisation 
der  katholischen  Partei  wurde  im  Januar  1921  ein  Gesetzentwurf  im 


i  Internationales  Arbeitsamt.  Genf.    Gesetzreihe  1920,  6:  Tschechoslowakei.    Gesetz: 
Gewinnbeteiligung  im  Bergbau. 
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Parlament  eingebracht,  der  ungefähr  folgenden  Inhalt  hat 1 :  In  allen 
Unternehmungen  soll  am  Ende  des  Finanzjahres  nach  der  Feststellung 
der  Bilanz  eine  Verteilung  des  Reingewinnes  in  der  Weise  stattfinden, 
daß  vom  Kapital  eine  durch  Gesetz  festgesetzte  Dividende  ausgezahlt 
wird,  der  Rest  soll  zwischen  den  Aktionären  bzw.  Teilhabern  und  den 
Arbeitern  so  geteilt  werden,  daß  der  den  Arbeitern  (inklusive  der  An- 
gestellten) zufallende  Gewinnanteil  ihnen  nicht  in  bar  ausgezahlt  wird, 
sondern  aufgespart  und  benutzt  wird,  um  dafür  immer  neue  Anteile 
des  Unternehmens  aufzukaufen;  auf  diese  Weise  soll  allmählich  das 
ganze  Eigentum  der  Unternehmungen  an  die  Arbeiter  und  Ange- 
stellten kommen. 

Die  Verteilung  zwischen  Arbeitern  und  Aktionären  soll  nach  dem 
Verteilungsmaßstabe  vor  sich  gehen,  daß  der  auf  die  Arbeiter  ent- 
fallende Anteil  sich  zu  dem  auf  die  Aktionäre  entfallenden  Anteil  so 
verhält  wie  die  Gesamtsumme  der  bezahlten  Arbeitslöhne  zur  Gesamt- 
summe des  Kapitals.  Wegen  der  Auflösung  des  Parlaments  im  April 
wurde  die  Erledigung  des  Antrages  vertagt. 

Dieses  System  soll  in  allen  Unternehmungen  eingeführt  werden, 
wo  ein  Referendum  der  Arbeiter  es  mit  Majorität  beschließt,  nachdem 
mindestens  ein  Fünftel  der  Arbeiter  und  Angestellten  das  System  ge- 
wünscht hat.  Die  Arbeiteraktien  sollen  persönlich  und  unveräußerlich 
sein.  Interessant  ist  eine  Bestimmung,  wodurch  verhindert  werden  soll, 
daß  der  Arbeiter  die  Arbeiteraktien  spekulativ  verwertet;  wenn  nämlich 
ein  Arbeiter  das  Unternehmen  verläßt,  um  seine  Aktien  gewinnbrin- 
gend zu  veräußern,  so  kann  der  Arbeiterrat  die  Aktien  zurückkaufen 
mit  einem  Abzug  von  20  bis  25  %  des  Wertes. 

Eine  neuartige  Form  der  Gewinnbeteiligung  ist  in  Frankreich 
eingeführt  worden  bei  den  großen  Papierfabriken  von  Pont-de-Clair 
(Isere).  Sie  beschlossen,  vom  Januar  1920  ab  ihren  Arbeitern 
Arbeiter-Obligationen  mit  Gewinnbeteiligung  auszuhändigen.  Diese 
auf  100  Fr.  lautenden  Obligationen  bringen  jährlich  5  %  Zinsen,  zu 
denen  ein  Extrazins  hinzugefügt  wird,  welcher  den  Obligationen  das- 
selbe Einkommen  sichert  wie  den  Aktien.  Erhalten  die  Aktien  z.  B. 
10  %  Dividende,  dann  fügt  man  den  5  %  Zinsen  der  Obligationen 
noch  5  %  Dividende  hinzu,  so  daß  deren  Ertrag  dann  ebenfalls  10  % 
beträgt. 

Interessant  ist  auch  die  Schaffung  der  sogenannten  Arbeitsaktien 
bei  Aktiengesellschaften,  die  in  Frankreich  durch  das  erwähnte  Gesetz 
vom  26.  April  1917  erfolgte.  Dies  Gesetz  ist  wichtig,  weil  hier,  und 
wie  mir  scheint  mit  Recht,  die  Kapitalbeteiligung  der  Arbeiter  nicht 
individuell  vorgesehen  ist,  sondern  so,  daß  die  Arbeiter  als  Arbeits- 
genossenschaft am  Gewinn  beteiligt  werden.  Nach  diesem  Gesetz  ist 
zwar  die  Gewinnbeteiligung  nicht  obligatorisch  für  die  Aktiengesell- 


1  International  Labour  Office,  Geneva.    16.  June  1921.    Studies  and  Reports.    Series  B, 
Nr.  10  :   „Profit  Sharing  and  Labour  Co  -  Partnership".    Proposal  of  the  Italian  Catholic  Party. 
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Schäften,  aber  wenn  die  Aktiengesellschaften  die  Gewinnbeteili- 
gung einführen,  muß  dies  nach  den  Normen  des  Gesetzes  ge- 
schehen. Die  Gesellschaften  mit  Gewinnbeteiligung  der  Arbeiter 
unterliegen  besonderen  Bestimmungen.  Ihre  Aktien  bestehen  aus 
Kapitalaktien  und  Arbeitsaktien.  Die  Arbeitsaktien  sind  das  gemein- 
same Eigentum  des  Lohnpersonals  (Arbeiter  und  Angestellte  beiderlei 
Geschlechts),  das  als  Arbeitergenossenschaftliche  Handelsgesellschaft 
(societe  commerciale  cooperative  de  main  d'oeuvre)  konstituiert  ist. 
Die  Arbeitsaktien  lauten  auf  den  Namen  der  Arbeitsgenossenschaft, 
sind  während  der  Dauer  der  Aktiengesellschaft  unveräußerlich  und 
dürfen  den  einzelnen  Mitgliedern  der  Genossenschaft  nicht  einzeln 
zugeteilt  werden.  Auf  die  Höhe  der  Dividende,  an  welcher  die  Ar- 
beiter Teil  haben,  können  sie  insoweit  Einfluß  ausüben,  als  sie  durch 
die  Teilnahme  ihrer  Genossenschaft  an  der  Generalversammlung  der 
Aktiengesellschaft  teilnehmen  dürfen.  Die  Bevollmächtigten,  welche 
die  Arbeitsgenossenschaft  für  die  Generalversammlung  wählt,  ver- 
fügen in  der  Generalversammlung  nach  dem  Gesetz  immer  nur  über 
so  viele  Stimmen,  daß  das  Verhältnis  zwischen  den  Arbeitsaktien  und 
den  überhaupt  bestehenden  Kapitalaktien  gewahrt  bleibt.  Wenn  also 
eine  Gesellschaft  1000  Kapitalaktien  und  500  Arbeitsaktien  ausge- 
geben hat,  so  würden  immer  die  Kapitalaktionäre,  auch  wenn  nicht 
sämtliche  1000  Aktien  in  der  Generalversammlung  vertreten  sind, 
doppelt  so  viele  Stimmen  haben  wie  die  Arbeitsaktionäre.  Der  auf  die 
Arbeitsaktien  entfallende  Gewinnanteil  wird  im  allgemeinen  hinter 
dem,  der  auf  die  Kapitalaktien  entfällt,  zurückbleiben,  denn  die  Satzung 
der  Aktiengesellschaft  hat  zu  bestimmen,  daß  vorweg  aus  dem  Gewinn 
auf  das  eingezahlte  Kapital  ein  bestimmter  Prozentsatz  ausgeschüttet 
wird. 

Bisher  ist  von  diesem  Gesetz  nicht  sehr  viel  Gebrauch  ge- 
macht worden.  Aber  es  hat  sich  z.  B.  auf  Grund  dieses  neuen  Gesetzes 
die  „Novia,  Aktiengesellschaft  mit  Arbeiterbeteiligung"  in  Paris  für 
mechanische  Konstruktionen  konstituiert.  Das  Aktienkapital  beträgt 
4000  Aktien  zu  500  Fr.  Die  Arbeitergenossenschaft  verfügt  über 
1000  Aktien,  so  daß  den  Arbeitern  ein  Viertel  der  Dividenden  zu- 
fällt. Ferner  soll  die  Societe  des  Mines  des  Monteau-les  Mines 
(Saöne  et  Loire)  ihren  Arbeitern  für  das  Jahr  1918:  300  000  Fr. 
Gewinnanteil  ausbezahlt  haben. 

Auch  in  den  Vereinigten  Staatenvon  Amerika  ist  das 
System  der  Kapitalbeteiligung  neuerdings  mehrfach  in  Aufnahme  ge- 
kommen. Als  Beispiel  erwähne  ich  den  Plan,  den  im  Jahre  1920  die 
Aktionäre  der  International  Harvester  Company  gebilligt  haben  und 
nach  dem  für  die  Arbeiter  eine  Beteiligung  am  Kapital  und  eine 
Extravergütung  gewährt  werden  soll.  Die  Vorzugsaktien  wurden  von 
60  auf  100  Millionen  und  die  Stammaktien  von  80  auf  130  Millionen 
erhöht.    Von  dieser  Kapitalerhöhung  werden  60  Millionen  Dollar  für 
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die  40  000  Arbeiter  der  Gesellschaft  zurückgestellt.  Vom  I.  Januar 
1921  ab  wird  der  gesamte  Gewinn  der  Gesellschaft,  welcher  eine 
siebenprozentige  Verzinsung  des  investierten  Kapitals  übersteigt,  in 
drei  Teile  zerlegt:  40  %  entfallen  auf  die  gewöhnlichen  Arbeiter,  20  % 
auf  die  Angestellten,  welche  sich  in  Aufseher-  oder  leitenden  Stellen 
befinden.  Die  übrigbleibenden  40  %  erhalten  die  Aktionäre.  Die  Ar- 
beiter müssen  aber  ununterbrochen  im  Dienste  der  Gesellschaft  ge- 
wesen sein,  um  der  Vorteile  des  Planes  teilhaftig  zu  werden.  Inter- 
essant bei  diesem  Plan  ist,  daß  hierbei  möglicherweise  die  Ange- 
stellten auf  diese  Art  am  Gewinn  der  Gesellschaft  in  größerem  Maß- 
stabe teilnehmen  als  die  Aktionäre. 

Die  Stellung  der  Arbeiterschaft  zu  den  Gewinn- 
beteiligungsplänen ist  auch  in  der  neueren  Zeit  immer  noch  zu 
einem  großen  Teil  ablehnend.  So  hat  fast  die  gesamte  sozialistische 
Presse  den  neuen  Versuch  von  Krupp  teils  mit  Skepsis,  teils  direkt  mit 
ablehnender  Haltung  aufgenommen.  Sie  erblickt  darin  eine  Art  „Vor- 
spannleistung für  kapitalistische  Interessen".  Was  die  Gewerk- 
schaften anlangt,  so  habe  ich  oben  schon  darauf  hingewiesen,  daß 
die  deutschen  Gewerkschaften  sich  in  neuerer  Zeit  dem  Gewinnbeteili- 
gungsplan gegenüber  zustimmender  verhalten  als  früher.  In  anderen 
Ländern  dagegen  ist  die  Haltung  der  Gewerkschaften  auch  heute  noch 
eine  ablehnende.  In  dieser  Hinsicht  ist  das  Gutachten  des  Bundes- 
komitees über  „Gewinnbeteiligung  und  Mitspracherecht  am  Betrieb", 
das  im  Herbst  1919  an  das  schweizerische  Volkswirtschafts-Departe- 
ment erstattet  wurde,  von  großem  Interesse.  Dem  Gutachten  liegt  eine 
Umfrage  bei  den  dem  Bundeskomitee  angeschlossenen  Gewerk- 
schaftsverbänden zugrunde,  die  etwa  von  der  Hälfte  der  Verbände 
beantwortet  wurde.  Von  den  13  im  Gutachten  mitgeteilten  Antworten 
sprechen  sich  nur  drei  (Buchbinderverband,  Heizer-  und  Maschinisten- 
und  Zimmerleuteverband)  für  die  Gewinnbeteiligung  aus.  Bei  den  ab- 
lehnenden Antworten  wird  ausgeführt,  daß  der  Zweck  des  Systems 
nur  der  sei,  die  Arbeiter  am  Geschäft  zu  interessieren  und  damit  fester 
an  den  Betrieb  zu  fesseln.  Die  höheren  Arbeiter  würden  benach- 
teiligt, die  älteren  zu  Antreibern,  weil  sie  bei  der  Sache  etwas  ge- 
winnen könnten.  Die  Gewinnbeteiligung  erschüttere  die  proletarische 
Solidarität  durch  schädliche  Illusionen  und  bringe  Streit  und  Zwie- 
tracht unter  das  Personal.  Der  Vorteil  liege  nur  auf  Seiten  der  Ar- 
beitgeber, welche  dann  die  Lohnforderungen  der  Arbeiter  mit  dem 
Hinweis  auf  die  Gewinnbeteiligung  ablehnen  würden. 

Nach  einem  Bericht  des  National  Industrial  Conference  Board 
sind  auch  die  Arbeiterverbände  in  den  Vereinigten  Staaten  durchweg 
gegen  ein  System  mit  Teilnahme  am  Reingewinn. 

Unbekümmert  um  die  ablehnende  Stellung  sowohl  in  Arbeiter- 
wie  in  Arbeitgeberkreisen,  sollten  aber  die  Versuche,  nament- 
lich in  der  neueren  Form  der  Kapitalbeteiligung,  fortgesetzt  werden. 
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Es  liegen  diesem  neueren  Plan  zweifellos  gesündere  nationalökono- 
mische Prinzipien  zugrunde  als  bei  den  älteren  reinen  Gewinnbeteili- 
gungssystemen. 

Dringend  sollte  davor  gewarnt  werden,  das  neue  System  all- 
gemein gesetzlich  durchzuführen.  In  dieser  Hinsicht  stehe  ich  auch 
dem  Plan  des  Amtsrichters  Dr.  Alfred  Cohen1  ablehnend  gegenüber. 
Er  will,  daß  durch  Gesetzesnormen  alle  industriellen  Aktiengesell- 
schaften veranlaßt  werden  sollen,  die  Gewinnbeteiligung  ihrer  Ar- 
beiter durchzuführen,  und  stellt  für  diese  Gewinnbeteiligung  bestimmte 
feste  Normen  auf.  Eine  solche  allgemeine  gesetzliche  Durchführung 
halte  ich  für  durchaus  unzweckmäßig.  Gerade  im  Hinblick  auf 
die  vielen  ungünstigen  Erfahrungen,  die  mit  den  Gewinnbeteiligungs- 
versuchen in  den  meisten  Ländern  gemacht  wurden,  sollte  man  die 
neueren,  in  Form  von  Kapitalbeteiligung  vorgenommenen  Versuche 
erst  einmal  ausreifen  lassen,  ihre  Erfolge  bzw.  Mißerfolge  abwarten, 
ehe  man  dieses  System  auf  eine  allgemein  gesetzliche  Basis  stellt. 


1  Gewinnbeteiligung  der  Arbeiter.    „Plutus".    Jahrg.  1919.    S.  70. 


Die  dritte  Internationale  Arbeitskonferenz 

in  Genf. 

Von 
Professor  Waldemar  Zimmermann,  Hamburg. 

Die  dritte  Konferenz  war  die  erste  allgemeine,  durch  das  Inter- 
nationale Arbeitsamt  organisierte  Arbeitskonferenz  auf  neutralem 
Boden.  Die  erste  Internationale  Arbeitskonferenz  in  Washington  vom 
29.  Oktober  bis  29.  November  1919  1  war  eine  konstituierende  Rumpf- 
konferenz, auf  der  viele  Staaten,  insbesondere  Deutschland,  noch 
fehlten,  und  für  die  das  erst  am  27.  Januar  1920  in  London  (später 
dann  in  Genf)  errichtete  Internationale  Arbeitsamt  noch  keine  sach- 
lichen Vorbereitungen  treffen  konnte,  was  in  der  durch  Sachkenntnis  oft 
wenig  getrübten,  mehr  begeisterungsmäßigen  Fassung  zahlreicher 
sozialpolitischer  Beschlüsse  zum  Ausdruck  gekommen  ist.  Die  zweite 
Internationale  Arbeitskonferenz  in  Genua  vom  15.  Juni  bis  10.  Juli 
1920 2  war  eine  ausschließlich  auf  die  Seemannsfragen  beschränkte 
Fachkonferenz.  Erst  auf  der  dritten  Konferenz  in  Genf,  die  vom  25. 
Oktober  bis  19.  November  1921  im  Theater  des  „Kursaar  tagte,  hatten 
sich  Vertreter  aus  allen  Kulturstaaten  der  fünf  Erdteile,  soweit  sie 
grundsätzlich  einer  internationalen  Regelung  sozialpolitischer  Fragen 
geneigt  sind,  zur  Beratung  eines  ungeheuer  weitschichtigen  Programms 
für  die  vielseitigsten  Wirtschafts-  und  Arbeitszweige  in  einer  nicht 
mehr  Sieger  und  Besiegte  unterscheidenden  neutralen  Atmosphäre 
gleichberechtigt  zusammenfinden  können.  Der  Präsident  des  Ver- 
waltungsrates des  Internationalen  Arbeitsamts,  der  französische 
Staatsrat  Fontaine,  konnte  rund  120  stimmberechtigte  Abgesandte  und 
300  technische  Ratgeber  als  Vertreter  von  38  Staaten  begrüßen,  die 
in  alphabetischer  Ordnung  nach  dem  Namen  ihrer  Länder  die  Ränge 
des  Operettentheaters  füllten  und  ein  Parlament  darstellten,  dessen 
übergroße  Zahl,  aus  aller  Welt  mit  verschiedenartigen  Interessen  her- 
beigeströmt, bedenklich  gegen  die  Möglichkeiten  rascher,  fruchtbarer 
Arbeit  stimmen  mußte.  Von  wichtigeren  Staaten  fehlten  aus  Europa 
Ungarn,  die  Türkei  und  Rußland,  aus  Übersee  Argentinien,  Mexiko 
und  vor  allem  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  deren  grundsätz- 


i  Vgl.  „W.  A.",  16.  Bd.,  S.  82. 
2  Ebenda  S.  271*. 
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liehe  Fernhaltung  von   der   Internationalen  Organisation   der  Arbeit 
nicht  nur  wegen  der  valutastarken  Dollarbeiträge  bedauert  wird. 

Es  dauerte  ungefähr  eine  Woche,  bis  die  Genfer  Konferenz  an  die 
Beratung  ihres  eigentlichen  Aufgabenprogrammes  herankam  und  die 
Fachausschüsse  in  die  positive  Arbeit  eintreten  konnten.  Das  lag  nicht 
nur  an  der  Verwickeltheit  der  großen  Maschinerie,  die  natürlich  bei  der 
persönlichen  und  sprachlichen  Fremdheit  der  vielen  Hunderte  von 
Teilnehmern  ihre  Zeit  braucht,  um  in  Gang  zu  kommen,  sondern  auch 
an  ausgiebigen  Zuständigkeitsstreitigkeiten. 

Die  Konferenz-Maschinerie  hat  mit  derjenigen  der 
politischen  Parlamente  manche  Ähnlichkeit.  Sie  erfordert  nicht  nur 
eine  Mandatsprüfungskommission,  sondern  auch  einen  Geschäfts- 
ordnungsauschuß und  verlangt  ein  vielfältiges  Hin  und  Her  der  sach- 
lichen Beratungen  bald  in  der  Vollversammlung,  bald  in  den  Fach- 
kommissionen. Jede  Frage  muß  in  der  Vollversammlung  drei 
Lesungen  durchmachen,  und  diese  kann  Beschlüsse,  die  als  Grundlage 
für  „Konventionen"  dienen  sollen,  in  der  zweiten  Lesung  zwar  mit  ein- 
facher Mehrheit,  in  der  dritten  Lesung  aber  nur  mit  Zweidrittelmehrheit 
gutheißen.  Die  Fachkommissionen,  deren  in  Genf  sieben  eingesetzt 
wurden  außer  einem  Redaktionsausschuß  für  die  Gewinnung  der  end- 
gültigen mehrsprachigen  Fassungen  und  Ausgleichungen  der  viel- 
seitigen Beschlüsse,  müssen  also  nicht  bloß  sachlich,  sondern  auch 
diplomatisch-taktisch  arbeiten,  um  Konventionsentwürfe  für  das  Plenum 
mit  Erfolg  spruchreif  zu  machen.  Etwas  weniger  schwierig  ist  das  Ver- 
fahren für  die  „Recommandations",  die  bloßen  Vorschläge  oder  Emp- 
fehlungen, welche  die  Konferenz  den  Anhängerstaaten  unterbreitet,  und 
für  „Resolutions",  die  einfachen  Entschließungen,  die  nur  einen  ge- 
wissen Standpunkt  kennzeichnen;  alle  diese  Vorschläge  und  Ent- 
schließungen muten  den  Anhängerstaaten  keinerlei  Verbindlichkeit 
zu,  sondern  bedeuten  nur  Anregungen,  sind  also  von  der  Konferenz 
sehr  viel  leichtherziger  ohne  den  Druck  der  Verantwortung,  den  eine 
Konvention  mit  sich  bringt,  zu  erledigen. 

Aber  nicht  nur  die  Schwierigkeit,  diese  umständliche  Maschinerie 
in  Gang  zu  bringen,  hat  die  Konferenz  fast  eine  Woche  wesentlich 
formaler  Verhandlungen  gekostet,  sondern  der  Unzuständig- 
keitseinwand, den  die  französische  Regierung  auf  Drängen  ihres 
landwirtschaftlichen  Volksteils  gegen  die  Erörterung  land- 
wirtschaftlicher Arbeiterfragen  auf  der  Genfer  Kon- 
ferenz erhob,  entfesselte  mehrtägige  Auseinandersetzungen  von  oft 
hartnäckiger  Schärfe.  Die  französische  Arbeitgebergruppe  —  jedes 
Land  ist  auf  den  Internationalen  Arbeitskonferenzen  bekanntlich  durch 
Abgesandte  dreier  Gruppen,  der  Regierung,  der  Arbeitgeber  und  der 
Arbeitnehmer,  vertreten  —  hatte  sogar  jede  solche  Befassung  der  Inter- 
nationalen Arbeitskonferenz  für  gesetzwidrig  erklärt.  Der  französische 
Regierungsvertreter  bestritt  etwas  zurückhaltender   die   Zuständigkeit 
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Genfs  und  die  Zweckmäßigkeit  landwirtschaftlicher  Beratungen  da- 
selbst, da  diese  Fragen  vor  das  Forum  des  Internationalen  Instituts  für 
Landwirtschaft  in  Rom  gehörten  und  außerdem  für  eine  internationale 
Regelung  noch  lange  nicht  reif  seien.  Der  französische  Arbeiter- 
vertreter Jouhaux  aber  widerlegte  mit  seiner  Löwenstimme  diese  Be- 
weisführung seines  Delegationsführers  durch  Hinweise  auf  das  früher 
entgegengesetzte  Verhalten  französischer  Minister,  wie  Clemenceau, 
Bolliard  und  Loucheur,  welche  die  Landarbeiterfragen  durchaus  von  der 
Internationalen  Organisation  der  Arbeit  im  Sinne  des  Abschnitts  13 
des  Versailler  Friedensvertrages  behandelt  wissen  wollten.  Jouhaux 
bekam  wirksame  Unterstützung.  Nicht  nur  Vertreter  Südafrikas, 
Indiens,  Japans,  Kolumbiens  und  Kubas  betonten,  daß  sie  vor  allem 
an  landwirtschaftlichen  Arbeiterfragen  Interesse  und  deshalb  allein 
die  weite  Reise  gemacht  hätten,  sondern  auch  der  englische  Re- 
gierungsvertreter trat  mit  Nachdruck  für  die  Zulassung  der  Land- 
arbeiterfragen ein.  Sir  David  Hall  fand  sogar  außerordentlichen  Beifall, 
als  er  etwas  sophistisch  ausrief:  er  dürfe  sich  in  seiner  Heimat  nicht 
wieder  sehen  lassen,  wenn  die  Landarbeiter  durch  die  abweisende 
Haltung  der  Genfer  Konferenz  gewissermaßen  für  „outlaws"  erklärt 
würden.  Man  vergaß  auf  der  Internationalen  Arbeitskonferenz,  daß  es 
außer  der  internationalen  rechtlichen  Regelung  für  die  sozialpolitischen 
Fragen  auch  noch  nationale  Gesetzgebungsmöglichkeiten  nach  wie  vor 
gibt,  die  bisher  sogar  in  den  führenden  Kulturstaaten  den  meisten  Ar- 
beitergruppen viel  mehr  Rechte  und  Sicherheiten  bieten  als  die  inter- 
nationalen Sozialkonventionen,  die  seit  der  Washingtoner  Konferenz 
1919  großenteils  noch  heute  auf  dem  Papier  stehen. 

Nachdem  die  Genfer  Konferenz  ein  für  allemal  grundsätzlich  die 
Zuständigkeit  der  Internationalen  Organisation  der  Arbeit  für  die 
Fragen  landwirtschaftlicher  Sozialpolitik  beschlossen  hatte,  gaben  aber 
die  französischen  Regierungs-  und  Arbeitgebervertreter  ihr  Spiel  doch 
noch  nicht  ganz  verloren  und  erhoben  nunmehr  mit  um  so  größerer 
Zähigkeit  den  Einwand  der  Inopportunität  der  derzeitigen  Beratung 
landwirtschaftlicher  Arbeiterfragen  in  Genf,  namentlich  so  ungeklärter 
Probleme  wie  der  gesetzlichen  Regelung  der  Arbeitszeit  und  der  Ein- 
führung des  Achtstundentages  in  der  Landwirtschaft.  Obgleich  der 
zweite  deutsche  Regierungsvertreter,  der  für  Landarbeiterfragen 
besonders  zuständige  Ministerialrat  Faaß  vom  Reichsernährungs- 
ministerium, an  der  Hand  der  deutschen  Landarbeitergesetzgebung  und 
der  landwirtschaftlichen  Tarifverträge  die  Schrecken  einer  gesetz- 
lichen Arbeitszeitregelung  für  die  landwirtschaftlichen  Betriebe  als 
grundlose  Einbildungen  zu  verflüchtigen  suchte  und  auch  die 
Arbeitervertreter  anderer  Staaten  entschieden  für  den  landwirtschaft- 
lichen Achtstundentag  eintraten,  war  doch  der  ziemlich  einheitliche 
Widerstand  der  Arbeitgebervertreter,  die  auf  Betreiben  des  schwedi- 
schen Unternehmers  Edström  immer  deutlicher  über  die  staatlichen 
Grenzen   und  nationalen   Unterschiede   hinweg    auch   auf   den  Inter- 
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nationalen  Arbeitskonferenzen  sich  die  Hände  reichen  und  eine  mög- 
lichst geschlossene  Gegnerschaft  gegen  internationalen  sozialpoliti- 
schen Vereinbarungseifer  zu  entwickeln  beginnen,  so  stark,  und  die 
amtliche  Haltung  Englands,  das  nicht  einmal  die  Washingtoner  Kon- 
vention über  den  Achtstundentag  für  die  Industrie  zu  ratifizieren  ge- 
denkt, so  ungünstig,  daß  die  nötige  Zweidrittelmehrheit  für  die  Bei- 
behaltung der  landwirtschaftlichen  Arbeitszeitregelung  auf  der  Tages- 
ordnung nicht  erzielt  wurde.  Die  Absetzung  dieses  Gegenstandes  von 
der  diesjährigen  Konferenz  verschnupfte  die  Arbeitervertreter,  die 
sich,  ähnlich  wie  die  Arbeitgeber,  auf  der  ganzen  internationalen 
Linie  untereinander  gesondert  zu  verständigen  suchen  und  eigene 
Gruppensitzungen  abhielten,  so  arg,  daß  sie  erwogen,  ob  sie  nicht  die 
ganze  Konferenz  auffällig  verlassen  sollten.  Da  aber  die  französischen 
Inopportunitätsansichten  in  bezug  auf  die  übrigen  landwirtschaftlichen 
Sozialfragen  von  der  Mehrheit  der  Vollversammlung  nicht  geteilt 
wurden,  sondern  sich  viele  Stimmen,  darunter  zum  ersten  Male  auch 
eine  weibliche  Stimme  namens  der  norwegischen  Regierungs- 
vertretung, sehr  entschieden  für  die  Behandlung  des  Arbeiterschutzes 
in  der  Landwirtschaft  erhoben,  so  wurden  die  Arbeiter  versöhnt  und 
gestalteten  nunmehr  die  agrarsoziale  Erörterung  und  die  Ernte  der 
„Empfehlungen"  in  den  dafür  eingesetzten  drei  landwirtschaftlichen 
Fachkommissionen  recht  ergiebig.  Ja,  sogar  einige  „Konven- 
tionen" für  den  Landarbeiterschutz  sind  in  Genf  schließ- 
lich mit  der  erforderlichen  Zweidrittelmehrheit,  vereinzelt  sogar  mit 
7/s  Mehrheit,  zustande  gekommen. 

Ein  derartiges  Übereinkommen  sucht  das  Koalitionsrecht  für 
die  Landarbeiter  zu  gewährleisten,  indem  es  ihnen  das  gleiche 
Vereins-  und  Versammlungsrecht  wie  allen  übrigen  gewerblichen 
Arbeitern  zuspricht  und  die  Aufhebung  aller  einschränkenden 
Bestimmungen  und  Verordnungen  in  allen  Staaten  verlangt.  Ein 
weiteres  Übereinkommen  will  die  Mitgliedstaaten  zur  Ausdehnung 
der  Unfallversicherung  auf  alle  in  der  Landwirtschaft  gegen  Ent- 
gelt beschäftigten  Personen  verpflichten.  Ein  drittes  soll  die  land- 
wirtschaftliche Arbeit  der  Kinder  unter  14  Jahren  während  der  Schul- 
zeit regeln.  Solche  Kinder  sollen  nur  außerhalb  der  Unterrichts- 
stunden und  nur  mit  solchen  Arbeiten  beschäftigt  werden,  durch  die 
der  Unterricht  nicht  leidet.  Allerdings  soll  die  Unterrichtszeit,  die 
mindestens  acht  Monate  im  Jahre  betragen  muß,  den  landwirtschaft- 
lichen Arbeits-  und  Erntebedürfnissen  angepaßt  werden.  Für  die 
Kinderarbeit  in  landwirtschaftlichen  Fachschulen  gelten  Sonder- 
bestimmungen, welche  die  zuständigen  Behörden  regeln  sollen.  Sieben 
„Empfehlungen"  befaßten  sich  außerdem  mit  der  landwirtschaftlichen 
Fachschulung,  der  Einführung  der  Kranken-,  Alters-,  Invaliden-  und 
Erwerbslosenversicherung  in  der  Landwirtschaft,  der  Regelung  der 
landwirtschaftlichen  Nachtarbeit  der  Kinder  unter  14,  der  Jugendlichen 
von  14 — 18   Jahren  und   der  Frauen  und  mit   der  Sicherung   einer 
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mindestens  neunstündigen  Schlafzeit  trotz  der  Nachtarbeit;  ferner  mit 
dem  Schutz  der  Frauen  in  der  Landwirtschaft  vor  und  nach  der 
Niederkunft,  ähnlich  demjenigen  in  der  Industrie,  mit  der  Regelung  des 
ländlichen  Wohn-  und  Schlafwesens  durch  Vereinbarungen  der  zu- 
ständigen Arbeitgeber-  und  Arbeiterorganisationen  (namentlich  in 
bezug  auf  Zimmerheizung,  Geschlechtertrennung,  Nichtbenutzung  von 
Ställen  und  Böden  als  Schlafräume)  und  endlich  mit  Maßnahmen 
gegen  die  Arbeitslosigkeit  in  der  Landwirtschaft,  Einführung  moderner 
Methoden  der  Landbearbeitung  zur  Steigerung  des  Bodenertrages,  Ver- 
besserung der  Systeme  zur  besseren  Bodenausnutzung,  innerer  Koloni- 
sation, Verschiebung  der  Arbeitskräfte  von  Überschuß-  nach  Bedarfs- 
gebieten durch  Verbesserung  der  Transportmittel,  Entwicklung  von 
Gewerben  für  arbeitslose  Landarbeiter,  Ermutigung  der  Landarbeiter 
zum  Anbau  auf  dem  Lande  und  Hebung  des  landwirtschaftlichen 
Kredits.  Mit  diesem  Kollegheft  über  technische  und  soziale  Agrar- 
politik, das  mit  der  Verpflichtung  der  Mitgliedstaaten  zur  Bericht- 
erstattung über  „etwaige  auf  Grund  der  Vorschläge  getroffene"  Maß- 
nahmen und  ihre  Erfolge  schließt,  werden  in  den  meisten  Ländern 
die  Professoren  mehr  anzufangen  wissen  als  die  Politiker.  Für  Deutsch- 
land wäre  mindestens  noch  eine  Zusatzempfehlung  nötig,  daß  den 
künstliche  Düngemittel  erzeugenden  Gewerben  die  genügende  Kohlen- 
zuführung nicht  durch  internationale  Abmachungen  über  Gebühr  unter- 
bunden würde. 

Trotz  der  Gegenwirkung  der  französischen  Regierung  hat  also  die 
landwirtschaftliche  Sozialpolitik  auf  der  Genfer  Konferenz  den  Löwen- 
anteil der  Konventionen  (2)  und  Rekommandationen  (7)  davon- 
getragen. Die  übrigen  Konventionen  (5)  und  Empfehlungen  (1)  ver- 
teilten sich  auf  die  zahlreichen  sonstigen  sozialpolitischen  Stoffgebiete, 
während  die  18  Entschließungen  meist  Anträge  an  den  Verwaltungs- 
rat des  Internationalen  Arbeitsamts  enthielten,  darunter  allerdings 
auch  einige,  die  später  von  großer  sachlicher  Bedeutung  werden 
können.  So  z.  B.  der  Antrag,  die  gesetzliche  Regelung  der  landwirt- 
schaftlichen Arbeitszeit  auf  der  nächsten  Konferenz  zu  behandeln; 
ferner  die  Anträge,  Untersuchungsausschüsse  für  die  Desinfektion 
milzbrandiger  Wolle  und  für  das  Studium  der  Arbeitslosenfrage  in 
Verbindung  mit  der  bereits  eingeleiteten  Produktionserhebung  und 
dem  Weltkrisenproblem  einzusetzen;  weiter  solche  Anträge,  die  das 
Genossenschaftswesen,  die  Nachtarbeit  in  Bäckereien  und  die  Kriegs- 
verletzten betreffen.  Manche  dieser  Anträge  würden,  soweit  sie  nicht 
bloße  Teilnahmekundgebungen  der  Konferenz  für  leidende  Glieder 
der  menschlichen  Gesellschaft  darstellten,  eine  wesentliche  Er- 
weiterung des  bisherigen,  schon  recht  großen  Aufgabenkreises  des 
Internationalen  Arbeitsamtes  bedeuten. 

Diese  Entschließungen  samt  den  noch  zu  besprechenden  Kon- 
ventionen und  Empfehlungen  waren  die  Arbeitsfrüchte  einer  mehr- 
wöchigen Tätigkeit  von  vier  Fachkommissionen,  die  neben  den  drei 
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landwirtschaftlichen  Kommissionen  für  die  Fragen  der  Schiffahrt,  für 
die  Sonntagsruhefragen  der  Industrie  und  des  Handels,  für  die  Blei- 
weiß- und  für  die  Miilzbrandfragen  eingesetzt  worden  waren. 

Manche  Kommissionen  arbeiteten,  weil  es  sich  teilweise  um  tech- 
nische Einzelheiten  für  spezifische  Fachleute  handelte,  wiederum  mit 
Unterkommissionen.  Da  sich  bei  dieser  Arbeitsweise  die  Beratungen 
ins  Ungemessene  hinzuziehen  drohten  und  bereits  Nachtsitzungen  in 
Erwägung  gezogen  wurden,  mußte  eine  sehr  scharf  gehandhabte  Zeit- 
ordnung eingeführt  werden,  um  den  Fluß  der  Verhandlungen  zu 
einem  bestimmten  Ende  zu  führen.  Der  Vorsitzende  der  Konferenz, 
Lord  Burnham,  der  als  Eigentümer  der  konservativen  Zeitung  „Daily 
Telegraph"  bei  den  Franzosen  besonders  beliebt  zu  sein  scheint,  der 
aber  auch  als  Vermittler  bei  Arbeitskämpfen  und  als  Vorsitzender 
eines  Reconstruction  Committee  sozialpolitischen  Ruf  in  Groß- 
britannien genießt,  hatte  die  Zügel  der  Verhandlungen  so  straff  in  der 
Hand,  daß  selbst  die  redelustigsten  Abgesandten  und  Antragsteller, 
wenn  auch  widerstrebend,  sich  ohne  Zögern  seinem  autokratischen 
Regiment  fügten.  Dadurch  ist  es  allein  gelungen,  wenigstens  äußer- 
lich mit  dem  Riesenprogramm  der  Genfer  Tagung  fertig  zu  werden. 

In  den  Fachausschüssen,  wo  die  Rollen  und  Stimmen  sich  gleich- 
mäßig auf  Regierungsvertreter,  Arbeitgeber  und  Arbeiter  verteilen, 
während  in  der  Vollversammlung  jeder  Regierungsvertreter  doppeltes 
Stimmrecht  besitzt,  machten  zumeist  die  Arbeitervertreter  lebhafte 
Vorstöße  zugunsten  der  Graderhöhung  der  Beschlüsse;  sie  strebten 
allenthalben  Konventionen  statt  Rekommandation  oder  bloßer  Re- 
solution an.  Jedoch  siegten  durchschnittlich  in  den  Ausschüssen  bei 
längerer  Dauer  der  Beratungen  stets  die  Fachkundigen  und  die  diplo- 
matischen Persönlichkeiten,  während  in  der  Vollversammlung  die  Ab- 
stimmungen durch  rhetorisch  vorgetragene  „Amendements"  und 
nationale  Prestigerücksichten  manchmal  auch  stimmungsmäßig  be- 
einflußt zu  sein  schienen. 

Das  schließliche  sachliche  Ergebnis  der  Beratungen  über  die  nicht- 
landwirtschaftlichen Fragen  war  folgendes:  Zwei  Schiffahrts- 
konventionen sollen  die  Verhältnisse  an  Bord  der  Seeschiffe 
regeln  (als  Seeschiffe  gelten  alle  Seefahrzeuge,  mit  Ausnahme  der 
Kriegsschiffe  und  derjenigen  Schiffe,  auf  denen  nur  Familienmitglieder 
des  Schiffseigentümers  unter  der  Mindestaltersgrenze  beschäftigt 
werden).  Das  erste  dieser  beiden  Übereinkommen  will  die  Beschäfti- 
gung Jugendlicher  unter  18  Jahren  als  Heizer  und  Trimmer  verbieten 
und  Ausnahmen  nur  auf  Schulschiffen  und  auf  nicht  mit  Dampf  ge- 
triebenen Schiffen  zulassen;  ferner  in  der  japanischen  und  indischen 
Küstenschiffahrt  auf  Grund  besonderer  Vereinbarungen  zwischen  den 
zuständigen  Arbeitgebern  und  Arbeiterorganisationen  der  beteiligten 
Länder.  Doch  soll  das  Mindestschutzalter  16  Jahre  sein,  garantiert 
durch  Eintragung  der  Geburtstage  der  Jugendlichen  in  eine  Liste  durch 
den  verantwortlichen  Kapitän,  und  die  körperliche  Tauglichkeit  muß 
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durch  einen  Arzt  bescheinigt  sein.  Auch  soll  anderseits  die  Verwen- 
dung Jugendlicher  unter  18  Jahren  als  Heizer  und  Trimmer,  wenn 
ältere  Arbeiter  in  einem  Hafen  nicht  zu  finden  sind,  gestattet  sein  in 
der  Weise,  daß  statt  eines  18jährigen  zwei  jüngere  Leute  für  die 
Kesselbedienung  angestellt  werden.  Alle  diese  Bestimmungen  sollen 
in  die  Anstellungsverträge,  bei  denen  allerdings  zweifelhaft  ist,  ob  die 
asiatischen  Schiffsarbeiter  sie  auch  lesen  können,  aufgenommen  wer- 
den. Das  andere  Übereinkommen  über  die  Schiffsarbeit  fordert  die 
pflichtmäßige  ärztliche  Untersuchung  (in  jährlicher  Wiederholung  und 
Bescheinigung)  für  alle  Jugendlichen  bis  zu  18  Jahren  an  Bord  von 
Seeschiffen. 

Die  Regelung  der  wöchentlichen  Ruhepause  in  Indu- 
strie und  Handel,  die  Gegenstand  eines  weiteren  Übereinkom- 
mens bzw.  einer  Empfehlung  bildet,  bereitete  viel  größere  Schwierig- 
keiten als  diese  Schiffahrtsübereinkommen.  Hier  platzten  in  der  Kom- 
mission trotz  der  starken  Leitung  des  englischen  Regierungsvertreters, 
Sir  Montague  Barlow,  der  auch  sonst  auf  der  Konferenz  großen  Ein- 
fluß ausübte,  die  Gegensätze  zwischen  Arbeitern  und  Arbeitgebern 
scharf  aufeinander.  Die  Arbeitgeber  waren  nur  für  die  allgemeine, 
elastischer  Anpassung  Spielraum  lassende  Festlegung  einer  wöchent- 
lichen Ruhepause,  die  Arbeiter  verlangten  eine  strenge  und  mehr  ins 
Einzelne  gehende  Formulierung.  Da  die  französischen,  belgischen  und 
englischen  Regierungsvertreter,  gewitzigt  durch  die  schlechten  Erfah- 
rungen mit  der  Washingtoner  Konvention  über  den  Achtstundentag, 
die  heute  nur  von  Griechenland,  Rumänien,  Indien  und  der  Tschecho- 
slowakei und  von  keinem  Staate  sonst  ratifiziert  ist,  diesen  Arbeiter- 
standpunkt entschieden  ablehnten,  kam  die  Konvention  über  die 
Wochenruhe  in  der  Industrie  nur  mit  einer  knappen  Kommissions- 
mehrheit zustande,  während  die  Forderung  einer  wöchentlichen  24- 
stündigen  Freizeit  im  Handelsgewerbe  überhaupt  nur  mit  einer  Emp- 
fehlung bedacht  wurde.  Das  Wochenruheabkommen  für  die  Industrie 
bestimmt,  daß  die  mindestens  24stündige  Ruhepause  innerhalb  je 
sieben  Tagen  möglichst  auf  einen  Sonntag  oder  Feiertag  fallen  und 
dem  gesamten  Personal  gleichzeitig  gewährt  sowie  durch  öffentlichen 
Anschlag  bekanntgegeben  werde.  Ausnahmen  sind  zulässig  unter 
der  Voraussetzung,  daß  dabei  wirtschaftliche  Gründe  und  menschliche 
Rücksichten  beachtet  und  die  Arbeitgeber-  und  Arbeitnehmerorgani- 
sationen zu  Rate  gezogen  werden.  Die  betreffenden  Verfügungen 
sollen  aber  dann  einen  Ausgleich  für  die  fehlende  zusammenhängende 
Ruhe  vorsehen.  Listen  über  die  Ausnahmeordnungen  sind  dem  Inter- 
nationalen Arbeitsamt  einzureichen,  das  der  Jahreskonferenz  darüber 
berichtet. 

Noch  lebhafteren  Streit,  als  er  sich  um  die  Wochenruhe  erhob, 
entfesselte  die  Bleiweißfrage,  obgleich  diese  bereits  zu  den 
älteren  Gegenständen  internationaler  sozialpolitischer  Beratungen  im 
Schöße  der  „Internationalen  Vereinigung  für  gesetzlichen  Arbeiter- 
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schütz"  gehört  und  in  manchen  Kulturstaaten  schon  eine  ein- 
schneidende Regelung  erfahren  hat.  Aber  je  länger  diese  Frage  er- 
örtert wird,  um  so  widerspruchsvoller  wird  ihre  Beurteilung.  Die  jahre- 
lang geführten  amtlichen  Statistiken  werden  heute  von  den  eigenen 
Regierungen  als  nicht  stichhaltig  beanstandet;  die  inzwischen  ange- 
ordneten Schutzmaßnahmen  hätten  manche  befürchteten  Zusammen- 
hänge als  Einbildung  erwiesen.  Auch  haben  neuere  wissenschaftliche 
Untersuchungsmethoden  die  Ergebnisse  der  früheren  überwiegend  auf 
Schätzung  beruhenden  Untersuchungen  wesentlich  erschüttert.  In  den 
14  Sitzungen  des  Bleiweißausschusses  wurden  von  den  verschiedenen 
medizinisch-technischen  Sachverständigen  stundenlange  Vorträge  für 
und  wider  die  Bedenklichkeit  des  Bleifarbengiftes  gehalten.  Dazu  ge- 
sellten sich  die  Meinungsverschiedenheiten  zwischen  Arbeitgebern 
und  Arbeitervertretern.  Entscheidend  aber  nährte  die  Zwiespältigkeit 
der  Ausschußansichten  der  stumme  und  nichtsdestoweniger  mäch- 
tige kapitalistische  Interessengegensatz  zwischen  den  Unternehmern 
der  Bleiweißindustrie  und  der  Zinkweiß-  und  Lithoponeindustrie,  die 
bei  einem  völligen  Verbot  des  Bleiweißfarbenanstriches  das  reiche 
Erbe  der  zum  teilweisen  Absterben  verurteilten  Bleiweißindustrie  an- 
zutreten hofft.  Auch  einzelne  Arbeitervertreter,  so  diejenigen  Austra- 
liens, das  eine  große  Bleiweißerzeugung  und  -ausfuhr  besitzt,  wurden 
auf  der  Konferenz  in  diesen  wirtschaftlichen  Interessenstrudel  ver- 
strickt und  stimmten  mit  den  Arbeitgebern  gegen  die  sozialpolitische 
Erstickung  ihrer  giftigen  Industrie.  Da  die  Kommission  sich  nicht 
einigen  konnte,  wurde  der  Streit  durch  einen  sehr  gemäßigten  Mehr- 
heitsbericht, der  von  entschiedenen  Verboten  der  Bleiweißfarben  nichts 
wissen  wollte,  sondern  nur  Schutzmaßnahmen  verlangte,  und  durch 
einen  ziemlich  radikalen  Minderheitsbericht,  der  zum  mindesten  alle 
Bleifarben  aus  dem  wettergeschützten  Innenanstrich  der  Räume  ver- 
bannen und  durch  ungefährlichen  gleichwertigen  Ersatz  verdrängen 
möchte,  in  die  Vollversammlung  hineingetragen.  Hier  übertrumpften 
nun  gar  noch  die  französischen  und  belgischen  Regierungsvertreter 
den  Radikalismus  des  Minderheitsberichtes  durch  die  Forderung  eines 
völligen  Bleiweißverbotes  für  Außen-  und  Innenanstrich  und  setzten, 
da  ein  großer  Teil  der  Delegierten,  fachunkundig  und  durch  die  Wider- 
sprüche der  Interessenten  verwirrt,  sich  der  Stimme  enthielt,  in  der 
zweiten  Lesung  die  Annahme  ihres  radikalen  Antrages  mit  45  gegen 
44  Stimmen  durch.  Das  bedeutete,  daß  die  Kommission  noch  einmal 
auf  ganz  neuer  Grundlage  ihre  Beratungen  wieder  aufnehmen  und  zu 
einem  Kompromiß  zwischen  ihren  Mehrheitsüberzeugungen  und  den 
Weisungen  des  Plenums  zu  gelangen  suchen  mußte.  Ein  Vermitt- 
lungsvorschlag des  deutschen  Regierungsvertreters,  Ministerialrat  Dr. 
Leymann,  welcher  der  Urheber  der  deutschen  Bleiweißschutzgesetz- 
gebung der  letzten  20  Jahre  ist,  half  aus  der  verfahrenen  Lage  heraus, 
so  daß  sich  die  Kommission  schließlich  mit  90  gegen  1  Stimme  auf 
eine  Konvention  einigen  konnte,  welche  die  Verwendung  von  Bleiweiß 
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und  ähnlichen  Stoffen  nur  für  Innenarbeiten  mit  zahlreichen  wichtigen 
Ausnahmen  (Bahnhöfen,  Fabriken  und  Schiffen)  und  nach  einer  Über- 
gangszeit von  6  Jahren  verbietet.  Auch  soll  durch  dieses  Verbot  die 
Verwendung  von  Farben  mit  höchstens  20  %  metallischem  Bleigehalt 
nicht  berührt  werden.  Weiterhin  aber  wird  die  Beschäftigung  Jugend- 
licher unter  18  Jahren  und  von  Frauen  mit  Malerarbeiten,  wobei  Blei- 
farben benutzt  werden,  untersagt,  soweit  nicht  die  Behörden  im  Ein- 
vernehmen mit  Arbeitgeber-  und  Arbeiterverbänden,  namentlich  auch 
für  Ausbildungszwecke,  Ausnahmen  zulassen.  Schließlich  schreibt  das 
Übereinkommen  besondere  Arbeitskleidung,  Schutzeinrichtungen 
gegen  Berührung  mit  Farbstoffen  und  gegen  Abschleifstaub,  Verwen- 
dung der  Farben  nur  in  gebundenem  (breiigem),  anstrichfertigem  Zu- 
stande vor  und  verlangt  eine  genaue  Kramkheits-  und  Sterbestatistik 
der  bei  Malerarbeiten  beschäftigten  Personen.  In  dieser  Form,  die  in 
den  meisten  Punkten  in  Deutschland  bereits  erfüllt,  wenn  nicht  über- 
troffen ist,  hat  die  Konvention  dann  die  Billigung  der  Genfer  Vollver- 
sammlung gefunden. 

Damit  ist  die  Übersicht  über  die  Beratungstätigkeit  der  Konferenz 
auf  den  einzelnen  Fachgebieten,  die  am  19.  November  unter  dem 
Druck  der  Zeitguillotine  in  allgemeiner  Abspannung  der  Teilnehmer 
beendet  wurde,  erschöpft.  Mitten  hinein  in  diese  Fachberatungen  fiel 
am  9.  November  aber  die  allgemeine  Aussprache  über  das  Inter- 
nationale Arbeitsamt  und  den  296  Seiten  starken  gedruckten  Ver- 
waltungsbericht, den  der  Direktor  Albert  Thomas  in  französischer  und 
englischer  Sprache  allen  Konferenzteilnehmern  überreicht  hatte.  Diese 
Aussprache  verdient  besondere  Beachtung  wegen  der  zum  Teil  drama- 
tisch bewegten  Kritik,  die  sie  über  die  bisherige  Tätigkeit  der  Inter- 
nationalen Organisation  der  Arbeit  und  ihre  Erfolge  auf  der  Arbeiter- 
seite entfesselte.  Ein  Arbeitervertreter  nach  dem  andern,  von  Belgien 
angefangen  bis  Südafrika,  Japan  und  Kuba,  trat  mit  Anklagen  gegen 
die  rückständigen  Regierungen  auf,  die  unter  kapitalistischem  Einfluß 
die  Washingtoner  Konventionen  nicht  ratifizierten.  „Welch  ein 
Enthusiasmus  damals  1919  unmittelbar  nach  dem  Kriege!"  rief  der 
Franzose  Jouhaux,  „und  jetzt?  Überlegungen,  Bedenken,  Opportuni- 
tätserwägungen,  Papierarbeit!"  „Warum  stehen",  so  fragte  ein  belgischer 
Arbeiterdelegierter,  „hinter  den  anderen  Ausführungsbestimmungen 
des  Friedensvertrages  immer  Gewalt  und  Bajonette?  Warum  nicht 
auch  die  gleiche  Gewalt  hinter  den  Bestimmungen,  die  (gemäß 
Titel  13  des  Friedensvertrages)  den  Arbeiterschutz  betreffen?"  Gegen- 
über solchen  Absonderlichkeiten,  internationale  Sozialpolitik  mit  Ge- 
wehrkolben zu  fördern,  verwies  der  Direktor  A.  Thomas  vom  I.  A.  A. 
auf  die  Schwierigkeiten,  das  internationale  Schema  den  Besonderheiten 
jedes  Landes  anzupassen,  wenn  nicht  die  Möglichkeit  von  Zusätzen 
oder  Abänderungen  der  in  Washington  aufgestellten  Abkommen  be- 
stünde.   Vor  allem  seien  die  ganze  soziale  Atmosphäre,  in  der  wir  jetzt 
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lebten,  sowie  die  wirtschaftlichen  Schwierigkeiten  aller  Länder  der  Über- 
nahme starker  sozialpolitischer  Lasten  und  Bindungen  ungünstig. 

Mit  letzterer  Bemerkung  hat  Albert  Thomas  den  entscheidenden 
Punkt  berührt,  an  dem  das  ganze  Werk  internationaler  Sozialpolitik, 
zumal  in  der  großartigen  Aufmachung  und  sich  überstürzenden  Be- 
triebsamkeit, die  das  Internationale  Arbeitsamt  begünstigt,  hängen  zu 
bleiben  droht.  Die  Welt  ist  aus  den  Fugen,  der  Kampf  der  Nationen 
nicht  bloß  um  die  Futterplätze,  sondern  auch  um  die  Arbeitsgelegen- 
heiten ist  schärfer  als  je  entbrannt.  Die  einen  ersticken  in  ihrer 
hohen  Valuta,  die  andern  darben  infolge  ihrer  tiefen  Valuta,  und 
Schulden,  unermeßlich  groß,  drücken  sie  fast  alle,  und  zwar  die  müh- 
beladensten  Völker  am  schwersten.  Das  Elend,  das  aus  dieser 
Druckverteilung  sich  über  die  handarbeitenden  Klassen  und  noch  viel- 
mehr die  geistig  arbeitenden  kapitalschwachen  Klassen,  von  denen 
das  Internationale  Arbeitsamt  anscheinend  nichts  weiß,  allenthalben 
verbreitet,  läßt  sich  durch  internationale  sozialpolitische  Rezepte,  welche 
die  Arbeitsmöglichkeiten  zum  Teil  noch  weiter  einengen  oder  die 
Produktionskosten  fürs  erste  noch  weiter  verteuern,  nicht  heilen.  Erst 
müssen  die  internationalen  Wirtschafts-  und  Finanzverhältnisse  wieder 
gesund  gemacht  werden,  ehe  die  Arbeitsverhältnisse  wirklich  sozial 
verbessert  werden  können.  Ohne  diese  Voraussetzung  ist  alle  inter- 
nationale Sozialpolitik  heute  nur  papierne  Dekoration.  Die  Begrüßungs- 
rede des  Schweizer  Bundespräsidenten  Dr.  Schultheß  zur  Eröffnung  der 
Konferenz  ließ  diesen  Gedanken  für  jeden,  der  Ohren  hatte,  vernehm- 
bar erklingen.  „Ach,  wieviel  notwendiger  wäre  doch  eigentlich  eine 
internationale  Konferenz,  die  uns  den  Weg  aus  dem  Labyrinth  unseres 
Wirtschafts-  und  Finanzelends  wiese,  als  neue  Beratungen  und  Be- 
schlüsse über  sozialpolitische  Übereinkommen  und  Vorschläge",  so 
deutete  Prof.  Dr.  Ernst  Francke  in  seinem  kurz  vor  seinem  Tode 
verfaßten  Bericht *  über  den  Anfang  der  Genfer  Konferenz  den  eigent- 
lichen Kern  der  Rede  Schultheß'.  Jedermann  auf  der  Konferenz  war 
sich  wohl  auch  klar  über  die  fortdauernde  Krisis  dieses  chronischen 
wirtschaftlich-sozialen  Weltelends,  das  sich  mit  sozialen  Schutz- 
gesetzen nicht  übertünchen  läßt.  Aber  auf  der  Genfer  Konferenz 
berührten  selbst  die  radikalen  Arbeitervertreter  in  ihren  Enttäuschungs- 
kundgebungen über  manche  Mißerfolge  der  Internationalen  Organi- 
sation der  Arbeit  diesen  springenden  heiklen  Punkt  nicht.  Nur  in  den 
privaten  Besprechungen  der  Arbeitervertreter  untereinander  in  Genf 
scheinen  diese  wichtigsten  Angelpunkte,  an  denen  die  Nachkriegs- 
sozialpolitik hängt,  ernsthaft  besprochen  worden  zu  sein.  Denn  im 
Anschluß  an  die  Genfer  Konferenz  haben  auf  Einladung  der  deutschen 
Arbeitervertreter  unter  Wissells  Führung  eine  Reihe  nicht  bloß  neu- 
traler, sondern  auch  ententistischer  Arbeiterführer  eine  Besichti- 
gungsreise  durch   die  Lebenswelt   der  deutschen  Arbeiterschaft  ge- 


i  „Soziale  Praxis".    1921.    XXX.  Bd.,  Nr.  45. 


Die  dritte  Internationale  Arbeitskonferenz  in  Genf. 


59 


macht,  um  sich  mit  eigenen  Augen  und  Ohren  von  den  Zuständen,  die 
das  Versailler  Diktat  und  die  Ausführungsmethoden  der  interalliierten 
Kommissionen  geschaffen  haben,  zu  überzeugen  '.  Vielleicht  werden  die 
Untersuchungen  über  die  internationale  Arbeitslosenkrisis,  ihre  Ur- 
sachen und  die  Mittel  zur  Abhilfe,  die  das  Internationale  Arbeitsamt 
im  Auftrage  der  Genfer  Konferenz  nunmehr  vornimmt,  dazu  beitragen, 
den  Hauptgrund  bloßzulegen,  der  das  geplante  Heilswerk  der  Inter- 
nationalen Organisation  der  Arbeit  nicht  zu  einem  lebendigen  Segen 
für  die  Völker  werden  läßt,  und  die  Erkenntnis  allgemein  zu  vertiefen, 
die  jedes  einsichtige  Volk  längst  aus  den  Erfahrungen  seiner  nationalen 
Sozialpolitik  gezogen  hat:  daß  es  nicht  so  sehr  auf  die  Fülle  der  Para- 
graphen und  Gesetze  ankommt,  um  das  Leben  und  Schaffen  der  arbei- 
tenden Klassen  sozial  befriedigend  zu  gestalten,  sondern  —  abgesehen 
vom  Geiste,  der  die  verschiedenen  Klassen  eines  Volkes  beherrscht  — 
vor  allem  auch  auf  die  Breite  und  Sicherheit  seiner  wirtschaftlichen 
Existenzgrundlagen.  Bis  zur  nächsten  Internationalen  Arbeitskonfe- 
renz wird  es  sich  bereits  erweisen  können,  ob  die  nach  Genf  entsand- 
ten Vertreter  der  sozialen  Kulturwelt  von  dieser  Erkenntnis  wirksamen 
Gebrauch  zu  machen  beginnen  oder  den  internationalen  sozialpoli- 
tischen Mechanismus  in  der  bisherigen  Weise  paragraphenspeiend 
weiterlaufen  lassen  wollen.  Schließlich  ist  Wesen  und  Bestand  der 
ganzen  Internationalen  Organisation  der  Arbeit  davon  abhängig;  sie  soll 
und  will  mehr  als  eine  wertvolle  sozialpolitische  Informations-  und 
Diskussionsstätte  sein;  sie  soll  dem  bisher  vielfach  nur  papiernen 
Recht  der  Arbeit  zu  wirklichem,  fruchttragendem  Leben  verhelfen. 


Der  dritten  Internationalen  Arbeitskonferenz  in  Genf  ging  eine 
Tagung  der  älteren  Schwester,  ebenfalls  in  Genf,  vorauf,  die  neunte 
Delegiertenversammlung  der  Internationalen 
Vereinigung  für  gesetzlichen  Arbeiterschutz  (16. 
bis  18.  Oktober  1921  im  Großratssaale  des  Genfer  Rathauses).  Auf 
der  ersten  Nachkriegszusammenkunft  der  seit  1900  miteinander 
wirkenden  Pioniere  der  internationalen  Sozialreform  in  Basel  (Sommer 
1920)  war  trotz  der  Errichtung  der  völkerbundlichen  Internationalen 
Organisation  der  Arbeit  das  Fortbestehen  der  alten  „I.  Vgg.  f.  g.  A." 
beschlossen  worden.     Obgleich  sie  stark  in  den  Schatten  der  neuen 


1  Der  sozialdemokratische  „Vorwärts"  in  Berlin  (29.3.1922)  hat  den  Widerspruch  zwischen 
den  internationalen  Vereinbarungen  zur  Beglückung  der  Völker  und  der  Praxis  der  Tatsachen 
für  Deutschland  jüngst  gekennzeichnet.  Nachdem  er  darauf  hingewiesen,  daß  die  Lebens- 
haltung der  geistig  und  körperlich  schaffenden  Klassen  des  deutschen  Volkes  auf  einem 
Tiefpunkt  angelangt  sei,  der  kaum  noch  zu  übertreffen  sei,  fuhr  der  „Vorwärts"  fort:  „Die 
deutschen  Arbeiter  müssen  hungern  und  arbeiten,  damit  die  ausländischen  Arbeiter  arbeitslos 
Hunger  leiden.  Schon  durch  die  Tatsache  der  Verelendung  des  Arbeitervolkes  wird  täglich 
gegen  den  Friedensvertrag  verstoßen,  der  den  Arbeitern  eine  angemessene  Lebenshaltung 
zusichert"  und  —  so  muß  man  sinngemäß  hinzusetzen  —  aus  diesem  Grunde  gerade  die 
-»Internationale  Organisation  der  Arbeit"  geschaffen  hat. 
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Organisation  gedrängt  ist,  waren  immerhin  Vertreter  aus  13  Ländern 
der  Einladung  zur  neunten  Delegiertenversammlung  in  Genf  gefolgt. 
Als  allgemeine  Hauptaufgabe  für  die  I.  Ygg.  f.  g.  A.  hat  diese  Versamm- 
lung in  Aussicht  genommen,  die  einzelnen  Landesgruppen  sollten 
ihren  ganzen  Einfluß  aufbieten,  um  ihren  Heimatstaat  zur  schleunigen 
Ratifizierung  der  bisherigen  Beschlüsse  und  Konventionen  der  Inter- 
nationalen Organisation  der  Arbeit  durch  die  gesetzgebenden  Körper- 
schaften (nicht  bloß  durch  die  Kabinette)  zu  veranlassen.  Im  übrigen 
widmete  die  I.  Ygg.  ihre  Beratungen  in  drei  Fachausschüssen  folgen- 
den Fragengebieten:  1.  den  Landarbeiterfragen,  für  die  sie 
ähnliche  Leitsätze  wie  ihre  große  Konkurrentin  aufstellte  mit  der  Aus- 
nahme, daß  sie  die  Arbeit  nicht  schematisch  international,  sondern 
mehr  durch  elastische  nationale  Tarifvereinbarungen  oder  Gesetze 
nach  bestimmten  Gesichtspunkten  geregelt  wissen  will,  2.  der 
Hafenarbeit,  für  deren  Studium  Fragebogen  ausgesandt  werden 
sollen;  3.  den  Betriebsrätefragen,  die  getrennt  für  die  Länder 
mit  gesetzlicher  Regelung  und  ohne  solche  durch  eine  eingehende 
internationale  Rundfrage  geklärt  werden  sollen.  Der  außerordentlich  um- 
fangreiche Fragebogen,  der  sozialtheoretisch  ganz  reizvoll  ist,  aber 
praktisch  unmöglich  in  dieser  Form  ausgefüllt  werden  kann,  also 
eigentlich  nur  Anregungen  für  eine  eingehende  Berichterstattung  ent- 
hält, kann  hier  wegen  seiner  Länge  nicht  weiter  besprochen  werden. 
Die  I.  Ygg.  f.  g.  A.  hofft  mit  dieser  Erhebung,  wie  von  den  Vätern  der 
Umfrage  ausdrücklich  betont  wurde,  wertvolle  Vorarbeit  für  eine 
spätere  amtliche  Behandlung  der  Frage  durch  die  „Internationale 
Organisation  der  Arbeit"  zu  leisten.  Unter  dieses  Zeichen,  Hilfs- 
arbeiterin und  Anregerin  für  die  große  völkerbundliche  Arbeiter- 
politik zu  sein,  scheint  die  I.  Ygg.  f.  g.  A.  jetzt  grundsätzlich  und 
allgemein  ihre  Tätigkeit  stellen  zu  wollen.  Sie  begrüßte  auch  eine  in 
diesem  Sinne  gehaltene  Ansprache  des  Direktors  Thomas  vom 
I.  A.-Amt,  der  dringend  um  die  Hilfe  der  alten  „I.  Ygg"  für  das  junge 
„I.  A.  A."  bat  angesichts  der  vielen  Widerstände,  die  es  zu  bekämpfen 
hatte,  mit  lebhaftem  Beifall.  Ob  die  „I.  Ygg"  wirklich  der  von 
allen  Kulturstaaten  getragenen  „Internationalen  Organisation  der 
Arbeit"  und  ihrem  vielhundertköpfigen  Arbeitsamt  eine  nennenswerte 
Unterstützung  mit  ihrer  lockeren,  von  der  großen  Konkurrenz- 
organisation wesentlich  geschwächten  Mitgliederorganisation  und  ihren 
schwachen  Geldmitteln  leisten  und  als  Anregerin  und  Hilfsarbeiterin 
für  die  große  Schwester,  die  bereits  unter  einem  Zuviel  der  Betätigung 
leidet,  eine  nützliche  Rolle  von  Dauer  spielen  kann,  dürfte  füglich 
einigen  Zweifeln  begegnen.  Die  „I.  Ygg.  f.  g.  A."  hat  allem  Anschein 
nach  neben  dem  Riesenmechanismus  der  völkerbundlichen  „Organi- 
sation der  Arbeit",  in  der  die  Interessenkämpfe  und  Prestigeeinflüsse 
der  verschiedenen  Gruppen  und  Nationen  immer  deutlicher  die  Be- 
handlung der  internationalen  Arbeiterfragen  bestimmen,  eine  Daseins- 
berechtigung nur  noch  dann,  wenn  sie  sich  vor  dem  Fehler  bewahrt, 
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bloße  Hilfsmaschine  des  großen  Apparates  zu  werden,  sondern  sich 
mehr  der  hohenpriesterlichen  Rolle  zuwendet,  die  reine  Idee  des 
Arbeiterschutzes  als  eine  Methode  sittlicher,  körperlicher  und  wirt- 
schaftlicher Volkskraftförderung  immer  wieder  aus  dem  materiellen 
Interessengetriebe  herauszuarbeiten  und  den  Geist  einer  wirklichen 
internationalen  sozialen  Kultur  samt  den  daraus  fließenden  Rechts- 
postulaten,  die  weit  über  bloße  Arbeiterschutzparagraphen  hinaus- 
reichen, werbend  in  allen  Ländern  zu  pflegen. 


Wesen  und  Struktur 
des  deutschen  Kapitalexports  vor  1914. 

Von 
Professor  Friedrich  Lenz,  Gießen1. 


Für  Deutschlands  glänzende,  wenn  schon  kurze  Blütezeit  im 
„Neuen  Reich"  (1871 — 1918)  macht  die  Entlassung  des  Fürsten 
Bismarok  im  Jahre  1890  nicht  nur  politisch  Epoche;  auch  wirtschaft- 
lich zerfällt  die  Geschichte  des  Neuen  Reichs  in  zwei  Abschnitte, 
welche  sich  durch  dies  Jahr  trennen  lassen.  Während  zwischen  1871 
und  1890  der  Übergang  Bismarcks  zur  Schutzzoll-  und  Sozialpolitik 
vor  anstand,  wird  diese  zweite  oder  „Wilhelminische  Ära"  (1890 
bis  1918)  gekennzeichnet  durch  Deutschlands  Abhängigkeit  von 
fremden  Märkten,  die  ihm  Rohstoffe  und  Nahrungsmittel  liefern  und 
seine  Fabrikate  kaufen  mußten.  Deutschlands  Anteil  am  „Weltmarkt" 
wuchs  viel  rascher  als  derjenige  Frankreichs  und  im  ganzen  auch 
stärker  als  Englands  „weltwirtschaftliche"  Teilhaberschaft.  Aus 
diesem  ökonomischen  Wettstreit  hat  man  den  Konflikt  hauptsächlich 
ableiten  wollen,  der  sich  zwischen  England  und  Deutschland  seit  der 
Jahrhundertwende  vorbereitete.  Ich  kann  die  Frage,  ob  der  Welt- 
krieg wirklich  derart  aus  wirtschaftlichen  Ursachen  entstanden  sei, 
hier  auf  sich  beruhen  lassen.  Amtliche  britische  Untersuchungen 
über  den  wirtschaftlichen  Wettbewerb  mit  Deutschland  vor  1914  be- 
stätigen meine  Ansicht,  daß  zutiefst  machtpolitische  Gründe  wirkten. 
Für  Deutschland  verhängnisvoll  wurde  auf  jeden  Fall  die  Tatsache, 
daß  es  in  der  Wilhelminischen  Ära  seinen  ökonomischen  Anteil  an 
der  Welt  fortgesetzt  verstärkte,  dagegen  seine  politische  Position  in 
der  Welt  zunehmend  schwächte.  Während  die  „Einkreisung"  seit 
der  Jahrhundertwende  dem  Deutschen  Reich  künftige  Feinde  schuf 
(Japan,  Italien)  und  es  auf  schwächere  kontinentale  Bundesgenossen 
beschränkte  (Österreich-Ungarn,  Türkei),  verstrickte  sich  Deutschland 


1  Die  folgenden  Bemerkungen  sind  dem  ersten  Abschnitt  einer  demnächst  er- 
scheinenden Abhandlung  entnommen,  welche  die  Kriegsbilanz  der  internationalen  Kapital- 
anlage schildern  soll.  Solange  eine  erschöpfende  Monographie  der  internationalen  Kapital- 
wanderungen fehlt  und  die  Akten  des  „wirtschaftlichen  Nebenkriegs"  uneröffnet  hegen, 
bleiben  wir  auf  Vorstudien  angewiesen.  Hobson  und  Keynes  in  England  sowie  David, 
Kemeny,  Plenge,  J.  von  Kleist  u.a.  in  Deutschland  haben  solche  uns  gegeben. 
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immer  tiefer  in  die  Abhängigkeit  von  seinen  Abnehmern  und  Liefe- 
ranten in  Westeuropa  und  Übersee.  Darin  lag  eine  gewaltige  Gefahr 
und  die  Hauptursache  sowohl  für  die  Blockadebedrängnis  seit 
1914  wie  für  den  restlosen  Zusammenbruch  des  Neuen  Reiches  1918. 
Den  besten  und  gebräuchlichsten  Maßstab  für  Deutschlands  rasch 
wachsenden  Anteil  an  der  sog.  Weltwirtschaft  bieten  die  Außen- 
handelsziffern seit  1890.  Sie  sind  an  sich  wie  in  ihrem  Verhältnis 
zum  britischen  Außenhandel  oft  genug  dargelegt  worden.  Es  genüge 
hier  zu  sagen,  daß  Deutschlands  gesamter  Außenhandel  von  7%  Mil- 
liarden Goldmark  1890  auf  10  in  1900  und  auf  rund  21  Milliarden 
Goldmark  1913  wuchs.  Vergleichsweise  sei  darauf  hingewiesen,  daß 
zwischen    1900    und    1913    der    Außenhandel    Großbritanniens    von 

15  auf  24  und  derjenige  der  Vereinigten  Staaten  von  9  auf 
fast  18  Milliarden  Goldmark  wuchsen.  Während  Deutschlands 
Aus-  und  Einfuhren  seit  der  Jahrhundertwende  also  um  11  Milliarden 
Goldmark  stiegen,  betrug  die  Zunahme  bei  Großbritannien  und  den 
Vereinigten  Staaten  je  rund  9  Milliarden  Goldmark.  Mit  solchen 
Ziffern  standen  die  drei  Nationen  am  Weltmarkt  allen  übrigen  Ländern 
weit  voran.  Die  Einkreisung,  welche  Großbritannien  zur  gleichen  Zeit 
durchführte,  läßt  sich  deshalb  aus  den  seit  der  Jahrhundertwende 
gleichlaufenden  Außenhandelskurven  der  drei  führenden  Handels- 
nationen keineswegs  ableiten;  vielmehr  kreuzen  sich  seit  dem 
Scheitern  des  deutsch-britischen  Bündnisplanes  augenscheinlich  die 
staatlichen  und  wirtschaftlichen  Entwicklungslinien.  Da  wir  auf  die 
Außenhandelszahlen  nicht  mehr  zurückkommen,  sei  ihr  weiterer  Ver- 
lauf hier  angedeutet.  In  den  fünf  Kriegsjahren  1914  bis  1918  hatte 
das  blockierte  Deutschland,  bei  36  Milliarden  Reichsmark  Gesamt- 
einfuhr, einen  Importüberschuß  von  15  Milliarden  Reichsmark,  und 
Großbritannien,  bei  98  Milliarden  Goldmark  Gesamteinfuhr,  einen 
Einfuhrüberschuß  von  50  Milliarden  Goldmark,  während  die  Ver- 
einigten Staaten  einen  Ausfuhr  Überschuß  von  48  Milliarden  Gold- 
mark für  sich  buchen  konnten.  Allein  in  dem  Fiskaljahr  1918  be- 
trugen Englands  Mehr  einfuhr  und  der  Union  Mehr  ausfuhr  je 

16  Milliarden  Goldmark.  Noch  läßt  sich  nicht  übersehen,  welcher  Art 
die  Friedenskurven  sein  werden.  Während  der  Vereinigten  Staaten 
Handelsgewicht  vermehrt  ward  und  England  das  Friedensverhältnis 
zwischen  Ein-  und  Ausfuhr  1920  wiederherstellen  konnte,  blieb 
Deutschlands  Außenhandel  1921  noch  unter  einem  Drittel  seiner 
Friedensmengen.  Deutschlands  Außenhandel  ist  durch  den  Krieg 
somit  zurückgeworfen,  jedoch  keineswegs  zerstört  worden. 

Schwieriger  zu  erfassen,  jedoch  in  unserem  „kapitalistischen" 
Zeitalter  an  sich  charakteristischer  für  das  internationale  Netzwerk 
sind  die  Ziffern  des  Kapitalverkehrs.  Während  die  Waren,  welche 
eine  Land-  oder  Seegrenze  passieren,  schon  aus  zolltechnischen 
Gründen  von  jedem  beteiligten  Staat  statistisch  erfaßt  werden,  ent- 
zieht sich  die  Übertragung  der  Kapitalien  von  Land  zu   Land   viel 
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leichter  einem  Zugriff  der  Regierung.  Während  wir  daher  seit  langem 
brauchbare  Übersichten  der  Waren  wie  der  Personen  besitzen,  welche 
die  Grenzen  überschreiten,  fehlt  eine  zureichende  Statistik  des  inter- 
nationalen Kapitalverkehrs.  Wir  sind  auf  Schätzungen  für  die 
einzelnen  Hauptländer  angewiesen.  Solche  liegen  auch  für  Deutsch- 
land vor.  Ehe  ich  sie  jedoch  wiedergebe,  muß  ich  vorweg  die  Wichtig- 
keit dieser  Kapitalwanderungen  für  das  moderne  internationale  Leben 
durch  zwei  Bemerkungen  erläutern. 

Einmal  wird  die  mangelhafte  Erfassung  des  internationalen 
Kapitalverkehrs  veranlaßt  durch  die  mannigfachen  Formen,  deren  er 
sich  bedient. 

Für  unsere  Aufgabe  genügt  es,  die  entscheidenden  Merkmale 
und  Artunterschiede  zu  nennen.  Kapitalansprüche  gehören  zu  den 
äußeren  Wirtschaftsbeziehungen  oder,  kurz  gesagt,  zur  Außenwirt- 
schaft der  Nationen.  Sie  stehen  der  Warenausfuhr  darin  gleich.  Zu- 
meist dienen  die  Kapitalübertragungen  an  Ausländer  einem  Geschäfts- 
interesse und  sind  entgeltlich;  jedoch  gibt  es  Übertragungen  privater 
wie  öffentlich-rechtlicher  Art,  welche  unentgeltlich  geschehen:  Erb- 
schaften und  Schenkungen  dort,  Ansprüche  auf  Subsidien  oder  Kon- 
tributionen oder  Tribute  hier.  Die  Vorleistung,  welche  in  der  Regel 
einem  Kapitalanspruch  vorausgeht,  kann  in  Waren  oder  Diensten  be- 
stehen; insbesondere  seien  Edelmetall-Ausfuhren  sowie  Fracht-,  Ver- 
sicherungs-  und  Kommissionsdienste  genannt.  Die  Ansprüche,  welche 
begründet  werden,  zerfallen  ihrerseits  in  drei  Hauptgruppen.  Einmal 
können  Inländer  für  eigene  Rechnung  Produktionsmittel  im  Ausland 
erwerben:  Häuser,  Fabriken,  Grundbesitz  oder  Beteiligungen  an 
solchen.  Da  die  Verfügung  über  solche  „Sachwerte"  den  fremd- 
ländischen Berechtigten  Unternehmerfunktionen  überträgt,  spricht  man 
von  Sach-Unternehmungskapital.  Der  Erwerb  von  Unter- 
nehmungskapital schafft  somit  primär  ein  dringliches  Rechtsverhältnis 
im  Ausland  und  begründet  wirtschaftlich  einen  Unternehmerprofit  oder 
Rentenanspruch.   Er  ist  zeitlich  meist  nicht  begrenzt. 

Sodann  können  Inländer  obligatorische  Ansprüche  gegen  Aus- 
länder begründen,  welche  wirtschaftlich  einen  Zinsanspruch  gewähren. 
Sie  geben  damit  einen  Kredit.  Der  ausländische  Kreditnehmer 
mag  die  empfangenen  oder  versprochenen  Güter  oder  Dienste  ent- 
weder frei  verwenden  oder  nach  Vorschrift  seines  Kreditgebers  als 
Konsumtiv-  oder  Produktivkredit,  gegen  Sicherheitsleistung  oder  ohne 
solche.  Wesentliches  Merkmal  bleibt  dabei  die  zeitliche  Begrenzung 
des  erworbenen  Anspruchs.  Ist  die  Forderung  an  den  ausländischen 
Schuldner  gar  nicht  oder  langfristig  begrenzt,  so  spricht  man  von 
Leih-  oder  D  a  r  1  e  h  n  s  k  a  p  i  t  a  1.  Ist  die  Forderung  kurzfristig, 
dann  wird  ein  Geldkredit  gewährt. 

Die  Begründung  von  Kapital  ansprüchen  im  Kredit  wege 
setzt  somit  deren  Langfristigkeit  voraus.     Der  Gläubiger  kann  im  be- 
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sonderen  Schuldverschreibungen  oder  Hypotheken  erwerben,  seinen 
Anspruch  durch  Eintragen  in  ein  Staatsschuldbuch  oder  anderweit 
beurkunden  lassen. 

Kapitalanlage  im  Ausland  kann  also  unter  den  Formen  des  Unter- 
nehmungs-  wie  des  langfristigen  Darlehnskapitals  erfolgen.  Nicht 
dagegen  spricht  man  bei  kurzfristigen  Darlehnen  von 
Kapitalinvestitionen;  denn  sie  haben  zwar  das  Moment  der  Kredit- 
gewähr mit  jenen  langfristigen  Darlehnen  gemeinsam,  nicht  aber  be- 
gründen sie  eine  Disposition  über  ausländische  Produktiv-  oder 
Konsumgüter,  wie  dies  beim  Unternehmungs-  und  Darlehns  kapital 
geschieht.  Als  Arten  des  kurzfristigen  Geldkredits  sind  die  Kredit- 
gewähr mittels  Devisen,  Schecks  und  Überweisungen  zu  nennen, 
ingleichen  die  Lombardnahme  ausländischer  Wechsel  sowie  die  Hin- 
gabe von  Termingeldern  und  die  internationale  Effektenspekulation. 
Der  Warenhandel  stellt  mit  seinen  kurzfristigen  Außenständen 
(Akzepten)  den  Hauptposten  dieses  Leihverkehrs. 

Allen  drei  Formen  der  internationalen  Geld-  und  Kapitalanlage 
können  weitere  sekundäre  Merkmale  eigen  sein.  Unternehmungs- 
kapital kann  z.  B.  vergesellschaftet  werden  und  schlägt  sich  dann 
in  Anteilsbescheinigungen  nieder  (Aktien,  Kuxen),  welche  einen 
Ertragsanspruch  (Dividende,  Ausbeute)  geben.  Wird  Darlehnskapital 
vergesellschaftet,  so  erscheint  es  in  Schuldbriefen  (Rentenbriefen, 
Obligationen),  welche  den  Übernehmern  den  Genuß  eines  Zinses  ge- 
währleisten. Sowohl  Darlehns-  wie  Unternehmungskapital  kann  somit 
in  Effektenform  auftreten;  man  spricht  dann  von  Effekten- 
kapital, im  Unterschied  zu  einem  individuellen  Schuld-  oder  Besitz- 
verhältnis. Effekten  können  einem  kurz-  oder  langfristigen  Kredit- 
geschäft auch  als  Lombardunterlage  dienen.  Erheblich  ist  sodann, 
ob  die  Beteiligten  Privatpersonen  oder  öffentliche  Verbände  sind. 
Auswärtige  Staatsanleihen  bezeichnen  den  Hauptteil  derjenigen  Be- 
ziehungen, bei  denen  öffentliche  Verbände  beteiligt  sind;  aber  auch 
der  Erwerb  kurzfristiger  Ansprüche  (Schatzwechsel)  sowie  von  Sach- 
werten (Konzessionen)  kommen   in  Betracht. 

Nicht  alle  entgeltlichen  Kapital-  und  Geldanlagen  werden  ge- 
werbsmäßig vermittelt  oder  mit  Geld-  bzw.  Kapitalhändlern  ab- 
geschlossen. Neben  dem  Geld-  und  Kapitalhandel  des  Finanzkapitals 
stehen  Gelegenheitsgeschäfte.  Es  gibt  Investitionen,  deren  Motiv  kein 
primär  erwerbswirtschaftliches  ist,  z.  B.  Gewähr  von  Kriegskrediten. 
Ferner  gelangen  nicht  alle  Übertragungen  auf  den  eigenen  Geld- 
oder Kapitalmärkten  zum  Vollzug.  Ein  internationaler  Geldmarkt 
oder  ein  internationaler  Kapitalmarkt,  wie  der  Sprachgebrauch  ihn 
kennt,  besteht  jedoch  nicht;  die  äußeren  Wirtschaftsbeziehungen, 
welche  in  Frage  kommen,  sind  vielmehr  solche  zwischen  den  nationalen 
Geldmärkten  bzw.  Kapitalmärkten.  Dabei  kann  Zahl  und  Kraft  der 
Nationen   wechseln,   zwischen   denen   Kredite   gewährt   oder   Produk- 
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tionsmittel  unmittelbar  vergeben  werden,  wie  auch  die  Wichtigkeit, 
welche  diesen  Beziehungen  in  der  Gesamtbilanz  der  nationalen  Außen- 
wirtschaften gebührt.  Je  nachdem  erhalten  wir  das  historische  Gesamt- 
bild der  internationalen  Geld-  und  Kapitalbeziehungen,  sowohl  nach 
seiner  wirtschaftlichen  wie  nach  seiner  staatlichen  Bedeutsamkeit. 
Es  ist  unter  beiden  Gesichtspunkten  ein  ebenso  schwieriges  wie  dank- 
bares Objekt  wissenschaftlicher  Erkenntnis. 

Die  diffizile  Natur  der  Geld-  und  Kapitalwanderungen  erhellt  aus 
einer  weiteren  Bemerkung.  Diese  Wanderungen  sind,  wie  die  analogen 
Vorgänge  innerhalb  der  Landesgrenzen,  jungen  Datums.  Kapital- 
konzentration und  Kapitalmarkt  von  einer  derartigen  Beweglichkeit 
und  Rechenhaftigkeit  sind  durchaus  Erscheinungen  des  neunzehnten 
Jahrhunderts.  Sie  sind  mit  dem  Entstehen  der  modernen  Erwerbs- 
und Verkehrswirtschaft  verknüpft,  namentlich  mit  der  modernen 
Staatsanleihe.  Ich  erinnere  an  die  Bedeutsamkeit  der  Napoleonischen 
Epoche  auch  auf  diesem  Felde  und  an  den  Namen  Anselm  Rothschild. 
Einen  ausgebildeten  Effekten-  und  Hypothekenverkehr,  einen  börsen- 
mäßigen Handel  in  Aktien  und  privaten  Obligationen,  eine  systemati- 
sche Aufschließung  ganzer  Gewerbszweige  in  Gesellschaftsform 
kennen  die  fortgeschrittensten  Volkswirtschaften  im  wesentlichen 
sogar  erst  seit  der  zweiten  Hälfte  des  neunzehnten  Jahrhunderts. 
Zwar  hat  schon  Napoleon  1.  eine  Pressenotiz  wider  die  Anlage  konti- 
nentaler Kapitalien  in  englischen  Consols  veranlaßt;  aber  Maßnahmen 
wider  die  „Kapitalflucht"  oder  Liquidationen  feindlichen  Privat- 
besitzes, welche  Milliardenwerte  treffen,  sind  erst  denkbar,  seitdem 
die  bodenständigen  Binnenwirtschaften  der  Vergangenheit  aufs 
stärkste  aufgelockert  wurden.  Dies  „hochkapitalistische"  Jahrhundert 
hat  nun  zugleich  die  Weltmärkte  völlig  aufgeschlossen;  es  schuf,  wie 
die  Schlagworte  lauten,  den  Effekten-Kapitalismus  und  mobilisierte 
die  Güterwelt  „im  Zeichen  des  Verkehrs".  Die  internationale  Über- 
tragung von  Erwerbskapital  gehört  ihm  so  als  ein  besonderes  Merkmal 
zu.  Ich  erinnere  daran,  welchen  gewaltigen  Einfluß  um  die  Mitte  des 
19.  Jahrhunderts  Eisenbahnfinanzierungen  auf  die  Kapitalakkumulation 
in  ganz  Europa  übten;  namentlich  an  den  nordamerikanischen  Bahn- 
bauten nahmen   die  europäischen  Kapitalmärkte   wetteifernd  teil. 

Ganz  anders  hat  sich  der  Warenhandel  entfaltet.  Ihn  kennen 
schon  die  Zeiten  der  sog.  Stadtwirtschaft,  und  die  Handelspolitik  des 
Merkantilismus  machte  ihn  zum  Hebel  des  volkswirtschaftlichen 
Wachstums  in  Westeuropa,  des  territorialwirtschaftlichen  in  Zentral- 
europa. Die  Mittel  der  Handelspolitik  erhielt  das  19.  Jahr- 
hundert daher  überliefert;  um  Freihandel  und  Schutzzoll  kreiste  ein 
gut  Teil  alles  volkswirtschaftlichen  Interesses.  Nicht  so  hinsichtlich 
der  K  a  p  i  t  a  1  p  o  1  i  t  i  k.  Den  volkswirtschaftlichen  Lehrsystemen 
blieb  sie  unbekannt,  wenn  wir  von  dem  finanzwirtschaftlichen  Kapital 
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der  „äußeren  Staatsanleihen"  absehen,  und  ein  Land  wie  die  Ver- 
einigten Staaten,  das  auf  den  Zustrom  europäischer  Kapitalien  an- 
gewiesen blieb,  konnte  den  Freihandel  in  Kapitalien  für  sich  gelten 
lassen,  ohne  daß  sich  die  schutzzöllnerische  Meinung  darüber  spaltete. 

Der  große  Krieg  hat  einen  grundsätzlichen  wie  praktischen  Fort- 
schritt veranlaßt.  Seither  stehen  die  Anleihen,  welche  namentlich 
Amerika  an  Europa  gab,  im  Mittelpunkt  des  öffentlichen  Interesses. 
Die  Tribute,  welche  das  Versailler  Diktat  den  Unterlegenen  auf- 
gebürdet, werden  in  ihrer  Auswirkung  untersucht.  Das  Eindringen 
von  Fremdkapital  in  die  geschwächten  Volkswirtschaften  Mittel-  und 
Osteuropas  erweist  sich  wirtschaftlich  wie  staatlich  als  folgenreich. 
Eine  eigentliche  Kapitalpolitik  beginnt  und  greift  z.  B.  in  der  Patent- 
gesetzgebung, im  neugeschaffenen  Begriff  der  Schlüssel-Industrien, 
in  Einfuhr-  und  Einwanderungsverboten  auf  benachbarte  Gebiete  der 
äußeren  Wirtschaftspolitik  hinüber.  Im  Verhältnis  der  erwerbswirt- 
schaftlichen Westmächte  zu  Räte-Rußland  bildet  die  Frage,  ob  äußere 
Schulden  anerkannt  und  Kapitaleinfuhren  gestattet  werden,  geradezu 
den  Kernpunkt  alles  Verhandeins.  Die  Konferenzen,  welche  in  Paris 
1916  den  Wirtschaftskrieg  formulierten,  die  Friedensschlüsse  von 
Brest-Litowsk  und  von  Versailles,  das  Statut  der  „Liga  der  Nationen", 
die  Beratungen  vor  wie  nach  dem  Genueser  Konzil  von  1922,  sie 
alle  treffen  kapitalpolitische  Maßnahmen,  die  man  in  den  Friedens- 
schlüssen der  Napoleonischen  Zeit,  im  Statut  der  „Heiligen  Allianz" 
oder  in  den  Kongreßprotokollen  von  Troppau  und  Verona  vergebens 
suchen  würde.  Daraus  erhellt  bereits,  wie  grundlegend  und  neuartig 
Studien  auf  diesem  Gebiete  für  Wirtschaftswissenschaft  und  -praxis 
wirken  können;  wie  von  ihnen  auch  das  Urteil  über  unsere  staatliche 
Gegenwart  abhängt.  Unter  diesem  Gesichtspunkt  gewinnt  eine  Über- 
sicht der  Beziehungen,  welche  alle  Nationen  zum  Kapitalmarkt  haben, 
ein  ihren  Beziehungen  zum  Warenhandel  gleiches  Interesse.  Deutsch- 
lands Schicksalswandel  namentlich  prägt  sich  nirgends  schärfer  aus 
als  in  seiner  Stellung  am  Kapitalmarkt  vor  und  nach  dem  Kriege.  Der 
Umschwung  erweist  sich  hier  viel  stärker  als  in  der  Struktur  seines 
Warenhandels. 

Betrachten  wir  nunmehr  Deutschlands  „kapitalistische"  Außen- 
lage im  Gesamtbild  der  Vorkriegszeit. 

Im  Staatensystem  vor  1914  zählte  Deutschland  nächst  England 
und  Frankreich  zu  den  führenden  Kapitalmärkten,  während  die  Ver- 
einigten Staaten  auf  der  Schuldnerseite  standen.  Darin  spricht  sich 
abermals  jene  Besonderheit  der  kapitalistischen  Beziehungen  aus,  die 
wir  schon  gegenüber  den  politischen  Linien  der  Vorkriegszeit  fest- 
gestellt haben.  Denn  während  die  weltwirtschaftliche  Trias:  England- 
Vereinigte  Staaten-Deutschland  sonst  zumeist  voranstand,  behauptete 
Frankreich  im  Kapitalexport  noch  den  ersten  Rang.    Derart  gewährte 
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Frankreichs  ältere  Kapitalakkumulation  ihm  einen  internationalen 
Spielraum,  der  über  seinen  gewerblichen  und  Bevölkerungsbereich 
weit  hinausgriff.  Geschichtliche  Besonderheiten  bedingten  anderseits 
der  Union  Zurückbleiben  im  Kapitalhandel,  gleichwie  in  der  See- 
schiffahrt; sie  drückten  der  großen  Republik  bis  1914  einen  kolonial- 
wirtschaftlichen Stempel  auf.  Großbritannien  konnte  seinen 
Rang  als  erster  Handels-,  Schiffahrts-  und  Kapitalmarkt  von  1815  bis 
1914  vor  allen  Wettbewerbern  gleichmäßig  behaupten.  Deutsch- 
land endlich  hatte  sich  erst  seit  1850  etwa  neben  England  und 
Frankreich  gestellt;  beide  auf  manchen  Gebieten  überflügelnd,  wett- 
eiferte es  an  relativer  Schnelligkeit  des  Aufstiegs  seit  1890  nur  mehr 
mit  Nordamerika.  Diese  wirtschaftliche  Expansion,  mit  der  allein  die 
Wilhelminische  Ära  vorwärtsdrängte,  reichte  in  den  staatlichen 
Machtbereich  jener  drei  Wettbewerber  überall  hinein  und  ward  so 
einem  übermäßigen  politischen  Druck  ausgesetzt.  Das  Spannungs- 
verhältnis zwischen  staatlichen  und  wirtschaftlichen  Energien  fand 
dann  im  Weltkrieg  seine  Lösung. 

Deutschlands  Besitz  an  ausländischen  Effekten  —  erst  seit  der 
Mitte  des  19.  Jahrhunderts  nennenswert  —  ward  zu  Beginn  der 
Wilhelminischen  Ära  auf  10  und  schließlich  auf  20  Milliarden  Gold- 
mark geschätzt;  dies  zeigt  eine  Verdoppelung  des  Darlehnskapitals 
an.  Doch  ergibt  dies  ja  noch  nicht  die  gesamte  Kapitalausfuhr; 
hinzu  tritt  die  Anlage  von  Unternehmungskapital  im  Ausland.  Sie 
wurde  um  die  Jahrhundertwende  auf  15  und  zu  Kriegsbeginn  auf  etwa 
22  Milliarden  Goldmark  veranschlagt.  Um  Doppelzählungen  zu 
meiden,  müssen  wir  jedoch  nach  Helfferichs  Vorgang  annehmen, 
daß  rund  die  Hälfte  dieser  deutschen  Unternehmungen,  Beteiligungen 
und  Immobilien  in  Effektenform  vergesellschaftet  war  und  darum 
bereits  anderweit  als  Effektenkapital  gezählt  worden  ist.  Wir  müssen 
somit  die  Hälfte  abstreichen,  um  jenen  Betrag  vom  Unternehmungs- 
kapital zu  erhalten,  der  noch  keine  Effektenform  angenommen  hatte. 
Unter  dieser  Annahme  gelangen  wir  zu  20  Milliarden  Effektenkapital 
(Aktien  oder  Obligationen)  und  zu  11  Milliarden  nicht  vergesell- 
schaftetem Unternehmungskapital  und  erhalten  20  +  11  —  31  Milli- 
arden Goldmark  langfristige  deutsche  Kapital- 
anlage im  Ausland  bei  Kriegsausbruch.  Deutschlands  Kapital- 
ausfuhr hatte  sonach  mit  seiner  Warenausfuhr  Schritt  gehalten, 
die  in  der  Wilhelminischen  Periode  von  3  auf  über  10  Milliarden  Gold- 
mark angestiegen  war.  Da  die  Warenausfuhr  den  ausländischen 
Empfängern  durchschnittlich  auf  drei  Monate  kreditiert  zu  werden 
pflegte,  dürfen  wir  kurzfristige  Warenkredite  von  ungefähr  3  Milliarden 
Goldmark  bei  Kriegsbeginn  hinzufügen;  Deutschlands  Geld-  und 
Kapitalanlagen  im  Ausland  1914  steigen  damit  auf  31  +  3  =  rund 
34  Milliarden  Goldmark,  ungerechnet  die  sonstige  Geldleihe  ans  Aus- 
land.    Derart  stand  es  unmittelbar  hinter  Großbritannien  und  Frank- 
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reich,  deren  langfristige  Kapitalanlagen  im  Ausland  1914  auf  gegen 
80  bzw.  42  Milliarden  Goldmark  veranschlagt  wurden.  Seine  Jahres- 
bezüge aus  Geld-  und  Kapitalanleihe  betrugen  rund  IV«  Milliarde 
Goldmark,  gegen  etwa  3  und  1  aA  bei  England  und  Frankreich. 

Stärker  als  zahlenmäßige  wirken  die  inneren  Unterschiede.  Die 
Gesamtstruktur  der  französischen  wie  der  englischen  Kapitalausfuhr 
ist  mehrfach  geschildert  worden.  Ich  komme  am  Schluß  der  Arbeit1 
darauf  zurück  und  bemerke  nur  noch,  daß  beider  staatliche  Gesamt- 
lage auch  Art  und  Richtung  ihrer  Kapitalanlagen  entscheidend  mit- 
geformt hat.  Man  weiß,  daß  die  Pariser  Regierung  das  Instrument  der 
Anleihegewähr  geschickt  handhabte  und  namentlich  auf  dem  Kontinent 
jede  derartige  Transaktion  außenpolitisch  lenkte.  Gleich  Rußland 
hätten  sogar  Ungarn  und  Österreich  Beistand  erfahren,  sofern  sie  nur 
den  verlangten  Verzicht  auf  ihre  Dreibundpolitik  erklärten.  Im  übrigen 
kennt  man  den  stark  rentnerischen  Einschlag  des  Pariser  Marktes,  der 
anderseits  vor  gewagten  Anlagen  in  sog.  Exotenwerten  keineswegs 
zurückscheute.  Großbritannien  fand  in  seinen  Besitzungen  und  seit 
alters  in  den  Vereinigten  Staaten  dermaßen  weiten  kapitalistischen 
Spielraum,  daß  es  den  europäischen  Kontinent  ziemlich  vernach- 
lässigen durfte.  Derart  ging  seine  Kapitalausfuhr  fast  zur  Gänze  in 
ihm  staatlich  befreundete  Gebiete  —  im  Gegensatz  zu  Deutschlands 
Kapitalexport.  Auch  diente  sie  stärker  als  diejenige  Frankreichs  der 
wirtschaftlichen  Erschließung  neuen  Siedlungsbodens  und  entsprach 
dadurch  besser  einer  weltgeschichtlichen  Hauptfunktion  aller  Kapital- 
ausfuhr. Infolgedessen  konnte  die  Londoner  Regierung  von  einer 
ausdrücklichen  Leitung  auf  diesem  Gebiet  eher  Abstand  nehmen.  Es 
würde  lohnen,  die  kleineren  Kapitalexportländer  sowie  die  großen 
Schuldnerländer  gleichfalls  auf  wirtschaftliche  Struktur  und  politische 
Tendenz  hin  derart  zu  untersuchen.  Rußland  unterhielt  z.  B.  in  seinen 
Berliner  und  Pariser  Finanzagenturen  Werkzeuge  einer  Geld-  und 
Kapitalpolitik,  welche  die  überkommenen  Instrumente  der  äußeren 
Handelspolitik  lehrreich  ergänzten.  Am  Geldmarkt  spielten  ferner 
Pariser  Leihgelder  eine  Rolle  sowie  britische  Vorschüsse  an  die  Ver- 
einigten Staaten;  auch  die  ausländischen  Bankfilialen  in  London, 
welche  angeblich  für  über  eine  Milliarde  Goldmark  dort  ausliehen, 
wurden  oft  genannt.  Die  ostensible  Rüokziehung  von  Pariser  Leih- 
geldern anläßlich  der  Marokko-Krisis,  die  Liquidierung  der  feindlichen 
Auslandsbanken  in  London  nach  Kriegsbeginn,  die  Abwicklung  der 
kurzfristigen  Auslandsguthaben  zwischen  Deutschland  und  den  Entente- 
ländern nach  Friedensschluß  —  alles  dies  sind  Beispiele  für  die  außen- 
politische Erheblichkeit  solcher  anscheinend  ephemerer  „Leihverkehrs- 
Bilanzen".  Jedoch  übergehe  ich  dies  alles  und  wende  mich  nunmehr 
ganz  jenem  Exportgebiet  zu,  das  durch  den  Krieg  am  einschneidendsten 
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betroffen  worden  ist.  Sind  doch  Kapitalausfuhr  und  Kapitalpolitik 
Mitteleuropas  vor  1914  bislang  am  wenigsten  untersucht  worden!  Da 
sie  einer  bereits  abgeschlossenen  Vergangenheit  angehören  und  die 
Quellen  für  sie  spärlich  fließen,  geraten  sie  in  Gefahr,  vergessen  zu 
werden.  Ohne  sie  kann  man  aber  das  Gesamtbild  der  Wilhelminischen 
Periode  ebensowenig  wie  den  Wirtschaftskrieg  und  Friedensschluß  voll 
verstehen. 

Deutschland  entbehrte  seit  1890  einer  zielsicheren  außen- 
politischen Leitung.  Wir  sahen,  daß  seine  „Weltpolitik"  sich  im 
Widerstreit  mit  seiner  „weltwirtschaftlichen"  Expansion  immer  stärker 
zurückdrängen  lassen  mußte.  Eine  außenpolitisch  fest  bestimmte 
Kapitalpolitik,  wie  sie  Frankreich  trieb,  war  in  der  Wilhelminischen 
Periode  darum  völlig  ausgeschlossen.  Erst  nachdem  die  Marokkowirren 
und  letztens  die  Balkankriege  die  Fährlichkeit  der  Staatenlage  offenbart 
hatten,  sah  Deutschland  sich  gezwungen,  seinen  Freunden  an  der 
Donau  und  am  Bosporus  Anleihen  zu  bewilligen,  deren  Aufnahme  der 
Pariser  Markt  zum  Teil  verweigert  hatte.  Im  übrigen  ward  deutsches 
Kapital  im  Ausland  angelegt,  ohne  daß  die  Regierung  sich  mehr  als 
ein  ganz  allgemeines  Einspruchsrecht  vorbehalten  hätte.  Russenwerte 
wurden  noch  im  Sommer  1914  an  der  Berliner  Börse  zur  Zeichnung 
aufgelegt!  Wir  haben  hier  einen  Export  vor  Augen,  der  sich  fast 
ausschließlich  nach  Nutzenerwägungen  entfaltete;  staatliche  Eingriffe 
kamen  über  einige  Parlamentsdebatten  nicht  hinaus.  In  der  Tat  bieten 
Geld  und  Kapital  der  äußeren  Wirtschaftspolitik  geringere  Angriffs- 
flächen dar  als  der  leichter  greifbare  Warenhandel;  während  Deutsch- 
land bei  diesem  zum  Schutzzoll  übergegangen  war,  standen  Geld-  und 
Kapitalleihe  noch  ganz  unter  den  Zeichen  einer  staatlich  ungehemmten 
Erwerbswirtschaft.  Das  Vorwiegen  ökonomischer  Motive  und  der 
Glaube  an  die  „Weltwirtschaft"  —  beide  der  Wilhelminischen  Periode 
eigentümlich  —  konnten  hier  sich  entfalten;  es  gehört  zur  Konstel- 
lation der  deutschen  Vorkriegszeit,  daß  eben  mit  dem  Vorwiegen 
erwerbswirtschaftlicher  Motive  das  Risiko  und  der  schließliche  Verlust 
anwuchsen. 

Ein  Gebiet,  das  wirtschaftspolitisch  und  statistisch  kaum  erfaßt 
wurde,  scheint  sich  dem  Beobachter  zu  entziehen.  Dennoch  gibt  der 
innere  Zusammenhang,  in  dem  Warenhandel  und  Kreditgewähr  stehen, 
uns  ein  ordnendes  Prinzip.  Ohne  daß  beide  Gebiete  sich  deckten, 
werden  wir  doch  bevorzugte  Anlage-  und  Absatzfelder  in  dem  Gewirr 
internationaler  Beziehungen  unterscheiden  lernen.  Gehen  wir  derart 
die  Volkswirtschaften  durch,  welche  vom  deutschen  Finanzkapital  als 
Anlagefelder  bevorzugt  wurden,  so  erhalten  wir  ungefähr  folgendes 
Ergebnis: 

Vom  deutschen  Darlehnskapital  waren  über  zwei  Drittel 
in  Europa  selbst,  ein  Drittel  in  überseeischen  Ländern  angelegt.  Einzel- 
heiten entziehen  sich  der  Berechnung,  da  die  unablässigen  Zu-  und 
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Verkäufe  am  Effektenmarkt  nicht  statistisch  erfaßt  wurden.  Immerhin 
dürfen  wir  annehmen,  daß  Österreich-Ungarn,  Rußland  und  die  Türkei 
nebst  Rumänien  unter  Deutschlands  kontinentalen  Schuldnern  in 
erster  Reihe  standen.  Von  überseeischen  Anlagegebieten  dürften  die 
Vereinigten  Staaten,  Latein-Amerika  sowie  britische  Besitzungen  das 
meiste  erhalten  haben.  Deutsches  Unternehmungskapital 
arbeitete  vornehmlich  in  Rußland  und  Südost-Europa,  Übersee  in  den 
Vereinigten  Staaten,  in  Latein-Amerika  und  Mittelasien.  Zusammen- 
fassend läßt  sich  sagen,  daß  Deutschlands  „kapitalistische"  Expansion 
vor  dem  Krieg  einmal  nach  Rußland,  Österreich-Ungarn,  Rumänien 
und  der  Türkei  ging;  sodann  Übersee  nach  der  Union,  Latein-Amerika, 
den  britischen  Besitzungen  und  dem  Fernen  Osten.  Allgemein  dürfte 
deutsches  Kapital  zur  größeren  Hälfte  nach  Mittel-  und  Osteuropa 
und  nur  zur  kleineren  Hälfte  nach  jenen  überseeischen  Märkten  ab- 
geflossen sein. 

Die  Gesamtstruktur  der  Kapitalanlage  entspricht  der  Absatz- 
gliederung des  deutschen  Außenhandels,  von  dem  vor  Kriegsbeginn 
56  v.  H.  auf  Europa,  15  v.  H.  auf  die  Union,  17  v.  H.  auf  Groß  er- 
Britannien und  11  v.  H.  auf  Latein-Amerika  entfielen.  Hier  wie  dort 
stand  der  europäische  Kontinent,  zumal  Mittel-  und  Osteuropa,  durch- 
aus im  Vordergrund  der  deutschen  Außenwirtschaft.  Beide  Male  blieben 
die  deutschen  Schutzgebiete  vom  "Waren-  und  Kapitalstrom  des  Mutter- 
landes beinahe  unberührt,  im  Gegensatz  dazu  kamen  Frankreichs  und 
namentlich  Englands  Warenausfuhr  mit  einem  Drittel  und  deren  Kapital- 
ausfuhr sogar  überwiegend  dem  eigenen  Herrschaftsbereich  zugute. 
Vor  den  Toren  Deutschlands,  in  Mittel-  und  Osteuropa,  liegt  nun 
einmal  der  aufnahmefähigste  Bezirk  für  seine  Waren-  und  Kapital- 
ausfuhren, während  Frankreich  den  Westen  gegen  Deutschland  eher 
abriegelt;  was  an  Waren  oder  Kapitalien  die  See  gewinnen  soll,  muß 
nordseewärts  die  Barriere  der  britischen  Inseln  passieren  dürfen.  Derart 
sind  Deutschlands  Außenpolitik  und  Außenwirtschaft  nun  doch  durch 
Natur  und  Geschichte  unlösbar  verbunden;  mancherlei  ließe  sich 
daraus  für  Vergangenheit  und  Zukunft  ableiten. 

Erinnern  wir  uns  an  das  Vorwiegen  rein  wirtschaftlicher  Motive 
in  der  Wilhelminischen  Periode,  so  werden  wir  nicht  darauf  verfallen, 
dem  Wachstum  des  deutschen  Waren-  und  Kapitalhandels  von  1890 
bis  1914  einen  politischen  Leitgedanken  zu  unterstellen;  viel  eher 
werden  wir  die  Diskrepanz  der  nationalen  und  erwerbswirtschaftlichen 
Linien  verantwortlich  machen  für  den  schließlichen  Verlust  von 
Kolonien,  Handelsflotte,  Kabeln,  Außenhandel  und  Auslandskapital. 
Dennoch  haben  nationale  Handelseifersucht  und  feindliche  Wirtschafts- 
propaganda den  Vorwurf  erhoben,  Deutschlands  Wirtschaftsexpansion 
würde  von  bewußt  imperialistischen  Tendenzen  gelenkt.  Die  Pariser 
Konferenzen  des  Jahres  1916,  die  den  Wirtschaftskrieg  proklamierten, 
suchten  derart  ihr  eigenes  aggressives  Handelsprogramm    zu    recht- 

4* 


C2  Friedrich  Lenz, 

fertigen.  Bei  Engländern  wie  Russen  löste  Deutschlands  markt- 
erobernder Erwerbsgeist  ähnliche  Empfindungen  schon  vor  dem  Kriege 
aus.  Ob  diese  psychologisch  verständliche  Reaktion  in  Tatsachen  be- 
gründet sei,  möchte  ich  an  einem  anderen  Beispiel  kurz  erläutern;  ich 
wähle  den  Tätigkeitsbericht  des  ersten  nordamerikanischen  „Treu- 
händers für  das  feindliche  Vermögen",  Mr.  P  a  1  m  e  r  (Alien  Property 
Custodian  Report,  chapt.  I)1. 

Mr.  Palmer  legt  der  deutschen  Einfuhr  geradezu  militärische  An- 
griffsabsichten unter,  um  „die  vollkommene  Ausrottung  aller  deut- 
schen Unternehmungen  und  die  vollkommene  Naturalisation  der  Be- 
triebe"' aller  „feindlichen  Hunnen"  einigermaßen  zu  rechtfertigen.  Der 
amerikanische  Kongreß  habe  dem  Custodian  das  unbeschränkte  Ver- 
kaufsrecht für  feindliches  Eigentum  verliehen  „mit  der  Absicht,  daß  die 
deutsche  Industriearmee  auf  amerikanischem  Boden  gefangengenom- 
men und  zerstört  werden  soll".  Er,  der  Custodian,  habe  alles  getan, 
diese  „Kriegswaffe"  wirksam  zu  handhaben. 

Vergleicht  man  die  Liste  der  von  Mr.  Palmer  zwangsverkauften 
Werte  mit  diesen  Worten,  so  gelangt  man  allerdings  zu  der  Über- 
zeugung, daß  jener  Geist  rücksichtsloser  Vernichtungslust  alle  Schritte 
des  Custodian  gelenkt  habe.  Die  ärmlichsten  Habseligkeiten  feind- 
licher Seeleute  verfielen  seinem  Zugriff.  Nicht  aber  überzeugt  uns 
Mr.  Palmer,  daß  Deutschland  „Industrie,  Handel  und  Wissenschaft  .  . 
in  den  Staaten  vor  dem  Krieg  .  .  bedrückt  und  erdrosselt  habe". 
Teils  beflügelt  durch  den  wissenschaftlichen  Unternehmungsgeist 
deutscher  Chemiker  und  Ingenieure,  teils  angelockt  durch  den  nord- 
amerikanischen Hochschutzzoll,  waren  für  327  Millionen  Dollar  deut- 
sche Werte  nach  den  Staaten  übertragen  worden,  —  weit  unter  %  v.  H. 
des  in  amerikanischen  Industrien  steckenden  Gesamtkapitals.  Eng- 
länder und  Franzosen  waren  ähnlich  vorgegangen,  ohne  daß  Mr.  Pal- 
mers Zorn  sie  träfe.  Untauglich,  die  amerikanische  Wirtschaft  zu 
„erdrosseln",  waren  die  deutschen  Kapitalanlagen  auch  im  Sinne  der 
deutschen  Regierung  weit  entfernt  von  solchen  offensiven  Absichten 
gewesen.  Wer  immer  die  Mentalität  des  Berliner  Auswärtigen  Amtes 
aus  der  Nähe  kennengelernt  hat,  der  weiß,  mit  welchem  oft  naiven 
Optimismus  Berlin  auf  die  Freundschaft  und  Vermittlung  Washingtons 
baute.  Eine  auch  nur  kommerzielle  ^Eroberung"  der  Union  lag  für 
jeden  rechtlich  Denkenden  außer  Mr.  Palmer  jenseits  aller  Möglich- 
keiten; um  so  wertvoller  mußte  die  Freundschaft  der  Union  politisch 
wie  geschäftlich  sein. 

Viel  eher  treffen  wir  jenen  ländererobernden  Geist,  den  er 
Deutschland  nachsagt,  in  Mr.  Palmers  eigenen  Worten  an.  Er  wirft 
den  Deutschen  ihre  Filialgründungen  in  Mexiko  vor,  obwohl  diese 
„Gebiete  rechtsmäßige  Felder  für  unsere  eigene  Handelsentwicklung" 


i  Washington  1919. 


Wesen  und  Struktur  des  deutschen  Kapitalexports  vor  19T4.  ex 

seien.  Auch  um  Mexiko  also  will  Mr.  Palmer  jene  von  ihm  gerühmte 
„Mauer  des  Amerikanismus"  legen,  fremden  Wettbewerb  dort  aus- 
schalten. Eben  dies  kennzeichnet  den  Geist  des  wirtschaftlichen 
Imperialismus. 

Wie  weit  Berlin  von  einer  militärischen  Auffassung  des  Gewinn- 
strebens und  der  Handelsexpansion  entfernt  war,  zeigt  zum  Überfluß 
sein  Verhalten  gegenüber  dem  nordamerikanischen  Kapital  in  Deutsch- 
land. Es  ist  nicht  wahr,  was  Mr.  Palmer  seine  Leser  glauben  machen 
wollte,  daß  deutsche  Kriegsmaßnahmen  gegen  feindliches  Privat- 
eigentum den  amerikanischen  vorangegangen  seien.  Mr.  Palmer  führt 
lange  Reihen  feindlichen  Eigentums  an,  das  er  seit  April  1918  zwangs- 
verkauft hat;  im  Deutschen  Reich  dagegen  ist  auch  nicht  ein  Dollar 
amerikanischen  Eigentums  vor  oder  nach  dem  April  1918  zwangs- 
veräußert worden. 

Wenden  wir  von  solchen  haltlosen  Anschuldigungen  den  Blick 
zurück  zur  Gesamtlage  des  deutschen  Kapitals  im  Ausland.  Wir  sahen, 
daß  neben  der  Union  Latein-Amerika,  die  britischen  Besitzungen  sowie 
der  Ferne  Osten  die  überseeischen  Hauptanlageg%biete  waren.  Auch 
darin  liegt  nichts  Verwunderliches;  waren  diese  Länder  doch  die  wich- 
tigsten Handelsmärkte,  welche  Deutschland  vor  dem  Krieg  offen- 
standen. Politischen  Einfluß  wollte  und  konnte  Deutschland  in  ihnen 
nicht  gewinnen,  weder  in  Britisch-Indien  durch  seine  Textil-,  noch  in 
Australien  durch  seine  Metallinteressen.  Die  „Vertrustung"  mancher 
Wirtschaftszweige  am  La  Plata,  die  „Penetration  pacirique"  in  Nord- 
westafrika sind  Methoden  der  Kapitalausfuhr,  die  nicht  auf  deutschem 
Heimatboden  erwachsen  sind. 

Soweit  endlich  die  deutsche  Kapitalausfuhr  nach  Zentral-  und 
Osteuropa  ging,  nahm  sie  allerdings,  gleich  dem  deutschen  Außen- 
handel, einen  wesentlichen  Platz  im  volkswirtschaftlichen  Getriebe 
dieser  Staaten  ein.  Aber  Deutschland  nahm  damit  doch  nur  die 
naturgegebenen  Vorteile  der  nahen  Landgrenzen  wahr,  die  ihm  im 
russischen  und  Donauverkehr  zugute  kommen.  Wie  sehr  diese  selbst 
unter  ungünstigsten  politischen  Voraussetzungen  wirken,  zeigt  die 
Lage  nach  1918:  trotz  katastrophaler  Entwertung  nach  Westen  hin 
bildet  die  deutsche  Reichsmark  noch  immer  eine  Art  von  Standard- 
geld im  Verhältnis  zu  den  Papierwährungen  des  Ostens;  und  trotz 
seiner  schlimmen  Lage  behauptet  Wien  noch  immer  seinen  Ver- 
mittlerplatz im  Donaugebiet.  Die  Zersplitterung  der  Donaumonarchie 
und  Deutschlands  Abschnürung  durch  Polen  haben  die  naturgegebenen 
Vorteile  nicht  auslöschen  können. 

Werfen  wir  zum  Schluß  einen  Blick  auf  die  Arten  der  deutschen 
Kapitalanlage  im  Ausland  vor  dem  Krieg.  Unter  dem  Effektenkapital 
standen  seit  alters  ohne  Zweifel  Staatsanleihen  weit  voran.  Niemand 
wird  aber  behaupten,  Deutschland  habe  durch  seinen  Staatsanleihe- 
besitz fremde  Schuldner-Nationen  unterjocht.    Wenn  überhaupt,  ließe 
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sich  dies  eher  von  dem  „Weltbankier"  an  der  Seine  und  von  seiner 
Zulassungspraxis  aussagen.  Entsprechendes  gilt  von  den  Eisen- 
bahnanleihen, deren  das  Reich  namentlich  aus  Österreich,  Rußland 
und  den  Vereinigten  Staaten  viele  besaß;  der  Einfluß,  den  Deutsch- 
land auf  die  berühmte  Bagdadbahn  übte,  war  demgegenüber  isoliert 
und  unvergleichlich  geringer  als  z.  B.  der  englisch-amerikanische  Ein- 
fluß, dem  über  die  Hälfte  des  Weltbahnnetzes  unterliegt.  Die  genannten 
Kategorien  umfassen  den  Hauptteil  des  gesamten  Effektenkapitals. 
Hinsichtlich  des  Unternehmungskapitals  habe  ich  bereits  angedeutet, 
daß  es  sich  annähernd  gleichmäßig  auf  Europa  und  Übersee  verteilte 
und  daß  es  etwa  zur  Hälfte  Effektenform  angenommen  hatte.  Die 
Motive  wie  die  Grenzen  dieser  Ausfuhr  habe  ich  am  Beispiel  der 
Vereinigten  Staaten  ausgeführt. 


Zur  Ideologie  des  russischen  Kommunismus. 


Von 
Dr.  Hans  von  Eckardt,  Hamburg. 


Viereinhalb  Jahre  sind  vergangen,  seit  der  Kommunismus  die 
politische  Macht  in  Rußland  eroberte  und  seitdem  unbeschränkt  in 
Händen  hält.  In  dieser  Zeit  hat  die  russische  kommunistische  Bewe- 
gung so  vielfache  Wandlungen  durchgemacht,  daß  es  den  Anschein 
hat,  als  sei  von  ihrer  Theorie  ebensowenig  übrig  geblieben  wie  von 
den  großen  sozialen  Ideen,  in  deren  Namen  die  Revolution  des  Ok- 
tober 1917  eingeleitet  wurde.  Man  hat  die  russischen  Kommunisten 
daher  als  Abtrünnige  oder  gar  als  „Betrüger"  bezeichnet,  die  entweder 
gar  nicht  die  Absicht  gehabt  hätten,  das  durchzuführen,  was  in  ihrem 
Programm  stand,  oder  die  unter  der  Macht  der  Tatsachen  gezwungen 
worden  seien,  von  einer  Verwirklichung  ihrer  Ideen  Abstand  zu 
nehmen.  Wäre  dem  so,  dann  bliebe  es  völlig  unerklärlich,  woher 
dieser  Bewegung  immer  von  neuem  die  Kräfte  wuchsen,  um  sich 
außerordentlichen  Widerständen  zum  Trotz  durchzusetzen  und  nicht 
nur  in  Rußland  eine  bisher  un erschütterte  Herrschaft  aufzurichten,  son- 
dern sogar  die  Grenzen  des  Sowjetstaates  von  1918  wieder  weit- 
gehend zu  erweitern  und  in  Mittelasien  wie  auch  zum  Teil  in  Europa 
einen  nennenswerten  Einfluß  auszuüben.  Die  Grundlage  der  phy- 
sischen wie  der  geistigen  Macht  des  russischen  Kommunismus  kann 
unmrjglich  primär  in  der  Werbekraft  der  sozialistisch-komimunistischen 
Idee  des  Marxismus  bestehen,  denn  sonst  hätte  doch  wohl,  zwangs- 
läufig, die  Preisgabe  fast  aller  Forderungen  des  Marxismus  die  Massen 
enttäuscht  und  einer  Bewegung  entfremdet,  die  verleugnete,  was  sie 
kürzlich  noch  als  Dogma  und  Wahrheit  pries.  Augenscheinlich  ver- 
fügte der  russische  Kommunismus  von  je  über  Triebkräfte  anderer 
Art,  die  mit  den  politischen  konkreten  Zielen  der  Bewegung  so  ver- 
bunden werden  konnten,  daß  nach  außen  hin  die  Theorie  als  Fahne 
aufgepflanzt  werden  konnte,  der  Millionen  um  anderer  Ziele  willen 
dienten.  D.  h.  also,  die  Fiktion  des  Kommunismus  und  Marxismus 
verbarg  einen  Herrschaftswillen,  dem  sich  die  Massen  unterwarfen, 
weil  er  populäre  Ziele  und  Wunschbilder  postulierte,  ohne  sich  mit 
diesen  proklamierten  Ideen  zu  identifizieren.  Es  wäre  demnach  zu 
unterscheiden  zwischen  der  offiziellen  Idee  des  Kommunismus,  wie 
sie  in  der  von  Lenin,  Trotzki,  Bucharin  usw.  ausgeprägten  Theorie 
propagiert  wurde,  und  der  Politik  des  Kommunismus,  die  von  dieser 
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Idee  unabhängig  sich  den  anderslautenden  Wünschen  und  Zielen  der 
Massen  anzupassen  versuchte.  Die  Kommunisten  wollen  zugestande- 
nermaßen heute  völlig  andere  Dinge  erreichen  wie  1917,  1920  und 
1921,  —  dennoch  bedienen  sie  sich  noch  immer  der  gleichen  Ideologie 
und  sind  bemüht,  ihre  Ideentreue,  Konsequenz  und  Unbeirrbarkeit  heute 
wie  gestern  zu  beweisen.  Um  hierüber  einige  Klarheit  gewinnen  zu 
können,  genügt  es  nicht,  die  kommunistische  Theorie  darzustellen 
oder  zu  enthüllen,  —  denn  diese  stellt  ein  Gebäude  von  Fiktionen  und 
Postulaten  dar,  die  mit  der  Handlungsweise  der  kommunistischen 
Führer  in  keinem  verbindlichen  Zusammenhang  stehen,  —  sondern  es 
erscheint  wünschenswert,  festzustellen,  was  die  Kommunisten  tatsäch- 
lich gewollt  haben,  d.  h.  welches  jeweilig  ihr  politisches  Gegenwartsziel 
war.  Eine  derartige  Untersuchung,  welche  die  Abhängigkeit  der  kom- 
munistischen Ideologie  von  den  Gegebenheiten  der  Situation  bloß- 
zulegen versucht,  zeigt,  welch  hervorragende  Dialektiker  die  Kommu- 
nisten sind,  da  es  ihnen  scheinbar  immer  gelingt,  die  Übereinstimmung 
ihrer  realpolitischen  Handlungsweise  mit  ihren  Ideen  darzutun.  Diese 
Dialektik  verhalf  ihnen  dazu,  sowohl  überzeugte  Marxisten  für  ihre 
Politik  zu  gewinnen,  wie  sich  die  Gefolgschaft  der  Massen  zu  sichern, 
die  gelegentlich  ganz  andere  Ziele  verfolgten.  So  kam  es,  daß  die 
Kommunisten  eine  außerordentlich  nüchterne  Politik  realer  Bestre- 
bungen mit  der  Parole  eines  utopischen  Idealismus  verbinden  konnten, 
ohne  sich  durch  sichtbare  Widersprüche  bloßzustellen. 

In  jeder  einzelnen  Epoche  der  Herrschaft  des  russischen  Kommu- 
nismus waren  die  Führer  ständig  bemüht,  jede  neue  Zielsetzung,  jede 
wirtschaftliche,  politische  und  taktische  Maßnahme  als  im  vollen  Ein- 
klang mit  der  marxistischen  Doktrin  stehend  darzustellen.  Dennoch 
bezogen  sie  das  Gesetz  ihres  Handelns  aus  den  Gegebenheiten  der 
Situation  und  bewiesen  schon  1917,  was  späterhin  —  1920  und  1921 
—  völlig  klar  wurde:  daß  es  ihnen  letztlich  nicht  auf  die  Realisierung 
ihres  „Programms",  auch  nicht  auf  die  Einführung  und  Durchführung 
des  „Sozialismus"  ankam,  sondern  auf  die  Konsolidierung  ihrer  Macht, 
nur  nach  den  Formeln,  nicht  nach  dem  Geiste  des  Kommunismus 
ihres  Marx.  Gewiß  können  eine  ganze  Reihe  ihrer  sozialpolitischen 
Maßnahmen  als  Befolgung  marxistischer  Intentionen  und  Richtlinien 
aufgefaßt  werden,  entscheidend  scheint  mir  jedoch  nicht  die  aka- 
demische Frage  zu  sein,  ob  dieses  Programm  marxistisch  sei  oder 
nicht,  sondern  vielmehr  die  Tatsache  ihrer  inneren  Freiheit  vom  Pro- 
gramm, ihre  Unabhängigkeit  vom  proklamierten  Ideal,  ihre  wahrhaft 
politische  Gesinnung,  die  Dinge  nicht  nach  einer  vorgefaßten 
Idee,  nicht  planmäßig  und  buchstäblich  zu  behandeln,  sondern  um  des 
Lebendigen  willen,  d.  h.  um  ihrer  Existenz  willen,  ihre  Ziele  jeweils  zu 
wandeln.  Wäre  der  Herrschaft  der  Kommunisten  1919  ein  Ende  be- 
reitet worden,  so  hätte  gesagt  werden  können:  die  russischen  Kommu- 
nisten wollten  den  Sozialismus  realisieren,  identifizierten  sich  also  mit 


Zur  Ideologie  des  russischen  Kommunismus.  cj 

demselben  und  gingen  unter,  als  der  Versuch  mißlang.  Da  die  Kom- 
munisten jedoch  keine  Einbuße  an  Macht  erlebten,  ohne  Personen- 
wechsel und  irgendwelchen  sichtbaren  inneren  Bruch  eine  unaus- 
gesetzte Evolution  durchmachten  und  ihre  Ziele  nicht  verleugneten, 
sondern  nur  anders  interpretierten,  so  geht  es  nicht  an,  sie  mit  diesen 
zu  identifizieren,  sondern  ihre  Wandlungsfähigkeit  und  Taktik  muß 
als  das  primäre  Moment  an  ihnen  gelten.  Sie  wurden  nicht  andere 
Menschen,  waren  nicht  gestern  Marxisten  und  sind  heute  Kapitalisten, 
sondern  sie  sind  primär  Politiker,  Aktivisten  und  Realisten,  die  das 
Wesen  der  politischen  Idee  als  Instrument  der  Massenbeeinflussung, 
als  Mittel  zur  Massenführung  erkannt  haben. 

Die  mehrfach  aufgeworfene  Frage,  ob  die  Kommunisten  in  der 
ersten  Epoche  ihrer  Regierung,  d.  h.  bis  zum  Abbau  der  Soziali- 
sierungen, den  wahren  Marxismus  vertreten  haben,  wird  dadurch  nicht 
eigentlich  berührt.  Die  hier  zu  behandelnde  Frage  nach  der  nicht 
proklamierten,  sondern  faktischen  Ideologie  des  russischen  Kommu- 
nismus stellt  das  Problem  anders:  Sombart  vertrat  bekanntlich 
die  Auffassung,  sowohl  die  Bolschewisten  wie  die  Antibolschewisten 
(Kautsky,  Adler,  Renner  usw.)  seien  berechtigt,  sich  leidenschaftlich 
auf  Marx  zu  berufen,  da  bei  Marx  „zwei  grundverschiedene  Welt- 
anschauungen unausgeglichen  nebeneinander  liegen:  die  revolutio- 
nistisch-utopisch-rationale  und  die  evolutionistisch  -  realistisch  -  histo- 
rische" *.  Die  Idee  der  Räteverfassung  und  Räteregierung  erkennt 
Sombart  als  im  wesentlichen  Marxsches  Eigentum  an2,  wobei  er  die 
äußere  Struktur  des  Sowjetismus  —  was  im  Januar  1919  verständlich 
war,  für  die  Folgezeit  jedoch  nicht  mehr  möglich  ist  —  als  mit  dem 
Geist  und  dem  Wesen  des  Regierungssystems  identisch  ansieht.  Nimmt 
man  den  Marxismus  vornehmlich  als  Theorie,  so  könnte  vielleicht  mit 
Recht  gesagt  werden,  dieses  oder  jenes  soziale  Experiment  der  Sowjet- 
regierung sei  ein  mißlungener  Versuch  der  Verwirklichung  des  Marxis- 
mus gewesen,  —  wobei  dann  allerdings  noch  zu  untersuchen  wäre, 
ob  der  Versuch  am  untauglichen  Objekt  mit  ungenügenden  Mitteln 
unternommen  sei  oder  nicht,  ob  der  Mißerfolg  also  dem  „Sozialismus" 
selbst  oder  den  russischen  Kommunisten  zur  Last  fiele.  Sieht  man 
jedoch  im  Marxismus,  wie  Friedrich  Lenz*,  vornehmlich  eine 
politische  Lehre  und  hält  man  Marx  primär  für  einen  politischen 
Denker,  dessen  Grundbegriffe  von  Staat  und  Gesellschaft  und  deren 
Umwälzung  als  geistige  Warfen  für  sein  politisches  Handeln  anzu- 
sehen sind,  dann  wird  man  den  russischen  Kommunisten  die  Nach- 
folge Marxens  in  keiner  Hinsicht  absprechen  können.  Denn  alle  ihre 
Programme    und   Doktrinen   sind   ihnen   nichts    anderes    als   geistige 


i  Sozialismus  und  soziale  Bewegung.    7.  Aufl.    Jena  1919.    S.  145. 
a  a.  a.  O.,  S.  159. 

8  Staat  und  Marxismus.     Stuttgart   u.   Berlin  1921.    S.  105:   Grundlegung   und   Kritik 
der  marxistischen  Gesellschaftslehre. 
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Waffen  für  ihr  souveränes  politisches  Handeln,  die  sie  mit  anderen 
Waffen  vertauschten,  sobald  sie  ihnen  abgestumpft  erschienen. 

Diese  Auffassung  sagt  im  Grunde  nicht  viel  anderes,  als  was  die 
Kommunisten  selbst  von  sich  aussagten,  wenn  sie,  wie  z.  B.  T  r  o  t  z  k  i 
in  seiner  Charakteristik  Lenins  *,  das  Denken,  Reden  und  Agitieren 
ihres  Führers  mit  den  Worten  verdeutlichen:  „Der  literarische  und 
oratorische  Stil  Lenins  ist  furchtbar  einfach,  asketisch  wie  sein  ganzes 
Wesen ...  Es  ist  dies  kein  Prinzip,  kein  erdachtes  System  und  gewiß 
schon  keine  Ziererei,  sondern  einfach  der  äußere  Ausdruck  einer  ver- 
innerlichten  Konzentrierung  der  Kräfte  für  die  Tat... 
Lenin  geht  ganz  in  der  revolutionären  Tat  auf.  Seine  wissenschaft- 
lichen Arbeiten  bedeuten  nur  eine  Vorbereitung  zur  Tat . . .  Ein  klares 
wissenschaftliches  System  —  die  materialistische  Dialektik  —  ist  not- 
wendig, um  Taten  von  einem  solchen  historischen  Ausmaß  verrichten 
zu  können,  wie  sie  zu  verrichten  Lenin  zugefallen  sind.  Diese  mate- 
rialistische Dialektik  ist  notwendig,  aber  nicht  genügend."  Dazu  käme 
bei  Lenin  noch  „d  ie  Intention  zurTat"...  —  In  gleicher  Weise 
ließe  sich  auch  die  kommunistische  Partei  charakterisieren,  insbeson- 
dere jedoch  das  Wesen  ihrer  im  Programm  und  in  den  Losungen,  Reso- 
lutionen und  Aufrufen  umrissenen,  geformten  Ideologie:  Alles  Ideelle 
ist  der  Ausdruck  einer  verinnerlichten  Konzentrierung  auf  die  Tat,  ist 
keine  „Moralpredigt",  sondern  die  „Stoßformel",  die  „Intention  zur 
Tat".  Wie  Sowjetrußland  die  lebende  Verkörperung  des  Programms 
der  K.  I.  sein  soll2,  so  ist  die  Idee  an  sich  nichts  anderes  als  der 
Niederschlag  der  russischen  Aktivität.  Allerdings  mit  einer  sehr 
wesentlichen  Einschränkung:  die  Tat  hat  die  unbedingte  Priorität  vor 
der  Formel,  die  geändert,  oftmals  sogar  radikal  umgeworfen  wird, 
wenn  die  Tat  dies  verlangt.  Das  Lebendige,  Ausschlaggebende,  Wir- 
kende ist  der  Wille,  der  sich  an  der  Realität  mißt;  er  wird  zur  Tat  durch 
die  „Stoßformel",  aus  der  die  jeweilige  Idee  geformt  wird,  —  die  dann 
erst  nachträglich  und  sekundär  so  interpretiert  wird,  daß  der 
innere  Gegensatz  zum  starren  Programm  der  Partei  überbrückt  er- 
scheint. Das  Programm  ist  die  Formel  des  Lehrgebäudes  und  der 
Theorie;  für  die  russischen  Kommunisten  bedeutet  es  heute  im  Grunde 
kaum  mehr  etwas;  man  ändert  es  nicht,  weil  man  ja  die  Dialektik  des 
Marxismus  zur  Verfügung  hat,  mit  deren  Hilfe  jederzeit  Interpretationen 
oft  schwindelerregender  logischer  Sprünge  vorgenommen  werden 
können,  die  eine  Übereinstimmung  zwischen  Lehre  und  jeweils  gegen- 
wärtiger Aktion  „beweisen". 

Lenin  soll  „der  Exponent,  nicht  aber  die  Ursache 
der  Ereignisse  sein,  die  für  immer  mit  seinem  Namen  verknüpft  sein 
werden"  8.   Auch  die  kommunistische  Ideologie  ist  nicht  mehr  wie  die 


i  N.  Lenin.    Almanach  des  Verlages  der  K.  I.     Hamburg  1921.    S.  183.    Das  Zitat  ist 
mit  gleichem  Sperrdruck  wiedergegeben. 
2  Trotzki,  a.  a.  O.,  S.  184. 
8  Arthur  Ransome,  Aus  Gesprächen  mit  Lenin.    Almanach,  a.  a.  O.,  S.  188 
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Einsicht,  zu  der  praktische  Politiker  marxistischer  Denkungsart  und 
dialektischer  Schulung  auf  Grund  der  Ereignisse  kamen;  keine  poli- 
tische Tat  der  letzten  anderthalb  Jahre,  der  ganzen  beginnenden 
Epoche  des  neuen  Kurses  ist  vorbestimmt  durch  ein  Programm,  durch 
theoretische  Zielsetzungen,  sondern  alles  ist  Folge  der  Geschehnisse, 
ist  der  sich  zwangsläufig  formende  Ausdruck  im  Kampfe  um  die  Ge- 
staltung des  russischen  Chaos.  Dies  ist  eben  das  große  Mißverständ- 
nis, daß  man  in  den  russischen  Kommunisten  heute  noch  Utopisten 
und  Jünger  eines  lehrhaften  marxistischen  Evangeliums  sieht,  —  wäh- 
rend sie  nüchterne,  ausgesprochen  wirklichkeitsbedingte  Realpolitiker 
sind,  die  nur  dort  und  dann  mit  ideellen  Zielsetzungen  arbeiten,  wo  sie 
oich  eine  propagandistische  Wirkung  davon  versprechen.  Es  geht 
wirklich  nicht  an,  bei  den  Leuten,  die  mit  den  imperialistischen  Regie- 
rungen der  Entente,  mit  Finanzleuten,  Großkapitalisten  und  Indu- 
striellen verhandeln,  z.  B.  vorauszusetzen,  daß  sie  an  die  Möglichkeit 
einer  proletarischen  Weltrevolution  glauben.  Es  kann  sogar  mit  ziem- 
licher Sicherheit  angenommen  werden,  daß  sie  diese  nicht  einmal  mehr 
herbeiwünschen  und  erstreben,  wie  dies  Krassin,  Tschitscherin  und 
andere  klar  und  offen  ausgesprochen  haben.  Wenn  sie  dennoch  die 
„Idee  der  Weltrevolution"  propagieren,  so  ist  dies  nur  die  berechnete 
Tonart,  von  der  sie  annehmen,  daß  sie  auf  das  europäische  Proletariat 
am  stärksten  wirkt.  Die  Kommunisten  deshalb  „Betrüger"  zu  schelten, 
wie  z. B.  Landau-Aldanow1  es  tut,  weil  sie  von  einer  Diktatur 
des  Proletariats  sprechen,  aber  eine  Diktatur  über  das  Proletariat  aus- 
üben, oder  weil  sie  z.  B.  im  Juli  1917  mit  dem  Gedanken  spielten,  die 
Macht  außerhalb  der  Sowjets  zu  erringen,  zeigt,  wie  gering  des  Autors 
Verständnis  für  das  Wesen  der  Politik  ist.  Es  könnten  unzählige  Bei- 
spiele angeführt  werden,  wie  wenig  die  Kommunisten  die  von  ihnen 
selbst  geschaffenen  Institutionen  achten  und  bereit  sind,  gegebenen- 
falls gegen  ihre  eigenen  Prinzipien  zu  handeln 2.  Da  es  sich  seit  Jahren 
nur  um  die  Sicherung  der  Sowjetmacht  handelt  —  denn  diese  gilt  als 
Inhalt  und  Ausdruck  des  „Kommunismus"  — ,  so  hieße  es,  Politik  mit 
Logik  gleichsetzen  wollen,  wenn  man  sich  darüber  verwunderte.     Da 


i  Lenin  und  der  Bolschewismus.    Berlin  1920.    S.  147. 

2  Aus  diesem  Grunde  scheint  es  mir  auch  nicht  zutreffend  zu  sein,  den  kommunisti- 
schen Staat  nach  seiner  „Verfassung"  zu  beurteilen,  wie  dies  z.  B.  Dr.  E.  J  e  n  n  y  in  seiner 
Schrift  „Wie  Rußland  bolschewistisch  wurde"  (Berlin  und  Leipzig  1921,  S.  117—118)  tut. 
Dr.  Jenny  gibt  selbst  zu,  dem  Bolschewismus  sei  jeder  Rechtsstaatgedanke  fremd,  —  dennoch 
setzt  er  eine  Einhaltung  der  Verfassungsbestimmungen  voraus  und  kritisiert  z.  B.  das 
Stimmrecht,  obgleich  vielfache  Belege  und  Berichte  vorliegen,  die  erweisen,  daß  diese 
Wahlen,  ungeachtet  der  Dekrete  und  der  Verfassung,  von  den  Kommissaren  gemacht 
wurden.  Da  das  ganze  politische  Leben  im  Sowjetstaate  auf  der  Parteiversammlung,  den 
Reden  der  Führer  und  den  durch  diese  beeinflußten  „Abstimmungen"  basiert,  so  ist  die  recht- 
liche Norm  belangloser  als  diese  Tatsache  einer  lebendigen  Organisation  der 
Wechselwirkung  von  Masse  und  Führer.  In  der  französischen  Revolution  ist  immer  wieder 
von  Rechtsverletzungen,  Tyrannei  u.  dergl.  die  Rede,  —  im  Sowjetstaat  ist  meines  Wissens 
noch  kein  Kommissar  wegen  einer  Verletzung  der  Verfassung  angeklagt  worden;  die  sou- 
veränen Versammlungen,  Sowjets  usw.  inhibieren  eben  immer  wieder  ihre  eigenen  Gesetze 
und  Verfügungen  oder  kommentieren  sie  nach  Belieben. 
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jede  erfolgreiche  Politik  dem  Zusammenhang  der  Dinge  einen  anderen 
Sinn  und  andere  Gestalt  geben  will,  €S  nach  Mirabeaus  Ausdruck  je- 
doch „letzten  Endes  nichts  Mächtigeres  auf  der  Welt  gibt  als  die  Natur 
der  Dinge",  so  ist  es  einleuchtend  genug,  daß  gerade  die  Kommunisten 
ihre  Politik  —  und  also  auch  ihre  Ideologie  —  nach  der  Natur  der 
Dinge  bestimmten. 

Auch  der  Anfang  der  kommunistischen  Bewegung  in  Rußland 
zeigt  dieses  bereits;  im  März  1917  gab  es  keinen  „Bolschewismus"  und 
keinen  „Kommunismus",  sondern  die  Stellungnahme  des  bolschewisti- 
schen Flügels  der  sozialdemokratischen  Partei  zur  Friedensfrage  war 
es,  die  den  russischen  Sozialismus  endgültig  spaltete.  Charakteristisch 
ist  es,  daß  es  der  russischen  Öffentlichkeit  beim  Ausbruch  der  März- 
revolution von  1917  gar  nicht  zum  Bewußtsein  kam,  der  bolsche- 
wistische Flügel  könne  eine  •  wesentlich  andere  Politik  oder  gar  ent- 
gegengesetzte Ziele  verfolgen  wie  der  menschewistische.  Im  Gegen- 
teil: man  rechnete  mit  der  Einheit  der  Russischen  Sozialdemokratischen 
Arbeiter-Partei  (russ.  R.  S.  D.  R:  P.)  und  beschäftigte  sich  daher  im  Hin- 
blick auf  die  Wahlen  zur  Allrussischen  Konstituante  nur  mit  dem 
einen  offiziellen  Programm  der  Gesamtpartei  \  wenngleich  der  prin- 
zipielle Gegensatz  in  den  Anschauungen  eines  Plechanow  und  Lenin 
bekannt  war.  Für  einen  großen  Teil  der  sozialistischen  Massen  und 
für  die  Öffentlichkeit  waren  die  Spaltungen  in  der  Partei  nicht  viel 
mehr  als  lebhaft  durchgefochtene  Prinzipienkämpfe  der  Theoretiker 
unter  den  Führern,  deren  Streitigkeiten  mit  der  aktiven  Politik  ebenso- 
wenig etwas  zu  tun  haben  sollten  wie  mit  den  ideellen  Zielsetzungen, 
mit  der  Weltanschauung  und  dem  Glauben  an  den  Sozialismus.  Erst 
die  Stellungnahme  der  einzelnen  sozialistischen  Gruppen  zu  den  aktu- 
ellen Tagesfragen  ließ  aus  einem  Ideenstreit  einen  politisch  tiefgrei- 
fenden Gegensatz  und  schließlich  eine  Todfeindschaft  entstehen.  Es 
ist  nicht  unwesentlich,  hieran  festzuhalten,  denn  nur  so  läßt  sich  der 
Gesamtablauf  der  sozialistischen  Spaltungsprozesse,  läßt  sich  der  Sinn 
der  inneren  Wandlungen  des  russischen  Kommunismus  begreifen. 
Man  vergesse  hierbei  allerdings  nicht,  daß  nach  außen  hin,  besonders 
in  der  internen  Polemik,  aus  taktischen  Gründen,  auf  beiden  Seiten 
stets  auf  Prinzipientreue  geschworen  wurde  und  es  als  erste  Notwen- 
digkeit der  Dialektik  galt,  den  Beweis  zu  erbringen,  man  sei  seinen 
Überzeugungen  und  Auffassungen  immer  schon  treu  geblieben  und 
weiche  in  keiner  Hinsicht  von  ihnen  ab.  Tatsächlich  kam  es  jedoch  so, 
daß  die  Bolschewisten  um  aktueller,  rein  politischer,  mit  ihren  ideolo- 
gischen Grundeinstellungen  primär  gar  nicht  verbundener  Fragen 
willen  den  Kampf  gegen  die  Menschewisten  eröffneten  und  nun 
zwangsläufig  zu  Taten  schritten,  die  politische  Strategie  und  Taktik 


1  Vgl.  die  bald  nach  Ausbruch  der  Revolution  erschienenen  Broschüren,  die  Programme 
aller  politischen  Parteien  enthaltend,  z.  B.  aus  dem  Verlage  Swoboda,  Petrograd,  und  dem 
Verlage  der  Odesskija  Nowosti,  Odessa  1917. 
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ihnen  aufzwang,  und  die  erst  nachträglich  prinzipiell  und  ideell  fundiert 
und  in  Einklang  mit  ihrer  Partei  gebracht  werden  mußten.  Es  ist  des- 
halb für  den  hier  zu  schildernden  Zusammenhang  nicht  notwendig, 
den  Gegensatz  des  bolschewistischen  zum  menschewistischen  Pro- 
gramm seit  der  Spaltung  im  Jahre  1903  zu  verfolgen,  sondern  es  ge- 
nügt wohl,  auf  die  Situation  zu  verweisen,  die  Wladimir  Uljanow-Lenin 
antraf,  als  er  im  plombierten  Eisenbahnwagen  aus  der  Schweiz  über 
Deutschland  und  Schweden  am  3.  April  1917  in  Petersburg  eintraf. 
Die  provisorische  Regierung  hatte  sich  im  Einverständnis  mit  den 
Menschewisten  und  Sozialrevolutionären  entschlossen,  den  Krieg  fort- 
zusetzen; Lenin  begann  jedoch  mit  dem  Tage  seines  Eintreffens  in 
Petersburg  mit  einer  leidenschaftlichen  und  umfassenden  Propaganda 
für  den  Frieden.  Am  4.  April  fand  eine  Versammlung  der  Bolsche- 
wiki  statt,  in  der  Lenin  zum  ersten  Male  über  die  Aufgaben  des  revo- 
lutionären Proletariats  sprach.  Er  verlas  Thesen,  die  am  7.  April  in 
der  „Prawda"  '  zum  Abdruck  kamen  und  davon  ausgingen,  daß  im 
Verhältnis  (der  Sozialisten)  zum  Kriege  der  „revolutionären  Landes- 
verteidigung" auch  nicht  die  geringste  Konzession  gemacht  werden 
dürfe.  Deshalb  „Organisation  ausgebreiteter  Propaganda  dieser  An- 
sicht innerhalb  der  aktiven  Armee.  Verbrüderung  an  der  Front". 
These  8  lautete:  „Nicht  ,Einführung'  des  Sozialismus  als  unsere  un- 
mittelbare Aufgabe,  sondern  lediglich  sofortige  Übernahme  der  Kon- 
trolle der  gesellschaftlichen  Produktion  und  Distribution  aller  Erzeug- 
nisse durch  die  Arbeiterdeputiertenräte".  Und  als  Aufgabe  der  Partei 
(Th.  9)  wird  genannt: 

,,a)  sofortiger  Parteitag, 

b)  Änderung  des  Parteiprogramms,  vor  allem: 

1.  über  den  Imperialismus  und  den  imperialistischen  Krieg, 

2.  über   das  Verhältnis   zum   Staate   und   unsere  Forderung 

eines  ,Kommunalstaates', 

3.  Verbesserung  des  rückständigen  Minimalprogramms. 

c)  Namensänderung  der  Partei." 

Die  ideologisch-sozialistischen  Forderungen  und  Thesen  hätten 
ebenso  wie  die  von  Lenin  vorgeschlagene  Taktik  ohne  Zweifel  im 
wesentlichen  auch  von  den  anderen  sozialistischen  Parteien  übernom- 
men werden  können,  —  die  Einstellung  dem  Kriege  gegenüber 
bedeutete  jedoch  den  Bürgerkrieg,  da  alle  anderen  Parteien  für  eine 
Fortsetzung  desselben  waren.  Die  erwähnten  Thesen  wurden  denn 
auch  von  der  Zeitung  des  Sozialistenführers  Plechanow  als  Aufruf  zum 
Bürgerkrieg  aufgefaßt,  rissen  die  Kluft  zwischen  den  sozialistischen 
Parteien  auf  und  entschieden,  da  sie  zum  Programm  der  aktivsten 
Gruppe  russischer  Revolutionäre  wurden,  das  Schicksal  der  März- 
epoche der  russischen  Revolution.    Bis  zu  Lenins  Auftreten  hatte  es 


i  „Prawda".  Nr.  26.  7.  April  1917.  Deutsche  Übersetzung  im  Almanach  des  Verlages  der 
3.  Internationale.    Hamburg  1921.    S.  232-237. 
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allerhand  Streit  über  die  zu  befolgende  Taktik  und  das  Gebot  der 
Stunde  gegeben;  gegenüber  den  bürgerlichen  Demokraten  erschienen 
die  Sozialisten  nicht  eigentlich  als  geschlossene  Partei  —  die  intellek- 
tuelle Führung  war  in  diesem  ganzen  ersten  Stadium  der  Revolution 
bei  den  Demokraten.  Nun  wurde  es  anders.  Lenin  spaltete  die 
Sozialisten  durch  seine  Forderung  des  Friedens.  Alle  Diskussionen 
über  die  ideellen  Ziele  des  Marxismus,  über  ein  Minimum-  oder 
Maximumprogramm,  —  zusammenzugehen  mit  dem  demokratischen 
Bürgertum,  d.  h.  den  Kadetten,  oder  den  Kampf  gegen  dasselbe  auf- 
zunehmen, —  waren  im  Grunde  unwesentlich  gegenüber  dieser  Kar- 
dinalfrage des  Augenblicks.  Frieden  bedeutete  jedoch  Abfall  vom 
Entente-Imperialismus,  Bruch  mit  den  Verbündeten  und  Verschiebung 
der  Machtzentren  innen  wie  außen.  Unter  diesem  Gesichtspunkte 
sahen  die  Bolschewisten  die  Situation  und  wurden  sie  bekämpft  von 
den  Anhängern  einer  Fortführung  des  „nationalen  Krieges"  *.  Die 
Friedensparole  wirkte  stärker,  als  ideelle  Momente  anderer  Art  es  ver- 
mocht hätten;  weil  die  Masse  der  Arbeiter  den  Frieden  wollte,  konnte 
Lenin  schon  in  den  ersten  Tagen  eine  Führerrolle  spielen,  nicht  weil 
seine  sozialen  Ideen  stärkere  Durchschlagskraft  hatten  als  diejenigen 
Kerenskis,  Plechanows,  Tserettellis  und  der  anderen  Sozialisten.  Um 
des  ersehnten  Friedens  willen  sahen  die  weitesten  Kreise,  verallge- 
meinernd, in  Lenin  und  seinen  Genossen  die  wahren  Vorkämpfer  des 
Sozialismus,  die  reinen  Vertreter  des  Proletariats.  Dies  gilt  nicht  nur 
für  Rußland,  sondern  auch  (für  das  Ausland.  Ein  Beispiel  für  viele. 
In  seiner  vom  9.  August  1917  datierten  Flugschrift:  Meine  Antwort  an 
Kerenski  u.  Co. 2,  in  der  Alexander  Kerenski  als  unglücklicher  und 
halbverrückter  Narr,  der  den  Henker  Rußlands  spiele,  bezeichnet  wird, 
schreibt  Parvus,  die  provisorische  Regierung  wolle  im  Bunde  mit  der 
Bourgeoisie  „eher  die  blutigsten  Niederlagen  heraufbeschwören  lassen 
und  die  Zerschmetterung  des  Reiches  herbeiführen,  als  die  politische 
Herrschaft  der  sozialistischen  Arbeiterschaft  dulden"  (S.  4).  (Da  Lenin 
kurz  vorher  namentlich  erwähnt  wird,  so  bezieht  sich  dieser  Satz  auf 
ihn  und  seine  Partei.)  An  einer  anderen  Stelle  (S.  11)  werden  Lenin 
und  Trotzki  „die  entscheidendsten  Geister  unter  den  russischen  Sozia- 
listen" genannt. 

Die  Stellung  der  gemäßigten  Sozialisten  zum  Kriege  trennte  sie 
von  den  sozialistischen  Massen,  so  daß  diese,  vor  allem  Plechanow, 
bald  isoliert  dastanden,  während  die  Massen  sich  beim  Anwachsen 
der  Friedenssehnsucht  immer  mehr  dem  Standpunkte  Lenins  zu  nähern 


1  Sinaide  Hippius-Mereschkowski  bezeugt  gleichfalls  in  ihrem  „Petersburger 
Tagebuch"  („Hbg.Fremdenblatr",  Nr .135, 22.  März  1921),  daß  die  gesamte  russische  Gesellschaft 
damals  f  ü  r  den  Krieg  war.  Deshalb  habe  man  sie  in  der  Religiös-Philosophischen  Gesell- 
schaft angegriffen,  da  sie  den  Krieg  für  ein  Unglück  hielt,  und  ihr  auch  später  beständig 
vorgehalten :  „Sie  waren  immer  gegen  den  Krieg,  also  sind  Sie  für  die  Bolschewisten '■" 

s  Berlin  1917. 
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begannen.  Die  Regierung  Kerenskis,  der  sich  Sozialisten  verschie- 
dener Färbung,  ebenso  wie  führende  Anarchisten  (z.  B.  Leo  Deutsch, 
die  Breschko  Breschkowskaja,  Fürst  Krapotkin  und  andere)  anzu- 
schließen begannen,  verlor  nach  der  mißlungenen  Offensive  völlig  an 
Boden,  und  Lenin  wurde  schließlich  zum  ideellen  Führer  aller,  die,  wie 
auch  Maxim  Gorki,  einen  Frieden  um  jeden  Preis  wollten.  So  konnte 
er  denn  schon  wenige  Monate  nach  seinem  Eintreffen  in  Petersburg 
seine  Anhänger  zum  bewaffneten  Aufstande  gegen  die  Regierung 
führen.  Den  Straßenkämpfen  in  Petersburg  ging  eine  Kriegserklärung 
in  der  bolschewistischen  „Wolna"  voraus,  in  der  es  hieß: 

„Die  revolutionäre  Sozialdemokratie  stellt  angesichts  der  ganzen 
Welt  die  Schuldigen  dieser  verbrecherischen  Politik:  die  proviso- 
rische Regierung  und  die  Parteien  der  Menschewisten  und  Sozial- 
revolutionäre, an  den  Pranger.  Sie  fordert  sämtliche  revolutionären 
Elemente  auf,  alle  Bande,  die  sie  mit  diesen  Parteien  einigen,  zu 
lösen,  sowie  zum  Zusammenschluß  und  zur  gemeinsamen  Abwehr 
der  mit  jedem  Tag  frecher  werdenden  Konterrevolution. 

Der  unausbleibliche  Zusammenbruch  der  abenteuerlichen  An- 
griffspolitik  muß  ausgenutzt  werden,  damit  die  rückständigen  Schich-# 
ten  des  Proletariats  und  die  arme  Bauernschaft  von  der  Leitung  der 
/vaterländischen'  Parteien  befreit  und  diese  Massen  gegen  die 
imperialistische  Bourgeoisie  gerichtet  werden. 

Ein  äußerst  energischer  Feldzug  zur  Entlarvung  der  verbreche- 
rischen Politik  der  Regierung  und  der  herrschenden  Parteien  ist  er- 
forderlich. Ebenso  eine  äußerst  energische  Agitation  für  die  Neu- 
wahlen der  A.-  und  S.-Räte,  welche  die  Politik  der  Offensive  ge- 
billigt haben.  Ein  Zusammenschluß  sämtlicher  revolutionären  Ele- 
mente ist  unter  folgenden  Losungen  zu  erstreben: 

1.  Nieder  mit  den  Minister-Kapitalisten!  Die  ganze  Gewalt  geht 
an  den  allrussischen  Kongreß  der  A.-,  S.-  und  B.-  (Bauern)  Räte  über. 

2.  Unverzügliche  Veröffentlichung  gerechter  Friedensbedin- 
gungen durch  den  Kongreß! 

3.  Unverzügliche  Aufhebung  sämtlicher  räuberischer  Ab- 
machungen der  Entente. 

4.  Der  ganze  Boden  gehört  den  arbeitenden  Volksmassen. 

5.  Die  gesamte  Produktion  und  der  Transport  derselben  steht 
unter  der  Aufsicht  der  Arbeiterorganisationen. 

6.  Allgemeine  Arbeitspflicht. 

7.  Freiheit  für  die  Armee  und  Marine,  Wahl  und  Absetzung  der 
Obrigkeit,  allgemein  demokratisches  Gerichtsverfahren. 

8.  Nach  Aufhebung  aller  konterrevolutionären  Nester  sind 
sämtliche  Überbleibsel  der  alten  Ordnung  abzuschaffen." 

Vergegenwärtigt  man  sich  die  Größe  der  bolschewistischen  Partei 
während  der  entscheidenden  Kampfesmonate  nach  Ausbruch  der 
März-Revolution,  so  findet  man  eine  Bestätigung  der  ausschlaggeben- 
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den  Werbekraft  der  Friedensparole  für  die  Partei.  Zu  Beginn  der 
Revolution  verfügten  die  Bolschewisten  keineswegs  über  die  Mehrheit 
der  Arbeiterschaft,  in  den  Petersburger  Sowjets  sogar  nur  über  eine 
geringe  Minderheit1.  Ende  April  1917  waren  auf  dem  ersten  Kon- 
greß der  Partei  79  174  eingeschriebene  Mitglieder  vertreten.  Dennoch 
wuchs  die  Schar  der  Mitläufer,  welche  die  Revolution  des  Oktober  ge- 
macht haben,  lawinenhaft  an,  so  daß  der  Aufstand  gelingen  konnte. 
Zur  geschlossen  durchorganisierten  Massenpartei  ist  die  bolsche- 
wistische Partei  erst  1920  geworden,  als  die  Teilnahme  an  derselben 
mit  dem  außerordentlichen  Vorteil  einer  direkten  Beziehung  zur 
Macht  und  Teilnahme  am  Nutznießertum  der  Revolution,  wie  Max 
Weber  dies  einmal  ausdrückte,  zusammenfiel.  Die  kommunistische 
Partei  ist  somit  eigentlich  nie  eine  quantitativ  starke  Partei  gewesen 
und  sah  auch  ihre  Stärke  nicht  in  der  Masse,  sondern  in  der  organisa- 
torischen Geschlossenheit.  Auf  dem  achten  Parteitage  —  Oktober 
1919  —  waren  im  ganzen  350  000  Mitglieder  vertreten.  Im  Sep- 
tember 1920  ist  in  einem  Rundschreiben  des  Zentralkomitees  der 
Partei  von  700  000  Mitgliedern  die  Rede.  Verschiedenartige  Ver- 
fallserscheinungen innerhalb  des  Gros  der  Partei,  Lockerung  der 
Parteidisziplin,  die  Häufung  von  Fällen  gemeiner  Verbrechen,  began- 
gen durch  Parteimitglieder,  und  die  zunehmende  Unzuverlässigkeit 
einzelner  Gruppen  und  Parteizellen  veranlaßten  den  zehnten  Parteitag, 
eine  Reinigung  der  Partei  anzuordnen,  die  in  der  Zeit  vom  12.  August 
bis  1.  Oktober  1921  vorgenommen  werden  sollte.  Lenin  schrieb  in 
der  „Petrogradskaja  Prawda"  vom  22.  September  1921,  man  müsse  die 
Partei  von  den  Menschewisten  befreien,  die  sich  ihr  ohne  innere 
Überzeugung  aus  Opportunismus  angeschlossen  hätten.  „Die  Partei 
muß  gereinigt  werden  von  den  Gaunern,  den  Zopfträgern,  den  unehr- 
lichen und  den  schwankenden  Kommunisten  und  von  den  Mensche- 
wisten, die  bisher  nur  die  Fassade  neu  angestrichen  haben,  im  Herzen 
jedoch  nur  Menschewisten  geblieben  sind.'"  Die  Reinigung  wurde 
denn  auch  mit  staunenswerter  Energie  durchgeführt  und  reduzierte  die 
Partei  daher  außerordentlich  —  von  600  000  auf  200  000  einge- 
schriebene Mitglieder.  Wenn  diese  Zahlen  auch  nicht  genau  genom- 
men werden  dürfen,  so  geben  sie  doch  eine  gewisse  Anschauung  vom 
Gang  der  Entwicklung:  nach  anfänglicher  Freude  über  das  starke  An- 
wachsen der  Partei  ringt  sich  die  alte  Auffassung  wieder  durch,  daß 
es  nicht  auf  die  Quantität,  sondern  vornehmlich  auf  die  Qualität  der 
Parteimitglieder  ankäme.  Man  stieß  die  Mitläufer  ab,  um  straffere 
Disziplin  üben  zu  können  und  zu  Aktionen  fähig  zu  sein,  die  jeweils 
nicht  von  der  Masse,  sondern  von  einzelnen  Stoßgruppen  vorge- 
nommen werden  sollten. 

Der  Kommunismus  erreichte  somit  sein  Ziel,  die  politische  Herr- 
schaft in  Rußland  an  sich  zu  reißen,  weil  es  ihm  gelang,  als  Träger  der 

1  Sinowjew,  Die  Kommunistische  Partei  während  der  vier  Revolutionsjahre.  („Hamb. 
Volksztg."  Nr.  288.  1921.) 
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Friedenssehnsucht  des  Volkes  zu  gelten.  Bald  veränderte  sich  die 
Situation  jedoch  so  weitgehend,  daß  es  zur  Erhaltung  des  Kommunis- 
mus nicht  mehr  notwendig  erschien,  den  Frieden  faktisch  durchzu- 
setzen. Möglich  wurde  diese  Schwenkung  dadurch,  daß  der  Kommu- 
nismus ein  Regime  schuf,  welches  von  Nutznießern  der  Oktober-Revo- 
lution im  eigenen  Interesse  gestützt  und  gehalten  wurde.  Die  Sowjet- 
beamten und  -delegierten,  die  Rotgardisten  und  ein  Teil  des  Prole- 
tariats wurden  materiell  so  weitgehend  an  dem  Sowjetstaat  inter- 
essiert, daß  sie  mit  den  ihnen  überlassenen  Waffen  in  der  Hand  bereit 
waren,  denselben  zu  schützen.  Die  Masse  der  Bevölkerung,  die  dem 
unzuverlässig  gewordenen  Heere  Kerenskis  gegenüber  e'in  Macht- 
faktor geworden  war,  der  den  Friedenversprecher  Lenin  emporgehoben 
hatte,  war  nun  machtlos  geworden,  seit  alle  Gewaltmittel  in  die 
Hände  der  neuen  Nutznießer  der  Sowjetmacht  gelegt  waren.  Radek 
und  Trotzki  konnten  infolgedessen  nach  Brest-Litowsk  gehen,  nicht 
um  einen  Frieden  zu  schließen,  sondern  um  die  Weltrevolution 
zu  propagieren,  Deutschland  zu  „entlarven"  und  die  deutschen  Ar- 
beiter zu  revolutionieren.  Die  Taktik  der  russischen  Unterhändler 
hatte  Erfolg;  in  Deutschland  und  Österreich  brachen  die  ersten  Streiks 
aus,  und  der  sofortige  Friede  wurde  von  Trotzki  vereitelt,  um  „auf  dem 
Gebiet  der  auswärtigen  Politik  zu  manövrieren"  1.  Erst  als  es  sich  er- 
wies, daß  die  Massen  in  Rußland  noch  nicht  für  die  Idee  der  Weltrevo- 
lution zu  enthusiasmieren  waren,  schloß  man  einen  politisch  glänzend 
vorbereiteten  Frieden,  der  die  Möglichkeit  gab,  den  Gegner  immer 
weiter  zu  provozieren.  Seit  Brest  stellte  die  Sowjetregierung  ihre  ganze 
Politik  auf  die  Weltrevolutionspropaganda  ein,  dem  russischen  Volke 
diese  gewissermaßen  als  Erlösung  aus  aller  materiellen  Not  ver- 
sprechend. Es  wäre  wohl  schwerlich  gelungen,  die  russischen  Massen 
immer  wieder  zu  neuen  Opfern  und  Kämpfen  zu  veranlassen,  wenn 
die  Angriffe  der  Gegenrevolution  nicht  eine  Bedrohung  der  Existenz 
der  mit  dem  Kommunismus  materiell  verbundenen  Massen  bedeutet 
hätten.  Die  Rote  Garde  konnte  zur  Roten  Armee  umgeschaffen,  die 
Zahl  der  Nutznießer  ungeheuer  und  systematisch  vergrößert  werden, 
weil  äußere  Geschehnisse  eine  Atmosphäre  schufen,  die  es  glaub- 
würdig machte,  daß  nur  der  Sowjetstaat  die  Millionen  von  Arbeitern, 
Bauern,  Soldaten  und  Beamten,  die  außerhalb  des  reinen  Erwerbslebens 
standen,  ernähren  könnte.  Man  nannte  dieses  System  der  Verbindung 
der  Sowjetmacht  mit  den  von  dieser  materiell  ausgehaltenen  Massen 
die  Diktatur  des  Proletariats,  obgleich  es  von  Anbeginn  an  eine  olig- 
archische  Regierung  einer  Führeraristokratie  war,  die  nur  insofern  Be- 
ziehung zum  Volke  hatte,  als  ein  Teil  desselben  durch  dieses  Regime 
seine  Versorgung  fand.  Zu  keinem  Zeitpunkt  jedoch  hat  sich  der 
Kommunismus  wirklich  und  ernsthaft  darum  bemüht,  die  Millionen,  die 
große  Masse  also,  an  der  Regierung,  am  „Staate",  wie  es  theoretisch 


1  Karl  Radek,  Brest-Litowsk.    Almanach,  a.  a.  O.,  S.  257. 
Weltwirtschaftliches  Archiv  Bd.  XVIH. 
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hieß,  zu  beteiligen.  Was  Lenin  am  1.  Oktober  1917  schrieb:  „Zur 
Verwaltung  des  Staates  in  diesem  Geiste  (d.h.  der  revolutionären 
Demokratie)  können  wir  sofort  einen  Staatsapparat  von  10,  wenn  nicht 
20  Millionen  Menschen  heranziehen  —  einen  in  keinem  einzigen 
Staate  je  dagewesenen  Apparat . . .  Diesen  Apparat  können  nur  wir 
schaffen,  denn  wir  verfügen  über  bewußte,  durch  die  lange  kapitalisti- 
sche ,Lehrzeit'. . .  disziplinierte  Arbeiter,  die  imstande  sind,  eine 
Arbeitermiliz  zu  schaffen  und  sie  allmählich  —  wobei  mit  ihrer  Er- 
weiterung sofort  begonnen  wird  —  zur  Miliz  des  gesamten  Volkes  zu 
machen.  Klassenbewußte  Arbeiter  müssen  die  Leiter  sein,  doch  sind 
sie  in  der  Lage,  zur  Verwaltung  selbst  die  Massen  der  Werktätigen 
und  Unterdrückten  heranziehen  zu  können"  *  —  blieb  reine  Theorie, 
blieb  ein  agitatorisches  Schlagwort,  welches  zu  verwirklichen  gar  nicht 
im  Bereiche  des  Möglichen  war.  Denn  das  Proletariat,  zumal  das 
„klassenbewußte",  war  gar  nicht  die  Basis  der  russischen  Revolution 
und  konnte  somit  auch  nicht  der  eigentliche  Träger  der  Sowjetmacht 
sein. 

M.  A.  Landau-Aldanow  hat  ganz  recht,  wenn  er  sagt 2: 
„Der  charakteristische  Zug  der  russischen  Revolution  ist  ihr  militäri- 
scher Charakter,  die  Rolle,  welche  Soldaten,  Matrosen,  Rote  Garde 
dabei  gespielt  haben,  die  alle  verschiedenen  Klassen  angehörten",  und 
in  einer  Anmerkung,  allerdings  stark  übertreibend,  aber  im  wesent- 
lichen für  das  Jahr  1919  zutreffend  hinzufügt:  „Die  Rote  Garde  enthält 
eine  kleine  Anzahl  russischer  Arbeiter,  die  Mehrzahl  besteht  aus 
Chinesen,  arbeitslosen  Letten  und  den  der  allgemeinen  Wehrpflicht 
entnommenen  Kontingenten".  Wie  die  russische  Revolution  im  März 
als  Aufstand  der  Soldaten  zum  Siege  gelangte,  so  entstand  auch  die 
Sowjetmacht  mit  Hilfe  der  kriegsmüden  Soldaten  und  Deserteure,  die 
von  wenigen  Bolschewisten  geführt  wurden.  Das  Sowjetregime  ver- 
mochte dann  später  wohl  alle  ausschlaggebenden  Ämter  und  Posten 
mit  Kommunisten  zu  besetzen,  jedoch  nicht  aus  den  Massen  Personen 
in  größerer  Anzahl  heraus-  oder  heranzuziehen,  die  im  neuen  Staats- 
wesen Ersprießliches  hätten  leisten  können.  Im  Grunde  ist  dieses  ja 
auch  selbstverständlich,  wenngleich  es  der  Theorie  und  den  agitatorisch 
mit  viel  Erfolg  vertretenen  Ideen  vom  Kommunimus  als  dem  Massen- 
ideal und  der  Massenherrschaft  widersprach. 

Die  Idee  der  Weltrevolution,  die  seit  den  Tagen  von 
Brest  die  russischen  Massen  leidenschaftlich  bewegte  und  im  März 
1919  die  Gründung  der  3.  Kommunistischen  Internationale  ermög- 
lichte, sollte  dazu  dienen,  „die  gegenseitige  Hilfe  des  Proletariats  der 
verschiedenen  Länder  zu  verwirklichen,  denn  ohne  wirtschaftliche  und 
andere  gegenseitige  Hilfe  wird  das  Proletariat  nicht  imstande  sein,  die 


1  Werden  die  Bolschewik!  die  Staatsmacht  behaupten?  Almanach,  a.  a.  O.,  S.  238—243. 

2  a.  a.  O.,  Seite  135. 
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neue  Gesellschaft  zu  organisieren"  \  Den  russischen  Massen  ging  es 
schlecht;  der  Friede  hatte  keinerlei  Erleichterungen,  nicht  die  geringste 
Linderung  der  täglich  drückenderen  Not  gebracht.  Das  russische  Volk 
begann  einzusehen,  daß  Hilfe  nur  von  außen  kommen  konnte; 
um  diese  Hilfe  praktisch  möglich  zu  machen,  war  es  zu  allen  Opfern 
bereit.  Jetzt  begann  die  Epoche  der  kommunistischen  Weltpropaganda, 
da  die  Sowjetregierung  jeden  ihrer  Schritte  darauf  einstellte,  aufs 
Ausland  einen  revolutionierenden,  agitatorisch  wirksamen  Eindruck  zu 
machen.  Diese  Politik  war  keineswegs  utopisch  gedacht;  sie  war 
eminent  praktisch  und  wurde  getragen  von  den  Wünschen  und  Hoff- 
nungen der  breitesten  Massen,  denen  gesagt  wurde,  in  allerkürzester 
Zeit  würde  es  zur  Weltrevolution  und  damit  zur  Erlösung  Rußlands 
aus  seiner  Not  kommen.  Immer  wieder  wurde  dem  russischen  Volke 
feierlich  erklärt,  die  Weltrevolution  stehe  nun  nahe  bevor;  so  hieß  es 
z.  B.  in  dem  „Aufruf  an  die  Arbeiter  der  ganzen  Welt"  vom  20.  April. 
1919,  unterzeichnet  vom  Exekutivkomitee  der  K.  I.:  „Es  wird  kein 
Jahr  vergehen  und  ganz  Europa  wird  zum  Sowjet- 
land werden.  Die  Arbeiter  aller  Länder  haben  begriffen,  daß  der 
entscheidende  Augenblick  gekommen  ist . . .  Im  Jahre  1919  wurde  die 
große  Kommunistische  Internationale  geboren.  Im  Jahre  1920  wird  die 
große  internationale  Sowjetrepublik  geboren  werden  . . ."  usw. 2  Die 
Führer  des  russischen  Kommunismus  versprachen  nicht  nur,  daß 
nun  die  große  Erlösung  bevorstehe,  sondern  sie  „be- 
wiesen" in  umfangreichen  Darlegungen,  daß  der  Kapitalismus  über- 
all in  Europa,  in  Amerika  und  in  Asien  in  den  letzten  Zügen  liege,  und 
daß  „die  neue  lichte  Welt  des  Kommunismus,  der  allgemeinen  Ver- 
brüderung der  Werktätigen"  in  nächster  Zeit  geboren  werden  würde. 
Diese  Hoffnung  wurde  daher  in  Rußland  zur  Zuversicht  und  löste  er- 
staunliche Energien  aus;  das  Volk  war  zu  jedem  neuen  Opfer  bereit,  da 
es  sich  ja  doch  nur  um  eine  kurze,  vorübergehende  Spanne  Zeit 
handeln  konnte.  Die  Wirtschaftspolitik  jener  Zeit  weist  heroiscKe  Züge 
auf 3;  die  typische  nationale  Trägheit  schien  überwunden.  Die  Rote 
Armee  fühlte  sich  als  Avantgarde  des  Weltproletariats  und  wurde  im 
Laufe  ganz  kurzer  Zeit  aus  einem  Instrument  des  Klassenkampfes  ein 
Faktor  national-russischer  Gesinnung.  Die  Weltrevolutionsidee  erfaßte 
das  russische  Volk  in  so  weitgehendem  Maße,  daß  alte,  bisher  be- 
kämpfte oder  verleugnete  Regungen  an  die  Oberfläche  kamen  und 
einen  neuen  Nationalismus  schufen,  der  bezeichnend  werden  sollte  für 
den  russischen  Kommunismus.  Das  Volk  verstand  die  internationale 
Idee  im  Sinne  einer  berufenen  Vorherrschaft  des  russischen  Prole- 
tariats in  der  kommunistischen  Welt.   Fast  völlig  analog  der  Ideologie 


1  Richtlinie  der  K.  I.,  zitiert  aus :  Manifeste,  Richtlinien,  Beschlüsse  des  1.  Kongresses. 
Hamburg  1920.    S.  28. 

2  Ebenda  S.  87  und  91. 

3  Man  denke  z.  B.  an  die  kommunistischen  Sonnabende,  die  sog.  Subbotniki,   sowie 
an  die  von  Trotzki  durchgeführte  Mobilisierung  des  Industrieproletariats  usw. 
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der  Panslawisten,  die  den  rechtgläubigen  russischen  Menschen  als  Ur- 
typus  des  wahren  Christen  dem  verderbten  und  abtrünnigen  Europäer 
gegenüberstellten,  priesen  'die  kommunistischen  Dichter  die  welt- 
erlösende Mission  des  wahren  Proletariers,  des  russischen  Kommu- 
nisten \  Bezeichnend  genug  ist  es,  daß  Trotzki  Lenin  am  besten 
dadurch  zu  charakterisieren  glaubte,  daß  er  ihn  als  „in  hohem  Maße 
national"  bezeichnete  und  ihn  als  den  Verkörperer  des  russischen 
Proletariats  pries 2.  Das  Wort  „national"  hatte  einen  neuen  Sinn  er- 
halten. Im  Einklang  mit  der  Stimmung  der  Volksmassen  wurde  die 
kommunistische  Idee  zum  nationalen  Ausdruck  höchster  Mensch- 
werdung, vor  allem  zum  typisch  russischen,  erhöhten  und  gewisser- 
maßen vollendeten  Menschentum  gesteigert.  Die  alte,  bisher  gelähmte 
Schwungkraft  des  russischen  Imperialismus  erfaßte  nicht  nur  das  Heer, 
sondern  die  Partei,  die  Regierung  und  deren  in  eine  neue  Zukunft 
weisende  Politik.  Die  russische  kommunistische  Partei  beanspruchte 
nicht  nur  die  Führung  innerhalb  des  Exekutivkomitees  der  K.  I., 
sondern  hielt  es  auch  für  selbstverständlich,  daß  sie  die  Politik  aller 
anderen  kommunistischen  Parteien  mitzubestimmen,  ja  direkt  zu  regeln 
berechtigt  sei.  Was  ehedem  das  Ziel  des  Panslawismus  war,  die  Welt 
von  Konstantinopel  aus  im  Namen  des  Allslawentums  durch  die  Tra- 
dition des  dritten  Rom  zu  beherrschen,  galt  jetzt  als  vollberechtigte 
Forderung  des  Staates  der  sozialen  Revolution,  der  Verkörperung  des 
fortschrittlichsten  Gedankens  der  Gegenwart. 

Als  es  sich  jedoch,  etwa  seit  dem  Juli  1920  —  der  Tagung  des 
zweiten  Kongresses  der  K.  I.  —  zu  erweisen  begann,  daß  es  mit  der 
Weltrevolution  noch  ein  wenig  dauern  würde,  so  daß  Sinowjew 
erklären  mußte:  „wahrscheinlich  werden  zwei  und  drei  Jahre  nötig  sein, 
damit  ganz  Europa  zur  Sowjetrepublik  wird"3  —  da  begann  man  mit 
einer  neuen  Interpretation  der  Weltrevolutionsidee.  Nunmehr  hieß  es, 
der  Weg  der  Revolutionierung  müsse  über  den  Osten,  über  Asien 
und  die  Kolonialvölker,  genommen  werden.  Am  26.  Juli  1920  betonte 
Lenin,  welch  eine  ungeheure  Bedeutung  der  Tatsache  zuzumessen 
sei,  daß  70  %  der  Bevölkerung  der  Erde,  höchstwahrscheinlich  ein  und 
ein  Viertel  Milliarde  Menschen,  zu  den  unterdrückten  Völkern  gehöre. 
Diese  Völker  müßten  revolutioniert  und  zum  Kommunismus  geführt 
werden  4.  Da  die  K.  I.  der  konzentrierte  Wille  des  Weltproletariats  sei, 
so  sei  über  Europa  hinaus  im  Bunde  mit  den  Völkern  des  Ostens  eine 
kriegerische  Einheit  zu  schaffen.  Seit  dieser  Tagung  der  K.  I.  begann 
denn  auch  die  systematische  Propaganda  eines  auf  die  Psyche  der 
Asiaten  eingestellten  Kommunismus.  Politisch  sehr  konkrete  Ziele 
wurden  wiederum  mit  der  allgemeinen  Idee  verbunden.    Da  man  be- 


1  Vgl.  meinen  Aufsatz :  Die  Dichter  des  Bolschewismus.  „Frankf.Ztg."  Nr.609,18.Aug  1921. 

2  Almanach,  a.  a.  O.,  S.  182. 

8  I.  Sitzung  des  2.  Kongresses  der  K.I. :  „Der  2.  Kongreß  der  K.  I."  (Komm.  Bibl.  22.  Bd.). 
Hamburg. 

<  a.  a.  O.,  S.138. 
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gönnen  hatte,  mit  England  über  die  Aufhebung  der  Blockade  zu  ver- 
handeln und  nur  die  Anwendung  eines  Druckmittels  eine  Be- 
schleunigung dieser  Verhandlungen  versprach,  so  suchte  Sowjetruß- 
land agitatorisch,  politisch,  wirtschaftlich  und  militärisch  nach  Inner- 
asien vorzustoßen.  Doppeltes  wurde  erreicht:  England  im  Laufe  der 
Zeit  zu  weiterem  Entgegenkommen  gefügig  gemacht,  und  der  Idee  der 
Weltrevolution  schließlich  die  Auslegung  gegeben,  durch  eine  Re- 
volutionierung Asiens  könnte  der  europäische  Imperialismus  zur 
Strecke  gebracht  oder  wenigstens  dazu  veranlaßt  werden,  dem  russi- 
schen Volke  materiell-wirtschaftlich  zu  helfen.  Gleichzeitig  gelang  es, 
die  russischen  Massen  vor  einer  Ernüchterung  und  Enttäuschung  in- 
sofern zu  bewahren,  als  die  Aussicht,  in  Asien  zur  Vorherrschaft  zu  ge- 
langen, populär  genug  war,  um  die  Gemüter  lebhaft  zu  bewegen.  Man 
dehnte  den  Rahmen  und  Begriff  Weltrevolution  aus,  man  richtete  den 
Blick  der  Russen  vom  enttäuschenden  Westen  gen  Osten  und  erreichte 
es,  daß  der  Kongreß  der  Völker  des  Orients  in  Baku  als  Beginn  einer 
neuen  Ära  gelten  konnte.  Wenngleich  das  russische  Volk  schwer  unter 
den  Mißerfolgen  der  Wirtschaftspolitik  des  Kommunismus  litt,  nur  mit 
Mühe  die  Spannkraft  aufbrachte,  die  Gegenrevolutionäre  abzuwehren 
und  von  der  mißlungenen  Sozialisierung  den  Weg  zu  den  notwendigen 
Kompromissen  mit  dem  Kapitalismus  zu  finden,  so  erfaßte  es  die 
große  Bedeutung  dieser  Ostorientierung  doch  mit  staunenswerter 
Lebendigkeit.  Wiederum  handelte  es  sich  hierbei  um  die  Belebung 
altrussischer  Vorstellungen  vom  Kulturträgertum  im  Orient  usw.  — 
Der  Kommunismus  erreichte  es  somit,  auch  in  diesem  Stadium  tiefster 
innerpolitischer  Depression  als  Verkörperung  der  nationalen  Mission 
des  russischen  Volkes  zu  erscheinen  \  Die  russische  amtliche  Presse, 
die  vielen  Kongresse  und  Räte  beschäftigten  sich  erstaunlich  intensiv 
mit  diesen  Plänen;  die  auswärtige  Politik  der  Sowjetregierung  übertönte 
die  wirtschaftliche  Misere,  und  wenn  es  auch  nicht  gelungen  war,  den 
Arbeiter,  Soldaten  und  Intellektuellen  mit  politischem  Verständnis  für 
die  praktischen  Aufgaben  der  Gegenwart  zu  erfüllen,  so  war  doch  er- 
reicht, daß  der  Blick  nicht  haften  blieb  auf  dem  Negativen,  sondern  das 
Positive  der  fast  glänzend  erscheinenden  Weltstellung  des  russischen 
kommunistischen  Staates  die  Massen  elektrisierte. 

Als  dann  die  ersten  Abkommen  mit  England,  Deutschland  und 
den  skandinavischen  Staaten  getroffen  waren,  verlor  die  Idee  der  Welt- 


en Alexander  Bloks,  des  bedeutendsten  russischen  Dichters  der  neuesten  Zeit 
Gedicht  „Die  Skythen"  heißt  es :  „Ja,  wir  sind  Asiaten  . . .  Wir  werden  vor  Europa  weichen,  um 
euch  unsere  asiatische  Fratze  zu  zeigen"  usw.,  und  ein  anderer  Dichter  des  Bolschewismus, 
Peter  Orj eschin,  verkündete:  „Der  Westen  fiel  hin  vor  Entsetzen  —  der  Osten  schlägt 
blutige  Schlachten.  Die  heilige  Erde  erschüttert  der  Sturm  der  Millionen  marschierender 
Füße.  Der  Halbmond  verließ  die  Moschee,  das  Kreuz  die  Kirche.  Das  Ende  von  Paris  ist 
nun  da,  denn  der  Osten  erhob  jetzt  das  Schwert.  In  den  Fenstern  des  Ural  sehe  ich  die 
gebräunten  Wangen  der  Chinesen.  Indien  wäscht  die  Gewänder,  um  feiertäglich  auf- 
zuerstehen —  die  Opfer  dem  anderen  Gotte  verbrennt  schon  die  iteppe. 
London  versank  in  den  Meeren,  gesprengt  ist  das  graue  Berlin,  und  froh  wird  der  Schmerz, 
der  im  Sturme  der  Vesten  Gefallenen.  Vom  Montblanc  kommen  die  Scharen  in  Gottes 
goldenen  Talaren  —  selbst  der  Steppen-Kirgise  erbittet  nun  anderen  Segen!" 
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revolution  ihre  vorherrschende  Bedeutung.  Von  einzelnen  kommunisti- 
schen Führern  wurde  immer  bestimmter  und  offener  erklärt,  der  Sow- 
jetregierung sei  nun  nicht  mehr  an  einer  Revolution  in  England  oder 
Deutschland  gelegen,  sondern  vielmehr  daran,  daß  in  diesen  Ländern 
gearbeitet  würde,  damit  Rußland  an  den  Früchten  industrieller  Pro- 
duktion teilnehmen  könne.  Die  Zweiteilung  des  Kommunismus  in  die 
Sowjetregierung  und  die  Kommunistische  Inter- 
nationale ermöglichte  es,  einerseits  die  Idee  der  Weltrevolution 
weiter  zu  verfolgen  und  bei  den  Massen  als  Glaubenssatz  durchzu- 
fechten, andererseits  eine  Politik  zu  treiben,  die  a!uf  einen  Kompromiß 
mit  den  kapitalistischen  Staaten,  wie  dem  Kapitalismus  überhaupt 
hinauslief.  Wie  men  von  entschiedenem  Eintreten  für  den  Frieden  zu 
einer  Politik  aktiver  Kriegführung  hatte  übergehen  können,  ohne  bei 
den  Massen  an  Popularität  zu  verlieren,  so  konnte  nun  eine  neue 
Schwenkung  vollzogen  werden,  weil  es  gelang,  plausibel  zu  machen, 
daß  man  das  gleiche  mit  verschiedenen  Mitteln  anstrebe.  Von  1917 
bis  1921  war  es  gelungen,  das  Volk  davon  zu  überzeugen,  daß  die 
Sowjetregierung  einen  von  proletarischem  Geist  erfüllten  Staat  zu 
schaffen  und  zu  erhalten  bemüht  war;  die  in  wahrem  Sinne  des  Wortes 
nationale  und  volkstümliche,  einleuchtende  und  verständliche  Außen- 
politik der  Regierung  hatte  eine  Atmosphäre  geschaffen,  die  das  Volk, 
d.  h.  die  ausschlaggebenden  Faktoren  desselben,  dem  Sowjetstaat 
geneigt  erhielt.  Im  Innern  war  immer  nur  von  ganz  konkreten  prakti- 
schen Aufgaben  die  Rede  gewesen;  bei  jeder  Wendung  und  Wandlung 
hieß  es  immer  wieder,  die  Macht  der  Arbeiter,  die  Stellung  der  Nutz- 
nießer des  Regimes  würde  dadurch  gestärkt  —  was  kam  es  den  meisten 
in  der  Masse  dabei  darauf  an,  ob  die  Abweichungen  vom  Marxismus 
sehr  weitgehend  waren  oder  nicht?  Das  russische  Volk  spürte  die 
Schwingungen  des  Geistes  der  Führer;  auf  die  einfachen  nackten  Tat- 
sachen kam  es  ihm  nicht  an,  zumal  die  Argumente  und  die  Diktion,  die 
Dialektik  und  das  Aussehen  dieser  Dinge  sich  scheinbar  gleich  blieben. 
Fühlbare  Opposition  fand  Lenin,  der  immer  und  in  jedem  Stadium  aus- 
schlaggebender Interpret  des  Sowjetismus  blieb,  nicht  bei  den  Massen, 
sondern  bei  den  überzeugten  Marxisten,  den  Theoretikern  der  Partei. 
Aber  diese  Opposition  der  Bucharin,  Schljapnikow  und  Konsorten 
konnte  relativ  einfach  mit  dem  Hinweis  bekämpft  werden,  das  Fort- 
bestehen des  Sowjetstaates  verlange  die  Kompromisse  und  Kon- 
zessionen, —  mit  den  Theorien  von  Marx  könne  man  eine  Lokomotive 
nicht  reparieren,  und  es  sei  deshalb  notwendig,  daß  man  zu  prakti- 
schen Geschäftsleuten  würde. 

Wie  der  Sowjetstaat  nicht  verstanden  werden  kann,  wenn 
man  ihn  mit  den  Maßstäben  des  deutschen  Staatsrechtes  mißt 
und  z.  B.  auf  Grund  der  nie  wirklich  eingehaltenen  Verfassung 
der  Sowjets  zu  beurteilen  versucht,  so  kann  auch  die  Wirtschafts- 
politik des  neuen  Kurses  nicht  ohne  weiteres  nach  den  Begriffen 
der     nationalökonomischen     Theorien     erfaßt     werden.     Der     Geist 
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ist  trotz  aller  Kompromisse  mit  dem  Kapitalismus,  d.  h.  un- 
geachtet der  Zulassung  des  freien  Handels  der  Börsen,  der  Schaffung 
von  Banken  und  gemischt  staatlich  -  privater  Aktiengesellschaften 
usw.  und  des  Auslöschens  fast  aller  sozialistischen  Wirtschafts- 
formen, insofern  ein  proletarischer  und  „kommunistischer",  als  dem 
Arbeiter  wohl  keine  besonderen  Rechte  mehr  vorbehalten  sind,  doch 
aber  eine  Reihe  von  Arbeitern  an  Stellen  stehen,  die  in  kapitalistischen 
Staaten  allein  Großunternehmern,  Industriekapitänen  zugänglich  sind. 
Aber  auch  dieses  ist  wohl  nicht  das  Entscheidende,  sondern  vielmehr 
die  bereits  hervorgehobene  Tatsache,  daß  die  Kommissare  und  Führer 
Volksmänner  sind,  volkstümlich  handeln  und  betont  eine  proletarische 
Gesinnung  bekunden.  Die  Arbeiterschaft  hat  fast  alle  ihre  Rechte  ver- 
loren, sie  ist  in  keiner  Weise  an  der  Leitung  des  Produktionsprozesses 
beteiligt,  die  Bauernschaft  noch  weniger  usw.  usw.  —  aber  diese  Politik 
eines  „Kapitalismus"  ist  diejenige  eines  proletarischen  Staates.  Was 
den  russischen  Massen  genügt,  weil  sie  an  diese  neue  proletarisch- 
kommunistische  Staatsidee  glauben,  weil  sie  sie  in  der 
auswärtigen  Politik  bestätigt  und  die  Atmosphäre  des  öffentlichen 
Lebens  davon  erfüllt  fühlen.  Die  russischen  Kommunisten  haben  es 
nach  den  Worten  Lenins  zu  jeder  Zeit  verstanden,  „sich  mit  der 
breiten  Masse  der  Werktätigen,  in  erster  Linie  mit  der  proletarischen, 
aber  auch  mit  der  nichtproletarischen  werktätigen  Masse,  zu  verbinden, 
zu  vereinigen  und,  wenn  man  will,  bis  zu  einem  gewissen  Grade  zu 
verschmelzen"1.  Dieser  politischen  Taktik,  die  von  derjenigen  der 
meisten  sozialistischen  Parteien  grundlegend  abweicht,  da  diese  fast 
stets  nur  auf  die  Parteigenossen  eingestellt  ist  und  das  umgebende 
Volk  nicht  berücksichtigt,  verdanken  es  die  russischen  Kommu- 
nisten, daß  ihnen  mit  dem  Sowjetsystem  eine  Staatsform  gelungen  ist, 
von  der  man  vielleicht  nicht  einmal  sagen  könnte,  daß  sie  sich  prak- 
tisch und  organisatorisch  „bewährt"  hätte  (denn  sie  erzeugte  den  kom- 
munistischen Bürokratismus,  der  das  russische  Staatsleben  bedrückt 
und  an  jeder  Betätigung  hindert),  die  jedoch  so  populär  geworden  ist, 
daß  sie  wohl  kaum  mehr  abgeschafft  werden  könnte.  Man  hat  die 
Idee  des  Sowjetsystems  sehr  verschiedenartig  interpretiert;  ausschlag- 
gebend scheint  mir  zu  sein,  daß  dieses  System  keine  neue,  außerhalb 
des  Volkes  stehende  Autorität  schafft,  sondern  die  Fiktion  aufrecht 
erhält,  die  Sowjets  seien  die  Werktätigen  selbst,  unabgeleitet  und  un- 
übertragen sie  selbst.  Die  Machtvollkommenheit  der  Sowjets  ist 
schrankenlos;  kein  „Staat"  steht  über  ihnen,  kein  Prinzip  regiert  sie; 
sie  sind  daher  Verwalter,  Organisatoren  und  Gesetzgeber  in  eins.  Das 
Repräsentantensystem  der  Demokratie  und  des  Parlamentarismus  ist 
dadurch  erledigt  und  etwas  in  der  Idee,  de  facto  wie  de  jure,  völlig 
Neues  geschaffen,  bei  dem  es  nicht  auf  Gesetze  und  nicht  auf  Kon- 


1  Der  Radikalismus    die    Kinderkrankheit    des    Kommunismus.      S.  6.     Leipzig   1920. 
(Sperrdruck  des  Autors.) 
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struktionen,  sondern  nur  auf  das  nackte  Sein  ankommt  *.  Als  faktische 
Herren  des  Staates,  die  über  demselben  stehen,  können  die 
Sowjets,  weil  sie  die  Werktätigen  selbst  sind,  mit  dem  Staate  und  der 
Wirtschaft  tun  was  sie  wollen,  d.  h.  verschiedene  Wege  einschlagen 
und  ihre  Politik  wechseln,  —  was  sie  denn  auch  getan  haben  und  noch 
tun.  Sie  sind  unabhängig  in  allem,  besonders  jedoch  von  der  Idee  des 
Rechtes  und  dem  Majoritätsprinzip,  d.  h.  sie  brauchen  nicht  auf  irgend- 
welcher Mehrheit  zu  fußen  oder  sich  nach  den  Massen  zu  richten,  da 
sie,  so  wie  sie  nun  einmal  sind  und  weil  sie  sind,  immer  d  i  e  Werktä- 
tigen Rußlands  darstellen.  Die  Sowjets  haben  die  Nationalisierung  der 
Produktionsmittel  gewollt;  sie  haben  die  „Diktatur  der  Organisation" 
durchzuführen  versucht  und  haben  sich  dann  mit  weitgehenden  Kom- 
promissen mit  dem  Kapitalismus  einverstanden  erklärt  und  werden 
vielleicht  noch  sehr  viel  weiter  gehen  auf  diesem  Wege  der  Konzessio- 
nen . . .  die  Herren  der  Situation,  das  einzig  herrschende  souveräne 
Prinzip  glauben  sie  dennoch  in  jeder  Hinsicht  geblieben  zu  sein. 

Was  die  Sowjets  nicht  wissen  und  nicht  verstehen,  weil  es  außer- 
halb ihres  Begriffsvermögens  liegt  und  von  den  politischen  Doktrinen 
wie  der  kommunistischen  Dialektik  noch  nie  berührt  wurde,  ist  die 
fundamentale  Tatsache,  daß  sie  der  geistigen  Überlegenheit  ihrer 
Führer  in  jeder  Hinsicht  gehorchen.  Ohne  ein  „Mandat",  ohne  die 
geringsten  „Rechte",  ohne  irgendwelche  Fiktionen  und  ohne  in  der 
Ideologie  des  Sowjetismus  überhaupt  vorzukommen,  offenbart  sich  im 
Sowjetsystem  die  ewige  menschliche  Macht  des  Führertums. 
Niemals  in  der  neueren  Zeit  haben  Führer  so  schrankenlos  eine  Masse 
geführt  und  geistig  völlig  durchdringend  beherrscht  wie  in  Rußland. 
Nominell  und  rein  äußerlich  gibt  es  den  Führer  gar  nicht,  wenn 
auch  die  Organisation  des  Sowjetsystems  so  beschaffen  ist,  daß 
sie  dem  Führer  eine  außerordentliche  Einwirkungsmöglichkeit  gibt, 
ihn  stützt  und  seinen  Geist  bis  in  die  Zellen  des  Sowjetis- 
mus dringen  läßt.  Die  Organisation  stützt  den  Führer,  wenn 
sie  ihn  auch  nicht  besonders  nennt  und  bezeichnet,  dennoch  ist 
er  es,  der  den  Dingen,  die  behandelt  werden,  die  gewünschte  Beleuch- 
tung gibt,  sie  so  umstellt,  wie  er  es  will,  und  dann  die  Masse  jene 
Schlußfolgerungen  ziehen  läßt,  die  seinen  Absichten  entsprechen.  Die 
Herrschaft  des  Führers  hat  in  Rußland  besonders  krasse  Formen  an- 
genommen, weil  derselbe  auf  Grund  des  Sowjetsystems  nicht  einmal 
eines  Auftrages  bedarf,  sondern  weil  diese  Herrschaft  sich  aus- 
schließlich auf  geistigen  Faktoren  aufbaut.  Deshalb  gelingt  es 
diesen  Führern  auch,  in  der  Masse  geistige  und  seelische  Kräfte  wach- 
zurufen, nicht  nur  zu  enthusiasmieren  und  fortzureißen,  sondern  in  den 


1  Mit  dieser  Auffassung  schließe  ich  mich  derjenigen  der  linken  Sozialrevolutionäre 
an,  wie  sie  in  dem  Leitaufsatz  der  (russ.)  Zeitschrift  „Snamja"  Nr.  1,  Berlin  1921,  dargelegt 
ist.  In  diesem  Aufsatz  wird  jede  Bekämpfung  der  Sowjets  als  aussichtslos  bezeichnet  und 
dieses  System  deshnlb  akzeptiert.  Allerdings  sieht  der  Autor  in  den  Sowjets  gleichzeitig 
die  Verkörperung  der  Idee  der  Zwangswirtschaft,  des  staatlichen  Prinzips  der  Organisation 
der  Wirtschaft,  was  heute  wohl  nicht  mehr  zutrifft. 
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Geführten  dauernde  Energien  lebendig  zu  erhalten.  Arbeitswille  und 
praktische  Ausdauer  können  so  nicht  geschaffen  werden,  da  der  Cha- 
rakter des  Volkes  sich  erst  in  Generationen  ändern  könnte,  aber  es 
konnte  eine  Staatsform  entstehen,  die,  welche  Mängel  sie  auch  haben 
möge,  so  stark  auf  geistige  Faktoren  reagiert  wie  keine  sonst . . . 
vielleicht  wie  keine  seit  den  Tagen  der  großen  Demagogen  in  den 
griechischen  Demokratien.  Das  Sowjetsystem  erscheint  somit  als  eine 
neue  national  russische  Staatsidee  der  Werktätigen  —  und  ist  in 
Wahrheit  doch  nicht  viel  mehr  als  die  Form,  in  der  die  rein  geistige 
Herrschaft  der  Führer  sich  auswirkt.  Daß  dem  so  ist,  beweist  u.  a. 
auch  der  Umstand,  daß  die  Sowjetregierung  heute  nicht  einmal  mehr 
der  materiellen  Basis  der  Nutznießer  des  Regimes  bedarf,  —  die  Be- 
amten und  Staatsarbeiter  können  in  Scharen  entlassen  werden  und 
brauchen  am  Staate  nicht  mehr  materiell  interessiert  zu  sein,  seit  die 
geistige  Herrschaft  der  Führer  in  der  Partei,  den  Sowjets  und  der 
Roten  Armee  zur  Tradition  geworden  ist.  In  den  Jahren  des  Bürger- 
krieges beherrschte  der  Sowjetismus  Rußland  durch  diese  Nutznießer 
und  die  Rote  Armee  —  heute  ist  das  Sowjetsystem  im  Volksbewußt- 
sein so  festgewurzelt,  daß  die  innerlich  recht  weitgehend  veränderte, 
zum  großen  Teil  entproletarisierte  Armee  den  Sowjets,  also  deren 
Führern,  gehorcht. 

Die  russische  Staatsidee  hat  den  Staat  somit  ausgelöscht  und  an 
seine  Stelle  die  Werktätigen,  d.  h.  die  Sowjets,  gestellt.  Die  deutsche 
Staatsidee  —  selbst  die  republikanisch-demokratische  der  Gegenwart 
—  hält  an  dem  Primat  des  Staates  über  dem  Volke  fest  und  wird  daher, 
so  weitgehend  auch  die  Rechte  sowie  die  Machtfülle  des  Proletariats 
sein  mögen,  immer  doch  ein  Autoritätsstaat  im  bürgerlichen  Sinne 
bleiben.  Deshalb  wird  das  Deutsche  Reich  aller  Sozialpolitik  unge- 
achtet immer  als  antisozial  gelten  und  die  Führer  der  Arbeiterschaft 
und  des  Sozialismus  eis  Minister  und  Kanzler  bürgerlich  bleiben,  — 
während  im  heutigen  Rußland  selbst  antikommunistische  Intellektuelle 
proletarische  Politik  treiben  oder  proletarisch  gesinnt  sind,  sobald  sie 
sich  an  der  Regierung  beteiligen  oder  den  Sowjetstaat  auch  nur  zu  be- 
kämpfen aufhören.  Lunatscharski  hat  ganz  recht,  wenn  er  her- 
vorhebt \  daß  sich  immer  neue  Kreise  der  russischen  Intellektuellen 
dem  Kommunismus  (dieser  neuen  Prägung)  nähern,  so  die  Gorki, 
Brjusow,  Serafimowitsch,  Majakowski,  Blök 2,  Mari,  Woloschin,  Iwanow- 
Rasumnik  usw.,  die  alle  keineswegs  Proletarier  oder  Kommunisten  im 
marxistischen  Sinne  sind.  Andererseits  ist  es  sehr  gut  denkbar,  daß 
sich  überzeugte  Marxisten  unter  den  gegenwärtigen  Kommunisten 
noch  einmal  völlig  vom  Sowjetismus  trennen  dürften,  —  Anzeichen 
dafür  sind  heute  schon  sehr  deutlich  sichtbar  geworden.  Gerade  weil 
der  russische  Kommunismus  eine  so  eigenartige  Entwicklung  genom- 


1  Die  K.  I.  und  die  Intellektuellen.    (Die  K.  I.,  II.  Jahrg.  Nr.  17,  S.  208.) 

2  Besonders  bedeutsam  ist  Alexander  Bloks  populäres   Gedicht  „Die  Zwölf",    in 
dem  die  proletarische  Revolution  ihre  religiöse  Verherrlichung  fand. 
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men  hat,  verschärft  sich  der  Gegensatz  der  Sowjetregierung  zu  den 
anderen  sozialistischen  Parteien  gerade  jetzt,  wo  die  Vertreter  des 
russischen  Kommunismus  die  engste  Verbindung  mit  dem  Großkapita- 
lismus Westeuropas  einzugehen  im  Begriff  sind.  Den  Sozialisten  aller 
Schattierungen  muß  die  Souveränität,  mit  der  sich  die  Sowjetregierung 
über  den  Marxismus  hinwegsetzt,  ihn  dennoch  als  Fiktion  anerken- 
nend und  preisend,  als  Ketzerei  und  Lüge  erscheinen  —  wie  auch 
gerade  den  Menschewisten  und  Sozialrevolutionären  die  Diktatur  der 
Kommissare  als  schlimmste  Willkür  erscheint.  Das  russische  Volk 
nimmt  die  Diktatur  hin,  weil  es  sich  im  „proletarischen  Staat"  wohler 
fühlt  als  in  einem  demokratischen,  aber  antiproletarischen  Staate 
( . .  einen  demokratisch-proletarischen  Staat  hat  es  nicht  erlebt  und 
kann  daher  nur  in  gröbster  Form  vergleichen  . . .),  die  Sozialisten 
hassen  sie,  weil  sie  alle  Aussichten  in  sich  zu  bergen  scheint,  trotz 
weitestgehender  Evolutionierung  zum  Kapitalismus  und  vielleicht 
auch  zu  einer  neuen  Rechtsordnung  hin,  bestehen  zu  bleiben,  ohne 
zur  „Demokratie"  zu  werden.  Die  geschichtliche  Entwicklung  hat 
es  so  gewollt,  daß  der  russische  Kommunismus  dem  Sozialismus 
in  Rußland  für  unabsehbare  Zeiten  ein  Ende  bereitet  hat,  indem  er  ihn 
preisgab,  um  —  wohl  noch  auf  lange  Zeit  hinaus  —  als  national- 
proletarischer Sowjetismus  im  Bunde  mit  dem  Kapitalismus  weiter- 
zuleben. 


Staatsaufsicht  und  Transportversicherung. 

Betrachtungen    über     ein    deutsches    Wirtschafts- 
problem    vom     Standpunkt     der     Privatwirtschaft, 
Volkswirtschaft  und  Weltwirtschaft. 

Von 
Dr.  Clara  Leschke-Saenger,  Hamburg. 


Einleitung. 

Die  Frage  der  materiellen  Staatsaufsicht  im  Bereich  der  Trans- 
portversicherung fällt  in  den  Problemkreis  „Staat  und  Versicherungs- 
wesen" oder  genauer  gesagt  „Staat  und  Privatversicherung".  Dieser 
Fragenkomplex  ist  unter  dem  Einfluß  der  allgemeinen  Sozialisierungs- 
tendenzen  unserer  Zeit,  weit  über  die  Grenzen  der  eigentlich  von  der 
revolutionären  Strömung  ergriffenen  Länder  hinaus,  zum  Gegenstand 
so  lebhafter  Erörterung  geworden,  daß  es  den  Anschein  haben  könnte, 
als  hätte  erst  die  Gegenwart  dieses  Problem  aufgerollt.  Dem  ist  aber 
keineswegs  so.  Die  Erörterungen  über  die  Beziehungen  zwischen 
Staat  und  Versicherungswesen  sind  vielmehr  so  alt  wie  die  Institution 
des  Versicherungswesens  selbst,  denn  sie  folgen  aus  dem  inneren 
Zusammenhang,   in   dem   Staat   und   Versicherungswesen   stehen    — 


Anmerkung-;  Außer  der  in  den  Fußnoten  angeführten  Literatur  konnte" ich  durch 
das  Entgegenkommen  der  Hamburger  Handelskammer  eine  Reihe  unveröffentlichter 
Drucksachen  und  schriftlicher  Gutachten  aus  deren  Akten  verwerten.  Sodann  be- 
nutzte ich  das  Privatversicherungsarchiv  des  Seminars  für  Versicherungswissenschaft  der 
Hamburger  Universität,  dessen  Direktor,  Prof.  Dr.  E.  Brück,  meine  Arbeit,  vor  allem  auch 
durch  persönliche  Anregungen,  freundlichst  förderte.  Ferner  nahm  ich  Bezug  auf  gütig 
mir  gewährte  private  Informationen  aus  Hamburger  Handels-  und  speziell  Assekuranz- 
kreisen. Insbesondere  standen  mir  in  meiner  Eigenschaft  als  Syndikus  der  Herren 
Carstens  &  Schües  und  G.  A.  &  C.  A.  Pauly,  Assekuranzmakler  in  Hamburg,  deren  Archive 
und  das  Aktenmaterial  ihrer  statistischen  Abteilung,  sowie  die  private  Urteils-  und  Gut- 
achtensammlung von  Herrn  Otto  Pauly,  i.  Fa.  G.  A.  &  C.  A.  Pauly,  zur  Verfügung.  Das 
ausländische  Zeitungs-,  Zeitschriften-  und  Büchermaterial  verdanke  ich  größtenteils  dem 
Institut  für  Weltwirtschaft  und  Seeverkehr  in  Kiel,  sowie  dem  Hamburgischen  Weltwirt- 
schaftsarchiv. 

Bei  den  Literaturangaben  sind  die  folgenden  Abkürzungen  durchgehend  angewandt : 
ADS.  =  Allg.  Deutsche  Seeversich.-Beding.  v.  1919.  A.  f.  P.  =  Reichsaufsichtsamt  f.  Privat- 
versich, i.  Berlin.  Arch.  d.  S.  f.  Vwiss.  =  Archiv  d.  Seminars  f.  Versich. -Wissensch.  d. 
Hamburg.  Universität.  ASVB.  =  Allgem.  Seeversich.-Beding.  v.  1867.  HGB.  =  Deutsches 
Handelsgesetzbuch.  HK  =  Handelskammer.  HHK-Akt.  =  Akten  d.  Handelskammer  Ham- 
burg. Hanseat.  R.-Z.  =  Hanseat.  Rechts-Zeitschr.  Mitt.  d.  I.T.V.  V.  =  Mitteilungen  d.  Internat. 
Transp.-Versich.  -Verbandes.  RGBL.  =  Reichsgesetzblatt.  VAG.  =  Deutsches  Versicherungs- 
aufsichtsgesetz. V.  A.  =  Veröffentlich,  d.  Kaiserl.,  bzw.  d.  Reichsaufsichtsamts  f.  Privat- 
versich, i.  Berlin.  VVG.  =  Versicherungsvertragsgesetz.  V.  =  Versicherung.  Ztschr.  f.  Vw. 
=  Zeitschrift  f.  Versicherungswesen.    OP,  G.-S.  =  Gutachten-Sammlung  v.  Otto  Pauly. 
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dadurch  stehen,  daß  sich  im  Versicherungswesen  privat-  und  gemein- 
wirtschaftliche Prinzipien  organisch  miteinander  verknüpfen. 

Aufgabe  des  Versicherungswesens  ist  es  zunächst,  der  Einzel- 
wirtschaft, die  sich  unter  Versicherungsschutz  begibt,  den  ruhigen 
Fortbestand  ihrer  wirtschaftlichen  Entwicklung  zu  gewährleisten  durch 
die  Übernahme  der  Gefahrtragung  für  alle  der  Wirtschaft  etwa  drohen- 
den Schadensfälle.  Die  Gefahrengemeinschaft  gilt  als  älteste  und 
primitivste  Form  einer  Versicherungsorganisation,  das  Prinzip  der 
Gefahrengemeinschaft  aber  liegt  auch  den  entwickeltsten  Formen  des 
Versicherungswesens  zugrunde.  Es  tritt  klar  hervor  in  der  Organi- 
sation der  Versicherungsvereine  auf  Gegenseitigkeit;  aber  auch  die 
Versicherungsgesellschaften  mit  Erwerbscharakter  beruhen  auf  dem 
Prinzip  des  Risikoausgleichs,  und  volkswirtschaftlich  führen  auch  sie 
eine  Dezentralisation  der  Gefahr  und  im  Schadensfalle  eine  Dezen- 
tralisation der  Lasten  herbei. 

Damit  aber  erlangt  das  Versicherungswesen  neben  der  privatwirt- 
schaftlichen zugleich  volkswirtschaftliche  Bedeutung;  denn 
es  bewirkt  automatisch  einen  gewissen  Gleichgewichtszustand  des 
ganzen  Wirtschaftslebens.  So  stellt  sich  das  private  Versicherungs- 
wesen als  ein  Gewerbezweig  dar,  der,  auf  dem  genossenschaftlichen 
Prinzip  der  Gefahrengemeinschaft  aufgebaut,  dem  doppelten  Zwecke 
dient,  die  privatwirtschaftlichen  Individualinteressen  jedes  einzelnen 
Versicherten  zu  schützen  und  dadurch  gleichzeitig  die  dem  Gedeihen 
der  gesamten  Volkswirtschaft  notwendige  Stabilität  der  allgemeinen 
Wirtschaftsverhältnisse  zu  sichern.  In  welcher  Weise  die  privatwirt- 
schaftlichen und  die  gemeinwirtschaftlichen  Momente  im  Versiche- 
rungswesen in  ihrem  Verhältnis  zueinander  und  ihrer  praktischen  Be- 
deutung zu  bewerten  sind,  kann  nicht  einheitlich  umrissen  werden. 
Einmal  ist  die  Bewertung  subjektiv  abhängig  von  der  jeweiligen,  insbe- 
sondere von  der  wirtschaftspolitischen  Einstellung  des  Beurteilers,  und 
außerdem  tritt  in  den  verschiedenen  Versicherungszweigen  das  eine  oder 
das  andere  Moment  mehr  in  den  Vordergrund.  Daß  aber  das  Neben- 
einander beider  Wirtschaftsprinzipien  in  allen  Zweigen  und  Formen 
des  privaten  Versicherungswesens  vorhanden  ist,  ja,  mehr  noch,  daß 
gerade  diese  Doppelstruktur  die  wirtschaftliche  Eigenart  des  Ver- 
sicherungswesens charakterisiert,  das  darf  als  einheitlich  feststehend 
gelten.  Aus  dieser  allgemeinen  Feststellung  folgt  dann  ohne  weiteres 
die  praktische  Notwendigkeit,  in  allen  Fragen  der  Versicherungspolitik 
sowohl  den  privatwirtschaftlichen,  als  auch  den  volkswirtschaftlichen 
Faktoren  Rechnung  zu  tragen. 

Seit  indessen  das  Versicherungswesen  mit  der  zunehmenden  Ent- 
faltung des  Weltverkehrs  gleichfalls  ständig  wachsende  Ausbreitung 
erfahren  hat  und  besonders  seit  der  immer  weiteren  Ausgestaltung  des 
Netzes  vielverzweigter  Rückversicherungsverbindungen,  erstrecken  sich 
die  Funktionen  der  Privatversicherung  über  die  Grenzen  der  einzelnen 
Länder  hinaus  in  die  Sphäre  des  internationalen  Wirtschaftslebens.    So 
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reiht  sich  in  der  Struktur  des  Versicherungswesens  heute  das  welt- 
wirtschaftliche Prinzip  neben  das  privat-  und  volkswirtschaft- 
liche, und  es  ergibt  sich,  daß  die  Wechselbeziehungen,  die  wir  bei  der 
Gegenüberstellung  der  privat-  und  volkswirtschaftlichen  Interessen  im 
Versicherungswesen  bereits  feststellten,  in  ganz  analoger  Weise 
zwischen  den  volks-  und  weltwirtschaftlichen  Funktionen  der  Privat- 
versicherung bestehen.  In  seinem  internationalen  Aufbau  stellt  das 
Versicherungswesen  den  Risikoausgleich  auf  die  Basis  einer  alle 
Völker  umfassenden  Gefahrengemeinschaft.  Die  so  gewonnene  brei- 
teste Fundierung  des  Versicherungsmarktes  dient  wiederum  ihrem 
eigentlichen  Zwecke  nach  der  Sicherung  der  Handels-  und  Wirtschafts- 
interessen der  eigenen  Volksgemeinschaft,  wirkt  aber  darüber  hinaus 
zugleich  in  gewisser  Hinsicht  als  weltwirtschaftlicher  Ausgleichsfaktor. 
Diese  gleichsam  nivellierende  Wirkung  äußert  sich  erstens  in  der  An- 
gleichung  der  internationalen  Prämiensätze,  die  zunächst  als  unmittel- 
bare Folge  der  gemeinsamen  Gefahrtragung  anzusprechen  und  erst 
in  zweiter  Linie  auf  die  Konkurrenz  der  Versicherungsmärkte  unter- 
einander zurückzuführen  ist,  und  zeigt  sich  weiter  im  Versicherungsfall 
in  der  internationalen  Aufteilung  des  Schadens.  Das  prägnanteste 
Beispiel  hierfür  bietet  noch  immer  die  außerordentlich  starke  Beteili- 
gung des  Kapitals  der  ausländischen,  besonders  der  deutschen  Feuer- 
versicherungsgesellschaften am  Wiederaufbau  von  San  Francisco  nach 
der  Erdbebenkatastrophe  von  1906;  dokumentierte  sich  die  durch  die 
internationalen  Versicherungsverbindungen  erfolgende  wirtschaftliche 
Verknüpfung  der  einzelnen  Volkswirtschaften  hier  doch  in  ganz  augen- 
fälliger Weise. 

Eine  Einschränkung  ist  hinsichtlich  der  weltwirtschaftlichen  Be- 
deutung des  Versicherungswesens  nur  insofern  zu  machen,  als  (wie 
oben  ausdrücklich  festgestellt)  das  Nebeneinander  privat-  und  volks- 
wirtschaftlicher Prinzipien,  wenngleich  in  verschiedener  Proportion,  in 
allen  Zweigen  und  Formen  der  Privatversicherung  vorhanden  ist, 
während  das  weltwirtschaftliche  Prinzip  auch  heute  noch  in  einigen 
Versicherungszweigen  völlig  zurücktreten  kann.  Gerade  in  der  Trans- 
portversicherung allerdings  tritt  es  ganz  besonders  scharf  hervor.  Das 
erwies  sich  in  voller  Tragweite,  als  der  Krieg  so  jäh  die  Fäden  inter- 
nationaler Zusammenarbeit  zerriß,  und  das  erweist  sich  heute,  wo 
bereits  in  den  verschiedenen  Ländern  der  Ruf  nach  Erneuerung  und 
intensivem  Ausbau  der  internationalen  Arbeitsgemeinschaft  auf  dem 
Gebiet  der  Seeversicherung  lebhaft  erschallt1. 

Auf  Grund  eben  der  Eijcenntnis  von  dem  ausgesprochen  inter- 
nationalen Einschlag  der  Transportversicherung  wurde  die  vorliegende 


1  Hingewiesen  sei  hier  auf  die  schon  vor  Jahresfrist  lebhaft  einsetzende  Agitation  für 
die  Einberufung-  eines  internationalen  Seeversichererkongresses,  besonders  in  der  skandi- 
navischen und  holländischen  Fachpresse  (insbesondere  „The  Scandinavian  Insurance 
Magazine",  Kopenhagen,  und  „De  Polis",  Amsterdam);  eine  Zusammenstellung  in-  und 
ausländischer  Pressestimmen  zu  dieser  Frage  in  den  Sonderheften  „Ein  internationaler 
Seeversichererkongreß"  der  Mitt.  d.  I.  T.  V.  V.  XI.  u.  XII.  Bd.    April  u.  Mai  1921  u.  22. 
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Abhandlung  bewußt  in  den  Rahmen  weltwirtschaftlicher  Unter- 
suchungen gestellt.  Die  Frage  der  materiellen  Staatsaufsicht  im  Be- 
reich der  deutschen  Transportversicherung  kann  in  ihrer  wirtschafts- 
politischen Bedeutung  nicht  voll  gewertet  werden,  sofern  man  sie 
lediglich  vom  Standpunkt  des  Einzelstaates,  gleichsam  als  internes 
deutsches  Verwaltungsproblem,  betrachtet.  Vielmehr  bedurfte  gerade 
die  Erörterung  dieses  Gegenstandes  der  ausdrücklichen  Würdi- 
gung der  weltwirtschaftlichen  Zusammenhänge  und  Auswirkungen.  Es 
bedurfte  gerade  hier  der  besonderen  Berücksichtigung  der  dreifachen 
Punktion  des  Versicherungswesens  gegenüber  der  Einzelwirtschaft,  der 
Volkswirtschaft  und  der  Weltwirtschaft. 


S.i. 

Die  Frage  der  Staatsaufsicht 
ein  altes  Problem  in  der  deutschen  Transportversicherung. 

Bisher  ist  in  Deutschland  die  Transportversicherung  konzessions- 
und  aufsichtsfrei,  denn  das  deutsche  Versicherungsaufsichtsgesetz  vom 
12.  Mai  1901  *  hat  im  §  116  grundsätzlich  die  Transport-,  die  Kursverlust- 
und  in  gewissem  Umfang  die  Rückversicherung  von  der  Staatsaufsicht 
ausgenommen.  Auch  das  deutsche  Versicherungsvertragsgesetz  vom 
30.  Mai  1908 2  hat  in  den  §§  186,  187  die  besondere  Stellung  dieser 
Versicherungszweige  ausdrücklich  anerkannt.  In  den  Jahren,  die  dem 
Erlaß  des  VAG.  vorangingen,  war  in  Fachkreisen  besonders  die  gesetz- 
geberische Behandlung  der  Transportversicherung  Gegenstand  leb- 
haftester Erörterung.  Von  vornherein  war  beabsichtigt,  die  Trans- 
portversicherung nur  insoweit  in  den  sachlichen  Bereich  des  Gesetzes 
einzubeziehen,  als  es  sich  um  eine  Beseitigung  der  landesgesetzlichen 
Verschiedenheiten  und  Beschränkungen  handelte s.  Der  erste  nicht 
veröffentlichte  Gesetzentwurf  aus  dem  Jahre  1883  \  sowie  der  am 
26.  November  1898  erschienene  erste  Regierungsentwurf 5  sahen  indes 
keinerlei  Sonderbestimmungen  hinsichtlich  der  Transportversicherung 
vor.  Nunmehr  traten  die  Transportversicherer  geschlossen  vor,  um 
der  staatlichen  Beaufsichtigung  auch  ihres  Versicherungszweiges  ent- 


1  Gesetz  über  die  priv.  Versicherungsunternehmungen  (VAG.)  RGBL.    1901,  S.  139  ff. 

2  Gesetz  über  den  Versicherungsvertrag  (VVG.)  RGBL.    1908,  S.  263  ff. 

3  Rundschr.  d.  Reichskanzlers  v.  4.  Aug.  1879  (HHK-Akt.) ;  P.  Hager,  die  öffentlich- 
rechtliche Regelung   des   Privatversicherungswesens   in  Deutschland.      Berlin  1900.    S.  57. 

4  Über  d.  ersten  Entw.  vgl.  Manes-Hagen,  Komm.  z.  VAG.  II.  Aufl.  Tübingen  1909. 
S.  4;  P.  Moldenhauer,  Die  Aufsicht  üb.  d.  priv.  Versicherungsunternehmungen.  Leipzig 
1903.  S.  16  f.;  ferner:  die  Ausführungen  von  Emminghaus  auf  dem  Kongreß  deutscher 
Volkswirte  1883;  s.  auch:  Die  Ablehnung  obrigkeitlicher  Einmischung  und  Kontrolle  in  dem 
Gutachten  d.  Hk.  Hambg.  a.  d.  Reichskanzler  v.  14.  April  1883;  Äußerung  d.  Hk.  Bremen 
v.  9.  Aug.  1897,  desgl.  v.  23.  Jan.  1898  z.  d.  Grundzügen  eines  Entw.  zum  Reichsversicherungs- 
gesetz.   (HHK.-Akt.) 

6  Entw.  eines  Ges.  üb.  d.  priv.  Versicherungsunternehmungen.  Reichsanzeiger.  Nr.  280. 
26.  Nov.  1898.    1.  u.  2.  Beilage. 
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gegenzuwirken1.  Sie  wiesen  unermüdlich  und  mit  Nachdruck  auf  die 
nachteiligen  Folgen  hin,  welche  ihrem  auf  größtmögliche  Elastizität 
angewiesenen  Geschäftsbetriebe  aus  der  Staatsaufsicht  mit  Notwendig- 
keit erwachsen  müßten.  Es  gelang  ihren  ernsthaften  Bemühungen, 
besonders  seitens  der  Hamburger  Seeversicherer,  schließlich  die  maß- 
gebenden Stellen  von  der  Berechtigung  ihrer  Wünsche  zu  überzeugen, 
und  der  zweite  Regierungsentwurf,  der  dem  Reichstag  am  14.  No- 
vember 1900  zuging3,  enthielt  bereits  die  entsprechende  Bestimmung 
des  §  116.  Bei  dieser  Regelung  blieb  es  dann  auch,  trotz  der  Gegen- 
vorstellungen anderer  Interessenverbände,  die  hierin  eine  wirtschaft- 
liche Besserstellung  der  Transportversicherungsbetriebe  gegenüber  den 
übrigen  Versicherungsunternehmungen  erblicken  zu  müssen  glaubten  \ 
In  den  letzten  Jahren  sind  die  Erörterungen  über  eine  Ausdehnung 
der  staatlichen  Aufsicht  auch  auf  die  Transportversicherungsunter- 
nehmungen wieder  lebhaft  aufgenommen  \ 

Aufgabe  der  folgenden  Ausführungen  ist  die  Untersuchung,  auf 
Grund  welcher  Ereignisse  diese  neuen  Bestrebungen  entstanden  sind, 
und  ob  sich  in  deren  Ansehung  eine  Ausdehnung  der  staatlichen 
Aufsichtsführung  auf  die  Transportversicherung,  in  Anbetracht  ihrer 
oben  gekennzeichneten  besonderen  wirtschaftspolitischen  Funktionen, 
als  wirtschaftlich  geboten  und  zweckmäßig  erweisen  dürfte.  Vor  Erörte- 
rung dieser  speziellen  Fragen  erscheint  es  indessen  angebracht,  sich 
zunächst  kurz  die  allgemeine  Begründung  und  Bedeutung  der  staat- 
lichen Aufsicht  über  die  Versicherungsunternehmungen  zu  vergegen- 
wärtigen. 


1  Gemeinsame  Erklärung  d.  Vertreter  d.  Transportversicherer  auf  d.  Sitzg.  des  Preuß. 
Versicherungsbeirats  v.  14.  Dez.  1898  (Sitzungsprot.  HHK.-Akt.);  Kommissionsverhandlungen 
des  Ausschusses  d.  deutschen  Handelstages  am  3.  u.  4.  Febr.  1899.  (HHK.-Akt.);  Verhandl. 
d.  25.  Deutschen  Handelstages  in  Berlin  am  2.  März  1899.  Referat  von  Dr.  Ritter,  Hamburg; 
Eingabe  d.  HK.  Erfurt  a.  d.  Bundesrat  v.  1.  Mai  1899.  (HHK.-Akt.) ;  Eingabe  d.  Internat.  Transp.- 
Versich  -Verb,  zu  Berlin  v.  31.  Mai  1899.    (Arch.  d.  S.  f.  Vwiss.) 

2  Gutachten  d.  HK.  Hambg.  z.  Entw.  d.  Reichsversicherungsgesetzes  v.  Dez.  1897;  desgl. 
v.  23.  Jan.  1899;  desgl.  v.  30.  März  1900.  Jahresber.  d.  HK.  Hambg.  über  das  Jahr  1898.  S.  18/20; 
Beratungen  mit  Assekuradeuren  u.  Assekuranzmaklern  i.  d.  HK.  Hambg.  am  30.  Dez.  1898. 
Gutachten  d.  Vereins  Hambg.  Assekuradeure,  Havarie-Büro  a.  d.  HK.  Hambg.  v.  7.  Jan.  1899; 
Anträge  Hamburgs  zum  Entwürfe  des  VAG.  v.  25.  Febr.  1899;  Eingabe  des  Vereins  Hambg. 
Assekuradeure  v.  16.  Febr.  1899  an  den  Reichskanzler  betr.  Entw.  z.  VAG.  (sämtlich  aus  den 
HHK.-Akt.);  Baasch,  Die  Handelskammer  zu  Hamburg.    Hamburg  1915.    II.  Bd.  (1),  S.  662. 

3  Reichstagsdrucksachen.  X.  Legislaturperiode.  2.  Session  1900—01,  Nr.  5. 

*  Ebenda  Nr.  244.  Kommissionsbericht  betr.  d.  Entwurf  eines  Gesetzes  über  die  privaten 
Versicherungsunternehmungen.    S.  144  f. 

5  Vgl.  hierzu  zahlreiche  Notizen  in  der  Tagespresse,  wie  z.  B.  besonders  „Frankf.  Ztg." : 
Nr.  871,  24.  Nov.  19;  Nr.  962,  25.  Dez.  19;  Nr.  61,  29.  Feb.  20;  Nr.  208,  18.  März  20;  Nr.  316, 
30.  April  20;  Nr.  332,  7.  Mai  20;  Nr.  459,  24.  Juni  20;  Nr.  857,  19.  Nov.  20;  Nr.  913,  9.  Dez.  20; 
Nr.962,  29.  Dez.  20;  Nr.  35,  14.  Jan.  21;  Nr.58,  23.Jan.21;  Nr.61,  24.  Jan.  21 ;  Nr.  71,  28.  Jan.  21  ; 
Nr.  739,  5.  Okt.  21;  Nr.  337,  6.  Mai  22;  Aufsätze  in  der  Versicherungsfachpresse,  besonders 
in  Ztschr.  f.  Vw.  Daneben  zahlreiche  kleinere  Notizen  im  Nachrichtenteil,  d.  sich  inhaltl.  z. 
großen  Teil  a.  d.  Ausfuhr^,  d.  Tagespresse  (insbes.  „Frankf.  Ztg.")  anlehnen  bzw.  ausdrücklich 
beziehen.    Vgl.  Jahrg.  1920—22. 
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Erster  Teil. 

§2. 

Allgemeine  Voraussetzungen  und  Ziele  der  Staatsaufsicht 

im  Versicherungswesen. 

Die  staatliche  Überwachung  des  privaten  Versicherungswesens 
stellt  offenbar  eine  Abweichung  von  dem  Prinzip  der  Gewerbefreiheit 
dar.  Die  privatrechtliche  Beschränkung,  welche  den  Versicherungs- 
anstalten erwächst,  steht  in  Deutschland  jedoch  durchaus  in  Einklang 
mit  den  Grundsätzen  der  Verfassung1.  Das  Vorliegen  eines  allge- 
meinen volkswirtschaftlichen  Bedürfnisses  nach  staatlichem  Schutz  gibt 
dem  Staate  Recht  und  Pflicht  zum  Eingreifen,  und  es  ist  anzuerkennen, 
daß  die  besondere  Struktur  des  Versicherungswesens  einen  solchen 
staatlichen  Schutz  des  Versicherten  im  Interesse  der  Allgemeinheit 
erforderte. 

Das  Versicherungswesen  setzt  in  hohem  Maße  wirtschaftliche  und 
rechtliche  Sicherheit  voraus.  Die  Gegenleistung  des  Versicherers  für 
die  Prämienzahlung  des  Versicherten  besteht  zunächst  nicht  in  einem 
realen,  sondern  in  einem  ideellen  Wert,  nämlich  in  der  Übernahme 
des  Risikos  der  Gefahrtragung  für  das  unter  Versicherungsschutz  ge- 
brachte Interesse.  Dieses  an  ganz  bestimmte  Voraussetzungen  ge- 
knüpfte Leistungsversprechen  des  Versicherers  braucht  sich  in  der 
Schadensversicherung  niemals  zu  realisieren,  und  in  der  Lebensver- 
sicherung mit  unbedingter  Leistungspflicht  ist  in  der  Regel  doch  der 
Zeitpunkt  der  Realisierung  unbestimmt  und  liegt  voraussichtlich  meist 
erst  in  ferner  Zukunft.  Der  Versicherungsvertrag  basiert  also  auf  dem 
Vertrauen  des  Versicherten,  daß  der  Versicherer  beim  Eintritt  des 
Versicherungsfalles,  gleichviel  wann  dies  sein  möge,  bereit  und 
finanziell  auch  in  der  Lage  ist,  der  übernommenen  Verpflichtung  nach- 
zukommen. Der  Versicherte  muß  also  genau  prüfen,  ob  der  Versiche- 
rungsvertrag seine  Rechte  ausreichend  wahrt,  und  ob  die  finanzielle 
Fundierung  des  Versicherungsunternehmens  seinen  Ansprüchen  hin- 
reichende Sicherung  gewährleistet.  Diese  Prüfung  verlangt  aber  einen 
so  hohen  Grad  von  Geschäftskenntnis,  wie  sie  gerade  hinsichtlich  der 
komplizierten  Verhältnisse  des  Versicherungsbetriebes  von  dem  ein- 
zelnen Versicherten  nicht  erwartet  werden  kann.  Selbst  bei  genügender 
Einsicht  stehen  dem  einzelnen  Versicherten  nicht  die  Machtbefugnisse 
zur  Verfügung,  einer  seinem  Interesse  ungünstigen  Geschäftsführung 
seitens  des  Versicherers  entgegenzuwirken.  Auch  Selbsthilfeorgani- 
sationen der  Versicherten,  wie  sie  die  Versichertenschutzverbände  dar- 
stellen2, können  die  Schutzfunktionen  nicht  in  genügendem  Maße  aus- 
üben, sofern  sie  nicht  eben  den  Rückhalt  an  der  Staatsgewalt  finden. 

1  Verfass.  d.  Deutschen  Reiches  v.  16.  April  1871.  Art.  4,  Nr.  1.  Verfass.  d.  Deutschen 
Reiches  v.  11.  Aug.  1919.    (RGBL.  S.  1383,  Art.  151,  Abs.  2  u.  3.) 

1  A.Manes,  Versicherungslexikon.  Tübingenl909.  Hpt. -Bd.  Sp.  1416— 1418;  O.  Prange, 
Versichertenschutzverbände  in  der  Festschrift:  Das  deutsche  Feuerversicherungswesen. 
Hannover  1913.     S.  23  u.  S.  562—611. 
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Ohne  das  Vorhandensein  des  staatlichen  Schutzes  erscheinen  also  in 
der  Tat  die  Rechte  des  Versicherten  gegenüber  dem  ihm  meist  sowohl 
an  Sachkunde  wie  an  Mitteln  weit  überlegenen  Versicherer  gefährdet, 
und  das  Eingreifen  des  Staates  rechtfertigt  sich  somit  als  Maßnahme 
zugunsten  des  wirtschaftlich  Schwächeren. 

Ferner  ist  zu  berücksichtigen,  daß  die  großen  Zweige  der  Schadens- 
und Personenversicherung  gerade  gegen  die  schwersten  Erschütte- 
rungen der  menschlichen  Wirtschaft,  wie  sie  durch  die  Elementarereig- 
nisse Blitzschlag,  Feuer,  Erdbeben,  Hagel  oder  durch  den  Tod  des 
Ernährers  einer  Familie  hervorgerufen  werden,  Deckung  gewähren 
sollen.  Ein  Versagen  des  Versicherungsschutzes  würde  in  vielen 
Fällen  eine  Zerstörung  der  ganzen  Existenz,  den  völligen  wirtschaft- 
lichen Ruin  des  Versicherten  zur  Folge  haben.  Hier  sind  privatwirt- 
schaftliche und  volkswirtschaftliche  Interessen  aufs  engste  verknüpft, 
denn  auch  für  die  Allgemeinheit  ist  es  von  Bedeutung,  daß  der  wirt- 
schaftliche Ruin  des  Versicherten  abgewendet  wird.  Erstens  werden 
ihr  dadurch  finanzielle  Lasten  abgenommen;  denn  viele  von  denen, 
die  sich  heute  dank  der  Versicherungsorganisationen  eine  neue  Exi- 
stenz aufbauen  können,  wären  sonst  darauf  angewiesen,  öffentliche 
Fürsorge  in  Anspruch  zu  nehmen.  Dazu  aber  kommt  noch,  daß  solche 
öffentlichen  Unterstützungseinriohtungen  höchstens  dazu  ausreichen, 
die  äußerste  Not  von  dem  Betroffenen  abzuwenden;  doch  sind  diese 
Institutionen  weder  berufen  noch  dazu  imstande,  die  Existenz  des  Ge- 
schädigten auf  dem  vor  dem  Schadensfalle  eingenommenen  wirt- 
schaftlichen Niveau  zu  erhalten.  Hier  aber  liegt  gerade  die  über  die 
privatwirtschaftliche  Geltung  hinausgehende  volkswirtschaftliche  Be- 
deutung des  Versicherungswesens.  Die  regulierende  Kraft  des  Ver- 
sicherungsschutzes greift  überall  dort  ein,  wo  der  gleichmäßige  Gang 
der  Wirtschaftsmaschine  einer  Störung  ausgesetzt  ist,  und  stützt  das 
bedrohte  wirtschaftliche  Gleichgewicht.  Und  um  diesen,  die  ruhige 
Fortentwicklung  der  gesamten  Volkswirtschaft  bedingenden  Gleich- 
gewichtszustand zu  gewährleisten,  hat  der  Staat  ein  allgemeines 
Interesse  daran,  den  Versicherten  in  seiner  Eigenschaft  als  Konsument 
der  „Ware  Versicherung"1  zu  schützen. 

Endlich  aber  erscheint  eine  staatliche  Überwachung  des  Ver- 
sicherungswesens aus  Gründen  der  öffentlichen  "Kreditsicherheit  ge- 
boten, wie  sie  entsprechend  auch  zur  gesetzlichen  Regelung  der 
Banktätigkeit,  insbesondere  der  der  Hypothekenbanken2,  geführt 
haben.  Die  Versicherungsunternehmungen,  vor  allem  die  Lebens- 
versicherungsanstalten, stellen  neben  den  Banken  die  größten  Kredit- 
institute dar,  die  Sicherung  ihrer  finanziellen  Grundlagen  ist  somit  von 
ausschlaggebender  Bedeutung  für  die  gesamten  Geldverhältnisse  des 
Landes. 


1  Der  Ausdruck    „Ware   Versicherung"    ist    von   Manes   geprägt.    Vgl.  A.  Manes, 
Versicherungsstaatsbetrieb  im  Ausland.    II.  Aufl.    Berlin  1919.    S.  128. 

2  Hypothekenbankgesetz  v.  13.  Juli  1899.    RGBL.  1899,  S.  375   ff.  (insbes.  S.  1  u.  3). 
Weltwirtschaftliches  Archiv  Bd.  XVIII.  6 
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§3. 
Entwicklung  und  Formen  der  Staatsaufsicht. 

Das  berechtigte  Interesse  des  Staates,  dem  offenbar  vorliegenden 
Schutzbedürfnis  der  Versicherungsnehmer  durch  gesetzliche  Regelung 
zu  entsprechen,  ist  in  allen  Kulturländern  anerkannt.  Es  fragt  sich 
nun,  in  welcher  Form  der  Staat  seine  Schutzfunktion  am  wirksamsten 
ausübt.  Bereits  frühzeitig  wurde  empfunden,  daß  die  allgemeinen 
handelsrechtlichen  Normen  hierfür  nicht  ausreichten  und  durch  be- 
sondere Versicherungsrechtssätze  ergänzt  werden  müßten.  Durch 
weitgehende  Publizitätsvorschriften,  welche  die  Versicherungsunter- 
nehmungen zu  genauer  und  regelmäßiger  öffentlicher  Rechnungs- 
lage verpflichteten,  versuchte  man,  den  Versicherten  den  Einblick  in 
die  inneren  Verhältnisse  der  Versicherungsanstalten  zu  erleichtern. 
Aber  die  Gelegenheit  zur  Information  ist  nur  unter  der  Voraussetzung 
genügender  Sachkunde  richtig  auszunutzen,  und  auch  die  nötige  Ein- 
sicht nützt  dem  Versicherten  nicht  viel,  solange  er  sie  nicht  praktisch 
dem  Versicherer  gegenüber  verwerten  kann.  Durch  Normativ- 
bestimmungen ist  eine  Sicherstellung  des  Versicherten  bis  zu  einem 
gewissen  Grade  möglich.  Immerhin  sind  auch  diese  Maßnahmen 
unvollkommen,  sofern  nicht  ihre  Durchführung  durch  Kontrolle  ge- 
sichert wird;  selbst  eine  staatliche  Kontrolle  ist  aber  wirkungslos  ohne 
die  gleichzeitige  Befugnis  des  Eingriffs.  Erfolgt  das  Eingreifen  des 
Staates  aber  erst  nach  dem  Eintritt  von  Unregelmäßigkeiten,  so  ist 
damit  immer  noch  kein  hinreichender  Schutz  des  Versicherten  gewähr- 
leistet, es  muß  vielmehr  von  vornherein  das  Entstehen  derartiger 
Schäden  verhütet  werden.  Dies  ist  nur  dadurch  möglich,  daß  der 
Betrieb  von  Versicherungsunternehmungen  von  staatlicher  Genehmi- 
gung abhängig  gemacht  und  eine  solche  nur  auf  Grund  eingehender 
Prüfung  der  gesamten  Geschäftsgrundlagen  erteilt  wird.  Aus  alledem 
ergibt  sich,  daß  ein  wirksamer  Schutz  nur  durch  das  Zusammenwirken 
der  sämtlichen  vorerwähnten  Faktoren  erzielt  wird.  Diese  Zusammen- 
fassung aber  stellt  das  System  der  materiellen  Staatsaufsicht  mit  Kon- 
zessionszwang dar,  wie  es  heute  in  den  meisten  Kulturstaaten,  wenig- 
stens für  die  Lebensversicherung,  aber  durchweg  auch  für  die 
wichtigsten  Zweige  der  Schadensversicherung,  zur  Anwendung  kommt. 
Von  den  größeren  europäischen  Staaten  haben  sich  nur  England  und 
Frankreich  diesem  System  bisher  nicht  angeschlossen;  sie  begnügen 
sich  mit  dem  einer  staatlich  reglementierten  Publizität,  die  in  Frank- 
reich noch  durch  gerichtliche  Registrierung  der  Versicherungsbetriebe 
ergänzt  wird  und  sich  in  mancher  Hinsicht  bereits  dem  Aufsichts- 
prinzip nähert  \  Auch  die  neuen  selbständigen  Staaten  der  früheren 
Donaumonarchie:  Ungarn,  Polen,  Tschechoslowakei,  die  sich  mit  be- 


1  Begründung  zum  Entwurf  d.  VAG.,  a.  a.  O.  Reichstagsdrucks,  Nr.  5,  S.  40  ff. ; 
J.J.Kummer,  Die  Gesetzgebung  der  europäischen  Staaten  betr.  die  Staatsaufsicht  über 
die  privaten  Versicherungsanstalten.  Bern  1883;  P.  Hager,  a.  a.  O.,  S.  26— 34;  Manes, 
Versicherungslexikon.  Hpt.-Bd.,  Sp.  1152—1161;    Erg.-Bd.  1913,  Sp.  666— 674. 
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merkenswertem  Eifer  der  Versicherungsgesetzgebung  zuwandten, 
haben  das  Aufsichts-  und  Konzessionsprinzip  beibehalten  bzw.  über- 
nommen *. 

In  Deutschland  ist  das  System  der  materiellen  Staatsaufsicht  für 
das  ganze  Reich  durch  das  Versicherungsaufsichtsgesetz  eingeführt 
worden.  Es  schreibt  die  Konzessionspflicht  vor  (§§  4,  7  VAG.),  gibt 
Normativbestimmungen,  darunter  besonders  solche  über  die  Form  des 
Geschäftsbetriebes  (vgl.  §§  6,  15,  53,  101,  102,  117  VAG.)  und  über 
die  Geschäftsführung  (vgl.  §§  54—63  VAG.);  es  enthält  Publizitäts- 
vorschriften (vgl.  §§  55,  83,  118,  119  VAG.);  es  überträgt  die  dauernde 
Beaufsichtigung  mit  Befugnis  zum  Eingreifen  in  den  Geschäftsbetrieb 
besonderen  Aufsichtsbehörden  (§  93  VAG.),  (dem  Kaiserl.  bzw.  jetzt 
Reichsaufsichtsamt  für  Privatversicherung  in  Berlin,  sowie  für  be- 
stimmte kleinere  Unternehmungen  den  Landesaufsichtsbehörden), 
welchen  auch  die  Konzessionserteilung  obliegt.  Die  ausländischen 
Versicherungsunternehmungen  sind  den  inländischen  grundsätzlich 
fast  völlig  gleichgestellt  (vgl.  §  85  sowie  §§  86—91  VAG.). 

Schon  vor  dem  Erlaß  des  VAG.  herrschte  das  System  der 
materiellen  Staatsaufsicht  in  mehr  oder  minder  vollkommener  Aus- 
gestaltung in  verschiedenen  deutschen  Bundesstaaten2.  In  der 
Schweiz  wurden  Aufsicht  und  Konzessionszwang  durch  das  Bundes- 
gesetz vom  25.  6.  1885  eingeführt,  welches  für  die  Versioherungs- 
aufsichtsgesetzgebung  vorbildlich  geworden  ist  und  auch  die  Ge- 
staltung des  deutschen  Gesetzes  maßgebend  beeinflußt  hat3.  In 
Österreich  erfolgte  eine  entsprechende  Regelung  des  Versicherungs- 
wesens schon  durch  die  Ministerialverordnung  vom  18.  8.  1880,  die 
zunächst  durch  das  Assekuranzregulativ  vom  15.  3.  1890  ergänzt 
wurde  und  jetzt  durch  das  neue  Versicherungsregulativ  vom  7.  3.  1921 
ersetzt  ist4.  Auch  in  den  Vereinigten  Staaten  stehen  die  Versiche- 
rungsunternehmungen bereits  seit  längerem  unter  Konzessionszwang 
und  einzelstaatlicher  Aufsicht 5. 

Es  ist  selbstverständlich,  daß  ein  System,  welches  so  sehr  in  die 
Privatrechte  der  Versicherungsunternehmer  eingreift,  von  diesen 
zunächst  aus  theoretischen  und  praktischen  Erwägungen  heraus  be- 
kämpft wurde.  In  Deutschland  war  es  vor  allem  Hamburg,  wo  man 
sich  gegen  die  allgemeine  Einführung  des  Systems  der  materiellen 
Staatsaufsicht  im  Versicherungswesen  wandte,  da  man  die  staatliche 
Bevormundung  des  Versicherers  als  unvereinbar  mit  dem  Geiste  der 
Handelsfreiheit     empfand,     der     Deutschlands     wirtschaftliche     Blüte 


1  C.  Leschke-Saenger,  Chronik  d.  Versicherungspolitik.  „W.A.",  16.  Bd.,  S.  53*  ff. 

2  P.  Moldenhauer,  a.  a.  O.,  S.  8—13. 

3  Vgl.  Begründung  z.  Entwurf  des  VAG.,  a.  a.  O.,  S.  40;  sowie  Anlage  1,  a.  a.  O.,  S.  101. 
*  Verordnung  v.  7.  März  1921  betr.  die  Neufassung  des  Versicherungsregulativs.  RGBL. 

1921,  Nr.  141. 

6  Vgl.  die  auf  S.  82  unter  1  angeführte  Literatur. 
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begründete1.  Unter  den  Einwänden  gegen  die  Staatsaufsicht  wurde 
hervorgehoben,  daß  diese  nur  dazu  dienen  würde,  das  Verantwortlich- 
keitsgefühl und  die  Vorsicht  der  Versicherungsnehmer  abzuschwächen, 
während  andererseits  der  Staat  gewissermaßen  eine  privatrechtliche 
Garantie  für  den  praktischen  Erfolg  der  Aufsichtstätigkeit  übernähme, 
den  er  tatsächlich  nicht  gewährleisten  könne.  Vor  allem  jedoch  hegte 
man  Besorgnisse,  ob  die  Aufsichtsführung  der  großen  praktischen  und 
technischen  Schwierigkeiten  Herr  werden  würde.  In  der  Tat  hängt 
die  Wirksamkeit  des  ganzen  Systems  von  der  Axt  der  Zusammen- 
setzung der  Aufsichtsbehörde  und  der  klugen,  sachkundigen  Hand- 
habung der  Aufsiohtstführung  ab.  Sowohl  in  Deutschland  wie  in 
Österreich  und  der  Schweiz  hat  die  Entwicklung  des  Versicherungs- 
wesens unter  der  staatlichen  Aufsicht  indessen  bis  zum  Kriege  einen 
äußerst  befriedigenden  Verlauf  genommen;  die  Aufsichtsämter  haben 
in  vieler  Hinsicht  durch  ihre  Entscheidungen,  Vorschriften  und  Ver- 
öffentlichungen sogar  befruchtend  und  anregend  gewirkt2.  Für  die 
schwierigen  Verhältnisse  der  Kriegszeit  und  der  Nachkriegszeit  kann 
diese  Feststellung  allerdings  nicht  aufrechterhalten  werden.  Die 
Krise,  welche  der  deutschen  Lebensversicherung  gegenwärtig  aus 
ihrem  Schweizer  Geschäft  erwachsen  ist,  ist,  wie  auch  vom  Reichs- 
aufsichtsamt selbst  zugegeben,  ausschließlich  durch  die  Aufsichts- 
gesetzgebung verschuldet3.  Die  deutschen  Lebensversicherer  hatten 
schon  seit  Beginn  des  Krieges  wieder  und  wieder  auf  die  Notwendig- 
keit hingewiesen,  durch  Beschaffung  von  Auslandswerten  die  Erfüll- 
barkeit ihrer  ausländischen  Goldverbindlichkeiten  sicherzustellen,  und 
nachdrücklichst  eine  entsprechende  Änderung  des  Versicherungs- 
aufsichtsgesetzes gefordert.  Die  deutsche  Aufsichtsbehörde  trifft  der 
schwere  Vorwurf,  die  Dringlichkeit  dieser  Anträge  «gänzlich  verkannt 
und  dieselben  in  keiner  Weise  unterstützt  zu  haben,  solange  es  Zeit 
war.  Das  Schweizer  Aufsichtsamt,  welches  im  Februar  1919  durch 
das  Kautionsgesetz  die  Sicherstellung  der  Schweizer  Prämien  der  in 
der  Schweiz  arbeitenden  ausländischen  Lebensversicherungsunter- 
nehmungen in  der  Landeswährung  vorschrieb,  war  allerdings  früher 
zur  Erkenntnis  der  Sachlage  gelangt,  doch,  wie  von  Schweizer  Seite 
in  der  Presse  lebhaft  hervorgehoben  ist  \  gleichfalls  nicht  früh  genug, 
um  die  Interessen  seiner  Versicherungsnehmer  voll  zu  schützen. 

Auch  in  Amerika  sind  des  öfteren  Stimmen  laut  geworden,  die 
den  Staat  einer  zu  engen  Bevormundung   des  Versicherungswesens 


1  Gutachten  d.  HK  Hambg.  üb.  d.  Frage  d.  reichsgesetzl.  Regelg.  d.  Versicherungswesens 
v.  25.  Sept.  1879;   desgl.   Gutachten   d.   HK  Leipzig  v.  Oktober  1879   (HHK-Akt.). 

2  Begründung  zum  Entwurf  d.  VAG.,  a.  a  O.,  S  40—41;  Jahresber.  d.  eidgenöss.  Ver- 
sicherungsamtes über  das  Jahr  1894.    Bern  1896.  S.  1. 

3  Vgl.  C.  Leschke-Saenger,  Chronik  der  Versicherungspolitik.  „W.  A.",  17.  Bd  , 
S.  360*  ff.  u.  d.  dort  angezogenen  Quellen. 

4  Vgl.  die  Polemik  von  Dr.  Grieshaber  gegen  d.  Eidgen.  Vers.  -  Amt  in  der 
„Neuen  Zürcher  Ztg.";  siehe  hierzu  auch  Nr.  237,  21.  Febr.  1922:  „Daß  das  Kautionsge- 
setz vom  4.  Februar  1919  zu  spät  kam,  daran  herrscht  kein  Zweifel." 
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beschuldigen,  die  dessen  weiterer  Entfaltung  hemmend  entgegenstehe. 
So  hat  beispielsweise  das  im  Staate  New  York  lange  Zeit  geltende  Ver- 
bot, daß  kein  Versicherungsunternehmen  gleichzeitig  Feuer-  und 
Transportversicherung  betreiben  dürfte,  sehr  nachteilig  auf  den 
Transportversicherungsmarkt  gewirkt  *. 

Die  beiden  letztgenannten  Beispiele  sollen  keineswegs  dazu 
dienen,  der  Staatsaufsicht  im  Versicherungswesen  überhaupt  die  Be- 
rechtigung abzusprechen.  Es  sollte  nur  erhärtet  werden,  daß  in  der 
Tat  die  Art  der  Handhabung  von  ausschlaggebender  Bedeutung  für 
die  Wirksamkeit  der  Staatsaufsicht  ist.  Weiter  folgt  daraus,  daß  das 
Anwendungsgebiet  der  Staatsaufsicht  nicht  zu  weit  gefaßt  werden  darf. 
Es  ist  charakteristisch,  daß  die  Staatsaufsicht  in  der  Lebensversiche- 
rung an  den  Verhältnissen  im  Auslandsgeschäft  scheiterte.  Schon 
hier  ergibt  sich  die  später  noch  wiederholt  zu  erhebende  Feststellung, 
daß  das  System  der  Staatsaufsicht  gegenüber  internationalen  Ver- 
sicherungsbeziehungen durchweg  versagt. 

Für  diejenigen  Fälle  aber,  in  denen  das  Bedürfnis  nach  einem 
staatlichen  Schutz  des  Versicherten  vorhanden,  wo  die  rechtlichen 
und  wirtschaftlichen  Voraussetzungen  der  Staatsaufsicht  im  Versiche- 
rungswesen tatsächlich  gegeben  sind,  da  wird  man  sagen  müssen,  daß 
das  System  der  materiellen  Staatsaufsicht  die  Durchführung  in  wirk- 
samerer Weise  gewährleistet  als  irgend  ein  anderes  System. 

Zweiter  Teil. 
I. 

§4. 
Begriffliche  und  rechtliche  Gliederung  der  Transportversicherung. 

Rechtsquellen. 

Ohne  den  nachherigen  speziellen  Untersuchungen  über  die  be- 
griffliche Abgrenzung  der  Transportversicherung  im  deutschen  Recht 
vorzugreifen,  sei  hier  doch  schon  darauf  hingewiesen,  daß  man  nach 
deutschem  Sprachgebrauch  unter  der  Bezeichnung  „Transport- 
versicherung" mehrere  Versicherungsarten  zusammenfaßt,  denen  das 
Merkmal  der  gleichen  typischen  Gefahr,  nämlich  der  Transportgefahr, 
gemeinsam  ist.  Der  Bereich  der  Transportversicherung  zerfällt  in  die 
beiden  Hauptkategorien:  Seeversicherung  und  Binnentransport- 
versicherung (mit  dem  Unterzweig:  Landtransportversicherung),  denen 
neuerdings  als  dritte  die  Luftverkehrsversicherung  an  die  Seite  zu 
setzen  ist.  Das  deutsche  Versicherungsvertragsgesetz  regelt  unter 
dem  Titel   „Transportversicherung"   allerdings  nur  die  Versicherung 


„Economic  World",  New  York.  Vol.  XIV.  Nr.  10.  6.  März  1920,  S.  344:  „Report  of  the 
Congressional  Sub  Committee  on  American  Marine  Insurance". 
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von  Fluß-Kaskos  und  von  Gütern  im  gesamten  Binnenverkehr;  dieser 
Überschrift  ist  jedoch  nach  herrschender  Ansicht  lediglich  abgekürzte 
Bedeutung  beizulegen1.  Nach  allgemeiner  deutscher  Terminologie 
fallen  See-,  Luftverkehrs-  und  Binnentransportversicherung  mit  allen 
Nebenzweigen  und  Kombinationen  unter  den  Oberbegriff:  „Transport- 
versicherung". Nur  in  diesem  Sinn  ist  entsprechend  den  Absichten 
des  Gesetzgebers  die  Bestimmung  des  §  116  VAG.  auszulegen,  welche 
also  der  Seeversicherung  wie  der  Binnentransport-  und  Luftverkehrs- 
versicherung  in  Deutschland  die  Aufsichtsfreiheit  gewährleistet. 

Eine  der  deutschen  Begriffsbildung  entsprechende  Zusammen- 
fassung derjenigen  Versicherungsarten,  bei  denen  die.  Transportgefahr 
als  spezifische  Gefahr  hervortritt,  unter  dem  Sammelbegriff  „Transport- 
versicherung" kennt  u.  a.  z.  B.  auch  das  österreichische,  das  Schweizer, 
sowie  das  skandinavische  Recht.  Im  englischen  Recht  dagegen, 
ebenso  im  amerikanischen  wie  im  französischen,  bilden  Seeversiche- 
rung, Binnentransportversicherung  und  Luftverkehrs  Versicherung  ge- 
sonderte Zweige  der  Schadensversicherung,  ohne  daß  im  Sprach- 
gebrauch, in  der  Gesetzgebung  oder  in  der  praktischen  Handhabung 
die  in  den  Rechtsordnungen  der  obengenannten  anderen  Länder  schon 
terminologisch  hervortretende  begriffliche  Zusammenfassung  dieser 
Versicherungsarten  irgendwie  zum  Ausdruck  kommt.  Man  kennt  mit 
anderen  Worten  dort  die  Begriffsbildung  „Transportversicherung" 
nicht,  ein  Umstand,  dessen  besondere  Bedeutung  wir  in  späterem 
Zusammenhang  noch  eingehender  würdigen  werden.  Trotzdem  soll  im 
folgenden,  auch  da,  wo  allgemeine  wirtschaftspolitische  und  inter- 
nationale Zusammenhänge  erörtert  werden,  die  Bezeichnung  „Trans- 
portversicherung" durchgehend  Anwendung  finden,  und  zwar  in  dem 
vorbezeichneten  Sinne :  also  das  ganze  Feld  von  See-,  Luftverkehrs- 
und Binnentransportversicherung  umschließend. 

Die  Seeversicherung  ist  nicht  nur  der  älteste  Bestandteil  der 
Transportversicherung,  sondern  der  älteste  Versicherungszweig  über- 
haupt. Daher  ist  die  Seeversicherung  auch  derjenige  Versicherungs- 
zweig, der  in  allen  Ländern  am  frühesten  gesetzlich  normiert  und  ver- 
traglich geregelt  worden  und  in  jeder  Hinsicht  wirtschaftlich  und 
geschäftlich  am  differenziertesten  ausgebaut  worden  ist.  Daß  in  Eng- 
land, Frankreich  und  Amerika  die  Seeversicherung  gegenüber  den 
anderen  Versicherungszweigen  auch  heute  besonderen  zivilrechtlichen 
Normen  unterworfen  ist,  erscheint  keineswegs  auffällig.  Wohl  aber 
ist  u.  E.  hervorzuheben,  daß  auch  in  Deutschland  die  terminologisch 
unter    der    Bezeichnung    „Transportversicherung"    zusammengefaßten 


1  E.  Brück,  Zum  Begriff  der  Transportversicherung-.  Hans.  R.  Z.  Heft  7  1.  April  1921, 
Sp.241;  desgl.  ferner:  Heft  13.  1.  Juli  1921,  Sp.  523;  sowie  Heft  2.  1.  Jan.  1922,  Sp.  1.  J.  Gierke, 
Der  Begriff  der  Transportversicherung  im  deutschen  Recht.  S.  485.  C.Ritter,  Das  Recht 
der  Seeversicherung.    Hamburg  1922.    Vorbemerkg.  III,  Anm.  27,  S.  18. 
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Versicherungsarten  zivilrechtlich  durchaus  verschieden  behandelt 
werden. 

Die  auf  die  Binnentransportversicherung  bezüglichen  Bestimmun- 
gen des  Versicherungsvertragsgesetzes  (Abschnitt  II,  5.  Titel, 
§§  129 — 148)  beschränken  sich  auf  Vorschriften  für  die  Versicherung 
von  Gütern  und  Kaskos  in  der  Binnenschiffahrt.  Die  übrigen,  nicht 
besonders  erwähnten  Zweige  der  Binnentransportversicherung  sind 
nach  den  allgemeinen  Vorschriften  des  Versicherungsvertragsgesetzes 
für  sämtliche  Versicherungszweige  und  für  die  Schadensversicherung  zu 
behandeln.  Die  in  dem  Gesetz  allgemein  vorgeschriebenen  Be- 
schränkungen der  Vertragsfreiheit  fallen  auf  Grund  von  §  187  WG. 
für  die  Transportversicherung  von  Gütern  fort.  Das  gleiche  gilt  für 
alle  anderen  Transportversicherungsverträge,  sofern  sie  als  laufende 
Versicherung  genommen  sind.  §  188  WG.  sieht  die  Möglichkeit  vor, 
die  Vertragsfreiheit  noch  auf  weitere  Fälle  auszudehnen.  Auf  die  See- 
versicherung dagegen  finden  die  Vorschriften  des  Versicherungs- 
vertragsgesetzes —  wie  in  §  186  WG.  ausdrücklich  bestimmt  —  in 
keinem  Falle  Anwendung.  Die  für  die  Seeversicherung  in  Deutschland 
praktisch  heute  herrschenden  Normen  sind  die  im  Herbst  1919  fertig- 
gestellten, seit  Juli  1920  in  Kraft  gesetzten  Allgemeinen  Deutschen 
Seeversicherungsbedingungen 1.  Diesen  gegenüber  tritt  die  gesetzliche 
Regelung  in  Buch  4,  X.  Abschnitt  des  Handelsgesetzbuches,  an- 
scheinend in  gleicher  Weise  an  Bedeutung  zurück,  wie  vordem  gegen- 
über den  Allgemeinen  Seeversicherungsbedingungen  von  1867  und 
den  Bremer  Seeversicherungsbedingungen  von  1895.  Wird  die  Ver- 
sicherung für  eine  Reise  genommen,  die  teils  zur  See,  teils  auf  Binnen- 
gewässern oder  zu  Lande  ausgeführt  wird,  so  finden  nach  §  147  WG. 
(entsprechend  auch  §  125  ADS.)  auf  den  ganzen  Versicherungs- 
vertrag die  seeversicherungsrechtlichen  Normen  Anwendung;  eine 
solche  Versicherungskombination  zählt  also  als  Seeversicherung. 
Diese  Regelung  des  deutschen  Rechtes  ist  als  durchaus  glücklich  zu 
erachten.  Es  werden  hier  die  Abgrenzungsschwierigkeiten  vermieden, 
die  sich  beispielsweise  im  französischen  Recht  ergeben,  wo  die  see- 
versicherungsrechtlichen Normen  nur  dann  auf  eine  kombinierte  See- 
und  Binnenreise  anwendbar  sind,  wenn  der  größere  Teil  der  Reise 
überwiegend  Seereise  ist 2. 

Die  Luftverkehrsversicherung  bildet  offenbar  eine  eigene 
Kategorie  im  Bereich  der  Transportversicherung,  besondere  Normen 
haben  sich  für  diesen  in  frühem  Entwicklungsstadium  befindlichen 
Versicherungszweig  in  Deutschland  noch  nicht  herausgebildet.  Die 
bisher  bekannt  gewordenen  Luftkaskopolicen  lehnen  sich  teils  an  die 
Seeversicherungs-,   teils    an    die    Fahrzeugsversicherungspolicen    an3. 

1  Allgemeine  deutsche  Seeversicherungsbedingungen  im  Jahre  1919.  Herausgegeben 
von  den  deutschen  Seeversicherern.    Hamburg  1919. 

2  Vgl.  J.  Louge,  L'assurance maritime  et les risques terrestres.  Paris  1921.  Nr. 42,  S. 46. 

3  W.  Hinneberg,  Binnentransportversicherung.  Jur.Diss.  Greifswald  1920.  S.  1 15 ff. ; 
H.Döring,  Versicherung  und  Luftverkehr.    Berlin  1921. 


gg  Clara  Leschke-Saenger, 

§5. 
Wirtschaftliche  Gliederung  der  Transportversicherung. 

Betrachtet  man  das  gesamte  Weltgeschäft  der  Transportversiche- 
rung, so  bildet  die  Seeversicherung  jedenfalls  dessen  überragenden 
Bestandteil.  Dies  wird  schon  dadurch  herbeigeführt,  daß  gerade  die 
schwersten  und  umfangreichsten  Risiken  der  Transportversicherung 
typischen  Seegefahren  entstammen.  Es  liegt  in  der  Natur  der  Sache, 
daß  Kaskos  und  Güter  in  der  Binnenschiffahrt  nicht  annähernd  so 
gefährdet  sind  wie  in  der  Seefahrt.  So  kommen  Tatbestände  wie  die 
des  Abandons  oder  der  großen  Haverei,  beides  schwere  und  charak- 
teristische Belastungen  des  Seeversicherers,  für  den  Binnentransport- 
versicherer  sehr  selten  in  Frage.  In  Deutschland  erhöht  sich  ferner 
auch  durch  die  vorbemerkte  Regelung,  kraft  deren  auf  kombinierte 
See-  und  Binnenreisen  die  Seeversicherungsnormen  zur  Anwendung 
gelangen,  naturgemäß  der  Bestand  des  Seeversicherungsgeschäftes 
noch   gegenüber   dem   des   Binnentransportversicherungsgeschäftes. 

Für  ein  Land  mit  ausschließlichem  oder  überwiegendem  Binnen- 
handel wird  allerdings  gerade  die  Binnentransportversicherung  von 
größerer  wirtschaftlicher  Bedeutung  sein;  dies  gilt  z.  B.  für  die  Schweiz, 
galt  in  gewissem  Grade  für  die  frühere  österreichische  Monarchie. 
Ähnlich  war  die  Sachlage  auch  in  Deutschland  während  des  Krieges1, 
wo  die  deutsche  Seefahrt  und  das  ausländische  Seeversicherungs- 
geschäft fast  völlig  lahmgelegt  waren.  Nur  die  Risiken  der  Ostsee- 
fahrt, der  in  beschränktem  Maße  aufrechterhaltenen  Hochseefischerei 
und  die  Lagerrisiken  deutscher  Schiffe  im  Auslande  bildeten  den 
Gegenstand  der  Seeversicherung.  Gleichzeitig  erfuhr  der  Güterverkehr 
innerhalb  der  Gebiete  der  Mittelmächte  eine  starke  Zunahme,  und  als 
vollends  nach  der  Niederwerfung  Rußlands  auf  der  freien  Donau  bis 
zum  Schwarzen  Meer  ein  Großschiffahrtsbetrieb  geschaffen  wurde,  da 
mag  unter  diesen  besonderen  Zeitverhältnissen  das  Geschäft  der 
Binnentransportversicherer  das  der  Seeversicherer  erreicht  oder  sogar 
überflügelt  haben. 

Das  ändert  aber  nichts  an  der  Tatsache,  daß  das  deutsche  Volk 
schon  durch  seine  geographische  Lage  und  den  mit  ihr  zusammen- 
hängenden Charakter  seiner  Wirtschaft  auf  den  Überseehandel  an- 
gewiesen ist.  Und  so  muß  auch  die  Beurteilung  von  Transport- 
versicherungsfragen in  Deutschland  in  erster  Linie  auf  die  Verhält- 
nisse und  Bedürfnisse  in  der  Seeversicherung  gerichtet  sein.  Eine 
zahlenmäßige  Gegenüberstellung  der  Anteile  der  Seeversicherung  und 
der  Binnentransportversicherung  am  gesamten  deutschen  Transport- 
versicherungsgeschäft dürfte  schwer  zu  erbringen  sein.  Denn  da  die 
Transportversioherungsunternehmungen,  welche  meist  See-  und 
Binnentransportversicherung    betreiben,    in    ihren    Geschäftsberichten 


1  Verein   Hamburger   Assekuradeure.     Havarie  -  Bureau.     Jahresbericht    1918.     S.  1. 
(Arch.  d.  S.  f.  Vwiss.) 
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keine  gesonderten  Angaben  bringen,  so  fehlt  es  an  den  erforderlichen 
statistischen  Unterlagen1.  Wo  sich  der  Handelsverkehr  zu  Lande  oder 
auf  Binnengewässern  über  mehrere  Länder  erstreckt,  nähern  sich  die 
Verhältnisse  der  Binnentransportversicherung  in  vieler  Hinsicht  denen 
der  Seeversicherung.  Immerhin  gilt  nicht  alles,  was  für  die  See- 
versicherung gilt,  entsprechend  auch  für  die  Binnentransport- 
versicherung. 

Die  zukünftige  Entwicklung  der  Versicherung  von  Luftkaskos,  von 
auf  dem  Luftwege  transportierten  Gütern  und  von  Luftfracht  ist  auf 
das  engste  verknüpft  mit  der  Vervollkommnung  und  dem  weiteren 
Ausbau  von  Luftfahrt  und  Luftverkehr.  Die  Entwicklungsmöglichkeiten 
sind  einstweilen  nicht  abschätzbar,  wenn  auch  vielleicht  sehr  groß. 
Heute  allerdings  bleibt  die  Luftverkehrsversicherung  auf  dem  Trans- 
portversicherungsmarkte an  praktischer  Bedeutung  hinter  See-  und 
Binnentransportversicherung  noch  zurück. 

§6. 
Der  Begriff  der  Transportversicherung  im  deutschen  Recht. 

Das  deutsche  Versicherungsaufsichtsgesetz  unterwirft  grundsätz- 
lich das  gesamte  private  Versicherungswesen  der  materiellen  Staats- 
aufsicht; aufsichtsfrei  sind  lediglich  die  im  §  116  VAG.  namentlich  auf- 
geführten Versicherungszweige.  In  England  beispielsweise  ist  es 
gerade  umgekehrt,  dort  sind  nur  einige  namentlich  aufgeführte  Ver- 
sicherungszweige aufsichtspflichtig,  alle  übrigen  dagegen  aufsichtsfrei 2. 
Jeder  neu  sich  entwickelnde  Versicherungszweig  ist  daher  in  England 
zunächst  aufsichtsfrei,  in  Deutschland  hingegen  aufsichtspflichtig, 
sofern  nicht  offensichtlich  als  Unterart  der  im  §  116  VAG.  besonders  auf- 
geführten Versicherungszweige  kenntlich.  Gerade  die  Frage  der  be- 
grifflichen Abgrenzung  der  Transportversicherung  hat  in  Deutschland 
schon  öfters,  wie  nachstehend  näher  zu  erörtern,  zu  Auslegungs- 
schwierigkeiten geführt.  Um  die  Möglichkeit  begrifflicher  Abgrenzung 
zu  erlangen,  ist  es  aber  notwendig,  zunächst  den  begrifflichen  Bereich 
der  aufsichtsfreien  Versicherungszweige,  hier  also  der  Transport- 
versicherung, möglichst  genau  zu  charakterisieren.  Es  kann  sich  aller- 
dings im  Rahmen  der  vorstehenden  Arbeit  nicht  um  eine  erschöpfende 
kritische  Würdigung  dieses  Problems  handeln,  sondern  vielmehr  ledig- 
lich um  eine  knappe  Wiedergabe  der  allgemeinen  Problemlage,  sowie 
um  eine  kurze  Charakteristik  und  Begründung  der  den  weiteren  Unter- 
suchungen  zugrunde    gelegten   diesbezüglichen   Rechtsanschauungen. 

Der  deutsche  Gesetzgeber  hat  sich  in  drei  ganz  getrennten  Rechts- 
gebieten mit  der  Transportversicherung  befaßt,  im  Versicherungs- 
verwaltungsrecht,    im  Versicherungsvertragsrecht,    im  Versicherungs- 


i  Manes,  Artikel  „Transportversicherung",  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften. 
Bd.  VII.    3.  Auflage.    Jena  1910.    S.  1262. 

2  Assurance  Companies  Act  1909  (9  Edr.  7,  Ch.  49  )  Sect.  1;  vgl.  hierzu  OttoPauly, 
Expose  vom  24.  Apiil  1922.    (O.  P.,  G.-S.) 
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steuerrecht  *.  Keines  der  in  Betracht  kommenden  Gesetze  enthält  eine 
Begriffsbestimmung  der  Transportversicherung,  was  bereits  mehrfach  zu 
Auslegungsschwierigkeiten  geführt  hat.  E.  Brück  weist  indessen  in 
den  grundlegenden  Ausführungen  über  den  Begriff  der  Transport- 
versicherung2 überzeugend  nach,  daß  das  Fehlen  einer  gesetzlichen 
Definition  keineswegs  einen  Mangel  darstelle.  Der  Gesetzgeber  habe 
es  vielmehr  in  kluger  Voraussicht  bewußt  vermieden,  „den  Begriff  der 
Transportversicherung  irgendwie  festzulegen"  und  damit  der  natür- 
lichen Entwicklung  der  Transportversicherung  glücklicherweise  alle 
Entfaltungsmöglichkeiten  belassen,  die  Aufgabe  der  begrifflichen  Ab- 
grenzung aber  der  wissenschaftlichen  Forschung  vorbehalten. 

Bei  dem  Versuch,  diese  Aufgabe  zu  lösen,  ergibt  sich  unmittelbar 
die  Frage,  ob  es  überhaupt  möglich  ist,  die  begriffliche  Abgrenzung 
der  Transportversicherung  für  die  verschiedenen  Rechtsgebiete  einheit- 
lich vorzunehmen.  Diese  Frage  wird  in  der  Literatur  nicht  nur  durch- 
weg bejaht,  sondern  die  einheitliche  Begriffssetzung  wird  sogar  grund- 
sätzlich gefordert.  Andererseits  wächst  in  der  praktischen  Rechtsübung 
mit  zunehmender  Entfaltung  und  Differenzierung  des  Versicherungs- 
wesens die  Möglichkeit  von  Auslegungsdifferenzen  zwischen  den  ver- 
schiedenen auslegungsbefugten  Instanzen. 

Ein  derartiger  Vorgang  ereignete  sich  schon  anläßlich  der  ver- 
sicherungsrechtlichen Behandlung  der  Automobilversicherung,  da  die 
Steuerbehörde  die  Automobilversicherung  als  Transportversicherung 
im  Sinne  des  preußischen  Stempelgesetzes  ansprach,  während  das  Auf- 
sichtsamt  die  Automobilversicherung  als  Schadensversicherung  ansah 
und  demgemäß  als  konzessions-  und  aufsichtspflichtig  behandeln 
wollte.  Das  Reichsgericht  entschied  für  den  Standpunkt  der  Stempel- 
behörde 3.  Das  Aufsichtsamt  stellte  sich  fortan  gleichfalls  auf  den  Boden 
dieser  Entscheidung  und  begründete  diese  Stellungnahme  folgender- 
maßen: „Das  Reichsgericht  hat  mit  Urteil  vom  8.  Februar  1910  dahin 
entschieden,  daß  die  fraglichen  Verträge  im  Sinne  des  bürgerlichen 
Rechtes  als  Transportversicherungsverträge  anzusehen  seien  .  .  .  Die 
Frage  der  Auslegung  des  §  116  VAG.  wird  allerdings  in  der  gericht- 
lichen Entscheidung  offen  gelassen; ...  da  aber  eine  Verschiedenheit  der 
Auffassung  zwischen  Gerichten  und  Verwaltungsbehörden  vom  prak- 
tischen Standpunkt  aus  zu  Unzuträglichkeiten  führen  würde,  glaubte  das 
Amt  sich  in  dieser  Angelegenheit  einer  Durchführung  des   eigenen 


1  Vgl.  Otto  Pauly,  Gutachten  zum  Entwurf  eines  Versicherungssteuergesetzes  vom 
15. 12. 1921 :  „Die  Begründung  gibt  gewisse  Richtlinien  für  das,  was  als  Transportversicherung 
oder  Einheitsversicherung  im  Sinne  des  Stempelgesetzes  angesehen  werden  soll.  Die  Be- 
gründung erklärt  jedoch  ausdrücklich,  daß  die  Rechtsfrage  über  die  Grenzen  der  Transport- 
versicherung gegenüber  anderen  Versicherungen  nicht  entschieden  werden  soll."  (OP.  G.-S., 
HHK-Akt).   Hierzu  auch  die  Kommissions-  und  Reichstagsverhandlungen  über  den  Entwurf. 

2  E.  Brück,  Zum  Begriff  der  Transportversicherung.  Hans.  R.  Z,  Heft  7.  1.  April  1921, 
Sp.  241  ff. 

3  „Gehört  die  Automobilversicherung  zur  Transportversicherung  im  Sinne  des 
preußischen  Stempelgesetzes  vom  31.  Juli  1895  .  .?"  RGEZ.  Bd.  72,  Urteil  d.  VII.  Zivilsenats 
v.  8.  Febr.  1910,  S.  418,  abgedr.  V.  A.  1910,  Anhang  S.  77  ff.,  Nr.  340. 
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Standpunkts  enthalten  und  demnach  die  sog.  Automobilversiche- 
rung   als  aufsichtsfrei  behandeln  zu  sollen l.    So  schloß  sich  auch 

die  Aufsichtsbehörde  hier  praktisch  der  in  der  Literatur  vertretenen 
Anschauung  an,  daß  es  grundsätzlich  unmöglich  sei,  einen  Rechts- 
begriff in  verschiedenen  Rechtsgebieten  abweichend  zu  deuten.  De 
lege  lata  ist  zweifellos  hieran  festzuhalten,  für  eine  allgemeine  Er- 
örterung über  Zweckmäßigkeit  und  Notwendigkeit  der  Staatsaufsicht  im 
Bereich  der  Transportversicherung  können  wir  uns  aber  nicht  damit 
begnügen,  bei  dieser  Feststellung  stehen  zu  bleiben.  Bei  Erlaß  des 
Versicherungsaufsichtsgesetzes  gab  der  Gesetzgeber  allerdings  in  der 
Ausnahmevorschrift  des  §  116  keinerlei  besondere  Begriffsbestimmung 
der  Transportversicherung.  Er  übernahm  vielmehr  schlechthin  den  Be- 
griff „Transportversicherung"  dem  allgemeinen  Sprachgebrauch,  bzw. 
er  übertrug  damals  den  zivilrechtlichen  Begriff  vorbehaltlos  auf  das 
Versicherungsverwaltungsrecht.  Daraus  folgt  indessen  m.  E.  keines- 
wegs ohne  weiteres,  daß  nach  den  Absichten  des  Gesetzgebers  die 
versicherungsverwaltungsrechtliche  Abgrenzung  der  Transportversiche- 
rung für  alle  Zeit  in  automatischer  Abhängigkeit  von  der  vertrags- 
rechtlichen Begriffsbestimmung  erfolgen  muß.  Für  die  speziellen  Ziele 
der  vorliegenden  Abhandlung  ist  aber  gerade  den  Motiven  des  Gesetz- 
gebers, so  wenig  diese  Gesetzeskraft  besitzen,  entscheidendes  Gewicht 
beizulegen  und  daher  sind  diese  hier  in  erster  Linie  zu  berücksichtigen. 
Die  weiteren  Untersuchungen  bewegen  sich  demnach  auf  folgender 
Basis:  Es  wird  in  keiner  Weise  in  Zweifel  gezogen,  daß  nach  positivem 
Recht  der  verwaltungsrechtliche  Begriff  „Transportversicherung"  ent- 
sprechend dem  allgemeinen  vertragsrechtlichen  behandelt  werden  muß. 
Es  wird  aber  zur  Diskussion  gestellt  und  zu  ergründen  versucht,  ob 
sich  die  nach  der  Ratio  der  Versicherungsaufsichtsgesetzgebung  dem 
verwaltungsrechtlichen  Begriff  „Transportversicherung"  zu  unter- 
stellende Bedeutung  auch  heute  noch  in  jeder  Hinsicht  mit  dem  sprach- 
üblichen bzw.  dem  zivilrechtlichen  Begriff  deckt;  oder  mit  anderen 
Worten,  ob  es  anzunehmen  ist,  daß  der  Gesetzgeber,  zur  Verwirk- 
lichung der  dem  §  116  VAG.  zugrunde  liegenden  Absichten,  sich  auch 
heute  damit  begnügen  würde,  den  sprachüblichen  bzw.  den  zivilrecht- 
lichen Begriff  „Transportversicherung"  einschränkungslos  zu  über- 
nehmen. Die  Entscheidung  dieser  Frage  setzt  voraus,  zunächst  Klar- 
heit darüber  zu  erlangen,  wie  sich  allgemein  der  Begriff  der  Transport- 
versicherung dem  Sprachgebrauch,  der  wissenschaftlichen  Erkenntnis 
und  der  praktischen  Rechtsübung  darstellt,  unter  besonderer  Berück- 
sichtigung der  etwaigen  Wandlungen  dieses  Begriffes  im  Verlauf  der 
letzten  Dezennien. 

Als  Ausgangspunkt   diene   die  Begriffsbestimmung  V.   Ehren- 
bergs: „Der  gesamten  Transportversicherung  ist  ein  Grundprinzip 


i  V.  A.  1910.    Geschäftsbericht  f.  d.  Jahr  1909.    S.  122. 
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gemeinsam,  welches  sie  zugleich  von  allen  anderen  Versicherungs- 
arten unterscheidet:  nicht  gegen  ein  bestimmtes  Ereignis  oder  gegen 
einige  (gezählte)  Ereignisse  wird  hier  Versicherung  gewährt,  sondern 
gegen  alle  möglichen  Ereignisse,  welche  während  eines  mit  gesteigerter 
Gefahr  verbundenen  Ausnahmezustandes  eintreten  können.  Dieser 
Ausnahmezustand,  der  teils  neue  Gefahren  hervorbringt,  teils  die  auch 
sonst  vorhandenen  Gefahren  steigert,  wird  als  Transportgefahr  zu- 
sammengefaßt V  In  ähnlicher  Weise  kennzeichnet  J.  K  o  h  1  e  r  das 
Besondere  der  Transportversicherung  dahin,  „daß  die  Haftung  des 
Versicherers  sich  auf  die  verschiedenartigsten  Gefahren  erstreckt, 
deren  Gemeinsamkeit  in  der  Eigenart  der  Umgebung,  in  der  die  Ge- 
fahr an  iden  Gegenstand  herantritt,  liegt"  2. 

Ausführliche  prinzipielle  Erörterungen  über  die  allgemeinen  Begriffs- 
merkmale der  Transportversicherung  verdanken  wir  den  oben  erwähn- 
ten Differenzen  hinsichtlich  des  versicherungsrechtlichen  Charakters 
der  Automobilversicherung.  Vor  allem  hervorzuheben  ist  hier  das  ein- 
gehende Gutachten  von  V.  Ehrenberg3  sowie  die  an  dasselbe  an- 
knüpfenden Ausführungen  von  P.  Moldenhauer4  und  K.  S  c  h  n  e  i- 
d  e  r 5,  ferner  die  verschiedenen  ausführlichen  Darlegungen  des  Auf- 
sichtsamtes 6  und  die  ergangenen  gerichtlichen  Erkenntnisse 7,  ins- 
besondere die  Begründung  des  Reichsgerichtsurteils  8.  Eine  Zusammen- 
stellung der  in  den  vorbezeichneten  Quellen  niedergelegten  Rechts- 
anschauungen gibt  J.  G  i  e  r  k  e 9.  Gerade  in  letzter  Zeit  hatte  sich  die 
Rechtsprechung  erneut  mit  der  begrifflichen  Abgrenzung  des  der 
Transportversicherung  zuzurechnenden  Gefahrenkreises  zu  beschäf- 
tigen, anläßlich  der  wegen  ihrer  prinzipiellen  Bedeutung  berühmt  ge- 
wordenen Fälle  der  Dampfer  „Gregor"  und  „General"  10.  So  wichtig  die 


1  V.  Ehrenberg,  Versicherungsrecht.  System.  Handb.  d.  deutsch.  Rechtswissensch., 
herausgegeb.  v.  K.  Bin  ding,  III.  Abt.,  4.  Teil,  1.  Bd.,  §  7,  S.  67.  I.  A.  vgl.  auch  ebenda 
§  28,  S.  322,  2. 

2  J.  Kohler,  bei  Dernburg,  Das  bürgerliche  Recht.  Bd.  6,  S.  411  (zit.  nach  Hans. 
R.-Z.  Heft  12.  1.  Nov.  1920;  Rechtspr.  Nr.  148,  Sp.  635.) 

SV  Ehrenberg,  Gutachten.  Zeitschr.  f.  Vw.  Nr.  3.  22.  Jan.  1908,  S.  20. 

4  Moldenhauer,  Die  Versicherung  von  Automobilen  u.  d.  Staatsaufsicht.  Zeitschr. 
f.  Vw.  Nr.  10.    11.  März  1908,  S.  95. 

5  K.  Schneider,  Die  Versicherung  der  Kraftfahrzeuge  als  Transportversicherung. 
Zeitschr.  f.  Vw.  Nr.  33.     19.  Aug.  1908,  S.  412.    (Bringt  auch  weitere  Literaturangaben.) 

6  Rundschreiben  an  eine  Anzahl  von  Transportversicherungsgesellschaften  betr.  die 
Aufsichtspflicht  der  Automobilsachversicherung  v.  12.  März  1907.  V.  A.  1907,  S.  17,  ff.; 
vgl.  dazu  auch  S.  102  ff. ;  desgl.  v.  8.  April  1908.  V.  A.  1908,  S.  17  ff. :  dazu  auch  S.  96, 
ebenda  S.  154  ff.    Senatsentscheidung  v.  16.  Juni  1908. 

7  V.  A.  1909,  Anh.  S.  69,  Nr.  469,  Urt.  v.  16.  Okt.  1908,  LG.  Berlin  I;  ebenda  S.  70, 
Nr.  470;  Urt.  v.  12.  Febr.  1909.    KG.  Berlin. 

s  Vgl.  S.  90,  Anm.  3. 

9  J.  Gierke,  Der  Begriff  der  Transportversicherung  im  deutschen  Recht.  Sonder- 
abdruck aus  der  Festgabe  für  Dr.  Karl  Güterbock.    Berlin  1910. 

10  Beide  Dampfer  waren  gegen  See-  und  Kriegsgefahr  versichert,  fuhren  während  des 
Krieges  im  Schwarzen  Meer  und  wurden  auf  Grund  des  Waffenstillstandsabkommens  den 
Franzosen  ausgeliefert.  Die  Gerichte  hatten  zu  entscheiden,  ob  die  Assekuradeure  bei 
diesem  Tatbestande  von  den  Reedern  in  Anspruch  genommen  werden  könnten.  Diese 
Frage  wurde  vom  Reichsgericht  wie  auch  schon  von  den  Vorinstanzen  grundsätzlich  ver- 
neint, weil  die  Gefahr,  welche  hier  das  Schadensereignis  ausgelöst  hat,  „ausschließlich  auf 
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ergangenen  Erkenntnisse  für  den  Fragenkomplex  des  Kausal- 
zusammenhanges im  Seeversicherungsrecht  sind,  so  bieten  dieselben 
hingegen  für  die  Begriffsbestimmung  der  Transportversicherung  keiner- 
lei Neues.  Auch  das  Aufsichtsamt,  das  durch  das  Aufkommen  der 
jüngsten  Versicherungszweige,  insbesondere  der  Aufruhrversicherung 
und  der  Transportlagerversicherung,  ebenfalls  wieder  vor  die  Ab- 
grenzungsfrage gestellt  wurde,  hat  in  einem  Rundschreiben  betreffs 
der  Aufruhrversicherung  die  grundsätzliche  Frage  gestreift l,  ohne 
irgend  welche  neuen  Gesichtspunkte  geltend  zu  machen.  Vielmehr 
haben  sich  sowohl  die  Gerichte  wie  die  Aufsichtsbehörde  durchweg 
auf  die  in  der  zuerst  angeführten  Literatur  vertretenen  Rechts- 
anschauungen gestützt.  Völlig  eigene  Wege  gehen  dagegen  die  — 
vorerwähnten,  unlängst  erschienenen  —  Untersuchungen  von  Brück, 
die  auf  grundsätzlich  neuen  Gedankengängen  aufgebaut  sind  und 
gerade  auch  hinsichtlich  der  begrifflichen  Abgrenzung  der  Transport- 
versicherung von  den  anderen  Versicherungszweigen  eine  fruchtbare 
Bereicherung  der  methodischen  Erkenntnis  vom  Wesen  der  Transport- 
versicherung erschließen. 

Die  bisher  von  zivilrechtlicher  Seite  aufgestellten  Begriffsbestim- 
mungen der  Transportversicherung  erweisen  sich  durchweg  als  Modi- 
fikationen der  vorangestellten  Definition  Ehrenbergs.  Als  besondere 
Eigentümlichkeit  der  Transportversicherung  wird  einmal  der  Umstand 
hervorgehoben,  daß  das  versicherte  Interesse  im  Hinblick  auf  einen 
Transport  versichert  wird,  und  zweitens,  daß  der  Versicherungsschutz 
nicht  auf  eine  bestimmte  Gefahrengruppe  beschränkt  ist,  sondern  daß 
alle  Gefahren,  die  dem  versicherten  Interesse  drohen,  soweit  sie  nicht 
ausdrücklich  ausgeschlossen  sind,  von  dem  Transportversicherer  ge- 
tragen werden.  Diese  beiden,  unbestritten  für  die  Transportversiche- 
rung charakteristischen  Merkmale  reichen  jedoch  nicht  ohne  weiteres 
zur  begrifflichen  Abgrenzung  der  Transportversicherung  von  den 
anderen  Versicherungszweigen  aus,  bedürfen  vielmehr  in  mehrfacher 
Hinsicht  der  Erläuterung  und  Präzisierung.  Für  die  sachliche  Ab- 
grenzung der  Transportversicherung  gehört  die  Versicherung  des 
menschlichen  Lebens  gegen  Transportgefahren  heute  nach  deutschem 
Recht  zur  Unfall-  bzw.  Lebensversicherung.  Die  Frage,  ob  bzw. 
wieweit  Transportmittel  Gegenstand  der  Transportversicherung  sind  — 
die  im  Mittelpunkt  der  erwähnten  Erörterungen  über  die  Aufsichts- 
pflicht der  Automobilversicherung  stand  — ,  ist  anerkanntermaßen  ein- 


militärischem und  politischem  Gebiet  liegt,"  und  weder  „eine  Kriegsgefahr  .  .  .  ."  noch  .... 
„eine  Verfügung  von  hoher  Hand  ....  im  Sinne  der  Seeversicherung  sei".  Vgl.  hierzu  die 
verschiedenen  gerichtlichen  Erkenntnisse,  insbesondere  das  Reichsgerichtsurteil  v.  16.  Febr. 
1921.  RGEZ.  1921,  Nr.  94,  S.  330;  abgedr.  auch  Hans.  R.  Z.  Heft  8,  16.  April  1921.  Entsch. 
Nr  87,  Sp.  299.  Ferner  in  Sachen  „Gregor."  Urteil  d.  LG.  Hamburg  v.  24.  Febr.  1920.  Hanseat. 
Ger. -Ztg.  15.  April  1920;  Entsch.  Nr.  42,  S.  85;  Urteil  d.  OLG.  Hamburg  9.  Juni  1920; 
Hanseat  Ger.-Ztg  v.  16.  Sept.  192 J;  Entsch.  Nr.  105,  S.  217;  in  Sachen  „General"  Urteil  d.  OLG. 
Hamburg  v.  28.  Okt.  1920;  Hanseat.  Ger.-Ztg.  9.  Dez.  u.  16.  Dez.  1920;  Entsch.  Nr.  139, 
S.  289  u.  297. 

i  V.  A.  1919,  S  8. 
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heitlich  dahin  entschieden  worden,  daß  die  Transportversicherung 
allgemein  alle  Transportmittel  wie  alle  Transportgüter  hinsichtlich  der 
mit  ihnen  verknüpften  wirtschaftlichen  Interessen  erfassen  kann1. 

Ein  weiterer  Punkt  von  erheblicher  theoretischer  und  praktischer 
Bedeutung  ist  die  nähere  Auslegung  des  Merkmals  der  Transport- 
bezogenheit:  „Prinzipiell  hat  jede  Transportversicherung  den  Zustand 
der  während  einer  Ortsveränderung  erhöhten  Gefahr  zur  notwendigen 
Voraussetzung"2,  praktisch  aber  ergab  sich  von  jeher  die  Notwendig- 
keit, auch  die  Ruhezeiten  vor,  nach  oder  während  des  Transportes  in 
die  Haftung  des  Transportversicherers  mit  einzuschließen.  Diesem  Er- 
fordernis tragen  die  gesetzlichen  Bestimmungen  Rechnung  durch  die 
grundsätzliche  Regelung,  daß  „die  begonnene  Gefahr  für  den  Ver- 
sicherer während  der  bedungenen  Zeit  oder  der  versicherten  Reise 
ununterbrochen  fortläuft"  (§  827  Abs.  1  Satz  1  HGB.;  ent- 
sprechend auch  §  134  Abs.  1  und  §  138  Abs.  1  WG.;  §  76  Abs.  2 
Satz  1  ASVB.;  §  66  Abs.  1  und  §  88  Abs.  1  ADS.).  Es  wird  ins- 
besondere für  Schiff  und  Güter  auch  die  Gefahr  eines  Aufenthaltes  in 
einem  Not-  oder  Zwischenhafen  in  die  Haftung  des  Versicherers  ein- 
bezogen (§  827  Abs.  1  Satz  2  und  Abs.  2  HGB.;  §  76  Abs.  2  Satz  2  und 
Abs.  3  ASVB.).  In  der  Kaskoversicherung  beginnt  die  Haftung  schon 
mit  der  Einnahme  und  endet  erst  mit  der  Löschung  der  Ladung  (§  823 
Abs.  1  HGB.;  entsprechend  auch  §  72  Abs.  1  ASVB.;  §  138  Abs.  1 
WG.;  §  66  Abs.  1  ADS.);  die  Güterversicherung  deckt  entsprechend 
auch  das  eventuelle  Lagerrisiko  vor  Beginn  bei  Unterbrechung  und 
nach  Ablauf  der  Reise  (§  824  Abs.  1  und  §  877  Abs.  2  HGB.;  ent- 
sprechend auch  §  73  Abs.  1  ASVB.;  vgl.  noch  den  üblichen  Zusatz  der 
Güterpolice  zu  §  73;  §  134  Abs.  2  WG.;  §  88  Abs.  2  ADS.).  Das 
positive  Recht  besagt  somit  eindeutig,  daß  die  Transportversicherung 
auch  die  Zeit  von  Ruhezuständen  mit  einschließen  kann.  Recht- 
sprechung und  Literatur  hielten  jedoch  bisher  daran  fest,  daß  es  sich 
stets  um  „vorübergehende"  Ruhezustände  handeln  müsse 3,  daß  der- 
artige Risiken  niemals  selbständig,  sondern  „bloß  akzessorisch"*  in 
Verbindung  mit  einem  vorangegangenen  oder  anschließenden  Trans- 
port Gegenstand  der  Transportversicherung  sein  könnten.  Brück 
stellt  demgegenüber  fest,  daß  diese  Ansicht  durch  die  tatsächliche 
Entwicklung  der  modernen  Transportversicherung  überholt  worden  ist. 
„Erkennt  das  positive  Recht  des  WG.  und  HGB.  die  Zeiten  der  Be- 
wegungsbereitschaft als  bloße  reguläre  Begleiterscheinungen  eines 
Transportes  an,  so  haben  die  Bedürfnisse  des  Wirtschaftslebens  dazu 
geführt,  daß  die  Versicherung  für  die  Zeiten  der  Bewegungsbereit- 
schaft  als  besondere  neue  Art  der  Transportversicherung  ausgestaltet 
worden  ist6."    Für  die  Begriffsbestimmung  der  Transportversicherung 

i  J.  Gierke,  a.  a.  O.,  S.  499. 

2  V.  Ehrenberg,  Gutachten,  a.  a.  O.,  S.  20. 

s  Vgl.  S.  92,  Anm.  9;  ferner:  Urt.  d.  KG.  v.  15. Nov.  1919,  abgedr.  V.  A.  1920,  Anh.  S.  33. 

<  Vgl.  S.  92,  Anm.  10. 

6  E.  Brück,  a.  a.  O.,  Sp.  254. 
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folgt  daraus,  daß  heute  nicht  die  Bewegung,  sondern  die  „Bewegungs- 
bereitschaft"  der  Transportversicherung  begriffswesentlich   ist. 

Diese  neuartige  Begriffssetzung  hat  in  Wissenschaft1  und  Praxis2 
rasch  Eingang  gefunden.  Insoweit  Gegenargumente  erhoben  sind, 
richten  auch  diese  sich  nicht  sowohl  gegen  die  theoretische  Konstruk- 
tion selbst,  als  vielmehr  gegen  deren  praktische  Auswirkungen3.  Es 
soll  keineswegs  verkannt  werden,  daß  durch  das  Begriffsmoment  der 
Bewegungsbereitschaft  einer  sehr  weiten  Interpretation  des  Begriffes 
„Transportversicherung"  Raum  gegeben  ist.  M.  E.  aber  dürfte  die 
neuerlich  hervortretende  Tendenz  den  Begriff  „Transportversicherung" 
möglichst  weit  zu  fassen,  großenteils  zurückzuführen  sein  auf  den 
vorher  gekennzeichneten  Umstand,  daß,  zufolge  des  Grundprinzips  der 
deutschen  Versicherungsgesetzgebung,  jeder  Versicherungszweig  — 
ohne  Rücksicht  auf  wirtschafts-  bzw.  versicherungspolitische  Erforder- 
nisse —  der  Staatsaufsicht  unterliegt,  sofern  er  nicht  einem  der  aus- 
drücklich als  aufsichtsfrei  erklärten  Versicherungszweige  zugezählt 
werden  kann.  Im  Versicherungsaufsichtsgesetz  ist  zwar  durch  die 
Vorschrift  des  §  117  Z.  2  dem  Bundesrat  bzw.  dem  Reichsrat  die  Er- 
mächtigung erteilt,  für  bereits  bestehende  oder  künftig  in  Aufnahme 
kommende  Versicherungszweige  unter  Umständen  Aufsichtsfreiheit 
oder  Beschränkung  der  Aufsichtspflicht  zu  verfügen.  Praktisch  ist  je- 
doch bisher  von  dieser  Befugnis  noch  niemals  Gebrauch  gemacht  worden. 

Sehr  eng  schließt  sich  der  Bruckschen  Begriffssetzung  die  De- 
finition Ritters  an.  „Transportversicherung  ist  die  Versicherung 
gegen  (alle  oder  einzelne)  Sachgefahren,  die  von  der  Bewegung  der 
Sache  drohen",  sowie  insbesondere  die  weitere  Erläuterung:  „Schließ- 
lich ist  nicht  nur  die  Versicherung  von  Sachgefahren,  die  von  der 
Bewegung  der  Sache  drohen,  Transportversicherung,  sondern  ebenso- 
wohl die  Versicherung  gegen  Sachgefahren,  welche  von  Unter- 
nehmungen drohen,  die  mit  einem  Transport  im  nächsten  örtlichen 
und  wirtschaftlichen  Zusammenhang  stehen*.  Die  Abstellung  auf  das 
Merkmal  der  Unternehmung  eignet  auch  der  Definition  P  a  u  1  y  s  : 
„Gegenstand  der  Transportversicherung  kann  jede  Gefahr  sein,  die 
jemand  infolge  einer  mit  einer  Beförderung  mittelbar  oder  unmittelbar 
verbundenen  Gefahr  trägt8." 

Eine  Besonderheit  der  beiden  letzteren  Definitionen  ist  die 
implicite  enthaltene,  bei  Ritter  noch  in  einem  besonderen  Hin- 
weis speziell  hervorgehobene  Feststellung,  daß  Pluralität  bzw.  To- 
talität    der     Gefahren     der     Transportversicherung     nicht     begriffs- 

i  Vgl.  bes.  Ritter,  a.  a.  O.,  Vorbem.  III,  Anm.  27,  S.  18,  sowie  §  1,  Anm.  37,  S.  86. 

2  H  e  u  n  ,  Die  wirtschaftliche  Bedeutung'  der  Transportversicherung'  zum  Wiederauf- 
bau der  deutschen  Volkswirtschaft.  „Europ.  Staats-  und  Wirtschafts-Ztg.",  München  1921. 
Nr.  22.    15.  Nov.,  S.  526.  Eingabe  d.  Vereins  Hbg.  Assek.,  Hav.-B.,  a.  d.  HK.  Hbg.  v.  April  1922. 

3  Gegen  das  Begriffsmoment  der  „Bewegungsbereitschaft"  vor  allem  E.  Grüner, 
Die  Grenzen  der  Transportversicherung.  Ztschr.  f.  Vw.  Nr.  47.  23.  Nov.  1921,  S.  541 ;  desgl. 
ebenda  Nr.  4.  25.  Jan.  1922,  S.  38. 

*  Ritter,  a.  a.  O.,  vgl.  Anm.  1. 

5  Expose  v.  24.  April  1922.    (O.  P.,  G.-S.,  s.  S.89,  Anm.  2.) 
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wesentlich  ist.  Das  Moment  des  umfassenden  Versicherungs- 
schutzes als  Abgrenzungsmerkmal  der  Transportversicherung  ist 
in  der  Tat  durchaus  nicht  einschränkungslos  verwendbar,  weil 
sich,  wie  auch  das  Aufsichtsamt  zutreffend  ausgeführt  hat1,  ebenfalls 
in  einigen  anderen  Versicherungszweigen  der  Versicherungsschutz 
nicht  nur  auf  eine  einzelne  Gefahr  oder  Gefahrengruppe,  sondern  auf 
die  Totalität  der  Gefahren  erstreckt;  so  z.  B.  in  der  Maschinensach- 
versicherung 2,  in  der  in  England  neuerlich  in  Aufnahme  gekommenen, 
unter  der  sogenannten  „Heim-  und  Herdpolice"'  betriebenen  Haus- 
haltsversicherung 3,  in  der  Versicherung  von  Kunst-,  Liebhaber-  und 
sonstigen  Wertgegenständen  gegen  Unfälle  \  sowie  insbesondere  auch 
in  der  Viehversicherung 5.  Die  Annahme,  daß  die  Kriterien  Transport- 
'bezogenheit  und  umfassender  Versicherungsschutz  zwar  nicht  einzeln, 
wohl  aber  kumulativ  die  Transportversicherung  hinreichend  kennzeich- 
nen, ist  gleichfalls  nicht  haltbar,  wie  aus  folgender  Betrachtung  erhellt. 
Bei  den  letztaufgeführten  Versicherungszweigen,  der  Versicherung 
von  Kunst-,  Liebhaber-  und  sonstigen  Wertgegenständen  und  der  Vieh- 
versicherung ergibt  sich  der  bemerkenswerte  Umstand,  daß  sie  auch 
die  Transportgefahr  selbst  einschließen  können  und  die  Viehversiche- 
rung überdies,  sofern  es  sich  um  Zugvieh  handelt,  zweifellos  Transport- 
mittel zum  Gegenstand  hat.  Diese  Versicherungszweige  weisen  somit 
gleichzeitig  die  beiden  für  die  Transportversicherung  als  begriffswesent- 
lich erkannten  Merkmale  auf  und  wenden  doch  weder  theoretisch  noch 
praktisch  zur  Transportversicherung  gezählt.  Andererseits  kann  der 
Transportversicherer  den  unter  seine  Haftung  fallenden  Gefahrenkreis 
beliebig  beschränken,  ohne  daß  die  Versicherung  den  Charakter  der 
Transportversicherung  verliert.  Dies  ist  deutlich  dem  gesetzlichen 
Wortlaut:  „Der  Versicherer  trägt  alle  Gefahren  .  .  .  .,  soweit  nicht 
durch  die  nachfolgenden  Vorschriften  oder  durch  Vertrag  ein 
anderes  bestimmt  ist  (§  820  HGB.,  entsprechend  auch  §  69  ASVB., 
§  28  ADS.)  zu  entnehmen  und  findet  alltägliche  Bestätigung  im  prakti- 
schen Verkehr,  wofür  eine  unter  der  Klausel  „Nur  für  Kriegsgefahr"  ab- 
geschlossene Seeversicherung  das  prägnanteste  Beispiel  bieten  dürfte. 

Es  ergibt  sich  somit  die  Notwendigkeit,  zwecks  erschöpfender 
Charakteristik  der  Transportversicherung  die  Kriterien  Transport- 
bezogenheit  und  umfassender  Versicherungsschutz  durch  weitere  Be= 
griffsmerkmale  zu  ergänzen. 

Seitens  der  Aufsichtsbehörde  wird  in  den  oben  erwähnten  Dar- 
legungen der  Versuch,  „eine  Abgrenzung  der  Transportversicherung 
nach  anderen  Gesichtspunkten  als  nach  dem  der  Transportgefahr 
schlechthin" 6  zu  vollführen,  nicht  nur  als  notwendig  gefordert,  sondern 


i  V.  A.  1908,  a.  a.  O.,  S.  18,  Abs.  5. 

2  Ebenda. 

3  „Manchester  Guardian".  Nr.  22971.  26.  März  1920. 
*  Vgl.  Anm.  1. 

»  E.  Brück,  a.  a.  O.,  Sp.  247. 

e  V.  A.  1908,  a.  a  O.,  S.  18,  Abs.  6. 
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sogleich  in  Angriff  genommen  und  zeitigt  als  wichtigstes  Ergebnis  die 
Erkenntnis,  „daß  die  ganze  seitherige  Entwicklung  der  Transportver- 
sicherung sich  nicht  unter  dem  Gesichtspunkte  der  Deckung  beliebiger 
Trnnsportgefahren  vollzogen  hat,  daß  vielmehr  bei  diesem  Versiche- 
rungszweige eine  ganz  spezifische,  nach  der  subjektiven  Seite  sich 
charakterisierende  Transportgefahr,  nämlich  die  der  Handels- 
gewerbetreibendenausihrengeschäftlichenTrans- 
porten,  von  ausschlaggebender  Bedeutung  gewesen  ist1".  Die  hier 
zu  Recht  hervorgehobenen  eigenartigen  Beziehungen  zwischen  Trans- 
portversicherung und  Handelsverkehr  bilden  zweifellos  ein  weiteres 
Begriffsmerkmal  der  Transportversicherung.  Auch  dieses  Kriterium 
gilt  allerdings  nicht  einschränkungslos;  denn  einmal  finden  sich  bei- 
spielsweise auch  in  der  Feuerversicherung  bei  der  Versicherung  von 
Warenlagern  ähnliche  Verhältnisse,  ohne  daß  eine  solche  Versiche- 
rung deswegen  als  Transportversicherung  angesprochen  werden  könnte2 
und  andererseits  zählt  die  Versicherung  von  Luxusfahrzeugen,  Lust- 
jachten, Equipagen  u.  dergl.  zur  Transportversicherung,  trotzdem 
der  handelsgewerbliche  Charakter  hier  völlig  fehlt 8.  Nichtsdesto- 
weniger aber  bedeutet  die  Kennzeichnung  der  Transportversicherung 
als  einer  besonderen  Einrichtung  des  Handelsverkehrs  doch  eine  — 
gerade  vom  versicherungsverwaltungsrechtlichen  Standpunkt  —  sehr 
beachtliche  Ergänzung  der  bisher  festgestellten  Begriffsmerkmale  und 
ermöglicht  die  begriffliche  Charakterisierung  der  Transportversiche- 
rung in  folgender  Weise:  Die  Transportversicherung  bietet  den  wirt- 
schaftlichen Interessen  der  Handelsgewerbetreibenden  Versicherungs- 
schutz gegen  alle  Gefahren  —  soweit  diese  nicht  besonders  ausge- 
schlossen sind  — ,  welche  Transportmitteln  oder  in  Bewegung  befind- 
lichen bzw.  bewegungsbereiten  Transportgütern  drohen. 

Auch  diese,  größtenteils  auf  den  Darlegungen  des  Aufsichtsamtes 
fußende  Begriffssetzung,  welche  im  folgenden  als  Definition  der  Trans- 
portversicherung im  engeren  Sinne  bezeichnet  werden  soll,  reicht  noch 
nicht  aus,  um  in  allen  Fällen  die  eindeutige  Abgrenzung  der  Transport- 
versicherung von  anderen  Versicherungszweigen  zu  vollziehen.  Doch 
enthalten  die  obigen  Betrachtungen  bereits  die  Ansätze  einer  ent- 
wicklungshistorischen Behandlung  des  Problems  und  bezeichnen  damit 
einen  Fortschritt  auf  dem  Wege  zur  begrifflichen  Abgrenzung  der 
Transportversicherung. 

Das  Verdienst  der  bewußten  Auswertung  des  entwicklungshistori- 
schen Momentes  für  die  Begriffsbestimmung  der  Transportversiche- 
rung ist  indessen  wiederum  der  wissenschaftlichen  Forschung,  und 
zwar  den  mehrfach  angezogenen  Untersuchungen  von  E.  B  r  u  c  k  ,  vor- 
behalten geblieben.  Den  Kern  dieser  wichtigen  Ausführungen  bilden 
die  folgenden  Sätze:  „Die  in  dem  VVG.  und  HGB.  geordneten  Ver- 


1  V.  A.  1908,  S.  17,  Abs.  7. 

2  Ebenda  S.  22,  Abs.  I. 

3  Vgl.  hierzu  auch  Ehrenberg,  Gutachten,  a.  a.  O.,  S.  20,  Sp.  2. 
Weltwirtschaftliches  Archiv  Bd.  XVIII. 
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Sicherungszweige  stellen  Typen  von  Vertragsformen  dar,  die,  ent- 
weder von  dem  gefahrdrohenden  Ereignis  oder  von  dem  gefährdeten 
Gut  ausgehend,  die  Regelung  der  Rechtsbeziehungen  zwischen  Ver- 
sicherer und  Versicherungsnehmer  vornehmen.  Der  entsprechend  der 
Rechtsentwicklung  geschaffene  numerus  clausus  von  Versicherungs- 
zweigen hat  zur  Folge,  daß  sich  beim  Aufkommen  neuer  Versiche- 
rungsarten immer  wieder  die  Frage  erheben  muß,  welcher  Type  die 
neue  Kombination  zugeteilt  werden  soll.  Von  allen  dem  Versiche- 
rungsrecht bekannten  Vertragstypen  ist  die  am  weitesten  ausgestaltete 
die  Transportversicherung.  Aus  der  Seeversicherung  haben  sich  nicht 
bloß  alle  Schadensversicherungen  entwickelt,  sondern  sie  stellt  immer 
noch  die  Urform  der  Versicherung  dar,  die  sozusagen  subsidiär  ge- 
braucht wird,  sofern  nicht  andere,  zur  besonderen  Regelung  aus- 
gebildete Versicherungsformen  zur  Verfügung  stehen1."  Die  Berück- 
sichtigung der  Typenbildung  macht  eine  Abgrenzung  der  einzelnen 
Versicherungsarten  tatsächlich  durchführbar  und  löst  auch  manche 
vorher  scheinbar  unvereinbaren  Widersprüche.  Die  bisherige  Übung, 
derzufolge  die  Versicherung  von  Warenlagern  gegen  Feuersgefahr  zur 
Feuerversicherung,  die  Versicherung  von  Zugvieh  zur  Viehversiche- 
rung und  nicht  zur  Transportversicherung  gezählt  wurde,  erklärt  sich 
nun  ohne  weiteres  aus  der  Tatsache,  daß  die  Feuer-  wie  die  Viehver- 
sicherung sich  längst  zu  speziell  ausgebauten  Versicherungszweigen 
gestaltet  haben;  und  umgekehrt  ergibt  sich  zwanglos,  daß  die  Ver- 
sicherung von  Luxusfahrzeugen,  mangels  besonderer  Typenbildung,  zur 
Transportversicherung  zählt. 

Mit  der  auf  Grund  der  vorstehend  skizzierten  Gedankengänge  ge- 
wonnenen Möglichkeit  der  vollständigen  begrifflichen  Abgrenzung  der 
Transportversicherung  ist  nunmehr  auch  die  Basis  zur  Beantwortung 
der  eingangs  aufgeworfenen  Frage  nach  der  gegenwärtigen  allgemeinen 
Begriffsbestimmung  der  Transportversicherung  im 
deutschen  Recht  gegeben.  Diese  stellt  sich  auf  Grund  der  sämtlichen 
als  begriffswesentlich  erkannten  Merkmale  etwa  folgendermaßen  dar: 

1.  Zur  Transportversicherung  zählen  alle  Versicherungen,  welche 
die  in  der  obigen  Definition  der  Transportversicherung  im  engeren 
Sinne  angefüllten  Kriterien  aufweisen  und  einer  besonderen  Ver- 
sicherungskategorie nicht  angehören. 

2.  Zur  Transportversicherung  zählen  ferner  solche  Versicherungen, 
welche  zwar  nicht  alle  Kriterien  der  Transportversicherung  im  engeren 
Sinne  aufweisen,  aber  ebenfalls  keiner  besonders  ausgebildeten  Ver- 
sicherungskategorie angehören.  In  diesem  Falle  führt  die  Berück- 
sichtigung der  Typenbildung  offenbar  zu  einer  Erweiterung  des  Be- 
griffes „Transportversicherung". 

3.  Dagegen  zählen  nicht  zur  Transportversicherung  solche  Ver- 
sicherungen, welche  zwar  die  begriffswesentlichen  Merkmale  der 
Transportversicherung  im  engeren  Sinne  aufweisen,  für  welche  aber 

1  E.  Brück,  a.  a.  O.,  Sp.  246,  247. 
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besonders  ausgebildete*  Versicherungsformen  zur  Verfügung  stehen. 
In  diesem  Falle  führt  die  Berücksichtigung  der  Typenbildung  offenbar 
zu   einer  Einschränkung  des  Begriffes  „Transportversicherung". 

Wir  gelangen  somit  zu  dem  Ergebnis,  daß  der  Begriff  der  Trans- 
portversicherung kein  feststehender,  sondern  eben  durch  die  als 
notwendig  erkannte  Berücksichtigung  des  entwicklungshistorischen 
Momentes  ein  ständig  fluktuierender  ist.  Diese  Feststellung  ist  von 
einschneidender  Bedeutung  für  die  Beurteilung  der  den  Ausgangs- 
punkt und  zugleich  das  eigentliche  Ziel  dieser  ganzen  Betrachtungen 
bildenden  Frage,  „ob  es  anzunehmen  ist,  daß  der  Gesetzgeber  zur 
Verwirklichung  der  dem  §  116  VAG.  zugrunde  liegenden  Absichten, 
sich  auch  heute  damit  begnügen  würde,  den  sprachüblichen  bzw.  den 
zivilrechtlichen  Begriff  /Transportversicherung'  einschränkungslos  zu 
übernehmen1".  Die  dem  §  116  VAG.  zugrunde  liegenden  Motive 
können  in  Kürze  etwa  dahin  zusammengefaßt  werden:  Die  Transport- 
versicherung stellte  einen  Versicherungszweig  dar,  dessen  besondere 
Eigenart  eine  Staatsaufsicht  weder  notwendig  noch  zweckmäßig  er- 
scheinen ließ,  und  der,  um  dieser  bestimmten  Eigentümlichkeiten 
willen,  den  unnötigen  und  unzweckmäßigen  bzw.  sogar  schädlichen 
Hemmungen  der  Staatsaufsicht  entzogen  werden  sollte.  —  Die  für  die 
Zubilligung  der  Aufsichtsfreiheit  maßgeblich  gewesenen  Besonder- 
heiten der  Transportversicherung  stehen  zwar  selbstverständlich  mit 
den  in  der  Definition  der  Transportversicherung  im  engeren  Sinne  ge- 
kennzeichneten Merkmalen  in  Verbindung,  decken  sich  aber  keines- 
wegs mit  ihnen.  Und  die  oben  charakterisierte  allgemeine  Begriffs- 
abgrenzung der  Transportversicherung  ergibt  jedenfalls  zum  mindesten 
die  Möglichkeit,  daß  bei  einer  Versicherungsart  die  Zugehörigkeit 
zum  Bereich  der  solchermaßen  abgegrenzten  Transportversicherung 
einerseits  und  das  Vorhandensein  der  für  die  Zubilligung  der  Auf- 
sichtsfreiheit ausschlaggebend  gewesenen  Faktoren  andererseits  nicht 
zusammenfallen.  Es  kann  z.B.  eine  Versicherungskombination  den 
vorausgeschickten  Feststellungen  entsprechend  zur  Transportver- 
sicherung zählen  und  infolgedessen  automatisch  Aufsichtsfreiheit  ge- 
nießen, obgleich  sie  die  für  die  Zubilligung  der  Aufsichtsfreiheit 
wesentlichen  Eigentümlichkeiten  nicht  besitzt.  Desgleichen  ist  der 
umgekehrte  Fall  denkbar,  daß  eine  Versicherungskombination  wohl  die 
für  die  Gewährung  der  Aufsichtsfreiheit  maßgeblichen  Faktoren  auf- 
weist, aber  infolge  besonderer  Typenbildung  nicht  zur  Transport- 
versicherung zählt  und  daher,  trotzdem  hier  die  eigentlichen  Voraus- 
setzungen der  Aufsichtsfreiheit  gegeben  sind,  der  Staatsaufsicht  unter- 
steht. 

So  führen  diese  Überlegungen  unabweisbar  zu  der  entscheidenden 
Erkenntnis,  daß  sich  das  de  lege  lata  allerdings  unbedingt  anzu- 
erkennende Prinzip,  die  versicherungsverwaltungsrechtliche  Behand- 
lung eines  Versicherungszweiges  ausschließlich  von  der  begrifflichen 

1  s.  oben  S.  91. 
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Zugehörigkeit  oder  Nichtzugehörigkeit  zur  Transportversicherung  ab- 
hängig zu  machen,  heute  de  lege  ferenda  nicht  mehr  rechtfertigen  und 
aufrechterhalten  läßt.  Die  ratio  der  Versicherungsaufsichtgesetzgebung 
verlangt  vielmehr,  hinsichtlich  jeder  etwaigen  Neuabgrenzung  des  Be- 
reichs der  Aufsichtsfreiheit,  eine  solche  auf  völlig  selbständiger 
Grundlage,  und  zwar  nach  versicherungsverwaltungsrechtlichen  Ge- 
sichtspunkten, gemäß  der  praktischen  Erfordernisse  weltwirtschaftlich 
orientierter  Versicherungspolitik,  erfolgen  zu  lassen. 

Dieses  Ergebnis  ist  auch  für  die  weitere  Behandlung  unseres 
Gegenstandes  wesentlich;  denn  es  erweist  die  Notwendigkeit,  den 
Kreis  der  Untersuchungen  möglichst  weit  zu  fassen.  Es  würde  dem- 
nach nicht  als  ausreichend  zu  erachten  sein,  nur  die  Gebotenheit  der 
Staatsaufsicht  im  Bereich  der  Transportversicherung  im  allgemeinen 
zu  prüfen  und  die  Zweckmäßigkeit  einer  Ausdehnung  der  materiellen 
Staatsaufsicht  auf  die  Transportversicherung  im  Hinblick  auf  die  be- 
sonderen derzeitigen  Verhältnisse  des  Versicherungsmarktes  zu  er- 
örtern; sondern  eine  erschöpfende  Behandlung  des  Problems  erfordert 
des  weiteren  auch  die  Berücksichtigung  derjenigen  Versicherungs- 
kombinationen, bei  welchen  tatsächlich  in  der  oben  als  möglich 
geschilderten  Weise  eine  Divergenz  hervortritt  hinsichtlich  der  Zu- 
gehörigkeit bzw.  Nichtzugehörigkeit  zur  Transportversicherung  und 
der  Gebotenheit  bzw.  der  Entbehrlichkeit  der  Staatsaufsicht,  d.  h.  mit 
anderen  Worten,  es  müssen  alle  diejenigen  Versicherungszweige  oder 
Versicherungskombinationen  berücksichtigt  werden,  die  —  sei  es  auf 
dem  deutschen  oder  auf  einem  ausländischen  Versicherungsmarkt, 
gleichviel  unter  welcher  Form  und  Bezeichnung  —  tatsächlich  als 
Transportversicherung    gehandhabt   werden. 

II. 

§7. 

Mangel  an  wirtschaftlichen  und  rechtlichen  Voraussetzungen  für  die 

Staatsaufsicht  im  Bereich  der  Seeversicherung. 

Untersuchen  wir,  inwieweit  die  allgemeinen  wirtschaftlichen  und 
rechtlichen  Voraussetzungen  für  eine  staatliche  Aufsicht  des  Ver- 
sicherungswesens für  die  Seeversicherung  zutreffen,  so  ergeben  sich 
gegenüber  den  übrigen  Versicherungszweigen  grundsätzliche  Unter- 
schiede. Die  Versicherungsnehmer  in  der  Personen-  und  Sach- 
schadenversicherung verteilen  sich  auf  alle  Volksschichten:  innerhalb 
der  einzelnen  Zweige  zeigen  sich  wohl  Verschiedenheiten  in  der  Zu- 
sammensetzung des  Publikums;  aber  allgemein  gesprochen  ist  der 
Kreis  der  Versicherungsnehmer  der  denkbar  weiteste.  Eine  hinsicht- 
lich der  Interessengruppen  begrenzte  Basis  hat  allerdings  die  land- 
wirtschaftliche Versicherung;  gerade  dieser  Versicherungszweig  weist 
indes  alle  Merkmale  auf,  die  wir  als  Voraussetzungen  für  den 
notwendigen  Staatsschutz  kennzeichneten.  Die  Seeversicherung  nun 
wendet  sich  keineswegs  an  die  ganze  Masse  des  Volkes,  sondern  sie 
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bietet  einem  ganz  bestimmten  Teil  der  Bevölkerung,  eben  den 
Handelsgewerbetreibenden1,  Versicherungsschutz;  mit  anderen  Worten, 
in  der  Seeversicherung  rekrutieren  sich  die  Versicherungsnehmer  aus 
derselben  Berufskategorie,  der  auch  der  Versicherer  angehört.  Beide 
Kontrahenten  sind  Kaufleute;  beide  unterliegen  den  besonderen  Rege- 
lungen des  Handelsgesetzbuches  und  stehen  sowohl  rechtlich  und 
wirtschaftlich  als  auch  an  Geschäftskenntnis  einander  ebenbürtig 
gegenüber.  Die  Vorsorge  für  den  nötigen  Versicherungsschutz 
gehört  für  jeden  Kaufmann  zu  den  regelmäßigen  Erfordernissen  des 
Geschäftsbetriebes,  und  die  zur  Erledigung  seiner  Assekuranzen  not- 
wendige Sachkunde  bildet  einen  selbstverständlichen  Bestandteil 
seiner  allgemeinen  kaufmännischen  Bildung. 

So  ergibt  sich  von  vornherein,  daß  das  Verhältnis  zwischen  Ver- 
sicherer und  Versicherungsnehmer  in  der  Seeversicherung  prinzipiell 
anders  geartet  ist  als  in  den  anderen  Versicherungszweigen.  Auch 
die  Geschäftsabwicklung  in  der  Seeversicherung  weist  Abweichungen 
gegenüber  den  sonst  im  Versicherungswesen  geübten  Methoden  auf, 
welche  auf  die  ganz  andere  wirtschaftliche  Struktur  dieses  Versiche- 
rungszweiges zurückzuführen  sind.  In  den  großen  Zweigen  der  Sach- 
schadenversicherung und  ebenso  in  der  Personenversicherung  sucht 
der  Versicherer  den  Versicherungsnehmer  auf.  Er  muß  sogar  ge- 
wissermaßen das  Bedürfnis  nach  Versicherungsschutz  erst  wecken  und 
setzt  dazu  den  ganzen  Werbeapparat  in  Bewegung.  Wie  wichtig  die 
Werbearbeit  gerade  in  der  Lebensversicherung  ist,  haben  z.  B.  die 
Erfahrungen  in  Italien  gelehrt,  wo  die  Lebensversicherung  seit  1913 
Staatsmonopol  ist 2.  Das  italienische  Lebensversicherungsgeschäft  hat 
seitdem  ständig  abgenommen;  es  wirken  hier  natürlich  verschiedene 
ungünstige  Faktoren  des  Staatsbetriebes  zusammen;  den  Hauptmangel 
erblickt  man  in  italienischen  Fachkreisen  aber  in  dem  Versagen  der 
staatlichen  Werbetätigkeit.  Der  Seeversicherer  jedoch  sucht  nicht  die 
Risiken  auf,  sondern  sie  werden  ihm  angeboten.  Das  Seeversiche- 
rungsgeschäft konzentriert  sich  in  den  großen  Seehandelsplätzen  und 
wird  hier  an  der  Börse  und  durch  Makler  betrieben.  Durch  die 
Vermittlungstätigkeit  des  Maklers  erhalten  wiederum  die  Beziehungen 
zwischen  Versicherer  und  Versicherungsnehmer  ein  wesentlich 
anderes  Gepräge  als  in  den  übrigen  Versicherungszweigen.  Dort 
knüpft  der  Vermittlungsagent  die  Fäden  zwischen  Versicherer  und 
Versicherungsnehmer.  Der  Versicherer  ist  der  Anbietende.  Auf 
Veranlassung  und  durch  die  Vermittlung  eines  einseitigen  Interessen- 
vertreters des  Versicherers  kommt  der  Vertragsabschluß  zustande. 
In  der  Seeversicherung  liegt  die  Vermittlungsarbeit,  sofern  man 
darunter  die  Anbahnung  von  Beziehungen  zwischen  Versicherer  und 

1  Vgl.  hierzu  oben  S.  97  die  Kennzeichnung  der  Transportversicherung  als  besondere 
Einrichtung  des  Handelsverkehrs. 

2  A.  Manes,  Vers.  Staatsbetrieb  im  Ausland,  a.  a.  O.,  S.  128.  Nachrichten  für  Handel, 
Industrie  und  Landwirtschaft,  Nr.  141,  20.  Sept.  1918  nach  „Tribunal",  1.  Sept.  1918.  Hr.  51, 
28.  Aug.  1919  nach  „Farmand",  9.  Aug.  1919. 
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Versicherungsnehmer  versteht,  nicht  dem  Agenten,  sondern  dem 
Makler  ob.  Überwiegend  sind  im  Seeversicherungsgeschäft  Abschluß- 
agenten tätig,  deren  rechtsgeschäftliche  Vertretungsmacht  sich  meist 
noch  über  den  Vertragsabschluß  hinaus  auf  die  weitere  Geschäfts- 
abwicklung, auch  auf  die  Mitwirkung  bei  etwaigen  Schadens- 
regulierungen erstreckt.  Die  Vermittlung  zwischen  den  Agenten  bzw. 
den  Versicherungsgesellschaften  und  den  Versicherungsnehmern  aber 
besorgt  der  Makler,  an  den  sich  der  Versicherungsnehmer,  der  Ver- 
sicherungsschutz braucht,  wendet.  Hier  ist  also  der  Versicherungs- 
nehmer der  Anbietende,  und  durch  einen  unparteiischen  Mittler,  den 
Makler,  wird  die  Verbindung  zwischen  den  Vertragsparteien  her- 
gestellt. 

Wer  dem  Zusammenhang  wirtschaftlicher  Erscheinungen  nach- 
spürt, wird  überall  auf  Wechselwirkungen  stoßen.  Je  länger  die  Ent- 
wicklungsreihe, um  so  größer  die  Fülle  wechselseitig  wirkender  Ver- 
knüpfungen. Die  Seeversicherung  wird  seit  Jahrhunderten  betrieben, 
und  wir  können  verfolgen,  wie  sich  dem  allmählichen  Ausbau  der 
eigentlichen  Versicherungsorganisation  die  Betriebsform  anpaßt,  und 
wie  dann  wieder  der  verbesserte  Betrieb  die  weitere  Entfaltung  der 
Seeversicherung  begünstigt1.  So  auch  hier:  Einerseits  wird  durch  das 
Maklerwesen  das  Verhältnis  zwischen  den  Vertragsparteien  in  der 
Seeversicherung  merkbar  beeinflußt.  Andererseits  hängt  die  Aus- 
bildung des  Maklertums  im  Seeversicherungsgeschäft  auf  das  engste 
mit  der  dem  Wesen  der  Seeversicherung  eigentümlichen  Beschaffen- 
heit  der   Risiken   zusammen. 

Alle  anderen  Versicherungszweige  sichern  Deckung  gegen  eine 
bestimmte,  mehr  oder  weniger  eng  umgrenzte  Gefahrengattung.  Der 
Seeversicherer  aber  trägt,  soweit  nicht  ausdrücklich  anderes  bestimmt 
ist,  grundsätzlich  alle  Gefahren,  denen  Schiff  oder  Güter  während  der 
Dauer  der  Versicherung  ausgesetzt  sind  (s.  §  820  HGB.,  §  28  ADS.), 
weit  über  den  Kreis  der  eigentlichen  Seegefahren  hinaus.  Die 
Mannigfaltigkeit  der  Risiken  macht  ihre  Bewertung  äußerst  kompliziert. 
Die  Intensität  der  Gefahr,  welche  der  Versicherer  übernimmt,  ist  nicht 
nur  von  der  Beschaffenheit  von  Schiff  und  Ladung  abhängig,  sondern 
auch  von  Weg,  Ziel,  Dauer,  Jahreszeit  der  Reise;  idie  örtlichen  Ver- 
hältnisse am  Bestimmungsort  sind  in  Betracht  zu  ziehen,  die  Besonder- 
heiten und  Begleitumstände  des  einzelnen  Falles  zu  berücksichtigen. 
Subjektive,  in  Geschäftslage  und  Persönlichkeit  der  Vertragschließen- 
den begründete  Faktoren  sprechen  ebenfalls  mit.  Wesentlich  ist  auch, 
inwieweit  die  Kombination  der  einzelnen  Gefahrmomente  gefahr- 
erhöhend oder  -mindernd  wirkt.  Es  kommt  hinzu,  daß  für  den  See- 
versicherer sogar  die  zahlenmäßige  Grenze  seiner  Haftung  nicht  ohne 

JE.  v.  Liebig,  Die  Seeversicherung.  Berlin  1914,  S.  1  — 39;  A.  Kießelbach,  Die 
wirtschafts-  und  rechtsgeschichtliche  Entwicklung  der  Seeversicherung.  Hamburg  1901 ; 
F.  Plaß  ,  Geschichte  der  Assekuranz  und  der  Hanseat.  Seeversich  -Börsen.  Hamburg  1902, 
dort  spez.  über  Assekuranzmakler,  S.  349  ff. ;  Otto  Pauly,  Der  Makler  im  deutschen  Ver- 
sicherungswesen.   Mitt.  f.  d.  öffentl.  Feuer-Vers.-Anst.  1921,  S.  228. 
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Einschränkung  feststeht.  Für  den  einzelnen  Schadensfall  ist  er  aller- 
dings nur  bis  zur  Höhe  der  Versicherungssumme  entschädigungs- 
pflichtig. Treffen  das  versicherte  Interesse  während  der  Dauer  der 
Versicherung  indessen  mehrere  Teilschäden,  so  kann  die  Gesamt- 
leistung des  Versicherers  möglicherweise  den  Betrag  der  Versiche- 
rungssumme übersteigen  (§  37,  Abs.  2  u.  3  ADS.).  Die  Haftung  des 
Seeversicherers  über  den  Betrag  der  Versicherungssumme  hinaus' 
bedeutet  die  Durchbrechung  eines  der  Grundprinzipien  des  Versiche- 
rungswesens und  findet  sich  in  keinem  anderen  Versicherungszweige. 
Der  Grad  der  Ungewißheit,  die  sich  der  Risikoabschätzung  in  der  See- 
versicherung erschwerend  entgegenstellt,  wird  durch  diesen  Umstand 
noch  gesteigert. 

In  der  Kaskoversicherung  erleichtert  die  Einrichtung  der  Klassifi- 
kationsinstitute und  der  ihnen  angegliederten,  in  ständig  sich  ver- 
feinerndem Ausbau  begriffenen  Kontrollorganisationen  die  Risiko- 
bemessung in  den  Hauptzügen.  Auch  in  der  Güterversicherung  haben 
sich  gewisse  Erfahrungsrichtlinien  ergeben.  Das  Zusammenwirken  der 
vielen  Gefahrmomente  aber  macht  eine  individuelle  Bewertung  der 
Risiken  notwendig  und  verlangt  daher  ein  äußerst  fein  ausgearbeitetes 
Tarifsystem.  Die  Tarife  dürfen  sich  jedoch  nicht  einmal  ausschließlich 
auf  das  ohnehin  nur  recht  bedingt  zuverlässige  Erfahrungsmaterial 
stützen.  Vielmehr  verlangt  zunächst  der  internationale  Geschäfts- 
charakter zur  Wahrung  der  Konkurrenzfähigkeit  weitgehende  An- 
passung an  den  Weltmarkt;  sodann  ist  aber  auch  den  lokalen  Bedürf- 
nissen des  einheimischen  Versicherungsmarktes  Rechnung  zu  tragen. 

Hervorzuheben  ist  auch,  daß  es  sich  in  der  Seeversicherung  in 
sehr  vielen  Fällen  um  sehr  große  Risiken  handelt.  Der  Umfang  der 
Risiken  erfordert  ihre  Teilung  unter  mehrere  Versicherer,  wobei  vor 
allem  jede  einseitige  Risikohäufung  vermieden  werden  muß.  Die 
Kurzfristigkeit  der  Risiken  ruft  jedoch  dauernde  Veränderungen  in 
der  Risikolage  hervor.  Bei  der  laufenden  Versicherung  erfährt  der 
Versicherer  erst  spät,  oft  lange  nach  Haftungsbeginn,  welche  Risiken 
für  ihn  laufen.  So  gestaltet  sich  auch  die  Risikoverteilung  häufig 
recht  schwierig,  um  so  mehr,  als  die  Beweglichkeit  des  Handels  die 
schnelle  Unterbringung  der  Risiken  verlangt. 

Schon  aus  rein  technischen  Gründen  ist  hier  die  Vermittlung  des 
zwischen  den  Parteien  stehenden  Maklers  vonnöten.  Außerdem  aber 
verlangt  gerade  die  spekulative  Note  im  Seeversicherungsgeschäft 
eine  besonders  eingehende  Berücksichtigung  aller  in  Betracht  kommen- 
den Umstände.  Und  hierzu  ist  ein  so  gründliches  Vertrautsein  mit 
den  vielfältigen  Fragen,  die  für  die  Risikobewertung  und  -Verteilung 
maßgebend  sind,  erforderlich,  wie  sie  nur  auf  Grund  ständiger  Füh- 
lungnahme mit  beiden  Kontrahentengruppen  erlangt  wird.  Der  Mekler 
kennt  die  Bedürfnisse  des  Versicherungsschutz  suchenden  Handels 
ebenso  gut  wie  die  Verhältnisse  der  in-  und  ausländischen  Versiche- 
rungsmärkte; er  ist  daher  am  besten  dazu  imstande,  die  Interessen 
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von  Versicherern  und  Versicherungsnehmern  ins  Gleichgewicht  zu 
bringen.  Da  sich  seine  vermittelnde  Tätigkeit  über  den  Vertrags- 
abschluß hinaus  auf  alle  während  der  Dauer  der  Versicherung 
zwischen  den  Vertragsparteien  zu  erledigenden  Angelegenheiten  er- 
streckt, gelingt  es  ihm  dank  seines  Einflusses  auf  beide  Parteien  sogar 
häufig,  manche  kleinen  Differenzen,  die  sich  etwa  bei  der  Regulierung 
von  Schadensfällen  oder  sonstigen  Anlässen  ergeben,  auf  gütlichem 
Wege  beizulegen.  So  vollzieht  sich  der  Interessenausgleich,  das 
Hauptziel  der  staatlichen  Aufsicht  in  den  anderen  Versicherungs- 
zweigen, hier  durch  die  Hand  des  Maklers  ohne  jeden  äußeren  Zwang 
in   befriedigender  und  zweckentsprechender   Weise. 

In  den  Hafenstädten,  wo  die  Versicherungsmakler  durch  die  See- 
versicherung bodenständig  sind  *,  vermitteln  sie  auch  andere  als  See- 
versicherungen. In  Handelsplätzen  bieten  ebenfalls  die  großen  Zweige 
der  Schadensversicherung  ein  gewisses  Betätigungsfeld  für  den 
Makler;  denn  beispielsweise  die  Versicherung  großer  Lagerbestände 
und  Speicher  gegen  Feuer  und  Einbruch  erfordert  auch  oft  rasche 
und  immer  sachgemäße  Risikoverteilung.  Im  Binnenlande  kommen 
für  die  genannten  und  für  verwandte  Zweige  Großrisiken  gleichfalls 
nicht  selten  in  Frage,  so  etwa  bei  der  Versicherung  von  Geschäfts- 
häusern, Warenlagern,  industriellen  Unternehmen  u.  a.  Doch  hier 
waren  jedenfalls  früher 2  die  Risiken  weder  so  mannigfach,  noch  so 
wechselnd  und  schwer  erfaßbar  wie  in  der  Seeversicherung.  Zur 
Unterbringung  solcher  Großrisiken  hatten  sich  die  betreffenden  Ver- 
sicherer vielfach  zu  Großrisikenverbänden  mit  •  ausreichender  Rück- 
deckung zusammengeschlossen;  diese  Organisationen  hatten  sich  in 
gewöhnlichen  Zeitläufen  durchaus  bewährt,  zumal  die  Übernahme 
meist  nicht  so  rasch  zu  erfolgen  brauchte,  und  so  erübrigte  sich  die 
Tätigkeit  des  Maklers.  Außerdem  bildet  die  Versicherung  von  In- 
dustrie- und  Handelsrisiken  zwar  zahlenmäßig  ein  sehr  hochwertiges, 
aber  begrifflich  doch  nur  ein  Nebengebiet  der  Feuerversicherung,  die 
vielmehr  technisch,  wirtschaftlich  und  rechtlich  vorwiegend  auf  die 
Versicherung  von  Immobilien  und  von  Mobilien  Privater  eingestellt 
ist.  Die  Schadensversicherung  bleibt  somit  die  Domäne  des  Ver- 
mittlungsagenten, dessen  Werbearbeit  aus  den  bereits  gekenn- 
zeichneten Gründen  hier  nicht  entbehrt  werden  kann.  Schließlich 
aber  würde  auch  die  Einwirkung  des  Maklers  einen  entsprechenden 
Interessenausgleich  wie  in  der  Seeversicherung  in  diesen  Zweigen 
doch  nicht  erzielen  können;  denn  wir  müssen  im  Auge  behalten,  daß 
in  der  Seeversicherung  von  vornherein  die  Tendenzen  von  Ver- 
sicherern und  Versicherungsnehmern  weit  weniger  divergieren  als 
irgendwo  sonst  im  Versicherungswesen. 


1  G.  Cruciger,  Transportversicherung-.    München    1910.    S.  105  ff. ;    C.Herzog,   Die 
Praxis  der  Transportversicherung.    Berlin  1909.  S.  109. 

2  Über  die  veränderten  heutigen  Verhältnisse  vgl  §  12. 
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Seeversicherung  und  Seehandel  sind  aufeinander  angewiesen.  In 
wie  hohem  Maße  dies  der  Fall  ist,  zeigt  sich  deutlich  an  den  in  den 
verschiedensten  Ländern  jetzt  nach  dem  Kriege  hervorgetretenen  Be- 
mühungen, die  Versicherungsmöglichkeiten  zu  verbessern,  und  zwar 
zu  dem  ausdrücklichen  Zweck,  um  Einfuhr  und  Ausfuhr  zu  beleben1. 
Die  Seeversicherung  bildet  bei  der  Anbahnung  von  Handelsbeziehungen, 
bei  der  Erschließung  oder  Wiedergewinnung  von  Absatzgebieten  einen 
bedeutsamen  Faktor.  So  ging  schon  vor  längerer  Zeit  eine  Notiz  durch 
die  Presse,  daß  schwedische  und  englische  Kapitalisten  in  London 
eine  Versicherungsgesellschaft  ins  Leben  rufen  wollten,  welche  Im- 
porteuren nach  Deutschland  Versicherungsdeckung  geben  soll 2.  Daß 
die  Seeversicherung  auch  eine  mächtige  handelspolitische  Waffe  ab- 
geben kann,  erfuhren  die  Vereinigten  Staaten,  als  sie  zu  Anfang  des 
Krieges,  also  ehe  Amerika  sich  den  Ententemächten  anschloß,  Gold 
nach  Südamerika  zu  verschiffen  beabsichtigten3.  Für  die  Übernahme 
derartiger  Risiken  kam  nur  der  Londoner  Markt  in  Betracht.  England 
aber  wollte  alle  Goldtransporte  verhindern,  die  nicht  ihm  oder  seinen 
Verbündeten  zugute  kamen.  Die  Londoner  Versicherer  verweigerten 
daher  den  nachgesuchten  Versicherungsschutz,  und  England  erreichte 
damit  tatsächlich  sein  Ziel,  daß  die  geplante  Goldausfuhr  unterblieb. 
Stützt  einerseits  die  Seeversicherung  den  Handel,  so  gedeiht  anderer- 
seits die  Seeversicherung  nur  da,  wo  der  Handel  blüht.  Es  handelt 
sich  also  stets  darum,  die  Versicherungmöglichkeiten  so  zu  gestalten, 
daß  die  ausreichende  Fundierung  der  Versicherungsunternehmen  ge- 
währleistet ist,  die  Prämienbemessung  sich  aber  dabei  in  den  Grenzen 
hält,  daß  jede  entwicklungshemmende  Überbelastung  des  Handels 
vermieden  wird.  Gegensätze  beider  Wirtschaftskreise  werden  da- 
durch überbrückt,  daß  die  Seeversicherer  sich  häufig  auch  an  Über- 
seehandel und  Schiffahrt  geschäftlich  beteiligen,  und  umgekehrt: 
Reeder  sowie  Importeure  und  Exporteure  in  der  Leitung  und  im  Auf- 
sichtsrat  der  Seeversicherungsgesellschaften  vielfach   vertreten   sind. 

Schließlich  ergeben  sich  gerade  aus  der  Risikolage,  die  den  See- 
versicherer vor  so  schwierige  Aufgaben  stellt,  für  den  Versicherungs- 
nehmer manche  Vorteile;  so  kommt  ihm  die  Kurzfristigkeit  der 
Risiken  zugute.  Er  kann  auf  die  Zuverlässigkeit  des  einmal  als  aus- 
reichend erkannten  kurzbefristeten  Versicherungsschutzes  mit  viel 
größerer  Sicherheit  rechnen,  als  dies  ohne  das  Vorhandensein  der 
besonderen  gesetzlichen  Sicherheitsvorkehrungen  für  den  Versiche- 
rungsnehmer in  der  Lebensversicherung  möglich  wäre;  denn  hier  fallen 
Versicherungsabschluß  und  Fälligwerden  der  Versicherungsleistung 
zeitlich  oft  so  weit  auseinander,  daß  die  dereinstige,  von  unzähligen 
unbekannten  Zukunftsfaktoren  abhängige  Leistungsfähigkeit  des  Ver- 
sicherungsunternehmens auch  für  den  vorsichtigsten  und  gewiegtesten 


1  C.  Leschke-Saenger,  a.  a.  O.,  S.  156*. 

2  „Hamburger  Fremdenblatt".  Nr.  513.  23.  Okt.  1920. 

3  „Journal  of  Commerce".  Nr.  7982.  26.  Sept.  1919. 
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Kenner  kaum  abschätzbar  ist.  Die  kurze  Dauer  der  Versicherungs- 
verträge in  der  Seeversicherung  (selbst  die  laufende  Versicherung  wird 
selten  für  länger  als  Jahresdauer  abgeschlossen)  befähigt  den 
Versicherungsnehmer,  die  jeweiligen  Versicherungsmöglichkeiten 
und  alle  Vorteile,  welche  ihm  der  internationale  Wettbewerb  auf  den 
Versicherungsmärkten  bietet,  bestens  auszunutzen;  schon  hierdurch 
befestigt  sich  seine  Stellung  gegenüber  dem  Versicherer.  Auch  be- 
drohen die  Risiken  in  der  Seeversicherung,  so  groß  sie  zahlenmäßig 
sein  mögen,  in  den  seltensten  Fällen  die  Existenz  des  Kaufmanns. 
Hier  ergibt  sich  wieder  ein  zweifelloser  Gegensatz  zu  den  übrigen  Ver- 
sicherungszweigen, besonders  zur  Lebensversicherung.  Dort  finden 
wir  langfristige  Risiken,  deren  Sicherung  entscheidend  ist  für  die  ganze 
wirtschaftliche  Lage  des  Versicherten.  In  der  Seeversicherung  ge- 
langen allerdings  gerade  heute  bei  der  allgemeinen  Teuerung  und 
Geldverschlechterung  besonders  hohe  Werte  zur  Deckung.  Aber  im 
Vergleich  zu  dem  gesamten  Geschäftsumsatz  des  Kaufmanns  wird  sich 
das  einzelne  unter  Versicherungsschutz  gebrachte  Interesse  in  der 
Regel  in  solchen  Grenzen  halten,  daß  die  Risikofrage  nicht  zugleich 
Existenzfrage  wird.  Es  ist  vielmehr  ein  wichtiges  Feld  kaufmännischer 
Vorsorge,  einen  solchen  Fall  möglichst  zu  verhindern,  wobei  wieder 
die  richtige  Bemessung  und  Verteilung  der  Risiken  von  ausschlage 
gebender  Bedeutung  ist.  In  der  Güterversicherung  macht  sich  das 
Vorherrschen  des  Stückgutverkehrs  vorteilhaft  geltend,  da  dieser  an 
sich  schon  eine  Risikoverteilung  herbeiführt.  In  der  Kaskoversiche- 
rung wirkt  die  fortschreitende  Entwicklung  der  Großschiffahrtsgesell- 
schaften  in  ähnlicher  Weise,  da  schon  innerhalb  des  einzelnen 
Reedereigroßbetriebes   ein  gewisser  Risikoausgleich   erzielt  wird. 

Da  die  Risiken  demnach  kaum  jemals  die  ganze  wirtschaftliche 
Existenz  des  Versicherten  bedrohen,  fehlt  mithin  für  ihn  auch  die 
Wahrscheinlichkeit,  der  allgemeinen  Fürsorge  bei  etwaigem  Versagen 
des  Versicherungsschutzes  anheimzufallen,  und  so  versagen  hier  auch 
die  gemeinwirtschaftlichen  Erwägungen,  die  in  den  anderen  Versiche- 
rungszweigen dort  für  die  Notwendigkeit  der  Staatsaufsicht  sprachen. 
Die  Kurzfristigkeit  der  Risiken  und  der  schnelle  Umsatz  im  See- 
versicherungsbetrieb verlangt  größte  Liquidität  der  Mittel,  und  daher 
kommt  die  Anhäufung  und  langfristige  Anlage  großer  Vermögens- 
werte, wie  sie  für  das  Lebensversicherungsgeschäft  charakteristisch 
sind,  hier  gar  nicht  in  Frage.  Die  Transportversicherungsunter- 
nehmungen spielen  für  das  Kreditwesen  des  Staates  keine  irgendwie 
ausgezeichnete  Rolle  vor  anderen  Handelsbetrieben.  Daher  kann  auch 
aus  Gründen  der  Kreditsicherheit  die  staatliche  Überwachung  der 
Transportversicherung  nicht  gefordert  werden. 

Endlich  ist  noch  hervorzuheben,  daß  die  Seeversicherung  in 
Deutschland  fast  ausschließlich  von  Aktiengesellschaften  betrieben 
wird.  Hier  kommen  nun  die  Publizitätsbestimmungen,  die  das  Handels- 
gesetzbuch   allgemein    für    Aktiengesellschaften    vorschreibt,    wirklich 
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zugunsten  der  Versicherungsnehmer  zur  Geltung.  Denn  der  ver- 
sicherte Kaufmann  und  noch  mehr  der  ihn  vertretende  Makler  kann 
aus  allem  ihm  zugänglich  gemachten  Material  Rückschlüsse  auf  die 
Leistungsfähigkeit  des  Unternehmens  ziehen;  der  Kursstand  der  Ver- 
sicherungsaktien gewährt  ihm  Anhaltspunkte,  vor  allem  aber  ver- 
mitteln ihm  die  Gesellschaftsberichte  und  Bilanzen  alle  Informationen, 
deren  er  zur  Handhabung  seiner  Assekuranzen  bedarf. 

So  sehen  wir  den  Versicherungsnehmer  in  der  Transportversiche- 
rung in  jeder  Weise  in  die  Lage  gesetzt,  seine  Interessen  gegenüber 
dem  Versicherer  selbst  zu  wahren.  Hier  ist  kein  wirtschaftlich 
Schwacher,  zu  dessen  Gunsten  der  Staat  eintreten  muß.  Mit  dem 
mangelnden  Schutzbedürfnis  aber  entfällt  dann  zugleich  die  rechtliche 
Grundlage  für  eine  staatliche  Einmischung  in  den  privatwirtschaft- 
lichen Betrieb  der  Seeversicherung. 

§8. 

Offenbare  Nachteile  einer  etwaigen  Staatsaufsicht  im  Bereich 

der  Seeversicherung. 

Die  Eigenart  des  Seeversicherungsgeschäftes  macht  jedoch  eine 
staatliche  Beaufsichtigung  nicht  nur  unnötig  und  ungerechtfertigt, 
sondern  sie  verträgt  auch  die  mit  einer  solchen  unweigerlich  ver- 
bundenen Hemmungen  nicht.  Das  Wirken  des  Seeversicherers  be- 
schränkt sich  nicht  auf  die  versicherungstechnische  Leitung  des  Be- 
triebes, vielmehr  ergeben  sich  für  ihn  eine  ganze  Reihe  weiterer 
geschäftlicher  Aktionen.  Dank  der  teilweise  schon  auf  Grund  inter- 
nationaler Übereinkommen  vorzüglich  organisierten  Tätigkeit  der 
Havariekommissare  und  Dispacheure  bewegt  sich  die  Schadensermitt- 
lung in  ziemlich  festen  Bahnen.  Die  Schadensregulierung  dagegen 
bietet  der  freien  kaufmännischen  Initiative  des  Versicherers  Spielraum 
genug.  Die  Verhandlungen  über  Bergung  und  Wiederherstellung 
havarierter  Schiffe  mit  Bergungsgesellschaften  und  Werften,  die  Dis- 
positionen betreffs  Einlagerung  und  Verkauf  beschädigter  Güter  bei 
Teilschäden,  besonders  aber  die  Verwertung  des  Provenüs  bei  Total- 
verlust und  Abandon  stellen  den  Seeversicherer  vor  Aufgaben,  die 
großes  kaufmännisches  Geschick  verlangen  und  deren  vorteilhafte 
Durchführung  für  die  Rentabilität  des  Seeversicherungsgeschäftes  von 
erheblicher  Bedeutung  ist. 

Daß  die  Handhabung  dieser  Angelegenheiten  staatlicher  Beauf- 
sichtigung nicht  unterliegen,  daß  der  Versicherer  hier  nicht  mit  ge- 
bundenen Händen  arbeiten  kann,  erhellt  ohne  weiteres.  Gerade  der 
Seeversicherer,  der  infolge  der  Risikolage  mit  so  vielen  unsicheren  Fak- 
toren zu  rechnen  hat,  muß  wenigstens  dafür  auch  die  Möglichkeit 
haben,  wie  jeder  andere  Kaufmann  die  geschäftlichen  Chancen  zur 
Sicherung  und  Verbesserung  seiner  finanziellen  Position  frei  auszu- 
nutzen.   Zudem  umspannt  der  Geschäftsbetrieb  des  Seeversicherers  den 
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ganzen  Erdball.  Wohin  der  Warenhandel  dringt,  dahin  muß  auch  die 
Seeversicherung  folgen.  In  allen  Weltteilen  laufen  die  Risiken  und 
ereignen  sich  die  Schadensfälle,  stets  muß  der  Seeversicherer  den  je- 
weiligen örtlichen  Bedürfnissen  und  Verhältnissen  in  weitestem  Um- 
fang Berücksichtigung  schenken,  und  nur  der  Besitz  der  hierzu  not- 
wendigen unbeschränkten  Elastizität  sichert  ihm  die  Konkurrenzfähigkeit 
auf  dem  Weltmarkt;  denn  da  die  ganze  Erde  das  natürliche  Arbeitsfeld 
jedes  Seeversicherers  ist,  so  setzt  auch  der  internationale  Wettbewerb 
auf  allen  Märkten  ein,  und  zwar  schärfer  denn  in  irgend  einem  anderen 
Versicherungszweige.  Der  Versicherungsnehmer  der  Personen-  und 
Sachschadenversicherung  hat  im  allgemeinen  eine  für  den  Privatmann 
durchaus  berechtigte  Scheu,  sich  bei  einem  ausländischen  Versicherer 
zu  versichern,  der  nicht  im  Inlande  zugelassen  ist  und  damit  auch  dort 
nicht  seinen  Gerichtsstand  hat.  Für  den  Kaufmann,  der  beständig  mit 
Ausländern  in  Geschäftsbeziehungen  steht,  fällt  dieser  Hinderungs- 
grund fort.  Der  Exporthandel  bevorzugt  zwar  an  sich  den  einheimischen 
Markt,  bieten  sich  jedoch  andernorts  bessere  Versicherungsgelegen- 
heiten, so  wird  er  sich  anstandslos  dieser  bedienen,  sofern  nicht  die 
inländischen  Versicherer  sofort  entsprechende  Möglichkeiten  schaffen. 
Eine  Beeinträchtigung  der  Anpassungsfähigkeit  wirkt  entwicklungs- 
feindlich und  gefährdet  bei  dem  internationalen  Charakter  des  See- 
versicherungsgeschäftes geradezu  seinen  Bestand.  Infolge  der  schon 
gekennzeichneten  engen  Beziehungen  zwischen  Seeversicherung  und 
Seehandel  ergibt  sich  daher  auch  aus  handelspolitischen  Gesichts- 
punkten die  Forderung,  von  jeder  staatlichen  Beschränkung  der  See- 
versicherung abzusehen. 

Daß  die  ganze  Geschäftslage  der  staatlichen  Beaufsichtigung  der 
Seeversicherung  große  sachliche  und  technische  Schwierigkeiten  be- 
reiten würde,  folgt  aus  allen  früheren  Ausführungen  von  selbst.  Doch  soll 
dieser  Umstand  nicht  zu  den  einer  Ausdehnung  der  Aufsichtspflicht 
prinzipiell  entgegenstehenden  Gründen  gezählt  werden.  Denn  in  dem 
Augenblick,  da  sich  eine  Beaufsichtigung  als  notwendig  erweisen  sollte, 
würden  auch  die  Schwierigkeiten  der  Durchführung  nicht  unüberwind- 
lich sein.  Die  Notwendigkeit  einer  Staatsaufsicht  hat  sich  bisher  von 
uns  nur  eben  nirgends  ergründen  lassen,  wohl  aber  die  unvermeidlichen 
schädlichen  Folgen  einer  solchen. 

Wir  haben  eingangs  unserer  Betrachtungen  erörtert,  daß  jeder 
Versicherungsvertrag  zunächst  dem  Schutz  privatwirtschaftlicher  Inter- 
essen dient,  darüber  hinaus  aber  gemeinwirtschaftliche  Funktionen 
erfüllt.  In  der  Personen-  und  den  großen  Zweigen  der  Sachschadens- 
versicherung gewinnt  der  volkswirtschaftliche  Faktor  so  große  Be- 
deutung, daß  sich  das  Eingreifen  des  Staates  als  Forderung  des  Ge- 
meinwohles ergibt  und  rechtfertigt.  Ganz  anders  in  der  Seeversiche- 
rung: Hier  sind  die  Versicherungsnehmer,  denen  die  staatliche  Beauf- 
sichtigung zugute  kommen  soll,  selbst  an  der  freiheitlichen  Entwicklung 
der  Seeversicherung  interessiert  und  durch  ihre  Sachkunde,  durch  die 


Staatsaufsicht  und  Transportversicherung.  jqo 

Beschaffenheit  der  Risiken,  die  Art  der  Geschäftsabwicklung  und  die 
starke  internationale  Konkurrenz  durchaus  imstande,  Selbstschutz  zu 
üben,  und  das  Vertragsverhältnis  zwischen  Versicherer  und  Versiche- 
rungsnehmer berührt  in  keiner  Weise  das  Gemeinwohl.  Jedoch  hat 
die  Gesamtheit  ein  Interesse  daran,  daß  die  Seeversicherung  als  Wirt- 
schaftszweig von  großer  handelspolitischer  Bedeutung  zu  ungehemmter 
Entfaltung  gelangt.  Und  hier  schließt  sich  der  Kreis:  das  Gedeihen 
der  Seeversicherung  gereicht  der  ganzen  Volkswirtschaft  zum  Vorteil. 
Die  Seeversicherung  kann  aber  nur  gedeihen  bei  voller  Bewegungs- 
freiheit, und  so  spricht  auch  der  Nutzen  der  Allgemeinheit  hier  nicht 
für,  sondern  gegen  die  Staatsaufsicht. 

Ich  möchte  nicht  unerwähnt  lassen,  daß  auch  in  der  Literatur,  die 
sich  mit  dem  allgemeinen  Verstaatlichungsproblem  im  Versicherungs- 
wesen beschäftigt,  die  privatwirtschaftliche  Sonderstellung  der  See- 
versicherung hervorgehoben  wird1.  Selbst  Adolf  Wagner,  der 
erste  und  einer  der  eifrigsten  Verfechter  eines  staatlichen  Versiche- 
rungsmonopols, räumt  ein:  „Die  Seeversicherung  wird  in  der  privat- 
wirtschaftlichen Organisation  am  ersten  noch  für  lange  verbleiben 
können2."  Die  Gründe  aber,  die  ins  Feld  geführt  werden,  um  darzutun, 
daß  der  Staatsbetrieb  im  Bereich  der  Seeversicherung  besonders  unge- 
eignet, unberechtigt  und  nachteilig  erscheint,  decken  sich  zum  großen 
Teil  mit  den  Erwägungen,  die  uns  zu  der  Ablehnung  einer  Beauf- 
sichtigung der  Seeversicherung  geführt  haben. 

§9. 

Entbehrlichkeit  und  Unzweckmäßigkeit  der  Staatsaufsicht  im  Bereich 

der  Landtransport-  und  Luftverkehrsversicherung. 

Alles  hinsichtlich  der  Seeversicherung  Gesagte  trifft  in  verstärk- 
tem Maße  für  die  Luftverkehrsversicherung  zu.  Die  ganzen  tech- 
nischen und  wirtschaftlichen  Unterlagen  dieses  Versicherungszweiges 
sind  erst  so  im  Entstehen  begriffen,  daß  der  spekulative  Geschäfts- 
charakter hier  noch  mehr  hervortritt  als  bei  der  Seeversicherung.  Daß 
auch  dieser  Versicherungszweig  seinem  Wesen  nach  international  ist, 
bedarf  keiner  weiteren  Erläuterung.  Die  für  die  Luftverkehrsversiche- 
rung schon  geschaffenen  oder  im  Entstehen  begriffenen  großen 
Organisationen  in  den  einzelnen  Ländern  —  besonders  sind  hier  die 
„Aviation  Insurance  Association"  in  London  und  der  skandinavische 


1  E.  Brück,  Denkschrift  über  die  Verstaatlichung-  des  Versicherungswesens.  Im  Auf- 
trage der  Handelskammern  Hamburg,  Lübeck,  Bremen  1919.  (Arch.  d.  S.  f.  Vwiss.),  vgl.  dazu 
auch:  E.  Brück,  Gegenwärtige  Rechtsfragen  auf  dem  Gebiete  der  internationalen  Transport- 
versicherung. „W.  A.",  14.  Bd.,  S.  544/46,  sowie:  O.  Prange,  Die  Sozialisierung  des  Ver- 
sicherungswesens. II.  Aufl.  Jena  1920.  S.  62;  v.  d  Borght,  Reichsversicherungsmonopol. 
Berlin  1919.  S.  86/88;  Hampke,  Die  Einwendungen  gegen  die  Verstaatlichung  der  Privat- 
versicherung, S.  11.    (Arch.  d.  S  f.  Vwiss.) 

2  A.Wagner,  Der  Staat  und  das  Versicherungswesen.    Tübingen  1881.  S.  53. 
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Luftversicherungspool  zu  nennen  '  —  streben  nach  planmäßiger  inter- 
nationaler Zusammenarbeit  zum  Zwecke  übereinstimmender  Behand- 
lung technischer  Angelegenheiten  und  einheitlicher  Regelung  allge- 
meiner Fragen  des  großen  neuen  Gebietes  der  Transportversicherung. 
Das  auf  Englands  Anregung  im  Mai  1919  von  der  Friedenskonferenz 
getroffene  Abkommen  über  den  internationalen  Luftverkehr  bahnt  hier 
bereits  die  Wege2.  Die  Versicherer  aber  bedürfen  zur  Handhabung 
dieses  jüngsten  und  risikoreichsten  Versicherungszweiges  erst  recht 
denkbar  größter  Aktionsfreiheit.  Hier  käme  die  Staatsaufsicht  am 
allerletzten  in  Frage. 

Für  die  Binnentransportversicherung  liegen  die  Dinge  ein  wenig 
anders.  Die  Nachteile  einer  Staatsaufsicht  würden  hier  nicht  so  groß 
sein.  Infolge  der  natürlichen  engeren  Begrenzung  von  Gefahrenkreis 
und  örtlichem  Bereich  gestaltet  sich  das  Geschäft  weniger  spekulativ. 
Eine  Anpassung  an  ausländische  Verhältnisse  kommt  nicht  in  Be- 
tracht, die  Rücksicht  auf  den  internationalen  Wettbewerb  entfällt  fast 
völlig.  So  tritt  auch  das  Erfordernis  der  Elastizität  etwas  zurück.  Das 
Bedürfnis  nach  staatlichem  Schutz  ist  in  der  Regel  jedoch  auch  in  der 
Binnentransportversicherung  nicht  gegeben.  Auch  hier  sind  die  Ver- 
sicherungsnehmer meist  Kaufleute,  die  Risiken  kurzfristig  und  nicht 
existenzbedrohend.  Die  Vermittlungstätigkeit  des  Maklers  scheidet 
allerdings  im  allgemeinen  aus,  aber  bei  der  größeren  Einfachheit  der 
ganzen  Sachlage  sind  die  Versicherungsnehmer  bereits  durch  ihre 
Sachkunde  und  die  Beschaffenheit  der  Risiken  in  gleicher  Weise  hin- 
länglich zum  Selbstschutz  befähigt  wie  die  Versicherungsnehmer  im 
Bereich  der  Seeversicherung.  Somit  ist  auch  hier  die  Vorbedingung 
für  ein  Eingreifen  des'  Staates  nicht  gegeben. 

Unsere  Untersuchung,  ob  die  privatwirtschaftlichen  und  volks- 
wirtschaftlichen Voraussetzungen,  welche  die  Staatsaufsicht  in  den  ihr 
bereits  unterstellten  Zweigen  des  Versicherungswesens  notwendig 
machen,  im  allgemeinen  auch  für  die  Transportversicherung  zutreffen, 
hat  demnach  bisher  sowohl  für  die  See-  und  Luftverkehrsversicherung 
als  auch  für  die  Binnentransportversicherung  zu  einem  negativen  Er- 
gebnis geführt.  Wir  haben  damit  zugleich  die  Umstände  gekenn- 
zeichnet, welche  von  den  Gegnern  der  Staatsaufsicht  im  Bereich  der 
Transportversicherung  mit  Erfolg  geltend  gemacht  wurden s  und  den 
deutschen  Gesetzgeber  bei  Erlaß  des  Versicherungsaufsichtsgesetzes 
bestimmten,  den  Transportversicherungsunternehmungen  die  nach- 
gesuchte Befreiung  von  allen  verwaltungsrechtlichen  Beschränkungen 
zuzugestehen  *. 


1  C.  Leschke-Saenger,   a.  a.  O-,  S.  146*  u.  157*,    sowie  S.  49*;    ferner  Norsk  For- 
sikrings  Aarbok  1919:  Den  Nordiske  Pool  for  Luftfartforsikring.    S.  71*. 

2  Mitt.  d.  I.  T.  V.  V.    August  1919,  S.  69. 

3  Vgl.  §  I.    S.  79,  Anm.  1  u.  2. 

4  Begründung  zum  VAG.,   a.  a.  O.,  S.  49;  Moldenhauer,   a.  a.  O.,  S.  64  f.;  Hager, 
a.  a.  O.,  S.  56. 
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III. 

§  10. 

Das   Problem  der  Eisenbahngüter-Transportversicherung 

in  Deutschland. 

Es  bleibt  nun  die  Frage  zu  erörtern,  ob  sich  etwa  im  Laufe  der 
Jahre  auf  dem  deutschen  Transportversicherungsmarkte  bzw.  im 
Welttransportversicherungsgeschäft  Entwicklungen  vollzogen  haben, 
welche  heute  eine  wenigstens  teilweise  weitere  Ausdehnung  der 
staatlichen  Regelung  geboten  erscheinen  lassen. 

Viel  besprochen  sind  in  Deutschland  die  Veränderungen,  die 
sich  in  letzter  Zeit  in  der  Binnentransportversicherung  ereigneten, 
und  zwar  handelt  es  sich  vor  allem  um  die  Versicherung  der  Eisen- 
bahngütertransporte, die  unter  den  besonderen  Verhältnissen  des 
Krieges  und  der  Nachkriegszeit  schnell  an  Ausdehnung  und  Be- 
deutung gewann.  Angesichts  der  auf  psychologische,  politische  und 
wirtschaftliche  Ursachen  gleichermaßen  zurückzuführenden  Verkehrs- 
unsicherheit gegenüber  der  vermehrten  Zahl  und  gesteigerten 
Intensität  der  Gefahren  reichte  die  gesetzliche  Eisenbahnhaftung, 
welche  vor  allem  höhere  Gewalt  generell  ausschloß,  für  den  Güter- 
interessenten nicht  mehr  aus.  Dies  war  um  so  mehr  der  Fall,  als  die 
Eisenbahn,  der  aus  ihrer  Haftung  aus  den  gleichen  Ursachen  eine 
zunehmend  schwere  finanzielle  Belastung  erwuchs,  beständig  bemüht 
war,  den  Bereich  ihrer  Haftung  weiter  und  weiter  einzuengen1.  Diese 
Bestrebungen  der  Eisenbahn,  welche  Tagespresse,  Fachliteratur  2  und 
Rechtsprechung3  im  Laufe  der  letzten  Jahre  besonders  eifrig  be- 
schäftigen, sind  für  die  weitere  Gestaltung  der  Binnentransport- 
versicherung   von    aktuellster    Bedeutung.      Nach    den    Vorschlägen, 

1  Ausführungsbestimmungen  der  Eisenbahn  zu  §  54  (2)  B.  1,  EVO.  Neue  Tarifbestim- 
mungen für  den  Frachtgutverkehr  ab  1.  März  1919.  Deutscher  Reichs-  und  Preuß.  Staats- 
anzeiger Nr.  40.  17.  Febr.  1919,  6.  Beil.  72  932 ;  entsprechende  Änderung  für  Gepäck-  und 
Expreßgutverkehr  ab  15.  Dez.  1919.     (S.  Ztschr.  f.  Vw.  Nr.  36.    8.  Sept.  1920,  S.  342.) 

2  Unter  vielen  anderen  Abhandlungen  siehe  zB.  :  Senkpiehl,  Die  Haftungs- 
beschränkungen für  Kostbarkeiten.  „Das  Recht".  Nr.  21/22.  10.  Nov.  1919,  S.  364;  Ders., 
Kostbarkeiten  im  Frachtrecht.  Hans.  R.  Z.  Nr.  22/23.  1.  Dez.  1921,  Sp.  938;  E.  Durst, 
Die  neuen  Haftungsbeschränkungen  der  Eisenbahn  für  Kostbarkeiten  ungültig.  Ztschr.  f. 
Vw.  Nr.  2.  14.  Jan.  1920,  S.  16;  C.  Wolf,  Die  formelle  und  materielle  Rechtsgültigkeit  der 
sog.  Kostbarkeitsklausel  der  Eisenbahn.  Ztschr.  f.  Vw.  Nr.  49.  8.  Dez.  1920,  S.  470; 
C.  Günther,  Weitere  Beschränkung  der  Güterhaftpflicht  der  Eisenbahn?  „Vers.-Agent" 
Nr.  15.  1.  Aug.  1920,  S.  79;  Die  Güterversicherung  der  Eisenbahn.  „Vers.-Agent"  Nr.  20. 
15.  Okt.  1920,  S.  111.  Wiedergabe  eines  Telegrammes  des  deutschen  Transportversicherungs- 
vereins an  Reichsverkehrsminister  und  Tarifkommission  in  Sachen  Eisenbahngüter- 
versicherung; E.  Pietzcker,  Kostbarkeiten  im  Frachtrecht.  Hans.  R.  Z.  Nr.  2. 
15.  Jan.  1921,  Sp.  81;  Bossert,  Verkehrs-  und  Versicherungswesen.  „Deutsche  Allg.  Ztg." 
Nr.  199.  29.  April  1922. 

3  Unter  vielen  anderen  Angaben  siehe  z  B. :  „Das  Recht".  1919.  Nr.  138,  RG.  I,  150/18, 
Urt.  v.  9.  Nov.  1918;  Nr.  1663,  RG.  I,  214/18,  Urt.  v.  16.  April  1919.  Kurz,  Haftung  der  Eisen- 
bahn für  Kostbarkeiten.  Ztschr.  f.  Vw.  Nr.  36.  8.  Sept.  1920,  S.  342.  Vgl.  die  dort  ange- 
führte  Rechtsprechung.  C.  Günther,  „Kostbarkeiten"  im  Bahnfrachtrecht.  „Vers.-Agent" 
Nr.  20.  15.  Okt.  1920,  S.  112.  Zusammenstellung  von  Urteilen  zugunsten  der  Eisenbahn. 
Grundlegende  Entscheidung  des  Reichsgerichts  v.  9.  Okt.  1920.  „Vers.-Agent".  Nr.  1. 
1.  Jan.  1921,  S.  3.  „R.  G.  E.  Z."  1922,  Bd.  104,  Heft  1,  S.  6,  R.  G.  I  213/21.  Urt.  v.  24.  Jan.  1922: 
„Kann  die  Eisenbahn  durch  Tarifbestimmung  ihre  Haftung  für  den  Verlust  von  Kostbar- 
keiten auf  einen  Höchstbetrag  beschränken?" 


jj2  Clara Leschke-Saenger, 

welche  die  ständige  Tarifkommission  einer  im  Herbst  1920  in  Berlin 
unter  dem  Vorsitz  des  Reichsverkehrsministers  abgehaltenen  Ver- 
sammlung von  Eisenbahnsachverständigen  und  Vertretern  aller 
Interessentenkreise  über  die  Neuordnung  der  Gütertarife  machte1, 
zielt  die  Eisenbahn  darauf  hin,  eine  gesetzliche  Änderung  zu  erwirken, 
die  das  Eisenbahnfrachtrecht  seines  zwingenden  Charakters  entkleidet 
und  der  Eisenbahn  damit  die  Regelung  ihrer  Haftung  völlig  freigibt. 
Im  Interesse  der  Versender  sollte  dann  eine  obligatorische,  staatliche 
Eisenbahngüterversicherung  eingeführt  werden,  die  möglicherweise 
nach  Art  der  fakultativen  Reisegepäckversicherung  ausgestaltet  werden 
wird 2.  Näheres  über  die  geplante  Organisation  ist  seinerzeit  nicht  be- 
kannt 3  geworden.  Dieses  Projekt  löste,  selbst  unter  der  Voraussetzung, 
daß  es  unter  Beteiligung  der  Privatversicherung  verwirklicht  werden 
sollte,  in  vieler  Hinsicht  ernsteste  Bedenken  aus  4r  deren  Darlegung 
jedoch  über  den  Rahmen  dieser  Arbeit  hinausgehen  würde.  Hier 
kann  es  sich  vielmehr  nur  darum  handeln,  die  Folgerungen  zu  kenn- 
zeichnen, welche  sich  aus  der  Verwirklichung  dieses  Planes  für  die 
Frage  der  Staatsaufsicht  in  der  Binnentransportversicherung  ergeben 
würden.  Zweck  der  Staatsaufsicht  ist  stets  der  Schutz  der  Versiche- 
rungsnehmer. Auch  eine  Verstaatlichung  kann  auf  das  gleiche  Ziel 
gerichtet  sein  und  unter  solchen  Umständen  wäre  eine  Erwägung,  an 
Stelle  der  beabsichtigten  Verstaatlichung  zu  dem  minder  einschneiden- 
den Mittel  der  Staatsaufsicht  zu  greifen,  wohl  angebracht.  Dies  ist 
unter  den  heutigen  Verhältnissen  aber  nicht  der  Fall;  denn  die  in 
Vorschlag  gebrachte  Einführung  einer  staatlichen  obligatorischen 
Eisenbahngüterversicherung  kennzeichnet  sich  keineswegs  als  Schutz- 
aktion zugunsten  der  Versicherungsnehmer,  sondern  wurde  bekannter- 
maßen vornehmlich  aus  tarifarischen  Rücksichten  verfolgt,  und  von 
mancher  Seite  überhaupt  nicht  als  Versicherung,  sondern  lediglich  als 
verkappte   Tariferhöhung   angesprochen5.     Die   Verstaatlichung   zielt 


i  „Deutsche  Allg.  Ztg.",  Berlin.  Nr.  472.  25.  Sept.  1920.  „Haftung-  und  Versicherung-  im 
Güterverkehr".  Bericht  über  die  Eisenbahntagung  im  Preuß.  Abgeordnetenhaus  am 
23.  Sept.  1920.  Vgl  hierzu:  Mitt  d.  HK  ,  Berlin.  März  1920.  Nr.  3,  S.  112.  Wiedergabe  der 
Beschlüsse  der  ständigen  Tarifkommission  u.  d.  Ausschusses  am  11.,  12.  Febr.  1920  in 
Weimar;  E.  Durst,  Verstaatlichung  der  Transportversicherung?.  Hans.  R.  Z  Nr.  10. 
1.  Okt.  1920,  Sp  574.  Wiedergabe  der  Beschlüsse  der  Vollversammlung  der  ständigen  Tarif- 
kommission am  8./9.  Juli  1920  in  Hildesheim. 

2  Mitt.  d.  HK,  Berlin.  Okt.  1918.  Nr.  10,  S.  337;  Dez.  1918.  Nr.  12,  S.  406:  „Versicherung 
von  Reisegepäck". 

3  Adolf  Levi,  Werttarifierung  und  obligatorische  Versicherung  der  Eisenbahn- 
gütertransporte. Denkschritt  1919.  (Arch.  d.  S.  f.  Vwiss.) ;  O.  Prange,  Die  Soziali- 
sierung des  Versicherungswesens.    II  Aufl.  Jena  1920.  S.  62  ff. 

*  Senkpiehl,  a.  a.  O.,  S.  364.  Vgl.  auch  die  Aufsätze  „Wertzuschlae  statt  Gütertarif- 
erhöhung", Industrie-  u.  Handels-Ztg.  Nr.  294.  27.  Dez.  1920,  von  Goudefroy-  Frankfurt; 
von  Niemack- Berlin,  „Deutsche  Allg.  Ztg.",  Berlin.  Nr  12.  8.  Jan.  1921;  ebenda  Nr.  103. 
13.  März  1921,  von  Thi es  -  Hamburg,  und  Ztschr.  f.  Vw.  Nr.  6.  9.  Feb.  1921:  „Wertzuschlag  u. 
staatl.  Güterversicherung";  ferner:  Goudefroy,  Reform  des  Gütertarifs,  Industrie-  u. 
Handels-Ztg.  Nr.  268.  15.  Nov.  1921,  u.  Nr.  279.  29  Nov.  1921;  und  hierzu:  Born,  Einzel- 
warenwert im  Eisenbahngütertarif;  ebenda  Nr.  271.  19.  Nov.  1921. 

5  Vgl  „Hamb  Corresp."  Nr.  70,  11.  Febr  1921:  Die  Hanseat.  Handelskammern  zur  Ein- 
schränkung der  Haftungspflicht  der  Eisenbahn. 
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hier  also  auf  etwas  ganz  anderes  als  eine  Staatsaufsicht  bieten  soll 
und  kann.  Für  die  Einführung  der  staatlichen  Eisenbahngüter- 
versicherung ist  es  daher  gleichgültig,  ob  die  Staatsaufsicht  im  Be- 
reiche der  Binnentransportversicherung  besteht  oder  nicht  besteht, 
bestanden  hat  oder  eingesetzt  wird. 

Umgekehrt  dagegen  werden  die  Erwägungen  über  die  Aus- 
dehnung der  Staatsaufsicht  auf  die  Binnentransportversicherung  sogar 
sehr  wesentlich  davon  beeinflußt,  ob  die  angeregte  Verstaatlichung 
zur  Durchführung  gelangt  oder  nicht.  Eine  im  Einvernehmen  oder 
gar  unter  Mitwirkung  der  Eisenbahn  monopolartig  betriebene,  mit 
Versicherungszwang  ausgestattete  Eisenbahngüterversicherung  würde 
—  selbst  bei  einer  Ausdehnung  der  Staatsaufsicht  auf  die  gesamte 
Transportversicherung  —  doch  nicht  unter  die  Staatsaufsicht  fallen, 
da  eine  solche  Organisation  nicht  mehr  den  Charakter  einer  privaten 
Unternehmung  tragen,  und  somit  auch  außerhalb  des  gesetzlichen 
Bereichs  des  Versicherungsaufsichtsgesetzes  stehen  würde1.  Würde 
also  der  Verstaatlichungsplan  in  die  Tat  umgesetzt,  so  würden  damit 
alle  weiteren  Diskussionen  über  die  Staatsaufsicht  in  der  Binnen- 
transportversicherung gegenstandslos. 

Schon  Anfang  des  Jahres  hat  die  Eisenbahn  diesen  Plan  wieder 
aufgenommen 2,  und  neuerdings  ist  den  Organisationen  der  wirtschaft- 
lichen Interessenvertretungen  ein  Entwurf 3  zur  Stellungnahme  unter- 
breitet, demzufolge  die  Eisenbahn  ihre  Haftung  im  Güterverkehr  ge- 
nerell auf  80  M.  Rohgewicht  beschränkt  und  nur  bei  Wertdeklarie- 
rung  gegen  besondere  Gebühr  die  Haftungsgrenze  auf  den  de- 
klarierten Betrag  erhöht.  Doch  gleichviel,  wie  die  künftige  Rege- 
lung getroffen  wird,  für  die  Frage,  wie  die  Ausdehnung  der 
Staatsaufsicht  auf  die  Binnentransportversicherung  heute  zu  be- 
urteilen ist,  ist  jedenfalls  von  der  gegenwärtigen  Sachlage  aus- 
zugehen, daß  die  gesetzliche  Eisenbahnhaftung  zwar  rechtlich  in 
Kraft  ist,  aber  wirtschaftlich  angesichts  der  herrschenden  Ver- 
kehrsunsicherheit die  Güterinteressenten  doch  nicht  in  vollem  Um- 
fang sicherstellt.  Praktisch  steht  es  heute  allerdings  so,  daß  nicht  nur 
der  Kaufmann,  sondern  fast  jeder  gelegentliche  Versender  von  Eisen- 
bahngütern diese  unter  Versicherungsschutz  zu  bringen  sucht.  Wir 
können  uns  demnach  der  Tatsache  nicht  verschließen,  daß  der  Kreis 
der  Versicherungsnehmer  ein  viel  weiterer  geworden  ist  und  infolge- 
dessen die  Annahme,  daß  die  Versicherungsnehmer  durchweg  ge- 
schäftskundig seien,    nur    bedingt    zutrifft.     Für    den  Kreis  der  nicht 


1  Vgl.  Manes-Hagen,  a.  a.  O.,  S.  ?4.    Anm  3  zu  §  1. 

'-'  „Hambg\  Corresp."  Nr.  38.  23  Jan.  1922:  Neuregelung  der  Haftpflicht  der  Eisenbahnen. 

3  Die  Fassung  des  Entwurfes  entkräftet  nicht  die  erwähnten  erheblichen  Bedenken. 
Die  vorgesehenen  Gebührensätze  übersteigen  die  bei  Privatversicherungsunternehmungen 
üblichen  Prämien,  selbst  bei  Berücksichtigung  des  jenen  bisher  gegen  die  Eisenbahn  zu- 
stehenden Rückgriffrechtes.  Für  deklarierte  Güter  soll  sich  die  Haftung  der  Eisenbahnen 
allerdings  dann  auch  auf  Schäden  infolge  höherer  Gewalt  erstrecken,  ausgeschlossen  aber 
bleibt  z.  B.  die  Haftung  für  Ausfuhrschäden,  welche  die  privaten  Versicherungsgesellschaften 
ebenfalls  regelmäßig  einzuschließen  pflegen. 
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geschäftskundigen  Versicherungsnehmer  handelt  es  sich  erstens  um 
die  Versicherung  von  Reisegepäck,  zweitens  von  Expreßgütern, 
drittens  von  Frachtgut.  Für  Versicherungen  der  letztgenannten  Art 
ist  zu  beachten,  daß  der  Versand  von  Frachtgütern  meist  durch  Ver- 
mittlung eines  Spediteurs  erfolgt,  und  dieser,  der  sogar  über  besondere 
Sachkunde  verfügt,  dann  ebenfalls  den  Versicherungsvertrag  abzu- 
schließen pflegt.  Auf  diese  Weise  erscheinen  somit  die  Interessen 
auch  des  geschäftsunkundigen  Versenders  hier  hinlänglich  gewahrt. 
Bei  der  Versicherung  von  Reisegepäck  und  Expreßgut  kann  aus  der 
allgemeinen  Risikolage  die  Notwendigkeit  der  Staatsaufsicht  auch 
nicht  ohne  weiteres  gefolgert  werden.  Die  Risiken  sind  kurzfristig, 
durchschnittlich  nicht  allzu  beträchtlich  und  fast  niemals  existenz- 
bedrohend; der  Gefahrenkreis,  der  von  der  gesetzlichen  Eisenbahn- 
haftung nicht  gedeckt  wird,  ist  ferner  durchaus  nicht  so  groß  wie  in 
Laienkreisen  meist  angenommen  wird1.  Die  Zahl  nicht  geschäfts- 
kundiger Versender  von  Reisegepäck  und  Expreßgut  von  existenz- 
wesentlichem Wert  wird  kaum  so  namhaft  sein,  um  daraus  ein 
allgemeines  Bedürfnis  nach  staatlichem  Eingreifen  abzuleiten.  Man 
könnte  noch  hinzufügen,  daß  die  von  der  Eisenbahnverwaltung  auf 
Grund  des  Abkommens  mit  der  Europäischen  Güter-  und  Reisegepäck- 
Versicherungs  -  Aktiengesellschaft  organisierte  Reisegepäck-  und 
Expreßgutversicherung 2  die  Staatsaufsicht  vollends  unnötig  macht. 
Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  näher  zu  untersuchen,  ob  die  seitens  der 
Eisenbahnverwaltung  gebotenen  Versicherungsmöglichkeiten  sich 
wirtschaftlich  tatsächlich  für  den  Versicherungsnehmer  empfehlen 8; 
sie  bieten  ihm  allerdings  die  Garantie  unbedingt  zuverlässiger  Fun- 
dierung des  Versicherungsschutzes  *  und  durch  den  halb  offiziellen 
Charakter  der  ganzen  Institution  die  sichere  Gewähr  ordnungsmäßiger 
Regulierung  im  Schadensfall.  Mithin  sind  in  der  Tat  gerade  die  An- 
forderungen erfüllt,  auf  welche  die  Staatsaufsicht  abzielt,  und  das  Vor- 
handensein dieser  behördlicherseits  geschaffenen  Versicherungs- 
organisationen verstärkt  daher  die  Argumente,  welche  auch  heute  für 
die  Entbehrlichkeit  der  Staatsaufsicht  in  der  Eisenbahngüterversiche- 
rung sprechen. 

Im  übrigen  Bereich  der  Binnentransportversicherung  haben  sich 
in   Deutschland   keinerlei   Veränderungen   vollzogen,    die    neuerdings 


i  Mitt.  der  HK  ,  Berlin.  Nr  9.  Sept.  1920,  S.  267 :  .„Empfiehlt  es  sich,  sein  Gepäck  auf  der 
Eisenbahn  noch  besonders  zu  versichern?" 

2  Vgl.  S.  112,  Anm.  2. 

3  Vgl.  Anm.  1;  ferner  Ztschr.  f.  Vw.  Nr.  11.  20.  März  1918,  S.  72 :  Bemühungen  der 
Europäisch.  Güter-  u.  Reisegepäck-Vers.-A.-G.  um  Einführung  d.  Markenversicherung  an 
den  Gepäckabfertigungsstellen  der  deutschen  Eisenbahnverwaltung  vor  dem  Kriege  abge- 
lehnt, weil  bei  der  gesetzlichen  Eisenbahnhaftung  kein  Bedürfnis  nach  derartigem  Versiche- 
rungsschutz vorläge. 

*  „Dtsch.  Allg.  Ztg.",  Berlin.  Nr.  349.  21.  Juli  1920.  Nahe  Beziehungen  d.  Europäischen 
Güter-  u.  Reisegepäck-Vers.-A.-G.  in  Berlin  zur  Münchner  Rückversicherungsgesellschaft. 
Siehe  dazu  auch  d  Bekanntm.  d.  Eisenbahndirektion  über  d.  Versicherung  d.  Reisegepäcks, 
bzw.  d.  Expreßguts  an  den  Gepäckabfertigungsstellen  v.  29.  Juli  1920. 
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eine  andere  Stellungnahme  zur  Frage  der  staatlichen  Beaufsichtigung 
für  die  Binnentransportversicheru-ng  bedingen  könnten,  als  bei  Erlaß 
des  Versicherungsaufsichtsgesetzes.  Selbst  wenn  sich  aber  heute  die 
staatliche  Beaufsichtigung  hier  als  wünschenswert  oder  gar  als  er- 
forderlich erwiesen  hätte,  so  würde  dies  noch  keineswegs  Grund  genug 
sein,  um  die  Aufsichtsfreiheit  der  gesamten  Transportversicherung  zu 
beseitigen.  Tatsächlich  jedoch  verhält  es  sich  so,  daß  in  den  vielen 
Erörterungen  über  die  Ausdehnung  der  Staatsaufsicht  auf  die  Trans- 
portversicherung einerseits  und  über  die  Verhältnisse  der  Binnen- 
transportversicherung andererseits,  die  Notwendigkeit  der  Staatsauf- 
sicht speziell  für  die  Binnentransportversicherung  —  so  viel  mir  be- 
kannt und  erfindlich  —  nirgends  behauptet  oder  ernstlich  in  Erwägung 
gezogen  worden  ist. 

§  n. 

Die  starke  Gründungstätigkeit  auf  dem  deutschen  Transport- 
versicherungsmarkte. 

Ganz  andere  Momente  sind  es,  die  in  Deutschland  gegenwärtig 
die  Frage  einer  Ausdehnung  der  Staatsaufsicht  auch  auf  die  Trans- 
portversicherungsunternehmungen akut  werden  lassen.  Sie  kenn- 
zeichnen sich  durchweg  als  Folgeerscheinungen  der  gesamten  wirt- 
schaftlichen Lage  und  lassen  sich  in  ganz  ähnlicher  Weise  auch  auf 
den  wichtigsten  ausländischen  Versicherungsmärkten  feststellen1. 
Dort  wie  hier  haben  sie  einen  gesteigerten  Konkurrenzkampf  hervor- 
gerufen, der  auf  dem  deutschen  Markt  in  dreifacher  Form  geführt 
wird,  nämlich  einmal  seitens  der  aufsichtspflichtigen  Versicherungs- 
betriebe gegen  die  aufsichtsfreien  Transportversicherungsunter- 
nehmungen, ferner  seitens  der  alten  Transportversicherungsgesell- 
schaften gegen  die  zahlreichen  Neugründungen  dieser  Branche,  end- 
lich seitens  der  inländischen  gegen  die  ausländischen  Transport- 
versicherungsanstalten. 

Die  bemerkenswerteste  Erscheinung  im  Bereich  der  Transport- 
versicherung ist  die  große  Zahl  von  Neugründungen.  Die  erhöhte 
Gründungstätigkeit  hat  nicht  nur  auf  dem  deutschen,  sondern  auch 
auf  den  Versicherungsmärkten  der  anderen  Länder  eingesetzt2  und 
beschränkt  sich  auch  nicht  ausschließlich  auf  Transportversicherungs- 
betriebe ',  immerhin  überwiegen  diese  unter  den  neugegründeten  Ge-  . 
Seilschaften  bei  weitem. 


1  „Schiff. -Ztg.",  Hamburg.  Nr.  87.  2.  Okt.  1920.  Tagung  des  Internationalen  Transport- 
versicherungsverbandes. Geschäftsbericht  des  Ausschusses  für  die  Generalversammlung 
am  24./25.  Sept.  1920  in  Baden-Baden,  8.  Sept.  1910. 

2  Siehe  Anm.  1. 

3  „Frankf.Ztg."Nr.962.  29.Dez.  1920 :  Versicherungsgewerbe ;  A.  Man  es,  Neue  Lösungen 
und  Aufgaben  der  Versicherung;  „Technik  u.  Wirtschaft",  Berlin.  Nr  5.  Mai  1921  :  „Der 
größte  Teil  der  neuen  Gesellschaften  betreibt  aufsichtsfreie  Versicherungszweige,  nämlich 
Transport-  U.Rückversicherung;  aber  auch  die  Zahl  der  Gesellschaften,  die  aufsichtspflichtige 
Zweige  pflegen,  vor  allem  die  Feuerversicherung,  hat  erheblich  zugenommen";  „Köln.  Ztg.". 
Nr.  121a.  16.  Feb.  1922:  Gründungstaumel  und  Prämienbemessung  in  der  Feuerversicherung. 
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Der  erste  Anstoß  zu  dieser  Entwicklung  ist  als  ein  ganz  natür- 
licher und  gesunder  anzusprechen  und  erstens  in  der  mit  Kriegs- 
beginn eintretenden  Störung  der  auswärtigen  Versicherungsverbin- 
dungen, sowie  in  einem  tatsächlich  gesteigerten  Bedarf  an  Versiche- 
rungsschutz zu  suchen.  Die  nordamerikanische  Presse  z.  B.  brachte 
nach  dem  Eintritt  Amerikas  in  den  Weltkrieg  mehrfach  Hinweise,  in 
denen  die  Gründung  neuer  Transportversicherungsunternehmungen 
als  volkswirtschaftliche  Notwendigkeit  bezeichnet  und  eifrigst  befür- 
wortet wurde1.  Im  gesamten  Ausland  machte  sich  die  zunehmende 
Versicherungsnachfrage  schon  während  des  Krieges  in  Verbindung 
mit  der  Deckung  des  Kriegsrisikos  in  der  Seeversicherung  bemerkbar. 
Hier  trat  zunächst  meist  der  Staat  in  die  Lücke.  Aber  gerade  in  den 
Ländern,  welche  eine  staatliche  Kriegsmolestversicherung  in  der 
Weise  ausgebildet  hatten,  daß  der  Staat  vorwiegend  als  Rück- 
versicherer fungierte  2,  fanden  nun  im  Schutze  der  staatlichen  Finan- 
zierung viele  Gründungen  von  Seeversicherungsunternehmungen 
kleinen  Stiles  statt.  (So  besonders  in  Norwegen,  Holland,  Japan,  den 
Vereinigten  Staaten;  allerdings  auch  in  England,  das  eine  rein  staat- 
liche Kriegsversicherung  organisiert  hatte.) 

Auch  in  Deutschland  wurde  in  den  ersten  Kriegsjahren  die  Aus- 
gestaltung des  Versicherungsmarktes  von  kompetenter  Seite  gefördert 
und  befürwortet3.  Schon  im  Frühjahr  1917  konnte  eine  nicht  unbe- 
deutende Vermehrung  der  Versicherungsgelegenheiten  festgestellt 
werden  \  Altbekannte  Transportversicherungsanstalten  (wie  z.  B.  die 
Berliner  Land-  und  Wasser-Transport-A.-G.,  der  deutsche  Lloyd  in 
Berlin,  die  deutsche  Versicherungsgesellschaft  in  Bremen)  hatten  be- 
trächtliche Kapitalerhöhungen  vorgenommen;  namhafte  Gesellschaften, 
die  vorher  nur  in  anderen  Versicherungszweigen  gearbeitet  hatten, 
begannen  ihre  Tätigkeit  nun  ebenfalls  mit  auf  die  Transportversiche- 
rung zu  erstrecken  (so  der  „Nordstern"-Konzern,  so  die  „Securitas", 
die  zur  Aufnahme  des  Seeversicherungsgeschäfts  sogar  ihren  Sitz  von 
Berlin  nach  Bremen  verlegte);  in  Stettin  („Atlantic")  und  Lübeck 
(„Lübecker  Transport-Versicherungsgesellschaft")  waren  bereits  neue 
Unternehmungen  ins  Leben  gerufen.  Alle  diese  gegen  Mitte  des 
Krieges  in  der  Transportversicherung  erfolgenden  Aktionen  ent- 
sprangen aber  nicht  einem  damals  etwa  schon  hervortretenden  Be- 
dürfnis,  sondern   kennzeichnen   sich   lediglich   als   Maßnahmen   plan- 


1  H.  W.  Ives,  Marine  and  War  Risk  Insurance.  „American  Industries".  Nr.  12. 
Juli  1917;  „Journal  of  Commerce",  New  York.  Nr.  7450.  21.  Dez.  1917;  Nachr.  d.  Auslands- 
presse, Berlin.  Nr.  64.  19.  Okt.  1917,  nach  „Lloyd's  List".  5.  Okt.  1917. 

2  Vgl.  die  Übersicht  i.  d.  Witt.  d.  I  T.V.V  1915,  S  92-85;  Man  es,  Versicherungsstaats- 
betrieb im  Ausland,  S.  75-84. 

3  Vgl.  hier  z.  B. :  „Hansa"  (Deutsche  Nautische  Zeitschrift,  Hamburg).  Nr  25.  19.  Juni 
1915,  S.  289:  „Seeversicherung";  „Hamb.  Corresp."  Nr.  120.  7.  März  1917:  „Versicherungs- 
wissenschaftliche  Probleme";  E.  Brück,  Die  Neuorientierung  in  der  Transportversiche- 
rung.   „Norddeutsche  Allg.  Ztg.",  Berlin.  Nr.  467.  12.  Sept.  1918 

*  „Hansa".  Nr.  12.  24.  März  1917,  S.  176:  „Ausgestaltung  des  deutschen  Transportver- 
sicherungswesens." 
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mäßiger  Vorsorge  für  eine  nach  Beendigung  des  Krieges  mit  Sicher- 
heit zu  erwartende  vermehrte  Nachfrage;  ging  doch  allgemein  das 
Streben  dahin,  dem  dann  wiedererwachenden  deutschen  Handel  die 
Möglichkeit  zu  schaffen,  hinfort  auch  für  alle  die  Risiken,  die  früher 
im  Ausland  untergebracht  werden  mußten,  auf  dem  deutschen  Ver- 
sicherungsmarkte Deckung  zu  finden.  Es  ist  erklärlich,  daß  eine  auf 
so  weitschauende  Erwägungen  gestützte  Bewegung  nicht  in  die  breiten 
Massen  drang,  sondern  sich  auf  den  engen  Kreis  der  erfahrensten 
und  bestfundierten  deutschen  Versicherungskonzerne  beschränkte. 
Hierin  liegt  aber  auch  zugleich  der  Grund  dafür,  daß  diese  Periode  — 
im  ausgesprochenen  Gegensatz  zu  der  späteren  eigentlichen 
Gründungszeit  —  einen  so  absolut  gesunden  und  zuverlässigen 
Anstrich   hat. 

Eine  vermehrte  Nachfrage  nach  Versicherungsschutz  ergab  sich 
in  Deutschland  in  der  Tat  gleich  nach  dem  Waffenstillstand,  als  die 
Wiederaufnahme  des  Handels,  durch  den  niedrigen  Stand  der  deut- 
schen Valuta,  zu  einer  lebhaften  Ausfuhr,  dem  sog.  „Ausverkauf", 
deutscher  Waren  ins  Ausland  führte,  und  zwar  ließ  das  mit  der  Geld- 
entwertung einhergehende  zunehmende  Anschwellen  aller  Waren- 
preise, die  unter  Deckung  zu  bringenden  Versicherungswerte  zu  so 
außerordentlicher  Höhe  anwachsen,  daß  die  Aufnahmefähigkeit  des 
deutschen  Versicherungsmarktes,  trotz  der  im  Laufe  des  Krieges  er- 
fahrenen Stärkung,  solchen  Ansprüchen  gegenüber  nicht  ausreichte. 
Daß  diese  Hochkonjunktur  im  Transportversicherungsgeschäft  eine 
rege  Gründungstätigkeit  zeitigte,  ist  nicht  nur  verständlich,  sondern 
erschien  zunächst  sogar  nicht  unangebracht1,  sofern  nur  Maß  und 
Ziel  innegehalten  wurden.  Während  einerseits  die  wirtschaftlichen 
Verhältnisse  das  Ausmaß  der  Risiken  so  beträchtlich  steigerten,  be- 
wirkten gleichzeitig  die  politischen  Zustände  eine  erhebliche  Erweite- 
rung und  Verschärfung  des  Gefahrenkreises,  wodurch  dem  Versiche- 
rungsmarkte weitere  große  Anforderungen  erwuchsen.  Die  Deckung 
der  neuen  Risiken,  speziell  des  Aufruhrrisikos,  wurde  dann  auch 
wiederum  von  den  neuen  Versicherungsgesellschaften  besonders 
eifrig  aufgegriffen. 

Die  Wertsteigerung  aller  Objekte,  die  sich  ja  nicht  auf  die  im 
Kriege  unterlegenen  Länder  beschränkt,  sondern  mehr  oder  minder 
auf  der  ganzen  Welt,  in  geringerem  Grade  selbst  in  den  Siegerländern 
stattgefunden  hat,  und  die  Aufnahme  neuer  Versicherungszweige,  ins- 
besondere der  Aufruhrversicherung,  wirkte  auch  auf  den  ausländischen 
Versicherungsmärkten  gründungsfördernd. 

Die  Bedenken  aber,  welche  sich  allmählich  überall  in  den  Fach- 
kreisen der  betreffenden  Länder  angesichts  der  neuen  Entwicklungs- 


i  Mitt.  des  I.  T.  V.  V.  1920,  S.  77. 
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phase  regten,  wandten  sich  in  der  Regel  nicht  gegen  die  Schaffung 
neuer  Versicherungsmöglichkeiten  überhaupt,  sondern  gegen  das 
Übermaß  und  die  Auswüchse  der  Gründungstätigkeit.  Die  Klagen, 
die  allerorten  geführt  werden,  decken  sich  inhaltlich  größtenteils.  Es 
wird  erstens  geltend  gemacht,  daß  die  Zahl  der  Neugründungen  den 
Bedarf  weit  übersteige,  zumal  der  erhöhte  Bedarf  —  sofern  ein  solcher 
überhaupt  ausdrücklich  anerkannt  wird  —  voraussichtlich  nur  als  vor- 
übergehend zu  bewerten  sei.  Bemängelt  wird  ferner  die  schwache 
finanzielle  Basis  vieler  dieser  neuen  Betriebe,  durch  welche  die  Sicher- 
heit und  damit  zugleich  der  Ruf  des  ganzen  Transportversicherungs- 
marktes gefährdet  werde.  Als  besonders  unheilvoll  für  die  gesamte 
Lage  des  Transportversicherungsgeschäftes  aber  wird  die  von  manchen 
neuen  Gesellschaften  verfolgte  Taktik  angesehen,  sich  durch  Prämien- 
unterbietungen  eine  Position  auf  dem  Versicherungsmarkt  zu  erringen. 
Unter  diesen  Gesichtspunkten  werden  auch  in  den  deutschen 
Interessentenkreisen  und  Fachblättern  Kritik  und  Besorgnis  laut1.  Vor 
dem  Kriege  betrieben  in  Deutschland  neben  einigen  ausländischen 
57  inländische  Versicherungsgesellschaften  die  Transportversiche- 
rung2. Sie  gehörten  beinahe  sämtlich  dem  deutschen  Transport- 
versich erungs -Verein  (jetzt  „Deutscher  Transportversicherungs-Ver- 
band" 3),  der  Vereinigung  der  in  Deutschland  arbeitenden  Transport- 
versicherer, an,  welcher  seine  Mitglieder  an  bestimmte  Abkommen, 
vor  allem  an  gewisse  Minimaltarife  band.  Manche  der  seit  1918/19 
etwa  neu  entstandenen  Gesellschaften  bemühten  sich  zunächst  nicht 
um  Aufnahme  in  diesen  Interessenverband,  sondern  zogen  es  vor,  als 
Außenseiter  den  Konkurrenzkampf  gegen  die  Verbandsfirmen  auf- 
zunehmen, welcher  zeitweilig  sehr  erbitterte  Formen  annahm  \  Wäh- 
rend in  den  anderen  Ländern  seit  Kriegsende  eine  gewisse  Ab- 
schwächung  des  Gründungsfiebers  eintrat,  hat  in  Deutschland  die 
eigentliche  Gründungstätigkeit  erst  in  der  Nachkriegszeit  eingesetzt 
und  1920  mit  47  Neugründungen5  ihren  Höhepunkt  erreicht,  ohne 
daß  aber  seither  schon   ein  wesentliches   Abklingen   zu  verzeichnen 


i  Vgl.  §  1,  S.  79,  Anm.  5. 

2  „Voss.  Ztg.",  Berlin.  Nr.  254.  20.  Mai  1920. 

3  Der  deutsche  Transport- Versicherungs-Verein  wurde  im  Mai  1914  als  deutscher 
Zweigverein  des  seit  1874  bestehenden  internationalen  Transportversicherungsverbandes 
(vgl.  v.  Lieb  ig,  Die  Seeversicherung,  S.  215)  gegründet,  zu  dem  Zwecke,  „die  Interessen 
des  gesamten  Transportversicherungswesens  in  Deutschland  zu  vertreten  und  in  diesem 
Gebiet  die  Zwecke  des  I.  T.V.V.  zu  fördern".  (Ztschr.  f.  Vw.  Nr.  22.  3.  Juni  1914,  S.  339). 
Auf  der  im  September  1920  in  Baden-Baden  abgehaltenen  Tagung  beschloß  der  Verein, 
sich  in  Anbetracht  der  heutigen  wirtschaftlichen  Lage  der  Abhängigkeit  vom  I.  T.  V.  V.  zu 
begeben  und  bildet  seither  unter  dem  Namen  „Deutscher  Transport- Versicherungs- Verband" 
(Vereinigung  der  in  Deutschland  arbeitenden  Transportversicherer)  eine  vollkommen  selb- 
ständige Organisation.    („Ztschr.  f.  Vw."  Nr.  47.  24.  Nov.  1920,  S.  445.) 

*  „Frkf.Ztg."  Nr.  316.  30.  April  1920:  „Neugruppierung  in  der  Transportversicherung." 
»  Mitt.  d.  I.  T.  V.  V.    Okt.  1920,  S.  107;  Nr.  1.  Jan.  1921,  S.  4. 
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wäre  \  Und  zwar  erweist  sich  auch  in  Deutschland  ebenso,  daß  die  Neu- 
gründungen nicht  allein  äußerst  zahlreich,  sondern,  zumal  wenn  man 
den  Tiefstand  der  deutschen  Währung  in  Betracht  zieht  und  außerdem 
statt  des  Nominalbetrages  den  wirklich  eingezahlten  Gründungsfonds 
zugrunde  legt,  ebenfalls  recht  schwach  fundiert  sind.  Allerdings  zeigt 
sich  in  den  letzten  Jahren  im  Vergleich  mit  dem  Jahre  1919  hinsichtlich 
der  Fundierung  wenigstens  insofern  eine  leise  Besserung,  als  Neugrün- 
dungen kleinsten  Stils,  mit  einem  Gründungskapital  von  300  000  <M> 
und  darunter,  in  der  Tat  fast  ausnahmslos  nicht  mehr  vorgenommen 


1  Die  Gründungstätigkeit  derTransportversicherungs-  und  Transportrückversicherungs- 
unternehmungen in  Deutschland  (nach  Mitt.  der  I.  T,  V.  V.) : 


Zeitraum 

Zahl  der 
Gründungen 

Nominelles 
Gründgs.  -Kap. 
in  Millionen  Jt 

lt.  Mitt.  d. 
I.T.V.V. 

1918:  1.  Quartal 

2.       „ 

3. 

4.       „ 

4 
2 
3 

1 

15,25 
9,00 

14,20 
0,30 

1918:  S.  17 
S.  49 
S.  65 

1919:  S.4 

10 

38,75 

1919:  1.  Quartal 

2.  „       

3.  „       

4.  „       

1 

4 
2 
6 

1,00 
4,90 
0,60 
8,85 

1919:  S.  23 
S.  67 
S.82 

1920:  S. 5 

13 

15,35  1 

1920:  1.  Quartal 

2.         „      

3. 

4          „       

7* 
15** 

7 
21 

27,60 

73,60 

14,85 

109.02 

1920:  S.  42 
S.  76 
S.  107 

1921 :  S. 2 

Insges.  einschl.  Danzig 

50 

225,07 

1921:  1.  Quartal 

2.  „        

3.  „        

4         „        

12 
8 
5 
7 

34,05 

16,05 

7,01 

26,02 

1921 :  S.  65 
S.  105 
S.  121 

1922:  S.  1 

32 

83,13 

1918/21  insgesamt 

105 

362,30 

*  Davon  in  Danzig  2  mit  0,6  Mill.  Jt  Kap. 
**  Davon  in  Danzig  1  mit  7  Mill.  Jt  Kap. 
Etwas  andere  Zahlen  bieten  die  Jahresübersichten  in  den  Mitt.  d.  I.  T.V.V  ;  diese  beziffern 
die  Gründungen  von  Transport-  und  Rückversicherungs-Gesellschaften  im  Jahre  1920  auf 
47  Gesellschaften  mit  225,67  Mill.  M  Kapital  (Mitt.  d.  I.T.V.V.  Jan.  1921.  Nr.  1,  S.  4)  und  auf 
33  Gesellschaften  mit  84,14  Mill.  Jt  Kapital  (Mitt.  d.  I.  T.V.V.  Jan.  1922.  Nr.  1,  S.  2)  im  Jahre  1921 . 
Worauf  die  Divergenz  in  den  Angaben  für  1921  zurückzuführen  ist,  war  mir  nicht  erfindlich ; 
die  in  den  Angaben  für  1920  dürfte  sich  daraus  erklären,  daß  die  drei  in  Danzig  erfolgten 
Gründungen  in  der  Gesamtzahl  von  47  Neugründungen  nicht  mit  berücksichtigt  sind,  wohl 
aber  in  dem  angegebenen  Betrage  des  Gesamtkapitals.  In  der  Höhe  der  Gesamtkapitalien 
ergeben  sich  Abweichungen  möglicherweise  auch  durch  nachträgliche  Berichtigungen.  Es 
erweist  sich  schon  hier  die  Lückenhaftigkeit  des  vorhandenen  statistischen  Materials,  die  wir 
später  näher  zu  erörtern  haben.  —  Auf  dem  Gebiete  der  Transport-,  Feuer-  u.  Rückversicherung 
erfolgten  in  Deutschland  einschl.  Danzig  (lt.  Ztschr.  f.  Vw.  Nr.  11.  16.  März  1921,  S.  124)  vom 
Jahre  1918  ab  bis  Anfang  1921  im  ganzen  77  Neugründungen,  deren  Gründungskapital 
sich  —  mit  Einschluß  seiner  bis  zum  März  1921  vorgenommenen  Erhöhungen  I  —  insgesamt 
beziffert  auf  377,57  Mill.  Jt,  wovon  regelmäßig  25%  eingezahlt  sind,  sowie  auf  600000$,  voll 
eingezahlt.  Zeitlich  entfallen  von  den  Gründungen  auf  die  Jahre  1918:  8,  1919:  12,  1920:  54 
und  bis  Februar  1921 :  3  =  77. 
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worden  sind.  Diese  Erscheinung  steht  offenbar  in  unmittelbarem  Zusam- 
menhang mit  der  im  Oktober  1920  erfolgten  Aufhebung  der  Kriegs- 
verordnung „Über  die  staatliche  Genehmigung  zur  Errichtung  von 
Aktiengesellschaften  usw."  i  und  verdient,  m.  E.  gerade  im  vorliegen- 
den Zusammenhang  Beachtung.  Zweck  der  Kriegsverordnung  war, 
„während  der  Zeit  der  Übergangswirtschaft  volkswirtschaftlich  nicht 
gerechtfertigte  Ansprüche  von  dem  Kapitalmarkt  fernzuhalten".  Für 
den  deutschen  Transportversicherungsmarkt  aber  zeitigte  sie  den 
Erfolg,  daß  eben  die  Gründung  kapitalschwacher  Unternehmungen, 
d.  h.  unerwünschtester  Elemente,  keineswegs  gehindert,  wenn  nicht 
sogar  indirekt  gefördert  wurde.  Mit  anderen  Worten  ist  also  auch 
hier  wieder  bezüglich  der  Transportversicherung  ein  negativer  Erfolg 
der  staatlichen  Regelung  festzustellen.  Jedenfalls  bildete  die  ganze 
Entwicklung  gerade  für  Deutschland  im  Rahmen  der  allgemeinen  wirt- 
schaftlichen Nöte  von  vornherein  ein  besonders  ernsthaftes  Problem, 
über  dessen  Lösung  bereits  viel  debattiert  ist.  Angesichts  dieser  Um- 
stände war  es,  daß  die  Ausdehnung  der  Staatsaufsicht  auf  die  Trans- 
portversicherungsunternehmungen zuerst,  und  sogar  in  den  Kreisen 
der  Transportversicherer  selbst,  prüfend  in  Erwägung  gezogen  wurde  2. 

Einige  Anhänger  dieses  Gedankens  wollten  sich  auf  die  Ein- 
führung der  Konzessionspflicht  beschränken,  um  hierdurch  dem  über- 
mäßigen Zuwachs  an  neuen  Transportversicherungsbetrieben  ent- 
gegenzuwirken und  zum  mindesten  zu  erreichen,  daß  nur  genügend 
fundierte  Unternehmungen  zum  Geschäftsbetriebe  zugelassen  würden. 
Andere  aber  erwarteten  vom  Staat  auch  Abhilfe  aller  übrigen  zutage 
tretenden  Schwierigkeiten  und  verlangten  daher  ständige  Überwachung 
der  gesamten  Geschäftsführung,  also  materielle  Staatsaufsicht  auch 
für  die  Transportversicherung  in  vollem  Umfange. 

Betrachten  wir  die  Gründe,  aus  denen  der  Staatsschutz  hier  ge- 
fordert wird,  und  die  Erwartungen,  die  sich  an  das  Eingreifen  des 
Staates  knüpfen,  so  ergibt  sich  ein  großer  Unterschied  gegenüber  der 
Motivierung  und  dem  Zweck  der  Staatsaufsicht  in  den  bereits  auf- 
sichtspflichtigen Zweigen.  Handelte  es  sich  dort  um  Konsumenten- 
schutz, so  handelt  es  sich  hier  um  Produzentenschutz.  Nicht  der  Ver- 
sicherungsnehmer, sondern  der  Versicherer  ist  es,  der  hier  den  Staat 
um  Unterstützung  angeht.  In  den  bereits  aufsichtspflichtigen  Zweigen 
beschränkt  der  Staat  die  Gewerbefreiheit  der  Versicherungsbetriebe 
zugunsten  der  Versicherungsnehmer  und  wirkt  vom  Standpunkt  des 
Unternehmers  also  gewissermaßen  gewerbefeindlich.  Eine  aus  den 
oben  gekennzeichneten  Gründen  erfolgende  Ausdehnung  der  Staats- 
aufsicht auf  die  Transportversicherung  bezweckt  dagegen,  den  Staat 
in    eine    interne    Angelegenheit    des    Versicherungsmarktes    hinein- 


1  Verordnung  betr.  die  Aufhebung  der  Verordnung  über  die  staatliche  Genehmigung 
zur  Errichtung  von  Aktiengesellschaften  usw.  vom  2.  Nov.  1917  (RGBL.  1917.  Nr.  196,  S.  981), 
vom  9.  Okt.  1920  (RGBL.  1920.   Nr.  202,  S.  1718). 

2  Ztschr.  f.  Vw.  Nr.  36.  8  Sept.  192a,  S.  341:  „Tagesfragen  in  der  Transportversicherung". 
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zuziehen,  um  mit  Hilfe  des  Staates  eine  wirkliche  oder  vermeintliche 
Gefährdung  des  Gewerbes  zu  verhüten;  der  Staat  soll  hier  also 
gewerbeschützend  wirken.  Selbst  wenn  man  eine  solche  Maßnahme 
für  zweckmäßig  hält,  muß  man  sich  stets  dessen  bewußt  sein,  daß 
dieser  Staatsschutz  also  ein  prinzipiell  andersartiger  ist  als  der  bereits 
in  der  Personen-  und  Sachschadensversicherung  bestehende.  Um  den 
vorhin  skizzierten,  von  der  Staatsaufsicht  in  der  Transportversicherung 
erwarteten  Erfolg  erzielen  zu  können,  würde  es  infolgedessen  in 
Deutschland  auch  nicht  einmal  genügen,  die  Vorschriften  des  Ver- 
sicherungsaufsichtsgesetzes ohne  weiteres  auf  die  Transportversiche- 
rung auszudehnen,  sondern  dieselben  müßten  zu  diesem  Zwecke  dann 
noch  besondere  Ergänzungen  bzw.  Abänderungen  erfahren. 

So  ist  nach  den  Vorschriften  des  deutschen  Versicherungs- 
aufsichtsgesetzes die  Erteilung  der  Genehmigung  zum  Geschäfts- 
betrieb nicht  in  das  freie  Ermessen  der  Behörde  gestellt,  sondern  sie 
kann  dieselbe  nur  aus  den  in  §  7  VAG.  genau  festgelegten  Gründen 
versagen.  Insbesondere  bestimmt  §  5  VAG.  grundsätzlich,  daß  die 
Erteilung  der  Erlaubnis  unabhängig  von  dem  Nachweis  eines  Be- 
dürfnisses zu  erfolgen  hat.  Praktisch  ergibt  sich  hier  zwar  doch  ein 
indirekter  Zusammenhang,  da  das  Aufsichtsamt  bei  der  Prüfung  der 
finanziellen  Garantien  eines  konzessionsnachsuchenden  Unternehmens 
naturgemäß  die  jeweilige  Lage  des  Versicherungsmarktes  berück- 
sichtigen muß.  Es  wird  daher  in  Zeiten  starken  Angebots  an  Ver- 
sicherungsschutz höhere  Anforderungen  an  die  Kapitalkraft  einer  neu 
zuzulassenden  Versicherungsanstalt  stellen,  als  in  Zeiten  überwiegen- 
der Nachfrage  und  insofern  in  der  Tat  einen  gewissen  regulierenden 
Einfluß  auf  die  Gründungstätigkeit  ausüben1.  So  würden  die  be- 
stehenden aufsichtsgesetzlichen  Vorschriften  in  Deutschland  die  Auf- 
sichtsbehörde allerdings  befähigen,  die  Gründung  besonders  kapital- 
schwacher Unternehmungen  zu  verhindern,  nicht  aber  die  Über- 
gründung überhaupt.  Zu  diesem  Zweck  müßte  das  Aufsichtsamt 
vielmehr  in  Abänderung  der  §§  5  und  7  VAG.  ausdrücklich  auch  zur 
Prüfung  der  Bedürfnisfrage   ermächtigt   und  verpflichtet  werden. 

Gegen  eine  so  bedeutende  Kompetenzerweiterung  der  Aufsichts- 
behörde erheben  sich  gewichtige  Gründe,  und  zwar  zunächst  schon 
hinsichtlich  der  materiellen  Durchführbarkeit.  Gerade  in  Ausnahme- 
zeiten, wie  sie  heute  herrschen,  ist  es  besonders  schwer,  wo  nicht 
unmöglich,  die  Tendenz  der  wirtschaftlichen  Entwicklung  zu  durch- 
schauen. Kein  Mensch  vermag  heute  vorauszusagen,  ob  die  Geld- 
entwertung noch   weitere   Fortschritte   machen,   oder   ob   eine   Rück- 


i  Für  neu  zu  errichtende  Feuerversicherungsunternehmungen  verlangt  die  deutsche 
Aufsichtsbehörde  in  letzter  Zeit  in  der  Tat  regelmäßig  eine  gewisse  Mindesthöhe  von 
Gründungskapital  und  Organisationsfonds.  Zunächst  wurde  durchweg  ein  Mindestkapital 
von  etwa  20  Mill.  gefordert  („Frkf.  Ztg."  Nr.  123.  15.  Febr.  1922:  „Ein  Hemmschuh  für  Ver- 
sicherungsgründungen")  und  neuerdings,  wie  verlautet,  von  30  Mill.,  sowie  ein  Oreanisations- 
fonds  von  10— 20«/o. 
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bildung  stattfinden  wird.  Für  die  Beurteilung  der  Frage,  ob  eine  Ver- 
mehrung der  Versicherungsmöglichkeiten  Bedürfnis  ist  oder  nicht, 
ist  dieser  Umstand  aber  von  ebenso  großer  Bedeutung,  wie  die  vor- 
aussichtliche Gestaltung  des  gesamten  Handels  überhaupt.  Welchen 
Erfolg  aber  dürfte  man  erwarten,  wenn  man  trotzdem  der  Behörde  die 
Prüfung  der  Bedürfnisfrage  übertragen  und  zur  Pflicht,  machen  würde? 

Erstens  könnte  das  Aufsichtsamt  sich  darauf  (beschränken,  die 
Innehaltung  gewisser  Grundbedingungen  zu  überwachen.  Dieses  Ziel 
aber  würde  man  auch  erreichen  können,  ohne  die  Transportversiche- 
rung den  vorher  allgemein  gekennzeichneten  schweren  Nachteilen 
der  Staatsaufsicht  auszusetzen.  Es  würde  hierzu  etwa  genügen,  durch 
Normativbestimmungen  eine  gewisse  Höhe  des  Gründungskapitals 
oder  auch  die  Stellung  bestimmter  anderweitiger  Garantien  zu  fordern, 
ohne  deren  Nachweis  die  handelsgerichtliche  Eintragung  von  Trans- 
portversicherungsunternehmungen nicht  erfolgen  dürfte. 

Die  andere  Möglichkeit  der  Aufsichtsbehörde  wäre  die,  sich 
neuen  Gründungen  gegenüber  durchweg  äußerst  ablehnend  zu  ver- 
halten. Dadurch  würde  dann  aber  gewissermaßen  den  bestehenden 
Gesellschaften  zu  einer  Art  von  Monopolstellung  verholfen1,  und  eine 
solche  Entwicklung  wäre  gleichfalls  durchaus  nicht  wünschenswert. 
Ein  allzu  scharfer  Konkurrenzkampf  mag  manchmal  schädlich  sein, 
noch  schädlicher  aber  wirkt,  wie  die  Erfahrung  immer  wieder  lehrt, 
der  Mangel  an  Konkurrenz.  Bei  beständiger  Ausschaltung  oder  durch 
Unterbindung  derselben  ist  die  Gefahr  einer  Stagnation  fast  unaus- 
bleiblich. Es  würden  sich  daraus  alle  die  Nachteile  ergeben,  die  sich 
stets  bei  staatlichen  Versicherungsmonopolen  gezeigt  haben.  Die 
zunächst  Benachteiligten  in  solchem  Falle  wären  die  Versicherungs- 
nehmer, und  es  würde  sich  die  merkwürdige  Konsequenz  ergeben,  daß 
gerade  die  Staatsaufsicht,  eine  ursprünglich  im  Interesse  der  Ver- 
sicherungsnehmer geschaffene  Institution,  diesen  hier  zum  Schaden 
gereichte.  Soweit  irgend  möglich,  würden  die  Versicherungsnehmer 
unter  solchen  Umständen  selbstverständlich  versuchen,  im  Ausland 
Versicherungen  abzuschließen.  Gerade  unter  den  heutigen  Verhält- 
nissen wäre  dies  für  die  deutschen  Kaufleute  mit  unnötigen  Weite- 
rungen und  Mehrkosten  verknüpft  und  täte  außerdem  dem  Umfang 
des  deutschen  Transportversicherungsgeschäftes  Abbruch. 

Ist  aber  die  Berücksichtigung  der  wirtschaftlichen  Notwendig- 
keiten des  Versicherungsmarktes  schon  an  sich  oberstes  Erfordernis 
bei  allen  Erwägungen  versicherungspolitischer  Art,  so  ist  sie  es  für 
Deutschland  ganz  besonders  heute,  wo  die  deutsche  Wirtschaft  auf 
das  ernstlichste  darauf  angewiesen  ist,  sich  Auslandswerte  zu  schaffen. 
Für  den  Warenexport  ist  Deutschland  in  erheblichem  Umfang  von 
der  Rohstoffeinfuhr  anderer  Länder  abhängig  und  durch  die  im 
Friedensvertrag  von  Versailles  ihm  gewaltsam  zudiktierten  Beschrän- 


i  Vgl.  S.  118,  Anm.  4, 
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kungen  aufs  schwerste  an  der  so  dringend  notwendigen  Produktions- 
steigerung gehemmt.  Das  Versicherungswesen  und  speziell  dessen 
an  sich  internationale  Zweige,  die  Transport-  und  Rückversicherung, 
bilden  heute  fast  die  einzigen  -Gebiete  des  deutschen  Wirtschafts- 
lebens, wo  Deutschland  verhältnismäßig  ungehindert  um  die  Wieder- 
beteiligung am  Weltverkehr  ringen  kann1.  Wenn  auch  durch  die 
Zerrüttung  der  deutschen  Währung  die  Kapitalkraft  des  deutschen 
Transportversicherungsmarktes  erheblich  geschwächt  ist,  so  verfügt 
Deutschland  gegenüber  den  jungen  Versicherungsmärkten  doch  über 
das  Aktivum  seiner  alten  Geschäftserfahrung  und  fein  ausgebildeten 
Versicherungstechnik.  Es  zeigt  sich  daher  nicht  nur  in  den  neutralen, 
sondern  auch  in  den  Entente-Ländern  die  Neigung,  das  Versiche- 
rungsgeschäft mit  Deutschland  wieder  aufzunehmen2.  Nach  den  zahl- 
reichen Zusammenbrüchen  auf  dem  skandinavischen  und  dem  hollän- 
dischen Versicherungsmarkt3  tritt  gerade  auf  dem  englischen  See- 
versicherungsmarkt mehr  und  mehr  die  Tendenz  hervor,  auf  die  alten 
deutschen  Versicherungsverbindungen,  speziell  im  Rückversicherungs- 
geschäft, zurückzugreifen*.  Eine  engherzige,  monopolfördernde  Kon- 
zessionspolitik wäre  daher  im  Augenblick  in  Deutschland  besonders 
unratsam. 

Die  Einführung  der  Konzessionspflicht  für  die  Transportversiche- 
rung würde  demnach,  aus  den  eben  erläuterten  Gründen,  auch  heute 
als  unzweckmäßig  und  zudem  als  ein  äußerst  gewagtes  Experiment 
erscheinen.  Ohne  zu  verkennen,  daß  die  Gründungsära  auf  dem 
Transportversicherungsmarkte  Auswüchse  gezeitigt  hat,  ist  unter  den 
gegebenen  Verhältnissen  eine  zeitweilige  Überspannung  des  Ver- 
sicherungsmarktes doch  wohl  als  das  kleinere  Übel  anzusehen,  gegen- 
über der  Gefahr,  durch  zu  scharfe  Maßnahmen  allen  frischen  Zustrom 
neuer  Energien  zu  hemmen,  dessen  die  Transportversicherung  zur 
gedeihlichen  Entfaltung  ebensowenig  entraten  kann,  wie  jeder 
lebendige  Organismus  der  ständigen  Erneuerung  der  Säfte. 

Im  übrigen  muß  noch  hervorgehoben  werden,  daß  die  Einführung 
der  Konzessionspflicht  allein,  selbst  bei  strengster  Handhabung,  auch 
hier  immer  nur  Stückwerk  bedeuten  würde5.  Hält  man  es  eben  für 
angängig  und  ersprießlich,  die  Regulierung  von  Angebot  und  Nach- 
frage  auf  dem   Transportversicherungsmarkt  nicht   dem   freien   Spiel 


1  A.  Manes,  Versicherungsstaatsbetrieb  im  Auslande,  S.  127  f. 

äßossert,  Internationalität  in  der  Seetransportversicherung.  Ztschr.  f.  Vw.  Nr.  37. 
14.  Sept.  1921,  S.  423;  Nr.  15.  12.  April  1922,  S.  178  f.;  Nr.  16/17.  26.  April  1922, 
S.  190.  Das  im  Krieg  erlassene  gesetzliche  Verbot,  Rückversicherungen  bei  feindlichen 
Versicherungsgesellschaften  abzuschließen,  ist  in  Frankreich  zwar  noch  nicht  aufgehoben, 
wird  aber  den  deutschen  Gesellschaften  gegenüber  in  praxi  nicht  mehr  strikt  durchgeführt. 

3  Vgl.  unten  S.  135  ff. 

*  „De  Polis".  Nr.  9.  3.  März  1922  (abgedr.  Ztschr.  f.  Vw.  Nr.  11.  15.  März  1922,  S.  125): 
„Es  ist  ein  offenes  Geheimnis,  daß  deutsche  Rückversicherungsgesellschaften  wieder  mit 
dem  Londoner  Markt  in  Verbindung  stehen";  „Frkf.  Ztg."  Nr.  85.  l.Feb.  1922:  „Verhandl. 
über  die  Bildung  einer  deutsch-engl.  Rückversicherungsgesellschaft." 

*  Vgl.  hierzu  §  3,  S.  82. 


124  Clara  Leschke-Saenger, 

der  Kräfte  zu  überlassen,  sondern  staatlicher  Kontrolle  vorzubehalten, 
so  darf  diese  Kontrolle  sich  nicht  einzig  nur  auf  den  Gründungsakt 
erstrecken,  sondern  sie  muß  dauernd  wirksam  sein.  Die  ständige 
Beaufsichtigung  der  Transportversicherungsunternehmungen  ergibt  sich 
dann  lediglich  als  unabweisbare  Folge  des  einmal  eingeschlagenen 
Weges  staatlicher  Überwachung.  Es  erübrigt  sich,  die  Einwendungen 
prinzipieller  und  praktischer  Natur,  die  sich  gegen  die  Ausdehnung 
der  materiellen  Staatsaufsicht  auf  die  Transportversicherung  erheben, 
von  neuem  zu  behandeln.  Es  sei  hier  nur  daran  erinnert,  daß  das 
Transportversicherungsgeschäft  gerade  heute  nötiger  denn  je  auf 
äußerste  Elastizität  angewiesen  ist.  Es  bleiben  demnach  nur  zwei 
Wege:  entweder  man  hält  trotz  der  gewichtigen  Gegengründe  an  dem 
Prinzip  der  staatlichen  Kontrolle  fest,  beschränkt  sich  dann  jedoch 
nicht  auf  die  Einführung  der  Konzessionspflicht,  sondern  bringt  das 
System  der  materiellen  Staatsaufsicht  in  vollem  Umfange  zur  Durch- 
führung. Oder  man  gibt  den  dringenden  Forderungen  rationeller 
Wirtschaftspolitik  Gehör,  verzichtet  dann  aber  auf  jede  staatliche  Ein- 
mischung überhaupt  und  gewährleistet  der  Transportversicherung 
weiter  die  bisher  zugebilligte  Aufsichtsfreiheit. 

Für  eine  Entscheidung  im  letzteren  Sinne  sprechen  auch  die  fol- 
genden Erwägungen.  Wird  die  Transportversicherung  der  Staatsauf- 
sicht unterstellt,  so  trifft  dies  selbstverständlich  auch  alle  in  Deutsch- 
land arbeitenden  ausländischen  Unternehmungen.  Wie  aber  steht  es, 
speziell  im  Seeversicherungsgeschäft,  dann  mit  dem  durch  inländische 
Vertreter  oder  Makler  bei  ausländischen,  nicht  in  Deutschland  zum 
Geschäftsbetrieb  zugelassenen  Versicherungsanstalten  getätigten  Trans- 
portversicherungsverträgen? Nach  §  108  Abs.  2  VAG.  sind  geschäfts- 
mäßiger Abschluß  oder  Vermittlung  solcher  Verträge  unter  Strafe 
gestellt.  Brächte  man  diese  Bestimmung  auf  die  Transportversiche- 
rung nicht  zur  Anwendung,  so  würde  der  Handel  unweigerlich  in  aus- 
gedehntestem Maße  von  der  ihm  hier  erschlossenen  Möglichkeit  Ge- 
brauch machen,  sich  den  Unzuträglichkeiten  des  von  der  Staatsaufsicht 
beschwerten  deutschen  Marktes  zu  entziehen  und  vorzugsweise  aus- 
ländischen Versicherungsschutz  aufsuchen.  In  diesem  Falle  würde 
also  die  staatliche  Beaufsichtigung  der  im  Inland  arbeitenden  Trans- 
portversicherungsbetriebe nur  die  eine,  gewiß  nicht  beabsichtigte 
Wirkung  haben,  die  Auslandsmärkte  auf  Kosten  des  eigenen  Trans- 
portversicherungsgeschäftes zu  stärken.  Unterwirft  man  dagegen,  um 
jene  sinnwidrige  Konsequenz  zu  vermeiden,  auch  die  Transportver- 
sicherung der  Strafvorschrift,  so  ergeben  sich  nicht  minder  große 
Bedenken;  denn  bei  strikter  Durchführung  bedeutet  diese  Maßnahme 
nichts  anderes  als  die  vollständige  Isolierung  der  deutschen  Trans- 
portversicherung. Wir  werden  uns  später  mit  den  internationalen 
Beziehungen  der  Versicherungsmärkte  zueinander  noch  eigens  be- 
schäftigen1 und  wollen  diesen  Untersuchungen  nicht  vorgreifen.    Hier 

i  Vgl.  §  13,  S.  154. 
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mag  der  Hinweis  genügen,  daß  die  vollständige  Absperrung  von 
anderen  Versicherungsmärkten  sich  gerade  in  Übergangszeiten  wie 
den  heutigen  als  verhängnisvoll  erweisen  dürfte.  Denn  die  schwanken- 
den Konjunkturen  bewirken  einerseits  ein  starkes  Auf  und  Nieder  des 
Versicherungsbedarfs  und  verlangen  andererseits  eine  besonders 
große  Elastizität  des  Versicherungsmarktes,  die  nur  auf  der  breiten 
Basis  internationaler  Versicherungsverbindungen  möglich  ist. 

Für  den  Inlandsmarkt  aber  birgt  die  ihm  auf  diese  Weise  er- 
wachsende Monopolstellung  eine  neue  ernste  Gefährdung.  Wir  wiesen 
schon  darauf  hin,  daß  innerhalb  des  deutschen  Marktes  eine  von  der 
Prüfung  der  Bedürfnisfrage  abhängig  gemachte  Konzessionserteilung 
leicht  zu  einer  unerwünschten  Monopolisierung  der  bestehenden  Ver- 
sicherungsunternehmen führen  könnte1.  Wir  wollen  uns  ferner  ver- 
gegenwärtigen, daß  wir  eine  aus  den  oben  angeführten  Motiven 
angeregte  staatliche  Beaufsichtigung  der  Transportversicherungsunter- 
nehmungen, wie  vorher  näher  begründet2,  als  Schutzaktion  zugunsten 
des  Versicherungsgewerbes  als  solchen  kennzeichnen  mußten.  Unter 
diesen  Voraussetzungen  kann  man  sich  dann  aber  der  Befürchtung 
nicht  verschließen,  daß  eine  unter  staatlichem  Schutz  fortschreitende 
monopolartige  Entwicklung  des  deutschen  Transportversicherungs- 
marktes die  heute  immer  noch  vorhandenen  Sozialisierungstendenzen 
so  sehr  zu  verschärfen  vermöchte,  daß  die  Staatsaufsicht  hier  nur  die 
Vorstufe  zum  Staatsbetrieb  bilden  würde.  Für  die  Bewertung  dieser 
Möglichkeit  jedoch  möchte  ich  auf  die  reiche  einschlägige  Literatur 
verweisen3,  der  zufolge  die  herrschende  Meinung  dahin  geht,  daß  eine 
allgemeine  Verstaatlichung  den  Bestand  des  gesamten  deutschen  Ver- 
sicherungswesens aufs  Spiel  setzen,  nirgends  aber  so  unheilvoll,  wenn 
nicht  geradezu  vernichtend  wirken  würde  als  im  Bereich  der  für  den 
Handel  lebenswichtigen  Seeversicherung. 

So  bestätigen  diese  Betrachtungen  gleichfalls  auf  das  eindring- 
lichste, daß  auch  unter  den  heutigen  Verhältnissen  die  Staatsaufsicht 
im  deutschen  Transportversicherungswesen  keinen  Nutzen  stiften, 
wohl  aber  unermeßlichen  Schaden  anrichten  könnte.  Überdies  er- 
scheint jede  staatliche  Einmischung  auch  darum  überflüssig,  als  sich 
im  freien  Wirtschaftsleben  überall  ein  gleichsam  automatisch  ein- 
setzender natürlicher  Ausgleich  anbahnt,  dessen  planmäßige  Förde- 
rung das  beste  Mittel  zur  Überwindung  von  Krisen  bietet.  Dies  gilt 
auch  für  den  Transportversicherungsmarkt.  Sind  tatsächlich  zuviel 
Unternehmungen  gegründet,  so  wird  sich  das  Geschäft  allmählich  so 
wenig  verlockend  gestalten,  daß  die  Gründungstätigkeit  von  selbst 
nachläßt,  und  gleichzeitig  wird  sich  die  Zahl  der  vorhandenen  Unter- 


1  Siehe  S.  122 

2  Siehe  S.  120  ff. 

8  Siehe  die  zu  §  8,  S.  109,  Anm.  1,  angeführte  Literatur  zur  Verstaatlichungsfrage;  vgl. 
dazu  noch  insbesondere  auch  F.  Stier-Somlo,  Rechtsfragen  zur  Monopolisierung  des 
Versicherungswesens.    Berlin,  Stuttgart  und  Leipzig  1920. 
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nehmungen  im  Konkurrenzkampf  auf  ein  dem  Durchschnittsbedarf 
entsprechendes  Maß  reduzieren.  Eine  solche  Entwicklung  zeigt  sich 
im  Ausland  bereits  heute,  wie  später  näher  dargelegt  wird  \ 

Um  sich  ein  einigermaßen  zuverlässiges  Urteil  darüber  zu  bilden, 
wie  der  in  der  bisherigen  Gründungsperiode  bereits  erhebliche  Zu- 
wachs an  Versicherungsgelegenheiten  für  die  Zukunft  der  deutschen 
Transportversicherung  zu  bewerten  ist,  müßte  man  festzustellen  suchen, 
in  welchem  Umfang  und  auf  welche  Weise  sich  die  Ausdehnung  des 
Transportversicherungsmarktes  vollzogen  hat.  Leider  stößt  man  bei 
diesem  Bemühen  auf  große  technische  Schwierigkeiten,  da  die  vor- 
handenen statistischen  Unterlagen,  worauf  wir  bereits  oben  hinweisen 
mußten,  sich  für  den  vorliegenden  Zweck  als  nicht  ausreichend  er- 
weisen 2  und  man  daher  gezwungen  wäre,  zum  Teil  auf  das  Urmaterial 


i  Vgl.  S.  135  ff. 

2  Die  amtliche  Versicherungsstatistik  scheidet  aus,  da  dieselbe  nur  die  aufsichtpflich- 
tigen Versicherungszweige  berücksichtigt.  Gewisse  Anhaltspunkte  für  die  Entwicklung  der 
Transportversicherung  bieten  die  Übersichten  über  die  Geschäftsergebnisse  der  deutschen 
Erwerbsgesellschaften  in  den  Ergänzungsheften  zu  den  Vierteljahrsheften  zur  Statistik  des 
Deutschen  Reichs.  Angaben  für  die  Transportversicherung  liegen  bis  jetzt  nur  lür  die 
Zeit  bis  zum  30.  Juni  1918  vor,  fehlen  demnach  gerade  für  die  eigentliche  Gründungsperiode ; 
sie  sind  ferner  nur  allgemeiner  Art  und  erheben  keinen  Anspruch  auf  Vollständigkeit 
(a  a.  O.,  29.  Jahrg.  1920,  Heft 2,  S.  104).  DieBerichte  vonB.  Iranyi  in  Ehrenzweigs  Assekuranz- 
Jahrbuch,  welche  auch  für  die  Transportversicherung  eine  anerkannt  zuverlässige  Quelle 
bieten,  liegen  zurzeit  nur  bis  zum  Jahre  1919  vor  und  berücksichtigen  ferner  nur  Versiche- 
rungsaktiengesellschaften. (41.  Jahrg  ,  Wien-Leipzig  1921,  S.  93  ff.)  Letzteres  ist  auch  im 
Wallmann  sehen  Versicherungskalender  der  Fall.  Da  die  Neugründungen  sich  aber  vielfach 
gerade  in  Form  einer  G.  m.  b.  H.  vollzogen  haben,  erscheint  es  nicht  angängig,  die  Unter- 
suchungen nur  auf  Transportversicherungsaktiengesellschaften  zu  beschränken.  Regel- 
mäßige tabellarische  Übersichten  über  Neugründungen  der  Transport-  und  Rückversiche- 
rungsbranche (und  zwar  im  In-  und  Ausland)  brachten  zuerst  d.  Mitt  d.  I.  T.  V.  V.,  auf  die 
bereits  mehrfach  Bezug  genommen  wurde  (vgl.  S.  119,  Anm.  1).  Diese  Übersichten  beginnen 
aber  erst  mit  dem  4.  Quartal  1917;  alle  früheren  Neugründungen  (s.  S.  116)  sind  daher 
nicht  berücksichtigt.  Für  die  Zeit  der  Berichterstattung  sind  die  deutschen  Neugründungen, 
der  Zahl  nach  (v.  4.  Quartal  1917  bis  einschl.  1921)  :  105  Neugründungen  mit  insgesamt  362,3 
Millionen  nominellem  Gründungskapital  (vgl.  den  genaueren  Literaturhinweis  S  119,  Anm.  1), 
wohl  vollständig  aufgeführt,  unter  Angabe  von  Namen,  Sitz,  Gründungsmonat,Geschäftsbereich 
und  (in  den  meisten  Fällen  I)  Nominalkapital.  Für  die  Beurteilung  der  Fundierung  des 
deutschen  Transportversicherungsmarktes  aber  kommt  gerade  das  jeweils  eingezahlte 
Gründungskapital  in  Betracht,  über  dessen  Höhe  die  Angaben  teilweise  fehlen.  Monatliche 
Zusammenstellungen  über  Neugründungen  in  der  Transportversicherung  im  In-  und  Aus- 
land, sowie  Nachrichten  über  Bestand-  und  Kapitaländerungen  deutscher  Transportversiche- 
rungsgesellschaften bringen  die  Mitteilungen  des  deutschen  Transportversicherungsver- 
bandes, die  jedoch  erst  seit  1920  erscheinen.  Auch  fehlen  hier  ebenfalls  teilweise  die 
Angaben  über  die  Höhe  der  Einzahlungsquote.  Das  vollständigste  Material  über  die 
Neugründungen  auf  dem  deutschen  Transportversicherungsmarkt  bietet  das  von  dem 
Schriftleiter  der  Ztschr.  f.  Vw.,  Dr.  Neumann,  herausgegebene  „Verzeichnis  der  Gesell- 
schaftsgründungen in  der  Feuer-,  Transport-  u.  Rückversicherung",  das  erstmalig  im  März 
1921  und  in  2.  erg.  Aufl.  im  Dez.  1921  erschienen  ist.  Das  Verzeichnis  bringt  u.  a.  durch- 
weg :  genaue  Angaben  über  Gründungsvertrag,  Gründungskapital  (Nominalbetrag,  Einteilung, 
Einzahlungsquote,  gegebenenfalls  Organisationsfonds),  Gegenstand  des  Unternehmens, 
berücksichtigt  Bestands-  und  Geschäftsplanänderungen,  weist  auf  Beziehungen  zu  anderen 
Versicherungsunternehmungen,  auf  Zugehörigkeit  zu  Verbänden  hin.  Es  sind  dieser  Quelle 
demnach  in  der  Tat  die  meisten  der  oben  für  die  systematische  Zusammenstellung  als 
erforderlich  bezeichneten  Daten  zu  entnehmen.  Es  sind  nicht  nur  Aktiengesellschaften, 
sondern  auch  die  in  der  Form  einer  G.  m.  b.  H.  erfolgten  Neugründungen,  sowie  ebenfalls 
die  Selbstversicherungs-Unternehmungen  aufgeführt.  —  Das  Verzeichnis  bezieht  sich  als 
Unterlagen  auf  die  Handelsregistereintragungen  und  Gesellschaftssatzungen.  Die  Zuver- 
lässigkeit  der   Mitteilungen  erscheint   gewährleistet   durch    den  Hinweis,  daß  jeder  Gesell- 
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zurückzugreifen.  Denn  für  die  Beurteilung  der  Sachlage  genügt  es 
nicht,  eine  bloße  Zusammenstellung  der  neugegründeten  Transport- 
versicherungsunternehmungen nach  Zahl,  Gründungsjahr,  Gründungs- 
kapital zu  geben.  Eine  solche  Aufstellung  müßte  vielmehr  zunächst 
ergänzt  werden  durch  entsprechende  Hinweise  auf  alle  neu  ange- 
gliederten Transportversicherungsabteilungen  von  bisher  nur  in  anderen 
Zweigen  arbeitenden  Versicherungsunternehmungen  und  hätte  ferner 
besonders  alle  im  Berichtszeitraum  von  alten  wie  von  neuen  Trans- 
portversicherungsbetrieben vorgenommenen  Kapitalerhöhungen  zu  be- 
rücksichtigen l.  Als  Ausgangspunkt  würde  man  offenbar  am  besten  den 
Stand  des  deutschen  Transportversicherungsmarktes  vor  Kriegsaus- 
bruch 2  zugrunde  legen,  dann  chronologisch  an  Hand  der  angegebenen 
Quellen,  der  Notizen  in  der  Fachpresse  bzw.  auch  der  Geschäfts- 
berichte der  betreffenden  Versicherungsgesellschaften  alle  Bestands- 
und Kapitalveränderungen  genau  registrieren  und  dabei  vornehmlich 
auch  denjenigen  Umständen  Berücksichtigung  schenken,  die  für  die 
Aufhellung  der  Beziehungen  zwischen  alten  und  neuen  Transport-» 
Versicherungsanstalten  wissenswert  erscheinen.  Es  müßte  bei  jeder 
Neugründung  erkundet  werden,  ob  irgendeine  Interessengemeinschaft 
mit  bestehenden  Unternehmungen  nachgewiesen  werden  kann;  ob  etwa 
später  Anschluß  an  einen  Konzern,  eventuell  auch,  ob  bzw.  wann 
Eintritt  in  den  Deutschen  Transport-Versicherungs-Verein  erfolgte;  ob 
weitere  Kapitalerhöhungen,  ob  Tochtergründungen  stattfanden;  ob 
neben  Transportversicherung  auch  aufsichtspflichtige  Zweige  betrieben 
bzw.  später  aufgenommen  wurden 3.  Sehr  wichtig  wäre  es  auch,  das 
Verhältnis  zwischen  Kapital  und  Umsatz  zu  verfolgen  und  dabei,  so- 
weit möglich,  Nachweise  über  die  Höhe  des  Eigenbehalts  sowie  die 
Beschaffenheit  der  Rückversicherungsverbindungen  zu  erbringen. 

In  gleicher  Weise  wären  diese  Untersuchungen  auch  hinsichtlich 
der  alten  Transportversicherung  treibenden  Gesellschaften  durch- 
zuführen. Mittels  der  so  erhobenen  Befunde  lassen  sich  zunächst  der 
gegenwärtige  Status  von  Bestand,  Kapitalkraft  und  Umsatz  des  Trans- 
portversicherungsmarktes sowie  die  seit  Beginn  des  Krieges  erfolgte 

Schaft  die  sie  betreffenden  Angaben  zur  Nachprüfung  vorgelegt  worden  seien.  —  Allerdings 
sind  in  dem  Verzeichnis  die  Neugründungen  auch  erst  vom  Jahre  1918  ab  registriert. —Von 
den  Notizen  in  der  Tagespresse  dürften  die  der  „Frkf.  Ztg.",  von  denen  der  Versicherungs- 
fachpresse, außer  den  in  den  genannten  Blättern,  die  der  Ztschr.  f.  Vw.  am  vollstän- 
digsten sein. 

1  Eine  Zusammenstellung  über  „die  Kapitalerhöhungen  der  deutschen  Privatversiche- 
rungsgesellschaften in  den  Jahren  1918  bis  1921"  bringt  erstmalig  die  Ztschr.  f.  Vw.  Nr.  5. 
1.  Febr.  1922,  S.  53.  Zweifelhaft  könnte  erscheinen,  ob  für  die  oben  gekennzeichneten 
Zwecke  die  Kapitalerhöhungen  von  Unternehmungen,  die  außer  der  Transportversicherung 
andere  Versicherungszweige  betreiben,  ohne  weiteres  in  voller  Höhe  dem  Kapitalbestande 
des  Transportversicherungsmarktes  zuzurechnen  sind. 

2  Um  die  für  vergleichende  Untersuchungen  zweckmäßige  Anpassung  an  die  Reichs- 
statistik über  die  Ergebnisse  der  deutschen  Erwerbsgesellschaften  zu  wahren,  würde  der 
30.  Juni  1914  als  geeigneter  Stichtag  erscheinen.  (Vgl.  V.  H.  z.  Stat.  d.  Deutschen  Reichs, 
Bd.  18,  1909,  Ergänzungsheft  zu  Heft  II,  S.  7.) 

3  Auch  diese  Angaben  können,  wie  erwähnt,  größtenteils  dem  ausgezeichneten 
Neu  mann  sehen  Verzeichnis,  a.  a.  O.,  entnommen  werden. 
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Steigerung  ziffernmäßig  feststellen.  Darüber  hinaus  aber  wird  es  auf 
Grund  des  gewonnenen  Materials  dann  auch  möglich  sein,  über  die 
inneren  Verhältnisse  des  heutigen  deutschen  Transportversicherungs- 
geschäftes einigen  Aufschluß  zu  erlangen.  Hierfür  erscheint  es  ange- 
messen, die  zurzeit  vorhandenen  Transportversicherungsunternehmun- 
gen gruppenweise  zu  klassifizieren.  Die  erste  Gruppe  würden  die 
bereits  vor  dem  Kriege  existierenden  Transportversicherungsbetriebe 
bilden;  die  zweite  Gruppe  die  Neugründungen,  die  in  Verbindung  mit 
alten  Versicherungskonzernen  stehen,  einschließlich  der  im  Kriege  bei 
alten  Versicherungsgesellschaften  neu  errichteten  Transportversiche- 
rungsabteilungen; die  dritte  Gruppe  endlich  diejenigen  Gründungen, 
welche  neuen  Konzernen  angehören  oder  völlig  isoliert  arbeiten.  Für 
jede  der  drei  Kategorien  ist  zu  untersuchen,  wie  hoch  sie  absolut  und 
anteilsmäßig  an  der  Finanzierung  und  an  dem  Umsatz  des  deutschen 
Transportversicherungsgeschäftes  beteiligt  sind,  und  zwar  einmal  be- 
züglich des  jetzigen  Bestandes  und  zweitens  bezüglich  des  in  der 
Berichtszeit  beobachteten  Zuwachses.  Ferner  ist  zu  ermitteln,  auf 
welchen  Betrag  sich  durchschnittlich  in  jeder  Gruppe  das  Unternehmer- 
kapital (dividendenberechtigtes  Aktienkapital  plus  echte  Reserven) 
beläuft  und  wie  sich  die  Rentabilitätsziffer  in  Prozenten  des  Unter- 
nehmerkapitals gestaltet.  Die  Hauptresultate  könnten  endlich  noch 
in  Parallele  gesetzt  werden  zu  den  entsprechenden  Ergebnissen  der 
Feuerversicherungsanstalten1  der  sämtlichen  Versicherungsunter- 
nehmungen aller  Zweige  und  vielleicht  sogar  der  gesamten  deutschen 
Erwerbsgesellschaften  überhaupt2.  Ein  solcher  Vergleich  würde  am 
klarsten  dartun,  inwieweit  die  Entfaltung  des  Transportversicherungs- 
marktes sich  in  den  Grenzen  der  allgemeinen  wirtschaftlichen  Ent- 
wicklung des  deutschen  Versicherungswesens  und  der  deutschen 
Volkswirtschaft  hält  bzw.  darüber  hinausgeht,  und  würde  zugleich  am 
ehesten  einen  Maßstab  bieten  für  die  Bewertung  der  voraussichtlichen 
Rückwirkung  der  Gründungstätigkeit  auf  die  künftige  Gestaltung  des 
deutschen  Transportversicherungsgeschäftes. 

Diese  Untersuchungen,  die  noch  in  vielen  Punkten  zu  weiterer 
Ausführung  Anlaß  und  Anregung  geben,  müssen  spezieller  Bear- 
beitung vorbehalten  bleiben.     Sie  würden  auch  den  Rahmen  der  vor- 


1  Über  die  Gründungen  in  der  Feuerversicherung-  vgl.  S.  115,  Anm.  3  am  Ende,  sowie  ferner: 
Ztschr.  f.  Vw.:Nr.48.  l.Dez.  1920,  S.  461 ;  Nr.49.  8.  Dez.  1920,  S.  473;  Nr.  50.  lö.Dez.  1920,  S.  484; 
Nr.  11.  16.  März  1921,  S.  124;  Nr.  21.  25.  Mai  1921,  S.  226;  Nr.  26.  29.  Juni  1921,  S.  285;  „Berl. 
Tagebl."  Nr.  544.  29.  Nov.  1920;  „Berl.  Börsenztg."  Nr.  522.   30.  Nov.  1920. 

2  Diese  Parallelangaben  können  sämtlich  der  amtlichen  Reichsstatistik  (V.  H.  z.  Stat. 
d.  Deutsch.  Reichs;  V.  A.)  unmittelbar  entnommen  werden;  vgl.  auch:  Mitt.  f.  d  öff. 
Feuer- Vers.-Anst.  Nr.  2.  Feb.  1922,  S.  53:  „Anteil  des  Versicherungswesens  an  Neu- 
gründungen in  der  deutschen  Volkswirtschaft"  (n.  „Berl.  Börsen-Courier").  Von  1132  im  Jahre 
1921  neu  gegründeten  Unternehmungen  mit  insgesamt  4  089,5  Millionen  M  entfielen  42  mit 
einem  Gesamtkapital  von  216  Millionen  M  auf  das  Versicherungswesen.  Dieses  steht  hin- 
sichtlich der  Höhe  seines  Anteils  am  neu  investierten  Kapital  an  fünfter  Stelle  sämtlicher 
Gewerbegruppen.  Es  darf  u.  E.  hierbei  aber  nicht  außer  acht  gelassen  werden,  daß  bei 
Versicherungs  -  Gesellschaften  durchweg  nur  25  %ige  Einzahlung  auf  das  Nominalkapital 
erfolgt. 
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liegenden  Arbeit  insofern  überschreiten,  als  uns  hier  Ursachen  und 
Verlauf  der  Gründungsperiode  nicht  als  selbständige  Probleme  inter- 
essieren, sondern  lediglich  soweit  sie  mit  der  Frage  der  Staatsaufsicht 
bzw.  der  Aufsichtsfreiheit  der  Transportversicherung  in  Zusammenhang 
stehen.  Auch  sind  die  Ereignisse  heute  in  Deutschland  noch  zu  sehr 
im  Flusse,  um  schon  ein  abschließendes  Urteil  zu  gestatten.  Wenn  ich 
trotzdem  diese  Gedankengänge  hier  näher  zu  entwickeln  suchte,  so 
geschah  es  aus  folgender  Erwägung:  Nicht  im  einzelnen,  wohl  aber 
dem  Wesen  nach  muß  man  die  für  die  Gründungstätigkeit  in  Betracht 
kommenden  Faktoren  kennen,  um  sich  über  den  Charakter  und  die 
Bedeutung  der  Erscheinungen,  die  den  Transportversicherungsmarkt 
augenblicklich  beunruhigen,  Klarheit  verschaffen  zu  können.  Diese 
Einsicht  ist  wiederum  Voraussetzung,  um  zu  beurteilen,  ob  es  sich 
angesichts  der  erwähnten  Erscheinungen  empfiehlt,  irgendwelche 
Maßnahmen  zur  Förderung  der  gedeihlichen  Fortentwicklung  der 
Transportversicherung  zu  treffen,  und  welcher  Art  gegebenenfalls  diese 
Maßnahmen  sein  müßten.  Hier  ist  die  Brücke  zwischen  jenen  Aus- 
führungen und  unseren  eigentlichen  Betrachtungen.  Bringen  wir  die 
gewonnenen  Erkenntnisse  zur  Anwendung,  so  ergibt  sich,  daß  die 
Verhältnisse  auf  dem  Transportversicherungsmarkt  verschieden  beur- 
teilt sein  wollen,  je  nach  ihrem  Ursprung. 

Wir  haben  schon  früher  erläutert,  daß  der  jeweilige  Stand  des 
Transportversicherungsgeschäftes  in  besonders  engem  Zusammen- 
hang mit  der  allgemeinen  Wirtschaftslage  steht,  daß  mit  den  Konjunk- 
turschwankungen unmittelbar  auch  der  Versicherungsbedarf  ansteigt 
und  abfällt.  Wir  wiesen  hin  auf  die  stark  vermehrte  Nachfrage  nach 
Versicherungsschutz,  die  in  Deutschland  gleich  nach  dem  Waffen- 
stillstand mit  der  Wiederaufnahme  des  Außenhandels  einsetzte  und 
recht  eigentlich  die  Gründungsperiode  einleitete.  Auch  gegenwärtig 
ist,  trotz  der  inzwischen  erfolgten  Neugründungen  und  Kapitaler- 
höhungen, der  Bedarf  an  Versicherungsschutz  größer  als  die  vor- 
handenen Deckungsmöglichkeiten.  Insofern  kann  auch  augenblicklich 
auf  dem  deutschen  Transportversicherungsmarkt  von  einer  „Übergrün- 
dung" nicht  gesprochen  werden.  Es  ist  indessen  nicht  zu  verkennen, 
daß  diese  Hochkonjunktur  größtenteils  nur  als  eine  scheinbare  be- 
wertet werden  kann.  Ist  doch  der  dauernd  wachsende  Versicherungs- 
bedarf in  erster  Linie  auf  die  ziffernmäßig  fortschreitende  Steigerung 
aller  Versicherungswerte  zurückzuführen,  die  sich  ihrerseits  lediglich 
als  Folgeerscheinung  der  zunehmenden  Entwertung  der  deutschen. 
Währung  kennzeichnet.  In  den  Fachkreisen  ist  längst  erkannt  wor- 
den, daß  ein  erfolgreiches  Mitarbeiten  am  internationalen  Transport- 
versicherungsgeschäft für  Deutschland  nur  unter  der  Voraussetzung 
möglich  ist,  daß  die  innere  finanzielle  Struktur  des  deutschen  Trans- 
portversicherungsmarktes auf  Goldwährung  abgestellt  ist.  Solange 
dies  nicht  der  Fall  ist,  tragen  die  deutschen  Versicherungsunterneh- 
mungen, die  sich  auf  reiner  Markbasis  am  internationalen  Transport- 
Weltwirtschaftliches  Archiv  Bd.  XVIII.  9 
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Versicherungsgeschäft  beteiligen,  außer  dem  eigentlichen  Versiche- 
rungsrisiko das  ganze  Kursrisiko,  dem  sie  ebensowenig  gewachsen  sein 
werden,  wie  jetzt  —  infolge  der  früheren  gesetzlichen  Beschränkungen 
der  Anlagepolitik  —  die  deutschen  Lebensversicherungsgesellschaften 
hinsichtlich  ihrer  Schweizer  Bestände1.  Zum  mindesten  ist  die  Kapa- 
zität eines  solchen  Unternehmens  so  gering,  daß  von  nennenswerter 
Beteiligung  am  Weltgeschäft  jedenfalls  nicht  die  Rede  sein  kann 2. 
Nehmen  doch  Markkapitalien  gegenüber  selbst  kleine  Deckungen  in 
Edelvaluta  heute  schon  die  Ausmaße  eines  Großrisikos  an. 

Die  Umstellung  des  deutschen  Transportversicherungsmarktes  auf 
Goldwerte  kann  sich  allerdings  nur  nach  und  nach  vollziehen,  einmal 
durch  allmähliche  Ansammlung  von  Valutareserven,  vor  allem  aber 
durch  planmäßigen  Ausbau  der  Rückversicherungsbeziehungen  auf 
Goldbasis  mit  valutastarken  Rückversicherern.  Die  in  finanzieller  Hin- 
sicht sich  ergebenden  Schwierigkeiten  der  praktischen  Durchführung 
werden  dadurch  vermehrt,  daß  der  Staat  —  aus  währungspolitischen 
Rücksichten  —  die  versicherungswirtschaftlich  so  dringend  erforder- 
liche Entwicklung  eher  hemmt  als  fördert3.  Wir  werden  noch  an  an- 
derer Stelle  auf  diese  versicherungspolitisch  äußerst  weittragende 
Frage  zurückkommen.  Hier  sei  nur  so  viel  gesagt:  Solange  das  deutsche 
Transportversicherungsgeschäft  durchweg  auf  Markbasis  ruht,  wer- 
den bei  sinkendem  Markkurs  die  Deckungsmöglichkeiten  voraussicht- 
lich stets  hinter  dem  Versicherungsbedarf  zurückbleiben,  auch  wenn 
der  Markt  mit  immer  neuen  Gründungen  und  Kapitalerhöhungen  auf 
jede  weitere  zahlenmäßige  Erhöhung  der  Versicherungswerte  reagiert. 
Sollte  die  Mark  sich  jedoch  stabilisieren  oder  gar,  wenn  auch  nur  in 
geringstem  Grade,  ein  Anziehen  des  Markkurses  erfolgen,  so  würde 
umgekehrt  sehr  bald  das  Versicherungsangebot  die  Nachfrage  über- 
steigen, selbst  wenn  die  unter  Versicherungsschutz  zu  bringenden 
Werte,  auf  Goldbasis  gerechnet,  keine  Verminderung  erfahren  wür- 
den, welch  letztere  Voraussetzung  aber  praktisch  keinesfalls  zutreffen 
dürfte.  Denn  ein  Anziehen  der  Mark  würde  zweifellos  die  Angleichung 
an  das  Niveau  der  Weltmarktpreise  —  die  ohnehin  in  manchen  Wirt- 
schaftszweigen schon  nahezu  erreicht  sind  — ,  beschleunigen,  hierdurch 
jedenfalls  zunächst  eine  Depression  des  deutschen  Handels  auslösen, 
und  dementsprechend  auf  dem  Transportversicherungsmarkt  eine  nicht 
nur  ziffernmäßige,  durch  die  Besserung  des  Markkurses  bedingte,  son- 
dern eine  absolute  Verringerung  des  Versicherungsbedarfs  bewirken. 
Mit  sinkendem  Versicherungsbedarf  aber  würde  sich  ein  in  gleichem 


i  Vgl.  §  3,  S.  84. 

2  „Journ.  of  Comm."  Nr.  8727.  15.  März  1922:  „German  companies  get  small  volumes, 
large  in  Marks  but  small  in  Dollars." 

3  Siehe  die  diesbezgl.  Ausführungen  des  Rundschr.  des  A.  f.  P.,  Tgb.-Nr.  A  36  v. 
4.  Jan.  1922  (abgedr.  Ztschr.  f.  Vw.  Nr.  4.  25.  Jan.  1922,  S.  33),  insbes.  die  Bezugnahme  auf  den 
aus  währungspolitischen  Gründen  ablehnenden  Standpunkt  des  Reichsfinanzministers. 
Wesentlich  entgegenkommendere  Haltung  des  A.  f.  P.  i.  d.  Rundschr.  A  2033  v.  31.  Mai  1922 
(abgedr.  Ztschr.  f.  Vw.   Nr.  23.  7.  Juni  1922,  S.  272). 
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Maße  wachsendes  Überangebot  an  Versicherungsgelegenheiten  er- 
geben und  als  dessen  unmittelbare  Folge  ein  verschärfter  Konkur- 
renzkampf. Stellt  dieser  sich  doch  regelmäßig  als  Reaktion  ein  auf  eine 
solche,  bei  rückläufigem  Geschäftsgang  zunehmend  hervortretende 
Diskrepanz  zwischen  Angebot  und  Nachfrage.  Alle  mit  dem  Kon- 
kurrenzkampf zusammenhängenden  Vorgänge  kennzeichnen  sich  dann 
aber  auch  lediglich  als  gewöhnliche  Begleitumstände  einer  oft  beobach- 
teten wirtschaftlichen  Entwicklung,  die  keineswegs  der  Transportver- 
sicherung an  sich  eigentümlich  ist,  sondern  sich  vielmehr  in  jedem 
anderen  Wirtschaftszweige  in  gleicher  Weise  vollziehen  könnte.  Diese 
Vorgänge  unterliegen  daher  auch  dem  allgemeinen  regulierenden  Ein- 
fluß und  gesetzmäßig  erfolgenden  Ausgleich  des  natürlichen  wirtschaft- 
lichen Kreislaufs,  und  so  erübrigt  sich  demgegenüber  die  Erörterung 
bzw.  die  Anwendung  etwaiger  äußerer  Maßnahmen. 

Anders  verhält  es  sich  mit  denjenigen  Erscheinungen,  die  sich 
nicht  als  natürliche  Folgen,  sondern  als  Auswüchse  der  Gründungs- 
tätigkeit darstellen  und  als  solche  die  Lage  des  Transportversiche- 
rungsmarktes zu  gefährden  drohen.  Eine  derartige  Gefährdung  liegt 
sicherlich  darin,  daß  sich  viele  der  Neugründungen  als  unzureichend 
fundiert  erweisen.  Gerade  im  Versicherungsgeschäft  ist  zwar  die  Höhe 
des  Eigenkapitals  keineswegs  allein  ausschlaggebend  für  die 
Leistungsfähigkeit  eines  Unternehmens;  es  kommt  ebensosehr  oder 
sogar  noch  mehr  auf  die  sachgemäße  Geschäftsführung  und  beson- 
ders auf  die  auf  möglichst  breiter  Basis  vorzunehmende  Risikovertei- 
lung an.  Zumal  heute,  wo  ein  Großrisiko  auch  das  Gesamtkapital  einer 
bestfundierten  Gesellschaft  um  ein  Vielfaches  übersteigen  kann,  bürgt 
für  die  Zuverlässigkeit  des  Versicherungsschutzes  vor  allem  anderen 
die  fachkundige  Leitung  eines  Unternehmens,  die  Vorsorge  für  aus- 
reichende sichere  Rückdeckung  und  eine  den  finanziellen  Verhält- 
nissen des  Betriebes  sorgsam  angepaßte  Begrenzung  der  Maximalhaf- 
tung. Bei  den  Neugründungen  ist  es  indessen  so,  daß  vornehmlich  die 
kapitalschwächsten  Gesellschaften  oft  zugleich  auch  in  unzweckmäßiger 
Weise  geleitet  werden,  teils  aus  unzulänglicher  Geschäftskennt- 
nis und  Erfahrung,  zum  Teil  aber  infolge  des  offenbaren  Bestrebens, 
das  Transportversicherungsgeschäft  vorwiegend  spekulativen  Gewinn- 
absichten dienstbar  zu  machen  l.  Dies  bedeutet  einen  um  so  schwere- 
ren Übelstand,  als  solche  Unternehmungen  in  der  Absicht,  den  Mangel 
an  Betriebskapital  auszugleichen,  sich  vielfach  durch  möglichst  große 
Abschlüsse  flüssige  Geldmittel  zu  verschaffen  suchen,  wodurch  rasch 
ein  krasses  Mißverhältnis  zwischen  Umsätzen  und  Reserven  eintritt, 
das  bei  einer  Häufung  von  Schadensfällen  leicht  den  Ruin  des  Unter- 
nehmens nach  sich  zieht,  zumal  wenn,  wie  es  häufig  der  Fall  ist,  auch 


1  „Frkf.  Ztg."  Nr.  208.  18.  März  1920;  Nr.  878.  26.  Nov.  1920;  Nr.  35.  14.  Jan.  1921; 
Nr.  337.  6.  Mai  1922:  „Sorgen  der  deutschen  Versicherung-."  „Eigenartige  Entwicklung  im 
deutschen  Versicherungswesen."  Ztschr.  f.  Vw.  Nr.  11/12.  31.  März  1920,  S.  109;  Nr.  17. 
28.  April  1920,  S.  154;  Nr.  21.  26.  Mai  1920,  S.  193. 
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noch  mit  unzureichenden  Prämien  gearbeitet  worden  ist.  In  Ländern 
mit  unentwickeltem  Versicherungswesen  kann  die  mehrfache  Wieder- 
holung solcher  Vorkommnisse  für  den  ganzen  Markt  katastrophal  wir- 
ken1. Auf  einem  so  alten  und  hochentwickelten  Transportversiche- 
rungsmarkte wie  dem  deutschen  können  solche  Verhältnisse  allerdings 
ebenfalls  eine  zeitweilige  Beunruhigung  und  Erschwerung  des  Ge- 
schäfts bewirken,  nicht  aber  nachhaltige  Störungen,  sofern  man  nur 
den  Dingen  ihren  freien  Lauf  läßt.  Denn  auch  bei  einer  solchen  Ent- 
wicklung, gleichviel,  ob  sie  im  Gefolge  einer  allgemeinen  Wirtschafts- 
krise oder  gesondert  hervortritt,  setzt  wieder  unmittelbar  der  feine 
Mechanismus  des  modernen  Wirtschaftslebens  ausgleichend  ein.  So- 
lange, bei  steigender  Konjunktur,  die  von  den  Versicherungsunter- 
nehmungen zu  gewährenden  Entschädigungsleistungen  aus  zunehmend 
sich  erhöhenden  Prämieneinnahmen  bestritten  werden  können,  treten 
letztere  gewissermaßen  an  die  Stelle  der  fehlenden  Reserven,  und  es 
kann  daher  unter  diesen  Umständen  auch  schwachfundierten  Gesell- 
schaften gelingen,  den  Anschein  einer  faktisch  nicht  vorhandenen 
Leistungsfähigkeit  aufrecht  zu  erhalten.  Diese  Scheinblüte  wird  indessen 
mit  dem  Augenblick  vergehen,  da,  bei  sinkender  Konjunktur,  den  für 
die  Schadensregulierungen  benötigten  Summen  verminderte  Prämien- 
einnahmen gegenüberstehen  und  gleichzeitig,  wie  oben  dargelegt,  ein 
verschärfter  Konkurrenzkampf  zu  erwarten  steht.  Dieser  Feuerprobe 
werden  nur  die  wirklich  in  sich  gesunden  Unternehmungen  gewachsen 
sein.  Auf  dem  Versicherungsmarkt  löst  der  Konkurrenzkampf  meist 
bald  mit  ziemlicher  Gewißheit  einen  Prämienkrieg  aus.  So  sehr  auch 
dauernde  Prämienunterbietungen  an  und  für  sich  den  Transportver- 
sicherungsmarkt beunruhigen  und  seine  innere  Finanzkraft  schwächen, 
so  hat  sich  doch  in  Krisenzeiten  ein  unter  Innehaltung  gewisser  un- 
terster Grenzen  von  Seiten  der  alten  kapitalkräftigen  Gesellschaften 
systematisch  geführter  Prämienkrieg  des  öftern  als  wirksamster  Aus- 
gleichfaktor bewährt 2,  und  zwar  einmal,  um  die  tatsächliche  Anpassung 
der  Prämien  an  die  jeweiligen  Verhältnisse  zu  bewirken,  vor  allem 
aber,  um  den  Markt  von  den  schädlichen  Elementen  zu  befreien. 
Hier  ist  der  Weg,  um  den  offenkundigen  Auswüchsen  des  Gründungs- 
fiebers erfolgreich  entgegenzutreten.  Natürlicher  Ausgleich  und  plan- 
mäßige Selbsthilfe  erweisen  sich  somit  als  wirksamstes  Mittel  zur  Be- 
wältigung der  Aufgabe,  der  die  Staatsaufsicht,  selbst  abgesehen  von 
allen  sonstigen  schweren  Nachteilen,  doch  nie  in  gleichem  Maße  ge- 
recht werden  könnte. 


1  So  mußten  die  seit  1917  in  China  einheimischen  Versicherungsgesellschaften  fast 
sämtlich  nach  kurzer  Zeit  ihren  Betrieb  einstellen,  nachdem  sie  durch  gegenseitige  Prämien- 
unterbietungen  ihre  finanziellen  Kräfte  völlig  erschöpft  hatten  (s.  Leschke-Saenger, 
a.  a.  O.,  S.  147*). 

2  „Frkf.  Ztg."  Nr.  911.  6.  Dez.  1919;  Ztschr.  f.  Vw.  Nr.  36.  8.  Sept.  1920,  S.  341 :  „Tages- 
fragen in  der  Transportversicherung."  Vgl.  weiter  unten  den  Hinweis  auf  die  Vorgänge 
auf  dem  norwegischen  Versicherungsmarkt    S.  135  ff. 
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Der  weitere  Verlauf  kann  sich  sehr  verschieden  gestalten.  In 
manchen  Fällen  gelingt  es  den  schwachfundierten  Unternehmungen, 
sich  noch  rechtzeitig  freiwillig  vom  Transportversicherungsgeschäft 
zurückzuziehen,  ehe  sie  daran  scheitern.  Der  zweite  Weg  ist,  daß  sie 
versuchen,  durch  Rückversicherungsverträge  bei  alten  leistungsfähigen 
Konzernen  Rückhalt  zu  finden.  Damit  ist  diesen  dann  die  Gelegenheit 
gegeben,  in  den  Geschäftsbetrieb  der  neuen  Betriebe  regelnd  und 
kontrollierend  einzugreifen,  sie  zum  Eintritt  in  die  Verbände  zu  brin- 
gen und  so  das  Außenseitertum  auszumerzen.  Der  Abschluß  von 
Rückversicherungsverträgen  ist  indessen  ohnehin  von  einer  Reihe  ver- 
schiedenster Faktoren  abhängig,  setzt  jedenfalls  zum  mindesten 
voraus,  daß  der  Lebensfähigkeit  des  betr.  rückzuversichernden  Unter- 
nehmens wenigstens  ein  gewisses  Maß  von  Vertrauen  entgegen- 
gebracht werden  kann,  und  wird  somit  unter  den  obwaltenden  Umstän- 
den häufig  von  vornherein  abgelehnt  werden.  Hierbei  dürften  aller- 
dings oft  auch  taktische  Gründe  mitsprechen  1,  da  sich  ein  planmäßiges 
Versagen  von  Rückdeckung  an  Außenseiter  als  schärfste  aber  wirk- 
samste Kampfmethode  erprobt  hat.  Der  von  den  Außenseitern  unter- 
nommene Versuch,  sich  ihrerseits  gegenseitig  Rückdeckung  zu  bieten, 
wird  bei  schwachfundierten  Unternehmungen  den  drohenden  Ruin 
eher  beschleunigen  als  aufhalten2.  Ist  der  Prozeß  der  Einengung  des 
Marktes  in  dieses  Stadium  gelangt,  so  werden  auch  offenkundige  Zu- 
sammenbrüche meist  nicht  zu  verhüten  sein,  obgleich  das  allgemeine 
Bestreben  des  Marktes,  um  ernstlichen  Erschütterungen  vorzubeugen, 
dahin  geht,  diesen  letzten  Konsequenzen  zuvorzukommen,  sei  es  durch 
einfache  Fusion  (völlige  Auflösung  und  Übernahme  der  Bestände  eines 
solchen  Unternehmens),  sei  es  durch  eine  losere  Form  der  Angliede- 
rung,  welche  aber  jedenfalls  auch  stets  die  völlige  Abhängigkeit  des 
betreffenden  Unternehmens  von  dem  übernehmenden  Konzern  ge- 
währleisten muß.  In  beiden  Fällen  sind  dann  die  Grundlagen  des 
Transportversicherungsmarktes  und  zugleich  die  Stellung  der  alten 
Gesellschaften  gesichert,  und  es  ist,  bei  dieser  Behauptung  aus  eigener 
Kraft,  die  Gefahr  der  Stagnation  doch  vermieden.  Hier  zeigt  sich 
übrigens  die  auf  dem  deutschen  wie  auf  den  ausländischen  Versiche- 
rungsmärkten gleichermaßen  beobachtete,  bemerkenswerte  Erschei- 
nung, daß  gerade  die  Übergründung,  die  zunächst  in  sichtlichem 
Widerspruch  zu  der  seit  langem  im  Versicherungswesen  hervortreten- 
den Konzentrationsbewegung  zu  stehen  schien,  in  ihren  Rückwirkun- 
gen diese  Konzentrationstendenzen  ungemein  verstärkt  hat 8. 

i  Verl   S  118,  Anm.4.    Ztschr.  f.  Vw.  Nr.  51.  17.  Dez    1919,  S.  418. 

2  Ein  Beispiel  hierfür  bietet  der  im  Sommer  1921  erfolgte  Zusammenbruch  des  Holland. 
Sorelkonzerns,  vgl.  unten  S.  137,  Anm.  6. 

3  Vgl.  z.  B.  „Voss.  Ztg."  Nr.  141.  25.  März  1921  :  „Fusion  i.  Wesen";  Ind.-  u.  Handels- 
Ztg.  Nr.  26.  1.  Febr.  1922.  Mi«,  d  LT.  V.  V.  IX.  Bd  Nr.  1.  Jan.  1919,  S.  6:  „The  National  Benefit 
Combine."  „The  Financial  News".  Nr.  11013.  lO.Juli  1920:  „Need  of  Combination."  Ztschr 
f.  Vw.  Nr.  21.  24.  Mai  1922,  S.  246:  „Zusammenschluß  engl.  Gesellsch .-.  „The  Times" 
Nr  40  034.  18.  Mai  1922:  „Insurance  Fusion  Terms."  Ind.-  u.  Handels-Ztg.  Nr.  150.  10.  Juli 
1920:  „Fusion  i.  d.  schwed  Seevers  "  „Nieuwe  Rotterdamsche  Courant".  Nr.  15.  16.  Jan. 
1920:    „Concentratie  in  het  Nederlandsch  verzekeringsbedrijf",  u.  a.  m. 


1*4  Clara  Leschke-Saenger, 

Entgegen  dem  eben  geschilderten  Verlauf  ist  indessen  auch  die 
andere  Möglichkeit  nicht  außer  acht  zu  lassen,  daß  es  Außenseitern 
ihrerseits  gelingt,  den  alten  Gesellschaften  gegenüber  standzuhalten. 
Dann  haben  diese  Neugründungen  damit  aber  den  Beweis  ihrer  Le- 
bensfähigkeit erbracht,  ihr  Bestehen  kann  hinfort  nicht  als  ein  dem 
Markte  nachteiliges  bezeichnet  werden.  Im  Laufe  der  Zeit  bahnt  sich 
entweder  nachher  doch  eine  gewisse  Annäherung  zwischen  alten  und 
neuen  Gesellschaften  an,  oder  aber  der  fortgesetzte  Wettbewerb,  der 
jedoch  jedenfalls  allmählich  ruhigere  Formen  annimmt,  gibt  sogar  den 
Anstoß  zu  einem  neuen  Aufschwung  des  ganzen  Geschäftes. 

Es  bleibt  noch  ein  Wort  über  die  Tochtergründungen  alter  Ver- 
sicherungsunternehmungen hinzuzufügen,  die  entweder  erfolgten  um 
das  vorher  nicht  betriebene  Transportversicherungsgeschäft  aufzu- 
nehmen oder  um  den  Geschäftsbereich  in  lokaler  Beziehung  auszu- 
bauen. Naturgemäß  nehmen  diese  eine  besondere  Stellung  im 
Rahmen  der  Neugründungen  ein,  und  es  kommt  hier  in  erster  Linie, 
auf  die  Leistungsfähigkeit  des  ganzen  Konzerns  an.  In  dieser  Bezie- 
hung soll  aber  nicht  unerwähnt  bleiben,  daß  bereits  manche  Fälle  be- 
kannt geworden  sind,  wo  alte  Unternehmungen,  die  vorher  nur  in  den 
anderen  Zweigen  der  Schadensversicherung  tätig  waren,  durch  ihre 
Tochtergesellschaften  auf  dem  Transportversicherungsmarkt  schwere 
Einbußen  erlitten  haben  \ 

Es  ist  überhaupt  nicht  zu  verkennen,  daß  die  Konzentrations- 
bewegung im  Versicherungswesen,  die,  wie  wir  gesehen,  im  Verlauf 
und  auf  Grund  der  Gründungsperiode  noch  zugenommen  hat,  insofern 
eine  Gefahr  bedeutet,  als  auch  hier  gewissermaßen  das  Gesetz  der 
Trägheit  in  Erscheinung  tritt.  Um  eine  schwere  Masse  in  Bewegung 
zu  versetzen,  bedarf  es  stärkerer  Antriebe;  ist  sie  aber  einmal  aus  dem 
Ruhezustand  gebracht,  zittern  auch  die  Erschütterungen  in  ihr  um  so 
länger  nach.  In  analoger  Weise  bieten  auch  die  großen  Versicherungs- 
konzerne an  sich  den  Schwankungen  des  Marktes  stärkeren  Wider- 
stand. Dem  aber  steht  ein  Mangel  an  Elastizität  gegenüber,  der  sich 
gerade  in  Krisenzeiten  als  verhängnisvoll  zu  erweisen  vermag2.  Denn 
treten  Gleichgewichtsstörungen  innerhalb  eines  solchen  Konzerns  auf, 


1  Hierher  gehört  auch  die  Geschichte  der  City  Equitable  Fire  Ins.  Co.,  Ltd.,  London. 
Die  City  Equit.  wurde  1908  gegründet,  1916  neuorganisiert  unter  gleichzeitiger  Neuaufnahme 
des  Transportversicherungsgeschäfts.  Zunächst  außerordentliche  Steigerung  der  Prämien- 
einnahmen im  Transport-  und  im  allgemeinen  Schadensvers.-Geschäft.  1921  Gründung  der 
City  Equit.  Associated,  Ltd.,  Angliederung  der  City  of  London  Ins.  Co.,  Ltd.,  und  der  Greater 
Brit.  Ins.  Co.,  die  ihrerseits  aus  drei  Gesellschaften  (der  British  and  South  Africa  Ins.  Corp., 
gegr.  4.  Dez.  1917;  der  British  and  Australasian  Ins.  Co.,  gegr.  28.  Febr.  1918;  der  Greater 
Brit.  Ins.  Co.,  gegr.  1918)  im  Dezember  1919  gebildet  war,  sowie  weiterer  Rückversicherungs- 
neugründungen aus  den  Jahren  1919/20  (Savory's  Ins.  Share  Annual.  London,  Thomas 
Skinner  &  Co.,  June  1921).  Anfang  1922  Zusammenbruch  des  ganzen  Konzerns.  („Financial 
News".  Nr.  11487.  28.  Jan  1922.  „City  Equit.  Affairs".  Nr.  11506.  20.  Febr.  1922:  „Collapse 
of  the  City  Equit.  Fire  Ins.  Co.") 

2  Vgl.  vorige  Anm.,  dazu  „Manchester  Guardian  Commerc."  Nr.  8.  23.  Febr.  1922:  „The 
immediate  cause  of  the  failure  (of  the  City  Equit.  Fire  Ins.  Co.)  was  frozen  assets  and 
not  excessive  liabilities." 
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so  pflegen  sie  sich  in  weitestem  Umkreis  auszuwirken  und  sind  in 
ihren  weittragenden  Folgen  schwer  überwindlich. 

Verfolgen  wir  das  bisherige  Schicksal  der  jungen  deutschen  Ge- 
sellschaften, so  finden  wir,  daß  sich  die  Neugründungen  dem  deut- 
schen Transportversicherungsverband  heute  durchweg  angeschlossen 
haben  und  in  nicht  unbeträchtlicher  Zahl  in  mehr  oder  weniger  enger 
Verbindung  mit  alten  Konzernen  stehen.  Daneben  finden  sich  aber 
nach  wie  vor  viele  neue  Unternehmungen,  die  völlig  selbständig 
arbeiten  oder  eigene  Konzerne  bilden  K  Im  übrigen  befindet  sich  der 
deutsche  Versicherungsmarkt  gegenwärtig  noch  in  dem  geschilderten 
Zustand,  wo  bei  sinkenden  Kursen  und  entsprechend  steigenden  Ver- 
sicherungswerten die  erhöhten  Umsätze  einstweilen  die  wirkliche 
Situation  wenigstens  nach  außen  hin  zu  verschleiern  vermögen.  Im 
internen  Verkehr  freilich  sind  Mißstände  nicht  zu  verkennen,  doch  sind 
die  Transportversicherer  selbst  seit  langem  zu  der  Einsicht  gelangt,  daß 
nicht  staatliche  Machtmittel,  sondern  der  freie  Konkurrenzkampf  am 
ehesten  und  gründlichsten  die  weitere  Klärung  der  Verhältnisse  zu 
erzielen  verheißt.  Gelegentlich  der  im  April  1920  abgehaltenen 
Tagung  des  Deutschen  Transport-Versicherungs-Vereins  in  Hannover 
wurde  angesichts  der  schwierigen  Verhältnisse  im  Transportver- 
sicherungsgeschäft aus  den  eigenen  Reihen  der  Transportversicherer 
die  Frage  der  Staatsaufsicht  aufgerollt 2.  Die  Ende  September  1920 
in  Baden-Baden  tagende  Versammlung  brachte  dagegen  bereits,  wie 
einst  in  den  Jahren  vor  Erlaß  des  Versicherungs-Aufsichts-Gesetzes, 
eine  geschlossene,  einmütige  und  ausdrückliche  Stellungnahme  gegen 
jede  staatliche  Einmischung.  Und  dieser  Standpunkt  ist  seither  ein- 
mütig und  nachdrücklich  von  den  deutschen  Transportversicherern 
aufrechterhalten  und  verfochten  worden. 

Ein  kurzer  Blick  auf  das  Ausland  zeigt,  daß  auch  dort  durchweg 
die  gleiche  Auffassung  herrscht.  Ohne  die  Gründungstätigkeit  auf  den 
übrigen  Versicherungsmärkten  im  allgemeinen  näher  zu  erörtern,  sei 
hier  lediglich  ein  knapper  Hinweis  auf  einige  Auslandsmärkte  gegeben, 
auf  denen  sich  den  deutschen  ähnliche  Verhältnisse  entwickelt  haben, 
um  die  obige  Behauptung  zu  stützen.  Im  Auslande,  wo,  wie  gesagt, 
schon  eher  als  in  Deutschland  die  eigentliche  Gründungsperiode  be- 
gann s  und  sich  in  ihren  Wirkungen  geltend  machte,  setzten  auch 
entsprechend  früher  die  Abwehrversuche  gegen  die  Nachteile  der 
Übergründung  ein.  Wir  befinden  uns  dort  gleichsam  gegenüber  dem 
deutschen  Markt  in  einer  späteren  Entwicklungsphase,  so  daß  ein 
Vergleich  versicherungspolitisch  besonders  fruchtbar  erscheint. 

Die  nachteiligen  Folgen  des  Gründungsfiebers  wurden  am 
frühesten    in   Norwegen    ersichtlich.    Die   mit   Kriegsbeginn   ein- 


i  „Frkf.  Ztg."  Nr.  316.  30.  April  1920;  Nr.  913.  9.  Dez.  1920;  Nr.  319.  30.  April  1922. 

2  Vgl.  S.  120,  Anm.  2. 

3  Vgl.  oben  S.  116. 
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setzende  Hochkonjunktur  auf  dem  Transportversicherungsmarkt  ging 
bereits  1918  erheblich  zurück,  die  Gründungstätigkeit  dagegen  er- 
reichte in  diesem  Jahre  mit  40  Neugründungen  (deren  eingezahltes 
Gründungskapital  sich  auf  insgesamt  22  Mill.  Kronen  belief)1,  erst 
ihren  Höhepunkt.  Das  mit  abflauendem  Geschäft  immer  stärker 
hervortretende  Überangebot,  das  auch  im  Ausland  keinen  Absatz 
fand 2,  veranlaßte  den  Zentralverein  der  Seeversicherer  im  Februar 
1919,  alle  Tarife  und  obligatorischen  Abkommen  zu  kündigen*  und 
zwar  zu  dem  ausdrücklichen  Zweck,  den  Kampf  gegen  die  große 
Zahl  der  schwach  fundierten  Neugründungen  ungehemmt  aufnehmen 
zu  können.  Der  Prämienkrieg  ist  bisher  noch  nicht  wieder  eingestellt 
worden,  sondern  nur  etwas  eingeschränkt,  indem  sich  die  be- 
deutenderen Gesellschaften  in  Gruppen  geeinigt  haben,  um  doch  ein 
gewisses  Prämienniveau  zu  sichern ".  Der  mit  dem  Prämienkrieg  ver- 
folgte Zweck  kann  indessen  bereits  im  wesentlichen  als  erfüllt  be- 
trachtet werden,  denn  schon  seit  Ende  1919  und  zunehmend  im 
Jahre  1921  folgen  auf  dem  norwegischen  Transportversicherungs- 
markt Liquidationen  auf  Liquidationen.  Den  Umfang  dieses  Prozesses 
dürfte  am  besten  die  Feststellung  veranschaulichen,  daß  von  den  von 
1914 — 1921  neugegründeten  104  Versicherungsgesellschaften4  in 
der  Zeit  von  1919 — 1921  26  liquidiert  haben  (wovon  vier  in 
Konkurs  geraten  sind),  zehn  andere  sich  seit  1921  in  Liquidation  be- 
finden 5,  und  weitere  Insolvenzen  erwartet  werden 6.  Hierbei  muß  man 
noch  berücksichtigen,  daß  die  Zahl  der  Neugründungen  inzwischen 
außerdem  auch  schon  durch  Fusionen  beträchtliche  Verminderung  er- 
fahren haben  dürfte.  —  Besonderes  Aufsehen  erregte  die  Liquidation 
des  ,,.Norske  Lloyd,  A.  S."  und  des  „Norske  Globus",  Forsikring  A.  S. 
Diese  Gesellschaften  sind  zwar  nicht  erst  im  Kriege,  sondern  schon 
1905  bzw.  1911  gegründet,  doch  gehören  sie  zum  Alf -Whist-Konzern, 
dem  außer  anderen  auch  verschiedene  Neugründungen  angeschlossen 
waren 7. 

Der  Fall  dieser  beiden  Gesellschaften  hat  im  Zusammenhang  mit 
unseren  früheren  Ausführungen  über  den  verhängnisvollen  Einfluß 
der  Währungsdifferenzen  auf  das  Transportversicherungsgeschäft 
insofern  Interesse,  als  die  ruinösen  Verluste  der  Gesellschaften  haupt- 
sächlich auf  Kursverluste   im   Geschäft  mit  England  und  Amerika 8, 


i  Norsk  Forsikrings  Aarbok  1919,  S.  106—108. 

2  „The  Financial  News".  Nr.  11078.  25.  Sept.  1920. 

s  L  e  s  c  h  k  e  -  S  a  e  n  g  e  r ,  a.  a.  O.,  S.  49.  Mitt.  d.  I.  T.  V.  V.  April  1920,  S.  48;  „Übersee- 
dienst". Nr.  1.  6.  Jan.  1921.  Neuerdings  erwartet  man  die  Wiedereinführung  des  obliga- 
torischen Kaskotarifs  evtl.  für  den  Herbst  1922  (Mitt.  d.  I.  T.  V,  V.  Band  XII.  Nr.  1,  Jan.  1922, 
S   11  :    „Die   Lage  der  Seeversicherung-  in  Norwegen"). 

<  Ztschr.  f.  Vw.  Nr.  11.  15.  März  1922,  S.  127  nach  Norsk  Forsikrings  Aarbog  1920. 

s  Mitt.  d.  I.  T.  V.  V.  Bd.  XII.  Nr.  5.  Mai  1922,  S.  77. 

e  Ebenda  Nr.  1  ,  S.  11,  vgl.  Anm.  3. 

»  Ztschr.  f.  Vw.  Nr.  2.  11.  Jan.  1922,  S.  13. 

8  „Journ.  of  Comm."  Nr.  8565,  23.  Aug.  1921,  berichtet  über  Verluste  des  Norske  Lloyd 
im  amerikanischen  Seeversicherungsgeschäft,  welches  seit  1916  von  der  Gesellschaft  betrieben. 
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deren  Währungen  bekanntlich  erheblich  über  der  norwegischen 
stehen,  bzw.  standen,  zurückgeführt  werden *.  Ferner  bieten  diese 
Vorgänge  ein  weiteres  Beispiel  dafür,  daß  die  Konzentrationsbewegung 
keineswegs  immer  zum  Guten  ausschlägt,  und  daß  die  Leitung  eines 
großen  Konzerns  in  erhöhtem  Maße  sorgfältigste  Geschäftsführung, 
breiteste  Fundierung  und  vor  allem  geschickteste  Anlagepolitik  er- 
fordert \ 

Ähnlich  wie  in  Norwegen  hat  sich  der  Verlauf  in  Dänemark 
gestaltet,  wo  von  98  Neugründungen  bereits  26  liquidiert  haben3. 
Auch  die  dänischen  Neugründungen  waren  wie  die  norwegischen 
ziemlich  stark  im  englischen  Rückversicherungsgeschäft  engagiert  und 
erschütterten  ihre  Position  vollends  durch  den,  oben  schon  als  äußerst 
gefährlich  gekennzeichneten,  Versuch,  die  ihnen  bereits  erwachsenen 
Verluste  durch  größere  Umsätze  zu  verdecken  und  letztere  durch 
Prämienunterbietungen  zu  erzwingen  \  Die  alten  Versicherungs- 
konzerne sind  auch  in  Dänemark  bisher  intakt  geblieben 5. 

Auf  dem  holländischen  Versicherungsmarkt  sind  die  Rück- 
wirkungen der  Gründungsperiode  ebenfalls  im  Jahre  1921  krisenartig 
in  Erscheinung  getreten.  Im  Juni  1921  trat  der  Zusammenbruch  des 
„Sorel"-Konzerns  ein 8,  weitere  Insolvenzen  folgten,  und  die  künftige 
Entwicklung  dürfte  noch  mehr  Opfer  unter  den  Neugründungen 
fordern 7.  Die  Schwierigkeiten,  die  sich  im  holländischen  Ver- 
sicherungswesen (mehr  noch  als  in  der  Transportversicherung  —  aller- 
dings aus  anderen  Ursachen  —  in  der  Lebensversicherung)  geltend 
machten,  haben  die  holländische  Regierung  zum  Erlaß  eines  Not- 
gesetzes veranlaßt,  demzufolge,  auf  Antrag  der  Versicherungsnehmer 
oder  der  Gesellschaft  selbst,  für  Versicherungsunternehmungen,  die 
als  nicht  ganz  zahlungsfähig  erscheinen,  eine  Art  von  Zahlungsauf- 
schub und  gerichtlicher  Geschäftsaufsicht  erwirkt  werden  kann 8,  um 
die  Versicherungsnehmer  vor  den  mit  einem  Konkurs  des  Unter- 
nehmens verbundenen  Nachteilen  zu  schützen.  Hier  handelt  es  sich 
also  in  der  Tat  um  ein  staatliches  Eingreifen,  aber  dieses  entspricht 
einmal  den  Grundprinzipien  der  Staatsaufsicht  im  Versicherungswesen, 
da  hier  offensichtlich  die  Interessen  der  Versicherungsnehmer  gewahrt 
werden,  und  bereitet  ferner  der  allgemeinen  Entwicklung  der  Trans- 


1  „Morgenbladet",  Kristiania.  Nr.  359.  5.  Dez.  1921 :  „Norske  Lloyd  og  Norske  Globus 
i  likvidation." 

2  „The  Financial  News".  Nr.  11520.  8.  März  1922,  „Marine  Insurance  1921." 
Leichtfertige  Anlagepolitik  des  Whist-Konzerns. 

3  Vgl.  vorige  Seite.  Anm.  4,  nach  Dansk  Forsikrings  Aarbog  1920. 
*  Vgl.  vorige  Seite,  Anm.  2. 

s  Mitt  d.  I.T.  V.  V.  Bd.  XI  Nr.  10.  Dez.  1921,  S.  173:  „Das  dänische  Versicherungswesen" 
(nach  Berlingske  Politiske  og  Avertissements-Tidende.  21.  Nov.  1921). 

6  Ztschr.  f  Vw.  Nr.  22.  1.  Juni  1921,  S.  234:  „Schwierigkeiten  i.  holl.  Versicherungs- 
betrieb"; desgl.  Nr.  26.   29.  Juni  1921,  S.  296. 

»  Mitt  d.  I.T.  V.  V.  Bd.  XII.  Nr.  2.  Febr.  1922,  S.  31 :  „Der  holl.  Seeversicherungsmarkt  im 
Jahre  1921." 

8  Ztschr.  f.  Vw.    1921.    S.  296,  vgl.  Anm.  6. 
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portversicherung  keinerlei  Hemmungen,  da  nur  solche  Unter- 
nehmungen in  staatliche  Kontrolle  genommen  werden,  die  bereits 
wirtschaftlich  gescheitert  sind. 

In  England  und  Frankreich  wurde  zunächst  beabsichtigt,  der 
für  den  Versicherungsmarkt  ungünstigen  Entwicklung  durch  Normativ- 
bestimmungen entgegenzuwirken.  In  der  französischen  Kammer 
wurde  ein  Gesetzentwurf  eingebracht,  Versicherungsunternehmungen 
nur  bei  Nachweis  eines  Garantiefonds  von  mindestens  500  000  Frcs. 
handelsgerichtlich  zu  registrieren  und  für  Versicherungs-Aktien-  und 
Kommandit-Gesellschaften  ein  Mindestkapital  von  2  Millionen  Frcs. 
zu  fordern  \  Der  neue  französische  Erlaß  über  die  Errichtung  und 
Tätigkeit  von  Versicherungsgesellschaften,  der  an  die  Stelle  der  Ver- 
ordnung vom  22.  Januar  1868  tritt,  bringt  indessen  nur  eine  strengere 
Durchführung  des  Publizitätssystems  zur  Geltung  und  ist  vor  allem 
auf  eine  klare  und  allgemein  verständliche  Form  der  Rechnungslegung 
gerichtet 2. 

In  England  erwog  man  anfänglich  die  Möglichkeit,  die  wirt- 
schaftliche Lage  der  kleinen  Versicherungsbetriebe  durch  gesetzliche 
Regelung  ihrer  Geschäftsführung  (etwa  durch  Beschränkung  der 
Maximalhaftung  für  das  eigene  Risiko)  auf  eine  gesundere  Basis  zu 
stellen 8.  Soviel  bekannt,  ist  jedoch  der  Plan  nicht  in  die  Tat  um- 
gesetzt worden,  die  Durchführung  hätte  auch  zu  dem  gerade  in  eng- 
lischen Versicherungskreisen  immer  wieder  zum  Ausdruck  gebrachten 
Grundsatz  in  Widerspruch  gestanden,  daß  nur  durch  Selbsthilfe  und 
freie  Konkurrenz  eine  Besserung  der  Verhältnisse  zu  erwarten  sei  \ 
Hervorgehoben  wird  ebenfalls  die  Notwendigkeit  gemeinsamen  Vor- 
gehens von  Versicherern  und  Maklern,  da  die  letzteren  besonders  gut 
imstande  seien,  die  Ausschaltung  der  übermäßigen  und  ungehörigen 
Konkurrenz  herbeizuführen5.  Seit  langem  wird  vom  Londoner  Markt 
gemeldet,  daß  die  Lage  einer  Reihe  von  Neugründungen  unhaltbar 
geworden  sei  und  mehrere  Gesellschaften  vorzögen,  freiwillig  das 
Transportversicherungsgeschäft  niederzulegen6.  Im  Laufe  des  letzten 
Jahres  sind  dann  auch  eine  ganze  Reihe  von  Gesellschaften,  jedoch 
durchweg  nur  kleinere,  aufgelöst  worden7.  Im  Anschluß  an  die  Be- 
unruhigung, die  der  Zusammenbruch  des  City  Equitable-Konzerns  auf 
dem  englischen  Versicherungsmarkt  hervorgerufen,  hat,  ist  dem  eng- 


i  „Österreichische  Revue".    Nr.  35.    1.  Sept.  1919,  S.  209. 

*  Ztschr.  f.  Vw.Nr.  12.  22.  März  1922,  S.  138;  Nr.  16/17.  26.  April  1922,  S.  191:  Staatsauf- 
sicht in  Frankreich. 

3  Schiff. -Ztg.  Nr.  24.  26.  April  1919. 

*  Vgl.  die  letztjährigen  Wochenberichte  „Marine  Insurance  World"  in  den  Financial 
News,  bes.  Nr.  11119,  6.  Nov.  1920:  „Special  point  of  great  interest  to  underwriters." 
Diese  Ausführungen  nehmen  Bezug  auf  einen  Artikel  eines  „der  erfahrensten  Versicherer 
des  Königreichs"  in  einem  bekannten  Schiffahrtsblatt. 

5  „The  Financial  News."   Nr.  11013.    10.  Juli  1920:  „Need  of  Combination." 

6  „Überseedienst".  Nr.  1.  6.  Jan.  1921. 

7  „The  Financial  News".    Nr.  11520.    8.  März  1922:  „Marine  Insurance  1921." 
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lischen  Parlament  allerdings  der  Entwurf  einer  Novelle  zum  Assurance 
Companies  Act  von  1909  vorgelegt  worden,  doch  beschränkt  dieser 
sich  nach  den  bisherigen  Mitteilungen  ausschließlich  darauf,  allen 
Versicherungsunternehmungen  spezifizierte  Rechnungslegung  vor- 
zuschreiben *. 

Besonders  interessant  aber  ist  die  Entwicklung  in  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika.  Wie  eingangs  geschildert, 
wurde  vornehmlich  aus  nationalistischen  Tendenzen  die  Vermehrung 
der  Versicherungsmöglichkeiten  erst  eifrig  befürwortet 2.  Später  er- 
gab sich  dann  auch  hier  angesichts  der  Überzahl  der  kleinen  und 
kleinsten  Neugründungen  ein  heftiger  Kampf  der  alten,  gut  fundierten 
Betriebe  gegen  die  schwachen  neuen  Transportversicherungsgesell- 
schaften. Im  Sommer  1920  aber  haben  15  große  amerikanische 
Gesellschaften  mit  35  kleinen  ein  Rückversicherungsabkommen  in  der 
Weise  getroffen,  daß  die  kleinen  Gesellschaften  als  Rückversicherer 
dienten 3.  Dadurch  wurde  es  diesen  ermöglicht,  ihre  Betriebe  zu  ver- 
einfachen und  zu  verbilligen;  denn  es  wurden  ihnen  die  Rückversiche- 
rungen unmittelbar  von  den  großen  Gesellschaften  entsprechend  ihrer 
Leistungsfähigkeit  zugeteilt.  Den  großen  Transportversicherungs- 
anstalten andererseits  war  es  auf  diese  Weise  ermöglicht,  die  auf  dem 
amerikanischen  Markt  vorher  nicht  zu  erhaltende  Rückdeckung  nun 
doch  im  eigenen  Lande  zu  finden,  wie  es  der  so  ausgesprochen 
nationalistisch  gefärbten  amerikanischen  Handels-  und  Versicherungs- 
politik entspricht.  Damit  ist  es  gelungen,  auch  die  Folgeerscheinungen 
der  Übergründung  ebendenselben  Absichten  dienstbar  zu  machen, 
denen  die  Gründungstätigkeit  an  sich  den  ersten  Antrieb  verdankte. 
Dies  scheint  mir  ein  besonders  prägnantes  Beispiel  dafür,  wie  im 
natürlichen  Verlauf  der  Dinge  eine  zeitweise  ungünstig  erscheinende 
wirtschaftliche  Konstellation  nicht  nur  überwunden,  sondern  durch 
entsprechende  Organisationen  sogar  nutzbringend  ausgestaltet  werden 
kann.  Die  zu  lösende  Aufgabe  liegt  eben,  wie  sich  hier  an  Hand  von 
Tatsachen  bestätigt,  nicht  darin,  einer  trotz  aller  Auswüchse  doch  als 
organisch  anzusprechenden  Entwicklung  hemmend  entgegenzuwirken, 
sondern  diese  vielmehr  in  die  richtigen  Bahnen  zu  leiten,  was  am 
leichtesten  und  sichersten  —  wenn  nicht  sogar  ausschließlich  —  auf 
dem  Wege  der  Selbsthilfe  zu  erreichen  ist.  Dem  Staate  aber  fällt 
dabei  die  Rolle  des  klugen  Arztes  zu,  der  einen  spontan  einsetzenden 
Gesundungsprozeß  nicht  durch  gewaltsame  Eingriffe  gefährdet, 
sondern  sich  darauf  beschränkt,  die  Heilungstendenzen  zu  fördern  und 
zu  stärken. 


1  „The  Times".  Nr.  43000.  7.  April  1922:    „Terms  of  the  Insurance  Bill. 

2  Vgl.  S.  116,  Änm.  1. 

3  „The  Financial  News".  Nr.  11  049.  23.  Aug.  1920. 
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§12. 

Die  zeitliche  und  sachliche  Ausdehnung  des  Geschäftsbereichs 

der  Transportversicherung. 

Dieselben  wirtschaftlichen  Zusammenhänge,  welche  die  Gründungs- 
tätigkeit auf  dem  Transportversicherungsmarkte  auslösten  und  damit 
zu  der  starken  Vermehrung  des  Bestandes  an  Transportversicherungs- 
unternehmungen führten,  hatten  in  Deutschland  auch  eine  beträcht- 
liche Erweiterung  des  zeitlichen  und  sachlichen  Geschäftsbereiches 
der  Transportversicherung  zur  Folge.  Diese  Entwicklung  brachte 
Grenzüberschreitungen  in  die  Interessensphäre  anderer  Versicherungs- 
zweige, insbesondere  der  Feuerversicherung,  mit  sich.  Hierdurch 
wurde  der  Konkurrenzkampf  seitens  der  aufsichtspflichtigen  Ver- 
sicherungsbetriebe gegenüber  den  Transportversicherungsunter- 
nehmungen auf  das  heftigste  entfacht,  und  die  Feuerversicherer  er- 
hoben von  neuem  mit  allem  Nachdruck  ihre  alte  Forderung,  auch  die 
Transportversicherung  der  materiellen  Staatsaufsicht  zu  unterstellen. 

Zunächst  handelte  es  sich  darum,  daß  sich  die  Transportversiche- 
rungsunternehmungen, und  zwar  vor  allem  die  neugegründeten 
Gesellschaften,  in  großem  Umfange  des  erst  im  letzten  Kriegsjahr  in 
Deutschland  in  Aufnahme  gekommenen  Aufruhrversiche- 
rungsgeschäfts bemächtigten  \  Man  kann  nicht  leugnen,  daß 
daß  es  hierbei  zu  mißbräuchlicher  Ausdehnung  der  Grenzen  der  Auf- 
sichtsfreiheit kam;  denn  die  von  den  betreffenden  Gesellschaften  im 
Gewand  der  Transportpolice  abgeschlossenen  Aufruhrversicherungs- 
verträge bezogen  sich  keineswegs  nur  auf  Transportmittel,  Transport- 
und  Lagergüter,  sondern  ebenfalls  auf  Geschäftsinventar,  auf  Mobiliar 
in  Privathäusern  sowie  sogar  auf  Gebäude2.  Daß  Aufruhrversiche- 
rungsverträge der  letztgenannten  Art  nicht  als  Transportversicherungs- 
verträge gelten  können,  ist  nicht  zu  bestreiten.  Wenn  Transport- 
versicherer trotzdem  solche  abschlössen  und  die  ihnen  unter  anderen 
Voraussetzungen  zugebilligte  völlige  Bewegungsfreiheit  im  Konkurrenz- 
kampf mit  den  übrigen  Schadensversicherern  ausnutzten,  um  diese  von 
einem  unzweifelhaft  nicht  zur  Transportversicherung  gehörigen  Gebiet 
zu  verdrängen,  so  stellt  sich  dies  als  ein  Übergriff  von  Seiten  der 
Transportversicherer  dar  und  als  eine  offensichtliche  Benachteiligung 
der  aufsichtspflichtigen  Versicherungsunternehmungen.  Dies  ist  um 
so  mehr  der  Fall,  insoweit  hier  auch  kein  wirtschaftlicher  Grund  das 
Vorgehen  der  Transportversicherer  rechtfertigt,  denn  abgesehen  von 
den  später  zu  behandelnden,  zwar  nicht  den  herkömmlichen  Transport- 
risiken, wohl  aber  dem  Handelsverkehr  zugehörigen  Objekten  waren 
die  anderen  Schadensversicherer  wohl  imstande,  das  Aufruhrrisiko  zu 
übernehmen.     Daß   das  zugegebenermaßen   der  Aufsichtsfreiheit  der 


i  V  A.  1919,  S  6u.  8;  desgl.  S.96  u.  98. 

2  „Frkf.  Ztg."  Nr.  316.    30.  April  1920  ;    Mitt.  f.  d.  öffentl.  Feuerversicherungsanstalten. 
Nr.  8.  Aug.  1920,  S.  186.    Ztschr.  f.  Vw.  Nr.  3,  19.  Jan.  1921,  S.  27. 
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Transportversicherung  mit  zur  Last  fallende  Mißverhältnis  indessen 
nicht  als  Anlaß  für  die  Aufhebung  der  Aufsichtsfreiheit  angesprochen 
werden  kann,  beweist  der  weitere  Verlauf  der  Angelegenheit. 

Zunächst  gelang  es  dem  Aufsichtsamt,  im  Rahmen  seiner  all- 
gemeinen Befugnisse  des  eben  gekennzeichneten  Übelstandes  Herr  zu 
werden,  soweit  dieser  auf  die  Aufsichtsfreiheit  der  Transportversiche- 
rung zurückzuführen  war.  Auf  Grund  der  aufsichtsamtlichen  Regelung 
ist  die  Aufruhrversicherung  nur  als  Bestandteil  einer  gewöhnlichen 
Transportversicherung  aufsichtsfrei,  als  selbständiger  Versicherungs- 
zweig dagegen  stets  aufsichtspflichtig,  und  an  den  konzessionslosen 
Betrieb  der  Aufruhrversicherung  knüpfen  sich  somit  die  Rechtsfolgen 
des  §  108  Abs.  1  VAG.  \  Im  übrigen  hat  sich  aber  gezeigt,  daß  die 
Schwierigkeiten  im  Aufruhrversicherungsgeschäft  keineswegs  allein 
aus  etwaigen  Übergriffen  der  Transportversicherer  herrühren;  sie  be- 
ruhen vielmehr  vor  allem  auf  der  als  Folge  des  starken  Konkurrenz- 
kampfes anzusprechenden  Uneinigkeit  der  Aufruhrversicherer,  wofür 
auch  die  seinerzeit  erfolgte  Auflösung  des  Aufruhrversicherungspools 
—  dem  selbstverständlich  nur  zur  Aufruhrversicherung  amtlich  zu- 
gelassene Gesellschaften  angehörten  —  einen  Beleg  bildet 2.  Der 
konzessionslose  Betrieb  der  Aufruhrversicherung  und  ähnliche  Miß- 
bräuche aber3  lassen  sich  offenbar  auf  dem  Wege  behördlicher 
Sonderbestimmungen  über  die  genaue  Abgrenzung  des  aufsichtsfreien 
bzw.  des  erlaubten  Geschäftsbetriebes  befriedigend  erledigen  4.  Dieses 
Verfahren  hat  sich  jedenfalls  in  der  Praxis  der  deutschen  Verwaltungs- 
organe ausreichend  bewährt,  und  daher  kann  auch  hier  die  Berechti- 
gung und  Zweckmäßigkeit  einer  Beseitigung  der  Aufsichtsfreiheit  der 
Transportversicherung  nicht  anerkannt  werden. 

Viel  komplizierter  gestaltet  sich  die  Frage  der  Interessenkollision 
auf  anderem  Gebiete.  Bei  der  begrifflichen  Charakterisierung  der 
Transportversicherung  wiesen  wir  bereits  auf  die  Schwierigkeit  der 
Abgrenzung  der  Transportversicherung  gegenüber  anderen  Versiche- 
rungszweigen hin.  Wir  stellten  fest,  daß  die  Transportversicherung 
nach  herrschender  Meinung  allerdings  an  einen  Transport  anknüpft, 
die  Zeit  von  Ruheständen  jedoch  einschließen  kann  \  Regelmäßig 
auftretende  Ruhezustände  dieser  Art  bilden  in  erster  Linie  der  Auf- 
enthalt von  Schiff  und  Schiffsgütern  in  Häfen  während  der  Zeit  der 
Löschung  und  Verladung,  ferner  aber  auch  das  Lagern  von  Gütern 
am  Kai  oder  in  Lagerhäusern  vor  Beginn  oder  nach  Ablauf  der  Reise 


1  Vgl.  vorige  Seite,  Anm.  1. 

2  Vgl.  vorige  Seite,  Anm.  2. 

3  Hierher  gehört  2.  B.  auch  die  Übernahme  von  Versicherungen  gegen  das  Nichtan- 
kommen  von  Gütern,  worin  eine  Umgehung  der  unerlaubten  Beschlagnahmeversicherung 
steckt,    vgl.„Frkf.  Ztg."  Nr.  871.  24.  Nov.  1919;  Nr.  208.  18.  März  1920. 

*  Vgl.  Anm.  1.  Ferner:  Erlaß  des  Reichs wirtschaftsministers  vom  2.  April  1920  an  die 
dem  Reichswirtschaftsministerium  unterstellten  Organisationen  der  Kriegswirtschaft  betr. 
die  Beschlagnahmeversicherung,  abgedr.  Ztschr.  f.  Vw.  Nr.  24.  16.  Juni  1920,  S.  222. 

5  S.  oben  §  6,  S.  94,  insbes.  auch  die  dort  angef.  gesetztl.  Bestimmungen. 
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innerhalb  des  policenmäßig  eingeschlossenen  Zeitraums.  Hier  handelt 
es  sich  meist  nur  um  kurze  Fristen.  Diese  Ruhezustände  können 
aber  unter  Umständen  von  recht  beträchtlicher  Dauer  sein.  In  der 
Kaskozeitversicherung  pflegt  die  Zeit  des  Winterlagers  hierzu  zu 
zählen  \  bei  der  Reiseversicherung  kann  sich  der  Aufenthalt  in  Häfen 
infolge  besonderer  Verhältnisse,  z.  B.  infolge  von  Eisgang,  Repara- 
turen, Quarantäne  oder  sonstiger  Verzögerungen,  ebenfalls  erheblich 
verlängern.  Auch  auf  diese  erheblich  verlängerten  Ruhezeiten  er- 
streckt sich  gewohnheitsgemäß  die  Haftung  der  betr.  Kasko-  oder 
Güterversicherungspolice.  Das  Lagerrisiko  von  Gütern,  die  nach  Ab- 
lauf der  Löschungsfrist  in  Speichern  oder  in  ähnlicher  anderer  Weise 
untergebracht  werden,  gehörte  in  Deutschland  dagegen  vor  dem 
Kriege  nicht  zum  Geschäftsbereich  der  Transportversicherer,  sondern 
war  das  Feld  der  anderen  Schadensversicherer. 

Hier  vollzog  sich  nun  im  Zusammenhang  mit  den  Ereignissen  des 
Krieges  eine  Wandlung.  Fast  in  allen  Häfen  der  Welt  waren  deutsche 
Schiffe  interniert.  Die  Internierungszeit  trug  zunächst  das  Gepräge 
eines  ohne  weiteres  unter  die  Seeversicherungspolice  fallenden,  wenn 
auch  durch  die  besonderen  Umstände  über  das  gewöhnliche  Maß 
hinausgehenden  Ruhezustandes.  Mit  der  Zeit  nahm  diese  Ver- 
sicherung jedoch  vollständig  den  Charakter  einer  Lagerversicherung 
an.  Es  war  indessen  selbstverständlich,  daß  in  der  Regel  der  Ver- 
sicherungsschutz durch  Verlängerung  der  alten  Seeversicherungs- 
verträge aufrechterhalten  und  so  unvermerkt  ein  reines  Lagerrisiko 
dem  Bereich  der  Transportversicherung  einverleibt  wurde  2.  Dies  war 
der  Beginn  einer  Entwicklung,  die  in  der  Folge  von  den  ver- 
schiedensten Faktoren  begünstigt  wurde.  Erstens  lag  während  des 
Krieges  durch  die  Blockade  auch  das  deutsche  Seeversicherungs- 
geschäft naturgemäß  danieder,  so  daß  die  Seeversicherer  auf  die 
Wahrung  ihrer  Umsätze  bedacht  sein  mußten.  Wichtiger  noch  war 
indessen  die  ebenfalls  mit  den  handeis-  und  wirtschaftspolitischen 
Handlungen  des  Feindes  in  Verbindung  stehende  Häufung  von  Lager- 
gütern in  den  Hafenplätzen,  speziell  im  Hamburger  Freihafen,  welche 
eine  Überfüllung  aller  zur  Verfügung  stehenden  Lagerräume  und  damit 
eine  erhebliche  Steigerung  der  Risiken  mit  sich  brachte.  Demgegenüber 
waren  die  Deckungsmöglichkeiten  in  der  Feuerversicherung,  ehe  sich 
der  Ausgleich  durch  die  Kapitalerhöhungen  der  alten  Gesellschaften 
und  die  Gründung  von  neuen  Unternehmungen  geltend  machte,  im 
Vergleich  zur  Vorkriegszeit  nicht  unwesentlich  beeinträchtigt;  einmal 
durch  das  Ausscheiden  der  früher  in  Deutschland  arbeitenden  feind- 
lichen Versicherungsbetriebe  sowie  ferner  durch  die  Auflösung  aus- 
ländischer Rückversicherungsverbindungen.  Als  dann  noch  die  all- 
gemeine Preissteigerung  und  die  zunehmende  Verschlechterung  des 


i  v.  G  i  e  r  k  e  ,  a.  a.  O.,  S.  499. 

2  Jahresbericht  des  Vereins  Hamburg.  Assekuradeure,  1919,  S.  1. 
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deutschen  Geldes  einsetzten,  und  gleichzeitig  infolge  der  innerpolitischen 
Wirren  wachsende  Verkehrsunsicherheit  um  sich  griff,  erreichten  die 
unter  Versicherungsschutz  zu  bringenden  Werte  derartig  hohe  Beträge, 
daß  die  Deckung  auf  dem  deutschen  Markt  ohne  das  Einspringen  der 
Transportversicherer  vollständig  unmöglich  gewesen  wäre  \  Diese 
Verhältnisse  entwickelten  sich  seit  Kriegsende  zunächst  in  verstärktem 
Maße  und  bestehen  etwas  modifiziert  noch  heute,  ohne  daß  bisher 
eine  Klärung  erzielt  wäre. 

Die  Schwierigkeit  liegt  darin,  daß,  entsprechend  den  früheren 
Ausführungen,  ein  reines  Lagerrisiko  bisher  nicht  unter  die  Transport- 
versicherung fiel,  die  Versicherung  von  Lagergütern  infolgedessen 
nicht  aufsichtsfrei  ist  und  daher  auch  nicht  von  den  der  Staatsaufsicht 
nicht  unterstehenden  Transportversicherern  übernommen  werden 
dürfte.  Andererseits  waren  und  sind  die  aufsichtspflichtigen  Ver- 
sicherungsunternehmungen gegenüber  der  so  ungeheuer  gesteigerten 
Nachfrage  nicht  imstande,  den  nötigen  Versicherungsschutz  auf- 
zubringen. Ohne  die  Heranziehung  der  Transportversicherer  müssen 
entweder  ausländische  Versicherungsmärkte  in  Anspruch  genommen 
oder  große  Werte  ungedeckt  gelassen  werden.  Dies  sind  aber  beides 
Auswege,  von  denen  der  erste  im  Interesse  von  Handel  und  Volks- 
wirtschaft äußerst  unerfreulich  und  unrationell,  der  zweite  in  An- 
betracht der  Möglichkeit  katastrophaler  Verluste  nahezu  undiskutabel 
erscheint.  Die  Lage  ist  demnach  so,  daß  die  Mitwirkung  der  Trans- 
portversicherungsunternehmungen nicht  entbehrt  werden  kann,  daß 
aber  die  aufsichtspflichtigen  Versicherungshetriebe  in  diesem  Mit- 
wirken eine  große  Gefahr  erblicken:  Sie  fürchten,  daß  die  Transport- 
versicherer mit  zunehmendem  Eindringen  in  die  Lagerversicherung 
danach  streben  werden,  die  hier  ursprünglich  allein  zuständigen 
anderen  Schadensversicherer  allmählich  völlig  zu  verdrängen,  und  daß 
besonders  bei  Abflauen  des  Geschäftes  ein  dann  noch  schärfer  hervor- 
tretender Wettbewerb  zugunsten  der  besser  gestellten  Transport- 
versicherer auslaufen  würde 2.  Die  Besserstellung  der  Transport- 
versicherung wird  in  ihrer  Aufsichtsfreiheit  erblickt  und  demgemäß, 
um  wenigstens  den  Konkurrenzkampf  auf  gleiche  Basis  zu  stellen, 
wiederum  die  Ausdehnung  der  Staatsaufsicht  auf  die  Transport- 
versicherung gefordert. 

Die  Furcht  der  übrigen  Schadensversicherer,  speziell  der  Feuer- 
versicherer, vor  der  Überlegenheit  der  Transportversicherer  auf  dem 
Gebiet  der  Lagerversicherungen  erscheint  an  sich  nicht  gegenstands- 
los. Wohl  aber  glaube  ich,  daß  man  die  Kausalitätsbedingungen  nicht 
ganz  zutreffend  interpretiert,  wenn  man  diese  Überlegenheit  der 
Transportversicherung  nur  auf  die  Aufsichtsfreiheit  zurückführen  zu 
können  meint.    Wir  charakterisierten  früher  die  Transportversicherung 


1  Jahresbericht  der  Hamb.  Handelskammer,  1919,  S.  39. 
a  „Frkf.  Ztg."  Nr.  913.  9.  Dez.  1920. 
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als  eine  besondere  Einrichtung  des  Handelsverkehrs  '.  Im  Gegensatz 
hierzu  trägt  die  Feuerversicherung  keineswegs  die  Kennzeichen  einer 
solchen,  sondern  sie  ist  vorwiegend  auf  die  Gebäude-  und  Mobiliar- 
versicherung Privater  abgestellt  und  gerade  aus  diesem  Grunde  der 
Staatsaufsicht  unterworfen,  wodurch  allerdings  ihr  Geschäftsbetrieb  an 
Schwerfälligkeit  gewonnen  haben  mag.  Doch  gewährte  die  Feuer- 
versicherung daneben,  ganz  abgesehen  von  der  Versicherung  der  zu 
gewerblichen  Zwecken  dienenden  Gebäude,  auch  den  Risiken  von 
Handelsgewerbetreibenden  Versicherungsschutz,  nämlich  sofern  es  die 
erwähnten  Versicherungen  von  Speichergütern  und  weiter  die  von 
Geschäfts-  und  Fabrikbeständen  an  Rohstoffen,  Halb-  und  Fertig- 
fabrikaten anging.  Diese  Risiken  waren  zwar  geschäftlicher  Natur, 
die  Versicherungsunternehmer  Kaufleute  und  die  Versicherungs- 
summen in  der  Regel  recht  beträchtlich.  Die  Werte  pflegten  jedoch 
eine  gewisse  Stabilität  aufzuweisen,  und  es  handelte  sich  vorwiegend 
um  langfristige  Verträge.  So  war  meist  die  Möglichkeit  gegeben, 
mittels  des  zur  Verfügung  stehenden  Geschäftsapparates  in  Ruhe  die 
nötige  Deckung  zu  beschaffen.  Endlich  beschränkte  sich  die  Vorsorge 
für  Risiken  der  genannten  Art  in  Deutschland  früher  größtenteils  auf 
den  Abschluß  einer  gewöhnlichen  Feuer-  bzw.  noch  einer  Einbruchs- 
diebstahlsversicherung, oder  es  trat  doch  zum  mindesten  der  Ver- 
sicherungsschutz gegen  andere  Gefahren  (wie  etwa  einfacher  Dieb- 
stahl, Feuer  infolge  bürgerlicher  Unruhen,  Aufruhr,  Plünderung, 
Sabotage)  erheblich  an  Bedeutung  zurück. 

Auch  hier  hat  nun  die  Zeit  in  jeder  Hinsicht  eine  wesentliche 
Änderung  der  Verhältnisse  hervorgerufen.  Die  in  Betracht  kommen- 
den Werte  sind  sämtlich  ebenso  wie  in  der  Lagerversicherung  so  un- 
geheuer gestiegen,  daß  die  Deckungsmöglichkeiten  nicht  ausreichten. 
Die  seitens  der  Feuerversicherer  ergriffenen  Maßnahmen,  dieselben 
durch  Verstärkung  der  finanziellen  Basis  der  Unternehmungen  sowie 
durch  Erhöhung  des  Eigenbehalts  der  Direktversicherer  zu  vermehren, 
und  die  Unterbringung  durch  Organisation  von  Sammelversicherungen 
zu  erleichtern2,  genügten  nicht.  Ferner  unterliegen  jetzt  auch  diese 
Risiken,  entgegen  der  früheren  Stabilität,  so  starken  Schwankungen, 
daß  langfristige  Versicherungsverträge  die  Bedürfnisse  des  Handels 
nicht  mehr  befriedigen.  Die  Feuerversicherung  war  nun  auf  Grund 
ihrer  bisherigen  Organisation,  jedenfalls  zunächst,  auf  schnelle  Be- 
schaffung kurzfristiger  Deckung  durchaus  nicht  eingestellt,  und  vor 
allem  wurde  der  Vorteil  kurzfristiger  Verträge  durch  den  unverhältnis- 
mäßig hohen  Prämienaufschlag  praktisch  wieder  illusorisch  gemacht. 
Denn  die  Feuerversicherer  kannten  für  kurzfristige  Risiken  nur  die 
Prämienberechnung  nach  der  sog.  kurzen  Rate,  deren  Minimalsatz 
auf  ein  Viertel  der  vollen  Jahresprämie  bemessen  zu  werden  pflegt, 


»  Vgl.  hierzu  §  6,  S.  97,  §  7,  S.  100/01. 

a  „Frkf.  Ztg."  Nr.  488.  5.  Juli  1920:    „Probleme  in  der  Feuerversicherung." 
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auch  wenn  das  versicherte  Interesse  tatsächlich  nur  einen  Tag  im 
Risiko  war.  Die  gleiche  Berechnung  fand  auch  Anwendung  für  jede 
Nachversicherung,  und  dieses  System  führte  daher  entweder  zu  un- 
rationeller Prämienvergeudung  oder  zu  unzureichender  Deckung  und 
bedeutete,  insbesondere  bei  großen  Schwankungen  innerhalb  kürze- 
ster Fristen,  denen  Lagerwerte  gerade  heute  stark  unterworfen  sind, 
eine  für  den  Handel  nicht  erträgliche  Belastung.  Die  Transport- 
versicherer dagegen  waren  sofort  in  der  Lage,  die  erforderliche  kurz- 
fristige Deckung  in  angemessener  Weise  zu  beschaffen,  denn  sie 
waren  durch  die  oft  kurzfristigen  Transportrisiken  von  jeher  gewohnt, 
auch  für  kurze  Zeit,  für  Wochen  und  Tage  zu  entsprechenden  Sätzen, 
wie  für  lange  Dauer  Versicherungsschutz  zu  gewähren,  indem  die 
Prämie  pro  rata  temporis  auf  Grundlage  der  Jahresprämie  berechnet 
wird.  Auf  gleicher  Basis  bauten  die  Transportversicherer  die  Lager- 
versicherung auf,  deren  Ausgestaltung  sie  indessen  in  der  Folgezeit 
sogar  noch  erheblich  vervollkommneten.  Die  Grundzüge  dieses,  in  der 
Hauptsache  der  „Adjustable  Policy"  von  Lloyds  '  entsprechenden 
Versicherungsmodus,  sind  die,  daß  die  Versicherer  stets  bis  zu 
einem  festen,  meist  sehr  hoch  gegriffenen  Maximum  haften,  die 
Prämien  aber  nur  —  an  Hand  der  Lagerbücher  über  die  tatsächlich 
täglich  im  Risiko  gewesenen  Werte  —  nachträglich  auf  den  Monats- 
durchschnitt mit  '/«  der  Jahresprämie  berechnet  werden,  und  zwar 
schließt  sich  die  Jahresgrundprämie  durchweg  der  Feuertarifprämie 
automatisch  an.  Das  ökonomische  Problem  im  Assekuranzwesen  vom 
Standpunkt  des  Versicherungsnehmers,  mit  möglichst  geringem 
Prämienauf  wand  jederzeit  voll  versichert  zu  sein,  ist  hier  hinsichtlich 
der  Lagerrisiken  in  der  Tat  in  glücklichster  Weise  gelöst,  und  die 
Transportversicherer  boten  damit  dem  Handel  gerade  das,  was  er 
brauchte,  die  Feuerversicherer  aber  nicht  bieten  konnten. 

Ganz  ähnlich  war  die  Sachlage  hinsichtlich  der  Versicherung  in 
fremder  Valuta.  Auf  die  heutige  Bedeutung  der  Valutaversicherungen  im 
Transportversicherungsgeschäft  haben  wir  bereits  hingewiesen2  und  ganz 
Entsprechendes  gilt  auch  für  die  Lagerversicherungen,  denn  auch  hier 
erfordert  die  Kalkulation  einen  von  den  ständigen  Kursschwankungen 
unberührten  festen  Maßstab,  und  in  vielen  Fällen  ergibt  sich  zudem  die 
Valutaversicherung  nur  als  unmittelbare  notwendige  Folge  der  Valuta- 
fakturierung.  Während  die  deutschen  Transportversicherer  schon  vor 
dem  Kriege  vielfach  auch  in  fremder  Valuta  deckten,  gewährte  die 
deutsche  Feuerversicherung  Versicherungsschutz  in  fremder  Währung 
fast  ausschließlich  nur  durch  ihre  ausländischen  Agenturen.  Daß  der 
deutsche  inländische  Feuerversicherungsmarkt  im  ganzen  durchaus 
nicht  auf  die  Übernahme  von  Versicherungen  in  fremder  Valuta  zu- 
geschnitten war,  beweist  am  klarsten  der  Wortlaut  der  am  4.  Januar 


1  „The  Manchester  Guardian".    Nr.  23512.  22.  Febr.  1921:      „Short  Period  Insurances". 
a  Vgl.  S.  129/30. 
Weltwirtschaftliches  Archiv  Bd.  XVIU.  10 
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1922  vom  Aufsichtsamt  erlassenen  Verfügung  *,  wonach  der  plan- 
mäßige Abschluß  von  Versicherungen  in  fremder  Währung  als  eine 
genehmigungspflichtige  „Änderung"  des  Geschäftsplans  bezeichnet 
wird.  Da  der  Erlaß  an  sämtliche  Feuerversicherungsunternehmungen 
gerichtet  ist,  unterstellt  das  Amt  damit,  daß  bisher  Feuerversicherun- 
gen in  fremder  Währung  nicht  planmäßig,  sondern  höchstens  ganz 
vereinzelt  abgeschlossen  wurden.  Ob  das  Amt  rechtlich  befugt  war, 
den  Abschluß  von  fremdwährigen  Schadensversicherungen  besonderer 
Genehmigung  vorzubehalten,  ist  seitens  verschiedener  Unternehmun- 
gen, und  zwar  besonders  von  solchen  Gesellschaften,  die  bereits  zum 
Feuerversicherungsgeschäft  im  Auslande  konzessioniert  waren,  in 
Zweifel  gezogen  worden.  Doch  wie  dem  auch  sei,  Tatsache  ist,  daß 
nur  sehr  wenige  deutsche  Feuerversicherungsgesellschaften  heute 
praktisch  in  der  Lage  sind,  erhebliche  Valutadeckungen  zu  zeichnen, 
obgleich  inzwischen  einzelne  Unternehmungen  schon  begonnen  haben, 
ihre  Organisation  diesbezüglich  auszubauen.  Die  Übernahme  von 
fremdwährigen  Lagerversicherungen  durch  Transportversicherer  ver- 
hütet unter  solchen  Umständen  nur  die  Abwanderung  des  Geschäfts 
nach  dem  Auslande.  Sind  doch  ohnehin  schon  sehr  große  Bestände 
der  im  Hamburger  Hafen  lagernden  Waren  neuerdings  wieder  wegen 
der  auf  dem  deutschen  Feuerversicherungsmarkt  nur  unzureichend 
vorhandenen  Deckungsmöglichkeiten  in  London  gedeckt  worden. 
Ohne  das  Einspringen  der  Transportversicherer  würde  sich  die 
Deckung  fremdwähriger  Lagerrisiken  in  Deutschland,  zum  Schaden 
des  gesamten  deutschen  Versicherungsgeschäfts,  überhaupt  auf  ein 
Minimum  reduzieren.  Eine  solche  Entwicklung  aber  wäre  auch  vom 
Standpunkt  der  Feuerversicherer  äußerst  bedenklich;  denn  erfahrungs- 
gemäß besteht  die  Gefahr,  daß  bei  einer  Abwanderung  der  Güter- 
versicherungen auch  die  Versicherungen  der  Lagergebäude  mit  ab- 
wandern, die  heute  wie  je  die  Grundpfeiler  des  Feuerversicherungs- 
geschäftes bilden. 

Endlich  ist  noch  hervorzuheben,  daß  der  Abschluß  einer  Lager- 
versicherung bei  einem  Transportversicherer  sich  für  den  versiche- 
rungnehmenden Kaufmann  auch  im  Schadensfalle  darum  günstiger 
gestaltet,  weil  der  Transportversicherer  nach  dem  Einstandswert 
reguliert,  während  der  deutsche  Feuerversicherer  grundsätzlich,  nach 
§  87  Abs.  2  VVG.,  den  Tageswert  zugrunde  legen  muß  2.  Bei  einer 
Regulierung  nach  diesem  ist  der  Versicherungsnehmer  stets  der 
Möglichkeit  beträchtlicher  Verluste  ausgesetzt,  die  er  weder  voraus- 
sehen noch  abwenden  kann,  da  sie  lediglich  dadurch  zustande 
kommen,  daß  die  Preise  oder  Kurse  am  Tage  des  Versicherungsfalles 
so  stehen,  daß  der  Tageswert  den  Einstandswert  nicht  erreicht.    In  der 


i  Rdschr.  d  A.  f.  P.,  Tgb.-Nr.  A  36  vom  4.  Jan.  1922,  abgedr.  Ztschr.  f.  Vw.  Nr.  4. 
25.  Jan.  1922,  S.  38;  dazu  auch  das  in  gleicher  Sache  ergangene  spätere  Rundschr.,  Tgb. -Nr. 
A  2053  vom  31.  Mai  1922;  abgedr.  Ztschr.  f.  Vw.  Nr.  23.  7.  Juni  1922,  S.  272. 

2  Vgl.  auch  V.  A.  1908,  S.  19. 
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Transportversicherung  hingegen,  wo  sich  der  Ersatzwert  nach  dem 
Versicherungswert  bei  Beginn  der  Versicherung  bemißt,  hat  es  der 
Versicherungsnehmer  in  den  meisten  Fällen  in  der  Hand,  durch  ent- 
sprechend höhe  Bemessung  der  Versicherungssumme  bzw.  durch  Ab- 
schluß einer  Nachversicherung  der  Gefahr  einer  Unterversicherung  zu 
entgehen.  Besonders  wichtig  ist  es  ferner  für  den  Industriellen  oder 
den  Kaufmann,  bei  der  Deckung  seiner  Fabrikbestände  bzw.  seiner 
Lagergüter,  daß  er  in  der  Transportversicherung  auch  den  erhofften 
Gewinn  in  beliebiger  Höhe  mitversichern  kann  \  während  diese  Mög- 
lichkeit in  der  Feuerversicherung  durch  die  Bestimmung  des  §  89  VVG. 
gesetzlich  begrenzt  ist.  Die  vertragsrechtlichen  Beschränkungen 
kommen  allerdings  nach  §  187  Abs.  2  VVG.  für  eine  laufende  Feuer- 
versicherung in  Fortfall.  Praktisch  aber  pflegen  die  Feuerversicherer, 
auch  wo  sie  gesetzlich  nicht  behindert  sind,  an  gewissen  starren  Regeln 
festzuhalten,  welche  bestätigen,  daß  die  Feuerversicherung  grundsätz- 
lich nicht  auf  den  Handelsverkehr  zugeschnitten  ist. 

Ferner  ist  noch  zu  beachten,  daß  die,  besonders  in  der  ersten 
Nachkriegszeit  sehr  erhöhte  Verkehrsunsicherheit  die  Gefahren,  die 
dem  Versicherungsobjekt  drohen,  vergrößert  und  ihre  Intensität  auch 
dadurch  verstärkt  hat,  daß  durch  die  Wertsteigerung  ein  an  sich 
leichter  Schaden  wirtschaftlich  schon  einen  erheblichen  Verlust  dar- 
stellen kann.  Daraus  erhellt,  daß  der  Versicherungsschutz  sich  nicht 
auf  eine  Gefahrengattung  beschränken,  sondern  nach  Möglichkeit  alle 
Gefahren  umfassen  muß.  Unter  der  Transportversicherungspolice 
kann  der  Kaufmann  für  die  auf  dem  Speicher  lagernden  Güter,  für  die 
in  seiner  Fabrik  befindlichen  Rohstoffe,  Halb-  und  Fertigfabrikate 
gegen  jede  Gefahr  Deckung  erhalten,  ja,  da  diese  sich  grundsätzlich 
auf  die  Totalität  der  Gefahren  erstreckt,  braucht  er  sein  Augenmerk 
nur  darauf  zu  richten,  daß  nicht  durch  Klauseln  die  Haftung  des 
Versicherers  für  eine  Gefahrengruppe  ausgeschlossen  wird,  gegen  die 
er  gedeckt  zu  sein  wünscht.  Kann  er  sein  Risiko  dagegen  nicht  unter 
Transportversicherungspolice  bringen,  so  muß  er  nicht  einen,  sondern 
eine  Reihe  von  Versicherungsverträgen  abschließen.  Bei  jedem  ein- 
zelnen ergeben  sich  unter  Umständen  die  gleichen  Schwierigkeiten, 
das  Risiko  zu  decken;  und  vor  allem  gilt  es,  genau  zu  prüfen,  ob  die 
abgeschlossenen  Verträge  auch  wirklich  lückenlos  alle  in  Betracht 
kommenden  Gefahren  einschließen.  Dies  bedeutet  einen  beträcht- 
lichen Mehraufwand  an  Mühe  und  Zeit  seitens  des  versiche- 
rungsuchenden Kaufmanns  bzw.  seines  Maklers,  ein  Mehr  an 
Verwaltungs-  und  Schreibarbeit  seitens  der  Versicherer  und  damit 
auch  eine  erhebliche  Verteuerung  des  Versicherungsschutzes.  Ver- 
mehrte Weitläufigkeiten  und  Kosten  aber  treten  mehr  noch  als  beim 
Vertragsabschluß  beim  Eintritt  eines  Schadensfalles  hervor. 


1  V.  A.  1908,  S.  20.      Durst,   Die  Dehnbarkeit  der  Versicherungssumme.     Ztschr.  f. 
Vw.  Nr.  30.    28.  Juli  1920,  S.  285. 
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Dem  Bedürfnis  nach  umfassendem  Versicherungsschutz  für  die 
Zwecke  der  Industrie  trägt  die  ebenfalls  von  den  Transportver- 
sicherern, zuerst  als  „Veredelungspolice" x  in  Verbindung  mit  den 
Veredelungskrediten,  geschaffene  sogenannte  „Einheitsversicherung" 
Rechnung.  Diese  zurzeit  noch  heftig  umstrittene  neue  Versicherungs- 
art gewährt  einer  Ware  vom  Augenblick  des  Antransportes  während 
aller  Phasen  des  Veredelungsprozesses  bis  zum  letzten  Bestimmungs- 
ort Versicherungsschutz  unter  einer  einheitlichen  fortlaufenden 
Deckung  gegen  alle  Gefahren.  Die  Frage  der  Einheitsversicherung  ist 
im  Laufe  der  letzten  Zeit  bereits  so  vielfach  behandelt  worden,  daß  es 
hier  genügen  dürfte,  im  wesentlichen  auf  die  einschlägige  Literatur  zu 
verweisen 2.  Manche  der  Veröffentlichungen  weisen  allerdings  einen  sehr 
starken  polemischen  Einschlag  auf,  doch  ergeben  sie  zusammenge- 
nommen, gerade  durch  die  Gegenüberstellung  von  Gründen  und  Gegen- 
gründen ein  ausreichendes  Bild  von  den  besonderen  Funktionen  der  Ein- 
heitsversicherung. —  Im  Rahmen  dieser  Arbeit  ist  bezüglich  der  Ein- 
heitsversicherung besonders  das  Moment  hervorzuheben,  daß  auch 
hier  die  Transportversicherer  den  Weg  fanden,  den  heutigen  Be- 
dürfnissen des  Wirtschaftslebens  zu  entsprechen,  während  die  in  der 
Deutschen  Feuerversicherungsvereinigung  zusammengeschlossenen 
Feuerversicherer  zunächst  wieder  die  Frage  der  Versicherungstechnik 
in  den  Vordergrund  rückten  und  die  wirtschaftliche  Notwendigkeit 
einer  derartigen  beweglichen  Deckung  lange  Zeit  zu  bestreiten  ver- 
suchten 8.  Wenn  die  Feuerversicherer  allmählich  einen  weniger 
schroff  ablehnenden  Standpunkt  einnehmen,  so  ist  dies  m.  E.  wesent- 
lich auf  die  Furcht  zurückzuführen,  wiederum  ein  weiteres  Betätigungs- 
feld an  die  Transportversicherer  zu  verlieren.  Es  zeigt  sich  auch  hier 
die  heilsame  Rückwirkung  des  Wettbewerbs  mit  den  Transportver- 
sicherern auf  die  gerade  in  ihrer  feinen  versicherungstechnischen 
Durchbildung  etwas  erstarrte  deutsche  Feuerversicherung.  Das 
außerordentliche  Interesse,  das  die  Kreise  des  Wirtschaftslebens,  be- 


1  Außer  „Veredelungspolicen"  finden  sich  die  Bezeichnungen  „Korso-,  Omnium-,  Fa- 
brikanten-, Verbands-Police".  Vgl.  hierzu:  „Frkf.  Ztg."  Nr.  857.  19.  Nov.  1920:  „Veredelungs- 
police." —  Jahresbericht  der  HK.  Hamburg  1920,  S.  73.  —  Ztschr.  f.  Vw.  Nr.  2.  12.  Jan.  1921, 
S.  11  ;  Nr.  3.  19.  Jan.  1921,  S.  23;  Nr.  4.  26.  Jan.  1921 :  „Korso-Police".  -  Heun,  Transport- 
versicherung und  aufsichtspflichtige  Versicherungszweige.  Mitt.  des  Deutschen  Transport- 
Versicherungs-Verbandes.    Heft  1,  Jan.  1921,  S.  2. 

2  Franzke,  Die  Wirtschaftlichkeit  des  Feuerversicherungsbetriebes  und  die  Einheits- 
versicherung. Sonderheft  der  Mitt.  f.  d.  öff.  Feuervers. -Anstalten  1921.  —  Hierzu:  Henne, 
Eine  Entgegnung.  Ebenda.  —  Franzke,  Zur  Einheitsversicherung.  Eine  Richtigstellung. 
Ztschr.  f.  Vw.  Nr.  51.  21  Dez.  1921,  S.  598.  —  Hierzu:  Henne,  Eine  Erwiderung  auf  die 
Richtigstellung  von  Oberregierungsrat  Dr.  Franzke.  Ebenda.  Nr.  2,  11.  Jan.  1922,  S.  12.  — 
W.  Rohrbeck,  Die  Wirtschaftlichkeit  des  Versicherungsbetriebes  und  die  Einheitsversiche- 
rung vom  Standpunkt  der  Rückversicherung.  Sonderheft  der  Mitt.  f.  d.  öff.  Feuervers. - 
Anstalten  1921.  —  Die  Einheitsversicherung.  Bericht  der  Studienkommission  des  Aus- 
schusses der  Deutschen  Feuerversicherungs-Vereinigung.    Berlin  1921. 

3  Hierbei  ist  aber  zu  beachten,  daß  Oberregierungsrat  Dr.  Franzke,  einer  der  eifrigsten 
Vorkämpfer  für  die  Einheitsversicherung,  Direktor  der  sächsischen  Brandversicherungs- 
anstalt ist. 


Staatsaufsicht  und  Transportversicherung.  140 

sonders  der  Industrie,  an  der  Einheitspolice  nehmen,  offenbarte  sich 
deutlich  an  dem  vom  Versicherungswissenschaftlichen  Verein  in 
Hamburg  am  31.  Januar  1922  über  die  Einheits Versicherung  ver- 
anstalteten Vortragsabend,  zu  dem  sich  auch  zahlreiche  auswärtige 
Gäste  eingefunden  hatten.  Nach  dem  einleitenden  eingehenden  Referat 
von  Dr.  Kurt  Mittelstein  über  die  juristische  Struktur  der  Einheits- 
versicherung, verbreiteten  sich  eine  Reihe  von  Vertretern  ver- 
schiedenster Wirtschaftsinteressen  über  die  große  praktische  Be- 
deutung der  Einheitsversicherung,  so  daß  sich  diese  Versammlung, 
wie  in  der  Presse  berichtet  wurde,  in  der  Tat  als  eine  geschlossene 
Kundgebung  zugunsten  der  Einheitsversicherung  dokumentierte  l.  Das 
rege  Interesse  an  der  Einheitsversicherung  ist  auch  dem  Umstände  zu 
entnehmen,  daß  sich  jüngst  auf  Einladung  des  Reichsverbandes  der 
deutschen  Industrie  Vertreter  des  gesamten  deutschen  Wirtschafts- 
lebens in  Berlin  versammelten,  um  den  Assekuradeuren  die  Wünsche 
von  Handel  und  Industrie  bezüglich  der  Einheitsversicherung  in  mög- 
lichst positiver  Form  vorzutragen  und  mit  den  Assekuradeuren  die 
beste  Form  der  Verwirklichung  zu  beraten 2. 

Vergegenwärtigt  man  sich  die  gesamte  Lage,  so  ergibt  sich 
folgendes:  Die  ursprünglich  der  Domäne  der  aufsichtspflichtigen 
Schadensversicherung  zugehörigen  Risiken  des  Handelsverkehrs 
haben  sich  heute  so  gestaltet,  daß  ein  in  jeder  Weise  befriedigender 
Versicherungsschutz  auch  hier  nur  erzielt  werden  kann  durch  eine 
den  Erfordernissen  des  Handels  organisch  angepaßte  Versicherungs- 
art. Den  praktischen  Bedürfnissen  entsprechend  muß  demnach  die 
Versicherung  solcher  Objekte  auch  den  Transportversicherern  offen- 
stehen, und  zwar  gilt  das  für  die  Feuerversicherung  Ausgeführte  ent- 
sprechend für  die  Einbruchsdiebstahlversicherung  und  auch  —  wie 
bereits  angedeutet  —  für  die  Aufruhrversicherung. 

Würden  die  Schadensversicherer  ihr  anfänglich  verfolgtes  Ziel, 
die  Beseitigung  der  Aufsichtsfreiheit  der  Transportversicherung,  er- 
reichen, so  hätten  sie  damit  ihre  eigene  Position  hinsichtlich  der 
Deckung  derartiger  Risiken  in  keiner  Weise  verbessert.  Wohl  aber 
wären  die  allgemeinen  Deckungsmöglichkeiten  erheblich  ver- 
schlechtert; denn  unter  dem  wiederholt  geschilderten  schädigenden 
Einfluß  der  Staatsaufsicht  auf  die  Transportversicherung  dürfte  dann 
auch  dieser  Versicherungszweig  den  so  dringenden  Anforderungen 
des  Handels  betreffs  der  eben  behandelten  Objekte  schwerlich  mehr 
gewachsen  sein.  Der  hiermit  unvermeidlich  verbundene  Rückgang  des 
deutschen  Versicherungsgeschäftes  überhaupt  aber  würde,  wie  eben- 


1  u.  a.  Ztschr.  f.  Vw.  Nr.  8.  22.  Febr.  1922,  S.  91.  —  „Hans.  RZ."  Nr.  4/5.  1.  März  1922, 
Sp.  166. 

2  Tagung  im  Sitzungssaal  des  Reichsverbandes  der  Deutschen  Industrie,  Berlin,  am 
26.  Juni  1922,  in  der  die  Feuerversicherer  verschiedene  Vorschläge  für  Versicherungen  von 
Gebäuden,  Maschinen  und  Inventar  mit  gleitender  Versicherungssumme  (nach  Richtzahlen) 
unterbreiteten,  die  sich  prinzipiell  an  die  von  den  Transportversicherern  geschaffenen 
Typen  anlehnen. 
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falls  schon  dargelegt,  rückwirkend  auch  das  reine  Feuerversicherungs- 
geschäft zweifellos  in  Mitleidenschaft  ziehen.  —  Umgekehrt  hat  sich 
gerade  die  Mitarbeit  der  Transportversicherer  im  Bereich  der  Lager- 
versicherungen außerordentlich  gut  bewährt.  Wir  wiesen  mehrfach 
auf  die  belebende  Rückwirkung  des  Konkurrenzkampfes  mit  den  Trans- 
portversicherern auf  die  Feuerversicherung  hin ';  umgekehrt  haben 
die  Transportversicherer,  indem  sie,  wie  oben  angeführt,  ihre  Prämien 
den  Feuertarifprämien  automatisch  anschlössen,  die  versicherungs- 
technischen Vorteile  der  Feuerversicherung  zu  nutzen  verstanden.  Es 
liegt  daher  jedenfalls  im  Interesse  der  Versicherungsnehmer,  daß  auch 
künftig  die  Deckung  von  Lagerrisiken  sowohl  von  den  Feuerver- 
sicherern als  von  den  Transportversicherern  getätigt  wird.  Die  vom 
Reichsaufsichtsamt  getroffene  Regelung,  wonach  ein  Lagerrisiko  nur 
in  Verbindung  mit  einem  Transport,  und  auch  dann  nur  bis  zur  Höchst- 
dauer von  sechs  Wochen,  von  einem  Transportversicherer  in  Deckung 
genommen  werden  darf,  entspricht  den  heutigen  wirtschaftlichen  Be- 
dürfnissen nicht 2.  Die  hier  erforderlichen  Maßnahmen  sind  aber  nicht 
auf  eine  Ausdehnung  der  Staatsaufsicht  auf  die  Transportversicherung 
gerichtet,  sondern  umgekehrt  auf  eine  Erweiterung  der  Grenzen 
der  der  Transportversicherung  bisher  gewährten  Aufsichtsfreiheit. 

Dieses  Ziel,  das  wir  auf  Grund  unserer  Betrachtungen  nur  ganz 
allgemein  als  notwendige  Erweiterung  des  Bereichs  der  Aufsichtsfreiheit 
kennzeichneten,  wird  auf  das  genaueste  umrissen  in  einer  von  sehr 
ähnlichen  Erwägungen  geleiteten  Eingabe  des  Vereins  Hamburger 
Assekuradeure  und  des  Vereins  Hamburger  Assekuranzmakler  an  die 
Handelskammer 3.  Die  Wünsche  der  Versicherungskreise  werden  näm- 
lich dahin  präzisiert,  daß  den  Transportversicherungs-Aktiengesell- 
schaften sowie  den  Transportversicherungsabteilungen  der  kon- 
zessionierten Versicherungsgesellschaften  die  Berechtigung  zuerkannt 
werden  soll,  Feuerversicherungen  jeglicher  Art  und  Versicherungen 
in  anderen  aufsichtspflichtigen  Versicherungszweigen  konzessions- 
und  aufsichtsfrei  zu  übernehmen,  sofern  der  Versicherungsnehmer  ein 
im  Handelsregister  eingetragener  Kaufmann  oder  eine  Handelsgesell- 
schaft ist  und  die  Versicherung  nicht:  I.  Gebäude,  2.  Maschinen  und 
Zubehör,   3 Geschäftsinventar ,    4.  Hausrat  betrifft 4. 


i  Ganz  ähnlich  in  England  die  allmähliche  Anpassung  der  Tariff-Companies  an  die 
Methoden  der  Lloyd's  Underwriters ;  vgl.  insbesondere  die  kürzlich  bei  den  englischen 
Gesellschaften  erfolgte  Einführung  der  Prorata-Berechnung  für  kurzfristige  Feuerrisiken, 
anstelle  der  bis  dahin  auch  dort  üblichen  Berechnung  nach  der  kurzen  Rate.  „Manchester 
Guardian".  Nr.  23512.  22.  Dez.  1921:   Short  Period  Insurances,   Important  New  Concession. 

2  Rdschr.  d.  A.  f.  P.  Tgb.-Nr.  1311  v.  17.  März  1921,  abgedr.  V.  A.  1921.  Nr.  1,  S.  3; 
desgl.  Tgb.-Nr.  A  110  v.  3.  Febr.  1922,  Ztschr.  f.  Vw.  Nr.  7.  15.  Febr.  1922,  S.  78. 

3  Eingabe  des  Vereins  Hamburger  Assekuradeure  und  des  Vereins  Hamburger  Asse- 
kuranzmakler an  die  Hamburger  Handelskammer  vom  1.  Febr.  1921  (Arch.  HSfVwiss.), 
abgedr.  Hans.  RZ.  Nr.  4.  16.  Febr.  1921,  S.  154/59. 

4  Auf  annähernd  gleicher  Basis,  wie  die  vorstehend  wiedergegebenen  Vorschläge, 
bewegt  sich  eine  im  Februar  1921  von  der  Hamburger  Handelskammer  an  das  Reichswirt- 
schaftsmininisterium  gerichtete  Eingabe.    (HHK.-Akt.)    Die  wichtigste  Modifikation  ist  die, 
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Die  Realisierung  dieser  Vorschläge  machen  eine  Gesetzes- 
änderung des  VAG.  notwendig;  eine  Änderung  des  §  117  Abs.  1 
VAG.,  durch  welche  dem  Reichsrat  die  Ermächtigung  erteilt  wird,  die 
Vorschriften  des  VAG.  auch  für  die  Feuerversicherung  im  an- 
gegebenen Umfang  außer  Anwendung  zu  setzen  und  eine  dem- 
entsprechende  Ergänzung  des  im  §  116  Satz  1  VAG.  aufgestellten  Ka- 
taloges  der  ganz  bzw.  teilweise  aufsichtsfreien  Versicherungszweige. 
Einen  Präzedenzfall  für  die  Modifikation  der  Versicherungsaufsichts- 
gesetzgebung  im  Hinblick  auf  die  besonderen  Wirtschaftsverhältnisse 
der  gegenwärtigen  Zeit  bildet  die  im  April  1920  erfolgte  Aufhebung 
des  §  11  VAG.  \  mit  der  den  Lebensversicherern  die  freie  An- 
wendung der  Zillmerei  zugebilligt  wurde.  Stützten  sich  die  For- 
derungen der  Lebensversicherer  neben  betriebstechnischen  Momenten 
vornehmlich  auf  allgemeine  volkswirtschaftliche  Erwägungen  finanz- 
politischer Art 2,  so  beanspruchen  die  Bestrebungen  der  Transport- 
versicherer, deren  Verwirklichung  der  Förderung  lebenswichtiger 
Interessen  von  Handel  und  Industrie  dienen  würde,  aus  Gründen  der 
Handelspolitik  Berücksichtigung.  Es  kommt  hinzu,  daß  das,  was  jetzt 
der  Genehmigung  des  Gesetzgebers  unterbreitet  wird,  seit  langem, 
wenn  auch  teilweise  noch  unter  dem  Versuch  der  Bemäntelung, 
praktisch  betrieben  und  von  den  offiziellen  Stellen  bewußt  geduldet, 
gewissermaßen  sogar  stillschweigend  sanktioniert  worden  ist;  denn 
gerade  die  großen  Bestände  der  Kriegsgesellschaften  gehörten  zu  den 
ersten  Risiken,  die  mangels  ausreichender  Versicherungsmöglichkeiten 
bei  den  Schadensversicherern  unter  Inanspruchnahme  der  Transport- 
versicherer gedeckt  wurden. 

Die  Duldung  einer  Rechtswidrigkeit  birgt  stets,  und  besonders 
gegenwärtig,  die  Gefahr  einer  Lockerung  der  Rechtsautorität,  zeigt 
aber  auch,  daß  behördlicherseits  die  Notwendigkeit,  den  veränderten 
Verhältnissen  Rechnung  zu  tragen,  bereits  erkannt  ist.  Um  etwaige 
prinzipielle    Bedenken    gegen    die    Änderung    der    gesetzlichen    Vor- 

daß  nur  für  die  Transportversicherungsabteilungen  konzessionierter  Unternehmungen  die 
Berechtigung  zum  Abschluß  von  Lagerversicherungen  plädiert  wird.  Da  der  Betrieb  mehrerer 
Versicherungszweige  schon  an  sich  stärkere  Fundierung  voraussetzt  und  das  Aufsichtsamt 
zudem,  wie  wir  gesehen,  die  Konzession  zum  Betrieb  aufsichtspflichtiger  Versicherungszweige 
von  dem  Vorhandensein  eines  gewissen  Mindestkapitals  abhängig  macht,  so  sind  bei  einer 
solchen  Begrenzung  die  gegen  die  Leistungsfähigkeit  der  Transportversicherer,  hinsichtlich 
der  Übernahme  von  Lagerversicherungen,  erhobenen  Einwände  allerdings  entkräftet.  Dieser 
Vorschlag  kennzeichnet  sich  demnach  als  Kompromiß,  um  wenigstens  einem  Teil  der 
Transportversicherer  die  rechtliche  Befugnis  zur  Deckung  von  Lagerrisiken  zu  sichern. 
Grundsätzlich  kann  einer  solchen  Sonderbehandlung  der  Transportversicherungsabteilungen 
konzessionierter  Unternehmungen  gegenüber  reinen  Transportversicherungsgesellschaften 
indessen  nicht  zugestimmt  werden.  Einmal  könnte  gerade  hierin  eine  indirekte  Befürwortung 
der  Staatsaufsicht  für  die  Transportversicherung  erblickt  werden,  und  außerdem  lassen 
sich,  wie  mehrfach  hervorgehoben  und  wie  auch  im  Ausland  vielfach  geschehen,  gewisse 
Garantien  für  ausreichende  Fundierung  schon  auf  dem  Wege  von  Normativbestimmungen 
erzielen,  von  deren  Beobachtung  die  handelsgerichtliche  Eintragung  abhängig  gemacht  wird. 

1  Verordnung  v.  29.  April  1920  betr.  die  Änderung  des  Gesetzes  über  d.  privaten  Ver- 
sicherungsunternehmungen v.  12.  Mai  1901,  RGBl.  1920.  Nr.  149,  S.  1433. 

2  Vgl.  d.  im  Aufsichtsamt  ausgearbeitete  Begründung  d.  Gesetzesänderung  betr.  §  11 
VAG.  (V.  A.  Okt.  1920,  S.  130). 
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Schriften  vollends  zu  entkräften,  kann  der  Neuregelung  schließlich 
(wie  auch  in  dem  angeführten  Antrag  vorgesehen)  der  Charakter  einer 
nur  vorläufigen,  jederzeit  widerruflichen  bzw.  zunächst  zeitlich  be- 
grenzten Maßnahme  beigelegt  werden  \ 

Billigt  man  auch  die  Gesamttendenz  der  Bestrebungen  der  Trans- 
portversicherer, so  gilt  es  noch,  sich  mit  dem  skizzierten  Plan  im 
einzelnen  auseinanderzusetzen.  Die  Bestimmung  der  Aufsichtsfreiheit 
nach  der  Berufszugehörigkeit  des  Versicherungsnehmers  zum  Kauf- 
mannsstande deckt  sich  mit  der  wiederholt  dokumentierten  Stellung- 
nahme des  Reichsaufsichtsamtes,  zudem  finden  sich  entsprechende 
Parallelen  zur  Anwendung  dieses  Abgrenzungsprinzips  auch  sonst  in 
der  deutschen  Gesetzgebung.  Ein  Beispiel  bietet  etwa  die  Regelung 
des  Terminhandels  im  Börsengesetz  nach  der  Novelle  vom  27.  5. 1908  2, 
welches  im  §  53  die  Schutzvorschriften  auf  Nichtkaufleute  und  solche 
Kaufleute  beschränkt,  deren  Gewerbebetrieb  über  den  Umfang  des 
Kleingewerbes  nicht  hinausgeht.  Bemerkenswert  ist  die  hier  vor- 
genommene gesetzgeberische  Gleichstellung  der  Minderkaufleute  mit 
den  Nichtkaufleuten.  Eine  gleichartige  Vorsorge  für  die  kleinen  Ge- 
werbetreibenden erscheint  im  Bereich  des  Versicherungswesens  nach 
den  allgemeinen  rechtlichen  und  wirtschaftlichen  Voraussetzungen  der 
materiellen  Staatsaufsicht  ebenfalls  unerläßlich.  Das  Zugeständnis 
der  von  den  Transportversicherern  in  vorstehend  gekennzeichneter 
Weise  erstrebten  Aufsichtsfreiheit  müßte  zu  diesem  Zweck  an  die  Be- 
dingung geknüpft  werden,  daß  der  Versicherungsnehmer  nicht  nur 
Kaufmann,  sondern  Vollkaufmann  im  Sinne  des  Handelsgesetz- 
buches ist. 

Bezüglich  der  praktischen  Durchführung  der  neu  zu  treffenden 
gesetzlichen  Abgrenzung  der  aufsichtsfreien  Schadensversicherung 
ist  daran  festzuhalten,  daß  eine  diesbezügliche  Gesetzesbestimmung 
nur  die  Sanktionierung  einer  tatsächlich  längst  vollzogenen  wirtschaft- 
lichen Entwicklung  darstellen  würde.  Es  kommt  hinzu,  daß  gerade 
die  Versicherungen,  für  die  die  Zubilligung  der  Aufsichtsfreiheit  be- 
fürwortet wird,  vielfach  als  laufende  Versicherungen  abgeschlossen 
werden.  Dies  gilt  sowohl  für  die  Transportlagerpolicen  für  Lagergüter 
und  Fabrikbestände,  als  insbesondere  für  die  Veredelungspolicen. 
Der  Abschluß  laufender  Versicherungen  kommt  aber  nur  für  kauf- 
männische Betriebe,  die  über  den  Umfang  des  Kleinbetriebes  hinaus- 
gehen, in  Betracht.  Außerdem  sei  hier  daran  erinnert,  daß  im  deut- 
schen Versicherungsvertragsrecht  (§  187  Abs.  2  WG.),  für  die 
laufenden  Schadensversicherungen  aus  gleichen  Gründen  und  in  be- 
wußter Analogie  zur  Transportversicherung  von  Gütern,  die  Nicht- 
anwendung   der  im   Gesetze    vorgeschriebenen   Beschränkungen    der 


1  Vgl.  S.  150,  Anm.  3. 

2  Börsengesetz  nach   der    Bekanntmachung   des   Reichskanzlers  27.  Mai  1908.    RGBL» 
1908,  S  215. 
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Vertragsfreiheit  vorgesehen  ist.  Die  Befreiung  der  als  laufende  Ver- 
sicherung genommenen  Schadensversicherungen  von  der  Staatsauf- 
sicht würde  demnach  nur  die  verwaltungsrechtliche  Anerkennung  und 
Ergänzung  einer  privatrechtlich  den  Kaufleuten  längst  als  notwendig 
zugestandenen  und  gewährten  Sonderbehandlung  bedeuten. 

Noch  zwei  Punkte  bedürfen  der  Erörterung.  Wird  die  Aufsichts- 
freiheit  der  beweglichen  Versicherungsobjekte  des  Handelsverkehrs 
auf  Grund  eben  ihres  kaufmännischen  Charakters  gefordert,  so  liegt 
ein  scheinbarer  Widerspruch  darin,  daß  die  Versicherungen  von  Ge- 
bäuden, welche  kaufmännischen  Zwecken  dienen,  abweichend  be- 
handelt werden.  Dieses  Vorgehen  rechtfertigt  sich  jedoch  aus  den 
Umständen.  Das  Erfordernis  gesteigerter  Elastizität  ist  für  derartige 
Risiken  nicht  vorhanden,  denn  weder  sind  Wert  und  Bestand  so 
wechselnd,  noch  der  Gefahrenkreis  hier  so  mannigfaltig  wie  dort.  So 
fehlen  Anlaß  und  Berechtigung,  den  Schadensversicherern  ein  Wir- 
kungsgebiet zu  entziehen  oder  zu  verkürzen,  das  sie  allein  zu  be- 
wältigen und  meist  sogar  recht  ertragreich  zu  gestalten  verstanden 
haben,  und  dessen  sie  daher  auch  im  Gesamtinteresse  ihrer  Ver- 
sicherungsnehmer zum  besseren  Risikoausgleich  nicht  entraten 
können.  Dagegen  tritt  heute  auch  bei  der  Versicherung  der  nicht  den 
kaufmännischen  Risiken  zugehörigen  Mobilien  von  Privatleuten  und 
kleinen  Gewerbetreibenden  das  Bedürfnis  nach  umfassender  Ver- 
sicherungsdeckung hervor.  Es  erscheint  da  nun  widerspruchsvoll,  die- 
jenigen Kreise,  die  durch  das  Gesetz  gefördert  werden  sollen, 
schlechter  zu  stellen  als  die  außerhalb  des  Gesetzes  stehenden,  denen 
die  kaufmännischen  Policen  die  Möglichkeit  bieten,  sich  mittels  eines 
einzigen  Versicherungsvertrages  vollständig  zu  sichern.  Einmal  ist 
indessen  wieder  ähnliches  wie  oben  zu  berücksichtigen:  Die  mit  dem 
Abschluß  mehrerer  Versicherungsverträge  verknüpften  Nachteile 
machen  sich  für  den  Privaten  und  den  kleinen  Gewerbetreibenden  — 
dessen  Versicherungsbedarf  im  ganzen  doch  ein  zeitlich  und  materiell 
stabilerer,  vorwiegend  nur  unter  dem  Einfluß  der  großen  allgemeinen 
Konjunkturbewegung  stehender  ist  —  weniger  geltend  als  für  den 
Kaufmann,  der  einen  in  Höhe,  Dauer  und  Art  ständig  variierenden 
Versicherungsschutz  benötigt.  Außerdem  aber  steht  die  Schaffung 
eines  Versicherungsmodus,  der  auch  in  der  aufsichtspflichtigen 
Schadensversicherung  die  Deckung  gegen  alle  Gefahren  in  einer 
Police  ermöglicht,  zur  Frage  der  Aufsichtsfreiheit  gar  nicht  in  Be- 
ziehung. Denn  pflegt  auch  der  regelmäßige  Einschluß  mehr  oder 
minder  zahlreichen  Gefahren  als  eins  der  Begriffsmerkmale  der 
Transportversicherung  angesprochen  zu  werden  \  so  folgt  daraus  doch 
keineswegs,  daß  die  Versicherung  gegen  eine  Vielheit  von  Gefahren 
dem  Wesen  der  aufsichtspflichtigen  Schadensversicherung  zuwider- 
läuft.    Es    steht   vielmehr   dem   Ermessen    der   Aufsichtsbehörde   zu, 

i  Vgl.  §  6,  S.  92  ff. 
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darüber  zu  entscheiden,  ob  in  Rücksicht  auf  die  Bedürfnisse  der  Ver- 
sicherungsnehmer, wie  im  Hinblick  auf  die  betriebstechnisch  vorteil- 
haftere Ausgestaltung  einer  breiteren  Basis  für  den  Gefahrenausgleich 
auch  in  Deutschland  Policen  nach  Art  der  englischen  Heim-  und  Herd- 
police !  in  Zukunft  zulässig  sein  sollen.  Wie  dem  auch  sei,  die  Re- 
gelung dieser  Angelegenheit  liegt  jedenfalls  nicht  dem  Gesetzgeber 
ob,  sondern  fällt  vollständig  in  den  Geschäftsbereich  des  Aufsichts- 
amtes und  berührt  somit  die  Erwägungen  über  die  Zweckmäßigkeit 
und  Zulässigkeit  der  angestrebten  Ausdehnung  des  Bereichs  der  Auf- 
sichtsfreiheit nicht. 

§  13- 
Die  Frage  der  ausländischen  Konkurrenz. 

Die  internationalen  Zusammenhänge  sind  für  die  Transport- 
versicherung, wie  bereits  hervorgehoben,  von  bestimmender  Bedeu- 
tung. Der  Frage  der  Staatsaufsicht  im  deutschen  Transportver- 
sicherungswesen vom  Standpunkt  der  Weltmarktkonkurrenz  wäre  vor 
dem  Kriege  mit  der  kurzen  Feststellung  genügt  worden,  daß  die 
Transportversicherung  eben  im  Hinblick  auf  den  internationalen 
Wettbewerb  den  lähmenden  Fesseln  der  Staatsaufsicht  keinesfalls 
unterworfen  werden  dürfte.  Heute  jedoch  treten  auch  auf  den  Ver- 
sicherungsmärkten ausgesprochene  Nationalisierungsbestrebungen  zu- 
tage, die  eine  nähere  Erörterung  der  Sachlage  notwendig  erscheinen 
lassen. 

Wir  wiesen  schon  früher  auf  die  Wechselbeziehungen  zwischen 
Nationalisierungstendenzen  und  Gründungsfieber  hin,  welch  letzteres 
wir  gleichzeitig  als  eine  Weltmarktserscheinung  im  Versicherungs- 
wesen kennzeichnen  konnten.  Auf  allen  größeren  Versicherungs- 
märkten im  Inland  wie  im  ehemals  feindlichen  und  neutralen  Ausland, 
in  ganz  Europa,  selbst  auf  dem  Balkan,  wie  in  Indien  und  Japan,  wie 
in  Nord-  und  Südamerika,  überall  begegnen  wir  reger  Gründungstätig- 
keit, zwar  in  verschiedenen  Modifikationen  hinsichtlich  Ursache,  Ziel, 
Ausmaß  und  Ausgestaltung,  immer  aber  eingeleitet,  getragen  oder 
gefolgt  von  deutlichen  Nationalisierungstendenzen.  Eine  Ausdehnung 
der  früher  skizzierten  statistischen  Untersuchungen  auf  die  Verhält- 
nisse der  wichtigsten  ausländischen  Versicherungsmärkte  könnte 
sicherlich  Aufschluß  über  eine  etwaige  internationale  Kräfteverschie- 
bung in  der  Beteiligung  an  Finanzierung  und  Umsatz  des  Welt- 
transportversicherungsgeschäftes erbringen.  Die  Ergebnisse  würden 
wahrscheinlich  auch  auf  den  Grad  der  Nationalisierung  der  einzelnen 
Märkte  interessante  Schlaglichter  werfen.  Jedenfalls  aber  steht  fest, 
daß  sich  auch  diese  Entwicklung  im  Versicherungswesen  als  eine 
Weltmarktbewegung  darstellt,  die  auf  dem  besonderen  Boden  der 
Kriegsverhältnisse  erwachsen  ist.   Dieser  letzte  Umstand  allein  macht 


i  Vgl.  §  6,  S.  96,  Anm.  3. 
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den  offenbaren  Widerspruch  verständlich,  daß  sich  die  antiinternatio- 
nalen Bestrebungen  sogar  auf  die  ihrem  Wesen  nach  durchaus  welt- 
wirtschaftlich gerichteten  Versicherungszweige,  wie  See-  und  Rück- 
versicherung, zu  erstrecken  scheinen.  Während  des  Krieges  konzen- 
trierte sich  die  Versicherungstätigkeit  der  einzelnen  Länder  natürlich 
notgedrungen  vorwiegend  auf  den  eigenen  Markt  und  förderte  dessen 
weiteren  Ausbau.  Mit  zunehmender  Vermehrung  der  Versicherungs- 
möglichkeiten und  gleichzeitig  abnehmender  Konjunktur  verstärkten 
sich  selbstverständlich  die  Bestrebungen,  den  heimischen  Markt  der 
eigenen  Geschäftstätigkeit  vorzubehalten  und  fremder  Betätigung 
möglichst  zu  entziehen.  Zudem  hat  der  Krieg  das  wirtschaftliche 
Nationalgefühl  allgemein  gesteigert.  Man  sucht  jede  Möglichkeit 
einer  wirtschaftlichen  Abhängigkeit  vom  Auslande  zu  meiden,  und  da 
sich  eine  solche  aus  versicherungswirtschaftlichen  Beziehungen  in  der 
Tat  leicht  ergeben  kann,  so  mag  dem  Streben  nach  einheimischem 
Versicherungsschutz  zum  Teil  auch  dieser  Gedanke  zugrunde  liegen. 
Bestrebungen  dieser  Art  spiegeln  sich  einmal  in  den  Abkommen 
privater  Interessenverbände  wider,  welche  sich  verpflichten,  ihre 
Risiken  im  Ausland  zu  decken  und  auch  sonst  das  einheimische  Ver- 
sicherungsgeschäft nach  Möglichkeit  zu  fördern,  gegebenenfalls  auch 
durch  finanzielle  Beteiligung  \  Solange  der  Inlandsmarkt  den  berech- 
tigten Anforderungen  hinsichtlich  der  Deckungsmöglichkeiten,  Elasti- 
zität und  Leistungsfähigkeit  genügt,  ist  dieses  Prinzip  durchaus  ge- 
sund. So  hat  sich  von  jeher  die  planmäßige  Zusammenarbeit  von  Ree- 
dern und  Überseekaufleuten,  Banken  und  Versicherern  in  England 
als  eines  der  stärksten  Fundamente  des  englischen  Versicherungs- 
marktes erwiesen 2.  Anders  zu  bewerten  aber  sind  die  staatlichen 
Maßnahmen,  kraft  deren  ausländische  Versicherungsunternehmungen 
bedeutenden  Erschwerungen  hinsichtlich  ihrer  Zulassung  und  Ge- 
schäftsführung unterworfen  werden,  vor  allem  einer  erheblichen  Kau- 
tionspflicht und  erhöhter  steuerlicher  Belastung  3.  Eine  von  Nationali- 
sierungstendenzen getragene  Versicherungspolitik  bildet  volkswirt- 
schaftlich betrachtet  das  Analogon  einer  Schutzzollpolitik  für  andere 
Wirtschaftszweige.  Daraus  folgt,  daß  ein  derartiges  Vorgehen  für 
ein  Land  von  gewissem  Nutzen  sein  kann,  dessen  Versicherungs- 
wesen noch  nicht  stark  genug  ist,  um  Weltmarktziele  zu  ver- 
folgen, aber  gerade  ausreicht,  um  den  eigenen  Markt  zu  be- 
friedigen und  dort  auch  den  nötigen  Risikoausgleich  findet.  Hier- 
für kommt  nur  ein  sehr  großes  Wirtschaftsgebiet  in  Betracht, 
wie  es  die  Vereinigten  Staaten  darstellen.  Doch  läßt  sich  in  einem 
begrenzten   Gebiet,    und    sei    es    noch    so   groß,    der   Risikoausgleich 

1  Über  die  Vorgänge  dieser  Art  vgl.  Leschke-Saenger,  a.  a.  O.,  Vereinigte  Staaten: 
S.  151*;  Argentinien:  S.  154*;  Japan  :  S.  147*. 

2  „Economic  World".  Nr.  10.  6.  März  1920,  S.  344. 

3  Über  Maßnahmen  dieser  Art  vgl.  Leschke-Saenger,  a.  a.  O.,  Vereinigte  Staaten : 
S.  151*;  Argentinien:  S.  153*/54*;  Peru:  S.  148*;  Gebiete  der  ehemaligen  Donaumonarchie: 
S.  53*  ff. 
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naturgemäß  nie  so  vollkommen  erzielen,  wie  mittels  eines  die  ganze 
Welt  umspannenden  Netzes  international  weitverzweigter  Versiche- 
rungsverbindungen. Für  ein  Land,  das,  wie  Deutschland  vor  dem 
Kriege,  auf  ein  hochentwickeltes  Versicherungswesen  gestützt  in  eng- 
sten Wechselbeziehungen  zu  ausländischen  Versicherungsmärkten 
stand,  wobei  der  Export  an  Versicherungsschutz  den  Import  weit 
überstieg,  schied  die  Erwägung  einer  solchen  Grenzpfahlpolitik  von 
vornherein  aus  und  kann  heute,  da  Deutschland  sich  seinen  Anteil  am 
Transportversicherungsgeschäft  der  Welt  erst  allmählich  wieder  erar- 
beiten muß,  vollends  nicht  in  Betracht  kommen.  Diese  Feststellung 
ist  von  Wichtigkeit  für  die  Frage,  wie  Deutschland  sich  den  Nationali- 
sierungstendenzen der  anderen  Versicherungsmärkte  gegenüber  ver- 
halten soll. 

Besonders  stark  nationalistisch  gefärbt  ist  die  staatliche  Versiche- 
sicherungspolitik  in  den  Vereinigten  Staaten  ',  in  Polen 2  und  in  der 
Tschechoslowakei 8.  In  den  beiden  letztgenannten  Staaten  scheinen 
allerdings  allgemeine  politische  Gesichtspunkte  maßgebender  gewesen 
zu  sein  als  die  speziell  versicherungspolitischen.  Die  meisten  anderen 
Länder  beschränken  sich  auf  die  Anspannung  der  finanziellen  Anfor- 
derungen hinsichtlich  Kautions-  und  Steuerpflicht.  Die  Interessen  des 
eigenen  Versicherungswesens  sichern  sie  vor  allem  dadurch,  daß  sie 
ausländischen  Versicherungsunternehmungen  gegenüber  regelmäßig 
den  Grundsatz  der  Reziprozität  zur  Anwendung  bringen  und  sich  da- 
mit die  Anordnung   etwaiger  Gegenmaßregeln  jederzeit  vorbehalten. 

Für  Deutschland  ergibt  sich  hier  indessen  eine  Schwierigkeit. 
Nach  Artikel  276  des  Friedensvertrages 4  ist  es  Deutschland  ver- 
wehrt, den  Staatsangehörigen  irgendeiner  der  alliierten  und  asso- 
ziierten Mächte  Beschränkungen  aufzuerlegen,  die  nicht  am  1.  Juli 
1914  auf  die  Staatsangehörigen  dieser  Mächte  anwendbar  waren,  so- 
fern nicht  seinen  eigenen  Angehörigen  dieselbe  Beschränkung  auf- 
erlegt wird.  Die  Geltung  dieser  Vorschrift  erstreckt  sich  vorläufig  auf 
fünf  Jahre,  die  jedoch  durch  Mehrheitsbeschluß  des  Völkerbundes  auf 
weitere  fünf  Jahre  verlängert  werden  kann.  Durchdrungen  von  der 
Notwendigkeit  freier  Konkurrenz,  auch  dem  Auslande  gegenüber,  hat 


1  „Schiff.-Ztg."  Nr.  71.  7.  Aug.  1920:  Das  amerikanische  Schiffahrtsgesetz.  „Wirtschafts- 
dienst". Nr.  25.  18.  Juni  1920,  S.  371 ;  Nr.  26.  25.  Juni  1920,  S.  381 :  Protektionistische  Schiff- 
fahrtspolitik der  Vereinigten  Staaten;  Mitt.  der  I.T.V.V.  Okt.  1920,  S.  108:  Die  Amerikanische 
Merchant  Marine  Act;  „Journ.  of  Comm."  Nr.  8471.  9.  Mai  1921:  Mar.  Ins.  Bill  has  strong 
support  of  Underwriters;  „Überseedienst".  Nr.  29.  21.  Juli  1921 :  Ausbau  der  Marine-Versiche- 
rung; Nr.  4,  16.  Jan.  1922:  Das  Projekt  einer  staatl.  Seeversicherung  zur  Ermöglichung  eines 
besseren  Wettbewerbs  gegen  die  ausländische  Konkurrenz ;  „Journ.  of  Comm."  Nr  8735.  24. 
März  1922:  Prohibitive  tax  on  outside  insurance.  Insbesondere  über  den  amerikanischen 
Kasko-Versicherungs-Pool :  „Journ.  of  Commerce"  Nr.  8209.  26.  Juni  1920.  Nr.  8213.  1.  Juli  1920; 
„Financial  News".  Nr.  11007.  2.  Juli  1920;  „Fairplay".  15.  u.  22.  Juli  1920;  „Lloyds  List". 
31.  Juli  1920. 

2  Leschke-Saenger,  a.  a.  0.,  S.  53*  ff. 
s  Ebenda  S.  55*  ff. 

*  Friedensvertrag  von  Versailles  vom  28.  Juni  1919.  Teil  X,  Abschn.  1,  Kap.  5,  Art.  276 
und  Kap.  6,  Art.  281. 
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der  deutsche  Gesetzgeber  im  Versicherungsaufsichtsgesetz  grund- 
sätzlich die  in  Deutschland  arbeitenden  ausländischen  Versicherungs- 
anstalten den  inländischen  fast  völlig  gleichgestellt.  Allerdings  unter 
dem  einen  wichtigen  Vorbehalt,  daß  der  Reichskanzler  laut  §  86  VAG., 
letzter  Absatz,  gegenüber  einer  ausländischen  Versicherungsanstalt  nach 
freiem  Ermessen  die  Genehmigung  zum  Geschäftsbetrieb  versagen  und 
nach  §  91  Abs.  2  VAG.  in  gleicher  Weise  beim  Bundesrat  die  Unter- 
sagung des  Geschäftsbetriebes  veranlassen  kann.  Damit  sind  für  die 
der  Staatsaufsicht  unterstellten  Versicherungszweige  in  Deutschland 
alle  Handhaben  gegeben  zu  etwaiger  wirksamer  Abwehr  der  Nationali- 
sierungstendenzen anderer  Versicherungsmärkte.  Weit  eher  als  für 
diese  an  sich  mehr  bodenständigen  Versicherungszweige  kommen 
derartige  Gegenmaßregeln  für  die  Transportversicherung  in  Betracht. 
Hier  aber  versagen  die  oben  angeführten  Vorschriften,  da  auf  Grund 
von  §  116  VAG.  nicht  nur  die  inländischen,  sondern  auch  die  in 
Deutschland  tätigen  ausländischen  Transportversicherungsgesell- 
schaften nicht  in  den  Bereich  des  Gesetzes  fallen.  Die  Anwendung  des 
Reziprozitätsprinzips  gegenüber  ausländischen  Transportversiche- 
rungsunternehmungen würde  daher  eine  gesetzliche  Änderung  bzw. 
Neuregelung  erfordern.  Eine  solche  würde  offenbar  als  eine  Beschrän- 
kung im  Sinne  des  Artikels  276  (d)  des  Friedensvertrages  angesehen 
werden  und  sich  für  die  nächsten  fünf  oder  zehn  Jahre  hinsichtlich  der 
Angehörigen  der  alliierten  und  assoziierten  Mächte  daher  verbieten. 

Um  sich  die  Einwirkungsmöglichkeit  auch  auf  Betriebe  dieser  Art 
trotzdem  zu  sichern,  gibt  es  nur  das  eine  Auskunftsmittel:  die  ge- 
samte Transportversicherung  der  Staatsaufsicht  zu  unterstellen.  Dann 
würden  in  der  Tat  auch  die  ausländischen  in  Deutschland  arbeitenden 
Transportversicherungsunternehmungen  dem  Machtbereich  des  Auf- 
sichtsamts zugehören.  Es  erscheint  auch  keineswegs  als  zweifelhaft, 
daß  es  der  Aufsichtsbehörde  gelingen  würde,  das  Reziprozitätsprinzip 
—  auch  ohne  allgemeine  gesetzliche  Sanktion  —  praktisch  von  Fall 
zu  Fall  doch  zur  Geltung  zu  bringen.  Wohl  aber  erregt  es  bedenk- 
liche Zweifel,  ob  diese  Möglichkeit,  besonders  angesichts  der  hin- 
länglich oft  geschilderten  schweren  Nachteile  der  Staatsaufsicht  für 
die  Transportversicherung,  überhaupt  so  erstrebenswert  und  nütz- 
lich ist. 

Drei  Gesichtspunkte  sind  bestimmend  für  die  Stellungnahme 
gegenüber  ausländischen  Gesellschaften  auf  dem  einheimischen  Ver- 
sicherungsmarkt: die  allgemeine  Richtung  der  Versicherungspolitik, 
die  Bedeutung  der  Sicherheitsleistung  und  schließlich  die  Gefahr  der 
Überfremdung  des  Marktes. 

Wir  wiesen  bereits  nach,  daß  eine  von  Nationalisierungstenden- 
zen beherrschte  Versicherungspolitik  aus  grundsätzlichen  Erwägungen 
für  Deutschland  nicht  in  Frage  kommen  kann1.  Wir  erwähnten  früher 
ebenfalls    schon,    daß    die    völlige    Absperrung    von    ausländischen 

* Vgl.  S.  156. 
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Märkten,  besonders  in  wirtschaftlich  so  schwierigen  Zeiten  wie  den 
heutigen,  mit  ständig  auf-  und  absteigendem  Versicherungsbedarf 
äußerst  verhängnisvoll  zu  wirken  vermag  *. 

Auch  an  den  Sicherheitsleistungen  ausländischer,  in  Deutschland 
arbeitender  Transportversicherungsunternehmungen  ist  das  Interesse 
nicht  so  überragend  groß,  wie  es  zu  Anfang  des  Krieges  unter  dem 
verstörenden  Eindruck  des  plötzlichen  Zunichtewerdens  so  vieler 
laufender  Verträge  behauptet  wurde.  Würden  die  Kautionen  in  einer 
dem  Werte  der  Risiken  wirklich  entsprechenden  Höhe  bemessen  wer- 
den, so  ergäbe  sich  eine  derartig  schwere  finanzielle  Belastung  des 
betreffenden  Unternehmens,  daß  es  eine  solche  schlechthin  nicht  auf 
sich  nehmen  könnte.  Viel  wirksamer  und  dem  freiheitlichen  Geist  der 
Transportversicherung  konformer  erscheint  der  Vorschlag,  daß  eine 
inländische  Versicherungsgesellschaft,  die  über  genügende  Mittel  ver- 
fügt, die  Haftung  für  den  Betrieb  des  ausländischen  Unternehmens 
übernimmt2.  Auf  ganz  ähnlicher  Basis  ist  im  Krieg  die  Abwicklung 
der  Geschäftsbestände  der  englischen  und  französischen  Sach- 
schadensversicherungsanstalten erfolgreich  vonstatten  gegangen 3. 
Bei  der  Kurzfristigkeit  der  Transportversicherungsrisiken  erscheint 
diese  Form  der  Sicherstellung  besonders  geeignet  und  die  Hinter- 
legung einer  Kaution  dann  vollends  entbehrlich. 

Die  Erörterung  des  dritten  Punktes  läuft  auf  die  Frage  hinaus,  ob 
im  Versicherungswesen  überhaupt  von  einer  Überfremdung  im  eigent- 
lichen Sinne  gesprochen  werden  kann.  In  allen  Zweigen  des  deut- 
schen Wirtschaftslebens  strebt  das  zuströmende  ausländische  Kapital 
in  unzweideutiger  Weise  danach,  sich  den  maßgebenden  Einfluß  zu 
sichern.  Alle  Überfremdungsbestrebungen  sind  übereinstimmend  auf 
das  eine  Ziel  gerichtet,  sich  mit  Hilfe  der  investierten  Kapitalien  auf 
Kosten  der  deutschen  Volkswirtschaft  zu  bereichern.  Die  Wege  zu 
diesem  Ziel  sind  verschiedener  Art  und  lassen  sich  nach  Ausführun- 
gen des  Reichsverbandes  der  deutschen  Industrie  *  etwa  so  kennzeich- 
nen: Der  Ausländer  ist  Konkurrent  und  sucht  sich  in  den  Besitz  der 
Aktienmehrheit  zu  bringen,  um  die  Stillegung  des  deutschen  Unter- 
nehmens zu  bewirken.  Das  Interesse  des  Ausländers  kann  dahin 
gehen,  die  deutschen  Waren  möglichst  billig  zu  kaufen  und  die  Preise 
dementsprechend  zu  beeinflussen.  Endlich  mag  der  Ausländer  auch 
den  Zweck  verfolgen,  sich  auf  dem  deutschen  Markt  kraft  seines  finan- 
ziellen Einflusses  einen  steten  Abnehmer  teurer  Rohstoffe  zu  be- 
schaffen.    —     In   allen  Gegenden  und   in    allen  Wirtschaftszweigen 


i  Vgl.  §  11,  S.  124/5. 

2  Brück,  Die  Neuorientierung  der  Transportversicherung.  „Norddeutsche  Allgemeine 
Ztg."  Nr.  467.     12.  Sept.  1918. 

3  V.  A.  1915,  S.  9 :  Nachtrag  zu  der  Denkschrift  über  wirtschaftliche  Maßnahmen 
aus  Anlaß  des  Krieges.  S.  77:  Verhältnisse  bei  den  englischen  und  französischen  Sach- 
versicherungsgesellschaften. V.  A.  1916,  S.  71 :  Sicherstellung  der  bei  feindlichen 
Sachversicherungsunternehmungen  Versicherten. 

*  Rhein.-Westf.  Ztg.  (Essen)  Nr.  915.  16.  Nov.  1919. 
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Deutschlands  l,  in  der  Montan-  und  Schwerindustrie  wie  in  der  Holz- 
industrie, in  der  chemischen  und  in  der  elektrischen  Industrie,  wie  in  der 
Textil-  und  Spitzenfabrikation,  im  Schiffahrtswesen  und  besonders  auch 
auf  dem  Immobilienmarkt 2,  überall  treten  Bestrebungen  dieser  Art  zu- 
tage. Die  Schaffung  mehrstimmiger  Vorzugsaktien  war  das  nächst- 
liegende Auskunftsmittel,  mit  dem  man  in  Deutschland  den  aus  dieser 
Entwicklung  drohenden  Gefahren  zu  begegnen  suchte  3.  Dieser  Weg, 
dessen  Beschreitung  zwar  von  mancher  Seite  widerraten  und  nur  be- 
dingt gebilligt 4,  von  maßgebenden  Stellen  aber  als  geeignetste  Ab- 
wehrtaktik befürwortet  wurde  ö,  bietet  den  großen  Vorteil,  dem  bedroh- 
lichen fremden  Einfluß  Einhalt  zu  tun  und  doch  das  fremde  Kapital, 
das  die  deutsche  Wirtschaft  zum  Wiederaufbau  nicht  entbehren 
kann,  diesem  Zwecke  nutzbar  zu  machen8. 

Wenn  ich  mit  einigen  Worten  auf  diese  allgemeinen  Vorgänge 
einging,  so  geschah  es,  um  deutlicher  hervortreten  zu  lassen,  daß  die 
Entwicklung  im  Versicherungswesen  ein  anderes  Gepräge  trägt.  Auch 
hier  kann  man  eine  Interessennahme  des  ausländischen  Kapitals  an 
Konzernen  und  Neugründungen  beobachten,  die  ebenfalls  teils  bis  zu 
direkter  Aktienbeteiligung  geht 7.  Doch  keine  der  oben  gekennzeich- 
neten Überfremdungsabsichten  kann  sinngemäß  hier  in  Frage  kom- 
men 8.  Der  ausländische  Kapitalist  sucht  und  findet  im  deutschen  Ver- 
sicherungswesen nur  eine  Anlagemöglichkeit,  die  sich  für  ihn  insoweit 
günstig  gestalten  mag,  als  die  Verwaltungskosten  in  Deutschland  trotz 
der  zahlenmäßigen  Steigerung  durch  die  Valutadifferenz  noch  unter 
dem  Weltmarktniveau  bleiben.  Zudem  zeigt  sich  wahrscheinlich  auch 
hier  die  oft  festgestellte  Erscheinung,  daß  das  Versicherungswesen 
dorthin  nachdringt,  wohin  Kapital  oder  Waren  zuerst  ihren  Weg  ge- 
nommen.  Doch  muß  man  vor  allem  daran  festhalten,  daß  das  auslän- 


1  Zahlreiche  Notizen  hierüber  seit  1919  in  der  deutschen  und  ausländischen  Tages- 
presse; besonders  in  „Frkf.  Ztg.",  „Berl.  Tageblatt",  „Deutsche  Allg.  Ztg  ",  „Industrie- 
und  Handels-Ztg.",  „Hambg.  Fremdenblatt",  „Deutsche  Bergwerksztg."  (Essen),  „Weser 
Ztg."  (Bremen),  „Weltwirtschaft"  (Berlin),  „The  Times"  (London),  „Manchester  Guardian", 
„Journ.  of  Comm."  Vgl.  auch:  H.  J.  von  Kleist,  Die  ausländische  Kapitalbeteiligung 
in  Deutschland.    Berlin  1921. 

2  Hierzu  besonders  R.  Kuczynski,  Zur  Überfremdung  des  großstädtischen  Haus- 
besitzes.   Vierteljahrschr.  der  deutschen  Städte.    Jahrg.  I,  Heft  I,  1921. 

3  Vgl.  E.  J  u  n  g  »Maßnahmen  der  Aktiengesellschaften  gegen  Überfremdung.  Mainz 
1921.  S.  Kurz,  Die  Überfremdungsgefahr  der  deutschen  Aktiengesellschaften  und  ihre 
Abwehr.    Leipzig  1921. 

*  „Berl.  Tageblatt".  Nr.  47.  26.  Jan  1920;  Nr.  51.  28.  Jan.  1920;  Nr.  97.  22.  Febr.  1920:  Die 
Überfremdungsgefahr;  „Frkft.  Ztg."  Nr.  28.  11.  Jan.  1920:  Überfremdung  und  Vorzugsaktien. 
„Deutsche  Bergwerksztg."  (Essen)  Nr.  26.  1  Febr.  1921 :  Aktiengesellschaft  und  Überfremdungs- 
gefahr. „Der  Tag"  (Berlin)  Nr.  156.  17.  Juli  1920:    Gegen  die  Überfremdung  unserer  Industrie. 

5  Mitteilg.  d.  Handelskammer  Köln,  Nr.  1,  Januar  1920;  „Zentralarchiv  für  Politik  und 
Wirtschaft",  München.  Nr.  80.  28.  April  1920. 

6  Über  die  Bedeutung  des  fremden  Kapitals  für  das  deutsche  Wirtschaftsleben,  s.  auch 
A.  Norden,   Überfremdung?    Industrie-    und    Handels-Zeitung,  Berlin.  Nr.  3.    5.  Jan.  1921. 

7  „Frkf.  Ztg."  Nr.  459.  24.  Juni  1920. 

8  Diesen  Standpunkt  vertritt  auch  die  „Frkf.  Ztg."  und  wendet  sich  daher  gegen  die 
Schaffung  von  Vorzugsaktien  bei  Versicherungsgesellschaften.  Nr.  157.  1.  März  1921,  und 
Nr.  220.  24.  März  1921:  Schutzaktien  bei  Versicherungsgesellschaften;  Nr.  431.  13.  Juni  1921 : 
Vorzugsaktien  bei  Versicherungsgesellschaften. 
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dische  Kapital  im  Versicherungswesen  sachlich  eine  ganz  andere 
Rolle  spielt  als  in  irgendeinem  anderen  Wirtschaftszweige.  Das  in 
unzähligen  Rinnen  aus  verschiedenen  Ländern  zusammenfließende 
Kapital  bildet  eben  den  Kraftstrom,  welcher  das  weitverzweigte  Gebilde 
der  weltumspannenden  internationalen  Versicherungsverbindungen 
speist.  Wir  betonten  gleichfalls  früher  schon,  daß  nur  auf  diesem 
Wege  vollkommener  Risikoausgleich  erzielbar  ist.  Doch  braucht  auch 
die  direkte  Teilnahme  fremden  Kapitals  am  heimischen  Transport- 
versicherungsgeschäft —  trotz  aller  heutigen  nationalen  Tendenzen  — 
keineswegs  immer  als  schädlich  betrachtet  zu  werden. 

Ich  möchte  hier  den  Betrachtungen  eines  hervorragenden  Ham- 
burger Assekuranzfachmannes  Raum  geben,  welchen  dieser  anläßlich 
der  Beratungen  über  die  Stellung  der  ausländischen  Versicherungs- 
unternehmungen im  Versicherungsaufsichtsgesetz  —  gerade  im  Hin- 
blick auf  die  Interessen  Deutschlands,  speziell  Hamburgs  am  Welt- 
handel —  Ausdruck  verlieh:  „Man  wird  nicht  zweifeln  dürfen,  daß  der 
Rückzug  einer  großen  Anzahl  ausländischer  Gesellschaften,  der  sich 

als   die  Folge   protektionistischer   Gesetzgebung   charakterisiert,    

ein  allmähliches  Herabsinken  des  Hamburger  Marktes  von  seiner  heu- 
tigen internationalen  Bedeutung  ersten  Ranges  bewirken  wird.  Das 
Transportversicherungsgeschäft  ist  nicht  an  Landesgrenzen  gebunden. 
Es  hat  zu  allen  Zeiten  immer  gerade  die  größten  Märkte  bevorzugt, 
unbekümmert  um  Eigentumsverhältnisse  und  um  nationale  Eigenart. 
Eine  Untersuchung  darüber,  welcher  Teil  des  in  Hamburg  sich  voll- 
ziehenden Transportversicherungsgeschäftes  als  hamburgisches  Ge- 
schäft im  eigentlichen  Sinne  anzusehen  sei,  würde  bestätigen,  daß 
dieses  letztere  Geschäft  keineswegs  auf  die  bisherige  Größe  des 
Marktes  von  maßgebendem  Einfluß  war"  \ 

Diese  Ausführungen  treffen  noch  immer  in  vollem  Umfang  zu, 
und  sie  beanspruchen  für  Deutschland  jetzt  in  der  Zeit  des  Wieder- 
aufbaues —  zur  Nutzanwendung  auf  die  heutigen  Verhältnisse  —  er- 
höhtes Interesse.  Außerdem  ist  auch  hier  der  früher  eingehend  er- 
örterte Umstand  zu  berücksichtigen,  daß  der  deutsche  Transportver- 
sicherungsmarkt für  Goldwerte  bei  den  gegenwärtigen  Währungsver- 
hältnissen nur  äußerst  geringe  Deckungsmöglichkeiten  bietet2.  Für 
das  deutsche  Transportversicherungsgeschäft  erscheint  es  demnach 
zweifellos  besser,  daß  der  Ausländer,  der  etwa  deutsche  Waren  be- 
zieht, auf  dem  deutschen  Markt  den  Versicherungsschutz  seines  eige- 
nen Landes  finden  kann  und  in  Anspruch  nimmt,  als  daß  er  bei  Um- 
gehung des  deutschen  Versicherungsmarktes  direkt  im  Ausland  deckt. 
Gerade  wenn  man  den  Nationalisierungstendenzen  in  den  Kreisen  des 
auswärtigen  Handels  Rechnung  trägt,  so  ist  dies  wohl  der  einzige  Weg, 
um  heute  überhaupt  wieder  ausländisches  Geschäft  auf  den  heimischen 

1  „Von  welcher  Bedeutung-  ist  für  das  deutsche  Publikum  die  Stellung  der  ausländi- 
schen Versicherungsgesellschaften  unter  dem  geplanten  Gesetz  über  die  privaten  Ver- 
sicherungsunternehmungen ?"    Gutachten  v.  W.  Lazarus  v.  1.  April  1899.    (HHk.-Akt.). 

a  Vgl.  §  11,  S.  130,  Anm.  2  u.  §  12,  S.  146. 
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Versicherungsmarkt  zu  ziehen  und  diesen  über  das  Niveau  des  bloßen 
Inlandmarktes  emporzuheben.  Nicht  die  Schaffung  eines  rein  natio- 
nalen Transportversicherungsmarktes  bildet  daher  für  Deutschland  das 
erstrebenswerte  Ziel,  sondern  es  handelt  sich  vielmehr  darum,  unter 
bewußter  Verwertung  des  Zustroms  an  ausländischem  Kapital  die 
deutsche  Transportversicherung  allmählich  wieder  auf  die  notwendige 
internationale  Basis  zu  stellen. 

Ist  es  erst  gelungen,  wenn  auch  vorläufig  nur  mittelbar  durch  das 
fremde  Kapital,  den  Anschluß  an  das  Auslandsgeschäft  wiederzuge- 
winnen, so  ist  der  Hauptschritt  getan  und  der  weiteren  Entwicklung 
mit  Zuversicht  entgegenzublicken.  Denn  es  kann  nicht  zweifelhaft 
sein,  daß  der  Weltverkehr  mit  dem  Eintritt  ruhigerer  Zeiten  die  gegen- 
wärtig noch  herrschenden  Nationalisierungstendenzen  (die  wir  früher 
schon  als  Folgeerscheinungen  der  außerordentlichen  Kriegsverhält- 
nisse charakterisierten)  mehr  und  mehr  abschwächen  und  ausgleichen 
wird.  In  der  Transportversicherung  aber,  die  zu  den  internationalsten 
Zweigen  des  gesamten  Wirtschaftslebens  zählt,  darf  diese  Rückbildung 
eher  denn  irgendwo  sonst  erwartet  werden.  Dann  aber  wird  sich  auch 
für  die  deutschen  Transportversicherer  die  Möglichkeit  aktiver  Mit- 
arbeit am  Transportversicherungsgeschäft  der  Welt  von  selbst  wieder 
erschließen. 

Angesichts  dieser  Sachlage  sind  daher  Maßregeln  irgendwelcher 
Art  und  vollends  staatliche  Maßnahmen  offenbar  heute  durchaus  nicht 
am  Platze.  Als  vorbildlich  kann  auch  hier  das  Verhalten  des  eng- 
lischen Marktes  gelten,  der  durch  die  neue  amerikanische  Versiche- 
rungspolitik '  schwerer  getroffen  wurde  als  irgendein  anderer  Ver- 
sicherungsmarkt. Die  englischen  Seeversicherer  aber  beobachteten 
diesen  Vorgängen  gegenüber  eine  wohlerwogene  Passivität  und  ruhig 
abwartende  Haltung,  gestützt  auf  die  feste  Überzeugung,  daß  das  See- 
versicherungsgeschäft seinem  Wesen  nach  zu  international  ist,  um 
auf  die  Dauer  ausländischer  Beteiligung  völlig  entraten  zu  können2. 

Aus  alledem  ergibt  sich,  daß  die  Frage  einer  Ausdehnung  der 
Staatsaufsicht  auf  die  deutsche  Transportversicherung  auch  vom 
Standpunkt  der  ausländischen  Konkurrenz  rückhaltlos  abzulehnen  ist. 

Dritter  Teil. 
§14. 
Schlußwort. 
Die    Ausdehnung   der   Staatsaufsicht   auf   die   Transportversiche- 
rung konnte,  wie  wir  gesehen   haben,  von  verschiedenen   Gesichts- 
punkten aus   in  Betracht  gezogen  werden:   wegen  der  Folgeerschei- 
nungen  der   Übergründung,   im  Hinblick   auf   die   Interessenkollision 
zwischen  Transport-  und  Feuerversicherern,   mit  Rücksicht  auf   den 
ausländischen  Wettbewerb.    In  allen  drei  Fällen  war  es  ein  Unter- 

i  Vgl.  S.  156,  Anm.  1. 

2  „Auslandsnachrichten".    Nr.  4.    25.  Juni  1920. 
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nehmerinteresse,  das  in  Frage  stand.  Wir  haben  in  den  vorhergehen- 
den Kapiteln  darzulegen  gesucht,  daß  keines  dieser  Momente  die 
Unteraufsichtstellung  der  Transportversicherung  rechtfertigen  würde. 
Dies  dürfte  um  so  mehr  gelten  unter  dem  Gesichtspunkt,  daß  eine  aus 
solchen  Erwägungen  eingeführte  Staatsaufsicht  —  wie  hier  nochmals 
ausdrücklich  betont  sei  l  —  nicht  wie  in  den  bisher  aufsichtspflichtigen 
Zweigen  in  erster  Linie  zum  Schutz  der  Versicherungsnehmer,  sondern 
vornehmlich  aus  Gründen  der  Gewerbepolitik  erfolgen  würde.  Dieser 
Umstand  aber  verstärkt  noch,  zumal  im  Hinblick  auf  die  Sozialisie- 
rungstendenzen  der  Zeit,  die  Gewichtigkeit  der  Gründe,  die  gegen  die 
Ausdehnung  der  Staatsaufsicht  auf  die  Transportversicherung  sprechen. 

Mit  diesem  Hinweis  sei  die  Untersuchung  abgeschlossen,  deren 
Ergebnisse  sich  kurz  folgendermaßen  zusammenfassen  lassen: 

Die  Transportversicherung  kennzeichnet  sich  als  eine  besondere 
Einrichtung  des  Handelsverkehrs.  Für  einen  lediglich  den  Interessen 
der  Handelsgewerbetreibenden  dienenden  Versicherungszweig  er- 
übrigt sich  jedes  staatliche  Eingreifen  zugunsten  der  Versicherungs- 
nehmer, da  diese  ausreichend  in  der  Lage  sind,  Selbstschutz  zu  üben. 
Die  Transportversicherung  widerstrebt  auch  in  ihrer  ganzen  Eigenart 
einer  staatlichen  Beaufsichtigung  durchaus.  In  angemessener  Würdi- 
gung dieser  Sachlage  hat  der  deutsche  Gesetzgeber  bei  Erlaß  des 
Versicherungsaufsichtsgesetzes  grundsätzlich  davon  Abstand  genom- 
men, auch  die  Transportversicherungsunternehmungen  der  materiellen 
Staatsaufsicht  zu  unterstellen.  Die  gegenwärtig  auf  dem  deutschen 
Transportversicherungsmarkte  hervortretenden  Schwierigkeiten  sind 
Folgeerscheinungen  der  ganzen  wirtschaftlichen  Lage.  Das  deutsche 
Transportversicherungswesen  ist  stark  genug,  um  ihrer  allein  Herr  zu 
werden  und  wird  sie  aus  eigener  Kraft  besser  überwinden  als  mit 
Hilfe  staatlicher  Machtmittel.  Die  Transportversicherung  braucht  aber, 
um  im  in-  und  ausländischen  Wettbewerb  leistungs-  und  widerstands- 
fähig zu  bleiben,  ungehemmte  Bewegungsfreiheit.  Der  Staat  kann 
daher  die  Transportversicherung  nicht  besser  fördern  als  durch  Ver- 
zicht auf  jede  obrigkeitliche  Einmischung.  Die  den  Transportversiche- 
rungsunternehmungen zugesicherte  Aufsichtsfreiheit  muß  daher  nicht 
nur  aufrechterhalten  bleiben,  sondern  in  Würdigung  der  seitherigen 
wirtschaftlichen  Entwicklung  und  der  berechtigten  Interessen  von 
Handel  und  Industrie  ist  der  Bereich  der  Auf  Sichtsfreiheit  durch  ent- 
sprechende Abänderung  des  Versicherungsaufsichtsgesetzes  auf  alle 
Versicherungen  beweglicher  Risiken  des  Handelsverkehrs  auszu- 
dehnen. 

Nur  unter  dieser  Voraussetzung  wird  die  deutsche  Transportver- 
sicherung imstande  sein,  am  Weltgeschäft  teilzunehmen  und,  eben  auf 
der  Basis  internationaler  Versicherungsverbindungen,  zugleich  ihre 
wichtigen  Funktionen  gegenüber  der  eigenen  Volkswirtschaft  er- 
füllen: den  heimischen  Transportversicherungsmarkt  zu  stärken  und 
den  Interessen  von  Handel,  Industrie  und  Schiffahrt  zu  dienen. 

i  Vgl.  §  11,  s.  120/21. 
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Neuester  Sozialismus  im  Auslande. 

L  i  t er a t ur b e r icht     über     einige     Erscheinungen     der 
Jahre   1919  —  1921. 

Von 
Werner  Sombart. 

Der  folgende  Bericht  enthält  eine  Übersicht  über  diejenige  auf  neuen 
Sozialismus  und  soziale  Bewegung  in  fremden  Ländern  bezügliche  Lite- 
ratur, die  bei  der  Redaktion  dieser  Zeitschrift  in  den  letzten  Jahren  ein- 
gegangen ist.  Sie  trägt  natürlich  den  Stempel  der  zufälligen  Zusammen- 
stellung an  sich,  ist  zudem  außerordentlich  dürftig  und  umfaßt  sicher 
nur  einen  kleinen  Teil  der  überhaupt  erschienenen  Werke.  Die  Jahre 
des  Erscheinens  der  hier  besprochenen  Werke  sind  1919  bis  1921. 

An  der  Hand  dieses  lückenhaften  Materials  ließ  sich  nur  für  Eng- 
land, dem  14  Werke  gewidmet  sind,  und  allenfalls  auch  für  U.  S.  A.  (mit 
drei  Werken)  ein  Gesamtbild  der  Lage  entwerfen.  Für  Italien  liegt  eine 
Sammlung  von  Reden  T  u  r  a  t  i  s ,  für  die  übrigen  Länder  überhaupt 
keine  Spezialliteratur  zum  Berichte  vor.  Die  Ausführungen  von  Las- 
k  i  n  e  (20)  über  den  belgischen  und  französischen  Sozialismus  sind  zu 
philosophisch  gehalten,  um  als  Unterlage  für  eine  Darstellung  der 
neueren  Stimmungen  im  Sozialismus  zu  dienen,  auf  deren  Aufnahme  es 
in  dieser  Übersicht  abgesehen  ist. 

1.  England. 
I. 
Allgemeine   Übersichten  über   die  soziale   Bewegung  während   des 
letzten  Jahrhunderts  geben: 

(1)  Fay,  C.  R.,  Life  and  Labour  in  the  Nineteenth  Century.    Cam- 
bridge 1920. 

(2)  Ryan,  W.  P.,  The  Irish  Labour  Movement  from  the  Twenties  to 
our  Own  Days.   Dublin  und  London  1919. 

Das  erste  der  beiden  genannten  Bücher  enthält  Vorträge,  die  Fay, 
Mitglied  und  Lehrer  am  Christcollege  in  Cambridge,  „ehemaliger  Offizier 
der  Maschinengewehr abt eilung"  (wie  er  sich  auf  dem  Titel  nennt:  war 
England  nicht  in  den  Kampf  gezogen,  um  dem  preußischen  Militarismus 
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den  Garaus  zu  machen?),  an  der  Universität  Cambridge  im  Jahre  1919 
gehalten  hat,  „vor  Studenten  der  Nationalökonomie,  unter  denen  Offiziere 
der  Kgl.  Marine  und  Mitglieder  der  Armee  der  Vereinigten  Staaten 
waren",  wie  es  ebenfalls  auf  dem  Titelblatt  heißt.  Es  sind  sehr  hübsch 
und  anschaulich  geschriebene  Skizzen  über  Zustände  und  Vorgänge  im 
sozialen  England:  kurze  politische  Übersichten,  Charakterisierung  mar- 
kanter Persönlichkeiten  und  ihres  Wirkens  (Bentham,  Owen,  Cobbett, 
Cobden  u.  a.),  Schilderung  der  Lage  der  Arbeiter  in  Landwirtschaft  und 
Industrie,  Inhaltsangabe  wichtiger  sozialer  Gesetze:  alles  meist  aus 
ersten  Quellen  gearbeitet.  In  seiner  Art  das  Muster  eines  Überblicks  über 
die  soziale  Geschichte  eines  Landes,  der  dem  Forscher  naturgemäß  nichts 
Neues  bringt,  dem  Schüler  aber  als  ein  ganz  vortrefflicher  Wegweiser 
dienen  kann.  Lobenswert  ist  die  methodische  Sauberkeit  der  Darstellung, 
die  bis  in  Kleinigkeiten  hinein  auf  die  gewissenhafte  Ausbildung  des 
Schülers  bedacht  ist:  im  Anfang  beispielsweise  findet  sich  eine  genaue 
Anweisung,  wo  der  Lernbeflissene  die  Quellen  findet,  welche  es  sind,  wie 
er  sie  benutzen  muß,  welches  die  Registerbände  sind  usw.  Außer  in  den 
vorbildlichen  Textbüchern  Jastrows  besitzen  wir  derartige  An- 
leitungsschriften in  Deutschland  in  unserem  Fache  leider  gar  nicht. 

Ganz  einen  anderen  Charakter  trägt  das  Buch  von  Ryan  (2).  Es 
ist  der  erste  (?)  Versuch  eines  Iren,  die  soziale  Bewegung  in  Irland  in 
ihrer  nationalen  Eigenart  zu  erfassen  und  darzustellen:  das  „gälische 
Element"  herauszuarbeiten.  Eine  auch  nur  oberflächliche  Wiedergabe 
des  reichen  Inhalts  des  Buches  würde  umfänglich  sein  müssen  und  ein 
verständnisvolles  Eingehen  in  die  Gedankengänge  eine  besondere  Studie 
erheischen,  deren  Ausarbeitung  außerhalb  des  mir  in  dieser  Übersicht  ge- 
steckten Rahmens  liegt.  Ich  begnüge  mich  deshalb  mit  der  Erwähnung 
der  verdienstvollen  Schrift.  Soweit  sie  die  neuere  Zeit  behandelt,  werde 
ich  Gelegenheit  haben,  mich  auf  ihren  Inhalt  zu  beziehen. 

IL 
Dieser    Bericht  will   sich   vor    allem   mit   derjenigen   Literatur   be- 
schäftigen, die  uns  Aufschluß  über  die  Vorgänge  auf  dem  Gebiete  des 
sozialistischen  Denkens  und  der  sozialen  Bewegung  während  des  letzte» 
Jahrzehnts     zu     geben     vermag.       Erfreulicherweise      sind     mehrere 
Schriften  in  jüngster  Zeit  in  englischer  und  deutscher  Sprache  erschie- 
nen, die  eine  summarische  Darstellung  des  sozialen  Geschehens  in  Eng- 
land während  der  genannten  Zeitspanne  enthalten  und  die  uns  vortreff- 
lich die  Wege  zu  den  Quellen  weisen.   Es  sind 
(3)   Webb,  S.   and  B.,  The  History  of  Trade  Unionism,  1666—1920. 
Printed  by  the  Authors  for  the  Trade  Unionists  of  the  United  King- 
dom Christmas  1919. 
Was  das  Ehepaar   in   dieser   Neuauflage  seines   bekannten   Buches 
Neues  bietet,  sagt  es  selbst  auf  dem  Titelblatt:  „Hier  wird  geschildert 
der  dramatische  Verlauf  der  englischen  Arbeiterbewegung  von  1890  bis 
1920,  einschließlich  des  Kohlenarbeiter-  und  Eisenbahnerstreiks  von  1919, 


Neuester  Sozialismus  im  Auslande. 


I65 


des  Streites  um  die  „Direct  Action"  [merkwürdigerweise  können  wir 
„action  directe"  nicht  sinnvoll  übersetzen]  und  die  zukünftigen  Formen 
der  „Industrial  Democracy"  [ebenfalls  unübersetzbar:  C.  Hugo  nannte 
seinerzeit  die  Übersetzung  des  diesen  Titel  tragenden  Werks  der  Webbs: 
„Theorie  und  Praxis  der  englischen  Gewerkvereine"],  ferner  (wird  hier 
gezeigt)  der  Aufstieg  des  Labour  Party  —  vorher  geht  aber  die  völlig 
revidierte  Geschichte  des  älteren  Trade  Union  Movement  seit  1666. 
19  000  Exemplare  einer  besonderen  Ausgabe  sind  von  Trade  Unionists 
vor  dem  Erscheinen  angekauft." 

(4)  H  a  m  m  o  n  d ,  M.   B.,  British  Labour  Conditions  and  Legislation 
during  the  War.   New  York  1919. 

Die  Schrift  bildet  einen  Band  der  vom  Carnegie-Institut  heraus- 
gegebenen Kriegswirtschaftlichen  Studien  und  enthält  eine  sehr  gewissen- 
hafte Darstellung  der  Lage  des  englischen  Arbeiters  unter  den  Aus- 
nahmezuständen der  Kriegswirtschaft  mit  besonderer  Berücksichtigung 
der  Rüstungsgesetze. 

(5)  Beer,  M.,  Der  britische  Sozialismus  der  Gegenwart  (1910—1920). 
Stuttgart  1920. 

Ist  der  sehr  wülkommene  Nachtrag  zu  der  1913  in  deutscher  Sprache 
erschienenen  vortrefflichen  „Geschichte  des  Sozialismus  in  England". 

(6)  Leubu  scher,  Charlotte,   Sozialismus  und  Sozialisierung  in 
England.    Jena  1921. 

Die  tüchtige  Arbeit  gibt  einen  „Überblick  über  die  neuere  Entwick- 
lung der  sozialistischen  Theorien  und  über  die  Probleme  der  Industrie- 
verfassung in  England". 

Was  geht  vor  im  sozialen  England? 

III. 

Ich  registriere  zunächst  die  Veränderungen  im  Bereiche  des  sozialen 
Denkens. 

1.  Die  Professoren  fangen  an,  Marx  zu  lesen.  Das  Ergebnis  solcher 
Studien  enthält  die  Schrift  von 

(7)  Nicholson,  J.  Shield,  The  Revival  of  Marxism.  London  1920. 
Veranlassung,   sich   mit   Marx   zu    beschäftigen,    bot    für    Professor 

Nicholson  die  russische  Revolution.  Was  er  uns  im  vorliegenden 
Buche  bietet,  kann  höchstens  für  ein  englisches  Publikum  von  Interesse 
sein.  Es  ist  eine  rechte  und  schlechte  Darstellung  und  „Kritik"  des 
Marxschen  Systems,  die  auf  dem  Stande  der  deutschen  Marx-Literatur 
etwa  vor  25  Jahren  steht.  Von  der  ausländischen  Marx-Literatur  kennt  der 
Verfasser  nur  die  zufällig  ins  Englische  übersetzten  Streitschriften 
Kautskys  aus  den  Revolutionsjahren.  Wissenschaftlichen  Wert  hat 
das  Buch  keinen. 

2.  Der  englische  Geist  hat  —  wer  hätte  es  gedacht?  —  in  zwölfter 
Stunde  eine  eigene  sozialistische  Theorie  und,  was  das  Erstaunlichste  ist: 
eine  sehr  radikale  sozialistische  Theorie  geboren.   Es  ist  eine  Art  Nach- 
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blute  an  dem  Baume  des  sozialistischen  Denkens.  Diese  Theorie  ist  unter 
dem  Namen  des  Gildesozialismus  bekanntgeworden.  Über  diesen 
möchte  ich  einiges  berichten.  Zwar  reichen  die  Hauptschriften  von 
Penty,  Cole,  Orage,  S.  G.  Hobson  nicht  mehr  in  die  Berichts- 
periode hinein;  sie  sind  erstmalig  in  den  Jahren  1906—1918  erschienen; 
siehe  die  Übersicht  6,  71.  Ich  werde  gleichwohl,  soweit  es  der  Zu- 
sammenhang erheischt,  auf  sie  zurückgreifen.  Im  übrigen  wiederholen 
sich  die  wenigen  Ideen  des  Gildesozialismus  in  allen  seinen  Schriften, 
so  daß  man  auch  auf  Grund  der  zum  Bericht  vorliegenden  sich  eine 
ziemlich  deutliche  Vorstellung  von  seinem  Wesen  verschaffen  kann.  Das 
sind  folgende  Publikationen: 

(8)  Rüssel,  Bertrand,  Roads  to  Freedom.  Socialism,  Anarchism 
and  Syndicalism.   London.    Zürich  1918.   3.  vorl.  Aufl.   1920. 

„The  form  we  have  advocated  is  a  form  of  Guild  Socialism,  leaning 
more,  perhaps,  towards  Anarchism  than  the  official  Guildsmen  would 
wholly  approve."    (p.  210.) 

(9)  Taylor,  G.  R.  Stirling,  The  Guild  State,  its   Principles  and 
Possibilities.   London  1919. 

(10)  Cole,  G.  D.  H.,  Guild  Socialism.  Fabian  Tract  No.  192.    London 
1920. 

Der  Einfachheit  halber  führe  ich  gleich  hier  noch  die  Schrift  eines 
begeisterten  Sozialisten  auf,  die  zwar  nicht  ordnungsmäßig  zu  den  gilde- 
sozialistischen Schriften  gehört,  weil  ihr  Verfasser  noch  den  „kollek- 
tivistischen Anschauungen"  des  I.  L.  P.  näher  steht,  die  aber  aus  dem- 
selben Geiste  geboren  ist,  der  augenblicklich  weite  Kreise  in  England  zu 
beherrschen  scheint;  das  ist: 

(11)  Glasier,    J.    Bruce,   The   Mean   of    Socialism.    London    1919. 
2.  Aufl.    1920. 

Wie  nicht  anders  zu  erwarten,  hat  die  Hochflut  sozialistischer 
Schriften,  die  gegenwärtig  über  England  hinweggeht,  eine  entsprechende 
Gegenliteratur  erzeugt,  von  der  ebenfalls  ein  paar  Vertreter  zum  Bericht 
vorliegen: 

(12)  Tayler,  Reginald,    The  Socialist  Illusion,  being  a  Critical 
Review  of  the  Principles  of  State  Socialism.  London  1920. 

(13)  Withers,  Hartley,    The  Case  for  Capitalism.    London  1920. 
Auf  diese  Schriften  näher  einzugehen,  lohnt  nicht.   Es  sind  mehr  (12) 

oder  weniger  (13)  tüchtige  Rechtfertigungen  des  kapitalistischen  Wirt- 
schaftssystems, wie  wir  sie  zu  Dutzenden  besitzen.  All  diese  sozialistische 
und  antisozialistische  Literatur  kennen  wir  ja  überhaupt  in-  und  aus- 
wendig. Es  ist,  als  ob  wir  in  alten  Zeitschriften  und  Büchern  der  1880er 
und  1890er  Jahre  blätterten,  wenn  wir  die  neuesten  englischen  Schriften 
durchmustern:  sie  sind  nun  endlich  da  angelangt,  wo  wir  vor  30  Jahren 
waren.  Weil  aber  so  viel  Gerede  vom  Gildesozialismus  (G.  S.)  ist,  will 
ich  seine  Grundgedanken  kurz  skizzieren. 

Daß  der  G.  S.  keine  neue  Theorie  enthält,  stellen  seine  Väter  selbst  fest: 
„I  want  to  make  it  quite  clear",  sagt  Cole,  „that  the  Guild  Socialism . . . 
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is  a  form  of  Socialism . . .  not  some  new  doctrine . . .  but  a  new  Inter- 
pretation of  Socialism ...  It  is  an  attempt  to  reinterpret  the  Socialist 
idea."  (10,  4.) 

In  der  Tat  findet  sich  kein  einziger  Gedanke  in  den  Grundansichten 
des  G.  S.,  dem  wir  nicht  zu  unzähligen  Malen  in  der  sozialistischen 
Literatur  begegnet  wären. 

Die  philosophische  Grundlage,  auf  der  der  G.  S.  ruht,  ist  der  Em- 
pirismus. Er  ist  a-religiös,  a-metaphysisch.  Er  ist  —  und  das  ist  das 
Haupterkennungszeichen  alles  modernen  Sozialismus  —  streng  nomi- 
nalistisch.  Er  ist  optimistisch  in  bezug  auf  die  psychologischen  und 
technischen  Möglichkeiten  der  Zukunft:  Die  bessere  Organisation  der 
Gesellschaft  wird  bessere  Menschen  erzeugen  und  neue  Quellen  des 
Reichtums  erschließen: 

„The  case  for  Guild  Socialism  is  based  upon  an  unchanging  faith  that 
man's  motives  and  hopes,  freed  from  the  contamination  of  poverty,  will 
replenish  the  world  with  unsuspected  richness  and  variety  of  wealth  and 
life."   (A.  R.  Orage,   National  Guilds  [1914],  211.) 

Der  Arbeiter  wird  etwa  den  dreifachen  Betrag  des  heutigen  Arbeits- 
lohnes erhalten  (1.  c.  p.  146  ff.). 

Das  Kulturideal  des  G.  S.  ist  hedonistisch,  mit  der  englischen 
Nuance  des  Komfortistischen.  Insbesondere  macht  sich  der  Einfluß  der 
ästhetisierenden  Kritik  von  R  u  s  k  i  n  und  namentlich  Morris  sehr  stark 
fühlbar.  Letzten  Endes  gehen  ja  alle  diese  Ideen  auf  Fourier  zurück: 
vor  allem  die  Arbeit  soll  zu  einem  Vergnügen  werden,  während  sie  unter 
der  Herrschaft  des  Kapitalismus  eine  unerträgliche  Last  geworden  ist. 
„Capltalism  has  made  of  work  a  purely  commercial  activity,  a  soulless 
and  a  joyless  thing";  wenn  jetzt  durch  den  G.  S.  das  Gewinnprinzip  be- 
seitigt, die  bezahlte  Arbeit  durch  selbst  verantwortliche  ersetzt  wird  und 
an  Stelle  der  Bürokratie  des  Staates  und  der  Aktiengesellschaften  die 
Selbstregierung  tritt:  „then  it  may  be  just  once  more  to  speak  of  a  joy 
in  labour"  (Nr.  2  der  Pamphlete  der  Nat.  Guilds  League,  p.  17).  Wenn 
erst  der  „Geist  der  Wahrheit  und  der  Schönheit"  in  unser  industrielles 
Leben  einzieht,  dann  ist  „production  no  longer  a  grinding  bürden  but  a 
pleasure  limited  only  by  nature  and  our  necessities"  (S.  G. 
Hobson,  Guild  principles  [1917],  171).  Derselbe  Verfasser  faßt  die 
Wünsche  des  G.  S.  wie  folgt  zusammen:  „We  welcome  and  insist  upon  the 
right  of  leisure;  the  right  to  develop  all  those  f aculties  not  called 
into  play  in  our  industrial  occupations,  the  right  to  social  intercourse. 
An  unleisured,  overworked  democracy  is  a  contradiction  in  terms" 
(1.  c.  p.  172).  So  etwa  hatte  B  e  b  e  1  in  seiner  „Frau"  die  Desiderate  seiner 
Zeit  auch  schon  formuliert. 

Die  Kritik  der  kapitalistischen  Kultur  ist  oft  recht  gelungen.  Das 
siebente  Kapitel  des  Russeischen  Buches  (8)  enthält  ganz  ausschließ- 
lich eine  solche  Kritik  und  gibt  etwa  die  Gedanken  wieder,  die  ich  vor 
20  Jahren  in  meiner  „Deutschen  Volkswirtschaft"  ausgesprochen  habe. 
Vortrefflich,  was  der  Verfasser  über  die  Quantifizierungstendenz,  über 
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das  sinnlose  Gehaste,  über  die  Öde  der  Presse,  über  den  „Fortschritt* 
u.  a.  schreibt.  Vortrefflich,  aber  nicht  neu.  Nur  hier  und  da  findet  er 
einen  drastischen  Ausdruck,  der  seine  Darstellung  angenehm  belebt.  So, 
wenn  er  meint,  die  modernen  Menschen  hätten  „die  schöne  Erde  in  einen 
lärmenden  Schweinestall  verwandelt":  „They  have  done  their  best  to  turn 
a  beautiful  earth  into  a  noisy  pigsty"  (p.  147/47).  (Wobei  die  Entrüstung 
des  Verf.  über  dieses  Ergebnis  der  modernen  Kultur  eigentlich  nicht  am 
Platze  scheint,  da  er  doch  einer  der  Hauptverfechter  der  Industrial 
Democracy  ist.)  Amüsant  ist  es  nun,  zu  beobachten,  wie  sich  noch  unter  der 
Nachwirkung  der  Kriegseinstellung  der  Drache  „Kapitalismus",  gegen 
den  man  ausgezogen  war,  ganz  unmerklich  in  —  den  Deutschen  ver- 
wandelt. Alle  die  Niederträchtigkeiten  nämlich,  die  unsere  Zeit  erfüllen, 
sind  letzten  Endes  auf  den  Einfluß  des  deutschen  Wesens  zurückzuführen: 
„if  this  modern  ideal  of  energy  and  fierce  striving  is  a  good  thing,  then 
our  late  ennemies,  the  Germans,  should  command  our  unmitigated  respect" 
(8,  148).  Kriegsursache:  „ils  travaillent  trop".  Die  Deutschen  sind  aber 
auch  die  Erfinder  des  Staatsgedankens,  des  Beamtentums,  der  guten  Re- 
gierung und  haben  dadurch  die  Welt  zur  Hölle  gemacht.  Vor  allem  der 
preußische  Offizier  ist  der  Feind.  Die  deutsche  gute  Verwaltung  —  die 
gefährlich  war,  weil  sie  gut  war  („disastrous  just  because  it  succeeded 
in  doing  the  thing  more  efficiently  than  it  had  ever  been  done  before  in 
the  history  of  the  world")  —  hat  das  deutsche  Volk  in  eine  gut  geleitete 
Schafherde  und  in  moralische  degeneres  verwandelt,  die  ihre  Nachbarn 
zu  ermorden  imstande  waren  und  dabei  glauben  konnten,  sie  wären  edel- 
mütige Patrioten,  wenn  sie  dem  andern  das  Bajonett  in  den  Leib  stachen, 
(„it  turned  the  German  people  (!)  into  a  herd  of  well-governed  sheep 
and  moral  degenerates;  who  could  assassinate  their  neighbours,  and 
think  they  were  lofty-souled  patriots  when  they  drove  in  the  bayonet"). 

Das  nur  nebenbei.  Aber  man  kann  selbst  aus  langweiligen  Büchern 
manchmal  sehr  nützliche  Einsichten  gewinnen.  Diese  eben  angeführte 
Stelle  bezeichnet  sehr  hübsch  deutlich  den  Punkt,  wo  wir  halten  mit  dem 
gegenseitigen  Verslehen  der  Nationen. 

Die  Auflehnung  gegen  die  kapitalistische  Welt  ist  sehr  energisch. 
Der  G.  S.  trägt  ein  durchaus  radikales  Gepräge:  von  Paktieren  soll  keine 
Rede  sein  —  das  ganze  System  muß  von  Grund  auf  neu  gestaltet  werden: 
„What  our  modern  society  needs  is  not  a  little  tinkering  here  and  there, 
nor  the  kind  of  minor  readjustments  to  which  the  existing  holders  of 
power  may  readily  consent,  but  a  fundamental  reconstruction,  a  sweep- 
ing  away  of  all  the  sources  of  oppression,  a  liberation  of  men's  con- 
structive  energies  and  a  wholly  new  way  of  conceiving  and  regulating 
production  and  economic  relations"  (8,  95). 

Dem  Kulturideal  entspricht  das  Gesellschaftsideal:  es  ist  vor  allen 
Dingen  demokratisch.  Ja,  der  G.  S.  glaubt  die  Demokratie  über- 
haupt erst  möglich  zu  machen,  indem  er  das  bisherige  persönlich- 
regionale Stellvertretungssystem  in  ein  funktionales  verwandelt  (10,  6). 
Im  übrigen  bleibt  es  natürlich  bei:  Freiheit  —  Gleichheit  —  Brüderlich- 


Neuester  Sozialismus  im  Auslande. 


169 


keit,  mil  einer  —  dem  englischen  Wesen  entsprechenden  —  etwas 
stärkeren  Betonung  der  Freiheitsforderung:  das  technische  admini- 
strative Programm,  von  dem  der  G.  S.,  wie  wir  gleich  sehen  werden, 
seinen  Namen  hat,  verdankt  gerade  diesem  Bedürfnis  nach  größerer 
„Freiheit",  die  man  im  zentralistischen  Sozialismus  gefährdet  glaubte, 
seine  Entstehung. 

Über  die  Mittel  und  Wege,  die  zur  Verwirklichung  des  sozialistischen 
Reichs  führen  sollen,  enthalten  die  Schriften  des  G.  S.  nur  wenige  An- 
deutungen. Man  wird  aber  annehmen  dürfen,  daß  er  sich  zur  Theorie  des 
Klassenkampfes  bekennt.  Mit  Marx  bekennen  sich  die  G.  S.  zu  der 
Auffassung,  daß  die  Befreiung  der  Arbeiterklasse  das  Werk  der  Arbeiter 
selbst  sein  muß  (Hobson,  National  Guilds,  16,  zit.  6,  91).  Bei  der 
Tagung  der  gildensozialistischen  Liga  im  Dezember  1920  wurde  eine 
schärfere  Note  im  revolutionären  Sinne  beschlossen.  Durch  die  An- 
nahme des  Aktionsprogramms  erklärt  sich  die  Mehrheit  zu  der  Meinung: 
„daß  ein  scharfer  Bruch  in  nicht  ferner  Zeit  wahrscheinlich  ist,  daß  die 
Arbeilerpolitik  und  deshalb  unsere  Politik  im  Hinblick  auf  diesen  Fall 
und  seine  beste  Ausnutzung  geformt  werden  muß."  („The  Guildsman", 
Jan.  1921  bei  6,  93.) 

Über  die  technisch-administrativen  Gedangengänge  des  G.  S.  ist  man 
bei  uns  am  besten  unterrichtet.  Ich  brauche  deshalb  auf  sie  nicht  näher 
einzugehen  und  verweise  insbesondere  auf  die  Schrift  C h.  Leu- 
buschers  (6),  in  der  gerade  diese  Seite  des  G.  S.,  in  dem  noch  die 
meiste  Originalität  steckt,  sehr  ausführlich  behandelt  ist l.  Der  Gedanke 
des  G.  S.  ist  bekanntlich  der:  Die  industrielle  Selbstverwaltung  mit  dem 
kollektivistischen  Ziele  des  öffentlichen  Eigentums  an  den  Produktions- 
mitteln zu  vereinigen.  Er  glaubt  damit  eine  Synthese  des  Kollektivismus, 
der  nur  die  Konsumenteninteressen,  und  des  Syndikalismus,  der  nur  die 

Produzenteninteressen  vertritt,  herbeigeführt  zu  haben An  unzähligen 

Stellen  sprechen  die  G.  S.  aus,  daß  es  ihnen  vor  allem  auf  „die  Kontrolle" 
der  Industrie  durch  die  Arbeiter  ankomme;  in  welchen  Formen  das  ge- 
schähe, sei  nebensächlich.  Sie  glauben  aber,  daß  es  mit  Hilfe  des  Gilde- 
prinzips am  ehesten  möglich  sei,  ohne  daß  dabei  die  Interessen  der  „Ge- 
samtheit", d.  h.  der  Konsumenten,  Schaden  zu  leiden  brauchten.  Die  Pläne 
der  G.  S.  sind  offenbar  in  Anpassung  an  die  Geistesstruktur  des  englischen 
Gewerkvereinlers  entworfen  worden.  In  den  Trade  Unions  erblicken  die 
G.  S.  als  true-born  Englishmen  doch  nun  einmal  den  Höhepunkt  der 
kulturellen  Entwicklung:  ihre  Zeitung,  das  New  Age,  hat  sich  einmal 
zu  dem  Ausspruch  verstiegen:  „The  English  Trade  Unions  are  the  hope 
of  the  world"  (!). 

IV. 

Was  hat  sich  nun  in  dieser  Zeit,  während  welcher   der  englische 
Geist  sich  bemühte,  Anschluß  zu  gewinnen  an  die  Ideen  des  modernen 


1  Vgl.  noch  von  deutschen  Darstellungen:  E.  Schuster,  Zum  englischen 
Gildensozialismus.  (Jahrbücher  für  Nationalökonomie  u.  Statistik.  1920.  115.  Bd., 
Heft  6.) 
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Sozialismus  (der  ja  letzten  Endes  aus  demselben  englischen  Geiste  ent- 
sprungen ist,  der  ihm  lange  Zeit  so  entfremdet  war):  was  hat  sich, 
fragen  wir,  in  dieser  Zeit  in  der  Welt  der  sozialen  Geschichte  Englands, 
vor  allem  in  der  proletarischen  Welt  ereignet,  wie  ist  die  soziale 
Bewegung  während  der  letzten  Jahrzehnte  dortselbst  verlaufen? 
Aus  den  vorliegenden  Büchern  erhalten  wir  ein  ganz  deutliches  Bild 
von  diesem  Verlauf,  den  ich  daraufhin  im  folgenden  kurz  skizzieren  will. 

Jede  Betrachtung  der  sozialen  Bewegung  in  England  muß  notwen- 
digerweise ihren  Ausgangspunkt  von  den  Trade  Unions  (T.  U.)  nehmen. 
Daß  diese  sich  in  den  letzten  20  Jahren  von  Grund  aus  umgestaltet 
haben,  ist  nun  das  eigentliche  große  Ereignis  der  jüngeren  sozialen 
Geschichte  Englands. 

Wie  überall  in  Europa,  so  hat  zunächst  einmal  die  Mitgliederzahl 
der  T.  U.  während  der  letzten  Jahre  ganz  gewaltig  zugenommen.  Sie 
bezifferte  sich  1913  auf  3  977115,  1920  auf  8  024  000,  d.  h.  sie  hat  sich 
während  des  Krieges  und  nachher  um  vier  Millionen  vermehrt,  während 
sie  in  den  vorhergehenden  beiden  Jahrzehnten  nur  um  rund  eine  Million 
gewachsen  war.  Gleichzeitig  hat  sich  ihre  Zusammensetzung  verändert: 
es  sind  immer  mehr  Ungelernte,  immer  mehr  Frauen  in  die  T.  U.  ge- 
strömt. Ferner  ist  im  letzten  Menschenalter  auch  in  England  eine  starke 
Angestelltenbewegung  entstanden:  das  Black-Coated  Proletariat  hat  sich 
ebenfalls  organisiert.  Und  endlich  ist  die  Bedeutung  der  Verkehrs- 
arbeiterorganisationen, namentlich  der  Eisenbahner,  beträchtlich  ge- 
stiegen. Die  neue  Auflage  der  W  e  b  b  sehen  Geschichte  beschäftigt  sich 
mit  diesen  beiden  Kategorien  von  T.  U.  ganz  besonders  ausführlich,  wäh- 
rend sie  in  der  ersten  Auflage  kaum  erwähnt  waren. 

In  derselben  Zeit  hat  sich  der  Organisationstyp  der  T.  U.  völlig  ver- 
ändert. Während  der  zweiten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  herrschte  der 
New  Model  von  1851:  der  Maschinenbauertyp,  der  den  Craft  Unionism 
darstellte,  durchaus  vor.  Jetzt  ist  der  New  Model  der  von  1913,  nach  dem 
sich  die  Eisenbahner  organisiert  haben:  statt  Berufverband  Industriever- 
band, oder,  wie  die  Webbs  meinen:  schon  über  den  Industrial  Unionism 
hinaus  Employment  Unionism.  Im  Zusammenhang  damit  steht  die  Ver- 
drängung der  lokalen  Einheit  des  Ortsverbandes  durch  die  betriebliche 
Einheit,  die  ihrerseits  wiederum  ihren  Grund  in  der  Veränderung  des 
Geistes  hat,  der  die  T.  U.  erfüllt.  Über  diesen  neuen  Geist  müssen  wir 
uns  etwas  genauere  Kenntnis  zu  verschaffen  suchen. 

Das  alte  Gewerkvereinsidyll,  wie  es  uns  die  Bretanoschule 
geschildert  und  als  Vorbild  gepriesen  hat,  besteht  ja  eigentlich  seit  dem 
Aufkommen  des  New  Unionism  am  Ende  1880er  Jahre  nicht  mehr.  Der 
erste  Schritt  vom  Wege  „zum  sozialen  Frieden"  wurde  getan,  als  in  den 
T.  U.  sich  ein  proletarisches  Klassenbewußtsein  zu  entwickeln  anfing. 
Das  war  damals  bereits  der  Fall,  wie  die  feinhörigen  Webbs  schon  in 
der  ersten  Auflage  ihrer  „Geschichte"  (1894)  feststellen  konnten:  „the 
collectivist  faith  of  the  ,New  Unionism'  is  only  another  manifestation 
of  the  same  deep-rooted  belief  in  the  essential  Brotherhood  of  Labour" 
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(p.  477).  Obwohl  dieses  keimende  Klassenbewußtsein  damals  noch  von 
dem  vorwaltenden  „Sectionalism"  des  Craft  Unionism  im  Wachstum 
stark  behindert  war.  Zu  einer  selbständigen  ,Arbeiter'-Partei,  in  der 
das  proletarische  Klassenbewußtsein  seinen  folgerichtigen  Ausdruck 
findet,  war  es  Mitte  der  1890er  Jahre  (trotz  des  1893  gegründeten  I.  L.  P.) 
noch  nicht  gekommen.  Die  Webbs  meinten:  wie  weit  es  möglich  sei,  eine 
selbständige  Arbeiterpolitik  zu  treiben,  sei  „the  most  momentous  question 
of  contemporary  politics"  (478). 

Mit  der  Einsetzung  des  L.  R.  C.  (1901)  und  der  Begründung  des  L.  P. 
(1906)  haben  dann  die  T.  U.  den  Weg  der  selbständigen  Politik  be- 
schritten. Heute  steht  ein  großer  Teil  der  Gewerkvereine,  und  zwar  die 
größten,  hinter  dem  L.  P.  und  finanziert  ihn.  Die  T.  U.  bilden  eine 
Klassen partei  und  bekennen  sich  damit  zum  Prinzip  des  Klassen- 
kampfes, so  viel  Dunst  um  diesen  klaren  Tatbestand  herum,  der  eben 
eine  matter  of  fact  ist,  der  englische  Cant  auch  machen  mag.  Besonders 
der  Führer  des  I.  L.  P.,  Ramsay  M  a  c  d  o  n  a  1  d ,  ist  ein  Meister  dieses 
englischen  Cants:  siehe  wieder  seine  traktätchenhafte  Rede  auf  der  inter- 
nationalen sozialistischen  Konferenz  in  Berlin  im  April  1922,  wo  ihm 
der  zynisch-kalte  und  nüchterne  Radek  sehr  hübsch  die  Wahrheit 
gesagt  hat. 

Also  daß  der  L.  P.  selbständige  Politik  treiben  sollte,  war  ausge- 
machte Sache.  Es  fragte  sich  nur:  welche?  Diese  Frage  ist  nun  im  Laufe 
der  Zeit  auch  in  sehr  verschiedenem  Sinne  beantwortet  worden.  Das  Er- 
gebnis der  Entwicklung  der  letzten  20  Jahre  ist  aber  zweifellos  dieses: 
daß  das  Programm  des  L.  P.  je  mehr  und  mehr  radikalisiert  worden  ist. 
Die  wichtigsten  Vorgänge,  die  zu  diesem  Ziele  geführt  haben,  sind 
folgende: 

Was  alle  sozialen  Schriftsteller  Englands  jetzt  immer  in  den  Mittel- 
punkt ihrer  Betrachtung  stellen,  ist  die  wachsende  Unzufrieden- 
heit weiter  Kreise  des  Proletariats.  Man  führt  sie  auf  mannigfache 
Ursachen  zurück  (siehe  die  Zusammenstellung  in  5),  die  sich  im  wesent- 
lichen auf  zwei  zurückführen  lassen: 

1.  die  akute  Verschlechterung  der  ökonomischen  Lage  der  englischen 
Arbeiter  seit  1905/06  (Sinken  des  Reallohns); 

2.  die  in  zunehmendem  Maße  als  unerträglich  empfundene  Unmensch- 
lichkeit der  mechanisierten  Arbeit  in  der  modernen  Industrie. 

Der  englische  Arbeiter  will  einfach  nicht  mehr  in  die  Bergwerke 
hinunter,  in  die  Spinnereien  hinein,  auf  die  Eisenbahnzüge  hinauf.  Der 
Esel  bockt.  Es  herrscht  „an  increasing  unwillingless  in  every  industry" 
(10,  12).  Die  Massen  „comes  to  no  more  than  that  they  do  not  find 
themselves  obtaining  the  results  in  their  daily  lives  which  they  expected, 
and  which  they  were,  as  they  understood,  promised",  stellen  auch  die 
Webbs  fest  (3,  706). 

Der  Arbeiter  erblickt  also  nicht  mehr  in  einem  niedrigen  Lohne  oder 
langer  Arbeitszeit  den  Übelstand,  den  es  zu  beseitigen  gilt,  sondern  er 
sieht  das  ganze  herrschende  System,  den  ganzen  Kapitalismus,  als  den 
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Feind  an.  Es  scheint  also  fast,  als  ob  die  beiden  Charakterzüge,  die 
Marx  (1870)  am  englischen  Arbeiter  vermißte,  und  deren  Fehlen  in  der 
Tat  für  seine  Wesenheit  bezeichnend  war,  ihm  jetzt  wüchsen:  „der  Geist 
der  Verallgemeinerung  und  die  revolutionäre  Leidenschaft".  Denn  auch 
die  letzte  zeigt  sich  vielfach  in  der  Art  und  Weise,  wie  er  seiner  Unzu- 
friedenheit Ausdruck  verleiht. 

Er  bäumt  sich  gegen  seine  Führer  auf:  allgemeines  Charakteristikum 
auch  in  England:  das  „rank  and  file-movement",  das  Sichlossagen  von  den 
alten  Führern;  er  streikt,  streikt,  streikt:  in  allen  Formen,  zu  allen 
Zwecken:  politischen,  ökonomischen,  persönlichen,  er  wird  radikalen 
Theorien  zugänglich. 

Über  alle  diese  Dinge  unterrichten  ausführlich  die  Webbs  (3).  Die 
radikalen  Theorien,  denen  die  unzufriedenen  Arbeiter  ihr  Ohr 
liehen,  waren  zunächst  der  Syndikalismus  in  seinen  beiden  Spiel- 
arten: der  amerikanischen,  über  die  noch  zu  berichten  sein  wird  (siehe 
unten  Seite  175),  und  der  französischen.  Diese  hauptsächlich  durch  H.  P. 
vonBelloc  (The  Servile  State  1912)  und  den  aus  der  New  Unionism-Bewe- 
gung  bekannten  Arbeiterführer  Tom  Mann  vertreten,  jene  hingegen,  die 
amerikanische  Spielart  des  Syndikalismus,  unter  dem  Namen  des  Indu- 
strial  Unionism  in  England  verbreitet,  durch  die  beiden  Iren  James 
Connolly  (1870—1916)  und  Jim  L  a r k i n ,  den  Vater  des  „Lar- 
kinism",  „the  greatest  figure  in  Irish  Labour  mythology"  (2,  170).  Über 
diese  beiden  syndikalistisch-marxistisch-bolschewistischen  Führer  und 
die  von  ihnen  ins  Leben  gerufene  Bewegung  verbreitet  sich  vornehmlich 
das  Werk  von  Ryan  (2),  das  damit  eine  willkommene  Ergänzung  zu 
Beer  (5)  und  W e b b  (3)  bietet.  Connolly  steht  uns  als  sympathische 
Persönlichkeit  deutlich  vor  Augen:  er  starb  den  Märtyrertod  als  irischer 
Patriot.  Und  diese  patriotische  Note  ist  es,  die  ihn  so  vorteilhaft  von  zahl- 
reichen seiner  Genossen  unterscheidet.  Er  war  trotz  seiner  vielen  sozia- 
listischen -ismen,  vor  allem  mit  Leib  und  Seele  Ire.  Und  als  er  seiner 
Exekution  entgegensah,  sagte  er  zu  seiner  Tochter:  „The  Socialists  will 
never  understand  why  I  am  here.  They  all  forget  I  am  an  Irishman" 
(2,  248). 

Der  Syndikalismus  hat  sich  in  keiner  besonderen  Partei  nieder- 
geschlagen. Er  ist  ein  wildes  Gewächs  geblieben.  Aber  seine  Ideen 
leben  in  allen  sozialistischen  Parteien  der  Gegenwart  weiter.  Unter 
diesen  verdient  die  Gruppe  der  G.  S.  kaum  den  Namen  Partei,  da  sich  die 
Gildemänner  vielmehr  nach  Art  der  Fabier  mehr  als  Agitationszirkel 
in  der  National  Guilds  League  konstituiert  haben.  Dagegen  müssen  wir 
uns  nach  dem  Schicksal  der  alten  sozialistischen  Parteien,  dem  S.  L.  P. 
und  dem  I.  L.  P.  umschauen. 

Der  I.  L.  P.  besteht  heute  noch  und  zählt  etwa  80000  Mitglieder,  unter 
Führung  von  Henderson,  Macdonald  u.  a.  Seine  Politik  ist  eine 
vermittelnde  geblieben.  Er  ist  pazifistisch-demokratisch-kollektivistisch, 
nicht  ohne  der  Direct  Action,  die  ihm  vor  dem  Kriege  gefährlich  zu 
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werden  begann,  in  seinem  1919  veröffentlichten  Memorandum  einige  Kon- 
zessionen gemacht  zu  haben. 

Der  neue  Radikalismus  dagegen  ist  im  wesentlichen  in  die  Britisch- 
sozialistische Partei  abgeleitet  worden.  Im  Jahre  1915  nahm  der  B.  S.  P. 
einen  radikal- internationalistischen  Charakter  an  (und  veranlaßte  da- 
durch seine  alten  Führer  Hyndmann,  Thore,  Lee  u.  a.,  auszutreten  und 
eine  —  bedeutungslose  —  nationalsozialistische  Partei  zu  gründen);  1917 
wurde  er  bolschewistisch,  1920  vereinigt  er  sich  mit  dem  1903  durch  Ab- 
zweigung von  der  S.  D.  F.  gebildeten  (im  wesentlichen  schottischen),  im 
Schlepptau  Daniel  de  Leons  segelnden  S.  L.  P.  und  nennt  sich  jetzt 
Kommunistische  Partei  (C.  P.).    Mitgliederzahl  10000. 

Bleibt  noch  die  1905  gegründete,  streng  marxistische  Sozialistische 
Partei  Großbritanniens  zu  erwähnen. 

Alle  diese  Parteien  und  Parteichen,  Gruppen  und  Grüpp- 
chen  sind  Bestandteile  des  L.  P.,  dessen  Hauptkontingent  die 
Delegierten  der  T.  U.  bilden.  Eine  Unzahl  von  Richtungen  sucht 
also  Einfluß  auf  die  Politik  des  L.  P.  zu  gewinnen,  und  es 
fragt  sich,  in  welchem  Sinne  diese  als  Ganzes  nun  bestimmt  worden  ist. 
Daß  auch  der  L.  P.  als  Ganzes  einen  „Ruck  nach  links"  getan  hat, 
scheint  nicht  zweifelhaft.  In  seinen  Satzungen  von  1918  wird  die  Auf- 
hebung des  kapitalistischen  Wirtschaftssystems  ausdrücklich  als  Ziel- 
punkt in  das  Programm  aufgenommen.  Der  L.  P.  ist  also  jetzt,  kann 
man  sagen,  eine  sozialdemokratische  Partei  im  kontinentalen  Sinne  ge- 
worden, in  der  die  verschiedenen  Nuancen  Sozialdemokratismus  ebenso 
sich  spiegeln  wie  in  der  Gesamtheit  etwa  unserer  sozialdemokratischen 
Gruppen.  . 

Aber  welche  Stellung  hat  nun  der  L.  P.  zur  gesamten  Arbeiterbewe- 
gung Englands?  Da  lehren  uns  die  Ziffern,  daß  wir  seine  Bedeutung 
nicht  überschätzen  dürfen.  Der  L.  P.  vertritt  noch  heute  keineswegs  das 
ganze  englische  Proletariat,  selbst  nicht  das  in  der  T.  U.  organisierte. 
Denn  dieses  beziffert  sich,  wie  wir  sahen,  auf  rund  acht  Millionen,  wäh- 
rend der  L.  P.  bei  den  letzten  Wahlen  (1918),  die  bereits  auf  Grund  des 
fast  allgemeinen  Wahlrechts  stattfanden,  nur  2%  Mill.  Stimmen  auf  seine 
Kandidaten  vereinigte.  Nach  den  Angaben  B  e  e  r  s  soll  er  31/»  Millionen 
Mitglieder  umfassen.  Auf  alle  Fälle  bleibt  ein  beträchtlicher  Teil  selbst 
der  organisierten  Arbeiter  dem  L.  P.  fern.  Das  heißt  dem  kapitalistischen 
Wirtschaftssystem  treu! 

In  diesen  Arbeiterkreisen  gärt  es  nun  aber  offenbar  auch.  Ein 
Ausdruck  des  Dranges  nach  Neugestaltung  ist  hier  die  Bewegung  zur 
Gründung  von  Arbeitsgemeinschaften  zwischen  Unternehmern  und  Ar- 
beitern, den  von  den  Sozialisten  aller  Richtungen  (einschließlich  der 
Webbs,  siehe  3,  718)  aufs  heftigste  bekämpften  sog.  Whitley  Councils. 
Über  diese  Bestrebungen  unterrichtet  eine  mir  ebenfalls  vorliegende 
Schrift  aus  der  Feder  des  Begründers  jener  Organisationen 
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(14)  Whitley,  Rt.  Hon.  J.  H.,  Whitley  Councils.  What  they  are  and 
what  they  are  doing.  Industrial  League  and  Council.  No.  6. 
April  1920. 

Die  Whitley  Councils  entsprechen  fast  völlig  unseren  Arbeits- 
gemeinschaften und  verursachen  uns  deshalb  kein  besonderes  Interesse. 
Was  wir  gern  wissen  möchten,  erfahren  wir  natürlich  nicht:  welche 
quantitative  Bedeutung  diese  Richtung  im  Verhältnis  zu  den  übrigen 
Richtungen  innerhalb  der  englischen  Arbeiterschaft  hat. 

Das  Gesamtbild,  das  die  englische  Arbeiterschaft  im  Augenblick  ge- 
währt, ist  dasselbe,  das  sie  in  allen  Ländern  bietet:  das  der  Auflösung, 
des  Chaos.  Die  alten  festen  Gefüge  sind  gelockert,  die  Disziplin  der 
Führer  ist  geschwächt,  die  Masse  rennt  planlos  gegen  die  Wände  ihres 
Kerkers  an  und  ist  geneigt,  wie  Simson,  das  ganze  Gesellschaftsgebäude 
über  sich  zusammenstürzen  zu  machen.  Die  verschiedenen  Parteien 
reißen  gewiß  einzelne  Teile  der  Arbeiterschaft  an  sich,  aber  ohne  im- 
stande zu  sein,  positive  Arbeit  zu  verrichten.  Turmbau  zu  Babel  überall. 

Was  bedeutet  dieser  Zustand  für  die  Gesamtlage  des  Landes,  für 
seine  Gesamtpolitik? 

Alle  Berichterstatter  stellen,  und  auch  mit  Recht,  fest,  daß  während 
der  letzten  Jahrzehnte,  namentlich  infolge  des  Krieges,  die  Lohnarbeiter- 
schaft, vertreten  durch  die  T.  U.  „gained  enormously  in  social  and 
political  states"  (3,  645).  Wie  überall.  Natürlich:  man  brauchte  die  Ar- 
beiter während  des  Krieges,  die  Arbeiter  haben  sich  das  gemerkt,  und  sie 
haben  noch  mehr  begriffen:  daß  sie  durch  gemeinsames  Vorgehen  jeder- 
zeit die  Gesellschaftsmaschinerie  sabotieren  können.  Will  man  das  als 
ein  Anwachsen  der  Arbeitermacht  bezeichnen,  so  mag  man  es  tun. 
Man  soll  sich  aber  bewußt  bleiben,  daß  diese  rein  zerstörende  Macht  auf 
sehr  schwachen  Füßen  steht.  Das  ist  es,  was  auch  die  immer  klar- 
sehenden W  e  b  b  s  am  Schlüsse  ihres  Werkes  aussprechen.  Dieses 
schließt  —  bei  aller  Anerkennung  der  Fortschritte,  die  die  T.  U.  gemacht 
haben  —  mit  einer  recht  pessimistischen  Betrachtung:  daß  nämlich  -eines 
schönen  Tages  es  mit  der  Machtstellung  der  Lohnarbeiterschaft  vorbei 
sein  könne,  sobald  die  Gesellschaft  sich  auf  sich  selber  und  ihre  Inter- 
essen besinnen  würde.  Die  Arbeiter  sollten  sich  immer  gegenwärtig 
halten,  daß  sie  nicht  mehr  als  V*  der  gesamten  Wählerstimmen  auf  ihre 
Kandidaten  vereinigt  hätten. 

Es  scheint  fast,  als  ob  die  düsteren  Prophezeiungen  der  Webbs 
früher  als  sie  vielleicht  selber  gedacht  haben,  sich  bewahrheiten  würden. 
Einstweilen  hören  wir  von  systematischen  Lohnreduktionen  und  be- 
obachten, daß  sich  die  englische  große  Politik  auch  nicht  einen  Deut  um 
Proletariat  und  Sozialismus  kümmert.  Die  weittragenden  Geschütze 
Frankreichs  sind  offenbar  doch  einstweilen  ein  stärkerer  Machtfaktor 
als  der  L.  P. 

2.  U.S.A. 

Die  Eigenart  der  sozialen  Bewegung  in  den  Vereinigten  Staaten  hat 
immer  darin  bestanden,  daß  neben  der  offiziellen  Arbeiterorganisation 
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stets  eine  sehr  radikale  Nebenströmung  einherfloß.  In  den  1870er  und 
1880er  Jahren  fand  sie  in  den  Knights  of  Labor  ihren  Ausdruck  und 
steigerte  sich  bis  zu  einem  leidenschaftlichen  Anarchismus,  der  in  der 
Hay-Market-Tragödie  seinen  Höhepunkt  erlebte.  Seitdem  war  es  in  den 
unterirdischen  Gewölben  stiller  geworden.  Als  ich  die  amerikanischen 
Arbeiterverhältnisse  im  Jahre  1904  drüben  studierte,  war  von  den 
radikalen  Richtungen  fast  jede  Spur  verloren.  Die  De  Leoniten  fristeten 
im  Socialist  Labor  Party  ein  kümmerliches  Dasein,  und  die  von  ihnen 
ins  Leben  gerufene  Socialist  Trade  and  Labor  Alliance  (S.  T.  L.  A.) 
wurde  kaum  beachtet.  Von  dem  Leben  der  radikalen  Western  Labor 
Union  hörte  man  wohl  von  Zeit  zu  Zeit  bei  Gelegenheit  eines  großen 
Streiks,  aber  eine  größere  Bedeutung  legte  man  ihr  nicht  bei.  Das  ist 
nun  seitdem  anders  geworden.  Die  V.  St.  haben  wieder  ihre  sehr  be- 
achtliche radikale  Arbeiterbewegung,  von  der  man  gerade  in  den  letzten 
Jahren  mehr  gesprochen  hat  als  von  der  legitimen.  Getragen  wird  diese 
revolutionäre  Arbeiterbewegung  von  der  1905  begründeten  Organisation 
der  I.  \V.  \V.,  der  I  Won't  Work-  oder  I  Want  Whiskey-Leute,  der  Inter- 
national Wonder  Workers,  der  Irresponsible  Wholesale  Wreckers,  der 
„Wobblies",  wie  die  International  Workers  of  the  World  im  Westen  ganz 
allgemein  genannt  werden. 

Der  „Geschichte"  dieser  I.W.W,  sind  zwei  umfangreiche  Werke  ge- 
widmet, die  zur  Besprechung  vor  mir  liegen: 

(15)  Hanson,    Ole,    Americanism  versus  Bolshewism.    New  York  - 
London.   1920. 

(16)  Brissenden,  Paul  Frederick,  The  I.W.W.    A  Study  of 
American  Syndicalism.   2.  edition.   New  York  1920. 

Zwei  Bücher  recht  verschiedener  Art.  Das  erste  das  Werk  eines 
Mannes  des  tätigen  Lebens,  des  ehemaligen  Bürgermeisters  von  Seattle, 
einem  Revolutionsherd,  ohne  viel  wissenschaftliche  Skrupel  flott  und 
temperamentvoll  her  unter  geschrieben,  um  sich  das  Herz  zu  erleichtern: 
cum  ira,  sine  studio.  Das  andere  die  Arbeit  eines  fleißigen  Privat- 
dozenten, „sometime  Assistant  in  Economics  at  the  University  of  Cali- 
fornia and  University  Fellow  at  Columbia",  diktiert  von  dem  Wunsche, 
der  Bewegung  „gerecht"  zu  werden,  d.  h.  sie  nach  den  Regeln  der  Kunst 
zu  klassifizieren  und  ihre  Taten  zu  registrieren:  sine  ira,  cum  studio. 
(Leider  entspricht  dem  philolophischen  Wollen  nicht  immer  die  philo- 
logische Genauigkeit  in  diesem  Buche.  Wo  ich  nachprüfen  konnte,  ist 
der  Verf.  nicht  immer  exakt  in  seinen  Angaben:  so  verlegt  er  beständig 
die  Hay-Market-Tragödie  in  das  Jahr  1888,  während  sie  m.  W.  ins  Jahr 
1886  fällt,  und  was  derart  Kleinigkeiten  mehr  sind.  Natürlich  wird  da- 
durch der  Sachwert  des  Buches  nicht  wesentlich  beeinträchtigt,  dem  als 
Ganzes  gegenüber  ich  nur  das  Bedenken  geltend  machen  würde,  ob  eine 
Bewegung  wie  die  der  I.W.W,  einen  solchen  Aufwand  von  Mühe  lohnt, 
wie  ihn  das  Buch  darstellt  mit  seinen  437  Seiten  Großoktav.  Der  Verf. 
würde  mir  auf  dieses  Bedenken  hin  vielleicht  entgegenhalten:  es  sei  doch 
schon  so  unendlich  viel  über  die  I.  W.  W.  g  e  r  e  d  e  t  und  geschrieben, 
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daß  eine  umfassende  Gesamtdarstellung  dieser  Bewegung  wohl  gerecht- 
fertigt sei.  Allerdings:  wenn  man  die  Bedeutung  einer  Sache  nach 
der  Menge  von  Druckerschwärze  abschätzt,  so  ist  die  Bewegung  der 
I.W.W,  eine  sehr  bedeutende.  Die  Bibliographie,  die  sich  am  Schlüsse 
des  Buches  findet,  umfaßt  hundert  und  aber  hundert  Nummern.) 

Lassen  wir  uns  von  unseren  beiden  Gewährsmännern  berichten, 
wer  die  I.W.W,  sind  oder  was  es  mit  dem  „I. W W.-ism"  (so!)  für  eine 
Bewandtnis  hat,  um  danach  unser  eigenes  Urteil  zu  bilden. 

Nach  dem  temperamentvollen  Bürgermeister  (15)  ist  I.W. W.-ism 
„die  Gewaltherrschaft  der  niedrigsten,  dümmsten,  unbefähigtsten  Klasse, 
die  glaubt,  durch  ,direkte  Aktion'  und  ,Gewalt'  unser  Volk  zwingen  zu 
können,  ihm  die  Leitung,  das  Eigentum  und  die  ,Kontrolle'  von  allem 
zu  übergeben.  Verblüffend  unwissend,  bösartig  grausam,  ohne  Sinn  für 
Geschichte,  mit  ganz  elementarer  Kenntnis  des  gesellschaftlichen  Pro- 
duktionsprozesses, würde  diese  Bewegung  in  unserem  Lande  nur  ein 
Gegenstand  des  Spottes  sein,  wären  nicht  die  sentimentalen,  schwachen 
Gefolgsmannen  da,  die,  aus  Idealismus  oder  Fanatismus,  wirklich  an  ein 
bolschewistisches  Utopia  glauben,  wo  Freimilch  in  den  Wasserröhren 
fließt,  Leben  ohne  Arbeit  möglich  ist,  wo  Kenntnisse  ohne  Anstrengung 
erworben  und  wo  die  Wahrheiten  der  Jahrhunderte  durch  Sowjet-Dekrete 
ersetzt  werden. 

Mit  dem  Syndikalismus  und  seinem  jüngsten  Kind,  dem  Bolsche- 
wismus, kommen  ins  Land  Mord,  Baub,  Plünderung,  Brandstiftung,  freie 
Liebe,  Armut,  Mangel,  Sterben,  Unflätigkeit,  Sklaverei,  Gewaltherrschaft, 
Unterdrückung,  Sorge  und  Hölle  auf  Erden.  Er  ist  eine  Klassenherr- 
schaft der  Unfähigen,  Untauglichen,  Ungeübten,  der  Hefe,  des  Auswurfs, 
der  Grausamen,  der  Gescheiterten"  usw.  Dann  zusammenfassend:  „Ich 
denke,  ich  habe  den  schlüssigen  Beweis  geführt,  daß  der  Syndikalist,  mag 
er  sich  Bolschewist  oder  I.W.W,  nennen,  einfach  ein  revolutionärer 
Verbrecher  ist,  daß  jeder  einzelne  die  Begehung  von  Verbrechen  predigt, 
daß  jeder  einzelne  Verbrechen  begeht,  genau  im  Verhältnis  zu  seinem 
Mute  und  der  Gunst  der  Lage ..." 

Diesem  lebendigen,  farbenkräftigen  Bild  vermag  der  junge  Gelehrte 
(16)  keine  gleich  wirksame  Schilderung  entgegenzusetzen.  Für  ihn  sind 
ja  —  berufsgemäß  —  die  I.  W.  W.  keine  Menschen,  sondern  Be- 
präsentanten  irgendwelcher  Lehrmeinung,  die  sich  aus  bestimmten 
Schichten  der  Bevölkerung  rekrutieren.  Danach  erfahren  wir  folgendes: 
Die  I.  W.  W.  sind  die  —  häufig  nicht  seßhaften,  meist  frisch  ein- 
gewanderten —  „Ungelernten",  die  mit  der  Politik  der  A.  F.  of  L.  un- 
zufrieden sind  und  an  Stelle  der  Schritt-vor-Schritt-Taktik  die  Sprung- 
taktik setzen  wollen  —  in  all  den  Formen,  wie  sie  uns  aus  der  europäi- 
schen Arbeiterbewegung  zur  Genüge  bekannt  sind:  Direkte  Aktion, 
Sabotage,  Generalstreik,  Klassengewerks  vereine,  „one  big  union"  usw. 
Wobei  es  natürlich  nicht  an  Nuancen  der  Auffassung  fehlt,  die  denn 
glücklich  auch  schon  wieder  zu  einer  Spaltung  der  I.  W.  W.  in  eine  reiner 
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syndikalistische    Gruppe    (Chicago)    und    eine    etwas    mehr    politische 
Gruppe  (Detroit:  die  Deleoniten)  geführt  haben. 

Die  Ziele  und  Wege  der  I.  W.  W.  sind  also  ohne  Interesse  für  uns. 
Was  wir  dagegen  gern  in  Erfahrung  bringen  möchten,  ist  die  Bedeutung, 
die  sie  für  das  Ganze  der  sozialen  Bewegung  in  den  V.  St.  haben. 

Da  ist  denn  nun  zunächst  festzustellen,  daß  sie  ziffernmäßig  über- 
haupt kaum  in  Betracht  kommen.  Leider  reicht  die  Statistik  in  dem  Buche 
von  Brissenden  nur  bis  1917,  und  auch  für  dieses  Jahr  enthält  es  nur 
eine  geschätzte  Ziffer.  Danach  hätte  die  Mitgliederzahl  der  I.  W.  W. 
200  000  betragen,  also  etwa  den  15.  Teil  der  Mitgliederzahl  der  A.  F.  of  L. 
Seitdem  hat  sich  der  Mitgliederstand,  wie  ich  andern  Quellen  entnehme, 
sogar  wieder  beträchtlich  vermindert;  er  soll  1919  nur  mehr  50  000  be- 
tragen haben  und  seitdem  noch  weiter  gesunken  sein. 

Etwas  höher  dagegen  werden  wir  ihre  dynamische  Bedeutung  ein- 
schätzen müssen.  Diese  werden  wir  vielleicht  am  besten  ermessen 
können,  wenn  wir  uns  nach  Urteilen  aus  dem  Kreise  des  offiziellen 
amerikanischen  Unionism  umsehen.  Ein  solches  finde  ich  in  dem  mir 
ebenfalls  zur  Anzeige  überwiesenen  Buche  von 
(17)  Foster,  William  Z.,  The  Great  Steel  Strike  and  its  Lessons. 
New  York  1920. 

In  diesem  Bekenntnis  eines  der  größten  Arbeiterführer  klingt  doch 
sehr  deutlich  ein  Ton  des  schmerzlichen  Bedauerns  über  das  Verhalten 
der  I.  W.  W.  durch.  Foster  bezeichnet  diese  Bewegung  als  einen 
Aderlaß  an  der  gesamten  Arbeiterbewegung,  einen  „devitalizing  drain", 
durch  den  dieser  bestes  Blut  entzogen,  ihre  Entwicklung  in  empfindlicher 
Weise  aufgehalten  würde.  Der  Glaube  —  Foster  sucht  ihn  als  Wahn 
hinzustellen  — ,  daß  die  T.  U.  eine  im  Kern  konservative  Körperschaft 
und  also  vom  Standpunkt  des  proletarischen  Interesses  aus  hoffnungslos 
seien  und  durch  eine  neue  Organisation  ersetzt  werden  müßten,  habe  der 
Arbeiterbewegung  einen  unberechenbaren  Schaden  zugefügt.  „It  has  cost 
them  the  support  of  thousands  of  militants,  of  the  best  and  most  intelli- 
gent (!)  that  the  working  class  produces.  These  raight  have  done  a  won- 
derful  work;  but  their  time  and  energies  have  been  Worse  than  wasted 
in  trying  to  build  up  organizations  such  as  the  I.W.W."  (17,  261).  Das 
sei  der  große  Vorsprung,  den  die  englische  Gewerkvereinsbewegung  vor 
der  amerikanischen  habe,  daß  sie  —  vor  allem  dank  der  klugen  Taktik 
Tom  Manns  —  die  Zersplitterung  in  zwei  sich  bekämpfende  Gewerk- 
schaftsrichtungen, einen  „dual  unionism",  vermieden  habe.  Und  alles  Be- 
streben müßte  in  Amerika  darauf  gerichtet  sein,  diesen  „Dualismus"  wieder 
zu  beseitigen.  Das  sei  aber  auch,  nach  der  Meinung  unseres  Gewährs- 
mannes, bei  einigem  guten  Willen  sehr  leicht  möglich.  Denn  die  Gegen- 
sätze, um  die  es  sich  handle,  seien  ganz  und  gar  keine  unüberwindlichen. 
Man  müsse  nur  den  Sinn  der  T.  U.-Bewegung  in  ihrer  Gesamtheit  richtig 
erfassen.  Die  Gedanken,  mit  Hilfe  deren  unser  Verfasser  seine  Ansicht 
zu  bekräftigen  versucht,  sind  außerordentlich  interessant  als  ein  Symptom 
Weltwirtschaftliches  Archiv  Bd.  XVIII.  12 
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für  den  Geist,  der  in  offenbar  weiten  Kreisen  der  A.  F.  of  L.  herrscht. 
Deshalb  müssen  wir  uns  noch  einen  Augenblick  mit  ihnen  beschäftigen. 

Foster  unterscheidet,  wie  wir  im  Marxschen  Jargon  sagen  würden, 
die  Ideologie  der  Arbeiterbewegung  von  ihrem  realen  Sein.  Er  sagt: 
die  Ideologie  der  alten  T.  U.  ist  allerdings  „konservativ";  danach  ist  ihr 
letztes  Ziel:  sich  mit  dem  Kapitalismus  zu  vertragen.  Aber  das  ist 
nicht  ihr  Wesen.  Die  konservativen  Grundsätze  sind  vielmehr  nur  eine 
Maske,  hinter  der  sich  das  wahre  Gesicht  der  T.  U.  verbirgt,  und  das  ist 
viel  revolutionärer  im  Effekt  als  das  der  I.  W.  \V.  Die  konservative 
Haltung  ist  „Camouflage",  nichts  weiter,  dazu  bestimmt,  die  öffentliche 
Meinung  nicht  gegen  die  T.  U.  einzunehmen.  "Würden  diese  ihre  wahren 
Absichten  enthüllen,  so  würden  sie  die  Feindschaft  der  Unternehmer  ver- 
schärfen und  der  Sympathie  des  Publikums  verlustig  gehen.  Foster  für 
seinen  Teil  ist  der  Meinung,  daß  sie  das  tun  sollten.  Denn  der  Verlust, 
den  sie  auf  jener  Seite  erlitten,  würde  dreimal  ausgeglichen  werden  durch 
den  Gewinn,  den  sie  an  den  „revolutionären"  Gewerkschaften  des  linken 
Flügels  machen  würden,  wenn  sie  deren  Vertrauen  durch  ein  solches 
Verhalten  zurückgewönnen.  Daß  aber  die  T.  U.-Bewegung  „revolutionär" 
der  Sache  nach  sei,  sucht  Foster  im  einzelnen  nachzuweisen.  Was  ist  denn 
die  Politik  der  alten  T.  IL?  fragt  er.  Zu  fordern  und  zu  nehmen,  was  sie 
kriegen  können,  und  wenn  sie  es  bekommen  haben,  mehr  zu  fordern,  und 
abermals  mehr  und  nochmals  mehr  und  in  alle  Ewigkeit  mehr.  „It  is  idle 
to  say  that  the  trade  unions  will  rest  content  with  anything  short  of 
actual  emaneipation.  For  they  are  as  insatiable  as  the  veriest  so-called 
revolutionary  unions.  In  the  measure  that  their  strength  increases,  so 
their  demands . . .  Now  they  are  more  radical  in  their  demands  than  ever 
before  in  their  history.  Permanently  satisfied  trade  unions  under 
capitalism  would  be  the  eigth  wonder  of  the  world . . .  they  would  be 
impossible.  With  its  growing  power,  organized  Labour  will  go  on 
winning  greater  and  greater  concessions,  regardless  of  how  profound 
they  may  be.  It  is  purest  assumption  to  State  that  the  trade  unions 
would  back  at  ending  the  wages  System"  (17,  257).  Auch  für 
Foster  ist  die  Kapitalistenklasse  nichts  als  eine  „Minderheit  reicher 
Parasiten,  die  nicht  säen  und  nicht  spinnen,  für  die  vielmehr  die  gesamte 
Arbeiterwelt  zur  Arbeit  in  Enterbung  und  Armut  gezwungen  wird,  die 
ihre  verbrecherischen  Pläne  der  Ausbeutung  und  Unterdrückung  mit 
heuchlerischen  Redensarten  von  Patriotismus,  Religion,  Wohlwollen  usw. 
verdecken"  (17,  259). 

Das  klingt  in  der  Tat  gar  nicht  sehr  wie  „Harmonieduselei"  und 
könnte  von  jedem  I.  W.  W.-Mann  ebenso  gesagt  werden.  Die  geschicht- 
lich interessante  Tatsache  ist  nun  die,  daß  Will.  Z.  Foster  kein  beliebiger 
revolutionärer  Schreier,  sondern  ein  Arbeiterführer  von  großem  Einfluß 
und  großem  Talent  ist.  Er  ist  der  Organisator  des  großen  Stahlstreiks 
im  Jahre  1919  in  Pittsburg  gewesen,  an  dem  365  000  Arbeiter  teilnahmen 
und  der   bekanntlich  mit   dem   vollen  Siege   der   Unternehmer   endigte. 
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Fostcr  beschreibt  die  Hergänge  bei  diesem  Streik  in  dem  vorliegenden 
Buch.  Er  muß  natürlich  zugeben,  daß  diesmal  die  Arbeiter  unter- 
legen sind,  er  erblickt  aber  gleichwohl  in  dem  Verlauf  und  Ausgang  des 
Streiks  einen  großen  „moralischen  Sieg"  der  T.  U.-Bewegung.  Was  der 
Streik  bewirkt  habe,  sei  die  Organisation  der  Stahlarbeiter,  die  man 
früher  für  unmöglich  gehalten  habe  und  die  jetzt  Tatsache  geworden  sei. 

Es  ist  nicht  anzunehmen,  daß  dieser  revolutionäre  Geist,  der  aus 
Forsters  Buche  spricht,  in  der  A.  F.  of  L.  der  herrschende  sei.  Der  Gom- 
persismus  ist  sicher  noch  weit  verbreitet.  Aber  daß  es  eine  starke 
Strömung  unter  den  alten  T.  U.  giebt,  die  längst  das  sozialistische  End- 
ziel sich  vorgesteckt  hat  und  den  rücksichtslosesten  Klassenkampfstand- 
punkt vertritt,  ist  nicht  zu  leugnen.  Auch  hier  in  Amerika  scheint  mir, 
wenn  wir  alles  zusammen  nehmen,  die  Signatur  dieselbe  zu  sein  wie  in 
Europa:  die  Auflösung,  das  Chaos.  Nur  mit  dem  Unterschied  namentlich 
zu  der  englischen  Bewegung,  daß  in  dem  proletarischen  Sozialismus 
Amerikas  noch  ein  stärkerer  Lebenswille  und  eine  stärkere  kapita- 
listische Rafflust  stecke  als  in  den  müden  Arbeitermassen  des  europäi- 
schen Kontinents,  namentlich  Englands. 

Im  Augenblick  —  April  1922  —  ist  wieder  ein  Riesenstreik  in  Amerika 
ausgebrochen:  600000  Kohlengräber  sind  in  den  Ausstand  getreten.  Nun 
wollen,  einer  Washingtoner  Nachricht  zufolge,  diese  Streiker  mit  An- 
schluß der  anderen  organisierten  Arbeiterverbände  (welcher?)  eine 
politische  Partei  gründen,  um  selbständige  Politik  zu  treiben. 
Das  wäre  also  der  Anfang  des  „Laborism"  in  den  Vereinigten  Staaten, 
der  schon  längst  erwartet  worden  ist.  Daß  dort  die  Gründung  einer  ein- 
flußreichen „dritten"  Partei  auf  noch  größere  Schwierigkeiten  —  haupt- 
sächlich technischer  Art  —  stößt  als  in  England,  ist  bekannt  und  oft  be- 
gründet worden.  Daß  aber  alle  solche  Hindernisse  überwunden  werden, 
wenn  das  dahinterstehende  Interesse  stark  genug  ist,  lehrt  das  Beispiel 
von  England,  wo  der  Labour  Party  jetzt  schon  die  zweitstärkste  Partei 
geworden  ist.  Den  Tagespolitiker  wird  es  interessieren,  welche  Winkel- 
züge im  gegenwärtigen  Augenblick  der  alte  Fuchs  Samuel  Gompers  mit 
seinem  großen  Anhange  machen  wird.  Es  scheint,  als  ob  er  eine  — 
selbständige?  —  Wilson-Partei  unterstützen  will.  In  einer  Rede,  die  er 
unlängst  in  New  York  gehalten  hat,  sagte  er:  „Die  Ideen,  die  Hoffnungen, 
die  Bestrebungen  aller  rechtdenkenden  Menschen  müssen  sich  heule  in 
der  Bemühung  vereinigen,  der  Welt  das  Verständnis  beizubringen,  daß 
die  Grundsätze  und  Ideale,  für  welche  Woodrow  Wilson  gelebt  hat  und 
noch  immer  lebt,  vor  aller  Welt  als  führend  und  bestimmend  anerkannt 
werden  müssen."  Ob  der  schleimige  pazifistisch-humanitäre  Cant  Wil- 
sons den  selbstbewußten,  brutalen  Machtpolitikern  vom  Schlage  Fosters 
zusagen  wird,  ist  mehr  als  zweifelhaft.  Auf  alle  Fälle  bedeutet  die  neue 
Bewegung  in  der  amerikanischen  Arbeiterwelt  ein  neues  Symptom  für 
den  Zustand  der  allgemeinen  Zersetzung,  in  der  auch  sie  sich  befindet. 

12* 


I  g0  Literatur. 

3.  Italien. 

(18)  Turati,  Filippo,  Le  vie  maestre  del  socialismo.  A  cura  di 
Rodolfo  Mandolfo.    Bologna  u.  Triest  1921. 

Das  Buch  enthält  eine  sehr  dankenswerte  Zusammenstellung  von 
Reden,  die  Filippo  Turati  auf  den  italienischen  Kongressen  der 
sozialistischen  Partei  in  den  Jahren  1902  bis  1921  gehalten  hat.  Dankens- 
wert ist  die  Zusammenstellung  aus  äußeren  Gründen  vor  allem  deshalb, 
weil  die  italienischen  Sozialistenkongreßberichte  sehr  selten  und  in 
keiner  Bibliothek  zu  finden  sind.  Eingeleitet  wird  die  Sammlung  durch 
eine  historische  Übersicht  über  den  Entwicklungsgang  der  sozialisti- 
schen Partei  Italiens  aus  der  Feder  Rodolfo  Mandolfo  s. 

Turati  ist  bekanntlich  die  markanteste  Persönlichkeit  des  italie- 
nischen Sozialismus.  Er  verkörpert  diesen  in  gewissem  Sinne  völlig. 
Die  seltene  Vereinigung  von  Doktrinarismus  und  politischem  Talent 
haben  Turati  befähigt,  eine  immer  führende  Rolle  in  der  proletarisch- 
sozialistischen Bewegung  seines  Landes  zu  spielen  seit  den  Tagen,  in 
denen  sich  ein  marxistisch  gefärbter  Sozialismus  von  dem  vorproletari- 
schen Republikanismus  loslöste,  bis  heute,  wo  in  Italien  wie  überall  der 
stolze  Bau  der  sozialdemokratischen  Partei  zusammenbricht  und  das 
Einheitsgebilde  der  Partei  in  sektenförmige  Sondergebilde  wieder  aus- 
einanderfällt. Turati  gehört  zu  den  kompromittiertesten  „Sozialver- 
rätern" der  zweiten  Internationale,  der  mit  Kautsky,  Hillquit, 
Long  u  et,  Macdonald,  Vandervelde  und  den  andern  des 
—  jetzt!  —  rechten  Flügels  der  alten  Sozialdemokratie  treu  geblieben  ist. 
Auf  dem  Kongresse  in  Livorno  (1921)  hat  Turati  gegen  Bolschewismus 
und  Kommunismus  sein  letztes  Glaubensbekenntnis  abgelegt:  das  Zeug- 
nis eines  aufrechten,  sich  selbst  treuen  Mannes,  über  den  aber  der  neue 
Radikalismus  zur  Tagesordnung  übergeht. 

*  4.  V  e  r  s  c  h  i  e  d  e  n  e  s. 

(19)  Max,  Jean,  De  Zimmerwald  au  Bolchevisme  ou  le  triomphe 
du  Marxisme  pangermaniste.  Essai  sur  les  menees  internatio- 
nalistes  pendant  la  guerre  1914—1920.   Paris  1920. 

Das  Buch  eines  armen  Irren.  Es  enthält  eine  sehr  gründliche,  akten- 
mäßige Darstellung  der  teilweise  mit  internationalen  Fäden  geknüpften 
pazifistisch-syndikalistisch-kommunistischen,  also  mit  dem  guten  fran- 
zösischen Ausdruck  defaitistischen  Propaganda  in  den  Jahren  1914—1920 
und  ist  als  Zusammenstellung  des  zerstreuten  Materials  eine  dankens- 
werte Leistung.  Leider  wird  die  Brauchbarkeit  der  Schrift  aber 
stark  beeinträchtigt  durch  die  irrsinnige  Leitidee,  die  sich  durch  das 
Ganze  hindurchzieht,  und  der  zu  Liebe  naturgemäß  oft  die  Tatsachen  ver- 
bogen werden.  Die  Leitidee  ist  diese:  daß  die  gesamte  def artistische 
Propaganda  auf  deutsche  Initiative  zurückzuführen  sei  (also  auch 
die  im  deutschen  Heere!),  und  daß  sie  ihren  Ursprung  in  den  Weltherr- 
schaftsgelüsten Deutschlands  habe.  Das  ausführende  Organ  dieser  pan- 
germanistischen Bestrebungen  ist  —  Lenin.  (!)    Seit  Zimmerwald  (1915) 
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bestand  ein  „complot  boche-bolehevik",  wonach  erst  in  Rußland,  dann 
in  der  übrigen  Welt  die  Sowjetregierung  eingeführt  werden  sollte,  um 
damit  der  Weltherrschaft  Deutschlands  die  Wege  zu  bahnen.  Die  echt 
stliizzophrene  Beweisführung  ist  diese: 

1.  das  Weltreich  ist  das  Ideal  des  Bolschewismus; 

2.  der  Bolschewismus  verkörpert  sich  in  Lenin; 

3.  Lenin  ist  Marxist; 

4.  Marx  war  Deutscher; 

5.  Deutschland,  Deutschland  —  über  alles; 

6.  folglich    ist    das    vom    Bolschewismus    erträumte    Weltreich    die 
deutsche  Weltherrschaft. 

Das  Buch  ist  von  einem  maßlosen  Haß  gegen  Deutschland  erfüllt,  der 
den  Verf.  gewiß  nur  ehrt:  er  kennt  nur  den  Ausdruck  „boches"  für 
Deutsche.  Für  die  Deutschen,  die  an  eine  baldige  „Verständigung" 
mit  den  Feindvölkern  glauben,  sind  solche  Bücher  (ähnlich  wie  die 
Nr.  8  dieser  Übersicht)   nicht  warm  genug  zur  Lektüre  zu  empfehlen. 

Daß  es  in  Frankreich  nicht  nur  Verrückte  gibt,  bezeugt  das  Buch  von 
(20)  Laskine,  Edmond,  Le  socialisme  suivant  des  peuples. 
Paris  1920. 

Es  ist  das  Werk  eines  Überlegsamen  Kopfes.  Der  Verf.,  sym- 
pathisch durch  seinen  leidenschaftlichen  Patriotismus,  hat  sich  den  Blick 
für  die  realen  Vorgänge  der  Geschichte  freigehalten,  ist  auch  in  der  aus- 
landischen Literatur  bewandert  und  beherrscht  seinen  Gegenstand.  Es 
läßt  sich  gut  mit  ihm  streiten,  vor  allem,  weil  er  so  sehr  häufig  irrt. 

Die  „These"  des  Buches,  das,  wie  der  Titel  besagt,  die  spezifisch 
nationalen  Eigenarten  des  Sozialismus  ergründen  möchte,  ist  im  Motto 
enthalten,  das  dem  Buche  voransteht:  „II  y  a  autant  de  socialismes  qu'il 
y  a  de  peuples".  Noch  einmal  schärfer:  „il  n'y  a  pas  le  socialisme.  II 
y  a  des  socialismes"  (p.  34).  Also:  es  gibt  keinen  Sozialismus,  es 
gibt  nur  Sozialismen.  Demgemäß  verzichtet  der  Verf.  darauf,  eine  Defi- 
nition des  Sozialismus,  deren  er  eine  Menge  kritisch  untersucht,  selbst 
zu  geben. 

Hier  begeht  nun  der  Verf.  seinen  Grundfehler.  Sein  Standpunkt  ist 
in  mehr  als  einer  Hinsicht  falsch.  Zunächst  aus  methodologischen 
Gründen.  (Wie  niemand  deutlicher  als  der  Verf.  selbst  unwissentlich 
dartut.)  L.  nennt  sein  Buch:  „Le  socialisme  suivant  les  peuples".  Also 
muß  es  doch  eine  Substanz  geben,  die  verschiedene  Modi  je  nach  den 
Völkern  annehmen  kann.  Oder  er  behauptet:  die  behauptete  Unverträg- 
lichkeit zwisehen  Sozialismus  und  Katholizismus  besteht  nicht  (p.  55). 
Zwischen  Katholizismus  und  was  denn?  Oder:  er  führt  aus  (p.  138),  daß 
seil  einer  Reihe  von  Jahren  in  England  alle  Erscheinungen  des  öffent- 
lichen Lebens  in  fortschreitendem  Maße  das  Gepräge  des  Sozialismus 
l  empreinte  du  socialisme)  annehmen.  Das  Gepräge  wovon  also?  Und 
so  an  unzähligen  Stellen.  Es  muß  doch  offenbar  so  etwas  wie  den 
Sozialismus  geben:  das  ist  eine  Wahrheit,  der  sich  auch  der  Verf.  nicht 
verschließen  kann,  und  er  hilft  sich  denn  damit,  daß  er  sich  an  das  Wort 
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„Sozialismus"  klammert  und  meint:  diejenigen,  die  sich  Sozialisten  ge- 
nannt haben,  sind  in  den  verschiedenen  Ländern  etwas  sehr  verschie- 
denes gewesen  (p,  34).  Das  hilft  uns  nun  aber  auch  nicht  weiter. 
Denn  mit  dieser  rein  äußerlichen  Begriffsbestimmung  würden  wir  erstens 
außerstand  gesetzt  werden,  von  „Sozialismus"  überhaupt  zu  sprechen, 
ehe  es  ein  Wort  dafür  gab  (also  vor  dem  Jahre  1824);  zweitens  nichts 
anfangen  können  gegenüber  allen  jenen,  die  sich  nicht  Sozialisten  nennen 
und  die  wir  doch  offenbar  unter  den  Begriff  bringen  wollen,  wie  Kom- 
munisten, Syndikalisten,  Anarchisten,  Labour  Party  u.  a.,  die  unser  Verf. 
—  mit  vollem  Rechte  —  alle  mitbehandelt. 

Nein  —  ohne  einen  Sachbegriff  vom  Sozialismus  zu  haben,  können  wir 
nicht  über  ihn  reden,  am  wenigsten  über  seine  Verschiedenheiten  bei  den 
verschiedenen  Völkern.  Wir  können  nur  wählen,  ob  wir  ihn  als  Ver- 
nunftbegriff oder  als  Erfahrungsbegriff  fassen  wollen,  wie  ich  das  in 
der  Einleitung  zu  den  „Grundlagen  des  Sozialismus"  zur  Genüge  klar- 
gelegt habe. 

Die  „These"  ist  aber  auch  falsch  in  der  historischen  Beschränkung, 
in  der  L.  sein  Thema  behandelt.  Es  gibt  auch,  und  gerade  im  19.  Jahr- 
hundert, einen  sehr  bestimmt  umrissenen  Begriff  des  Sozialismus,  d.  h. 
eine  Anzahl  von  Ideen,  die  in  allen  Ländern  innerhalb  dessen,  was  wir 
die  soziale  Bewegung  nennen,  in  gleicher  Form  wiederkehren  und 
dasjenige  ausmachen,  was  man  den  geistigen  Gehalt  des  „offiziellen" 
Sozialismus  nennen  könnte.  Der  (offizielle)  „Sozialismus"  in  den  einzelnen 
Ländern  stellt  aber  ein  Gewebe  dar,  dessen  Kette  aus  allen  Völkern  ge- 
meinsamen Ideen,  dessen  Einschlag  aus  den  spezifisch  völkischen 
Eigenarten  besteht.  Diese  Tatsache  muß  unser  Verf.  ja  selbst  an 
unzähligen  Stellen  anerkennen.  So  beispielsweise,  wenn  er  schil- 
dert, wie  der  französische  „Sozialismus"  —  er  müßte  hinzufügen, 
der  in  der  proletarischen  Bewegung  offiziell  anerkannte  Sozialis- 
mus —  in  den  letzten  Jahrzehnten  vor  dem  Kriege  je  mehr  und 
mehr  sich  den  Beschlüssen  der  2.  Internationale  angepaßt  habe 
(p.  65).  Nur  daß  der  Verf.  hier  wiederum  einem  Irrtum  zum  Opfer  fällt. 
Er  stellt  zwar  richtig  fest,  daß  dieser  Geist  der  2.  Internationale 
marxistisches  Gepräge  getragen  habe.  Aber  er  scheint  in  dem  (ver- 
zeihlichen) Wahne  befangen  zu  sein,  daß  —  also  —  der  internationale 
Sozialismus  in  der  Vorkriegszeit  deutschen  Geistes  gewesen  sei,  was 
er  ohne  weiteres  aus  der  Tatsache  schließt  (wie  es  heute  als  allgemeine 
Ansicht  gilt,  deshalb  nannte  ich  seinen  Wahn  verzeihlich),  daß  Karl 
Marx  zufällig  in  Trier  geboren  ist  und  eine  Anzahl  seiner  Werke  in 
•deutscher  Sprache  geschrieben  hat.  Dieser  Irrtum  tritt  in  dem  vor- 
liegenden Buche  nicht  deutlich  zutage.  Ich  vermute  nur,  daß  der  Verf. 
ihn  begeht,  aus  den  Titeln  anderer  seiner  Bücher,  die  ich  glücklicher- 
weise nur  aus  Anzeigen  kenne.  Ich  fürchte  —  an  der  Hand  der  Titel  — , 
daß  bei  ihrer  Abfassung  der  Verf.  sich  in  einem  ähnlichen  Geistes- 
zustand befunden  hat  wie  Maxe.    Denn  die  Titel  dieser  Bücher  lauten: 
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„L'Internationale  et  le  Pangcrmanisme", 

„Les  visees  pangermanistes  du  socialisme  allemand". 

Aber  wie  gesagt:  in  dem  vorliegenden  Buche,  in  dem  nur  der  fran- 
zösische, der  belgische  und  der  angelsächsische  Sozialismus  abgehandelt 
werden,  tritt  diese  Irrmeinung  des  Verf.  noch  nicht  allzu  fühlbar  in  die 
Erscheinung  und  kann  deshalb  hier  übergangen  werden. 

Was  nun  L.  über  die  Eigenarten  des  Sozialismus  in  den  einzelnen 
Ländern  sagt,  ist  von  sehr  verschiedenem  Wert.  Seine  Darstellung  des 
belgischen  Sozialismus  ist  vielleicht  die  bestgelungene.  Seine  Charakteri- 
sierung des  englischen  und  amerikanischen  Sozialismus  leidet  an  dem 
Fehler,  daß  sie  der  neuesten  Entwicklung  in  den  beiden  Ländern  nicht 
genügend  Rechnung  trägt.  Man  kann  meine  Schrift  über  den  amerikani- 
schen Sozialismus  vom  Jahre  1905  nicht  mehr  zur  Grundlage  der  Dar- 
stellung des  heutigen  Sozialismus  in  Amerika  machen. 

Am  interessantesten,  aber  —  wie  mir  scheint  —  auch  am  anfecht- 
barsten ist  das,  was  L.  über  den  französischen  Sozialismus  sagt.  Er  be- 
zeichnet ihn  als:  1.  anti-deterministisch  —  deshalb  dem  „wissen- 
schaftlichen" Marxismus  ganz  feind  — ;  aber  der  „wissenschaftliche" 
Sozialismus  ist  von  St.  Simon  begründet  worden  —  und  C  o  m  t  e  ist 
der  personifizierte  Determinismus;  2.  anti-materialistisch:  aber 
alle  sozialistische  Ideologie  der  Gegenwart  ist  materialistische,  französi- 
sche Aufklärungsphilosophie;  3.  religiös -katholisch:  aber  woher 
stammt  der  Schlachtruf  „ecrasez  l'infame?";  4.  patriotisch:  aber  die 
Postulate  „Freiheit,  Gleichheit,  Brüderlichkeit",  die  noch  heute  den 
eisernen  Bestand  des  offiziellen  westlichen  Sozialismus  ausmachen, 
können  jedenfalls  leicht  im  nominalistischem  Sinne  ausgedeutet  werden 
und  werden  es  meist. 

Die  „äme  francaise"  ist  eben  sehr  vielseitig,  und  je  nachdem  man 
diese  oder  jene  Seite  in  den  Vordergrund  rückt,  wird  man  dieses  oder 
jenes  Bild  erhalten.  Ich  will  auch  hier  kein  Endurteil  fällen,  wie 
weit  der  Verf.  mit  ihrer  Deutung  das  Richtige  trifft.  Vollständig  im 
Recht  ist  er  mit  der  These,  daß  es  eine  spezifisch  französische  Einstellung 
auch  zum  Sozialismus  gibt,  die  keineswegs  zusammenzufallen  braucht 
mit  der  im  Augenblick  bei  den  offiziellen  Vertretern  des  Sozialismus 
beliebten. 

Es  ist  ein  unzweifelhaftes  Verdienst  des  Verf.,  daß  er  diese  Grund- 
ansicht vertritt  und  ihr  mit  Aufwand  von  viel  Geist  und  Wissen  zum 
Siege  zu  verhelfen  sucht.  In  der  Tat  liegt  die  Problematik  des  So- 
zialismus dort,  wo  sie  der  Verf.  sucht. 
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Einzelbesprechungen  und  Anzeigen1. 

1.  Allgemeine  Bibliographien,  Sammelwerke,  allgemeine  Nach- 
schlagewerke und  Lehrbücher,  allgemeine  Theorie,   Methodik  und 
Systematik,  allgemeine  Zeitschriften,  Unterrichtsfragen. 

Charlier,  C.  V.  L.,  Vorlesungen  über  die  Grundzüge  der 
mathematischen  Statistik.  Lund  1920.  Verlag  Scientia. 
125  S.   Kr.  10,—. 

Die  mathematische  Statistik  hat  in  den  letzten  zwei  Jahrzehnten  eine 
Ausbildung  erfahren,  die  sie  zu  einem  überaus  scharfen  "Werkzeug  bei 
der  Zergliederung,  Beschreibung  und  Deutung  statistischen  Zahlen- 
materials erhebt.  Diese  neuen  Methoden  machen  die  mathematische  Sta- 
tistik der  jüngsten  Zeit  zu  einer  eigenen  Wissenschaft,  an  der  die  Sta- 
tistiker des  Kontinents  keinen  oder  nur  geringen  Anteil  nahmen,, 
während  die  schon  durch  Sir  Francis  Galton  1889  eingeleitete  Be- 
wegung in  England  zu  einer  von  den  verschiedensten  "Wissenschafts- 
zweigen interessiert  aufgenommenen  Fortbildung  der  mathematischen 
Statistik  führte.  Wenn  Namen  genannt  werden  sollen,  so  ist  es  vor  allem 
der  des  englischen  Mathematikers  und  Biologen  Karl  Pearson. 

In  den  deutschen  Lehrbüchern  der  mathematischen  Statistik  fanden 
die  neuen  leistungsfähigen  Methoden  keine  oder  nur  beiläufige  Be- 
achtung. Dagegen  sind  die  Arbeiten  der  englischen  Mathematiker  bereits 
in  mehrere  englische  Lehrbücher  der  mathematischen  Statistik  ausführ- 
lich aufgenommen  worden. 

Auch  der  Verf.  des  vorliegenden  Buches,  ein  schwedischer  Astronom^ 
widmete  sich  schon  vor  16  Jahren  den  neuen  statistischen  Methoden  in 
ihrer  Anwendung  auf  astronomische  Probleme.  Seine  eigene  Behand- 
lung der  mathematischen  Statistik  reicht  mit  den  Anfängen  in  das  Jahr 


1  Zur  Beachtung:  Die  Literatur  dieser  Zeitschrift  berücksichtigt  •vornehmlich 
solche  Arbeiten,  die  insgesamt  weit-wirtschaftliche  Untersuchungen  zum  Gegenstand 
haben.  Es  finden  jedoch  auch  diejenigen  Schriften  Aufnahme,  welche  sich  nur  in 
einzelnen  Teilen  mit  weltwirtschaftlichen  Beziehungen  befassen.  Dasselbe  gilt  von 
literarischen  Erscheinungen  aus  dem  Gebiete  der  vergleichenden  Volkswirtschafts- 
lehre. Die  Besprechungen  erscheinen  in  deutscher,  englischer  und  französischer 
Sprache.  Die  Herren  Mitarbeiter  können  sich  aber  einer  beliebigen  anderen  euro- 
päischen Sprache  bedienen,  sofern  sie  mit  deren  Übersetzung  einverstanden  sind. 
Die  der  Bedaktion  zugegangenen,  für  das  Archiv  geeigneten  Druckschriften  werden 
sofort  mit  ihrem  genauen  Titel  aufgeführt,  wobei  in  geeigneten  Fällen  eine  Inhalts- 
angabe mit  kurzer  Charakteristik  erfolgt.  Darüber  hinaus  kann  eine  Gewähr  für 
die  Besprechung  der  Bücher,  auch  wenn  diese  eingefordert  sind,  nicht  übernom- 
men werden.  In  der  gesamten  Literaturübersicht  werden  nur  solche  Druck- 
schriften aufgeführt,  die  der  Redaktion  vorgelegen  haben. 
Eingereichte  Bücher,  die  dem  Spezialgebiet  des  Archivs  (in  dem  oben  begrenzten 
Umfange)  fernliegen,  bleiben  auch  im  Titelverzeichnis  unberücksichtigt;  sie  werden 
den  Verlegern  jedoch  zurückgeschickt. 
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1905  zurück  und  gründet  sich  auf  L  a  p  1  a  c  e  s  „Theorie  analytique  des 
probabilites"  (1812),  nach  dem  Urteil  des  Verf.  unstreitig  das  be- 
deutendste Werk,  das  auf  dem  Gebiete  der  mathematischen  Statistik  er- 
schienen ist. 

Für  Charliers  Buch  werden  alle  an  der  exakten  Bearbeitung 
statistischen  Materials  interessierten  Kreise  dem  Verf.  Dank  wissen, 
trotz  oder  wegen  des  kleinen  Umfanges.  So  wie  die  Schrift  vorliegt,  ist 
sie  die  deutsche,  wenig  erweiterte  Ausgabe  der  ursprünglich  schwedisch 
veröffentlichten  Arbeit.  Obgleich  sie  aus  Vorlesungen  hervorgegangen 
ist,  darf  man  sie  doch  in  der  gedruckten  Form  durchaus  nicht  als  Lehr- 
buch bewerten,  sie  bildet  vielmehr  eine  übersichtliche  Zusammenstellung 
der  Theoreme,  Definitionen  und  Methoden  der  mathematischen  Statistik, 
alles  zugeschliffen  für  den  unmittelbaren  praktischen  Gebrauch  des 
Statistikers.  Und  nur  für  den  praktischen  Gebrauch;  denn  die  Beweise 
der  Lehrsätze  blieben  fort.  Dafür  sind  die  Rechnungsverfahren  selbst 
erläutert  durch  gut  gewählte  typische  numerische  Beispiele  gerade  aus 
jenen  Gebieten,  auf  denen  die  Anwendung  der  modernen  statistischen 
Methoden  am  ehesten  eine  Förderung  der  Erkenntnis  der  Zusammen- 
hänge erwarten  läßt:  Bevölkerungslehre,  Meteorologie,  Erblichkeits- 
forschung, Biologie. 

Von  dem  Inhalt  sei  noch  gesagt,  daß  er  in  eine  Zweiteilung  ein- 
gespannt wurde  (homograde  und  heterograde  Statistik),  die  nicht  not- 
wendig und  nicht  ausschließlich  ist,  aber  dennoch  erlaubt,  alle  Methoden 
so  anzuordnen,  daß  man  sie  bequem  findet.  Bei  der  Knappheit  der  Dar- 
stellung reicht  das  auf  119  Textseiten  Dargestellte  sehr  weit.  So  wird 
die  Untersuchung  der  Häufigkeitskurven  bis  zu  den  höheren  Cha- 
rakteristiken gelehrt,  und  der  wichtigen  Korrelation  ist  eine  für  die 
Praxis  des  Statistikers  erschöpfende  Behandlung  gewidmet. 

Historische  und  kritische  Bemerkungen  und  Ausblicke  beleben  den 
Vortrag,  regen  zur  Weiterarbeit  und  zum  Widerspruch  an.  So,  wenn  der 
Verf.  die  Verantwortung  für  die  Stagnation,  die  in  der  Entwicklung  der 
mathematischen  Statistik  eintrat,  auf  G  a  u  ß  schiebt.  Anregung  aber 
empfängt  —  um  auf  dies  eine  nur  hinzuweisen  —  der  Wirtschafts- 
statistiker aus  den  Kapiteln  über  die  Korrelation.  Auf  seinem  Gebiet 
kommen  zahlreiche  statistische  Reihen  vor,  die  sich  tiefer  ausschöpfen, 
in  ihren  Verkettungen  sich  schärfer  erkennen  ließen,  wenn  man  darauf 
die  exakten  numerischen  Korrelationsmethoden  anwendet,  als  wenn  man 
sich  mit  einer  graphischen  Vergleichung  begnügt.  Hier  steckt  noch  alles 
in  den  Anfängen,  und  es  ist  sehr  wohl  möglich,  daß  eine  exakte  Be- 
arbeitung des  wirtschaftlichen  Zahlenmaterials  im  weitesten  Sinne  nach 
den  präzisen  Methoden  der  neueren  mathematischen  Statistik  einen  ähn- 
lichen Wandel  und  eine  ähnliche  Erweiterung  der  Einsicht  mit  sich 
bringt,  wie  es  vor  45  Jahren  die  Untersuchungen  von  L  e  x  i  s  für  die 

Bevölkerungslehre  bewirkt  haben. 

Prof.  Carl  WTirtz,    Kiel. 
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Ausblick   auf  Handel   und  Industrie   Sibiriens.     (Osteuropa-Institut   in 
Breslau.    Quellen  und  Studien.   7.  Abt.   Handel  und  Industrie.    Heft  2.) 
Leipzig  u.  Berlin  1921.    B.  G.  Teubner.    XII,   271  S.    JL  12,-. 
Das  Buch  will  einen  Überblick  über  die  natürlichen  Reichtümer  des 
Landes  und  seine  Entwicklungsmöglichkeiten  für  Handel  und  Industrie 
geben.    Nach  einleitender  landeskundlicher  Beschreibung  der  drei  großen 
Gebiete,  in  die  dieser,  12,5  Mill.  qkm  umfassende,  dem  russischen  Reiche 
angegliederte  Teil  des  asiatischen  Kontinents  seiner  Beschaffenheit  nach 
zerfällt  —  West-Sibirien,  Ost-Sibirien  und  der  Ferne  Osten  — ,  wird  ein 
Bild  des  Handels  vor  dem  Kriege  und  der  Aussichten  für  Handelsbezie- 
hungen nach  der  asiatischen  Grenze  hin  entworfen,  die  Bedeutung  des 
Klimas  und  der  Verkehrswege  —  Eisenbahnen  und  Wasserstraßen  —  in 
Erwägung  gezogen,  die  Bedeutung  der  Landwirtschaft  mit  allen  ihren 
Zweigen,  wie  Ackerbau,  Müllereiwesen,  Obst-  und  Gemüsebau,  Bienen- 
und  Viehzucht,  Butterproduktion,  Jagd,  Fischfang,  Forstwirtschaft  und 
die    Hausindustrie    gewürdigt.     Die    Bodenschätze    Sibiriens    —    Gold, 
Silber,   Blei,   Kupfer,    Zinkerze,   Wismut,    Quecksilber,    Zinn,   Wolfram, 
Edelsteine,  Mangan,   Arsen,   Antimon,   Schwefel,   Eisen,   Kohle,   Graphit, 
Glimmer,  Asbest,  Kochsalz,  Mineralquellen  —  werden  im  einzelnen  ein- 
gehend behandelt,  ferner  das  Gewerbe,  die  chemische  Industrie,  Brenne- 
reien,   Bierbrauereien,    Hefe-,    Glas-,    Leder-,    Zellulose-,    Holzschliff-, 
Papier-,  Zuckerfabriken. 

Das  Buch  schließt  mit  einer  Übersicht  über  die  Industrie  Sibiriens 
bis  zum  Ende  der  Koltschakregierung,  in  den  ersten  Zeiten  des  Kom- 
munismus, und  die  Aussichten  für  deutschen  Unternehmungsgeist  in 
diesem  Lande  der  Zukunft.  Ein  interessanter  Abschnitt  ist  der  indu- 
striellen Tätigkeit  der  Kriegsgefangenen  in  Sibirien  gewidmet,  denen  es 
trotz  ihrer  schwierigen  Lage  gelungen  war,  Erzeugnissen  deutscher 
Fachkenntnis,  Organisation  und  deutschen  Fleißes  einen  ansehnlichen 
Vorrang  vor  der  ins  Land  dringenden  japanischen  Ware  auf  dem  sibi- 
rischen Markte  zu  verschaffen.  Das  Werk  stützt  sich  auf  reichhaltige 
Tabellen  und  statistische  Daten,  die  meist  russischen,  auch  neuen,  zur 
Zeit  kaum  mehr  zugänglichen  Quellen  entnommen  sind.  Den  verschie- 
denen unermeßlichen  Naturschätzen  des  Landes  werden  ihre  großen, 
durch  Klima,  Lage  und  Spärlichkeit  der  von  der  Kultur  kaum  berührten 
Bevölkerung  bedingten  Schwierigkeiten  für  eine  erfolgreiche  Entwick- 
lung einer  großzügigen  Industrie  entgegengehalten. 

Dem  Verf.  kann  aber  nicht  der  Vorwurf  erspart  bleiben,  ein 
nicht  ganz  objektives  Urteil  zu  Gunsten  des  asiatischen  Teiles  Rußlands 
gefällt  zu  haben.    Sibirien  hat  bis  jetzt  trotz  seiner  reichen  Naturschätze 
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und  dem  großen  und  anhaltenden  Interesse,  das  ihm  seit  langem  von  der 
zaristischen  Regierung,  der  Duma,  der  Presse  und  den  Kreisen  der 
russischen  Großindustrie  und  Banken  entgegengebracht  wurde,  keine 
großzügigen  Unternehmungen  gezeitigt  und  ist  bis  zuletzt  das  Land  der 
Naturalwirtschaft  und  des  Kleingewerbes  geblieben.  An  Projekten,  Vor- 
schlägen, Entwürfen  und  Versuchen  zu  seiner  industriellen  Erschließung 
hat  es  niemals  gefehlt.  Bezeichnend  für  den  Standpunkt  des  Verf.  ist  die 
Behandlung  der  Frage  des  Wasserweges  über  das  Eismeer  zu  den  Mün- 
dungen des  Ob  und  Jenissei,  der  als  gangbar  und  vielversprechend  dar- 
gestellt wird.  Trotz  wiederholten  Drängens  der  russischen  Presse, 
diesen  direkten,  seit  langem  bekannten  Wasserweg  für  die  Verbindung 
Sibiriens  mit  den  Kulturstaaten  des  Westens  durchzusetzen  und  trotz 
wiederholter  Versuche  in  dieser  Richtung  —  während  des  japanischen 
Krieges  waren  bedeutende  Schiffkarawanen  in  den  Ob  und  Jenissei  ge- 
kommen, 1919  hatten  norwegische  und  englische  Schiffe  zum  Waren- 
austausch mit  der  sibirischen  Kooperation  diese  Straße  benutzt  —  hat 
sich  diese  Verbindung,  weil  mit  dem  ständigen  und  großen  Risiko 
des  Einfrierens  gerechnet  werden  mußte,  sowie  mit  der  dem  heutigen 
Terminhandel  widersprechenden  Notwendigkeit,  die  Ware  für  unbe- 
stimmte Zeit  auf  Lager  zu  halten,  als  nicht  gangbar  erwiesen.  Schon 
diese  Angaben  und  Daten,  die  D.  selbst  bei  der  Behandlung  der  Fragen 
heranzieht,  erlauben  oft  weniger  günstige  Schlußfolgerungen,  als  das 
Werk  bringt.  Die  unerfreulichen  Erfahrungen  der  russischen  Industrie 
in  Sibirien  sollten  zu  großer  Vorsicht  mahnen.  Das  Werk  ist  aber  dank 
seinem  reichhaltigen  Material  allen,  die  sich  für  die  Möglichkeiten  von 
Handel  und  Industrie  in  diesem  weiten  Gebiete  interessieren,  in  jeder 
Hinsicht  zu  empfehlen.  Sein  Wert  wird  erhöht  durch  die  richtige,  auf 
persönlichen  Eindrücken  und  Erlebnissen  beruhende  Einschätzung  der 
Eigenart  des  Landes  und  seiner  Bevölkerung. 

A.  v.  L  ilienf  eld-Toal,  Kiel. 


Abgetretenen  Gebiete,  Die  von 
Preußen  — ,  mit  einer  Hauptübersicht, 
einem  Gemeinde-  und  Ortsverzeichnis 
der  durch  die  neue  Landesgrenze  ge- 
teilten Kreise  usw.  nebst  Flächengrößen 
und  Einwohnerzahlen  (einschließt,  des 
unter  preußischer  Staatshoheit  verblei- 
benden Saargebietes).  Bearbeitet  in  der 
Plankammer  des  Preußischen  Stati- 
stischen Landesamts.  Berlin  1922.  Ver- 
lag des  Preußischen  Statistischen  Lan- 
desamts.  VIII,   331   S.  .H  75,—. 

Agriculture,  Yearbook  1920, 
United  States  Department  of  — .  Wash- 
ington 1921.  888  S.  —  Der  erste  Teil 
des  Buches  gibt  in  kurzen,  illustrierten 
Artikeln  die  Ergebnisse  von  Versuchen, 
welche    mit    Pflanzen,    Tieren,    Dünge- 


mitteln, Mitteln  gegen  Schädlinge  und 
Krankheiten  in  Laboratorien  und  Ver- 
suchsstationen angestellt  worden  sind, 
sowie  ähnliche  auf  die  Praxis  zuge- 
schnittene Aufsätze.  Der  zweite  Teil 
enthält  statistische  Tabellen  über  die 
Produktion  sämtlicher  landwirtschaft- 
lichen Erzeugnisse  in  den  Einzelstaaten 
und  in  der  Union  mit  Vergleichszahlen 
für  die  übrigen  Länder  der  Welt,  über 
Ein-  und  Ausfuhr  sowie  Preise,  oc. 
Annuaire  international  de 
statistique,  Publie  par  l'office 
permanent  de  l'Institut  International  de 
Statistique.  VII  et  VIII:  Enseignement 
primaire,  agriculture,  postes,  te"legra- 
phie  et  tele"phonie,  societes  anonymes, 
cooperatives,     habitations,    indices     des 
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prix  de  gros;  staüstique  des  finances 
d'Etat,  staüstique  de  la  production, 
cours  des  changes.  Haag  1920  et  1921. 
W.  P.  van  Stockum  &  Fils.  VIII,  283; 
VIII,  80  S.    Je  Fr.  6,-. 

Australia,  Official  Year  Book  of  the 
Commonwealth  of  — .  Containing  autho- 
ritative  statistics  for  the  period  1901 
to  1920  and  corrected  statistics  for  the 
period  1788  to  1900.  Prepared  under 
Instructions  from  the  Minister  of  State 
for  Home  and  Territories,  by  G.  H. 
K  n  i  b  b  s  ,  C.M.G.,  (Commonwealth 
Bureau  of  Census  and  Statistics. 
Nr.  13.  1920.)  Melbourne  (1920). 
Albert  J.  Mullet.  XXXVIII,  1228  S. 
—  Ist  wie  üblich  eingeteilt  (vgl. 
„W.  A."  15.  Bd.,  S.  512).  Hinzu- 
gekommen ist  ein  Abschnitt  über  das 
australische  Mandatsgebiet  Neu-Guinea, 
dessen  natürliche  Bedingungen,  bis- 
herige Verwaltung  durch  Deutschland, 
Landbesitzverteilung  und  Bassenpro- 
blem  ausführlich  geschildert  werden. 
Der  Anhang  gibt  Aufschluß  über  die 
besonderen  Aufgaben,  denen  sich  die 
landwirtschaftlichen  Behörden  der  ver- 
schiedenen Bundesstaaten  unterziehen 
(Lehrwesen,  Bevorschussung  der  Far- 
mer, Unterstützung  des  Anbaus,  Strau- 
ßenzucht  usw.).  hg. 

Bachi,  Biccardo,  L'Italia  econo- 
mica  nell'anno  1920.  Annuario  della 
vita  commerciale,  industriale,  agraria, 
bancaria,  finanziaria  e  della  politica 
economica.  Anno  XII.  Appendici:  I. 
Gustavo  del  Vecchio,  La  crisi 
economica  della  Venezia  Giulia,  Fiume 
e  Zara.  IL  Biccardo  Bachi,  I 
lineamenti  generali  della  vita  economica 
nell'anno  1921.  Cittä  di  Castello  1921. 
Casa  Tipografico-Editrice  S.  Lapi.  XII, 
512  S.  L.  25,—.  —  Verf.  bespricht  an 
Hand  zahlreicher  statistischer  Angaben 
den  Stand  und  die  Entwicklung  des 
Außenhandels,  des  Bank-  und  Geld- 
wesens, der  "Warenpreise  der  landwirt- 
schaftlichen und  gewerblichen  Produk- 
tion, des  Arbeitsmarktes,  der  Aktien- 
gesellschaften, des  Verkehrswesens  und 
der  Staatsfinanzen;  im  zweiten  Teil 
behandelt  er  die  wirtschaftspolitischen 
Gesetze  und  Maßnahmen  auf  dem  Ge- 
biet des  Handels,  der  Landwirtschaft, 
der  Gewerbe,  des  Kreditwesens,  der 
Arbeiterfrage,  des  Kommunal-,  Ver- 
sicherungs-  und  Finanzwesens,  des 
Konsums,     des     Verkehrs-,     Genossen- 


schafts- und  Bauwesens.  Im  Anhang  II 
bringt  B.  einen  kurzen  Überbück  über 
die  Grundlinien  der  wirtschaftlichen 
Entwicklung  Italiens  im  Jahre  1921. 
Im  Anhang  I  untersucht  Prof.  del 
Vecchio  kurz  die  besonderen  Gründe 
für  die  wirtschaftliche  Krise  in  den 
neuen  Provinzen.  wec. 

Baumont,  Maurice,  et  Marcel 
Berthelot,  L'Allemagne  lendemains 
de  guerre  et  de  revolution.  Avec  une 
preface  par  Ernest  Lavisse. 
Paris  1922.  Armand  Colin.  292  S. 
Fr.  7,—.  —  Verf.  schildern  den  histo- 
rischen Verlauf  der  Bevolution  und  der 
sich  ihr  anschließenden  Umwälzun- 
gen auf  politischem  und  wirtschaft- 
lichem Gebiet:  die  Kämpfe  um  die  Ver- 
fassung (Einheits-  oder  Bundesstaat), 
die  deutschen  Parteien  und  ihre  Führer, 
Außenhandelskontrolle  und  Finanzpoli- 
tik (Verf.  sind  der  Ansicht,  daß  die 
Steuererträge  noch  erhöht  werden 
könnten),  Abbau  der  Kriegswirtschaft, 
Zusammenarbeit  von  Arbeitgeber  und 
Arbeitnehmer,  die  religiöse  Frage  und 
die  intellektuelle  Bewegung.  hg. 

Boom,      Dr.       Emil      van      den 
Die  deutsche  Wirtschaft  vor  und  nac 
dem    Kriege.    (Staatsbürger  -  Bibliothek. 
Heft    105.)     M.-Gladbach    1922.     Volks- 
vereins-Verlag.   48   S.    M   12,—. 

Bowman,  Isaiah,  Ph.D.,  The 
New  World.  Problems  in  politica 
geography.  Illustrated  with  215  maps 
and  with  65  engravings  from  photo- 
graphs.  New  York  1921.  World  Booi 
Co.    VII,  632   S.    $  6,-. 

Braun,  Fritz,  Prof.  in  Danzig,  Die 
östlichen  Grenzländer  Norddeutsch- 
lands. Eine  Landeskunde  des  Weichsel- 
landes (Kongreßpolens).  (Bücherei  der 
Kultur  und  Geschichte.  19.  Bd.)  Bonn 
u.  Leipzig  1921.  Kurt  Schroeder.  VIII, 
123  S.  Jl  12,—.  —  Nach  Erörterung  der 
geographischen  Grundlagen  legt  der 
Verf.  dar,  daß  in  der  Landwirtschaft 
dem  mäßigen  Großgrundbesitz  des 
Bauernadels  die  Masse  der  früher  leib- 
eigenen Bauern  als  Kleinparzellen- 
besitzer  gegenübersteht,  deren  Kinder- 
reichtum die  Auswanderung  nötig 
mache.  Die  Eisen-  und  Kohlenindustrie 
stelle  den  wertvollsten  Industriezweig 
dar.  Das  strategisch  orientierte  Ver- 
kehrsnetz entspreche  nicht  den  wirt- 
schaftlichen   Bedürfnissen.  wh. 
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Bunge,  Alejandro  E.,  La  nueva 
politica  economica  Argentina.  Intro- 
ducciön  al  estudio  de  la  industria 
nacional.  (Union  Industrial  Argentina.) 
Buenos  Aires  1921.  43  S.  —  Das  Buch 
bezweckt,  das  argentinische  Volk  über 
die  Notwendigkeit  einer  umfangreichen 
Industrialisierung  aufzuklären.  Trotz 
der  großen  Fortschritte  seiner  Land- 
wirtschaft stehe  die  Entwicklung  Ar- 
gentiniens zu  einem  modernen  Kultur- 
staat seit  1908  fast  still,  und  es  bleibe 
in  bezug  auf  Fertigfabrikate  völlig  vom 
Auslande  abhängig.  Durch  die  wirt- 
schaftliche Krisis  des  Jahres  1921  hätten 
sich  die  Folgen  der  argentinischen,  nur 
auf  die  Hebung  der  landwirtschaftlichen 
Produktion  gerichteten  Wirtschafts- 
politik verhängnisvoll  fühlbar  gemacht. 
Eine  Änderung  der  Politik  sei  erforder- 
lich und  zum  Teil  bedingt  durch  die 
neuerdings  von  anderen  Ländern  ein- 
geschlagene Wirtschaftspolitik,  z.  B. 
Englands  und  der  Vereinigten  Staaten. 
Die  Vorbedingungen  für  eine  aus- 
gedehnte Industrialisierung  seien  er- 
füllt: denn  Kohle,  Minerale,  Wolle  und 
Pflanzenfasern  seien  vorhanden,  die 
Bevölkerung  sei  arbeitsam  und  von 
technischem  Verständnis.  Wie  in  an- 
deren Ländern  müsse  die  Industrie 
durch  Maßnahmen  des  Staates  unter- 
stützt und  geschützt  werden.  oc. 

Bunge,  Alejandro  E.,  Prof.  en  la 
Universidad  de  Buenos  Aires  y  en  la 
de  La  Plata,  Las  industrias  del  Norte. 
Vol.  I.  Contribuciön  al  estudio  de  una 
nueva  politica  economica  Argentina. 
Buenos  Aires  1922.  226  S.  —  Verf. 
ergänzt  seine  in  voriger  Anzeige  mit- 
geteilte Auffassung,  indem  er  die  Ent- 
wicklung und  Wirtschaftspolitik  anderer 
Länder,  besonders  Deutschlands,  Eng- 
lands, Brasiliens  und  der  Vereinigten 
Staaten  mit  derjenigen  Argentiniens 
vergleicht  und  als  Muster  hinstellt.  Die 
neue  Wirtschaftspolitik  müsse  gerichtet 
sein  auf  eine  größere  Mannigfaltigkeit 
der  landwirtschaftlichen  Produktion. 
Im  Lande  selbst  sei  ein  besserer  wirt- 
schaftlicher Ausgleich  zu  schaffen 
durch  gleichmäßigere  Besiedelung  und 
Erzeugung  solcher  Produkte,  die  auf 
den  heimischen  Märkten  verbraucht 
werden.  Hierzu  gehört  der  Anbau  von 
Beis,  Baumwolle  und  Zucker  in  Nord- 
argentinien, oc. 


C  a  n  a  d  a  ,  Department  of  Mines.  Sum- 
mary  Beport,  1920.  Part  A,  C,  D. 
(Geological  Survey.  1869,  1867,  1881.) 
Ottawa  1921.  Thomas  Mulvey.  106;  32; 
87  S. 

Canada  Year  Book  1920,  The—. 
Published  by  Authority  of  the  Bight 
Hon.  Sir  George  E.  Foster, 
G.C.M.G.,  M.P.  (Canada  Dominion 
Bureau  of  Statistics.)  Ottawa  1921. 
F.  A.  Acland.  XVIII,  768  S.  -  Das 
Buch  beginnt  mit  einem  Überblick  ü*»er 
die  behördlichen  wirtschaftspolitischen 
Maßnahmen  während  des  Krieges  und 
den  nach  seinem  Ende  vorgenommenen 
Neuorganisationen.  Die  landwirtschaft- 
lichen Statistiken  sind  vermehrt,  den 
Preisschwankungen  für  landwirtschaft- 
liche Erzeugnisse  ist  besondere  Sorg- 
falt gewidmet.  In  den  Handelsstatistiken 
wurden  die  Daten  für  die  Jahre  1918 
bis  1921  zusammengestellt.  hg. 

C  o  u  1 1  o  n  ,  G.  G.,  M.A.,  Social  Life  in 
Britain  from  the  Conquest  to  the  Be- 
formation.  Cambridge  1919.  The  Uni- 
versity  Press.  XX,  566  S.  sh.  24/-.  — 
Enthält  in  der  Hauptsache  Auszüge  und 
Übersetzungen  aus  gleichzeitigen  Schrift- 
stellern, welche  das  Leben  der  Familie, 
Hörigkeit,  Becht,  Verhältnis  von  Beich 
zu  Arm,  Beligion,  Arbeit,  Handel,  den 
Stand  der  Wissenschaft  und  den  Sport 
in  der  fraglichen  Zeit  behandeln,  hg. 

Debacle  des  Soviets  et  la 
restauration  economique  de 
la  Bussie,  La  — .  Memoires  pre- 
sentes  ä  la  Conference  de  Genes  par 
l'Association  Financiere,  Industrielle  et 
Commerciale  Busse,  Paris.  Paris  1922. 
XXXI,    208  S. 

Department  of  Commerce, 
United  States  of  America.  Annual  Be- 
port of  the  Director  of  Bureau  of 
Foreign  and  Domestic  Commerce  to  the 
Secretary  of  Commerce  for  the  Fiscal 
Year,  ended  June  30,  1921.  —  Ninth 
Annual  Beport  of  the  Secretary  of  Com- 
merce 1921.  Washington  1921.  Govern- 
ment Printing  Office.  148;  149  S.  — 
Das  erstgenannte  Buch  gibt  einen  kur- 
zen Überblick  über  die  von  den  ver- 
schiedenen Abteilungen  und  von  den 
einzelnen  im  Auslande  angestellten  Be- 
amten   des    Bureau    of    Commerce    zur 

-  Förderung  des  Außenhandels  der  Ver- 
einigten »Staaten  vorgenommenen  Ar- 
beiten. Gegenüber  den  bisherigen 
Jahresberichten    ist    es    ergänzt    durch 
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Abhandlungen  über  den  Außenhandel 
der  Vereinigten  Staaten  sowie  über  die 
Wirtschaftslage  der  wichtigsten  frem- 
den Länder.  Das  zweitgenannte  Buch 
enthält  den  Haushaltsplan  des  Depart- 
ment of  Commerce  für  das  Rechnungs- 
jahr 1922/23,  sowie  Auszüge  aus  den 
Jahresberichten  der  einzelnen  ihm 
unterstellten  Behörden  über  Zweck  und 
Art  der  von  ihnen  im  vergangenen 
Rechnungsjahr    ausgeführten    Arbeiten. 

oc. 
Department  of  Overseas  Trade. 
Report  on  the  Economic  and  Financial 
Conditions  in  the  British  West  Indies, 
July  1921.  40  S.  sh.  1/-;  Report  on  the 
Trade  and  Economic  Conditions  of  the 
Canary  Islands,  March  1921.  29  S. 
sh.  1/3;  Report  on  the  Industrial  and 
Economic  Situation  in  the  Czecho- 
Slovakia,  June  1921.  44  S.  sh.  1/6; 
General  Report  on  the  Economic  Situa- 
tion in  Denmark  at  the  close  of  the 
year  1920.  54  S.  sh.  1/3;  Report  on  the 
Trade  and  Commerce  of  Ecuador, 
February  1921.  27  S.  sh.  0/9;  Report 
on  the  Economic,  Financial  and  Indu- 
strial Conditions  of  Finland,  for  the 
year  1920.  44  S.  sh.  1/-;  General  Report 
on  the  Industrial  and  Economic  Situa- 
tion in  Greece,  February  1921.  66  S. 
sh.  1/9;  Report  on  the  Commercial  and 
Industrial  Situation  of  Hungary,  April 
1921.  41  S.  sh.  1/3;  General  Report  on 
the  Commercial,  Industrial  and  Econo- 
mic Situation  of  Italy,  December  1920. 
48  S.  sh.  1/-;  General  Report  on  the 
Economic,  Financial,  and  Industrial 
Conditions  of  the  Netherlands,  January 
1921.  43  S.  sh.  1/3;  Report  on  the  In- 
dustrial, Commercial,  and  Economic 
Situation  in  Poland,  March  1921.  67  S. 
sh.  2/-;  Report  on  the  Economic  Con- 
ditions in  Roumania,  April  1921.  98  S. 
sh.  2/9;  Report  on  the  Economic  and 
Industrial  Conditions  of  the  Serb- 
Croat-Slovene  Kingdom,  April  1921. 
36  S.  sh.  1/-;  Report  on  the  Commercial 
Situation  in  Siam,  at  the  close  of  the 
year  1920.  42  S.  sh.  1/3;  General  Report 
on  the  Industries  and  Commerce  of 
Spain,  December  1920.  72  S.  sh.  1/6; 
Report  on  the  Commercial  and  Indu- 
strial Situation  of  Sweden,  at  the  close 
of  the  year  1920.  40  S.  sh.  1/-;  General 
Report  on  the  Economic  Situation  in 
Switzerland,  April  1921.  64  S.  sh.  1/9; 
Report   on   the   Trade    of    Syria,    1920. 


12  S.  sh.  0/6;  General  Report  on  the 
Trade  and  Economic  Conditions  of 
Turkey,  January  1921.  75  S.  sh.  2/-; 
Report  on  the  Economic  and  Financial 
Conditions  in  Uruguay,  November  1921. 
40  S.  sh.  1/-;  Report  on  the  Economic 
and  Commercial  Conditions  of  Vene- 
zuela, September  1921.  28  S.  sh.  0/9; 
Report  on  the  Economic  and  Commer- 
cial Situation  in  Algeria,  August  1921. 
66  S.  sh.  2/-;  Report  on  the  Financial 
and  Economic  Conditions  of  the  Argen- 
tine  Republic,  September  1921.  65  S. 
sh.  1/9;  Report  on  the  Economic  and 
Commercial  Situation  of  Australia, 
June  1921.  88  S.  sh.  2/9;  Report  on  the 
Economic  and  Financial  Conditions  in 
Brazil,  October  1921.  65  S.  sh.  1/9;  Re- 
port on  the  Conditions  and  Prospects 
of  British  Trade  in  Canada,  August 
1921.  73  S.  sh.  2/3;  General  Report  on 
the  Commercial,  Industrial,  and  Econo- 
mic Situation  of  China,  June  1921. 
64  S.  sh.  1/9;  Report  on  the  Finance, 
Industry,  and  Trade  of  the  Republic  of 
Colombia,  to  the  end  of  September  1921. 
25  S.  sh.  1/-;  Report  on  the  Trade  and 
Commercial  Prospects  of  East  Africa 
(Uganda  Protectorate,  Kenya  Colony, 
Tanganyika  Territory  and  Zanzibar), 
June  1921.  36  S.  sh.  1/3;  Report  on  the 
Economic  and  Commercial  Conditions 
in  the  Dominican  Republic,  October 
1921.  59  S.  sh.  1/9;  Report  on  the 
Financial  and  Commercial  Conditions  in 
the  Republic  of  Honduras,  July  1921. 
24  S.  sh.  0/9;  Report  on  the  Commercial 
Industrial,  and  Financial  Situation  in 
Japan  and  her  Dependencies  in  1920 
and  up  to  June  30th,  1921.  80  S.  sh.  2/-; 
Report  on  the  Economic  and  Commer- 
cial Conditions  in  the  Grand  Duchy  of 
Luxembourg,  September  1921.  21  S. 
sh.  0/9;  Report  on  the  Economic  and 
Financial  Conditions  in  Mexico  1920  to 
1921.  34  S.  sh.  1/-;  Report  on  the  Trade 
and  Industrial  Resources  of  Newfound- 
land,  December  1921.  25  S.  sh.  0/9; 
Report  on  the  Commercial  Conditions 
of  the  Dominion  of  New  Zealand,  July 
1921.  53  S.  sh.  1/6;  Report  on  the  Com- 
mercial and  Economic  Situation  in  the 
Rcpublics  of  Panama  and  Costa  Rica, 
September  1921.  37  S.  sh.  1/-;  Report 
on  the  Trade,  Industry,  and  Finance  of 
Morocco,  May  1921.  67  S.  sh.  2/-;  Re- 
port on  the  Economic  and  Financial 
Conditions     in     Paraguay,     September 
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1921.    31    S.    sh.    1/3;    Report    on    the 
Finance,  Industry,  and  Trade  of  Peru, 
October   1921,   together    with   a   Report 
on  the  Commercial  Aspects  of  Southern 
Peru.  42  S.  sh.  1/3;  Report  on  the  Com- 
mercial    Situation    of    Portuguese    East  j 
Africa,     October     1921.      16     S.      sh.  ' 
0/6;      Report      on      the      Commercial  [ 
Situation      in      Siam,      at      the      dose  j 
of    the    Third    Quarter,    1921.     36    S.  j 
sh.   1/3;      Report      on      the     Commcr-  j 
cial,    Industrial,    and    Economic    Situa-  j 
tion  of  Raly,  December  1921,  to  which  ; 
is  annexed  a  Report  on  the  Trade  and 
Industry    of    Rengasi;    Report    on    the  ; 
Industrial  and  Economic  Conditions  in  J 
Norway,  December  1921.  81  S.  sh.  2/3;  | 
Report  on  the  Economic,  Financial,  and 
Industrial    Conditions    of    the    Nether- 
lands,   February    1922.    48    S.    sh.    1/3. 
London  1921  u.  1922.  H.  M.'s  Stationery 
Office. 
Deuticke,     Dr.    jur.    et    pbil.    Wil- 
helm, Ostpreußen  und  der  polnische 
Korridor.    (Schriften    des    Instituts    für 
ostdeutsche  Wirtschaft  an  der  Univer- 
sität  Königsberg.     Heft  9.)    Jena   1921. 
Gustav  Fischer.  144  S.  Jt  22,50.  —  Verf. 
gibt  zunächst  einen  Überblick  über  die 
Bevölkerungs-    und    Wirtschaftsverhält- 
nisse   Ostpreußens    und    behandelt    so- 
dann   ausführlich   den    sog.   polnischen 
Korridor,  seine  Entstehung,  seine  recht- 
lichen   Grundlagen    und    die    Regelung 
des     Durchgangsverkehrs     (Eisenbahn-, 
Binnenschiffahrts-,   Luftschiffahrts-  und 
Kraftwagenverkehr).    Ein   weiterer   Ab- 
schnitt    ist     den     wirtschaftlichen     Be- 
ziehungen    Ostpreußens     zum     übrigen 
Deutschland  gewidmet,  wie  sie  sich  aus 
seiner  Stellung  als  Überschußgebiet  für 
landwirtschaftliche  Erzeugnisse  und  als 
Bedarfsgebiet      für      Industrieprodukte, 
vor  allem  Kohle  und  künstliche  Dünge- 
mittel, ergeben.  rm. 
Dietrich,   Dr.    Bruno,   Prof.    a.    d. 
Technischen    Hochschule    Breslau,    Die 
natürliche     Grenze     des     nordöstlichen 
Oberschlesien.    —    Karte  des  Oberschle- 
sischen    Industriedreiecks.    Breslau.    M. 
&  H.  Marcus.  Je  .U  5,—.  —  Die  Karten 
zeigen,   wie    die   alte   deutsche  Landes- 
grenze   Siedlungsgebiete    von    einander 
scheidet,    die    in    sich    vollständig    ge- 
schlossene Verkehrseinheiten   darstellen 
und   in    bezug    auf   die    Verkehrsdichte 
sich     deutlich     von     einander     unter- 
scheiden, wh. 

Weltwirtschaftliches  Archiv  Bd.  XVIII. 


D  i  x  ,   Arthur,   Politische   Geographie. 
Weltpolitisches     Handbuch.      I.     Allge- 
meiner Teil.    Mit   22  in   den  Text   ge- 
druckten   Abbildungen.     München    und 
Berlin  1921.    R.  Oldenburg.    IV,  196  S. 
M  26,—.    —    Verf.  stellt  dar,  wie  sich 
die  politische  Geographie  und  in  ihrem 
Gefolge     die    Weltpolitik     systematisch 
aufbauen    auf    den    natürlichen    Bedin- 
gungen der  Produktions-  und  Verkehrs- 
verhältnisse,   wie   das    Verlangen    nach 
Nahrungs-,  Rohstoffquellen,  Absatz-  und 
Anlagemärkten     die    politische    Grenz- 
ziehung    entscheidend     beeinflußt.      Er 
charakterisiert  das  Streben  nach  ethno- 
graphischer     Zusammenfassung,       den 
Drang    zum    Meer,    die   Bedeutung    des 
Kulturstandes  der  Bevölkerung  für  die 
Ausnutzung     des     okkupierten     Bodens 
und      die      kulturellen      Hemmungen, 
welche     Straßenbau,     Stromregulierung 
usw.    aus    politischen    Rücksichten    er- 
fahren können.  hg. 
Duboscq,  A  n  d  r  6  ,  L'ävolution  de  la 
Chine.     Politique   et   tendances   (1911 — 
1921).  Avec  1  carte  hors  texte.  Paris  1921. 
Rossard.    194  S.    Fr.  9,—.  —  Verf.  be- 
ginnt mit  den  Ursprüngen  chinesischer 
Parteibildung  im  letzten  Jahrzehnt  des 
19.  Jahrhunderts.  Im  Mittelpunkt  steht 
dann   die  innen-    und    außenpolitische 
Entwicklung  Chinas  seit  der  Revolution 
und     dem     Reginn     des     Weltkrieges: 
Führer   wie   Sun  -  Yat  -  Sen   und  Juan- 
Schi-Kai     werden     charakterisiert,     die 
Auseinandersetzungen  mit  Deutschland, 
Japan,  Sowjetrußland,  Tibet  beleuchtet. 
Den    Schluß    bildet    eine    Retrachtung 
über  den  neuen  Geist  der  Ziviüsation,  der 
China   seit    1912   beherrsche,   und    über 
die  Möglichkeit,  Frankreichs  kulturellen 
und   wirtschaftlichen   Einfluß   in   China 
zu  stärken.  hg. 
Espana,     Anuario     estadistico     de  — . 
Ano   VII.   1920.   (Ministerio   de   Instruc- 
ciön  Publica   y   Bellas  Artes.   Direcciön 
General     del     Instituto     Geogräfico     y 
Estadistico.)    Madrid   1922.    XII,   468   S. 
u.  statistische  Tabellen. 
Freckmann,    W.,    Die    Erschließung 
und    Bewirtschaftung    des    Niederungs- 
moores.  Auf  Grund   der  Tätigkeit   und 
der     Erfahrungen     der     Moorversuchs- 
wirtschaft  Neuhammerstein  dargestellt. 
Berlin  1921.  Paul  Parey.  153  S.  .#28,-. 
—    Behandelt   nach   einem   einleitenden 
Überblick  über  die  Boden-,  Witterungs- 
und    Arbeiterverhältnisse     des     Leba- 
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moores  bzw.  Neuhammersteins  die 
zweckmäßigsten  Methoden  der  Erschlie- 
ßung und  Bewirtschaftung  von  Niede- 
rungsmooren je  nach  der  beabsich- 
tigten Verwendung  der  Ödlandsflächen 
als  Dauerweiden,  Mähewiesen  oder  für 
Ackerkulturen  sowie  Entwässerung,  Bo- 
denvorbereitung, Düngung,  Ansaat,  Be- 
wirtschaftung und  Pflege  der  zu  kul- 
tivierenden   Moorflächen.  rm. 

Geological  Survey.  Memoir  127: 
Beauceville  Map-area,  Quebec  by  B.  R. 
MacKay;  Memoir  128:  Winnipegosis 
and  Upper  Whitemouth  River  Areas, 
Manitoba  Pleistocene  and  Recent  De- 
posits by  W.  A.  J  o  h  n  s  t  o  n.  (Canada 
Department  of  Mines.)  Ottawa  1921. 
F.  A.  Acland.    105;  42  S.  u.  Karten. 

Geschichte  der  Technik  und 
Industrie,  Beiträge  zur  — .  Jahr- 
buch des  Vereines  deutscher  Ingenieure. 
11.  Bd.  Herausgeg.  v.  Conrad  Mat- 
sch o  s  s.  Mit  164  Textabbildungen,  8 
Bildnissen  u.  3  Bildtafeln.  Berlin  1921. 
Verlag  des  Vereines  Deutscher  Inge- 
nieure. 236  S.  Jl  66,—.  —  In  dem  Jahr- 
buch sind  14  in  sich  geschlossene  Auf- 
sätze verschiedener  Verfasser  aus  ein- 
zelnen Zweigen  und  Zeiten  technischen 
Schaffens  vereinigt.  Beiträge  zur 
Geschichte  der  Gasmaschine,  der  Ver- 
brennungsmaschine, der  Güterzugloko- 
motive stehen  neben  solchen  über  die 
Vorgeschichte  des  germanischen  Schiff- 
baues, die  prähistorische  Kupfergewin- 
nung, die  Erfindung  der  Buchdrucker- 
kunst, Lebensschilderungen  berühmter 
Techniker  usw.  fg. 

Grothe,  Hugo,  Bulgarien.  Ein  Bei- 
trag zur  Landeskunde.  (Angewandte 
Geographie.  48.  Bd.)  Wien  1921.  L.W. 
Seidel  &  Sohn.  VII,  155  S.  M  24,—.  — 
Nach  Darstellung  der  geographischen 
und  ethnographischen  Grundlagen  und 
des  Geisteslebens  sowie  der  traurigen 
finanziellen  Folgen  des  Friedensver- 
trages schildert  Verf.  das  Wirt- 
schaftsleben. In  dem  wenig  intensiv  be- 
triebenen Ackerbau  überwiege,  geför- 
dert durch  die  türkische  Agrarpolitik, 
der  kleinbäuerliche  Betrieb.  Das  Ge- 
nossenschaftswesen entwickele  sich 
rasch;  der  Bergbau  biete  dem  fremden 
Kapital  wenig  Aussichten.  Im  Gewerbe 
wirke  das  in  der  Türkenzeit  aus- 
gebildete Zunftwesen  noch  fort.  Die 
Industrie  entbehre  der  großkapitalisti- 
schen Grundlage.  wh. 


Halbfaß,  Prof.  Dr.  Wilhelm, 
Grundlagen  der  Wasserwirtschaft.  Ber- 
lin 1921.  Gebrüder  Borntraeger.  VIII, 
154  S.  Jl  36,—.  —  Verf.  geht  von  den 
natürlichen  Grundlagen  der  Wasser- 
wirtschaft aus  und  bespricht  sodann 
die  Bedeutung  des  Ozeans,  der  Seen, 
Sümpfe,  Flüsse,  Gletscher  usw.  im 
Wasserhaushalt  der  Natur,  die  Nieder- 
schläge und  ihre  Verteilung,  Abfluß- 
vorgang, Versickerung  und  Verdun- 
stung sowie  die  Maßnahmen  der  künst- 
lichen Einwirkung  auf  diese  Faktoren 
durch  Trockenlegung  von  Sümpfen, 
Hochwasserschutz,  Talsperren  usw., 
während  die  weiteren  Kapitel  der  wirt- 
schaftlichen Seite  der  Wasserwirtschaft 
(Wasserversorgung,  Abwässerbeseiti- 
gung, Fischerei,  Landeskultur,  Wasser- 
kraft ausnutzung  und  Binnenschi  Bahrt) 
gewidmet   sind.  rm. 

Härtung,  Fritz,  Deutsche  Ver- 
fassungsgeschichte vom  15.  Jahrhundert 
bis  zur  Gegenwart.  2.  verb.  Aufl. 
(Grundriß  der  Geschichtswissenschaft. 
Zur  Einführung  in  das  Studium  der 
deutschen  Geschichte  des  Mittelalters 
und  der  Neuzeit.  Reihe  II,  Abt.  4.) 
Leipzig  u.  Berün  1922.  B.  G.  Teubner. 
VI,  205  S.  Jl  48,—.  —  In  der  vorliegen- 
den Auflage  sind  die  seit  Erscheinen 
der  ersten  Auflage  (1914)  in  Deutsch- 
land vollzogenen  Umwälzungen  berück- 
sichtigt. Verf.  gibt  den  wichtigsten 
Teil  der  Weimarer  Verfassung  wieder, 
weist  auf  ihre  Anlehnung  an  die  Ver- 
fassung der  Paulskirche  und  an  den 
Entwurf  von  Preuß  hin  und  schildert 
den  Kampf  zwischen  den  zum  Einheits- 
staat hinneigenden  und  den  partikula- 
ristischen  Elementen,  welche  die  bun- 
desstaatlichen Rechte  zu  wahren  such- 
ten, hg. 

Hasenclever,  Prof.  Dr.  Adolf, 
Peter  Hasenclever  aus  Remscheid- 
Ehringhausen,  ein  deutscher  Kaufmann 
des  18.  Jahrhunderts.  Seine  Biographie, 
Briefe  und  Denkschriften  (mit  3  Ab- 
bildungen), im  Auftrage  der  Familie 
Hasenclever  herausgeg.  Gotha  1922. 
Friedrich  Andreas  Perthes.  VIII,  252  S. 
Jl  40,—.  —  Nebst  einer  kurzen,  1794  er- 
schienenen Biographie  dieses  in  Por- 
tugal und  Spanien  im  Ein-  und  Aus- 
fuhrhandel, in  England  und  Nord- 
amerika in  der  Eisenindustrie  und 
schließlich  in  Schlesien  als  Leinenfabri- 
kant   tätigen    Kaufmanns    enthält    das. 


Wirtschaftsgeschichte,  wirtschaftl.,  soziale  u.  kulturelle  Zustandsstörungen  usw.      j  ^ 


Buch  seine  zahlreichen  Aufsätze  und 
Denkschriften,  in  denen  er  ein  Bild 
der  kulturellen  und  wirtschaftlichen 
Zustände  Nordamerikas,  der  handels- 
politischen Ausnutzung  dieser  Kolonie 
durch  England  entwirft,  Vorschläge  zur 
Förderung  der  schlesischen  Leinenindu- 
strie sowie  des  deutsch-amerikanischen 
Handels  macht.  hg. 

Hassert,  Kurt,  Die  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  als  politische  und 
wirtschaftliche  Weltmacht  geographisch 
betrachtet.  Mit  9  Diagrammen  u.  zahl- 
reichen Tabellen.  Tübingen  1922.  J.  C. 
B.  Mohr.  VIII,  315  S.  .«■  80,-.  —  Verf. 
bezweckt,  die  politische  und  wirtschaft- 
liche Entwicklung  der  Vereinigten 
Staaten  zu  ihrer  gegenwärtigen  Welt- 
machtstellung auf  geographischer 
Grundlage  zu  schildern.  Er  beschreibt 
zunächst  die  geographischen,  klima- 
tischen und  ethnographischen  Verhält- 
nisse des  Landes,  alsdann  das  Wirt- 
schaftsleben in  seinen  einzelnen  Zweigen 
und  gewaltigen  Leistungen.  Zum 
Schluß  erörtert  er  die  Stellung  der 
Union  zu  Europa.  oc. 

Hazard,    Blanche   Evans,    Prof.  j 
of  Home  Economics  in  Cornell  Univer- 
sity,  The  Organization  of  the  Boot  and 
Shoe  Industry  in  Massachusetts  before 
1875.  (Harvard  Economic  Studies.  Vol. 
XXIII.)  Cambridge  1921.  Harvard  Uni- 
versity  Press.  X,  293  S.  $  3,50.  —  Verf. 
bezweckt,   nachzuweisen,   daß   sich  die 
Schuhzeugindustrie    von    Massachusetts 
entsprechend    den    von    K.    Bücher   in 
„Entstehung  der  Volkswirtschaft"   auf- 
gestellten   Stufen    entwickelt    hat.      Er 
weist    nach,    daß    die    ersten    zerstreut 
lebenden   Siedler  ihr  Schuhzeug  selbst 
anfertigten,  daß  dann  bei  zunehmender 
Bevölkerungsdichte  das  Lohnwerk  und 
das  Handwerk  an  Stelle  des  Hauswerks 
traten,    zuerst    als    Kunden-,    dann    als 
Marktproduktion.   Anfang   des  19.  Jahr- 
hunderts wäre  dann  das  Verlagssystem 
aufgetreten.     Unter    dem     Schutz    von 
Zollgesetzen   und  infolge   des  stark   zu- 
nehmenden   Marktes    wäre    später    der 
Industrie    das    Großkapital    zugeströmt 
und    schließlich    durch    Maschinen    der 
letzte   Best    des    Handwerks   verdrängt 
worden.    Ein    Anhang    gibt    kurze    Zei- 
tungsberichte,    Bechnungsauszüge     und 
ähnliches  über   das  Gewerbe  aus   dem 
17.,  18.  und  19.  Jahrh.  oc. 


Hedenström,    Alfred    von,    Ge- 
schichte  Bußlands   von    1878   bis    1918. 
Stuttgart  u.  Berlin  1922.  Deutsche  Ver- 
lags-Anstalt.   348    S.    M    90-    geb.    - 
Verf.    sieht    den   Ursprung   des    außen- 
und    innenpolitischen    Zusammenbruchs 
Bußlands  in   dem   durch   den   Berliner 
Kongreß   geschaffenen   außenpolitischen 
Stimmungsumschwung    und    dem    Sieg 
der  slawophilen  Partei  im  Innern  unter 
Alexander  III.  Er  entwirft  ein  Bild  der 
Mißwirtschaft  der  russischen   Bürokra- 
tie, der  äußerlich  erfolgreichen  Unter- 
drückung    von     Selbstverwaltung     und 
Verfassungsbestrebungen,    der   Unfähig- 
keit des  Landadels,  seine  Güter  zu  be- 
wirtschaften,    und     des     nur    vorüber- 
gehenden    Durchdringens     bedeutender 
Reformminister  wie  Witte  und  Kriwo- 
schein.   Für  die  Darstellung  der  Ereig- 
nisse seit  1914  konnte  H.  die  Akten  der 
Rigaer    Geheimpolizei,    enthaltend    Pe- 
tersburger Instruktionen,  benutzen,  hg. 
Houtte,     Hubert     van,     Prof.     ä 
l'Universit6     de     Gand,     Histoire     eco- 
nomique    de   la    Belgique   ä   la    fin    de 
l'ancien    regime.    (Universite    de   Gand. 
Recueil  de  travaux  publies  par  la  Fa- 
culte    de   Philosophie    et    Lettres.     48e 
Fascicule.)  Gent  1920.  Van  Rysselberghe 
&  Rombaut.  VIII,  588  S.  —  Das  Werk 
schildert  zunächst  die  Ideen,  welche  die 
belgische     Wirtschaftspolitik     des     18. 
Jahrhunderts   beherrschten:    die    Stadt- 
wirtschaft  mit  ihren    Auswüchsen    des 
Zunftwesens,       die      Reformen      Maria 
Theresias  und  Joseph  IL  sowie  die  Auf- 
nahme, welche  die  Theorien  der  Phy- 
siokraten  hier  fanden.  Im  zweiten  Teil 
werden    die   Entwicklung    des   auswär- 
tigen    Handels,     der    Handelsschiffahrt 
und  die  Ursachen  der  ungünstigen  Ent- 
wicklung    der     Handelsbilanz      sowie 
überhaupt   der  Unterlegenheit  des  bel- 
gischen Handels  erörtert.  Der  dritte  Ab- 
schnitt beschäftigt  sich  mit  der  Vertei- 
lung   des    Grundbesitzes,    der    auf    ihm 
ruhenden  Lasten,  der  Produktivität  und 
der  Technik  des  Ackerbaues  und  dem 
in  der  landwirtschaftlichen  Gesetzgebung 
zum    Ausdruck    kommenden    Protektio- 
nismus.   Im    Anhang    werden    die   von 
1731—1763    erteilten    Konzessionen    für 
Fabrikanlagen   sowie   Tarife    der    Zölle 
und  Verbrauchsabgaben   mitgeteilt,   hg. 
Industrial     and     Commercial 
Situation  in  Austria,  1921, 
Report     on     the  — .      (Department     of 
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Overseas  Trade.)  London  1921.  H. 
M.'s  Stationery  Office.  56  S.  sh.  1/G. 
Janovsky,  Dr.  Karl,  Die  Wirt- 
schaftskrise in  der  Tschechoslowakei. 
(Sonderabdruck  aus  der  Zeitschrift: 
„Wollen  -  und  Leinen  -  Industrie", 
Reichenberg  [Böhmen].  Jahrg.  1921.) 
Reichenberg  1921.  Selbstverlag  obiger 
Zeitschrift.  39  S.  K£.  10,—.  —  Die 
bisherigen  Krisentheorien  (Überpro- 
duktion, Unterkonsum)  können  nach 
Ansicht  des  Verf.  die  Weltkrise  nicht 
erklären.  Diese  sei  vielmehr  auf  ver- 
fehlte Handels-  und  Wirtschaftspolitik 
zurückzuführen.  Die  Regierung  habe 
Absatzgelegenheiten  für  Holz  und 
Zucker  verpaßt,  Baumwolle  und  Fette 
zu  teuer  gekauft  (Verlust  über  1 
Milliarde  Kö.).  Den  ungünstigen  Han- 
delsvertrag mit  Frankreich  müsse  sie 
jetzt  durch  hohe  Schutzzölle  paraly- 
sieren. Eine  politisch  unbeeinflußte, 
den  Nachbarvölkern  entgegenkommende 
Handelspolitik  werde  dem  Land  mehr 
nützen.  wh. 

Jaranoff,  Atanasio,         Prof. 

nell'Universitä  di  Sofia,  La  Bulgaria 
economica.  (I  Quaderni  dell'Oriente. 
I.)  Rom  1919.  P.  Maglione  e  C.  Strini. 
114  S.  L.  4,—.  —  Behandelt,  haupt- 
sächlich unter  Zugrundelegung  der  bei 
Herausgabe  des  Werks  nicht  mehr  ganz 
aktuellen  amtlichen  bulgar.  Statistik, 
Bevölkerungsverhältnisse,  Land-  und 
Forstwirtschaft,  industrielle  Entwick- 
lung u.  Produktion,  Handel,  Bank-  u. 
Verkehrswesen,  Nationalvermögen  u. 
-einkommen,  sowie  Staatsfinanzen  in 
dem    Bulgarien    alten    Gebietsumfangs. 

rm. 

J  e  n  t  z  s  c  h  ,  Dr.  Walter  Hanns, 
Tirol  und  seine  Stellung  in  der  deut- 
schen Volkswirtschaft.  Innsbruck  1921. 
Verlag  der  Deutschen  Buchdruckerei. 
71  S.  J.  12,-.  -  An  der  Hand  ein- 
gehender Statistiken  stellt  das  Buch 
die  heutige  Lage  und  die  Aussichten 
von  Landwirtschaft,  Bergbau  und  Ge- 
werbe dar.  Verf.  kommt  zum  Ergeb- 
nis: agrarwirtschaftlich  sei  das  Gebiet 
passiv.  Der  Mineralreichtum  an  Salz, 
Kupfer,  Magnesit  würde  im  Falle  eines 
Anschlusses  an  Deutschland  am  nutz- 
bringendsten verwertet.  Rund  200  000 
PS.  Wasserkraft  seien  noch  ausnutz- 
bar. Im  Gewerbe  überwiege  der  Klein- 
betrieb, wh. 


Köhrer,  Erich,  Rheinische  Wirt- 
schaftsnot. Berlin  1921.  Deutsche  Ver- 
lagsgesellschaft für  Politik  und  Ge- 
schichte. 30  S.  Jl  5,—.  —  Verf. 
charakterisiert  die  Folgen  der  Sank- 
tionen, durch  welche  die  Regelung  der 
Ein-  und  Ausfuhr  in  den  Rheinlanden 
in  die  Hände  der  Alliierten  gelangt  sei 
und  sie  im  Interesse  der  Franzosen  ge- 
handhabt werde.  Die  Folgen  für  die 
rheinische  Industrie  seien  vernichtend. 
Der  Schwerpunkt  der  rheinischen  Wirt- 
schaftsnot hege  indes  in  der  über- 
mäßigen fremden  Besatzung,  die  ver- 
mindert werden  müsse.  hg. 

Kristiania  handel,  industri 
og  skibsfart  for  aaret  1921,  Beret- 
ning  om  — .  Utgit  paa  foranstaltning  av 
Bors-  og  Handelskomiteen.  Redigert  av 
Thoralf  Pryser.  Kristiania  1922. 
Kristiania  Bors.    123  S. 

Logan,  Daniel,  All  About  Hawaii. 
Boston  1921.  Chapple  Publishing  Co. 
56  S.  $  1,50.  —  Das  Buch  soll  ein 
Führer  oder  Andenken  für  Hawaii  be- 
suchende Reisende  sein.  Es  gibt  eine 
kurze  Beschreibung  der  Reiseverbin- 
dung mit  den  Inseln,  Klima,  Be- 
völkerung, Handel,  Industrie,  Sehens- 
würdigkeiten und  Naturschönheiten. 
Zahlreiche  Abbildungen  ergänzen  den 
Text.  oc. 

M  a  r  s  h  a  1 1 ,  W.  V.,  Our  Overpro- 
duction;  what  of  it,  and  what's  coming 
of  it.  New  York.  J.  S.  Ogilvie 
Publishing  Co.    30  S.    sh.  0/15. 

Metre,  Thurman  W.  van,  A.M., 
Ph.D.,  Associate  Prof.  in  Columbia 
University,  Economic  History  of  the 
United  States.  New  York  1921.  Henry 
Holt  &  Co.  VIII,  672  S.  $  3,25.  - 
Das  Buch  beginnt  mit  einem  überblick 
über  die  Bodenschätze  und  Kolonisation 
des  Landes  und  schildert  dann  die  Er- 
gebnisse der  kolonialen  Periode  und 
den  Aufschwung  des  Landes  als  selb- 
ständiger Staat.  In  den  Abschnitten 
„The  American  System,  Industrial  Com- 
bination  and  Government  Regulation" 
wird  die  Eigenart  amerikanischer 
Handelspolitik  und  industrieller  Ent- 
wicklung in  großen  Zügen  bis  auf  die 
neueste  Zeit  dargestellt.  Der  Anhang 
enthält  statistische  Angaben  über  die 
wichtigsten  Bodenprodukte,  die  Ent- 
wicklung des  Verkehrswesens  und  der 
Industrie  1800—1919  sowie  eine  Biblio- 
graphie, hg. 


Wirtschaftsgeschichte,  Wirtschaft!. ,  soziale  u.  kulturelle  Zustandsschilderungen  usw.     jgy 


Miller,  William,  M.A.  (Oxon.), 
Hon.  LL.D.  in  the  National  University 
of  Greece,  Essays  on  the  Latin  Orient. 
Cambridge  1921.  The  University  Press. 
VIII,  582  S.  sh.  40/-.  -  Eine  Zusam- 
menstellung von  Aufsätzen,  die  seit 
1897  in  verschiedenen  Zeitschriften  er- 
schienen sind  und  in  der  Mehrzahl  die 
kulturelle  und  wirtschaftliche  Entwick- 
lung Griechenlands  unter  der  Herr- 
schaft der  Städterepubliken  Venedig 
und  Genua  behandeln.  hg. 

Mortara,  Giorgio,  Prospettive 
economiche  1922.  Opera  edita  sotto  gli 
auspici  della  Universitä  Bocconi  di 
Milano.  Cittä  di  Castello  1922.  Sociela 
Tipografica  „Leonardo  da  Vinci".  XX, 
384  S.  —  Verf.  gibt  in  17  Abschnitten 
Übersichten  über  die  Lage  der  Land- 
wirtschaft, der  Textilindustrie,  der 
Kohle-,  Petroleum-,  Elektrizitäts-  und 
Eisengewinnung,  des  See-  und  Land- 
transportwesens, der  öffentlichen  Fi- 
nanzen, des  Geldes  und  der  Arbeit.  Er 
bespricht  in  den  einzelnen  Kapiteln  die 
Weltverhältnisse  und  den  internatio- 
nalen Handel,  die  Lage  in  und  nach 
dem  Kriege,  die  besondere  Lage 
Italiens,  seine  Ein-  und  Ausfuhr,  Wert 
der  Erzeugung  und  Preise;  zahlreiche 
statistische  Angaben  sind  den  einzelnen 
Abschnitten  beigegeben.  wec. 

Newsholme,  Arthur,  K.C.B., 
M.D.,  Lecturer  on  Public  Health  at 
Johns  Hopkins  University,  U.  S.  A., 
Prohibition  in  America  and  its  Re- 
lation to  the  Problem  of  Public  Control 
of  Personal  Conduct.  London  1921. 
P.  S.  King  &  Son.  68  S.  sh.  2/6.  - 
Infolge  ausgedehnter,  seit  Jahrzehnten 
dauernder  Propaganda  sei  weitaus  der 
größte  Teil  der  Nordamerikaner  für 
Prohibition.  Schon  vor  dem  Kriege  sei 
sie  in  einigen  Staaten,  nach  Eintritt  der 
Vereinigten  Staaten  in  den  Krieg  für 
die  ganze  Union  zunächst  vorläufig  und 
im  Jahre  1920  endgültig  durch  Gesetz 
eingeführt.  Als  eine  Beschränkung  der 
persönlichen  Freiheit  könne  sie  nicht 
angesehen  werden,  da  die  über- 
wältigende Mehrheit  aus  Gründen  der 
Ordnung,  Gesundheit  und  Menschlich- 
keit die  Prohibition  verlange.  Wenn 
auch  noch  nicht  überall  streng  durch- 
geführt, so  sei  doch  ihre  Wirkung 
an  der  Abnahme  der  Verbrechen,  er- 
höhter Leistung  u.  a.  bereits  bemerk- 
bar, oc. 


New  Zealand  Official  Year- 
B  o  o  k  1920,  The  — .  29.  year  of  issue. 
Prepared  under  the  instructions  of  the 
Government  of  New  Zealand.  Welling- 
ton 1920.  Marcus  F.  Marks.  X,  414  S. 
—  Wegen  Papiermangels  sind  die  ein- 
zelnen Abschnitte  gegenüber  früheren 
Auflagen  erheblich  gekürzt  worden. 
Die  Kapitel  über  Bevölkerungsbewegung, 
Behördenorganisation  und  Landes- 
beschreibung sind  fortgefallen.  Die 
statistischen  Angaben  über  Ein-  und 
Ausfuhr  an  Vieh  und  Waren  reichen 
teils  bis  1919,  teils  bis  1920.  hg. 

Official  Year  Book  of  New 
South  Wales  of  1920,  The—. 
Edited  by  H.  A.  Smith,  F.S.S. 
Published  by  authority  of  the  Govern- 
ment of  New  South  Wales.  (Sydney 
1921.)  757  S.  —  Bei  gleicher  Ein- 
teilung des  Werks  wie  bisher  wird  über 
die  Fortschritte  in  der  Industrie,  die 
besonders  für  die  Stahl-  und  Eisen- 
branche groß  sind,  berichtet.  Die  Ent- 
wicklung der  Preise,  welche  in  letzter 
Zeit  einen  erheblichen  Rückgang  auf- 
weisen, wird  bis  zum  Juni  1921  ver- 
folgt, hg. 

P  f  o  h  1 ,  Prof.  Ernst,  Orientierungs- 
Lexikon  der  Tschecho-Slowakischen 
Republik.  Reichenberg  1922.  Gebr. 
Stiepel.  678  S.  mit  einer  Karte.  Kö. 
150,—.  —  Das  Nachschlagewerk  ist 
nach  Orten  alphabetisch  geordnet.  Es 
bringt  statistisches  und  wirtschafts- 
kundliches  Material  über  etwa  45  000 
Ortschaften,  z.  B.  kurze  Hinweise  auf 
die  in  den  einzelnen  Plätzen  befind 
liehen  industriellen  Unternehmungen, 
Bemerkungen  für  den  Touristen  usw. 
Die  Namen  der  Ortschaften  sind 
deutsch  und  tschechisch  gegeben,  die 
überaus  zahlreichen  Umbenennungen 
in    den    letzten    Jahren    berücksichtigt. 

fg. 
P  i  g  o  u  ,  A.  C.,  M.A.,  Prof.  of  Political 
Economy  in  the  University  of  Cam- 
bridge, The  Political  Economy  of  War. 
London  1921.  Macmillan  &  Co.  XI, 
251  S.  sh.  8/6.  —  Verf.  analysiert  zu- 
erst die  Wirkung  der  Kriegsbereitschaft 
(des  bewaffneten  Friedens)  auf  das 
Wirtschaftsleben  und  andererseits  die 
Rolle  wirtschaftlicher  Faktoren  als  Be- 
weggründe zum  Kriege;  ferner  die 
durch  den  Kriegszustand  in  einer  Volks- 
wirtschaft verursachten  Änderungen, 
die  Finanzierung  des  Krieges,  die  Ein- 
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griffe  des  Staates  in  das  volks-  und 
privatwirtschaftliche  Leben  mittels 
Preis-  und  Außenhandelskontrolle,  Ra- 
tionierungen, Subventionen  usw.  Die 
Schlußkapitel  werden  den  Störungen 
der  Währungs-  und  Finanzverhältnisse 
gewidmet.  hs. 

Reconstruction  economique 
de  l'Europe  et  de  la  Russie, 
La  — .  Note  present£e  par  M.  Hubert 
G  i  r  a  u  d.  (Chambre  de  Commerce  de 
Marseille.)    1922.    13  S. 

Risanamento  e  risorgimento 
economico  di  Napoli.  Le- 
gislazione  1885—1921.  (Collezione  Leggi 
e  Decreti.)  Neapel  1922.  R.  Majolo  e 
Figlio.    77  S.    L.  3,-. 

R  ö  r  i  g  ,  Dr.  F  r  i  t  z  ,  Prof.  a.  d.  Uni- 
versität Leipzig,  Der  Markt  von 
Lübeck.  Topographisch  -  statistische 

Untersuchungen  zur  deutschen  Sozial- 
und  Wirtschaftsgeschichte.  Mit  einer 
Karte.  Leipzig  1922.  Quelle  &  Meyer. 
97  S.  Jt  24,-.  -  Das  Vor- 
handensein des  lübischen  Oberstadt- 
buchs (Grund-  u.  Rentenbuch)  1284 'bis 
1315  hat  es  R.  ermöglicht,  eine  topo- 
graphisch zuverlässige  Rekonstruktion 
ii'ir  den  wichtigsten  Teil  der  Stadt,  den 
Markt,  vorzunehmen  und  Schlüsse  auf 
die  Verteilung  des  städtischen  und  pri- 
vaten Grundbesitzes  und  der  Gewerbe 
zu  ziehen.  Er  will  damit  die  Grund- 
lage für  wirtschaftsgeschichtliche  Ar- 
beiten schaffen  und  berührt  selbst  die 
Frage  des  Zusammenhangs  von  Unter- 
nehmer und  Marktbudeneigner,  der 
Existenz  eines  Unternehmerkonsortiums 
und   des  Marktzwanges.  hg. 

Smith,  Edward  Conrad,  A.M., 
A  History  of  Lewis  County,  West  Vir- 
ginia. Weston  1920.  Selbstverlag. 
427  S.  %  4,—.  —  Verf.  schildert,  wie, 
im  Jahre  1770  beginnend,  ein  Bezirk 
von  Lewis  County  in  West-Virginia 
nach  dem  anderen  besiedelt  worden 
ist.  Die  ersten  Ansiedler  hätten  nur 
von  der  Jagd  und  dem  Pelzhandel  ge- 
lebt. Nachdem  die  langandauernden 
Kriege  mit  den  Indianern  beendigt 
waren,  wären  sie  zu  Ackerbau  und 
Viehzucht  übergegangen.  Der  Bau  von 
Straßen  und  Eisenbahnen  habe  dann 
eine  bedeutende  Holzindustrie  ins 
Leben  gerufen.  Ende  des  vorigen  Jahrh. 
seien  große  Gas-  und  Petroleumvor- 
kommen entdeckt  und  mit  ihrer  Aus- 
beutung begonnen  worden.  oc. 


South  and  East  African  Year 
Book  and  Guide,  1922,  The  — . 
Edited  annually  by  A.  Samler 
Brown,  F.R.M.S.,  and  G.  Gordon 
Brown,  F.R.G.S.  28.  edition.  With 
atlas  and  diagrams.  London  1922. 
Sampson  Low,  Marston  &  Co.  LI,  916, 
64,  138  S.  sh.  5/-.  —  Wie  der  vor- 
jährige Band  trägt  das  Jahrbuch  nicht 
nur  den  Charakter  des  Reiseführers, 
sondern  bringt  auch  ausführliche  Mit- 
teilungen über  Dinge,  die  den  Ein- 
wanderer interessieren.  Besonders  die 
Bodenschätze  an  Kohle  und  Edel- 
metallen und  ihre  Verarbeitung  sind 
berücksichtigt,  daneben  auch  die  Vieh- 
zucht, das  Verkehrswesen,  die  Bedin- 
gungen für  Landerwerb  usw.  Die  Ein- 
fuhrzahlen reichen  bis  1920,  beim  Etat 
ist  das  Jahr  1921/22  mitverarbeitet.  Ein 
kleiner  afrikanischer  Atlas  von  64 
Seiten  beschließt  das  Buch.  hg. 

State  of  Colorado  1920  and  1921, 
Year  Book  of  the  — .  Detailed  In- 
formation regarding  the  State,  its 
resources,  opportunities  and  atlrac- 
tions,  compiled  from  offlcial  and  semi- 
official  sources  and  published  under  the 
authority  vested  by  the  State  Legis- 
lature  in  the  State  Board  of  Immi- 
gration. Denver  1920  u.  21.  State 
Board  of  Immigration.  248;  145  S.  — 
Das  Jb.,  welches  wesentlich  im  Be- 
streben, die  Einwanderung  zu  fördern, 
zusammengestellt  ist,  berichtet  im  Jahr- 
gang 1920  ausführlich  über  die  natür- 
lichen Bedingungen  der  einzelnen  Pro- 
vinzen, Bewässerung,  Klima,  Ernten, 
Möglichkeit  des  Landerwerbs,  Verhält- 
nis zwischen  Stadt  und  Land  usw. 
Das  Jb.  1921  beschränkt  sich  stärker 
auf  statistische  Daten  über  Verteilung 
des  Landbesitzes,  Bodenertrag,  Angaben 
über  die  wichtigsten  Bodenprodukte, 
Mineralien  usw.  hg. 

State  of  Illinois,  Blue  Book  of 
the—.  1921—1922.  Edited  by  Louis 
L.  Emmerson.  (Springneid  1921.) 
Illinois  State  Journal  Co.  XI,  935  S.  — 
Enthält  neben  Darstellungen  des  Ura- 
fangs,  der  geologischen  Struktur  und 
der  staatlichen  Organisation  des 
Bundesstaats  Illinois  sehr  ausführliche 
Daten  über  die  parlamentarische  Ver- 
tretung und  ihr  Wirken  in  Gesetz- 
gebung, Bildungswesen,  sozialer  Für- 
sorge usw.  sowie  eine  Beschreibung 
Chicagos.  hg. 


Wirtschaftsgeschichte,  wirtschaftl.,  soziale  u.  kulturelle  Zustandsschilderungen  usw.      jqq 


State  of  Indiana,  Year  Book  of 
the  — ,  for  the  year  1920.  Compiled 
and  published  under  the  directum  of 
James  P.  Goodrich.  Fort  Wayne 
1921.  Fort  Wayne  Printing  Co.  VI, 
1197  S.  —  Das  stark  erweiterte  Jb. 
enthält  im  wesentüchen  Jahresberichte 
der  verschiedenen  Behörden.  Im 
Vordergrund  stehen  Bildungswesen 
und  soziale  Fürsorge.  Hervorzuheben 
ist  ein  Aufsatz  des  Gouverneurs  Good- 
rich über  seine  vierjährige  Verwaltung 
sowie  die  Beports  des  Cooperative  Crop 
Beporting  Service,  des  Industrial  Board 
und  der  Steuerbehörden.  hg. 

Statistisk  ärsbok  för  Finland. 
Ny  serie,  19.  Jahrg.  1921.  Utgiven  av 
Statistiska  Centralbyrän.  Helsingfors 
1921.    XXI,  294  S.    Fmk.  40,-. 

Stiepels  Deutsches  Ämter- 
Jahrbuch  (Politisch- wirtschaftlicher 
Kalender)  für  die  Tschechoslowakische 
Bepublik.  1922.  2.  Jahrg.  Zusammen- 
gestellt nach  amtlichen  Daten.  Beichen- 
berg 1922.  Gebr.  Stiepel.  575  S.  Kc. 
70,—.  —  Der  politische  Teil  des  Jahr- 
buches bringt  Angaben  über  die  gesetz- 
gebenden Körper  und  die  Zentral- 
behörden sowie  über  die  staatlichen 
Behörden,  öffentlichen  Einrichtungen, 
Handels-  und  Gewerbekammern  der 
einzelnen  Länder  der  Tschechoslowakei. 
Im  wirtschaftlichen  Teile  werden  die 
Organisation  der  Industrie  und  der 
deutschen  Landwirtschaft  behandelt, 
Verzeichnisse  der  Aktiengesellschaften, 
Banken,  Versicherungsanstalten,  Bechts- 
anwälte  usw.,  ferner  Steuer-  und 
Stempelskalen  u.  a.  m.  gegeben.      fg. 

Berichtigung:  In  der  Anzeige  des 
1.  Jahrg.  („W.  A.",  17.  Bd.,  S.  435) 
muß  es  heißen:  Politisch-wirtschaft- 
licher Kalender,  nicht  Polnisch-wirt- 
schaftlicher  Kalender. 

S  z  a  n  a  ,  Dr.  Alexander,  Länder- 
und Völkerkunde  Jugoslawiens.  Land 
und  Leute,  Geschichte,  Geographie, 
Kultur  und  Wirtschaft.  Heidelberg 
1921.  Julius  Groos.  VII,  176  S.  Jl  20,—. 
—  Nach  einer  Darstellung  der 
historisch-politischen  Entwicklung  und 
des  Volkstums  schildert  Verf.  die 
extensiv  betriebene  Landwirtschaft, 
Viehzucht  und  Forstwirtschaft  als 
Grundlagen  des  Wirtschaftslebens. 
Statistische  Tabellen  erläutern  die 
agrarpolitische  Besitzverteilung,  den 
Ernteertrag,  das  Finanzwesen  und  bie- 


ten einen  Überblick  über  die  bestehen- 
den Kapitalgesellschaften.  wh. 

Teichman,  Eric,  C.I.E.,  B.A. 
(Cantab.),  Travels  of  a  Consular  Officer 
in  North-West  China.  With  original 
maps  of  Shensi  and  Kansu  and  illu- 
strated  by  photographs  taken  by  the 
author.  Cambridge  1921.  The  Uni- 
versity  Press.  XIII,  219  S.  sh.  25/-.  — 
Ein  Bericht  über  die  Beise,  welche  T. 
in  den  nordwestlichen  Provinzen 
Chinas  als  Konsularbeamter  im  Auf- 
trage der  englischen  Begierung  und  in 
Begleitung  chinesischer  Beamten  aus- 
geführt hat,  um  an  Ort  und  Stelle  fest- 
zustellen, ob  China  die  Bedingungen 
des  englisch-chinesischen  Opiumver- 
trages ausgeführt  hat.  Der  Verf. 
schildert  Land,  Leute  und  seine  Erleb- 
nisse. In. 

T  h  o  m  s  e  n  ,  Dr.  rer.  pol.  Hermann, 
Danzigs  Handel  und  Industrie  in  ihren 
Entwicklungsmöglichkeiten.  Danzig 

1921.  A.  W.  Kafemann.  86  S.  Jl  20,—. 
—  Fußend  auf  der  Verschmelzung 
Danzigs  und  Polens  zu  einem  einheit- 
lichen Wirtschaftsgebiet,  kommt  Th.  zu 
dem  Ergebnis,  daß  s.  E.  ein  erheblicher 
Teil  der  überseeischen  Durchfuhr,  die 
bisher  über  deutsche  Häfen  ging, 
Danzig  zufallen  werde,  um  das  polni- 
sche Hinterland  mit  Tabak,  Wolle, 
Baumwolle  usw.  zu  versorgen.  Auch 
werde  die  östliche  Auswanderung  über 
Danzig  geleitet  werden  und  dieses  habe 
angesichts  der  geringen  Industriali- 
sierung Polens  ausgedehnte  Möglich- 
keiten für  den  Absatz  der  eigenen  In- 
dustrie (Wolle,  Baumwolle,  Maschinen). 
Schließlich  erwägt  Verf.  das  Für  und 
Wider  eines  Danziger  Freihafens,    hg. 

Wendenburg,  Walther,  und 
Hans  Friedrich  Lange,  Die 
Memelfrage.  Berlin  1921.  Georg  Stilke. 
61  S.  M  8,-.  -  Verf.  führen  die 
Gründe  für  und  wider  den  Anschluß 
Memels  an  Polen  oder  Litauen  oder 
seinen  Ausbau  als  Freistaat  an  und  er- 
klären, daß  der  Anschluß  an  Litauen 
mit  Bücksicht  auf  die  Bichtung  des 
Memeler  Handels  die  relativ  günstigste 
Lösung  sei.  Es  werden  zahlreiche 
Daten  über  die  wirtschaftlichen  Grund- 
lagen   des   Memeler   Gebiets    mitgeteilt. 

hg. 

Wendt,  Heinrich,  Ergebnisse  der 
schlesischen  Wirtschaftsgeschichte.  (Hi- 
storische   Kommission    für    Schlesien.) 
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Breslau  1922.  W.  G.  Korn.  32  S.  Ji  8,—.        suchungen      zur      großen      rheinischen 
—   W.    zeigt,    welchen   wirtschaftlichen        Frage.    (Bücherei  für   Politik   und  Ge- 


Schwankungen ein  „Grenz-  und  Über- 
gangsland", dem  der  Zugang  zum 
Meere  fehlt,  infolge  Wechsels  der 
Staatszugehörigkeit,  der  Fortschritte  im 
Verkehrswesen  und  der  Industrie  so- 
wie der  führenden  Persönlichkeiten 
ausgesetzt  ist.  Besonders  schwer 
machte  sich  für  Schlesien  die  „Um- 
wertung der  Verkehrslage"  bemerkbar. 

hg. 
Wentzcke,  Paul,  Der  deutschen 
Einheit  Schicksalsland.  Elsaß-Lothrin- 
gen und  das  Beich  im  neunzehnten 
und  zwanzigsten  Jahrhundert.  Ge- 
schichtliche     und      politische      Unter- 


schichte des  Drei  Masken-Verlages.) 
München  1921.  228  S.  Ji  26,40.  —  An 
der  außen-  und  innenpolitischen  Ge- 
schichte des  elsaß-lothringischen 
Landes,  den  Fehlern,  welche  Unkennt- 
nis der  Eigenart  dieses  Gebiets,  deut- 
scher Partikularismus  und  deutscher 
Parteistreit  hier  begangen  hätten,  will 
Verf.  zeigen,  welche  ausschlaggebende 
Bolle  der  Besitz  dieses  Landes  für 
Deutschlands  Entwicklung  gespielt  habe, 
und  welche  Aufmerksamkeit  künftig  ge- 
zollt werden  müsse,  sollten  nicht 
neue    Fehler    weiteres   Unheil    bringen. 

hg- 


3.    Bevölkerungs«,  Rassen*  und  Religionsforschung,  Bevölkerungs* 
politik,  Soziologie,  Auswanderung,  Einwanderung,  Wanderarbeit. 

Wyler,  Dr.  Julius,  Die  Demographie  der  Ausländer  in  der 
Schweiz.    (Separatabdruck  aus  der  Zeitschrift  für  Schweiz.  Statistik 
u.  Volkswirtschaft.    55.  Jahrg.,  Heft  3,  u.  56.  Jahrg.,  Hefte  1—3.)    Bern 
1921.   Stämpfli  &  Co.   120  S. 
Die    Abhandlung    ist    bemerkenswert    als    Versuch,    an    dem    Aus- 
länderproblem   die    Daseinsberechtigung    der    Demographie    als    selb- 
ständige Wissenschaft  zu  erweisen,  zumal  dadurch  auch   die  sachliche 
Darstellung  ihre  durchsichtige  Klarheit  erhalten  hat. 

Wyler  stellt  einer  Gruppe  sozialer  Einzel  Wissenschaften  eine 
andere  Gruppe  allgemeiner  Sozialwissenschaften  gegenüber,  von 
denen  aber  vorerst  nur  die  Soziologie,  Ethnologie  und  die  Demographie 
entwickelt  sind,  die  letztere  zwar  nur  in  der  Form  der  Bevölkerungs- 
statistik. Inhaltlich  ist  ihm  die  Demographie,  wohl  in  Anlehnung  an 
von  Mayr,  die  Lehre  von  den  gesellschaftlichen  Schichtungsverhält- 
nissen, die  aber  nur  dadurch  zu  einer  allgemeinen  Wissenschaft  wird, 
daß  auf  die  „Einheit",  d.  h.  die  „Kausalverkettung",  Gewicht  gelegt 
wird.  Die  Zusammenhänge  zwischen  den  biologischen,  gesellschaftlichen 
und  wirtschaftlichen  Schichtungen  treten  in  der  Abhandlung  außerordent- 
lich klar  hervor,  und  der  Anspruch  der  Demographie  als  allgemeine  Sozial- 
wissenschaft darf  als  vindiziert  gelten.  Obschon  Wyler  ausdrücklich  die 
Statistik  nur  als  Technik  anerkennt,  beschränkt  er  sich  aus  praktischen 
Gründen  auf  die  rein  numerische  Behandlung  der  Frage.  Dadurch  be- 
gibt er  sich  jedoch  in  die  Abhängigkeit  der  Daten,  die  ihm  die  Statistik 
liefern  kann,  und  damit  auch  in  die  ihrer  Fragestellung,  wobei  natur- 
gemäß die  rein  soziologische  Seite  nur  so  weit  in  Erscheinung  treten 
kann  als  sie  zählbare  Merkmale  aufweist.  Der  rein  soziologische 
Charakter  der  Demographie  würde  überhaupt  hinfällig  für  jeden,  der  die 
Sozialbiologie  aus  dem  Begriff  der  Soziologie  ausscheidet;  in  diesem 
Falle  könnte  sie  nicht  in  das  System  der  Gesellschaftswissenschaften  ein- 
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geordnet  werden,  sondern  würde  sich  als  eine  Zwischenwissenschaft 
darstellen,  die  ihre  Einheit  der  Einheit  des  Gegenstandes,  also  im  Grunde 
praktischen  Rücksichten,  verdanken  würde.     Dr.  Eugen  Boehler,  Kiel. 

Schmidt,  Prof.  Dr.  Max,  Die  soziale  Organisation  der 
menschlichen  Wirtschaft.  (Grundriß  der  ethnologischen 
Volkswirtschaftslehre.  1.  Bd.)  Stuttgart  1920.  Ferdinand  Enke.  VIII, 
222  S.    M  18,—. 

Der  Verf.  weist  darauf  hin,  daß  zwar  viele  Vorarbeiten  in  der  ethno- 
logischen Jurisprudenz,  der  vergleichenden  Religions-  und  vergleichenden 
Sprachwissenschaft  vorhanden  sind,  aber  eine  systematische  Verarbei- 
tung des  Materials  einer  ethnographischen  Volkswirtschaftslehre  werde 
vermißt.  Diese  sei  als  neue  Teildisziplin  erst  zu  begründen.  Der  erste 
Band  eines  Grundrisses  solcher  Lehre  liegt  hier  vor. 

Nach  einer  Einleitung,  die  von  Begriff  und  Aufgabe  der  Ethnologie 
ausgeht,  zerfällt  das  Buch  in  einen  allgemeinen  und  einen  speziellen 
Teil.  Jener  besteht  aus  vier  Kapiteln  (III — VI),  von  denen  das  letzte  in 
fünf  Paragraphen  die  Einflüsse  der  Natur  auf  die  wirtschaftlichen  Ver- 
kehrshandlungen der  Menschen  behandelt.  Diese  werden  in  III  begriff- 
lich bestimmt,  dann  in  IV  die  sozialen  Bedingtheiten  der  menschlichen 
Bedürfnisbefriedigung,  in  V  das  wirtschaftliche  Prinzip  in  der  Lebens- 
fürsorge, in  VI  die  Einflüsse  der  Natur  auf  die  wirtschaftlichen  Ver- 
kehrshandlungen dargestellt.  Auch  vom  zweiten  Hauptabschnitt  mögen 
die  Kapitelüberschriften  hier  mitgeteilt  sein:  VII  Die  Verkehrsmittel, 
VIII  Das  Wesen  des  wirtschaftlichen  Verkehrs,  IX  Die  gemeinwirt- 
schaftlichen Verkehrsorganisationen,  X  Die  privatwirtschaftliche  Ver- 
kehrsorganisation, XI  Der  feindliche  wirtschaftliche  Verkehr,  XII  Die 
wirtschaftliche  Bedeutung  der  Standesunterschiede,  XIII  Der  Entwick- 
lungsgang innerhalb  der  sozialen  Organisation  der  menschlichen  Wirt- 
schaft. Mit  Bastian,  Ratzel,  Steinmetz  will  Schmidt  den  Begriff  der 
Ethnologie  auf  die  außerhalb  des  europäischen  Kulturkreises  stehende 
Menschheit,  und  zwar  auf  deren  „willkürliche  Lebensäußerungen"  ein- 
schränken. 

Wenn  das  erste  Kapitel  mit  dem  Satze  beschlossen  wird:  „Die  Auf- 
stellung des  ethnologischen  Systems  ist  Aufgabe  der  Deduktion,  die  Aus- 
füllung dieses  Systems  mit  ihrem  ethnologischen  Inhalt  Aufgabe  der  In- 
duktion", so  gebe  ich  diesem  methodologischen  Grundsatz  meine  voll- 
kommene Zustimmung.  Die  Hauptschwierigkeit  in. der  Frage  nach  dem 
Wesen  der  ethnologischen  Volkswirtschaftslehre  findet  Schmidt  darin, 
daß  ebensowenig  über  den  Begriff  der  Volkswirtschaftslehre  wie  über 
Wesen  und  Umfang  der  Ethnologie  Übereinstimmung  herrsche.  Großes 
Gewicht  legt  er  auf  die  Unterscheidung  sozialer  Wirtschaftskunde  von 
der  materiellen;  jene  sei  die  ethnologische  Volkswirtschaftslehre,  deren 
Gegenstand  also  die  sozialen  Mittel  zur  Befriedigung  der  menschlichen 
Lebensbedürfnisse  im  Unterschiede  von  den  materiellen  ausmachen. 
Selbstfürsorge  und  Nächstenfürsorge  sind  aufeinander  angewiesen,  zum 
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Milieu  gehört  außer  der  geographischen  und  sozialen  auch  dessen  kul- 
turelle Richtung.  Das  Wirtschaftssubjekt  Mensch  ist  nur  als  Mitglied 
der  einen  oder  der  andern  Form  der  Verkehrsgemeinschaft  denkbar. 
Sozialisierende  und  konkurrierende  Tendenzen  gehen  immer  nebenein- 
ander her.  Sozialisierung  der  Arbeit  und  das  wirtschaftliche  Prinzip 
verstärken  sich  gegenseitig.  Auf  dem  Einfluß  des  wirtschaftlichen  Prin- 
zips beruhende  Gewaltakte  greifen  zum  Teil  tief  auch  in  das  Wirt- 
schaftsleben der  Naturvölker  ein. 

Dem  Begriff  der  Verkehrsmittel  gibt  Schmidt  einen  sehr  weiten  Sinn. 
Er  unterscheidet  darin  1.  Kommunikationsmittel  (über  deren  Entwick- 
lung viel  Interessantes  gebracht  wird);  2.  die  Mittel  zur  gegenseitigen 
Verständigung,  a)  durch  den  Gehörsinn,  b)  durch  den  Gesichtssinn  ver- 
mittelte; 3.  den  Nachrichtendienst;  4.  Orts-  und  Zeitbestimmungen;  5.  die 
Zahlbestimmungen;  6.  Maße  und  Gewichte;  7.  allgemeine  Wertmesser; 
8.  die  des  feindlichen  Verkehrs. 

Die  Ansichten,  die  der  Verf.  in  seinen  letzten  sechs  Kapiteln  über 
gemeinwirtschaftliche  und  privatwirtschaftliche  Verkehrsorganisationen 
entwickelt,  sind  ziemlich  originell.  Z.  B.  das  Eigentum  sei  ein  rein 
privatwirtschaftlicher  Begriff,  und  in  den  Anfängen  der  Kultur  gebe  es 
Verhältnisse,  bei  denen  weder  Privat-  noch  Gesamteigentum  an  Grund 
und  Boden  vorhanden  sei.  Schmidt  spricht  aber  von  Verfügungsrechten 
einer  Gemeinwirtschaft  über  Sachgüter  und  Arbeitskräfte.  Auch  die  Ehe 
sei  eine  speziell  privatwirtschaftliche  Erscheinung.  Die  gemeinwirt- 
schaftliche Organisation  beruhe  auf  den  zwei  Hauptprinzipien  der  Bluts- 
verwandtschaft und  der  Territorialität.  Verf.  geht  hier  auf  Mutterrecht, 
Totemismus,  Bigamie,  Gruppenehe  ein  und  führt  bald  auch  den  Begriff 
des  Staates  vor,  den  er  als  die  dritte  auf  dem  Territorialprinzip  be- 
ruhende Form  der  Gemeinwirtschaft  neben  Hausgemeinschaft  und  Dorf- 
gemeinschaft bestimmt.  Die  folgenden  Kapitel  erörtern  u.  a.  die 
Menschenfresserei,  das  Skalpieren  und  den  Begriff  des  Krieges, 
Pubertätsweihen,  Männerhäuser,  die  Stellung  der  Frau  bei  den  Natur- 
völkern, berufliche  Standesunterschiede  u.  a.  Im  13.  Kapitel  wird  der 
Entwicklungsgang  dahin  zusammengefaßt,  daß  innerhalb  der  Menschheit 
einmal  eine  stets  fortschreitende  Sozialisierung  statthabe,  anderseits  die 
Tendenz  bestehe,  den  Gegensatz  zwischen  den  sozialisierenden  und  den 
konkurrierenden  Prinzipien  durch  immer  vollkommenere  Ausgestaltung 
des  beide  Kräfte  in  sich  vereinigenden  privatwirtschaftlichen  Prinzips 
allmählich  zu  beseitigen.  Immer  aber  bleibe  der  jeweilige  Stand  der 
sozialen  Entwicklung  auch  abhängig  von  dem  jeweiligen  Stande  der 
materiellen  und  der  geistigen  Kultur.  „Die  unvermittelte  Übertragung 
des  privatwirtschaftlichen  Prinzips  auf  die  Eingeborenenverhältnisse 
hat  vielfach  geradezu  vernichtend  auf  ganze  Gemeinwesen,  ja  ganze 
Völkerstämme  gewirkt."  —  Die  Ausführungen  Schmidts  sind  durchdacht 
und  streng  wissenschaftlich  gehalten,  also  sehr  beachtenswert,  anregend 
und  fördernd.  Eine  kritische  Prüfung  würde  über  den  Rahmen  dieser 
Anzeige  hinausgehen.    Ich  bemerke  nur,  daß  ich  die  Trias  Haus  —  Dorf 
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—  Staat  nicht  für  richtig  begründet  halte  und  daß  der  ganze  Gedanken- 
gang des  Verf.,  wo  er  auf  den  europäischen  Kulturkreis  sich  ausdehnt, 
die  Erkenntnis  der  besonderen  Entwicklung  einer  hohen  Kulturperiode 
im  Unterschiede  von  der  allgemeinen  menschheitlichen  Entwicklung  — 
er  spricht  mehrmals  von  seinem  „hologäischen  Standpunkte"  —  ver- 
missen läßt.  Prof.  Ferdinand  Tönnies,  Kiel. 
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345  S.  sh.  12/6.  —  K.  geht  auf  die  Ur- 
sachen der  Entstehung  des  Zionismus 
ein,  behandelt  den  Beginn  der  aktiven 
Propaganda  unter  Herzls  Führung  und 
die  Stellungnahme  der  europäischen 
und  amerikanischen  Judenschaft  zu  ihr. 
Besonders  ausführlich  schildert  er  die 
Lage  der  vorzionistischen  Judenschaft 
in  Palästina,  die  Leiden  der  Juden  wäh- 
rend des  Krieges  und  den  schließlichen 
Erfolg  der  nationaljüdischen  Bestre- 
bungen in  den  Friedensverhandlungen 
zu  Versailles  und  San  Bemo.  Den 
Schluß  bildet  die  Erörterung  der  Aus- 
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port to  the  Health  Committee  of  the 
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rassevitch.  Part  I:  Typhus,  Re- 
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linfante.    XXVIII,  117  S.    Fl.  1,75. 
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ton 1921.  Government  Printing  Office. 
616  S. 
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telli  Treves.    LXXXVI,    107   S.    L.  3,-. 

P  1  e  n  g  e  ,  Prof.  Dr.  Johann,  Deut- 
sche Propaganda.  Die  Lehre  von  der 
Propaganda  als  praktische  Gesellschafts- 
lehre. Mit  einem  Nachwort  von  Lud- 
wig Roselius.  Bremen  1922.  Angel- 
sachsen-Verlag. 80  S.  M  15,—.  —  Ein 
erweiterter  Vortrag  im  Anschluß  an 
einen  Vortrag  von  Roselius  über  „Zwang 
oder  Propaganda  in  der  Organisation". 
Verf.  stellt  die  Lehre  von  der  Propa- 
ganda in  den  Rahmen  seiner  Organisa- 
tions-  und  Ideenlehre.  ap. 

Repüblica  de  el  Salvador, 
Division  territorial  y  poblaciön  catcu- 
lada  de  la  — ,  para  el  31  de  diciembre 
de  1920.  (Direcciön  General  de  Esta- 
distica.)   San   Salvador   1921.    55   S. 

Savorgnan,  Franco,  Prof.  ord. 
di  Statistica  nella  R.  Universitä  di 
Cagliari,  Demografia  di  guerra  e  altri 
saggi.  Bologna  (1921).  Nicola  Zanichelli. 
219  S.  L.  12,—.  —  Vier  bevölkerungs- 
politische Abhandlungen,  von  denen  die 
drei  ersten  dem  Bevölkerungsproblem 
im  allgemeinen,  der  Nationalitätenfrage 
in  den  von  Italien  beanspruchten,  ehe- 
mals österreichischen  Gebieten  und  der 
Säuglingssterblichkeit  in  den  verschie- 
denen Stadien  des  ersten  Lebensjahres 
gewidmet  sind,  während  der  vierte, 
umfangreichste  Aufsatz,  eine  Art  Kriegs- 
monographie, den  Einfluß  des  Welt- 
krieges auf  die  Bevölkerungsbewegung, 
die  Heeresverluste  der  Alliierten,  die 
österr.-ungar.  Verluste  unter  besonderer 
Berücksichtigung  der  Nationalitäten, 
die  franz.  Bevölkerungskrise  u.  ähnliche 
Fragen  behandelt.  rm. 

Stein,  Prof.  Dr.  Ludwig,  Einfüh- 
rung in  die  Soziologie.  (Philosophische 
Reihe.  25.  Bd.)  München  1921.  Rösl  & 
Cie.  454  S.  Jl  35,—  geb.  —  Nach  einer 
kurzen  Einleitung  über  Begriff  und 
Wesen  der  Soziologie  und  über  die  Ent- 


wicklung der  Soziologie  als  Wissen- 
schaft nimmt  Stein  in  einer  Reihe  von 
Kapiteln  über  den  Ursprung  der  mensch- 
lichen Kultur,  über  Religion  und  Rasse, 
Staat  und  Gesellschaft,  Recht,  Freiheit 
und  Autorität  in  Form  einer  soziolo- 
gischen Darstellung  zu  den  wichtigsten 
Problemen  der  Gegenwart  Stellung.  Im 
Schlußkapitel  drückt  er  seinen  Glauben 
an  die  Naturnotwendigkeit  und  den 
Sieg   der  Völkerbundsidee   aus.       hs. 

Traeger,  Paul,  Die  Deutschen  in 
der  Dobrudscha,  zugleich  ein  Beitrag 
zur  Geschichte  der  deutschen  Wande- 
rungen in  Osteuropa.  Mit  73  Abbildun- 
gen im  Text  u.  auf  Tafeln.  (Schriften 
des  Deutschen  Auslands-Instituts  Stutt- 
gart. A.  Kulturhistorische  Reihe: 
6.  Bd.)  Stuttgart  1922.  Ausland  und 
Heimat.  VIII,  222  S.  —  Das  Eingangs- 
kapitel charakterisiert  die  Eigenart  der 
Dobrudscha  und  ihrer  aus  vielen 
Volksstämmen  zusammengesetzten  Be- 
völkerung und  bringt  Ergebnisse  der 
vom  Verf.  über  die  verschiedenen  Na- 
tionalitäten vorgenommenen  statisti- 
schen Erhebungen.  Die  8500  Deutschen 
der  Dobrudscha  kamen  mit  wenig  Aus- 
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Angaben  über  Wirtschaft  und  Grund- 
besitzverteilung, Dorfanlage,  Verwal- 
tung, kulturelle  Einrichtungen,  ferner 
Wiederabwanderung  zum  Ausgleich  der 
natürlichen  Vermehrung,  Gesundheits- 
zustand usw.  dieses  noch  keine  Merk- 
male des  Niederganges  aufweisenden 
Zweiges  des  deutschen  Volkes,     wgü. 
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256  S.  Ji  7,—.  —  Den  Hauptinhalt  des 
Jahrb.  bildet  eine  Darstellung,  welche 
den  Begriff  und  die  Aufgaben  des  Aus- 
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bisherigen  Schicksale  sowie  vor  allem 
die  gegenwärtige  Lage  und  Existenz- 
bedingungen in  allen  Ländern  der  Welt 
im    einzelnen    schildert.  hg. 

Volkszählung,  Ergebnisse  der 
außerordentlichen  — ,  vom  31.  Jänner 
1920.  Endgültige  Ergebnisse  samt  Nach- 
tragszählungen.     Anhang:     Beruf    und 
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Arbeitslosigkeit.  Bearb.  und  berausgeg. 
von  der  Statistischen  Zentralkommis- 
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blik Österreich.  Heft  7.)  Wien  1921. 
österreichische  Staatsdruckerei.  32  S. 
K  180,-. 

Wiese,  Leopold  v.,  Briefe  aus  Asien. 
Köln  1922.  Bheinland-Verlag.  76  S. 
*  25,—.  —  Verf.  entwirft  in  den 
Briefen  vor  allem  ein  Bild  von 
der  Eigenart  der  eingeborenen  Be- 
völkerung in  den  von  ihm  be- 
reisten Teilen  Indiens,  der  Singha- 
lesen  auf  Ceylon,  der  Indier  und  der 
Malaien.  Er  will  Gesehenes  und  Ge- 
hörtes in  realistischer  Treue  wieder- 
geben und  dadurch  auf  eine  Abkehr 
von  der  „Mode  eines  falschen  Asien- 
kultes" hinwirken.  hg. 

W  y  1  e  r  ,  Dr.  Julius,  Die  schweize- 
rische Bevölkerung  unter  dem  Einflüsse 
des    Weltkrieges.     (Monographien    zur 


Darstellung  der  schweizerischen  Kriegs- 
wirtschaft. 1.  Bd.)  Zürich  1922.  Orell 
Füssli.  X,  92  S.  Fr.  9,50.  —  Nach 
einem  einleitenden  Überblick  über 
Volkszahl,  Geburtenhäufigkeit,  Sterb- 
lichkeit und  Wanderungüberschufl  so- 
wie über  die  Gliederung  der  schweizer. 
Bevölkerung  nach  Geschlecht,  Alter, 
Familienstand,  Konfession,  Mutter- 
sprache und  Beruf  vor  dem  Kriege 
werden  in  zwei  weiteren  Hauptab- 
schnitten die  durch  den  Weltkrieg  ver- 
ursachten Erschütterungen  der  demo- 
graphiS)Chen  Verhältnisse  besprochen; 
und  zwar  legt  der  eine  Teil  die  un- 
mittelbaren Wirkungen  des  Krieges  dar, 
wie  sie  in  den  Veränderungen  der  Ehe- 
schließungs-,  Wanderungs-  und  Ein- 
bürgerungsverhältnisse zutage  treten, 
Während  der  zweite  den  mittelbaren 
Folgen  —  Geburtenausfall  usw.  --  ge- 
widmet ist.  rm. 


4.  Verkehrswesen. 
A.  Allgemeines. 


Passeports,  formaliter  doua- 
nieres  et  billets  directs,  Be- 
ponses  des  gouvernements  ä  l'enquete 
sur  l'application  des  resolutions  rela- 
tives aux  — .  (Socie'te'  des  Nations.  Com- 
mission  consultative  et  technique  des 
Communications  et  du  Transit.  C.  183. 
M.  101.  1922.  VIII.)  Genf  1922.    71  S. 

Väg-  och  Vattenbyggnader  är 
1920,  Allmänna  — .  Av  Kungl.  Väg-  och 
Vattenbyggnadsstyrelsen.  (Sveriges  Offi- 
ciella  Statistik.)  Stockholm  1921.  VIII, 
209  S.  u.  statistische  Tabelle. 

Zeitschrift  für  Verkehrs- 
wissenschaft.   Herausgeg.    v.    Dr. 


Ernst  Esch,  Direktor  des  Instituts 
für  Verkehrslehre,  Köln.  1.  Jahrg. 
Köln  1922.  Oskar  Müller.  Jährlich  6 
Hefte.  Je  M  18,—.  Aus  dem  Inhalt  des 
1.  Hefts:  Dr.  Ernst  Esch,  Zur  Ein- 
führung. Prof.  Dr.  K  u  s  k  e  ,  Die  Be- 
deutung des  Verkehrs  für  die  weltwirt- 
schaftliche Entwicklung.  Geh.  Bat  Prof. 
Dr.  T  h  i  e  s  s  ,  Neue  überseeische  Er- 
schließungsbahnen vom  Standpunkt  der 
deutschen  Exportpolitik  aus.  Priv.- 
Dozent  Dr.  Tuckermann,  Die  ver- 
kehrsgeographischen Änderungen  in  den 
europäischen  Eisenbahnsystemen  seit 
den  politischen  Umwälzungen. 


B.  Seeverkehr,  KanaU  und  Flußverkehr. 
Rfihl,  Prof.  Dr.  Alfred,  Die  Nord-  und  Ostseehäfen  im  dcul- 
sehen  Außenhandel.    Untersuchungen  über   das  Hinterland  der 
an   der    deutschen    Ein-    und    Ausfuhr    beteiligten    Häfen.     (Veröffent- 
lichungen des  Instituts  für  Meereskunde.  Historisch-wirtschaftswissen- 
schaftliche Reihe.  Heft  3.)    Berlin  1920.   E.  S.  Mittler  &  Sohn.   95  S.  und 
15  Karten.   M  28—. 
Der  Hauptinhalt  des  Buches  wird  durch  den  Zusatz  „Untersuchungen 
über  das  Hinterland  der  an  der  deutschen  Ein-  und  Ausfuhr  beteiligten 
Häfen"  schärfer  umrissen  als  durch  den  Obertitel.  Der  Begriff  des  Hafen- 
hinterlandes ist  nicht  eindeutig:  er  bedarf  der  näheren  Bestimmung.  Rühl 
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unterscheidet  das  „kilometrische  Hinterland",  den  Inbegriff  der  kürzesten 
Entfernungen  auf  den  Schienen,  von  dem  „theoretischen  Hinterlande", 
und  er  gewinnt  dies,  indem  der  Vorsprung  in  den  Beförderungskosten 
auf  Schienen  und  Wasserweg  als  Grundlage  der  Begrenzung  angenommen 
wird.  Nicht  die  kürzeste,  sondern  die  billigste  Verbindung  ist  für  den 
Transportweg  der  Güter  maßgebend. 

Man  könnte  nun  auf  den  Einfall  kommen,  das  theoretische  Hinterlanc 
kartographisch  darzustellen,  indem  die  Punkte  mit  gleichen  Frachtsätzer 
durch  Linien  miteinander  verbunden  werden.  Dieses  Verfahren  schlägt 
Verf.  mit  Becht  nicht  ein.  Die  Ausnahmetarife  der  Eisenbahnen  gelter 
nur  für  bestimmte  Verkehrsbeziehungen  und  Güter  —  es  müßten  zahllos 
Karten  entworfen  werden,  um  alle  vorkommenden  Fälle  zu  veranschau- 
lichen — ,  und  die  Wasserfrachten  schwanken  innerhalb  eines  Jahres  unc 
von  Jahr  zu  Jahr  so  stark,  daß  die  billigsten,  für  die  Abgrenzung  auf  der 
Karten  zugrunde  gelegt,  tatsächlich  nur  für  ganz  kurze  Zeit  Geltung 
beanspruchen  könnten.  Durchschnittszahlen  führen  bei  der  wechselnder 
Intensität  des  Verkehrs  ebensowenig  zum  Ziel,  und  zudem  sind  di« 
Wasserfrachten  bekanntlich   nur  für  ganz  wenige  Güter   veröffentlicht. 

Mit  dem  theoretischen  Hinterlande  ist  es  also  nichts.  Verf.  hält  sich 
deshalb  bei  der  Anfertigung  seiner  Karten  an  den  tatsächlich  sich  voll- 
ziehenden Austausch  zwischen  den  Häfen  und  den  auf  seewärtige  Zu- 
und  Abfuhr  angewiesenen  Gebieten,  wie  ihn  die  Verkehrsstatistik  ent- 
hüllt. Die  Einflußsphäre  der  Häfen  bezeichnet  er  als  „reelles  Hinterland". 
Ich  habe  in  der  Schrift  über  die  „Seehafenpolitik  der  deutschen  Eisen- 
bahnen" und  in  dem  Aufsatz  über  die  „Seehafentarife  und  ihre  Auf- 
hebung" (Jahrbuch  1920  der  Hafenbautechnischen  Gesellschaft)  anders- 
lautende Bezeichnungen  gewählt,  bin  jedoch  sachlich  mit  dem  Verf.  ein- 
verstanden. 

Der  Abschnitt  über  den  Begriff  des  Hinterlandes  ist  umrahmt  von 
Untersuchungen  über  die  Binnenwasserfrachten  und  Eisenbahnen,  die 
Seefrachten,  die  Hafengebühren  und  -einrichtungen  und  die  Handels- 
organisation. Man  lernt  den  Wettbewerb  zwischen  Eisenbahn  und 
Wasserstraße  bei  der  Ein-  und  Ausfuhr  in  seinen  Grundzügen  kennen, 
erfährt  gelegentlich  der  Besprechung  der  Seefrachten  die  wichtige  Tat- 
sache, daß  diese  für  die  nordwesteuropäischen  Häfen  bei  der  Linienfahrt 
gleich  hoch  waren,  erhält  Einblick  in  das  verworrene  Vielerlei  der 
Hafengebühren,  in  die  technische  Ausstattung  eines  modernen  Hafens 
und  endlich  in  den  Aufsaugungsprozeß,  dem  der  Hafeneigenhandel,  be- 
sonders bei  der  Einfuhr,  zugunsten  des  Speditionsverkehrs  unterlag. 

Zu  bemängeln  wäre,  daß  alle  diese  Einzeluntersuchungen  etwas  in 
der  Luft  hängen  und  nicht  in  deutlich  sichtbarer  Beziehung  zu  einander 
stehen.  Verf.  weiß  sehr  wohl,  daß  z.  B.  in  der  Handelsorganisation  oder 
in  den  technischen  Einrichtungen  eines  Hafens  Tatsachen  gegeben  sein 
können,  die  praktisch  eine  Abweichung  von  dem  theoretischen  Hinter 
lande  begründen  können.   Aber  an  keiner  Stelle  werden  die  verschiedenen 
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Momente,  die  für  die  einzelnen  Waren  in  Ein-  und  Ausfuhr  die  Einfluß- 
sphäre der  Häfen  begrenzen,  in  anschaulich-abwägende  Beziehung  ge- 
setzt, so  daß  man  klar  die  bewegenden  Ursachen  vor  sich  sähe.  Was 
Rfihl  in  dieser  Hinsicht  bei  der  Besprechung  der  einzelnen  Güter  bietet, 
ist  allzu  locker  gefügt,  und  das  verschiedene  Schwergewicht  der  Ein- 
wirkungen wird  zu  wenig  gewürdigt.  Die  schematische  Übersicht  der 
„mannigfachen  Einflüsse,  die  bei  der  Auswahl  des  Hafens  und  der  Aus- 
dehnung des  Hinterlandes  bestimmend  eingreifen",  halte  ich  für  den 
schwächsten  Teil  des  Buches. 

Weniger  in  der  Synthese  als  in  der  methodisch  sorgfältigen  Beobach- 
tung und  Darstellung  des  Zustandes  der  Vorkriegszeit  liegt  m.  E.  die 
Stärke  der  Arbeit.  Zur  Veranschaulichung  des  reellen  Hinterlandes  ge- 
braucht Rühl  Karten,  Tabellen  und  Analysen  einzelner  Waren.  „Bei  der 
Beschaffenheit  des  Materials  ergeben  sich  für  die  Herstellung  der  Karten 
in  mehrfacher  Hinsicht  prinzipielle  Schwierigkeiten,  die  auch  kaum  über- 
windbar waren."    Nur  allzusehr  trifft   diese  Bemerkung  ins  Schwarze. 

Was  die  Karten  angeht,  so  ist  ihr  Zweck,  die  Ein-  und  Ausfuhr- 
mengen der  für  Deutschland  in  Frage  kommenden  Häfen  innerhalb  der 
Verkehrsgebiete  der  Güterbewegungsstatistik  durch  lineare  Diagramme, 
zu  verdeutlichen,  die  für  das  Auge  einen  unmittelbaren  Vergleich 
zwischen  den  Verkehrsleistungen  der  Seeplätze  zulassen.  Aber  mit  wie- 
viel Vorbehalten  mußte  dieser  Versuch  versehen  werden!  Sie  sind  ebenso 
zahlreich  wie  die  Mängel,  die  die  amtliche  Statistik  aufweist.  Die  ost- 
und  westpreußischen  Häfen  sowie  die  Häfen  Rostock  bis  Flensburg 
werden  statistisch  in  je  einer  Spalte  zusammengefaßt,  so  daß  eine  Aus- 
sonderung der  einzelnen  Seeplätze  nicht  möglich  ist.  Ein  weiterer 
schwerer  Nachteil  besteht  darin,  daß  man  bei  den  aus  Belgien  und 
Holland  eingeführten  Waren  nur  selten  weiß,  ob  sie  überseeischen 
Ursprungs  oder  im  Lande  erzeugt  sind:  nur  dann  nämlich,  wenn  es  sich 
um  rein  überseeische  Erzeugnisse,  etwa  Baumwolle,  handelt.  Das 
gleiche  Halbdunkel  breitet  sich  auch  über  die  Ausfuhr  nach  diesen  Län- 
dern. Ist  schon  der  Mangel  nicht  gering,  der  sich  daraus  ergibt,  daß  es 
bei  den  nach  heimischen  Häfen  beförderten  Gütern  ungewiß  bleibt,  ob  sie 
dort  verbraucht  oder  exportiert  werden,  so  steigert  sich  diese  Unkennt- 
nis ins  Unerträgliche  bei  einem  Lande  wie  Belgien,  das  ebenso  Durch- 
fuhr- wie  Ausfuhrland  für  Deutschland  gewesen  ist.  Und  für  die  Ver- 
kehrsbezirke endlich  gilt,  daß  sie  für  manche  Teile  Deutschlands  sehr 
umfangreich  ausgefallen  sind:  daß  z.  B.  keine  Aufteilung  von  Hannover 
und  Oldenburg  durchgeführt  ist,  wodurch  sich  über  die  Wettbewerbs- 
verhältnisse Hamburgs,  Bremens  und  Emdens  in  ihrer  näheren  Um- 
gebung ein  undurchdringlicher  Schleier  zieht. 

Nachdrücklich  soll  an  dieser  Stelle  noch  einmal  darauf  hingewiesen 
werden,  wie  unzulänglich  die  Verkehrsstatistik  in  ihrer  heutigen  Gestalt 
ist.  Besonders  die  Güterbewegungsstatistik  der  Eisenbahnen.  Ihr  Waren- 
verzeichnis hat  mit  den  Verschiebungen,  wie  sie  z.  B.  in  der  Einfuhr  im 
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Lauf  der  Entwicklung  eingetreten  sind,  durchaus  nicht  Schritt  gehalten. 
Artikel  wie  Palmkerne,  Kopra  usw.,  die  vor  dem  Kriege  eine  sehr  große 
und  steigende  Bedeutung  hatten,  existieren  für  diese  Statistik  überhaupt 
nicht.  Nur  Helios  vermag  zu  sagen,  ob  sie  überhaupt  und  unter  welcher 
Rubrik  sie  erscheinen!  Geradezu  komisch  wirkt  die  Zusammen- 
fassung von  Häuten,  Fellen,  Leder  usw.  —  von  Rohstoffen,  Halb-  und 
Fertigfabrikaten  —  in  einer  Spalte;  für  die  Frage:  Eisenbahn  oder 
Wasserstraße,  lernt  man  aus  dieser  Sammelangabe  gar  nichts,  denn  man 
wird  nie  erfahren,  in  welchem  Ausmaß  die  genannten  Güter  —  und  sie 
verhalten  sich  verschieden  zum  Verkehrsweg  —  den  Schienentransport 
gewählt  haben.  Läßt  sich  aus  solchen  unklaren  Angaben  etwas  Sicheres 
für  das  Studium  der  Verkehrsbedeutung  von  Tarif  maßnahmen  gewinnen? 
Doch  genug.  Es  ist  unmöglich,  von  einem  Werke  wie  dem  vorlie- 
genden im  Rahmen  einer  kurzen  Besprechung  ein  vollständiges  Bild  zu 
geben.  Sein  Wert  liegt  in  den  zahlreichen  Einzelergebnissen,  die  zu  ge- 
winnen verdienstlich  war,  obwohl  sie  bei  den  Mängeln  der  Statistik 
keinen  Anspruch  auf  unbedingte  Gültigkeit  erheben  können. 

Prof.  Erwin  von  Beckerath,  Kiel. 


Avennier,  Louis,  Le  droit  fluvial 
international  et  le  regime  du  Danube. 
(Bibliotheque  Universelle  et  Revue 
Suisse.  27.  Jahrg.,  Tome  CV,  No.  315, 
S.  273—290.)  Lausanne  1922.  Bureau  de 
la  Bibliotheque  Universelle. 

Claveille,  Albert,  Nos  ports. 
4e  edition.  (Les  Problemes  d'Aujour- 
d'hui.)  Paris  1921.  Plon-Nourrit  et  Cie. 
192  S.  Fr.  6,—.  —  Verf.  stellt  die  tech- 
nischen Einrichtungen  und  den  Ver- 
kehr der  französischen  Häfen  in  Ver- 
gleich zu  wichtigen  fremden  Häfen. 
Die  Umschlagseinrichtungen  der  ein- 
zelnen französischen  Häfen,  insbe- 
sondere von  den  7  Großhäfen  Dün- 
kirchen, Havre,  Rouen,  Saint-Na- 
zaire,  Nantes,  Bordeaux  und  Marseille 
werden  genau  beschrieben.  Ausführliche 
Besprechung  finden  auch  die  neueren 
hafenpolitischen  Gesetze  und  Verwal- 
tungsmaßnahmen, die  den  Ausbau  der 
Häfen  fördern  sollen  und  vor  allen 
Dingen  deren  Verwaltung  auf  eine 
breitere  Grundlage  stellen,  d.  h.  sie 
von  der  Handelskammer  auf  ein  comite 
de  la  r6gion  6conomique  übertragen 
wollen.  fg. 

Conference  de  Barcelone. 
Comptes  rendus  et  textes  relatifs  ä  la 
Convention  surler6gime  des 
voies  navigables  d'interet  inter- 
national et  ä  la  declaration  portant 
reconnaissance    du    droit    au    pavillon 


des  etats  depourvus  de  littoral  maritime; 
Comptes  rendus  .et  textes  relatifs  aux 
recommandations  sur  le  re- 
gime international  des  voies 
ferrees  et  aux  recommandations  sur 
les  ports  soumis  au  regime  internatio- 
nal; Comptes  rendus  et  textes  relatifs 
ä  la  Convention  sur  la  liberte 
du  transit.  (Societe  des  Nations.) 
Genf  1921.  XVI,  472;  XI,  253;  VIII, 
315  S. 

Department  of  Marine  and 
Fisheries,  Fifty-fourth  Annuat  Re- 
port of  the  — ,  for  the  Fiscal  Year  1920 
to  1921.  (Marine.  Sessional  Paper 
No.  21.)  Ottawa  1922.  F.  A.  Acland. 
VIII,  103  S.    $  0,10. 

H  e  n  n  i  g  ,  Dr.  Richard,  Prof.  d. 
Verkehrswissenschaft  a.  d.  Wirtschafts- 
hochschule Düsseldorf,  Rheinschiffahrt 
und  Versailler  Friede.  Berlin  1921. 
Deutsche  Verlagsgesellschaft  für  Politik 
und  Geschichte.  88  S.  —  Die  Abtretung 
der  Rheinschiffe  an  Frankreich,  die  neue 
Rheinkommission,  die  Unzufriedenheit 
Hollands  wegen  seiner  mangelhaften 
Vertretung  in  der  Kommission  und  der 
Schweiz  wegen  Vernachlässigung  der 
oberrheinischen  Regulierungsarbeiten 
und  der  mit  dem  Straßburg— Basel- 
Kanal  drohenden  Gefahr,  die  gesamten 
die  Rheinschiffahrt  berührenden  Kanal- 
und  Regulierungspläne  werden  unter 
Berücksichtigung  der  historischen   Ent- 
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Wicklung  und  überwiegender  Verwer- 
tung fachmännischer  Urteile  vom  Stand- 
punkt der  Verkehrswissenschaft  in  den 
Grundzügen  erörtert  und  ihre  wirt- 
schaftlichen, verkehrstechnischen  Vor- 
und  Nachteile  dargelegt.  hh. 

In-  en  Uitklaringen  van  Zee- 
en  Rivierschepen,  Statistiek  van 
de  — ,  over  het  jaar  1920.  (Bijdragen 
tot  de  Statistiek  van  Nederland.  Nieuwe 
Volgreeks.  No.  319.)  Uitgegeven  door 
het  Centraal-Bureau  voor  de  Statistiek. 
Haag  (1921).  Gebr.  Belinfante.  XVII, 
79  S.    fl.  0,75. 

Nautisk  Almanak  beregnet  til 
Greenwich  Meridian  for  Aaret  1922. 
32.  aargang.  Udgiven  af  J.  A.  D.  J. 
Bildsoe.  Kopenhagen  1921.  G.  E.  C. 
Gad.    78,  VI  S. 

N  e  u  f  f  e  r  ,  Dr.  Wilhelm  von,  Die 
Zukunft  der  Rheinschiffahrt  nach  dem 
Weltkrieg  und  dem  Versailler  Vertrag 
mit  besonderer  Berücksichtigung  der 
Oberrheinfragen.  Regensburg  1922. 
Michael  Laßleben.  VIII,  119  S.  M  25,—. 
—  Während  Deutschland  und  die 
Schweiz  den  Ausbau  eines  Großschiff- 
fahrtsweges  von  Straßburg  nach  Basel 
wünschen  müssen,  hat  Frankreich  ein 
gegenteiliges  Interesse:  es  will  den 
Oberrhein  wirtschaftlich  und  verkehrs- 
technisch trockenlegen,  damit  die  Ober- 
rheinschiffahrt in  Straßburg  auch 
weiterhin  ihren  Endpunkt  finde.  Verf. 
schildert  die  Gefahr,  die  Frankreichs 
Bestrebungen  für  die  anderen  Rhein- 
uferstaaten bedeuten.  Er  tritt  dafür 
ein,  Deutschland  möge  sich  möglichst 
schnell  auf  irgendeine  Art  mit  der 
Schweiz  einigen,  damit  die  Strecke 
Straßburg-Basel  mindestens  eine  vor- 
läufige Regulierung  erhalte  und  da- 
durch der  Weg  für  die  Zukunft  offen 
bleibe.  fg. 

Schiffahrts-Kalender  für  das 
Elbegebiet  und  die  Märkischen  Wasser- 
straßen. 1922.  Redigiert  von  Dr.  H. 
G  r  0  b  1  e  b  e  n.  40.  Jahrg.  Dresden  1922. 
C.  Heinrich.  XII,  244,  30   S.    M  25,-. 

Ship  Compendium  and  Year 
Book  1922,  The—.  London.  Compen- 
diums  Ltd.  LXII,  935  S.  £  2.8.0.  -  Ein- 
gangs werden  Einzelheiten  über  die 
technische  und  personelle  Organisation 
der    Schiffsklassifikationsbureaux    gege- 

Weltwirtschaftliches  Archiv  Bd.  XVIII. 


ben.  Der  erste  eigentliche  Hauptteil,  als 
„internationales  Register"  bezeichnet, 
enthält  die  Titel  (genaue  Firma),  Haupt- 
sitze oder  Fabriken  sowie  die  Filialen 
aller  mit  Schiffbau,  Schiffsausrüstung, 
Reederei,  Instandhaltung  und  verwand- 
ten Zweigen  beschäftigten  oder  daran 
beteiligten  Firmen,  nach  Ländern  und 
innerhalb  dieser  ohne  weitere  Unter- 
teilung nach  Städten  alphabetisch  ge- 
ordnet. Der  zweite  Hauptteil  klassifi- 
ziert die  Firmen  nach  Gewerbe  und 
Fächern;  diese  sind  alphabetisch  geord- 
net und,  gleichfalls  alphabetisch,  nach 
Ländern  und  Städten  untergeteilt.  Die 
Auffindbarkeit  der  einzelnen  Firmen  ist 
weiter  dadurch  erleichtert,  daß  im 
zweiten  Hauptteil  jedes  Geschäft  oder 
Gewerbe  in  vier  Sprachen  (englisch, 
französisch,  deutsch,  spanisch)  gedruckt 
ist.  fg. 

Smith,  Alexander  R.,  Port  of  New 
York  Annual.  New  York  1920.  Smith's 
Port  Publishing  Co.  525  S.  $  5,—.  — 
Im  Mittelpunkt  der  zahlreichen,  reich 
mit  Illustrationen  versehenen  Aufsätze 
steht  New  York  selbst.  Aber  auch  die 
Nachbar-  und  Schwesterstädte,  Brook- 
lyn, New  Jersey,  Newark,  Queens- 
borough,  Broux  usw.,  finden  eingehende 
Berücksichtigung.  Die  vorhandenen,  in 
Angriff  genommenen  und  geplanten 
Umschlagseinrichtungen  (Hafenbecken, 
Piers,  Schuppen,  Eisenbahnen,  Lösch- 
und  Liegeplätze,  Tunnel,  Kanäle  usw.) 
werden  an  Hand  von  Abbildungen  und 
Situationsplänen  zur  Darstellung  ge- 
bracht. Darüber  hinaus  wird  der 
Handels-  und  Transportverkehr  der  ge- 
samten Häfen  der  atlantischen  Küste, 
in  einigen  Aufsätzen  sogar  derjenige 
aller  Häfen  der  Union  behandelt.  Die 
überragende  Bedeutung  New  Yorks  und 
der  Umfang  seiner  Verbindungen  mit 
den  fernsten  Erzeugungs-  und  Ver- 
brauchsplätzen der  Vereinigten  Staaten 
kommt  in  dem  Buche  zu  wirksamem 
Ausdruck.  fg. 

Taschenbuch  der  Kriegsflot- 
ten. XX.  Jahrg.  1922.  Mit  teilweiser 
Benutzung  amtlicher  Quellen.  Heraus- 
geg.  v.  B.  Weyer.  Mit  357  Schiffs- 
bildern, Skizzen,  Schattenrissen  u.  zwei 
farbigen  Flaggentafeln.  München  1922. 
J.  F.  Lehmann.    409  S.   Jl  80,—. 

Uhry,  Alfred,  Prof.  de  g^ographie 
dconomique   ä   l'Ecole   superieure   pra- 
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tique  de  Commerce  et  d'Industrie  de 
Paris,  Strasbourg,  port  francais  du 
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nale. 14e  Annee,  Vol.  I,  No.  3,  S.  471 
bis  510.)  Brüssel  1922.  Goemaere. 


Vos,  Henry  de,  Le  port  d'Anvers 
dans  la  communaute  commerciale  du 
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nale". 14e  Annee,  Vol.  I,  No.  3,  S.  511 
bis  532.)  Brüssel  1922.   Goemaere. 


C.  Landverkehr. 


Aerial  Navigation,  Convention 
for  the  Regulation  of  — .  Paris,  October 
13,  1919.  With  3  maps.  (Treaty  Series. 
1922.  No.  2.)  (Cmd.  1609.)  London  1922. 
H.  M.'s  Stationery  Office.  110  S.  sh.  6/-. 

Eisenbahnfrage,  Die  deutsche  — . 
Gutachten  erstattet  für  den  Reichsver- 
band der  Deutschen  Industrie.  Berlin 
1922.  Karl  Siegismund.    38  S. 

Ferrocarril  a  el  Salvador. 
Documentos  relativos  a  la  cadueidad 
del  contrato  Mendez-Williamson.  (Estado 
de  Guatemala,  Republica  de  Centro- 
america.  Secretaria  de  Fomento.)  Gua- 
temala 1921.    82  S. 

Järnvägsstyrelsens  i  Finland. 
Berättelse  för  är  1918.  (Bidrag  tili  Fin- 
lands  Officiella  Statistik.  XX:  Järnvägs- 
Statistik.  48.)  Helsingfors  1922.  79,  88, 
100,  102,  87,  17,  9,  137,  12  S.  und  eine 
Karte. 


Railway  Statistics  for  the  Year 
ended  December  31,  1920.  From  sworn 
returns  furnished  by  the  several  rail- 
way companies.  (Canada.  Dominion 
Bureau  of  Statistics.  Transportation 
Branch.)  Ottawa  1921.  F.  A.  Acland. 
308  S. 

Reichsbahn,  Die  — .  Schriften  und 
Mitteilungen  aus  dem  Reichsverkehrs- 
ministerium. Heft  1.  Berlin  1922.  Georg 
Stilke.  60  S.  Jl  10,—.  —  Im  Hinblick 
auf  den  Kampf  um  Staats-  oder  Privat- 
betrieb wird  hier  ein  Bild  der  organi- 
satorischen und  finanziellen  Anstren- 
gungen der  Reichsbahnverwaltung  zur 
Rehabilitierung  des  durch  Krieg  und 
Revolution  erschütterten  Eisenbahn- 
systems entwickelt  und  begründet, 
unter  besonderer  Hervorhebung  der 
Tarifpolitik.  eb. 


D.  Post,  Telegraphie,  Telephonie. 


Estados  Unidos  de  Venezuela. 
Ley  de  telegrafos  y  telefonos,  sancio- 
nada  en  1918.  (Ministerio  de  Fomento.) 
Caracas  1918.    12  S.    B.  0,25. 
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du  — .  Annee  1920.  Publiee  par  le 
Bureau  International.  (Union  Postale 
Universelle.)  Bern  1922.  Bureau  inter- 
national de  l'Union  postale  universelle. 
34  S. 


5.  Theorie  und  Zustandsschilderungen  der  weltwirtschaftlichen 
Beziehungen,  allgemeine  Statistik  des  Güteraustausches. 


Carli,  Filippo,  II  problema  delT 
esportazione  nel  momento  presente. 
Relazione  al  convegno  nazionale  per 
l'esportazione.  (Camera  di  Commercio 
ed  Industria,  Brescia.)  Brescia  1921. 
Casa  Editrice  Pea.  43  S.  u.  statistische 
Tabellen.  —  Verf.  gibt  zunächst  Daten 
über  den  scharfen  Rückgang  der  Aus- 
fuhr, untersucht  dann  die  Gründe  hier- 
für und  im  dritten  Abschnitt  die  Mög- 
lichkeiten, Abhilfe  zu  schaffen:  Herab- 
setzung der  Lebenshaltungskosten  und 
der  Löhne,  Verminderung  der  staat- 
lichen Abgaben,  welche  direkt  die 
Produktion  belasten,  vervollkommnete 
technische    Organisation    der   Fabriken. 

wec. 


Dansk  Industriber,etning  1915 
bis  1918.  Udgivet  af  Industriforeningen 
i  Kjobenhavn.  X — XIII.  Aargang.  Ferste 
Bind:  Almindelig  Del.  Andet  Bind: 
Speciel  Del.  Den  Danske  industri 
under  verdenskrigen.  Kopenhagen  1921. 
269;  650  S.  —  Der  erste  Band  bringt 
eine  Übersicht  über  die  Stellung  der 
dänischen  Industrie  während  des  Welt- 
krieges unter  besonderer  Berücksichti- 
gung der  verschiedenen  abgeschlossenen 
Handelsverträge,  die  außerdem  als  An- 
lage beigefügt  sind.  Neben  diesem 
historischen  Bericht  werden  noch  Über- 
sichten über  einige  spezielle  Fragen 
gegeben,  wie  Kohlenimport,  staatliche 
Unterstützung,    Arbeitsverhältnisse,    Or- 
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ganisationen  der  Arbeitgeber  und 
-nehmer  u.  a.  Der  zweite  Teil  enthält 
in  X  Hauptabschnitten  ausführliche  Be- 
richte über  die  Lage  sämtlicher  In- 
dustriezweige, wg. 

Department  of  Commerce, 
Statistical  Abstract  of  the  United 
States.  1920.  43rd  number.  (Bureau  of 
Foreign  and  Domestic  Commerce.) 
Washington  1921.  Government  Printing 
Office.   XIX,  874  S.    $  0,50. 

Estados  Unidos  Mexicanos. 
Anuario  de  estadistica  fiscal  1918. 
(Secretaria  de  Hacienda  y  Credito 
Publico.  Departamento  de  Legislation 
y  Estadistica.  Secciön  de  Estadistica.) 
Mexico  1921.    199  S. 

Eulenburg,  Franz,  Weltwirtschaft- 
liche Solidarität  der  Völker.  (Volks- 
wirtschaftliche Zeitfragen.  Jahrg.  42, 
Heft  2/3,  Nr.  318/319.)  Berlin  1922. 
Leonhard  Simion  Nf.  64  S.  Ji  16,—. 
—  Behandelt  nicht  nur  die  durch  den 
Krieg  verursachten  Veränderungen  in 
den  Grundlagen  der  Weltwirtschaft 
(Bezug  der  Bohstoffe,  finanzielle  Durch- 
dringung, Gestaltung  der  Preise,  Stand 
des  Geldwertes),  sondern  auch  die, 
welche  in  den  Ursachen  zur  Auf- 
rechterhaltung des  Gleichgewichts  in 
der  Weltwirtschaft  (Produktivität,  Be- 
völkerungszahl, Kapitalbildung.  Kon- 
sumkraft) eingetreten  sind.  Außerdem 
finden  die  Wirkungen  der  politischen 
Maßnahmen  (Beparationsleistungen, 

Währungspolitik)  auf  dieses  Gleich- 
gewicht Berücksichtigung.  Den  Schluß 
bilden  Betrachtungen  über  den  Aus- 
gleich im  internationalen  Handel  durch 
das  Aufkommen  besonders  leistungs- 
fähiger Industrien  in  den  einzelnen 
Ländern  und  die  besondere  Bichtung 
der  Ausfuhr  jedes  Landes.  fl. 

Exchange  and  International 
Trade,  Depreciated  — .  (United  States 
Tariff  Commission,  Washington.)  Wash- 
ington 1922.  Government  Printing 
Office.  IV,  118  S.  —  An  Hand  zahl- 
reicher Tabellen  wird  der  Einfluß  der 
Geldentwertung  auf  Preise  und  Löhne 
nachgewiesen  bis  Mitte  1921.  Bei  den 
Preisen  sind  internationale  Vergleiche 
durch  Indexzahlen  angestellt,  außerdem 
finden  sich  Angaben  über  Welthandels- 
standardgüter und  über  75  verschiedene 
Waren,  für  die  Notierungen  für  1914, 
1919,  1920  bis  Mitte  1921  gegeben  wer- 
den.    Die     Hauptindustrien     der     Ver. 


Staaten,  Englands,  Frankreichs  und 
Deutschlands  werden  für  die  Betrach- 
tungen über  die  Lohnbewegungen  her- 
angezogen. Am  Schluß  wird  die  Frage 
Geldentwertung  —  Zolltarifpolitik  kurz 
gestreift.  fl. 

Financial  Beview  of  1919  and 
1921.  Including  fluetuations  in  the  rates 
of  foreign  exchange  and  the  prices  of 
the  raw  materials  of  industry.  By.  J.  S. 
M.  Ward,  B.A.,  F.S.S.,  F.B.Econ.s., 
Fellow  of  the  Boyal  Colonial  Institute, 
and  N.  E.  Crump,  F.S.S.,  and  J.  S. 
M.  Ward,  B.A.,  F.S.S.,  F.B.Econ.s., 
and  A.  L.  P  1  e  a  s  e  ,  B.A.,  F.S.S.  (Lon- 
don.) Federation  of  British  Industries. 
28;  32  S.  und  statistische  Tabellen. 
Je  sh.  1/-. 

Friday,  David,  Prof.  of  Political 
Economy,  University  of  Michigan,  Pro- 
fits, Wages,  and  Prices.  New  York 
1921.  Harcourt,  Brace  &  Co.  IV,  256  S. 
$  2,—.  —  Das  Mitte  1920  abgeschlossene 
Werk  ist  eine  Verarbeitung  neuerer 
Daten  über  die  Entwicklung  in  den  Ge- 
schäftsergebnissen, den  Löhnen  und  den 
Preisen  vorwiegend  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika.  Verf.  geht  auch 
auf  die  finanz-  und  kreditpolitischen 
Ursachen     der     Preisentwicklung     ein. 

hm. 

Gelderen,  J.  van,  Mededeelingeh 
van  het  Statistisch  Bureau.  No.  1.  De 
samenstelling  en  beteekenis  van  index- 
cijfers  en  hoe  zij  00k  voor  Neder- 
landsch-Indie  van  beteekenis  kunnen 
worden.  (Departement  van  Landbouw, 
Nijverheid  en  Handel.)  Buitenzorg 
1920.  28  S.  fl.  0,50.  —  Bespricht  den 
Wert  und  die  Berechnungsweise  der 
Indexziffern  sowie  die  Unterlagen, 
welche  gegebenenfalls  für  die  Zusam- 
menstellung niederländisch  -  indischer 
Indexziffern  zur  Verfügung  ständen.- 
Zur  Erläuterung  sind  verschiedene 
tabellarische  Übersichten  u.  graphische 
Darstellungen   beigefügt.  rm. 

In-,  uit-  en  doorvoer  over  1920, 
Jaarstatistiek  van  den  — .  1.  u.  2.  Teil. 
(Bijdragen  tot  de  Statistiek  van  Neder- 
land.  Nieuwe  Volgreeks.  Uitgegeven 
door  het  Centraal-Bureau  voor  de 
Statistiek.*  No.  323.)  .  Haag.  Gebroeders 
Belinfante.  XXXV,  88*,  610;  XXXVIII, 
316  S.    Zus.  fl.  3,-. 

Markets  of  the  World.  A  series 
of  economic  maps  and  Statistical  ab- 
stracts    of    the    prineipal    countries    of 
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the  world.  Boston  1920.  The  First  Na- 
tional Bank  of  Boston.  22  Karten. 

Movimento  commerciale  del 
Regno  d'Italia  nell'anno  1919. 
Parte  1:  Tavole  riassuntive,  tavole 
analitiche.  (Ministero  delle  Finanze. 
Direzione  Generale  delle  Dogane  e  Im- 
poste  Indirette.  Ufficio  Trattati  e  Le- 
gislazione  Doganale.)  Rom  1921.  Sta- 
bilimento  Poligrafico  per  l'Ammini- 
strazione  della  Guerra.  XV,  512  S. 
L.  35,-. 

Norges  handel  1920.  Utgitt  av  det 
Statistiske  Centralbyrä.  (Norges  Offi- 
sielle  Statistikk.  VII,  36.)  Kristiania 
1922.  H.  Aschehoug  &  Co.  33,  308  S. 
Kr.  2  — . 

Picard,  Roger,  Agr6g6  des  Facultes 
de  Droit,  La  crise  6conomique  et  la 
baisse  des  salaires.  Paris  1921.  Librairie 
des  Sciences  Politiques  et  Sociales. 
64  S.  —  Verf.  weist  in  dem  Buche  nach, 
daß  die  Unterkonsumtionskrise  nur 
durch  eine  Preisermäßigung  behoben 
werden  könne.  Eine  einseitige  Kürzung 
der  Löhne  ohne  vorhergehende  Ver- 
ringerung der  Lebenshaltungskosten  sei 
ungerechtfertigt  und  verfrüht.  Zu 
diesem  Zweck  gibt  er  einen  kurzen 
Überblick  über  die  Entwicklung  der 
Wirtschaftskrise  in  den  hauptsächlich 
davon  betroffenen  Staaten,  über  die 
Bewegung  der  Löhne  und  der  Lebens- 
haltungskosten bis  Ende  1920  unter  be- 
sonderer Berücksichtigung  Frankreichs. 

fl. 

Republica  de  Cuba.  Comercio 
exterior.  Primer  semestre  del  afio  1920 
y  ano  fiscal  de  1919  a  1920.  (Secretaria 
de  Hacienda.  Secciön  de  Estadistica.) 
Habana  1921.  XVII,  432  S. 

Schultze,  Dr.  Ernst,  Privatdozent 
a.  d.  Universität  Leipzig,  Die  Zerrüt- 
tung der  Weltwirtschaft.  Berlin,  Stutt- 
gart u.  Leipzig  1922.  W.  Kohlhammer. 
373  S.  Jl  75,—.  —  Seh.  behandelt  zu- 
nächst die  Scheinkonjunktur  während 
des  Krieges,  die  u.  a.  an  der  Schiffahrt 
der  Neutralen  und  Japans,  an  den 
Goldbeständen  der  neutralen  Noten- 
banken, an  der  Preissteigerung  und  den 
hohen  Gewinnen  der  Unternehmer  wie 
des  Finanzkapitals  nachgewiesen  wird. 
Übergehend  zur  Krise  selbst  und  deren 
Ursachen  werden  die  Rohstoff-,  die 
Industrie-  und  Verkehrskrise  in  ver- 
schiedenen wichtigen,  von  der  De- 
pression   besonders    in    Mitleidenschaft 


gezogenen  Staaten  dargelegt.  Den  Haupt- 
teil nimmt  die  Untersuchung  über  das 
Valutaproblem  ein  in  seinen  mannig- 
fachen Rückwirkungen  auf  Bevölke- 
rungsbewegung, Besitzveränderungen, 
Handel  usw.  Eine  Beseitigung  der  De- 
pression erwartet  der  Verf.  von  Export- 
krediten, von  einer  vernunftgemäßeren 
Gestaltung  des  Schuldenwesens,  von 
einer  Beendigung  der  Zerstörung  wirt- 
schaftlicher Werte  und  einer  Wieder- 
herstellung der  Unverletzbarkeit  des 
Privateigentums.  fl. 

Sea-Borne  Trade  of  British 
India  with  the  British  Em- 
pire and  Foreign  Countries, 
Annual  Statement  of  the  — ,  for  the 
fiscal  year  ending  31st  March,  1921. 
Vol.  1:  Imports,  exports,  and  re- 
exports  of  private  merchandise  and 
Government  Stores,  and  imports  and 
exports  of  treasure.  55th  issue; 
Accounts  relating  to  the 
Sea-Borne  Trade  and  Navi- 
gation of  British  India  for  the 
Calendar  Year  1921.  (Department  of 
Statistics,  India.  No.  1552  u.  1551.) 
Calcutta  1922.  Superintendent  Govern- 
ment Printing,  India.  (IV),  (933); 
125  S.    Rs.  8,4;  0,12. 

Trade  and  Customs  and  Ex 
eise  Revenue  of  the  Common- 
wealth of  Australia  for  the 
year  1920—21.  Prepared  under  In- 
structions from  the  Minister  of  State 
for  Home  and  Territories.  (Common- 
wealth Bureau  of  Census  and  Statistics, 
Melbourne.  Official  Statistics,  Common- 
wealth of  Australia.  No.  18.)  Mel- 
bourne (1922).    Albert  J.  MuUett.  641  S. 

Trade  of  Canada,  Annual  Report 
of  the  — .  Imports  for  consumption 
and  exports.  Fiscal  year  ended  March 
31,  1920.  Compiled  from  records 
supplied  by  the  Department  of 
(Dominion 
of  Trade 
Bureau 
Paper    No. 


of   Canada.     De- 

and    Commerce. 

of        Statistics. 

10  b,    A    1921.) 


Customs. 
partment 
Dominion 
Sessional 

Ottawa  1921.  "Thomas  Mulvey.  1394  S 
$  0,90. 
Trade  of  the  United  Kingdom 
with  Foreign  Countries  and 
British  Possessions,  1920, 
Annual  Statement  of  the  — .  Compared 
with  the  years  1913  and  1919.  Vol.  IV. 
Compiled  in  the  Statistical  Office  of  the 
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Customs  and  Excise  Department.  (Cmd. 
156.)  London  1922.  H.  M.'s  Stationery 
Office.  XI,  626  S.  £  1.1.0. 
Varga,  Eugen,  Die  Lage  der  Welt- 
wirtschaft und  der  Gang  der  Wirt- 
schaftspolitik in  den  letzten  drei  Jahren. 
Hamburg  1922.  Carl  Hoym  Nachf. 
32  S. 


Zerstörung  der  Weltwirt- 
schaft, Die  — .  Einzeldarstellungen 
über  die  Wirtschaftslage  der  wichtigsten 
Länder.  Herausgeg.  v.  d.  Reichszentrale 
für  Heimatdienst  unter  Mitwirkung  v. 
Paul  Brandt,  Chefredakteur  der 
„Weltwirtschafts-Zeitung".  Berlin  1922. 
Zentralverlag.    80  S.    Ji  15,—. 


6.  Produktion,  Zirkulation  und  Konsumtion  wichtiger  Welthandels» 
guter,  einschließlich  spezieller  Statistik. 

Daniels,  George,  M.A.,  Senior  Lecturer  in  Economics  in  the  University 
of  Manchester,  The  Early  English  Cotton  Industry.  With 
some  unpublished  letters  of  Samuel  Crompton.  Introductory  chapter 
by  George  Unwin,  M.A.,  Prof.  of  Economic  History  in  the  Uni- 
versity of  Manchester.  (Publications  of  the  University  of  Manchester. 
Historical  Series  No.  XXXVI.)  Manchester  1920.  University  Press. 
XXXI,  214  S.  sh.  8/6. 
Die  vorliegende  Untersuchung  gibt  in  ihren  ersten  drei  Kapiteln 
einen  geschichtlichen  Überblick  über  das  englische  Baumwollgewerbe 
vom  16. — 18.  Jahrhundert.  Es  ist  also  die  Zeit  des  Übergangs  vom  Haus- 
gewerbe zum  Manufaktursystem;  vor  dem  16.  Jahrhundert  waren  Baum- 
wollgarne und  -gewebe  lediglich  Einfuhrartikel.  Frühzeitig  im  16.  Jahr- 
hundert entwickelte  sich  dann  das  Gewerbe  in  Lancashire.  Es  werden  die 
Kämpfe  geschildert,  welche  die  junge  Industrie,  die  bald  zur  Export- 
industrie heranreifte  (zunächst  nach  den  Gebieten  der  Ostindischen  Kom- 
panie), führen  mußte,  um  sich  durchzusetzen.  Kap.  II  behandelt  die  Or- 
ganisation von  Handel  und  Gewerbe,  insbesondere  in  Manchester  in  der 
angegebenen  Zeit;  Kap.  III  und  IV  berichten  über  die  Einwirkungen  der 
Erfindung  mechanischer  Webstühle  durch  Arkwright,  dem  ein  Kampf 
der  Handspinner  folgte,  und  dessen  Patente  überhaupt  lebhafte  Oppo- 
sition hervorriefen,  die  auch  im  Parlament  ausgefochten  wurden. 
Kap.  V — VII  beschäftigen  sich  mit  der  vollkommenen  Umstellung  der 
englischen  Baumwollspinnerei  infolge  der  verschiedenen  Erfindungen 
Samuel  Cromptons  (geb.  1753,  gest.  1827),  insbesondere  der  Mule- 
spinnmaschine  (1779).  Damit  war  der  Weg  zur  Großindustrie  geebnet. 
Die  Rohstoffimporte  aus  den  Vereinigten  Staaten  stiegen  jetzt  enorm 
(die  Durchschnittseinfuhr  1776—1780  erreichte  6%  Millionen  Pfd.,  von 
1776—1790  251/«  Millionen  Pfd.,  1801—1806  37V2  Millionen  Pfd.,  s.  S.  132). 
Die  Umwälzung  in  wirtschafts-  und  sozialpolitischer  Beziehung,  ein  be- 
sonders anziehender  Abschnitt,  wird  geschildert  (Kap.  V,  3).  Kap.  VI 
zeigt  den  Werdegang  des  interessanten  Mannes  als  Erfinder  und  Ein- 
führer  seiner  Erfindungen  in  die  Industrie,  —  dabei  auch  seine  häufigen 
Fehlschläge.  Das  Werk  schließt  mit  den  sehr  lesenswerten  Briefen 
Cromptons  ab;  es  ist  als  eine  bemerkenswerte  wirtschaftsgeschicht- 
liche Leistung  anzusprechen.  Prof  W.  F>  Brück,  Gießen. 
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gischen, durch  zahlreiche  Zeichnungen 
unterstützten  Darstellung  der  baye- 
rischen Braunkohlenvorkommen  folgt 
eine  Besprechung  ihrer  technisch- 
wirtschaftlichen Ausbeutung.  Die  zur 
Zeit  in  Betrieb  befindlichen  Bergwerke 
werden  unter  Beifügung  von  29  ganz- 
seitigen Bildtafeln  in  Einzelschilderun- 
gen behandelt.  Ig- 

Petroleum  Industry  of  Wyo- 
ming, Report  of  the  Federal  Trade 
Commission  on  the—.  January  3,  1921. 
Washington  1921.  Government  Printing 
Office.    54  S. 

Reichenheim,  Dr.  Peter,  Die 
wirtschaftliche  Bedeutung  der  flüssigen 
Treibstoffe.  Mit  1  Kurve.  Berlin  1922. 
Juüus  Springer.  85  S.  M  20,—.  —  Die 
im  Erdöl  schlummernden  Kräfte  kön- 
nen als  Heiz-  oder  als  Treibstoff  aus- 
genutzt werden.  Nach  beiden  Sichtun- 
gen, besonders  aber  nach  der  letzteren 
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hin,  haben  die  vergangenen  Jahre  eine 
außerordentliche  Entwicklung  gebracht. 
Entsprechend  mußte  die  Produktion 
steigen.  Immer  neue  ölfelder  wurden 
entdeckt  und  ausgebeutet.  Über  Vor- 
kommen und  Förderung  von  öl  in  den 
einzelnen  Ländern  gibt  die  Schrift 
kurze,  durch  Tabellen  unterstützte 
Überblicke.  Auch  die  Frage  der  Gewin- 
nung von  öl  aus  bituminösem  Gestein 
wird  behandelt.  fg. 

R  o  1 1  e  r  d  a  m  s  che  Termijnhan- 
del  in  Vetten,  Olien  en  Olie- 
zaden.  (Onder  -  Afdeeling  van  den 
Nederlandschen  Bond  voor  den  Handel 
in  Vetten,  Oben  en  Oliezaden,  geves- 
tigd  te  Rotterdam.  No.  79.)  Rotterdam 
1922.    28  S.  u.  statistische  Tabellen. 

Royaume  de  Bulgarie.  Statistique 
agricole  pour  les  ann6es  1913,  1914 
et  1915.  Ensemencements  et  recolte. 
(Direction  Generale  de  la  Statistique.) 
Sofia  1922.  Imprimerie  de  l'Etat.  IV, 
323  S.    Lei  195,-. 

Ryba,  Gustav,  Der  Kohlenbergbau 
im  Teplitz  -  Brüx  -  Komotauer  Becken 
des  nordwestböhmischen  Braunkohlen- 
revieres.  Teplitz-Schönau  1921.  Adolf 
Becker.  96  S.  —  Die  technischen 
Methoden  des  Abbaus  und  der  Be- 
kämpfung der  Grubengefahren  finden 
eingehende  Erörterung,  wobei  ins- 
besondere die  für  das  Becken  vorteil- 
haftesten Methoden  besprochen  werden. 

wh. 

Schnürlen,  Dr.  Mathilde,  Ge- 
schichte des  württembergischen  Kupfer- 
und  Silberbergbaues.  Ein  Beitrag  zur 
Geschichte  des  Frühkapitalismus  in 
Württemberg.  (Tübinger  Staatswissen- 
schaftliche Abhandlungen.  N.  F.  Heft 
23.)  Berlin,  Stuttgart  u.  Leipzig  1921.  W. 
Kohlhammer.  VIII,  128  S.  M  40,—.  — 
Behandelt  die  hauptsächlich  am 
Schwarzwald  betriebenen  Versuche 
eines  württembergischen  Kupfer-  und 
Silberbergbaues  von  ihren  ersten,  bis 
ins  11.  Jahrhundert  zurückreichenden 
Anfängen  bis  zu  ihrem  Erüegen  Ende 
des  18.  bzw.  im  Laufe  des  19.  Jahr- 
hunderts unter  Berücksichtigung  der 
natürlichen  wie  wirtschaftlichen,  sozia- 
len und  rechtlichen  Grundlagen  dieses 
Bergbaues  und  der  Ursachen  seines  Er- 
üegens.  rm. 


Silk  Association  of  America, 
50th  Annual  Report  of  the  — .  1872  to 
1922.  Proceedings  at  the  Annual  Meet- 
ing, March  22,  1922.  New  York.  190  S. 

South  Wales  Coal  Annual  for 
1922,  The—.  18.  year  of  issue.  Edited 
by  C.  P.  H  a  i  1  e  y  and  D.  Wilson 
Lloyd,  B.A.,  F.S.S.  Cardiff  (1921). 
The  Business  Statistics  Co.  XXXII,  316, 
LIX  S.  sh.  12/6.  —  Der  Inhalt  des 
Buches  ist  hauptsächlich  statistisch.  Es 
bringt  ausführliche  Tabellen  über  Pro- 
duktion und  Ausfuhr  von  Kohlen,  Koks 
und  Nebenprodukten,  über  Produktions- 
kosten, Frachten,  Löhne  usw.  Eine  Zu- 
sammenstellung der  Kohlengruben  in 
South  Wales  und  Monmouthshire  ent- 
hält neben  den  genauen  Adressen  An- 
gaben über  die  Eigentumsverhältnisse, 
die  Namen  der  Mitglieder  der  Verwal- 
tungen, Eisenbahnanschlüsse  und  die 
Zahl  der  beschäftigten  Personen,   fg. 

Übersichtskarte  von  dem 
Rheinischen  Braunkohlen- 
ge b  i  e  t.  1:50  000.  Bearb.  v.  R.  H  o  r  n- 
bogen.  Köln.  Gleumes  &  Co.  Jl  60,—. 

Wheat  Prices,  Report  of  the  Fede- 
ral  Trade  Commission  on  — .  For  the 
1920  Crop.  December  13,  1920.  Washing- 
ton 1921.  Government  Printing  Office. 
91  S. 

Wool  Year  Book  1922,  The—. 
Compiled  by  the  editor  of  "The  Tex- 
tile  Mercury",  in  collaboration  with 
various  contributors.  ("Textile  Mer- 
cury" Annais.)  Manchester.  Mardsen  & 
Co.  615  S.  sh.  7/6.  —  In  Aufsatzform 
bringt  das  Jahrbuch  beschreibenden 
Text  mit  zahlreichen  Statistiken,  Abbil- 
dungen von  Maschinen  u.  fabrikations- 
technischen Vorgängen,  Tabellen  und 
Schemata  für  technische  Berechnun- 
gen aller  Art.  Wollproduktion,  Wollbe- 
handlung (Sortieren  usw.)  und  Woll- 
handel werden  beschrieben.  Dann  wen- 
det sich  die  Darstellung,  bis  in  kleinste 
Einzelheiten  dringend,  der  Technik  in 
der  Spinnerei,  Weberei,  Färberei  zu, 
bespricht  Wesen,  Wirken  und  Zweck- 
mäßigkeit der  in  der  Wollindustrie  ge- 
bräuchlichen Maschinen  und  Apparate, 
zählt  die  Verbände  und  Vereine  auf 
und  gibt  zum  Schluß  Erklärungen  der 
bedeutenden  Zahl  von  Fachausdrücken. 
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7.  Geld*,  Kredit»,  Bank*  und  Börsenwesen,  Kapitalanlagen  im 

Auslande. 
Terhalle,  Dr.  rer.  pol.  Fritz,  a.  o.  Prof.  a.  d.  Universität  Jena,  Freie 
oder    gebundene    Preisbildung?     Ein    Beitrag    zu    unserer 
Preispolitik  seit  Beginn  des  Weltkrieges.    Jena  1920.    Gustav  Fischer. 
VII,   124  S.  Ji  9,—. 

Die  Schrift  zerfällt  in  einen  „grundlegenden"  und  einen  „ausführen- 
den" Teil.  Im  ersteren  wird  zunächst  „der  Preis  und  die  Preisbildung 
im  Kriege",  dann  „der  Staat  und  die  Preisbildung  im  Kriege"  behandelt. 
Es  werden  die  preisbildenden  Faktoren  auf  der  Angebots-  und  Nachfrage- 
seite untersucht,  aber  auch  die  Bedeutung  des  Gewinnstrebens  als 
Faktor  der  Preisbildung  betont,  der  in  meiner  Preistheorie  im  Gegen- 
satz zu  den  bisherigen,  die  Angebot  und  Nachfrage  als  gegebene  Größen 
annehmen,  besonders  zum  Ausdruck  gebracht  ist.  Verf.  betont,  daß  im 
Kriege  die  Nachfrage  erst  recht  der  entscheidende  Faktor  bei  der  Preis- 
bildung sei  und  weist  auf  die  Bedeutung  einer  guten  Produktions-  und 
Waren  Statistik  für  die  staatliche  Regelung  hin.  Die  Gesichtspunkte 
für  und  gegen  die  Freiheit  des  Marktes,  andererseits  die  Notwendigkeit 
eines  offenen  Marktes,  der  kontrolliert  werden  kann,  im  Gegensatz  zu 
der  heimlichen  Preisbildung  werden  gut  hervorgehoben. 

Im  zweiten  Abschnitt  wird  dann  der  Staat  als  Markt f aktor  und 
als  Macht  faktor  bei  der  Preisbildung  untersucht.  In  ersterer  Hinsicht 
ist  sein  Einfluß  ebenso  wichtig  wie  in  letzterer.  Die  Schilderung  des 
unsachgemäßen  Vorgehens  bei  der  Vergebung  von  Kriegsaufträgen  ver- 
stärkt auch  von  dieser  Seite  her  den  Eindruck  der  völlig  mangelhaften 
Kriegsvorbereitung  Deutschlands.  Die  schwierige  Frage,  ob  es  wichtiger 
ist,  die  Preise  niedrig  zu  halten  oder  die  Produktion  zu  fördern,  kann 
immer  nur  relativ  und  für  den  einzelnen  Fall  beurteilt  werden.  Letzteres 
ist  nicht  gelungen,  infolgedessen  war  die  Versorgung  mit  manchen  Gü- 
tern schlechter  als  bei  freiem  Markte.  Ersteres  war  in  Deutschland  für 
Produktion  und  Leistungen  möglich,  aber  nach  der  Revolution  wurden 
die  meisten  Preissteigerungen  schnell  nachgeholt. 

Im  ausführenden  Teil  wird  zunächst  eingehend  die  Entwicklung  der 
staatlichen  Höchstpreisfestsetzungen  geschildert  und  die  Schwierigkeit, 
ja  Unmöglichkeit  eines  einheitlichen  Systems  von  solchen  betont. 
Auch  hier  tritt  wieder  das  Problem  hervor,  auf  der  einen  Seite  auf  die 
Kaufkraft  der  Konsumenten,  andererseits  zwecks  Ausdehnung  der  Pro- 
duktion auf  die  ungünstigsten  Produzenten  Rücksicht  nehmen  zu 
müssen.  Zu  letzteren  führt  auch  die  Zugrundelegung  der  Selbstkosten. 
Die  Folgen  sind  hohe  Differentialgewinne  bei  den  billiger  arbeitenden 
Produzenten.  Der  zweite  Abschnitt  dieses  Teils  behandelt  dann  den 
„Kriegswucher  und  die  Gewinnbeschränkung  im  Kriege",  erörtert  die 
Grundsätze,  die  bei  den  gesetzlichen  Maßnahmen  in  Frage  kommen,  wo- 
bei besonders  die  Ausschaltung  einer  Berücksichtigung  der  Marktlage 
und  die  Festsetzung  „angemessener  Preise",  die  Bemessung  der  Selbst- 
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kosten,  der  Begriff  des  Reingewinnes  und  des  angemessenen  Gewinns 
eine  Rolle  spielen.  Hinsichtlich  des  Erfolges  der  Kriegswucherbekämp- 
fung kommt  der  Verf.  zu  dem  pessimistischen  Ergebnis,  das  wegen  der 
Unklarheit  über  das,  was  man  erreichen  wollte,  sehr  viel  Verwirrung 
und  Erregung  erzeugt  wurden,  daß  „die  Bekämpfung  des  Preiswuchers 
auf  manchen  Gebieten  so  gut  wie  gar  nicht  gelang,  besonders  bei  der  Ur- 
produktion, auf  anderen  oft  in  übertriebenem  Umfange,  so  namentlich  in 
manchen  Zweigen  des  Kleinhandels.  Alles  das  wirkte  zusammen,  das 
reelle  Geschäft  zugunsten  des  Schiebertums  zu  schädigen". 

Im  Schlußwort  meint  T.  (S.  121):  „So  wichtig  sozialpolitische  Maß- 
nahmen sind,  kann  doch  kein  Zweifel  darüber  bestehen  (?),  daß  die  Für- 
sorge für  Erhaltung  und  Mehrung  des  Einkommens  derjenigen  für  die 
Gestaltung  der  Einkommensverteilung  vorangehen  muß."  Das  halte  ich, 
namentlich  angesichts  der  Einkommensvermehrung  durch  Inflation, 
welche,  wie  ich  mehrfach  nachgewiesen  habe,  auf  die  einzelnen  Ein- 
kommen ganz  verschieden  wirkt,  nur  für  sehr  bedingt  richtig. 
"Wir  hätten  für  eine  bessere  Einkommensverteilung  aber  schon  vor  dem 
Kriege  sorgen  müssen.  Bei  einem  so  weitgehenden  Warenmangel,  wie 
wir  ihn  wohl  noch  lange  haben  werden,  ist  Produktion  und  Verteilung 
das  weitaus  wichtigste  Problem.  Verf.  betont  auch  mehrfach,  meines 
Erachtens  mit  Recht,  die  Notwendigkeit  ausgedehnter  Naturallieferungen 
an  Minderbemittelte,  statt  Erhöhung  der  Einkommen. 

Zahlreiche  Zitate  illustrieren  die  außerordentliche  Verschiedenheit 
der  Ansichten,  die  über  fast  alle  mit  der  Frage  der  freien  oder  gebun- 
denen Preisbildung  zusammenhängenden  Probleme  besteht,  und  zeigen, 
wie  außerordentlich  schwierig  es  ist,  in  diesen  innersten  Kern  unserer 
heutigen  Wirtschaftsordnung  erfolgreich  einzugreifen.  Die  Schrift  ist 
ohne  Zweifel  einer  der  bemerkenswertesten  Beiträge  zur  Kriegswirt- 
schaftslehre, aber  auch  darüber  hinaus  vermag  sie  gute  Einblicke  in 
das  heutige  deutsche  Wirtschaftsleben  zu  vermitteln. 

Prof.  Robert  Liefmann,  Freiburg  i.  B. 

Budgc,  Dr.  rer.  pol.  Siegfried,   Der  Kapitalprofit.    Eine  kritische 
Untersuchung  unter  besonderer  Berücksichtigung  der  Theorie  Franz 
Oppenheimers.   Jena  1920.   Gustav  Fischer.   XI,  155  S.   M  22,—. 
Der  Verf.  hat  Scharfsinn  und  Eifer  an  die  Auseinandersetzung  mit 
früheren   Theorien   über   den   Grund   des    Kapitalprofits   gewendet,  vor 
allem   die  im  Titel  genannte,  der  er  sich   doch   als  „überzeugter   De- 
duktivist, Objektivist  und  Anhänger   der  freien  Marktwirtschaft"  ver- 
wandt fühlt.  Der  Ertrag  ist  nicht  erheblich.  Das  Vorwort  selber  erklärt, 
daß  die  vorgetragene  Lösung  im  Grunde  der  Originalität  entbehrt.    Sie 
besteht  in  der  Erkenntnis,  „daß  das  Kapital  zwar  unumgängliche  Vor- 
aussetzung einer  Steigerung  des  Produktionsertrages  ist,  daß  es  aber  das 
Mehrprodukt,  eben  weil  es  kein  technisches  Produktivgut  ist,  nicht 
selbst   zu   schaffen   vermag;   daß   es    als   wirtschaftliches    Produktivgut 
zwar  einen  Wert  haben  muß,  der  als  Mehrwert  über  den  Wert  seines 
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naturalen  Substrats  hinaus  in  die  Erscheinung  tritt,  daß  es  aber  diesen 
Mehrwert  in  der  Gestalt  eines  Mehrprodukts  aus  den  soeben  erwähnten 
Gründen  nicht  selbst  zur  Entstehung  gelangen  lassen  kann,  daß  hierzu 
vielmehr  „Mehrarbeit"  erforderlich  ist,  so  daß  sich  in  dieser  Mehrarbeit 
das  Wesen  des  Kapitals  als  eines  wirtschaftlichen  Gutes  nach  außen  hin 
gewissermaßen  manifestiert".  Dies  ist  in  der  Tat  nicht  viel,  aber  auch 
nicht  klar  und  noch  weniger  fruchtbar.  Was  ist  aber  auch  von  einer 
Untersuchung  zu  erwarten,  die  das  Gebiet  der  Sozialökonomik  ein- 
schränken will  auf  die  Lehre  von  den  „Gesetzen",  denen  das  Angebot 
von  Gütern,  und  zwar  allein  von  „beliebig  reproduzierbaren"  Gütern, 
unterliegt?  Dr.  Kurt  Singer,  Hamburg. 


Annuario  delle  banche  ita- 
1  i  a  n  e.  Guida  statistico  monografica 
della  industria  bancaria.  Anno  V,  1921— 
1922.  Editore  Edmondo  Vogel- 
sang. Neapel  1920.  Detken  &  Rocholl. 
XI,  556  S.  L.  18,—.  —  Beginnt  mit 
einem  Überblick  über  die  allgemeine 
Lage  der  Banken  im  Jahre  1920,  dem 
Angaben  über  die  Entwicklung  und  den 
Stand  der  einzelnen  Emissions-,  Ge- 
nossenschafts-, Sparbanken  usw.,  die 
Bankgesetzgebung,  die  Emission  fest- 
verzinslicher Papiere  und  den  Geld- 
markt folgen.  hg. 

Argentarius,  Valuta.  Briefe  eines 
Bankdirektors  an  seinen  Sohn.  Berlin 
1921.  Bank  Verlag.  128  S.  Ji  55,-.  — 
Der  Verf.  dieser  und  der  ebenfalls  1921 
erschienenen  Schrift  „Vom  Gelde"  (Al- 
fred Lansburgh-Berlin)  unterbreitet  in 
beiden  Bänden  zusammen  seine  geld- 
theoretischen Anschauungen  in  popu- 
lärer Darstellungsform.  Das  vorliegende 
Buch  behandelt  sowohl  das  Wesen  der 
intervalutarischen  Kurse  selbst  sowie 
die  Mittel  der  Valutapolitik  und  das 
Problem    der   Zukunftswährung,   hm. 

B  a  i  c  o  i  n  u  ,  G.  J.,  La  Banque  Natio- 
nale de  Roumanie  pendant  l'occupation 
novembre  1916  —  novembre  1918.  Con-' 
tribution  ä  la  politique  financiere  des 
Allemands  dans  la  Roumanie  occup£e. 
(L'emission  de  la  Banque  Generale 
Boumaine.)  Paris  1921.  Society  du 
Recueil  Sirey.  163  S.  Fr.  7,50.  —  Der 
Direktor  der  Nationalbank  von  Rumä- 
nien gibt  in  obigem  Bericht  einen  Über- 
blick über  die  Tätigkeit  der  Bank  wäh- 
rend der  deutschen  Besetzungsperiode, 
über  die  deutsche  Geld-  und  Devisen- 
politik unter  Vorwürfen  wegen  Ver- 
letzung des  Völkerrechts  durch  die 
Deutschen.    Er   beanstandet   namentlich 


die  Zwangsemissionen  von  Noten  durch 
die  Nationalbank,  die  Politik  der  land- 
wirtschaftlichen Darlehnskassen  und 
erhebt  Schadenersatzansprüche  gegen 
die  deutsche  Verwaltung.  Der  Anhang 
enthält  geheime  Sitzungsprotokolle  des 
Kriegsministeriums  in  Berlin  sowie  den 
Text  einiger  die  deutsche  Bankpolitik 
betreffenden  Dokumente.  wgü. 

Banks  in  India  1920,  Statistical 
Tables  Belating  to  — .  7th  issue.  (De- 
partment of  Statistics,  India.  No.  1491.) 
Calcutta  1922.  Superintendent  Govern- 
ment Printing,  India.    33  S.    Bs.  2,—. 

Banques  Centrales,  1913,  1918— 
1921,  Memorandum  sur  les  — .  (Societe" 
des  Nations.)  Genf  1922.    55  S. 

B  e  h  n  s  e  n  ,  Dr.  Henry,  und  Dr. 
Werner  Genzmer,  Die  Folgen 
der  Mark-Entwertung  für  uns  und  die 
andern.  Leipzig  (1921).  Feüx  Meiner. 
X,  127  S.  Jl  15,-.  -  Die  Verf.  unter- 
suchen die  Wirkungen  des  Friedens- 
vertrages bzw.  des  Londoner  Ultima- 
tums auf  den  Gesamtstand  des  deut- 
schen Volksvermögens,  auf  die  deut- 
sche Zahlungsbilanz,  die  deutschen 
Staatsfinanzen  und  die  deutschen  und 
europäischen  Währungsverhältnisse. 
Alles  in  allem  sei  der  Passivsaldo  der 
deutschen  Zahlungsbilanz  der  Angel- 
punkt der  Kriegsentschädigungsfrage. 
Die  Schrift  wurde  September  1921  ab- 
geschlossen, hm. 

B  e  n  d  i  x  e  n  ,  Dr.  Friedrich,  Das 
Wesen  des  Geldes.  Zugleich  ein  Beitrag 
zur  Reform  der  Reichsbankgesetzgebung. 
3.  Aufl.  mit  Anmerkungen  u.  Ergän- 
zungen. München  u.  Leipzig  1922. 
Duncker   &   Humblot.    91    S.    Ji  15,—. 

Business  Forms  and  Financial 
Institutions.  Revised  by  Louis 
B.  M  0  f  f  e  1 1.  8.  edition  of  the  Peirce 
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Manual  of  Business  Forms  and  Customs. 
Philadelphia  1921.  Peirce  School  of 
Business  Administration.  VIII,  195  S. 
$  1,50.  —  Ein  für  ältere  Schüler  be- 
stimmtes Lehr-  und  Unterweisungsbuch 
über  Geld-,  Bank-  und  Versicherungs- 
praxis. Es  berücksichtigt  ausschließlich 
das  Becht  und  die  Gepflogenheiten  in 
den  Vereinigten   Staaten.  fg. 

Canadian  Bank  of  Commerce 
Year  Book,  The  — .  A  review  of 
business  conditions  during  1921.  Vol.  IL 
Toronto  1922.    255  S. 

Commercial  Banking  Prac- 
tice  under  the  Federal  Re- 
serve Act.  The  law  and  the  regu- 
lations,  rulings  and  opinions  of  counsel 
of  the  Federal  Reserve  Board  Governing 
Bank,  acceptances,  rediscounts,  ad- 
vances  and  open  market  transactions 
of-  the  Federal  Beserve  Banks.  3rd 
Ed.  New  York  1921.  National  Bank  of 
Commerce.    178  S. 

Fenoglio,  Virgilio,  Le  accetta- 
zioni  bancarie  e  il  commercio  inter- 
nazionale.  Note  di  tecnica  bancaria 
sulle  aperture  di  credito  documentate. 
(Estratto  dalla  „Bivista  Bancaria".  Anno 
III,  No.  3,  Marzo  1922.)  Mailand  1922. 
Associazione    Bancaria    Italiana.    15   S. 

Hare,  Sir  Lancelot,  K.C.S.I., 
C.I.E.,  A  Study  of  Exchange  direct  and 
through  the  medium  of  currency. 
Showing  the  disaster  of  the  excessive 
multiplication  of  the  world's  currencies 
and  how  recovery  cannot  be  secured 
except  by  way  of  redemption  a  sine 
qua  non  though  alone  by  no  means  a 
sufficient  measure  of  recovery.  London 
1921.  P.  S.  King  &  Son.    84  S.   sh.  2/6. 

Helfferich,  Karl,  Georg  von  Sie- 
mens. Ein  Lebensbild  aus  Deutschlands 
großer  Zeit.  1.  Bd.  Berlin  1921.  Julius 
Springer.  VIII,  336  S.  Jl  42,—.  —  Der 
erste  Teil  enthält  neben  den  Jugend- 
jahren Siemens  eine  Darstellung  der 
Gründung  der  indoeuropäischen  Tele- 
graphengesellschaft durch  Siemens  & 
Halske,  der  Schwierigkeiten,  welche 
sich  der  Legung  des  indoeuropäischen 
Telegraphen  entgegenstellten  und  der 
von  Georg  Siemens  mit  Erfolg  durch- 
geführten Konzessionsverhandlungen  in 
Persien.  Der  zweite  Teil  behandelt  die 
Gründung  und  Entwicklung  der  Deut- 
schen Bank  unter  Siemens  Leitung,  die 
Errichtung  und  teilweise  "Wiedereinzie- 
hung ihrer  überseeischen  Fiüalen  und 


schließlich  den  Beginn  des  Depositen- 
geschäfts und  die  Aufnahme  des  Finan- 
zierungsgeschäfts bis  zum  Eintritt  der 
Bank  in  das  Preußenkonsortium,  hg. 

J  a  c  o  b  i ,  Dr.  Ernst,  Prof.  a.  d.  Uni- 
versität Münster  i.  W.,  Grundriß  des 
Rechts  der  Wertpapiere.  Leipzig  1922. 
O.  R.  Reisland.  72  S.  Jl  10,—.  —  Verf. 
will  den  Studenten  ohne  jeglichen 
Literatur  apparat  in  die  Grundregeln 
des  Rechts  der  Wertpapiere  einführen. 
Er  behandelt  in  dogmatischer  Weise 
die  einzelnen  Wertpapier  arten  hinsicht- 
lich der  Person  des  Berechtigten,  des 
Papier-  und  Bechtsinhalts,  erörtert  die 
sachenrechtliche  Bedeutung  des  Wert- 
papiers, das  Verhältnis  zwischen  Recht 
und  Papier  und  die  rechtlichen  Be- 
ziehungen zwischen  Gläubiger  und 
Schuldner.  In  einem  besonderen  Teil 
folgt  die  Darstellung  der  für  Bekta-, 
Order-,  Inhaber-,  Traditions-  und 
Nebenpapiere  (d.  h.  Zins-,  Gewinn- 
anteils-, Erneuerungs-,  Bentenscheine) 
geltenden  Sondergrundsätze  und  Regeln. 

hh. 

K  a  e  m  m  e  r  e  r  ,  G.  H.,  Geld,  eine  gene- 
tische Studie.  Berlin  1921.  Puttkammer 
&  Mühlbrecht.  48  S.  Jl  3,50.  —  Verf. 
bringt  zunächst  einen  Abriß  der  ge- 
schichtlichen Entwicklung  des  Geld- 
wesens und  des  Zahlungsverkehrs,  setzt 
sich  sodann,  im  wesentlichen  ablehnend, 
mit  dem  Nominalismus  in  der  Geld- 
lehre auseinander  und  stellt  zum  Schluß 
für  Deutschland  währungspolitische 
Forderungen  auf,  die  auf  dem  Gedan- 
ken basieren,  daß  ohne  Ausgleich 
von  Zahlungsbilanz  und  Budget  eine 
Währungsgesundung  unmöglich  sei;  so- 
bald diese  Voraussetzungen  vorlägen, 
müsse  eine  neue  Währung  auf  be- 
stimmter Goldbasis  geschaffen  werden. 

hm. 

Kleist,  Dr.  Hans  Jürgen  v.,  Die 
ausländische  Kapitalbeteiligung  in 
Deutschland.  (Handbücher  der  Indu- 
strie- und  Handelszeitung.  2.  Bd.) 
Berlin  1921.  Reimar  Hobbing.  124  S. 
Jl  20,—. 

L  e  i  s  t ,  Dr.  jur.  et  phil.,  Der  internatio- 
nale Kredit-  und  Zahlungsverkehr. 
2.  Aufl.  (Gloeckners  Handels-Bücherei. 
31.  Bd.)  Leipzig  1921.  G.  A.  Glo  eckner. 
VI,    144  S.    Jl  12,-. 

Mahieu,  Louis,  Une  grande  crea- 
tion  beige  d'apr^s-guerre:  La  Society 
Nationale     de     Credit     ä     l'Industrie. 


Geld-,  Kredit-,  Bank-  und  Börsenwesen,  Kapitalanlagen  im  Auslande. 
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(„Revue  Economique  Internationale". 
Vol.  1,  No.  1,  S.  7-53.)  Brüssel  1922. 
Goemaere. 
Mauer,  Hermann,  Die  private  Ka- 
pitalanlage in  Preußen  während  des 
18.  Jahrhunderts.  Aus  dem  handschrift- 
lichen Nachlaß  des  Verfassers  heraus- 
geg.  v.  Eduard  Wegener.  Mann- 
heim, Berlin  u.  Leipzig  1921.  J.  Bens- 
heimer.  XIV,  97  S.  Jt  20,—.  —  Verf. 
untersucht,  in  welcher  Form  und  in 
welchem  Grade  Depositen,  Effekten 
und  Hypotheken  als  Kapitalanlage  fun- 
gierten. Ein  besonderes  Kapitel  ist  der 
Geschichte  der  staatlichen  Beeinflussung 
des  Anlagenmarktes  gewidmet.  —  Die 
Schrift  enthält  einen  vom  Herausgeber 
verfaßten  Abriß  der  Lebensgeschichte 
H.  Mauers  mit  Angabe  seiner  wissen- 
schaftlichen Arbeiten.  hm. 
M  c  N  e  e  1 ,  R.  W.,  Beating  the  Stock 
Market.  Boston  1921.  R.  W.  McNeel. 
155  S.  $  2, — .  —  Ein  Wegweiser  für 
Personen,  die  Spekulationen  in  Wert- 
papieren machen.  Verf.  untersucht, 
welcher  Zeitpunkt  für  Kauf  und  Ver- 
kauf einer  Aktie  als  der  günstigste  an- 
zusehen ist.  Das  Buch  bringt  die  Em- 
pirie eines  Handelsredakteurs.  fg. 
Monetary  Policy.  Being  the  report 
of  a  Sub-Committee  on  currency  and 
the  goldstandard.  London  1921.  P.  S. 
King  &  Son.  75  S.  sh.  2/6.  —  Der  Be- 
richt, für  den  J.  H.  Clapham,  C.  W. 
Guillebaud,  F.  Lavington  und  D.  H. 
Robertson  zeichnen,  wurde  im  Oktober 
1921  abgeschlossen.  Er  behandelt  zu- 
nächst auf  statistischer  Grundlage  die 
tatsächlichen  neuesten  Währungsver- 
hältnisse in  England,  bespricht  die 
Folgen  des  Wandels  im  Preisniveau 
und  erörtert  sodann  das  Problem  der 
Rückkehr     zur     reinen     Goldwährung. 

hm. 
M  o  n  n  a  i  e  s  ,    1913—1921,    Memorandum 
sur  les  — .  (Societe   des  Nations.)   Genf 
1922.    115  S. 
Polska  Krajowa  Kasa  Pozycz- 
k  o  w  a  ,  Compte  rendu  des  Operations 
de   la  — .    Pendant   1'annSe   1921.   War- 
schau 1922.    E.  &  K.  Koziahski.    17  S. 
und  statistische  Tabellen. 
Savelkouls,  Dr.   Hermann,    Der 
Frank  im  Saargebiet.   (Münchener  Volks- 
wirtschaftliche    Studien.      145.     Stück.) 
Stuttgart  1921.  J.  G.  Cotta.  VIII,   148  S. 
M   22,-.    —    Verf.    behandelt    das   all- 
mähliche Eindringen  der  Frankenwäh- 


rung ins  Saargebiet,  vor  allen  Dingen 
den  Kampf  um  die  Franklöhne,  ihre 
Einführung  bei  den  Verkehrseinrich- 
tungen und  im  Bergbau  und  in  der 
Industrie.  hm. 

Schmaltz,  Kurt,  Das  Valutarisiko 
im  deutschen  Wirtschaftsleben  und 
seine  Bekämpfung.  (Organisation.  Eine 
Schriftenreihe  herausgeg.  v.  Prof.  Dr. 
H.  Nicklisch.)  Stuttgart  1921.  C.  E. 
Poeschel.  VIII,  119  S.  Jl  35,—.  — 
Verf.  erörtert  zunächst  den  Umfang 
und  die  Grenzen  des  Valutarisikos  bei 
den  wichtigsten  Währungsarten  und  so- 
dann die  Mittel  der  Risikobeschränkung, 
unter  diesen  vor  allem  die  Waren- 
arbitrage, das  Termindeckungsgeschäft, 
den  Veredelungsverkehr,  die  Kreditauf- 
nahme für  die  Dauer  der  Produktions- 
periode und  die  staatliche  Valuta- 
politik, hm. 

Schneider,  Die  rechtliche  Verant- 
wortlichkeit von  Reich  und  Reichsbank 
für  die  deutsche  Geldpolitik.  München 
1922.  Oskar  Beck.  37  S.  Jl  5,—.  — 
Verf.  sieht  die  Veränderungen  der  deut- 
schen Geldverfassung  seit  Kriegsbeginn 
als  in  vielfacher  Hinsicht  rechtswidrige 
Maßnahmen  an,  auch  stimmt  er  der 
These  nicht  zu,  daß  das  Reich  aus 
Gründen  der  Not  zur  Papiergeldver- 
mehrung gezwungen  worden  sei.    hm. 

Schweizerische  Bankwesen 
im  Jahre  1920,  Das—.  (Mitteilungen 
vom  statistischen  Bureau  der  Schweizeri- 
schen Nationalbank.  Heft  1.)  Zürich 
1921.   OreU  Füssli.    122  S. 

Sveriges  riksbanks  ställning, 
översikt  av  — ,  sammanfattad  eher 
1921  ärs  bokslut.  Likmätigt  §  23  i 
lagen  för  Sveriges  riksbank  av  den  12 
maj  1897.    Stockholm  1922.    43  S. 

W  e  g  e  1  i  n  ,  Dr.  Walter,  Tausch- 
sozialismus und  Freigeld.  Eine  dogmen- 
geschichtlich -  kritische  Untersuchung 
zur  Freigeldlehre.  München,  Berlin  u. 
Leipzig  1921.  J.  Schweitzer  Verlag. 
120  S.  Jl  20,—.  —  Verf.  behandelt  im 
ersten  Teil  seiner  Schrift  die  ein- 
schlägigen Lehren  R.  Owens,  Proud- 
hons,  Rodbertus,  Solvays,  Flürscheims 
und  vor  allem  Silvio  Gesells  und 
Christens.  Im  zweiten  Teil  wird  an 
den  allgemeinen  begrifflichen  Grund- 
lagen, an  der  Zinslehre  und  an  der 
Krisenlehre  der  dargestellten  Theorien 
Kritik  geübt.  W.  vertritt  die  Ansicht, 
daß    auf    Basis    einer   Tauschwirtschaft 
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die  Schaffung  eines  Zirkulationsmittels 
von  künstlichem  Werte  undenkbar  sei. 
Die  Tauschsozialisten  insgesamt  fehlten 
darin,  daß  sie  die  Zirkulationssphäre 
losgelöst  vom  Produktions-  und  Be- 
wertungsprozeß betrachten.  Dadurch 
sei  auch  der  Irrtum  ihrer  Zinstheorie 
erklärbar.  hm. 

Weihs,  Dr.-Ing.  Gustav,  Die  Be- 
ziehungen der  Banken  zur  Industrie. 
Darstellung,  Kritik  und  Vorschläge. 
Wien  u.  Leipzig  1921.  Franz  Deuticke. 
X,  87  S.  Jl  21,—.  —  Verf.  behandelt 
die  „Komplektation"  der  Industrie 
durch  die  Banken,  d.  h.  die  Einfluß- 
nahme dieser  auf  jene  und  ihre  Wir- 
kungen auf  beide  Teile  als  Gesamt- 
erscheinung betrachtet.  In  diesem 
Sinne  werden  Wesen,  Struktur  und 
Technik  der  Komplektation,  wesentlich 
theoretisch,  mittels  einer  z.  T.  neu- 
artigen Terminologie  zur  Darstellung 
gebracht.  hm. 

Withers,  Hartley,  The  Case  for 
Capitalism.  London  (1920).  John 
Murray.  255  S.  sh.  6/-.  —  Verf.  be- 
spricht in  populärer  Form  Wesen,  Vor- 
aussetzungen, Vor-  und  Nachteile  des 
Kapitalismus,  verglichen  mit  einem 
sozialistischen  Wirtschaftssystem,  wobei 
er  insbesondere  das  Problem  der  Natur 


des  Kapitalzinses  erläutert  und  dar- 
legt, daß  im  bestehenden  Wirtschafts- 
system der  Kapitalzins  zum  erheb- 
lichsten Teil  als  Arbeitsertrag  anzu- 
sehen sei  und  der  Arbeiter  den  Ertrag 
seiner  ausschließlich  eigenen  Arbeit 
wirklich  erhalte.  Verf.  setzt  sich  mit 
Staatssozialismus  und  Gildensozialismus 
auseinander  und  kommt  zu  dem 
Schluß,  daß  es  zur  Besserung  der 
sozialen  Verhältnisse  nur  auf  eine 
organische  Entwicklung  auf  Grundlage 
des  herrschenden  Wirtschaftssystems 
ankomme;  vor  allem  müsse  jeder  Ka- 
pitalist zugleich  Arbeiter,  jeder  Arbeiter 
zugleich  Kapitalist  werden.  hm. 

Zinsschein,  Der  — .  Zusammen- 
stellung sämtücher  deutschen  und  der 
hauptsächlichsten  ausländischen  Eisen- 
bahn-, Bank-,  Industrie-  und  Ver- 
sicherungs-Aktien und  Obligationen  so- 
wie der  Anleihen  und  Pfandbriefe  von 
Staaten,  Städten,  Kreisen,  Genossen- 
schaften, Hypotheken-Banken  usw.  mit 
Angabe  des  Wertes  der  Zins-  bzw.  Er- 
trägnisscheine und  der  in-  und  aus- 
ländischen Zahlstellen  von  Franz 
Schütz.  Herausgeg.  v.  Martin 
Brandus.  42.  Jahrg.  Berün  1922. 
Brandus'sche  Verlagsbuchhandlung. 

1003,  596,  115  S.    M  132,-. 


8.  Versicherungswesen. 


Enskilda  f  ö  r  s  ä  k  r  i  n  g  s  a  n  s  t  a  1- 
t  e  r  är  1919  och  1920.  Av  Försäkrings- 
inspektionen.  (Sveriges  Offlciella  Sta- 
tistik. Försäkringsväsen.  III.)  Stock- 
holm 1922.  K.  L.  Beckman.  IV,  108; 
III,  113  S. 

Pensionsförsäkringen,  All- 

männa  — .  Är  1920  av  Kungl.  Pensions- 
styrelsen.  (Sveriges  Offlciella  Statistik. 
Försäkringsväsen.)  Stockholm  1922. 
P.  A.  Norstedt  &  Söner.   22  S. 

Ri  k  sf  ö  r  s  ä  kri  n  gs  -  Anstalten 
är  1920.  (Sveriges  Offlciella  Statistik.) 
Stockholm  1922.  Ivar  Haeggström. 
32  S. 


Svensk  försäkrings  ärsbok 
1919,  1920  och  1921.  Meddelanden 
angäende  privata  försäkringsväsendet 
i  Sverige.  Utgivna  pä  uppdrag  av 
Svenska  Försäkringsföreningen  av  H. 
D  u  r  1  i  n  g  och  S.  Stjernström. 
4.,  5.  u.  6.  Jahrg.  Stockholm  1920, 
1921  u.  1922.    262;  323;  328  S. 

Versicherungs-Statistik  für 
1916  über  die  unter  Beichsaufsicht 
stehenden  Unternehmungen.  Mit  einer 
Tafel.  Herausgeg.  v.  Beichsaufsichts- 
amte  für  Privatversicherung.  Berlin  u. 
Leipzig  1921.  Vereinigung  wissen- 
schaftlicher Verleger.   81»,  393  S. 


9.  Finanzwesen  und  Finanzpolitik. 
Mannstädt,  Heinrich,   Prof.   a.   d.   Universität   Bonn,    Finanzbedarf 
und  Wirtschaftsleben.    Eine   theoretische   Betrachtung.    Jena 
1922.  Gustav  Fischer.  30  S.  M  6,—. 
In  seiner  theoretischen  Sozialökonomie  hat  Gustav  Cassel  be- 
klagt, daß  auf  das  Problem  der  Notwendigkeit  des  Staates  „so  viele 
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dunkle  Phrasen  verschwendet  werden",  und  selbst  einen  Anlauf  dazu 
unternommen,  die  Notwendigkeit  des  Staates  durch  ausschließlich  wirt- 
schaftliche Momente,  die  Befriedigung  der  Kollektivbedürfnisse,  zu  er- 
weisen. Dieser  Einfall  sollte  zugleich  genügen,  auch  der  Finanzwissen- 
schaft eine  neue  Basis  zu  verleihen:  „Diese  in  der  Natur  der  reinen 
Kollektivbedürfnisse  begründete  Notwendigkeit  sollte  zum  Ausgangs- 
punkt der  ganzen  Finanzwissenschaft  dienen."  (2.  Aufl.,  Leipzig  1921, 
S.  58.) 

Die  Casselsche  Anregung  (obwohl  nicht  ausdrücklich  erwähnt)  könnte 
als  Motto  der  Mannstädtschen  Schrift  gelten:  allerdings  nur  ihres 
ersten  Teiles.  Die  verheißene  „theoretische  Betrachtung"  mündet  näm- 
lich immer  hemmungsloser  in  Wirtschaftspolitik  und  Finanzpolitik  ein; 
und  wenn  Verf.  schließlich  diejenigen  Probleme  berührt,  die  im  gegen- 
wärtigen Deutschland  von  Parteien  und  Presse  am  lebhaftesten  um- 
stritten werden  —  wie  Verlängerung  der  Arbeitszeit,  Schonung  des 
Sparlriebes,  Erhaltung  der  Betriebskapitalien,  Wiesbadener  Abkommen 
sowie  andere  Teile  der  Beparalionsfrage  — ,  könnte  sogar  einen  naiven 
Leser  der  Verdacht  beschleichen,  als  wäre  die  theoretische  Betrachtung 
nur  „vorgeschuht",  um  mit  um  so  größerer  Autorität  wirtschaftspolitische 
oder  parteipolitische  Wünsche  zu  vertreten.  Das  Abgleiten  auf  zahlreiche 
aktuelle  Gegenwartsfragen  schließt  den  weiteren  Nachteil  ein,  daß  kom- 
plizierte, einer  gründlichen  Analyse  bedürftige  Zusammenhänge  nur 
leichthin  angerührt  werden.  Auf  diesen  praktischen  Teil  der  Schrift,  der 
sich  kaum  aus  der  Ebene  üblicher  Tagesliteratur  erhebt,  gehe  ich  im 
folgenden  nicht  ein. 

Nur  wegen  ihrer  theoretischen  Fragestellung  erscheint  mir  Mann- 
städts  Schrift  beachtenswert:  Verf.  will  ein  seit  den  Tagen  der  Klassiker 
vernachlässigtes  Gelände  unserer  Wissenschaft  beackern;  will  unter- 
suchen, wie  der  staatliche  Finanzbedarf  und  seine  Deckung  das  Wirt- 
schaftsleben beeinflussen.  Jeder  Versuch,  die  Formenlehre,  die  unsere 
neuere  Finanzwissenschaft  überwiegend  bietet,  durch  eine  Funktionen- 
lehre zu  ergänzen,  muß  uns  willkommen  sein. 

Allerdings  sind  die  Fundamente,  auf  denen  sich  die  theoretische  Be- 
trachtung Mannstädts  erhebt,  mit  nicht  allzu  großem  baumeisterlichen 
Geschick  zusammengefügt.  Drei  Arten  des  Bedarfs  werden  unterschieden: 
der  Individualbedarf,  der  Kollektivbedarf  und  der  Fortschrittsbedarf. 
M.  begründet  diese  Klassifikation  mit  dem  Hinweis:  die  Produktivkräfte 
dienten  teils  der  dauernden  Befriedigung  des  laufenden  Bedarfs,  teils  der 
Befriedigung  des  zuwachsenden  Bedarfs  an  Produktionsmitteln;  darum 
müßte  der  laufende  Bedarf  (Individual-  und  Kollektivbedarf)  dem  Fort- 
schriltsbedarf  gegenübergestellt  werden  (S.  3).  Auf  die  logische  Schwäche 
dieser  Klassifikation  gehe  ich  nicht  näher  ein.  Wohl  aber  ist  ihre  Zweck- 
mäßigkeit (die  stets  letzten  Endes  den  Wert  von  Klassifikationen  ent- 
scheidet) kurz  zu  überprüfen.  Zwar  sagt  Verf.  nicht  ausdrücklich,  daß 
nur  den  Individuen  ein  Fortschrittsbedarf  zukäme;  er  spricht  vielmehr 
zunächst  allgemein  von  dem  „zuwachsenden  Bedarf  an  Produktions- 
weltwirtschaftliches Archiv  Bd.  XVIII.  15 
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mittein,  die  erst  in  Zukunft  eine  gesteigerte  Bedarfsdeckung  ermöglichen 
sollen"  (S.  3)  —  eine  Anwendung  des  lediglich  quantitativen  und  wirt- 
schaftlichen Fortschrittsbegriffes  von  Cassel.  Aber  im  späteren  Verlauf 
seiner  Darstellung  setzt  M.  stillschweigend  voraus,  daß  für  die  öffent- 
lichen Zwangsverbände  kein  Fortschrittsbedarf  in  Betracht  käme:  „Es 
kann  der  Staat  einen  verstärkten  Schutz  gegen  äußere  Feinde  nur 
schaffen  auf  Kosten  des  Individualbedarfs  oder  des  Fortschrittsbedarfs" 
(S.  4).  Ist  nicht  gerade  die  Prävention  von  internationalen  Rechts- 
störungen  —  worauf  Adolf  Wagner  in  seinem  bekannten  „Gesetz  über 
das  Vorwalten  des  Präventivprinzips  im  entwickelten  Rechts-  und 
Kulturstaate"  hingewiesen  hat  —  ein  Teil  des  staatlichen  Fortschritts- 
bedarfs? Kann  nicht  auch  der  Staat  seine  Produktionsmittel  vermehren? 
Diese  Fragen  bleiben  bei  Mannstädt  unbeantwortet.  Darum  müssen  seine 
Ausführungen  zu  einer  grundsätzlichen  Minderbewertung  öffentlicher 
Tätigkeit  überhaupt  verleiten:  der  Staat  und  die  öffentlichen  Körper 
hätten  nur  die  Pflicht,  lästige  Gegenwartssorgen  fortzuscheuchen; 
während  die  fruchtbare  Voraussicht  des  Kommenden,  die  Prävention 
zukünftiger  Übel,  die  Stärkung  der  Produktivkräfte,  die  Anbahnung  des 
menschlichen  „Fortschritts"  den  Individuen  zufiele.  —  Und  die  Wert- 
urteile? 

Die  von  Mannstädt  gewählte  Dreiteilung  ist  um  so  unzweckmäßiger, 
als  er  ihr  weitere  Folgerungen  entnimmt.  Er  führt  aus,  daß  keiner  der 
drei  Aufgabenkreise  —  Befriedigung  des  Individualbedarfs,  des  Kollek- 
tivbedarfs und  des  Fortschrittsbedarfs  —  sich  ausdehnen  könne,  „ohne  die 
andere  (sei.  Aufgabe)  oder  eine  der  beiden  anderen  einzuschränken" 
(S.  4).  Als  ob  dies  nicht  unter  der  Voraussetzung  stationärer  Volkswirt- 
schaft selbstverständlich  wäre.  Als  ob  eine  Hausmutter,  die  ein  Brot 
unter  ihre  Kinder  zu  verteilen  hat,  das  eine  Kind  bevorzugen  könne,  ohne 
das  andere  zu  verkürzen. 

Zahlreiche  andere  Stellen  der  Schrift  bieten  breite  Angriffsflächen; 
ich  übergehe  sie.  Nur  einer  theoretisch  anspruchsvollen  Ausführung  sei 
noch  gedacht. 

Wer  sich  anheischig  macht,  den  Zusammenhang  des  Wirtschafts- 
lebens mit  der  Deckung  des  Finanzbedarfs  wissenschaftlich  zu  be- 
schreiben, muß  bei  den  wirtschaftlichen  Steuerwirkungen  länger  ver- 
weilen. Dies  Thema  hätte  das  Kernstück  der  Untersuchung  bilden  sollen. 
Um  so  mehr  erstaunen  wir,  daß  Verf.  hierüber  nur  weniges  bietet;  daß 
dasjenige,  was  er  sagt,  obendrein  noch  zu  Mißverständnissen  verleitet. 

Während  der  Kriegszeit  hat  Alfred  Lansburgh  nachdenkliche 
Betrachtungen  über  die  wirtschaftliche  und  soziale  Bedeutung  der 
Steuern  angestellt  —  in  einer  Artikelreihe:  Die  gerechte  Steuer,  ihre  Arten 
und  Grenzen  („Die  Bank",  1916,  II.  Semester)  —  und  dabei  die  Meinung 
vertreten,  daß  zwar  eine  allgemeine  Verbrauchssteuer  preissteigernd 
wirke,  nicht  aber  eine  allgemeine  progressive  Personalsteuer,  weil  diese 
unüberwälzbar  sei.  (S.  567—568,  S.  641).  Es  lag  nahe,  Lansburgh  zu  ent- 
gegnen: seine  Voraussetzung  stimme  nicht;  seitdem  von  Hock,  Röscher, 
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Held  u.  a.  die  Unüberwälzbarkeit  der  allgemeinen  progressiven  Ein- 
kommenssteuer behauptet  hätten,  hätte  die  Finanzwissenschaft  zugelernt. 
Besonders  an  der  Hand  des  neuesten  deutschen  Materials  könne  sie  be- 
weisen, daß  auch  allgemeine  progressive  Einkommenssteuern  überwälz- 
bar  sind. 

Mannstädt  geht  einen  anderen  Weg.  Er  will  Lansburghs  These 
mit  der  kühneren  Antithese  überbieten:  Keine  Steuer,  welcher  Art  sie 
auch  sein  möge,  ob  Einkommen-,  Vermögens-,  Verbrauchs-  oder  Ver- 
kehrssteuer, ändere  das  Preisniveau.  Dies  müsse  so  sein,  da  stets  „eine 
Beschneidung  der  Kaufkraft  der  Privaten  erfolge":  „entweder  durch  eine 
direkte  Kürzung  des  Einkommens,  wie  bei  der  Einkommen-  und  Ver- 
mögenssteuer, oder  durch  Erhöhung  der  Ausgaben,  wie  bei  den  Ver- 
brauchs- und  Verkehrssteuern.  Auf  beiden  Wegen  werden  Produktiv- 
kräfte, die  bisher  in  dem  Dienst  der  Privaten  standen,  in  den  Dienst  der 
öffentlichen  Körper  gezogen".  Allerdings  verlange  der  Staat  andere 
Güter  als  die  Privatleute;  weshalb  Preissenkungen  und  Preissteigerungen 
eintreten.  Aber  „In  den  Grundzügen  wirken  . . .  beide  Steuern  gleich. 
Das  Preisniveau  muß  unverändert  bleiben"  (S.  7).  Oder  an  späteren 
Stellen  im  gleichen  Sinne:  „Allgemeine  Einkommensteuer  und  allgemeine 
Verbrauchssteuer  können  gar  nicht  jenen  verschiedenen  Endeffekt  er- 
zeugen, denn  durch  die  Übertragung  von  Kaufkraft  an  den  Staat  ist  die 
Gesamlkaufkraft  nicht  gewachsen;  sie  ist  sich  gleich  geblieben.  Nur  eine 
Verschiebung  der  Nachfrage,  der  sich  die  Erzeugung  anpaßt,  ist  erfolgt. 
Der  Kollektivbedarf  hat  sich  auf  Kosten  des  Individualbedarfs  und 
des  Fortschrittsbedarfs  ausgedehnt."  „Wie  in  der  Hauptwirkung,  so  be- 
steht auch  in  den  Teilwirkungen  zwischen  den  Steuern  auf  das  Ein- 
kommen und  jenen  auf  Verbrauch  und  Verkehr  vom  rein  wirt- 
schaftlichen Standpunkt  aus  kein  Unterschied  wesentlicher  Natur." 
(S.  7—8.) 

Diese  Darstellung  bedarf  zunächst  einer  doppelten  Einschränkung: 
einerseits  müssen  wir  betonen,  daß  wir  unter  dem  Preisniveau  das 
arithmetische  Mittel  aller  Marktpreise  verstehen;  andererseits  müssen 
wir  nachträglich  die  notwendige  Voraussetzung  hinzufügen,  daß  die  be- 
treffende Volkswirtschaft  ein  isolierter  Staat  im  Sinne  Thünens  sei.  Mit 
diesen  Einschränkungen  könnte  vom  naiv-quantitätstheoretischen  Stand- 
punkte aus  Mannstädts  Behauptung  im  allgemeinen  gelten;  obwohl  die 
potentielle  Kaufkraft  und  die  effektive  Nachfrage  nicht  zusammen- 
zufallen brauchen.  Was  aber  ist  mit  diesen  Sätzen  für  die  Lehre  von  den 
wirtschaftlichen  Steuerwirkungen  gewonnen?  Sollen  wir,  in  einen 
steuerpolitischen  Nihilismus  verfallend,  den  Schluß  ziehen,  daß  unter 
preispolitischen  Gesichtspunkten  alle  Steuern  gleich  gut  und  gleich 
schlecht  sind?  Nichts  wäre  übereilter.  Denn  vom  preispolitischen  Ge- 
sichtspunkte aus  kommt  es  nicht  nur  auf  das  allgemeine  Durchschnitts- 
preisniveau, sondern  auf  das  Verhältnis  der  Warenpreise  zueinander  an. 
Solange  es  aber  Steuerüberwälzungs-,  Steuereinholungs-  und  Steuer- 
amortisationsprozesse gibt  und  diese  bei  Erwerbs-,   Besitz-,   Verkehrs- 
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und  Verbrauchssteuern  voneinander  abweichen,  müssen  auch  durch  die 
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such  der  Schweiz,  sich  gegen  den  französischen  Schutzzoll  nach  1815  zu 
wehren.  Wie  in  den  früheren  Jahrhunderten,  stand  der  Schweiz  in  den 
Kapitulationen,  in  der  Zur- Verfügung-Stellung  ihrer  Soldaten,  ein  Mittel 
zur  Seite,  handelspolitische  Konzessionen  zu  erreichen.  Aber  es  gelang 
so  wenig,  dies  Mittel  auszuspielen,  wie  überhaupt  alle  Kantone  unter  der 
lockeren  damaligen  Bundesverfassung  zu  einen.  Das  Betorsionskartell 
von  1822,  das  nach  Art  des  späteren  Zollvereins  einen  Zusammenschluß 
der  Kantone  gegen  Frankreich  bringen  sollte,  umfaßte  nur  131/2  Kantone. 
Bern  hatte  die  Führung,  Zürich  schloß  sich  aus.  Landwirtschaftliche  und 
industrielle  Kantone  fanden  sich  in  dem  Konkordat,  aber  die  Handelstore 
Genf  und  Basel  standen  ihm  entgegen.  Gut  werden  von  dem  Verf.  die 
Sonderinteressen  der  Kantone  gekennzeichnet.  In  dem  Literaturverzeich- 
nis fällt  das  Fehlen  von  P. H. Schmidt,  Die  Schweiz  und  die  europ. 
Handelspolitik  (Zürich  1914)  und  der  dort  zitierten  Literatur  auf. 

Prof.  Heinrich  Sieveking,  Hamburg. 
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100  S.  Jl  20,—.  —  Es  werden 
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sowie  die  Tätigkeit  des  Reichs- 
kommissars für  Aus-  und  Einfuhr- 
bewilligungen, die  Bestellung  der  Zen- 
tralstellen für  einzelne  Industrien  als 
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tungskörpern nach  dem  Kriege  und 
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auf  die  Sperrpolitik  und  der  Errichtung 
von  Außenstellen  im  Auslande.    Ferner 
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Einführung.  2.  erg.  Aufl.  (Sozial- 
wissenschaftliche Bibliothek.  4.  Bd.) 
Berlin  1922.  Verlag  für  Sozialwissen- 
schaft. 136  S.  M  18,—.  —  Verf.  gibt 
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stigung, Freihandel  und  Schutzzoll, 
Tarifverträge  und  autonomen  Doppel- 
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Government  Printing  Office.  65;  45; 
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Zollhandbuch  für  Polen  und 
D  a  n  z  i  g.  Ratgeber  für  Zoll-,  Einfuhr- 
und  Ausfuhrbestimmungen.  Herausgeg. 
im    Auftrage    der    Handelskammer    zu 


Danzig  v.  Bruno  Heinemann, 
Syndikus  der  Handelskammer  zu  Dan- 
zig. Danzig  1921.  A.  W.  Kafemann. 
141  S.  Jl  100,—.  —  Enthält  in  wört- 
licher Übersetzung  polnische  Zoll- 
verordnungen (z.  B.  über  Zollverfahren, 
Tara,  Verzollung  von  Luxuswaren, 
Zollvergünstigung),  die  Verzeichnisse 
der  Waren,  deren  Einfuhr  nach  und 
Ausfuhr  aus  Polen  nach  dem  Stande 
vom  September  1921  verboten  war,  die 
Verträge  zwischen  Danzig  und  Polen 
betr.  Zoll,  Ein-  und  Ausfuhr  und  end- 
lich den  Zolltarif  selbst.  Von  Zeit  zu 
Zeit  werden  Ergänzungshefte  aus- 
gegeben, fg. 


1 1 .  Wirtschaftliche,  politische  und  kulturelle  Expansionsbestrebungen 

der  Staaten  und  Völker,  einschließlich  Kolonialpolitik. 
Lenz,  Dr.  Adolf,  Prof.   a.  d.  Universität  Graz,  Der   Wirtschafts- 
kampf der  Völker  und  seine  internationale  Regelung. 
Stuttgart  1920.   Ferdinand  Enke.  XVI,  315  S.  Ji  33,—. 
Als  Einleitung  zum  Wirtschaf  tskamptf   der  Völker,  wie  er  sich  im 
Wellkrieg  und  in  den  Friedensschlüssen  von  Brest-Litowsk,  Versailles 
und  St.  Germain  offenbarte,  schildert  Lenz  im  1.  Kapitel  seines  Werkes 
die  Entwicklung  und  das  Wesen  des  wirtschaftlichen  Imperialismus  in 
England,  Deutschland  und  den  übrigen  großen  Staaten.    Das  Wesen  des 
wirtschaftlichen  Imperialismus  ist  nach  ihm  ein  Ringen  der  Volkswirt- 
schaften um  einen  wachsenden  Anteil  an  der  Weltwirtschaft,  also  um 
Rohstoffquellen  und  Absatzmärkte.  Die  Kampfmittel  des  wirtschaftlichen 
Imperialismus    im    Frieden,    Einfuhrzölle    und    Ausfuhrprämien,    Grenz- 
sperren, Kolonialpolitik  und  Kapitalanlagen  im  Auslande  werden  kurz 
skizziert. 

Der  politische  Imperialismus  als  Begleiterscheinung  und  Ausfluß  des 
wirtschaftlichen  kann  theoretisch  von  letzterem  getrennt  werden.  Lenz 
ist  es  gelungen,  nicht  nur  in  dem  einleitenden  ersten  Kapitel,  sondern 
auch  in  den  folgenden  drei,  dem  Hauptteil  des  Werkes,  diese  Trennung 
durchzuführen.  Die  politischen  Ereignisse  erscheinen  nur  als  Hinter- 
grund des  gewaltigen  Wirtschaftskampfes  von  1914/1919.  Mit  an- 
erkennenswerter Objektivität  behandelt  der  Verf.  die  rechtlichen  und 
militärischen  Kampfmittel,  die  auf  beiden  Seiten  in  den  Dienst  des  Wirt- 
schaftskrieges traten:  die  Eingriffe  in  feindliche  Privatrechte,  die  engli- 
sche Seehandelssperre,  die  effektive  und  die  Fernblockade,  die  Aufsicht 
über  den  Handel  der  Neutralen,  den  deutschen  Unterseebootkrieg.  Diese 
Darstellung  der  Tatsachen  des  Wirtschaftskrieges  stützt  sich  auf  manche 
weitvolle  Vorarbeit,  wie  den  Wirtschaftskrieg  von  Schuster  und 
W  e  h  b  e  r  g ,  wogegen  die  Beendigung  des  Kampfes  nach  den  Friedens- 
schlüssen von  Brest-Litowsk  und  Versailles  das  eigentlich  Neue  des 
Werkes  bildet. 
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Die  kontinentale  und  die  englisch  -  amerikanische  Auffassung  vom 
Kriege  werden  ausführlich  dargestellt.  Während  bekanntlich  die 
erstere  den  Krieg  als  einen  Kampf  der  militärischen  Streitkräfte  ansieht, 
dehnt  ihn  letztere  auf  alle  Angehörigen  der  kriegführenden  Länder  aus. 
Nicht  nur  de  facto,  sondern  auch  der  ideologischen  Begründung  nach 
erscheint  England  als  die  Heimat  des  Wirtschaftskrieges. 

Nach  der  ausführlichen  Erörterung  der  Beschlüsse  der  Pariser  Wirt- 
schaftskonferenz von  1916  und  der  Friedensverträge  von  1918  und  1919, 
die  als  ein  kleiner  Kommentar  zu  den  wirtschaftlichen  Friedensbedin- 
gungen von  Versailles  gelten  kann,  geht  L.  im  Schlußkapitel  zum  Problem 
der  internationalen  Regelung  des  Wettbewerbes  der  Völker  über  und 
gibt  hier  erst  Werturteile  zu  dem  früher  Ausgeführten  ab. 

Der  Wirtschaftskampf  als  sittliches,  politisches  und  wirtschaftliches 
Übel  soll  durch  eine  rechtliche  Ordnung  der  weltwirtschaftlichen  Be- 
ziehungen zum  Zwecke  des  Ausgleichs  zwischen  der  nationalen  und  der 
Weltwirtschaftspolitik  ersetzt  werden.  Die  rechtliche  Gleichheit  im.  Wett- 
bewerb wird  durch  seine  Internationalisierung  —  Freigabe  des  Welt- 
verkehrs, Ausschluß  jeder  Bevorrechtung  —  herbeigeführt,  die  tat- 
sächliche Gleichheit  durch  die  Sozialisierung  der  einzelnen  Anteile  der 
Volkswirtschaften  an  der  Weltwirtschaft.  Die  Hauptproduktionsmittel 
der  Weltwirtschaft  müssen  allmählich  durch  den  Völkerbund  als  inter- 
nationales Wirtschaftsorgan  vergesellschaftet  werden.  Da  auch  die 
größten  Mächte  nicht  autarkisch  leben  können,  sondern  auf  die  Weltwirt- 
schaft angewiesen  sind,  muß  der  weltwirtschaftliche  Anteil  eines  jeden 
Volkes  gewährleistet  sein.  Das  würde  zuerst  eine  gewisse  Selb'st- 
einschränkung  der  großen  Staaten  zugunsten  der  Allgemeinheit  und  so- 
mit eine  kulturelle  und  sittliche  Reife  erfordern,  die  heute  im  Völker- 
leben vergeblich  gesucht  wird.  Als  Richtlinien  für  eine  fortgeschrittenere 
Zukunft  sind  diese  Ausführungen  immerhin  sehr  wertvoll.  Bis  der  Aus- 
schluß der  kriegerischen  Methoden  im  wirtschaftlichen  Wettbewerb  er- 
reicht wird,  empfiehlt  Lenz  für  die  nächste  Zukunft  eine  Regelung  des 
Wirtschaftskrieges  im  Sinne  einer  Beseitigung  oder  möglichsten  Be- 
schränkung des  privatwirtschaftlichen  Kampfrechts,  des  Wirtschafts- 
krieges zur  See  und  insbesondere  der  Fernblockade. 

Dr.  Henriette  Schapira,    Kiel. 

British   West   Africa,    Report   ot  |     hervorgerufen    durch    das    System    der 


a  Committee  on  Trade  and  Taxation 
for  — .  Appointed  by  the  Secretary  of 
State  for  the  Colonies.  (Cmd.  1600.) 
London  1922.  H.  M.'s  Stationery 
Office.  72  S.  sh.  1/-. 
Coester,  Robert,  Die  Loslösung 
Posens.  Berlin  1921.  Georg  Stilke. 
68  S.  Ji  12,—.  —  Als  Augenzeuge  schildert 
C.  die  psychologische  Verfassung,  in 
welche  die  Ereignisse  des  November 
1918  Polen  und  Deutsche  in  Posen  ver- 
setzte; die  Auflösung  auf  deutscher  Seite 


Soldatenräte,  die  auch  bei  gutem 
Willen  der  Lage  nicht  gewachsen 
waren,  und  demgegenüber  zielbewußtes 
Ausnutzen  der  Situation  auf  national- 
polnischer Seite.  hg. 
Congo  Beige,  Annuaire  du—,  1921. 
Livre  d'adresses  et  recueil  colonial, 
administratif,  commercial,  industriel  et 
agricole.  Annuaire  de  l'Etat  Indepen- 
dant  du  Congo  et  Annuaire  Colonial 
Beige  reunis.  lOieme  edition.  Brüssel 
IV,    1031    S.    u.    1    Karte.     —     Enthält 
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einen  vollständigen  Überblick  über  die 
Behördenorganisation,  Gesetzgebung, 
Eisenbahntarife,  die  wichtigsten  Er- 
zeugnisse, den  Umfang  des  Handels, 
ferner  ein  Ortsverzeichnis  und  ein 
Firmenadreßbuch  der  Kolonie.  Außer- 
dem sind  die  Berichte  über  die  Kongo- 
reise des  Kolonialministers  Franck  und 
über  den  Brüsseler  Kolonialkongreß 
vom  Dezember  1920  hervorzuheben,  auf 
dem  besonders  die  Transportprobleme 
des  belgischen  Kongogebietes  erörtert 
wurden,  sowie  eine  Skizzierung  der 
wirtschaftlichen  Bedeutung  der  ehemals 
deutschen  Teile  Ostafrikas  Buanda  und 
Urundi.  hg. 

Despiques,  Paul,  et  Jean 
G  a  r  o  b  y  ,  Prof.  d'Histoire,  Le  chef- 
d'oeuvre  colonial  de  la  France: 
l'Algerie.  (Gouvernement  General  de 
l'Alg6rie.  Direction  de  l'Agriculture, 
du  Commerce  et  de  la  Colonisation.) 
Algier  1921.  38  S.  —  Die  Verf.  be- 
sprechen in  fünf  kurzen  Abschnitten 
den  natürlichen  Beichtum  Algiers:  das 
günstige  Klima,  die  Gestaltung  des 
Landes,  die  Fruchtbarkeit  des  Bodens, 
die  mineralischen  Schätze;  ferner 
werden  erwähnt  Verwaltung,  "Wirt- 
schaft, Transportmittel  und  Handel. 
Einige  Statistiken  und  Skizzen  sind  bei- 
gegeben, wec. 

Economic  History  of  Chosen. 
Compiled  in  commemoration  of  the 
decennial  of  the  Bank  of  Chosen.  Seoul 
1921.  X,  266  S.  —  Das  Buch  be- 
richtet im  wesentlichen  über  den  wirt- 
schaftlichen Aufschwung  Koreas  seit 
Verkündung  des  japanischen  Pro- 
tektorats 1905.  Der  Umfang  fremder 
Kapitalanlagen  bes.  in  Bergwerken 
wird  festgestellt,  der  Nutzen  japani- 
scher Maßnahmen  (Währungsreform, 
Aufforstung,  Ausbau  der  Häfen,  Han- 
dels- und  Industriekredite  usw.)  hervor- 
gehoben. Der  letzte  Abschnitt  ist  der 
Entwicklung  der  Bank  of  Chosen  ge- 
widmet, deren  Statuten  am  Schluß  im 
Wortlaut  abgedruckt  sind.  hg. 

K  a  w  a  k  a  m  i,  K.  K.,  The  Beal  Japanese 
Question.  New  York  1921.  The  Mac- 
millan  Co.  XIII,  269  S.  $  2,—.  — 
Das  Buch  bezweckt,  der  antijapani- 
schen Propaganda  in  den  Vereinigten 
Staaten  entgegenzuwirken.  Wie  auf  den 
Hawaii-Inseln  ein  harmonisches  Zu- 
sammenleben     von      Nordamerikanern 


und  Japanern  herrsche,  so  müsse  es 
auch  in  den  Vereingten  Staaten  mög- 
lich sein.  Die  Zahl  der  Japaner  in  den 
pazifischen  Staaten  und  das  dort  von 
ihnen  bebaute  Land  seien  verhältnis- 
mäßig so  gering,  daß  von  einer  Ja- 
panisierung  in  Wahrheit  gar  keine  Rede 
sein  könne.  Die  anti japanischen  Ge- 
setze verschiedener  Staaten  der  Union, 
vor  allem  die  ihnen  den  Landbesitz 
verbietenden,  müßten  daher  aufgehoben 
werden.  Die  Einwanderung  könne  be- 
schränkt und  kontrolliert  werden;  hier- 
zu sei  eine  amerikanisch-japanische 
Kommission  zu  schaffen,  welche  Ein- 
wanderungsbestimmungen erläßt  und 
für  ihre  Befolgung  sorgt.  oc. 

M  o  n  d  a  i  n  i ,  Prof.  Gennaro, 
L'assetto  coloniale  del  mondo  dopo  la 
guerra.  (Biblioteca  di  Studi  Sociali. 
IV.)  Bologne  u.  Triest  1921.  Licinio 
Capelli.  88  S.  L.  5,-.  —  Verf. 
sucht  im  ersten  Abschnitt  nachzu- 
weisen, daß  der  Gegensatz  zwischen 
dem  kolonialen  Imperialismus  und 
Pangermanismus  Deutschlands  und 
dem  britischen  Imperialismus  einer 
der  Gründe  zum  Ausbruch  des  Welt- 
krieges gewesen  sei.  Im  zweiten  Ab- 
schnitt bespricht  er  die  politisch- 
territorialen Folgen  des  Krieges  auf 
kolonialem  Gebiet:  Deutschlands  Ko- 
lonialverlust, die  Umbildung  der  Ge- 
biete des  ottomanischen  Beiches,  Ruß- 
lands Stellung  hierzu,  das  französische 
und  britische  Kolonialreich,  Japans  ver- 
stärkte Lage.  Im  dritten  Kapitel  unter- 
sucht er  die  rechtlich-wirtschaftlichen 
Ergebnisse  des  Krieges  auf  kolonialem 
Gebiet:  das  Wiedererstehen  von  Inter- 
essensphären, die  Schaffung  von  Man- 
daten und  die  Bevision  der  früheren 
internationalen  Afrikaabkommen.  Zum 
Schluß  sucht  M.  nachzuweisen,  daß  an 
Stelle  des  deutschen  Imperialismus  ein 
neuer  kolonial-wirtschaftlicher  Im- 
perialismus der  großen  Kolonialmächte 
getreten  sei.  wec. 

Pasvolsky,  Leo,  Russia  in  the  Far 
East.  New  York  1922.  Macmillan  & 
Co.  IX,  181  S.  $  1,75.  —  In  stetem 
Vordringen  nach  dem  asiatischen 
Osten  erreichte  Rußland  im  vorigen 
Jahrh.  die  Küste  des  Stillen  Ozeans, 
was  zu  einem  für  das  Zarenreich  un- 
glücklich endenden  Zusammenstoß  mit 
dem  erwachenden  Japan  führte.  Nach 
dem  Weltkriege  faßte  letzteres  auf  dem 
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asiatischen  Kontinent  über  Wladi- 
wostok festen  Fuß  und  unterstützte 
hier  die  der  Sowjetregierung  feindlichen 
örtlichen,  teilweise  reaktionären,  sich 
schnell  ablösenden  und  nebeneinander 
fungierenden  Machtorganisationen  (Kolt- 
schok,  Ssemonow,  Merkulow),  aber  nur 
so  weit,  als  es  im  eigenen  Interesse  lag. 
Der  von  den  Bolschewisten  wieder 
aufgenommene  Drang  zum  Großen 
Ozean  führte  zu  Unterhandlungen  und 
zu  blutigen  Zusammenstößen.  Die 
schwankende  und  je  nach  Lage  der 
Dinge  ausweichende  oder  aggressive 
Politik  der  beiden  um  den  russisch- 
asiatischen Osten  ringenden  Mächte 
wird  im   Buche   eingehend  geschildert. 

alt. 
Schnee,  Gouverneur  Dr.  Heinrich, 
Die  deutschen  Kolonien  unter  fremder 


Mandatherrschaft.  Leipzig  (1922). 
Quelle  &  Meyer.  98  S.  —  Auf  Grund 
großenteils  amtlicher  ausländischer 
Veröffentlichungen  stellt  Verf.  fest,  daß 
in  sämtlichen  ehemals  deutschen  Ko- 
lonien ein  katastrophaler  wirtschaft- 
licher und  kultureller  Niedergang  ein- 
getreten ist.  Er  sieht  die  Ursache  in 
der  kolonialen  Übersättigung  der  Man- 
datsmächte. Ihre  Kräfte  reichten  nicht 
aus,  um  ihren  eigenen  Kolonialbesitz  zu 
entwickeln.  Die  deutschen  Kolonien 
müßten  brachliegen,  obwohl  die  Welt- 
wirtschaft deren  Rohprodukte  dringend 
benötige.  Die  Möglichkeit  eines  Um- 
schwungs sieht  Verf.  nur  durch  die 
Rückgabe  der  Kolonien  an  Deutsch- 
land gegeben,  dessen  einwandfreie  und 
sachgemäße  Kolonialverwaltung  er 
nachweist.  hg. 
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Adresboek  voor  den  handel in 
g e d i s t  i  1 1 e e r d ,  bieren,  wij- 
nen,  limonades  en  aanverwante 
bedrijven.  Grondlegger:  L  a  u  r  e  n  s 
L  a  u  r  e  t.  Amsterdam  (1921).  Louis 
Seidel  succ.  418  S.  —  Enthält  die  voll- 
ständige Liste  aller  Hotels,  Caf4s, 
Restaurants,  Frühstückslokale  und  Spi- 
rituosen führender  Kleinhändler  in  Hol- 
land und  Holländisch  -  Indien,  der 
Brauereien,  Brennereien  und  Wein-  und 
Likörgroßhandlungen  in  Holland  und 
der  fachlichen  Verbände  und  Vereini- 
gungen, ferner  ein  Verzeichnis  von  Be- 
zugsquellen und  (deutschen)  Firmen 
der  Hilfsindustrien,  ein  Verzeichnis 
außerholländischer  Brennereien  und 
Wein-  und  Likörhandlungen  und  einen 
Abdruck  des  holländischen  Gesetzes 
über   den   Alkoholkleinhandel.  fg. 

Adreßbuch  der  Email-Indu- 
strie in  Deutschland,  Elsaß-Loth- 
ringen, Luxemburg,  Deutsch-Österreich, 
Westpolen,  Tschecho-Slowakien,  Ungarn, 
Jugoslawien,  Dänemark,  Schweden  und 
Norwegen.  3.  Aufl.  Herausgeg.  v.  d. 
Redaktion  des  Sprechsaal,  Zeitschrift 
für  die  Keramischen,  Glas-  und  ver- 
wandten Industrien  in  Coburg.  Coburg 
1921.  Müller  &  Schmidt.  208  S.  M  28,-. 
—  Enthält  die  Adressen  der  Blech-  und 
Guß-Emailindustrie,  nicht  jedoch  die 
der  Fahrrad-  und  Bijouterieemail- 
betriebe, mit  Angabe  der  Fabrikate  der 


einzelnen  Firmen;  ferner  Zusammen- 
stellungen der  Berufsgenossenschaften, 
Fachschulen,  Außenhandelsstellen,  Ver- 
bände und  Vereine,  Fabrikmarken; 
endlich  ein  Bezugsquellenverzeichnis 
für   die   Emailindustrie.  fg. 

Astruc,  Marcel,  Comment  j'ai  com- 
pris  la  m^thode  de  Taylor  .  .  .  L'organi- 
sation  rationelle  des  usines  ä  la  portee 
de  tous.  Paris  1921.  Charles-Lavauzelle 
&  Cie.  48  S.  Fr.  2,50.  -  Von  der 
Überzeugung  ausgehend,  daß  das 
Taylorsystem  sich  auch  in  Frankreich 
immer  mehr  einbürgern  müsse  und 
werde,  da  es  den  Arbeitgebern  wie  den 
Arbeitnehmern  gleicherweise  Nutzen 
bringe  und  so  zur  Lösung  der  sozialen 
Frage  beitrage,  gibt  Verf.  eine  kurze, 
leichtfaßliche,  für  Arbeitnehmer  ge- 
dachte Erklärung  der  wichtigsten 
Grundsätze  und  Wirkungen  des 
Systems.  fg. 

Danmarks  Handels-Kalender, 
Kongeriget— ,  1921  og  1922.  14. 
reviderede  Udgave.  Redigeret  af  N.  A. 
Moller.  Kopenhagen  1921.  J.  H. 
Schultz.  XV,  174,  496,  373,  273,  12,  32, 
9,  13,  17,  31,  3;  XV,  171,  436,  346,  257, 
12,  24,  4,  12,  11,  19  S.  -  Der  erste 
Hauptteil  des  Kalenders  behandelt  die 
Staatseinrichtungen  (z.  B.  Gerichts-, 
Heer-,  Marine-,  Zoll-,  Postwesen)  und 
enthält  die  Verzeichnisse  sämtlicher 
Ortsnamen    des    Königreichs    und    der 
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größeren  Güter.  Teil  II  gibt  Auskunft 
über  die  kommunalen  Verhältnisse 
Kopenhagens  und  ein  ausführliches, 
nach  Branchen  geordnetes  Verzeichnis 
der  Industrie-  und  Handelsfirmen  der 
Hauptstadt.  In  den  folgenden  Haupt- 
teilen ist  entsprechendes  Material  über 
die  anderen  Städte  und  die  Flecken, 
über  die  kleineren  Ortschaften  und  über 
die  Besitzungen  (Färöer,  Island  und 
Grönland)   zusammengetragen.  fg. 

Exporter's  Directory  of  the 
Netherlands  East  In  dies. 
4th  edition.  Published  by  the  Division 
of  Commerce  of  the  Department  of 
Agriculture,  Industry  and  Commerce. 
(Publicatie  van  de  Afdeeling  Handel 
van  het  Dept.  van  Landbouw,  Nijver- 
heid  en  Handel.)  Buitenzorg  (1921). 
XVI,   63  S.   u.    statistische  Tabellen. 

Fabrikker  og  starre  haand- 
vserksbedrifter  i  Danmark, 
Fortegnelse  over  — ,  ved  udgangen  af 
aaret  1919  og  1920.  (Udgivet  af  Direk- 
toratet  for  Arbejds-  og  Fabriktilsynet.) 
Kopenhagen  1920  u.  1921.  J.  H.  Schultz. 
XI,  175;  XI,  181  S. 

Findeisen,  Dr.  phil.  Franz,  haupt- 
amtl.  Dozent  d.  Privatwirtschaftslehre 
a.  d.  Handelhochschule  Nürnberg, 
Praktische  Steuertechnik  in  kaufmänni- 
schen Betrieben.  (Gloeckners  Handels- 
Bücherei.  65.  Bd.)  Leipzig  1920.  G.  A. 
Gloeckner.    124  S.    Jt  12,—  geb. 

Fleming,  A.  P.  M.,  C.B.E.,  M.Sc, 
M.I.E.E.,  and  J.  G.  Pearce,  B.Sc. 
(Eng.),  A.M.I.E.E.,  Besearch  in  Indu- 
stry. The  basis  of  economic  progress. 
(Pitman's  Industrial  Administration 
Series.)  London  1922.  Sir  Isaac  Pitman 
&  Sons.  XVI,  244,  11  S.  sh.  10/6.  - 
Verf.  unterscheidet  die  grundlegende 
wissenschaftlich-abstrakte  und  die  auf 
ihr  sich  aufbauende,  einen  bestimmten 
praktischen  Zweck  —  menschliche  Be- 
dürfnisbefriedigung —  ins  Auge  fassende 
technisch-industrielle  Erforschungstätig- 
keit. Er  geht  besonders  auf  die  von  ein- 
zelnen industriellen  Unternehmungen 
geschaffenen  Forschungsinstitute  ein 
und  bespricht  deren  Organisation  und 
Tätigkeit,  die  sich  den  Bohstoffen  und 
Fabrikationsvorgängen,  den  Endpro- 
dukten, der  Prüfung  und  Standardisie- 
rung, der  menschlichen  Arbeitskraft 
oder  einer  mehr  akademischen  For- 
schung zuwenden  kann.  30  Grundrisse 
zeigen   bestehende   Institute   und   Lobo- 


ratorien, deren  finanzielle,  personelle 
und  sachliche  Ausrüstung  in  großen 
Zügen  beschrieben  wird.  Weitere  Ka- 
pitel sind  Darstellungen  der  Ausbildung 
der  Forscher  und  Laboranten  und  den 
internationalen  Bestrebungen  auf  dem 
Gebiete  industrieller  und  technischer 
Forschung   gewidmet.  fg. 

Gloeckners  Lehrbuch  der 
deutschen  Handelskorre- 
spondenz. Zum  Gebrauche  in  Han- 
delsschulen, Kontoren  und  beim  Selbst- 
unterricht. Umgearbeitet  von  Dr.  W. 
Völkner.  9.  Aufl.  Leipzig  1921. 
A.  G.   Gloeckner.  IV,    258  S.    Jt  30—. 

—  Nach  allgemeinen  Bemerkungen  über 
Form,  Stil  und  Inhalt  eines  Geschäfts- 
briefes werden  mehr  als  200  Brief- 
muster über  die  verschiedensten  im 
Geschäftsleben  vorkommenden  Dinge 
gegeben.  Zwei  Anhänge  enthalten  über 
100  kaufmännische  Vordrucke  und  For- 
mulare und  ein  Verzeichnis  kaufmänni- 
scher  Abkürzungen  und   Zeichen,   fg. 

Hamburgisches  Börse  n-H  and- 
buch.  Sammlung  von  den  hamburgi- 
schen Handel  betreffenden  Gesetzen, 
Verordnungen,  Bekanntmachungen,  Be- 
gulativen,  Usancen,  Geschäftsbedingun- 
gen, Schlußnoten  usw.  Begründet  v. 
Dr.  C.  A.  Jürgens.  Herausgeg.  v. 
Dr.  G.  L  e  u  c  k  f  e  1  d  u.  Dr.  O.  M  a  - 
t  h  i  e  s.  9.  umgearb.  u.  stark  erw. 
Aufl.  Hamburg  1922.  Otto  Meißner. 
XII,  538  S.  Jt  75,-.  -  Das  nach  einer 
Pause  von  11  Jahren  erstmalig  wieder 
erschienene  und  erheblich  erweiterte 
Jahrbuch  bringt  in  übersichtlicher  An- 
ordnung und  Bewältigung  des  spröden 
Stoffes  ausführliches  Material  besonders 
über  die  verschiedenen  Zweige  des 
vielgestaltigen  hamburgischen  Waren- 
handels (Ein-  und  Ausfuhrhandel  im 
allgemeinen,  Baumwolle,  Wolle,  Tabak, 
Kolonialwaren,  Holz,  Getreide,  Metalle 
usw.),  über  See-  und  Binnenschiffahrt 
und  über  Warenversicherung.  Die  ein- 
tretenden —  z.  T.  bereits  in  einem 
Nachtrage  berücksichtigten  —  Ände- 
rungen sollen  in  jährlichen  Ergänzungs- 
heften  zusammengestellt   werden,   fg. 

H  u  t  h  ,  Dr.  Walter,  Bußland  und  der 
deutsch-russische  Waren  -  Austausch. 
Ein  Handbuch  für  den  Kaufmann  und 
Fabrikanten.  (Deutsch-russischer  Wirt- 
schaftsausschuß.) Nieder-Bamstadt  1920. 
Carl  Malcomes.  XXXII,    356  S.   Jt  39,60. 

—  Eine    knapp    gehaltene    Zusammen- 
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Stellung  von  erdkundlichen,  statistischen 
und  volkswirtschaftlichen  Angaben  über 
das  Zarenreich  gegen  Ende  seines  Be- 
stehens. Die  unter  der  Herrschaft  des 
Sowjetsystems  durchgeführte  grund- 
legende und  durchgreifende  Umgestal- 
tung der  wichtigsten  Grundlagen  der 
russischen  Volkswirtschaft  und  der  da- 
durch bedingten  Folgeerscheinungen, 
die  den  russischen  Produktions-  und 
Absatzmarkt  vollkommen  verändert 
haben,   sind  noch   nicht  berücksichtigt. 

alt. 

Importer's  Directory  of  the 
Netherlands  East  Indies. 
4th  ed.  Published  by  the  Division  of 
Commerce  of  the  Department  of  Agri- 
culture,  Industry  and  Commerce.  (Pub- 
licatie  van  de  Afdeeling  Handel  van  het 
Dept.  van  Landbouw,  Nijverheid  en 
Handel.)  Buitenzorg  (1921).  XVI,  59  S. 
und  Karten. 

International  Directory  of 
Leaders  in  World  Trade  of 
all  Countries,  The  — .  An  Annual 
Who's  Who.  1921  edition.  Washington. 
American  Bureau  of  Trade  Extension. 
730  S.  —  Enthält  in  ländermäßiger 
Unterteilung  Adressen  in  den  Vereinig- 
ten Staaten  ansässiger  Firmen,  die  mit 
dem  Auslande  Handel  treiben,  unter 
Angabe  ihrer  Hauptartikel,  und  Adressen 
von  außeramerikanischen  Handels-  und 
Industriefirmen,  die  mit  den  Vereinig- 
ten Staaten  in  regelmäßiger  direkter 
Handelsbeziehung  stehen.  Das  Werk 
ist  speziell  für  nordamerikanische  Be- 
nutzer zusammengestellt,  es  enthält  für 
diese  noch  Hinweise  auf  Schiffahrts- 
und Bankverbindungen  mit  den  einzel- 
nen Auslandsplätzen,  eine  Liste  von 
Bechtsanwälten,  kurze  Angaben  über 
Ein-  und  Ausfuhr  der  fremden  Länder 
usw.  fg. 

Koepper,  Gustav,  Die  Krupp- 
Werke.  Geschichte  eines  Weltunter- 
nehmens. (Deutsche  Unternehmungen. 
Eine  Reihe  wirtschaftsgeschichtlicber 
Monographien.  Herausgeg.  v.  Dr.  Jons. 
Hohlfeld.  2.  Bd.)  Mit  einem  Vierfarben- 
druck. Leipzig  1922.  Paul  Schraepler. 
189  S.  .#  20,—.  —  Ausgehend  von  den 
vorhandenen  natürlichen  Vorbedingun- 
gen für  die  Eisenindustrie  im  Ruhrtal 
wird  das  jahrzehntelange  mühevolle 
Ringen  der  Gründer  der  Firma  geschil- 
dert, bis  sie  auf  wirtschaftlich  gesicher- 
ter Grundlage  die  von  ihnen  zunächst 


für  Münzstempel,  Gußstahlwalzen,  Eisen- 
bahnräder unternommene  Gußstahl- 
fabrikation  immer  weiter  ausdehnen 
konnten,  die  Geschützfabrikation  auf- 
genommen und  Außenwerke  errichtet 
wurden.  Das  Buch  schließt  mit  einer 
Beschreibung  der  ausgedehnten  Ar- 
beiter -  Wohlfahrtseinrichtungen  der 
Kruppwerke.  hg. 

Kürbs,  Dr.  Friedrich,  D.H.H.C, 
Das  Speditionsgeschäft.  (Gloeckners 
Handels-Bücherei.  76.  Bd.)  Leipzig 
1921.  IV,  116  S.  M  12,-.  -  Es  wird 
die  Tätigkeit  des  Spediteurs  beim  Emp- 
fangen und  Versenden,  bei  der  Zollab- 
fertigung und  Einlagerung  von  Gütern 
geschildert  und  Art,  Wortlaut,  Bedeu- 
tung und  Gebrauch  aller  in  das  Spe- 
ditionsfach fallenden  wichtigeren,  zum 
Warenverkehr  in  Beziehung  stehenden 
Papiere    und    Dokumente    besprochen. 

fg. 

L  e  t  h  e  m  ,  R.  R.,  The  Interpretation  of 
Tariffs.  A  reprint  of  series  of  articles 
published  in  the  Traffic  World  during 
the  year  1920.  Chicago  1921.  152  S. 
$  1,—.  —  Das  Buch  soll  Warenver- 
frachtern als  Anleitung  dienen,  wie 
sie  aus  den  mannigfachen  in  den  ein- 
zelnen Gebieten  der  Vereinigten  Staaten 
geltenden  Eisenbahn-Frachttarifen  für 
irgend  einen  Artikel  den  niedrigsten 
Frachtsatz  von  irgend  einem  Ort  nach 
dem  andern  feststellen  können,  sowohl 
für  ganze  oder  gemischte  Waggon- 
ladungen wie  für  kleinere  Sendungen. 
Es  gibt  Aufschluß  über  die  verschiede- 
nen Frachtzonen,  die  Klassifizierung 
von  Waren,  die  geltenden  Klassen-, 
Spezial-  und  Vorzugstarife  im  inner- 
und  zwischenstaatlichen  wie  im  trans- 
kontinentalen Verkehr  und  zeigt  an 
zahlreichen  Beispielen  der  verschieden- 
sten Art,  in  welcher  Weise  der  Ver- 
frachter am  zweckmäßigsten  zu  ver- 
fahren hat.  oc. 

Linke-Hofmann  Werke  A.-G., 
Breslau,  Festschrift  zum  50jährigen  Be- 
stehen der—.  Breslau  1921.  100  S.  mit 
Photographien. 

Lüdke,  Hermann,  Dozent  a.  d. 
Humboldt-Hochschule  Berlin,  Der  kauf- 
männische Schriftverkehr  mit  dem  Aus- 
lande. (Gloeckners  Handels-Bücherei. 
79.  Bd.)  Leipzig  1922.  G.  A.  Gloeckner. 
IV,  92  S.  M  12,-.  —  Der  Titel  des 
Heftes  ist  nicht  ganz  zutreffend.  Im 
ersten,   allgemeinen  Teil   wird   die   Art 
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und  technische  Durchführung  der 
Außenhandels-  und  Devisenkontrolle 
Deutschlands  besprochen.  Der  umfang- 
reichere praktische  Teil  enthält  acht 
Sammlungen  von  Briefen,  wie  sie 
zwischen  Ein-  und  Ausfuhrhändlern, 
Banken  und  Spediteuren  über  die 
Durchführung  eines  Geschäfts  ge- 
wechselt werden  können.  fg. 

Nertinger,  Josef,  Filial-Buchhal- 
tung.  Das  Bechnungswesen  der  indu- 
striellen Unternehmungen  und  Handels- 
häuser im  Verkehr  mit  ihren  Zweig- 
geschäften. Mit  besonderer  Berücksich- 
tigung der  Bilanzierung  der  Filialver- 
mögenswerte. (Moderne  Handelsbro- 
schüren.) Stuttgart  1922.  Muth'sche  Ver- 
lagsbuchhandlung.   58   S.    Jt   15,—. 

Nertinger,  Josef,  Das  "Waren- 
Konto  nach  Form  und  Inhalt  und  seine 
Bedeutung  für  die  Bilanz.  Mit  beson- 
derer Berücksichtigung  des  Fabrika- 
tions- und  Waren-Kontos  der  Industrie- 
Unternehmungen.  Mit  zahlreichen 
Kontenbeispielen  u.  1  Tafel  „Waren- 
statistik".  (Moderne  Handelsbroschüren.) 
Stuttgart  1922.  Muth'sche  Verlagsbuch- 
handlung. 45  S.  JK  16,50.  —  Die  Be- 
deutung des  Warenkontos  wird  wegen 
der  Wirkung  der  Warenbewertung  auf 
das  Gewinnergebnis  scharf  hervorge- 
hoben. Verf.  legt  entscheidenden  Wert 
auf  zweckmäßige  Differenzierung  inner- 
halb des  Warenkontos  nach  einzelnen 
Fabrikaten  einerseits,  von  Bruttoertrag, 
Umsatz  und  Einstand  andererseits,    fg. 

Nertinger,  Josef,  Zwischenbilan- 
zen. Zweck,  Wesen  und  Technik  der 
Monatsbilanzen  mit  besonderer  Berück- 
sichtigung der  Geldentwertung.  .Stutt- 
gart 1921.  Muth.  42  S.  Jl  8,25.  —  Die 
Broschüre  behandelt  die  Vorteile,  die 
Methoden  und  die  Technik  der  Auf- 
stellung von  Zwischenbilanzen.  Ins- 
besondere werden  die  Fragen  der  Ma- 
terialbewertung und  der  Berücksichti- 
gung   der   Geldentwertung   besprochen. 

fg. 

Nordisk  Handelskalender. 

Danmark.  Sverige.  Kopenhagen  1921. 
Vilh.  Prior.  730;  716  S.  Kr.  25,-;  35,-. 
—  Gegen  die  letzte  Ausgabe  (1918)  wei- 
sen die  diesmal  nicht  zu  einem  Bande 
vereinigten,  sondern  in  drei  Bände  ge- 
teilten Kalender  wenig  Veränderungen 
auf.  Die  Teile  für  Dänemark  und 
Schweden    liegen    vor,     derjenige    für 


Norwegen  befindet  sich  noch  im  Druck. 
In  jedem  Bande  gibt  ein  ausführliches, 
mehrsprachiges  Branchenverzeichnis 
allgemeine  Orientierung.  Innerhalb  der 
Einzelgruppen  ist  die  Ordnung  die  üb- 
liche alphabetische.  Telegrammadressen 
sind  den  Firmenadressen  beigefügt,  fg. 

Paper  Mills  Directory  of  Eng- 
land, Scotland,  and  Ireland, 
The—,  for  1922,  with  the  Wholesale 
Stationers  of  London,  and  the  Paper 
Stainers  of  Great  Britain,  and  list  of 
watermarks  and  trade  names  in  gene- 
ral  use.  62.  annual  edition.  London 
1922.  Simpkin,  Marshall,  Hainilton, 
Kent  &  Co.    210  S.    sh.  2/-. 

Post  Office  London  Directory 
for  1921,  The—.  Vol.  I  and  IL  122nd 
annual  publication.  (London.  Kelly's 
Directory  Ltd.)  Hamburg.  Biehard 
Benner.  XXVIII,  1260,  31;  XII,  1261- 
2699,  86  S.  sh.  48/-.  —  Bd.  I  enthält 
Namensverzeichnisse  der  bei  Behörden 
und  behördenähnlichen  Stellen  Beschäf- 
tigten, der  mit  der  Bechtspflege,  dem 
Hof,  den  Parlamenten  in  Verbindung 
stehenden  Personen,  ein  Verkehrs-, 
ein  Bankadreßbuch  und  ein  nach 
Straßen  geordnetes  Einwohnerverzeich- 
nis nebst  einem  Stadtplan.  Bd.  II  ist 
als  eine  Art  Handelsadreßbuch  für 
London  eingerichtet.  In  zwei  umfang- 
reichen Verzeichnissen  sind  die  Firmen 
bzw.  Personen  einmal  alphabetisch  und 
sodann  nach  Branchen  geordnet,     fg. 

Preisbildung  im  Blechner- 
und  Installateu  r-H  a  n  d  w  e  r  k, 
Die  — .  Ein  Führer  zur  Landes-Prcis- 
liste.  Karlsruhe.  Landes- Verband  der 
Badischen  Blechner-  und  Installateur- 
meister. 124  S.  M  60,—.  —  Auf  zahl- 
reichen Beispielen  aus  der  Praxis 
fußend,  wird  die  Entstehung  des  Selbst- 
kostenpreises aus  Material,  Löhnen  und 
Unkosten  behandelt,  im  zweiten  Teil 
sodann  ein  Kalkulationswegweiser  (nach 
Maß,  Preis  und  Gewicht  der  verwen- 
deten Materialien,  Arbeitszeit,  Arbeits- 
lohn, Geschäftsunkosten  und  Umsatz- 
steuer) für  die  Baublechnerei-  und  In- 
stallationsarbeiten gegeben.  Einlache 
Flächen-  und  Körperberechnungen  sind 
beigefügt.  Ig. 

Schulze,  Dr.  Fr.,  Einfache  und  dop- 
pelte Buchführung  für  den  Selbstunter- 
richt nebst  Einführung  in  die  Fabrik- 
buchhaltung. Teil  I:  Einfache  Buchfüh- 
rung.   Teil    II:    Doppelte   Buchführung. 
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Leipzig.  G.  A.  Gloeckner.  76;  80  S. 
Je  JK  12,-. 
Söllheim,  Dr.  Fritz,  Taylor-Sy- 
stem für  Deutschland.  Grenzen  seiner 
Einführung  in  deutsche  Betriebe.  Mit 
5  Abbildungen  im  Text.  München  u. 
Berlin  1922.  B.  Oldenbourg.  VII,  278  S. 
■M  60,—.  —  Bei  Beurteilung  des  Taylor- 
Systems  unterscheidet  Verf.  eine  tech- 
nisch-wirtschaftliche und  eine  Men- 
schenökonomie. Die  erstere  erkennt  er 
durchaus  an  und  spricht  ihr  eine  große 
Kulturbedeutung  zu.  Seine  Beurteilung 
des  wirtschaftlichen  und  vor  allen 
Dingen  sozialen  Nutzens  der  Ausbeu- 
tung der  menschlichen  Arbeitskraft 
durch  das  System  läßt  ihn  jedoch  eine 
Anzahl  schwerwiegender  Einwendun- 
gen gegen  dieses  machen.  Besonders 
bekämpft  er  das  Höchstpensum  und  die 
ungesunden  Formen  des  Schnelligkeits- 
akkords der  Taylorbetriebe  und  hält 
dessen  Durchführung  in  rein  privatwirt- 
schaftlichem, amerikanischem  Sinne  in 
Deutschland  für  unmöglich.  fg. 

Svens  k  industrikalender,  1922. 
Upptagande  tili  Sveriges  Industriför- 
bund  anslutna  Industriföretag  och 
deras  tillverkningar.  Utgiven  av  Sve- 
riges Industriförbund.  Stockholm  1922. 
XVI,  364*,  403  S. 

Textile  Manufacturer  Year 
Book  1922,  The—.  Manchester.  Em- 
mot  &  Co.  138,  442,  178  S.  sh.  3/6.  —  Der 
vorliegende  4.  Jahrgang  ist  gegen  die 
letzte  Ausgabe  um  etwa  100  Seiten  er- 
weitert. Das  Jahrbuch  enthält  25  in 
sich  geschlossene  Aufsätze  über  Pro- 
duktion und  Arten  von  Baumwolle  und 
Wolle  und  ihre  Verarbeitung,  über  die 
in  der  Fabrikation  gebrauchten  Maschi- 
nen und  sonstigen  Einrichtungen  mit 
eingehenden  technischen  Berechnungen, 
zahlreichen  Zeichnungen  und  Fabrika- 
tionstabellen, über  Einkaufsmelhoden, 
Klassieren  und  Färben,  über  Gebrauchs- 
fähigkeit der  einzelnen  Sorten  und 
Provenienzen  für  bestimmte  Fabrikate, 
über  durchschnittliche  Betriebskosten, 
ferner  Umrechnungstabellen  für  die 
einzelnen  Garnnummern  usw.  Das 
Handbuch  ist  von  ausgesprochen  fa- 
brikationstechnischer Natur.  fg. 

Textile  Becorder  Yearbook 
1922,  The  — .  A  textile  library  in  brief. 
Compiled  and  edited  by  Frank 
N  a  s  m  i  t  h.    London.    John   Hey  wood. 


662  S.  sh.  7/6.  —  Eine  Enzyklopädie  der 
Waren-  und  Verarbeitungskunde  der 
Textilrohstoffe:  Baumwolle  (am  aus- 
führlichsten), Wolle,  Jute,  Flachs, 
Bamie,  Bohseide  und  Kunstseide. 
Spinnerei,  Weberei,  Bleichen,  Färben, 
Merzerisieren  usw.,  bei  Baumwolle 
auch  die  Fabrikation  von  Kleiderstoffen, 
werden  unter  Beifügung  sehr  zahl- 
reicher Abbildungen,  graphischer  und 
zahlenmäßiger  fachlicher  Tabellen, 
Kalkulations-  und  Umrechnungstafeln, 
Erklärungen  und  praktischer  Hinweise 
schlagwortartig,  jedoch  eingehend  ge- 
schildert. Den  Schluß  bilden  Dar- 
stellungen der  Brennstoffökonomie  in 
den  Fabrikbetrieben  verschiedener  Art, 
der  in  Gebrauch  befindlichen  Haupt- 
und  Hilfsmaschinen,  des  einschlägigen 
Versicherungswesens,  über  Arbeitszeit, 
Löhne  usw.  lg. 

Thiele,  Prof.  Friedrich,  Der 
Warenhandel  und  seine  Technik. 
(Hansa-Bücherei.  1.  Bd.)  Nordhausen 
(1921).  Heinrich  Killinger.  163  S. 
,M  30,—.  Verf.  bespricht  ausschließlich 
den  Kleinhandel  im  Ladengeschäft. 
Nach  Schilderungen  der  Bedingungen, 
die  zur  Einrichtung  eines  solchen  Ge- 
schäfts notwendig  oder  erwünscht  sind, 
wendet  er  sich  der  Darstellung  des 
eigentlichen  Geschäftsbetriebes  zu,  dem 
Einkauf,  der  Hereinnahme,  der  Kal- 
kulation, der  Anpreisung,  der  Be- 
zahlung, dem  Absatz  der  Waren,  der 
Einziehung  der  Guthaben  und  schließ- 
lich den  bei  einer  eventuellen  Geschäfts- 
ausdehnung auftauchenden  Fragen,  fg. 
Tschierschky ,  Dr.  u.  Dr.  Metz- 
ner, Die  Lieferungs-  und  Zahlungs- 
bedingungen im  Webwarengeschäft. 
Eine  kritische,  organisatorische  Unter- 
suchung zur  Frage  der  Konditionen- 
kartelle und  des  Konditionenausgleiches. 
Berlin  (1921).  Deutsche  Baumwoll- 
industrie Verlagsgesellschaft.  126  S. 
Jl  30,—.  —  Die  Schrift  behandelt  ein- 
leitend die  wirtschaftlichen  und  recht- 
lichen Grundlagen  der  Geschäftsbedin- 
gungen im  Webwarenhandel.  Sie  tritt 
dann  in  eine  kritische  Erörterung 
der  allgemeinen  Bestimmungen,  der 
Lieferungs-  und  Abnahme-  und  der 
Zahlungsbedingungen  ein,  soweit  sie 
von  22  der  bedeutendsten  Lieferanlen- 
verbände  geregelt  sind.  Der  Schluß  der 
Arbeit  untersucht  die  Möglichkeit 
weiterer  Ausgleichung  und  Vereinheit- 
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lichung  der  Konditionen  und  macht  be- 
stimmte Vorschläge.  fg. 
Veblen,  Thorstein,  The  En- 
gineers  and  the  Price  System.  New 
York  1921.  B.  W.  Huebsch.  169  S. 
$  1,50.  —  Eine  Schrift,  die  vom  Stand- 
punkte des  Ingenieurs  aus  sich  mit 
dem  Kapital  als  dem  jetzigen  Regulator 
der  Wirtschaftsmaschine  der  Welt 
auseinandersetzt.  Verf.  spricht  dem 
herrschenden  System,  weil  es  aus- 
schließlich auf  das  Privatinteresse  ein- 
gestellt sei,  die  Berechtigung  ab  und 
tritt  dafür  ein,  daß  es  durch  einen 
„Generalstab  von  Technikern  und  In- 
genieuren" ersetzt  werde.  Die  letzteren 
Gruppen  sollen  sich  zu  einer  um- 
fassenden, zielbewußten,  stoßkräfligen 
Vereinigung  zusammenschließen.  Die 
ganze  Entwicklung  der  letzten  Jahr- 
zehnte sei  ihnen  günstig.  Verf.  glaubt, 
daß  diese  grundsätzliche,  schwer- 
wiegende Systemänderung,  die  übrigens 
bereits  begonnen  habe,  schon  in 
wenigen  Jahren  durchgeführt  sein 
werde.  fg. 


Witte,  I.  M.,  Wissenschaftliche  Be- 
triebsführung. Eine  geschichtliche  und 
kritische  Würdigung  des  Taylor- 
Systems.  Berechtigte  Übertragung  nach 
Horace  Bookwalter  Drury, 
Ph.D.  Mit  1  Abbildung  im  Text. 
München  u.  Berlin  1922.  R.  Olden- 
bourg.  VII,  159  S.  Jl  26,—.  —  Drury 
macht  den  Versuch,  die  Vor-  und  Nach- 
teile des  Taylorsystems,  wie  sie  sich 
bei  dessen  praktischer  Anwendung  in 
Amerika  gezeigt  haben,  klarzustellen. 
Er  gibt  zunächst  die  Geschichte  wissen- 
schaftlicher Betriebsführung  unter 
besonderer  Berücksichtigung  ihrer 
Grundsätze  und  der  Tätigkeit  der 
Führer  der  Bewegung  und  bespricht 
dann  den  Wirkungsgrad  des  Systems, 
seinen  Einfluß  auf  das  Arbeiterproblem 
und  die  im  menschlichen  Element 
hegenden  Hemmungen.  Trotz  der  von 
manchen  Seiten  geäußerten  Einwände 
glaubt  er  dem  System  weite  Ver- 
breitung und  glänzende  Aussichten 
voraussagen  zu  können.  fg. 


13.  Konventionen,  Kartelle,  Trusts,  Genossenschaftswesen. 
Geck,   Dr.   Alexander,    Die  Trustabwehrbewegung   im  deut- 
schen   Zigarettengewerbe.    Ein    kritischer    Beitrag   zur    Ge- 
schichte  der   Zigarettenindustrie   und   des    Zigarettenhandels.    (Greifs- 
walder    Staatswissenschaftliche    Abhandlungen,   herausgeg.    von   Prof. 
Dr.   W.  Ed.   Biermann   u.   Prof.  Dr.  W.   Kahler.  5.)   Greifswald  1920. 
L.  Bamberg.    249  S.    M  20—. 
Die   allmähliche   Ausdehnung   des   Tabaktrusts,   seit   Gründung    der 
American  Tobacco  Company  im  Jahre  1890,  bildet  eins  der  interessan- 
testen Kapitel  in  der  Geschichte  der  modernen  Privatmonopole.   Aus  der 
von  James  B.  Duke  1884  in  New  York  errichteten  Zigarettenfabrik  ent- 
wickelte sich  im  Laufe  der  Jahre  ein  Riesenunternehmen,  das  sich  über 
fast  sämtliche  Hauptländer  der  Erde  erstreckte  und  auf  den  Tabakhandel 
der  Welt  von  einschneidendem  Einfluß  wurde.   An  kaum  einem  anderen 
Beispiel   aus   der   Wirtschaftsgeschichte   dieses    Jahrhunderts   läßt   sich 
der  Einfluß  eines  einzelnen  großkapitalistischen  Unternehmens  auf  die 
nationalen,  wirtschaftlichen,  sozialen  und  moralischen  Interessen  ganzer 
Länder     so     anschaulich     verfolgen     wie    bei     der     Entwicklung     des 
Tabaktrusts. 

Hierüber  läßt  sich  nun  an  Hand  obiger  Abhandlung  (S.  15—53)  ein 
überblick  gewinnen,  mit  dessen  Hilfe  sich  dann  die  Wirksamkeit  des 
Tabaktrusts  in  Deutschland  von  1901  bis  1915,  speziell  für  das  Zigaretten- 
gewerbe, den  Zigarrenhandel  sowie  die  Zigarettenindustrie  (S.  44-240), 
um   so   schärfer   erfassen   läßt.    Geck  zeichnet   eingehend  die   einzelnen 
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Etappen  der  fast  drei  Jahre  andauernden  deutschen  Trustabwehr- 
bewegung bis  zur  Loslösung  des  Jasmatzi-Konzerns  von  der  British 
American  Tobacco  Company  im  Jahre  1915.  Als  Schlußbetrachtung  folgt 
eine  kritische  Beurteilung  der  Tätigkeit  des  Verbandes  zur  Abwehr  des 
Tabaktrusts  und  der  neuen  Trustgefahr  unter  Berücksichtigung  der 
etwaigen  Ablösung  eines  Privatmonopols  durch  ein  Staatsmonopol.  Für 
letztere  Frage  nimmt  Verfasser  einen  im  ganzen  ablehnenden  Stand- 
punkt gegenüber  dem  Staatsmonopol  ein. 

Aus  dem  reichen  Inhalt  der  anregenden  Schrift  sei  noch  besonders 
hingewiesen  auf  die  Abschnitte  Kapitel  II,  §  2:  Das  Markenwesen  und  in 
seiner  Folge  das  Kupon-Zugabe-  und  Babattsystem,  sowie  die  Preis- 
schleuderei und  ihre  Bekämpfung,  und  §  4:  Die  soziale  Lage  in  der 
Zigarettenindustrie.  Beide  Teile  dürften  auch  für  weitere  Kreise  von 
Interesse  sein.  Zu  etwaiger  Ergänzung  resp.  Vergleichung  seien  ge- 
nannt: 1.  U.  S.  Congress.  House  Committee  on  Ways  and  Means.  Anti- 
coupon  tobacco  bill.  Hearings  before  subcommittee  on  internal  revenue 
58th  Congress,  2nd  Session,  Dec.  17,  1903  and  January  15,  1904 
(76  pages);  2.  U.  S.  Congress,  House  Committee  on  ways  and  means. 
Tax  on  tobacco  coupons.  Hearings,  March  1914,  63rd  Congress,  2nd 
Session;  3.  Bulletin  161  of  the  Bureau  of  Labor  Statistics,  U.  S.  Depart- 
ment of  Labor:  "Wages  and  hours  of  labor  in  the  clothing  and  cigar 
industries,  1911  to  1913". 

Zahlreiche  Anmerkungen  und  Quellenangaben  verleihen  der  Abhand- 
lung besonderen  Wert,  wenngleich  ein  etwas  größeres  Maß  Vorsicht  in 
der  Bewertung  mancher  stark  tendenziös  gefärbter  Quellenaussagen  im 
Interesse  wissenschaftlicher  Sachlichkeit  geboten  gewesen  wäre.  Das 
zuverlässigste  und  weitaus  beste  Quellenmaterial  über  den  Tabaktrust 
findet  sich  in  dem  Beport  of  the  Commissioner  of  Corporations  on  the 
Tobacco  Industry,  Washington,  D.  C,  3  Bände,  1909 — 1915.  Es  wäre  zu 
wünschen,  daß  bei  einer  etwaigen  Neuauflage  dieser  sonst  trefflichen 
Abhandlung  auf  jenen  grundlegenden  amtlichen  Bericht  Bezug  genommen 
würde.  Dr.  William  Notz,  Washington. 


Brauer,  T  h.,  Die  moderne  Gewerk- 
schaftsbewegung. (Bücher  der  Arbeit. 
Herausgeber:  Eduard  Herzog  u.  Georg 
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lichen und  den  freien  Gewerkschaften 
fest;  er  meint,  für  den  Marxisten  sei 
die  Gewerkschaft  letzten  Endes  etwas 
Nebensächliches.  Der  Zusammenschluß 
der  Arbeiter  als  Berufsgenossen  sei 
etwas  Natürliches,  aus  dem  eigenen 
Triebe  heraus.  Er  schildert  die  ge- 
werkschaftliche Solidarität,  den  Kampf 
um  das  Koalitionsrecht  und  hebt  die 
Bedeutung     der     christlichen     Gewerk- 


schaften für  die  allgemeine  Entwick- 
lung (Bechtswesen,  Aufbau  der  Volks- 
wirtschaft, Volkskultur)  hervor.  hg. 
H  e  m  a  1  a  ,  Dr.  Franz,  Geschichte  der 
Gewerkschaften.  Wien  1922.  Typo- 
graphische Anstalt.  162  S.  M  18,—  .  — 
Die  im  Auftrage  der  christlichen  Ge- 
werkschaften Österreichs  geschriebene 
Darstellung  geht  auf  den  Ursprung  der 
organisierten  Selbsthilfe  der  Arbeiter- 
schaft, die  kirchlichen  Gesellenbruder- 
schaften des  M.  A.  zurück.  In  dem  der 
modernen  Bewegung  gewidmeten  Teil 
werden  die  Kämpfe  zwischen  christ- 
lichen und  freien  Gewerkschaften  ver- 
folgt,   ihre    Erfolge    gegeneinander    ab- 
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gewogen  und  den  ersteren  eine  große 
Zukunft  zugesprochen,  während  der 
Vormarsch  der  letzteren  infolge  innerer 
Kämpfe  und  Zersplitterung  ins  Stocken 
geraten  sei.  hg. 

K  a  s  t  e  r,  Dr.  theol.  et  phil.  Johannes, 
Die  christlich-sozialen  Ideen  und  die 
Gewerkschaftsfrage.  (Soziale  Tages- 
fragen. Herausgeg.  v.  Volksverein  für 
das  kath.  Deutschland.  Heft  45.)  M.- 
Gladbach 1922.  Volksvereins-Verlag. 
69  S.  M  8,—.  —  Ausgehend  von  der 
Entstehung  der  christlich-sozialen  Ideen 
behandelt  der  Autor  im  weiteren  Ver- 
lauf die  Stellung  Kettelers  und  Hitzes 
zur  gewerkschaftlichen  Frage,  die  Ent- 
stehung, Organisation  und  Bedeutung 
der  christlich-sozialen  sowie  der  ka- 
tholischen Arbeitervereine  und  die  ge- 
werkschaftlichen Bestrebungen  der 
letzteren.  Die  Hauptbedeutung  der 
christlich  -  sozialen  Bewegung  sieht 
Kaster  in  der  Tatsache,  daß  die  ganze 
Gewerkschaftsbewegung  in  Deutschland 
nicht  in  das  sozialistische  Fahrwasser 
geraten  ist.  11. 

National  Farmer's  Union,  The 
Year  Book  of  the  — ,  for  1922.  London 
1922.  National  Farmer's  Union.  352  S. 
sh.  1/-.  —  Gibt  das  Arbeitsprogramm 
und  die  Organisation  der  Union  wieder, 
berichtet  über  die  Tätigkeit  der  ver- 
schiedenen Abteilungen,  den  Stand  der 
Landwirtschaft  in  England,  die  dies- 
bezüglichen parlamentarischen  Debatten 
und  die  Gesetzgebung  und  enthält  ein- 
schlägiges statistisches  Material.       hg. 

Schär,  Dr.  Oskar,  Der  Verband 
Schweiz.  Konsumvereine  im  Kampf 
gegen  den  verfassungswidrigen  neuen 
Schutzzolltarif.  (Separatdruck  aus 
dem  „Schweiz.  Konsumverein"  Nr.  40 
bis  41,  1.-29.  Okt.  1921.)  Basel  1921. 
64  S. 


Schürholz,  Dr.  Franz,  Entwick- 
lungstendenzen im  deutschen  Wirt- 
schaftsleben zu  berufsständischer  Or- 
ganisation und  ihre  soziale  Bedeutung. 
M.-Gladbach  1922.  Volksvereins-Verlag. 
87  S.  M  27,—.  —  Ausgehend  von  der 
durch  Rationalisierung  der  modernen 
Wirtschaft  verursachten  sozialpsychi- 
schen Wirkung  auf  Arbeitgeber  und 
Arbeitnehmer  kommt  der  Verf.  zu  dem 
Ergebnis,  daß  eine  Zusammenfassung 
aller  in  der  Wirtschaft  arbeitenden 
Kräfte  unbedingt  erforderlich  sei  im 
Interesse  größtmöglicher  Ergiebigkeit 
der  Produktion.  Das  sei  nur  zu  er- 
reichen durch  industrielle  Selbstver- 
waltung auf  berufsständischer  Grund- 
lage. Inwieweit  dieses  Ziel  in  Deutsch- 
land erreicht  ist,  bzw.  welches  die 
Etappen  zu  diesem  Endziel  sind,  wird 
beim  Handwerk  und  eingehender  an 
dem  industriellen  Umstellungsprozeß 
dargetan.  fl. 

S  i  n  o  w  j  e  w  ,  G.,  Die  Tagesfragen  der 
internationalen  Arbeiterbewegung.  Her- 
ausgegeben vom  Westeuropäischen 
Sekretariat  der  Kommunistischen  Inter- 
nationale. 1920.  116  S.  M  5,50.  — 
S.  bringt  hauptsächlich  die  folgenden 
Gedanken  zum  Ausdruck:  Die  dem 
Kommunismus  gefährlichen  gelben  Ge- 
werkschaften seien  nicht  in  der  Weise 
zu  bekämpfen,  daß  die  Kommunisten 
aus  ihnen  austreten.  Sie  müßten  viel- 
mehr von  innen  heraus  erobert  werden. 
Nach  erlangtem  Sieg  seien  die  Gewerk- 
schaften zu  verstaatlichen  und  nach 
Produktionszweigen  zu  organisieren,  da 
sie  so  für  den  Wiederaufbau  am  besten 
gerüstet  seien.  Die  Gewerkschaften 
dürften  nicht  zu  einer  einseitigen  In- 
dustriearbeitervertretung werden,    wh. 
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14.  Wirtschaftliche  Interessenvertretungen,  Vereine,  Kongresse, 
Messen,  Ausstellungen. 
Handelskammer  Hamburg,  Bericht  über  das  Jahr  1921.  Erstattet 
der  Versammlung  „Eines  Ehrbaren  Kaufmanns"  am  31.  Dezember  1921. 
Verlag  der  Handelskammer  Hamburg. 
Der   zahlreichen   jährlichen   Handelskammerberichte   Erwähnung  zu 
tun,  kann  im  allgemeinen  nicht  Aufgabe  des  „\V.  A."  sein.     Wenn  im 
vorliegenden  Falle  eine  Ausnahme  gemacht  wird,  so  geschieht  es  deshalb, 
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weil  der  diesmalige  Hamburger  Bericht  gewissermaßen  einen  neuen,  vor- 
bildlichen Typ  darstellt:  nicht  nur  gegenüber  den  Hamburger  Vorgän- 
gern, sondern  auch  allgemein. 

Schon  äußerlich  ist  dies  erkennbar.  Stoffeinteilung,  Schrift,  Satz- 
anordnung, Papier  und  Einband  entsprechen  den  Anforderungen  ästheti- 
scher Kultur  und  weisen  alles  Schematische,  das  derlei  Berichten  über- 
wiegend anzuhaften  pflegt,  sozusagen  bewußt  ab.  Offenbar  haben  bei  der 
Redaktion  des  Berichtes  empfindsame  Naturen  ihres  Amtes  gewaltet 
und  nüchternen  Kaufmannssinn  mit  sich  fortgerissen.  Zieht  man  den 
im  Vorjahre  erstatteten  Bericht  zum  Vergleiche  heran,  so  befestigt  sich 
der  Eindruck,  daß  der  neue  Weg  planmäßig  beschritten  wurde. 
Hinzu  kommt,  daß  die  Sprache  des  Berichtes  von  vorbildlicher 
Schönheit  ist.  Würde  sie  Schule  machen,  so  könnte  von  den  Handels- 
kammerberichten eine  neue  Epoche  amtlichen  Schrifttums  ausgehen,  die 
das  große  Schuldkonto  überkommener  bürokratischer  Sprachgewohn- 
heiten dankenswert  entlastete. 

Die  Hauptsache  aber  ist,  daß  der  Bericht  sich  auch  sachlich  als  eine 
Musterleistung  ausweist.  Der  Stoff  hat  die  folgende  Gliederung  er- 
fahren: Wirtschaftslage  in  überseeischen  Ländern,  Wirtschaftslage  in 
einzelnen  Erwerbszweigen  Hamburgs,  Handelsvertrags-Politik,  Ent- 
schädigungsfragen, amtliche  Wirtschaftsvorsorge,  Sozialpolitik,  Reichs- 
steuerpolitik, Eisenbahn  und  Post,  Hafen-Elbstrom-Kanäle,  Börse  und 
Handelskammer.  Eingerahmt  werden  diese  Darbietungen  durch  „Ein- 
leitung" und  „Schlußbetrachtung".  Die  erstere  vermittelt  auf  11  Seiten 
eine  Analyse  der  weltwirtschaftlichen  Struktur  unter  dem  besonderen 
Gesichtswinkel  ihrer  Beeinflussung  durch  den  Zustand  der  deutschen 
Wirtschaft,  wie  Versailler  Vertrag  und  Londoner  Ultimatum  ihn  be- 
dingen. Wiedergegeben  sei  aus  diesen  Darlegungen  die  folgende  grund- 
sätzliche Stellungnahme  der  Handelskammer: 

„Die  Handelskammer  ist  der  Auffassung,  daß  dieses  Bemühen  um  eine  inter- 
nationale Verständigung  nicht  von  der  geheimen  Absicht  begleitet  sein  darf,  die 
Interessen  der  verschiedenen  Staaten  gegeneinander  auszuspielen.  Deutschland 
sollte  keine  balance  of  power-Politik  im  Wirtschaftsverkehr  anstreben,  sondern 
von  der  einfachen,  lange  vergessenen  Wahrheit  ausgehen,  daß  eine  Weltökonomie 
auf  der  Basis  der  natürlichen  Wirtschaftsgegebenheiten  und  der  durch  sie  be- 
dingten internationalen  Arbeitsteilung  die  sicherste  Bürgschaft  für  den  Welt- 
frieden darstellt.  Mag  auch  das  besondere  Wirtschaftsprogramm  der  Frei- 
handelslehre in  seinen  Formen  teilweise  überholt  sein,  so  werden  doch  folgende 
Forderungen  immer  Geltung  behalten  müssen:  Gleichheit  der  Zollbehandlung, 
gleiche  Freiheit  des  Verkehrs  von  Menschen,  Waren  und  Transportmitteln, 
gleiche  Bechte  im  Kaufen  und  Verkaufen  der  Güter  in  der  Weltwirtschaft,  gleiche 
Niederlassungsrechte,  zusammengefaßt  in  dem  Grundgedanken  der  „offenen  Tür". 
Die  auf  wahrer  Humanität  beruhende  Wirtschaftsgesinnung  des  so  auf  seinen 
Kern  zurückgeführten  Freihandelsgedankens  wird  immer  wieder  die  Grundlage 
für  den  wirtschaftsfriedlichen  Verkehr  der  Völker  bilden  müssen." 

Als  Fortsetzung  der  allgemeinen  Ausführungen  der  Einleitung  sind 
die  Länderberichte  anzusprechen;  sie  erreichen  im  ganzen  nicht 
die  Höhe  der  übrigen  Teile  des  Buches,  weil  sie  zu  aphoristisch  gehalten 
sind  und  die  bestimmenden  Merkmale  der  Konjunktur  nicht  erschöpfen. 
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Fast  immer  geben  die  Berichte  zu  der  Frage  Anlaß,  warum  gerade  diese 
und  nicht  andere  Tatsachen  herausgehoben  wurden.  Das  Ganze  macht 
stark  den  Eindruck  des  Zufälligen.  Ein  leitender  Gesichtspunkt  ist  nicht 
recht  erkennbar,  denn  auch  die  Betrachtung  vom  Standpunkt  deutschen 
Interesses,  die  öfters  in  den  Vordergrund  tritt,  ist  nicht  folgerichtig 
durchgeführt.  Es  sei  der  Wunsch  ausgesprochen,  daß  gerade  dieser  Teil 
des  Berichtes  künftig  ausführlicher  gestaltet  werde,  damit  er  ein  in  sich 
geschlossenes  Bild  von  der  Wirtschaftslage  in  den  wichtigsten  Ländern 
vermittele. 

Uneingeschränkt  ist  die  Anerkennung  der  übrigen  Teile  des  Be- 
richtes. Die  jeweils  wichtigen  Tatsachen  und  Tatsachenzusammenhänge 
sind  klar  herausgearbeitet  und  anschaulich  zur  Darstellung  gebracht. 
Der  Standpunkt,  den  die  Kammer  zu  dem  Problem  der  Gesetzgebung  und 
Verwaltung  einnimmt,  ist  deutlich  präzisiert,  in  der  Form  jedoch  auch 
dann  verbindlich  und  das  Sachliche  betonend,  wenn  es  sich  um  Ham- 
burgische Lebensfragen  handelt.  Fast  wird  die  Zurückhaltung  in 
übertriebenem  Maße  geübt.  Dies  gilt  u.  a.  für  die  Besprechung  der 
„Großhamburgischen  Hafenfragen".  Daß  eine  glückliche  Lösung  dieses 
Problems  für  die  Zukunft  Hamburgs  von  entscheidender  Bedeutung  ist, 
hätte  in  einem  Bericht  der  zuständigen  gesetzlichen  Interessenvertretung 
ohne  Bedenken  schärfer  zum  Ausdruck  gebracht  werden  dürfen,  zumal 
die  Gegner  der  Hamburger  Pläne  sich  urwüchsiger  zu  äußern  pflegen. 
Bemerkenswert  ist  die  Stellungnahme  zu  den  Problemen  „Außen- 
handelskontrolle" und  „Fakturierung  in  Auslandswährung";  sie  läßt 
ausnahmsweise  an  Deutlichkeit  nichts  zu  wünschen  übrig.  Angesichts 
der  Wichtigkeit  der  Fragen,  um  die  es  sich  handelt,  seien  die  Dar- 
legungen an  dieser  Stelle  wörtlich  wiedergegeben: 

„Außenhandelskontrolle.  Der  Kampf  gegen  die  unsachgemäßen 
Formen  der  Außenhandelskontrolle  gehört  zu  den  unerfreulichsten  Aufgaben, 
denen  sich  die  Handelskammer  zu  unterziehen  hat.  Die  Tatsache,  daß  es  sehr 
viel  leichter  ist,  die  verwickeltste  Organisation  aufzubauen,  als  die  einfachste 
aufzulösen,  kommt  in  einem  erbitterten  "Widerstand  aller  derjenigen  Beamten 
zur  Geltung,  die  in  ihrer  Tätigkeit  eine  sichere  Stellung  am  Rande  der  Volks- 
wirtschaft zu  besitzen  glauben.  Es  ist  für  die  Vertreter  des  Handels  schwer,  den 
Beweis  zu  führen,  daß  ihr  Kampf  nicht  nur  den  eigenen  Geschäftsinteressen, 
sondern  tatsächlich  dem  Gedeihen  der  Volkswirtschaft  als  Ganzes  dient. 

Die  Handelskammer  hat  niemals  die  Auffassung  vertreten,  daß  unter  den 
Sonderverhältnissen  der  Gegenwart  der  "Warenverkehr  über  die  Grenzen  völlig 
frei  gelassen  werden  sollte.  Sie  hält  jedoch  das  Verfahren  der  besonderen 
Nachprüfung  jedes  Einzelgeschäfts  für  vollkommen  falsch.  Das  Arbeitstempo 
einer  Behörde  ist  mit  dem  des  kaufmännischen  Geschäftes  und  jeder  mit  der 
"Weltwirtschaft  verbundenen  Industrie  schlechthin  unvereinbar.  "Wichtige  Be- 
schlüsse müssen  oft  in  Stunden,  jedoch  nicht  in  "Wochen  und  Monaten  gefaßt 
werden.  Die  Klagen  über  den  schleppenden  Geschäftsgang  der  Reichsbehörden 
führten  zwar  zu  wiederholten  Versprechen  der  Abhilfe,  die  jedoch,  wie  in  der 
Natur  der  Beamtenarbeit  begründet,  unwirksam  bleiben  mußten.  Nur  wo  ein 
persönliches  Risiko  hinter  jeder  Arbeitsleistung  steht,  wird  das  für  diese  Arbeit 
notwendige  Interesse  eingesetzt  werden. 

Es  muß  ferner  festgestellt  werden,  daß  es  bei  der  Natur  der  Außenhandels- 
stellen unmöglich  scheint,  Korruption  aus  ihnen  fernzuhalten.  Es  soll  damit 
kein    Vorwurf    gegen    die    Leiter    oder    bestimmte    Beamtengruppen    der   Außen- 
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handelssteilen  erhoben  werden.  Tatsache  ist  jedoch,  daß  vielfach  die  Bestechung 
Zugang  findet.  Ebenso  hat  es  sich  als  unmöglich  erwiesen,  eine  ausreichende 
"Wahrung  der  Geschäftsgeheimnisse  zu  sichern,  deren  Preisgabe  in  sachlich  oft 
ungerechtfertigtem  Umfang  von  den  Antragstellern  verlangt  wird.  Der  Übergang 
sogenannter  Vertrauensmänner  der  Reichskontrollstellen  in  die  Privatwirtschaft, 
zu  dem  sie  durch  Angebot  hochbezahlter  Stellungen  gelockt  werden,  führt  not- 
wendig dazu,  daß  Kenntnisse,  die  auf  Kosten  der  Allgemeinheit  erworben  wurden, 
ihre  Verwertung  im  Dienste  persönlichen  Geschäftsinteresses  erfahren. 

Ein  Ausweg  aus  diesen  Schwierigkeiten  kann  nur  darin  erblickt  werden, 
daß  die  Außenhandelskontrollstellen  insgesamt  aufgelöst  werden.  Die  Regelung 
der  Ausfuhr  muß  durch  Aufstellung  allgemeiner  Freilisten  sowie  durch  Ein-  und 
Ausfuhrverbote  erfolgen.  Auf  diesem  Wege  wird  auch  dem  sogenannten  Aus- 
verkauf Deutschlands  wirksamer  entgegengetreten  werden  können,  als  durch  die 
Überprüfung  der  Preise  des  einzelnen  Geschäftes  und  die  Aufstellung  zahlreicher 
Richtlinien  mit  einer  Fülle  verschiedener  und  sich  widersprechender  Grundsätze 
von  seiten  der  Außenhandelsstellen.  Gerade  bei  den  feineren  Fabrikaten  wird 
vielfach  das  gleiche  Erzeugnis  verschieden  bezahlt,  da  die  Verbraucher  einzelnen 
Fabriken  oder  Marken  auf  Grund  ihres  Rufes  den  Vorzug  geben;  auch  können 
Preisunterschiede  bei  gleichem  Gegenstand  in  Materialverschiedenheiten  begründet 
sein,  die  sich  in  der  Beschreibung  der  Ware  durchaus  nicht  zum  Ausdruck  bringen 
lassen.  Die  Vorschriften  der  Außenhandelsstellen  erschweren  es  überdies  dem 
Kaufmann,  sich  bei  der  Art  der  Kreditgewährung  den  Gewohnheiten  der  über- 
seeischen Abnehmer  anzupassen.  Dies  ist  um  so  bedenkücher,  als  der  deutsche 
Kaufmann  gerade  durch  sein  Entgegenkommen  in  dieser  Hinsicht  das  Vertrauen 
vieler  überseeischer  Länder  zu  erwerben  vermochte. 

Fakturierung  in  Auslandswährung.  Zu  den  Mitteln,  mit  denen 
die  Reichsregierung  versuchte,  das  notwendige  Devisenmaterial  für  die  Ab- 
deckung der  aus  dem  Londoner  Ultimatum  erwachsenen  Verpflichtungen  zu 
beschaffen,  gehört  der  Versuch,  die  Handels-  und  Industriekreise  zur  Ausstellung 
von  Fakturen  in  fremder  Währung  zu  veranlassen.  Die  Außenhandelsstellen 
haben,  immer  von  der  Absicht  geleitet,  ihre  Unentbehrlichkeit  durch  betontes 
Geschäftsgebahren  deutlich  zu  machen,  dieser  Anregung  der  Reichsregierung  eine 
zwingendere  Fassung  gegeben,  als  von  dieser  selbst  gewählt  worden  war.  Die 
Handelskammer  ist  der  Auffassung,  daß  der  Stand  der  deutschen  Währung  im 
Auslande  darunter  leiden  muß,  wenn  von  Deutschland  selbst  ein  Abrücken  von 
der  Mark  und  die  Übertragung  des  groß  wirtschaftlichen  Zahlungsverkehrs  auf 
fremde  Währungen  empfohlen  wird.  Wenn  sogar  einzelne  Firmen  für  die 
Zahlungen  im  deutschen  Inland  mit  einer  fremden  Währung  rechnen,  hält  die 
Handelskammer  dies  für  volkswirtschaftlich  schädlich,  da  es  die  Versuche,  die 
deutsche  Währung  wieder  aufzurichten,  stark  gefährdet.  Es  muß  dem  Ausländer, 
der  sich  oft  mit  erhebüchen  Mengen  deutscher  Zahlungsmittel  eingedeckt  hat, 
möglich  bleiben,  diese  zur  Zahlung  in  Deutschland  kontrahierter  Schulden  zu 
verwenden.  Der  Exporthandel  ist  auf  Grund  seiner  Erfahrungen  überzeugt,  daß 
durch  die  freie  Verwendbarkeit  der  Mark  die  deutsche  Ausfuhr  in  so  erheblichem 
Maße  gefördert  werden  kann,  daß  hierdurch  die  vorübergehenden  Vorteile,  die 
die  Erlangung  ausländischer  Devisen  angeblich  bedeutet,  auf  die  Dauer  aus- 
geglichen werden.  Durch  irgendwelche  Ablieferung  von  Devisen  zum  Tagespreis 
wird  die  Erfüllung  der  untragbaren  Reparationsverpflichtung  des  Reiches  weder 
erleichtert  noch  verbilligt.  Es  scheint,  als  ob  das  Wesen  und  die  Wirksamkeit  der 
internationalen  Devisenarbitrage  immer  noch  von  einzelnen  Reichsstellen  in  un- 
begreiflicher Weise  mißverstanden  werden.  Ebenso  läßt  die  zwingende  Forde- 
rung der  Fakturierung  in  Auslandswährung  die  ungeheure  zusätzliche  Belastung 
des  deutschen  Devisenmarktes  unberücksichtigt,  die  sich  aus  der  für  den  Expor- 
teur geschaffenen  Zwangslage  ergibt,  die  erforderliche  Kurssicherung  auf  dem 
Wege  der  Terminbegebung  vorzunehmen.  Erfahrungsgemäß  ergibt  sich  aus  der 
häufig  eintretenden  Unmöglichkeit,  wegen  nicht  rechtzeitiger  Verladebereitschaft 
der  Exportgüter  durch  verspätete  Lieferungen  der  Industrie,  Gütersperre  usw. 
die  Terminlieferungsverpflichtung  für  Devisen  zu  erfüllen,  für  den  Exporteur  die 
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Notwendigkeit,  die  verkaufte  Devise  bar  einzudecken  oder  in  Höhe  ihres  Gold- 
äquivalentes schuldig  zu  werden.  Dadurch  entsteht  immer  wieder  eine  starke 
Nachfrage  nach  Kassa-Devisen  mit  entsprechender  Verschlechterung  der  Reichs- 
mark, die  ihren  Ausgleich  durch  erneute  Devisenverkäufe  auf  Termin  deshalb 
nicht  findet,  weil  bei  der  ständigen  Knappheit  an  täglich  verfügbaren  Auslands- 
guthaben jeder  Kaufauftrag  markverschlechternd  zu  wirken  pflegt.  Dem  Aus- 
verkaufe lebensnotwendiger  Gegenstände  kann  durch  jeweils  rasch  einsetzende 
Ausfuhrverbote  und  durch  scharfe  Überwachung  des  Reiseverkehrs  in  stärkerem 
Maße  vorgebeugt  werden,  als  es  bis  jetzt  geschieht.  Ein  Teil  der  Reamten,  die 
heute  in  den  überfüllten  Rüros  der  Landeshauptstadt  sitzen,  würde  zweckmäßiger 
in  der  allerdings  weniger  bequemen  Grenzkontrolle  Verwendung  finden. 

Hinsichtlich  der  Waren,  die  die  deutsche  Industrie  in  ausreichenden  Mengen 
herstellen  kann,  gebietet  es  schon  das  eigene  Interesse  der  deutschen  Verkäufer, 
den  Preis  vom  Ausland  zu  nehmen,  bei  dem  sie  gerade  noch  konkurrenzfähig 
sind;  es  entspricht  nicht  der  Art  des  Fachhandels,  Waren  zu  Schleuderpreisen 
fortzugeben,  da  auch  der  Handel  sich  darüber  klar  ist,  daß  nur  bei  Preisen,  die 
annähernd  der  Weltmarktlage  entsprechen,  neue  ausländische  Rohstoffe  ein- 
gekauft, und  die  deutschen  Fabriken  weitergeführt  werden  können. 

Auch  bei  diesem  Versuche,  auf  dem  Wege  der  Rechnungskontrolle  und  des 
Fakturierungszwanges  in  den  Außenhandel  einzugreifen,  hat  sich  das  schleppende 
Tempo  behördlicher  Maßnahmen  störend  geltend  gemacht.  Ihre  Anordnung 
erfolgt  durchweg,  wenn  die  Sachlage,  der  sie  angeblich  entsprechen  sollen,  bereits 
längere  Zeit  besteht  und  eine  Wirkung  ohnehin  nicht  mehr  erreicht  werden  kann. 
Das  gleiche  gilt  für  die  Aufhebung.  Ein  gesetzgeberisches  Eingreifen,  das  sich  stets 
erst  durch  sogenannte  Mißstände  auslösen  läßt,  deren  Mindestdauer  jedoch  viele 
Wochen  sein  muß,  um  eine  Einwirkung  auf  die  schwerfällige  Maschinerie  der 
Verwaltung  zu  haben,  steht  den  kurzfristigen  Schwingungen  der  gegenwärtigen 
Weltmarktsverhältnisse  hilflos   gegenüber." 

Bekanntlich  hat  anläßlich  der  letzten  Tagung  des  „Reichsverbandes 
der  Deutschen  Industrie"  in  Hamburg  eine  Aussprache  über  die  deutsche 
Außenhandelskontrolle  stattgefunden,  die  zu  dem  Ergebnis  führte,  daß 
eine  Kommission  aus  Vertretern  von  Handel  und  Industrie  eingesetzt 
wurde,  deren  Aufgabe  es  ist,  eine  Lösung  zu  suchen,  die  beide  Teile 
befriedigt. 

Alles  in  allem  geht  das  Urteil  über  die  vorliegende  Publikation 
dahin:  der  Hamburgische  Handelskammerbericht  über  das  Jahr  1921  ist 
eine  Tat.  Möge  diese  vorbildlich  wirken  und  auf  der  ganzen  Linie  den  Er- 
folg haben,  daß  die  Berichte  der  gesetzlichen  Interessenvertretungen  (nicht 
nur  in  Deutschland!)  schlechthin  das  werden,  was  zu  sein  ihre  Be- 
stimmung ist:  Quellen  erster  Ordnung,  die  zugleich  klar  fließen  und 
säuberlich  eingefaßt  sind.  Bernhard  Harms. 


Cämara  de  Comercio  e  In- 
dus t  r  i  a  de  Reus.  Memoria  de  los 
trabajos  efectuados  durante  el  aiio 
1920—1921.  Que  se  eleva  a  la  Direcciön 
General  de  Comercio  e  Industria  en 
cumplimiento  de  lo  dispuesto  en  el 
articulo  65  del  reglamento  de  14  de 
Marzo  de  1918.    Reus  (1921).    86  S. 

Camera  di  Commercio  Ita- 
liano  in  New  York,  Annuario 
della  — ,  per  il  1922.  Vade-mecum  del 
commercio  Italo-Americano.  New  York. 
Italien  Chamber  of  Commerce.    244  S. 


Camera  d'Industria  e  Com- 
mercio di  Milan  o.  Atti.  Dis- 
cussioni  e  relazioni  1920.  Mailand  1921. 
XXX,  292,  762,  157  S. 

Cämara  Oficial  de  Comercio 
e  Industria  de  Gerona.  El 
comercio,  la  industria  y  la  agricultura 
de  la  provincia  de  Gerona  en  el  ano 
1920.  IX.  Jahrg.  (Memoria  elevada  a 
la  Direcciön  general  de  Comercio  e  In- 
dustria.)   Gerona  1921.    VII,  202  S. 

Cincinnati  Chamber  of  Com- 
merce,   Seventy-Second    Annual    Re- 
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port  of  the  — ,  and  Merchants'  Ex- 
change for  the  Year  ending  December 
31,   1920.    Cincinnati  1921.    108  S. 

Deutschen  Handelskammer 
Valparaiso,  Jahresbericht  der  — , 
über  das  Jahr  1921.  Valparaiso.  91  S. 
—  Der  Bericht  weist  zunächst  kurz 
auf  die  schlechte  "Wirtschaftslage  der 
Welt,  insbesondere  Chiles  und  Deutsch- 
lands hin  und  erörtert  dann  die  letzt- 
jährige Tätigkeit  der  Handelskammer 
zwecks  Förderung  der  chilenisch-deut- 
schen Beziehungen.  Es  folgen  Markt- 
berichte über  die  einzelnen  Export- 
und  Importartikel.  Da  im  Ausland  nur 
geringe  Nachfrage  nach  den  chileni- 
schen Ausfuhrerzeugnissen  bestand, 
wäre  die  Marktlage  auch  für  Einfuhr- 
waren ungünstig  gewesen,  mit  Aus- 
nahme von  Kleineisenwaren,  elektri- 
schen Artikeln,  Chemikaüen  und  Spiel- 
waren. Den  Schluß  des  Buches  bildet 
ein  nach  Städten  geordnetes  Mit- 
gliederverzeichnis der  Kammer.        oc. 

Eckert,  Dr.  Christian,  0.  Prof. 
d.  Staatswissenschaften  a.  d.  Universi- 
tät Köln,  Die  Stellung  der  Handels- 
kammer im  Aufbau  der  wirtschaft- 
lichen Interessenvertretungen.  Bonn 
1922.  A.  Marcus  &  E.  Webers  Verlag. 
37  S.  Jt  9,—.  —  Verf.  erörtert  die 
historische  Entwicklung  der  deutschen 
Handelskammern  und  die  ihr  ob- 
liegenden Aufgaben.  Der  Schwerpunkt 
der  Studie  liegt  in  der  Skizzierung  der 
durch  den  Krieg  an  die  Handels- 
kammern herangetretenen  neuen  An- 
forderungen und  in  einer  Kritik  der 
Vorschläge  für  ihre  Neugestaltung 
durch  Gesetz  und  Selbsthilfe,  um  sie  in 
die  durch  §  165  der  Weimarer  Verf. 
geforderte  Form  der  Wirtschafts- 
vertretung einzupassen.  hg. 

Handelskammaren  i  Gefle  för 
är  1920,  Meddelanden  frän  — .  Argäng 
XIV.    (Gefle  1921.)    V,  257  S. 

Handelskammer  zu  Berlin, 
Jahresbericht  der  — ,  für  1921.  Bericht 
über  das  Wirtschaftsjahr  1921  und  die 
Wirksamkeit  der  Handelskammer  im 
Jahre  1921.  Abgeschlossen  Ende  De- 
zember 1921.    Berlin.    V,  181   S. 

Handelskammer  in  Bremen, 
Bericht  der  — ,  über  das  Jahr  1921,  er- 
stattet an  den  Kaufmannskonvent.  Bre- 
men 1922.    80  S. 

Heraus,  Dr.  jur.  Fritz,  Die  deut- 
schen   Handelskammern    als   Glied   der 


Verwaltung.  Ihre  Geschichte,  ihr 
Wesen  und  ihre  Zukunft.  Mannheim, 
Berlin  u.  Leipzig  1922.  J.  Bensheimer. 
XIV,  184  S.  M  50,-.  -  Im  Anschluß 
an  die  Geschichte  der  Handelskammern 
werden  Wesen,  Stellung,  Organisation 
und  'Aufgabenkreis  der  Kammern  auf 
Grund  des  geltenden  Bechts,  die  an 
ihre  Gestaltung  anknüpfenden  Reform- 
bestrebungen  (preuß.  Handelskammer- 
gesetzentwurf vom  5.  2.  1918)  und  ihre 
Einbeziehung  in  die  durch  Art.  165  der 
Weimarer  Reichsverfassung  geschaffene 
Wirtschaftsvertretung  behandelt.  Den 
Schluß  bilden  die  vom  Verf.  aufge- 
stellten Richtlinien  für  die  bevor- 
stehende Reform  des  Handelskammer- 
wesens. Er  fordert  darin  u.  a.  räum- 
liche Gliederung  auf  gesetzlicher  Grund- 
lage, Ablehnung  der  paritätischen  Zu- 
sammensetzung durch  Arbeitgeber  und 
Arbeitnehmer,  dafür  aber  paritätische 
Ausschüsse,  Bildung  leistungsfähiger 
Handelskammerbezirke  im  Verwal- 
tungswege, nicht  durch  Gesetz,  Aus- 
dehnung der  Wahlberechtigung  auf 
Kommunal-  und  Staatsbetriebe,  Bestel- 
lung der  Handelskammern  als  Unter- 
vertreter für  Bezirkswirtschaftsrats- 
wahlen.  fl. 

Kamer  van  Koophandel  en 
Fabrieken  te  Dordrecht, 
Verslag  van  de  — ,  omtrent  den  toe- 
stand  van  handel,  nijverheid  en  scheep- 
vaart  in  deze  gemeente  en  van  eenige 
fabrieken  te  Dubbeldam,  Zwijndrecht 
en  Papendrecht  gevestigd,  gedurende 
het  jaar  1920.    (Dordrecht  1921.)    62  S. 

Kamer  van Koophandel  en  Fa- 
brieken te  Rotterdam.  Jaars- 
verslag  1921.  Rotterdam.  XV,  477, 
128  S. 

National  Agricultural  Con- 
ference, Report  of  the  — .  January 
23—27,1922.  (7th  Congress,  2nd  Session, 
Document  No.  195.)  Washington  1922. 
Government  Printing  Office.    209  S. 

Nutter,  George  R.,  The  Boston 
Chamber  of  Commerce  and  the  Future 
of  New  England.  An  address  delivered 
at  the  annual  dinner  of  the  Chamber 
of  Commerce,  November  9,  1920. 
(Boston  1920.)   15  S. 

Problemi  e  c  o  n  o  m  i  c  o  -  so  ci  all 
dell'ora  presente,  I  — .  Relazione  del 
IX  Congresso  di  Studi  Sociali,  Roma 
13—18  Dicembre  1920.  (Centro  Nazionale 
di  Cultura  dell'Unione  Popolare.)    Turin, 
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Mailand  u.  Parma.  Societä  Editrice  Inter- 
nazionale.  VI,  159  S.  L.  5,—.  —  Eine 
Sammlung  von  Vorträgen,  welche  das 
Verhältnis  der  katholischen  Morallehre 
zum  sozial-ökonomischen  Fortschritt, 
die  sozialen  Funktionen  des  Eigentums 
(als  Mittel  des  kulturellen  Fortschritts 
u.  der  persönlichen  Freiheit),  die  Agrar- 
gesetzgebung der  Nachkriegszeit  (außer- 
halb Italiens,  insbesondere  in  Sowjet- 
Rußland)  und  andere  Agrarfragen,  die 
Beteiligung  der  Industriearbeiter  am 
Gewinn  und  an  der  Geschäftsführung 
sowie  die  sozialen  Lehren  der  russi- 
schen Revolution  betreffen.  rm. 

Schweizerischen  Bauernver- 
bandes, Stenogramm  der  Verhand- 
lungen der  ordentlichen  Delegierten- 
versammlung des  — ,  vom  3.  Oktober 
1921  in  Bern.  (Mitteilungen  des  schwei- 
zerischen Bauernsekretariats.  Nr.  65.) 
Brugg  1922.  Verlag  des  Schweiz.  Bauern- 
sekretariats.   74  S.    Fr.  1,—. 

Smälands  och  Blekinge  Han- 
delskammares. Arsskrift  1921. 
Jönköping  1922.    161  S. 


Verwaltungsbericht  des  Kauf- 
männischen Direktoriums  an  die  Kauf- 
männische Korporation  in  St.  Gallen, 
vom  1.  November  1920  bis  31.  Oktober 
1921.    St.  Gallen  1922.    86  S. 

Wirtschaftsbeziehungen  zwi- 
schen Deutschland  und  der 
Schweiz  im  Jahre  1920,  Die  — . 
Jahrbuch  der  deutschen  Handelskam- 
mer in  der  Schweiz.  Zürich.  96  S.  — 
In  einer  Reihe  von  Berichten  über  die 
wichtigsten  von  der  Schweiz  eingeführ- 
ten deutschen  Waren,  wie  Kohle,  Me- 
talle und  Metallwaren,  Papierwaren, 
Textilien,  wird  eine  Übersicht  über  die 
Gestaltung  des  deutschen  Exports  nach 
der  Schweiz  im  Jahre  1920  geboten. 
Eine  kürzere  Betrachtung  der  schweize- 
rischen Lieferungen  nach  Deutschland 
sowie  ein  Spezialbericht  über  die 
Stickereiindustrie  schließen  sich  diesen 
Ausführungen  an.  Ferner  sind  Dar- 
legungen von  Prof.  Dr.  P.  H.  Schmidt 
über  die  Entwicklung  der  schweizerisch- 
deutschen Wirtschaftsbeziehungen  in 
den   letzten   50  Jahren   hervorzuheben. 

hc. 


15.  Arbeitgeber,  Arbeitnehmer,  Sozialpolitik,  Sozialismus. 

Mautner,   Dr.   Wilhelm,     Der    Bolschewismus.     Voraussetzungen, 
Geschichte,  Theorie.     Zugleich  eine  Untersuchung  seines  Verhältnisses 
zum  Marxismus.    Stuttgart  u.  Leipzig  1920.    W.  Kohlhammer.    XXIV, 
368  S-    M  24,—. 
Eine  sehr  fleißige  und  gewissenhafte  Arbeit,  deren  Wert  vor  allem 
darin  liegt,  daß  ein  überreiches  Material  nicht  nur  zusammengetragen 
(s.   die  15  Seiten  umfassenden   Literaturangaben  am  Schluß!),   sondern 
auch    kritisch    gesichtet    und    verständig    und    einsichtsvoll    verarbeitet 
worden  ist.   So  ist  eine  erfreulich  klare,  überraschend  objektive  —  fast 
möchte  man  sagen  unpersönliche  Darstellung  der  Entwicklung  des  Bol- 
schewismus und  seiner  grundlegenden  Ideen  zustande  gekommen,    eine 
Darstellung,  die  in  ihrer  Übersichtlichkeit  und  ihrem  logischen  Aufbau 
zur  ersten  Einführung  in  die  Vorstellungswelt  des  Bolschewismus  sehr 
geeignet  ist.     Verfasser  wollte  eine  wissenschaftliche  Untersuchung  und 
keine   politische   Streitschrift   bieten,    er    enthält   sich   daher   aller   vom 
Parteistandpunkt    bedingten    Werturteile,    vermeidet    es,    die    bolsche- 
wistische  Praxis    gegen   die   Theorie   auszuspielen   und   stellt   keinerlei 
Zukunftsprognosen  auf  —  sein   Buch,  dessen  letzte  Zeilen  am  28.  Juni 
1919  geschrieben  sind,  ist  infolgedessen  auch  heute  noch  nicht  veraltet, 
wie  unzählige  viel  später  erschienene  Schriften  über  dasselbe  Thema. 
Der  erste  Teil,  „Die  Voraussetzungen",  gibt  eine  kurze  Charakteristik 
des  „russischen  Geistes"  und  eine  Darstellung  der  russischen  Wirtschafts- 
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entwicklung  bis  zum  Kriege.  Im  zweiten  Teil  wird  die  Geschichte  der 
revolutionären  Bewegung  in  Rußland  bis  zum  Brester  Frieden  dar- 
gestellt. Hier  ist  der  Verfasser  am  wenigsten  selbständig;  er  referiert 
im  wesentlichen,  was  seine  Quellen  ihm  bieten,  aber  er  tut  es  mit  großem 
Geschick  und  hat  auch  die  richtigen  Quellen  zu  finden  gewußt.  Aus 
eigener  Anschauung  kennt  er  Rußland  und  die  Russen  kaum;  das  merkt 
man  bei  dem  Anfangskapitel  über  den  russischen  Volkscharakter  deutlich, 
das  sich,  wie  Verfasser  selbst  offen  eingesteht,  vor  allem  auf  den 
Schriften  Karl  Nötzels  aufbaut.  Der  dritte  Teil,  „Die  Theorie",  ist  der 
selbständigste  und  wertvollste.  Dankenswert  ist  vor  allem  die  ein- 
gehende Vergleichung  der  bolschewistischen  Theorien  mit  den  Lehren 
von  Marx  und  Engels,  durch  die  unumstößlich  dargetan  wird,  daß  der 
Bolschewismus  trotz  seiner  ständigen  Berufung  auf  Marx  letzten  Endes 
doch  eine  Rückkehr  zu  dem  Utopismus  der  ersten  russischen  Sozialisten 
bedeutet,  welche  die  Möglichkeit  eines  Überspringens  oder  Hinwegdekre- 
tierens  naturgemäßer  Entwicklungsphasen  behaupteten  und  ihr  Pro- 
gramm dementsprechend  ausgestalteten. 

Auf  die  bolschewistische  Praxis  geht  Mautner  im  allgemeinen  nicht 
ein;  hin  und  wider  nur  finden  sich  Hinweise  darauf,  wie  die  Praxis  auf 
die  Theorie  zurückwirkt,  wie  die  Ereignisse  die  Bolschewisten  wiederholt 
veranlaßt  haben,  frühere  Behauptungen  umzudeuten  —  so  wenn  der  Aus- 
bruch der  Weltrevolution  zuerst  „beim  Abschluß  der  Weltabschlachtung" 
erwartet  wurde,  dann  jede  Festsetzung  eines  bestimmten  Zeitpunktes  als 
„Dummheit"  verworfen  und  die  Vermutung  ausgesprochen  wurde,  der 
Ausbruch  der  europäischen  proletarischen  Revolution  werde  noch  manche 
Woche  auf  sich  warten  lassen,  und  heute  schon  mit  einem  Übergangs- 
sladium  von  10 — 20  Jahren  gerechnet  wird.  Oder  wenn  der  Wechsel, 
der  Stellungnahme  zur  bürgerlichen  Republik  und  zur  Konstituante  durch 
die  Behauptung  maskiert  werden  soll,  das  Proletariat  habe  Republik 
und  Nationalversammlung  nur  gefordert,  weil  es  zum  Sturm  der  bürger- 
lichen Festung  noch  nicht  stark  genug  gewesen  sei,  also  gegen  bessere 
Überzeugung,  um  ein  weiter  gestecktes  Ziel  zu  verbergen,  während  früher 
offen  zugegeben  wurde,  daß  Rußland  für  eine  sozialistische  Republik 
noch  nicht    reif    sei. 

Nicht  neu,  aber  wert,  immer  von  neuem  wiederholt  zu  werden,  ist 
der  zur  Erklärung  aller  Widersprüche  in  der  Theorie,  Praxis  und  Beur- 
teilung des  Bolschewismus  aufgestellte  Satz,  der  Bolschewismus  sei  ein 
Ideal,  das  nicht  verstandsmäßig  erfaßt,  sondern  gefühlsmäßig  geschaut 
und  geglaubt  werde.  Ganz  zuletzt  wird  dann  der  Versuch  gemacht, 
ein  Charakterbild  des  Schöpfers  der  neuen  Lehre,  Lenins,  zu  entwerfen. 
Der  Versuch  ist  nicht  geglückt,  denn  er  kommt  über  Fragen,  Hervor- 
hebung von  Widersprüchen,  Zitaten  aus  Beurteilungen  anderer  und 
allgemeinen  Schriften  über  Rußland  nicht  heraus.  Hier  macht  sich  doch 
die  mangelnde  Kenntnis  des  realen  Rußlands  fühlbar.  Und  das  Psycho- 
logische ist  wohl  überhaupt  nicht  die  Stärke  Mautners. 

Dr.  Arthur    Luther,   Leipzig. 


248 


Literatur. 


Alazard,  Jean,  Communisme  et 
Fascio  en  Italic  Preface  de  M.  Jean 
Bourdeau.  Paris  1922.  Bossard. 
117  S.  Fr.  4,50.  —  Verf.  schildert  die 
Enttäuschung,  welche  die  im  Vergleich 
mit  den  andern  Siegern  geringen  Vor- 
teile des  Friedens  in  Italien  hervorge- 
rufen haben,  die  schwierige  "Wirt- 
schaftslage und  die  schweren  sozialen 
Kämpfe  der  Jahre  1919—1920.  Er  be- 
spricht die  Politik  der  verschiedenen 
Ministerien  gegenüber  der  wachsenden 
Macht  des  Kommunismus,  die  Grün- 
dung des  Faszisten-Bundes  zu  dessen 
Bekämpfung,  seine  Organisation,  die 
blutigen  Kämpfe  zwischen  Faszisten  und 
Kommunisten,  endlich  die  zunehmende 
Beruhigung,  nachdem  die  kommunisti- 
sche Macht  und  ihre  Ansprüche  zurück- 
gedrängt sind.  wec. 

Annuaire  international  de 
statistique,  Publik  par  l'Office 
Permanent  de  l'Institut  International  de 
Statistique.  VI:  Salaires  et  duree  du 
travail;  Conventions  collectives;  Chö- 
mage;  Placement;  Syndicats  ouvriers  et 
patronaux;  Greves  et  lock-outs.  Haag 
1920.  W.  P.  van  Stockum  &  Fils.  VIII, 
154  S.    Fr.  6,-. 

Arbeidsrädet  og  fabrikktil- 
synet  for  1920,  Arsberetninger 
fra  — .  Utgitt  ved  chefinspectoren  for 
fabrikktilsynet.  Kristiania  1921.  P.  M. 
Bye  &  Co.    XVI,  208  S. 

Arbejds-  og  f a b r i k t i  1  sy n e t s 
virksomhed,  Beretning  om  — ,  i 
aarene  1919  og  1920.  Kopenhagen  1922. 
J.  H.  Schultz.    73  S. 

Arbetsstatistik  är  1918  och  1919. 
B:  Understödskassor.  15  och  16.  (Bidrag 
tili  Finlands  Ofüciella  Statistik.  XXVI.) 
Helsingfors  1921.  Valtioneuvoston  Kir- 
japaino.  120;  128  S. 

Bernstein,  Eduard,  Der  Sozia- 
lismus einst  und  jetzt.  Streitfragen  des 
Sozialismus  in  Vergangenheit  und  Ge- 
genwart. Berlin  1922.  Buchhandlung 
Vorwärts.  142  S.  M  18,—.  —  Eine 
Beihe  von  Universitätsvorlesungen  aus 
dem  Jahre  1921,  in  denen  B.  strittige 
Grundfragen  des  Sozialismus,  wie  die 
Bedeutung  der  Werttheorien,  die  Lehre 
vom  Klassenkampf,  die  Staatstheorie, 
kritisch  behandelt.  Ein  Abschlußkapitel 
gibt  des  Verfassers  eigene  Stellung- 
nahme zu  den  nächsten  möglichen 
Verwirklichungen   des   Sozialismus,    ap. 


Bibliothek  der  Kommunisti- 
schen Internationale.  27:  Die 
Taktik  der  Kommunistischen  Interna- 
tionale gegen  die  Offensive  des  Kapi- 
tals. Bericht  über  die  Konferenz  der 
erweiterten  Exekutive  der  Kommunisti- 
schen Internationale,  Moskau,  vom  24. 
Februar  bis  4.  März  1922.  28:  G.  S  i  n  o  w- 
j  e  w  ,  Die  Kommunistische  Internatio- 
nale und  die  proletarische  Einheits- 
front. Rede,  gehalten  in  der  Konferenz 
der  Erweiterten  Exekutive  der  Kommu- 
nistischen Internationale  am  24.  u.  28. 
Februar  1922  in  Moskau.  29:  Clara 
Z  e  t  k  i  n  ,  Der  Kampf  der  Kommunisti- 
schen Parteien  gegen  Kriegsgefahr  und 
Krieg.  Bericht  auf  der  Konferenz  der 
Erweiterten  Exekutive  der  Kommunisti- 
schen Internationale,  Moskau,  2.  März 
1922.  30:  L.  Trotzki,  Die  Fragen 
der  Arbeiterbewegung  in  Frankreich 
und  die  Kommunistische  Internationale. 
Zwei  Reden,  gehalten  auf  der  Konfe- 
renz der  Erweiterten  Exekutive  der 
Kommunistischen  Internationale  am  26. 
Februar  und  2.  März  1922  in  Moskau. 
Hamburg  1922.  Carl  Hoym.  XIII,  175; 
64;  54;  31  S. 

B  r  ä  u  e  r  ,  Dr.  Karl,  a.  o.  Prof.  für 
Volkswirtschaft  u.  Statistik  a.  d.  Tech- 
nischen Hochschule  u.  Dozent  a.  d. 
Gehe-Stiftung,  Dresden,  Die  Anpassung 
der  Löhne  und  Gehälter  an  die  Lebens- 
kosten mit  besonderer  Rücksicht  auf 
die  deutschen  und  englischen  Verhält- 
nisse. (Veröffentlichungen  der  sächsi- 
schen Landesstelle  für  Gemeinwirt- 
schaft. Heft  XVIII.)  Dresden  1922. 
v.  Zahn  &  Jaensch.    64  S.    M  20,—. 

Diehl,  Karl,  Über  Sozialismus,  Kom- 
munismus und  Anarchismus.  25  Vor- 
lesungen. 4.  vermehrte  Aufl.  Jena  1922. 
Gustav  Fischer.  V,  451  S.  Ji  50,—.  — 
Diese  vierte  Auflage  des  Werkes  ist 
gegenüber  der  zweiten  und  dritten 
durch  5  Vorlesungen  über  den  Sozia- 
lismus seit  dem  Weltkriege  erweitert 
worden.  Insbesondere  werden  der 
russische  Bolschewismus,  der  englische 
Gildensozialismus,  der  deutsche  Kriegs- 
sozialismus, der  Neomarxismus  sowie 
die  Spaltungen  in  der  deutschen  Sozial- 
demokratie und  in  der  Internationale 
zur  Darstellung  gebracht.  ap. 

D  i  e  t  z  e  ,  Dr.  rer.  pol.  C.  von,  Die 
ostdeutschen  Landarbeiterverhältnisse 
seit  der  Revolution.  Berlin  1922.  Paul 
Parey.    237  S.  u.  statistische  Tabellen. 


Arbeitgeber,  Arbeitnehmer,  Sozialpolitik,  Sozialismus. 


249 


.M  75,—.  —  Behandelt  die  nach  der  Re- 
volution auch  auf  dem  Lande  zur  Gel- 
tung gebrachten  allgemeinen  Grund- 
sätze der  Neuordnung  der  Rechte  und 
Beziehungen  zwischen  Arbeitgeber  und 
Arbeitnehmer  und  deren  Wirkungen  u. 
Folgeerscheinungen  auf  den  Stand  der 
landwirtschaftlichen  Produktion,  haupt- 
sächlich in  Ostdeutschland,  welchem 
Gebiete  auch  das  umfangreiche  Mate- 
rial für  die  Belege  der  Schlußfolge- 
rungen  entnommen  ist.  Die  Neugestal- 
tung des  Arbeitsrechts,  der  Landarbei- 
ter-, der  Berufs-,  der  Arbeitgeber-  und 
Arbeitnehmer  -  Verbände,  der  Landar- 
beitergewerkschaften, der  Tarifabkom- 
men, der  Arbeitsregelung  usw.  wird 
einer  sorgfältigen  Einschätzung  und  Ab- 
wägung unterzogen  und  die  voraus- 
sichtliche Weiterentwicklung  der  Ar- 
beiterverhältnisse auf  dem  Lande  ins 
Auge  gefaßt.  Verf.  ist  der  Ansicht,  daß 
der  Großgrundbesitz  hierin  gewisse 
Schwierigkeiten  zu  überwinden  und  sich 
den  neuen,  dem  Großbetrieb  im  Ver- 
hältnis zur  Kleinwirtschaft  in  der  Aus- 
nutzungsmöglichkeit der  Arbeitskräfte 
weniger  günstigen  Verhältnissen  anzu- 
passen und  neu  einzustellen  haben 
wird.  alt. 

D  o  e  r  r  ,  C.  L.,  Arbeitsrecht  und  Arbeit- 
geberschutz. Ein  Handbuch  für  Arbeit- 
geber. Nach  den  reichsgesetzlichen 
Vorschriften.  Abgeschlossen  August  1921. 
Neubrandenburg  (Mecklb.)  1921.  Hubert 
Moerke.    42  S.    Jt  10,—. 

Eberstein,  Dr.  Fritz,  Die  Organi- 
sation bei  Karl  Marx.  (Plenge.  Staats- 
wissenschaftliche Beiträge.  Heft  VII.) 
Essen  a.  d.  Ruhr  1921.  G.  D.  Baedeker. 
XI,  80  S.  M  14,-.  -  Verf.  untersucht 
im  engen  Anschluß  an  Plenges  Schrif- 
ten vom  Standpunkt  des  „organisatori- 
schen Sozialismus",  wieweit  der  Orga- 
nisationsbegriff und  die  Organisations- 
lehre Plenges  bei  Marx  vorgebildet 
sind.  ap. 

Fabrikarbeiter  Deutschlands, 
Verband  der  — .  Jahrbuch  1920.  Hanno- 
ver 1921.  Verlag:  Vorstand  des  Verban- 
des der  Fabrikarbeiter  Deutschlands. 
280  S.  M  15.—.  —  Nach  einer  Über- 
sicht über  die  politischen  und  wirt- 
schaftlichen Ereignisse  in  Deutschland 
im  Jahre  1920  behandelt  das  Jahrbuch 
die  Wirtschaftslage  im  Verbandsgebiet, 
also  hauptsächlich  die  der  Nahrungs- 
mittel-,  der   Papier-,   der   Kaliindustrie 


sowie  der  Industrie  der  Steine  und 
Erden.  Ferner  werden  die  inneren  Or- 
ganisations-,  Finanz-,  Rechts-  und 
Lohnverhältnisse  näher  dargestellt  und 
zum  Schluß  ein  Überblick  über  die 
Unternehmerverbände  im  Verbands- 
gebiet gegeben.  hs. 

Greve  de  novembre  1917  et 
l'insurrection  de  1918,  La—. 
Enquete  statistique  sur  leurs  effets 
dans  les  industries  finlandaises.  (Sta- 
tistique Officielle  de  Finlande.  En- 
quetes  Speciales  sur  les  Affaires  Socia- 
les. Publides  par  1' Administration  Ge- 
nerale des  Affaires  Sociales.  XXXII,  I.) 
Helsingfors  1921.  Valtioneuvoston  Kir- 
japaino.  82,  410  S. 

Habermann,  Max,  Die  neue  Ord- 
nung von  Kapital  und  Arbeit.  Vortrag, 
gehalten  auf  der  Tagung  des  Aus- 
schusses des  deutschen  Handlungs- 
gehilfentages am  22.  Mai  1921.  Ham- 
burg 1921.  Hanseatische  Verlagsanstalt. 
56  S.  Jt  9,60.  —  Unter  Ablehnung  der 
Sozialisierung,  welche  die  wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit  des  Kaufmanns  nicht 
zu  erhalten  vermag,  fordert  der  Verf. 
straffes  Zusammenfassen  der  wirt- 
schaftlichen Kräfte  zur  Steigerung  der 
Produktion  im  Wege  der  horizontalen 
oder  vertikalen  Wirtschaftsgliederung, 
Vermeidung  der  Ausbeutung  des  Volkes 
durch  eine  kleine  Schicht  und  schließ- 
lich umfassende  Beteiligung  der  Arbeit- 
nehmer an  den  Produktionsmitteln 
durch  Kapitalbesitz  (Kleinaktien),  nicht 
durch  bloße  Gewinnbeteiligung,  um  sie 
zu  Mitbesitzern  an  den  Grundlagen  der 
Wirtschaft  zu  machen.  fl. 

Henderson,  Hubert  D.,  M.A., 
Fellow  of  Cläre  College,  Cambridge, 
The  Cotton  Control  Board.  (Carnegie 
Endowment  of  International  Peace. 
Division  of  Economics  and  History. 
Economic  and  Social  History  of  the 
World  War.  British  Series.  With  the 
Collaboration  of  the  British  Editorial 
Board.)  Oxford  1922.  Humphrey  Mil- 
ford.  XIV,  74  (7)  S.  —  Eine  Schilde- 
rung des  Wirkens  des  im  Juni  1917 
unter  dem  Zwange  des  deutschen  U- 
bootkrieges  durch  das  Board  of  Trade 
eingesetzten  Spezialausschusses  zur  Re- 
gelung aller  mit  Raumwollhandel  und 
Baumwollverbrauch  in  England  zu- 
sammenhängenden Fragen  bis  zu  seiner 
im  Februar  1919  erfolgten  Umtaufe  in 
das     „Cotton     Reconstruction     Board." 


250 


Literatur. 


Die  dem  Board  zur  Bearbeitung  über- 
wiesenen Probleme  waren  hauptsäch- 
lich solche  sozialer  Natur,  wie  Lebens- 
haltung der  Arbeiter,  Beschäftigungs- 
grad bzw.  Zwangsbeschränkung  der 
Industrie,  Löhne  und  Arbeitslosenfür- 
sorge. Die  ihm  willig  gewährte  tatkräf- 
tige Unterstützung  der  Trade  Unions 
ermöglichte  es  dem  Board,  seinen  Auf- 
gaben im  allgemeinen  gerecht  zu  wer- 
den, fg. 
Hoffmann,  Dr.  rer.  pol.  O.,  Arbeits- 
dauer und  gewerbliche  Produktion 
Deutschlands  nach  dem  Weltkriege. 
Eine  wirtschaftspolitische  Studie.  (Schrif- 
ten der  Deutschen  Gesellschaft  für  so- 
ziales Becht.  Heft  8.)  Stuttgart  1922. 
Ferdinand  Enke.  XI,  191  S.  .H  57 ,— . 
—  Verf.  schildert  die  teils  günstigen,  teils 
ungünstigen  Erfahrungen,  die  mit  der 
Arbeitszeitverkürzung  vor  dem  Welt- 
kriege gemacht  worden  sind.  Er  be- 
leuchtet dann  die  arbeitsrechtüchen 
Maßnahmen  der  Nachkriegszeit  und 
ihre  wirtschaftlichen  Folgen.  Um  die 
für  Deutschland  unumgängliche  Pro- 
duktionssteigerung zu  erzielen,  tritt  er 
für  eine  Heraufsetzung  der  Arbeitszeit 
auf  9  event.  10  Stunden  ein.  fg. 

Internationales  Arbeitsamt. 
Erhebung  über  die  Produktion.  1.  Bd.: 
Einleitende  Denkschrift.  Genf  1921. 
214  S.  —  Die  vom  Internationalen  Ar- 
beitsamt herausgegebene  Denkschrift 
stellt  sich  zur  Aufgabe,  die  wesentlichen 
Faktoren  zu  untersuchen,  die  auf  das 
Steigen  der  Lebenskosten  und  die  Ver- 
minderung der  Produktion  in  den  letz- 
ten Jahren  von  Einfluß  waren.  Der 
vorliegende  Band  weist  an  Hand  von 
Statistiken  und  Schaubildern  die  Tat- 
sachen der  Preissteigerung  und  Produk- 
tionsverminderung nach,  sucht  dann  in 
einem  zweiten  Teil  die  Tatsachen  als 
solche  zu  erklären,  um  zum  Schluß 
vorläufige  Vorschläge  und  Lösungsver- 
suche zur  Hebung  der  gegenwärtigen 
Krise  zu  geben.  Das  verarbeitete  sta- 
tistische Material  reicht  im  allgemeinen 
nicht  über  Juli  1920  hinaus.  hb. 

International  Labour  Confe- 
rence. Draft  Conventions  and  Be- 
commandations  adopted  by  the  Confe- 
rence at  its  third  session,  25  october  to 
19  november,  1921.  (League  of  Nations.) 
(Cmd.  1612.)  London  1922.  H.  M.'s  Sta- 
tionery  Office.   43  S.   sh.  0/9. 


Jahrbuch  a  r  b  ei  t  s  r  e  ch  t  li  ch  er 
Entscheidungen.  1.  u.  2.  Bd. 
Jahrg.  1920  u.  1921.  Herausgeg.  v.  Dr. 
Walther  v.  Karger  u.  Dr.  jur. 
Gerhard  Erdmann.  Berlin  1922. 
Otto  Eisner.  176;  164  S.  Je  M  35,-.  — 
Verf.  stellen  die  über  den  Einzelfall 
hinaus  bedeutsamen  Entscheidungen  von 
Gerichten  und  Schlichtungsausschüssen, 
soweit  sie  arbeitsrechtlicher  Natur  sind, 
aus  dem  Gebiete  des  Zivil-,  Tarifver- 
trags-, Betriebsräte-,  Werkwohnungs-, 
Anstellungs-  und  Kündigungs-,  Schlich- 
tungs-  und  Strafrechts  in  systematischer 
Jahresübersicht  zusammen  und  ver- 
öffentlichen die  betreffenden  Entschei- 
dungen mit  voller  Wiedergabe  der 
Gründe,  um  einen  Beitrag  in  der  Bich- 
tung  einer  Vereinheitlichung  des  Ar- 
beitsrechts zu  liefern.  hh. 

Laws  and  Begulations  Belat- 
ing  to  Lead  Poisoning.  Being 
an  analysis  with  texts  of  the  laws  and 
regulations  made  in  the  chief  indu- 
strial  countries  to  prevent  plumbism  by 
Gilbert  Stone,  B.A.,  LL.B.  (Im- 
perial Mineral  Besources  Bureau.)  Lon- 
don 1922.  H.  M.'s  Stationery  Office. 
250  S.    sh.  5/-. 

Lehmann,  Prof.  Dr.  Heinrich, 
Die  Grundgedanken  des  neuen  Arbeits- 
rechts. Bede,  gehalten  bei  Übernahme 
der  Bektorwürde  d.  Universität  Köln 
am  12.  November  1921.  (Kölner  Uni« 
versitätsreden.  6.)  Köln  1922.  Oskar 
Müller.    16  S.    .M  7,50. 

Lohn-  und  Gehaltserhebung 
vom  Februar  1920.  Bearbeitet  im  Sta- 
tistischen Beichsamt.  (Statistik  des 
Deutschen  Beichs.  293.  Bd.)  Berlin  1921. 
Puttkammer  &  Mühlbrecht.  56*,  438  S. 
Jl  50,—.  —  In  der  Einleitung  wird  zu- 
nächst eine  knappe  Darstellung  des 
Standes  der  amtlichen  Lohnstatistik  in 
Deutschland  und  in  den  wichtigsten 
ausländischen  Staaten  sowie  der  Me- 
thoden der  deutschen  Erhebung  von 
Februar  1920  vorausgeschickt,  worauf, 
nach  einzelnen  Erwerbszweigen  ge- 
trennt, eine  kurze  Besprechung  der 
wichtigsten  Ergebnisse  dieser  Erhebung 
erfolgt,  unter  vergleichender  Gegen- 
überstellung der  Lohnverhältnisse  vor 
dem  Kriege.  Daran  anschließend  folgen 
die  Zahlenübersichten  über  die  Arbeits- 
löhne sowie  über  die  Gehaltsverhält- 
nisse der  kaufmännischen,  technischen 
und  Büro  angestellten  und  der  Betriebs- 


Arbeitgeber,  Arbeitnehmer,  Sozialpolitik,  Sozialismus. 


251 


beamten  in  den  einzelnen  Gewerbe- 
zweigen und  Orten.  rm. 

Luxemburg,  Rosa,  Die  russische 
Revolution.  Eine  kritische  Würdigung. 
Aus  dem  Nachlaß  von  Rosa  Luxemburg 
herausgeg.  u.  eingeleitet  v.  Paul 
L  e  v  i.  Rerlin-Fichtenau  1922.  Verlag 
Gesellschaft  und  Erziehung.  V,  120  S. 
.#  15,—.  —  In  der  Einleitung  setzt  sich 
Levi  mit  der  unterschiedlichen  Einstel- 
lung der  Bolschewisten  1918  und  1921 
und  deren  Ursachen  auseinander.  Rosa 
Luxemburg  kritisiert  die  Regelung  der 
Landfrage  und  die  Proklamierung  des 
Selbstbestimmungsrechtes  der  Nationen 
durch  die  Bolschewisten  und  bezeich- 
net letzthin  als  den  Grundfehler  der 
Lenin-Trotzki-Politik  die  Tatsache,  daß 
sie  der  Demokratie  der  Klasse  die  Dik- 
tatur entgegenstellt.  fl. 

MacDonald,  J.  Ramsay,  The  History 
of  the  I.  L.  P.  With  notes  for  lecturers 
and  class  leaders.  (I.  L.  P.  Study  Cour- 
ses.  No.  1.)  London.  I.  L.  P.  Informa- 
tion Committe.  24  S.    sh.  0/6. 

Magnusson,  Gerhard,  Social- 
demokratien  i  Sverige.  1.  Teil:  I  Bryt- 
ningstider.  Stockhohn  (1920).  P.  A.  Nor- 
stedt  &  Söner.  424  S.  —  Gibt  eine  volks- 
tümliche Schilderung  der  Geschichte 
der  Sozialdemokratie  von  den  ersten 
utopistischen  Anfängen  an  bis  zur 
Gründung  u.  Ausgestaltung  der  Sozial- 
demokratischen Arbeiterpartei  Schwe- 
dens und  der  Landesorganisation  der 
Gewerkschaften.  Branting,  Davidsson 
und  Palm  als  den  bedeutendsten 
Führern  sind  besondere  Kapitel  ge- 
widmet, rh. 

Ministerio  delTrabajo.  Ley  re- 
formada,  relativa  a  los  accidentes  del 
Trabajo.  (Instituto  de  Reformas  Socia- 
les Direcciones  Generales.)  Madrid  1922. 
16  S. 

M  i  s  s  0  n  ,  A.,  Docteur  en  sciences  poli- 
tiques  et  sociales,  Le  mouvement  syn- 
dical.  Son  histoire  en  Belgique  de 
1800  ä  1914.  (Collection  de  l'Ecole  des 
Sciences  Politiques  et  Sociales.)  Namur 
1921.  „La  Rapide."  XVI,  408  S.  - 
Verf.  gibt  eine  zusammenhängende 
Darstellung  der  gewerkschaftlichen  Be- 
wegung in  Belgien  bis  zum  Kriege  unter 
besonderer  Berücksichtigung  der  ver- 
schiedenen Bichtungen,  deren  Theo- 
rien und  Wirkungskreis,  der  gesetz- 
lichen Maßnahmen,  die  auf  diese  Be- 
wegung   Bezug    haben,    der   internatio- 


nalen Einstellung,  der  horizontalen  Glie- 
derung und  deren  merklichen  Unter- 
schiede, der  Hemmungen  in  der  Ge- 
werkschaftsbewegung und  der  Stellung- 
und  aktiven  Anteilnahme  an  Aussper- 
rungen und  Streiks.  Den  Schluß  bilden 
Betrachtungen  über  die  weibliche  Ge- 
werkschaftsbewegung und  über  die  ver- 
schiedenen Strömungen  innerhalb  der 
Gewerkschaften,  z.  B.  über  diejenigen, 
welche  die  Gewerkschaften  im  Sinne  der 
Trade  Unions  betrachten  im  Gegensatz 
zu  denen,  die  mehr  politische  Organi- 
sationen in  ihnen  sehen  oder  über  die 
konservative  Richtung  im  Gegensatz  zu 
den  christlichen  Demokraten,  die  nament- 
lich in  Lüttich  ihren  Sitz  haben,      fl. 

Moon,  Parker  Thomas,  Instruc- 
tor  in  History  in  Columbia  University, 
The  Labor  Problem  and  the  Social 
Catholic  Movement  in  France.  A  study 
in  the  history  of  social  politics.  New 
York  1921.  The  Macmillan  Co.  XIV, 
473  S.  sh.  18/-.  —  Verf.  gibt  eine  Ge- 
schichte der  katholischen  Arbeiterbewe- 
gung in  Frankreich  von  ihren  Anfän- 
gen bis  in  die  verzweigten  Organisa- 
tionen der  Gegenwart  unter  besonderer 
Betonung  ihrer  Auswirkung  in  der 
Action  Liberale  Populaire  und  Berück- 
sichtigung ihres  Einflusses  auf  ver- 
wandte Bichtungen.  Sie  wird  als  eine 
Bewegung  dargestellt,  welche  die  wich- 
tigsten Elemente  der  verschiedenen 
sozialreformerischen  Bichtungen  in 
ihrem  Programm  balanciert.  ap. 

P  i  n  s  e  r  o  ,  Prof.  N  i  c  c  o  1  ö  ,  Econo- 
mia  sociale.  Espozione  critica  delle 
dottrine  "  socialiste.  (Biblioteca  degU 
Studenti.  Vol.  491/93.)  Livorno  1921. 
Baffaello  Giusti.  VI,  143  S.  L.  4,50.  - 
Nach  einem  einleitenden  Überblick 
über  die  Geschichte  der  sozialistischen 
Ideen  unter  besonderer  Berücksichti- 
gung der  materialistischen  Geschichts- 
philosophie von  Karl  Marx,  unterwirft 
P.  die  hauptsächlichsten  Forderun- 
gen des  wissenschaftlichen  Sozialismus 
—  negative  (Abschaffung  des  Unter- 
nehmergewinns, des  Lohnsystems,  des 
Zinses,  der  Grundrente,  des  Privat- 
eigentums an  den  Produktionsmitteln, 
Ausschaltung  der  Konkurrenz)  wie  po- 
sitive (Sozialisierung  der  Produktions- 
mittel, sozialistische  Produktionsweise, 
wirtschaftliche  Gleichheit)  —  einer 
kurzen  kritischen  Untersuchung.  In  den 
beiden  letzten   Kapiteln   beleuchtet   der 
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Verf.  noch  die  neueste  Entwicklung  der 
sozialistischen  Ideen  und  Ziele  sowie 
die  Entartung  der  sozialistischen  Bewe- 
gung, wie  sie  sich,  statt  die  Unhaltbar- 
keit  ihrer  Forderungen  ehrlich  zuzu- 
geben, auf  immer  radikalere  Forde- 
rungen versteife.  rm. 

Plaut,  Dr.  T  h.,  Privatdozent  a.  d. 
Hamburgischen  Universität,  Entstehen, 
Wesen  und  Bedeutung  des  Whitleyis- 
mus,  des  englischen  Typs  der  Betriebs- 
räte. Jena  1922.  Gustav  Fischer.  XII, 
241  S.    Jl  48,-. 

Price,  Philips,  M.,  Die  russische 
Bevolution.  Erinnerungen  aus  den 
Jahren  1917—1919.  Einzig  autor.  Über- 
setzung aus  d.  Engl,  von  Dr.  L  i  1  i 
Keith.  Hamburg  1921.  Carl  Hoym 
Nachf.  495  S.  Jl  37,50.  —  Verf.  schil- 
dert den  Eindruck,  welchen  er  als 
Zuhörer  bei  den  Sitzungen  der  russi- 
schen Revolutionsregierungen  und  Sow- 
jets sowie  im  Gespräch  mit  den  Ange- 
hörigen der  verschiedensten  Volks- 
schichten und  Rassen  gewonnen  hat. 
Er  kritisiert  die  Einmischungen  Eng- 
lands und  Frankreichs  wie  Deutsch- 
lands in  die  innere  Entwicklung  Ruß- 
lands, hebt  den  Idealismus  der  führen- 
den russischen  Bolschewisten  und  das 
nach  seiner  Ansicht  Gute  der  neu  ge- 
schaffenen Einrichtungen  hervor,  hg. 

Radek,  Karl,  Wege  der  russischen 
Revolution.  Hamburg  1922.  Carl  Hoym 
Nachf.   71  S. 

Ramsay,  Macdonald  J.,  Parliament 
and  Revolution.  New  York  1920.  Scott 
&  Seltzer.  180  S.  $  1,50.  —  Der  be- 
kannte Führer  der  I.  L.  P.  setzt  sich 
mit  dem  Problem  der  politischen  De- 
mokratie und  der  Diktatur  des  Pro- 
letariats auseinander  und  kommt  zu 
dem  Ergebnis,  daß  die  heute  von  der 
revolutionären  Arbeiterschaft  gegen  den 
Parlamentarismus  erhobenen  Vorwürfe 
nur  zum  Teil  berechtigt  sind.  Mangelnde 
Kenntnis  und  Interesselosigkeit  sowie 
die  Unfähigkeit  der  Arbeiterschaft,  diese 
Regierungsform  in  ihrem  Sinne  auszu- 
bauen, hätten  dazu  geführt,  daß  man 
bisher  nur  von  einer  Scheindemokratie 
gesprochen  habe.  Zum  Schluß  werden 
Vorschläge  zu  einer  Reform  des  parla- 
mentarischen   Systems    gemacht,    hb. 

Rigola,  Rinaldo,  La  crisi  indu- 
striale  come  si  lotta  contro  la  disoccu- 
pazione.  Prof.  Fausto  Pagliari, 
L'assicurazione  contro  la  disoccupazione 


nei  vari  paesi.  (Collezione  "I  Problemi 
del  Lavore".  Anno  IV,  N  3.)  Florenz.  R. 
Bemporad.  78  S.  L.  2,—.  —  Zunächst 
untersucht  R.  die  Lage  in  England  und 
Deutschland,  dann  diejenige  in  Italien, 
die  Forderungen  der  dortigen  Indu- 
striellen und  Arbeiter,  die  Organisation 
des  Kampfes  gegen  die  Arbeitslosigkeit 
unter  Berücksichtigung  der  vom  Staat 
erlassenen  Gesetze  und  Dekrete  und  die 
Schwierigkeiten,  die  ihre  Anwendung 
in  der  Praxis  mit  sich  bringt.  Er  kommt 
zu  dem  Schluß,  daß  es  kein  einheit- 
liches Heilmittel  gegen  die  Arbeitslosig- 
keit gibt,  daß  die  Mittel  je  nach  dem 
Grade  der  Industrialisierung  verschie- 
den sein  müssen,  und  daß  mehr  als  bis- 
her auf  Präventivmaßregeln  Wert  zu 
legen  ist.  In  einem  Anhang  schlägt  er 
eine  einheitliche,  international  geregelte 
statistische  Methode  zur  Erfassung  der 
Arbeitslosenziffern    vor.  wec. 

Schmitz,  Karl,  Verstaatlichung  der 
Schwereisenindustrie  oder  soziale  Ge- 
meinwirtschaft? (Bücher  der  Arbeit. 
Herausgeber:  Eduard  Herzog  u.  Georg 
Wieber.  3.  Bd.)  Duisburg  1921.  Echo- 
Verlag.  97  S.  Jl  10,—.  —  Verf.  unter- 
sucht die  für  diesen  Industriezweig 
wichtige  Frage,  welche  Wirtschafts- 
form die  heute  mehr  denn  je  erfor- 
derliche, größtmögliche  Wirtschaftlich- 
keit im  Interesse  der  Versorgung  des 
Inlandsmarktes  und  noch  mehr  der 
Konkurrenzfähigkeit  auf  dem  Welt- 
markte erzielt.  Er  kommt  unter  Bei- 
bringung zahlreichen  Materials  zur  Ab- 
lehnung der  Verstaatlichung  und  be- 
kennt sich  zur  Gemeinwirtschaft,  der 
Organisation  und  Leitung  der  Wirt- 
schaft durch  die  Berufsstände.  Der  An- 
fang dazu  sei  gemacht  durch  die 
Reichsarbeitsgemeinschaft  der  deut- 
schen Eisen-  und  Metallindustrie. 
Außerdem  kommen  hierbei  das  Räte- 
wesen und  der  Gedanke  der  Selbstver- 
waltung am  besten  zur  Auswirkung,  fl. 

Sinzheimer,  Dr.  Hugo,  o.  Prof. 
a.  d.  Universität  Frankfurt  a.  M.,  Grund- 
züge des  Arbeitsrechts.  Eine  Einfüh- 
rung. Jena  1921.  Gustav  Fischer.  XII, 
59  S.    Jl  9,-. 

StateLawsAffectingWorking 
W  o  m  e  n.  (U.  S.  Department  of  Labor. 
Bulletin  of  the  Women's  Bureau. 
No.  16.)  Washington  1921.  Government 
Printing  Office.  49  S.  und  statistische 
Tabellen. 
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Voigt,  Andreas,  Das  wirtschafls- 
friedliche  Manifest.  Richtlinien  einer 
zeitgemäßen  Sozial-  und  Wirtschafts- 
politik. Stuttgart  u.  Berlin  1921.  J.  G. 
Cotta.  XV,  168  S.  M  18,-.  —  Die 
Schrift  will  den  Nachweis  führen,  daß 
zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitneh- 
mern keine  unausgleichbaren  Klassen- 
gegensätze bestehen,  zumal  vor  allem 
Einzelinteresse  und  Gesamtinteresse 
nicht  grundsätzlich  einander  wider- 
sprächen. Verf.  entwickelt  im  allge- 
meinen soziologische  und  gesellschafts- 
wissenschaftliche Terminologie,  unter- 
sucht die  neuere  und  neueste  Entwick- 
lung in  den  Prinzipien  der  Wirtschafts- 
politik und  fordert  für  das  Gebiet  des 
Arbeitsmarktes  die  Schließung  lang- 
jähriger bzw.  dauernder  Tarifverträge 
unter  weitgehender  Ausschaltung  des 
Kampfmittels  des  Streiks.  Für  den  Ar- 
beitsmarkt sowohl  wie  für  den  Waren- 
markt sei  eine  auf  induvidualistischen 
Grundlagen  ruhende,  aber  weitgehende 
Organisation  vonnöten.  Im  übrigen 
werde  auf  dem  Gebiete  der  Verteilung 
durch  die  Verwirklichung  irgendeines 
Prinzips  der  Gerechtigkeit  die  Ent- 
stehung von  Neid  und  damit  Unfrieden 
wohl  verhütet,  aber  auf  Kosten  des  ge- 


samten wirtschaftlichen  Erfolges.  Es 
sei  besser,  die  vorhandene  Wirtschafts- 
ordnung bestehen  zu  lassen  und  die 
Wirtschaftsgesinnung  zu  verbessern. 

hm. 

W  a  r  s  k  i ,  A.,  Rosa  Luxemburgs  Stel- 
lung zu  den  taktischen  Problemen  der 
Revolution.  Hamburg  1922.  Carl  Hoym. 
38  S. 

Wirtschaftliches  Arbeitneh- 
mer-Jahrbuch. Herausgeg.  durch 
ein  Kollegium  v.  Arbeitern,  Angestellten, 
Praktikern,  Wissenschaftlern  aller  Ge- 
werkschaften und  Parteien.  II.  Bd. 
Stuttgart  1922.  Volksverlag  für  Wirt- 
schaft u.  Verkehr.  250  S.  M  12,—.  — 
Bringt  in  fünf  Hauptteilen  zusammen- 
fassende Übersichten  über  verschiedene 
Fragenkomplexe  des  Staats-  und  Wirt- 
schaftslebens, namentlich  über  die 
territorialen  Veränderungen  der  Welt, 
Fragen  des  Wirtschaftsrechts  und  des 
Verkehrswesens,  Wirtschaftsverbände, 
Geld-,    Bank-    und    Börsenwesen    usw. 

hs. 

Women's  Wages  in  Kansas. 
(U.  S.  Department  of  Labor.  Women's 
Bureau.  Bulletin  of  the  Women's 
Bureau.  No.  17.)  Washington  1921. 
Government  Printing  Office.    104  S. 


16.  Völkerrecht,   Kolonialrecht,  Friedensbewegung,  Schiedsgerichte. 
Kclsen,  Dr.  Hans,  o.  ö.  Prof.  d.   Rechte  a.  d.  Universität  Wien,     Das 
Problem  der  Souveränität  und  die  Theorie  des  Völ- 
kerrechts.   Tübingen  1920.    J.  C.  B.  Mohr.    320  S.    JC  28—. 
Der  Inhalt  dieses   Buches  ist  durch  den  Titel  treffend  bezeichnet. 
Vielleicht  ließe  er  sich  in  etwas  anderer  Wendung  auch  so  umschreiben: 
Die   Souveränität,  wie   sie   auch   durch   das   Völkerrecht   zum    Problem 
wird.       Es     dürfte     damit     hinreichend     charakterisiert     sein.       Wer 
K  e  l  s  e  n  s  frühere  Schriften  gekannt  hat,  wird  auch  über  die  Art  eine 
richtige   Vermutung  hegen  können,  wie   Verf.   sich   mit  seinem   Gegen- 
stande auseinandersetzt.    Es   geschieht  von   „einer  reinen,   insbesondere 
von  soziologisch-psychologischen  und  politischen  Elementen  gereinigten 
Rechtstheorie"  aus  (Vorrede  S.  III). 

Auf  dieser  Grundlage  ist  das  Buch  in  zwei  Hauptteile  gegliedert: 
„die  staatsrechtliche  Souveränitätstheorie"  und  „die  Theorie  des  Völker- 
rechts und  des  Souveränitätsdogma".  Es  handelt  sich  im  wesentlichen 
um  ein  kritisches  Messen  der  durch  die  beiden  Teilüberschriften  be- 
zeichneten vorhandenen  Theorien  an  jener  reinen  Rechtslehre,  um  einen 
Nachweis  der  Irrtümer  in  den  bestehenden  Theorien  von  der  reinen 
Rechtslheorie  aus.  Das  Recht  ist  danach  ein  normlogischer  Bau,  „der 
Staat,  insofern  er  Gegenstand  der  Rechtserkenntnis  ist,  insofern  es  über- 
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haupt  eine  Staatsrechtlehre  gibt,  von  der  Natur  des  Rechtes,  d.  h.  entweder 
die  Rechtsordnung  selbst  oder  ein  Teil  derselben  sein  muß,  weil  eben 
„rechtlich"  nichts  anderes  begriffen  werden  kann  als  das  Recht,  und  den 
Staat  rechtlich  begreifen  nichts  anderes  heißen  kann,  als  den  Staat  als 
Recht  begreifen"  (S.  11/12).  Konsequent  und  mit  Scharfsinn  wird  gezeigt, 
wie  normlogisch  Recht,  Staat,  Völkerrecht  und  Souveränität  zu  kon- 
struieren sind,  vom  Standpunkte  des  Primates  des  Staats-  sowohl  wie 
des  Völkerrechts  aus.  In  letzterem  Zusammenhange  wird  ein  rechtliches 
Bild  der  Civitas  Maxima  entworfen,  der  Einheit  der  Welt  also,  welche 
Idee  der  zentrale  Beziehungspunkt  der  Weltwirtschaftslehre  von  ihren 
Voraussetzungen  ist.  Welcher  Standpunkt  der  richtige  ist,  ob  der  des 
Primates  des  Staats-  oder  des  Völkerrechts,  ist  nicht  entscheidbar,  weil 
letzten  Endes  eine  Frage  der  Weltanschauung,  ob  subjektivistisch  oder 
objektivistisch,  ein  Gedanke,  der  schwungvoll  ausgeführt  wird  (S.  314  ff.), 
sich  allerdings  schon  bei  GeorgJellinek  findet  (Staatslehre,  3.  Aufl., 
S.  174),  Kelsens  Lehrer. 

Wenn  das  Buch  rein  normlogisch  vorgeht,  so  liegt  darin  eine  Stärke 
und  eine  Schwäche.  Eine  Stärke  —  denn  der  stete  Hinweis,  daß  jede 
besondere  Rechtsnorm  logisch  aus  der  obersten  Norm  abzuleiten  ist, 
zeigt,  daß  und  wie  von  der  obersten  Norm  aus  das  gesamte  Recht 
ohne  historisch-politische  und  soziologisch-psychologische  Beimischungen 
denkbar  zu  machen  ist.  Eine  Schwäche  —  denn  alles  Recht  ist  nur, 
sofern  es  gilt,  dies  aber  macht  Rücksicht  auf  seine  historisch-politischen 
und  soziologisch-psychologischen  Bedingungen  notwendig.  Damit  ist  der 
Wert  der  Grundeinstellung  des  Buches  für  die  Wissenschaft  bestimmt.  Denn 
wie  Georg  Jellinek  richtig  sagt  (a.  a.  O.,  S.  51) :  „Die  Grenzen  der  juristischen 
Untersuchung  in  der  Staatslehre  ergeben  sich  durch  deren  Zweck.  Dieser 
ist  aber  in  der  gesamten  Jurisprudenz  gerichtet  auf  Gewinnung  praktischer 
Möglichkeit,  das  tatsächliche  Leben  rechtlich  zu  beurteilen.  Alle  Kon- 
struktionen, die  nicht  irgendwie  diesem  praktischen  Zwecke  zu  dienen 
imstande  sind,  haben  keinen  wissenschaftlichen  Wert.  Es  gibt  keine 
Jurisprudenz,  die  um  ihrer  selbst  willen  getrieben  werden  könnte,  wie 
eine  rein  theoretische  Disziplin,  die  den  Erkenntniswert  in  sich  trägt." 

Die  Lektüre  des  Buches  ist  eine  Anstrengung,  um  nicht  zu  sagen, 
eine  Qual.  In  steter  Polemik  werden  die  Ausführungen  geboten,  nicht  in 
positiver  Entwicklung,  dazu  in  einem  Stil,  dessen  Verschachtelungen  von 
der  Zeit  Kants  schwerlich  übertroffen  werden.  Besonders  wenig  ge- 
winnend wirkt  es,  daß  bei  der  Gegenüberstellung  der  Meinungen  des  Ver- 
fassers mit  denen  seiner  Gegner  deren  Haltlosigkeit  durch  ihre  Absurdi- 
tät dar  zutun  gesucht  wird.  Anspruchsvoll  ist  das  Buch  (vgl.  z.  B.  die 
Bemerkung  der  Vorrede  S.  VI  über  die  Unfähigkeit  der  Juristen,  die 
strenge  Sprache  reiner  Erkenntnis  zu  verstehen).  K.  fühlt  sich  in  sehr 
starkem  Maße  als  einzig.  Dies  ist  sein  Recht.  Wenn  dies  Gefühl  aber 
zum  Ausdruck  kommen  mußte  —  und  das  ist  wohl  sehr  zweifelhaft  — , 
ob  sich  nicht  ein  maßvollerer  Ausdruck  hätte  finden  lassen? 

Dr.  Ernst  W  o  1  g  a  s  t ,  Kiel. 
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Agreement  between  the  Allies 
for  the  Settlement  of  Certain  Questions 
as  to  the  Application  of  the  Treaties 
of  Peace  and  Complementary  Agree- 
ments with  Germany,  Austria,  Hungary, 
and  Bulgaria,  Signed  at  Spa,  July  16, 
1920.  (Reparation.)  (Cmd.  1615.)  Lon- 
don 1922.  H.  M.'s  Stationery  Office. 
10  S.    sh.  0/3. 

Briquet,  Philippe,  Licencie  en 
Droit,  Du  controle  de  l'origine  neutre 
des  marchandises.  Etüde  juridique  sur 
les  mesures  prises  en  Suisse  depuis  la 
guerre  en  matiere  de  certificats  et 
marques  d'origine.  (Universite  de  Ge- 
neve.  Faculte  de  Droit.  These  No.  329.) 
Genf  1921.  Georg  &  Cie.  196  S.  —  Verf. 
erörtert  das  im  Kriege  besonders  für 
die  Schweiz  bedeutsam  gewordene 
Problem  des  Herkunftsnachweises  von 
"Waren  und  behandelt  die  Ursprungs- 
zeugnisse und  die  Kriegsgesetzgebung 
der  Schweiz  sowie  die  Fragen  des 
internationalen  Privatrechts  in  dieser 
Hinsicht.  Er  berichtet  über  die  schwei- 
zerischen Lösungsversuche,  Grundsätze 
und  das  Verfahren  bei  Feststellung  der 
Herkunft  von  Waren.  Ein  zweiter  Teil 
ist  der  Erörterung  des  Warenzeichen- 
rechts gewidmet.  hh. 

Epstein,  Dr.  Leo,  Der  nationale 
Minderheitenschutz  als  internationales 
Rechtsproblem.  (Nach  einem  am  22. 
Februar  1921  im  deutschen  Juristen- 
verein zu  Prag  gehaltenen  Vortrag.) 
(Das  Selbstbestimmungsrecht  der  Deut- 
schen. Eine  Schriftenfolge  des  Aus- 
schusses für  Minderheitenrecht.  Her- 
ausgeg.  v.  Johannes  Tiedje.  Heft  7.) 
Berlin  1922.  Hans  Robert  Engelmann. 
23  S.  M  6,—.  Das  Problem  der  natio- 
nalen Minderheit  ist  für  E.  das  der 
minderberechtigten  Nationen  in  den 
einzelnen  Staaten.  Dieses  war  vor  dem 
Weltkriege  kein  überstaatliches,  son- 
dern ein  innerstaatliches  Problem  ge- 
wesen und  habe  erst  während  des  Welt- 
krieges unter  dem  Schlagwort  des 
Selbstbestimmungsrechts  der  Völker 
eine  Bedeutung  erhalten,  die  zu  beson- 
deren Bestimmungen  über  Minder- 
heitenschutz in  den  großen  Friedens- 
verträgen, mit  Ausnahme  des  Vertrages 
von  Versailles,  und  in  Sonderverträgen 
Anlaß  gegeben  habe.  Dem  Inhalt  dieser 
Bestimmungen  und  der  Garantie  des 
Völkerbundes  spricht  Verf.  jeden  prak- 
tischen Wert  ab.  hh. 


Fiebach,  Werner,  Vorkriegsver- 
träge und  ihre  Ausführung  im  Interesse 
der  Feindmächte.  (Das  Wirtschaftsrecht 
des  Versailler  Vertrages  in  Einzeldar- 
stellungen. Heft  1.)  Berlin  1922.  Georg 
Stilke.  14  S.  Ji  6,—.  —  Verf.  erörtert 
Art.  299a  und  b  des  Friedensvertrages 
von  Versailles  und  die  Noten  Frank- 
reichs und  Englands,  in  denen  diese 
Länder  die  Aufrechterhaltung  be- 
stimmter Gruppen  von  Vorkriegsver- 
trägen fordern  und  schildert  das  beson- 
ders im  Streitfalle  einzuschlagende  Ver- 
fahren vor  den  Gemischten  Schieds- 
gerichtshöfen, die  Einwendungen  gegen 
die  Aufrechterhaltung  eines  Vertrages 
(mangelndes  Allgemeininteresse,  Kriegs- 
und Rücktrittsklausel,  Auflösung  durch 
außerordentliche  Kriegsmaßnahmen, 
wirtschaftliche  oder  tatsächliche  Un- 
möglichkeit), endlich  Entschädigungs- 
ansprüche und  Fristen.  hh. 

Grimm,  Dr.,  Privatdozent  für  inter- 
nationales und  vergleichendes  Privat- 
und  Prozeßrecht  a.  d.  Universität 
Münster,  Die  Einwirkung  des  Krieges 
auf  internationale  Lieferungsverträge 
nach  dem  französisch-belgischen  Recht 
und  dem  Friedensvertrag  von  Ver- 
sailles. Berlin  1922.  Hermann  Sack. 
178  S.  Ji  50,—.  —  Verf.  weist  nach, 
daß  nach  französisch-belgischer  Rechts- 
auffassung der  Krieg  die  Privatverträge 
nicht  ohne  weiteres  aufhebt,  und  daß 
im  Laufe  des  Weltkrieges  neben  den 
herkömmhchen  Rechtsbegriffen  der 
force  majeure  und  des  cas  fortuit  durch 
die  Verwaltungsgerichte  eine  Theorie 
der  mangelnden  Voraussicht  (theorie 
de  l'imprevision)  entwickelt  wurde, 
welche  im  wesentüchen  die  Wirkung 
der  deutschen  clausula  rebus  sie  stan- 
tibus hat.  hh. 

Großmann,  Prof.  Dr.  Eugen,  Der 
"Eintritt  der  Schweiz  in  den  Völker- 
bund in  wirtschaftlicher  Beleuchtung. 
Referat.  (Schweizerische  Vereinigung 
für  internationales  Recht.  Druckschrift 
Nr.  12.)  Zürich  1920.  Orell  Füssli.  8  S. 
Fr.  1,—.  —  Verf.  zeichnet  die  Bedeu- 
tung des  Völkerbundes  und  seine  Auf- 
gaben mit  Rücksicht  auf  die  Abrüstung, 
die  erhöhte  Sicherheit  der  Welt  vor 
Kriegsgefahr,  die  Fortentwicklung  der 
internationalen  Arbeitsteilung,  das 
internationale  Arbeitsrecht,  den  Kom- 
pensationsgüterverkehr und  die  Ver- 
kehrspolitik.   Er  kommt  zu  dem  Ergeb- 
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nis,  daß  sich  vom  wirtschaftlichen 
Standpunkt  die  Notwendigkeit  des  Bei- 
tritts der  Schweiz  zum  Völkerbund  er- 
gibt, hh. 

H  a  a  s  e  ,  Dr.  Berthold,  Das  Becht 
der  polnischen  Valuta.  (Das  Becht  der 
deutschen  Grenzgebiete.  Monographien 
zum  Friedensvertrag.  III.)  Berlin. 
Verlag  für  Politik  und  "Wirtschaft. 
128  S.  Ji  12,50.  —  Verf.  erörtert  die 
schwierigen  Bechtsfragen,  die  sich  aus 
der  Entwicklung  der  polnischen 
Währung  von  der  Zeit  der  deutschen 
Okkupation  bis  zur  Einführung  der 
neuen  polnischen  Währung  und  der 
Abschaffung  der  Kronen-  und  Bubel- 
währung,  aus  der  Gleichstellung  der 
minderwertigen  polnischen  Mark  mit 
der  deutschen  Beichsmark,  dem  Frie- 
densvertrage und  dem  polnischen  Va- 
lutagesetz in  Verbindung  mit  den 
Grundsätzen  des  internationalen  Privat- 
rechts ergeben  und  macht  Vorschläge 
zur  Lösung  der  Probleme.  In  einem 
Anhang  finden  sich  die  einschlägigen 
Gesetzestexte.  hh. 

Kaufmann,  Dr.  jur.  Erich,  o.  ö. 
Prof.  d.  Bechte  a.  d.  Universität  Bonn, 
Deutsche  Hypothekenforderungen  in 
Polen.  Ein  Beitrag  zur  Liquidations-, 
Valuta-  und  Entschädigungsfrage.  (Ab- 
handlungen zum  Friedensvertrage. 
Herausgeg.  v.  Prof.  Dr.  jur.  Josef 
Partsch  u.  Prof.  Dr.  jur.  Heinrich 
Triepel.  Heft  2.)  Berlin  1922.  Franz 
Vahlen.    85  S.    Jl  20,—. 

Neumeyer,  Dr.  Karl,  Prof.  a.  d. 
Universität  München,  Der  Fall  Mumm 
vor  dem  Gemischten  deutsch-französi- 
schen Schiedsgericht.  Mannheim,  Ber- 
lin u.  Leipzig  1922.  J.  Bensheimer. 
47  S.  —  Verf.  weist  nach,  daß  der 
Society  Vinicole  de  Champagne,  die  den 
Betrieb  des  wegen  der  Staatsangehörig- 
keit seiner  deutschen  Mitglieder  liqui- 
dierten Hauses  Mumm  ersteigert  hat, 
neben  den  französischen,  die  den 
Namen  der  Weine  schützenden  Marken 
außerhalb  Frankreichs  für  den  Fall 
der  Eintragung  im  Auslande  zuge- 
sprochen und  der  nunmehr  in  Bern 
tätigen  Firma  Mumm  ein  Abwehrverbot 
zu  Unrecht  auferlegt  worden  ist,  daß 
das  Urteil  die  „schroffe  Personalität 
des  Markenrechts"  durchgeführt  habe, 
während  in  Deutschland  und  Frank- 
reich „die  gewerblichen  Urheberrechte 
und   das    Becht    am   Warenzeichen   im 


besonderen  nach  einer  Auflösung  in 
territorial  geschiedene  Schutzrechte 
drängen."  hh. 

Norden,  Dr.  F  r  i  t  z  ,  Die  Bechts-  und 
Verkehrsverhältnisse  der  Bheinbrücken 
zwischen  Baden  und  Elsaß-Lothringen 
nach  dem  Versailler  Vertrag.  Berlin 
1921.  Franz  Vahlen.  83  S.  Jl  15,—.  — 
Art.  66  des  Friedensvertrages  wird  er- 
örtert und  ausgelegt.  Bisher  war  es 
allgemein  Übung,  daß  bei  Miteigentum 
oder  geteiltem  Eigentum  an  einem 
Flusse  auch  solches  an  den  Brücken 
angenommen  wurde.  Frankreich  hat 
sich  das  Alleineigentum  an  den  Brücken 
gesichert,  aber  nicht  zugleich  die  Ge- 
bietshoheit über  sie  erworben.  Dies 
weist  Verf.  auf  Grund  der  vor  1871  ab- 
geschlossenen Grenzverträge  von  1801, 
1814,  1815,  1840,  1857  und  1861  in  Ver- 
bindung mit  Art.  66  nach  und  erörtert 
die  abweichende  Begelung  der  Hoheits- 
und Eigentumsgrenzen  in  jenen  Ver- 
trägen, die.  Vereinbarungen  von  1872 
und  1895,  das  vorläufige  deutsch-fran- 
zösische Abkommen  vom  1.  7.  1920,  be- 
sonders die  Begelung  des  Polizei-  und 
Sicherheitsdienstes  und  an  Hand  von 
Beispielen  die  Unzulänglichkeiten,  die 
sich  daraus  ergeben.  Er  schließt  mit 
einer  Beihe  von  Vorschlägen  und  einem 
Entwurf  für  das  endgültige  Abkommen. 
In  einem  Anhang  hat  der  Text  der  ge- 
nannten   Verträge    Abdruck    gefunden. 

hh. 

Nußbaum,  Dr.  Arthur,  Prof.  d. 
Bechte  a.  d.  Universität  Berlin,  Direkte 
Schuldenregelungen  vor  der  Friedens- 
ratifikation. Eine  Kritik  der  Becht- 
sprechung  des  Französisch-Deutschen 
Gemischten  Schiedsgerichtshofes.  (Son- 
derabdruck aus  Niemeyers  Zeitschrift 
für  internationales  Becht.  XXX.  Bd.) 
Kiel  1922.  35  S.  -  Verf.  erörtert 
die  Tragweite  der  ersten  Entscheidung 
des  Gerichtshofes  in  Sachen  des  fran- 
zösischen Ausgleichamts  für  Elsaß- 
Lothringen  gegen  das  deutsche  Beichs- 
ausgleichamt  vom  19.  10.  1921  und 
sucht  die  Unhaltbarkeit  der  Auffassung 
des  erstgenannten  Amts  zu  beweisen, 
wonach  alle  seit  dem  11.  11.  1918 
zwischen  Elsaß-Lothringern  und  Deut- 
schen auf  privatem  Wege  geleisteten 
Zahlungen  gegen  Art.  296  des  Friedens- 
vertrages verstießen.  Er  schildert  die 
Folgen    dieser    Auffassung   und   schätzt 
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die  auf  dem  Spiele  stehenden  Werte  auf 
Hunderte  von  Millionen  Goldmark.  hh. 

Saargebiet,  Das  — ,  unter  der  Herr- 
schaft des  "Waffenstillstandsabkommens 
und  des  Vertrages  von  Versailles.  Ber- 
lin 1921.  Georg  Stilke.  X,  362  S. 
•M  15,—.  —  Auszügen,  die  „La  Paix" 
von  A.  Tardieu  und  einem  Aufsatze 
Onckens  über  die  französischen  An- 
sprüche auf  das  Saarbecken  entnommen 
sind,  folgen  Urkunden  aus  der  ersten 
Zeit  des  Waffenstillstandes,  der  Noten- 
austausch von  der  Bekanntgabe  der 
Friedensbedingungen  bis  zur  Unter- 
zeichnung, Dokumente  über  die  Er- 
nennung und  den  Amtsantritt  der  vom 
Völkerbund  eingesetzten  Regierungs- 
kommission, über  Staatsangehörigkeits-, 
Interessenvertretungs-,  Beamten-,  Wirt- 
schafts- und  Währungs-,  Zoll-,  Schul- 
u.  a.  Fragen,  über  die  Haltung  der 
französischen  Truppen  und  der  Be- 
völkerung im  Saargebiet,  über  seine 
Beziehungen  zum  Weltpost-  und  Welt- 
telegraphenverein und  zum  Abkommen 
über  den  Eisenbahnfrachtenverkehr 
usw.  hh. 

S  o  c  i  6  t  e"  des  Nation  s.  Actes  de  la 
deuxieme  assemblee.  Seances  des 
Commissions.  II.  4.  commission:  Fi- 
nances  et  Organisation  int6rieure  de 
la  societ6;  5.  commission:  Questions 
humanitaires;  6.  commission:  Examen 
des  demandes  d'admission  des  Etats 
dans  la  Soci6te'  et  questions  politiques. 
Genf  1921.    604  S. 

Stier- Somlo ,  .Dr.  jur.  Fritz,  o. 
Prof.  d.  Staats-  u.  Völkerrechts  a.  d. 
Universität  Köln,  Die  Steuerpflicht  der 
früheren  deutschen,  jetzt  Entente- 
Staatsangehörigen,  insbesondere  der 
Elsaß-Lothringer,  nach  dem  Friedens- 
vertrag von  Versailles.  (Sonderabdruck 
aus  Niemeyers  Zeitschrift  für  inter- 
nationales Recht.  XIX.  Bd.)  Kiel  1921. 
32  S.  —  Verf.  prüft  die  steuerrecht- 
liche Wirkung  der  Art.  278  und  297  j 
des  Friedensvertrages  von  Versailles 
und  stellt  fest,  daß  „allegeance  (alle- 
giance)"  staatsbürgerliche  Treupflicht 
bedeutet,  daß  also  Art.  278  niemals 
„Befreiung  von  früher  unter  deutscher 
Treupflicht  begründeten  Schuldver- 
pflichtungen", insbesondere  auch  nicht 
Steuerpflicht  darunter  verstehen  könne. 
Damit  wird  die  irrtümliche  Ansicht  von 
Strutz  zurückgewiesen.  Verf.  betont 
ferner  die  Bedeutung  der  Völkerrecht- 
Weltwirtschaftliches  Archiv  Bd.  XVIII. 


liehen  Interpretationsregeln  für  inter- 
nationale Verträge  und  weist  nach,  daß 
die  von  gegnerischer  Seite  mit  Hilfe  der 
genannten  Artikel  des  Friedensvertrages 
angestrebte  Rückforderung  der  von  El- 
saß-Lothringen vor  dem  11.  11.  1918 
gezahlten  deutschen  Steuern  nicht  zu 
rechtfertigen  ist.  hh. 

S  t  r  u  p  p  ,  Dr.  Karl,  Grundriß  des 
Versailler  Friedensvertrages.  Im  Auf- 
trage des  Bürgerausschusses  zu  Frank- 
furt a.  M.  zum  Gebrauch  bei  Vor- 
lesungen, Vorträgen  und  zum  Selbst- 
studium abgefaßt.  Berlin  1921.  Deut- 
sche Verlagsgesellschaft  für  Politik  und 
Geschichte.  50  S.  Jl  8,—.  —  Verf. 
gibt  nichtjuristischen  Kreisen  eine 
völkerrechtlich  systematische  Dar- 
stellung der  wesentlichen  Bestimmun- 
gen des  Friedensvertrages  von  Ver- 
sailles, die  er  neben  dem  Vertragstext 
benutzt  wissen  will.  Auch  die  wichtig- 
sten Bedingungen  der  Friedensverträge 
von  St.  Germain,  Neuilly,  Trianon  und 
Sevres,  ferner  die  Punkte  Wilsons  und 
der  wesentliche  Inhalt  des  Waffenstill- 
standsvertrages sowie  des  Rheinland- 
abkommens werden  in  ähnlicher  Weise 
wiedergegeben.  hh. 

Treaty  Serie s.  1922.  No.  1:  Agree- 
ment between  the  United  Kingdom  and 
Peru  Respecting  the  Mineral  Property 
„la  Brea  y  Parinas".  Signed  at  Lima, 
August  27,  1921.  (Cmd.  1571.)  London 
1922.  H.  M.'s  Stationery  Office.  9  S. 
sh.  0/3.  —  Die  Behauptung  der 
peruanischen  Regierung,  daß  die  das 
englischen  Staatsangehörigen  gehörige 
Bergwerkseigentum  vom  „La  Brea  y 
Parinas"  betreffenden  Verordnungen 
vom  31.  3.  1911  und  15.  u.  22.  5.  1915 
gültig  seien  und  dieses  Bergwerkseigen- 
tum den  allgemeinen,  in  Peru  geltenden 
Berggesetzen  unterstehe,  wird  von 
England  bestritten.  In  obigem  Ab- 
kommen wird  vereinbart,  daß  diese 
Meinungsverschiedenheit  von  einem 
internationalen  Schiedsgericht,  das  aus 
dem  Präsidenten  des  Schweizer  Bundes- 
gerichts als  Vorsitzenden  und  je  einem 
von  den  beiden  Regierungen  ernannten 
Schiedsrichter  bestehen  soll,  in  allen 
Punkten  entschieden,  und  dieser 
Schiedsspruch  für  Peru  und  die  engli- 
schen Minenbesitzer,  nicht  aber 
zwischen  ihm  und  anderen  Privat- 
personen, verbindlich  sein  solle.      hh. 
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Triepel,  Dr.  Heinrich,  Prof.  d. 
Rechte,  Berlin,  Virtuelle  Staats- 
angehörigkeit. Ein  Beitrag  zur  Kritik 
der  Rechtsprechung  des  Französisch- 
Deutschen  Gemischten  Schiedsgerichts- 
hofs. (Abhandlungen  zum  Friedens- 
vertrage. Herausgeg.  v.  Prof.  Dr.  jur. 
Josef  Partsch  u.  Prof.  Dr.  jur.  Heinrich 
Triepel.  Heft  1.)  Berlin  1921.  Franz 
Vahlen.  96  S.  M  20,—.  —  Verf.  weist 
nach,  daß  Elsaß-Lothringen  mit  deut- 
scher Staatsangehörigkeit  vom.  Fran- 
zösisch-Deutschen Gemischten  Schieds- 
gerichtshof als  seit  1871  bis  1919 
„virtuellement  Francais",  als  Staats- 
angehörige einer  der  a.  und  a.  Mächte 
behandelt,  und  demgemäß  ihren 
Schadensersatzansprüchen  nach  Art.  302 
bzw.  297  e  des  Friedensvertrages  statt- 
gegeben worden  sei.  Die  wissenschaft- 
liche Unhaltbarkeit  der  Theorie  von  der 
„virtuellen  französischen  Staatsange- 
hörigkeit" der  Elsaß-Lothringer  seit 
1871  und  damit  der  beiden  Ent- 
scheidungen wird  dargetan,  ihr  Text 
mitgeteilt.  hh. 

Völkerbundproblem,  Das—. 

Was  haben  wir  vom  Völkerbund  zu  er- 
hoffen? Ergebnis  der  Völkerbund- 
enquete. Veranstaltet  von  der  öster- 
reichischen Völkerbundliga,  Wien. 
Wien  -  Klosterneuburg  1922.  Oskar 
Höfeis.    67  S.    M  28,-. 

Wenzel,  Dr.  Max,  Privatdozent  a. 
d.    Universität    Bonn,    Der    Begriff    des 


Gesetzes.  Zugleich  eine  Untersuchung 
zum  Begriff  des  Staates  und  Problem 
des  Völkerbundrechts.  (Juristische 
Grundprobleme.  1.  Abhandlung.)  Ber- 
lin 1920.  Ferd.  Dümmler.  XVIII, 
529  S.  Jl  35,—.  —  Verf.  geht  von  den 
preußischen  Gesetzeserscheinungen  aus, 
deren  Kreis  er  durch  Feststellung  der 
Gesetzesbildungsformen  näher  abgrenzt, 
erörtert  die  Theorien  über  die  Normen- 
natur des  Rechts  und  kommt  zu 
einer  neuen  „Imperativ-Urteilsnormen- 
theorie".  Der  Weg  zur  Feststellung  der 
wesentlichen  Merkmale  eines  all- 
gemeinen Gesetzesbegriffs  führt  ihn  zu 
Untersuchungen  über  die  Gesetzes- 
gemeinschaft, den  Souveränitätsbegriff, 
den  Staatsbegriff  und  die  Rechtsnatur 
des  Völkerrechts  und  zur  Erörterung 
der  dabei  in  Frage  kommenden 
Theorien.  Er  kommt  zu  einem  eigenen 
Staatsbegriff  und  zu  dem  Ergebnis,  daß 
das  Völkerrecht  „mit  derselben  Autori- 
tät gilt,  wie  das  übrige  aus  dem  Staate 
geltende  Recht",  daß  das  Völkerrecht 
also  staatliches  Recht  sei.  Auch  die 
Bedeutung  des  Art.  4  der  Reichs- 
verfassung wird  erörtert.  hh. 

W  o  1  f  f ,  Dr.  Ernst,  Die  Haftung  aus 
Vorkriegsverträgen  nach  dem  Vertrag 
von  Versailles.  (Sonderabdruck  aus 
Niemeyers  Zeitschrift  für  internationales 
Recht.  XXX.  Bd.)  Kiel  1922.  Institut 
für  internationales  Recht.   27  S. 


17.  Privates  und  öffentliches  Recht  (soweit  nicht  in  besonderen 
Abteilungen  aufgeführt). 


Ballantine,  Henry  Winthrop, 
Prof.  of  Law  in  the  University  of 
Minnesota,  The  Preparation  of  Con- 
tracts  and  Conveyances  with  Forms 
and  Problems.  New  York  1921.  The 
Macmillan  Co.  VI,  226  S.  %  2,50.  — 
Dieses  Buch  enthält  praktische  Rat- 
schläge und  Formulare  für  die  An- 
fertigung von  rechtlich  bedeutsamen 
Geschäftsurkunden,  besonders  bei 
Kauf-,  Dienst-  und  Werkverträgen, 
Wertpapieren,  Vollmachten,  Grund- 
stücksübertragungen, Hypothekenbriefen, 
Gründung  von  Gesellschaften,  Schuld- 
verschreibungen, Testamenten  u.  a.  Es 
will  dem  Studierenden  der  Rechts- 
wissenschaft und  dem  Anwalt,  aber 
auch  dem  Kaufmann  dienlich  sein.  hh. 


Bonn,  Prof.  Dr.  M.  J.,  Die  Auflösung 
des  modernen  Staats.  (Die  Europäische 
Bücherei.  IV.  Bd.)  Berlin  1921.  Ver- 
lag für  Politik  und  Wirtschaft.  44  S. 
Jl  7,50.  —  Verf.  zeichnet  die  gegen 
den  Staatstyp  Frankreichs  unter  Lud- 
wig XIV.  gerichteten  sozialwirtschaft- 
lichen und  religiösen  Strömungen  und 
schildert  die  Ursachen,  die  zum  demo- 
kratisch-bürokratischen Obrigkeitsstaate 
führten,  und  die  neuen,  besonders  im 
Syndikalismus  und  der  Gewerkschafts- 
entwicklung einerseits,  in  den  auf  Ent- 
staatlichung der  Wirtschaft  gerichteten 
Versuchen  „der  Verankerung  des  pri- 
vaten Kapitalismus  auf  monopolistischer 
Grundlage  mit  genossenschaftlichen 
Hilfskonstruktionen"    andererseits    her- 
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vortretenden  Bestrebungen,  die  zur  Auf- 
lösung    der     Staatsgewalt     hindrängen. 

hh. 

Bonnecase,  Julien,  Prof.  ä  la 
Facultd  de  Droit  de  Bordeaux,  Traue" 
de  droit  commercial  maritime,  liere 
fascicule.  Paris  1922.  Librairie  de  la 
Societe  du  Becueil  Sirey.  XI,  320  S. 
Fr.  25,-. 

Dreist,  Dr.  Paul,  Die  Vergütung 
der  Okkupationsleistungen.  Becht  und 
Bechtsgang  auf  dem  Gebiete  der 
Leistungen  für  die  fremden  Besatzungs- 
truppen. 2.  erw.  Aufl.  (Wirtschafts- 
recht  und  Wirtschaftspflege.  Abhand- 
lungen und  Gesetzgebung.  Heft  V.) 
Berlin  1922.  Spaeth  &  Linde.  110  S. 
M  16,-. 

Entschädigungsgesetze,  Die  — . 
1.  Bd.:  Verfahrensvorschriften  und 
Übersichten.  Erläutert  v.  Hermann 
Weck.  Berlin  1922.  Hermann  Sack. 
218  S.  M  60,-.  -  Verf.  steht  fest, 
daß  man  in  Deutschland  aus  den  Er- 
fahrungen von  1648,  1763,  1806  und 
1871  hinsichtlich  des  Ersatzes  von 
Kriegsschäden  wenig  gelernt,  an  Stelle 
eines  einheitlichen  Planes  die  ver- 
schiedensten Teile  des  Entschädigungs- 
problems getrennt  und  zu  verschiedenen 
Zeiten  geregelt,  nicht  etwa  ein  großes 
Sozialgesetz,  sondern  21  Gesetze,  76 
Verordnungen  u.  a.,  7  Bichtlinien  und 
103  Bekanntmachungen  erlassen  habe, 
über  die  nur  schwer  ein  Überblick  zu 
gewinnen  ist.  Verf.  hat  deshalb  eine 
Zusammenstellung  nach  Gruppen  unter- 
nommen und  dem  Abdruck  und  kurzen 
Kommentar  der  Entschädigungsordnung 
einen  Überblick  über  die  Kriegsschäden- 
gesetzgebung usw.  voraus-  bzw.  nach- 
geschickt, hh. 

Finer,  Herman,  B.Sc.  (Econ.) 
Lond.,  Foreign  Governments  at  Work. 
An  introductory  study.  (The  World  of 
To-Day.)  London  1921.  Humphrey 
Milford.  83  S.  sh.  2/6.  —  Verf.  gibt 
die  Grundzüge  der  Verfassungen  Frank- 
reichs, Deutschlands  und  der  Ver- 
einigten Staaten,  erörtert  die  ver- 
schiedenen Begierungssysteme  vom 
Standpunkt  der  Dynamik  und  im  Ver- 
gleich mit  den  englischen  Institutionen 
und  schildert  die  politischen  sowie 
parteipolitischen  Verhältnisse  in  den 
genannten  Staaten.  hh. 

Obregön,  T.  Esquival,  Honorary 
Member  of  the  Spanish  Boyal  Academy 


of  Jurisprudence  and  Lecturer  on 
Latin-American  Commercial  Law  in 
New  York  and  Columbia  Universities, 
Latin-American  Commercial  Law.  With 
the  /  collaboration  of  Edwin  M. 
Borchard,  Prof.  of  Law,  Yale 
University.  New  York  1921.  The  Banks 
Law  Publishing  Co.  XXIII,  972  S. 
$  10,—.  —  Das  Buch  soll  Studierenden 
zu  wissenschaftlichen,  Bechtsanwälten 
und  Geschäftsleuten  zu  praktischen 
Zwecken  dienen.  Da  alle  latein- 
amerikanischen Länder,  außer  Haiti 
und  Santo  Domingo,  ihrer  Handels- 
gesetzgebung die  spanische  zugrunde 
gelegt  haben,  werden  bei  den  einzelnen 
Abschnitten  zunächst  die  allgemein 
geltenden,  dann  die  in  einzelnen  Län- 
dern etwa  abweichenden  Gesetz- 
bestimmungen gegeben.  Die  einzelnen 
Abschnitte  behandeln  die  Bestimmungen 
über  Eintragung  in  das  Handels- 
register, Buchführung,  Börsen,  Lager- 
häuser, die  Handelsgesellschaften  in 
den  verschiedenen  Formen,  Kontrakte, 
Agenturen,  Kredite,  Versicherung, 
Wechsel,  Bankrotte.  Das  Schlußkapitel 
erörtert  Zusammensetzung  und  Zu- 
ständigkeit der  Gerichte  und  das  ge- 
richtliche Verfahren.  oc. 

D  '  O  1  e  i  r  e  ,  Dr.  Herbert,  Die 
Schadenersatzpflicht  der  Außenhandels- 
stellen. Die  Lieferwerksbescheinigung. 
(Praktische  Bechtsfragen  der  Außen- 
handels-Kontrolle.) Berlin  1922.  Ein- 
und  Ausfuhr-Handels-Verlag.  40  S. 
Jt  10,-. 

Public  General  Acts  1921,  The  — . 
Passed  in  the  eleventh  and  twelfth 
years  of  the  reign  of  His  Majesty  King 
George  the  Fifth;  being  the  third  and 
fourth  sessions  of  the  thirty-first  par- 
liament  of  the  United  Kingdom  of 
Great  Britain  and  Ireland.  With  table 
of  the  titles  and  an  index.  London. 
H.  M/s  Stationery  Office.  IX,  594  S. 
sh.  6/-. 

Schultz,  Prof.  Dr.  H.,  u.  Prof.  Dr.  F. 
Werner,    Die    Handelsgesellschaften. 

1.  Teil:  Die  Errichtung  und  Umwand- 
lung der  Handelsgesellschaften  von 
Prof.     Dr.     Heinrich     Schultz; 

2.  Teil:  Das  Bechtsleben  der  Handels- 
gesellschaften während  des  Bestehens 
und  nach  der  Auflösung  von  Prof.  Dr. 
Heinrich  Schultz.  (Glöckners 
Handelsbücherei.       Bd.    58/59,      60/61.) 
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Leipzig  1922.  224;  258  S.  Je  Jl  12,-.  - 
Verf.  beabsichtigen,  weiteren  Kreisen 
des  kaufmännischen  und  wirtschaft- 
lichen Lebens  zu  dienen.  Deshalb 
wurde  die  Privatwirtschaftslehre  zur 
Mitarbeit  bei  der  Darstellung  des 
Rechts  der  Handelsgesellschaften  her- 
angezogen. Von  den  drei  in  Aussicht  ge- 
nommenen Bänden   enthalten  die  zwei 


vorhegenden  eine  Darstellung  der 
rechtlichen  Vorschriften  über  die  Grün- 
dung und  Rechtsverhältnisse  der 
offenen  Handels-,  Kommandit-,  Aktien- 
sowie  der  Kommanditgesellschaften  auf 
Aktien,  der  Gesellschaft  mit  beschränk- 
ter Haftung  und  die  Umwandlung  einer 
dieser  Formen  in  eine  andere,  soweit 
sie  rechtlich  möglich  ist.  hh. 


18.  Weltpolitik,  Diplomatie,  Konsulatswesen. 


Ausländischen  Konsuln  im 
Deutschen  Reich,  Verzeichnis 
der  — .  Auswärtiges  Amt  des  Deutschen 
Reiches.  Ausgeg.  Januar  1922.  Berlin 
1922.    E.  S.  Mittler  &  Sohn.    42  S. 

B  a  1 1  a  r  d  ,  G.  A.,  C.B.,  The  Influence  of 
the  Sea  on  the  Political  History  of  Ja- 
pan. London  1921.  John  Murray.  XIX, 
311  S.  sh.  18/-.  —  Verf.  skizziert  den 
Nutzen,  welchen  Japan  aus  der  in- 
sularen Lage  für  seine  Verteidigung 
gegen  die  Mongoleneinfälle  im  13.  Jh. 
zog,  dann  den  Schaden,  welchen  es  im 
16.  Jh.  durch  dieselbe  gelegentlich  des 
Versuchs  der  Eroberung  Chinas  hatte, 
schließlich  den  entscheidenden  Einfluß, 
welchen  der  Ausbau  der  Flotte  in 
seiner  Politik  in  der  Neuzeit  spielte, 
um  seine  ostasiatische  Vormachtstellung 
zu  begründen.  Die  Bedeutung  des  eng- 
lisch-japanischen Bündnisses  wird  ein- 
gehend gewürdigt.  hg. 

Bippen,  Wilhelm  von,  Johann 
Smidt,  ein  hanseatischer  Staatsmann. 
Mit  2  Bildnissen.  Herausgeg.  mit  Unter- 
stützung d.  Smidt-Stiftung.  Stuttgart  u. 
Berlin.  Deutsche  Verlags-Anstalt.  331  S. 
Jl  60,—.  —  Smidt  hatte  als  bremischer 
Senator  und  Bürgermeister  und  diplo- 
matischer Vertreter  Bremens  in  Paris, 
auf  dem  Wiener  Kongreß  und  am 
Frankfurter  Bundestag  jahrzehntelang 
eine  führende  Rolle  in  Bremens  politi- 
scher und  wirtschaftlicher  Entwicklung 
inne.  Sein  Biograph  schildert  S's  um- 
fassende Tätigkeit  in  kulturellen,  Ver- 
fassungs-  sowie  Verwaltungsfragen  und 
wie  er  außenpolitisch  vor  allem  darauf 
bedacht  war,  Bremens  Interesse  als 
Freie  und  Hansestadt  und  Welthafen 
zu  vertreten  und  zu  fördern.  hg. 

E  g  y  p  t ,  Correspondence  Respecting 
Affairs  in—.  (Egypt,  No.  1,  1922.) 
(Cmd.  1592.)  London  1922.  H.  M.'s 
Stationery  Office.    31  S.    sh.  0/6. 


Gautier,  Charles,  L'Angleterre  et 
nous.  Paris  1922.  Bernard  Grasset. 
323  S.  Fr.  7,50.  -  Verf.  will  die  in 
der  öffentlichen  Meinung  Frankreichs 
verbreitete  Auffassung  widerlegen,  daß 
England  1914  für  Belgien  und  Frank- 
reich in  den  Krieg  eingetreten,  daß 
Frankreich  ihm  daher  zu  Dank  ver- 
pflichtet sei  und  die  England  in  seinen 
Kolonien  entstandenen  Schwierigkeiten 
nicht  zu  seinem  Vorteil  ausnützen 
dürfe.  In  neun  Kapiteln  sucht  er  nach- 
zuweisen, daß  der  Weltkrieg  in  erster 
Linie  ein  deutsch-englischer  Krieg  war; 
er  vergleicht  die  von  England  und 
Frankreich  im  Krieg  gebrachten  Opfer 
und  die  im  Friedensschluß  von  beiden 
Ländern  erzielten  Vorteile.  G.  kommt 
zu  dem  Schluß,  daß  Frankreich  durch 
seine  falsche  Politik  der  Rücksicht- 
nahme auf  England  die  ihm  durch 
seine  Opfer  und  seinen  Sieg  gebührende 
erste  Stelle  eingebüßt  habe  und  fordert 
eine  Politik  der  Unabhängigkeit  und 
nationalen  Würde.  wec. 

Haller,  Johannes,  Die  Ära  Bülow. 
Eine  historisch-politische  Studie.  Stutt- 
gart u.  Berlin  1922.  J.  G.  Cotta.  IX, 
152  S.  Jl  25,-.  -  H.  steht  die  Frage, 
wie  es  möglich  war,  daß  das  schein- 
bar festgefügte  Deutsche  Reich  in  so 
kurzer  Zeit  vom  Gipfel  in  den  Abgrund 
stürzen  konnte.  Er  ist  der  Ansicht,  daß 
sich  das  Deutsche  Reich  in  der  Setzung 
weltpolitischer  Ziele  an  eine  Aufgabe 
gewagt  habe,  die  seine-  Kräfte  über- 
stieg, und  daran  sei  es  gescheitert.  In 
der  Art,  wie  Fürst  Bülow  als  Kanzler 
Deutschlands  Weltmacht  zu  fundieren 
suchte,  sieht  er  die  Ursache  von 
Deutschlands  Untergang.  Er  tadelt  die 
Ablehnung  der  englischen  Bündnisvor- 
schläge, die  Flottenpohtik  und  das  Ver- 
halten B's.  dem  Kaiser  gegenüber.  Auch 
kritisiert  er  die  Bülowsche  Wirtschafts- 
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politik,  seine  übermäßige  Förderung  der 
Exportindustrie  und  die  damit  verbun- 
dene Entwicklung  zum  Industriestaat 
auf  Kosten  der  Landwirtschaft,     hg. 

Kaiser  Wilhelm  IL,  Vergleichende 
Geschichtstabellen  von  1878  bis  zum 
Kriegsausbruch  1914.  Leipzig  1921.  K.  F. 
Koehler.  75  S.  M  40,—  geb.  —  Kaiser 
Wilhelm  IL  will  dem  Leser  ermög- 
lichen, sich  ein  eigenes  Urteil  über  die 
Weltlage  seit  dem  Berliner  Kongreß  zu 
bilden.  Er  stellt  deshalb  alle  politischen 
Ereignisse  länderweise  chronologisch 
nebeneinander,  vergleicht  u.  a.  die 
Heeresvermehrungen,  hebt  die  gegen- 
seitigen Besuche  der  Staatsoberhäupter 
hervor  und  verzeichnet  wichtige,  an 
die  Öffentlichkeit  gedrungene  politische 
Äußerungen.  Die  neuesten  Aktenver- 
öffentlichungen (wie  Siebert,  Schwert- 
feger),  Farbbücher  und  Memoiren  sind 
herangezogen  worden.  hg. 

Keynes,  John  Maynard,  Kings 
College  Cambridge,  Revision  des  Frie- 
densvertrages. Eine  Fortsetzung  von 
„Die  wirtschaftlichen  Folgen  des  Frie- 
densvertrages". Einzig  autorisierte  Über- 
setzung aus  dem  Englischen  v.  Fritz 
Ransohoff.  München  u.  Leipzig 
1922.  Duncker  &  Humblot.  VIII,  244  S. 
JK  48,—.  —  K.  stellt  die  Erfolglosigkeit 
der  Versuche  der  Entente  fest,  auf  den 
verschiedenen  Konferenzen  einen  Mo- 
dus für  die  Realisierung  der  aus  dem 
Friedensvertrag  fließenden  finanziellen 
Forderungen  zu  finden.  Er  zeigt  die  für 
den  internationalen  Handel  schädliche 
Wirkung  der  bisherigen  Methode  auf 
und  schlägt  vor,  die  von  ihm  auf  110 
Milliarden  geschätzte  Gesamtsumme 
durch  Verzicht  auf  die  s.  E.  zu  Un- 
recht geforderten  74  Milliarden  für 
Pensionen  auf  36  Milliarden  zu  redu- 
zieren, ein  Betrag,  „den  einzutreiben 
vielleicht  nicht  in  unserem  Interesse 
liegt,  der  sich  aber  wahrscheinlich  in 
den  Grenzen  der  deutschen  Leistungs- 
fähigkeit hält".  hg. 

Korff,  Baron  S.  A.,  D.C.L.,  Prof.  of 
Political  Science,  School  of  Foreign 
Service,  Georgetown  University,  Wash- 
ington, Russia's  Foreign  Relations 
during  the  Last  Half  Century.  (The 
Institute  of  Politics  Publications,  Willi- 
ams College,  Williamstown.)  London 
1922.  Macmillan  &  Co.  227  S.  sh.  10/6.  - 
Nach  K's.  Ansicht  sind  Rußlands  außen- 
politische    Beziehungen    in     der    frag- 


lichen Zeit  maßgebend  durch  Deutsch- 
lands Haltung  beeinflußt  worden.  Bis- 
marcks  Rußland  unfreundliche  Politik 
habe  Alexander  III.  zur  Annäherung  an 
Frankreich  bewogen;  dieses  und  Eng- 
land hätten  sich  wiederum  zum  Schutz 
gegen  die  deutsche  aggressive  Politik 
Rußland  genähert.  Österreich,  Schwe- 
den, die  Türkei,  China,  Japan  hätten 
in  ihrer  Politik  Deutschland  in  die 
Karten  gespielt,  dieses  habe  Rußlands 
unglückliche  Ostasienpolitik  veranlaßt 
und  alle  schwierigen  Lagen  Rußlands 
ausgenutzt,  um '  politische  Vorteile 
durchzusetzen.  hg. 

Peace  Conference  (Paris),  1919. 
Memorandum  Circulated  by  the  Prime 
Minister  on  March  25th,  1919.  (Cmd. 
1614.)  London  1922.  H.  M.'s  Stationery 
Office.    11  S.    sh.  0/3. 

Poincare,  Raymond,  de  l'Aca- 
d£mie  Francaise,  La  victoire  et  la  paix. 
Bois  graves  d' Alfred  Latour.  (Les 
Ine"dits  de  l'Institut   de  France.)   Paris 

1921.  H.  Daragon.  128  S.  Fr.  44,-.  - 
Eine  Reihe  von  Zeitungsaufsätzen,  ge- 
schrieben zur  Zeit  verschiedener  Kon- 
ferenzen der  Allierten,  in  denen  P. 
wieder  und  wieder  die  nach  seiner  An- 
sicht notwendige  unveränderte  Aus- 
führung des  Versailler  Friedens  betont. 
Er  begrüßt  die  Nichtzuziehung  der 
Deutschen  in  San  Remo  „grace  ä  la 
fermete-  de  M.  Millerand",  mahnt  den 
Ruinenzustand  in  Nordfrankreich,  die 
Opfer  von  Verdun  und  an  der  Marne 
nicht  zu  vergessen  und  bedauert  die 
Ablehnung  des  Versailler  Friedens  durch 
die  Vereinigten   Staaten.  hg. 

Revolutions  adopted  by  the 
Supreme  Council  of  Cannes, 
January,  1922,  as  the  Basis  of  the 
Genoa  Conference.  (Cmd.  1621.)  London 

1922.  H.  M.'s  Stationery  Office.  7  S. 
sh.  0/3. 

Rühland,  Curt,  Synchronistische 
Tabellen  der  Weltpolitik  1840—1914  als 
Hilfsmittel  für  das  Selbststudium  und 
den  Unterricht.  (Aus  dem  Institut  für 
internationales  Recht  a.  d.  Universität 
Kiel.)  Kiel  1922.  Selbstverlag  des  Insti- 
tuts. 24  S.  J(  10,—.  —  In  vier  Rubriken: 
1.  Fragen  der  Politik  in  Europa  und 
der  afrikanischen  Kolonialpolitik,  2. 
orientalische  Fragen,  3.  ostasiatische 
Fragen,  4.  amerikanische  Fragen, 
werden  alle  für  die  Entwicklung  der 
internationalen    Politik    wichtigen    Er- 
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eignisse,  vor  allem  die  völkerrechtlichen 
Verträge,  unter  Quellennachweis  zu- 
sammengestellt. Den  Schluß  bilden 
Tafeln  der  Regenten  und  der  Minister- 
präsidenten für  die  fragliche  Zeit.    hg. 

Spahn,  Martin,  Bismarck.  3.  un- 
veränd.  Aufl.  M.  Gladbach  1922.  Volks- 
vereins-Verlag. 367  S.  M  24,—.  —  Verf. 
hat  die  Biographie,  welche  ursprüng- 
lich der  Vorläufer  einer  Darstellung  der 
inneren  Reichspolitik  von  1876 — 1879 
sein  sollte  und  die  innere  Politik  nur 
in  ihren  Höhepunkten  (Bundesver- 
fassung, Kulturkampf  usw.)  berücksich- 
tigte, in  den  neueren  Auflagen  weiter 
ausgebaut  und  neben  dieser  nach  dem 
Eintritt  Italiens  in  den  Weltkrieg  auch 
dessen  Rolle  im  Dreibund  eingehend 
skizziert.  Eine  Zeittafel  zu  Bismarcks 
Leben   schließt  das  Buch.  hg. 

Tittoni,  Tommaso  e  Vittorio 
S  c  i  a  1  o  j  a  ,  LTtalia  alla  Conferenza 
della  Pace.  Discorsi  e  documenti  a 
cura  di  Amedeo  Giannini.  Rom 
1920.  Libreria  di  Scienze  e  Lettere. 
171  S.    L.  10,—.    —    Herausgeber  ver- 


öffentlicht hier  mit  eigenen  Anmerkun- 
gen die  in  der  Zeit  von  September 
1919  bis  August  1921  gehaltenen  Reden 
der  beiden  italienischen  Außenminister 
Tittoni  und  Scialoja,  in  welchen  diese 
dem  englischen  Parlament  über  ihre 
Tätigkeit  als  erste  Delegierte  bei  der 
Pariser  Friedenskonferenz,  über  den 
Verlauf  der  Friedensverhandlungen,  die 
Beziehungen  Amerikas  zu  Europa,  die 
adriatische  Frage  (auch  den  Vertrag 
von  Rapallo),  über  die  nicht  erreichbar 
gewesenen  Ziele,  über  die  wirtschaft- 
lichen, Nationalitäts-,  Kolonial-,  klein- 
asiatischen u.  a.  Fragen,  über  die  Be- 
ziehungen Italiens  zu  den  Alliierten  und 
den  Notenwechsel  zwischen  den  italie- 
nischen Delegationen  und  alliierten 
Staatsmännern  Bericht  erstattet  haben. 
Der  "Wortlaut  einer  Reihe  von  wichti- 
gen Memoranden,  Noten,  Telegrammen, 
Vorschlägen  u.  a.  von  Wilson,  Clemen- 
ceau,  Lloyd  George,  Curzon,  Crowe, 
Polk,  die  überwiegend  von  der  Agen- 
tur Stefani  veröffentlicht  worden  waren, 
hat  Abdruck  gefunden.  hh. 


19.  Verschiedenes. 

Gradenwitz,  0.,  Prof.  in  Heidelberg,  Akten  über  Bismarcks 
großdeutsche  Rundfahrt  vom  Jahre  189  2.  Heidelberg 
1922.  Carl  Winter.  52  u.  57  S.  Ji  25,60. 
Bereits  seit  1890  war  Bismarcks  Kritik  an  den  politischen  Maß- 
nahmen seines  Nachfolgers,  die  sich  in  der  äußeren  Politik  gegen  die 
(der  Öffentlichkeit  damals  nicht  bekannte)  Aufgabe  des  deutsch-russi- 
schen Rückversicherungsvertrages  und  gegen  die  das  Schutzzollsystem 
von  1879  niederreißenden  Handelsverträge  richteten,  von  seinen  Gegnern 
als  das  Streben  wieder  in  das  Amt  zurückzugelangen  gedeutet  worden. 
Ihre  Befürchtungen  mehrten  sich,  als  Anzeichen  einer  möglichen  Aus- 
söhnung zwischen  Wilhelm  II.  und  Bismarck  vorzuliegen  schienen,  es 
gelang  ihnen  indes  schnell,  den  Kaiser  von  dieser  Absicht  abzubringen 
und  ihn  sogar  noch  mehr  gegen  den  Fürsten  einzunehmen.  In  diesen 
Zeitpunkt  fiel  B.'s  Reise  nach  Wien  zur  Hochzeit  seines  Sohnes  Herbert. 
Die  Berater  des  Kaisers  wußten  diesen  zu  beeinflussen,  daß  er  die  vom 
österreichischen  Kaiser  schon^  zugesagte,  von  den  deutschen  Bundes- 
fürsten sonst  bewilligte  Audienz  B.'s  als  Schädigung  der  kaiserlichen 
Politik  ansah  und  sie  hintertrieb.  Bismarck  sah  sich  durch  das  ihn 
persönlich  aufs  schwerste  kränkende  Vorgehen  von  den  bisher  geübten 
Rücksichten  frei;  als  ihm  der  Zugang  zu  den  Fürsten  verweigert  wurde, 
appellierte  er  an  das  Volk  und  in  einem  Triumphzug  sondergleichen,  dem 
die  amtlichen  Gewalten  machtlos  gegenüberstanden,  zeigte  er  der  deut- 
schen Regierung,  wer  das  Volk,  die  öffentliche  Meinung  hinter  sich  habe. 
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Die  amtliche  Beeinflussung  der  verschiedenen  Höfe  war  sofort  von 
Bismarck  festgestellt  und  auch  teilweise  von  der  Regierung  zugestanden 
worden.  In  welchem  Maße  sie  stattfand,  wird  erst  jetzt  durch  Graden- 
witz' Werk  bekannt.  Der  sonst  nur  auf  dem  Gebiet  des  klassischen 
römischen  Rechts  tätige  Gelehrte  hat  hier  vorzügliche  Arbeit  auf  dem 
Gebiet  neuester  Geschichtsforschung  geleistet.  Über  70  Aktenstücke, 
fast  sämtlich  dem  Auswärtigen  Amt  entstammend,  erhellen  die  Zusam- 
menhänge im  einzelnen  und  werden  scharfsinnig  interpretiert.  Es  geht 
aus  ihnen  hervor,  wie  ungern  die  sämtlichen  beteiligten  Fürsten  und 
die  Mehrzahl  der  Diplomaten  dem  Druck  der  Berliner  Regierung  folgten 
und  wie  klar  insbesondere  der  deutsche  Botschafter  in  Wien  die  dauernde 
Schädigung  erkannte,  welche  das  Ansehen  der  deutschen  Regierung 
durch  dies  höfische  und  diplomatische  Intrigenspiel  im  In-  und  Aus- 
lande erlitt. 

Aufgefallen  ist  mir,  daß  das  Hauptstück  der  „Urias-Briefe",  der 
Brief  Wilhelms  II.  an  Franz  Joseph  vom  12.  Juni  1892  (veröffentlicht 
„österr.  Rundschau"  Jan.  1919),  fehlt.  Hätte  G.  sich  auf  die  Aufnahme 
ungedruckter  Aktenstücke  beschränkt,  wäre  der  Grund  klar;  es  haben 
aber  die  Antwort  Franz  Josephs  auf  obigen  Brief  und  auch  Bismarcks 
Schreiben  an  den  österreichischen  Monarchen  vom  26.  März  1890,  die 
beide  ebenfalls  bereits  an  genannter  Stelle  veröffentlicht  wurden,  im 
Anhang  Aufnahme  gefunden.  Dr.  Hans  Goldschmidt,  Kiel. 


Bergsträßer,  Prof.  Dr.  Ludwig, 
Geschichte  der  politischen  Parteien  in 
Deutschland.  2.  verb.  u.  erg.  Aufl. 
(Schriftenreihe  der  Verwaltungsakade- 
mie Berlin.  Herausgeg.  v.  Prof.  Dr.  Ed. 
Ileilfron  u.  Dr.  Otto  Jöhlinger.  Nr.  4.) 
Mannheim,  Berlin,  Leipzig  1921.  J. 
Bensheimer.  XVI,  148  S.  M  24,—.  — 
B.  analysiert  die  Entstehung  des  Partei- 
wesens, die  innere  Entwicklung 
Deutschlands  am  Anfang  des  19.  Jahr- 
hunderts schildernd,  legt  die  Wandlun- 
gen in  der  Organisation  mit  dem  Eintritt 
in  das  parlamentarische  Leben  nach 
1848  dar  und  verfolgt  den  wechselnden 
Einfluß,  welchen  die  Parteien  seit  der 
Beichsgründung  jeweils  den  Mehrheits- 
verhältnissen entsprechend  im  Parla- 
ment und  auf  die  Begierung  ausüblen, 
bis  in  die  Gegenwart.  Der  Anhang  ent- 
hält die  wichtigsten  Quellen  zur 
Parteigeschichte.  hg. 

Bücher,  Karl,  Zur  Frage  der  Preli- 
reform.  Tübingen  1922.  J.  C.  B.  Mohr. 
36  S.  M  5,—.  —  Verf.  will  ein  Inse- 
ratenmonopol schaffen,  dessen  Träger 
aber  nicht  der  Staat,  sondern  die  Ge- 
meinde sein  soll.  Für  jede  Gemeinde 
soll  nur  ein  einziges  Gemeindeblatt  aus- 


gegeben werden.  Auch  der  Hauptteil 
des  Textes  soll  von  der  Gemeinde  bzw. 
vom  Staate,  und  zwar  durch  ein  ein- 
heitliches Korrespondenzbüro,  gelie- 
fert werden;  sämtliche  Gemeindezeilun- 
gen  sollen  ihn  täglich  in  Matern,  Platten 
oder  Vordrucken  erhalten.  Ein  Entwurf 
zu  einem  entsprechenden  Gesetze  ist 
beigefügt.  fg. 

Dauch,  Walther,  Quousque  tan- 
dem  politici?  Berlin  1922.  Staatspoliti- 
scher Verlag.  70  S.  M  16,50.  —  Verf. 
sieht  als  erste  Vorbedingung  für  die 
Gesundung  der  Weltwirtschaft  den 
Wiederaufbau  Bußlands  und  die  wirt- 
schaftliche Erstarkung  Deutschlands 
an.  Für  Deutschland  sind  zu  diesem 
Zweck  erforderlich  Betätigung  am 
Wiederaufbau  Bußlands,  Beseitigung 
des  wirtschaftlichen  Druckes  seitens  der 
Siegerstaaten,  Erhöhung  der  Produk- 
tion, Sparsamkeit  im  Staats-  und  im 
Privathaushalt  sowie  Vermehrung  des 
Betriebskapitals,  Erhöhung  der  Kredite 
für  Deutschland  und  Stabilisierung  der 
Währung.  fl. 

Helfferich,  Karl,  Die  Politik  der 
Erfüllung.  München,  Berlin  u.  Leipzig 
1922.    J.   Schweitzer.    103  S.    .ä  12,—. 
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—  Die  Schrift  enthält  neben  einer 
Schilderung  der  Entstehung  der  Repa- 
rationsforderungen und  einer  kritischen 
Betrachtung  der  "Wirkung  dieser  Maß- 
nahmen auf  die  deutsche  Volkswirt- 
schaft eine  Wiedergabe  der  Erfüllungs- 
versuche der  Regierung  Wirth  bis  zu 
dem  s.  E.  erfolgten  Zusammenbruch 
dieser  Politik,  unter  Herausschälung 
der  wichtigsten  Etappen  dieser  Ent- 
wicklung, fl. 

Hughes,  Charles  Evans,  Staats- 
sekretär der  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika,  Lebensbedingungen  der  Demo- 
kratie. Mit  einem  Vorwort  v.  Da^id 
J  a  y  n  e  Hill.  Berlin  1922.  Verlag  für 
Politik  und  Wirtschaft.    64  S.    Jt  30,—. 

—  Verf.  will  dem  einzelnen  die  Pflich- 
ten des  demokratischen  Staatsbürgers 
klarmachen.  Er  schildert  die  Aufgaben 
des  modernen  Staats,  der  eine  leistungs- 
fähige Verwaltung  und  unabhängige 
Beamte  haben  müsse,  rühmt  das  Zwei- 
parteiensystem in  den  Vereinigten 
Staaten  unter  gleichzeitiger  Kritik  des 
Parteilebens  (Stimmenkauf,  Ämter- 
schacher) und  mahnt  den  Staatsbürger, 
sich  nicht  auf  die  Stimmabgabe  zu  be- 
schränken, sondern,  der  Verantwortung 
bewußt,  an  der  Besserung  des  Gemein- 
schaftslebens  mitzuarbeiten.  hg. 

Marshall,  W.  V.,  Worthlessness  of 
Excess  Profits.  New  York.  J.  S.  Ogilvie 
Publishing  Co.    27  S.    *  0,25. 

Moser,  Justus,  Gesellschaft  und 
Staat.  Eine  Auswahl  aus  seinen  Schrif- 
ten. Herausgeg.  u.  eingel.  v.  Prof.  Dr. 
K.  B  r  a  n  d  i.  (Der  deutsche  Staats- 
gedanke. 1.  Reihe:  Führer  und  Denker. 
III.)  Mit  einem  Porträt.  München  1921. 
Drei  Masken  Verlag.  XXXI,  266  S. 
■M  26,—.  —  Einleitend  gibt  der  Heraus- 
geber einen  Überblick  über  den  litera- 
rischen und  beruflichen  Werdegang 
Mosers.  Daran  reiht  sich  eine  ausge- 
wählte Wiedergabe  zahlreicher  Schrif- 
ten verschiedenster  Art,  die  neben 
wirtschaftspolitischen  rein  politische, 
geschichtliche,  rechtliche  und  erziehe- 
rische Fragen  behandeln  aus  dem 
Kreis  eigenster  Beobachtung  und  zu- 
nehmend unter  dem  Gesichtspunkt 
der  Volkswohlfahrt  und  des  Staats- 
gedankens, fl. 

Mueller,  Wilhelm,  Die  Deutsch- 
amerikaner und  der  Krieg.  Wiesbaden 
1921.  Heinrich  Staadt.  92  S.  M  8— .  — 
M.  schildert  das  Bestreben  der  Deutsch- 


amerikaner vor  dem  Krieg,  ihre  deut- 
sche Art  zu  wahren,  und  die  Verfolgun- 
gen, denen  sie  deshalb  während  des 
Krieges  ausgesetzt  waren  und  die  bis 
zu  Eingriffen  in  die  religiöse  Freiheit 
gingen.  Er  führt  Stimmen  für  und 
gegen  dies  Verhalten  der  Regierung 
und  weiter  Kreise  der  Bevölkerung  an. 

hg- 
Nationalversammlung,  Die 

erste  deutsche  — ,  und  ihr  Werk.  Aus- 
gewählte Reden,  eingeleitet  von  Paul 
Wentzcke,  Düsseldorf.  Mit  6  Bild- 
beigaben. (Bücherei  für  Politik  und  Ge- 
schichte des  Drei  Masken  Verlages.  Der 
deutsche  Staatsgedanke.  Erste  Reihe: 
Führer  und  Denker.  XVI:  1848,  I.  Bd.) 
München  1922.  Drei  Masken  -  Verlag. 
LXIV,  404  S.  Jl  55,-.  -  W.  ver- 
öffentlicht auf  Grund  gleichzeitiger 
Schriften  und  Protokolle  alle  Reden, 
Anträge  usw.,  die  sich  auf  die  damalige 
Auffassung  des  deutschen  Staatsge- 
dankens beziehen.  Die  Beratungen  waren 
deshalb  sehr  langwierig,  weil  bisher  in 
Österreich  und  Preußen  Parlamente 
fehlten,  in  denen  sich  Welt-  und  Staats- 
anschauungen in  offener  Aussprache 
klären  konnten.  Ein  starker  Drang  zum 
Einheitstaat  ist  bemerkbar.  Hervorzu- 
heben sind  hier  die  wirtschaftspoliti- 
schen Forderungen  nach  Übernahme 
der  Eisenbahnen  auf  das  Reich  und 
Ausbau  des  Zollvereins  sowie  die  Ein- 
fügung internationaler  Gedankenreihen 
in  die  deutschen  Grundrechte,  welche 
in  der  deutschen  Verfassung  von  1919 
berücksichtigt  wurden.  hg. 

Niceforo,  Alfredo,  Prof.  ä  la 
Facult6  de  Droit  de  Messine  et  ä  la 
„Scuola  Giuridico  -  Criminale"  de  la 
Faculte  de  Droit  de  Rome,  Les  indices 
num6riques  de  la  civilisation  et  du 
progres.  (Bibliotheque  du  Culture  gene- 
rale.) Paris  (1921).  Ernest  Flammarion. 
211  S.  Fr.  4,50.  —  Nach  einer  Defini- 
tion des  Wortes  „Zivilisation"  wendet 
sich  N.  den  Fragen  zu,  die  für  die  Be- 
urteilung der  Überlegenheit  und  des 
Fortschritts  der  Zivilisation  von  Bedeu- 
tung sind.  An  Hand  verschiedener 
Beispiele  sowie  durch  zahlenmäßige 
Belege  und  Karten  stellt  er  über  den 
Grad  der  Zivilisation  nach  Raum  und 
Zeit  Vergleiche  an.  Weiterhin  wird  an 
verschiedenen  Merkmalen  (an  Krimi- 
nalität, Sterblichkeit,  Niveau  des  Geistes- 
lebens,  Altruismus,   materiellem   Wohl- 
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leben  u.  a.)  Überlegenheit  und  Verfeine- 
rung der  Zivilisation  nachzuweisen  ge- 
sucht. Verf.  kommt  dabei  zu  dem  Er- 
gebnis, daß  das  sittliche  Leben  aus 
diesen  Untersuchungen  ausscheiden 
müsse,  da  es  nicht  in  genügender  und 
gerechter  Weise  zahlenmäßig  erfaßt 
und  dargestellt  werden  könne.  Nur  der 
geistige  und  materielle  Fortschritt 
könnten  in  ihren  einfachsten  Formen 
gemessen  werden.  Aus  diesem  Grunde 
sei  es  auch  nicht  möglich,  für  Über- 
legenheit und  Verfeinerung  der  Zivili- 
sation einen  einheitlichen  Index  aufzu- 
stellen. Zum  Schluß  weist  N.  darauf 
hin,  daß  die  Individuen  in  den  Ver- 
feinerungen der  Zivilisation  keine  Ur- 
sache sähen  oder  erkennten,  um  sich 
glücklich  zu  fühlen.  fl. 

Phoenix.  Zeitschrift  für  deutsche 
Geistesarbeit  in  Südamerika.  Herausgeg. 
v.  Deutschen  Wissenschaftlichen  Verein 
in  Buenos  Aires.  Jahrg.  VII,  Neue  Folge 
I,  Heft  1.  Buenos  Aires  1921.  39  S.  u. 
Adressenverzeichnis.  Erscheint  zwei- 
monatlich. Aus  dem  Inhalt:  Albert 
Haas,  Die  Entstehung  des  Argentini- 
schenVolkes,  Die  argentinischeWolle  (von 
einem  argentinischen  Industriellen).  — 
F  e  n  i  x.  Bevista  bimensual  editada  por 
la  Sociedad  Cientifica  Alemana.  Ano  1, 
Nos.  2,  3  y  4.  Numero  especial  extra- 
ordinario  dedicado  a  la  Universidad 
Nacional  de  Buenos  Aires  como  home- 
naje  en  su  primer  centenario.  Buenos 
Aires  1921.  116  S.  u.  Adressenverzeichnis. 

Propaganda  und  Wahrheit. 
1.  Die  photographischen  Dokumente. 
Herausgeg.  v.  Ferdinand  Avc- 
n  a  r  i  u  s.  (Die  Mache  im  Weltwahn. 
Schriften  für  echten  Frieden.  Doppcl- 
heft 1/2.)    96  S.    M  40,-. 

Reichert,  Dr.,  Bathenaus  Bepara- 
tionspolitik.  Eine  kritische  Studie.  Ber- 
lin (1922).  August  Scherl.  302  S.  M  36,-. 
—  Verf.  gibt  zunächst  eine  Darstellung 
der  Entwicklung  des  Beparations- 
problems  vom  Versailler  Frieden  über 
Spa,  Londoner  Ultimatum  bis  zum 
Wiesbadener  Abkommen,  dessen  Beur- 
teilung in  der  in-  und  ausländischen 
Presse  in  einem  Sonderkapitel  zum  Ab- 
druck gelangte.  Dieses  „Protokoll"  habe 
zwar  die  Lösung  für  die  Bücklieferung 
von  Gegenständen  und  vieles  gefunden, 
nicht  dagegen  die  für  Sachleistungen. 
Deutschland  habe  sogar  noch  Bechte 
preisgegeben    in    der    Transport-    und 


Zollfrage,  in  der  26prozentigen  Ausfuhr- 
abgabe und  der  Preisberechnung,  die 
den  Kern  des  Abkommens  bildet.  Verf. 
ist  gegen  jede  freiwillige  Mehrleistung, 
gegen  den  Zwangscharakter  der  Lei- 
stungsverbände und  die  Erfassung  der 
Goldwerte.  Nach  Besprechung  der  Kre- 
ditaktion der  deutschen  Industrie'  wird 
betont,  daß  die  letzten  Verhandlungen 
in  London  und  Cannes  ebenfalls  keine 
wesentlichen  Änderungen  an  den  Be- 
stimmungen des  Wiesbadener  Abkom- 
mens  gebracht  hätten.  fl. 

Boberts,  S.  C,  M.A.,  A  History  of 
the  Cambridge  University  Press  1521 
to  1921.  Cambridge  1921.  The  Univer- 
sity Press.  XV,  190  S.  sh.  17/6.  — 
Belichtet  über  Entwicklung  der  Uni- 
versitätsdruckerei von  der  Zeit  ihres 
ersten,  aus  Siegburg  bei  Köln  stammen- 
den Druckers  Liberch,  bis  ins  20.  Jahr- 
hundert hinein.  Die  Universität  erhielt 
ihre  erste  Druckereikonzession  im  Jahre 
1534.  Unter  den  zahlreichen,  in  einem 
chronologisch  geordneten  Verzeichnis 
angeführten  Werken  sind  hervorzu- 
heben Arbeiten  von  Erasmus,  G.  Her- 
bert, Th.  Füller,  J.  Donne,  J.  Milton, 
B.  Bentley,  J.  Newton,  Th.  Browne. 
Aus  der  neuesten  Zeit  sind  vor  allem 
The  Cambridge  Modern  History,  The 
Cambridge  History  of  English  Literature, 
The  Cambridge  History  of  British 
Foreign  Policy  sowie  die  11.  Auflage 
der  Encyclopaedia  Britannica  zu 
nennen.  hh. 

Schäfer,  Dietrich,  Staat  und 
Welt.  Eine  geschichtliche  Zeit- 
betrachtung. Berlin  1922.  Otto  Eisner. 
VII,  302  S.  .//  90,-.  -  Von  der 
Überzeugung  ausgehend:  „Der  Staat 
ist  Macht",  wendet  sich  Verf.  gegen 
alle  diejenigen,  welche  die  Bichtigkeit 
dieses  Satzes  bestreiten.  Aus  der  Ge- 
schichte der  Großmächte  sucht  er  den 
Staatsgedanken  als  Quelle  aller  Kraft 
und  das  Übergewicht  des  ge- 
schlossenen Staates  nachzuweisen.  Der 
nationale  Zusammenhang  und  die 
nationale  Kultur  hätten  überall  den 
Staat  zur  Voraussetzung,  mit  ihm 
ständen  und  fielen  beide.  Am  Schluß 
übt  Seh.  Kritik  an  den  gegenwärtigen 
Zuständen  in  Deutschland.  Die  deut- 
sche Sozialdemokratie  müsse  einsehen, 
daß  dauernde  Besserung  der  Lage  des 
Arbeiterstandes  nur  auf  nationalem, 
nicht    auf    internationalem    Boden    er- 
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reicht  werden  könne,  der  letztere 
liefere  ihn  nur  dem  internationalen 
Kapitalismus  aus.  Die  republikanische 
Staatsform  werde  Bestand  haben, 
wenn  sie  die  Aufgabe  löse,  ein  starkes 
Deutsches  Reich   zu  schaffen.        hg. 

Schatz,  Albert,  L'entreprise  gou- 
vernementale  et  son  administration. 
Preface  de  Henri  Fayol.  Paris 
1922.  Bernard  Grasset.  261  S.  Fr.  6,75. 
—  Verf.  steht  auf  dem  Standpunkt,  daß 
der  Staat  (insbesondere  exemplifiziert  er 
auf  Frankreich)  so,  wie  er  gegenwärtig 
verwaltungstechnisch  organisiert  ist, 
einen  Industrie-  oder  Handelsbetrieb 
zweckmäßig  zu  leiten  gänzlich  außer- 
stande sei.  Die  Schwierigkeiten  bestän- 
den u.  a.  darin,  die  Ideen  des  Leiters 
durch  die  ausführenden  Organe  in  die 
Tat  umzusetzen,  in  dem  Einfluß  des 
Parlamentarismus  und  der  Politik  auf 
die  Besetzung  der  leitenden  Stellen,  in 
dem  Mangel  an  Verantwortlichkeit  der 
Staatsbeamten  in  finanzieller  Hinsicht, 
in  dem  häufig  zu  schnellen  "Wechsel 
gerade  in  den  wichtigeren  Stellen  usw. 
Verf.  macht  eine  Anzahl  konkreter  Vor- 
schläge, die  sich  in  der  Hauptsache  auf 
das  Eisenbahntransportwesen  beziehen. 
Vor  allen  Dingen  verlangt  er  Befreiung 
der  Verwaltung  von  außenpolitischen 
und  parteipolitischen  Einflüssen,     fg. 

Scheidemann,  Philipp,  Der 
Zusammenbruch.  Berlin  1921.  Verlag 
für  Sozialwissenschaft.  VIII,  251  S. 
Jl  30,—.  —  Seh.  gibt  an  Hand  seiner 
Tagebuchaufzeichnungen  seine  Erleb- 
nisse als  Vertreter  der  sozialdemo- 
kratischen Partei  während  des  Krieges 
in  Vorstandssitzungen,  Konferenzen 
mit  den  führenden  deutschen  Staats- 
männern und  Generälen,  im  Reichstag, 
in  Kopenhagen,  auf  der  Stockholmer 
Konferenz  der  2.  Internationale  und 
schließlich  als  Staatssekretär  und  Mi- 
nisterpräsident bis  zur  Unterzeichnung 
des  Versailler  Friedens  wieder.  Es 
werden  Einzelheiten  über  die  Ent- 
stehung wichtiger  Beschlüsse  und  Reden 
mitgeteilt.  hg. 

Schönemann,  Dr.  Friedrich, 
Lektor  a.  d.  Universität  Münster  i.  \V., 
Harvard  University  1913—1920,  Amerika- 
kunde. Eine  zeitgemäße  Forderung. 
Bremen  1921.  Angelsachsen  -  Verlag. 
40  S.   Jl  8,—. 

S  i  e  m  s  e  n  ,  Dr.  Anna,  Erziehung  im 
Gemeinschaftsgeist.  (Gemeinschafts- 


kultur. Herausg.:  Siegfried  Nestriepke. 
Heft  2.)  Stuttgart  1921.  Ernst  Heinrich 
Moritz.    57  S.    Jl  5,—. 

Spickernagel,  Dr.  Wilhelm, 
Reiseeindrücke  aus  Sowjetrußland.  Ber- 
lin 1922.  Staatspolitischer  Verlag.  27  S. 
Jt  8,50.  —  Verf.  glaubt  eine  starke 
Wandlung  der  früher  recht  deutsch- 
feindlichen Gesinnung  in  den  breiten 
Schichten  des  russischen  Volkes  fest- 
stellen zu  können.  Er  sieht  im  russi- 
schen Problem  viele  Möglichkeiten,  die 
Deutschland  bei  aufmerksamer  Beob- 
achtung der  Entwicklung  und  richtiger 
politischer  Einstellung  ausschöpfen 
könnte.  fg. 

Staatlichem  Werden  und  We- 
sen, Von  — .  Festschrift.  Erich  Marcks 
zum  50.  Geburtstage  dargebracht  von 
Ludwig  Bergsträßer,  Man- 
fred Laubert,  Arnold  Oskar 
Meyer,  Karl  Stählin,  Veit 
Valentin,  Otto  Westphal, 
Karl  Wild,  Wolfgang  Win- 
de 1  b  a  n  d.  Stuttgart  u.  Berlin  1921. 
J.  G.  Cotta.  233  S.  Jl  45,—.  —  Die 
Festschrift  enthält  neben  drei  Arbeiten, 
die  sich  mit  der  Entwicklung  der  Staats- 
lehre in  Theorie  und  Praxis  in  Deutsch- 
land beschäftigen,  u.  a.  eine  Studie 
Bergsträßers  über  die  wirtschaftlichen 
und  sozialen  Quellen  der  französischen 
Revolution.  In  einem  Aufsatz  Windel- 
bands „Wilhelm  III.  von  Oranien  und 
die  europäischen  Großmächte"  wird 
dann  der  Kampf  dieser  Mächte  um  die 
Weltherrschaft  geschildert.  Schließlich 
skizzieren  Wild  das  Gegenspiel  Eng- 
lands und  Rußlands  in  der  Türkei  und 
den  Wechsel,  der  in  den  außenpoliti- 
schen Beziehungen  dieses  Staates  durch 
die  Annäherung  an  Deutschland  ein- 
trat, sowie  Stählin  die  Beziehungen  des 
Abendlandes  zu  Indien  im  Laufe  der 
Jahrhunderte.  hg. 

Volksversammlung  der  tschecho- 
slowakischen Republik,  Jahrbuch  der  — . 
1919-1920  u.  1920-1921.  (Prag  1920.) 
Archiv  der  Volksversammlung.  82; 
153  S.;  Photographien.  —  Die  Hefte 
schildern,  wie  die  erste  Volksversamm- 
lung als  wichtigste  dem  Staat  eine 
Verfassung  gab,  und  enthalten  nament- 
liche Listen  der  Abgeordneten  und  der 
Senatsmitglieder  sowie  die  Gliederung 
nach  Parteien  und  Arbeitsausschüssen. 
Die  in  diesen  eingebrachten  Anträge 
sind   chronologisch   aufgeführt,      wh. 


Die  Krisis  der  Weltwirtschaft. 

Vortrag,  gehalten  auf  dem  Weltwirtschafts-Kongreß 

der  Übersee-Woche  in  Hamburg. 

Von 

Bernhard  Harms. 


Weltwirtschaft  ist  der  Inbegriff  der  wechselseitigen,  überwiegend 
durch  internationales  Recht  geregelten  Beziehungen  zwischen  den 
Einzelwirtschaften  der  Erde.  Diese  Beziehungen  sind  mannigfaltig, 
doch  finden  sie  ihren  Schwerpunkt  im  internationalen  Gütertausch;  fast 
alle  anderen  Erscheinungen  der  Weltverkehrsgesellschaft  hängen  mit 
ihm  mehr  oder  weniger  zusammen.  Dennoch  ist  Weltwirtschaft  mehr 
als  Welthandel,  der  von  jeher  vorhanden  gewesen  ist  und  seit  dem 
Entdeckungszeitalter  einen  „Weltmarkt"  entstehen  ließ,  der  den 
Merkantilisten  des  17.  und  18.  Jahrhunderts  mächtig  imponierte  und 
auch  der  klassischen  Schule  der  Ökonomik  starke  Impulse  gegeben  hat. 
Der  „Homo  oeconomicus"  der  Weltverkehrsgesellschaft  ist  nicht  zuletzt 
auf  diesem  Hintergrunde  gewachsen.  Trotzdem  war  der  „Welthandel" 
vergangener  Tage  für  das  Wirtschaftsleben  der  Völker  von  geringer 
Bedeutung.  Vornehmlich  handelte  es  sich  um  den  Austausch  von 
Genußgütern  und  Luxuswaren,  der  zwar  für  die  Reichtumsbildung 
jener  Zeit  entscheidend  gewesen  ist  und  einer  kleinen  Zahl  von  an  der 
See  gelegenen  Staaten  und  Gemeinwesen  zu  überragender  Stellung 
verholfen  hat,  von  einschneidender  Wirkung  auf  die  Masse  der  Einzel- 
wirtschaften Europas  und  der  übrigen  Welt  aber  nicht  gewesen  ist.  In 
beträchtlichem  Umfange  macht  um  die  Wende  des  18.  Jahrhunderts 
eine  Ausnahme  nur  England.  Der  Historiker  redet  für  die  ältere  Zeit 
gern  von  der  wirtschaftlichen  Bedeutung  der  Entdeckung  des  See- 
weges nach  Ostindien,  der  den  bisherigen  Orienthandel  beeinflußte, 
und  dessen  nunmehriger  Verlust  den  an  ihm  beteiligt  gewesenen 
Staaten  Oberitaliens  und  Süddeutschlands  schweren  Schaden  zufügte. 
Darin  steckt  ein  berechtigter  Kern,  doch  handelt  es  sich  um  eine  Be- 
trachtung der  Reichtumsbildung  von  Schichten  und  einzelnen,  nicht 
vom  Standpunkt  ganzer  Volkswirtschaften  oder  gar  des  Wirtschafts- 
lebens auf  dem  Planeten  Erde. 

Nicht  nur  graduell,  sondern  grundsätzlich  anders  steht  es  um  das 
internationale  Wirtschaftsgebilde,  das  sich  im  19.  Jahrhundert  entfaltet 
hat.  An  die  Stelle  von  Luxus-  und  Genußgütern  sind  Massenwaren 
Weltwirtschaftliches  Archiv  Bd.  XVIII.  18 
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getreten,  die,  je  länger  desto  mehr,  im  Mittelpunkt  des  Welthandels 
stehen.  Unter  ihnen  ragen  Nahrungsmittel  und  Rohstoffe  hervor.  Es 
handelt  sich  um  wirtschaftlich  lebenswichtigen  Verkehr  im  Sinne  des 
Wortes;  lebenswichtig,  weil  er  den  Export-  und  Importländern  sowohl 
die  Möglichkeit  gibt,  die  zuwachsenden  Bevölkerungsteile  im  Lande 
zu  behalten,  als  auch  die  Bevölkerung  insgesamt  durch  ergiebigere 
Ausnutzung  sonst  brach  liegender  oder  nur  beschränkt  nutzbar  ge- 
machter sachlicher  Produktivkräfte  steigendem  Wohlstand  entgegen- 
zuführen. Dies  gilt  nicht  nur  für  die  modernen  Industriestaaten,  deren 
„Bauerngrundlage"  sich  über  die  ganze  Erde  erstreckt  und  die  mit 
ihrem  Rohstoffbezug  vom  Weltmarkt  abhängig  sind,  sondern  ebenso- 
sehr für  jene  Länder,  welche  auf  den  Absatz  ihrer  „Monokulturen" 
oder  wichtiger  anorganischer  Stoffe  angewiesen  sind. 

Grundsätzlich  anders  steht  es  um  die  neuzeitliche  Weltverkehrs- 
gesellschaft auch  insofern,  als  das  Recht,  unter  dem  sie  sich  auslebt, 
von  neuer  Art  und  neuem  Wesen  ist.  Im  logischen  Sinne  des  Wortes, 
d.  h.  in  Analogie  zum  Begriff  Volkswirtschaft,  kann  von  „Weltwirt- 
schaft" erst  dann  geredet  werden,  wenn  der  internationale  Wirt- 
schaftsverkehr sich  überwiegend  unter  einem  aus  internationaler 
Rechtsquelle  stammenden  Recht  vollzieht:  dem  Weltwirtschaftsrecht. 
Je  mehr  dieses  zur  Ausbildung  gelangt,  desto  in  sich  geschlossener 
ist  der  Begriff  Weltwirtschaft.  Solange  der  internationale  Wirtschafts- 
verkehr sich  vornehmlich  unter  äußerem  Volkswirtschaftsrecht  voll- 
zieht, ist  auf  ihn  die  Bezeichnung  Weltwirtschaft  nicht  anwendbar. 
Schon  daraus  ergibt  sich,  daß  die  „Weltwirtschaft"  nicht  bloß  im  Hin- 
blick auf  Intensität  und  Struktur  der  internationalen  Wirtschafts- 
beziehungen, sondern  auch  mit  Rücksicht  auf  die  Art  des  Rechts,  unter 
dem  der  Verkehr  sich  vollzieht,  eine  neuzeitliche  Erscheinung  ist. 

Es  wäre  ein  reizvolles  Unterfangen,  Art  und  Wesen  der  Welt- 
verkehrsgesellschaft, wie  sie  sich  bis  zum  Kriege  herausgebildet  hatte, 
im  einzelnen  zu  schildern.  Davon  kann  jedoch  im  Rahmen  eines  Vor- 
trages, welcher  der  jüngsten  Vergangenheit  und  der  Gegenwart  ge- 
widmet ist,  nicht  die  Rede  sein.  Ich  gehe  vielmehr  sofort  zur  ent- 
scheidenden Fragestellung  über.  Sie  lautet  so:  Ist  jene  Weltwirtschaft, 
die  bis  zum  Ausbruch  des  Krieges  einen  so  hohen  Grad  ihrer  Ent- 
wicklung erreicht  hatte,  auch  heute  noch  vorhanden?  Die 
Antwort  besteht  in  einem  bündigen:  Ja!  Schon  die  Tatsache,  daß  hier 
in  Hamburg  ein  weltwirtschaftlicher  Kongreß  stattfindet,  zeugt  davon; 
zugleich  ist  sie  jedoch  ein  Zeichen  dafür,  daß  in  dieser  Weltwirtschaft 
irgend  etwas  nicht  in  Ordnung  ist,  denn  die  Psychologie  fast  aller  Kon- 
gresse ist  auf  Therapie  eingestellt,  diese  aber  hat  zur  Voraussetzung 
einen  Krankheitszustand.  In  der  Tat  haben  sich  schon  während  des 
Krieges  in  der  Struktur  der  Weltwirtschaft  Änderungen  geltend  ge- 
macht, von  denen  angenommen  werden  durfte,  daß  sie  nicht  von  bloß 
vorübergehender  Bedeutung  sein,  sondern  sich  nach  dem  Kriege  in 
verstärktem   Maße   durchsetzen   würden.     Die    Zeit   hat   diesen   Ver- 
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mutungen  recht  gegeben.  Die  „Friedenswirtschaft"  von  heute  weist 
gegenüber  derjenigen  von  vor  dem  Kriege  erhebliche  Änderungen 
ihres  Gefüges  auf,  die  zwar,  was  ausdrücklich  betont  sei,  das  Wesen 
der  Dinge,  d.  h.  den  prinzipiellen  Charakter  der  Weltverkehrsgesell- 
schaft, nicht  umgestalteten,  aber  doch  ihren  Kreislauf  und  vor  allem  die 
Stellung  der  einzelnen  Volkswirtschaften  in  der  Weltwirtschaft  ent- 
scheidend beeinflußt  haben. 

In  die  Augen  springt  zunächst  die  veränderte  weltpolitische 
Kräfteverteilung  als  unmittelbare  Folge  der  Pariser  Friedensbeschlüsse, 
die  auch  für  Mehrung  und  Minderung  ökonomischer  Macht  von  Be- 
deutung geworden  ist.  Es  läge  deshalb  nahe,  von  ihr  vor  allem  zu 
reden,  wie  es  in  fast  sämtlichen  weltwirtschaftlichen  Erörterungen  seit 
dem  Kriege  der  Fall  ist.  Dennoch  gehe  ich  einen  anderen  Weg.  Das 
wirtschaftliche  Leben  regelt  sich  nach  ihm  immanenten  Gesetzen,  die 
in  ihrer  Auswirkung  durch  politische  Maßnahmen  wohl  beeinflußt, 
aber  nicht  ausgeschaltet  werden  können.  Ihnen  sei  deshalb  meine  Be- 
trachtung vornehmlich  zugewendet.  Ich  will  versuchen,  den  Zustand 
der  Weltwirtschaft  der  Gegenwart,  der  ein  Krisenzustand  ist,  von  innen 
heraus  zu  analysieren  und  auf  seine  Kausalität  hin  zu  erforschen.  Die 
„Politik"  und  das  veränderte  politische  Weltbild  werden  mir  irgendwo 
auf  diesem  Wege  von  selbst  begegnen  und  gebührende  Beachtung 
finden  '. 

I. 

Bevor  in  die  Untersuchung  eingetreten  wird,  sei  klar  und  deutlich 
zum  Ausdruck  gebracht,  daß  der  Zustand  der  Weltwirtschaft,  wie  wir 
ihn  heute  sehen,  zwar  ein  Krisenzustand,  aber  keine  „K  r  i s  i s"  im 
üblichen  Sinne  des  Wortes  ist.  Seit  Bestehen  des  kapi- 
talistisch-industriellen Wirtschaftssystems  beobachten  wir  einen  Kreis- 
lauf, der  etwa  so  aussieht:  „normales"  Wirtschaftsleben,  ansteigende 
Konjunktur,  gute  Konjunktur,  Hausse,  Krisis,  Stagnation,  Wieder- 
belebung, „normales"  Wirtschaftsleben,  ansteigende  Konjunktur  usw. 
Diese  fast  gesetzmäßig  auftretende  Erscheinung  hat  im  Verlaufe  des 
19.  Jahrhunderts  zu  zahlreichen  Krisentheorien  geführt,  die  das 
Phänomen  jedoch  nicht  hinreichend  geklärt  haben.  Es  gibt  sozial- 
ökonomische Theoretiker,  welche  die  jetzige  internationale  Wirtschafts- 
krisis in  die  überkommene  Krisenauffassung  eingliedern  und  ihr  mit 
gleichfalls  überliefertem  Rüstzeug  beizukommen  versuchen.  Obwohl  es 
selbstverständlich  ist,  daß  ohne  Nutzbarmachung  überkommener  krisen- 
theoretischer Erkenntnis  die  Erforschung  der  gegenwärtigen  Krisis 
dilettantenhaft   bleibt,    darf   doch   behauptet   werden,   daß    jenes   ein- 


1  Die  vorliegende  Abhandlung  ist  an  mehreren  Stellen  ausführlicher  gehalten  als  der 
mündliche  Vortrag.  Über  den  gleichen  Gegenstand  habe  ich  mich  in  den  (nicht  allgemein 
zugänglichen)  „Weltwirtschaftlichen  Nachrichten"  verbreitet  (Nr.  347,  1922,  Sonderbeilage). 
Das  Ganze  ist  hier  nach  anderen  Gesichtspunkten  und  ausführlicher  behandelt,  doch  finden 
sich  im  einzelnen  zahlreiche  Anlehnungen,  die  auch  im  Wortlaut  zum  Ausdruck  kommen. 
Belege  und  Nachweise  in  einer  demnächst  herauskommenden  Schrift  über  „Die  Weltwirtschaft 
der  Gegenwart".  a 
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seitige  Unterfangen  zur  Fruchtlosigkeit  verurteilt  ist.  Die  jetzige 
Krisis  ist  nach  ihrem  innersten  Wesen  keine  „periodische"  Krisis, 
sondern  beruht  auf  „zufälligen"  Ursachen  und  will  demgemäß  sonder- 
lich erkannt  sein.  Vielleicht  ist  es  wissenschaftlich  sogar  irreführend, 
den  derzeitigen  Zustand  der  Weltwirtschaft  überhaupt  als  „Krisis"  zu 
bezeichnen,  weil  hierdurch  die  Ideenverbindung  mit  der  periodischen 
Krisis  künstlich  hergestellt  wird.  Trotzdem  ist  die  Beibehaltung  des 
Sprachgebrauchs  nicht  unberechtigt,  denn  vielleicht  niemals  hat  das 
Wirtschaftsleben  der  Welt  ein  so  krisenhaftes  Aussehen  gehabt  wie 
jetzt. 

Dies  vorausgeschickt,  gilt  es  nunmehr,  einen  methodologischen 
Ausgangspunkt  zu  finden,  der  wissenschaftlich  bestehen  kann.  Es  liegt 
in  der  Natur  der  Sache,  daß  er  zunächst  schematisch  zu  umschreiben 
ist,  Leben  und  Inhalt  kann  ihm  erst  die  Darlegung  geben.  Jedermann 
redet  von  der  „Krisis  der  Weltwirtschaft".  Meist  unbewußt  wird  dabei 
eine  bestimmte  Vorstellung  von  dem  „normalen",  erwünschten  Zustand 
der  Weltwirtschaft  als  gegeben  und  geläufig  vorausgesetzt;  und  doch 
ist  dies  ein  Irrtum,  der  am  Unfruchtbaren  der  bisherigen  Erörterungen 
die  Hauptschuld  trägt.  Welches  der  „normale"  Zustand  einer  Gesell- 
schaftswirtschaft sei,  ist  von  jeher  strittig  gewesen.  Die  Fülle  der 
gesellschaftswirtschaftlichen  Systeme  in  fast  allen  Kultursprachen  zeugt 
allein  davon.  Ist  das  Normale  und  Erwünschte  der  Kommunismus  der 
ersten  Christengemeinden,  ist  es  die  frühmittelalterliche  Bedarfs- 
deckungswirtschaft, der  hochentwickelte  Kapitalismus  der  Gegenwart 
oder  die  sozialistische  Wirtschaft?  Wer  will  es  sagenl  Dem  Ge- 
lehrten steht  es,  solange  er  sich  der  Grenzen  wissenschaftlicher  Er- 
kenntnis bewußt  ist,  am  allerwenigsten  zu.  Dennoch  muß  er  mit  einer 
bestimmten,  wenn  auch  nur  hypothetischen  Vorstellung  arbeiten,  aus 
der  sich  Aufgabe  und  Leistung  ableiten.  Im  vorliegenden  Falle  soll  sie 
verblüffend  einfach  gefunden  werden.  Als  „normal"  und  somit 
„erwünscht"  betrachte  ich  den  Zustand  der  Weltwirtschaft,  wie  er  sich 
vor  dem  Kriege  herausgebildet  hatte.  Schließen  Sie  aus  dieser  Um- 
schreibung beileibe  nicht  auf  meine  subjektiv-menschliche  Einstellung 
zu  den  Dingen.  Sie  würden  Überraschungen  erleben,  wenn  ich  von  ihr 
reden  wollte.  Vor  Ihnen  steht  jedoch  der  Gelehrte,  der  irgendeine 
hypothetische  Vorstellung  gewinnen  und  zum  Ausgangspunkt  nehmen 
muß,  wenn  er  überhaupt  in  Funktion  treten  soll.  Psychologisch  trifft  er 
mit  dem  gewählten  Ausgangspunkt  überdies  ins  Schwarze,  denn  die 
Politiker,  Finanziers  und  Ökonomen,  die  sich  zurzeit  in  allen  Ländern 
um  den  „Wiederaufbau"  der  Weltwirtschaft  bemühen,  meinen  damit 
in  der  Tat  letzten  Endes  die  Wiederherstellung  ihres  früheren  Zu- 
standes.  Dem  will  ich  mich  anpassen. 

Was  nun  war  in  der  alten  Weltwirtschaft  das  grundsätzlich  Ent- 
scheidende? Wie  schon  bemerkt,  bestimmte  sich  ihr  Charakter  durch 
den  Güteraustausch,  gleichgültig,  was  als  Triebkraft  hinter  ihm  stand. 
Im  Laufe  langer  Entwicklung  hatte  sich  ein  gewisses  Gleichgewichts- 
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Verhältnis  herausgebildet.  Der  Austausch  von  Gütern  vollzog  sich  nicht 
in  den  Grenzen  der  Staatsgebiete  —  obwohl,  wovon  noch  die  Rede  sein 
wird,  die  Idee  der  autarken  Wirtschaft  die  Weltwirtschaft  bis  zum 
höchsten  Gipfel  ihrer  Ausbildung  begleitete  — ,  sondern  umfaßte  den 
ganzen  Erdkreis.  Ein  ungemein  kompliziertes  Gebilde  war  da  ent- 
standen, dessen  Erschütterung  an  einer  Stelle  sich  wellen-,  unter  Um- 
ständen orkanartig  auf  das  Ganze  übertrug.  Wie  wirkten  solche  Er- 
schütterungen sich  aus?  Einfach  gesagt:  in  der  Störung  des 
Gl  e  i  chg  e  w  i  chts  ve  r  hältn  iss  e  s  zwischen  Angebot 
undNachfragevonWaren.  Wie  man  die  Sache  auch  ansieht, 
hier  steckt  der  Kern. 

So  gestaltete  Störung  besagten  Gleichgewichtsverhältnisses  konnte 
und  kann  von  zwei  Seiten  ausgehen:  von  der  Produktion  und  von 
der  Konsumtion.  Eine  Mißernte  in  Nahrungsmitteln  oder  vege- 
tabilen  Rohstoffen  beispielsweise  stellt  die  ausreichende  Bedarfs- 
deckung in  Frage,  läßt  die  Nachfrage  das  Angebot  übersteigen.  Eine 
die  Konsumkraft  überschreitende  Produktionsförderung  führt  zum 
Überangebot  von  Waren,  wie  andererseits  bei  gleichbleibender  Pro- 
duktion ein  Rückgang  der  Konsum-  bzw.  Kaufkraft  das  gleiche  Ergebnis 
hat.  Erschütterungen  des  Gleichgewichtsverhältnisses  können  aber 
auch  dadurch  entstehen,  daß  sich  für  Produktion  und  Absatz  in  ver- 
hältnismäßig kurzer  Zeit  Verschiebungen  herausbilden,  die  sich  zwar 
weltwirtschaftlich  ausgleichen,  volkswirtschaftlich  jedoch  zu  Störungen 
führen,  die  im  weiteren  Verlauf  wieder  auf  das  Ganze  zurückwirken. 

Im  Sprachgebrauch  des  täglichen  Lebens  hat  man  sich  daran  ge- 
wöhnt, eine  gewisse  Störung  des  Gleichgewichtsverhältnisses  zwischen 
Angebot  und  Nachfrage  als  günstig,  als  „gute  Konjunktur"  zu  be- 
zeichnen, nämlich  diejenige,  welche  die  Nachfrage  nach  Waren  das 
Angebot  übersteigen  läßt.  Als  „Krisis"  wird  nur  der  entgegengesetzte 
Zustand  empfunden,  der  für  die  Waren  Absatzmangel  aufweist. 
Schlechthin  soll  dieser  Sprachgebrauch  hier  übernommen  werden. 
Doch  sei  ausdrücklich  bemerkt,  daß  ein  dauerndes  Zurückbleiben  des 
Angebots  von  Waren  hinter  der  Nachfrage  gleichfalls  den  Charakter 
des  Krisenhaften  hat  und  deshalb  für  die  nachfolgenden  Unter- 
suchungen von  nicht  minderer  Bedeutung  ist. 

n. 

Betrachten  wir  im  Spiegel  dieser  Begriffsbildung  die  Weltwirt- 
schaft der  Gegenwart,  so  fällt  auf  den  ersten  Blick  ins  Auge,  daß  ihr 
krisenhafter  Zustand  imVorhandenseinjenesMißverhält- 
nisses  zwischen  Angebot  und  Nachfrage  von 
Waren  ihren  Ausdruck  findet.  Schwieriger  hingegen  ist  die 
Beantwortung  der  Frage,  worauf  dies  Mißverhältnis  zurückzuführen  ist. 
Hier  versagen  alle  bisherigen  Krisentheorien.  Deshalb  bleibt  nichts 
anderes  übrig,  als  eine  ausschließlich  auf  das  Konkrete  gerichtete 
Analyse  durchzuführen.  Ihr  Resultat  sei  aus  methodologischen  Gründen 
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vorweggenommen.  Soweit  ich  sehe,  sind  für  das  Mißverhältnis 
zwischen  Angebot  und  Nachfrage  von  Waren  in  der  Weltverkehrs- 
gesellschaft die  folgenden  Ursachen  wirksam: 

1.  Vermehrung  der  gewerblichen  Produktivkräfte.  2.  Räumliche 
Verschiebungen  der  gewerblichen  Produktivkräfte.  3.  Verminderung 
der  agrarischen  Produktivkräfte  in  Europa  und  deren  Vermehrung  in 
Übersee.  4.  Verminderte  Rationalisierung  im  technischen  Produktions- 
prozeß und  Verschiebungen  im  Verhältnis  zwischen  gesellschaftswirt- 
schaftlich produktiver  und  unproduktiver  Arbeit.  5.  Verminderung 
der  Konsum-  bzw.  Kaufkraft,  vornehmlich  in  Europa.  6.  Das  in  Un- 
ordnung geratene  Geldwesen.  7.  Störung  der  überkommenen  inter- 
nationalen Austauschverhältnisse  durch  wirtschaftspolitische  und 
allgemeinpolitische  Bestrebungen  und  Maßnahmen. 

Zu  dieser  Aufzählung  ist  zu  bemerken,  daß  erstens  (was  von  vorn- 
herein beachtet  sein  will)  diese  Ursachen,  mit  teilweiser  Ausnahme  der 
unter  7  genannten,  nicht  originär,  sondern  abgeleitet  sind,  daß  sie 
zweitens  unterschiedliche  Bedeutung  haben,  und  daß  drittens  neben 
ihnen  andere  Ursachen  wirksam  sind,  die  sich  systematisierender  Be- 
handlung entziehen.   Von  ihnen  wird  beiläufig  die  Rede  sein. 

Aus  Zweckmäßigkeitsgründen  fasse  ich  die  beiden  ersten  Punkte 
zusammen: 

I.  und  2.  Die  Vermehrung  und  räumliche  Ver- 
schiebung der  gewerblichen  Produktivkräfte.  Die 
unter  weltwirtschaftlichem  Gesichtswinkel  festzustellende  Vermehrung 
gewerblicher  Produktivkraft  ist  auf  den  Krieg  zurückzuführen.  Dies  gilt 
hauptsächlich  für  die  Eisen-  und  Stahlindustrie,  was  leicht  zu  erklären 
ist.  Vornehmlich  aus  Stahl  und  Eisen  wird  das  Kriegsgerät  hergestellt. 
Ungeheure,  jede  vorherige  Berechnung  übertreffende  Mengen  von 
Kriegsmaterial  mannigfacher  Art  hat  der  Krieg  verschlungen;  so- 
zusagen alle  Werkstätten  der  Erde  waren  mit  seiner  Herstellung  be- 
schäftigt. Da  an  Absatz  niemals  Mangel  war,  lohnte  es  sich  nicht  nur, 
bisherige  Anlagen  zu  erweitern,  sondern  auch  neue  ins  Leben  zu  rufen. 
Die  harmonische  Fortbildung  der  Produktivkräfte  in  den  einzelnen 
Ländern  ist  hierdurch  gestört  worden.  Die  Eisen-  und  Stahlindustrie 
wuchs  unverhältnismäßig  stark,  entwickelte  sich  vom  Standpunkt  des 
Ganzen  hypertrophisch.  Zur  Illustration  sei  angeführt,  daß  die  Roh- 
eisenproduktion in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  im  Jahre 
1913:  31  Millionen  Tonnen,  im  Jahre  1916  hingegen  40  Millionen 
Tonnen  betrug,  während  die  Stahlproduktion  von  31  auf  43  Millionen 
Tonnen  gesteigert  worden  ist.  Als  der  Krieg  beendigt  war,  mußte  die 
Stahl-  und  Eisenindustrie  sich  schneller,  als  sie  es  erwartet  hatte,  auf 
den  Friedensbetrieb  umstellen.  Dies  schien  keinen  Schwierigkeiten  zu 
begegnen.  Während  des  Krieges  war  die  private  Nachfrage  in  allen 
Ländern  unbefriedigt  geblieben,  so  daß  sich  jetzt  ein  starker  Waren- 
hunger bemerkbar  machte.  Die  Umstellung  ging  deshalb  im  Zeichen 
der  Hochkonjunktur  vor  sich,  von  der  man  annahm,  daß  sie  von  langer 
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Zeitdauer  sein  würde.  Um  so  größer  war  die  Enttäuschung,  als  schon 
im  Jahre  1920  der  Rückschlag  eintrat  und  alle  Berechnungen  über  den 
Haufen  geworfen  wurden.  Die  Preise,  die  nach  beendigtem  Kriege 
stark  in  die  Höhe  gegangen  waren,  fielen  in  jähem  Sturz,  die  Auftrags- 
bestände nahmen  rapid  ab.  Der  im  Kriege  geschaffene  Produktions- 
rahmen geriet  in  schreiendes  Mißverhältnis  zur  Nachfrage. 

Die  durch  den  Kriegsbedarf  bedingten  Produktionssteigerungen  in 
der  Stahl-  und  Eisenindustrie  sind  den  kriegführenden  Ländern  nicht 
in  gleichem  Maße  zugute  gekommen  und  haben  infolgedessen  Ver- 
schiebungen im  bisherigen  Verhältnis  der  Produktivkräfte  zur  Folge 
gehabt.  Frankreich  verlor  infolge  feindlicher  Besetzung  80  %  seiner 
Produktion.  Diesen  Ausfall  konnte  England  nur  zum  Teil  decken,  ob- 
wohl es  seine  Stahlerzeugung  in  der  Zeit  von  1914 — 1917  von  7,9  auf 
9,9  Millionen  Tonnen  steigerte.  Hauptlieferant  wurden  die  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika.  Auch  in  der  Kohlenproduktion  hat  sich 
das  Verhältnis  zwischen  ihnen  und  Europa  verschoben.  Der  ameri- 
kanische Anteil  an  der  Weltkohlenproduktion  betrug  1913:  39,6  %, 
im  Jahre  1920  hingegen  46,3  %,  während  der  europäische  Anteil  von 
54,4  %  auf  46  %  zurückgegangen  ist. 

Der  Schiffbau  ist  durch  den  Krieg  gleichfalls  unmittelbar  beeinflußt 
worden.  Die  enormen  Transportleistungen  für  die  Ententestaaten  und 
die  Verluste  durch  den  Ubootkrieg  zwangen  zu  umfassenden  Neu- 
bauten. Die  Folge  war,  daß  nach  Beendigung  des  Krieges  die  Welt- 
handelsmarine etwa  denselben  Stand  hatte  wie  vor  dem  Kriege  und 
sodann  starken  Zuwachs  erhielt.  Die  Tonnage  der  vom  Stapel  ge- 
lassenen Schiffe  über  100  Tonnen  belief  sich  im  Jahre  1913  auf 
3,3  Mill.,  im  Jahre  1919  hingegen  auf  7,1  Mill.  Tonnen.  Die  Gesamt- 
Welthandels-(See-Dampfer-)Tonnage  umfaßt  heute  etwa  56,8  Mill. 
gegenüber  40,8  Mill.  Tonnen  im  Jahre  1913.  Bemerkenswert  ist,  daß  auch 
hier  eine  beträchtliche  Verschiebung  der  Produktivkraft,  und  zwar  wieder- 
um zugunsten  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  Platz  gegriffen  hat. 
Der  Anteil  der  letzteren  an  der  Welthandelsflotte  ist  von  4,8  %  auf 
22  %  gestiegen,  derjenige  Englands  hingegen  von  44,7  %  auf  33,6  % 
gesunken.  Diese  Zahlen  spiegeln  allerdings  den  Anteil  der  beiden 
Länder  an  der  heutigen  Schiffbautätigkeit  nicht  exakt  wider,  weil  in- 
zwischen zahlreiche  Werften  in  den  Vereinigten  Staaten  eingegangen 
sind  und  die  Engländer  große  Anstrengungen  gemacht  haben,  um  die 
Führerrolle  zu  behaupten.  Immerhin  ist  damit  zu  rechnen,  daß  die 
Amerikaner  nicht  nur  wieder  Seefahrer,  wie  bis  zum  Bürgerkriege,  ge- 
worden sind,  sondern  daß  sie  auch  im  Schiffbau  eine  maßgebliche  Stellung 
erlangt  haben.  Von  den  übrigen  kriegführenden  Ländern  der  Entente 
hat  hauptsächlich  Japan  sich  am  Schiffbau  in  zunehmendem  Umfange 
beteiligt.  Vor  dem  Kriege  geschah  die  Belieferung  der  japanischen 
Reedereien  überwiegend  durch  ausländische  Werften.  Als  diese 
während  des  Krieges  versagten,  empfing  die  japanische  Schiffbau- 
industrie starke  Impulse.   Schon  im  Jahre  1916  deckten  sie  nicht  nur 
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den  eigenen  Bedarf,  sondern  lieferten  bereits  mehrere  große  Dampfer 
an  das  Ausland.  Mitte  des  Jahres  1917  wurden  auf  japanischen 
Werften  bereits  Schiffe  für  Norwegen,  Großbritannien,  die  Vereinigten 
Staaten  und  Rußland  gebaut.  Die  Produktionsziffer  stieg  von  64  000 
Tonnen  im  Jahre  1913  auf  489  000  Tonnen  im  Jahre  1918.  Stärkerer 
^Ausdehnung  stand  Materialmangel  im  Wege,  obwohl  das  Regierungs- 
stahlwerk in  Wakamatsu  seine  Erzeugung  auf  über  200  000  Tonnen 
brachte,  d.  h.  verdoppelte,  und  auch  andere  Stahlwerke  ihre  Produktion 
steigerten  und  schließlich  ein  japanisches  Stahlwerk  in  China  ge- 
gründet wurde.  Ohne  diesen  Materialmangel  wäre  die  japanische 
Schiffbauerzeugung  zweifellos  noch  stärker  gewachsen.  Auch  in 
etlichen  der  neutralen  Länder  ist  es  während  der  Kriegszeit  zu  ver- 
stärkter Schiffbautätigkeit  gekommen.  Dies  gilt  vor  allem  für  die 
Niederlande  und  die  skandinavischen  Staaten.  Demgegenüber  sank 
der  Handelsschiffbau  in  Frankreich,  Deutschland  und  Österreich  zur 
Bedeutungslosigkeit  herab,  um  freilich  in  Deutschland  unmittelbar  nach 
dem  Kriege  sofort  wieder  in  starkem  Ausmaße  einzusetzen. 

Nach  beendigtem  Kriege  stand  der  nasse  Verkehr  im  Zeichen  der 
Hochkonjunktur.  Die  Raten  erreichten  eine  bisher  nicht  gekannte  Höhe, 
doch  erfolgte  im  Jahre  1920  —  teilweise  schon  früher  —  auch  hier  der 
Umschwung.  Die  zu  transportierenden  Gütermengen  nahmen  rasch  ab, 
während  die  Tonnage  noch  im  Wachsen  begriffen  war.  Als  Folge  auch 
hier  ein  Mißverhältnis  zwischen  Angebot  und  Nachfrage  von  Schiffs- 
raum, das  in  weiterer  Folge  in  fast  allen  Ländern  zur  Auflegung  von 
Schiffen  führte.  Noch  am  1.  Juli  1922  belief  sich  nach  „Lloyds  List" 
allein  in  Großbritannien  die  Zahl  der  aufliegenden  Schiffe  auf  582  mit 
1,1  Mill.  NRT.,  darunter  1  Mill.  englischer  Flagge.  Immerhin  ist  eine 
Besserung  eingetreten,  denn  ein  Jahr  früher  waren  in  England 
1,8  Mill.  t  aufgelegt. 

Ähnliche  durch  den  Krieg  als  Konsumenten  bedingte  Steigerungen 
der  Produktivkraft  lassen  sich  auf  zahlreichen  anderen  Gebieten  ge- 
werblicher Tätigkeit  nachweisen,  auch  in  Deutschland.  Dies  im 
einzelnen  darzulegen,  würde  jedoch  zu  weit  führen1.  Wohl  aber 
sei  schon  hier  auf  einige  Folgewirkungen  dieser  Vermehrung  gewerb- 
licher Produktivkraft  hingewiesen.  Dadurch,  daß  —  mit  Ausnahme  von 
Deutschland  —  infolge  verringerter  Absatzmöglichkeit  die  erweiterten 
Produktionsanlagen  später  nicht  voll  ausgenutzt  werden  konnten, 
mußten  und  müssen  Amortisations-  und  Zinsquoten  in  die  Preise  ein- 
kalkuliert werden,  die  sich  im  Falle  voll  beschäftigten  Betriebes  auf 
eine  größere  Produktenmenge  verteilt  hätten;  hierdurch  ergab  sich  im 
Grunde  die  Notwendigkeit  verteuerten  Angebots,  das  jedoch  angesichts 
der  Marktlage  nicht  durchzusetzen  war.  Ältere  Unternehmungen 
können  diesen  Zustand  durch  Einschießen  der  Reserven  längere  Zeit 
aushalten,  jüngere  und  weniger  leistungsfähige  hingegen  wurden  not- 


1  Vgl.  hierüber  die  angekündigte  Schrift. 
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leidend  oder  gingen  zugrunde.  Da  sie  vielfach  von  vornherein  auf 
Kredit  aufgebaut  waren,  zogen  sie  die  Kreditgeber  in  Mitleidenschaft 
und  bedrohten  nicht  zuletzt  zahlreiche  Banken  in  ihrer  Existenz.  Hier 
liegt  zugleich,  was  nebenbei  bemerkt  sei,  eine  Wurzel  der  Geldknapp- 
heit. Sie  ist  keine  „Kapitalknappheit"  im  Sinne  des  Bedarfs  an  Mitteln 
zur  Schaffung  von  Kapitalgütern,  sondern  im  erörterten  Sinne  der  Er- 
haltung von  (nicht  benötigten)  Produktionsanlagen  und,  was  hinzu- 
kommt, zur  Verhinderung  der  Verschleuderung  von  früher  her- 
gestellten Waren.  Der  so  in  Anspruch  genommene  Kredit  wird  un- 
mittelbar nicht  produktiv,  mittelbar  kann  er  es  werden,  wenn  die 
Zielsetzung  erreicht  wird.  Ungemein  häufig  ist  dies  nicht  der  Fall 
gewesen. 

Um  zum  Ausgangspunkt  zurückzukommen,  sei  darauf  hingewiesen, 
daß  die  Produktivkraft  durch  den  Krieg  auch  mittelbar  gesteigert 
worden  ist.  In  den  kriegführenden  Ländern  dadurch,  daß  In- 
dustrien neu  entstanden  sind,  deren  Erzeugnisse  im  Interesse  nationaler 
Unabhängigkeit  auch  künftig  im  Lande  hergestellt  werden  sollten.  Im 
wesentlichen  handelt  es  sich  um  sogenannte  Schlüsselindustrien,  deren 
Begriff  allerdings  weiter  gefaßt  wurde,  als  es  bis  dahin  üblich  war.  Hin- 
gewiesen sei  auf  die  Farbenindustrie,  die  Glasindustrie,  die  optische 
Industrie,  die  Herstellung  von  Drogen,  Chemikalien  und  wissenschaft- 
lichen Instrumenten  in  England,  in  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  und  auch  in  anderen  Ländern.  In  den  neutralen  Staaten 
wirkte  der  Krieg  vielfach  als  Hochschutz-,  ja  als  Prohibitivzoll.  Das 
Warenangebot  aus  den  hochentwickelten  Industrieländern  blieb  aus, 
weil  diese  mit  Deckung  des  Kriegsbedarfs  vollauf  beschäftigt  waren. 
Es  bildeten  sich  ähnliche  Zustände  heraus,  wie  sie  während  der  Kon- 
tinentalsperre im  festländischen  Europa  bestanden  hatten.  Angesichts 
der  nahezu  ausgeschalteten  Konkurrenz  setzte  eine  industrielle  Ent- 
wicklung ein,  die  unter  normalen  internationalen  Austauschbeziehungen 
nicht  möglich  gewesen  wäre.  Dies  gilt  sowohl  für  die  neutralen 
Länder  Europas  als  auch  für  überseeische  Gebiete.  Die  japanische 
Textilindustrie  z.B.  steigerte  in  den  Jahren  1913—1918  die  Zahl  ihrer 
Spindeln  um  170  %,  diejenige  der  Webstühle  um  160  %.  Die  Pro- 
duktion von  Seide  wuchs  in  der  gleichen  Zeit  um  540  %,  diejenige  von 
europäischem  Papier  um  643  %,  von  Glas  um  534  %,  von  Porzellan  um 
270  %.  In  China  ist  eine  ähnliche  Entwicklung  festzustellen.  Von 
1915 — 1921  vermehrten  die  Baumwollspindeln  sich  um  450  %,  die 
Webstühle  um  300  %.  Auch  in  Indien  und  den  Ländern  Südamerikas 
hat  die  Textilindustrie  erhebliche  Fortschritte  zu  verzeichnen. 

Ferner  ist  auf  zwei  Entwicklungstendenzen  aufmerksam  zu  machen, 
die  sowohl  zur  Vermehrung  insgesamt  vorhandener  Produktivkraft  als 
auch  zu  deren  räumlicher  Verschiebung  hingeführt  haben.  Einmal 
handelt  es  sich  um  die  internationale  Umgruppierung 
der  Industriestandorte  im  Sinne  der  RoKstoff- 
orientierung.    Sie  ist  an  sich  keine   Erscheinung   der  Neuzeit. 
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Unter  der  Voraussetzung,  daß  Maßnahmen  der  Wirtschaftspolitik  es 
nicht  künstlich  verhindern,  wird  sich,  je  länger  desto  mehr,  die  räum- 
liche Differenzierung  der  Produktion  unter  dem  Gesichtswinkel  der 
Ausnutzung  günstigster  Produktionsbedingungen  vollziehen:  im  Sinne 
des  von  den  Klassikern  aufgestellten  Ideals  der  „internationalen 
Arbeitsteilung".  Die  „Produktionsbedingungen'  sind  nach  Art  und 
Wesen  teils  natürlich,  teils  kultürlich;  zu  letzteren  gehören  u.  a.  hoch- 
entwickelte Technik,  qualifizierte  Arbeiter,  kaufmännische  Fähigkeit, 
Reichtum  an  Geldkapital,  Organisationsformen  (Kartelle,  Trusts),  ge- 
wisse Rechtsinstitute  (Patente,  Musterschutz)  usw.  In  dem  Maße  wie 
die  Verkehrsmittel  sich  verbessern  und  die  Transportkosten  sinken, 
werden  für  die  räumliche  Differenzierung  der  Produktion  die  kultür- 
lichen  Vorzüge  bedeutsamer  als  die  natürlichen,  insbesondere  die  bloße 
Verfügung  über  Rohstoffe.  So  kam  es,  daß  sich  in  England  die  Baum- 
woll-  und  Juteindustrie  entwickelte,  obwohl  die  Fasern  aus  Übersee  be- 
zogen werden  mußten,  daß  spanische,  schwedische  und  australische 
Erze  in  anderen  Ländern  verhüttet  und  weiter  verarbeitet  werden,  daß 
die  Kautschuk-  und  Tabakindustrie  ihre  Rohstoffgrundlage  Tausende 
von  Meilen  entfernt  haben,  daß  zahlreiche  Ausgangsmaterialien  der 
chemischen  Industrie  wochenlange  Transporte  zurücklegen  müssen, 
bevor  sie  an  den  Ort  ihrer  Verarbeitung  gelangen.  Es  unterliegt  jedoch 
keinem  Zweifel,  daß  dieser  Zustand  nicht  unabänderlich  ist.  Zahlreiche 
Rohstoff  gebiete  erwerben  die  gekennzeichneten  kultürlichen  Vorzüge 
und  erlangen  durch  deren  Verbindung  mit  den  natürlichen  gegenüber 
den  alten  Industrieländern  Überlegenheit,  wie  schon  Karl  Knies  es 
ausdrückte:  „Indem  der  Verkehr  alles  gleich  gestaltet,  was  gleich  ge- 
macht werden  kann,  muß  die  Wirkung  dessen,  was  ungleich  verbleibt, 
um  so  stärker  hervortreten."  Der  Prozeß  beginnt  mit  der  Herstellung 
geringwertiger  Güter,  greift  schließlich  aber  auch  auf  Qualitätsarbeit 
über. 

Diese  Entwicklung  ist  durch  den  Krieg  erheblich  beschleunigt 
worden.  In  Indien  hat  die  Jute-,  Baumwoll-,  Eisen-  und  Stahlindustrie 
auf  volkswirtschaftlicher  Rohstoffbasis  erstaunliche  Fortschritte  ge- 
macht. Das  gleiche  gilt  für  die  Leder-  und  Schuhwarenindustrie  und 
die  Lebensmittelindustrien,  in  gewissem  Umfange  sogar  in  der  Eisen- 
und  Stahlindustrie  in  Südafrika,  für  die  Wollspinnerei-,  Zement-,  Glas-, 
Papier-Industrie,  Drahtfabrikation  und  die  Erzverhüttung  in  Australien, 
für  die  Eisen-  und  Stahlindustrie  in  Schweden  und  Spanien,  die  Papier- 
und  Holzmassefabrikation  in  Finland  und  Kanada.  Auch  in  den  süd- 
amerikanischen Ländern  sind  gleiche  Entwicklungstendenzen  fest- 
zustellen. 

Die  Entstehung  neuer  und  die  Erweiterung  alter  Industrieunter- 
nehmungen durch  die  soeben  gekennzeichneten  Ursachen  trägt  in 
mehrfacher  Hinsicht  Krisenkeime  in  sich.  Setzen  die  Unternehmungen 
sich  durch,  so  bedrohen  sie  den  Absatz  der  Unternehmungen  in  den 
alten  Industrieländern,  gelingt  es  ihnen  nicht,  so  sind  schwere  Verluste 
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die  Folge.  Beides  ist  der  Fall  gewesen.  Die  Notlage  der  englischen 
Textilindustrie  z.  B.  läßt  sich  in  erheblichem  Umfange  auf  die  Kon- 
kurrenz jener  Neugründungen  zurückführen.  An  weiteren  Beispielen 
ist  kein  Mangel.  Andererseits  ist  ein  großer  Teil  der  Neugründungen 
in  den  während  des  Krieges  begünstigten  Neuländern  nach  Herstellung 
normaler  internationaler  Konkurrenzverhältnisse  in  schwere  Not  ge- 
raten. Das  klassische  Beispiel  hierfür  sind  die  Zustände  in  Italien.  Die 
so  entstandenen  Verluste  sind  enorm  und  haben  zur  „Krisis  der  Welt- 
wirtschaft" das  ihrige  beigetragen.  Zugleich  ist  diese  Notlage  der  Quell 
einer  weiteren  Störung  des  weltwirtschaftlichen  Verkehrs.  Die  Wirt- 
schaftspolitik versucht,  die  gefährdeten  industriellen  Unternehmungen 
durch  Aufrechterhaltung  der  Sonderbedingungen,  unter  denen  jsie 
während  des  Krieges  entstanden  sind,  zu  retten.  Das  Mittel  sind  Ein- 
fuhrverbote, Zölle,  Produktionsprämien  und  sonstige  Maßnahmen,  die 
zumeist  von  den  alten  Industrieländern,  sofern  diese  sich  nicht  gegen 
die  junge  Konkurrenz  schon  vorher  in  derselben  Weise  geschützt 
hatten,  vergolten  werden.  Im  einzelnen  ist  hierauf  unter  7  zurückzu- 
kommen. Die  derartig  bedingten  Verschiebungen  sind  wiederum 
krisenbildend  im  Sinne  entstandenen  Mißverhältnisses  zwischen  An- 
gebot und  Nachfrage  in  den  Ländern,  die  in  diesem  Kampfe  unter- 
liegen. 

Schließlich  ist  auf  die  durch  die  Pariser  Friedensschlüsse  herbei- 
geführte Zerreißung  bisher  staatlich  umschlossener  Wirtschafts- 
einheiten durch  Schaffung  neuer  Staaten  und  Annexionen  hinzu- 
weisen, die  gleichfalls  Produktionsverschiebungen  von  nicht  nur  volks- 
wirtschaftlicher, sondern  auch  weltwirtschaftlicher  Bedeutung  mit  sich 
brachten. 

Will  man  die  politische  Neugestaltung  Europas  auf  kurzen  Aus- 
druck bringen,  so  ist  von  ihr  zu  sagen,  daß  sie  sich  grundsätzlich  im 
Sinne  des  Nationalitätenprinzips  vollzog.  Hierbei  sind  jedoch  die  wirt- 
schaftlichen Existenzbedürfnisse  der  neuen  Staaten  in  weitgehendem 
Maße  berücksichtigt  worden,  was  wiederum  die  Nationalitätsidee  beein- 
trächtigte. Zu  verweisen  ist  auf  die  Tschecho-Slowakei,  die  neben  6  Mill. 
Tschechen  3,7  Mill.  Deutsche  und  1,2  Mill.  Slowaken  zu  ihren  Ein- 
wohnern zählt.  Im  Hinblick  auf  die  im  Kriege  unterlegenen  Staaten  ist 
das  Nationalitätsprinzip  durch  die  Pariser  Friedensschlüsse  schärfer  zum 
Ausdruck  gekommen  und  der  wirtschaftliche  Gesichtspunkt  nahezu 
gänzlich  außer  acht  gelassen  worden.  Österreich,  dem  die  Voraus- 
setzungen staatlichen  Lebens  überhaupt  genommen  sind,  ist  das 
sprechende  Beispiel  dafür.  Von  gleicher  Bedeutung  sind  die  Amputa- 
tionen, die  Deutschland  und  seine  Verbündeten  sich  gefallen  lassen 
mußten;  sie  erschütterten  den  wirtschaftlichen  Gleichgewichtszustand 
in  diesen  Ländern  von  Grund  aus.  So  hat  Deutschland  79%  seiner 
Eisenerzförderung,  33,9%  seiner  Kohlenförderung,  33%  der  Roheisen- 
erzeugung, 19%  der  Stahlerzeugung  und  26%  seiner  Kaliförderung  ver- 
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loren.  Österreich  und  Ungarn  haben  fast  ihr  ganzes  Steinkohlengebiet 
an  Polen  und  die  Tschecho-Slowakei  abtreten  müssen. 

Es  liegt  auf  der  Hand,  daß  die  hier  angedeuteten  umfassenden 
Verschiebungen  in  den  Produktions-  und  Absatzverhältnissen  Europas 
zu  Störungen  hinführen  mußten,  die  allein  schon  einen  krisenhaften 
Zustand  der  europäischen  Wirtschaft  und  in  weiterer  Folge  der  Welt- 
wirtschaft herbeizuführen  geeignet  waren.  Was  sich  in  zum  Teil  jahr- 
hundertelanger Entwicklung  herausgebildet  und  gewissermaßen  organi- 
schen Charakter  angenommen  hatte,  ging  in  wenigen  Jahren  seines 
inneren  Zusammenhanges  verlustig  und  ist  auf  eine  „Neuorientierung" 
angewiesen,  die  nur  nach  folgenschwerer  Übergangszeit  gefunden 
werden  kann,  soweit  sie  nicht  überhaupt  unmöglich  ist  und  infolge- 
dessen dauernde  Verkümmerung  der  betroffenen  Wirtschaftsgebiete  und 
Wirtschaftszweige  befürchtet  werden  muß. 

3.  Die  Verminderung  der  agrarischen  Produk- 
tivkräfte in  Europa  und  deren  Vermehrung  in 
Übersee.  Gegenüber  der  Vorkriegszeit  hat  ein  allgemeiner  Rück- 
gang der  landwirtschaftlichen  Produktion  im  europäischen  Osten,  Süd- 
osten, in  Deutschland,  Frankreich  und  Belgien  stattgefunden.  In  Ruß- 
land ist  dieser  Rückgang  auf  50 — 75%  zu  schätzen.  Die  sogenannten 
russischen  Randstaaten  haben  mit  Ausnahme  von  Litauen  und  Estland 
nicht  nur  keine  Ausfuhrüberschüsse,  sondern  müssen  im  Gegenteil 
Getreide  und  andere  Lebensmittel  einführen.  Das  gleiche  trifft  für 
Polen  zu,  dessen  Versorgung  trotz  starker  Einfuhr  im  Jahre  1921  um 
etwa  1,8  Mill.  Tonnen  hinter  dem  Bedarf  in  der  Vorkriegszeit,  gemessen 
an  dem  Verbrauch  pro  Kopf,  zurückblieb.  Die  Gebiete  der  ehemaligen 
österreichisch-ungarischen  Monarchie  weisen  ausnahmslos  Rückgang 
der  Erträge  pro  Hektar  auf.  Selbst  das  frühere  Überschußgebiet  der 
Tschecho-Slowakei  ist  heute  auf  die  Einfuhr  von  Getreide  angewiesen, 
ohne  daß  es  bis  jetzt  zur  normalen  Deckung  des  Bedarfs  gekommen 
wäre.  In  Rumänien  sind  während  des  Krieges  die  Weizenernten  stark 
zurückgegangen;  trotz  vergrößerter  Anbaufläche  im  Jahre  1921  (16% 
gegenüber  1920)  sind  die  früheren  Erträge  noch  nicht  annähernd 
wieder  erreicht.  In  Deutschland  ist  die  Gesamtanbaufläche  für  die  vier 
wichtigsten  Getreidearten  im  Jahre  1921  um  2,2  Millionen  ha  gegen- 
über 1913  zurückgeblieben.  In  Frankreich  erreichte  die  Anbaufläche 
trotz  Vergrößerung  durch  Elsaß-Lothringen  bei  weitem  nicht  die  Aus- 
dehnung der  Vorkriegszeit.  Das  Weizenareal  war  im  Jahre  1921  sogar 
um  28%  geringer  als  im  Durchschnitt  der  Jahre  1909/13,  während  das 
Roggenareal  um  25%,  die  Anbaufläche  für  Gerste  und  Hafer  um  12% 
zurückging.  In  Belgien  blieb  die  Anbaufläche  für  Weizen  im  Jahre  1920 
gegenüber  dem  Durchschnitt  der  Jahre  1911/14  um  25%  zurück.  Mit 
diesen  Rückgängen  korrespondiert  die  Verminderung  der  Viehbestände, 
auf  die  hier  im  einzelnen  nicht  eingegangen  werden  kann. 

In  den  übrigen  europäischen  Ländern  hat  während  des  Krieges 
teilweise    eine    Vermehrung    der    Anbaugebiete    für    Getreide    statt- 
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gefunden,  deren  Erträge  jedoch  für  die  Ausfuhr  nicht  in  Betracht 
kamen,  da  sie  heute  überwiegend  wieder  verlorengegangen  sind.  In 
England  beispielsweise  war  das  Weizenareal  1908  auf  2,7  Mill.  acres 
gesteigert  worden,  doch  war  im  Jahre  1920  mit  1,9  Mill.  acres  der 
Friedensstand  im  wesentlichen  wieder  hergestellt.  Insgesamt  ergibt 
sich  für  E  u  r  o  p  a  gegenüber  der  Vorkriegszeit  ein  enormer  Verlust  an 
Agrarerzeugnissen,  der  sich  zahlenmäßig  (die  Statistiken  ermangeln  der 
Exaktheit)  etwa  so  darstellt: 

Die   Ernten   Europas 
in  den  Jahren  1911—13  und  1919—21  (in  dz.)1. 


Jahre 

Gesamternte 

(Weizen,  Roggen, 

Hafer,  Gerste,  Mais) 

Weizenernte 

1911 
1912 
1913 

1919 
1920 
1921 

1  573  478  801 

1730157  263    - 

1872386191 

768715  687* 

855881957* 

959  324  384* 

481  209  146 
512  107  863 
574  641039 
243  977  296* 
257  617  227* 
329  924  064* 

*  Ohne  Rußland. 

Dieser  Ausfall  ist  durch  Mehranbau  von  landwirtschaftlichen  Er- 
zeugnissen in  den  nichteuropäischen  Gebieten  keineswegs  ausgeglichen 
worden.  Zwar  hat  teilweise  eine  beträchtliche  Steigerung  landwirt- 
schaftlicher Produktion  stattgefunden,  vor  allem  in  den  beiden  großen 
Landwirtschaftsgebieten  des  nordamerikanischen  Kontinents.  In  den 
Vereinigten  Staaten  und  in  Kanada  betrug  das  Gesamtareal  für  die 
fünf  Getreidearten  im  letzten  Kriegsjahr  etwa  107  Mill.  ha,  das  ist 
gegenüber  der  Vorkriegszeit  eine  Vermehrung  von  etwa  19%.  Ver- 
hältnismäßig am  größten  ist  die  Steigerung  in  Kanada.  Mit  Weizen 
waren  hier  im  Jahre  1921:  9,4  Mill.  ha  oder  110%  mehr  als  im  Jahre 
1912,  in  den  Vereinigten  Staaten  25,2  Mill.  ha  oder  36%  mehr  be- 
stellt. Der  Viehbestand  (Pferde,  Rinder,  Schafe,  Schweine)  hat  in  den 
Vereinigten  Staaten  im  ganzen  um  11,6  Mill.  Stück  (6 — 7%)  ab- 
genommen. Der  Rinderbestand  weist  auch  in  den  Vereinigten  Staaten 
eine  Vermehrung  auf;  er  betrug  1921:  65,6  Mill.  Stück  =  16%  Zu- 
wachs gegenüber  1913.  In  Kanada  hat  der  Bestand  aller  Vieharten 
zugenommen,  absolut  am  meisten  bei  den  Rindern,  deren  Zahl  sich 
um  3,6  Mill.  Stück  auf  10,2  Mill.  Stück  =  52,6%  vermehrte. 

In  Südamerika  haben  diejenigen  Länder,  welche  vor  dem  Kriege 
auf  Getreideeinfuhr  angewiesen  waren,  die  eigene  Anbaufläche  zu  ver- 
mehren gesucht,  während  die  Getreideüberschußgebiete  sich  mehr  auf 
die  besser  rentierende  Viehzucht  einstellten,  z.  B.  Argentinien.    Mit 

i  Annuaire  international  de  statistique  agricole  1917  et  1918, 1909  ä  1921.   Rom  1920  u.  1922. 
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Ausnahme  von  Chile  sind  die  Anbauflächen  inzwischen  sämtlich  wieder 
auf  den  Umfang  der  Vorkriegszeit  zurückgegangen,  zum  Teil  sogar 
darunter  herabgesunken.  In  Argentinien  beispielsweise  waren  1921: 
5,9  Mill.  ha  mit  Weizen  bestellt,  das  ist  8,7%  weniger  als  1913/14.  Die 
Haferanbaufläche  ging  um  33*/3%,  diejenige  für  Mais  um  25%  zurück. 
In  den  übrigen  Ländern  der  Welt  sind  dauernde  nennenswerte  Ver- 
mehrungen der  Anbauflächen  für  Getreide  nicht  zu  verzeichnen.  Eine 
weltwirtschaftlich  nicht  bedeutsame  Ausnahme  macht  nur  Japan. 

Zusammengefaßt  stehen  den  großen  Ausfallgebieten  in  Europa  nur 
die  Vermehrungsgebiete  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  und 
in  Kanada  gegenüber.  Ein  weltwirtschaftlicher  Ausgleich  ist  dadurch 
nicht  herbeigeführt  worden.   Die  Weltweizenernte  z.  B.  betrug: 

im  Jahre  1913 1  102  040  238  dz 

im  Jahre  1921 .    .    .  835  545  723  dz* 

Es  bleibt  ein  Defizit  von 266  494  515  dz 

*  Ohne  Rußland. 

Im  übrigen  ist,  vom  Standpunkt  der  Weltwirtschaftskrisis  be- 
trachtet, die  Produktionsvergrößerung  in  den  genannten  Gebieten  auch 
grundsätzlich  kein  Ausgleich  für  den  Ausfall  in  Europa,  weil  die  hier 
betroffenen  Länder  Gegenwerte  nicht  zu  schaffen  vermochten,  die  sie 
in  den  Stand  gesetzt  hätten,  ihren  Bedarf  an  Getreide  und  anderen 
Nahrungsmitteln  durch  Einfuhr  in  ausreichendem  Umfange  zu  decken. 
Als  Folge  ergibt  sich  unbefriedigter  Bedarf  in  den  genannten  Gebieten 
Europas,  Absatzmangel  in  Amerika  und  Kanada.  Auf  diesen  wichtigen 
Zusammenhang  und  auf  die  besondere  Bedeutung  der  verminderten 
agrarischen  Produktion  in  Europa  für  den  Absatz  von  Industrieerzeug- 
nissen wird  unter  5  zurückzukommen  sein. 

4.  Die  verminderte  Rationalisierung  im  tech- 
nischen Produktionsprozeß  und  die  Verschie- 
bungen im  Verhältnis  zwischen  gesellschaftswirt- 
schaftlich produktiver  und  unproduktiver  Arbeit. 
In  einer  gedankenreichen  geschichtswissenschaftlichen  Abhandlung 
sagt  Ludo  Moritz  Hartmann,  daß  in  der  Dreieinigkeit:  fort- 
schreitende Vergesellschaftung,  fortschreitende  Produktivität  und  fort- 
schreitende Differenzierung,  der  gesamte  Inhalt  der  historischen  Ent- 
wicklung enthalten  sei,  während  ihre  Form  durch  direkte  Anpassung 
und  Auslese  bedingt  werde.  Das  Wesen  gesellschaftswirtschaftlicher 
Entwicklung  wird  hierdurch  trefflich  gekennzeichnet:  die  Güter- 
beschaffung untersteht  dem  Gesetz  der  Rationalisierung,  insbesondere 
in  der  kapitalistisch-industriellen  Entwicklung.  Man  vergleiche  die 
empirische  gewerbliche  Güterherstellung  in  der  Betriebsform  des  Hand- 
werks auf  deutschem  Boden  am  Anfange  des  19.  Jahrhunderts  mit  dem 
arbeitsteilig  organisierten  Großbetrieb  der  Neuzeit.  Nicht  anders  steht 
es  um  die  Auswirkung  des  Prinzips  der  Rationalisierung  in  der  Land- 
wirtschaft Westeuropas  und  Amerikas.  Die  gewaltige  Steigerung  der 
Bodenerträge  im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts  ist  ihr  zuzuschreiben. 
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Zwei  Gesichtspunkte  sind  es,  die  sich  im  Siegeszuge  der  Rationali- 
sierung des  technischen  Produktionsprozesses  durchsetzen:  Über- 
windung des  empirischen  Verfahrens  durch  Anwendung  naturwissen- 
schaftlicher Erkenntnisse  auf  die  Technik  und  als  mögliche  Folge  die 
Emanzipation  von  der  menschlichen  Arbeitskraft: 
mit  immer  weniger  Menschen  immer  mehr  Güter  herstellen.  Je  besser 
dies  gelingt,  mit  desto  geringeren  Kosten  wird  produziert,  und  um  so 
größer  ist  —  unter  der  Voraussetzung,  daß  die  freiwerdenden  Arbeits- 
kräfte nicht  „Reservearmeen"  bilden,  sondern  durch  ständige  Er- 
weiterung der  Produktion  absorbiert  werden  —  der  Spielraum  für  die 
Güterversorgung. 

Es  steht  fest,  daß  der  Krieg  und  seine  Folgen  in  diesen  Rationali- 
sierungsprozeß rückbildend  eingegriffen  haben.  Die  naturwissenschaft- 
lich fundierten  Fortschritte  der  Technik  freilich  sind  noch  gesteigert 
worden  —  das  Zeitalter  der  Physik  beispielsweise  liegt  sozusagen  erst 
vox  uns  — ,  aber  jenes  Gesetz  der  Emanzipation  von  menschlicher 
Arbeitskraft  ist  in  Fesseln  geschlagen.  Von  seiner  freien  Auswirkung 
kann  zurzeit  in  fast  keinem  Lande  der  Erde,  nicht  einmal  in  Japan,  die 
Rede  sein,  am  wenigsten  in  den  europäischen  Ländern. 

Infolge  der  großen  Zahl  von  Arbeitslosen  wird  heute  durch  staat- 
liches Eingreifen,  z.  T.  auch  durch  die  mächtig  erstarkten  gewerkschaft- 
lichen Organisationen,  die  Emanzipation  von  der  menschlichen  Arbeits- 
kraft geradezu  verhindert.  Ob  jeweilige  Notlage  dazu  zwingt,  steht  hier 
nicht  zur  Erörterung,  sondern  ich  stelle  nur  fest,  was  ist.  Als  Folge 
ergibt  sich  auf  vielen  Produktionsgebieten,  d.  h.  überall  dort,  wo 
zwischen  besagten  Emanzipationsbestrebungen  und  verhinderten 
Arbeiterentlassungen  ein  unmittelbarer  Zusammenhang  besteht  —  es 
ist  dies  keineswegs  überall  der  Fall,  z.  B.  nicht,  soweit  durch  den  Eman- 
zipationsprozeß Neueinstellungen  vermieden  werden  — ,  daß  das  pro- 
duzierte Güterquantum  mit  zu  vielen  Menschen  hergestellt  wird. 

Der  so  bedingte  Rückgang  des  Rationellen  im  gewerblichen  und 
landwirtschaftlichen  Produktionsprozeß  wird  durch  den  Rückgang  der 
Arbeitsleistung  infolge  verkürzter  Arbeitszeit  verstärkt.  Bekanntlich 
kann  bei  gleicher  Bevölkerung  die  Menge  der  zur  Verfügung  stehenden 
Arbeit  sehr  ungleich  ausfallen.  In  den  modernen  Kulturstaaten  werden 
der  freien  Betätigung  und  Verwendung  menschlicher  Arbeitskraft  in 
mehr  als  einer  Hinsicht  Grenzen  gezogen.  Die  Arbeiterschutzgesetz- 
gebung z.  B.  beschränkt  die  Arbeitszeit  der  Frauen,  Kinder  und 
Jugendlichen  sowie  der  in  gesundheitsschädlichen  Betrieben  tätigen 
Personen  erheblich.  Vorschriften  über  Sonntagsruhe  und  Nachtarbeit 
greifen  ferner  ganz  allgemein  in  den  Verbrauch  der  Arbeitskraft  ein. 
Daß  die  hier  genannten  Maßnahmen  letzten  Endes  zu  einer  Ver- 
mehrung des  Arbeitsquantums  führen,  wird  zuweilen  noch  bestritten, 
ist  jedoch  durch  die  Erfahrung  erhärtet.  Anders  hingegen  steht  es  um 
die  Wirkung  eines  schematischen  gesetzlichen  Maximalarbeitstages. 
Hier  liegt  ein  Problem  von  großer  Tragweite  vor,  über  welches  in 
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Theorie  und  Praxis  erbittert  gestritten  wird.  Die  klassische  Sozial- 
ökonomik vertrat  mit  wenigen  Ausnahmen  die  Auffassung,  daß  in  der 
Industrie  seit  der  Einführung  der  Maschine  die  Länge  der  Arbeitszeit 
entscheidend  sei  für  das  Ausmaß  der  Produktion.  Je  länger  demnach 
die  Maschinen  laufen,  um  so  größer  die  Leistung  der  sie  bedienenden 
Arbeiter.  Später  neigte  man  in  der  Wissenschaft  einer  dieser  An- 
schauung entgegengesetzten  Auffassung  zu,  indem  angenommen 
wurde,  daß  die  Arbeitsleistung  mit  der  Länge  der  Arbeitszeit  abnehme. 
Es  erkläre  sich  dies  mit  der  durch  längere  Ruhe  ermöglichten  Inten- 
sitätssteigerung in  Kräfteverbrauch  und  Aufmerksamkeit.  Je  länger  die 
Arbeitszeit,  desto  geringer  der  Kraftaufwand  pro  Zeiteinheit  und  um- 
gekehrt. Hiernach  würde  die  Arbeitszeit  für  die  Menge  der  in  einer 
Volkswirtschaft  zur  Verfügung  stehenden  Arbeit  von  untergeordneter 
Bedeutung  sein.  Innerhalb  bestimmter  Grenzen  ist  das  zweifellos 
richtig.  Die  in  den  letzten  Jahrzehnten  in  den  Industrieländern  erfolgte 
allmähliche  Verkürzung  der  Arbeitszeit  ist  von  gesteigerter  Intensität 
begleitet  gewesen.  Es  hat  sich,  gezeigt,  daß  eine  planmäßige  und  all- 
mähliche Verkürzung  der  Arbeitszeit  von  14  und  mehr  auf  13,  12,  11 
und  10  Stunden  die  Arbeitsmenge  nicht  beeinträchtigt  hat.  Die  sche- 
matische Verallgemeinerung  indessen  geht  Irrwege.  Die  Steigerung 
der  Arbeitsintensität  hängt  nicht  immer  vom  Arbeiter  selbst  ab,  sondern 
überall  da,  wo  mit  automatischen  Maschinen  gearbeitet  wird,  ist  sie 
durch  diese  bedingt,  wenngleich  nicht  bestritten  werden  soll,  daß  auch 
in  der  Bedienung  von  automatischen  Maschinen,  z.  B.  der  Spinn- 
maschine, die  durch  kürzere  Arbeitszeit  herbeigeführte  größere  Auf- 
merksamkeit den  Grad  der  Produktivität  zu  steigern  vermag.  Im  ganzen 
ist  jedoch  daran  festzuhalten,  daß  es  im  wesentlichen  die  nicht- 
automatische Maschine  ist,  die,  ihrem  Charakter  zufolge  mehr  Werk- 
zeug als  Maschine,  dem  durch  den  Arbeiter  eingeschlagenen  Tempo 
zu  folgen  vermag.  Abgesehen  davon  ist  zu  berücksichtigen,  daß  auch 
die  Steigerung  der  individuell  erreichbaren  Intensität  ihre  Grenzen  hat, 
die  —  je  nach  Arbeitern  und  Industriezweigen  —  unterschiedlich  sind. 
Nicht  zuletzt  ist  hierbei  zu  beachten,  daß  Kompensation  gekürzter 
Arbeitszeit  durch  gesteigerte  Intensität  an  den  Willen  hierzu  erhebliche 
Anforderungen  stellt.  Ob  dieser  Wille,  d.  h.  die  subjektive  Bereitwillig- 
keit, den  erhöhten  Anforderungen  an  die  Ausgabe  von  Arbeitskraft  zu 
entsprechen,  ausnahmslos  vorhanden  ist,  darf  schon  in  normalen  Zeiten 
bezweifelt  werden.  Daß  es  an  ihm  in  der  jetzigen  Zeit,  vor  allem  in 
den  Ländern  mangelt,  die  Hunderttausende  oder  Millionen  von 
Arbeitslosen  aufweisen  —  und  wo  die  Ideenassoziation:  mehr  Arbeit 
durch  weniger  Arbeit,  naheliegt  — ,  ist  schon  psychologisch  begreiflich. 
Soweit  heute  bereits  ein  Urteil  gefällt  werden  kann,  geht  es  dahin, 
daß  die  schematische  Einführung  der  achtstündigen  Arbeitszeit  über- 
wiegend zur  Verringerung  der  zur  Verfügung  stehenden  Arbeitsmenge 
geführt  hat,  wenngleich  es  bedeutsame  Ausnahmen  gibt,  die  nicht  zu- 
letzt in  deutschen  Unternehmungen  festzustellen  sind.    Vom  Stand- 
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punkt  der  ganzen  Weltwirtschaft  ergibt  sich  ohne  Zweifel,  daß  die 
heutige  Arbeitsintensität  hinter  derjenigen  in  der  Vorkriegszeit  zurück- 
bleibt, bzw.  sie  die  verkürzte  Arbeitszeit  nicht  wettgemacht  hat.  Dies 
gilt  nicht  zuletzt  für  die  Landwirtschaft,  in  der  die  plötzlich  verkürzte 
Arbeitszeit  noch  mehr  ins  Gewicht  fällt,  weil  einmal  die  Differenz 
größer  war  und  zum  anderen  der  Mechanisierung  der  Arbeit  engere 
Grenzen  gezogen  sind.  Nicht  unerwähnt  möge  bleiben,  daß  ein  Massen- 
verbrauch von  Menschen  im  Verhältnis  zur  Leistung  auch  in  den 
Unternehmungen  außerhalb  der  eigentlichen  Produktionsstätte,  z.  B. 
in  den  Kontoren  und  Schreibstuben  der  Handlungshäuser,  in  den 
Hotels,    Gastwirtschaften,    im    Verkehrswesen   usw.,    festzustellen    ist. 

Es  wird  vieler  Jahrzehnte  bedürfen,  um  das  geringere  Ausmaß 
menschlicher  Arbeit  —  sofern  es  bei  ihm  verbleibt!  —  durch  gesteigerte 
Ergiebigkeit  der  mechanischen  Produktionskräfte  auszugleichen.  An 
zahlreichen  Stellen  wird  dies  überhaupt  nicht  möglich  sein. 

Wenn  wir  das  über  verminderte  Rationalisierung  im  technischen 
Produktionsprozeß  Gesagte  gesellschaftswirtschaftlich  werten  wollen, 
so  sind  außer  dem  schon  beiläufig  Erörterten  und  abgesehen  von  dem, 
was  in  anderem  Zusammenhang  Beachtung  finden  wird,  zwei  Gesichts- 
punkte hervorzuheben.  Der  erste  ist  so  zu  umschreiben:  die  gewerb- 
liche und  landwirtschaftliche  Produktion  geht  im  Verhältnis  zur  er- 
zeugten Gütermenge  mit  mehr  Menschen  vor  sich  als  in  der  Vorkriegs- 
zeit. Hierdurch  entstehen  Lohnkosten  und  sonstige  Kosten,  die  das  an 
sich  erforderliche  Maß,  bestimmt  durch  die  Verhältnisse  in  der  Vor- 
kriegszeit, überschreiten.  Selbstverständlich  müssen  diese  Kosten  sich 
in  den  Preisen  der  Erzeugnisse  reproduzieren.  Die  so  bedingten  höheren 
Preise  sind  im  Grunde  nichts  anderes  als  der  Ausdruck  der  Ver- 
schiebung des  Verhältnisses  zwischen  aufgewandter  Arbeit  und  der 
Menge  hervorgebrachter  Güter.  Wenn  nun  bedacht  wird,  daß  die 
Möglichkeit  wachsender  Bedarfsbefriedigung  der  menschlichen  Gesell- 
schaft, insbesondere  der  kulturelle  Fortschritt,  der  zum  „Gesetze  wach- 
sender Staatstätigkeit"  geführt  hat,  dessen  Wirkung  wachsende  Absorp- 
tion von  Teilerträgen  der  privaten  Erwerbswirtschaft  zur  Voraussetzung 
hat,  an  fortschreitende  Rationalisierung  der  Güterherstellung 
geknüpft  ist,  so  wird  deren  Rückbildung  in  ihrer  Tragweite 
vollends  klar.  Je  ungünstiger  das  Verhältnis  zwischen  aufgewendeter 
Arbeitsmenge  und  erzeugten  Gütern,  desto  geringer  ist  das  auf  die 
einzelne  Konsumwirtschaft  fallende  Teilquantum.  Die  höheren,  den 
Absatz  einschränkenden  Preise  sind  dafür  nur  der  äußere  Ausdruck. 
Der  andere  Gesichtspunkt  ist  dieser:  Die  wirtschaftliche  Produktions- 
kraft, insbesondere  die  industrielle,  ist  vermehrt  worden,  aber  das  Ver- 
hältnis zwischen  den  Produktionsfaktoren  Arbeit  und  Kapital  hat  sich  — 
auch  in  der  Landwirtschaft  —  verschoben.  Auf  den  einzelnen 
Arbeiter  kommen  weniger  Kapitalgüter  als  in  der 
Vorkriegszeit  (selbstverständlich  unter  Berücksichtigung  der 
wirklich  benutzten  Produktionsanlagen,   also  unter  Ausschaltung  der 
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stilliegenden).  Während  des  Krieges,  vor  allem  in  den  ersten  Jahren, 
hatten  die  Vorkriegstendenzen  sich  verstärkt  durchgesetzt.  Das  Ver- 
hältnis verschob  sich  zugunsten  der  Kapitalgüter.  Dies  ist  das  Natür- 
liche. Emanzipation  von  der  menschlichen  Arbeitskraft  gibt  dem  Ka- 
pital das  ständig  wachsende  Übergewicht.  Betrachten  wir  die  Verhält- 
nisse seit  Kriegsende,  so  ist  überwiegend  bei  gleich  gebliebenen 
Kapitalgütern  die  Menschenzahl  verhältnismäßig  gestiegen,  und  in  den 
Erzeugnissen  steckt  in  größerem  Maße  Arbeitsleistung  als  früher.  Da 
menschliche  Arbeit  in  der  Regel  teurer  ist  als  mechanische  Arbeits- 
leistung, werden  auch  von  hier  aus  die  Preise  in  die  Höhe  gedrängt. 
Was  aber  bedeutsamer  ist:  um  überhaupt  eine  gleiche  Leistung  zu 
erzielen,  muß  der  Maschinenpark  vergrößert  werden,  denn  menschliche 
Arbeit  ist  in  der  Industrie  überwiegend  an  die  Maschine  geknüpft. 
Insgesamt  hat  die  Entwicklung  im  industriellen  Produktionsprozeß  zu 
größerem  Kapitalbedarf  geführt,  der  bedingt  wird  durch  die  Notwendig- 
keit, verminderte  Leistung  menschlicher  Arbeit  zu  kompensieren  und 
sich  mithin  nicht  in  dem  ehemals  üblichen  Sinne  reproduziert. 
Solange  die  verminderte  Arbeitsleistung  anhält, 
bedarf  es  zur  Erzeugung  gleicher  Gütermenge 
größerer  Kapitalgüter  als  in  der  Vorkriegszeit. 
Hier  liegt  eine  Ursache  der  Kapitalknappheit.  In  den  meisten  Ländern 
ist  sie  zurzeit  freilich  bedeutungslos,  weil  der  Produktionsrahmen 
keiner  Erweiterung  bedurfte.  In  Deutschland  hingegen  wirkt  sie  un- 
gemein stark.  Unter  der  Voraussetzung,  daß  die  Arbeitsleistung  sich 
nicht  intensiviert,  wird  die  hier  aufgedeckte  Erscheinung  einer  Neu- 
belebung der  Konjunktur  Hemmungen  bereiten,  weil  die  Bedingungen 
für  Neubildung  von  Kapital  in  viel  stärkerem  Ausmaße  gegeben  sein 
müssen  als  in  Vorkriegszeiten. 

Über  die  bisher  angeführten  Tatsachen  und  Tatsachenzusammen- 
hänge wird  erst  das  volle  Licht  verbreitet,  wenn  sie  in  Beziehung  ge- 
bracht werden  zu  dem  Maße  gesellschaftswirtschaftlicher  Arbeit,  das 
überhaupt  geleistet  wird. 

Es  sei  ferne  von  mir,  an  dieser  Stelle  in  eine  Untersuchung  über 
die  unterschiedliche  Bedeutung  gesellschaftswirtschaftlicher  Arbeit  der 
einzelnen  Berufskategorien  einzutreten.  Der  Streit  über  „produktive 
und  unproduktive"  Arbeit  gehört  im  ganzen  der  Vergangenheit  an. 
Immerhin  besteht  das  Problem  als  solches  auch  heute  noch.  Wenn 
unter  gesellschaftswirtschaftlich  produktiver  Arbeit  die  auf  Anpassung 
von  Naturstoffen  und  -kräften  an  die  menschliche  Bedarfsgestaltung  ge- 
richtete Betätigung  körperlicher  und  geistiger  Kraft  verstanden  wird, 
so  läßt  sich  eine  Differenzierung  der  Berufstätigen  in  mittelbar,  un- 
mittelbar oder  überhaupt  nicht  produktive  Kategorien  rechtfertigen. 
Unter  der  Voraussetzung,  daß  leitendes  Ziel  der  Gesellschaftswirtschaft 
die  höchstmögliche  Versorgung  mit  Sachgütern  sei,  steht  ferner 
außer  Frage,  daß  zwischen  den  gesellschaftswirtschaftlich  produktiven 
Berufen  auf  der  einen  und  den  „unproduktiven"  bzw.  mittelbar  pro- 
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duktiven  Berufen  auf  der  anderen  Seite  ein  Verhältnis  bestehen  muß, 
das  die  Mitversorgung  der  letzteren  ohne  empfindliche  Beeinträchti- 
gung der  ersteren  ermöglicht.  Ausschlaggebend  für  das  Gesamtmaß 
von  Gütern  ist  letzthin  die  ihrer  unmittelbaren  Beschaffung  zu- 
gewendete Arbeit. 

Das  hier  angedeutete  Verhältnis  hat  sich  in  neuerer  Zeit  mehr  und 
mehr  zugunsten  der  nicht  unmittelbar  produktiv  Tätigen  verschoben. 
Im  Kriege  mußten  ungezählte  Millionen  von  Menschen,  nämlich 
alle  unter  die  Fahnen  Gerufenen,  versorgt  werden,  ohne  sich 
irgendwie  an  der  Produktion  zu  beteiligen.  Auch  heute  sind  die 
stehenden  Heere  noch  erheblich  größer  als  vor  dem  Kriege.  Um 
an  einem  Beispiel  zu  zeigen,  in  welchem  Ausmaße  die  sogenannte 
militärische  Unproduktivität  wirksam  ist,  sei  auf  die  Besatzungsver- 
hältnisse in  den  linksrheinischen  Gebieten  Deutschlands  verwiesen  \ 
Wenn  nun  bedacht  wird,  daß  sich  an  zahlreichen  anderen  Stellen  der 
Erde  gleichfalls  große  Besatzungsheere  befinden  und  die  sog.  Friedens- 
stärke der  stehenden  Heere  diejenige  der  Vorkriegszeit  erheblich  über- 
trifft, so  ergibt  sich  schon  von  dieser  Seite  her  eine  bemerkenswerte 
Verschiebung  von  wirtschaftlich  produktiver  zu  wirtschaftlich  unproduk- 
tiver Arbeit. 

In  diesem  Zusammenhang  ist  weiter  die  große  Zahl  von  Witwen, 
Waisen,  Krüppeln  und  Pensionären  zu  erwähnen,  die  gleichfalls  wirt- 
schaftlich produktive  Arbeit  überhaupt  nicht  oder  nur  in  beschränktem 
Umfange  leistet. 

Sodann  ist  an  das  in  fast  allen  Ländern  —  hier  mehr,  dort 
weniger  —  vergrößerte  Beamtenheer  zu  erinnern.  Es  ließe  sich  leicht 
nachweisen,  daß  es,  abgesehen  vielleicht  von  etlichen  Kirchenstaaten 
der  Vergangenheit,  niemals  eine  Zeit  gegeben  hat,  die  das  ziffern- 
mäßige Verhältnis  der  Beamten  zu  den  übrigen  Bevölkerungskreisen 
so  sehr  zuungunsten  der  letzteren  ausgestaltet  hat,  wie  die  jetzige. 
Die  Annahme,  daß  die  Vermehrung  der  Beamten  vornehmlich  in 
Deutschland  stattgefunden  habe,  ist  durchaus  irrig.  Sie  zeigt  sich 
überall.  In  Frankreich  z.B.  betrug  die  Zahl  der  Staatsbeamten  und 
-arbeiter  am  I.  Juli  1914:  543  000,  am  1.  Januar  1921  hingegen: 
732  000;  die  Kosten  haben  sich  von  1155  Mill.  Fr.  auf  4617  Mill.  Fr.  ver- 
mehrt. In  England  betrug  die  Zahl  der  im  Staatsdienst  beschäftigten 
Personen  im  Jahre  1914:  282  400,  am  9.  November  1918  hingegen: 
420  510.  Seitdem  ist  sie  durch  drakonische  Maßnahmen  wieder 
heruntergegangen.  Wohlgemerkt  handelt  es  sich  hier  nur  um  die 
Staats  beamten.  Die  Vermehrung  der  Beamten  in  den  Gemeinden 
und  anderen  öffentlich-rechtlichen  Verbänden  ist  weit  größer,  da 
diesen  hauptsächlich  die  gewachsene  öffentliche  Tätigkeit  zugefallen 
ist.   Außerdem  läßt  sich  die  Beobachtung  machen,  daß  der  unrationelle 

1  Die  hier  folgenden  Darlegrungen  des  Vortrages  sind  mit  Rücksicht  auf  den  im  vor- 
hegenden Heft  des  „W.  A."  erscheinenden  Beitrag  „Die  Besatzungsheere  in  Deutschland" 
(vgl.  S.  75*  ff.)  an  dieser  Stelle  weggelassen  worden. 
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Verbrauch  von  Menschen  in  den  öffentlichen  Wirtschaften  (Eisen- 
bahn, Post,  Monopolbetrieben  usw.)  in  allen  Ländern  größer  ist  als  in 
den  privaten.  Hier  kommt  somit  das  veränderte  Verhältnis  zwischen 
aufgewendeter  Arbeit  und  erzielter  Leistung  im  Sinne  der  früheren 
Erörterungen  hinzu. 

Erwähnung  verdient  eine  weitere  internationale  Erscheinung  auf 
dem  Gebiet  des  Verhältnisses  zwischen  den  verschiedenen  Arten 
gesellschaftswirtschaftlicher  Arbeit.  Ich  meine  die  vergrößerte  Zahl 
der  im  Handel  tätigen  Personen.  Daß  der  Handel  in  der  Gesell- 
schaftswirtschaft an  sich  produktiv  in  dem  hier  erörterten  Sinne  ist, 
bedarf  keiner  Beweisführung.  Ein  Gut  übt  erst  dann  seine  Funktion, 
wenn  es  dem  Menschen  dienstbar  gemacht  wird,  ein  Vorgang,  der  ohne 
den  Handel  (und  das  Transportgewerbe)  nicht  denkbar  ist.  Immerhin 
muß  die  Zahl  der  im  Handel  tätigen  Personen  in  entsprechendem  Ver- 
hältnis zu  der  der  Gütererzeugung  unmittelbar  dienenden  stehen.  Über 
dieses  Verhältnis  gibt  es  keine  Maximen,  doch  wenn  die  Vorkriegszeit 
auch  hier  wieder  als  normal  angenommen  wird  —  was  natürlich  will- 
kürlich ist  — ,  so  hat  sich  das  Verhältnis  ungünstig  verschoben.  Fast 
in  allen  Ländern  wird  darüber  geklagt,  daß  sozusagen  „jedermann 
handelt",  und  auch  der  erwerbsmäßige  Handel  beängstigenden  Zuwachs 
erhalten  habe.  Man  kann  geradezu  von  einem  Abströmen  aus  anderen 
Berufen  in  den  Handel  reden.  Von  sonstigem  abgesehen,  haben  sich 
dadurch  auch  vom  Standpunkt  des  Problems,  das  uns  hier  beschäftigt, 
ernste  Schwierigkeiten  ergeben. 

Alle  nicht  in  unmittelbarem  Dienste  der  Sachgüterherstellung 
stehenden  Menschen  müssen  mitversorgt  werden.  Die  Mittel  hierfür 
werden  in  der  modernen  Gesellschaft  durch  Steuern  aufgebracht,  die 
in  erster  Linie  die  unmittelbar  produktiv  Tätigen  belasten.  Im  natür- 
lichen Kreislauf  wird  von  den  Betroffenen  zunächst  versucht,  die 
Steuern  abzuwälzen.  Dies  führt  zu  Preissteigerungen,  die  wiederum 
nur  der  äußere  Ausdruck  für  das  geringere  Ausmaß  von  Gütern  sind, 
das  auf  den  einzelnen  entfällt. 

5.  Verminderung  der  Konsum-  bzw.  Kaufkraft. 
Die  bisherigen  Erörterungen  bewegten  sich  vornehmlich  in  der  Pro- 
duktivsphäre, obgleich  manche  Verbindungsfäden  zur  Konsumtivsphäre 
schon  bloßgelegt  worden  sind.  Die  Verschiebung  des  Ausgleichsverhält- 
nisses zwischen  Angebot  und  Nachfrage  von  Waren  findet  ihre  be- 
deutendste Ursache  jedoch  in  der  verringerten  Konsum-  bzw.  Kauf- 
kraft, die  nunmehr  zu  ergründen  ist.  Hierbei  bietet  sich  Gelegenheit, 
aus  dem  bisher  Gesagten  die  entscheidenden  Konsequenzen  zu  ziehen. 

Vermehrung  der  Produktivkraft  und  selbst  deren  unrationelle  Aus- 
wirkung sind  vom  Standpunkt  des  Krisenphänomens  so  lange  ohne  Be- 
deutung, als  die  Steigerung  der  Konsum-  und  Kaufkraft  mit  ihr  gleichen 
Schritt  hält,  sie  sozusagen  kompensiert.  Unmittelbar  nach  beendigtem 
Kriege  durfte  angenommen  werden,  daß  dies  für  lange  Zeit  der  Fall 
sein  würde.   Der  Warenhunger  setzte  sich  über  die  ständig  steigenden 
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Preise  hinweg.  Sehr  bald  aber  geriet  der  Warenabsatz  ins  Stocken. 
Dem  Kundigen  war  freilich  der  Optimismus  schon  während  jener 
Hausse  ein  Rätsel,  wie  überhaupt  der  sozialökonomische  Gelehrte  in 
seiner  Studierstube  die  Dinge  besser  kommen  sieht  als  der  Praktiker, 
auf  den  die  Tagesereignisse  unmittelbar  einstürmen.  Wo  also  liegen 
die  Ursachen  für  den  Rückgang  der  Konsumkraft?  Sie  sind 
mancherlei  Art  und  nicht  in  allen  Ländern  gleich.  Immerhin  kann 
eine  Systematisierung  auch  hier  versucht  werden. 

Der  Krieg  hat  nach  den  bisher  vorliegenden  Schätzungen  un- 
mittelbar und  mittelbar  etwa  25  Millionen  Menschen  das  Leben  ge- 
nommen. Unter  ihnen  befinden  sich  mindestens  12  Millionen  im  besten 
Mannesalter.  So  richtig  es  nun  ist,  daß  in  der  Produktion  ausgefallene 
menschliche  Produktivkraft  durch  Rationalisierung  des  technischen 
Produktionsprozesses  grundsätzlich  ausgeglichen  werden  kann,  so  sehr 
ist  der  Konsum  von  Gebrauchsgütern,  der  auf  die  Dauer  allein  ent- 
scheidend ist  für  gute  oder  schlechte  Konjunktur,  an  den  lebendigen 
Menschen  geknüpft.  Zahl  und  Kaufkraft  spielen  hier  die  entscheidende 
Rolle.  Zunächst  sind  also  jene  25  Millionen  Menschen  für  die  Konsum- 
kraft verlorengegangen.  Daneben  aber  sind  es  mehr  oder  weniger  die 
ungezählten  Millionen  von  Angehörigen  der  aus  dem  Leben  Ge- 
schiedenen, ferner  die  vermindert  Erwerbsfähigen,  die  auf  Renten  und 
Pensionen  gesetzt  sind,  welche  für  Bedarfsbefriedigung  nur  geringen 
Spielraum  lassen.  Dazu  kommt  die  große  Zahl  von  Arbeitslosen  in  den 
wichtigsten  Industrieländern,  die  normaler  Konsumkraft  enträt.  Eine 
Denkschrift  des  Deutschen  Reichsarbeitsamts  schätzte  im  März  1922 
die  Zahl  der  von  der  Arbeitslosigkeit  unmittelbar  Betroffenen  auf 
30  Millionen  Menschen,  wovon  auf  Europa  12  Millionen  fallen,  die 
sich  in  4  Millionen  Arbeitslose  und  in  die  doppelte  Zahl  von  An- 
gehörigen teilen. 

Noch  entscheidender  aber  ist  der  schon  erörterte  Rückgang 
der  landwirtschaftlichen  Produktivkraft  in  weiten 
Gebieten  Europas.  Er  zeigt  aufs  neue  die  alte  Wahrheit,  daß  für  den 
Stand  des  Gesamtwirtschaftslebens  die  Produktivität  der  Boden- 
bearbeitung entscheidend  ist.  Jede  Industrietätigkeit  bedarf  der 
„Bauerngrundlage":  „Agricola  der  Landmann",  „ala  der  Flügel"  sind 
die  beiden  ersten  Vokabeln,  die  der  Sextaner  in  seinem  Vokabelbuch 
findet.  Darin  steckt  viel  Sinn,  schon  vom  Standpunkt  des  Staatslebens, 
erst  recht  aber  vom  Standpunkt  der  Gesellschaftswirtschaft,  in  der 
jeder  Höhenflug  ein  kurzes  Ende  nimmt,  wenn  der  Landmann  ihm 
teilnahmlos  zusieht.  Auch  Sie,  meine  Herren,  im  stolzen  Hamburg, 
gedeihen  nur  auf  dem  Hintergrunde  der  AgrarwirtschaftI  Handel  hat 
Gütererzeugung  und  Güterabsatzmöglichkeit  zur  Voraussetzung;  beide 
beruhen  auf  der  Landwirtschaft.  Erstere  in  dem  Sinne,  daß  sie  die 
organischen  Rohstoffe  zur  Verfügung  stellt,  letztere  deshalb,  weil  durch 
die  Bauerngrundlage  die  Gesamtkonsumtivkraft  entscheidend  beeinflußt 
wird.   Die  Landwirtschaft  auf  der  Basis  starker  Produktivität  ist  Haupt- 
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träger  industrieller  Erzeugung  und  zugleich  ihres  Absatzes;  die  durch 
landwirtschaftliche  Produktivität  und  Rentabilität  bedingte  Konsumkraft 
ist  für  den  Grad  der  wirtschaftlichen  Konjunktur  entscheidend. 

Diese  Bauerngrundlage  aber  ist,  wie  wir  gesehen  haben,  in  Europa 
in  weitem  Umfange  entschwunden.  Der  ganze  Osten  Europas  ist  für 
den  Absatz  industrieller  Erzeugnisse  ausgefallen  oder  von  minderer 
Bedeutung  geworden,  weil  seine  Landwirtschaft  keine  Austausch- 
erzeugnisse herzustellen  vermag.  In  den  mittel-  und  westeuropäischen 
Ländern  ist  zwar  die  Kaufkraft  erhalten  geblieben,  weil  trotz  ver- 
minderter Produktivität  die  Rentabilität  gestiegen  ist.  Nicht  zuletzt 
beruht  darauf  die  Möglichkeit  des  Absatzes  von  Industriewaren  in 
diesen  Ländern.  Deren  Herstellungskosten  aber  vergrößerten  sich, 
weil  mangelnde  agrarische  Produktivität  ein  Mißverhältnis  zwischen 
Angebot  und  Nachfrage  landwirtschaftlicher  Erzeugnisse  zeitigte,  das 
deren  Preise  emporschnellte. 

Die  verringerte  agrarische  Produktivität  in  den  europäischen 
Ländern  ist,  wie  wir  gleichfalls  sahen,  durch  deren  Vermehrung  in 
überseeischen  Ländern  nicht  wettgemacht  worden.  Was  nützt  es  den 
Russen,  daß  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  überschüssige 
Getreidemengen  vorhanden  sind,  solange  sie  diese  nicht  zu  kaufen 
vermögen?  Hier  zeigt  sich  ein  Zusammenhang,  den  die  weltwirtschaft- 
liche Doktrin  außer  acht  gelassen  hatte.  Vom  Standpunkt  des  Gleich- 
gewichts in  den  Volkswirtschaften,  die  vornehmlich  agrarisch  ge- 
richtet sind  oder  neben  industrieller  Produktivkraft  in  größerem  Um- 
fange landwirtschaftliche  Produktivkraft  aufweisen,  kann  die  minder 
tragfähig  gewordene  Bauerngrundlage  der  eigenen  Volkswirtschaft 
nicht  durch  größere  Ergiebigkeit  landwirtschaftlicher  Produktivität  in 
anderen  Volkswirtschaften  ersetzt  werden.  Dies  wäre  nur  dann  der 
Fall,  wenn  die  internationale  Arbeitsteilung  sich  seit  langem  und 
planmäßig  in  der  Richtung  des  „natürlichen"  Standortes  entwickelt 
hätte.  Da  dies  jedoch  infolge  der  im  letzten  Menschenalter  ständig 
stärker  zum  Durchbruch  gelangten  „nationalen  Wirtschaftspolitik"  nur 
ausnahmsweise  geschehen  ist,  muß  der  in  zahlreichen  Ländern  un- 
vermittelt eingetretene  Rückgang  der  landwirtschaftlichen  Produktivität 
(und  Rentabilität)  sich  krisenhaft  geltend  machen.  Es"  genügt  durchaus 
nicht,  daß  Nahrungsmittel  und  agrarische  Rohstoffe  „überhaupt"  vor- 
handen sind. 

Der  Zustand  des  Agrarwesens  in  der  Welt  wirkt  somit  in  doppeltem 
Sinne  auf  den  Absatz  gewerblicher  Erzeugnisse  ein.  Mangelnde  Pro- 
duktivität und  Rentabilität  in  den  osteuropäischen  Ländern  läßt  Kauf- 
kraft ausfallen,  mangelnde  Produktivität  bei  vorhandener  Rentabilität 
läßt  den  größten  Teil  der  gesellschaftswirtschaftlichen  Kaufkraft  auf 
dem  Lande  enden.  In  letzterem  Falle  gibt  z.  B.  der  Industriearbeiter  stän- 
dig wachsende  Teile  seines  Einkommens  für  Nahrungsmittel  aus.  Das 
Verhältnis  der  Güter  untereinander,  die  seiner  Bedarfsbefriedigung 
dienen,  verschiebt  sich  einseitig.    Die  sich  so  in  der  Landwirtschaft 
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akkumulierende  Kaufkraft  fließt,  dies  ist  ein  entscheidender  Gesichts- 
punkt, nur  teilweise  in  die  Gesellschaftswirtschaft  zurück,  weil  die 
landwirtschaftliche  Bevölkerung  in  unsicheren  Zeiten  wie  den  gegen- 
wärtigen die  starke  Neigung  hat,  Zahlungsmittel  zu  konservieren.  Der 
wirtschaftliche  Kreislauf  erleidet  somit  von  dieser  Seite  her  fort- 
währende Blutentziehung,  die  nicht  zuletzt  Kreditkrisen  zur  Folge  hat. 

In  den  Gebieten,  in  welchen  die  Produktivität  der  Landwirtschaft 
die  Nachfrage  übersteigt,  wie  in  den  Vereinigten  Staaten  und  Kanada, 
entsteht  die  verringerte  Kaufkraft  naturgemäß  durch  die  Rück- 
wirkungen mangelnder  Absatzmöglichkeit  für  landwirtschaftliche  Er- 
zeugnisse, was  im  einzelnen  nicht  dargelegt  zu  werden  braucht. 

Ein  weiterer,  nicht  minder  wichtiger  Grund  für  den  Rückgang  der 
Konsumkraft  liegt  auf  einem  anderen  Gebiete.  Um  ihn  kurz  und  in 
gewissem  Sinne  einseitig  zu  umschreiben,  sei  gesagt,  daß  erinder 
künstlichen  Niedrighaltung  der  Wohnungsmieten 
liegt,  die  in  fast  allen  zivilisierten  Ländern  zu  beobachten  ist. 

Der  künftige  Wirtschaftshistoriker  wird  vielleicht  als  die  be- 
merkenswerteste Erscheinung  diejenige  bezeichnen,  daß  im  zweiten 
Jahrzehnt  des  20.  Jahrhunderts  alle  maßgebenden  Wirtschaftspolitiker 
auf  dieser  Erde  der  Meinung  gewesen  sind,  es  könne  ohne  gesell- 
schaftswirtschaftlichen Schaden  ein  Bedarfsartikel  im  Preise  künst- 
lich niedrig  gehalten  werden,  während  alle  anderen  rapid  in  die  Höhe 
gehen.  Daß  dieser  Bedarf  die  Wohnung  war,  wird  ihn  noch  mehr  in 
Erstaunen  setzen.  Jedem  Sozialökonomen  ist  geläufig,  daß  für  den 
Stand  der  Konjunktur  in  einer  Volkswirtschaft  das  Bauwesen  von 
grundlegender  Bedeutung  ist.  Keine  Produktion  greift  so  in  das  Wirt- 
schaftsleben ein  wie  dieses;  denn  das  Baugewerbe  ist  Kon- 
sument fast  aller  Industrieerzeugnisse.  Betrachten 
Sie  die  schöne  hamburgische  Universität  von  diesem  Standpunkt!  Sie 
werden  kaum  einen  Gewerbezweig  finden,  der  durch  ihren  Bau  nicht 
in  Anspruch  genommen  wurde. 

Für  den  Stand  des  Baugewerbes  sind  von  Bedeutung  die  In- 
dustriebauten, die  öffentlichen  Bauten  und  die  Wohnungsbauten. 
Während  des  Krieges  wurde  in  den  kriegführenden  Ländern  der 
Wohnungsbau  in  verhältnismäßig  frühem  Stadium  verboten,  das  öffent- 
liche Bauen  erheblich  eingeschränkt,  während  die  Industriebautätigkeit 
je  länger  desto  mehr  zunahm.  Seit  Beendigung  des  Krieges  ist  mit 
Ausnahme  von  Deutschland  das  Bedürfnis  nach  Industriebauten  ent- 
schwunden, das  öffentliche  Bauwesen  hält  sich  aus  finanziellen 
Gründen  in  engen  Grenzen.  Groß  aber  ist  überall  der  Bedarf  an 
Wohnungen.  Einerseits  machte  sich  der  vierjährige  Stillstand  im 
Wohnungsbau  bemerkbar,  andererseits  gingen  die  Heiratsziffern,  vor 
allem  in  den  ehemals  kriegführenden  Ländern,  plötzlich  in  die  Höhe; 
in  Deutschland  beispielsweise  von  6,61  im  Jahre  1913  auf  13,10  im 
Jahre  1920.  Schon  in  normalen  Zeiten  hätte  dieser  Bedarf 
schwer      befriedigt      werden      können.       Die      erste      Nachkriegszeit 
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war  dazu  um  so  weniger  in  der  Lage,  als  sie  noch  im  Zeichen 
industrieller  Hochkonjunktur  stand,  die  das  Baugewerbe  für  industrielle 
Bauten  stark  in  Anspruch  nahm.  Als  die  Hochkonjunktur  zusammen- 
gebrochen war,  hätte  ein  großzügiger  Wohnungsbau  einsetzen  können; 
er  erwies  sich  jedoch  als  unmöglich.  Gegenüber  den  gestiegenen  Bau- 
kosten waren  die  Mieten  nicht  mitgegangen.  Schon  beim  Einsetzen 
der  ersten  Teuerungswelle  hatten  die  meisten  Staaten  sie  gesetzlich 
festgelegt.  Das  Mißverhältnis  zwischen  Baukosten  und  Mietpreisen  hat 
sich  später  ständig  vergrößert,  am  meisten  in  den  valutaschwachen 
Ländern.  Aber  auch  in  den  hochvalutarischen  Ländern  ist  es  der  Fall. 
In  Schweden  z.  B.  stand  im  Jahre  1920  der  allgemeinen  Teuerungs- 
indexziffer von  270  nur  eine  Mietesteigerung  von  130  gegenüber;  in 
Norwegen  war  das  Verhältnis  zur  gleichen  Zeit  268  zu  166.  Die 
private  Bautätigkeit  war  damit  lahmgelegt.  Staatliche  Unter- 
stützung des  Wohnungsbaues  konnte  nennenswerten  Ausgleich  nicht 
herbeiführen.  Die  Folge  ist  gewesen,  daß  das  Baugewerbe  in  den 
meisten  Ländern  in  Stagnation  geriet  und  von  ihm  aus  ein  Konsum- 
rückgang erfolgte,  der  zu  den  Erschütterungen  in  den  meisten  Volks- 
wirtschaften im  Sinne  größer  werdenden  Mißverhältnisses  zwischen 
Angebot  und  Nachfrage  von  Waren  das  seine  beitrug.  Schon  hier  sei 
bemerkt,  daß  gerade  die  Beseitigung  dieser  Ursache  außerordentlich 
schwierig  ist,  weil  der  schnellen  Erhöhung  von  Mietpreisen,  nachdem 
sie  jahrelang  niedrig  gehalten  waren,  schwerwiegende  soziale  Be- 
denken entgegenstehen. 

Wie  zutreffend  die  hier  vertretene  These  ist,  zeigt  die  Entwicklung 
in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika.  Wir  sehen  dort  seit  Jahres- 
beginn deutliche  Zeichen  ansteigender  Konjunktur,  deren  Auswirkung 
neuerdings  durch  die  großen  Streiks  allerdings  gehemmt  wird.  Diese 
Wiederbelebung  des  amerikanischen  Wirtschaftslebens  ist,  was  mit 
aller  Bestimmtheit  gesagt  werden  kann,  nicht  weltwirtschaftlich  bedingt, 
sondern  liegt  so  gut  wie  ausschließlich  in  der  Neubelebung  des  Bau- 
wesens, was  merkwürdigerweise  in  Amerika  selbst  nicht  klar  erkannt 
wird. 

Weitere  Ursachen  des  Rückganges  der  Kaufkraft  ergeben  sich  aus 
dem  in  anderem  Zusammenhang  Gesagten.  Je  mehr  Menschen  außer- 
halb der  eigentlichen  Güterherstellung  stehen,  desto  kleiner  wird  das 
Maß  der  Güter,  das  auf  den  einzelnen  entfällt,  um  so  größer  die  Zahl« 
derjenigen,  die  mitversorgt  werden  müssen.  Die  Mitversorgung  erfolgt, 
wie  bemerkt,  auf  dem  Wege  der  Besteuerung.  Wer  von  seinem  Ein- 
kommen 50  %  Steuern  bezahlt,  verliert  einen  entsprechenden  Teil 
seiner  Kaufkraft.  Werden  die  Erträge  der  Steuern  den  unumgänglichen 
Staatsausgaben  zugewendet,  so  reproduzieren  sie  sich  privat-  und 
gesellschaftswirtschaftlich,  denn  sie  dienen  der  Erhaltung  jener  öffent- 
lichen Ordnung,  welche  Grundlage  gedeihlicher  Wirtschaft  ist.  Werden 
die  Steuererträge  in  ihrer  Höhe  jedoch  bestimmt  durch  darüber  hinaus- 
gehende Zwecke,  so  teilt  sich  eine  das  Notwendige  überschreitende 
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Zahl  von  Menschen  in  die  vorhandenen  Gütermengen,  ohne  auf  deren 
Herstellung  Einfluß  zu  üben.  Nur  auf  der  Basis  steigender  Ra- 
tionalisierung der  Güterherstellung  ist  ohne  Beeinträchtigung  der  Ver- 
sorgung der  Einzelwirtschaften  Erweiterung  der  nicht  unmittelbar  ge- 
sellschaftswirtschaftlich produktiven  Berufe  möglich. 

Dies  führt  zu  einer  anderen  Erwägung.  Die  verringerte  Konsum- 
kraft wird  nicht  zuletzt  bedingt  durch  die  Verschuldung  zahlreicher 
Staaten.  Diese  hat  zwei  Gründe.  Erstens  beruht  sie  auf  der  Inanspruch- 
nahme ausländischen  Kredits  während  des  Krieges,  wie  beispielsweise 
in  Frankreich,  England,  Italien  und  anderen  Ländern  der  Entente. 
Frankreich  z.  B.  hatte  am  31.  Mai  1921  eine  auswärtige  Schuld  von 
35  Milliarden  Fr.,  von  denen  13,5  Milliarden  auf  England,  15,2 
Milliarden  auf  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  und  6,5  Milliarden 
in  Form  der  sogen,  „dette  commerciale",  d.  s.  Anleihen,  die  von  Frank- 
reich im  Ausland  durch  Vermittlung  von  Banken  oder  Finanzinstituten 
aufgenommen  wurden,  entfallen.  Diese  Schuld  besteht  auch  heute 
noch.  Nebenbei  gesagt,  gesellt  sich  zu  ihr  eine  innere  Schuld  von 
229  Milliarden  Fr.  Die  gesamte  Staatsschuld  Frankreichs  belief  sich 
somit  auf  264  Milliarden  Fr.  gegenüber  34  Milliarden  Fr.  am 
31.  Juli  1914.  Hierbei  ist  jedoch  zu  beachten,  daß  die  Angaben  für  die 
auswärtige  Schuld  sich  auf  Goldfranken  beziehen.  In  Papier  ergeben 
sich  72,8  Milliarden  Fr.,  so  daß  die  gesamte  öffentliche  Schuld  Frank- 
reichs rund  336  Milliarden  Fr.  beträgt.  Der  Zinsendienst  dieser  Schuld 
beläuft  sich  auf  jährlich  11,3  Milliarden  Fr.  Demgegenüber  steht  die 
Verschuldung  ausländischer  Staaten  an  Frankreich,  die  mit  14  Milli- 
arden Fr.  angegeben  wird,  doch  befinden  sich  darunter  5,8  Milliarden 
Fr.  russische  Schulden. 

Fast  alle  am  Krieg  beteiligt  gewesenen  europäischen  Staaten 
haben  ihren  Finanzbedarf  zu  erheblichem  Teil  durch  Anleihen  im 
Auslande  decken  müssen.  In  verhältnismäßig  geringem  Umfange  ist 
dies  seitens  Englands  geschehen,  obwohl  auch  dieses  auf  ausländische 
Anleihen  und  kurzfristige  Darlehen  nicht  verzichten  konnte.  Hierzu, 
kommt,  daß  auch  die  inneren  Anleihen,  vornehmlich  in  England,  im 
Auslande  gezeichnet  wurden  und  zu  Zinszahlungen  an  dieses  nötigen. 
Die  Gesamtentwicklung  des  durch  den  Krieg  bedingten  Schuldwesens 
zeitigte  bekanntlich  den  Zustand,  daß  die  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  Europa  gegenüber  das  Gläubigerland  geworden  sind. 

Zum  andern  wird  die  Verschuldung  zahlreicher  Staaten  an  das 
Ausland  bedingt  durch  Tributleistungen  der  unterlegenen 
Staaten  an  die  Siegerstaaten.  Hauptsächlicher  Tributstaat  ist  bekannt- 
lich Deutschland.  Die  ihm  durch  die  Versailler  Verträge  auferlegten 
Verpflichtungen  brauchen  an  dieser  Stelle  nicht  erörtert  zu  werden, 
weil  sie  hinlänglich  bekannt  sind.  Überdies  wird  in  anderem  Zusammen- 
hange darauf  einzugehen  sein. 

In  beiden  Fällen,  mag  es  sich  um  die  Amortisation  und  Ver- 
zinsung aufgenommener  Anleihen  oder  um  Tributleistungen  handeln, 
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müssen  volkswirtschaftliche  Werte:  Gold,  Wertpapiere  oder  Arbeits- 
erzeugnisse usw.,  ohne  volkswirtschaftlich  wirksame  Gegenleistung  an 
das  Ausland  gegeben  werden.  Möglich  ist  dies  auf  die  Dauer  nur 
durch  einschneidendes  Teilnehmen  der  Gläubigerstaaten  an  den  Er- 
trägnissen der  Einzelwirtschaften  der  Schuldnerstaaten,  was  natur- 
gemäß zur  Verringerung  des  Einkommens  der  sie  bildenden  Personen- 
kreise führt.  Insgesamt  ergibt  sich,  weltwirtschaftlich  betrachtet,  ein 
Zustand,  der  Europa  als  Schuldner  sieht  und  dieses  verpflichtet,  die 
Kaufkraft  der  in  ihm  vorhandenen  Einzelwirtschaften  durch  Erfüllung 
von  Amortisations-  und  Zinsverpflichtungen  an  nicht  europäische  Ge- 
biete zu  schwächen.  Schon  allein  hierdurch  ist  eine  Verringerung  der 
Kaufkraft  eingetreten,  die  notwendigerweise  in  verminderter  Nachfrage 
nach  Waren  zum  Ausdruck  kommen  muß.  Denn  Europa  ist,  dies  darf 
nicht  vergessen  werden,  der  Schwerpunkt  in  der  Weltverkehrsgesell- 
schaft. 

Im  einzelnen  gestaltet  sich  das  Bild  insofern  anders,  als  die  Tribut- 
leistungen  von  europäischen  Staaten  an  europäische  Staaten  erfolgen 
müssen.   Die  Wirkung  ist  jedoch  für  die  Betroffenen  die  gleiche. 

6.  Das  in  Unordnung  geratene  Geldwesen.  Nur 
unter  Überwindung  großer  Bedenken  nehme  ich  hierzu  das  Wort. 
Ich  befinde  mich  im  Gegensatz  zur  sogen,  herrschenden  Meinung  unter 
den  Praktikern  und  werde  sicherlich  auch  Ihren  Widerspruch  heraus- 
fordern, wenn  ich  schlankweg  behaupte,  daß  für  den  Zustand  der  Welt- 
wirtschaft der  Gegenwart  dem  Geldwesen  nur  sekundäre  Bedeutung 
zukommt.  Ich  müßte,  um  meinen  Standpunkt  zu  begründen,  einen 
besonderen  Vortrag  halten.  Ich  beschränke  mich  deshalb  auf  einige 
Andeutungen,  die  vielleicht  dazu  beitragen,  die  Erörterung  des  Geld- 
wesens, die  auf  diesem  Kongreß  vermutlich  eine  große  Rolle  spielen 
wird,  zu  befruchten.  Die  besondere  Stellung  des  deutschen  Geld- 
wesens kann  dabei  nur  angedeutet  werden,  weil  es  sich  um  eine 
systematisierende  weltwirtschaftliche  Analyse  handelt. 

Herkömmlicherweise  wird  die  Unordnung  des  Geldwesens  vor- 
nehmlich in  der  Entwertung  der  Valuten  zahlreicher  Länder  erblickt. 
Von  Geldentwertung  zu  reden  ist  zwar  wissenschaftlich  nicht  exakt, 
doch  will  ich,  um  nicht,  wie  der  mittelalterliche  Scholastiker,  eine 
Sprache  reden,  die  im  Gegensatz  zur  Begriffswelt  der  Praxis  steht, 
mich  dieses  Ausdrucks  bedienen  und  ihn  zum  Ausgangspunkt  nehmen. 
Wie  also  steht  es  um  die  sog.  Geldentwertung?  Sie  hat  doppelten 
Ursprung.  Erstens  ist  sie  ein  Inflationsproblem,  allerdings 
ein  recht  kompliziertes.  Das  Inflationsproblem  hat  wiederum  ein 
doppeltes  Antlitz.  Die  Inflation  ist  einerseits  Gold  inflation,  wie  z.  B. 
in  den  Vereinigten  Staaten,  in  der  Schweiz,  in  den  Niederlanden  und 
in  Schweden;  zum  andern  ist  sie  Papier  inflation,  wie  in  Frankreich, 
Italien,  Deutschland,  Österreich,  Polen  und  Rußland.  Die  Geld- 
entwertung ist  aber  zweitens  ein  Waren-Produktions- 
problem, und  zwar  nicht  nur  im  Sinne  der  absolut  verminderten 
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Warenherstellung,  sondern  auch  (was  zumeist  übersehen  wird)  der  er- 
örterten Verschiebung  des  Verhältnisses  zwischen  Produktionsaufwand 
und  Produktionsergebnis  einerseits  sowie  zwischen  gesellschaftswirt- 
schaftlich produktiver  und  unproduktiver  Arbeit  andererseits.  Hierdurch 
ist  eine  neue  Proportion  zwischen  Geldschöpfung  und  Warenschöpfung 
eingetreten,  die,  der  Gelehrte  sträubt  sich  gegen  den  Sprachgebrauch, 
eine  Verschiebung  im  Wertverhältnis  zwischen  Ware  und  Geld  herbei- 
geführt hat. 

Was  die  Inflation  betrifft,  so  ist  sie  am  größten  und  wirksamsten 
dort,  wo  es  sich  um  Papier  inflation  handelt.  Nirgends  ist  sie  pri- 
märes, willkürlich  herbeigeführtes  Ereignis,  sondern  stets  durch 
besondere  Ursachen  bedingt.  Ihr  Werden  geht  zunächst  auf 
die  Tatsache  zurück,  daß  im  Kriege  große  Mengen  von  Waren 
hergestellt  werden  mußten,  die  sich  gesellschaftswirtschaftlich  nicht 
reproduzierten.  Jeder  Arbeiter,  der  die  durch  die  Kaufkraft  des  Lohnes 
unterhaltene  Arbeitskraft  beispielsweise  in  der  Strumpffabrikation  ver- 
ausgabt, ist  mittätig  an  der  Herstellung  eines  wirtschaftlichen  Gutes, 
dessen  Kostenaufwand  sich  nicht  nur  privatwirtschaftlich,  sondern 
auch  gesellschaftswirtschaftlich  reproduziert,  sobald  der  Verkehr  es  auf- 
genommen und  „bezahlt"  hat.  Anders  hingegen,  wenn  der  Arbeiter 
beispielsweise  Granaten  dreht,  die  später  in  die  Luft  fliegen.  Der 
Kostenaufwand  reproduziert  sich  in  diesem  Falle  zwar  privatwirtschaft- 
lich, nicht  aber  gesellschaftswirtschaftlich,  ganz  abgesehen  davon,  daß 
dieser  Vorgang,  sofern  die  Granate  ihren  Zweck  erfüllt,  nicht  nur  un- 
mittelbare, sondern  auch  mittelbare  Zerstörung  von  Gütern  im  Gefolge 
hat.  Auf  die  Dauer  läßt  diese  Art  der  Produktion  sich  am  einfachsten 
durch  ständig  neue  Geldschöpfung  durchführen.  An  der  Menge  der 
im  letzten  Kriege  verbrauchten  Kriegsmaterialien  ist  der  Umfang  der 
so  bedingten  Geldschöpfung  einigermaßen  zu  ermessen.  Zu  beachten 
ist  aber  weiter  die  Bezahlung  von  Löhnung  an  Kriegsteilnehmer  und 
die  Auskehrung  von  Unterstützungen  an  deren  Angehörige.  An  sich 
wäre  es  freilich  nicht  nötig  gewesen,  die  so  erforderlichen  Mittel  in 
dem  tatsächlich  erfolgten  Umfange  durch  Geldschöpfung  aufzubringen. 
England  z.  B.  hat  den  Beweis  erbracht,  daß  durch  planmäßige  Aus- 
gestaltung von  Steuern  und  Abgaben  die  Geldschöpfung  sich  in 
engeren  Grenzen  zu  halten  vermag.  Die  festländischen  Staaten  hin- 
gegen haben  ihr  Heil  überwiegend  in  der  Geldvermehrung  durch  un- 
limitierte Neuausgabe  von  Noten  gesucht. 

Später  sind  andere  Ursachen  der  Geldschöpfung  wirksam  gewesen. 
Wie  hätte  beispielsweise  in  Deutschland  die  Revolution  einen  so  un- 
revolutionären Verlauf,  namentlich  vom  Standpunkt  der  Wahrung  des 
Privateigentums,  nehmen  können,  wenn  es  keine  Notenpresse  gegeben 
hätte!  Dadurch,  daß  Geld  in  beliebigen  Mengen  „hergestellt"  werden 
konnte,  waren  gesetzliche  oder  ungesetzliche  Eingriffe  in  das  Privat- 
eigentum nicht  allzu  dringlich.  Man  kann  geradezu  behaupten,  daß 
die  sonst  üblichen  schweren  sozialen  und  wirtschaftlichen  Revolutions- 
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erscheinungen  in  Deutschland  nicht  zuletzt  deshalb  vermieden  wurden, 
weil  die  Erzeugnisse  der  Notenpresse  die  überall  auftretenden  Geld- 
bedürfnisse ohne  gewaltsames  Antasten  des  Privateigentums  befrie- 
digen konnten.  So  vollzog  sich  auch  die  Versorgung  der  Hinter- 
bliebenen der  gefallenen  Kriegsteilnehmer,  die  Unterstützung  der 
Arbeitslosen  verhältnismäßig  reibungslos,  so  war  es  möglich,  das  un- 
geheure Heer  von  Beamten  und  Pensionären  zu  erhalten  und  öffent- 
liche Betriebe,  wie  Post  und  Eisenbahn,  jahrelang  als  Zuschußbetriebe 
fortzuführen.  Im  übertragenen  Sinne  gilt  das  Gesagte  für  zahlreiche 
andere  Länder  mit  Papierinflation. 

Aus  dem  Dargelegten  ergibt  sich  zwingend,  daß  die  Geldver- 
mehrung nicht  primäre  Ursache  der  krisenhaften  Zustände  oder  auch 
nur,  populär  ausgedrückt,  der  „Teuerung"  ist,  sondern  sie  vielmehr  als 
sekundäre  Erscheinung  angesprochen  werden  muß,  die  sich  sozusagen 
auf  Grund  der  geschilderten  Verhältnisse  mit  Notwendigkeit  einstellte. 
Allerdings,  und  hier  ergibt  sich  die  Synthese  im  Streit 
um  das  Geldproblem,  hätten  die  gekennzeichneten 
primären  Ursachen  nicht  in  dem  Umfange  und  zeit- 
lieh  so  lange  wirksam  sein  können,  wenn  der  Weg 
der  G  e  1  d  v  e  r  m  ehr  un  g  durch  die  Notenpresse  ver- 
schlossen gewesen  wäre.  Daß  sich  in  diesem  Falle  in  ge- 
wissen Ländern  Erschütterungen  anderer  Art  ergeben  hätten,  wirt- 
schaftlich, sozial  und  politisch,  steht  freilich  gleichfalls  außer  Zweifel. 

Grundsätzlich  nicht  anders  liegen  die  Verhältnisse  in  den  Ländern 
mit  Gold  inflation.  Sie  ist  nirgend  primäres  Ereignis,  sondern  überall 
die  Folge  anderer  Vorgänge.  In  der  Hauptsache  ist  sie  das  Ergebnis 
der  während  des  Krieges  erfolgten  Verschiebung  der  Austausch- 
verhältnisse in  der  Weltwirtschaft.  Angesichts  ihres  enormen  Kriegs- 
bedarfs waren  die  kriegführenden  Länder  auf  Bezug  aus  den  nicht  oder 
noch  nicht  kriegführenden  Ländern  angewiesen.  Sachgüter  konnten 
dafür  je  länger  desto  weniger  hingegeben  werden,  Bezahlung  mit  Noten 
war  im  Interesse  der  Stabilität  des  Kurses,  die  ohnehin  gelitten  hatte, 
nur  in  begrenztem  Umfange  möglich,  übrig  blieb  neben  der  Aufnahme 
von  Anleihen  die  Hergabe  von  Wertpapieren  und  Gold.  Die  Folge 
war  eine  Neuorientierung  der  Goldverteilung,  wie  sie  in  so  kurzer  Zeit 
und  in  so  umfangreichem  Ausmaß  früher  niemals  in  die  Erscheinung 
getreten  ist.  Die  Wirkung  in  den  „betroffenen"  Ländern  war  prinzipiell 
die  gleiche  wie  diejenige  der  Papierinflation.  Gemessen  an  der  Ware, 
sank  das  Gold  im  Wert  und  hatte  geringere  Kaufkraft,  was  zu  höheren 
Preisen  führte.  Daß  die  Wirkung  praktisch  weniger  tiefgreifend  war 
als  in  den  Papier-Inflationsländern,  lag  daran,  daß  der  Goldinflation 
Grenzen  gezogen  waren,  die  im  Stoffmangel  lagen,  während  die  großen 
Waldbestände  der  Erde  die  Notenvermehrung  ins  Ungemessene  ge- 
statteten. 

Goldinflation    und   Papierinflation    sind    für   den    internatio- 
nalen Güteraustausch  von  großer  und  unterschiedlicher  Be- 
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deutung.  Erfahrungsgemäß  passen  sich  die  Warenpreise  und  Löhne 
der  begrenzten  Goldinflation  schneller  an  als  der  unbegrenzten  Papier- 
inflation. Hieraus  ergibt  sich  einerseits  verhältnismäßig  rasch  ein- 
tretende Erschwerung  des  Exports  der,  um  es  kurz  zu  sagen,  Gold- 
länder in  die  Papierländer,  anderseits  Begünstigung  des  umgekehrten 
Austauschverhältnisses.  Diese  Begünstigung  tritt  um  so  stärker  her- 
vor, je  mehr  die  Papierländer  aus  „nationaler"  Produktivkraft  expor- 
tieren, weil  sich  andernfalls  Schwierigkeiten  aus  der  Bezahlung 
importierter  Rohstoffe  herleiten.  So  hat  die  Inflation  (um  den  Zu- 
sammenhang nicht  aus  dem  Auge  zu  verlieren,  sei  auch  hier  an  ihren 
sekundären  Charakter  erinnert)  zu  starken  Verschiebungen  und  Hem- 
mungen im  internationalen  Güteraustausch  geführt,  die  insbesondere 
und  zunächst  in  den  Gold  ländern  die  Krisis  verschärften,  auf  die 
Dauer  aber  die  Papierländer  am  schwersten  treffen  werden. 

Neuerdings  hat  das  Wertverhältnis  zwischen  Ware  und  Gold  sich 
wieder  mehr  zugunsten  des  letzteren  verschoben,  weil  in  den  gold- 
armen Ländern  die  Anlockung  von  Gold  zur  Notwendigkeit  wird  und 
der  Preis  auch  hier  das  Ergebnis  von  Angebot  und  Nachfrage  ist. 
Darüber,  ob  durch  diese  verkehrswirtschaftliche  Deflation,  die  zudem 
durch  geldpolitische  Maßnahmen  meist  künstlich  verstärkt  worden  ist, 
die  Situation  in  den  valutastarken  Ländern  erleichtert  worden  ist, 
gehen  die  Meinungen  auseinander.  Deflation  ist  gleichbedeutend  mit 
sinkenden  Preisen.  Sobald  deren  Tendenz  erkennbar  wird,  stockt  das 
wirtschaftliche  Leben,  weil  Bestellungen  zurückgehalten  werden,  wie 
umgekehrt  die  erkennbare  Tendenz  steigender  Preise  ihm  Impulse  gibt, 
wofür  Deutschland  das  beste  Beispiel  ist.  Trotzdem  bin  ich  der  Mei- 
nung, daß  die  verkehrswirtschaftliche  Deflation  in  den  Goldländern, 
nicht  hingegen  die  künstliche,  vom  Standpunkt  des  Ausgleichsverhält- 
nisses zwischen  Angebot  und  Nachfrage  erwünscht  ist,  weil  sie  den 
Konsum  anregt,  der  auf  die  Produktion  zurückwirkt.  Wichtig  ist  hier- 
bei der  schon  erörterte  Gesichtspunkt  der  Rationalisierung  der  Waren- 
produktion.    Doch  wird  von  der  Therapie  später  die  Rede  sein. 

Schließlich  sei  der  Vollständigkeit  halber  erwähnt,  daß  die  Geld- 
entwertung in  einer  Beziehung,  vor  allem  in  den  Papierländern,  un- 
mittelbar zu  verringerter  Konsumtivkraft  geführt  hat.  Die  alten  Geld- 
vermögen und  Geldeinkommen  sind  in  ihrer  Kaufkraft  gesunken.  In 
wessen  Vorstellungskreis  treten  da  nicht  Bekannte  oder  Verwandte, 
die  ehemals  wohlsituierte  Rentner  waren  und  heute  überhaupt  keine 
Kaufkraft  mehr  besitzen! 

Im  übrigen  hat  die  Geldentwertung  auch  insofern  krisenhafte 
Wirkung,  als  sie  ein  Moment  der  Unsicherheit  in  das  wirtschaftliche 
Leben,  insbesondere  in  das  Zahlungswesen,  vor  allem  in  das  inter- 
nationale Zahlungswesen  gebracht  hat.  Vom  Standpunkt  des  inter- 
nationalen Geschäftslebens  spielt  auf  die  Dauer  nicht  so  sehr  das 
absolute  Verhältnis  der  Valuten  zueinander  eine  Rolle,  sondern  schließ- 
lich sind  entscheidend  die  Schwankungen,  die  zu  recht  unlieb- 
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samen  Zuständen  in  der  wirtschaftlichen  Praxis  führen  und  auf  die 
Dauer  für  das  ganze  Problem  entscheidend  sind.  Die  Schwankungen 
selbst  sind  nicht  zuletzt  Folgewirkungen  politischer  Ereignisse.  Dies 
zeigt  sich  vor  allem  in  Deutschland,  wo  die  Zwischenfälle  der  „Repa- 
rationspolitik" nicht  nur  den  Geldwert  über  das  wirtschaftlich  be- 
dingte Maß  hinaus  herabgedrückt,  sondern  auch  dessen  enorme 
Schwankungen  verschuldet  haben. 

7.  Störungen  der  überkommenen  internatio- 
nalen Austauschverhältnisse  durch  wirtschafts- 
politische und  allgemeinpolitische  Bestrebungen 
und  Maßnahmen!  Sie  sind  ein  langes  und  wichtiges  Kapitel. 
Gerade  von  dieser  Seite  werden  der  Weltverkehrsgesellschaft  unzählige 
Fallstricke  gelegt.  Ich  will  mich  jedoch  auf  einige  Andeutungen  be- 
schränken l. 

Fast  alle  Industrieländer  sind  im  Begriff,  die  nationale  Arbeit  durch 
höhere  Zölle  zu  schützen.  Das  Ideal  langfristiger  Handelsverträge  mit 
festen  Zollsätzen  ist  entschwunden,  „autonome  Handelspolitik"  auf  der 
Basis  hoher  Tarife  ist  die  Losung.  Gegen  Länder  mit  „schlechter 
Währung'"  ist  die  Antidumpingklausel  in  Vorbereitung  oder  schon  in 
Anwendung.  Einfuhrverbote  oder  Rationalisierung  der  Einfuhr  sind 
eine  landläufige  Erscheinung.  Ein  kompliziertes  „Lizenzsystem"  ist 
in  Anwendung;  auf  der  ganzen  Linie  blüht  die  „Kompensation".  Die 
staatliche  Gewalt  kümmert  sich  unmittelbar  um  Ausfuhr  und  Einfuhr 
und  wird,  wie  zurzeit  des  Merkantilismus,  mit  neu  belebten  Methoden 
der  Vergangenheit  in  den  Dienst  der  nationalen  Wirtschaft  gestellt. 
Dazu  kommt,  daß  die  wirtschaftliche  Kampfgesetzgebung  der  Kriegs- 
zeit noch  längst  nicht  abgebaut,  sondern  im  Gegenteil  vielfach  ver- 
schärft worden  ist.  Dabei  geraten  Theorie  und  Praxis  zuweilen  in  be- 
denklichen Widerspruch.  Lloyd  George  beispielsweise  liebt  es,  den 
freien  Handel  zwischen  den  Völkern  zu  preisen.  Es  sei  gestattet,  ihn 
daran  zu  erinnern,  daß  nicht  zuletzt  England  und  das  britische  Welt- 
reich praktisch  anders  handeln.  In  England  besteht  immer  noch  das 
Ausländergesetz  von  1914  mit  Ergänzungen  von  1919.  Danach  dürfen 
Ausländer  keine  leitenden  Stellen  in  der  britischen  Handelsmarine 
bekleiden.  Ehemals  feindliche  Ausländer  dürfen  bis  zum  23.  Dezember 
1922  nur  mit  Erlaubnis  des  Staatssekretärs  des  Innern  nach  England 
einreisen.  Drei  Jahre  lang  dürfen  ehemalige  feindliche  Ausländer 
weder  Grundbesitz  noch  irgendwelchen  Anteil  oder  Interessen  an 
Schlüsselindustrien  und  Schiffahrtsunternehmungen  erwerben.  Kein 
feindlicher  Ausländer  darf  auf  einem  britischen  Schiff  Anstellung 
finden.  Die  zuletzt  genannten  Maßnahmen  sollen  nach  Ablauf  der  drei 
Jahre  Frist,  wenn  auch  in  veränderter  Form,  verlängert  werden.  Das 
bekannte  Metallgesetz  vom  Jahre  1918  verbietet,  außer  gegen  be- 
sondere Lizenz  des  Board  of  Trade,  die  Gewinnung,  Verarbeitung  und 
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den  Handel  mit  nichteisenhaltigen  Metallen  und  Eisenerzen  (Zink, 
Kupfer,  Zinn,  Blei,  Nickel,  Aluminium)  allen  Personen  und  Firmen,  die 
einen  feindlichen  Ausländer  als  Teilhaber,  Direktor  oder  leitenden  Be- 
amten haben  oder  deren  Kapital  sich  zum  Teil  in  den  Händen  feind- 
licher Ausländer  befindet,  oder  die  zu  mehr  als  Vi  des  Kapitalgewinns 
oder  der  Stimmenzahl  an  einem  mit  feindlichem  Kapital  betriebenen 
Metallunternehmen  interessiert  sind.  Dieses  Gesetz  bleibt  fünf  Jahre 
nach  Friedensschluß  in  Kraft.  Dazu  sind  bedeutsame  Maßnahmen  in 
der  Nachkriegszeit  getreten.  Am  1.  September  1919  wurden  in  Eng- 
land vorzugsweise  Zölle  für  die  britischen  Kolonien  eingeführt.  Im 
Dezember  1920  wurde  ein  Farbstoffeinfuhrgesetz  erlassen,  welches  die 
Einfuhr  aller  synthetischen  organischen  Farbstoffe  und  Zwischenerzeug- 
nisse verbietet,  außer  gegen  besondere  Lizenz  des  Board  of  Trade,  die 
in  der  Regel  nur  dann  gewährt  wird,  wenn  der  Importeur  nachweist, 
daß  der  betreffende  Farbstoff  in  England  nicht  erhältlich  ist.  Das  Ein- 
fuhrverbot gilt  für  die  Dauer  von  zehn  Jahren.  Am  1.  Oktober  1921 
trat  ferner  das  Industrieschutzgesetz  in  Kraft,  dessen  erster  Teil,  der 
den  Schutz  der  Schlüsselindustrien  betrifft,  einen  Einfuhrzoll  von 
33V3  %  des  Wertes  auf  Produkte  der  Schlüsselindustrien  (Chemikalien, 
Farbstoffe,  wissenschaftliche  Instrumente,  Glas  und  Porzellan  für 
wissenschaftliche  Zwecke,  Zündmagnete,  gewisse  Metallverbindungen 
usw.)  für  die  Dauer  von  fünf  Jahren  bestimmt.  Erzeugnisse  der  briti- 
schen Dominions  sind  von  diesem  Zoll  ausgenommen.  Der  zweite 
Teil  enthält  die  sog.  Antidumping-Gesetzgebung.  Er  sieht  einen  Zoll 
von  33V3  %  in  dem  Falle  vor,  daß  aus  Interessentenkreisen  eine  Klage 
wegen  übermäßig  billiger  Konkurrenz  irgendeiner  Ware  aus  irgend- 
einem Lande  als  Folge  entwerteter  Währung  erhoben  und  von  dem 
Board  of  Trade  nach  Untersuchung  der  Marktlage  als  berechtigt  an- 
erkannt wird.  Bis  jetzt  sind  solche  Antidumping-Zölle  auf  Stoffhand- 
schuhe, Haushaltungsglaswaren,  Glas  für  Beleuchtungszwecke,  Haus- 
haltungshohlwaren aus  Aluminium,  emailliertem  Stahl  oder  geschmie- 
detem Eisen,  die  aus  Deutschland  kommen,  eingeführt  worden. 

Nach  „freiem  Handel"  sieht  das  in  der  Tat  nicht  aus.  Noch 
weniger  gilt  dies  von  den  einschlägigen  Maßnahmen  in  den  übrigen 
Teilen  des  britischen  Weltreiches.  Um  nur  einiges  hervorzuheben.  In 
Kanada  besteht  ein  Einreiseverbot.  Die  Vorzugstarife  gegenüber  eng- 
lischen Gebieten  sind  ausgebaut  worden.  Seit  1921  hat  auch  Kanada 
eine  Valutadumping-Gesetzgebung.  Im  Sommer  1921  wurde  ferner  die 
obligatorische  Herkunftsbezeichnung  auf  Einfuhrwaren  eingeführt. 
Diese  Maßnahme  ist  vor  kurzem  in  dem  Sinne  geändert  worden,  daß 
dem  Generalgouverneur  die  Vollmacht  verliehen  ist,  die  Bezeichnung 
des  Herkunftslandes  für  gewisse  Waren  aus  gewissen  Einfuhrländern 
durch  Erlasse  zu  verfügen.  In  Australien  bestehen  gleichfalls  Einfuhr- 
beschränkungen bzw.  -verböte.  Die  Beteiligung  von  Ausländern  an  der 
Schiffahrt  ist  eingeschränkt.  Das  Einfuhrverbot  für  deutsche  Waren  ist 
zwar  am  1.  August  1922  aufgehoben  worden,  doch  bedarf  es  in  jedem 
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Falle  einer  Einfuhrerlaubnis.  Für  deutsche  Farben  besteht  das  Einfuhr- 
verbot weiter.  Im  Dezember  1921  wurde  ein  umfassendes  Antidumping- 
Gesetz  erlassen,  das  hohe  Differentialzölle  vorsieht.  Die  Zolltarife  sind 
zugunsten  der  Gebiete  des  britischen  Weltreiches  differenziert  worden. 
Zur  Metallbörse  werden  als  Mitglieder  nur  britische  Firmen  und  britisch 
geborene  Untertanen  zugelassen.  Und  so  in  langer  Reihe  fort. 

Wenn  alle  diese  Maßnahmen  in  England  und  im  britischen  Welt- 
reich mit  gewissen  Hemmungen  eingeführt  worden  sind  und  erwartet 
werden  darf,  daß  sie  in  absehbarer  Zeit,  wenigstens  in  ihren  äußersten 
Auswüchsen  und  als  Sondermaßnahmen  gegen  Deutschland,  ver- 
schwinden werden,  so  kann  dies  von  zahlreichen  anderen  Ländern  nicht 
gesagt  werden.  In  Frankreich  und  Belgien  beispielsweise  gibt  es  ganze 
Kataloge  von  Zollschutzmaßnahmen,  die  ausgesprochen  Absperrungs- 
tendenzen bekunden  und  nicht  zuletzt  gegen  Deutschland  gerichtet 
sind.  Auch  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  hat  diese  Grund- 
einstellung zu  umfassenden  gesetzlichen  Bestimmungen  geführt.  Selbst 
die  neutralen  Länder  haben  auf  der  ganzen  Linie  die  „nationale  Wirt- 
schaftspolitik" in  die  Praxis  umgesetzt. 

Für  Deutschland  ist  dies  System  um  so  verhängnisvoller,  als  es 
selbst  durch  die  Versailler  Friedensverträge  in  seinen  handels- 
politischen Entschließungen  ungemein  beschränkt  ist.  Man  wird  hier 
an  ein  Wort  Friedrich  Lists  erinnert:  „Von  allen  Märkten  der 
Welt  sind  die  deutschen  Waren  ausgeschlossen,  während  alle  Welt  in 
Deutschland  offenen  Markt  findet".  Daß  es  bisher  noch  nicht  so  weit 
gekommen,  ist  dem  fortwährenden  Sinken  des  Wertes  der  deutschen 
Mark  zuzuschreiben,  die  den  auf  die  Verhinderung  seiner  Ausfuhr  ge- 
richteten Maßnahmen  folgt  und  sie  alsbald  so  weit  überholt,  daß  sie 
zunächst  vom  Standpunkt  des  Exports  unwirksam  werden. 

Daß  dieser  Rückfall  in  merkantilistische  Gepflogenheiten  den 
Kreislauf  in  der  Weltverkehrsgesellschaft  empfindlich  stört  und  sich 
letzten  Endes  jeder  einzelnen  Volkswirtschaft  bemerkbar  macht,  mit- 
hin das  Gegenteil  von  dem  erzielen  wird,  was  beabsichtigt  wurde,  sei 
zum  Schluß  meines  Vortrages  in  anderem  Zusammenhang  dargelegt.  — 

Damit  will  ich  den  Faden  abreißen,  obwohl  er  nicht  zu  Ende  ge- 
sponnen ist.  Ich  habe  bewußt  schematisiert  und  systematisiert.  Da- 
durch sind  zahlreiche  singulare  Tatsachen  außer  acht  gelassen  worden, 
die  in  einer  Anzahl  von  Ländern  wirksam  sind  und  deren  Einfluß  auf 
den  Stand  der  weltwirtschaftlichen  Beziehungen  handgreiflich  ist.  Es 
gibt  zahlreiche  singulare  Tatsachen  und  Tatsachenzusammenhänge,  die 
Produktion  und  Konsumtion  sowie  das  Verhältnis  zwischen  beiden  in 
bestimmten  Ländern  beeinflussen  und  gestalten.  Es  gibt  kaum 
eine  Volkswirtschaft,  von  der  dies  nicht  gesagt  werden  könnte. 
Deutschland  und  Österreich  beispielsweise,  Polen  und  die  neuen  öst- 
lichen Randstaaten,  das  Saargebiet,  England,  Frankreich,  Italien  und 
Spanien,  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  die  mittelamerikani- 
schen und  südamerikanischen  Republiken,  China,  Japan  und  Indien, 
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Kanada,  Australien  und  Südafrika  sowie  zahlreiche  Kolonien  weisen 
Sonder-Krisenmomente  in  der  Produktions-  und  Konsumtionssphäre 
auf,  deren  Wirkung  sich  entweder  auf  das  eigene  Land  beschränkt  oder 
zugleich  in  das  weltwirtschaftliche  Beziehungsgebilde  übergreift.  Es 
handelt  sich  hier  zum  Teil  um  politische,  soziale  und  wirtschaftliche 
Umbildungsprozesse,  die  zusammenfassender  Darlegung  einstweilen 
nicht  zugänglich  sind,  und  deren  Entwicklungstendenzen  bis  jetzt  nicht 
klar  genug  hervorgetreten  sind,  um  sie  exakt  erfassen  zu  können.  Zum 
mindesten  würde  der  Rahmen  eines  Vortrages  gesprengt  werden,  wenn 
auch  nur  der  Versuch  gemacht  würde,  sie  in  die  Analyse  des  welt- 
wirtschaftlichen Bildes  der  Gegenwart  einzubeziehen.  Immerhin  sei 
ausdrücklich  betont,  daß  hier  eine  Lücke  bleibt,  die  auszufüllen  bewußt 
unterlassen  wird. 

III. 

Was  soll  aus  alledem  werden?  Wie  steht  es  um  die  Therapie? 
Die  Leistung  des  Gelehrten  ihr  gegenüber  bedarf  wieder  des  Ausgangs- 
punktes. Als  normal  und  erwünscht  haben  wir  eingangs  den  Zustand 
der  Weltwirtschaft  der  Vorkriegszeit  angesprochen.  Demgemäß  lautet 
jetzt  die  Frage:  Was  kann  geschehen,  um  ihn  wiederherzustellen?  Wirt- 
schaftswissenschaftlich kommt  es  da  ausschließlich  auf  die  Heraus- 
arbeitung der  Problemstellung  an,  während  alles  andere  dem  Praktiker 
überlassen  bleiben  muß.  Im  übrigen  ist  der  Gelehrte  geneigt,  von  vorn- 
herein das  eine  hervorzuheben:  es  wird  sich  unter  allen  Umständen 
um  einen  langsamen  Gesundungsprozeß  handeln,  dessen  Ablauf  die 
jetzige  Generation  kaum  erleben  wird.  Darin  eben  beruht  letzten  Endes 
der  Unterschied  zu  den  früheren  allgemeinen  periodischen  Krisen, 
deren  Überwindung  die  dem  Wirtschaftsleben  immanenten  Kräfte  sozu- 
sagen von  selbst  herbeiführten. 

Die  Gesamtaufgabe,  die  vorliegt,  läßt  sich  in  Auf  gabenkreise 
auflösen.  Sie  ergeben  sich  zwangsläufig  aus  den  Darlegungen  über  die 
Ursachen  der  Krisis,  so  daß  ihre  bloß  andeutungsweise  Umgrenzung 
an  dieser  Stelle  ausreichend  und  zugleich  Beschränkung  auf  das  All- 
gemeine und  Abstandnahme  vom  Besonderen  angängig  ist. 

1.  Die  Krisis  der  Weltwirtschaft  äußert  sich  im  Mißverhältnis 
zwischen  Angebot  und  Nachfrage  von  Waren.  Dies  Mißverhältnis  kann 
unmittelbar  nur  beseitigt  werden  durch  vermehrte  Nachfrage  nach 
Waren.  Diese  aber  ist  —  so  paradox  es  klingen  mag  —  durch 
Rationalisierung  und  Vermehrung  der  Produktion  be- 
dingt. Beides  muß  geschehen,  ohne  die  Kosten  verhältnismäßig  zu  ver- 
größern. Möglich  ist  dies  durch  intensivere  Ausnutzung  der  Pro- 
duktionsfaktoren: Kapital  und  Arbeit.  Wie  die  Dinge  zurzeit  in  der 
gewerblichen  Produktion  liegen,  drängt  sich  in  den  Vordergrund  die 
größere  Anspannung  der  Arbeit  und  deren  rationellere  Ausnutzung. 
Nehmen  wir  beispielsweise  an,  es  würde  in  irgendeinem  Industrielande 
bei  auch  nur  gleichbleibender  Intensität  der  Arbeit  die  tägliche  Arbeits- 
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zeit  ohne  Erhöhung  des  bisherigen  Lohnes  um  eine  Stunde  verlängert. 
Dies  ergäbe  in  den  Unternehmungen  pro  Kopf  und  Jahr  300  Arbeits- 
stunden mehr.  Handelte  es  sich  um  England,  so  ergäbe  sich  bei 
15  Mill.  Arbeitenden  ein  Plus  von  4,5  Milliarden  Arbeitsstunden.  Auch 
nach  Abzug  der  durch  die  Mehrerzeugung  bedingten  Kosten  der  Roh- 
materialien und  Generalien  würde  eine  ungemein  große  Steigerung 
der  Produktivität  erzielt  werden.  In  um  so  höherem  Ausmaße  wäre  dies 
der  Fall,  wenn  gleichzeitig,  was  in  den  meisten  Industriebetrieben  bei 
neunstündiger  Arbeitszeit  nicht  ausgeschlossen  ist,  eine  größere  Inten- 
sität der  Arbeit  erzielt  würde.  Die  Folge  verlängerter  Arbeitszeit  und  der 
größeren  Intensität  der  Arbeit  würde  eine  Vermehrung  des  Angebots 
von  Waren  sein. 

Hieße  dies  angesichts  der  Tatsache,  daß  für  die  heute  produzierten 
Waren  schon  kein  Absatz  vorhanden  ist,  nicht  sozusagen  den  Teufel 
mit  Beelzebub  austreiben?  Durchaus  nicht,  denn  das  größere  Waren- 
quantum wird  mit  geringerem  Kostenaufwand  hergestellt  und  kann 
infolgedessen  billiger  angeboten  werden.  Bei  gleichbleibenden  Ein- 
kommensverhältnissen würde  sich  somit  die  Kaufkraft  erhöhen.  Wenn 
beispielsweise  ein  Textilarbeiter  bei  achtstündiger  Arbeitszeit  8  sh  den 
Tag  verdient  und  8  Einheiten  leistet,  so  würde  er  bei  neunstündiger 
Arbeitszeit  und  erhöhter  Arbeitsintensität,  die  sich  freilich  gerade  hier 
objektiv  in  engeren  Grenzen  bewegen  wird,  weil  sie  an  das  Tempo  der 
Maschine  geknüpft  ist,  bei  gleichbleibendem  Lohn  von  8  sh  vielleicht 
10  Einheiten  zu  leisten  vermögen.  Rechnen  wir  für  den  Rohstoff  und 
die  Generalunkosten  eine  Einheit  ab,  was  dem  heutigen  Verhältnis  ent- 
sprechen dürfte,  so  bleibt  eine  Einheit  als  absolutes  Mehr  oder  mit 
anderen  Worten:  9  Einheiten  verursachen  die  gleichen  Kosten,  die 
bisher  8  Einheiten  mit  sich  brachten.  Bei  freier  Konkurrenz  —  hierauf 
wird  zurückzukommen  sein  —  wird  das  Angebot  von  Textilwaren  ent- 
sprechend billiger  sein,  so  daß  der  Lohn  des  Textilarbeiters  und  der- 
jenige aller  anderen  Arbeiter  gegenüber  Textilwaren  um  eine  Einheit 
erhöhte  Kaufkraft  erhält.  Denken  wir  uns  diesen  Prozeß  in  der  ge- 
samten englischen  Industrie  wirksam,  so  wird  die  Kaufkraft  der  Löhne 
in  England  gegenüber  sämtlichen  Industrieerzeugnissen  um  eine  Ein- 
heit höher  sein,  obwohl  die  Löhne  nicht  gestiegen  sind.  Erzielt  wird 
dies  Ergebnis  ausschließlich  durch  mehr  Arbeit.  Die  Erhöhung  des 
Lohnes  um  1  sh  könnte  das  gleiche  Resultat  nicht  erzielen,  weil  sofort 
die  Preise  entsprechend  in  die  Höhe  gingen  und  infolgedessen  der 
Reallohn  der  gleiche  bliebe. 

Ginge  mit  solcher  Steigerung  der  Arbeitsintensität  eine  weitere 
Rationalisierung  der  mechanischen  Produktivkräfte  vor  sich,  die  im 
Augenblick  der  vollen  Ausnutzung  der  Betriebe  auch  von  Seiten  des 
Arbeitsfaktors  keine  Hemmungen  mehr  finden  würde,  so  ließe  sich  die 
Zahl  der  ohne  verhältnismäßige  Mehrkosten  gewonnenen  Einheiten 
leicht  weiter  vermehren. 
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Der  hier  angeführte  Tatsachenkomplex  darf  jedoch  nicht  isoliert 
vom  Standpunkt  der  Fertigindustrien  betrachtet  werden.  Die  Wirkung 
tritt  um  so  stärker  hervor,  wenn  gleichzeitig  innerhalb  der  ganzen 
Rohstoffsphäre  die  Rationalisierung  der  Arbeit  in  gleicher  Weise  ge- 
steigert und  dagegen  die  Rohstoffkosten  pro  Einheit  heruntergedrückt 
würden.  Die  Differenz  müßte  sich  schließlich  im  Preise  des  Angebots 
durchsetzen. 

Das,  was  hier  abstrakt  an  der  englischen  Industriewirtschaft 
demonstriert  worden  ist,  übertrage  man  auf  die  Industrie-  und  Roh- 
stoffwirtschaft in  der  Welt  überhaupt,  und  es  ergibt  sich  eine  Lösung 
in  doppeltem  Sinne:  Vergrößerung  der  Warenproduktion  und  damit 
Absorbierung  brachliegender  Arbeitskräfte  sowie  Steigerung  der  Kauf- 
kraft für  die  erzeugten  Waren. 

In  ungleich  größerem  Maße  gilt  das  Gesagte  für  die  Landwirtschaft 
in  engerem  Sinne,  soweit  sie  Nahrungsmittel  produziert.  Die  Steigerung 
ihrer  Produktivität  ist  geradezu  Lebensfrage  für  die  Wiederbelebung 
der  Weltwirtschaft.  Die  Nahrungsmittelbasis  Europas  ist  im  Verhältnis 
zur  objektiv  bedingten  Nachfrage  zu  knapp.  Hierdurch  sind,  wie  wir 
sehen,  die  Lebenshaltungskosten  hinaufgegangen,  ist  in  weiterer  Folge 
der  gewerbliche  Güterherstellungsprozeß  verteuert  worden.  In  dem 
Maße,  wie  die  Preise  für  Agrarerzeugnisse  herabgehen,  können  die 
Geldeinkommen  im  Gewerbe  verringert  und  dessen  Erzeugnisse  da- 
durch entsprechend  billiger  angeboten  werden.  Gesteigerte  Produk- 
tivität in  der  Landwirtschaft  kann  trotz  geringerer  Preise  durchaus  zu 
gleicher  Rentabilität  führen,  so  daß  eine  Verminderung  der  landwirt- 
schaftlichen Kaufkraft  gegenüber  Industrieerzeugnissen  nicht  befürchtet 
zu  werden  braucht,  um  so  weniger,  als  die  Kaufkraft  landwirtschaftlich 
erzielten  Einkommens  solcherweise  gegenüber  Industrieartikeln  größer 
wird.  In  den  Ländern,  deren  Landwirtschaft  völlig  daniederliegt,  würde 
ihre  Wiederbelebung  neue  Kaufkraft  für  gewerbliche  Erzeugnisse  ent- 
stehen lassen. 

Um  die  Steigerung  der  Produktivität  in  der  Landwirtschaft  steht 
es  allerdings  in  einem  Punkte  anders  als  in  der  Industrie.  Das  Problem 
ist  nicht  in  erster  Linie  arbeits-,  sondern  kapitalorientiert.  Die  Land- 
wirtschaft Osteuropas  z.  B.  bedarf  ungeheurer  Kapitalien,  um  den 
Produktionsfaktor  Arbeit  überhaupt  wirksam  werden  zu  lassen.  Eine 
Voraussetzung,  die  in  der  Industrie  auch  während  des  Krieges  in 
reichem,  zum  Teil,  wie  wir  sahen,  sogar  in  überreichem  Maße  ge- 
schaffen worden  ist:  die  erforderliche  Ausstattung  mit  Kapitalgütern, 
fehlt  in  der  osteuropäischen  Landwirtschaft  völlig  und  ist  auch  in  der 
mittel-  und  westeuropäischen  Landwirtschaft  nicht  durchaus  gegeben. 
Die  Länder  Osteuropas  sind  nicht  in  der  Lage,  diese  Voraussetzungen 
von  sich  aus  zu  schaffen.  Wenn  es  demnach  wahr  ist,  daß  eine 
Weltwirtschaft,  sofern  sie  im  Sinne  ihres  früheren  Zustandes 
gesund  sein  soll,  den  reibungslosen  Anschluß  aller  Volkswirtschaften 
erfordert,  so  ist  es  eine  Aufgabe  der  Welt  —  hervorgehend  aus  richtig 
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verstandener  Solidarität  — ,  der  osteuropäischen  Landwirtschaft,  vor 
allem  der  russischen,  die  Auferstehung  zu  ermöglichen.  Solange  sie  nicht 
erfolgt  ist,  bleibt  in  der  Weltverkehrswirtschaft  ein  Krisenherd  von  ent- 
scheidender Bedeutung.  Den  Weltkapitalismus  mobil  zu  machen  für 
die  osteuropäische  Agrarwirtschaft  ist  vielleicht  die  vornehmste  Auf- 
gabe, die  sich  zurzeit  aus  der  Lage  der  Weltwirtschaft  ergibt.  Im  über- 
tragenen Sinne  trifft  das  Gesagte  für  jede  europäische  Volkswirtschaft 
zu,  die  bis  zum  Kriege  zu  erheblichem  Teil  agrarisch  gerichtet  war. 
Alle  diese  Volkswirtschaften  müssen  mit  jeglichen  zur  Verfügung 
stehenden  Mitteln  bestrebt  sein,  mindestens  die  frühere  Produktivität 
ihrer  Landwirtschaft  wiederherzustellen.  Es  ist  meine  wissenschaft- 
liche Überzeugung,  daß,  wenn  dies  in  ganz  Europa  geschehen  ist,  eine 
der  wichtigsten  Krisenursachen  als  beseitigt  angesehen  werden  darf. 

In  engstem  Zusammenhang  mit  dem  bisher  erörterten  Problem 
steht  die  Wiederherstellung  eines  den  früheren  Zuständen  angepaßten 
Verhältnisses  zwischen  produktiver  und  unproduktiver  Arbeit  in  der 
Gesellschaftswirtschaft.  Programmatisch  möchte  man  ausrufen:  Den 
letzten  Mann  in  die  Produktion!  Ein  Zeitalter,  das  Jahre  hindurch  in 
ungeheuerlicher  Weise  Güter  verschwendet  hat,  muß  durch  ein  Zeit- 
alter abgelöst  werden,  das  mit  eiserner  Energie  die  Gütererzeugung 
betreibt.  Die  Zahl  derjenigen,  die,  ohne  unmittelbar  oder  mittelbar  auf 
die  Gütererzeugung  einzuwirken,  mitversorgt  werden  müssen,  ist  auf 
das  denkbare  Minimum  herabzudrücken.  Je  besser  dies  gelingt,  desto 
größer  ist  das  Quantum  von  Waren,  das  auf  die  Einzelwirtschaft  entfällt. 
Mag  im  einzelnen  die  Versorgung  mit  Gütern  auf  dieser  Erde  ein 
Verteilungsproblem  sein,  im  ganzen  genommen  ist  sie  ein  Produktions- 
problem. Diese  alte  Wahrheit  muß  gerade  in  der  gegenwärtigen  Zeit 
der  Menschheit  stets  von  neuem  eingehämmert  werden. 

2.  Das  zweite  ist  die  Neuordnung  des  Geldwesens.  Wir  besinnen 
uns  darauf,  daß  das  in  Unordnung  geratene  Geldwesen  sekundären 
Charakters  ist,  aber  von  sich  aus  dazu  beigetragen  hat,  die  primären 
Ursachen  seines  Zustandes  in  ihrer  Wirkung  zu  verschärfen  und  ihnen 
längere  Dauer  zu  geben.  Die  Lösung  muß  deshalb  von  zwei  Seiten  in 
Angriff  genommen  werden.  Die  eine  haben  wir  soeben  erörtert;  sie 
wird  uns  in  anderem  Zusammenhange  aufs  neue  beschäftigen.  Die 
andere  liegt  beim  Gelde  selbst.  Es  kommt  darauf  an,  das  Quantitäts- 
verhältnis zwischen  Ware  und  Geld  auch  von  der  Geldseite  her  zu 
beeinflussen.  Es  gibt  Theoretiker,  die  hierfür  das  Schlagwort  haben: 
Wiederherstellung  der  Goldwährungen.  Dagegen  ist  abstrakt  nichts  zu 
sagen,  wie  es  auch  richtig  ist,  daß  eine  Dürre  durch  Regen  behoben 
wird.  Die  Goldwährung  allgemein  wiederherzustellen,  ist  zurzeit  ebenso 
unmöglich,  wie  die  Menschen  über  Mittel  verfügen,  innerhalb  der  für 
die  Ernte  in  Betracht  kommenden  Zeit  den  Himmel  zum  Regnen  zu 
veranlassen.  Darüber  also  sei  kein  Wort  verloren.  Daß  vom  Stand- 
punkt der  früheren  Weltverkehrsgesellschaft  die  Wiederherstellung  der 
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Goldwährungen  erwünscht  ist,  steht  ebenso  fest  wie  die  Tatsache, 
daß  sie  in  absehbarer  Zeit  nicht  zu  verwirklichen  ist.  Einstweilen 
kommt  es  darauf  an,  das  besagte  Quantitätsverhältnis  zwischen  Ware 
und  Geld  planmäßig  mit  anderen  Mitteln  zu  beeinflussen.  Leitstern 
wird  hierbei  sein  müssen:  grundsätzlich  keine  künstlich 
gemachte,  sondern  nur  erworbene  Kaufkraft. 
Künstlich  gemacht  wird  beispielsweise  Kaufkraft,  wenn  ein  Staat,  um 
seine  Beamten  zu  bezahlen,  Noten  druckt;  erworben  wird  sie,  wenn 
er  die  Mittel  für  ihre  Bezahlung  durch  planmäßigen  Ausbau  des  Steuer- 
wesens beschafft  oder  in  den  öffentlichen  Unternehmungen  wie  Eisen- 
bahn und  Post  durch  rationelle  Betriebführung  (nicht  etwa  durch  über- 
spannte Tarifpolitik)  Überschüsse  erzielt.  Grundsatz  für  alle  Länder 
mit  Papierinflation  wird  es  künftig  sein  müssen,  zur  Bestreitung  öffent- 
licher Ausgaben  neue  Noten  nicht  in  Verkehr  zu  bringen,  sondern  die 
erforderliche  Menge  den  im  Verkehr  vorhandenen  zu  entziehen.  Ob  im 
übrigen  in  gewissen  Ländern  die  Kaufkraft  der  Noten  durch  deren 
teilweise  Einziehung  nach  dem  Vorbilde  der  Tschecho-Slowakei  oder 
durch  andere  Verfahren  erhöht  werden  kann,  bedarf  in  jedem 
einzelnen  Falle  besonderer  Untersuchung.  Es  läßt  sich  nicht  bestreiten, 
daß  beispielsweise  in  Rußland,  Polen,  Österreich  und  vielleicht  auch 
in  Deutschland  —  ich  sage,  vielleicht,  weil  es  hier  mindestens  zweifel- 
haft ist  —  die  umlaufende  Notenmenge  bereits  so  groß  ist,  daß  sie 
durch  planmäßige  Förderung  des  Wirtschaftslebens,  insbesondere  der 
Produktivität,  überhaupt  nicht  mehr  absorbiert  werden  kann,  sondern 
radikale  Eingriffe,  sei  es  auf  dem  eben  angedeuteten  Wege,  sei  es 
durch  Schaffung  von  gedeckten  Noten  mit  internationalem  Kurs  — 
ein  Experiment,  das  bekanntlich  Rußland  gemacht  hat  — ,  erforderlich 
sind.  Auch  die  Herstellung  fester  Relationen  zwischen  den  einzelnen 
Währungen,  die  ein  weiteres  Ziel  der  internationalen  Geldpolitik  ist, 
läßt  sich  vermutlich  ohne  nationale  Reform  des  Notenwesens  in  den 
valutaschwachen  Ländern  des  Ostens  nicht  durchführen.  Ausdrücklich 
sei  bemerkt,  daß  die  Stabilisierung  der  Wechselkurse  auf  der  Basis  der 
Stabilisierung  der  Währung  in  den  einzelnen  Ländern  eine  der 
schwierigsten  Aufgaben  ist,  der  gegenüber  falsche  Lösungsversuche 
von  verhängnisvoller  Wirkung  sein  müssen.  Das  Problem  der  Stabili- 
sierung liegt  in  den  valutaschwachen  Ländern  zunächst  nicht  so  sehr 
in  der  Höherbewertung  der  Noten,  als  in  der  Verhinderung  weiterer 
Wertsenkung.  Würde  es  beispielsweise  durch  irgendwelche  Mittel 
gelingen,  der  deutschen  Mark  in  kurzer  Zeit  die  Kaufkraft  von  auch  nur 
5  Pfg.  der  Vorkriegszeit  zurückzugeben,  so  ergäben  sich  für  das  Wirt- 
schaftsleben Deutschlands  furchtbare  Folgen,  die  auch  auf  die  Welt- 
wirtschaft erschütternd  einwirken  müßten.  Es  erübrigt  sich,  dies  hier 
näher  darzulegen.  Die  künstliche  Beeinflussung  der  Kaufkraft  des 
Geldes  von  der  Geldseite  her  muß  mit  äußerster  Vorsicht  erfolgen. 
Sie  stellt  sich  keineswegs  so  einfach  dar,  wie  die  führenden  Staats- 
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männer  und  Finanziers  in  den  valutastarken  Ländern  die  Welt  glauben 
machen  wollen. 

Der  Sozialökonom  ist  überhaupt  geneigt,  das  Stabilisierungs- 
problem überwiegend  vom  Standpunkt  der  internationalen  Ver- 
pflichtungsbilanz zu  betrachten,  und  hat  hierbei  nicht  nur  d  i  e  Ver- 
pflichtungsbilanz im  Auge,  die  sich  als  Folge  des  Kreislaufes  der  welt- 
wirtschaftlichen Beziehungen  ergibt,  sondern  auch  jene  Verpflichtungs- 
bilanz, welche  für  die  im  Kriege  unterlegenen  Staaten  auf  Grund  der 
Tributleistungen  und  für  einen  Teil  der  Siegerstaaten  auf  Grund  von 
Verpflichtungen  aus  eingegangenen  unproduktiven  Krediten  hervor- 
geht 

In  den  valutastarken  Ländern  ist  die  Geldentwertung  erst  recht 
kein  primäres  Problem.  Es  löst  sich  von  selbst  in  dem  Tempo,  in 
welchem  die  Rationalisierung  der  Wirtschaft  in  dem  vorhin  erörterten 
Sinne  sich  durchsetzt  und  solcherweise  die  Nachfrage  nach  Waren 
sich  vermehrt.  Der  sich  allmählich  durchsetzende  Goldentziehungs- 
prozeß in  den  Goldländern  wird  überdies  so  starke  Preissenkungs- 
tendenzen auslösen,  daß  auch  hier,  wie  schon  bemerkt,  künstliche  De- 
flation von  größtem  Übel  ist.  Es  rechtfertigt  sich  die  Behauptung,  daß 
die  bisherigen  hierauf  gerichteten  Maßnahmen  zu  verhängnisvollen 
Preissenkungen  geführt  haben.  Es  ist  hierbei  die  alte,  leider  auch  sonst 
vergessene  Wahrheit  verkannt  worden,  daß  nicht  die  Preissenkung  an 
sich  das  Entscheidende  ist,  sondern  gesellschaftswirtschaftlich  nur  die- 
jenige Preissenkung  sich  als  zweckmäßig  erweist,  die  durch  vermehrte 
und  rationalisierte  Produktivität  bei  steigender  Konsumkraft  in  die  Er- 
scheinung tritt. 

3.  Wie  schon  bemerkt,  stehen  in  engstem  Zusammenhang  mit 
dem  bisher  Gesagten  das  internationale  Verschuldungsproblem  und 
die  Neuorientierung  der  öffentlichen  Haushalte.  Von  letzterer  sei  zu- 
nächst die  Rede.  Die  Welt  wird  sich  damit  abfinden  müssen,  daß  der 
Krieg  eine  Periode  der  Verarmung  eingeleitet  hat.  Hieraus  gilt  es  die 
unerläßlichen  Konsequenzen  zu  ziehen  für  den  einzelnen  wie  für  das 
Ganze,  in  Europa  wie  in  der  übrigen  Welt.  Staat  und  Gemeinde  werden 
dies  in  der  Weise  tun  müssen,  daß  sie  sich  in  den  öffentlichen  Aus- 
gaben weitgehende  Beschränkung  auferlegen.  Jegliche  Ausgabe  ist 
zuvor  vom  Standpunkt  ihrer  Notwendigkeit  und  Produktivität  sorgfältig 
zu  prüfen.  Der  Blick  wendet  sich  hierbei  in  erster  Linie  den  Rüstungs- 
ausgaben zu,  die  einen  Umfang  angenommen  haben,  der  mit  der  wirt- 
schaftlichen Leistungsfähigkeit  schlechthin  unvereinbar  ist.  Unerläß- 
liche Voraussetzung  für  Herstellung  des  Gleichgewichts  in  den 
öffentlichen  Finanzen  ist  die  Beschränkung  der  Ausgaben  für  die 
„Landesverteidigung".  Nicht  nur  in  den  starken  Staaten.  Auch  in 
Deutschland  verlangt  dieser  Grundsatz  nach  Anerkennung.  Der  Ver- 
sailler  Vertrag  hat  Deutschland  gezwungen,  sein  Heer  auf  100  000 
Mann  zu  verringern.    Trotzdem  sind  die  einschlägigen  Lasten  größer 
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als  früher,  denn  die  ins  Uferlose  gewachsenen  Besatzungskosten  be- 
lasten sein  Budget  in  einem  Ausmaße,  das  mit  gesunder  Finanzpolitik 
nicht  in  Einklang  zu  bringen  ist.  Auch  auf  anderen  Gebieten  wird  es 
in  weitaus  den  meisten  Ländern  zu  Einschränkungen  in  den  öffent- 
lichen Ausgaben  kommen  müssen.  Zu  verweisen  ist  da  vor  allem  auf 
die  enormen  Kosten,  welche  der  schon  charakterisierte  neuzeitliche 
Behördenorganismus  fast  überall  verschlingt.  Das  Problem  ist  nicht 
dadurch  zu  lösen,  daß  hie  und  da  mehr  oder  weniger  planlos  Beamte 
entlassen  werden.  Es  bedarf  vielmehr  der  grundsätzlichen  Neu- 
orientierung; zunächst  in  dem  Sinne,  daß  alle  öffentlichen  Erwerbs- 
unternehmungen aus  dem  Zustand  der  Zubußewirtschaft  heraus- 
gebracht werden,  sodann  aber  in  dem  Begriff,  daß  der  Frage  näher- 
getreten wird,  ob  das  jetzige  Reglementierungssystem,  das  jene 
Beamtenheere  erforderlich  macht,  beizubehalten  ist,  oder  ob  nicht  viel- 
mehr ein  Zeitalter  größerer  Individualisierung  angestrebt  werden  muß, 
das  von  der  Idee  getragen  ist,  es  sei  gerade  in  wirtschaftlich  danieder- 
liegenden Zeiten  nötig,  das  letzte,  was  im  Menschen  an  Energie  und 
Kraft  enthalten  ist,  aus  ihm  herauszuholen,  und  daß  dies  bedingt,  ihm 
innerhalb  der  durch  soziale  Rücksichten  gezogenen  Grenzen  ungehin- 
derte Bewegungsfreiheit  einzuräumen.  Daß  in  diese  Problemstellung 
weltanschauliche  und  parteipolitische  Doktrinen  hineinspielen,  ist  mir 
nicht  unbekannt.  Trotzdem  drängt  die  Lage  zu  unbefangener  Prüfung. 
Die  Neuorientierung  der  öffentlichen  Haushalte  hat  jedoch  nicht 
nur  auf  der  Ausgabenseite  zu  geschehen.  Von  gleicher  Bedeutung 
ist  die  Einnahmenseite.  Das  Steuern-  und  Abgabewesen  bedarf  in 
wiederum  fast  allen  Ländern  der  Reorganisation.  Wie  schon  in 
anderem  Zusammenhang  angedeutet,  wird  leitendes  Ziel  hierbei  sein 
müssen,  das  Gleichgewicht  im  Staats-  und  Gemeindehaushalt  durch 
Erschließung  neuer  Einnahmequellen  herzustellen,  soweit  es  durch 
Einschränkung  der  Ausgaben  nicht  zu  erreichen  ist.  Weniger  spielt 
dabei  die  Vermehrung  der  Steuern  als  deren  planmäßige 
Ausgestaltung  eine  Rolle.  Vermutlich  wird  der  künftige  Ge- 
schichtsschreiber geneigt  sein,  das  Urteil  über  die  Nachkriegszeit  in 
den  einzelnen  Ländern  davon  abhängig  zu  machen,  ob  es  gelungen  ist, 
durch  großzügige  Steuerreform  (mit  dem  denkbaren  Minimum  an  Er- 
hebungskosten) den  Gleichgewichtszustand  in  den  öffentlichen  Haus- 
halten herzustellen.  Daß  der  hierbei  erzielte  größere  oder  kleinere  Er- 
folg zugleich  von  Bedeutung  ist  für  die  Geldschöpfung  durch  die 
Notenpresse,  ist  bereits  erwähnt  worden.  Ein  anderer  Gesichtspunkt 
verdient  jedoch  doppelt  und  dreifach  unterstrichen  zu  werden,  obwohl 
mit  seiner  Betonung  der  wissenschaftliche  Boden  verlassen  wird  und 
der  Redner  als  Staatsbürger  und  Mensch  zur  Geltung  kommt.  Die 
Wiederbelebung  der  Weltwirtschaft  ist  an  größeres  Ausmaß  von  Arbeit 
geknüpft.  Sollte  im  Falle  des  Gelingens  dieser  Zielsetzung  das  Er- 
gebnis Vermehrung  des  arbeitslosen  Einkommens  sein  und  die  ver- 
mehrte Gütermenge  einzelnen  Schichten  zugute  kommen,  die  große 
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Masse  aber  nicht  verhältnismäßig  daran  beteiligt  sein,  so  wäre  es  schon 
besser,  diese  Welt  fiele  in  Trümmer.  Die  Steuerpolitik  hat  den  Staaten 
ein  Mittel  in  die  Hand  gegeben,  eine  Verteilung  der  Güter  herbei- 
zuführen, die  dem  sozialen  Gedanken  des  20.  Jahrhunderts  entspricht 
und  die  unerläßliche  Voraussetzung  dafür  ist,  daß  die  Menschheit  als 
Ganzes  für  Generationen  das  Joch  vermehrter  Arbeit  auf  sich  nimmt. 

4.  Nunmehr  ein  Wort  über  das  internationale  Verschuldungs- 
wesen. Aus  tiefem  Ernst  sei  es  gesprochen.  Es  gibt  verschuldete  oder 
tributpflichtige  Staaten,  die  bei  Aufrechterhaltung  ihrer  Verpflichtungen 
niemals  zur  Gesundung  ihres  Wirtschaftslebens  gelangen  und  den 
reibungslosen  aktiven  und  passiven  Anschluß  an  die  Weltwirtschaft 
finden  werden.  Nicht  allein  des  Schulbeispiels  halber,  sondern  auch, 
weil  hier  der  Kern  steckt,  sei  auf  Frankreich  und  Deutschland  ver- 
wiesen. Frankreich  ist  an  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  und 
an  England  verschuldet,  hat  außerdem  zweifelhafte  Schuldner,  von 
denen  es  in  absehbarer  Zeit  nichts  erhalten  wird.  Seine  Schuld  zu 
verzinsen  oder  gar  zu  tilgen,  hat  Frankreich  sich  bisher  außerstande 
gesehen.  Die  Lage  seiner  Staatsfinanzen  hat  gefährlichen  Charakter 
angenommen.  Dazu  kommt  die  Zerstörung  großer  Gebietsteile,  die 
nicht  zuletzt  der  Neubelebung  agrarischer  Produktivkraft  im  Wege  steht. 
Es  liegt  im  solidarischen  Interesse  aller  Länder  der  Weltverkehrsgesell- 
schaft, daß  diese  Krisenursache  in  Frankreich  beseitigt  wird. 

Andererseits  Deutschland.  Bestimmend  für  sein  wirtschaftliches 
(und  politisches)  Dasein  ist  der  Versailler  Vertrag.  Die  in  ihm  nieder- 
gelegten Leistungsansprüche  sind,  um  den  schärfsten  Ausdruck  zu  ge- 
brauchen, dessen  der  Gelehrte  sich  bedienen  kann,  ein  Fehler.  Kein 
anderer  als  Lloyd  George  hat  einmal  darauf  hingewiesen,  daß  während 
der  Vorfriedensverhandlungen  der  Ententestaaten  die  bedeutendsten 
Finanziers  und  Sozialökonomen  herangezogen  worden  seien.  Mit 
wenigen  Ausnahmen  wären  alle  der  Meinung  gewesen,  daß  Deutsch- 
land diese  Lasten  zu  tragen  vermöge.  „Und  dennoch",  fügte  er 
resigniert  hinzu,  „war  es  ein  Irrtum."  In  der  Tat.  Wer  die  durch  den 
Versailler  Friedensvertrag  für  Deutschland  geschaffene  Lage  kühlen 
Verstandes  mit  rein  wirtschaftlicher  Einstellung  betrachtet,  wird  er- 
kennen müssen,  daß  die  hier  niedergelegten  Leistungsansprüche  ein 
Irrtum  sind,  deren  Aufrechterhaltung  zum  Fehler  wird.  Je  mehr  diese 
Leistungen  erzwungen  werden,  desto  sicherer  wird  der  deutsche  Wirt- 
schaftskörper ein  krankes  Glied  der  Weltverkehrsgesellschaft  bleiben, 
dessen  Krankheit  auf  den  ganzen  Körper  der  Weltverkehrsgesellschaft 
übergreift.  Wer  sich  dieser  Einsicht  heute  noch  verschließt,  muß  sich 
entweder  sagen  lassen,  daß  er  die  deutsche  Wirtschaft  nicht  kennt,  oder 
daß  ihn  andere  als  wirtschaftliche  Gesichtspunkte  leiten. 

Es  zeigt  sich  hier  somit  eine  Weltsolidarität  im  Sinne  des  gegen- 
seitigen Interesses  Deutschlands  und  Frankreichs  an  der  Gesundung 
ihres  Wirtschaftslebens  und  im  Sinne  des  gleichen  Interesses  vom 
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Standpunkt  aller  anderen  Länder.  Wie  wäre  da  die  Lösung  möglich? 
Für  den  Gelehrten,  der  gleichsam  vom  Mars  herab  die  Vorgänge  auf 
dieser  Erde  betrachtet,  sieht  sie  so  aus: 

a)  Die  Weltverkehrsgesellschaft  besteht  darauf,  daß  Deutschland 
im  Rahmen  seiner  Leistungsfähigkeit,  d.  h.  ohne  daß  der  Gesundungs- 
prozeß seines  Wirtschaftslebens  beeinträchtigt  wird,  und  ohne  daß 
seine  Funktionen  innerhalb  der  allgemeinen  Weltverkehrsgesellschaft 
gestört  werden,  sich  an  der  Schaffung  der  Voraussetzungen  für  die 
gleichen  Zustände  in  Frankreich,  insbesondere  an  dem  Wiederaufbau 
seiner  zerstörten  Gebiete,  beteiligt.  Hierbei  leitet  uns  auf  unserem 
erdentrückten  Beobachtungsposten  kein  angeblicher  Rechtstitel,  der 
sich  aus  der  „Schuldfrage"  ableitet.  Vielmehr  ziehen  wir  die  Konse- 
quenz aus  tausendjähriger  Erfahrung,  daß  nämlich  derjenige,  der 
auf  dieser  Erde  einen  Krieg  verloren  hat,  ihn  bezahlen  muß.  Zugleich 
freilich  erteilt  die  Weltgeschichte  uns  die  Lehre,  daß  das  vae  victis 
auch  den  Siegern  kein  Heil  bringt. 

b)  Wenn  es  erwiesen  ist,  daß  Frankreich  im  Interesse  seiner  wirt- 
schaftlichen Lebensfähigkeit  größere  Forderungen  stellen  muß,  als 
Deutschland  sie  unter  den  dargelegten  Voraussetzungen  erfüllen  kann, 
bleibt  nichts  anderes  übrig  als  der  Appell  an  die  Gesamtsolidarität  der 
Weltstaaten.  Gustav  Cassel  hat  dieser  Sachlage  nicht  wörtlich, 
aber  dem  Sinne  nach  den  folgenden  Ausdruck  gegeben:  Die 
von  Deutschland  nach  Paris  übermittelten  Schuldverschreibungen 
soll  Frankreich  zur  Bezahlung  seiner  Schulden  an  die  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  benutzen,  so  daß  diese  an  Stelle 
Frankreichs  Gläubiger  Deutschlands  würden.  Amerika  aber  möge 
die  Schuldverschreibungen  in  den  Ofen  stecken.  Es  liegt,  wie 
gesagt,  auf  der  Hand,  daß  dieser  Vorschlag  nicht  wörtlich  gemeint 
ist.  Immerhin  steckt  in  ihm  ein  tiefer  Sinn.  Es  wäre  unschwer,  nach- 
zuweisen, daß  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  sofern  sie  im 
Rahmen  ihrer  Leistungsfähigkeit  dem  Vorschlage  grundsätzlich  statt- 
gäben, wobei  an  Stelle  der  Verbrennung  —  wenigstens  zum  Teil  — 
langfristige  Kreditgewährung  treten  könnte,  nicht  zuletzt '  im  eigenen 
wirtschaftlichen  Interesse  handelten.  Selbstverständlich  müßten  in 
diese  Kombination  auch  die  anderen  Staaten,  die  sich  gezwungen 
sahen,  ausländische  Schulden  zu  kontrahieren,  einbezogen  werden.  Es 
hat  Zeiten  gegeben,  in  denen  die  öffentliche  Meinung  in  Amerika  für 
diese  Problemstellung  Verständnis  gehabt  hat  und  die  auf  ihre  Lösung 
gerichteten  Vorschläge  sachlich  erörterte.  Zurzeit  ist  dies  allem  An- 
schein nach  nicht  mehr  der  Fall.  Der  Stimmungsumschwung  fällt  in 
die  Tage  der  Konferenz  von  Washington.  Es  setzte  sich  die  Meinung 
fest,  daß  Frankreich  im  Falle  finanzieller  Entlastung  seine  militärische 
Vormachtstellung  noch  mehr  ausbauen  würde,  als  es  schon  heute  der 
Fall  ist,  und  hierdurch  die  politische  Unruhe  in  Europa  neue  Nahrung 
erhalten  würde.  Von  französischem  Militarismus  und  Nationalismus,  von 
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französischer  Hegemonie  in  Europa  wird  in  den  Vereinigten  Staaten 
je  länger  desto  mehr  geredet  und  geschrieben.  Neuerdings  gesellen 
sich  zu  dieser  Grundeinstellung  Bedenken  vom  Standpunkt  amerikani- 
scher Wirtschaft  und  Finanz.  Soweit  es  sich  hierbei  um  Erwägungen 
der  Art  handelt,  daß  ein  Staat,  über  welchem  ständig  das  Damokles- 
schwert der  Sanktionen  schwebt,  kein  kreditfähiger  Schuldher  sei,  ist 
darüber  vom  gesunden  Menschenverständnis  nichts  zu  sagen.  Ernst 
aber  wird  die  Angelegenheit,  wenn  etwa  die  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  auf  dem  Boden  einer  falsch  verstandenen  Monroedoktrin  zu 
der  endgültigen  Auffassung  kommen  sollten,  daß  Europa  sie  nichts 
angehe.  Wenn  auch  das  Schwergewicht  der  politischen,  wirtschaft- 
lichen und  finanziellen  Welt  sich  infolge  des  Krieges  von  Europa  nach 
den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  verschoben  hat,  so  sind  und 
bleiben  diese  trotzdem  ein  Glied  der  Weltwirtschaft,  auf  Gedeih  und 
Verderb  mit  ihr  verbunden.  Verfällt  Europa  dem  Siechtum,  so  wird 
Amerika  sich  den  Folgewirkungen  nicht  zu  entziehen  vermögen.  Es 
gibt  keine  Weltsolidarität,  aus  der  die  Vereinigten  Staaten  sich  aus- 
schalten könnten.  Wenn  es  demnach  feststeht,  daß  die  internationale 
Verschuldung  der  europäischen  Staaten  dem  Wiederaufbau  der  Welt- 
wirtschaft im  Wege  steht  und  die  Lösung  dieses  schwierigen  Problems 
ohne  die  Hilfe  der  Amerikaner  nicht  möglich  ist,  so  darf  erwartet 
werden,  daß,  wenn  die  sonstigen  Voraussetzungen  erfüllt  sind,  der 
Appell  an  den  Solidaritätswillen  der  Amerikaner  Widerhall  findet. 
Welches  in  diesem  Zusammenhang  „die  sonstigen  Voraussetzungen" 
sind,  wird  uns  sofort  klar  werden.  Zuvor  aber  zum  letzten  Punkt  der 
uns  hier  beschäftigen  soll. 

5.  Es  handelt  sich  um  die  wirtschaftliche  Neugestaltung  der  Welt 
im  Sinne  der  Solidaritätsidee.  Die  angedeutete  Entwicklung  der  neu- 
zeitlichen Wirtschaftspolitik,  von  der  ohne  Übertreibung  gesagt  werden 
darf,  daß  sie  auf  Überspannung  des  wirtschaftlichen  Nationalismus 
hinausläuft,  ist  zugleich  von  der  Auffassung  getragen,  daß  sie  vom 
Standpunkt  der  einzelnen  Volkswirtschaften  zur  Überwindung  der 
Krisis  führen  könne.  Jede  Volkswirtschaft  soll  sich  selber  helfen  und 
zu  diesem  Zweck  rücksichtslos  das  Eigenleben  fördern,  gewissermaßen 
im  Wohlstand  des  anderen  Gefährdung  des  eigenen  erblicken:  das 
Prinzip  des  nationalwirtschaftlichen  Egoismus,  den  man  wohl  auch  den 
heiligen  nennt.  Der  Weg  zur  Überwindung  der  Krisis  wird  grund- 
sätzlich in  der  Herausbildung  autarker  Wirtschaft  gesucht. 

Der  Gelehrte  hält  sich  für  berechtigt,  diese  Einstellung  als  grund- 
legenden Irrtum  anzusprechen.  Die  Weltwirtschaft  von  heute  ist  ein 
Ganzes,  dessen  Glieder  aufeinander  angewiesen  sind  wie  in  keiner 
Zeit  vorher.  Ich  darf  hoffen,  daß  mein  ganzer  Vortrag  dafür  die  Be- 
weisführung war.  Immerhin  will  ich  noch  einiges  hinzufügen,  denn  auf 
das,  was  hier  behauptet  wird,  kommt  es  an.  Mit  der  Richtigkeit  dieser 
These  steht  und  fällt  das  ganze  Gebäude,  steht  und  fällt  der  Weltwirt- 
schaftskongreß, der  uns  hier  vereinigt. 
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Die  Entwicklung  der  Produktivkräfte  auf  dieser  Erde  hat  uns  be- 
schäftigt. Deutlich  hat  sich  ergeben,  daß  sie  in  zahlreichen  Ländern 
über  die  „nationale"  Aufnahmefähigkeit  hinausgewachsen  ist,  daß  die 
Produktivkräfte  vielfach  sogar  auf  dem  heimischen  Markt  überhaupt 
keine  Nachfrage  haben.  Ganze  Länder  finden  ihre  wirtschaftliche 
Existenz  heute  mehr  oder  weniger  in  der  Beschickung  des  Weltmarktes 
mit  einem  oder  wenigen  Artikeln  und  sind  so  auf  Gedeih  und  Verderb 
mit  der  Weltwirtschaft  verbunden,  ohne  im  „nationalen  Wirtschafts- 
leben" sonstigen  Rückhalt  zu  finden.  Dies  gilt  für  die  Ostküste 
Sumatras  mit  ihrer  Tabakproduktion;  für  Ceylon  mit  seiner  Produktion 
von  Tee,  Kakao  und  Kopra;  für  die  Malaiische  Halbinsel  mit  ihrer 
enormen  Kautschukkultur,  für  Java  mit  seiner  Zucker-,  Tee-  und  Kaut- 
schukproduktion. In  Birma  und  Siam  hängt  das  Wohlbefinden  großer 
Bevölkerungsteile  von  dem  Reisexport  ab.  Die  Zentralprovinzen 
Indiens  sind  auf  den  Baumwollexport  angewiesen;  das  gleiche  gilt  für 
das  Wirtschaftsleben  in  den  Südstaaten  der  Union.  Der  Westen 
Kanadas  hängt  wie  Argentinien  mit  wichtigen  Lebensinteressen  vom 
Weizenpreis  auf  dem  Weltmarkt  ab.  Die  Wirtschaft  Brasiliens  ist  aufs 
engste  verknüpft  mit  dem  Kaffeekonsum  in  der  Welt.  In  weiten  Ge- 
bieten Australiens  sind  die  Wollpreise  für  das  wirtschaftliche  Wohl- 
ergehen ausschlaggebend. 

Aber  auch  wo  diese  absolute  Abhängigkeit  vom  Weltmarkt  nicht 
vorhanden  ist,  wirkt  sie  in  ihrer  Relativität  immer  noch  stark  genug. 
Man  denke  an  die  englische  Baumwollindustrie,  deren  Weltmarkt- 
interessen Millionen  von  Menschen  teilen,  an  die  englische  und  deut- 
sche Metallwaren-  und  Textilindustrie;  an  die  vogtländische  Spitzen- 
industrie und  die  Sonneberger  Spielwarenindustrie  mit  ihren  Absatz- 
gebieten in  fast  allen  Ländern  der  Welt,  an  die  Weine  und  Früchte 
Südfrankreichs,  Italiens,  Griechenlands  und  Portugals,  an  die  Ausfuhr 
von  tierischen  Produkten  in  Dänemark,  an  Seide  und  Tee  in  China  und 
Japan,  die  Straußenzucht  in  Südafrika,  den  Salpeter  Chiles,  die  Silber- 
produktion Mexikos  und  Kanadas,  die  Zinngewinnung  an  der  Küste  von 
Malakka,  an  die  Ölquellen  in  zahlreichen  Erdräumen,  an  Kohle,  Erze 
und  sonstige  Mineralien. 

Doch  nicht  allein  die  Ausfuhrinteressen  bedingen  das 
weltwirtschaftliche  Beziehungsgebilde;  nicht  minder  tun  es  die  Einfuhr- 
bedürfnisse, deren  internationale  Befriedigung  nicht  zuletzt  eine  Folge 
der  in  bezug  auf  Boden  und  Klima  differenzierten  Ausstattung  der  Erd- 
oberfläche ist.  Die  Textilindustrien  der  Welt  beispielsweise  sind  immer 
noch  angewiesen  auf  die  drei  hauptsächlichen  Baumwolländer  Amerika, 
Ägypten  und  Indien.  Auch  zahlreiche  andere  pflanzliche,  tierische  und 
mineralische  Rohstoffe  sind  nur  in  bestimmten  Erdräumen  vorhanden 
und  müssen  von  dort  bezogen  werden.  Genußmittel  der  heißen  und 
warmen  Zone  zwingen  gleichfalls  zur  Öffnung  der  Grenzen.  Dazu 
kommt,  daß  innerhalb  vieler  Volkswirtschaften  der  Vorrat  bestimmter, 
an  sich  vorhandener  Nahrungsmittel  und  Rohstoffe  nicht  groß  genug 
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ist,  um  den  gesamten  inländischen  Bedarf  zu  decken,  so  daß  auch  hier 
das  Ausland  zur  ergänzenden  Lieferung  zugelassen  werden  muß. 
Weiter  ist  zu  beachten,  daß  in  zahlreichen  Ländern  die  technische  und 
kultürliche  Entwicklung  rückständig  ist,  und  somit  bis  auf  weiteres 
bestimmte  Bedarfsgegenstände  nur  aus  dem  Auslande  bezogen  werden 
können.  Schließlich  gibt  es  große  Striche  auf  der  Erdoberfläche,  die 
überhaupt  keine  Grundlage  für  die  Herstellung  industrieller  Produkte 
darbieten  und  demgemäß  für  ewige  Zeiten  auf  deren  Bezug  aus  Ländern 
gemäßigter  Zone  angewiesen  sind. 

Kurzum,  es  gibt  kaum  eine  Volkswirtschaft,  die  nicht  mit  für  sie 
ungemein  bedeutsamen  Lebensinteressen  in  irgendeiner  Weise  vom 
Weltmarkt  abhängig  ist.  Der  Abbruch  dieser  seit  Menschenaltern 
herausgebildeten  internationalen  Wirtschaftsbeziehungen  würde  zu  den 
schwersten  Katastrophen  führen,  die  das  Wirtschaftsleben  der  Erde 
bis  jetzt  gesehen  hat.  Es  gibt  keine  Art  von  nationaler  Wirtschafts- 
politik, die  diese  Folgewirkungen  für  die  Einzelvolkswirtschaften  aus- 
zugleichen vermöchte.  Demgemäß  darf  mit  Fug  und  Recht  behauptet 
werden,  daß  der  Verwirklichung  nationaler  Wirtschaftspolitik  unter 
allen  Umständen  Grenzen  gezogen  sind,  und  zwar  sowohl  vom  Stand- 
punkt des  aktiven,  als  auch  des  passiven  Verkehrs  der  einzelnen 
Volkswirtschaften. 

Ja,  es  rechtfertigt  sich  sogar  die  Behauptung,  daß  die  „nationale 
Wirtschaftspolitik"  dem  internationalen  Verkehr  mittelbar  Impulse  gibt. 
Wesensbestandteil  der  nationalen  Wirtschaftspolitik  ist  die  Förderung 
der  Ausfuhr,  weil,  wie  dargelegt,  wichtige  Interessen  der  Einzelwirt- 
schaften sie  bedingen.  Die  nationale  Wirtschaftspolitik  beschränkt 
sich  durchweg  auf  die  grundsätzliche  Verhinderung  oder  Beschränkung 
der  Einfuhr,  während  die  Ausfuhr  mit  allen  Mitteln  gefördert  wird. 
Es  ergeben  sich  da  eigenartige  Kollisionen.  Vor  etlicher  Zeit  ging 
durch  die  deutschen  Zeitungen  ein  Inserat,  das  in  dem  Satz  gipfelte: 
„Nur  der  deutsche  Michel  schreibt  mit  englischen  Stahlfedern".  Im 
übertragenen  Sinne  finden  sich  ähnliche  Beispiele  in  fast  allen  In- 
dustrieländern. „Kauft  keine  ausländischen  Waren"  steht  auf  Plakaten, 
die  von  den  Vereinen  zum  „Schutz  der  nationalen  Arbeit"  in  Massen 
verbreitet  werden.  Gleichzeitig  sehen  wir  in  vielen  Ländern  allgemeine 
und  besondere  Kongresse  von  Industriellen,  auf  deren  Tagesordnung 
als  wichtigster  Punkt  die  Frage  steht:  „Wie  fördern  wir  unseren 
Export?"  Kürzlich  hörte  ich  von  einem  Amerikaner,  daß  er  zwei 
Parlamentskommissionen  angehöre.  Die  eine  hat  die  Aufgabe,  die 
Wege  aufzuweisen,  welche  der  amerikanischen  Wirtschaft  die 
„Autarkie"  zu  sichern  vermögen;  die  andere  hat  als  Ziel  die  Förderung 
der  überseeischen  Handelsschiffahrt  gesetzt  erhalten.  Es  sei  einiger- 
maßen schwer,  so  meinte  der  Amerikaner,  gleichzeitig  in  beiden  Kom- 
missionen tätig  zu  sein.  Diese  merkantilistische  Ausgestaltung  der 
nationalen  Wirtschaftspolitik  führt  schließlich  zu  einer  Situation,  in  der 
alle  wichtigen  Länder  sich  als  Ausfuhrinteressenten  gegenüberstehen. 


i 


Die  Krisis  der  Weltwirtschaft.  311 

Das  ist  ein  in  sich  unhaltbarer  Zustand,  dem  nur  dadurch  vorgebeugt 
oder  ein  Ende  gemacht  werden  kann,  daß  auf  der  Basis  der  Gegen- 
seitigkeit auch  die  Einfuhrmöglichkeit  eingeräumt  wird.  Die  Schutz- 
zollpolitik kann  demnach  in  allen  Staaten,  deren  Einzelwirtschaften  auf 
die  Ausfuhr  angewiesen  sind  —  ohne  daß  sie  über  Monopolgüter  ver- 
fügen —  niemals  bis  zur  Prohibition  getrieben  werden.  Je  dringlicher 
die  Ausfuhrinteressen  sind,  desto  mehr  muß  ihnen  durch  Gewährung 
von  Einfuhrmöglichkeiten  in  das  eigene  Land  Spielraum  geschaffen 
werden.  Damit  ergibt  sich  zugleich,  daß  die  Regelung  der  inter- 
nationalen Wirtschaftsbeziehungen  niemals  ausschließlich  durch 
äußeres  Volkswirtschaftsrecht  erfolgen  kann,  sondern  das  inter- 
nationale wirtschaftliche  Vertragsrecht  trotz  aller  nationalen  Wirt- 
schaftspolitik eine  Notwendigkeit  bleibt. 

Große  und  starke  Staaten  suchen  die  aus  nebeneinander  her- 
gehenden volks-  und  weltwirtschaftlichen  Interessen  sich  ergebenden 
Kollisionen  dadurch  zu  lösen,  daß  sie  wirtschafts-imperia- 
listische  Politik  treiben,  d.  h.  sich  ein  ihrer  unmittelbaren  oder 
mittelbaren  Botmäßigkeit  unterstehendes  Wirtschaftsgebiet  zu  schaffen 
bestrebt  sind,  das  sowohl  die  Einfuhr-  als  auch  die  Ausfuhrbedürfnisse 
befriedigen  kann.  Das  Ziel  ist  hierbei  die  Ausbildung  einer  partiellen 
Arbeitsleistung,  dergestalt,  daß  sämtliche  Gebiete  des  Imperiums  ihre 
natürlichen  Produktivkräfte  zur  Entfaltung  bringen  und  Überschüsse  an 
Rohstoffen,  Nahrungsmitteln  und  Fabrikaten  zum  Ausgleich  imperialer 
Bedarfsgestaltung  einander  überweisen.  Daß  dies  Bestreben  gerade  in 
jüngster  Zeit  aufs  neue  in  die  Erscheinung  tritt,  bedarf  keiner  Er- 
klärung. Das  typische  Beispiel  ist  das  britische  Imperium.  Gerade  in 
ihm  zeigen  sich  jedoch  die  Grenzen  der  Durchführung  solchen  Ziel- 
strebens. Die  englischen  Dominions  haben  sich  zu  selbständigen 
Staaten  mit  eigener  nationaler  Wirtschaftspolitik  entwickelt.  Im  über- 
wiegenden Verkehr  untereinander  und  mit  dem  Mutterlande  können  sie 
zu  der  auf  Grund  ihrer  nationalen  Produktivkraft  an  sich  möglichen 
volkswirtschaftlichen  Entfaltung  nicht  gelangen.  Auch  im  Hinblick  auf 
die  industrielle  Entwicklung  ergeben  sich  Kollisionen  zwischen  Mutter- 
land und  Dominions,  da  letztere  auf  einseitige  Ausbildung  ihres  Wirt- 
schaftslebens durchweg  verzichtet  haben  und  zu  eigener  Industriepolitik 
übergegangen  sind.  Ich  verweise  insbesondere  auf  Indien  und 
Australien.  Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  daß  die  gekennzeichneten 
Entwicklungstendenzen  jedem  modernen  Wirtschaftsimperium  inne- 
wohnen. Partielle  Weltwirtschaftsgemeinschaften  sind  deshalb  nur 
innerhalb  bestimmter  Grenzen  Ersatz  für  mangelnde  Teilnahme  an  der 
gesamten  Weltverkehrsgesellschaft. 

Die  Annahme,  daß  der  „nationalen  Wirtschaftspolitik"  Grenzen 
gezogen  sind,  wird  durch  eine  weitere  neuzeitliche  Erscheinung  unter- 
stützt. Die  Internationalisierung  des  Geldkapitals  ist 
infolge  des  Krieges  enorm  fortgeschritten.  „Kombination"  und 
„Fusion"   haben  mehr,   als   es   früher   der  Fall   war,   internationalen 


zj2  Bernhard  Harms, 

Charakter  angenommen  und  zu  neuartigen  „Weltunternehmungen"  ge- 
führt. Die  internationale  „Verschachtelung"  der  industriellen  Inter- 
essen hat  kapitalistische  Interessengemeinschaften  ins  Leben  gerufen, 
die  an  der  Wahrnehmung  nationaler  Wirtschaftspolitik  nur  noch  be- 
dingt interessiert  sind.  Diese  Entwicklung  ist  freilich  noch  so  sehr  im 
Fluß,  daß  ein  abschließendes  Urteil  über  sie  schon  jetzt  kaum  mög- 
lich ist. 

Alles  in  allem:  Eine  Lösung  der  Wirtschaftskrisis  in  dem  Sinne, 
daß  die  einzelnen  Länder  auf  Kosten  der  anderen  zu  gesunden 
versuchen,  ist  ausgeschlossen.  Das  Wirtschaftsleben  der  Erde  ist  so 
sehr  ein  Ganzes  geworden,  daß  alle  Teile  aufeinander  angewiesen  sind. 
Wie  beim  Menschen,  müssen  auch  in  der  Weltverkehrsgesellschaft  alle 
Glieder  funktionsfähig  sein,  wenn  für  das  Ganze  die  höchstmögliche 
Leistung  erreicht  werden  soll. 

Es  ergibt  sich  da  etwas  —  und  damit  leiten  wir  zum  Positiven 
über  — ,  was  geradezu  wie  eine  Parodie  auf  das  wirtschaftliche  Wollen 
der  letzten  Jahre  anmutet.  Unter  den  Kriegführenden  gab  es  manche, 
die  vom  Siege  den  wirtschaftlichen  Niedergang  der  oder  des  anderen 
und  wirtschaftlichen  Aufstieg  des  eigenen  Landes  erwarteten.  Als 
gewaltiger  Impuls  ist  diese  Einstellung  im  Kriege  wirksam  gewesen. 
Was  aber  sehen  wir  heute?  Die  wirtschaftliche  Soli- 
darität der  Völker.  Nicht  deutlicher  konnte  diese  Einsicht  zur 
Geltung  kommen,  als  durch  die  Einberufung  der  weltwirtschaftlichen 
Konferenz  von  Genua,  obwohl  diese  selbst  schließlich  gescheitert  ist. 
Wie  sieht  die  wirtschaftliche  Solidarität  der  Völker  aus?  Das  Wort 
„Solidarität"  enthält  im  Sprachgebrauch  der  meisten  Völker  Gefühls- 
momente. Diese  scheiden  bis  auf  weiteres  aus.  Jene  Solidarität,  um 
welche  es  sich  hier  handelt,  sagt  nichts  anderes  als  das  Folgende: 
Jedes  Land  ist  daran  interessiert,  daß  das  Wirt- 
schaftsleben aller  anderen  Länder  vom  Krisen- 
haften befreit  wird  und  die  Voraussetzungen  des 
reibungslosen  Anschlusses  an  die  Weltwirtschaft 
findet.  Nicht  mehr  und  nicht  weniger.  Es  darf  keine  Volkswirt- 
schaft, zum  mindesten  keine  größere  Volkswirtschaft  geben,  die  aktiv 
und  passiv  des  reibungslosen  Anschlusses  an  die  Weltwirtschaft  enträt, 
weil  die  Rückwirkung  sich  in  der  Gesamtweltwirtschaft  geltend  machen 
würde.  Dies  ist  das  Problem,  das  sich  heute  ergibt. 

Das  Probleml  Seine  Erfassung  ist  die  Aufgabe  der  Stunde.  Wird 
die  Welt  die  Schicksalsfrage  erkennen?  Bestürzt  muß  der  Beobachter 
feststellen,  daß  es  nicht  den  Anschein  hat.  Bestürzt  sage  ich,  denn  vor 
uns  liegt  der  Abgrund.  Ferdinand  Lassalle,  der  große  Arbeiter- 
führer, hat  einmal  gesagt:  „Von  den  hohen  Bergspitzen  der  Wissen- 
schaft aus  sieht  man  das  Morgenrot  des  neuen  Tages  früher  als  unten 
in  dem  Gewühle  des  täglichen  Lebens."  Ich  füge  hinzu:  nicht  minder 
sieht  der  Gelehrte  vor  den  anderen  das  Grauen  des  Tages,  der  ins  Ver- 
derben führt.  So  wahr  die  Wissenschaft  für  mich  die  hohe  unsterbliche 
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Göttin  ist,  die  niemandem  dient  als  der  Wahrheit,  so  eindringlich  lehrt 
sie  mich,  daß  dieser  Tag  heraufsteigt.  Über  Europa  liegt  Unheil. 
Kommt  es  zum  Ausbruch,  so  ist  die  Welt  bedroht.  Wissen  ist  Macht; 
vorahnendes  Wissen  aber  ist  Grauen  und  Entsetzen.  Auf  die  Gefahr 
hin,  keinen  Glauben  zu  finden,  verkündet  die  Wissenschaft  als 
Cassandra  den  Untergang  Trojas,  wenn  nicht  in  zwölfter  Stunde 
Einsicht  und  Wille  die  Dinge  um  uns  zu  meistern  vermögen! 
Noch  sind  die  Voraussetzungen  hierfür  gegeben.  Wie  ein  Schiff 
in  Not,  kracht  die  Welt  in  allen  Fugen,  aber  noch  halten  die 
Planken.  Wer  wird  den  Sturm  beschwören?  Keiner  Formel 
und  keiner  Doktrin  kann  es  gelingen.  Allein  die  Beherrschung  der 
Gesetze  weltwirtschaftlicher  Navigation  vermag  es  zu  vollbringen. 
Daran  aber  fehlt  es.  Zudem  gibt  es  einen  Staat  in  Europa  —  von 
überragender  Bedeutung,  weil  er  die  militärische  und  politische 
Hegemonie  besitzt  — ,  der  noch  heute  des  Glaubens  ist,  daß  die  Welt 
mit  Sanktionen  in  Ordnung  gebracht  werden  könne.  Welch  ein  Irrtum! 
Im  Interesse  Frankreichs,  dessen  Wohlergehen  durch  die  Blüte  der 
Weltwirtschaft  in  gleichem  Maße  bedingt  ist  wie  dasjenige  aller  anderen 
Länder,  möge  die  Hoffnung  berechtigt  sein,  daß  es  diesen  Irrtum  er- 
kenne. Nicht  Politik  als  Selbstzweck  oder  im  Dienste  wirtschafts- 
imperialistischer Zielsetzung,  die  anderen  Völkern  den  zum  Leben 
nötigen  Atem  nimmt,  bringt  uns  gemeinsam  vorwärts,  sondern  Welt- 
wirtschaftspolitik in  wohlverstandenem  Sinne!  Dieser  aber  will  er- 
worben sein. 

Seit  einem  Jahre  bin  ich  in  Verbindung  mit  dem  mir  unterstellten 
Kieler  „Institut  für  Weltwirtschaft  und  Seeverkehr"  bestrebt,  einen 
Kongreß  der  wirtschaftswissenschaftlichen  Ge- 
lehrten der  Welt  zustande  zu  bringen.  Dankbar  begrüße  ich  es, 
daß  Hamburg  den  ersten  Schritt  auf  diesem  Wege  getan  hat.  Möge  es 
beim  ersten  Schritt  nicht  sein  Bewenden  haben.  Die  große  Zielsetzung 
eines  Kongresses  der  wirtschaftswissenschaftlichen  Gelehrten  der 
Welt  bleibt  bestehen.  Ein  Kongreß  muß  es  sein,  der  mit  den  Gelehrten 
die  führenden  Sachverständigen  unter  den  Praktikern  vereint,  ein 
Arbeitskongreß,  der  in  wochenlanger  ernster  Arbeit,  die  sich  nicht  zu- 
letzt in  Kommissionen  vollziehen  wird,  die  Ursachen  der  Weltkrise  er- 
mittelt und  den  Politikern,  die  sich  zunächst  fernhalten  mögen,  das 
Rüstzeug  gibt,  dessen  sie  bedürfen.  Die  Arbeit  ist  umfassender,  als  es 
den  Anschein  hat.  Denn  nicht  um  Politik  allein  handelt  es  sich, 
sondern  um  die  Wiederherstellung  der  Wirksamkeit  jener  Gesetze  der 
Weltverkehrsgesellschaft,  die  zurzeit  überwiegend  gebunden  sind. 
Die  Welt  wirts  ch  aftskris  is  ist  nicht  ausschließ- 
lich ein  Reparationsproblem. 

Ich  benutze  diese  mir  freundlichst  eingeräumte  Plattform,  um  zu 
diesem  Kongreß  als  Nachfolger  des  jetzigen  aufzufordern.  Je  eher 
er  stattfindet,  desto  besser.  Kein  Land  möge  sich  ausschließen.  Eines 
unter  ihnen   aber  wird  die  Initiative   ergreifen   müssen:    die   V  e  r  - 
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einigten  Staaten  von  Amerika!  Meine  Herren  aus  dem 
Lande  Washingtons  und  Lincolns,  auf  Sie  sind  die  Augen  gerichtetl 
Berufen  Sie  nach  New  York,  dem  Angelpunkt  der  Weltwirtschaft,  unter 
dem  Symbol  Ihrer  herrlichen  Freiheitsstatue  diesen  Kongreß  der  Sach- 
verständigen, der,  unbekümmert  um  Politik  und  Politiker,  Grundsätze 
aufstellt  für  den  Wiederaufbau  der  Weltwirtschaft.  Wir  anderen  aber, 
so  bitte  ich  Sie,  wollen  in  einer  Resolution,  die  wir  einmütig  fassen, 
zu  diesem  Kongreß  die  Bereitschaft  aller  Welt  aufrufen.  Bis  der 
Kongreß  gesprochen  hat,  herrsche  Burgfriede,  ruhe  das  Schwert 
in  der  Scheide,  unterbleibe  auch  der  Notenkrieg.  Getragen  sei  diese 
Zeit  von  den  Worten  Clemenceaus:  „Wollen,  Handeini  Darüber  hinaus 
nichts  als  das  erhabene  Schweigen  der  Tat!"  Tat  als  Arbeit.  Arbeit 
ist  Weltengebot,  ist  Erlösung  durch  Qual  und  Not.  Schaffet  und  wirket! 
Arbeit  jedoch  zugleich  in  Hoffnung  auf  Saat  und  Ernte.  Jedes  Landes 
Geschichte  gibt  dazu  die  Berechtigung,  denn  irgendwie  hat  sich  in  ihr 
bewahrheitet,  was  auch  für  die  heutige  Welt  gilt: 

Im  Dunkeln  drängt  das  Künft'ge  sich  heran, 
Der  Wille  gibt  dem  Werk  den  Namen! 


Die  Bedeutung 

eines  ungehinderten  internationalen  Verkehrs 

für  den  Wiederaufbau  Europas. 

Vortrag,  gehalten  auf  dem  Weltwirtschafts-Kongreß 
der  Übersee-Woche  in  Hamburg. 

Von 
Prof.  G.  W.  J.  Bruins,  Rotterdam. 

Viel  wurde  in  den  letzten  Jahren  über  den  Wiederaufbau  Europas 
gesprochen,  geschrieben,  beratschlagt.  Und  viel  ist  in  der  Tat  auch 
auf  zahlreichen  Gebieten  in  dieser  Richtung  geschehen.  Der  durch 
den  Krieg  brachgelegte  Boden  ist  zu  einem  sehr  großen  Teil  wieder 
bebaut,  Fabriken  und  Bergwerke  sind  in  nicht  geringem  Umfange 
wieder  in  Betrieb  genommen;  die  Zerrüttung  des  Verkehrs,  die  sich 
nach  dem  Waffenstillstand  in  vielen  Ländern  in  so  starkem  Maße 
zeigte,  gehört  größtenteils  wieder  der  Vergangenheit  an.  Es  wäre 
unrichtig,  die  Bedeutung  dieses  materiellen  Wiederaufbaues  und  im 
allgemeinen  der  Wiedereinstellung  der  produktiven  Kräfte  von  Europa 
auf  die  alte  Friedensproduktion  zu  unterschätzen.  Doch  das  alles 
bildet  nur  den  materiellen  Unterbau  des  eigentlichen  wirtschaftlichen 
Wiederaufbaus.  Von  einem  in  der  Tat  wiedererbauten  Europa  wird 
man  dann  erst  sprechen  können,  wenn  alle  Räder  wieder  in  den  alten 
Mechanismus  eingefügt  sind,  wenn  die  alte  Arbeitsteilung  und  der 
Massenaustausch  von  Waren  und  Dienstleistungen,  welche  im  letzten 
halben  Jahrhundert  vor  dem  Kriege  die  Wirtschaft  der  Völker  unseres 
Erdteiles  wie  der  ganzen  Welt  in  stets  steigendem  Maße  kennzeich- 
neten, wieder  ihren  alten  Umfang  zurückgewonnen  haben. 

Auch  in  dieser  Hinsicht  ist  schon  viel  zuwege  gebracht.  Indessen, 
wenn  irgendwo,  so  gilt  gerade  hier,  daß  man  nur  auf  festem,  trag- 
fähigem Boden  für  die  Dauer  bauen  kann.  Für  den  wirtschaftlichen 
Bau  aber  bildet  das  Geldwesen  den  Boden.  Und  welch  ein  trostloses 
Bild  nicht  nur  fortwährenden  Versinkens,  sondern  auch  von  nur 
scheinbarer  Festigkeit  auf  dem  vulkanischen  Boden  eines  zerrütteten 
Budgets  Europa  in  diesem  Augenblick  bietet,  brauche  ich  hier  wohl 
nicht  näher  darzulegen.  In  dieser  Richtung  haben  die  verflossenen 
Jahre  eher  Verschlimmerung  als  Besserung  gebracht.  Doch  in  einer 
Hinsicht,  in  einer  einzigen,  bedeuten  auch  sie  Gewinn:  Immer  weiteren 
Kreisen  wird  es  nach  und  nach  klar,  daß  alle  Versuche  eines  teil- 
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weisen  Wiederaufbaus  Flickwerk  bleiben  müssen,  daß,  wenn  in  einem 
großen  Teil  Europas  die  Konsumfähigkeit  der  Mehrheit  der  Bevölke- 
rung einen  ungeheuerlichen  Rückgang  aufweist,  auf  der  anderen 
Seite  der  politischen  Grenzen  Brachlegung  eines  Teiles  der  Produk- 
tionskraft unvermeidlich  ist.  Nicht  straflos  haben  die  Länder  Europas 
ihren  Produktionsapparat  vor  dem  Kriege  auf  den  gegenseitigen 
Massengüteraustausch  eingerichtet.  Und  mag  die  im  Jahre  1920 
eingetretene  akute  Krisis  zweifellos  noch  andere,  tiefere  Ursachen 
haben,  so  wäre  es  doch  töricht,  anzunehmen,  daß  in  Europa  und  mit 
Europa  in  den  übrigen,  am  Weltverkehr  beteiligten  Ländern  neu- 
erstandene Wohlfahrt  denkbar  ist,  ohne  daß  sie  in  der  Form  neu- 
erstandener gemeinschaftlicher,  allgemeiner  Wohlfahrt  auftritt. 

Indessen,  dies  alles  ändert  nichts  an  der  Tatsache,  daß  auch 
heute  noch,  vier  Jahre  nach  dem  Waffenstillstand,  die  Schlußfolgerung 
lauten  muß,  daß  wir  noch  nicht  bei  diesem  wirtschaftlichen  Wieder- 
aufbau Europas  angelangt  sind.  In  Genua  hat  man,  wie  aus  der  Ein- 
leitung zu  den  finanziellen  Resolutionen  hervorgeht,  das  wohl  ein- 
gesehen. Erst  dann,  wenn  in  Zentraleuropa  und  insbesondere  in 
Deutschland  der  fortdauernden  Wertsenkung  des  Geldes  ein  Ende 
gemacht  worden  und  da  ebenfalls  ein  Zustand  verhältnismäßiger 
Stabilität  eingetreten  sein  wird,  ist  ein  wichtiger  Schritt  in  der  Rich- 
tung dieser  Phase  des  Wiederaufbaus  getan  und  auch  dann  bleibt  noch 
das  Problem  Rußland. 

Bei  einer  Besprechung  des  handelspolitischen  Pro- 
blems ist  es  notwendig,  dies  alles  in  den  Vordergrund  zu  rücken. 
Denn  nur,  wenn  in  einem  genügend  großen  Teil  von  Europa  wieder 
regelmäßige  und  stetige  Verhältnisse  hergestellt  sind,  wird  die  frü- 
here Handelspolitik  völlig  nach  allgemeinen  und  grundsätzlichen  Ge- 
sichtspunkten behandelt  werden  können. 

Für  das  Heute  bedeutet  dies  vorläufig  einen  frommen  Wunsch. 
Für  so  viel  Zerrüttung  wird  gegenwärtig  das  Heilmittel  auf  dem  Ge- 
biete der  Handelspolitik  gesucht,  daß  der  „Economist"  vor  einigen 
Monaten  nicht  mit  Unrecht  von  einer  neuen  Infektionskrankheit  sprach, 
der  „Zolltarif  krankheit",  und  dabei  für  nicht  weniger  als  23  Staa- 
ten eine  kurze  Beschreibung  des  allgemeinen  Verlaufes  des  Krank- 
heitsprozesses gab. 

Es  ist  vielleicht  gut,  sogleich  darauf  hinzuweisen,  daß  diese  Zahl 
ernster  scheint,  als  sie  in  Wirklichkeit  ist.  Sehr  viele  dieser  Einfuhr- 
zollerhöhungen der  letzten  Jahre  sind  eigentlich  nichts  anderes  als 
Anpassungen  bestehender  fester  Zollsätze  an  ein  erhöhtes  Preis- 
niveau, eine  Anpassung,  die  bei  den  nach  dem  Werte  erhobenen 
Zöllen  von  selbst  stattfindet,  jedoch  bei  den  spezifischen  Zöllen  Ände- 
rungen im  Gesetzeswege  notwendig  macht.  Freilich  ist  man  in  ver- 
schiedenen Ländern  sicherheitshalber  gleich  etwas  weiter  gegangen 
und  hat  noch  höhere  Sätze  genommen.  Nur  dieses  höhere  Ausmaß 
stellt  erhöhten  Protektionismus  dar. 
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Nichtsdestoweniger  hat  man  allen  Grund,  von  einer  ansteckenden 
Zolltarifkrankheit  zu  sprechen.  Es  verlohnt  sich  darum  wohl  der 
Mühe,  einmal  den  Ursachen  dieser  Krankheit  nachzugehen,  für  die 
augenblicklich  zweifellos  eine  erhöhte  allgemeine  Empfänglichkeit  be- 
steht. Überall  ist  nach  dem  Kriege  bei  der  Beurteilung  und  Entschei- 
dung wirtschaftspolitischer  Fragen  eine  gewisse  Verengung  des  Ge- 
sichtsfeldes zutage  getreten,  welche  das  Gegengewicht,  das  allge- 
meine Grundsätze  gegenüber  dem  wechselnden  Streben  des  einzelnen 
Tages  zu  geben  vermögen,  geschwächt  hat.  Verlegenheitsmittel  und 
Opportunismus  triumphierten.  Über  dem  kleinen  Gewinn,  oft  sogar 
nur  einem  Scheingewinn,  den  der  Augenblick  brachte,  wird  der 
Schaden,  der  vielleicht  den  dauernden  Interessen  der  Völker  zugefügt 
wird,  außer  acht  gelassen.  Diese  Gefahr  ist  um  so  größer,  als  nicht 
leicht  ein  anderes  Gebiet  zu  nennen  ist,  wo  das  Zeitweise  und  Vor- 
läufige so  zähe  Lebenskraft  zu  haben  pflegt,  als  auf  dem  der  aus- 
wärtigen Handelspolitik. 

Bei  dieser  erhöhten  allgemeinen  Empfänglichkeit  haben  die  heu- 
tigen Krankheitskeime  leichtes  Spiel.  Es  ist  wohl  notwendig,  bei 
dieser  Seite  der  Dinge  ein  wenig  länger  zu  verweilen. 

Um  zu  einem  richtigen  Verständnis  der  Triebfedern  der  Handels- 
politik in  den  letzten  Jahren  zu  gelangen,  muß  man,  ebenso  wie  bei 
den  meisten  anderen  wirtschaftlichen  Fragen  dieser  Jahre,  die  seit 
dem  Waffenstillstand  verflossene  Zeit  für  die  Länder  mit  stabiler 
Valuta  in  zwei  Teile  scheiden,  die  durch  den  Konjunkturumschwung, 
der  in  der  zweiten  Hälfte  von  1920  eintrat,  getrennt  sind.  Die  erste 
Periode  ist  die  der  wirklichen  oder  vermeintlichen  Güterknappheit,  der 
Preissteigerungen,  Kreditanspannung  und  Konjunkturgewinne;  die 
zweite  jene  der  übermäßigen  Warenvorräte,  der  Preisrückgänge,  der 
zunehmenden  Arbeitslosigkeit  und  Handelsverluste.  Auf  handels- 
politischem Gebiet  stellt  sich  nun,  ganz  im  groben  betrachtet,  der 
erste  Zeitraum  als  jener  der  Ausfuhrzölle  und  Ausfuhrverbote  dar, 
durch  die  man  es  erreichen  wollte,  Waren  und  Rohmaterialien  im 
eigenen  Lande  zu  behalten  oder  wenigstens  eine  Preisdifferenz  zu- 
gunsten des  eigenen  Landes  ins  Leben  zu  rufen  oder  sie  doch  zu  einer 
bleibenden  zu  machen;  der  zweite  Zeitraum  ist  jener  der  Einfuhr- 
zölle und  Einfuhrverbote,  die  darauf  hinzielen,  den  heimischen  Markt 
gegen  den  Zufluß  ausländischer  billigerer  Waren  zu  beschützen. 

Der  Konjunkturumschwung  in  den  Ländern  mit  stabiler 
Valuta  ist  bekanntlich  außerordentlich  heftig  gewesen,  heftiger  als 
in  irgendeiner  der  großen  Krisen  vor  dem  Kriege.  Produktionsein- 
schränkungen und  Arbeitslosigkeit  haben  einen  vordem  unbekannten 
Umfang  erreicht.  Ein  deutlicher  Beweis  für  erstere  sind  die  von 
K  e  y  n  e  s  erwähnten  Tatsachen,  daß  der  Export  von  Baumwollartikeln 
aus  Lancashire  1921  auf  das  geringste,  seit  dem  amerikanischen 
Bürgerkrieg  gekannte  Maß  zurückging,  während  gleichzeitig  Englands 
Roheisenproduktion  den  Tiefstpunkt,  der  während  eines  Zeitraumes 
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von  70  Jahren  erreicht  wurde,  berührte.  Auf  der  anderen  Seite  stieg 
die  Arbeitslosigkeit  in  einigen  Ländern,  wie  z.  B.  in  Schweden,  sogar 
über  30  %,  während  dieser  Prozentsatz  in  meinem  Vaterland,  Holland, 
die  vorher  unbekannte  Höhe  von  16  %  und  mehr  erreichte.  Was  die 
diese  Erscheinung  begleitenden  Preisrückgänge  betrifft,  so  sei  nur 
erwähnt,  daß  die  Großhandelsindexziffer  in  den  Vereinigten  Staaten 
innerhalb  weniger  Monate  von  einem  Höchststande  von  272  bis  unter 
150  zurückging. 

Die  Geschichte  der  Handelspolitik  kann  dazu  dienen,  nachzu- 
weisen, welchen  Einfluß  derartige  Depressionsperioden  auf  die  schutz- 
zöllnerischen  Neigungen  in  vielen  Ländern  auszuüben  pflegen.  Wie 
viele  Tarifgesetze  sind  nicht  solche  „Kinder  der  Not"!  Es  wäre  un- 
natürlich gewesen,  wenn  nicht  auch  diese  neue  Depressionsperiode 
gleiche  Gedanken  erweckt  hätte.  Die  Depression  hat  nunmehr,  wie 
es  scheint,  ihren  Tiefstpunkt  überschritten.  Zwar  erfreulich  ist  der 
Zustand  in  den  meisten  Ländern  mit  stabiler  Valuta  durchaus  nicht. 
Ein  schleichendes  Übel  trat  an  die  Stelle  der  akuten  Verletzung.  Von 
Aussichten  auf  Wiederherstellung  eines  normalen  Niveaus  ist  noch 
keine  Rede.  Dieser,  von  den  meisten  Krisen  der  früheren  Zeit  ab- 
weichende Verlauf  der  gegenwärtigen  deutet  darauf  hin,  daß  blei- 
bende Ursachen  vorhanden  sind,  welche  der  Wiederherstellung  des 
Gleichgewichts  vorläufig  noch  im  Wege  stehen.  Welche  Ursachen 
dies  sind,  kam  weiter  oben  bereits  zur  Sprache. 

Wie  ebenfalls  schon  erwähnt,  ist  der  Konjunkturumschwung  von 
Ende  1920  nur  in  den  Ländern  mit  stabiler  Valuta  eingetreten.  Die 
Länder,  deren  Valuta  weiter  fiel,  so  rasch  fiel,  daß  die  hieraus  folgende 
preiserhöhende  Wirkung  die  durch  den  Konjunkturumschwung  verur- 
sachte Preissenkung  übertraf,  zeigen  noch  stets  das  Bild  der  Phase, 
welche  anderwärts  dem  Konjunkturumschwung  vorausging:  wirkliche' 
oder  vermeintliche  Güterknappheit,  Preissteigerungen,  Konjunktur- 
gewinne und  eine  in  der  letzten  Zeit  zunehmende  Kreditanspannung; 
alles  dies  begleitet  von  einer  zunehmenden  Schwächung  des  wirt- 
schaftlichen Widerstandsvermögens,  welche  in  den  Ländern  mit  mehr 
oder  weniger  stabiler  Valuta  nicht  nachzuweisen  war.  Die  Folge  da- 
von ist,  daß  auch  die  Gesamtheit  der  handelspolitischen  Maßregeln 
dieser  schwachen  Länder  noch  gänzlich  die  Signatur  der  ersten  Phase 
trägt:  Ausfuhrzölle,  Ausfuhrverbote,  Rationierungen  und  Preiszu- 
schläge, all  dies,  um  von  dem  inländischen  Produkt  das  für  den  eige- 
nen Gebrauch  Notwendige  festzuhalten,  die  inländische  Preisentwick- 
lung soweit  als  möglich  in  bestimmten  Grenzen  zu  halten,  die  Einfuhr 
von  Luxusartikeln  zu  verhindern  usw. 

Es  ist  leicht,  hierüber,  gestützt  auf  grundsätzliche  Erwägungen, 
den  Stab  zu  brechen.  Zweifellos  kann  das  alles,  soweit  es  einem  un- 
vermeidlichen Anpassungsprozeß  entgegenwirkt,  dazu  dienen,  die 
Übergangsperiode  zu  verlängern,  und  andererseits  der  Möglichkeit 
eines  Valutadumping  —  worüber  sogleich  noch  einiges  gesagt  werden 
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soll  —  in  die  Hand  arbeiten.  Schwächliche  Regierungspolitik  kann 
auch  leicht  zu  einer  Überspannung  hiervon  führen,  die,  an  und  für 
sich  nutzlos,  durch  die  damit  verbundenen  Kosten  überdies  die  In- 
flation und  damit  die  Mutter  alles  Übels  verstärkt.  Und  doch  läßt 
sich  das,  was  auf  diesem  Gebiet  geschehen  ist,  zum  Teil  erklären  und 
billigen.  Wer  sieht,  mit  wieviel  plötzlichen  Sprüngen  sich  der  Nieder- 
gang der  Valuta  in  den  betreffenden  Ländern  vollzieht,  kann  ver- 
stehen, daß  man  danach  strebt,  diese  Bewegungen  im  Inland  in  solche 
mehr  gleichmäßigen  Charakters  umzusetzen,  während  auch,  je  größer 
die  Spannung  zwischen  den  inländischen  Preisverschiebungen  und  dem 
weiter  eilenden  Rückgang  der  Valuta  ist,  um  so  höher  das  Niveau  sein 
wird,  auf  dem  sich  die  eventuelle  Stabilisierung  vollziehen  kann. 

Andererseits  ist  es  aber  gerade  dieser  Unterschied  im  Goldpreis- 
niveau zwischen  den  Ländern  mit  sinkender  Valuta  und  den  Ländern 
mit  stabilen  Geldverhältnissen,  welcher  in  den  letztgenannten  die 
handelspolitische  Reaktion  vermehrt.  Damit  komme  ich  zu  der  in  den 
letzten  anderthalb  Jahren  so  viel  besprochenen  Frage  des  „V  a  l  u  t  a  - 
d  u  m  p  i  n  g".  Sein  Bestehen  ist  nicht  zu  leugnen.  Die  größere  Träg- 
heit, welche  auch  ohne  Eingreifen  von  Seiten  der  Regierung  die  An- 
passung des  allgemeinen  Preis-  und  Lohnniveaus  in  den  Ländern  mit 
entwerteter  Valuta  im  Vergleich  mit  dem  äußerst  empfindlichen  und 
fortwährend  künftige  Senkungen  vorwegnehmenden  Valutamarkt 
charakterisiert,  hat  zur  Folge,  daß  das  Unkostenniveau  der  Industrie 
dieser  Länder  in  Gold  umgerechnet,  solange  der  Valutarückgang  an- 
dauert, erheblich  hinter  jenem  der  Länder  mit  hoher  Valuta  zurück- 
bleibt, so  erheblich  selbst,  daß  Wettbewerb  in  vielen  Fällen  äußerst 
schwierig,  wenn  nicht  einfach  unmöglich  wird.  Die  Frage,  um  die  es 
sich  handelt,  ist  denn  auch  nicht,  ob  diese  Erscheinung  besteht,  als 
vielmehr,  ob  es  wünschenswert  und  notwendig  ist,  gegen  diese  Tat- 
sache, die  umgekehrt  natürlich  wieder  dem  Konsumenten  in  den  Län- 
dern mit  hoher  Valuta  zugute  kommen  kann,  Maßnahmen  zu  ergreifen. 

In  verschiedenen  Ländern  wurde  diese  Frage  bejahend  beant- 
wortet. Für  einen  Ausländer  ist  es  schwierig,  ein  Urteil  über  eine 
anderwärts  eingeschlagene  Politik  auszusprechen.  Indessen  kann  man 
wohl  einige  allgemeine  Bemerkungen  machen,  aus  welchen  die  große 
Wahrscheinlichkeit  hervorgeht,  daß,  soweit  nicht  in  dem  Krieg  ent- 
standene Gegensätze  hierfür  ausschlaggebend  gewesen  sind,  die  An- 
hänger des  Schutzzolles  im  allgemeinen  gegen  die  erwähnte  Tatsache 
Kampfmittel  angewendet  haben,  die  über  das  Ziel  hinausschießen  und 
nicht  nur  dazu  dienen  sollen,  den  gewonnenen  Vorsprung,  soweit  dies 
im  Allgemeininteresse  notwendig  sein  sollte,  einzuholen,  sondern,  um 
darüber  hinaus  noch  Vorteile  zu  erreichen. 

Diese  Auffassung  wird  in  erster  Linie  durch  die  im  Falle  Eng- 
lands gemachten  Erfahrungen  bei  der  Feststellung  und  Anwendung 
der  daselbst  geltenden  Antidumping-Bestimmungen  gestützt.  Wie 
bekannt,   besteht  die  Regelung  daselbst   in   einer  Ermächtigung  des 
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Board  of  Trade,  nach  Untersuchung  der  Frage  durch  eine  speziell 
dazu  eingesetzte  Kommission,  auf  bestimmte  Artikel  einen  Valutazoll 
von  33VS  %  zu  legen.  Vorbedingung  ist  der  Nachweis,  daß  der  Valuta- 
Import  des  betreffenden  Artikels  die  Arbeitslosigkeit  in  England  ver- 
schlimmert, während  weiter  feststehen  muß,  daß  durch  die  Einführung 
des  Valutazuschlages  nicht  etwa  die  Arbeitslosigkeit  in  anderen  Ge- 
werbezweigen erhöht  wird.  Außerdem  bedarf  jede  einzelne  Anwen- 
dung der  Bestimmungen  noch  der  Gutheißung  durch  das  Parlament. 

Es  ist  begreiflich,  daß  sehr  bald  für  eine  große  Anzahl  Artikel 
die  Einführung  eines  derartigen  Valutazolles  gefordert  wurde.  In 
nahezu  allen  Fällen  wurden  jedoch  in  der  Regel  schon  bei  einer  sum- 
marischen Untersuchung  zwei  Tatsachen  offenkundig:  erstens,  daß  in 
der  großen  Mehrheit  der  Fälle  die  wirkliche  Einfuhr  aus  Deutschland 
viel  geringer  war,  als  man  angenommen  hatte,  viel  geringer  auch  als 
die  Vorkriegsziffern,  und  zweitens,  daß  auch  in  den  anderen  Fällen 
der  Einfluß  auf  die  in  England  herrschende  ernste  Arbeitslosigkeit 
nur  von  sehr  geringer  Bedeutung  war.  Die  Folge  ist  denn  auch,  daß 
bisher  nur  für  einen  einzigen  Artikel,  Zwirnhandschuhe,  die  Bestim- 
mungen Anwendung  fanden.  Ich  darf  wohl  darauf  verzichten,  auf 
Einzelheiten  bezüglich  dieser  Angelegenheit,  die  mit  der  dem  eng- 
lischen Staatsleben  eigentümlichen  Offenheit  behandelt  wurde,  ein- 
zugehen, zumal  die  Tageszeitungen  über  die  Angelegenheit  unter- 
richtet haben.  Nur  auf  eine  Tatsache  möchte  ich  hinweisen.  Wie 
Ihnen  bekannt  sein  dürfte,  war  das  unerwartete  Ergebnis  der  von  der 
Sonderkommission  durchgeführten  Untersuchung  die  Tatsache,  daß, 
während  die  englische  Handschuhindustrie  zweifellos  den  Druck  der 
deutschen  Konkurrenz  fühlte,  umgekehrt  der  Zwirn,  aus  dem  diese 
Handschuhe  in  Deutschland  verfertigt  wurden,  wieder  aus  England 
stammte.  Ein  merkwürdiger  Beweis  für  die  Verflechtung  der  Inter- 
essen, welche  die  wirtschaftlichen  Beziehungen  zwischen  den  Völkern 
Europas  in  so  vielerlei  Hinsicht  kennzeichnet.  Man  kann  sicher  sein, 
daß,  wenn  einmal  jeder  der  verschiedenen  Posten  eines  der  großen 
Schutzzolltarife  von  Europa  auf  dieselbe  Weise  einer  öffentlichen 
Untersuchung  nach  seinen  mittelbaren  und  unmittelbaren  Folgen  unter- 
zogen würde,  man  neben  dem  geschädigten  Konsumenteninteresse 
noch  eine  ganze  Anzahl  Tatsachen  finden  würde,  die  ernsten  Nach- 
denkens wert  sind. 

Neben  England  darf  ich  wohl  mein  eigenes  Vaterland  als  zweites 
Beispiel  wählen.  Von  den  kaufkräftigen  kleinen  neutralen  Ländern, 
die  an  Deutschland  grenzen,  sind  die  Niederlande  das  einzige,  das 
bisher  seinen,  sich  nahezu  vollkommenem  Freihandel  annähernden 
Vorkriegszolltarif  unverändert  fortbestehen  ließ  und  außerdem  keiner- 
lei Antivaluta-Dumping-Maßregeln  getroffen  hat.  Man  sollte  daher 
erwarten:  wenn  in  irgendeinem  Lande  der  Markt  mit  deutschen  Ar- 
tikeln überschwemmt  und  der  inländischen  Industrie  vernichtende 
Konkurrenz  bereitet  wird,  müßte  dies  in  den  Niederlanden  der  Fall 
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sein.  Daß  in  der  Tat  die  deutsche  Ausfuhr  nach  Holland  verhältnis- 
mäßig stark  zugenommen  hat,  geht  aus  den  deutschen  Ziffern  hervor. 
Die  Halbmonatsschrift  „Wirtschaft  und  Statistik"  des  Statistischen 
Reichsamtes  vom  März  1922  enthält  eine  Berechnung,  aus  der  ersicht- 
lich ist,  daß  der  Anteil  der  Niederlande  an  der  deutschen  Ausfuhr 
von  6,9  %  im  Jahre  1913  auf  19,7  %  im  Jahre  1920  und  auf  17,2  % 
im  Jahre  1921  gestiegen  ist.  Mit  Recht  wird  hierbei  die  Vermutung 
geäußert,  daß  dies  „zum  Teil  darauf  zurückzuführen  sein  dürfte,  daß 
die  Niederlande  ihre  Stellung  als  Zwischenhandelland  auf  Kosten 
Englands  ganz  erheblich  gestärkt  haben".  Außerdem  darf  nicht  ver- 
gessen werden,  daß  die  6,9  %  von  1913,  6,9  %  einer  mehr  als 
10  Milliarden  Goldmark  betragenden  Ausfuhr  ausmachten,  gegen 
5,1  Milliarden  Goldmark  Wert  der  Ausfuhr  in  1920  und  3,4  Milliarden 
im  Jahre  1921. 

So  ist  es  denn  auch  Tatsache,  daß,  obwohl  bei  einigen  Artikeln 
die  Einfuhr  aus  Deutschland  im  Vergleich  zu  jener  des  Jahres  1913 
nicht  unerheblich  zugenommen  hat,  für  viele  andere  die  Ziffern  noch 
stets  unter  jenen  von  1913  bleiben.  Es  würde  hier  zu  weit  führen,  auf 
die  eingehende  Diskussion,  die  in  den  Niederlanden  über  die  Frage 
der  Einführung  einer  besonderen  Form  von  Valutaschutz  geführt 
wurde,  einzugehen.  Ich  glaube  aber,  im  allgemeinen  sagen  zu  können, 
daß,  mag  die  Erscheinung  des  Valutadumping  in  den  Niederlanden 
zweifellos  größeren  Umfang  angenommen  haben  als  in  England,  es 
auch  für  die  Niederlande  vorläufig  noch  keineswegs  als  feststehend 
oder  auch  nur  als  wahrscheinlich  angesehen  werden  darf,  daß  wichtige 
Zweige  der  holländischen  Volkswirtschaft  —  ausgenommen  vielleicht 
allein  die  Zigarrenindustrie  —  ihre  Arbeitslosenzahl  außer  durch  die 
Folgen  der  allgemeinen  Weltdepression  auch  noch  durch  die  deutsche 
Valutaeinfuhr  in  größerem  Maße  erhöht  sahen.  Im  allgemeinen  ist, 
die  schwierigen  Zeitverhältnisse  berücksichtigend,  die  Entwicklung  der 
Arbeitslosenziffer  in  den  Niederlanden,  verglichen  mit  der  in  anderen 
Ländern,  die  sich  in  ähnlicher  Lage  befinden,  nicht  ungünstig  zu 
nennen.  Der  erwähnte  Satz  von  16  und  mehr  Prozent  wurde  im  Winter 
1920/21  erreicht  und  neuerlich  wiederum  im  vergangenen  Winter.  Im 
Sommer,  sowohl  im  letzten  wie  im  laufenden  Jahre,  sank  die  Ziffer 
aber  auf  unter  10  %,  wobei  die  nur  teilweise  Arbeitslosen  schon  mitge- 
rechnet sind. 

Wenn  —  und  darauf  darf  ich  hier  wohl  noch  mit  einem  Wort 
kurz  zu  sprechen  kommen  —  in  den  Niederlanden  durch  das  Valuta- 
dumping von  deutscher  Seite  zeitweise  starke  Verstimmung  hervor- 
gerufen wurde,  dann  war  dies  vor  allem  eine  Folge  der  systematischen 
Art  und  Weise,  in  welcher  von  deutscher  Seite  von  diesem  Zustand 
in  einer  die  Niederlande  besonders  schädigenden  Form  Gebrauch  ge- 
macht wurde.  Die  niederländische  Industrie  ist  in  hohem  Maße  eine 
weiterverarbeitende.  Will  diese  nun  ihre  Rohstoffe  und  Halbfabrikate 
aus  Deutschland  beziehen,  dann  stößt  sie  auf  eine  Preispolitik,  die 
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ihr  einen  wesentlich  höheren  Preis  in  Rechnung  stellt  als  gleichartigen 
deutschen  Unternehmungen,  wodurch  der  Konkurrenzkampf  beim 
Fertigprodukt  um  so  schwieriger  wird.  Was  aber  diese  Verstimmung 
verursacht,  ist  nicht  so  sehr  die  Tatsache,  daß  solche  Preisunter- 
schiede vorkommen,  als  vielmehr  die  Art,  in  welcher  durch  Kartelle 
und  andere  Körperschaften  diese  Politik  in  Anwendung  gebracht  wird. 

Ich  bin  absichtlich  auf  die  Frage  des  Valutadumping  etwas  aus- 
führlicher eingegangen,  weil  man  immer  wieder  den  Eindruck  erhält, 
daß  sowohl  über  die  Erscheinung  selbst  als  auch  über  ihren  Umfang 
viel  irrige  Auffassungen  bestehen.  Ich  kann  noch  hinzufügen,  daß,  trotz 
des  andauernden  weiteren  Rückganges  der  Mark,  diese  Erscheinung 
infolge  verschiedener  Ursachen,  unter  denen  die  zunehmenden  finan- 
ziellen Schwierigkeiten  in  der  deutschen  Industrie  zu  nennen  sind, 
ihre  Bedeutung  etwas  zu  verlieren  scheint. 

Deshalb  ist  es  lebhaft  zu  bedauern,  daß  in  den  Beschlüssen  von 
Genua  gegen  das  einschneidende  und  einer  seit  langem  der  Vergangen- 
heit angehörigen  Periode  der  internationalen  Beziehungen  entstam- 
mende Abwehrmittel  der  Einfuhrverbote,  das  nun  besonders  gegen 
oder  richtiger  auf  Grund  des  Valutadumpings  zu  neuem  Leben  er- 
weckt wurde,  nicht  schärfer  Stellung  genommen  wurde.  Im  Artikel  47 
des  Londoner  Sachverständigengutachtens  wurde  vorgeschlagen,  daß 
jede  Regierung  unverzüglich  die  Aufhebung  der  bestehenden  Ver- 
bote erwägen  sollte,  und  daß  jedenfalls  der  Vorkriegszustand  vor 
einem  von  der  Konferenz  zu  bestimmenden  Datum  wiederhergestellt 
werden  müsse.  Die  Beschlüsse  der  Konferenz  stellen  in  diesem  Punkt 
wie  in  verschiedenen  anderen  durchweg  eine  Abschwächung  des 
Sachverständigengutachtens  dar.  Trotz  des  allgemeinen  Ausspruches, 
daß  „es  wünschenswert  ist,  nichts  zu  unterlassen,  um  die  bestehenden 
Einfuhrverbote  so  rasch  als  möglich  auf  die  geringste  Zahl  zu  redu- 
zieren", sind  die  hierauf  bezüglichen  Paragraphen  aus  den  wirtschaft- 
lichen Beschlüssen  von  Genua  im  Kern  der  Sache  eine  Verbeugung 
vor  dem  Protektionismus  pur  et  simple,  in  einer  seiner  am  wenigsten 
wünschenswerten  und,  vom  Standpunkt  öffentlicher  Moral  betrachtet, 
gefährlichsten  Formen. 

Zwei  der  wichtigsten  Faktoren,  die  bei  der  heutigen  Zerrüttung  der 
wirtschaftlichen  Beziehungen  der  verschiedenen  Länder  Europas 
untereinander  dem  schutzzöllnerischen  und  partikularistischen  Ge- 
danken neue  Stütze  geboten  haben:  die  Folgen  des  Konjunktur- 
umschwunges von  1920  und  die  Erscheinung  des  Valutadumping, 
haben  wir  hiermit  kurz  an  uns  vorüberziehen  lassen.  Neben  diesen 
Einflüssen  wirtschaftlicher  Art  sind  es  weiter  die  durch  den  Krieg 
zwischen  den  beiden  Lagern  hervorgerufenen  Gegensätze  und  die 
überall  gestiegenen  Forderungen  der  Finanzverwaltungen  der  ver- 
schiedenen Länder,  welche  mit  die  Verantwortung  dafür  tragen,  daß 
vielfach  die  trennenden  Mauern  zwischen  den  verschiedenen  Ländern 
so  sehr  erhöht  wurden. 
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Es  bleibt  noch  die  Frage  zu  beantworten,  inwieweit  die  be- 
sprochenen Ursachen  des  heutigen  allgemeinen  Krankheitszustandes 
auf  zolltarifarischem  Gebiet  bleibender  Art  oder  vergänglich  sind. 
Die  Antwort  kann  glücklicherweise  ziemlich  beruhigend  klingen. 
Denn  die  drei  an  erster  Stelle  genannten  Ursachen:  die 
heutige  Depression,  die  Valutazerrüttung  und  die  durch  den  Krieg 
hervorgerufenen  Gegensätze,  können,  wie  dunkel  auch  in  mancher 
Hinsicht  die  Gegenwart  sein  möge,  nicht  anders  als  vorübergehend 
sein.  Mit  dem  vierten  Faktor  verhält  es  sich  einigermaßen  anders. 
Noch  viele  Jahre  —  auch  dann  noch,  wenn  viele  der  übrigen  Er- 
innerungen an  den  Krieg  verwischt  sein  werden  —  werden  die 
Finanzen  so  gut  wie  aller  Staaten  Europas  die  Folgen  dieser  Kriegs- 
periode fühlen,  womit  der  Wunsch  nach  hohen  Staatseinnahmen 
bestehen  bleiben  wird.  Ein  Lichtpunkt  hierbei  ist  die  aus  der 
Erfahrung  gewonnene  Lehre,  daß  —  es  sei  denn,  man  belastet  im 
eigenen  Land  nicht  erzeugte  lebensnotwendige  Artikel  —  die  Zölle 
verhältnismäßig  gering  sein  müssen,  um  einen  Höchstertrag  zu  er- 
bringen. Das  fiskalische  und  das  protektionistische  Prinzip  sind  nun 
einmal  zu  einem  großen  Teil  einander  entgegengesetzt  und  werden 
dies  stets  bleiben.  Je  mehr  das  fiskalische  Element  vorherrscht,  auf 
einer  um  so  geringeren  Höhe  der  Zollsätze  wird  man  das  Kompromiß 
schließen  müssen. 

Der  Vollständigkeit  halber  muß,  was  das  Heute  betrifft,  noch  dar- 
auf hingewiesen  werden,  daß  nicht  nur  bestehende  Trennungsmauern 
erhöht,  sondern  auch  neue  errichtet  wurden.  Die  neuen  Länder, 
welche  ihr  Entstehen  den  Friedensverträgen  verdanken,  sind  aus- 
nahmslos hierzu  übergegangen,  trotzdem  sie  bis  vor  kurzem  einem 
gemeinsamen,  größeren  Zollgebiet  angehörten  und  ihre  wirtschaftliche 
Struktur  demnach  ganz  und  gar  auf  einen  ungehinderten  gegenseitigen 
Verkehr  eingerichtet  war.  Man  muß  zugeben,  daß  auch  in  diesen 
Fällen  zerrüttete  Valutaverhältnisse  viel  Schuld  tragen,  während  man 
weiter  mit  Vergnügen  in  einem  Artikel  des  tschecho-slowakischen 
Hochschullehrers  Hodac  in  der  letzten  „Reconstruction  Number" 
des  „Manchester  Guardian '  liest,  daß,  wenn  diese  Staaten  anfänglich 
auch  in  ihrem  gegenseitigen  Verkehr  überwiegend  zu  dem  System  der 
Verbote  mit  der  Möglichkeit  fallweiser  Enthebung  hierzu  gegriffen 
haben,  dies  nicht  der  freien  Wahl  eines  bestimmten  Systems,  sondern 
nur  der  Tatsache  zuzuschreiben  ist,  daß  anfangs  der  notwendige 
Apparat  zur  Erhebung  von  Einfuhrzöllen  fehlte. 

Ich  habe  aber  schon  zu  lange  bei  den  Dingen  der  Gegenwart 
verweilt.  Zweierlei  wird,  so  hoffe  ich,  klar  geworden  sein.  Erstens, 
daß  die  wirre  Gesamtheit  von  Maßnahmen  auf  handelspolitischem 
Gebiet,  die  in  den  letzten  Jahren  in  so  vielen  Ländern  getroffen  wurden, 
schließlich  doch  auf  einige  wenige  wichtige  Gruppen  besonderer  Um- 
stände zurückzuführen  ist,  und  zweitens,  daß  der  größte  Teil  dieser 
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Umstände  seine  Ursache  in  der  Zerrüttung  der  Gegenwart  findet  und 
mit  dieser  Zerrüttung  selbst  verschwinden  wird. 

Aus  dem  Vorhergehenden  folgt,  daß  —  mag,  wie  gesagt,  das 
Bestehende  auf  diesem  Gebiet  ein  recht  zähes  Leben  haben  —  doch 
für  die  Beantwortung  der  Frage,  welche  handelspolitischen 
Grundsätze  in  den  künftigen  Zeiten  wiederhergestellten 
Gleichgewichts  und  Wiederaufbaus  maßgebend  sein  werden,  die 
zerrüttete  Gegenwart  als  für  die  künftige  Entwicklungsrichtung  weniger 
entscheidend  und  für  sie  weniger  bedeutungsvoll  anzusehen  ist,  als 
man  auf  den  ersten  Blick  vielleicht  meinen  möchte. 

Damit  ist  der  Weg  für  die  Zukunft  gebahnt  Richten  wir  nun 
unseren  Blick  auf  sie. 

Ich  werde  mich  wohlweislich  hüten,  hinsichtlich  der  tatsächlichen 
Maßregeln,  die  auf  handelspolitischem  Gebiet  in  der  Periode  des  wirt- 
schaftlichen Wiederaufbaus  und  in  der  darauf  folgenden  zu  erwarten 
sind,  Prophezeiungen  auszusprechen.  Wie  in  der  Vergangenheit 
werden  diese  Maßregeln  die  Ergebnisse  einer  ganzen  Reihe  sich 
kreuzender  Grundsätze  und  Interessen  sein.  Das  Äußerste,  was  man 
wagen  darf,  ist  wohl,  zu  versuchen,  den  Platz  eines  bestimmten  Grund- 
satzes oder  Standpunktes  zu  bestimmen,  den  diese  in  jener  künftigen 
Gemeinschaft  einnehmen  dürften.  Ich  will  einen  derartigen  Versuch 
wagen,  soweit  er  den  Grundsatz  eines  freien  und  ungehinderten  Ver- 
kehrs betrifft,  und  will  dies  tun,  auch  wenn  jetzt  mehr  denn  je  ein 
derartiger  Versuch  von  schutzzöllnerischer  Seite  mit  einem  mit- 
leidigen Lächeln  und  dem  dazugehörigen  Achselzucken  begrüßt 
werden  sollte.  In  der  Tat,  wie  kann  es  jemand  in  diesen  Zeiten  wagen, 
für  einen  derart  weltfremden  Idealismus  in  die  Bresche  zu  springen,  für 
einen  Gedanken,  der  schon  vor  dem  Kriege  gegenüber  der  Wirklich- 
keit den  kürzeren  ziehen  mußte  und  wahrscheinlich  auch  in  der 
Zukunft  weniger  zu  bedeuten  haben  wird  als  je! 

Gegen  eine  Tatsache  wird  in  der  Tat  der  Gedanke  des  freien, 
ungehinderten  Verkehrs  stets  einen  schweren  Stand  haben,  und  zwar 
gegen  die,  daß  beinahe  stets  das  Lebensinteresse  einer  kleinen  Gruppe 
den  Sieg  über  das  entgegensetzte,  doch,  soweit  es  den  einzelnen 
betrifft,  weit  geringere  Interesse  der  ganzen  Bevölkerung  davon- 
tragen wird,  selbst  dann,  wenn,  vom  Standpunkt  der  Allgemeinheit 
aus  betrachtet,  die  Bedeutung  des  Interesses  der  letzteren  weit  über 
das  der  Gruppe  hinausgeht.  Diese  Tatsache  ist  aber  zugleich,  wie  die 
meisterhaften  Ausführungen  in  dem  glänzenden  Werk  „Modern 
Democracies",  mit  dem  James  Bryce  sein  so  fruchtbares  Leben 
abschloß,  dartun,  vielleicht  die  größte  moralische  Schwäche  des 
modernen  Staates,  ob  dieser  nun  den  Namen  einer  Demokratie  ver- 
dient oder  nicht. 

Übrigens  hoffe  ich,  nachweisen  zu  können,  daß  dieser  „welt- 
fremde Idealismus"  viel  mehr  in  der  Wirklichkeit  begründet  ist, 
als    viele    wohl    glauben    dürften.     Betrachten   wir   das    Problem    der 
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Handelspolitik  in  seinen  größeren  Zügen,  so  ist  der  Protektionismus 
in  der  Form,  in  welcher  die  meisten  kontinentalen  Staaten  ihn  vor 
dem  Kriege  kannten,  verhältnismäßig  jungen  Datums.  Bis  1860/70 
ließ  das  19.  Jahrhundert  beinahe  überall  einen  stetigen  Verfall  der 
alten  Tarifmauern  sehen.  Ein  freier  Verkehr  hatte  sich  nach  und 
nach  beinahe  allseits  Bahn  gebrochen  und  machte  erst  zu  Ende  der 
siebziger  und  zu  Beginn  der  achtziger  Jahre  neuen,  schütz- 
zöllnerischen  Strömungen  Platz.  Es  erscheint  wünschens- 
wert, daß  wir  uns  ein  klares  Bild  der  Hauptursachen  dieser  schutz- 
zöllnerischen  Strömungen  machen.  Einige  wichtige  kennzeichnende 
Züge  sind  hierzu  genügend. 

Anfänglich  äußerte  sich  die  Bewegung  vor  allem  auf  industriellem 
Gebiet.  Entscheidende  Kraft  bewies  das  sogenannte  „Erziehungs"- 
argument.  Die  industrielle  Entwicklung,  welche  England  die  damals 
unbestrittene  „industrial  leadership"  gebracht  hatte,  setzte  ungefähr 
ein  Jahrhundert  früher  ein.  Verschiedene  Umstände,  vor  allem  die 
stets  zunehmende  Bevölkerung,  drängten  auch  das  Festland  zur 
Industrialisierung.  Ohne  Stütze  konnte,  so  schien  es,  die  festländische 
Industrie  nicht  über  die  Kinderjahre  hinauskommen.  So  ging  man 
zum  Industrieschutz  über,  und  in  den  darauffolgenden  Jahrzehnten  ist 
in  der  Tat  die  moderne  Großindustrie  und  insbesondere  die  sich  mehr 
und  mehr  in  den  Mittelpunkt  der  industriellen  Entwicklung  stellende 
Schwerindustrie  in  den  verschiedenen  Zentren  von  Europa  zu  großer 
Entfaltung  gekommen.  Schon  Jahre  vor  dem  Kriege  konnte  man  von 
mehr  als  einem  Lande,  und  namentlich  von  Deutschland,  mit  Recht 
behaupten,  daß  es  den  Vorsprung  Englands  einzuholen  gewußt  hat. 
Das  Erziehungsargument  hatte  nur  noch  historische  Bedeutung.  Die 
hilfsbedürftigen  Pfleglinge  hatten  sich  zu  Massenexportindustrien  ent- 
wickelt, die  aber  die  Vorteile  einer  Politik  differentialer  Preise,  welche 
sie,  dank  den  Schutzzöllen  und  einer  weit  durchgeführten  Kartelli- 
sierung,  zum  Nachteil  der  Abnehmer  ihres  eigenen  Landes  führen 
konnten,  nicht  gern  preisgeben  wollten. 

Soll  dies  auch  in  der  Zukunft  so  bleiben?  Man  darf  wohl  das 
Gegenteil  erwarten.  Und  dazu  ist  es  nicht  einmal  notwendig,  daß  die 
vernachlässigten  Interessen  der  eigenen  Abnehmer  plötzlich  als  so 
viel  schwerwiegender  angesehen  werden.  Es  liegt  vielmehr  in  der  Natur 
der  Dinge,  daß  bei  weiterem  Wachsen  der  betreffenden  Industrien 
und  bei  einer  weiteren  Verlegung  des  Schwerpunktes  auf  die  Ausfuhr 
von  diesen  Industrien  selbst  der  Drang  nach  Aufhebung  des  Schutzes 
ausgehen  wird.  In  einem  parlamentarisch  regierten  Lande  ist  aus- 
schließlich industrieller  Zollschutz  kaum  denkbar.  Die  großen  Zoll- 
tarife enthalten  beinahe  alle  sowohl  Agrar-  als  Industrieschutzzölle. 
Schließlich  ist  ein  Zusammengehen  agrarischer  und  industrieller  Inter- 
essenten notwendig,  um  unter  normalen  Verhältnissen  für  einen  all- 
gemeinen Tarif  eine  Mehrheit  zu  gewinnen.  Die  Industrie  weiß  daher, 
daß  ihre  Wahl  nur  „alles  oder  nichts"  sein  kann.  Bei  ihrer  Berechnung 
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steht  somit  dem  höheren  Preis,  den  sie  im  Inland  erzielen  kann,  die 
allgemeine  Steigerung  ihrer  Produktionskosten  gegenüber,  welche  die 
notwendige  Folge  der  durch  den  Schutzzolltarif  erhöhten  Kosten  des 
Lebensunterhalts  ist.  Bei  zunehmendem  Export  muß  somit  ein 
Augenblick  kommen,  wo  das  Pendel  nach  der  entgegengesetzten  Seite 
ausschlägt  und  die  allgemeine  Verbilligung  der  Lebenshaltungskosten, 
welche  die  Aufhebung  der  Schutzzollsätze  zur  Folge  haben  wird,  mehr 
im  Interesse  der  Industrie  gelegen  erscheint.  Daß  diese  Argumen- 
tation keine  leere,  beweislose  ist,  geht  aus  der  Tatsache  hervor,  daß 
der  Verlauf  der  Dinge  in  dem  so  viel  früher  industrialisierten  England 
in  der  Tat  so  gewesen  ist.  In  der  klassisch  gewordenen  Petition  der 
Handelskammer  zu  Manchester  vom  20.  Dezember  1838  findet  man 
die  soeben  gegebene  Darlegung,  ausgehend  von  der  Textilindustrie 
von  Lancashire,  beinahe  wörtlich  wieder.  Es  ist  für  mich  sehr  die 
Frage,  ob  nicht  verschiedene  deutsche  Industriezweige  schon  vor  dem 
Krieg  diesem  Punkte  sich  viel  mehr  genähert  hatten,  als  sie  selbst 
vielleicht  meinten.  Geht  in  den  Jahren  des  Wiederaufbaus  und  in  den 
ihm  folgenden  die  industrielle  Entwicklung  weiter  vorwärts  —  und 
das  ist  für  dauernde  Wohlfahrt  eine  unbedingte  Notwendigkeit  — ,  dann 
tritt  für  die  großen,  jetzt  zollgeschützten  Gewerbezweige  auf  dem 
europäischen  Festland  unvermeidlich  zu  irgendeiner  Zeit  das  Dilemma 
der  Lancashire  Textilindustrie  aus  dem  Jahre  1838  ein. 

Es  ist  möglich,  daß  man  gegen  das  Gesagte  den  Einwand  zu 
machen  versucht,  daß,  während  einige  Industriezweige  dem  Schutz- 
zoll entwachsen,  immer  wieder  neue  entstehen,  die  ihrerseits  diesen 
Erziehungsprozeß  durchmachen  müssen.  Die  Antwort  darauf  lautet, 
daß  diese  Auffassung  nicht  ganz  richtig  ist.  Von  Erziehung  in  dem 
gedachten  Sinne  kann  —  von  Ausnahmen  sei  hier  abgesehen  —  im 
wesentlichen  nur  ein  einziges  Mal  die  Rede  sein,  dann  nämlich,  wenn 
die  ersten  großen  Industriezweige  zur  Entwicklung  kommen,  also  wenn 
das  Land  den  Übergang  aus  dem  Agrar-  zum  Agrar-Industrie-Handels- 
staat  durch  Industrialisierung  zuerst  durchzumachen  beginnt.  Ist  ein- 
mal in  dem  Land  eine  Industrie  von  einiger  Bedeutung  entstanden, 
verfügt  es  somit  über  einen  Kreis  von  Personen,  die  gelernt  haben, 
das  moderne  industrielle  Leben  zu  beherrschen,  verfügt  es  über  eine 
geschulte.  Arbeiterbevölkerung  und  über  genügendes,  bereitstehendes 
Kapital,  dann  brauchen  neue  Industriezweige  nicht  denselben 
beschwerlichen  Weg  zu  gehen  wie  ihre  älteren  Brüder,  sondern  werden 
in  den  meisten  Fällen  sogleich  und  auf  einmal  ihre  Arbeit  in  der  aus- 
gereiften Form  beginnen,  wenigstens  so  weit  es  sich  um  die  wirt- 
schaftliche Seite  handelt;  technisch  wird  in  den  meisten  Fällen  noch 
größerer  Fortschritt  möglich  sein,  aber  um  diesen  handelt  es  sich 
hier  nicht. 

Die  wichtige  Schlußfolgerung  aus  alledem  ist  somit,  daß,  wenn 
wir  diese  Angelegenheit  im  großen  betrachten,  so  wie  wir  sie  hier 
sehen  müssen,   der   industrielle   Zollschutz   der  Vorkriegs- 
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zeit  keineswegs  von  Natur  aus  bleibender  Art  ist,  sondern  nur  eine 
an  eine  bestimmte  Entwicklungsphase  gebundene  Übergangserschei- 
nung darstellt. 

Und  nun  zum  agrarischen  Schutzzoll,  der  in  seiner 
neuen  Gestalt  ebenfalls  aus  den  achtziger  Jahren  stammt.  Hier  liegen 
die  Dinge  einigermaßen  anders.  Von  Erziehung  in  dem  eben  ge- 
schilderten Sinn  konnte  bei  diesem  ältesten  Zweig  der  wirtschaft- 
lichen Produktion  kaum  gesprochen  werden,  so  große  und  zahlreiche 
Verbesserungen  auch  in  der  Technik  vorgenommen  werden.  Die 
Triebfedern  waren  hier  im  wesentlichen  defensiver  Natur:  Abwehr 
gegenüber  dem  durch  die  Fortschritte  im  Seeverkehr  und  durch  die 
augenblickliche  Entwicklungsphase  der  Vereinigten  Staaten  möglich 
gewordene  Überschwemmung  Europas  mit  amerikanischem  Getreide. 
Dazu  trat,  als  sich  bald  zeigte,  daß  die  zunehmende  Bevölkerung  die 
eigene  Nahrungsmittelproduktion  zu  übertreffen  drohte,  das  militäri- 
sche Argument:  Gewährleistung  genügender  Lebensmittelversorgung 
auch  im  Falle  allgemeiner  Absperrung.  Daß  der  letztgenannte  Faktor 
für  die  einzelnen  Länder  verschiedene  Bedeutung  besaß,  bedarf  keiner 
näheren  Ausführung. 

Sind  dies  nun  Faktoren,  deren  Fortbestehen  man  auch  für  die 
Zukunft  annehmen  muß?    Man  urteile  selbst: 

Der  akute,  preisdrückende  Einfluß  des  amerikanischen  Getreides 
war  schon  in  den  neunziger  Jahren  abgeschwächt  und  kam  später,  im 
ersten  Jahrzehnt  unseres  Jahrhunderts,  gänzlich  zum  Stillstand.  Das 
ist  keine  Folge  zufälliger  Ernteergebnisse,  sondern  das  Resultat  einer 
logischen  Entwicklung.  Die  Vereinigten  Staaten  sahen  durch  die  Zu- 
nahme des  eigenen  Konsums  ihren  Exportüberschuß  nach  und  nach 
abnehmen.  Zwar  traten  bei  der  steigenden  Nachfrage  Europas  neue 
Länder,  wie  Kanada  und  Argentinien,  als  Lieferanten  neben  die  Ver- 
einigten Staaten  und  Rußland,  doch  es  entstand  ein  neuer  Gleich- 
gewichtszustand auf  einem  Preisniveau,  das  es  bei  guten  Produktions- 
methoden der  europäischen  Landwirtschaft  nicht  schwierig  machte, 
ihre  Konkurrenzfähigkeit  zu  behaupten.  Die  Erfahrungen  in  meinem 
eigenen  Vaterlande,  das  seit  der  Mitte  des  vergangenen  Jahrhunderts 
niemals  Agrarzölle  kannte,  beweist  dies.  Die  achtziger  Jahre  waren 
für  die  niederländische  Landwirtschaft  äußerst  schwierig.  In  dem 
ersten  Jahrzehnt  dieses  Jahrhunderts  haben  sich  die  Zustände  aber 
wieder  vollkommen  zum  Guten  gewendet.  Die  anormalen  Verhält- 
nisse, die  augenblicklich  herrschen,  können  dieser  Tatsache  natür- 
lich keinen  Abbruch  tun. 

Unter  diesen  Umständen  konnte  man  vielleicht  schon  vor  dem 
Kriege  behaupten,  daß,  ohne  den  militärischen  Faktor  sowie  den  un- 
verhältnismäßig großen  Einfluß,  welchen  das  agrarische  Element  in 
der  Regierung  einer  ganzen  Anzahl  von  Ländern  besaß,  schon  damals 
die  Agrarzölle  gegenüber  dem  gerade  hier  deutlich  sprechenden  Kon- 
sumenteninteresse  der   breiten   Volksmassen   einen   schweren   Stand 
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gehabt  hätten.  Die  zeitweise  Beseitigung  der  Agrarzölle  zu  Beginn  des 
Krieges  in  den  meisten  europäischen  Staaten  findet  denn  auch  zu 
einem  großen  Teil  in  diesem,  damals  sehr  vernehmlich  sprechenden 
Konsumenteninteresse  ihre  Erklärung.  Hält  die  Bevölkerungszunahme 
in  Europa  an,  dann  bedeutet  dies,  daß  das  Konsumenteninteresse 
stets  an  Bedeutung  zunehmsn  wird,  wodurch  sich  das  gegenseitige 
Verhältnis  der  Interessen  unvermeidlich  zugunsten  des  freien  Ver- 
kehrs verschieben  wird. 

In  England,  das  auch  in  dieser  Beziehung  in  der  wirtschaftlichen 
Entwicklung  einen  Schritt  voraus  war,  und  wo  überdies  der  militäri- 
sche Faktor  stets  eine  nur  geringe  Rolle  gespielt  hat,  ist  bekanntlich 
der  Streit  schon  in  der  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  entschieden 
worden.  Auch  als  vor  ungefähr  zwanzig  Jahren  imperialistische  Strö- 
mungen zu  den  agrarischen  Interessen  hinzutraten  und  mit  einem 
System  gegenseitiger  Vorzugszölle  innerhalb  des  britischen  Reiches 
auch  Agrarzölle  im  Mutterland  forderten,  stellte  sich  bald  heraus,  daß 
der  Streit  gegen  das  übermächtige  Konsumenteninteresse  aussichtslos 
war.  Von  dem  militärischen  Faktor  gilt  in  gewissem  Grade  dasselbe; 
selbst  dann,  wenn  in  der  kommenden  Wiederaufbauperiode  die 
Schnelligkeit  der  Bevölkerungszunahme  Deutschlands,  um  bei  diesem 
Lande  zu  bleiben,  nur  halb  so  groß  wie  früher  sein  sollte,  werden 
einige  Jahrzehnte  genügen,  um  auch  in  dieser  Hinsicht  jedermann  die 
vollkommene  Ohnmacht  von  Schutzzöllen  deutlich  zu  machen. 

Über  das  Agrarproblem,  das  im  Zusammenhang  mit  dem  Bevölke- 
rungsproblem vielleicht  bestimmt  ist,  in  einer  verhältnismäßig  nahen 
Zukunft  eine  führende  Rolle  zu  spielen,  wäre  auch  im  Zusammenhang 
mit  dem  hier  besprochenen  Thema  noch  mancherlei  zu  sagen.  Ich 
möchte  es  aber  bei  diesen  wenigen  Hauptlinien  bewenden  lassen,  die 
jedoch,  wie  ich  hoffe,  genügen  dürften,  um  darzutun,  daß  auch  bei 
dem  modernen  Agrarzollschutz  die  treibenden  Faktoren  nicht  blei- 
bender Art  sind,  sondern  bei  weiterschreitender  Entwicklung  und  Be- 
völkerungszunahme naturnotwendig  in  ihr  Gegenteil  umschlagen 
werden  müssen. 

Eigentlich  könnte  ich  mich  auf  diese  Betrachtungen  über  die 
beiden  wichtigsten  Zweige  des  modernen  Protektionismus  beschrän- 
ken; indessen  kann  vielleicht  doch  noch  das  eine  oder  andere  hinzu- 
gefügt werden.  Das  klassische  Argument  für  den  Frei- 
handel, jenes,  das  sich  an  die  Namen  von  Adam  Smith  und 
Ricardo  knüpft,  ist  das  der  Arbeitsteilung  und  des  Nachweises,  daß 
diese  Arbeitsteilung  sich  nicht  auf  das  Gebiet  jedes  einzelnen  Staates 
beschränkt,  sondern  daß  sie  auch  für  die  verschiedenen  Völker  in 
ihrem  gegenseitigen  Verkehr  gilt,  und  da  vielleicht  in  noch  stärkerem 
Maße.  Es  war  namentlich  dieses  Argument,  das  vor  dem  Kriege  den 
Gegnern  ein  Lächeln  abnötigte.  Und  in  der  Tat,  wenn  je  ein  Ge- 
schlecht sich  den  Luxus  erlauben  konnte,  über  dieses  Argument  zu 
lächeln,  dann  war  es  die  Generation,  die  in  dem  halben  Jahrhundert, 
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das  dem  Krieg  voranging,  lebte.  Keine  Periode  der  Weltgeschichte 
ist  doch  auch  nur  im  entferntesten  durch  eine  so  schnelle  allgemeine 
Erhöhung  des  Lebensstandards  für  alle  Klassen  der  Bevölkerung  aus- 
gezeichnet wie  dieser,  in  materieller  Hinsicht  wie  kein  zweiter  geseg- 
nete Zeitabschnitt.  Ist  es  da  ein  Wunder,  daß  dieses  Geschlecht  ein 
derartiges  Argument  gering  achtete  und,  konnte  es  auch  im  tiefsten 
Grunde  seine  Richtigkeit  nicht  bestreiten,  es  in  dem  ruhigen  Glaubea 
beiseite  schob,  daß  diese  Generation,  wenn  irgendeine,  sich  diesen 
Luxus  gestatten  durfte,  wie  es  sich  so  vielerlei  anderen  Luxus,  den 
Weltkrieg  mit  eingerechnet,  gestattet  hat? 

Dieses  Zeitalter  ist  vorbei.  Wenn  ich  dies  ausspreche,  denke  ich 
dabei  nicht  in  erster  Linie  an  die  entsetzliche  Schwächung  Europas, 
die  es  während  des  Krieges  in  seiner  Produktionsfähigkeit,  in  seinem 
nunmehr  größtenteils  durch  Schulden  ersetzten  Besitz  an  Forderungen 
an  die  übrige  Welt  und  in  so  vielen  anderen  Hinsichten  erlitten  hat. 
Es  besteht  hierfür  noch  ein  anderer,  ernsterer  Grund. 

Bei  seinem  Bestreben,  den  Vorsprung  Englands  einzuholen,  war 
ganz  Westeuropa  während  dieser  Periode  dem  Rest  der  Welt  in  der 
Entwicklung  vorausgekommen.  Mehr  als  etwas  anderes  ist  dieser 
Tempo  -  Unterschied  die  Ursache  der  Blüte  gewesen,  da  er  zu 
dem  zeitweisen,  anormal  günstigen  Verhältnis  führte,  das  den 
Tausch  der  industriellen  Überschüsse  Europas  gegen  die  Rohprodukte 
und  lebensnotwendigen  Artikel  aller  Teile  der  Erde  kennzeichnete. 
Dieser  Vorsprung  ist  es  und  mit  ihm  der  sich  darauf  gründende  Auf- 
schwung, die  nunmehr  immer  ernstlicherer  Bedrohung  entgegengehen. 
Amerika,  das  schon  früher  die  gleiche  Entwicklung  durchmachte,  fand 
vor  dem  Kriege  sein  industrielles  Absatzgebiet  hauptsächlich  im 
eigenen  Lande.  Das  hat  sich  nun  in  weitgehendem  Umfange  geän- 
dert. Auch  in  anderen  Teilen  der  Welt,  in  Japan,  Britisch-Indien,  Süd- 
amerika, ist  in  der  Periode  des  Abgeschlossenseins  vom  europäischen 
Export  während  des  Krieges  der  Wunsch  nach  eigener  Industrie 
immer  lebhafter  geworden,  und  diese  wurde  auch  tatkräftig  weiter  ent- 
wickelt. Augenblickliche  Schwierigkeiten  können  die  Tatsache  nicht 
vergessen  machen,  daß  die  neue  industrielle  Ausrüstung  jetzt  daselbst 
vorhanden  ist.  Wahrlich,  für  das  geschwächte  Europa  erscheint  die 
Zukunft  in  dieser  Hinsicht  nicht  eben  rosenrot. 

Auch  hier  darf  ich  vielleicht  wieder  eine  Parallele  mit  der  Ge- 
schichte meines  Vaterlandes  ziehen,  eine  Parallele,  die  ich  bereits 
früher  einmal  an  anderer  Stelle  zog.  Warum  sind,  nach  ihrem  „golde- 
nen Zeitalter",  die  Niederlande  zu  Beginn  des  achtzehnten  Jahr- 
hunderts in  verhältnismäßig  kurzer  Zeit  politisch  und  wirtschaftlich 
in  der  Reihe  der  Staaten  Europas  zu  einem  Staate  zweiten  Ranges 
zurückgesunken?  Man  kann  hierfür  verschiedene  Erklärungen  geben. 
Die  wichtigste  ist  indessen  zweifellos  die,  daß  der  Vorsprung,  welchen 
die  Niederlande  während  ihrer  Blütezeit,  während  ihres  „goldenen 
Zeitalters"  auf  kaufmännischem  Gebiete  gekannt  hatten,  durch  andere 
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eingeholt  wurde,  mit  der  unvermeidlichen  Folge,  daß  die  Niederlande 
mit  ihrer  bescheidenen  Anzahl  Einwohner  auf  einem  an  Umfang  sehr 
bescheidenen  Gebiet  hinter  den  sich  um  sie  herum  entwickelnden 
großen  Ländern  mit  so  viel  größeren  Hilfsmitteln  und  so  viel  größerer 
Produktionsfähigkeit  ins  Hintertreffen  geraten  mußten. 

Was  Holland  in  Westeuropa  war,  ist  Westeuropa  jetzt  in  der  Welt: 
ein  verhältnismäßig  kleines  Gebiet  mit  einer  bis  nahezu  an  die  Gren- 
zen der  augenblicklichen  Möglichkeit  emporgewachsenen  Bevölke- 
rungszahl, dessen  Kraft  in  der  Tatsache  lag,  daß  es  in  der  wirtschaft- 
lichen Entwicklung  eine  Phase  voraus  war,  doch  das  nunmehr  sehen 
muß,  daß  andere  Teile  der  Welt  mit  ungleich  größeren  Hilfsmitteln  und 
Möglichkeiten  für  die  Bevölkerungszunahme  mit  raschen  Schritten 
diesen  Vorsprung  einholen.  Dieses  Europa  wird  sich  in  der  Zukunft 
nicht  mehr  den  Luxus  erlauben  können,  über  das  Argument  der  unge- 
heuren Vorteile  einer  natürlichen  internationalen  Arbeitsverteilung  zu 
lächeln.  Tatsachen  wie  z.  B.  diese,  daß  in  Dänemark  und  in  den 
Niederlanden,  wo  die  agrarische  Produktion  nicht  künstlich  in  be- 
stimmte Richtung  gezwängt  wurde,  doch  die  Produktionsordnung  durch 
die  natürlichen  Kräfte  der  Weltpreise  beherrscht  wird,  die  durch- 
schnittliche Weizenproduktion  pro  Hektar  jene  künstlich  gehobene 
von  Deutschland  vor  dem  Krieg  um  50  resp.  20  %  übertraf,  werden 
dann  mit  anderen  Augen  als  ehedem  betrachtet  werden. 

Dasselbe  Europa  wird  auch  die  neue  handelspolitische  Zerstücke- 
lung seines  Gebietes,  die  sich  als  Folge  der  Politik  der  neuentstandenen 
Staaten  darstellt,  als  einen  derartigen  Luxus  zu  betrachten  lernen. 
Die  Geschichte  der  Handelspolitik  Europas  ist  ihrem  innersten  Wesen 
nach  nichts  anderes  als  eine  mühsame,  aber  sich  deutlich  abzeich- 
nende Entwicklung  zu  stets  größer  werdenden  handelspolitischen  Ein- 
heiten, die,  wenn  auch  im  weiten  Abstand,  allen  Grenzen  zum  Trotz, 
den  sich  deutlich  kenntlich  machenden  wirtschaftlichen  Einheiten  folg- 
ten. Europa  hatte  vor  dem  Kriege  auf  diesem  Wege  schon  ein  tüch- 
tiges Stück  zurückgelegt.  Selbst  die  jüngste  Phase:  auf  dem  Kontinent 
eine  verhältnismäßig  geringe  Anzahl  großer  handelspolitischer  Ein- 
heiten, die  nur  untereinander  durch  Zollschlagbäume  geschieden 
waren,  brachte  vor  dem  Kriege  bereits  deutliche  Anzeichen  eines 
Überganges  zu  einer  weiteren  Entwicklungsphase. 

Freilich  noch  nicht  hinsichtlich  der  Höhe  der  Zölle.  Der  Zeitpunkt 
hierfür  ist,  wie  ich  soeben  darzulegen  versuchte,  an  eine  weitere,  viel- 
leicht sogar  verhältnismäßig  bald  eintretende  Phase  geknüpft.  Eher 
aber,  was  vielleicht  eben  so  wichtig  ist,  in  der  Art,  in  welcher  in  den 
letzten  Jahrzehnten  die  Zolltarife  zustande  kamen.  Bildete  die  Form, 
in  welcher  die  von  jedem  Lande  selbständig  aufgestellten  Tarife  in 
der  Wirklichkeit  nicht  mehr  als  die  Grundlage  waren,  auf  der  dann 
über  den  eigentlichen  in  den  Handelsverträgen  zu  findenden  Zolltarif 
verhandelt  wurde,  nicht  den  Beweis,  daß  man  einsah,  wie  sehr  die 
wirtschaftlichen  Interessen  der  handelspolitischen  Einheiten  Europas 


Die  Bedeutung  eines  ungehinderten  internationalen  Verkehrs.        zzj 

nach  und  nach  ineinander  verflochten  waren,  so  daß  ohne  unüberwind- 
liche Schwierigkeiten  ein  verhältnismäßig  hoher  Tarif  nur  dann  zu- 
stande kommen  konnte,  wenn  an  die  Stelle  der  eigenmächtigen  Tat 
des  souveränen  Staates  die  wechselseitige  Beratung  und  Verhand- 
lung trat? 

Wie  anders  erklärt  sich  auch  die  große  Bedeutung,  welche  allseits 
dem  Prinzip  der  Meistbegünstigung  zuerkannt  wurde,  dem,  um 
Schmollers  Wort  zu  gebrauchen,  „völkerrechtlichen  Eckpfeiler 
aller  neuen  Handelsvertäge",  jenem  Prinzip,  welches,  um  auch  einen 
englischen  Ausspruch  zu  zitieren,  Winston  Churchill  im  Jahre 
1909  „the  foundation  of  the  British  commercial  System"  nannte?  Ich 
werde  keineswegs  bestreiten,  daß  die  Anwendung,  welche  der  Grund- 
satz der  Meistbegünstigung  in  der  Praxis  erfuhr,  verschiedene  weniger 
erfreuliche  Einzelheiten  sehen  ließ,  wie  auch  im  allgemeinen  die 
Praxis  des  Protektionismus  ihre  vielen  dunklen  Blätter  hat  Die  große 
Bedeutung  des  Systems  der  Konventionaltarife  mit  Meistbegünstigung 
ist  aber  die  gewesen,  daß  dieses  System  seit  dem  Beginn  der  neun- 
ziger Jahre  Europa  zweimal  eine  zwölfjährige  Periode  der  Sicherheit 
und  Ruhe  auf  dem  Gebiet  des  Handels  geschenkt  hat.  Ein  nicht  auf 
diese  Weise  eingeschränkter  Zollschutz  würde,  darüber  kann  ein 
Zweifel  nicht  bestehen,  in  dem  wirtschaftlich  so  sehr  ineinander  ge- 
wachsenen Vorkriegs-Europa  zu  den  unglücklichsten  Folgen  geführt 
haben.  Auch  wenn  man  all  die  Imponderabilien,  welche  das  Verhält- 
nis zwischen  den  Staaten  ebenfalls  auf  handelspolitischem  Gebiet  nun 
einmal  kennzeichnen,  nicht  außer  acht  läßt,  konnte  man  in  all  dem 
schon  vor  dem  Kriege  mit  genügender  Deutlichkeit  dieselbe  Phase 
erkennen,  die  in  dem  modernen  Wirtschaftsleben  der  Bildung  des 
festen  Kartells  oder  der  noch  engeren  Verbände  vorauszugehen  pflegt. 
Der  Krieg  hat  zunächst  dieses  mit  Mühe  und  Sorgfalt  errichtete  Bau- 
werk mit  roher  Hand  in  Stücke  geschlagen,  und  was  die  Gegenwart 
vorläufig  an  dessen  Platz  stellte,  haben  wir  bereits  gesehen.  Trotz 
alledem  bietet  auch  das  Heute  wieder  einige  hoffnungsvolle  Anzeichen 
dafür,  daß  sich  in  den  Köpfen  wieder  die  richtige  Auffassung  durchsetzt. 
Vor  dem  Kriege  wurde  in  handelspolitischen  Diskussionen  oft  auf 
den  sonderbaren  Widerspruch  hingewiesen,  daß,  während  alle  Staaten 
sich  um  die  Wette  bemühten,  den  internationalen  Verkehr  technisch 
so  bequem  und  billig  als  nur  immer  möglich  zu  machen,  diesem  selben 
Verkehr  gleichzeitig  wieder  ernste  Hindernisse  in  der  Form  von  Ein- 
fuhrzöllen und  Schlimmerem  in  den  Weg  gelegt  wurden. 

Der  internationale  Zahlungsverkehr  wurde  in  der 
Regel  in  diese  Diskussion  nicht  mit  einbezogen.  Jetzt  aber  muß  dies 
wohl  geschehen.  Denn  auch  diesem  Verkehr  sind  in  den  verflossenen 
Jahren  von  verschiedenen  Seiten  allerlei  Fesseln  angelegt  worden; 
er  ist  auf  dieselbe  Weise  unterdrückt  worden  wie  der  internationale 
Warenverkehr  und  —  was  hierbei  das  wichtigste  ist  —  zu  einem 
großen  Teil  aus  genau  denselben  Gründen.    Für  den  internationalen 
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Zahlungsverkehr  beginnt  sich  nunmehr,  dank  Brüssel  und  Genua  und 
nicht  minder  dank  den  schlechten  Erfahrungen,  die  man  mit  der- 
gleichen Erschwerungen  gemacht  hat,  überall  die  Einsicht  durchzu- 
setzen, daß  man  schließlich  doch  stets  mehr  Böses  als  Gutes  stiftet^ 
selbst  wenn  auf  dem  geduldigen  amtlichen  Papier  mitgeteilt  wird,  daß 
das  beabsichtigte  Ziel  auch  wirklich  erreicht  ist. 

Der  Unterschied  zwischen  dem  internationalen  Zahlungsverkehr,, 
wobei  Kaufkraft  aus  dem  einen  Land  nach  dem  anderen  gebracht 
wird,  und  dem  internationalen  Warenverkehr,  wobei  diese  Kaufkraft 
sich  in  bestimmten  Waren  konkretisiert  hat,  ist,  daß  hinter  dem 
Warenverkehr  der  gesamte  Produktionsorganismus  des  betreffenden 
Landes  steht,  so  daß  die  Anpassungen  hier  viel  schwieriger  sind  und, 
wie  schon  mehrmals  gesagt  wurde,  die  Anwendung  der  besseren  Ein- 
sichten erst  in  einer  künftigen  Periode  stabilerer  Verhältnisse  möglich 
sein  wird.  Diese  Zeit  gönnen  wir  aber  dem  Reifen  der  Geister  gern. 
Man  lasse  sich  nur,  wenn  es  erst  einmal  so  weit  ist,  die  Parallele  mit 
dem  internationalen  Zahlungsverkehr  noch  einmal  so  recht  zum  Be- 
wußtsein kommenl 

Schließlich  noch  eine  Bemerkung  anderer  Art.  In  anderem  Zu- 
sammenhang habe  ich  bereits  darauf  hingewiesen,  daß  Zolltarife 
sehr  oft  ihr  Dasein  Depressionsperioden  verdanken,  also  „Kinder  der 
Not"  sind.  Es  wird  wohl  keiner  langatmigen  Darlegungen  bedürfen, 
um  darzutun,  daß  —  wie  begreiflich  es  auch  oft  sein  möge,  daß 
der  Kurzsichtige  gerade  dann  um  die  zeitweilige  Erleichterung  ruft, 
welche  die  Einführung  des  Zolltarifs  (aber  dann  auch  wieder  nur 
dessen  Einführung)  ihm  auf  Kosten  der  anderen  geben  kann  — 
dieses  Mittel  sicher  sehr  ungeeignet  ist,  um  als  Palliativ  gegen 
die  Nöte  einer  besonderen  Phase  des  wechselnden  Konjunktur- 
verlaufes angewendet  zu  werden.  Denn,  sobald  sich  das  wirtschaft- 
liche Leben  des  Landes  dem  Tarif  angepaßt  hat,  steht  man  gegenüber 
den  folgenden  Konjunkturrückschlägen  wieder  ebenso  verwundbar  da 
wie  vorher  und  oft  um  so  viel  verwundbarer,  als  der  Zustand  in- 
zwischen ein  künstlich  geschaffener  geworden  ist.  Die  Entwicklung 
der  Dinge  in  den  Vereinigten  Staaten  während  der  letzten  zwei  Jahre 
beweist  dies  nur  allzusehr  und  wird  es,  wenn  die  heutigen  Tarifvor- 
schläge Gesetzesform  erhalten,  in  der  Zukunft  umso  stärker  beweisen. 
So  werden  die  „Kinder  der  Not"  ihrerseits  bald  wieder  Väter  neuer  Nok 

Auf  diese  wenigen  zusammenfassenden  Bemerkungen  muß  ich 
mich  hier  beschränken.  Es  ist  über  das  von  mir  gewählte  Thema  noch 
sehr  viel  mehr  zu  sagen,  doch  darf  ich  wohl  nicht  länger  Ihre  Auf- 
merksamkeit in  Anspruch  nehmen. 

Eins  möchte  ich  Sie  aber  fragen:  Ist  dies  alles  querköpfiger 
Idealismus,  oder  steht  es  mit  beiden  Beinen  auf  dem  Boden  der  Wirk- 
lichkeit? Sicher,  es  wird  noch  manchen  Streit  mit  engstirnigem 
Nationalismus,  Imperialismus  und  so  vielen  anderen  unwirtschaftlichen 
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Strömungen  geben,  deren  sonderbares  Kennzeichen  oft  ist,  daß  sie  sich 
gerade  ihrer  UnWirtschaftlichkeit  rühmen.  Vor  allem  aber  kann  man 
sich  in  schweren  Zeiten  darauf  verlassen,  daß  das  wirtschaftliche 
Prinzip  zum  Schluß  die  Oberhand  behalten  wird. 

In  einer  der  „Reconstruction  Numbers"  des  „Manchester 
Guardian"  ist  eine  diesbezügliche,  sehr  lehrreiche  Diskussion  zwischen 
Keynes  und  Hanotaux  enthalten. 

Hanotaux  leugnet  den  Wert  dessen,  was  er  die  „wirtschaft- 
liche Metaphysik"  nennt.  Der  Mensch  wird  durch  eine  Reihe  von 
Gefühlen,  Trieben  und  Leidenschaften  beherrscht,  die  zum  Teil  edler 
und  höherstehend  sind  als  das  platte  wirtschaftliche  Motiv.  Daher 
das  natürliche  Mißtrauen  des  einfachen  Bürgers  gegen  Konferenzen, 
Sophismen  über  Wiederaufbau  und  dergleichen  mehr.  Und  er  führt 
schließlich  dem  Leser  den  ehrsamen  Bürgermeister  von  Parnan,  einem 
Dörfchen  an  der  Aisne,  vor,  der  nun  schon  acht  Jahre  in  dem  Keller 
seines  früheren  Hauses  wohnt.  Das  einzige,  was  er  verlangt,  ist,  in 
Ruhe  gelassen  zu  werden  und  sobald  als  möglich  wieder  in  einem 
ordentlichen  Hause  wohnen  zu  können.  Das  und  nicht  wirtschaftliche 
Metaphysik  nimmt  sein  Interesse  in  Anspruch. 

Die  Antwort  Keynes'  —  muß  man  dies  noch  hervorheben?  — 
konnte  sehr  einfach  sein.  Was  ist  die  Ursache,  daß  der  Bürgermeister 
von  Parnan  noch  immer  in  seinem  Keller  wohnt?  Nicht  wohlüber- 
legte wirtschaftliche  Anschauungen  und  Pläne  für  gemeinsamen 
Wiederaufbau,  die  sich  innerhalb  der  Grenzen  des  Möglichen  halten 
und  auf  dem  Boden  der  Tatsachen  stehen,  sondern  gerade  die  Triebe 
und  Gefühle,  von  denen  Hanotaux  mit  so  viel  Ehrfurcht  spricht.  Man 
erhebe  das  wirtschaftliche  Prinzip  zum  Leitsatz,  und  der  Wiederaufbau 
ist  nahe.  Lasset  die  mystischen  und  unberechenbaren  Kräfte  des 
Herrn  Hanotaux  den  Sieg  davontragen,  und  der  Bürgermeister  von 
Parnan  lebt  und  stirbt  in  seinem  Keller! 

Das  künftige  Europa  wird,  wie  wir  hoffen,  nicht  in  einem  Keller 
leben  müssen.  Wohl  aber  ist  die  Zeit  des  stets  ansteigenden  Lebens- 
standards vorbei.  Und  wenn  dies  in  verschiedenen  Ländern  augen- 
blicklich scheinbar  noch  nicht  der  Fall  ist,  dann  ist  die  Ursache  hier- 
von die,  daß  ein  großer  Teil  Europas,  und  namentlich  der  Länder  mit 
stabiler  oder  scheinstabiler  Valuta,  noch  stets  von  seinem  Kapital  lebt 
oder  fortwährend  neue  Schulden  aufnimmt;  mit  anderen  Worten:  fort- 
fährt, auf  Kosten  der  schon  so  belasteten  Zukunft  zu  leben.  In  dieser 
Zukunft  aber  wird  der  Mann  mit  den  höheren  Trieben,  der  Mann, 
nach  dem  von  Hanotaux  gezeichneten  Vorbild,  nicht  mehr  so  leicht 
die  unerbittlichen  wirtschaftlichen  Notwendigkeiten  wie  Staub  von 
sich  abschütteln  können,  und  auch  die,  welche  einfältigen  Geistes  und 
Herzens  sind,  wie  der  Maire  von  Parnan,  werden  langsam  zu  richtigerer 
Einsicht  darüber  gekommen  sein,  was  ihnen  aus  ihrem  Keller  helfen 
kann  und  was  sie  darin  gefangen  hält.   Dann  aber  bin  ich  für  die  Zu- 
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kunft  des  sehr  realen  Idealismus,  der  in  dem  Prinzip  eines  freien,  un- 
gehinderten Verkehrs  zwischen  den  Völkern  steckt,  keineswegs  bange. 


Meine  Damen  und  Herren!  Sie  werden  mir  vielleicht  vorwerfen, 
daß  ich  mich  außerhalb  der  speziellen  und  tiefernsten  Fragen  gehalten 
habe,  die  gerade  in  diesen  Tagen  die  Geister  hier  in  Deutschland,  und 
wie  Sie  wissen,  nicht  nur  hier,  so  stark  gefangen  halten. 

Gewiß,  ich  habe  diese  Probleme,  über  die  schon  so  viel  gesagt  ist 
und  wo  heute  nicht  das  Wort,  sondern  die  Tat  nottut,  nicht  behandelt. 
Auch  in  wirtschaftlichen  Dingen  geht  es  aber  an  erster  Stelle  um  den 
Geist,  der  hinter  den  Dingen  steht.  Dieser  Geist  ist  vor  allem  dann 
lebendig  und  stark,  wenn  das  materielle  Interesse  mit  ihm  zusammen- 
fällt. Ich  bin  überzeugt,  daß  aus  der  natürlichen  wirtschaftlichen  Ent- 
wicklung unseres  Weltteiles  heraus  dies  in  der  Zukunft  auf  handels- 
politischem Gebiet  in  Europa  der  Fall  sein  wird.  Dann  wird  nicht  nur 
eine  der  stärksten  Reibungs-  und  Kriegsursachen  in  ihr  Gegenteil  ver- 
wandelt sein,  sondern  der  freiere  Güterverkehr  wird,  wie  immer  in 
der  Geschichte,  Vorbedingung  sein  und  Grundlage  für  einen  freieren 
geistigen  Verkehr. 

Dann  wird  das  alte  belastete  Europa  die  Kraft  finden  können,  um, 
das  Gute  aus  seiner  Geschichte  beibehaltend,  das  abzuschütteln,  was 
seiner  einzigen  wirklichen  Rettung  im  Wege  steht,  und  dann  werden 
vielleicht  spätere  Geschlechter,  auf  diesen  Krieg  und  diese  schwere 
Nachkriegszeit  zurückblickend,  die  Worte  Virgils  in  sich  aufkommen 
fühlen:  „Tantae  molis  erat  Romanam  condere  gentem". 

So  vieler  Mühe  bedurfte  es,  um  die  Europäische  Völkergemein- 
schaft zu  gründen. 


Die  Rohstoffe  und  der  wirtschaftliche 

Wiederaufbau  Europas,  unter  besonderer 

Berücksichtigung  Argentiniens. 

Vortrag,  gehalten  auf  dem  Weltwirtschafts-Kongreß 
der   Übersee-Woche    in   Hamburg. 

Von 
Prof.  Alejandro  E.  Bunge,  Buenos  Aires. 

Kein  Land  und  demgemäß  auch  kein  Volkswirt,  welcher  Nation 
er  auch  angehören  mag,  kann  die  wirtschaftliche  Lage  Europas  igno- 
rieren oder  gegenüber  den  Problemen  seines  Wiederaufbaus  indiffe- 
rent bleiben.  Die  ersten  langsamen  Schritte  in  der  Richtung  auf  den 
Weltfrieden,  die  in  den  letzten  vier  Jahren  getan  wurden,  haben 
gezeigt,  was  für  viele  eine  Überraschung  war,  daß  es  eine  Weltwirt- 
schaft gibt,  daß  alle  zivilisierten  Nationen  wirtschaftlich  ineinander 
verflochten  sind  und  daß  eine  tiefe  Krisis  in  einem  Land  unmittelbar 
auf  alle  übrigen  zurückwirkt.  Wenn  auch  diese  wechselseitige  Ab- 
hängigkeit unter  den  Ländern  Europas  selbst  weit  größer  ist  als 
zwischen  dem  einzelnen  europäischen  Lande  und  den  übrigen  Ländern 
des  Erdballes,  so  ist  es  doch  klar,  daß  den  Schwerpunkt  der  Welt- 
wirtschaft durchaus  die  Gesamtheit  der  europäischen  Länder  bildet 
und  daß  der  Wunsch,  ihn  an  einen  imaginären  geographischen  Punkt 
zu  verrücken,  der  nur  eine  Gruppe  von  Nationen  mit  Ausschluß  aller 
übrigen  umfaßt,  entweder  ein  unmögliches  Verlangen  darstellen  oder 
eine  Verschiebung  des  Gleichgewichts  herbeiführen  würde,  die  von 
verhängnisvollen  Folgen  für  die  Weltwirtschaft  wäre. 

Ebenso  augenfällig  ist  es,  daß  diese  große  internationale  Krisis 
schon  nicht  mehr  droht,  sondern  bereits  begonnen  hat,  und  es  ist 
nicht  meine  Aufgabe,  die  Aufmerksamkeit  auf  die  Folgen  zu  lenken, 
die  sie  für  das  kulturelle  Leben  Europas  und  für  die  soziale  Ordnung 
des  Kontinents  haben  kann.  Ebensowenig  habe  ich  bei  den 
Wirkungen  zu  verweilen,  welche  dieser  Rückbildungsprozeß  auf  den 
Rest  der  Welt  ausüben  würde.  Diese  Wirkungen  haben  schon  Denker 
wie  Keynes,  Nitti,  Cuno,  Cassel,  Harms  und  andere  aufgezeigt.  Mein 
Thema  betrifft  ein  bestimmtes  der  zahlreichen  wirtschaftlichen  Pro- 
bleme, welche  der  Krieg  und  die  Ausführung  der  Friedensverträge 
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gezeitigt  haben,  und  ich  werde  es  nur  in  großen  Zügen  behandeln 
können,  um  es  mit  der  Stellung  Argentiniens  gegenüber  diesem 
Aspekt  des  wirtschaftlichen  Wiederaufbaus  Europas  zu  verbinden. 

Die  Stellung  Argentiniens.  Argentinien,  eines  der 
moralisch  und  geographisch  vom  Weltkriege  am  weitesten  entfernten 
Länder,  hat  gleichwohl  aufmerksam  den  Ereignissen  mit  schmerz- 
erfülltem Herzen  folgen  können,  und  es  kann  sich,  schon  um  seine 
eigenen  materiellen  Interessen  nicht  zu  gefährden,  vor  allem  aber  aus 
moralischen  Gründen  der  Aufgabe  des  Wiederaufbaus  nicht  entziehen. 
Solange  die  Wirtschaft  Europas  nicht  wieder  normal  ist,  werden  die 
wirtschaftlichen  Fortschritte  Argentiniens,  die  bis  wenige  Jahre  vor  dem 
Weltkriege  ein  schwindelerregendes  Tempo  angenommen  hatten,  eben- 
so gering  sein  wie  während  des  Krieges  und  wie  sie  es  jetzt  bis  zu  dem 
Grade  sind,  daß  man  fast  —  unter  Benutzung  der  Klassifikation 
Puttens  —  davon  sprechen  könnte,  daß  Argentinien  aus  einer 
dynamischen  Nation  zu  einer  statischen  geworden  ist.  Es  ist  für  mich 
eine  Genugtuung,  darlegen  zu  können,  daß  Argentinien  vom  ersten 
Augenblick  an  die  wirtschaftliche  Solidarität  der  Welt  richtig  ver- 
standen hat  und  daß  seine  Regierung  und  sein  Volk  sich  um  den 
Wiederaufbau  bemüht  haben  und  noch  bemühen. 

Die  Verteilung  der  Rohstoffe  derWelt.  Die  finan- 
ziellen Zusammenbrüche,  die  Valutakatastrophen  und  die  unrationelle 
Verteilung  der  Rohstoffe  der  Welt,  die  Schwierigkeiten  der  Bezahlung 
und  die  Notwendigkeit  internationaler  Kredite  haben  fortdauernd  auf 
den  Konferenzen  der  Alliierten  eine  wichtige  Rolle  gespielt. 

Man  hat  vielleicht  zu  gewissen  Zeiten  Erscheinungen  größere 
Bedeutung  beigemessen,  die  nichts  anderes  sind  als  Folgen  organi- 
scher Tatsachen  des  Wirtschaftslebens.  Ich  möchte  behaupten,  daß 
derjenige  wirtschaftliche  Faktor,  der  durch  den  Krieg  und  die  erste 
Friedenszeit  die  größte  Änderung  erfahren  hat,  die  rationelle  Vertei- 
lung der  Rohstoffe  und  Nahrungsmittel  ist.  Es  handelt  sich  da  um 
einen  prinzipiellen  Faktor,  der  die  Grundlage  des  Wirtschaftslebens 
mehrerer  Völker  berührt.  Die  Währungskatastrophen  einiger  Länder 
sind  wesentlich  durch  diese  Desorganisation  beeinflußt  worden. 

Ebensowenig  wie  man  vom  wirtschaftlichen  Wiederaufbau 
Europas  sprechen  kann,  ohne  von  den  Rohstoffen  zu  sprechen,  eben- 
sowenig kann  man  von  der  Verteilung  der  Rohstoffe  reden,  ohne  von 
der  Organisation  des  Kredits  zu  sprechen.  Andererseits  ist  eine  Er- 
örterung über  die  Organisation  des  Kredits  leider  nicht  möglich  ohne 
Berücksichtigung  der  gegenwärtigen  politischen  Vorgänge  und  der 
künftigen  Bedrohungen.  Wenn  Rußland,  Polen,  Ungarn,  Jugoslawien, 
Österreich  und  Deutschland  mehr  leiden  als  andere  europäische 
Nationen,  so  ist  der  Grund  der,  daß  sich  zu  dem  schweren  Irrtum  der 
Reparationen,  deren  Ausmaß  den  Rahmen  der  ökonomischen  Wahr- 
heit überschreitet,  die  Desorganisation  bei  der  Produktion  und  Ver- 
teilung der  Rohstoffe  gesellt  hat,  und  ich  bin  der  Ansicht,  daß  diese 
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Desorganisation  nicht  ausschließlich  von  den  politischen  Entschlüssen 
abhängt,  sondern  auch  von  dem  Umstand,  daß  bisher  die  von  den 
Verhältnissen  gebieterisch  verlangten  Verteilungs-  und  Kreditorgani- 
sationen noch  nicht  geschaffen  worden  sind.  Es  sind  daher  mit 
täglich  wachsender  Dringlichkeit  erforderlich:  eine  zusammenfassende 
Erhebung  über  die  Produktionsquellen  des  Erdballs  (einschließlich  der 
noch  unerschlosseneh  Produktionskräfte)  und  die  großzügige  Organi- 
sation internationaler  Kredite. 

Politische  und  soziale  Schwierigkeiten.  Ich 
würde  meiner  Überzeugung  untreu,  wenn  ich  in  diesem  Thema  fort- 
führe, ohne  wenigstens  kurz  auf  die  beiden  großen  Hindernisse  hinzu- 
weisen, die  sich  jeder  kommerziellen  Organisation  und  Operation 
großen  Stiles  bieten,  die  mit  den  europäischen  Ländern  im  allgemeinen 
und  mit  den  obengenannten  im  besonderen  angesponnen  wird:  es 
sind  dies  die  internationale  Politik  einerseits,  die  innere  Politik  dieser 
Länder  andererseits.  Ich  bin  der  Ansicht,  daß  es  durchaus  unmöglich 
ist,  mit  großen  Kreditoperationen  zu  rechnen,  solange  diese  beiden 
Gebiete  der  Politik,  die  vielleicht  einander  bedingen,  nicht  einen 
gesünderen,  realeren  und  der  internationalen  und  sozialen  Wahrheit 
mehr  entsprechenden  Anblick  bieten. 

Wie  wird  das  niederdrückende  Reparationsproblem  gelöst  werden? 
Wie  werden  sich  die  politischen  und  wirtschaftlichen  Probleme  des 
Saargebietes,  des  Rheinlandes,  Oberschlesiens,  Polens,  Österreichs 
und  Rußlands  entwickeln?  Wie  lange  werden  die  Sanktionen  dauern, 
welche  Folgen  werden  sie  haben,  und  wie  lange  wird  mit  neuen  zu 
rechnen  sein?  Welchen  Einfluß  auf  die  Arbeitsfähigkeit,  auf  die 
"Wirkungsmöglichkeit  und  auf  die  soziale  Ordnung  der  Völker 
Europas  werden  die  dauernde  Geltendmachung  theoretischer  An- 
sprüche und  die  Bemühungen  haben,  diesen  Verpflichtungen  nachzu- 
kommen, die  zürn  größten  Teil  unerfüllbar  sind  und  die  damals  ent- 
standen, als  man  diese  Ansprüche  schuf?  Alle  diese  Unbekannten  und 
viele  andere,  die  keinem  verborgen  sind,  sind  Hindernisse  für  die 
Organisation  des  Kredits. 

Als  ich  sagte,  daß  die  Schwierigkeiten  der  inneren  Politik  und  die 
der  äußeren  Politik  einander  bedingen,  habe  ich  zum  Ausdruck  bringen 
wollen,  daß,  je  verkehrter  und  schädlicher  die  äußere  Politik  gegen  ein 
Land  ist,  um  so  schwieriger  auch  eine  gute  innere  Politik  desselben 
zu  erreichen  sein  wird.  Befinden  wir  uns  nicht  schon  gegenwärtig 
in  den  Anfängen  einer  sozialen  Evolution  in  verschiedenen  euro- 
päischen Ländern,  wobei  sich  eine  Umschichtung  der  Männer,  denen 
die  Organisation  der  Arbeit  und  Verwaltung  obliegt,  vollzieht,  bei  der 
die  negative  Auslese  emporsteigt?  Schon  jetzt  ist  es  klar,  daß  die  am 
stärksten  unter  der  fortschreitenden  Entwertung  des  Geldes  und  unter 
der  inneren  Politik  leidenden  Männer  die  Denker,  die  Begabtesten,  die 
Opferwilligsten  und  die  sittlich  Höchststehenden  sind.  Besteht  nicht 
die  Gefahr,  daß  Männer  von  geringerem  sittlichen  Wert,  die  unfähigen 
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und  die  von  Minderwertigen,  Hysterischen  und  Entgleisten  geführten 
Massen  ständig  wachsenden  Einfluß  auf  die  politische  Leitung  und 
Verwaltung  gewinnen,  wobei  sie  als  Sturmbock  die  Schlagwörter  des 
Einheitslohnes  der  Handarbeiter,  einer  neuen  „Gleichheit"  und  einer 
neuen  „Demokratie"  benutzen? 

Es  ist  unbestreitbar,  daß  die  Drohung  sozialer  Unruhen  und  die 
Krisis  der  intellektuellen  Klassen  eine  Gefahr  und  ein  ernstes  Hindernis 
für  den  wirtschaftlichen  Wiederaufbau  Europas  bilden  würden. 

Einige  Projekte.  Die  bisher  bekannt  gewordenen  Projekte, 
wie  das  Tittonis  auf  der  Konferenz  von  Genua  sowie  die  Projekte  von 
Cellier,  Delacroix,  Tornquist  und  Ter  Meulen  auf  der  Brüsseler  Kon- 
ferenz, bieten  eine  ausreichende  Grundlage  für  eine  allgemeine  Orga- 
nisation, aber  eine  systematische  Verteilung  in  so  vollkommener  Form,, 
wie  sie  in  diesen  Projekten  gewünscht  wird,  ist  für  den  Augenblick 
ganz  unmöglich.  Ich  glaube,  daß  eine  Einrichtung  zur  Kontrolle  der 
Rohstoffe,  in  der  Form  wie  sie  Tittoni  in  Genua  vorgeschlagen  hat,  die 
Freiheit  des  Handels  in  einer  Weise  aufhebt,  daß  ihre  Durchführung 
praktisch  unmöglich  ist.  Wahrscheinlich  wird  aus  diesem  Grunde 
keine  der  Anregungen  dieser  Art  ihre  Verwirklichung  finden.  Ebenso- 
wenig hat  bisher  das  minder  undurchführbare  Projekt  Ter  Meulens  die 
Früchte  gezeitigt,  die  es  hätte  bringen  können,  und  zwar  tFotz  der 
erhaltenen  Ermächtigungen  und  ungeachtet  der  lebhaften  Propaganda 
Sir  Drumond  Fräsers. 

Vielleicht  bilden  die  zweckmäßigste  Grundlage  für  Kreditopera- 
tionen gegenwärtig  die  Erfahrungen,  die  Nordamerika,  Argentinien 
und  andere  Länder  gemacht  haben,  als  sie  Frankreich,  Belgien,  Jugo- 
slawien, Deutschland  und  Österreich  Kredite  zum  Erwerb  von  Roh- 
stoffen und  zur  Einleitung  eines  Austausches  ihrer  Produkte  gegen 
Fertigfabrikate  gewährten. 

Die  argentinischen  Bemühungen.  Die  von  Argen- 
tinien 1917/18  durchgeführte  Operation,  mit  welcher  die  argentinische 
Regierung  Frankreich  und  England  durch  Vermittlung  der  National- 
bank einen  Kredit  von  200  Millionen  Goldpesos  eröffnete,  hatte  ein 
durchaus  befriedigendes  Ergebnis.  Die  betreffenden  Regierungen 
bezahlten  mit  dieser  ihnen  zur  Verfügung  gestellten  Summe  die  An- 
käufe von  Getreide  und  anderen  Produkten  Argentiniens.  Mit 
einigem  Erfolge  ist  auch  seitens  der  argentinischen  Regierung  der 
Austausch  von  Produkten  aufgenommen  worden,  wie  bei  den  Woll- 
verkäufen an  Deutschland  im  Austausch  gegen  Schienen.  Zurzeit 
wird  über  weitere  Operationen  mit  Deutschland  verhandelt;  eine 
betrifft  die  Lieferung  von  mindestens  hunderttausend  Tonnen  lebendes 
Vieh  und  hunderttausend  Tonnen  Gefrierfleisch,  die  auf  deutschen 
Schiffen  verfrachtet  werden  sollen.  Für  die  Zahlung  sind  sowohl 
Barzahlungen  und  Güterlieferungen  wie  Konsignationssendungen  in 
Aussicht  genommen.  Voraussichtlich  werden  verschiedene  Geschäfte 
dieser  Art,   die   in   mehreren  Ländern  schweben,   binnen  12  bis   18 
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Monaten  befriedigend  getätigt  werden  können.  Was  die  Dauer  der 
Verhandlungen  bis  zum  Vertragsschluß  anbelangt,  so  möchte  ich  an- 
nehmen, daß  der  kürzeste  Weg  der  sein  wird,  daß  die  Interessenten 
in  Deutschland,  Österreich,  Frankreich  usw.  ihre  Verhandlungen  in 
Buenos  Aires  führen,  da  derartige  Verhandlungen  bei  Argentiniens 
Regierung  und  Volk  die  willigste  Aufnahme  finden. 

Es  ist  unbestreitbar,  daß  ohne  eine  Vorkehrung,  welche  die 
Rediskontierung  der  von  den  Käufern  gezeichneten  Dokumente  er- 
möglicht, die  Geschäfte  sich  in  engen  Grenzen  halten  werden.  Wir 
müssen  binnen  kurzem  zur  Verwirklichung  von  Projekten  gelangen, 
wie  sie  im  Dezemberheft  der  „Revista  de  Economia  Argentina" 
skizziert  sind.  Die  wichtigste  Tatsache  auf  diesem  Gebiet  ist  der 
Plan  einer  Emmissions-  und  Rediskontbank,  den  die  argentinische 
Regierung  dem  Kongreß  vorgelegt  hat.  Diese  Bank  würde  die 
Gewährung  großzügiger  Kredite  an  die  Käufer  argentinischer  Produkte 
ermöglichen. 

Eine  andere  Form,  in  der  sich  Argentinien  im  Rahmen  seiner 
Kraft  betätigt  hat,  besteht  in  der  Saldierung  von  Handelskrediten  und 
Hypotheken,  deren  Gläubiger  in  Europa  leben  (in  Höhe  von  mehreren 
hundert  Millionen  Goldpesos),  in  der  Repatriierung  argentinischer 
Titel,  die  bis  vor  kurzem  in  Europa  gehalten  wurden,  nach  Argen- 
tinien und  Kauf  europäischer  Titel;  alle  diese  Posten  machen 
zusammen  annähernd  1000  Millionen  Goldpesos  aus.  Das  war 
Argentinien  möglich  aus  Gründen,  deren  Erörterung  zu  weit  führen 
würde,  obwohl  die  Preise,  die  es  während  des  Weltkrieges  für  seine 
Produkte  erlöste,  stets  weit  unter  den  Weltmarktpreisen  blieben. 

Unter  die  kleineren  Mittel  zum  wirtschaftlichen  Wiederaufbau 
kann  auch  die  Sendung  von  Lebensmitteln  im  Werte  von  fünf 
Millionen  Goldpesos  an  die  Stadt  Wien  eingereiht  werden.  Dieser 
Tropfen  Wasser  war  und  ist  für  viele  Wiener  Familien  der  Tropfen, 
der  sie  vor  dem  Untergänge  rettet.  Auf  dieser  Grundlage  ist  eine 
Einrichtung  entstanden,  die  dank  einer  interessanten  und  durchdachten 
Organisation  schon  seit  einem  Jahre  regelmäßig  Liebesgabenpakete 
sendet  und  damit  zur  Erhaltung  von  140  000  Personen  beiträgt.  Maß- 
nahmen dieser  Art,  die  in  großer  Zahl  auch  von  nordamerikanischen 
Bürgern  getroffen  wurden,  bilden  trotz  ihrer  relativ  geringen  Bedeutung 
lehrreiche  Erfahrungen  für  künftige  Organisationen  zur  Versorgung 
mit  Lebensmitteln,  Kleidung  und  Rohstoffen  auf  der  Basis  lang- 
fristiger Kredite. 

Die  argentinische  Produktion.  Die  Wichtigkeit,  die 
ich  den  Rohstoffen  des  äußersten  Südens  Amerikas  beimesse,  beruht 
nicht  allein  auf  der  Rolle,  die  sie  ihrer  Art  und  Menge  wegen  auf 
dem  Weltmarkt  spielen.  Ich  glaube,  daß  es  bei  jeder  Bemühung  um 
den  wirtschaftlichen  Wiederaufbau  Europas  angezeigt  ist,  die  Auf- 
merksamkeit auf  die  außerordentliche  Leichtigkeit  zu  lenken,  mit  der 
Argentinien,   dank   einer  bestimmten  nationalen   und   internationalen 
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Wirtschaftspolitik,  in  der  Lage  ist,  sowohl  seinen  gegenwärtigen 
Exportüberschuß  beträchtlich  zu  vermehren,  als  auch  die  Mannig- 
faltigkeit seiner  Produktion  an  Rohstoffen  des  Pflanzen-,  Tier-  und 
Mineralreichs  zu  steigern.  Der  ungeheure,  der  Erschließung  harrende 
Reichtum  seines  Bodens  ist  schon  so  nahe  der  Oberfläche,  daß  nur  der 
letzte  Spatenstich  fehlt,  um  diese  Überfülle  zu  erschließen.  Aber 
dieser  letzte  Spatenstich  erfordert  Wissenschaft,  Technik  und  Arbeits- 
kräfte, die  Argentinien  bereits  in  seinen  zahllosen  inneren  Anstren- 
gungen ausgegeben  hat  (von  denen  einige  jedes  Maß  überschritten), 
und  über  die  anderseits  Europa  und  vielleicht  auch  Nordamerika  im 
Überfluß  verfügen.  Diese  Tatsache  ist  ein  weiterer  Beweis  für  die 
Wichtigkeit  und  Notwendigkeit  der  internationalen  Zusammenarbeit 
zum  Besten  der  beteiligten  Völker. 

Die  argentinische  Produktion  wird  durch  folgende  Tatsachen  ge- 
kennzeichnet: 

a)  sie  umfaßt,  wie  allgemein  bekannt,  Produkte,  die  Europa  weder 
in  ausreichendem  Maße  produzieren  kann,  noch  je  wird  produzieren 
können,  um  das  gegenwärtige  Niveau  der  Lebenshaltung  seiner 
dichten  Bevölkerung  aufrecht  halten  zu  können; 

b)  die  argentinische  Produktion  wächst  und  kann  mehrere  Jahr- 
zehnte hindurch  mit  größerer  Schnelligkeit  zunehmen  als  die  argen- 
tinische Bevölkerung  und  ihr  Konsum; 

c)  es  können  nicht  nur  die  Exportüberschüsse  der  gegenwärtigen 
Produktion  gesteigert  werden,  sondern  auch  die  Zahl  der  Produkte 
kann  vermehrt  werden. 

Hinsichtlich  der  gegenwärtigen  Bedeutung  der  argentinischen 
Ausfuhr  genügt  es,  daran  zu  erinnern,  daß  sie  jährlich  fünfzehn 
Millionen  Tonnen  beträgt  im  Werte  von  über  einer  Milliarde  Gold- 
pesos (rund  eine  Milliarde  Dollars).  Sie  wissen,  meine  Herren,  daß 
diese  Ausfuhr  eines  Landes  von  nur  neun  Millionen  Einwohnern 
größer  ist  als  die  von  Schweden,  Norwegen,  Dänemark  und  Finland 
zusammen,  größer  auch  als  die  von  Spanien,  Portugal  und  Italien 
insgesamt,  größer  als  die  Ausfuhr  Rußlands  oder  Österreich-Ungarns 
vor  dem  Kriege,  größer  endlich  auch  als  die  von  Frankreich  und 
Belgien  zusammen.  Entsprechend  steht  es  mit  der  argentinischen 
Einfuhr.  Achtzig  Prozent  unserer  Ausfuhr  bestehen  aus  folgenden 
Produkten  (in  der  Reihenfolge  ihrer  Wichtigkeit):  Fleisch,  Weizen, 
Wolle,  Mais,  Häute  und  Leinsaat. 

Wenn  man  in  einer  internationalen  Untersuchung  die  Wichtigkeit 
der  Produktion  an  Rohstoffen  und  Lebensmitteln  zu  betrachten 
wünscht,  so  dürfte  es  sich  empfehlen,  sie  für  die  verschiedenen  Gebiete 
der  Erde  unter  mehreren  Gesichtspunkten  festzustellen:  1.  die  gegen- 
wärtigen Verhältnisse,  2.  die  künftige  Produktion,  3.  die  Verkehrs- 
verhältnisse, 4.  die  Stellung  des  Landes  im  internationalen  Handel. 

Auf  die  gegenwärtige  Lage  der  argentinischen 
Produktion  brauche  ich  die  Aufmerksamkeit  dieser  bedeutenden 
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Versammlung  nicht  zu  lenken,  da  sie  Ihnen  schon  bekannt  ist.  Aber 
es  ist  klar,  daß  vor  Ablauf  von  zehn  Jahren,  wenn  ganz  Europa  zu 
normalen  Verhältnissen  zurückgekehrt  ist,  sofern  wir  diesen  glück- 
lichen Zustand  erhoffen  dürfen,  die  Aufnahmefähigkeit  der  durch 
vegetative  Vermehrung  und  Besserung  der  wirtschaftlichen  Verhält- 
nisse beträchtlich  gewachsenen  europäischen  Bevölkerung  erheblich 
größer  sein  wird  als  vor  dem  Kriege.  Und  eine  kluge  Voraussicht 
gebietet,  schon  jetzt  an  die  Vermehrung  der  Rohstoffe  und  Nahrungs- 
mittel zu  denken. 

Vor  fünfzig  Jahren  importierte  Argentinien  Brot,  weil  es  Weizen 
und  Mehl  nur  in  unzureichender  Menge  hervorbrachte.  Aber  Eng- 
land brauchte  Getreide,  Wolle  und  Fleisch.  Die  Engländer, 
Menschen  von  tiefem  praktischen  Sinn  und  großem  Weitblick  in  der 
Wirtschaftspolitik,  begriffen,  daß  ein  fruchtbares  Land,  das  mit 
300  Millionen  Hektar  sechsmal  größer  ist  als  Deutschland,  annähernd 
hundert  Millionen  Hektar  dem  Ackerbau  würde  widmen  können,  und 
zwar  ohne  künstliche  Bewässerung,  ohne  Düngung  und  ohne  große 
technische  Schwierigkeiten,  und  weitere  100  Millionen  Hektar  der 
Viehzucht;  England  erkannte,  daß  ein  solches  Land  imstande  sei,  den 
Bedarf  Großbritanniens  an  Brotgetreide,  Fleisch  und  Wolle  zu  decken. 
Im  Jahre  1872,  als  Argentinien  noch  Getreide  für  sein  Brot  einführte, 
zählte  es  noch  nicht  1000  Kilometer  Eisenbahn.  Die  Engländer  bauten 
in  Argentinien  ununterbrochen  Bahnen  unter  günstigen  Bedingungen 
für  das  Land,  so  daß  sie  gegenwärtig  über  36  000  Kilometer  verfügen, 
wenn  man  die  5000  Kilometer  Staatsbahnen  einschließt,  d.  h.  ein 
ebenso  ausgedehntes  Eisenbahnnetz  wie  dasjenige  des  Vereinigten 
Königreichs  selbst.  Was  waren  die  wirtschaftlichen  Folgen  für  Groß- 
britannien? Die  Gewinne  der  in  den  Bahnen  investierten  Kapitalien 
blieben  immer  klein,  sie  waren  also  nicht  entscheidend.  Einigen 
Nutzen  brachte  der  englischen  Industrie  die  Lieferung  von  Schienen, 
Lokomotiven  und  Wagen,  aber  das  erstrebte  letzte  Ziel  war  zweifellos 
in  der  Tatsache  zu  suchen,  daß  die  Produktion  an  Getreide  und  Fleisch 
proportional  mit  der  Ausdehnung  des  Eisenbahnnetzes  wuchs,  und 
darin,  daß  das  englische  Volk  in  dieser  Produktion,  von  der  es  lange 
Jahre  über  ein  Drittel  aufnahm,  einen  großen  Teil  der  Rohstoffe  fand, 
die  es  in  jährlich  wachsendem  Maße  für  seine  Bevölkerung  benötigte, 
und  zwar  zu  Preisen,  die  niedriger  waren  als  der  Weltmarktpreis,  ehe 
die  argentinische  Produktion  auf  ihm  erschien. 

Und  viel,  unendlich  viel  größer  als  der  Nutzen  Englands  ist  der 
Nutzen,  den  Argentinien  aus  diesem  riesigen  Bahnnetz  gezogen  hat. 
Diese  Tatsache  ist  eines  der  bemerkenswertesten  Beispiele  für  die 
Wichtigkeit,  welche  die  wirtschaftliche  Zusammenarbeit  zweier 
Nationen  hat  und  haben  kann,  ebenso  wie  die  Zusammenarbeit  aller 
zivilisierten  Länder.  Nicht  durch  Abschließung,  sondern  durch 
geistigen  und  kommerziellen  Anschluß  an  die  Welt  wird  die  Wohl- 
fahrt eines  Volkes  gefördert. 
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Aus  derselben  Überlegung  wie  die  Engländer  begnügten  sich 
die  Franzosen  nicht  damit,  dauernd  die  starken  geistigen  Bande 
zu  pflegen,  die  sie  mit  Argentinien  verbanden  und  noch  verbinden, 
sondern  sie  wußten  auch  am  Eisenbahn-  und  Hafenbau  teilzunehmen, 
wobei  sie  ausgezeichnete  Erfolge  für  ihr  eigenes  Wirtschaftsleben 
erzielten.  Auch  Belgien  und  andere  Nationen  trugen  in  ansehn- 
lichem Umfange  dazu  bei,  den  im  Boden  Argentiniens  schlummernden 
Reichtum  seines  Nationalvermögens  in  sichtbaren  Reichtum  umzu- 
wandeln, der  seinen  Weg  über  die  Meere  finden  kann.  Die  Ver- 
einigten Staaten  haben  gleichfalls  in  einer  für  beide  Teile 
höchst  befriedigenden  Form  diese  Art  der  Zusammenarbeit  mit  Argen- 
tinien begonnen. 

Und  diese  Zusammenarbeit  ist  leicht,  weil  es  sich  um  ein  Land 
handelt,  das  keine  internationalen  Probleme  kennt,  keine  Rassen-  oder 
Religionsfragen,  weder  Haß  noch  Vorurteile,  ein  Land,  daß  so 
geworden  ist,  wie  seine  Schöpfer  und  die  Verfassung  es  gewünscht 
hatten,  wie  es  Argentiniens  Volk  und  Regierung  laut  verkünden,  die 
Arme  weit  geöffnet  für  alle  ehrlichen  Menschen  der  Welt,  die  auf 
seinem  Boden  zu  wohnen  wünschen. 

Die  neue  Wirtschaftspolitik  Argentiniens. 
Unzweifelhaft  bilden  heute  die  Eisenbahnen  nicht  das  dringendste 
Mittel  zur  Vermehrung  der  Produktion,  wenn  auch  der  weitere  Ausbau 
des  Bahnnetzes,  insbesondere  der  Sekundärbahnen,  von  großer 
Wichtigkeit  sein  wird. 

Man  wird  nicht  zu  viel  von  der  Verbesserung  der  Anbaumethoden 
erwarten  dürfen,  aber  immerhin  eine  Steigerung  des  Ertrags  um  zehn 
bis  zwanzig  Prozent  für  den  Hektar.  Man  kann  Argentiniens  Ertrag  von 
700  Kilogramm  Weizen  pro  Hektar  nicht  mit  dem  von  1500  bis 
3000  in  Europa  vergleichen,  weil  eine  argentinische  Bauernfamilie 
bei  unserer  extensiven  Wirtschaftsweise  dreimal  mehr  Weizen  produ- 
ziert als  eine  europäische  Familie  mit  gleichem  Kraftaufwand  und 
mehr  Kapital.  Aber  daß  die  Getreideproduktion  in  Argentinien 
beträchtlich  vermehrt  werden  kann,  ist  eine  Tatsache,  die  von  allen 
Sachkennern  zugegeben  wird.  K  r  a  s  s  i  n ,  Direktor  der  Gesellschaft 
der  russischen  Genossenschaften,  der  gegenwärtig  Nahrungsmittel  für 
Rußland  zu  kaufen  sucht,  erklärte  mir  vor  wenigen  Wochen  in  London, 
daß  Rußland  binnen  vier  Jahren  erneut  mit  Argentinien  in  der  Aus- 
fuhr von  Getreide  konkurrieren  werde.  Ich  wünsche  für  Rußland  und 
für  Europa,  daß  diese  Erwartung  in  Erfüllung  geht,  aber  ich  fürchte, 
daß  es  in  so  wenigen  Jahren  nicht  geschieht. 

Eine  beträchtliche  Vermehrung  der  argentinischen  Produktion 
wird  allerdings  nur  zu  erreichen  sein,  wenn  die  erwähnte  Politik  zu 
ihrer  Entwicklung  durchgeführt  wird,  und  wenn  außerdem  in  größerem 
Umfange  als  bisher  internationale  Kredite  organisiert  werden,  welche 
den  Absatz  dieser  Produkte  in  Europa  erleichtern.  So  wichtig  auch 
für  Argentinien  die  Zunahme  seiner  gegenwärtigen  Agrar-  und  Vieh- 
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zuchtproduktion  sein  mag,  so  wäre  es  doch  meines  Erachtens  höchst 
nachteilig,  wenn  sich  nicht  gleichzeitig  mit  dieser  Zunahme  eine 
größere  Mannigfaltigkeit  dieser  Produktion  einstellen  würde  und  eine 
gleichwertige  Entwicklung  der  argentinischen  Industrie.  Wir  sind  an 
einem  wirtschaftlichen  Wendepunkt  angelangt,  der  viel  Ähnlichkeit 
zeigt  mit  dem  Deutschland  zu  Zeiten  des  Volkswirtes  List  und  mit  den 
Vereinigten  Staaten  vor  vierzig  Jahren. 

Argentinien  darf  und  kann  zu  seinem  Wohl  wie  zu  dem  Europas 
nicht  weiterhin  ein  Land  bleiben,  das  ausschließlich  Fleisch,  Weizen, 
Wolle,  Häute  und  Mais  ausführt,  sondern  es  kann  und  muß  in 
nicht  allzu  ferner  Zeit  Petroleum,  Baumwolle  und  andere  Gespinst- 
fasern, Reis,  Yerba,  Hölzer  und  zahlreiche  Mineralien  erzeugen 
und  auch  ausführen;  es  kann  und  muß  danach  streben,  seine  Pro- 
duktion in  einem  fortgeschritteneren  Verarbeitungsstadium  zu  expor- 
tieren als  bisher.  Europa  wird  im  Austausch  viele  Fertigfabrikate, 
Chemikalien  usw.  liefern,  die  in  Argentinien  nicht  hergestellt  werden 
können,  und  vor  allem  Industriemaschinen  aller  Art,  die  Argentinien 
noch  für  lange  Zeit  nicht  produzieren  kann. 

Die  argentinische  Wirtschaftspolitik  ist  zu  lange  unverändert 
geblieben,  und  wenn  sie  jetzt  aus  der  Agrarperiode  zur  Industrie- 
periode übergeht,  so  wird  das  in  einer  Form  geschehen,  die  den 
gegebenen  Verhältnissen  Rechnung  trägt,  d.  h.  ohne  Benachteiligung 
der  Landwirtschaft.  Es  dürfte  zweckmäßig  sein,  sich  vor  Augen  zu 
halten,  daß  Argentinien  bei  der  Verarbeitung  seiner  Agrar-  und  Vieh- 
zuchtprodukte noch  ein  ungeheures  Feld  vor  sich  hat.  Es  genügt  ein 
einziges  Beispiel:  Die  Butterproduktion,  die  vor  dem  Kriege 
10  Millionen  Kilogramm  betrug,  ist  in  wenigen  Jahren  auf  32  Millionen 
gestiegen;  über  die  Hälfte  der  Produktion  wird  ausgeführt.  Nachdem 
Argentinien  noch  im  letzten  Vorkriegsjahr  5  Millionen  Kilogramm 
Käse  eingeführt  hatte,  vermochte  es  später  nicht  nur  schnell  seinen 
eigenen  Konsum  (20  Millionen  Kilogramm  jährlich)  zu  decken, 
sondern  noch  ebensoviel  zu  exportieren.  Wenn  man  berücksichtigt, 
daß  in  Argentinien  nur  drei  Millionen  Kühe  mit  einem  Ertrag  von  je 
fünf  Liter  Milch  täglich  gemolken  werden,  erkennt  man,  welche 
Mengen  in  Betracht  kommen,  wenn  der  Ertrag  auf  sieben  bis  neun 
Liter  steigt  (was  bei  dem  heutigen  Arbeitssystem  erreichbar  ist),  und 
wenn  statt  drei  Millionen  alle  zwölf  Millionen  Kühe  gemolken  werden. 
Analoges  ließe  sich  von  der  Verarbeitung  unserer  170  Millionen  Kilo- 
gramm Häute  sagen,  dem  Waschen  unserer  140  Millionen  Kilogramm 
Wolle  jährlich  und  von  dem  Spinnen  und  der  weiteren  Verarbeitung 
eines  guten  Teiles  dieser  Produktion. 

Was  Argentiniens  Petroleumquellen  anbelangt,  die  gegen- 
wärtig so  großes  Interesse  erregen,  so  hat  man  nachweisen  können,  daß 
ihre  augenblickliche  Produktion  von  jährlich  300  000  Tonnen  binnen 
fünf  Jahren  leicht  verfünffacht  werden,  das  heißt,  daß  in  wenigen 
Jahren  die  Ausfuhr  im  großen  Stile  einsetzen  kann. 
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Unsere  Produktion  einer  ausgezeichneten  Baumwolle,  die 
unter  den  günstigsten  Verhältnissen  wächst,  stieg  binnen  sechs  Jahren 
von  3  Millionen  auf  20  Millionen  Kilogramm  und  könnte  ganz 
beträchtlich  erhöht  werden,  wenn  sie  mehr  Anreiz  und  Förderung  er- 
führe. Ähnliches  gilt  von  Reis  und  einigen  anderen  Kulturen. 

Es  würde  zu  weit  führen,  wenn  ich  auf  die  ungeheuren  greifbaren 
Naturschätze  Argentiniens  eingehen  wollte,  die  nutzbar  zu  machen 
sind,  wie  die  Kohlenlager,  die  ungeheuren  Wälder  von  Edelhölzern 
und  eine  Unzahl  Mineralvorkommen. 

Meine  Damen  und  Herren,  ich  frage  mich  selbst,  ob  ich  ein  wenig 
Propaganda  für  mein  Vaterland  treibe  und  vom  Thema  abschweife. 
Vielleicht  ergibt  sich  eine  Propagandawirkung,  aber  ich  glaube,  im 
Rahmen  des  Themas  zu  bleiben.  Ich  bin  fest  davon  überzeugt,  daß 
es  wenig  Länder  auf  der  Erde  gibt,  die  in  den  nächsten  fünfzig  Jahren 
Europa  eine  gleiche  Menge  un-  und  halbverarbeiteter  Rohstoffe 
werden  liefern  und  von  Europa  eine  gleiche  Menge  Maschinen  und 
Hilfsmittel  für  ihre  industrielle  Entwicklung  werden  kaufen  können. 

Die  großen  europäischen  Nationen,  und  vielleicht  Deutschland 
mehr  als  jede  andere,  befinden  sich  heute  Argentinien  gegenüber  in 
einer  ähnlichen  Lage,  wie  es  England  vor  fünfzig  Jahren  war,  als  es 
begann,  mit  seinem  Kapital,  seinem  Finanztalent  und  seiner  ent- 
wickelten Technik  das  große  argentinische  Eisenbahnnetz  zu  bauen.  Was 
muß  Europa  gegenwärtig  tun,  wenn  es  dazu  beitragen  will,  diese  neue 
und  wichtige  zweite  Periode  der  Entwicklung  der  argentinischen  Pro- 
duktion zu  seinem  eigenen  Vorteil  zu  beschleunigen?  Heute  handelt 
es  sich  nicht  nur  um  Schienen  und  Kapital.  Heute  muß  die  Ein- 
wanderung wertvoller  Menschen,  Techniker  und  Organisatoren,  hinzu- 
kommen, die  unter  Zusammenarbeit  mit  der  argentinischen  Bevölke- 
rung diese  neue  Wirtschaftspolitik  zur  Tat  werden  lassen. 

Ich  habe  mir  erlaubt,  zu  behaupten,  daß  während  der  letzten  zwölf 
Jahre  Argentiniens  Aufnahmefähigkeit  für  die  Einwanderung  an- 
nähernd erschöpft  war.  Die  Kontingente  von  200  000  gering- 
wertigen Einwanderern,  die  wir  in  Argentinien  in  jedem  der  fünf 
letzten  Jahre  vor  dem  Kriege  empfingen,  waren  mehr,  als  das  Land 
damals  vertragen  konnte.  In  früheren  Jahren  waren  sie  nützlich,  weil 
unsere  landwirtschaftliche  Entwicklung  ein  schwindelerregendes 
Tempo  angenommen  hatte,  aber  seit  zwölf  bis  fünfzehn  Jahren  machte 
die  Aufnahmefähigkeit  täglich  dringender  die  neue  Wirtschaftspolitik 
einer  größeren  Mannigfaltigkeit  der  Produktion  und  größerer  Indu- 
strialisierung notwendig.  Ohne  diese  neue  Wirtschaftspolitik  werden 
wir  weniger  Einwanderer  benötigen. 

Die  staatliche  Kolonisation  muß  . einer  der  ersten 
Schritte  sein.  Aber  ich  denke  dabei  nicht  an  eine  schwache  Koloni- 
sation wie  die  bisherige.  Die  Länder,  welche  die  Kolonistenfamilien 
senden,  müssen  durch  große  Organisationen  und  mit  Staatshilfe  bei 
der  Kolonisation  mitwirken,  und  das  ist  einer  der  Punkte,  hinsichtlich 
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welcher  Europa,  und  besonders  Deutschland  und  England,  in  Argen- 
tinien etwas  vollbringen  können,  was  sich  künftig  als  den  englischen 
Bahnen  ebenbürtig  erweisen  wird.  Die  rationelle  Kolonisation  wird 
alle  Gebiete  Argentiniens  und  alle  Kulturen  umfassen  und  wird  aus 
Gruppensiedlungen  bestehen  müssen,  die  imstande  sind,  die  besondere 
kulturelle  Atmosphäre  zu  erhalten,  in  der  die  Ansiedler  in  ihrer  Heimat 
gelebt  haben,  und  gediegene  Genossenschaften  zu  schaffen. 

Das  schwere  Hindernis  für  den  Wiederaufbau  Europas,  das  die 
Schwankungen  des  Wechselkurses  und  die  fortschreitenden  Ent- 
wertungen einiger  Währungen  für  die  rationelle  Verteilung  der  Roh- 
stoffe und  für  die  Kreditfrage  bilden,  hat  meines  Erachtens  zwei 
Seiten:  die  der  vorübergehend  ungünstig  gewordenen  internationalen 
Zahlungsbilanz  und  die  der  systematisch  und  dauernd  passiven 
Bilanzen. 

Der  erste  Fall  ist  ebenso  wie  der  Fall  der  übermäßigen  gelegent- 
lichen Papiergeldemissionen  nicht  schwerwiegend,  solange  diese  Un- 
zuträglichkeiten und  Schäden  nicht  von  Dauer  sind.  Aber  wenn  ein 
Land  eine  ungünstige  Zahlungsbilanz  und  eine  ebenso  ungünstige 
Bilanz  der  Staatsfinanzen  hat  und  in  die  Zwangslage  versetzt  ist, 
beständig  neue  Emissionen  zu  machen,  so  werden  die  Unzuträglich- 
keiten und  Schwierigkeiten  organisch,  dauernd  und  unvermeidlich, 
unter  schweren  Schädigungen  für  das  betreffende  Land  und  für  alle 
anderen,  die  direkt  oder  indirekt  mit  seiner  Wirtschaft  verbunden  sind. 
Um  jedes  Mißverständnis  zu  vermeiden,  möchte  ich  bemerken,  daß 
ich  nicht  die  internationale  Wirtschaftsbilanz  meine,  weder  die  der 
Werte,  noch  auch  die  eigentliche  Handelsbilanz,  noch  endlich  auch 
eine  Bilanz  der  Kredite;  ich  meine  vielmehr  die  reale  Bilanz  der 
Zahlungen,  wie  sie  T  o  r  n  q  u  i  s  t  in  Argentinien  und  Schmidt  in 
Frankfurt  auffassen,  bei  denen  auf  der  Aktiv-  und  Passivseite  wirklich 
erfolgte  Zahlungen  erscheinen. 

In  dieser  sehr  ernsten  Lage  der  dauernden  passiven  Bilanz  be- 
finden sich  Deutschland  und  andere  Länder,  und  angesichts  des 
enormen  Gewichts,  das  sie  in  die  Wagschale  der  Weltwirtschaft 
werfen,  wirkt  ihre  Krisis  auf  andere  Länder  zurück,  und  zwar  in  täglich 
wachsendem  Maße,  solange  nicht  die  Papiergeldflut  eingedämmt  und 
der  dauernden  Zunahme  der  Passivität  Einhalt  geboten  wird,  die  durch 
Faktoren  bedingt  ist,  die  weniger  wirtschaftlichen  als  vielmehr  politi- 
schen und  finanziellen  Charakters  sind. 

Die  fortschreitende  Entwertung  der  Mark  ist  unvermeidlich,  wie 
ich  schon  vor  einem  Jahre  auseinandergesetzt  habe;  die  Mark  kann 
dem  Wege  der  österreichischen  Krone  folgen  und  schwere  Krisen  in 
allen  Ländern  Europas  hervorrufen,  wenn  sich  kein  annähernder  Aus- 
gleich in  der  äußeren  Zahlungsbilanz  Deutschlands  und  in  seinen 
inneren  Finanzen  vollzieht,  und  wenn  die  neue  innere  Preispolitik 
nicht  gesundere  Bahnen  einschlägt.  Wie  allen,  die  überhaupt  sehen 
wollen,  bereits  klar  geworden  ist,  besteht  das  einzige  Heilmittel  darin, 
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daß  die  Alliierten  die  ungeheuren  Besatzungskosten  vermindern,  ein 
großzügiges  und  langbefristetes  Moratorium  für  die  Reparationen  zu- 
gestehen und  die  rohstoffproduzierenden  Länder  lange  Kredite  ge- 
währen. Wenn  diese  drei  dringend  erforderlichen  Maßnahmen  ge- 
troffen werden,  so  können  das  Deutsche  Reich  und  auch  andere 
Staaten  ihre  inneren  Finanzen  in  Ordnung  bringen.  Sehr  bald  würde 
sich  dann  die  Stabilisierung  der  Mark  einstellen.  Andererseits  glaube 
ich,  daß  eine  Deflation  für  Deutschland  weder  zu  erwarten  ist,  noch 
auch,  daß  sie  wünschenswert  wäre. 

Mit  K  e  y  n  e  s  stimme  ich  darin  überein,  daß  das  Hilfsmittel  einer 
großen  internationalen  Anleihe  nicht  zu  verwirklichen  ist.    Eine  An- 
leihe von  einigen  hundert  Millionen  Mark  wäre  nützlich,  aber  erst, 
wenn  diese   organischen  Ursachen  der   Störung  des   Gleichgewichts 
von  Grund  aus  behoben  sind.   Mit  diesem  ersten  Schritt  in  der  Rich- 
tung auf  die  Stabilisierung  könnte  der  zweite  getan  werden:  die  Ein- 
richtung eines  Konversionsfonds  und  einer  Institution  ähnlich 
der  argentinischen  Konversionskasse.    Es  ist  sehr  wahrscheinlich,  daß 
ihren  Kassen  alsbald  nach  der  Errichtung  Gold  zuströmen  würde  und 
Deutschland  dann  anfangen  könnte,  seine  Kriegsschulden  zu  bezahlen. 
Von     der     argentinischen     Konversionskasse     möchte     ich     nur 
erwähnen,    daß    sie   ohne    eine    einzige    Münze    eröffnet    wurde    und 
heute    über    einen    Goldbestand    verfügt,    der    82    Prozent    des    ge- 
samten Umlaufs   an   Zahlungsmitteln   darstellt.    Mit  den  fünfhundert 
Millionen  Goldpesos  der  argentinischen  Konversionskasse  könnten  bei 
dem     heutigen     Kurse     die      200      Milliarden      Mark      umlaufende 
Noten     in     Deutschland     zurückgezogen     und     die     300     Milliarden 
Mark  betragende  schwebende  Schuld  Deutschlands  abgedeckt  werden. 
Wenn  Argentinien  das  in  dreißig  Jahren  erreicht  hat,  so  kann  es  nicht 
zweifelhaft  sein,  daß   es  in  wesentlich  kürzerer  Zeit  diesen  sechzig 
Millionen  Menschen  möglich  sein  würde,  die  mit  der  Wissenschaft, 
der  Technik  und  der  Arbeit  einen  förmlichen  Kultus  treiben,  dieser 
Rasse,  die  eine  so  außerordentliche  Kulturhöhe  erreicht  hat,  diesem 
weisen  und  tatkräftigen  Volke. 

Argentinien  schuldet  dem  Auslande  in  Gestalt  von  Eisenbahn- 
aktien, Staatsschulden,  Hypothekenpfandbriefen  usw.  über  2% 
Milliarden  Goldpesos  und  kann  den  Zinsendienst  hierfür  pünkt- 
lich erfüllen.  Diese  Abhängigkeit  vom  Auslande  beeinträchtigt  heute 
das  wirtschaftliche  Leben  Argentiniens  nicht  mehr  im  geringsten.  Wenn 
Deutschland  seine  wirtschaftliche  Freiheit  zurückerhält,  so  wird  es,  da 
seine  Leistungsfähigkeit  annähernd  drei-  bis  viermal  so  groß  ist  als  die- 
jenige Argentiniens,  ohne  Zweifel  auswärtige  Verpflichtungen  in  drei- 
bis  vierfacher  Höhe  erfüllen  können,  das  heißt  in  Höhe  von  30 
bis  40  Milliarden  Goldmark.  Ich  glaube,  daß  die  Zahlungen  ans  Ausland 
(Besatzungskosten,  Lieferungen,  Reparationen  usw.)  die  Zinsen 
dieser  Summe  nicht  wesentlich  übersteigen  können,  die  wahrscheinlich 
das    Maximum    der    deutschen    Leistungsfähigkeit    darstellt,    immer 
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vorausgesetzt,  daß  Deutschland  die  Frist  erhält,  die  es  jetzt  braucht, 
um  seine  internationale  Zahlungsbilanz  und  seine  inneren  Finanzen 
mit  dem  Ziele  in  Ordnung  zu  bringen,  seine  Währung  zu  stabilisieren 
und  sich  frei  in  der  ganzen  Welt  zu  betätigen.  Werden  diese  Vor- 
bedingungen erfüllt,  so  steht  zu  erwarten,  daß  Deutschland  seine  Ver- 
pflichtungen aus  dem  Kriege  erfüllen  kann,  und  zugleich  würde  die 
Weltwirtschaft  von  einem  Alpdruck  befreit. 

Gestatten  Sie  mir,  damit  zu  schließen,  daß  ich,  für  einen  Augen- 
blick die  technischen  Probleme  beiseite  lassend,  eine  ethische  Grund- 
frage des  wirtschaftlichen  Wiederaufbaus  berühre.  Keinen  Aufschub 
duldet  die  Notwendigkeit,  die  Leiden  der  Gesamtheit  und  des 
einzelnen  in  der  inneren  und  äußeren  Politik  auf  ein  menschliches 
und  erträgliches  Maß  zu  mildern,  Leiden,  welche  der  Krieg  gebracht 
hat  und  welche  die  Friedensverträge  ins  Riesenhafte  gesteigert  haben; 
keinen  Aufschub  duldet  die  Notwendigkeit,  daß  die  Männer,  die  über 
das  Schicksal  der  Völker  gebieten,  sich  zu  Verhandlungen  ent- 
schließen, die  zu  einem  wirklichen  Frieden  führen,  zu  einem  Frieden 
ohne  Haß  und  ohne  Knechtschaft.  Jeder  Tag  Verzögerung  be- 
deutet eine  weitere  Erschwerung  des  wirtschaftlichen  Wiederaufbaus 
Europas  und  der  Wiederherstellung  der  Wohlfahrt  seiner  Bewohner. 


Weltwirtschaftliches  Archiv  Bd.  XVIII.  23 


Das  Auswanderungsproblem 
Nachkriegs  -Ungarns. 

Ein  Beitrag  zur  Lage  in  Zentral-Europa. 

Von 
Privatdozent  Dr.  Emerich  Ferenczi,  Genf. 


Die  große  geschichtliche  Wendung,  die  mit  dem  Weltkriege  ein- 
getreten ist,  hat  die  Entwicklung  des  Wanderungswesens  „Ungarns" 
jäh  in  zwei  Abschnitte  geteilt.  Die  Aus-  und  Einwanderung  des  ge- 
schichtlichen Ungarn  liegt  einschließlich  des  letzten  Friedensjahres 
1913  mit  all  ihren  Eigenheiten  und  Lehren  abgeschlossen  vor  uns. 
Die  nach  dem  Waffenstillstand  auftretenden  Wanderbewegungen 
stellen  nicht  nur  das  Ergebnis  veränderter  zentrifugaler  und  zentri- 
petaler Kräfte  dar,  wie  übrigens  in  allen  vom  Weltkriege  berührten 
Staaten,  sondern  sie  betreffen  ein  ganz  anderes  Staatsgebiet  und  ein 
ganz  anderes  Staatsvolk  \ 

Das  als  Folge  des  Waffenstillstandes  im  November  1918  bzw.  des 
Friedensvertrages  von  Trianon  völkerrechtlich  festgesetzte  Ungarn 
kann  noch  keine  genaue  Wanderungsstatistik  aufweisen.  Die  im 
Sinne  des  am  4.  Juni  1920  unterschriebenen  und  am  13.  November 
1920  ratifizierten  Friedensvertrages  vorzunehmenden  Arbeiten  zur 
Feststellung  der  Grenzen  sind  noch  nicht  beendet,  auch  soll  der 
Völkerbund  erst  die  Grenzen  zwischen  Ungarn  und  Österreich  end- 
gültig feststellen. 

Die  Abtrennung  von  vorläufig  67,8  %  der  Gebietsfläche  und  59  % 
der  Bevölkerung  des  Mutterlandes  (Ungarn  ohne  Kroatien  und  Sla- 
wonien) hat  nicht  nur  in  der  verbliebenen  Bevölkerung  von  7  481  954 2 
auf  einem  Gebiete  von  91  114  km,  sondern  auch  in  den  einzelnen 
Teilen  der  Bevölkerung  der  den  drei  Neustaaten  —  tschecho-slowaki- 


1  Vgl.  auch  im  „W.  A.":  Dr.  Sigismund  Gargas,  Der  Auswandererschutz  in  Polen. 
16.  Bd.,  S.  11*;  ferner  Dr.  Herbert  Rhode,  Die  Tagung  des  Internationalen  Auswanderungs- 
Ausschusses  in  Genf  vom  2.  bis  11.  Aug.  1921.     18.  Bd.,  S.  56*. 

2  Berechnet  nach  der  Volkszählung  vom  Jahre  1910.  Vgl.  Alois  Kovacs,  A  megcson- 
kitott  Magyarorszäg.  Magyar  Közigazgatäs  (Ungarische  Verwaltung).  XXXVIII,  Nr.  25, 
39,  45  und  XXXIX,  Nr.  5  (Das  verstümmelte  Ungarn);  Läszlö  Buday,  A  megcsonkitott 
Magyarorszäg.  Budapest  1921.  (Das  verstümmelte  Ungarn.)  Nach  der  Volkszählung 
vom  Jahre  1921  betrug  die  Zahl  der  Bevölkerung  von  Nachkriegs-Ungarn  7840832  Seelen. 
(Statesman's  Year-Book.     1922.) 
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sehen  Republik,  Jugoslawien,  Großrumänien  —  angeschlossenen  Ge- 
biete infolge  des  Aufhörens  der  wirtschaftlichen  Zusammenhänge  und 
der  Erschütterung  sämtlicher  Existenzgrundlagen  infolge  des  Krieges 
und  der  Revolution  eine  psychologisch  noch  größere  Neigung  zur  Wan- 
derung hervorgerufen,  als  bereits  vor  dem  Kriege  bestand.  Obwohl  so 
genaue  Daten  wie  für  das  Vorkriegs-Ungarn  nicht  vorliegen  1,  lassen 
sich  doch  gewisse  Tendenzen  der  neueren  Wanderbewegung  nach- 
weisen, die  für  die  künftige  quantitative  Gestaltung  und  Regelung  der 
Wanderungen  von  großer  Wichtigkeit  sind. 

1.  Auf  dem  Gebiete  der  Auswanderung  hat  die  massenhafte  über- 
seeische Auswanderung  nicht  nur  während  des  Krieges  ganz  ausge- 
setzt, sondern  sie  konnte  auch  seit  dem  Waffenstillstand  infolge  der 
Einwanderungsbeschränkungen,  Valutaspannung,  erhöhter  Reise- 
kosten und  sonstiger  vorübergehender  Schwierigkeiten,  wie  Schiffs- 
raummangel, nicht  annähernd  wieder  aufleben. 

2.  In  noch  größerem  Maße  ist  die  Rückwanderung  und  Einwande- 
rung von  politischen  Ursachen  beeinflußt  gewesen.  Neben  den  ungari- 
schen Flüchtlingen  aus  den  Neustaaten  verursachte  eine  Zeitlang  ein 
bedeutender  Teil  der  während  des  Krieges  nach  Ungarn  geflüchteten 
galizischen  Juden  große  Schwierigkeiten. 

Die  wichtigsten  Folgen  der  Auflösung  des  ein  natürliches  geogra- 
phisches Gebiet  (Reclus)  bildenden  alten  Königreichs  sind,  daß  gewohnte 
Wege  des  innerenBevölkerungsaustauschesnunmehr 
auch  als  solche  internationaler  Wanderungen  er- 
scheinen und  infolgedessen  auch  durch  politische  Rücksichten  be- 
hindert werden,  und  daß  die  soziale  Zusammensetzung  der 
Auswanderermassen  sich  von  der  Vorkriegszeit  sehr  verschieden 
gestaltet. 

I.  Allgemeine  Ursachen  der  Auswanderung. 

Alle  jene  Ursachen,  die  in  dem  Bericht  des  Verf. 2  an  das  Inter- 
nationale Komitee  der  Internationalen  Vereinigung  zur  Bekämpfung  der 
Arbeitslosigkeit  angeführt  sind  und  die  im  ehemaligen  Ungarn  eine 
Massenauswanderung  hervorriefen,  sind  in  dem  verbliebenen  und  den 
losgetrennten  Gebieten  in  vielfachem  Maße  vermehrt  vorhanden;  doch 
sind  auch  einige  abschwächende  Momente  hervorzuheben. 

Ungarn  hatte  bekanntlich  vor  dem  Waffenstillstand  63  Komitate, 
die  innerhalb  der  großen  Einheit  des  Landes  kleinere,  von  Natur  ge- 
schaffene und  geschichtlich  administrative  Einheiten  dargestellt  haben. 
Diese  Einheiten  wurden  durch  die  neuen  Grenzlinien  oft  in  zwei,  ja  in 


1  Die  Aus-  und  Rückwanderung-  Vorkriegs-Ungarns  in  den  Jahren  1899—1913  wird  in 
einer  besonderen  Publikation  des  Ungarischen  Statistischen  Zentralamtes:  „A  Magyar 
Szent  Korona  Orszägainak  Kivändorlasa  es  Visszavändorlasa  1899—1913",  Budapest  1918, 
zusammenfassend  sehr  eingehend  dargestellt. 

2  Ferenczi,  Die  Arbeitslosigkeit  und  die  internationalen  Arbeiterwanderungen. 
Jena  1913.    S.  30  ff. 
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drei  wirtschaftlich  weiter  sehr  aufeinander  angewiesene  Teile  gerissen. 
Das  Schicksal  dieser  Komitate  weist  folgende  statistische  Zusammen- 
stellung nach: 

Komitate 

Ungarn  verblieben  ganz 10 

Ungarn  verlor  ganz 29 

Zwischen  Ungarn  und  der  Tschechoslowakischen 

Republik  geteilt 12 

Zwischen  Ungarn  und  Rumänien  geteilt  ....  4 
Zwischen  Ungarn  und  Jugoslawien  geteilt  ...  4 
Zwischen  Ungarn  und  Österreich  geteilt  ...  2 
Zwischen  drei  Ländern  geteilt 2 

Zusammen    63 

Von  den  26  Städten  mit  Munizipalrecht  sind  Ungarn  nur  zehn,  von 
den  114  Städten  mit  geordnetem  Magistrat  nur  34  verblieben.  Nichts- 
destoweniger beschäftigt  sich  auf  dem  Gebiete  von  Restungarn  ein 
größerer  Teil  der  Bevölkerung  mit  Gewerbe,  Handel  und  Verkehr  als 
auf  dem  alten  Gebiete  Ungarns.  Viel  stärker  sind  auch  die  Intelligenz- 
klassen und  im  Zusammenhang  hiermit  die  häuslichen  Dienstboten 
vertreten. 

Während  auf  dem  Gebiete  des  früheren  Ungarn  (ohne  Kroatien- 
Slawonien)  62,4  %  der  Bevölkerung  der  Urproduktion  angehört  haben, 
ist  diese  Zahl  für  das  neue  Ungarn  auf  56,0  %  (4  190  524)  zurück- 
gegangen, wohingegen  das  Verhältnis  der  dem  Gewerbe,  Handel  und 
Verkehr  angehörenden  Staatsbürger  von  25,1  %  auf  29,9  %  (2154060) 
gestiegen  ist.  Die  Ursache  dieser  Erscheinung  liegt  erstens  darin,  daß  im 
geschichtlichen  Ungarn  die  Industrie  und  damit  mehr  als  ein  Fünftel 
der  industriellen  Arbeiterschaft  auf  die  Hauptstadt  und  deren  unmittel- 
bare Nachbarschaft  zusammengedrängt  wurde,  obwohl  dort  nur  ein 
Siebzehntel  der  Bevölkerung  gelebt  hat.  Namentlich  auch  infolge  der 
Heeresausrüstung  ist  auf  diesem  Gebiete  seit  dem  Jahre  1910  eine 
noch  größere  Industrialisierung  erfolgt.  Während  in  Restungarn 
weiterhin  nur  41  %  der  ehemaligen  Bevölkerung  verblieben,  beträgt  die 
Proportion  der  Intelligenzklassen  im  engeren  Sinne  47,8  %,  die  der 
wirtschaftlichen  Beamten  51,7  %,  der  Verkehrsangestellten  58,6%, 
der  Handelsangestellten  61,9  %  und  der  industriellen  Beamten  66,2  %. 

Auch  die  soziale  Gliederung  der  landwirtschaftlichen  und 
industriellen  Bevölkerung  hat  sich  in  Restungarn  ungünstiger  gestaltet 
als  im  alten  Königreich.  Im  früheren  Ungarn  betrug  (1910)  das  Ver- 
hältnis der  Landproletarier  37,6  %  der  landwirtschaftlichen  Bevölke- 
rung, während  es  in  Nachkriegs-Ungarn  auf  45,7  %  gestiegen  ist  (31  % 
Landarbeiter,  14,7  %  Gesinde).  Dies  ist  damit  zu  erklären,  daß  schon 
auf  Grund  der  Volkszählungsdaten  die  Grundbesitzverhältnisse  der 
magyarischen  Bauernschaft  (Alföld)  am  ungünstigsten  waren.  Unter 
der  landwirtschaftlichen  Bevölkerung  magyarischer  Nationalität  war 
nämlich  das  landlose  Element  mit  47,8  %  vertreten,  während  der  Lan- 
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desdurchschnitt  nur  39  %  betrug.  In  Restungarn  sind  daher  200  000 
Landarbeiter  und  23  000  Gesinde  mehr  verblieben  als  in  den  abge- 
trennten Gebieten.  Die  proportioneile  Vertretung  des  Arbeiterelements 
ist  auch  in  den  anderen  Berufsgruppen  in  Nachkriegs-Ungarn  größer 
als  in  den  abgetrennten  Gebietsteilen,  wo  z.  B.  von  392  939  Fabrik- 
arbeitern 221  927,  d.  h.  56  %  verblieben.  Demnach  beträgt  die  Zahl 
sämtlicher  Arbeiter  derzeit  über  die  Hälfte  der  erwerbenden  Bevöl- 
kerung (52,2  %). 

Die  Bevölkerungsdichte  —  81  %  auf  den  Quadratkilometer  —  des 
restlichen  Ungarn  ist  größer  als  die  der  verlorenen  Teile.  Ungarn 
muß  daher  auf  einem  bedeutend  kleineren  Gebiet  nun  eine  verhältnis- 
mäßig dichtere  Bevölkerung  erhalten,  namentlich  mit  Rücksicht  auf 
die  relativ  sehr  vermehrten  städtisch-industriellen  Bewohner.  Wenn 
man  den  Ackerboden,  die  Gärten,  Wiesen  und  Weingärten,  die  vom 
Gesichtspunkt  der  Verpflegung  der  Bevölkerung  am  wichtigsten  sind, 
zusammenfaßt,  so  entfallen  auf  einen  Quadratkilometer  solcher  Flächen 
im  alten  Ungarn  113,1,  im  neuen  Ungarn  hingegen  115,6  Seelen.  Hier- 
bei ist  jedoch  zu  beachten,  daß  von  dem  Waldgebiete  nur  14,3  verblie- 
ben sind.  Von  den  zwei  für  die  Ernährung  der  magyarischen  Bevölke- 
rung wichtigsten  Brotfrüchten  sind  unter  normalen  Verhältnissen  in 
Restungarn  27  975  000  Meterzentner  produziert  worden.  Wenn  man 
3  808  000  Meterzentner  Saatgut  abzieht  und  pro  Kopf  weiter  den 
bisherigen  normalen  Jahresdurchschnitt  von  220  Kilogramm  für  die 
Lebensmittelbeschaffung  berechnet,  so  würde  sich  bezüglich  Weizen 
und  Korn  ein  Überschuß  von  7  707  000  Meterzentner  ergeben.  Nun 
ist  die  Anbaufläche  schon  im  Kriege  und  in  noch  erhöhtem  Maße 
nach  dem  Kriege  dermaßen  zurückgegangen,  daß  sich  im  Jahre 
1918  ein  Manko  von  3  706  900  Meterzentner  Weizen  und  Roggen 
ergab.  Noch  weniger  sind  unter  den  gegebenen  Verhältnissen  die 
übrigen  Kornfrüchte  und  die  Kartoffeln  zur  Befriedigung  der  heimat- 
lichen Bedürfnisse  ausreichend.  Die  Folge  war  die  Aufrechterhaltung 
der  staatlichen  Bewirtschaftung  der  Weizen-  und  Roggenerträgnisse 
in  den  Jahren  1918 — 1921,  die  schon  im  Prinzip  der  ländlichen  Bevöl- 
kerung ungleich  größere  Quoten  zwsichern  mußte  als  den  städtischen 
Staatsbürgern.  Da  jedoch  die  staatliche  Aufbringung  der  Ernte  trotz 
stets  höherer  Maximalpreise  und  Einlieferungsprämien  gegenüber  dem 
Widerstände  namentlich  der  kleinen  Landwirte  versagt  hat,  mußten  die 
Kopfquoten  der  bei  Normalpreisen  staatlich  versorgten  städtischen 
Bevölkerung  immer  wieder  herabgesetzt  (1920:  6^  kg  pro  Monat)  bzw. 
auch  durch  Mais  ersetzt  werden.  Der  Zwang,  die  zur  Lebensnot- 
durft nötigen  Mehlmengen  zu  sehr  hohen  Preisen  im  Schleichhandel 
zu  erwerben,  ist  schon  in  den  Jahren  1918—1920  einer  der  wich- 
tigsten Gründe  dafür  gewesen,  daß  die  städtische  Bevölkerung  auf  das 
Land  zu  kommen  trachtete. 

Im  Jahre  1921  wurde  aus  volkswirtschaftlichen  und  finanziellen 
Rücksichten  die  staatliche  Versorgung  prinzipiell  auf  öffentliche  An- 
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gestellte  und  Industriearbeiter  beschränkt,  doch  auch  deren  Verpfle- 
gung gestaltete  sich  infolge  einer  Mißernte  in  diesem  Jahre  sehr  un- 
günstig. Für  das  Jahr  1922/23  wurde  endlich  mit  der  staatlichen 
Verwaltung  der  Ernte  beinahe  ganz  aufgeräumt l.  Die  freie  Wirtschaft 
rief  bei  der  fortschreitenden  Valutaverschlechterung  eine  die  Lebens- 
interessen aller  unbemittelten  Schichten  unmittelbar  gefährdende 
Teuerung  nach  sich.  Der  Preis  von  1  Meterzentner  Weizen  zum 
Maximalpreis  von  600  Kronen  im  August  1921  ist  bis  30.  Juni  1922 
auf  3850  Krcnen  und  seither  bis  über  7000  Kronen  gestiegen. 

Als  wichtigste  vorbeugende  Maßnahme  gegen  das  Wiederaufleben 
der  Auswanderung  wurde  das  neue  Bodenreformgesetz,  Gesetzartikel 
XVIII  vom  Jahre  1920,  geschaffen.  Dieses  Gesetz  war  jedoch  von  An- 
fang an  seiner  großen  Aufgabe  in  seinen  Grundprinzipien  nicht  ge- 
wachsen, und  es  wurde  namentlich  vom  finanziellen  Gesichtspunkt 
nicht  als  begründet  erachtet2.  Die  Durchführung  dieses  Gesetzes 
stößt  neben  anderen  Hindernissen  verwaltungstechnischer  und  inner- 
politischer Art  auf  die  wirtschaftliche  Unmöglichkeit,  bei  den  derzeit 
bestehenden  unerhörten  Bodenpreisen  und  den  unerschwinglichen 
Kosten  der  Betriebsmittel  den  Boden  zu  erwerben.  Die  Tätigkeit  des 
Landesgerichts  für  Grundbesitzregelung  begann  erst  im  Juni  1921; 
daher  wurde  das  Verfahren  in  außerordentlich  vielen  Gemeinden  noch 
nicht  eingeleitet.  Verlangt  haben  2806  Gemeinden  die  Einleitung 
des  Verfahrens;  das  Gericht  entsandte  jedoch  nur  in  1911  Gemeinden 
einen  Richter.  Bis  Mitte  1922  wurden  nach  amtlichen  Daten  nur  etwa 
20  000  Katasterjoch3  in  42  Gemeinden  abgelöst  und  7800  Klein- 
betriebe geschaffen.  Die  Reform  beschränkte  sich  bis  jetzt  überwie- 
gend auf  die  Aufteilung  des  Grund  und  Bodens,  der  als  Grundbesitz- 
abgabe im  Sinne  des  Gesetzartikels  XLV  von  1921  in  den  Besitz  des 
Staates  gelangt  und  insgesamt  auf  etwa  300  000  Katasterjoch  ge- 
schätzt wird,  obgleich  im  Sinne  des  §  58  dieses  Gesetzes  dieser 
Grundbesitz  nur  aushilfsweise  zur  Bodenreform  herangezogen  werden 
sollte.  Auch  bezüglich  der  Ausübung  des  Vorkaufsrechtes  und  der 
Parzellierungen  blieb  die  Tätigkeit  des  Gerichts  vorerst  sehr  bescheiden. 
Selbst  die  Vermehrung  der  Haussäellen  geht  in  sehr  geringem  Maße 
vor  sich.  Von  400  000  angemeldeten  Anspruchsberechtigten  haben 
bis  jetzt  nur  etwa  24  000  Hausstellen  erhalten  im  Ausmaße  von  ins- 
gesamt 6380  Katastraljoch. 

Andererseits  kann  der  Mittel-  und  Großbesitz  mangels  animali- 
scher und  maschineller  Energie,  Kunstdünger  usw.  nur  nach  Jahren 


i  Verordnung-  vom  14.  Juli  1922  betreffend  die  staatliche  Unterstützung  der  Mehl- 
versorgung- im  Wirtschaftsjahr  1922/23  („Budapesti  - Közlöny".  16.  Juli  1922).  —  Gewisse 
fakultative  Begünstigungen  wurden  nur  für  die  öffentlichen  Angestellten  nach  Maßgabe 
der  staatlichen  Vorräte  und  bei  individueller  Begutachtung  des  Notstandes  durch  lokale 
Kommissionen  vorgesehen. 

2  Vgl.  hierzu  La  reforme  agraire  en  Hongrie.  „Revue  Internationale  du  Travail". 
Vol.I,  Nr.  4.    Mai  1921. 

s  Vgl.  „A  Nemzetgyüles  13 -ik  ülese".  S.  10.  (Protokoll  der  Nationalversammlung 
v.  5.  Juli  1922.) 
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die  alte  Intensität  zurückerlangen,  die  jedoch  nach  europäischem  Maß- 
stabe schon  vor  dem  Kriege  sehr  unbefriedigend  war.  Der  Großgrund- 
besitz bietet  daher  dem  verbliebenen  Landproletariat  nur  in  sehr  gün- 
stigen Erntejahren  genügende  Beschäftigung.  So  konnten  im  Sommer 
1920  alle  Landarbeiter  zu  auskömmlichem  Verdienst  gelangen,  so  daß 
kollektive  Arbeitsstreitigkeiten  von  keiner  Seite  gemeldet  wurden.  Die 
verhältnismäßig  günstige  Gestaltung  der  Verhältnisse  ließ  sich  jedoch 
schon  damals  auf  die  Politik  der  Regierung  zurückführen,  auch  durch  die 
Arbeitsvermittlung  der  zuständigen  Sektion  des  Ackerbauministeriums 
der  arbeitslosen  Bevölkerung  in  erster  Linie,  und  zwar  womöglich  in 
der  Nähe  ihres  Wohnortes  Arbeit  zu  verschaffen.  In  Vorkriegs-Ungarn 
bildeten  nämlich  die  ungeregelten,  oft  unsinnigsten  Binnenwanderun- 
gen zwischen  den  einzelnen  fruchtbaren  Gebieten  des  Landes,  oft 
auch  zwischen  den  nachbarlichen  Komitaten  oder  Bezirken  ein  cha- 
rakteristisches Merkmal  der  landwirtschaftlichen  Arbeiterfrage  l.  Noch 
energischer  richtete  sich  jedoch  das  Bestreben  der  Regierung  nunmehr 
darauf,  ausländische  Erntearbeiter  vom  Lande  fernzuhalten. 

Die  slowakischen  Bewohner  des  Karpathengebietes  konnten  auf 
dem  stiefmütterlichen  Boden  von  jeher  nicht  genügend  Getreide  ge- 
winnen und  waren  oft  Hungersnöten  ausgesetzt.  Seitdem  man  jedoch 
vor  etwa  hundert  Jahren  begonnen  hat,  durch  verschiedene  technische 
Reformen  die  große  ungarische  Tiefebene  intensiver  zu  bebauen,  haben 
sich  die  oberungarischen  Dorfbewohner  gewöhnt,  sich  auf  eine  Periode 
von  sechs  bis  zehn  Monaten  oder  auch  für  eine  kürzere  Saisonarbeit, 
namentlich  aber  zur  Ernte,  auf  dem  Alföld  zu  verdingen.  Da  ihre  Ar- 
beitskontrakte die  vollkommene  Beköstigung  während  der  Arbeitszeit 
sicherten,  konnten  sie  ihren  teilweise  in  Geld,  teilweise  in  Naturalien 
bezahlten  Erwerb  für  den  Winter  nach  Hause  bringen,  um  sich  dann 
nur  den  häuslichen  Arbeiten  zu  widmen.  Weder  die  amerikanische 
noch  die  neuere,  nach  Österreich  und  Deutschland  gerichtete  Saison- 
wanderung konnte  die  Bewohner  von  Hunderten  von  Dörfern  Ober- 
ungarns von  ihrer  traditionellen  Wanderrichtung  abbringen.  Dies  ist 
damit  zu  erklären,  daß  diese  Alföldwanderer  hauptsächlich  Zwerg- 
bauern waren,  die  sich  eben  mit.  einem  geringeren  Nebenerwerb  im 
Lande  begnügen  konnten.  Nach  amtlichen  Angaben  haben  an  dieser 
Wanderbewegung  beiläufig  200  000  Personen  teilgenommen,  von 
denen  22—25  000  aus  dem  Komitat  Trencsen  herabgestiegen 
sind2.  Auf  Grund  einer  Vergleichung  der  Volkszählungsdaten  läßt 
sich  eine  Bilanz  des  Bevölkerungsaustausches  zwischen  den  einzelnen 
Munizipien  aufstellen 3.   Aus  ihr  geht  hervor,  daß  diese  Wanderungen 


1  Vgl.  Ferenczi,  Die  behördliche  Regelung  der  landwirtschaftlichen  Arbeits- 
vermittlung.   „Der  Arbeitsnachweis  in  Deutschland".    Jahrg.  1918. 

2  Vgl.  Les  Negociations  de  la  Paix  Hongroise.  Compte  rendu  sur  les  Travaux  de  la 
Delegation  de  Paix  de  Hongrie.  Publie  par  le  Ministere  hongrois  des  Affaires  Etrangeres. 
Budapest  1920.    Bd.  1,  S.  488  ff. 

s  Ebenda,  Bd.  III  A,  S.  21. 
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auch  mit  einem  dauernden  Bevölkerungsüberschuß  für  die  zentrale 
Ebene  abschlössen. 

Andererseits  waren  eben  durch  diese  Saison-  und  Dauereinwande- 
rung Zehntausende  magyarischer  Landarbeiter,  die  auf  den  extensiv 
bebauten  Latifundien  ihrer  Nachbarschaft  überhaupt  nicht  oder  aber 
nur  zu  einem  ihren  Kulturansprüchen  nicht  entsprechenden  Ernte- 
erwerb gelangten,  gezwungen,  entweder  nach  Amerika  auszuwandern 
oder  aber  zur  Erntearbeit  sich  auf  das  fruchtbare  Banat,  in  die  Komitate 
Bacska,  Szatmar,  Bihar  usw.,  zu  verdingen.  Desgleichen  entwickelte  sich 
eine  traditionelle  Wanderung  von  jenseits  der  Donau  nach  Slawonien. 
Da  die  rumänische  und  jugoslawische  Regierung  die  Einwanderung 
dieser  Saisonarbeiter  auch  in  die  neu  eingeschlossenen  Gebiete  nach 
Kriegsende  mit  äußerster  Strenge  unterbunden  haben1,  sah  sich  die 
ungarische  Regierung  ebenfalls  gezwungen,  die  von  den  slowakischen 
Saisonwanderern  bisher  benutzten  Arbeitsgelegenheiten  der  einheimi- 
schen Bevölkerung  vorzubehalten 2.  Diese  Politik  ist  um  so  angezeigter, 
weil  derzeit  auch  solche  Landwirte,  die  früher  Lohnarbeiter  gehalten 
haben,  dies  in  Anbetracht  der  hohen  Getreidepreise  seit  Kriegsende 
nicht  nur  vermeiden,  sondern  in  ihrer  freien  Zeit  oft  sich  selbst  noch 
zur  Lohnarbeit  verdingen.  Auch  melden  sich  zur  Ernte  Angehörige 
fremder  Berufe,  Arbeitslose  aus  den  Städten,  Eisenbahnangestellte  usw. 

Da  nun  die  Arbeitsgelegenheit  in  den  Jahren  1921  und  1922  in- 
folge der  mäßigen  Ernten  abnahm,  hingegen  das  Arbeitsangebot  in- 
folge der  Heimkehr  von  Auswanderern  und  Kriegsgefangenen,  der 
Wiederertüchtigung  von  Kriegsbeschädigten  usw.  zunahm,  entstand  in 
der  ungarischen  Landwirtschaft  eine  bedrohliche  Massenarbeitslosig- 
keit, wie  sie  in  früheren  Friedenszeiten  kaum  vorgekommen  ist.  Die 
Zahl  der  ohne  Erntearbeit  verbliebenen  Personen  wurde  schon  im 
Jahre  1921  auf  Zehntausende  geschätzt3  und  wird  dieses  Jahr  noch 
höher  angesetzt.  Zu  den  ungünstigen  Verhältnissen  auf  dem  Arbeits- 
markt  gesellen   sich   immer   neue   behördliche   Beschränkungen   des 


1  Nach  langen  Verhandlungen  mit  der  jugoslawischen  Regierung-  gelang  es,  nur  für 
die  jenseits  der  Grenze  Grund  besitzenden  Landwirte  den  Grenzverkehr  zu  erleichtern. 
(Vgl.  „Revue  Internationale  du  Travail".    Mai  1922.) 

2  Die  tschecho-slowakische  Regierung  trachtete,  den  slowakischen  Arbeitern  teilweise 
durch  eine  radikale  Bodenreform,  Forst-  und  andere  gemeinnützige  Arbeiten  im  Lande 
selbst  Erwerb  zu  verschaffen  (vgl.  Dr.  Josef  Gruber,  Auswanderung  und  Tschecho- 
slowakei. „Prager  Presse".  17.  Mai),  teilweise  durch  entsprechende  Abkommen  mit  Frank- 
reich und  Deutschland,  diese  im  Auslande  unterzubringen.  (Vgl.  „Der  land-  und  forst- 
wirtschaftliche Arbeitgeber".  Berlin.  17.  Febr.  1922.)  Eine  noch  radikalere  Bodenreform 
und  die  Industrieförderung  führten  auch  in  Rumänien  und  Jugoslawien  zur  Einschränkung 
der  Auswanderung. 

3  Vgl.  die  Interpellation  des  Abgeordneten  Stephan  Denes  in  der  Nationalversammlung, 
Sitzung  vom  24.  Juni  1922.  (A  Nemzetgyiilös,  5-ik  Ulese,  S.  32.)  Nach  einer  vom  Bürger- 
meister der  Stadt  Szentes  durchgeführten  Zählung  betrug  die  Zahl  der  arbeitslosen  Land- 
arbeiter zur  Zeit  der  Ernte  1922  in  dieser  Stadt  allein  2000  (a.  a.  O.,  S.  15).  Diese  Stadt  ist 
übrigens  der  Hauptsitz  der  berühmten  Erdarbeiter  (Kubikosok),  die  früher  auch  sehr  viel 
auf  den  Randgebieten  des  alten  Königreichs  Arbeit  fanden. 
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Koalitionsrechts  \  Infolgedessen  sind  auch  die  Geld-  und  Naturallöhne 
hinter  den  steigenden  Lebenskosten  zurückgeblieben2.  Die  ohn- 
mächtige Wut  der  teilweise  seit  zwei  Jahren  ohne  Arbeit  befindlichen 
Massen  richtet  sich  teilweise  gegen  die  Maschinen,  teilweise  gegen 
das  Privateigentum3.  Die  Regierung  gibt  die  Tatsache  der  katastro- 
phalen Arbeitslosigkeit  offen  zu  und  trachtet,  laut  Erklärung  des  Acker- 
bauministers in  der  Nationalversammlung,  durch  Überredung  der 
Arbeitgeber  zu  einer  schichtweisen  Einstellung  der  Arbeitslosen  ent- 
weder zu  den  Schnitt-  oder  Druscharbeiten  und  zur  Abgabe  von  kleinen 
Pachtungen  und  Teilarbeiten  und  endlich  durch  zwangsweise  Ver- 
längerung der  schon  früher  gewährten  kleinen  Pachtungen 4,  die 
Arbeitslosigkeit  zu  vermindern. 

Da  jedoch  diese  Maßnahmen  keineswegs  hinreichen  und  die  all- 
seits geforderten  öffentlichen  Arbeiten  —  Wege-  und  Kanalbauten  — 
mit  Rücksicht  auf  die  finanzielle  Lage  nicht  in  entsprechendem  Aus- 
maße angeordnet  werden  können,  ist  sich  die  Regierung  schon  jetzt 
im  klaren,  daß  diese  erwerbslosen  Massen  im  Winter  nur  auf  Grund 
staatlich  gewährter  Mehlunterstützungen  am  Leben  erhalten  werden 
können 5. 

Nicht  viel  günstiger  gestaltete  sich  die  Lage  der  städtischen  Be- 
völkerung, namentlich  der  Industriearbeiter.  Die  Demarkationslinien 
bzw.  die  neuen  Grenzen  haben  zahlreiche  Gewerbezweige  von  ihren 
Rohmaterialien  (Kohle,  Erz,  Holz  usw.)  und  zum  Teil  auch  von  ihren 
Märkten  abgeschnitten6.  Der  Kommunismus  und  die  rumänische  Be- 
setzung haben  sehr  viel  zum  weiteren  Verfall  der  Industrie  beige- 
tragen 7.  Die  Wirkungen  müssen  sich  in  der  Bevölkerungszusammen- 
setzung und  Wanderungsbewegung  Ungarns  um  so  mehr  zeigen,  als 
schon  der  Krieg  die  ländliche  Bevölkerung,  namentlich  magyarischer 
Nationalität,  stärker  dezimiert  hat  als  die  städtische  Arbeiterschaft. 
Die  überschüssige,   monatelang   erwerbslose   städtische  Bevölkerung8 


1  Vgl.  Bureau  International  du  Travail:  La  liberte  syndical  en  Hongrie.  Genf  1921; 
ferner  betreffend  die  Landarbeiter  neuerer  Zeit  die  Verordnungen  des  Ministeriums  des 
Innern  vom  Jahre  1922  sub  Zahl  44  126  und  77922.  Auf  Grund  der  laut  der  Kriegsvollmachten 
der  Regierung  erlassenen  und  noch  immer  in  Kraft  befindlichen  allgemeinen  Verordnung 
(6622/920)  können  Gewerkschaften  Sitzungen  welcher  Art  immer  nur  dann  abhalten,  wenn 
diese  drei  Tage  früher  der  Polizei  angemeldet   und   von  dieser  genehmigt  worden  sind. 

2  Mit  der  Verordnung  5230' 1922  („Budapesti  Közlöny".  28.  Juli  1922)  wurde  selbst  die 
Verordnung  s.  Z.  1640/1920  aufgehoben,  wonach  bei  Feststellung  von  landwirtschaftlichen 
Maximallöhnen  durch  die  Verwaltungsbeamten  je  drei  Arbeitgeber  und  Arbeiter  des 
Bezirks  gehört  werden  müssen. 

3  In  Monostor  pälya  haben  sich  100  Arbeitslose  auf  das  Feld  der  Herrschaft  begeben 
und  dasselbe  einfach  abgemäht. 

4  Regierungsverordnung  vom  7.  Juli  1922.     („Budapesti  Közlöny".    9.  Juli  1922.) 

5  Vgl.  Antwort  des  Ackerbauministers  Szabö-Nagyatäd  in  der  Sitzung  der  National- 
versammlung v.  24.  Juni,  a.  a.  O.,  S.  34. 

6  La  Hongrie  economique  en  cartes.    IV.  ed.    Budapest  1920. 

7  Der  Außenhandel  Ungarns  schloß  im  Jahre  1921  mit  einem  Fehlbetrage  von  23 
Milliarden,  der  Staatshaushalt  für  das  Jahr  1921/22  mit  einem  Fehlbetrage  von  16  Milliarden 
Kronen  ab. 

8  Ferenczi,  Die  Not  in  Ungarn,  namentlich  in  Budapest.    „Pester  Lloyd".    4.  Mai  1920. 
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sah  sich  nach  Kriegsende  veranlaßt  —  soweit  sie  sich  nicht  dem 
Schleichhandel  ergab  — ,  in  die  Landwirtschaft  zurückzukehren  oder 
aber  ihr  Augenmerk  auf  das  Ausland,  namentlich  aber  auf  die  neue, 
aufstrebende  Industrie  der  Nachbarstaaten  zu  richten.  Der  erstere  Weg 
wurde  namentlich  von  den  während  des  Krieges  in  die  Städte  beor- 
derten Heeresarbeitern  und  Arbeiterinnen  und  auch  Dienstboten  be- 
schritten. Der  zweite  Weg  war  nur  den  Facharbeitern,  den  Angestell- 
ten und  einem  Teile  der  Intelligenz  offen.  Auch  die  erwerbslosen  Kauf- 
leute können  auf  Grund  des  internationalen  Charakters  ihres  Berufes 
und  ihrer  Sprachkenntnisse  trachten,  ins  Ausland  zu  gelangen;  hin- 
gegen steht  dieser  Rettungsweg  den  am  meisten  verelendeten  öffent- 
lichen Angestellten,  deren  Zahl *  durch  den  Zufluß  einer  großen  Menge 
von  Fachgenossen  aus  den  Sukzessionsstaaten  noch  bedeutend  erhöht 
wird,  nicht  offen,  und  der  Überschuß  kann  auch  nicht  in  namhafter 
Weise  in  die  Landwirtschaft  abgeleitet  werden. 

Zu  der  wirtschaftlichen  Not  der  Bevölkerung  gesellten  sich  ver- 
schiedene politische  und  moralische  Momente:  die  Jahre  währende 
gegenseitige  Verhetzung  der  Klassen  und  Rassen  und  einzelner  durch 
die  Revolution  und  Konterrevolution  während  der  dem  Kriegsabbruch 
folgenden  Periode,  die  die  öffentliche  Sicherheit  häufig  bedrohenden 
Ereignisse,  die  ungünstigen  Gesundheitsverhältnisse  (Epidemien  usw.), 
endlich  die  stete  Ungewißheit  und  Aussichtslosigkeit  der  Zukunft.  All 
dies  hat,  abgesehen  von  einer  dünnen  Oberschicht,  in  allen  Klassen 
der  Gesellschaft  einen  ebenso  heftigen  wie  ohnmächtigen  Aus- 
wanderungsdrang hervorgerufen. 

II.  Die  überseeische  Auswanderung. 

Die  überseeische  Auswanderung  blickt  in  Ungarn  auf  eine  vierzig- 
jährige Vergangenheit  zurück.  Sie  hat,  von  den  Nachbarländern  des 
ungarischen  Reiches  (Schlesien,  Galizien)  übergreifend,  in  den  70er 
Jahren  zu  einer  Zeit  Fuß  gefaßt,  als  sie  im  Westen  schon  im  Ab- 
flauen begriffen  war.  Von  mannigfachen  inneren  Faktoren  genährt,  ist 
sie  immer  mehr  unter  den  Einfluß  der  Anziehungskraft  Amerikas  ge- 
langt und  hat  sich  trotz  der  repressiv  gerichteten  Bestrebungen  der 
ungarischen  Gesetzgebung  (1903 — 09)  zu  einem,  den  natür- 
lichen Bevölkerungszuwachs  des  Landes  gefährdenden,  in  manchen 
Jahren  sogar  überflügelnden  Krankheitsprozeß  entwickelt. 

Die  Aus-  und  Rückwanderung  hat  sich  in  Vorkriegs-Ungarn,  in  den 
abgetrennten  Gebieten  und  dem  heutigen  Ungarn  nach  der  Landes- 


1  Schon  in  Vorkriegs-Ungarn  war  ein  ungeheures  Beamtenproletariat  vorhanden.  Die 
Zahl  der  öffentlichen  Angestellten  betrug  laut  Staatsvoranschlag  im  Jahre  1914—15:  331920, 
und  diese  Zahl  ging  laut  Staatsvoranschlag  des  verbliebenen  Ungarns  1920/21  auch  nur  auf 
177  013  zurück.  In  diesem  Jahre  wurde  die  Zahl  der  eigentlichen  Beamten  (auf  52410  gegen 
48776  im  Jahre  1914—15)  noch  um  6000  erhöht.  Eine  Verminderung  der  Beamtenzahl  begann 
erst  im  Jahre  1922  (B-Liste). 
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Statistik  des  ungarischen  Staates  —  einer  Paßstatistik  der  tatsächlich 
auswandernden  Personen  —  in  den  Jahren  1905 — 13  folgendermaßen 
gestaltet: 

Die  Aus-  und  Rückwanderung-  in  Ungarn  in  den  Jahren  1905 — 13. 


Gebiet 

Auswanderer 

nach 

Amerika 

Rückwanderer 

von 

Amerika 

Rückwanderer 

im  Verhältnis 

zu  den 

Auswanderern 
in  o/o 

Auf    dem    ganzen    Gebiete 
Vorkriegs-Ungarns    .    .    . 

Im    Jahresdurchschnitt    auf 
1000/10 

790068 

4,8 
577  001 

5,9 
213067 

3,2 

213542 

1,3 
155  240 

1,6 

58302 

0,9 

27,0 

In    den     abgetrennten    Ge- 

Im    Jahresdurchschnitt    auf 

1000/10  

In  dem  Gebiete  Nachkriegs- 

Im    Jahresdurchschnitt    auf 
1000/10  

26,9 
27,4 

Demnach  hat  in  den  acht  Vorkriegsjahren  beinahe  eine  Viertel 
Million  Auswanderer  das  Gebiet  Trianon-Üngarn  verlassen,  von  denen 
etwas  mehr  als  ein  Viertel  zurückwanderten1.  Im  nordöstlichen  Teil 
hat  dieses  Gebiet  die  verhältnismäßig  größte  Auswanderungstendenz 
aufgewiesen. 

Während  der  Kriegszeit  hat  die  überseeische  Auswanderung  all- 
mählich aufgehört2,  doch  sind  noch  eine  Zeitlang  Frauen  und  Kinder 
durch  italienische  und  holländische  Häfen  nach  Amerika  gereist.  Wäh- 
rend der  Revolution  und  der  rumänischen  Besetzung  wurden  unga- 
rische Pässe  für  überseeische  Auswanderer  nur  wenig  verabfolgt.  Im 
Jahre  1919,  nach  dem  Sturz  der  Proletarierdiktatur  (August),  wurden 
insgesamt  25  Frauen  und  Kindern  Pässe  ausgestellt.  Im  Jahre  1920 
hat  eine  gewisse  Dezentralisierung  des  Paßwesens  stattgefunden.  Es 
wurden  im  Ministerium  des  Innern  nach  Nordamerika  kaum  tausend, 
^von  der  Polizeihauptmannschaft  (für  Budapest  und  Umgegend)  nach 
dort  nicht  einmal  diese  Anzahl  von  Pässen  verabfolgt.  Von  den 
Amerika-Reisenden  waren  nur  ungefähr  hundert  Fälle,  wo  die  Aus- 
reise zu  Erwerbszwecken  selbständig  erfolgt  ist.   In  den  übrigen  Fällen 


i  Buday,  a.  a.  0.,  S.  46. 

2  Im  Jahre  1914  betrug  noch  die  Auswanderung-  aus  dem  ungarischen  Reiche :  a)  nach 
der  ungarischen  Statistik :  92  399,  wovon  72  106  nach  Amerika,  b)  nach  den  europäischen 
Hafenstatistiken  bis  Ende  Juli:  73067  Auswanderer  nach  Amerika.  (Magyar  Statisztikai 
Evkönyv.    Uj  Folyam  1914.    Budapest  1916.) 
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handelt  es  sich  um  Familienangelegenheiten,  wie  der  Aufnahme  der 
Eheverbindung,  Erbschaften  usw.  Bei  dem  Geldreichtum  der  Bauern- 
bevölkerung in  Ungarn  kam  es  auch  vor,  daß  die  hohen  Reisekosten 
von  den  Eltern  der  Frau  oder  von  den  Großeltern  der  Kinder  vorge- 
streckt wurden;  genügte  es  doch  damals  noch,  eine  Kuh  zu  verkaufen, 
um  die  nötigen  Reisespesen  zu  sichern.  Hingegen  mußten  trotz  des 
großen  latenten  Reisefiebers  der  städtischen  Intelligenz  die  diesbezüg- 
lichen Gesuche  mangels  Kapitalkraft  oder  wegen  Gefahr  von  Irrefüh- 
rung (Argentinien,  Japan,  Peru,  Mexiko,  Britisch-Afrika  usw.)  unter- 
sagt werden.  Es  ist  jedoch  bezeichnend  für  die  Veränderung  der  sozia- 
len Verhältnisse  im  Inlande,  daß  unter  den  überseeischen  Auswande- 
rern Angehörige  der  einstigen  Mittelklasse  schon  etwa  in  demselben 
Maße  vertreten  waren  wie  die  Arbeiterbevölkerung.  Die  meisten 
Ausreisen  erfolgen  mit  den  sogenannten  „prepaid"  Reisekarten 
und  auf  Grund  eines  „Affidavit".  Bei  beiden  Sicherstellungen  der 
Einwanderer  wurden  große  Mißbräuche  festgestellt.  Die  Leute  ließen 
sich  von  ihren  Verwandten  oder  Bekannten  eine  Prepaidkarte  schicken 
und  kamen  oft  bis  zur  Abzahlung  der  Reisekosten  in  ein  wuche- 
risches Abhängigkeitsverhältnis  zu  diesen.  Bei  den  Affidavits  hingegen 
wurde  seitens  sehr  begüterter  Leute  in  Ungarn  der  Mißbrauch  getrie- 
ben, daß  sie  von  armen  Leuten  in  Amerika  ein  Affidavit,  nämlich  die 
von  der  amerikanischen  Behörde  verlangte  Erklärung  ausstellen  ließen, 
wonach  der  Einreisende  als  Verwandter  im  Notfall  von  ihnen  erhalten 
werden  muß.  Einzelne  Personen  sollen  drüben  einen  schwunghaften 
Affidavitverschleiß  eröffnet  haben. 

Nebst  der  materiellen  Erschwerung  der  Auswanderung  haben  sich 
alsbald  neue  rechtliche  Hindernisse  seitens  der  Einwanderungsstaaten 
der  amerikanischen  Auswanderung  entgegengestellt.  Schon  das  Auswan- 
derungsgesetz der  Vereinigten  Staaten  vom  5.  Februar  1917  hat  die 
Auswanderung,  auch  von  Ungarn,  infolge  der  Ausschließung  von 
Analphabeten  bedeutend  eingeschränkt  \  Das  Notgesetz  vom  19.  Mai 
1921  hat  der  Auswanderung  eine  genaue  zahlenmäßige  Schranke  ge- 
setzt. Demnach  durften  im  Fiskaljahre  1921/22  Ausländer  jeder 
Nationalität  nur  in  dem  Maßstabe  zugelassen  werden,  daß  ihre  An- 
zahl drei  Prozent  der  Bevölkerung  der  betreffenden  Nationalität,  die 
gemäß  der  Volkszählung  im  Jahre  1910  in  den  Vereinigten  Staaten 
gelebt  hat,  nicht  übersteigt.  Die  Nationalität  wird  auf  der  Grund- 
lage des  Geburtslandes  festgesetzt.  Für  Staaten,  die  infolge  des 
Krieges  territoriale  Veränderungen  erlitten  haben,  wurde  für  1910 
der  Anteil  der  von  diesen  Gebieten  stammenden  amerikanischen 
Bevölkerung  berechnet.  Die  Quote  von  Nachkriegs-Ungarn  betrug  dem- 
nach im  Jahre  1921/22:  5635  Personen.  Diese  wurde  am  frühesten 
erschöpft,  so  daß  am  Tage  vor  Weihnachten  1921  eine  größere  Anzahl 


1  In  dem  Gebiete  Nachkriegs  -  Ungarns  können  nach  der  Volkszählung-  vom  Jahre  1910 
19,8%  der  Bevölkerung  nicht  schreiben  und  lesen.  Im  Gebiete  Vorkriegs-Ungarns  waren 
es  29,3  o/o.    (B  u  d  a  y ,  a.  a.  O.,  S.  250.) 
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von  Ungarn  unter  dem  Titel  „wegen  außergewöhnlicher  Schwierig- 
keiten" provisorisch  eingelassen  werden  mußte.  Der  Fall  erregte  in 
Amerika  großes  Aufsehen. 

Das  Notgesetz  wurde  von  der  amerikanischen  Gesetzgebung  um 
zwei  Jahre  verlängert.  Nach  dem  neuen  Gesetz  vom  11.  Mai  1922 
wurde  die  Quote  Ungarns  auf  5638  festgesetzt.  Die  Möglichkeit  der 
Umgehung  des  Gesetzes  wurde  einerseits  durch  drakonische  Strafen 
gegen  die  Schiffahrtsunternehmungen,  andererseits  durch  Forderung 
eines  fünfjährigen  Aufenthaltes  in  den  Nachbarstaaten  vor  Einreise 
in  die  Vereinigten  Staaten  außerordentlich  erschwert. 

Eine  Verschärfung  der  einschränkenden  Tendenz  der  ungarischen 
Auswanderungspolitik,  namentlich  nach  den  überseeischen  Staaten, 
kann  ebenfalls  festgestellt  werden.  Außer  dem  nationalen  Bestreben, 
die  nach  den  Verheerungen  des  Krieges  und  nach  der  Abtretung  der 
Gebiete  noch  verbliebene  Volkskraft  möglichst  unversehrt  zu  erhalten, 
spielen  noch  andere  politische  und  wirtschaftliche  Rücksichten  mit. 
Man  war  z.  B.  bestrebt,  den  politisch  unzuverlässigen  Elementen  den 
Weg  ins  Ausland  möglichst  zu  versperren.  Bei  den  Arbeitern  kommen 
überdies  auch  noch  wirtschaftliche  Fragen  in  Betracht.  Um  dem 
Mangel  an  gelernten  Arbeitern  entgegenzuwirken,  wurde  namentlich 
die  Freizügigkeit  der  Bergarbeiter  aufgehoben;  sie  wurden  bis  Ende 
1921  unter  militärische  Aufsicht  gestellt.  Andererseits  scheint  aus 
rassepolitischen  Ursachen  ein  gewisses  Entgegenkommen  gegenüber 
der  Auswanderung  von  Nicht-Magyaren  zu  bestehen.  Der  offiziellen 
Auffassung  gegenüber  konnte  jene  Meinung,  daß  in  Ungarn  derzeit  ein 
Überfluß  von  Hunderttausenden  von  Menschen  ist,  keineswegs  zur 
Geltung  gelangen. 

Das  administrative  Verfahren  zur  Einschränkung  der 
Auswanderung  baut  sich  auf  die  Vorschrift  auf,  die  seit 
Kriegsbeginn  für  jeden  Reisenden  einen  Reisepaß  vorschreibt. 
Die  den  überseeischen  Auswanderern  gegenüber  befolgte  Praxis  wurde 
in  der  Regierungsverordnung  vom  14.  Februar  1921  zusammengefaßt. 
Seit  Anfang  des  Krieges  wurde  von  den  ungarischen  Behörden  die 
Ausstellung  eines  Passes  nach  Amerika  solchen  Personen  verweigert, 
die  ein  „Affidavit"  nicht  vorweisen  konnten.  Infolge  der  zahlreichen 
Betrügereien  —  insbesondere  falscher  Angaben  über  die  Familien- 
verhältnisse —  hat  der  Minister  des  Innern  die  Vorschriften  betreffend 
die  Paßgesuche  im  Sinne  des  Gesetzes  II  vom  Jahre  1909  mit  obiger 
Verordnung  wieder  in  Kraft  gesetzt l.  Diese  Verordnung  hat  die  Aus- 
wanderungsmöglichkeiten in  bedeutendem  Maße  eingeschränkt.  Die 
Affidavits  genügen  nur  noch  für  die  Auswanderung  Minderjähriger;  für 
jede  andere  Person  ist  die  Polizeibehörde  gehalten,  mit  aller  Schärfe 


1  „Budapesti  Közlöny".    25.  Februar  1921. 
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nachzuprüfen,  ob  der  Gesuchsteller  ein  Auswanderer  im  Sinne  des 
obengenannten  Gesetzes  ist.  Auswanderungsabsicht  wird  von  jeder 
Person  angenommen,  wenn  sie  nicht  ausdrücklich  das  Gegenteil  nach- 
weist. Der  Paß  eines  jeden  Auswanderers  muß  als  Reisezweck  die  Be- 
zeichnung „Auswanderung"  aufweisen.  Alle  anderen  Reiseziele  (Stu- 
dien-, Kunstreisen  usw.)  müssen  genau  angegeben  werden.  Im  Sinne 
des  Gesetzes  müssen  die  Auswanderer  mit  einem  von  einer 
konzessionierten  Schiffahrtsgesellschaft  ausgestellten  Überfahrtver- 
trag ausgestattet  sein.  Die  Auswanderer  sind  ferner  gehalten,  das 
Land  nur  an  den  in  der  Verordnung  bezeichneten  Grenz- 
stationen zu  verlassen.  An  diesen  Stellen  sind  die  Auswanderer 
gezwungen,  sich  einer  polizeilichen  Kontrolle  zu  unterwerfen.  Die 
Reisebillette,  „prepaids"  genannt,  werden,  selbst  wenn  sie  von  den 
nächststehenden  Verwandten  in  Amerika  gesandt  wurden,  vom 
31.  März  1921  ab  in  Beschlag  genommen,  sobald  sie  nicht  von  den 
genehmigten  Transportgesellschaften  herrühren.  Diejenigen  Personen, 
die  diesen  Vorschriften  zuwiderhandeln,  werden  mit  Haft  bis  zu  15 
Tagen  und  einer  Geldstrafe,  die  nicht  200  Kronen  übersteigen 
darf,  bestraft.  Die  einstigen  militärischen  Kautelen  des  Gesetzes  fallen 
natürlich  nunmehr  fort  (Söldnerheer). 

Bei  den  schwierigen  Lebensverhältnissen  haben  jedoch  Pässe  für 
Leute,  die  Opfer  zu  bringen  bereit  sind,  bekannte  Marktpreise  erlangt; 
allenfalls  werden  Arbeiter,  falls  sie  auch  diese  Summen  —  bis  zu 
Zehntausenden  von  Kronen  —  zu  bezahlen  geneigt  sind,  im  Ent- 
deckungsfalle durch  Polizeigewalt  an  der  Auswanderung  verhindert1. 
Die  bei  den  bestehenden  Zuständen  allzu  fruchtbaren  Boden  findende 
Auswanderungspropaganda  hat  in  neuerer  Zeit  namentlich  unter  den 
Berg-  und  Landarbeitern  wieder  solchen  Umfang  angenommen,  daß  der 
Minister  des  Innern  in  einer  neuen  Verordnung  die  untergeordneten 
Verwaltungsbehörden  auf  diesen  Umstand  aufmerksam  machen  mußte 
und  mit  Ausnahme  der  Vereinigten  Staaten  die  Erteilung  von  nach 
Amerika  lautenden  Auswanderungspässen  sich  selbst  vorbehielt 2. 

Über  die  neuere  Entwicklung  der  überseeischen  Auswanderung 
liegen  Daten  aus  Amerika  und  aus  ungarischen  Quellen  vor.  Die  ame- 
rikanische Einwanderungsstatistik  weist  die  Zahl  der  Ein-  und  Aus- 
wanderer gemäß  dem  Lande  des  letzten  dauernden  Aufenthaltsortes 
und  gemäß  der  Nationalität  nach.  Die  Einwanderung  von  Ungarn  und 
Magyaren  betrug  in  den  Rechnungsjahren  (vom  1.  Juli  bis  30.  Juni): 


1  So  wurden  Bergarbeiter,  die  sich  durch  Vermittlung  eines  Advokaten  Pässe  nach 
Deutschland  verschafft  haben,  mit  Brachialgewalt  von  dem  Budapester  Bahnhof  nach  ihren 
Arbeitsstellen  zurückgeführt,  und  gegen  die  Mittelspersonen  wurde  das  Strafverfahren 
eingeleitet.  („Nepszava".  20.  Juli  1919.)  In  einem  andern  Falle  genügte  die  schön- 
färberische Versprechung  von  Schwindlern,  um  Hunderte  von  Bergarbeitern  zu  Geldopfern 
und  Vorbereitungen  zum  Verlassen  des  Landes  zu  bewegen. 

2  „Külföldi  Magyarsäg".    15.  Juli  1922. 
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Jahre 

Einwanderer 

aus 

Ungarn 

Einwanderer 

magyarischer 

Nationalität 

1918—19 

1919—20 

1920—21 

1921(1.  Juli  bis  31.  Dez.) 

35 

28 

7786 

5535 

52 

252 

9377 

5546 

Die  Zahl  der  aus  dem  jetzigen  Ungarn  zugelassenen  Einwanderer 
beträgt  heute  natürlich  weniger  als  die  der  Einwanderer  tatsächlich 
magyarischer  Herkunft  (Muttersprache),  weil  viele,  soweit  sie  aus  einem 
Sukzessionsstaate  gebürtig  sind  ',  der  Quote  dieser  Länder  angerech- 
net werden. 

Das  Ungarische  Statistische  Zentralamt  veröffentlicht  zuerst  wieder 
vom  Jahre  1921  an  ohne  namhafte  Änderung  der  früheren  Methoden 
Daten  über  die  Auswanderung.  Die  Statistik  bezieht  sich  auf  durch 
die  Behörden  des  letzten  Aufenthaltsortes  festgestellte  Fälle  von  tat- 
sächlicher und  in  der  Form  von  Paßerteilung  bewilligter  Auswande- 
rung. Diese  Statistik  ist  für  das  Jahr  1921  in  Anbetracht  der  darge- 
legten Verhältnisse  außerordentlich  mangelhaft.  Demnach  hätten  im 
Jahre  1921  insgesamt  nur  1457  Personen,  hiervon  503  Männer  und 
763  Frauen,  das  Land  verlassen.  Die  Zahl  der  Kinder  unter  zwölf 
Jahren  war  191.  Von  den  Auswanderern  gingen  1218  Personen  nach 
Amerika  (239  in  andere  Länder)  2. 

Die  Mangelhaftigkeit  dieser  Daten  geht  aus  folgendem  hervor: 
Nach  einer  Mitteilung  des  Leiters  der  Auswanderungssektion  des 
Ministeriums  des  Innern  im  Auswanderungssenate  wurden  vom  1.  Juli 
1921  bis  Ende  Juni  1922:  6400  Personen,  2257  Männer  und  2956 
Frauen,  die  übrigen  Kinder  unter  zehn  Jahren,  von  den  konzessionier- 
ten Schiffahrtsgesellschaften  nach  Amerika  zur  Beförderung  angenom- 
men; von  Budapest  allein  4757.  Von  den  Auswanderern  hatten  2891 
in  Amerika  gelöste  Karten  (prepaids),  3513  lösten  ihre  Schiffskarten 
hier,  252  waren  früher  schon  in  Amerika  gewesen  8. 

Für  das  am  1.  Juli  1922  begonnene  amerikanische  Rechnungsjahr  ist 
das  von  der  amerikanischen  Gesetzgebung  genehmigte  Kontingent  der 
Auswanderer  bereits  voll.  Die  Auswanderung  erfolgt  in  der  Reihenfolge 
der  schon  erteilten  Visa.  Zuerst  können  jene  Ungarn  auswandern,  die 
im  vergangenen  Auswanderungsjahr  wegen  Erschöpfung  der  Quote  in 
Amerika  zurückgewiesen  worden  sind,  dann  folgen  jene  Personen,  die  im 

1  Vgl.  Annual  Report  of  the  General  Commissioner  of  Immigration  for  the  Fiscal 
Year,  ending  June  30,  1919,  1920,  1921.  Washington;  femer:  „Monthly  Labor  Review". 
Washington.    March  1922. 

2  Statisztikai  Havi  Közlemenyek.     Januar — März  1922. 

3  „Pester  Lloyd".     11.  Juni  1922. 
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vergangenen  Fiskaljahr  in  den  europäischen  Häfen  vergebens  auf  die 
Einschiffung  warteten  und  gezwungen  waren,  von  dort  wieder  zurück- 
zukehren. Drittens  können  jene  Personen  auf  Abreise  rechnen,  die 
über  ein  im  vergangenen  Jahre  verabfolgtes  und  auch  heute  noch 
gültiges  amerikanisches  Visum  verfügen.  Die  alten  Pässe,  Visa  und 
Unterhauserklärungen  (Affidavits)  werden  jedoch  überprüft.  Die  Schiff- 
fahrtsgesellschaften erhalten  in  Ungarn  eine  gemeinsame  Registrie- 
rungsstation; ohne  eine  Registrierungsnummer  kann  niemand  das 
Schiff  betreten.  Jede  konzessionierte  Schiffahrtsgesellschaft  ist  an- 
dererseits verpflichtet,  für  ihre  Passagiere  Nummern  zu  verlangen. 
Nach  einem  Beschluß  der  in  Brüssel  residierenden  „Atlantic-Konferenz" 
kann  zu  Lasten  der  ungarischen  Quote  auch  mit  im  heutigen  Ungarn 
geborenen,  doch  im  Auslande  lebenden  Personen  nur  auf  Grund  der 
Registrierung  in  Budapest  ein  Überfahrtsvertrag  abgeschlossen  werden. 
Wenn  die  bis  jetzt  vorgemerkten  Personen  ausreisen,  wird  voraus- 
sichtlich die  ganze  ungarische  Quote  erschöpft  sein.  Es  werden  höch- 
stens einige  hundert  neu  sich  meldende  Ungarn  bis  zum  nächsten  Rech- 
nungsjahr nach  Amerika  gelangen  können.  Infolgedessen  hat  der  Minister 
des  Innern  angeordnet,  daß  bis  auf  weitere  Verfügung  neue  Pässe  zu 
Auswanderungszwecken  an  ungarische  Staatsbürger  überhaupt  nicht  ver- 
abfolgt werden.  Die  Stellvertreter  der  Schiffahrtsgesellschaften  wurden 
vom  Minister  angewiesen,  alle  Auswanderer  vor  Abschluß  des  Trans- 
portvertrages bzw.  ihrer  Registrierung  mit  ihren  Dokumenten  an  das 
offizielle  Schutzbureau  für  Auswanderer  zu  verweisen.  Hierdurch  hofft 
man,  den  Auswanderern  eine  intensivere  Beratung,  einen  größeren 
Schutz  und  größere  Fürsorge  angedeihen  lassen  zu  können.  Das 
Statistische  Zentralamt  wird  andererseits  demnächst  einen  Vertreter 
zu  diesem  Schutzbureau  delegieren,  um  die  statistischen  Erhebungen 
zu  vervollkommnen  \ 

III.   Kontinentale  Auswanderung. 

Da  die  überseeische  Auswanderung  infolge  der  eben  dargelegten 
Maßnahmen  für  die  nächste  Zukunft  zum  Stillstand  gebracht  wurde, 
kommt  der  kontinentalen  Auswanderung  eine  erhöhte  Bedeutung  zu. 

Auch  sie  hat  während  des  Krieges  beinahe  ganz  aufgehört.  Es 
gab  Jahre,  wo  auf  20  Millionen  Seelen  nur  15  Auswandererpässe  aus- 
gestellt worden  sind,  während  im  Frieden  im  ehemaligen  Königreich 
Ungarn  in  manchen  Jahren  nahezu  350  000  Pässe  ausgegeben 
wurden.  Ihre  Zahl  ist  auch  nach  dem  Kriege  nur  allmählich  gestiegen. 
Die  verschiedenen  Unannehmlichkeiten,  die  mit  dem  allgemein  ein- 
geführten Paß-  und  Legitimationszwang,  Verkehrsschwierigkeiten  usw. 
verbunden  sind,  haben  den  Reiseverkehr  in  Zentraleuropa  im  all- 
gemeinen sehr  eingedämmt;  zeitweilig  wurden  strenge  militärische 
Absperrungen  durchgeführt  (Kommunismus,  rumänische  Besetzung, 
Boykott  gegen  Ungarn  1920).    Die  Vertretungen  der  Nachbarstaaten 

1  „Külföldi  Magyarsäg"  („Ausländisches  Ungartum").    15.  Juli  1922. 
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in  Ungarn  haben  nach  dem  Kriege  die  Erteilung  der  Visa  auf  sehr 
begründete  Fälle  beschränkt,  zeitweise  überhaupt  verweigert.  Seitens 
Rumäniens  wurden  Visa  nur  seit  Januar  1921,  von  den  Jugoslawen 
auch  seither  prinzipiell  nicht  erteilt.  Falls  sie  ausnahmsweise 
erteilt  wurden,  sind  die  Betreffenden  (Gutsbesitzer,  Intellektuelle), 
wenn  sie  auch  nur  in  geschäftlichen  Angelegenheiten  —  Administra- 
tion ihrer  Güter,  Familienangelegenheiten  —  in  die  abgetrennten 
Gebiete  eingereist  waren,  häufig  Verhaftungen,  Ausweisungen  usw. 
ausgesetzt  gewesen,  so  daß  die  interessierten  Personen  selbst  in 
dringenden  Fällen  vom  persönlichen  Erscheinen  auf  diesen  Gebieten 
lieber  absahen.  Es  kam  vor,  daß  Grenzbehörden  die  ungarischen 
Pässe  einfach  zerrissen  und  eigene  Legitimationen  aushändigten.  Der 
Verkehr  mit  Österreich  und  der  tschecho  -  slowakischen  Republik 
gestaltete  sich  lebhafter,  obwohl  auch  er  unter  einschränkenden  Be- 
stimmungen zu  leiden  hatte.  Auf  letztere  Staaten  dürften  die  in  den 
Jahren  1919 — 21  ausgestellten  Reisepässe  in  weit  überwiegender 
Zahl  lauten. 

Es  kann  nur  empirisch  festgestellt  werden,  daß  eine  bedeutende 
Auswanderung  von  Kaufleuten  und  kaufmännischen  Angestellten 
hauptsächlich  nach  Wien  erfolgt  ist.  Während  nämlich  in  Ungarn 
nebst  anderen  Schwierigkeiten  für  die  Handelstätigkeit  (staatlich 
geschaffenes  System  von  Privilegien  und  Monopolen,  Mangel  einer 
rationellen  Wirtschafts-  und  Sozialpolitik,  Verprassen  der  großenteils 
aus  Erhöhung  der  Zölle  und  Tarife  geschaffenen  Staatseinnahmen) * 
nicht  einmal  die  Rechtsordnung  vollkommen  wiederhergestellt  werden 
konnte,  ergaben  sich  in  Wien,  diesem  zur  neuen  Bedeutung  gelangten 
Handelsemporium  Zentraleuropas,  glänzende  Erwerbsmöglichkeiten. 

Infolge  der  ungünstigen  und  unsicheren  Lage  des  Wirtschafts- 
marktes und  der  zunehmenden  Valutaverelendung  und  Teuerung  einer- 
seits, der  Einstellung  (August  1919)  jeder  öffentlichen  Arbeitslosenunter- 
stützung und  der  Einschränkungen  der  Koalitionsfreiheit  andererseits  ist 
wohl  als  die  wichtigste  Erscheinung  auf  dem  Gebiete  des  Wanderungs- 
wesens Nachkriegs-Ungarns  eine  namhafte  Auswanderung  von  vorerst 
ausländischen  und  dann  einheimischen  Facharbeitern  (Eisen-  und 
Metallarbeitern,  Bauarbeitern,  Malern,  Buchdruckern,  Gold-  und  Silber- 
arbeitern usw.),  von  Handelsangestellten,  Privatbeamten  und  Technikern 
nach  Italien,  Deutschland  und  Österreich,  insbesondere  jedoch  nach 
den  Sukzessionsstaaten  zu  verzeichnen.  Wie  groß  diese  Abwanderung 
sein  muß,  geht  auch  aus  den  stets  wiederkehrenden  Klagen  und  Rufen 
nach  polizeilicher  Verhinderung  der  Auswanderung  seitens  der 
ungarischen   Arbeitgeber    hervor 2.    In    einzelnen   Industrien   herrscht 

1  Vgl.  A.  Matlekovits,  Közgazdasägi  helyzetünk  (Unsere  volkswirtschaftliche  Lage), 
„Közgazdasägi  Szemle".    Mai— Juni  1921. 

2  Bezüglich  der  aus  der  tschecho-slowakischen  Republik  und  aus  Elsaß  -  Lothringen 
stammenden  Fabrikarbeiter  s.  „Magyar  Gyäripar"  (Ungarische  Fabrikindustrie),  1.  Mai 
1921,  S.  17;  betr.  die  Auswanderung  von  Malern  nach  Deutschland  und  Österreich  s.  „Nep- 
szava",  24.  Juli  1921 ;  bezügl.  der  Auswanderung  von  Kupferschmieden  nach  Holland,  ebenda, 
19.  August  1921. 
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zwar  Geschäftsstockung  (z.  B.  in  Buchdruckereibetrieben,  der  Gold-  und 
Silberwarenfabrikation  usw.),  und  doch  gibt  es  kaum  Arbeitslose.  Be- 
zeichnend für  diese  Wanderbewegung  ist  die  Tatsache,  daß  nach  der 
Volkszählung  vom  1.  Januar  1921  in  Budapest  einschließlich  der  ein- 
gewanderten Flüchtlinge  usw.  nicht  mehr  als  925  724  Einwohner 
waren,  d.  h.  45  353  mehr  als  bei  der  Volkszählung  im  Jahre  1910. 
Die  Vermehrung  in  den  Jahren  1900  bis  1910  betrug  noch  etwa 
147  000  Seelen.  Auch  die  Zahl  der  Hausarbeiterinnen  hat  außer- 
ordentlich abgenommen. 

Die  Arbeitergewerkschaften  '   sind   bestrebt,   ihre   wanderlustigen 
Mitglieder  von  jeder  nicht  entsprechend  vorbereiteten  und  aussichts- 
reichen Auswanderung  fernzuhalten.    Sie  wollen  die  Lage  der  Arbeiter 
im  Lande   selbst  verbessern,   doch   können   sie   die   Werbekraft   der 
besseren  Existenz-  und  zum  Teil  Koalitionsverhältnisse  (z.  B.  in  der 
Tschecho-SIowakei)  nicht  außer  acht  lassen.    Mit  den  Gewerkschaften 
in  den  ehemals  ungarischen  Grenzstädten  (Arad,  Nagy-Värad  usw.) 
werden  nicht  nur  rege  Beziehungen  aufrecht   erhalten,  sondern   die 
letzteren  folgten  nach  dem  Zusammenbruch  eine  Zeitlang  noch  den  An- 
weisungen der  Budapester  Gewerkschaftszentrale 2.    In  Rumänien  be- 
findet sich  die  Gewerkschaftsbewegung  noch  in  den  Kinderschuhen. 
Auf  dem  letzten  Kongreß  in  Nagy-Szelaen  (4.-7.  Juni  1922),  wo  auch 
gegen  das  neue  Streikgesetz  und  in  der  Frage  des  Vereinsrechtes 
Beschlüsse  gefaßt  wurden,  waren  insgesamt  nur  41  391    organisierte 
Arbeiter  vertreten.  Es  gelang  den  ungarischen  Arbeitgebern  nach  Ab- 
schluß der  kommunistischen  Episode  (August  1919),  mit  Ausnahme 
weniger  Gewerbe,  das  Prinzip  der  einseitigen  Festsetzung  der  Arbeits- 
bedingungen   auf    Jahre    hinaus    wieder   herzustellen.    Trotz    der    be- 
stehenden administrativen  Schwierigkeiten  und  der  sehr  starken  Organi- 
sation der  Arbeitgeber  haben  jedoch  im  ersten  Halbjahr  des  Jahres 
1922  die  Lohn-  und  Streikbewegungen  wieder  auffallend  zugenommen. 
Die  Lohnbewegungen  gehen  mit  immer  größerem  Erfolg  vor  sich  und 
stellen  den  Tarifzustand  wieder  her. 

Im  Gegensatz  zu  den  ungelernten  Arbeitern  sehen  die  Nachbar- 
staaten ungarische  industrielle  Facharbeiter  nicht  nur  ohne  Dokumente 
gern,  sondern  es  gehen  sogar  künstliche  Anwerbungen  zur  geheimen 
Auswanderung  von  dort  aus  3.  Die  fortschreitende  Industrialisierung  der 
Nachbarstaaten  und  die  rege  Bautätigkeit  macht  dieses  Vorgehen  ver- 
ständlich. Trotz  der  Verbesserung  ihrer  materiellen  Lage  können  mit- 
unter die  ungarischen  Arbeiter  infolge  der  ungeregelten  Beziehungen 
mit  den  Neustaaten,  z.  B.  in  bezug  auf  das  Koalitionsrecht,  die  Sozial- 


1  Die  Zahl  der  im  Rahmen  des  sozialdemokratischen' Ungarischen  Gewerkschaftsrats 
organisierten  Arbeiter  betrug  im  Jahre  1913  für  das  geschichtliche  Ungarn:  107488,  hin- 
gegen am  1.  Januar  1921  im  verbliebenen  Ungarn:  152572  Mitglieder. 

2  „Festök  Szaklapja".    8.  Juli  1922. 

s  „Magyar  Gyäripar".    Eudapest,  Mai  1922,  S.  17. 


Das  Auswanderungsproblem  Nachkriegs-Ungarns.  «ßr 

Versicherung  '  usw.,  samt  ihren  Angehörigen  dort  in  sehr  mißliche  Ver- 
hältnisse kommen. 

Selbst  wenn  die  Zahl  der  Reisepässe  und  im  besonderen  jene,  die 
den  Auswanderern  verabfolgt  werden,  auch  für  die  kontinentale  Aus- 
wanderung besonders  erhoben  worden  wäre,  könnte  daraus  kaum  auf 
ihren  tatsächlichen  Umfang,  namentlich  auf  die  Zahl  jener,  die  sich  in 
die  Nachbarstaaten  begeben,  ein  Schluß  gezogen  werden.  Der  Um- 
fang der  geheimen  Auswanderung  dürfte  nicht  nur  infolge  gewisser 
politischer  Momente,  sondern  auch  deshalb  verhältnismäßig  viel  größer 
sein  als  in  der  Vorkriegszeit,  weil  Ungarn  seine  natürlichen  geographi- 
schen Grenzen  verloren  hat  und  die  Grenzpolizei  trotz  vermehrten 
Personals  weniger  effektiv  ist. 

Es  sind  in  den  Nachkriegsjahren  Fälle  vorgekommen,  wo  es 
Leuten  nach  vier-,  fünfmaligen  unfruchtbaren  Versuchen  gelungen  ist, 
ohne  Reisepaß  ins  Ausland  zu  gelangen.  Es  gelingt  namentlich  leicht, 
der  Kontrolle  an  den  Grenzen  der  Sukzessionsstaaten  zu  entgehen; 
genügt  es  doch  oft,  über  ein  Maisfeld  oder  durch  einen  Wald  zu 
schleichen,  um  über  die  Grenze  zu  gelangen.  Natürlich  zieht  dies  oft 
schwere  Folgen  für  die  Betreffenden  nach  sich. 

Eine  gewisse  Erleichterung  des  Grenzverkehrs  dürfte  schon  in- 
folge der  am  27.  Januar  1922  in  Graz  getroffenen  Übereinkommen 
zwischen  den  Vertretern  Österreichs,  Ungarns,  Rumäniens,  Jugo- 
slawiens und  der  tschecho-slowakischen  Republik  bezüglich  des  Paß- 


i  Im  Rahmen  der  obligatorischen  Krankenversicherung  macht  das  ungar.  Gesetz 
(Gesetzartikel  XIX  vom  Jahre  1907,  §  1)  für  die  Versicherungspflicht  und  die  Ansprachs- 
berechtigung- zwischen  einheimischen  und  ausländischen  Staatsbürgern  keinen  Unterschied. 
Die  Versicherten  erhalten  auf  ungarischem  Gebiete  die  Unterstützungen  ohne  Rück- 
sicht, ob  sie  einheimische  oder  ausländische  Staatsbürger  sind.  Die  sich  im  Ausland 
aufhaltenden  Angehörigen  von  ausländischen  Staatsbürgern  können  nur  dann  die  Unter- 
stützungen erhalten,  wenn  der  betreffende  Auslandstaat  den  dort  versicherten  ungarischen 
Staatsbürgern  gegenüber  ein  Gegenseitigkeitsverhältnis  aufrecht  erhält.  Eine  solche  Gegen- 
seitigkeit besteht  jedoch  derzeit  tatsächlich  keinem  auswärtigen  Staat  gegenüber  (§  66). 

Die  Unfall  Versicherungspflicht  ist  prinzipiell  auf  ungarische  Staatsbürger 
beschränkt.  Auswärtige  Staatsbürger  fallen  nur  dann  unter  gleiche  Beurteilung  mit 
ungarischen  Staatsbürgern,  wenn  der  betreffende  Staat  gegenüber  den  auf  seinem  Gebiete 
im  Arbeitsverhältnis  stehenden  ungarischen  Staatsbürgern  ein  ähnliches  Verfahren  befolgt. 
Den  Angehörigen  solcher  Staaten  gegenüber,  in  welchen  die  Unfallversicherung  gesetzlich 
nicht  geregelt  ist,  kann  die  Pflicht  zur  Unfallversicherung  auch  ohne  Gegenseitigkeit 
angeordnet  werden  (§  3  u.  5). 

Ein  Gegenseitigkeitsabkommen  besteht  —  wie  erwähnt  —  nur  mit  Italien.  Im 
Verordnungswege  hingegen  ist  die  Versicherungspflicht  auf  serbische,  rumänische, 
bulgarische,  türkische,  montenegrinische  und  russisch-polnische  Untertanen  erstreckt 
worden.  Eine  auf  Gegenseitigkeit  beruhende  Praxis  ist  endlich  mit  Österreich  und 
Deutschland  entstanden. 

Die  gegenseitige  Praxis  anerkennt  die  Unfallversicherung  bezüglich  der  erwähnten 
Staatsangehörigen;  eine  Entschädigung  wird  jedoch  nur  so  lange  gewährt,  bis  der  Versicherte 
sich  auf  ungarländischem  Gebiet  aufhält.  Infolge  des  Friedensvertrages  von  Trianon 
wird  auch  auf  dem  von  Ungarn  abgetrennten  Gebiet  keine  Entschädigung  gezahlt.  Es 
besteht  daher  die  Anomalie,  daß  dort  selbst  gebürtige  Magyaren  ihre  längst  bezogene 
Rente  entbehren  müssen.  Tatsächlich  wird  auch  seitens  Deutschlands  und  Österreichs 
solchen  ungarischen  Arbeitern  die  Rente  nicht  zugesandt,  die  auf  den  erwähnten  Staats- 
gebieten den  Anspruch  erworben  haben.  Italien  spricht  der  Friedensvertrag  von  Trianon 
das  Recht  zu,  innerhalb  einer  Frist  nach  Ratifizierung  des  Friedensvertrages  sich  über 
die  Aufrechterhaltung  der  Gegenseitigkeit  zu  äußern. 
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wesens  und  der  Visa  eintreten1.  Dieses  Gruppenübereinkommen 
wurde  entsprechend  den  Resolutionen  in  der  im  Oktober  1920 
in  Paris  abgehaltenen  Fachkonferenz  des  Völkerbundes  betreffend  die 
Vereinheitlichung  des  Paßwesens  getroffen.  Die  gegenseitigen 
starken  wirtschaftlichen  Interessen  dürften  zu  einer  weiteren  politischen 
Entspannung  führen  und  auch  den  freien  Austausch  der  Arbeitskräfte 
ermöglichen.  Nur  im  Falle  diesbezüglich  ein  Übereinkommen  zu- 
stande käme,  könnten  auch  zur  statistischen  Erhebung  der  kontinen- 
talen Wanderungen  zweckmäßige  gemeinsame  Maßnahmen  getroffen 
werden 2. 

III.  Die  Rückwanderung. 

Für  die  Rückwanderung  aus  Amerika  liegen  ähnliche  Daten 
wie  für  die  Auswanderung  vor.  Nach  Ausbruch  des  Weltkrieges  hat 
auch  die  Rückwanderung  allmählich  aufgehört s.  Da  Ungarn  seit  Ein- 
tritt Amerikas  in  den  Weltkrieg  dort  keine  Auslandsvertretung  hatte, 
mußten  sich  nach  Einstellung  der  Feindseligkeiten  auch  die  nach 
den  abgetrennten  Gebieten  zuständigen  magyarischen  Rückwanderer, 
falls  sie  nicht  etwa  schon  die  amerikanische  Staatsbürgerschaft 
erworben  hatten  —  solche  meldeten  sich  übrigens  seit  Juni  1920  ver- 
hältnismäßig nur  wenige  in  Budapest  — ,  entweder  an  die  rumänischen 
oder  jugoslawischen  Konsulate  oder  aber  an  die  Ungarn  vertretende 
schwedische  Gesandtschaft  wenden.  Die  ersteren  stellten  den  Rück- 
wanderern magyarischer  Nationilität  nur  dann  Pässe  aus,  wenn  sie  gut, 
rumänisch  oder  serbisch  sprachen,  sonst  wurden  sie  an  die  Schweden 
verwiesen.  Solange  die  Theißlinie  die  Grenze  gebildet  hat,  wurden 
auch  die  nach  rumänischem  Gebiet  zuständigen  magyarischen  Rück- 
wanderer monatelang  überhaupt  nicht  über  die  Grenze  gelassen  bzw. 
in  Konzentrationslagern  interniert. 

Die  Rückwanderung  aus  Amerika  hat  demnach  vom  September 
1919  an  wieder  stärker  eingesetzt;  sie  ist  jedoch  infolge  des  Bekannt- 
werdens der  mißlichen  Verhältnisse  im  Vaterlande  und  der  großen 
Reiserisiken  bald  auffallend  abgeflaut.  Die  Rückwanderer  sind  teil- 
weise in  Cherbourg  und  Havre  gelandet.  Von  hier  wurden  sie  oft  nicht 
in  die  Schweiz  hineingelassen,  sondern  mußten  auf  dem  riesigen  Um- 
weg über  Paris,  Marseille,  Dalmatien,  Bosnien,  Jugoslawien  und  später 
über  Modan  und  Triest  in  die  Heimat  reisen.  Es  war  der  ungarischen 
Regierung  nicht  leicht,  vor  Ratifizierung  des  Friedensvertrages  ein- 
zuschreiten und  die  Rückkehr  in  die  Heimat  über  die  Schweiz  zu 
organisieren.  Auch  die  Heimkehrenden,  die  über  die  italienischen 
Häfen,   namentlich   über   Neapel   (Fabre   Line)   nach   Hause   zurück- 

1  Vgl.  „Wiener  Zeitung".    1.  April  1921. 

2  Monate  währende  Verhandlungen  sollen  schon  zwischen  der  ungarischen  und 
rumänischen  Regierung  bezüglich  des  Austausches  der  Internierten  und  der  Heimkehrer  in 
diesem  Jahre  stattgefunden  haben  und  mit  Erfolg  abgeschlossen  worden  sein.  („Magyar 
Gyäripar".    1.  Mai  1922.) 

8  Die  Zahl  der  Rückwanderer  nach  dem  ungarischen  Reich  im  Jahre  1914  betrug  noch  — 
nach  der  oben  angeführten  nationalen  Statistik  —  20370  Personen,  davon  16634  von  Amerika. 
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kehrten,  sind  außerordentlichen  Reiseschwierigkeiten  ausgesetzt 
gewesen.  Noch  größeren  Mißhelligkeiten  begegneten  die  ungarischen 
Rückwanderer  in  anderen  Staaten. 

Besonderen  Gefahren  sind  die  Ersparnisse  der  Rückwanderer  aus- 
gesetzt. Schon  in  Amerika  werden  sie  oft  von  privaten  Bankiers,  zu- 
meist Landsleuten,  übervorteilt.  So  kam  es  nicht  selten  vor,  daß  man 
sie  bewog,  statt  Dollars  teuer  berechnete  unabgestempelte  Kronen- 
noten nach  Hause  zu  bringen.  Über  gewisse  Minimalbeträge  hinaus 
müssen  sie  nach  den  mitgenommenen  Summen  bestimmte  (4  %)  Ab- 
gaben unter  dem  Titel  Einkommensteuer  leisten.  Denjenigen,  die 
Gold  bei  sich  führten,  wurden  diese  Werte  von  den  Zollbehörden 
einzelner  Staaten  systematisch  entzogen  und  dafür  wertlose  Bescheini- 
gungen ausgestellt. 

In  der  Heimat  angekommen,  sind  sie  erst  recht  Prellereien  aus- 
gesetzt. So  werden  sie  in  Budapest  von  Agenten  zu  verschiedenen 
Unternehmungen  bewogen.  Im  Heimatdorfe  müssen  sie  heute  schon 
alles  in  Dollar  bezahlen,  sonst  wird  ihre  Ansiedlung  nicht  ermöglicht, 
namentlich  wenn  sie  sich  auf  den  Ankauf  von  Grundstücken  in 
bestimmter  Lage  kaprizieren.  Den  Betrieb  können  sie  oft  nicht  mit 
entsprechendem  Kapital  beginnen.  Die  zurückkehrenden  Juden  leiden 
oft  schwer  unter  dem  herrschenden  Antisemitismus  \  Viele  enttäuschte 
Rückwanderer  wandern  wieder  nach  Amerika  zurück 2,  doch  stoßen  sie 
nach  Ablauf  von  sechs  Monaten  auf  formelle  Schwierigkeiten,  über- 
haupt hereingelassen  zu  werden,  auch  können  sie  sich  oft  nicht  mehr 
das  Affidavit  verschaffen. 

Die  erwartete  massenhafte  Rückwanderung  trat  eben  infolge  des 
Bekanntwerdens  der  Reiseschwierigkeiten,  der  ungünstigen  Verhält- 
nisse im  Heimatlande  selbst  und  der  vielfachen  Mißbräuche,  den  die 
Auswanderer  überall  ausgesetzt  waren,  überhaupt  nicht  ein. 

Folgende  Daten  ergibt  die  Statistik  der  Vereinigten  Staaten: 

Rückwanderung  aus  den  Vereinigten  Staaten 
in  den  Rechnungsjahren  1918/19—1920/21. 


Jahre 

Rückwanderer 

nach 

Ungarn 

Rückwanderer 
magyarischer 
Nationalität 

1918-19 

1919-20 

1920-21 

1921  (l.Juli  —31.  Dez.) 

101 
213 
26  3863 
3011 

10 
14  827 
12  457* 
3  240 

1  Vgl.  z.  B.  einen  charakteristischen  Fall  in  der  „Neuen  Züricher  Zeitung"  v.  13.  März  1921. 

2  Nach  zuständiger  Schätzung  sind  60  %  der  im  Jahre  1921  aus  Amerika  heimgekehrten 
Personen  wieder  zurückgereist.    („Külföldi  Magyarsäg".     1.  Juli  1922.) 

3  In  diesem  Jahre  scheinen  noch  viele  auf  dem  Gebiete  der  Neustaaten  geborene 
Magyaren  als  ihr  Bestimmungsland  bzw.  Geburtsland  irrtümlich  Ungarn  angegeben  zu  haben. 

*  Statisztikai  Havi  Közlemenyek,  a.  a.  O. 
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Nach  den  Daten  des  Ungarischen  Statistischen  Zentralamtes  sind 
im  Jahre  1921  insgesamt  1731  Personen  (darunter  940  Männer  und 
390  Frauen)  zurückgewandert.  Die  Zahl  der  Kinder  unter  12  Jahren 
betrug  401.  Die  Zahl  der  Rückwanderer  aus  Amerika  war  bei  weitem 
überwiegend  1719  (22). 

Mit  Rücksicht  auf  die  Abnahme  der  Rückwanderer  werden  seitens 
der  ungarischen  Regierung  einige  Maßnahmen  ergriffen,  um  den  Ein- 
fluß der  ungünstigen  Verhältnisse  möglichst  abzuschwächen.  So 
wurden  neben  den  Bestrebungen,  den  Rückreiseweg  möglichst  zu  er- 
leichtern, die  Geldsendungen  im  Wege  eines  besonderen  ungarischen 
Bankenkonzerns  sicherzustellen,  auch  im  Lande  selbst  Fürsorgemaß- 
nahmen ergriffen.  Namentlich  wurde  von  der  Gesellschaft  für  Aus- 
lands-Ungarn mit  Beihilfe  der  Regierung  und  des  erwähnten  ungari- 
schen Finanzkonzerns  in  Budapest  ein  besonderes  Schutzbureau 
errichtet,  das  sich  augenblicklich  weniger  mit  dem  Schutze  der  Aus- 
wanderer —  die  sich  derzeit  auf  bestimmten  Reiserouten  in  sichere 
Stelle  begeben  — ,  als  mit  der  Fürsorge  für  die  Rückwanderer 
beschäftigt.  Es  trachtet  namentlich,  die  Rückwanderer  möglichst  auf 
kürzestem  Wege  in  ihre  Heimat  zurückzubringen.  Doch  sind  die  Lei- 
stungen dieser  Stelle  nicht  sehr  bedeutend  und  auch  nicht  ganz  unent- 
geltlich, es  wird  eine  bescheidene  Einschreibegebühr  verlangt.  Be- 
sondere wichtige  Bestimmungen  enthält  das  schon  erwähnte  Boden- 
reformgesetz für  die  Rückwanderer  K  Die  ungarische  Regierung  macht 
auch  Anstalten,  in  Amerika  selbst  einen  Propagandadienst,  namentlich 
zu  dem  Zwecke  einzurichten,  um  die  dortigen  Ungarn  über  die  Ansied- 
lungsmöglichkeiten  in  der  Heimat  aufzuklären. 

Es  wird  behauptet,  daß  die  ungarischen  Amerikagänger  durch- 
schnittlich mit  1500  bis  2000  Dollar  nach  Hause  kommen  —  nach 
Ansicht  anderer  Fachleute  nur  mit  1200  Dollar.  Diese  wie  auch  die 
Beträge,  die  den  Familienmitgliedern  nach  Hause  gesandt  werden, 
stellen  infolge  der  Valutaverelendung  so  ungeheure  Summen  dar,  daß 
sie  den  Anreiz  Amerikas  nur  noch  mehr  als  bisher  erhöhen.  Es  gab 
Optimisten,  die  gleich  nach  dem  Kriege  auf  die  Rückkehr  von  150  000 
Ungarn  rechneten.  Je  länger  jedoch  die  Industriekrise  in  Amerika  an- 
dauert, desto  mehr  Rückwanderer  gehen  schon  infolge  Verbrauchs 
ihrer  Ersparnisse  für  die  Heimat  verloren2.  Der  Dollarregen,  der  auf 
diesem  Wege  den  ungarischen  Boden  befruchten  könnte,  wäre  nicht 
nur  der  sicherste  und  schnellste  Weg,  die  Landwirtschaft  zu  reta- 
blieren,  sondern  auch  die  Mehrproduktion  und  damit  die  Zahl  der 
Arbeitsgelegenheiten  zu  fördern. 

1  Vgl.  „Revue  Internationale  du  Travail",  a.  a.  O. 

2  Die  „Banco  Nazionale",  eine  der  drei  Emissionsbanken  Italiens,  die  laut  Gesetz 
vom  1.  Februar  1901  (Nr.  24)  ermächtigt  wurden,  die  Gelder  der  Auswanderer  von  Amerika 
nach  Italien  zu  überweisen,  hebt  in  ihrem  Tätigkeitsbericht  für  das  Jahr  1921  den  Rückgang 
der  Überweisungen  hervor.  Es  wurden  noch  überwiesen  im  Jahre  1921:  711548721  Lire, 
während  im  Jahre  1920  dieser  Betrag  noch  980  756383  Lire  betrug,  was  einer  Abnahme  von 
269  207  662  Lire  gleichkommt.  Etwa  »/io  der  Überweisungen  erfolgten  in  beiden  Jahren  aus 
den  Vereinigten  Staaten. 
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IV.  Einwanderung. 

In  Anbetracht  der  Gesamtlage  des  Arbeitsmarktes  hat  die  Regie- 
rung nach  Kriegsschluß  die  massenhafte  Einwanderung,  namentlich 
von  wirtschaftlich  schwachen  und  wenig  brauchbaren  Elementen,  stets 
als  unerwünscht  betrachtet.  Schon  Ende  1918  ist  an  die  staatlichen 
Arbeitsnachweise  die  Weisung  ergangen,  ausländische  Arbeiter  nicht 
einzuführen  und  zu  vermitteln 1. 

Für  die  Gestaltung  des  industriellen  Arbeitsmarktes  sei  auf  die 
Berichte  der  zwar  wenig  entwickelten  staatlichen  Arbeitsnachweise 
und  der  Gewerkschaften  hingewiesen.  Bei  den  staatlichen  Arbeits- 
nachweisen hat  sich  in  den  Jahren  1920  und  1921  der  Arbeitsmarkt 
für  Männer,  Frauen  und  Lehrlinge  folgendermaßen  gestaltet: 

Arbeitsgesuche  Arbeitsangebot 

1920         1921 

100  Männer 84  72 

100  Frauen 84  80 

100  Lehrlinge 125  135 

Die  Daten  für  das  Jahr  1921  weisen  also  eine  bedeutende  Ver- 
schlechterung des  Arbeitsmarktes  auf.  Insgesamt  entfielen  in  diesem 
Jahr  bei  den  behördlichen  Arbeitsnachweisen  auf  87  041  Arbeitsange- 
bote 115  827  Arbeitsuchende.  Die  Zahl  der  erfolgten  Vermittlungen 
betrug  51  764 2. 

Für  die  Gestaltung  des  Arbeitsmarktes  im  Jahre  1922  seien  fol- 
gende Zahlen  für  den  12.  April  1922  angeführt: 


Der  Arbeitsmarkt  in  Ungarn  im  Jahre  1922. 


Staatliche 

Zahl 

Zahl 

Auf  100  Arbeits- 

Arbeitsnachweis- 

der offenen 

der  Arbeits- 

gesuche entfallen 

ämter 

Arbeits- 
stellen 

gesuche 

demnach  nach- 
gewiesene Stellen 

1.  Budapest     .    . 

1157 

1715 

67 

2.  Debrecen 

337 

196 

172 

3.  Györ    .    . 

111 

200 

56 

4.  Miskolc    . 

190 

58 

328 

5.  Pecs      .    . 

75 

124 

60 

6.  Sopron    . 

122 

130 

94 

7.  Szeged     . 

198 

459 

43 

8.  Szombathel 

y  • 

124 

216 

57 

1  Die  im  Lande  befindlichen  Ausländer  dürfen  in  Arbeitsstellen  nur  dann  gebracht 
•werden,  falls  diese  während  8  Tagen  ergebnislos  angekündigt  wurden.  A  Magyar  Kirälyi 
Allami  Munkaközvetitö  Hivatal  Jelentese  1919  evi  Müködeseröl.  Tätigkeitsbericht  des 
Ungarischen  Staatlichen  Arbeitsvermittlungsamtes  für  das  Jahr  1919.    Budapest  1920.    S.  26. 

2  Vgl.  Tätigkeitsbericht  des  Königlich  Ungarischen  Staatlichen  Arbeitsvermittlungs- 
amtes für  das  Jahr  1921.    Budapest  1921.    S.  13. 
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Nach  dem  „Szakszervezeti  Ertesitö"  (Organ  der  ungarischen  Ge- 
werkschaftszentrale) vom  1.  April  war  die  Zahl  der  unbeschäftigten 
organisierten  Arbeiter  am  1.  Februar  1922  in  Budapest  11  878  und  in 
der  Provinz  6334.  Das  Verhältnis  der  arbeitslosen  zu  den  beschäftig- 
ten organisierten  Arbeitern  betrug  12  %. 

Es  ist  unter  den  gegebenen  Verhältnissen  erklärlich,  daß  sich  die 
Regierung  energisch  gegen  die  Einwanderung  wendet;  die  eine  Gefahr, 
die  Einwanderung  der  Ostjuden,  wurde  energisch  abgewehrt,  die 
andere  Gefahr  jedoch,  das  Zuströmen  von  nationalen  Flücht- 
lingen, zu  bannen,  ist  noch  nicht  gelungen. 

Schon  vor  dem  Kriege  hat  die  Einwanderung  der  Ostjuden,  dieser 
wirtschaftlich  unerwünschten,  sich  hauptsächlich  mit  Kettenhandel  und 
Geldgeschäften  befassenden  Elemente,  -namentlich  in  Oberungarn,  im 
ruthenischen  Waldgebiete,  zu  unliebsamen  Erscheinungen  geführt.  Vor 
den  vorrückenden  russischen  Armeen  flüchtend,  hat  sich  seit  1915  eine 
immer  größere  Masse  von  hauptsächlich  österreichisch  -  polnischen 
Juden  in  das  Land  ergossen.  Ihre  Gesamtzahl  dürfte  sich  nach  ver- 
läßlichen Angaben  bis  auf  300  000  beziffert  haben.  Von  diesen  haben 
sich  in  Budapest  ca.  200  000,  die  übrigen  in  Konzentrationslagern 
auf  dem  Lande,  unter  anderm  auch  jenseits  der  Donau  (rechtes  Donau- 
ufer), aufgehalten.  Diese  Lager  wurden  im  Einvernehmen  mit  der 
österreichischen  Regierung  eingerichtet,  die  für  diese  ihre  Staatsbürger 
während  der  Kriegsdauer  zwei  Kronen  pro  Tag  und  pro  Person  bezahlt 
hat.  Nach  diesem  Übereinkommen  wurden  die  Galizier  auf  zwei  Wegen 
wieder  in  ihre  Heimat  befördert.  In  dem  Maße,  wie  die  Heimat  der 
Galizier  von  der  militärischen  Besetzung  befreit  wurde,  entleerte  sich 
das  für  sie  in  Ungarisch-Hradisch  eingerichtete  Konzentrationslager 
und  konnte  von  den  Flüchtlingen  aus  Ungarn  bezogen  werden.  Ein 
anderer  großer  Teil  der  Galizier  wurde  von  den  Polen  direkt  übernom- 
men, soweit  die  Heimatbehörde  durch  Heimatscheine  die  abzuschie- 
benden Personen  als  gewesene  Einwohner  anerkannt  hatte.  Die  Rück- 
beförderung der  Galizier  wurde  auch  von  den  ungarischen  Juden  — 
von  deren  Wohltätigkeit  sie  hauptsächlich  gelebt  haben  —  gebilligt, 
wie  sie  auch  während  der  kommunistischen  Herrschaft  energisch  fort- 
gesetzt wurde  \  Es  befinden  sich  jetzt  kaum  hundert  galizische  Kriegs- 
flüchtlinge, deren  Zuständigkeit  noch  nicht  klargestellt  werden  konnte, 
im  Lande. 

Die  Abtrennung  großer  Landesgebiete  an  fremde  Staaten  hat 
auch  eine  außerordentlich  große  und  noch  immer  wachsende  Massen- 
einwanderung von  konnationalen  Flüchtlingen  nach  sich  gezogen. 
Sind  doch  auf  den  abgetrennten  Gebieten  31/*  Millionen  Magyaren 
verblieben.  Diese  Einwanderer  sind  überwiegend  frühere  öffentliche 
Angestellte  und  in  geringerer  Zahl  intellektuelle  Berufsarbeiter,  doch 
auch  andere  Elemente  gesellten  sich  zu  diesen,  die  sich  in  den  Neu- 


1  Aus  einem  Bericht  des  Regierungskommissars  für  die  Repatriierung  der  Ostjuden. 
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Staaten  keine  wirtschaftliche  Existenz  sichern  konnten.  Die  erfolgten 
Ausweisungen  werden  damit  begründet,  daß  die  magyarischen  Ange- 
stellten den  Treueid  nicht  geleistet  haben,  die  Staatssprache  nicht 
kennen,  nicht  zuverlässig  oder  überflüssig  sind.  Tatsächlich  dürfte 
ein  Überfluß  an  Beamten  und  Intelligenzproletariat  als  wichtiger  Ge- 
sichtspunkt  mitwirken. 

Seitens  der  ungarischen  Behörden  wurde  diese  Masseneinwande- 
rung zuerst  begrüßt,  dann  geduldet,  seit  Errichtung  des  Landesflücht- 
lingsamtes kritisch  gesichtet  und  endlich  verboten.  Den  Ausgewiese- 
nen haben  sich  nämlich  in  großen  Massen  auch  solche  Personen  an- 
geschlossen, die  von  den  neuen  Behörden  weiter  geduldet  worden 
wären,  in  Ungarn  jedoch  aus  wirtschaftlichen  und  sozialen  Ursachen 
als  unerwünscht  betrachtet  werden  müssen. 

Zur  Kontrolle  der  Einwanderer  wurde  daher  schon  im  November 
1920  im  Prinzip  eine  Grenzorganisation  aufgestellt.  Nach  der  vom 
I.  Februar  1921  datierten  Verordnung  (Sub-Zahl  8352/1920.  M.  R.) 
über  die  Kontrolle  der  von  besetzten  Gebieten  Einreisenden  wurden 
vier  Grehzübergangsstationen  aufgestellt,  und  zwar  in  Lököshaza, 
Biharkeresztes,  Szeged  und  Hidasnemeti.  Den  Bedürfnissen  ent- 
sprechend wurden  neue  Stellen  errichtet.  Jeder  Einwanderer  muß  an 
der  Grenze  vor  einer  aus  zwei  Mitgliedern  bestehenden  Kommission 
seine  Lebensverhältnisse  und  die  Gründe  aufdecken,  welche  ihn  zur 
Flucht  veranlaßt  haben.  Die  Kontrolle  und  Einschränkung  der  Ein- 
wanderung wurden  durch  die  Belastung  des  ungarischen  Staatshaus- 
haltes und  die  Ansammlung  eines  arbeitslosen,  stadtfremden  Intelli- 
genzproletariats, namentlich  in  der  Hauptstadt,  besonders  durch  das 
Wohnungselend  immer  dringlicher 1.  Mit  großen  Schwierigkeiten  wur- 
den noch  im  Winter  1920/21  von  8000  Waggonbewohnern  7000 
unter  Dach  gebracht;  1000  Familien,  davon  500  in  Budapest,  lebten 
noch  in  Eisenbahnwaggons.  Ein  Teil  von  diesen  Leuten  ist  im  Eisen- 
bahndienst beschäftigt  gewesen. 

Infolge  der  steten  Gefahr  eines  weiteren  Anschwellens  des 
Flüchtlingsstromes  hat  endlich  die  Regierung  am  23.  Juli  1921  ein 
Verbot  gegen  die  Einwanderung  in  die  Gebiete,  die  von  „Vorkriegs- 
Ungarn"   abgetrennt  worden  sind,   erlassen  und   allmählich   bis   ein- 


1  Die  Wohnungsverhältnisse,  besonders  in  der  Hauptstadt,  gestalteten  sich  in  öko- 
nomischer und  sittlicher  Beziehung  schon  vor  dem  Kriege  am  ungünstigsten.  (Vgl. 
Ferenczi,  Le  progres  en  matieres  d'habitations  en  Hongrie  depuis  trois  ans.  Compte 
rendu  du  Xme  Congres  International  des  habitations  ä  bon  marche.  Haag,  Scheveningen, 
September  1913.  Rotterdam  1914.)  Es  war  nur  logisch,  daß  die  Höchstpreise  für  Mieten 
und  Requisitionen  auf  Anregungen  des  Verfassers  hin  zum  ersten  Male  in  Ungarn  eingeführt 
wurden.  Vgl.  Ferenczi,  Höchstpreise  für  Mietwohnungen.  „Pester  Lloyd".  16.  Nov.  1916; 
und:  Die  Wohnungsnot  in  Budapest.  Höchstpreise  und  Requisition.  „Zeitschrift  für  Wohnungs- 
wesen". Jahrgang  1918.  15.  März.  An  den  Höchstpreisen  wurde  in  Anbetracht  der  Gesamt- 
lage der  Bevölkerung  bis  zur  letzten  Verordnung  der  Regierung  vom  1.  Juli  1922  kaum 
gerührt.  Nun  wurden  auch  die  Mietpreise  der  Kleinwohnungen  (unter  4000  Kronen  Mietpreis 
in  Budapest  und  bis  zu  vier  Zimmern  in  den  übrigen  Gemeinden)  auf  das  Vierfache  der 
Friedenspreise  (1.  November  1917)  erhöht.    („Budapesti  Közlöny".    7.  u.  15.  Juli  1922.) 
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schließlich  Ende  des  Jahres  1922  verlängert  \  Bis  zu  diesem  Zeit- 
punkte können  die  Grenzstationen  zur  Überwachung  der  Einwanderer 
keine  Einwanderungserlaubnisse  erteilen,  und  sie  dürfen  die  mit  Ein- 
wanderern besetzten  Eisenbahnwagen  zur  Weiterbeförderung  nicht 
übernehmen.  Nach  dem  letzten  Bericht  des  ungarischen  Flüchtlings- 
amtes sind  insgesamt  aus  Rumänien  139  390,  aus  der  tschechoslowa- 
kischen Republik  56  657  und  aus  Jugoslawien  37  456  Flüchtlinge  in 
das  Gebiet  des  jetzigen  Ungarn  eingewandert.  Auch  derzeit  wohnen 
noch  laut  Angaben  der  ungarischen  Behörden  viele  Hunderte  von 
Flüchtlingen  in  Eisenbahnwagen.  Die  volkswirtschaftlichen  Verluste 
infolge  der  Einwanderung  von  Flüchtlingen  werden  nur  in  dieser  Be- 
ziehung auf  Milliarden  von  Kronen  geschätzt. 

Das  zur  Regelung  des  Flüchtlingswesens  organisierte  Landes- 
flüchtlingsamt trachtete  auf  zwei  Wegen  die  Frage  zu  regeln:  der  eine 
ist,  die  Rückwanderung  in  die  ursprüngliche  Heimat  in  die  Wege  zu 
leiten,  der  andere  ist  das  Aufsaugen  der  Flüchtlinge  in  die  heimat- 
liche Gesellschaft  von  den  Gesichtspunkten  der  wirtschaftlichen 
Zweckmäßigkeit.  Da  in  ersterer  Richtung  nur  geringe  Erfolge  aufzu- 
weisen waren,  wurde  im  Interesse  der  wirtschaftlichen  Unterbringung 
der  „Einwanderer"  eine  Aktion  eingeleitet,  die  bezweckt,  die  als 
öffentliche  Angestellte  und  als  Berufsoffiziere  nicht  mehr  verwend- 
baren Personen  in  die  einzelnen  praktischen  Wirtschaftszweige  (Land- 
wirtschaft, Industrie,  Handel)  überzuführen.  Hierfür  wurden  auch  ver- 
schiedene Berufsausbildungskurse'  organisiert,  ohne  daß  wesentliche 
Erfolge  erreicht  wurden.  Die  größte  Aussicht  haben  jene  Kurse, 
welche  die  in  den  einzelnen  Zweigen  der  Staatsverwaltung  überflüssi- 
gen Beamten  in  die  Finanzverwaltung  überzuführen  bezwecken  (auf 
fünf  Wochen  berechnet).  Die  Durchführung  der  neuen  Steuergesetze 
und  der  Zollkontrolle  stellt  in  dieser  Richtung  außerordentlich  große 
Anforderungen.  Auch  die  Gemeindeverwaltungen  bedürfen  eines  ge- 
wissen Personals.  Das  Aufgehen  der  Flüchtlinge  in  die  ungarische 
Volkswirtschaft  bzw.  ihre  Zurückleitung  in  die  Heimat  hängt  am  Ende 
von  denselben  innen-  und  außenpolitischen  Faktoren  ab,  wie  die  zu- 
künftige Gestaltung  der  Aus-  und  Rückwanderung  im  allgemeinen. 

V.  Die  Zukunft  des  Wanderungswesens. 

Wie  sehr  eine  neue  massenhafte  Auswanderung  nach  Amerika 
schon  vorbereitet  war,  geht  aus  den  Angaben  der  Schiffahrtsgesell- 
schaften hervor,  die  sich  neuestens  mit  großer  Vehemenz  wieder 
Ungarn  widmen.  Seit  die  Cunard-Linie  von  der  ungarischen  Regierung 
wieder  die  Konzession  erhalten  hat,  haben  sich  eine  ganze  Reihe  von 
Gesellschaften  unter  dem  Gesetzartikel  II  vom  Jahre  1909  um  die 
Konzession  beworben  und  dieselbe  erhalten.   Unter  diesen  berief  sich 


1  Das    erste    Einwanderungsverbot    wurde    veröffentlicht    im    „Budapesti    Közlöny". 
6.  August  1921.  Es  wurde  dann  des  öfteren  erneuert,  zuletzt  am  1.  Juli  1922.  (Ebenda  9.  Juli.) 
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eine  französische  Linie  darauf,  daß  sie  für  ungarische  Staatsangehörige 
über  8000,  eine  italienische  Transportgesellschaft,  daß  sie  schon  über 
3000  „prepaid"  verfügt;  eine  holländische  Gesellschaft  behauptet,  daß 
sie  für  zwei  Jahre  mit  Reisenden  aus  Ungarn  versehen  sei.  Es  hing 
also  hauptsächlich  von  der  neuen  amerikanischen  Einwanderungs- 
gesetzgebung ab,  in  welchem  Maße  sich  neue  Menschenmassen  aus 
Ungarn  nach  Amerika  begeben  würden.  Da  infolge  der  Verlängerung 
des  Dreiprozentgesetzes  um  zwei  Jahre  auch  weiterhin  die  Zu- 
lassung der  Einwanderer  nur  im  Verhältnis  zu  den  in  Amerika  im  Jahre 
1910  schon  angesiedelten  Angehörigen  der  einzelnen  „Nationalitäten" 
gestattet  werden  wird,  dürfte  trotz  der  ungünstigen  Wirtschaftsverhält- 
nisse in  Amerika  die  Zahl  der  auswanderungswilligen  Ungarn  die  Quote 
bei  weitem  übersteigen.  Diese  latente  Auswanderung  wird  wohl  dem- 
nächst alle  Mittel  anwenden  müssen,  um  in  anderer  Richtung  hin  in 
Erscheinung  treten  zu  können. 

Nach  einer  amtlichen  Mitteilung  im  Landessenate  für  Auswande- 
rung sind  Auswanderungsbestrebungen  zu  konstatieren,  die  sich  nach 
Panama,  Brasilien  und  Argentinien  richten.  Diese  Reiseziele  werden 
jedoch  als  vom  sanitären  und  wirtschaftlichen  Gesichtspunkte  gefähr- 
lich gekennzeichnet.  Es  wurde  dem  Wunsche  Ausdruck  verliehen, 
daß  die  Regierung  die  Verhältnisse  der  in  Betracht  kommenden 
Staaten  durch  Fachleute  untersuchen  lasse  und  den  richtig  orien- 
tierten Auswanderern  einen  kollektiven  Schutz  sichere.  Von  der  Kon- 
zessionierung der  Schiffahrtsgesellschaften  und  der  Steigerung  ihrer 
Leistungsfähigkeit  allein  ist  auch  die  Zunahme  der  amerikanischen  Rück- 
wanderung nicht  zu  erwarten.  Jedenfalls  werden  es  sich  die  Gesell- 
schaften angelegen  sein  lassen,  in  dem  Maße,  als  es  ihnen  gelingt, 
die  Auswanderung  zu  steigern,  unter  den  Amerika-Ungarn  Rück- 
wanderer für  ihre  Schiffe  zu  gewinnen.  Die  Rückwanderung  ist  —  wie 
erwähnt  —  in  erster  Linie  von  der  Gestaltung  der  politischen  und 
wirtschaftlichen  Verhältnisse  im  Vaterland,  namentlich  von  der  Her- 
stellung der  Rechtssicherheit  und  Rechtsgleichheit  sowie  der  mehr 
oder   weniger   energischen  Durchführung   der   Bodenreform  bedingt. 

Die  Untersuchungen  der  Wanderungsbewegungen  Nachkriegs- 
Ungarns  weisen  demnach  auf  folgende  Entwicklungstendenzen  hin: 

1.  Bedeutende  Einschränkung  der  überseeischen  Aus-  und  Rück- 
wanderung; 

2.  namhafte  Zunahme  der  kontinentalen  Aus-  und  Einwanderung, 
namentlich  von  Seiten  der  Nachbarstaaten; 

3.  parallel  mit  dieser  Gestaltung  der  Wanderungen  vorläufiger 
Stillstand  der  Auswanderung  von  Landarbeitern  und  bäuerlichen 
Elementen,  Zunahme  der  Auswanderung  von  Industriearbeitern, 
Handelsangestellten,  Kaufleuten  und  Intellektuellen,  die  vorüber- 
gehend auch  auf  politische  Gründe  zurückzuführen  ist  („Wiener 
Emigration",  „Prager  Emigration"  usw.); 
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4.  Unfähigkeit  des  ungesund  anwachsenden  proletarisierten  Stan- 
des  der   öffentlichen   Angestellten,   sich   wirtschaftlich   neu    zu 
gruppieren  bzw.  den  Überschuß  in  das  Ausland  zu  lenken.  Diese 
wurde  zu  einer  der  Hauptursachen  gewisser  reaktionärer  politi- 
scher und  wirtschaftlicher  Erscheinungen  in  der  innern  Politik 
des  Landes,  vor  allem  des  aggressiven  Antisemitismus  und  eines 
lärmenden  Chauvinismus. 
Die  meisten  Aussichten  für    eine    erfolgreiche    temporäre    bzw. 
dauernde  Auswanderung  aus  Ungarn  bieten  dennoch  für  die  nahe  Zu- 
kunft die  Neustaaten  Mitteleuropas,  Deutschland  und  nach  all  seinen 
schweren  Schicksalen  wohl  bald  auch  Rußland.    Der  große  Menschen- 
verlust   des    Krieges    wird    mit    dem    fortschreitenden    Wiederaufbau 
Europas    überall    eine    große    Nachfrage    auf    dem    internationalen 
Arbeitsmarkt  zeitigen.     Auch  Amerika  wird  früher  oder  später  ein- 
sehen müssen,  daß  es  sich  vor  dem  Menschenzustrom  nicht  prinzipiell 
absperren  kann,  womöglich  sogar  mit  allen  Mitteln  trachten  muß,  die 
Bevölkerungseinbuße  der  Kriegsjahre  rasch  zu  ersetzen.    Der  erhöhte 
Arbeiterbedarf,   den   die   so   dringliche   demokratische   Ausgestaltung 
der  Landwirtschaft  in  Europa  nach  sich  ziehen  muß,  wird  in  den  bis- 
herigen  Auswanderungsländern   dem    ländlichen   Proletariat   zu    aus- 
reichender und  gut  entlohnter  Arbeitsmöglichkeit  verhelfen,  in  den 
europäischen  Einwanderungsländern,  wie  Deutschland  und  Frankreich, 
hingegen  einen  erhöhten  Bedarf  an  Wanderarbeitern  (der  schon  vor 
dem  Kriege  auf  über  eine  Million  beziffert  wurde)  hervorrufen.     Nun 
sind  aber  auch  die  Menschenreservoire  des  Ostens  und  Südostens 
Europas  durch  den  Krieg  erschöpft  worden  und  bedürfen  ihrer  ver- 
bliebenen Arbeitskraft  zum  Wiederaufbau.    In  späteren  Jahren  werden 
diese  Ackerbaustaaten   zur   Gesundung  und   Erhaltung   ihres  Volks- 
körpers die  innere  Kolonisation  (bäuerliche  Besiedlung)  energisch  in 
die  Wagschale  werfen  müssen.     Die  Devastierung  des   Großgrund- 
besitzes drängt  auch  nach  dieser  Richtung.     Natürlich  wird  überall 
bedacht  werden,  daß  die  Siedlungswirtschaft  ökonomisch  und  kulturell 
keinen  Rückschritt  darstellen  darf. 

In  absehbarer  Zeit  dürfte  daher  auch  in  Ungarn  eher  ein  Arbeiter- 
mangel entstehen  als  das  Gegenteil.  Die  Nachfrage  auf  dem  Arbeits- 
markt wird  nach  Wiederherstellung  von  ruhigen  inneren  wirtschaft- 
lichen und  politischen  Verhältnissen  und  von  normalen  Beziehungen 
mit  den  Nachbarstaaten  bedeutend  steigen.  Demgegenüber  werden 
allmählich  die  Folgen  des  in  der  ehemaligen  Monarchie  relativ  größten 
Blutverlustes  und  relativ  größten  Bruchteils  an  Kriegsbeschädigten  in 
der  Bevölkerungsbewegung  des  heutigen  Ungarn  in  Erscheinung 
treten  (vgl.  diesbezüglich  die  Daten  des  Österreichers  Winkler,  die 
auf  den  Daten  des  Kriegsstatistischen  Bureaus  beruhen).  Der  Verlust 
an  Arbeitskraft  infolge  des  Weltkrieges  wird  sich  in  seiner  vollen 
Größe  jedoch  erst  später  zeigen.  Infolge  des  Ausfalles  von  1  491  000 
Geburten   im   Vorkriegs  -  Ungarn   in   den   Jahren    1915 — 19   wird   in 
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den  Jahren  1930 — 34  die  Zahl  der  produktiven  Bevölkerung  (50- 
bis  60jährige)  allmählich  bis  um  etwa  9  %  abnehmen.  Im  Jahre  1939 
werden  etwa  um  400  000  weniger  zwanzigjährige  Erwerbstätige  vor- 
handen sein  (d.  h.  10  %  der  Bevölkerung  in  den  Jahren  von  20  bis 
60  usw.) l. 

Außerdem  ist  der  erhöhte  Einfluß  gewisser,  durch  den  Krieg  noch 
mehr  verbreiteter  Volksseuchen  in  Betracht  zu  ziehen.  So  hat  die 
Tuberkulose  schon  vor  dem  Kriege  in  Ungarn  die  relativ  meisten  Opfer 
gefordert  (34,3  °/oo).  Die  Tuberkulose-Mortalität  ist  schon  im  Jahre 
1919  auf  153,7  °/oo  (63  000  von  410  000)  Todesfällen  gestiegen, 
während  sie  in  früheren  Jahren  145,7  °/oo  betrug  *.  Auch  der  Ausfall  der 
Ehen  wird  infolge  der  Kriegsbeschädigungen,  Geschlechts-  und  anderen 
Krankheiten  und  später  infolge  des  oben  nachgewiesenen  Ausfalles 
der  Geburten  während  des  Krieges  lange  auf  dem  Arbeitsmarkte  nach- 
wirken. Endlich  werden  sich  auch  die  Unterernährung  und  die 
moralischen  Leiden  der  Bevölkerung  in  den  Kriegs-  und  Nachkriegs- 
jahren in  einer  gesteigerten  Mortalität  und  Morbidität  zeigen. 

Während  im  Jahre  1920  die  Zahl  der  Todesfälle  146  408  betrug, 
erhöhten  sich  im  Jahre  1921,  in  dem  die  Zahl  der  Lebendgeborenen 
222  677  betrug,  die  Sterbefälle  auf  153  866.  Im  Jahre  1921  entfielen 
daher  auf  1000  Seelen  28,0  Lebendgeburten  und  19,3  Sterbefälle,  so 
daß  der  natürliche  Bevölkerungszuwachs  nur  8,7  Seelen  betrug.  Im 
ersten  Drittel  des  Jahres  1922  gestalteten  sich  obige  Prozentzahlen 
wie  folgt:    32,4,   26,0,  6,4 2. 

Besonders  ungünstig  gestaltete  sich  ferner  in  Ungarn  die  Kin- 
dersterblichkeit3. Während  im  Jahre  1920:  65  680  Kinder 
unter  7  Jahren  gestorben  sind,  betrug  ihre  Zahl  im  Jahre  1921:  62  487. 

Für  das  etwa  trotz  der  ungünstigen  Gestaltung  des  natürlichen 
Bevölkerungszuwachses  doch  überflüssige  bzw.  unzufriedene  land- 
wirtschaftliche Proletariat  Ungarns  sowie  für  gelernte  städtische 
Arbeiter  wird  sich  jedoch  in  den  West-  bzw.  Nachbarstaaten 
stets  so  ergiebige  Arbeitsmöglichkeit  bieten,  daß  die  Amerika- 
gängerei selbst  als  Mittel  des  Kapitalerwerbes  immer  mehr  in  den 
Hintergrund  treten  dürfte.  Der  Überfluß  an  Intelligenzkräften  wird 
kaum  in  größerem  Maßstabe  zur  siedlerischen  Tätigkeit  geeignet 
sein.  International  brauchbare  geistige  Arbeiter  (Techniker,  Ärzte, 
Beamte,  soweit  sie  ihre  einseitige  Bildung  wenigstens  durch  Sprach- 
kenntnisse erweitern)  dürften  am  ehesten  bei  der  Ausgestaltung  der 
keine  entsprechende  Mittelklasse  besitzenden  neuen  Nationalstaaten 
bzw.  bei  dem  bald  zu  gewärtigenden  Wiederaufbau  Rußlands 
dauernde  Erwerbsmöglichkeiten  finden.  Wenn  daher  das  ameri- 
kanische Kapital  in  der  Vergangenheit  eine  große   Anziehungskraft 


i  Buday,  a.  a.  O.,  S.  47. 

2  Statisztikai  Havi  Közlemenyek,  a.  a.  O. 

3  Vgl.  hierzu  Ferenczi,  Rettet  die  Kinder.    „Pester  Lloyd".    26.  November  1920. 
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auf  die  Arbeiterreserven  Europas  ausgeübt  hat,  so  kann  die  neuere 
Einwanderungspolitik  der  Vereinigten  Staaten,  vereint  mit  der  zu  er- 
wartenden Gestaltung  der  Bevölkerungsbewegung  und  Bodenpolitik 
Europas,  den  Kapitalüberfluß  Amerikas  dauernd  in  gewisse  proletari- 
sierte  Staaten  Europas  lenken. 

Sicherlich  wird  die  Welt  in  den  nächsten  Jahren  der  Schauplatz 
einer  Völkerwanderung  werden,  mit  der  verglichen  die  Wanderungen 
vor  dem  Kriege  mit  einer  jährlichen  Anzahl  von  2  bis  234  Millionen 
Auswanderern  sehr  bald  unbedeutend  erscheinen  werden.  Im  zukünfti- 
gen Wettkampfe  der  Völker  wird  es  außerordentlich  in  die  Wagschale 
fallen,  welches  Land  sich  die  fehlende  Arbeitskraft  aus  dem  jetzigen 
Chaos  rechtzeitig  sichert.  Es  sollte  jedenfalls  dem  derzeitigen  Hunger- 
elend ganzer  Völker  und  dem  in  absehbarer  Zukunft  zu  gewärtigenden 
widerwärtigen  Menschenschacher,  die  beide  den  einheitlichen  sozial- 
politischen Fortschritt  der  Kulturstaaten  gefährden,  durch  die  baldige 
internationale  Regelung  des  Arbeitsmarktes  und  des  zwischenstaat- 
lichen Schutzes  der  Wanderarbeiter  vorgebeugt  werden1.  Im  beson- 
deren dürfte  eine  systematische  Angleichung  der  Arbeitsmärkte  Zentral- 
europas vermittels  entsprechender  internationaler  Übereinkommen 
(Auswandererverträge)  eines  der  wichtigsten  Gebote  der  Zukunft  sein 2. 


1  In  der  oben  angeführten  Schrift  des  Verfassers  wurde  diese  Politik  mit  dem  Ergebnis 
angeregt,  daß  die  „Internationale  Vereinigung  zur  Bekämpfung  der  Arbeitslosigkeit"  aut 
ihrer  Genter  Tagung  1913  beschloß,  zu  ihrer  Durchführung  sich  mit  den  zwei  anderen  inter- 
nationalen sozialpolitischen  Vereinigungen  der  Vorkriegszeit  zu  verbinden.  („Bulletin 
Trimistriel  de  l'Association  Internationale  pour  la  lutte  contre  le  chömage",  Ann.  I,  S.  437  ff., 
Ann.  II,  711,  Ann.  III,  Nr.  4,  Ann.  IV,  S.  443  ff.;  Association  Francaise  pour  la  lutte  contre 
le  chömage.  Circulai  redu  Secretariat  General,  Nr.  8,  Paris  1913  etc.)  Die  drei  Vereinigungen 
haben  sich  namentlich  auch  mit  Rücksicht  auf  die  mit  Europa  gemeinsamen  Interessen  der 
überseeischen  Länder  auf  dem  Gebiete  der  Auswanderung  zum  ersten  Male  mit  einem  Aufruf 
zum  Zusammenschluß  und  zur  Fortführung  der  Sozialreform  an  diese  Länder  gewendet. 
(Comite  Permanent  International  des  Assurances  Sociales,  Association  Internationale  pour 
la  Protection  legale  des  Travailleurs,  Association  Internationale  pour  la  lutte  contre  le 
chömage.  Appel.  1913,  Paris,  Bäle,  Gand,  p.  38.)  Über  die  weitere  Entwicklung  dieses 
Zweiges  der  Weltsozialpolitik  vgl.  die  Aufsätze  des  Verfassers  in  der  „Sozialen  Praxis": 
Internationale  Regelung  der  Ein-  und  Auswanderung  (XIII,  898)  und  die  Internationalen 
Wanderungen  und  die  nächste  allgemeine  Arbeitskonferenz  (XXXI,  753  ff.  u.  777  ff );  ferner 
Commission  Internationale  de  l'Emigration.  Aoüt  1921.  Rapport  de  la  Commission  Bureau 
International  du  Travail  1921. 

2  In  verhältnismäßig  kurzer  Zeit  wurden  fünf  solcher  Verträge  zwischen  europäischen 
Staaten  abgeschlossen.  Diese  waren:  Frankreich— Polen  7.  September  1919;  Frankreich — 
Italien  30.  September  1919;  Frankreich— Tschecho-slow.  Republik  20.  März  1920;  Italien- 
Luxemburg  11.  November  1920;  Österreich— Polen  24.  Januar  1921. 
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Ein   Beitrag  zur  Entwicklungsgeschichte 
der  einheimischen  Handelsvermittlung  in  China. 

Von 
Günther  Benecke,  Berlin. 

I.   Die  ökonomischen  Grundlagen  des  Handels  in  China  l. 

Weit  stärker  als  in  den  westlichen  Ländern,  in  denen  menschlicher 
Geist  stetig  bemüht  war,  die  seine  wirtschaftliche  Betätigung 
hemmenden  Einflüsse  der  Natur  auszuschalten,  ist  in  China  durch  alle 
Zeiten  der  Geschichte  hindurch  die  Ausübung  und  Gestaltung  des 
Handels  eng  und  unlöslich  verbunden  geblieben  mit  der  natürlichen 
Beschaffenheit  des  Bodens,  der  Anordnung  der  Gebirge  und  dem  Laufe 
der  Flüsse. 


1  Von  der  einschlägigen  Literatur  ist  benutzt  worden:  Albrecht-Tentler,  Das 
Recht  der  Agenten.  Berlin  1908.  „Archiv  für  den  fernen  Osten".  Berlin  1919.  v.  Brandt, 
33  Jahre  in  Ostasien.  3  Bde.  Leipzig  1901.  „China- Archiv".  Berlin  1916  bis  1918.  „China 
Year  Book".  London  1916  u.  1919.  The  Conduct  of  Business  with  China.  (Department  of 
Commerce,  Miscellaneous  Series,  Nr.  70.)  Washington  1919.  A.  Forke,  Die  Rechtssätze 
des  chinesischen  Handels.  („Borchardt,  Die  Handelsgesetze  des  Erdballs".  6.  Bd.)  Berlin,  o.J. 
O.Franke,  Ostasiatische  Neubildungen.  Hamburg  19H.  E.  Grünfeld,  Hafenkolonien 
und  kolonieähnliche  Verhältnisse  in  China,  Japan  und  Korea.  Jena  1913.  C  S.  Günhut, 
Das  Recht  des  Kommissionshandels.  Wien  1879.  Hellauer,  China.  Wirtschaft  und 
Wirtschaftsgrundlagen.  Berlin  und  Leipzig  1920.  J.  Hirsch,  Organisation  und  Formen 
des  Handels  ....  (Grundriß  der  Sozialökonomik,  V.  Abt.,  1.  Teil,  2.)  Tübingen  1918. 
W.  C  Hunter,  The  Fankwae  at  Canton  before  Treaty  Days.  London  1882.  W.  Koch,  Die 
Industrialisierung  Chinas.  (Doktor-Dissertation  a.  d.  Technischen  Hochschule,  Berlin.  1910.) 
W.  v.  Kries,  Seezollverwaltung  und  Handelsstatistik  in  China.  Jena  1913.  v.  Mackay, 
China,  die  Republik  der  Mitte.  Stuttgart  1914.  A.  Middleton  Smith,  British  Trade  with 
China.  IV.  („The  Times,  Imperial  and  Foreign  Trade  Supplement".  Nr.  24,  March  1918.) 
„Mitteilungen  für  China-Deutsche".  Berlin  1919.  H.  B.  Morse,  The  Trade  and  Administration 
of  the  Chinese  Empire.  London  1908.  H.  B.  Morse,  The  Gilds  of  China.  London  1909.  W. 
Neugebaue  r,  Japan  im  Handelsverkehr  .  .  .  Leipzig  1914.  A.Nord,  Die  Handelsverträge 
Chinas.  Leipzig  1920.  „Ostasiatische  Rundschau".  Berlin  1920.  E.  H.  Parker,  China,  her 
History,  Diplomacy  and  Commerce.  London  1917.  N.  Post,  Handels-  und  Geschäftsverhält- 
nisse in  China.  Wien  1907.  A.  v.  Rosthorn,  Das  soziale  Leben  der  Chinesen.  Leipzig  1919. 
A.  v.  Rosthorn,  Unser  Verhältnis  zu  China  vor  und  nach  dem  Kriege.  Leipzig  1919. 
H.  Schumacher,  Die  chinesischen  Vertragshäfen,  ihre  wirtschaftliche  Stellung  und 
Bedeutung.  (Conrads  Jahrbücher  für  Nationalökonomie  und  Statistik,  III.  Folge,  16.  u.  17.  Bd.) 
Jena  1898/99.  F.  Secker,  Zwischen  Jangtse  und  Peiho.  Reiseeindrücke  und  wirtschaftliche 
Studien.  Tsingtau  1913.  Sonndorfer-Ottel,  Die  Technik  des  Welthandels.  4.  Aufl. 
Wien  1912.  W.  Späing,  Französisches  und  englisches  Handelsrecht  ....  Berlin  1888. 
Staub,  Kommentar  zum  Handelsgesetzbuch.  9.  Aufl.  Berlin  1913/1914.  Trading  with  China. 
Methods  found  successful  in  dealing  with  the  Chinese.  New  York  1919.  W.  Wagner, 
Aufenthalt  und  Niederlassung  Fremder  in  China.  Berlin  1918.  F.  Wertheimer,  Deutsche 
Leistungen  und  Aufgaben  in  China.  Berlin  1913.  —  Die  außerdem  im  Text  zitierte  Literatur 
ist  an  der  betreffenden  Stelle  angeführt. 
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Die  einzigartige  Isoliertheit,  welche  dieses  gewaltige  Reich  west- 
lichen Eroberungs-  und  Ausdehnungsbestrebungen  bis  in  den  Anfang 
des  19.  Jahrhunderts  hinein  als  unantastbar  und  undurchdringbar  er- 
scheinen ließ,  lag  in  dem  schirmenden  Schutze  dreier  gewaltiger 
Wächter,  der  Wüste  im  Norden,  der  Bergmassen  im  Westen  und  des 
Meeres  im  Süden  und  Osten. 

Hinein  in  die  ausgedehnte  Breite  stößt  in  einer  Länge  von  über 
5000  km  der  Jangtsekiang  und  teilt,  acht  Provinzen  mit  seinem  Haupt- 
laufe berührend,  das  Reich  in  zwei  Teile,  die,  ungleichartig  in  der 
Beschaffenheit  ihres  Bodens  und  ihres  Klimas,  politisch  wie  wirtschaft- 
lich ein  voneinander  abweichendes  Gepräge  aufweisen,  verbunden 
allein  nur  durch  die  gemeinsame  Sprache  der  Schrift,  die  seelische 
Verknüpfung  in  einer  alten  Kultur  und  durch  das  in  einem  weit  aus- 
gedehnten Gildenwesen  sich  manifestierende  Gemeinschaftsgefühl. 

Ließen  diese  im  rein  Geistigen  begründeten  Zusammenhänge 
einen  Austausch  und  Ausgleich  zwischen  Nord  und  Süd  in  Fragen 
der  Politik,  der  Verwaltung,  der  Bildung,  der  Kunst  und  jeglicher 
anderen  ideellen  Strömung  möglich  und  erwünscht  erscheinen,  so 
drängte  die  in  so  mannigfacher  Weise  auftretende  Verschieden- 
artigkeit der  Wirtschafts-  und  Verkehrsbedingungen  dazu,  daß  schon 
frühzeitig  und  in  einem  gewaltigen  Ausmaße  der  Handel  als  Mittler 
und  Ausgleicher  zwischen  diese  beiden  Gebiete  trat. 

Kälteres  Klima,  der  Mangel  an  einem  weitveräderten  natürlichen 
Bewässerungssystem  und  die  durch  die  zahllosen  Überschwemmungen 
des  Hoangho  herbeigeführten  Überlagerungen  der  so  fruchtbaren  Löß- 
erde mit  unfruchtbaren  Sedimenten  ließen  im  Norden  nur  eine  geringe 
Anzahl  von  Ernten  zu  und  hielten  den  Anbau  von  hochwertigen 
Kulturpflanzen  in  engen  Grenzen. 

Zwar  wuchsen  Weizen,  Hülsenfrüchte,  Hirse,  Mais,  Hafer  und 
Gerste,  selbst  in  den  rauhen  Gegenden  des  Nordens,  in  genügender 
Menge,  um  den  Bedarf  Nordchinas  decken  zu  können,  zwar  wurde  in 
den  nördlichen  Küstenprovinzen  Baumwolle  gewonnen  und  von  den 
Hirten-  und  Jagdvölkern  der  Nordprovinzen  Pelzwerk  und  Felle  zu 
schützender  Bekleidung  verarbeitet,  aber  durch  den  Mangel  an 
Wasserstraßen  und  die  völlige  Verwahrlosung  der  Verbindungswege 
wurde  eine  ausgleichende  und  regelmäßige  Verteilung  zum  größten 
Teil  verhindert.  Der  Nordchinese  liebt  es,  die  Beförderung  von  Gütern 
auf  von  Maultieren  gezogenen  Karren  vorzunehmen,  mit  denen  er  auf 
einer  ihm  am  kürzesten  erscheinenden  Strecke  die  Felder  quert  und 
so  eine  einem  Wege  ähnliche  Fahrbahn  spurt,  die  dann  bald  allgemein 
in  Benutzung  genommen  wird  und  sich  zu  einer  Verkehrsstraße  aus- 
bildet. Die  Ackerbauer,  deren  bestellte  Felder  von  dem  stets  mit  der 
Frühlingszeit  stark  einsetzenden  Verkehr  auf  lange  Strecken  hin  zer- 
fahren und  zerstört  werden,  wehren  sich  berechtigt  mit  allen  Kräften 
gegen  dieses  mutwillige  Pfadfindertum  der  Karrenlenker,  wobei  in 
Kampf  und  Gegenkampf  zwar  keine  Einigung  erzielt,  wohl  aber  ein 
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geordneter  Güterverkehr  gehemmt  und  unterbunden  wird.  Hierdurch 
geschieht  es,  daß  beispielsweise  in  der  gut  bewässerten  Provinz  Shensi 
ein  Überfluß  an  Getreide  herrschen  kann,  während  kaum  zehn  Meilen 
davon  die  Bevölkerung  von  Kansu  alle  Schrecken  und  Entbehrungen 
einer  Hungersnot  erduldet.  Die  furchtbaren  Hungersnöte,  die  neben 
den  gewaltigen  Überschwemmungen  das  fleißige  Volk  von  jeher  bis  in 
die  neueste  Zeit  hinein  in  so  katastrophaler  Weise  heimgesucht  haben, 
entspringen  neben  allgemeinen  Mißernten  und  anderen  Ursachen  vor 
allem  diesem  Mangel  an  gut  ausgebauten  Dauerwegen. 

Glücklicher  als  der  Norden  ist  der  Süden  Chinas.  Sir  Robert 
Hart,  der  Jahrzehnte  hindurch  der  Generalinspektor  des  chinesischen 
Seezolls  und  ein  wahrhafter  Freund  und  Berater  des  chinesischen 
Volkes  war,  sagt  in  seinem  Buche  *  bei  der  Erwähnung  des  chinesischen 
Außenhandels:  „Chinese  have  the  best  food  in  the  world,  —  rice;  the 
best  drink,  —  tea;  and  the  best  clothing,  —  cotton,  silk,  and  für."  Mit  weit 
größerer  Berechtigung,  als  mit  der  dieser  Satz  für  die  Wirtschaft  Ge- 
samtchinas geprägt  wurde,  gilt  er  für  die  des  südlichen  China. 

Reis,  das  Hauptnahrungsmittel  des  Volkes,  wird  in  reichen  Ernten 
nur  südlich  des  Jangtse  gewonnen  und  gestattet  daneben  als  zweite 
Ernte  des  Jahres  den  Anbau  des  Weizens;  Seide  und  Tee,  die  seit  dem 
Beginn  aller  Handelsbeziehungen  mit  den  Außenvölkern  die  be- 
rühmtesten und  bedeutendsten  Ausfuhrartikel  Chinas  bildeten,  fanden 
ihre  Kultur  und  Verarbeitung  zum  weitaus  größten  Teil  im  Süden  und 
schafften  dort  Wohlhabenheit  und  Reichtum. 

Diese  Unterschiede  in  den  wirtschaftlichen  Grundlagen  des 
Nordens  und  Südens  ließen  zwischen  diesen  beiden  Gebieten  das  Ent- 
stehen und  Anwachsen  eines  ausgedehnten  Binnenhandels,  wie  er  als 
außerordentlich  von  allen  englischen  Beobachtern  vergangener  und 
heutiger  Tage  übereinstimmend  geschildert  wird,  zur  Notwendigkeit 
werden.  Die  weitgestreckte  Ausdehnung  des  Riesenreiches  und  die  an 
europäischen  Verhältnissen  gemessene  gleich  gewaltige  Größe  der 
Einzelprovinzen  führten  jedoch  schon  zwischen  diesen  zu  einem  Aus- 
tausch der  Güter  und  eine'm  Handel,  den  man  mit  Jernigan2  als 
einen  interprovinziellen  bezeichnen  kann. 

Die  Provinzen,  die  in  ihren  politischen  Grenzen  der  natürlichen 
Gestaltung  des  Landes  folgen,  bilden  mit  ihren  sie  umgebenden  Ge- 
birgen und  den  aus  ihnen  entspringenden  und  ihr  Gebiet  durch- 
ziehenden Flußläufen  jede  ein  in  sich  geschlossenes  Becken  mit  ihrem 
eigenen  Wassersystem,  das  für  jede  Provinz  eine  besondere  Frucht- 
barkeit des  Bodens  und  damit  eine  andersartige  Gestaltung  der 
Pflanzen-  und  auch  der  Tierwelt  bedingt.  So  unterscheiden  sich  be- 
nachbarte Provinzen  wie  etwa  Kiangsi  mit  ihrem  Kan-kiang-Flußsystem 
von  Honan  mit   ihrem  Siang-kiang-  und  Yuen-king-Wassernetz  und 


1  These  from  the  Land  of  Sinim.    London  1903.    S.  61. 

2  China  in  Law  and  Commerce.    London  1905. 
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diese  beiden  wieder  von  Kwangtung  oder  Kwangsi  in  den  Eigenarten 
ihrer  Bewohner  sowohl  wie  in  den  Verschiedenheiten  ihrer  Erzeugnisse. 
Unter  solchen  Umständen  fand  der  Handel  ein  fruchtbares  Feld 
für  seine  ausgleichende  Tätigkeit,  und  aus  diesen  Ursachen  heraus  ist 
der  weit  zurückliegende  Ursprung  des  reisenden  Handelsvermittlers  in 
China,  des  „fostook",  zu  erklären;  jenes  Mannes,  der  nach  Öffnung  der 
Vertragshäfen  und  des  Beginns  dauernder  Handelsbeziehungen  mit 
den  fremden  Firmen  seine  Kenntnisse,  sein  Kapital  und  seine  Hoff- 
nung auf  größere  Verdienstmöglichkeiten  mit  den  fremden  Kaufleuten 
zu  gemeinsamer  Aktion  verband  und  nun  als  K  o  m  p  r  a  d  o  r  im  Wirt- 
schaftsleben Chinas  auftauchte. 

Aus  schon  erwähnten  Gründen  fand  der  „fostook"  für  seine  ge- 
schäftlichen Transaktionen  einen  sehr  günstigen  Boden  in  Südchina; 
hier  hatte  er  ein  weitverzweigtes,  während  des  ganzen  Jahres  fließendes 
Wassernetz,  das  durch  Anpassung  der  Bauart  der  Dschunken  an  die 
Eigenarten  des  Flußlaufes  bis  zur  Grenze  des  Möglichen  schiffbar  ge- 
macht war,  für  den  Transport  seiner  Waren  zur  Verfügung.    Mußten 
Land-  oder  Gebirgsstrecken  überwunden  werden,  so  klammerte  man 
sich  nicht  wie  in  Nordchina  an  das  Bestehen  von  Fahrbahnen,  sondern 
führte  den  Transport  mit  Hilfe  der  anspruchslosen,  billigen  und  aus- 
dauernden Kulis  durch,  die  auf  besonderen  Traggestellen  die  Güter  im 
Marsche  über  alle  Unebenheiten   des   Bodens   hinweg  fortbewegten. 
Da  die  einzelnen  Provinzen  infolge  ihrer  Lage  und  geologischen  Eigen- 
heiten verschiedenartige  Erzeugnisse   hervorbrachten,  so   ergab   sich 
für  viele  Waren,  insbesondere  Feld-  und  Gartenfrüchte,  eine  Art  pro- 
vinzieller Monopolpreisbildung,  die  von  dem  chinesischen  Zwischen- 
händler, der  zwischen  den  Provinzen  vermittelte,  kräftig  zu   eigenen 
Gunsten  ausgenutzt  wurde,  so  daß  er  bald  ein  vermögender  Mann  war. 
Ein  Erschwernis  für  den  Handel,  aber  eine  stets  gern  benutzte 
Möglichkeit  von  Kursgewinnen  für  den  Zwischenhändler  bot  die  Viel- 
fältigkeit und  Regellosigkeit  des  chinesischen  Geldwesens.  Nach  Über- 
windung der  vorhistorischen  Periode,  in  der  sich  China  für  den  Bedarf 
seines     Handels     mit     Geldzeichen     wie     Schildkrötenschalen     und 
Muscheln,    beschriebenen    Häuten    und    Seidenkokons,    Ringen    und 
Spangen  aus   Bronze  behalf,  gab   es   seinen  Geldzeichen  bestimmte 
Formen    und    Aufschriften.     Mit    einer    Ausnahme    in    der    Provinz 
Szechuan,  die  eiserne  Geldstücke  verwandte,  wurde  allgemein  Kupfer 
für  die  Herstellung  von  Münzen  verwandt,  die  zuerst  in  Schwerter-, 
dann  in  Spatenform  gebildet  wurden,  bis  sie  die  bis  auf  den  heutigen 
Tag  allgemein  gebräuchliche  Form  der  runden  Kupferplatte  bekamen, 
in  deren  Mitte  zum  Aufreihen  auf  Fäden  ein  viereckiges  Loch  ge- 
stanzt war. 

Je  ein  Tausend  dieser  „Käsch"  genannten  Kupfermünzen  bildeten 
theoretisch  den  Wert  für  einen  „Tael".  Dieser  Tael  ist  eine  auf  eine 
bestimmte    Gewichtsmenge    Silber    von    gewisser   Feinheit   bezogene 
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Rechnungseinheit,  deren  Grundlage  das  auch  für  Maße  und  Gewichte 
gebräuchliche  Dezimalsystem  ist,  kommt  als  eigentliche  Münze  jedoch 
nicht  vor.  Die  in  China  gebräuchliche  schuhförmige  Gestalt  des 
Barrensilbers,  sogenanntes  „sycee",  das  von  dem  Silberprüfer,  dem 
„kungku",  mit  dem  Namen  der  Silberschmelze,  der  Nummer  des 
Schmelzofens  und  dem  Ort  der  Herstellung  durch  Auftragen  von 
Tusche  gezeichnet  wird,  enthält  durchschnittlich  etwa  50  Taels 
Silber.  Im  Verkehr  befinden  sich  Silberklumpen  von  etwa  2 — 3  Taels, 
die  von  dem  sycee  abgehackt,  gewogen  und  gehandelt  werden. 

Ergäbe  schon  die  Gleichsetzung  von  1000  Käsch  =  1  Tael  bei 
dieser  ungeprägten  Form  des  Tael  einige  Schwierigkeiten  in  der  Praxis, 
so  treten  noch  verwickeitere  Umstände  hinzu,  welche  die  Durchführung 
eines  geordneten  Geldverkehrs  gänzlich  unterbinden,  dem  chinesischen 
Händler  aber  die  gewünschte  Gelegenheit  geben,  aus  dieser  Ver- 
wirrung seine  Vorteile  zu  ziehen.  Zunächst  besteht  die  Anzahl  der  auf 
einen  Strick  —  in  dieser  Form  „tiao"  oder  „kuan"  genannt  —  auf- 
gereihten Käschstücke  nicht  aus  1000  Stück,  wie  es  bei  der  Verhältnis- 
zahl des  Taels  zum  Käsch  wie  1  :  1000  für  eine  einwandfreie  Ver- 
rechnung der  Fall  sein  müßte,  sondern  auf  einem  tiao  sind  nur 
etwa  990  Stücke,  die  aber  von  den  chinesischen  Geldwechslern, 
welche  die  fehlenden  Stücke  für  sich  ausgesondert  haben,  wie  volle 
1000  gerechnet  werden.  Dazu  tritt  die  Vielheit  der  verschiedenen 
Rechnungseinheiten  des  Tael.  Neben  dem  für  die  Berechnung  des 
Seezolls  gebräuchlichen  „Haikuan-Tael"  und  dem  für  Steuer  und  staat- 
liche Abgaben  anderer  Art  verwendeten  „Kuping-Tael"  hat  jede  Pro- 
vinz, ja  jede  Stadt  —  und  auch  in  dieser  noch  oft  variierend  —  ihren 
besonderen  Tael,  verschieden  nach  Feinheit  und  Gewicht.  Vom  Aus- 
land her,  doch  wegen  ihrer  Feinheit  sehr  schnell  im  chinesischen 
Handelsverkehr  eingebürgert,  flössen  zudem  seit  dem  16.  Jahrhundert 
Silbermünzen  in  das  Land,  zuerst  die  spanischen  Carolus-Dollars,  die 
Säulen-Dollars  (die  auf  der  Rückseite  die  „Säulen  des  Herkules" 
trugen),  denen  bald  mexikanische  Adler-Dollars,  britische  Dollars  aus 
Bombay,  japanische  Yen  und  —  was  nicht  ausbleiben  konnte  —  zahl- 
reiche unterwertige  Dollars  chinesischer  Prägung  folgten. 

Das  Geldwechselgeschäft,  unter  derartigen  Vorbedingungen  eine 
Notwendigkeit,  blühte  in  China.  Einige  hundert  Dollar  Kapital  ge- 
nügten für  die  Gründung;  ein  Vielfaches  dieser  Summe  entstand  bald, 
wenn  alle  Vorteile,  die  sich  boten,  ausgenutzt  wurden.  Es  wurden  gute 
Dollars  von  den  Geldwechslern  gechopped,  d.  h.  zum  Zeichen  ihrer 
Echtheit  mit  einem  Stempel  versehen,  wobei  ein  wenig  Silber  abfiel, 
eine  Prozedur,  die,  auf  die  Dauer  betrieben,  aber  genügte,  um  sehr 
erhebliche  Gewinne  daraus  zu  schlagen.  So  soll,  nach  Jernigan1,  ein 
chinesischer  Bankier  in  Kanton  in  der  Zeit  des  ersten  Handelsbeginns 
mit  dem  Auslande  in  einem  Jahre  an  100  000  Dollars  hieraus  für  sich 

1  a.  a.  O.,  S.  280. 
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gewonnen  haben.  Der  reisende  Handelsvermittler,  der  fostook,  benutzte 
auf  seinen  Fahrten  die  Gelegenheit,  um  beschädigte  oder  unterwertige 
Dollars  zu  einem  niedrigen  Preise  einzukaufen  und  sie  an  die  Bankiers 
zum  Umschmelzen  in  sycees  weiterzuverkaufen.  So  suchte  jeder 
chinesische  Händler  aus  dem  Geldwirrwarr  seinen  Profit  zu  schlagen, 
der  Bankier,  der  fostook  und  späterhin  der  Komprador,  der  seine  Ver- 
wendung und  Stellung  zum  großen  Teil  der  Unklarheit  der  Geldverhält- 
nisse bei  den  fremden  Firmen  verdankt. 

Es  würde  jedoch  im  Zahlungsverkehr  der  chinesischen  Händler 
untereinander  bei  Aufrechterhaltung  des  Barzahlungsverfahrens  zu 
schweren  Unzuträglichkeiten  geführt  haben,  wozu  auch  bei  Reisen  der 
Händler  nach  entfernteren  Gegenden  die  gewaltige,  transport- 
belastende Schwere  des  Silber-  und  Kupfergeldes  zu  rechnen  ist,  wenn 
nicht  schon  seit  frühester  Zeit  durch  die  Bewohner  der  Provinz  Shansi 
durch  Vererbung  vom  Vater  auf  den  Sohn  und  peinlichstes  Ehrgefühl 
ein  Bankwesen  über  ganz  China  ausgebreitet  worden  wäre,  das  den 
Anspruch  auf  Kreditsicherheit  und  Ausbildung  bequemster  Zahlungs- 
methoden für  sich  geltend  machen  kann.  Gegenüber  den  örtlichen 
„Lokal-Banken",  die  sich  mit  der  Annahme  von  Depositengeldern  und 
Beleihung  von  Hypotheken  auf  Grund  persönlichen  Kredits  befassen, 
besteht  die  Hauptaufgabe  dieser  von  den  Shansi-Bankiers  geleiteten 
oder  kontrollierten  „Handels-Banken"  (exchange  banks)  darin,  neben 
der  Gewährung  von  Vorschüssen  gegen  Stellung  von  Sicherheiten,  den 
Zahlungsverkehr  mit  entfernteren  Plätzen  vermittels  ihrer  über  das 
ganze  Land  reichenden  Verbindungen  durchzuführen.  Sie  verkaufen 
Tratten  auf  fremde  Plätze  und  nehmen  solche  sowie  Schecks  von  be- 
freundeten Banken  in  Zahlung,  stellen  Kreditbriefe  aus,  eröffnen 
Akkreditive  und  geben  Banknoten  aus,  die  im  Gegensatz  zu  den  Noten 
der  anderen  Banken,  die  meist  nur  eine  örtlich  engbegrenzte  Geltung 
und  Kreditwürdigkeit  genießen,  allgemein  geachtet  und  genommen 
werden.  Mit  Hilfe  dieser  Banken  war  den  einheimischen  Handels- 
vermittlern, die  bei  den  vielfachen  Unterschieden  der  Produktions- 
gebiete, der  Verkehrsmittel,  des  Geldwesens  u.  a.  in  China  mit  Not- 
wendigkeit die  eigentlichen  Träger  des  Handels  wurden,  erst  die  Mög- 
lichkeit gegeben,  gewisse  Risiken  auszuschalten  —  unter  denen  der 
Verlust  des  Silbergeldes  infolge  des  nicht  zu  unterschätzenden  Räuber- 
unwesens ein  sehr  beträchtliches  war  —  und  so  den  Handel  im  Innern 
zu  einer  Ex-  und  Intensität  zu  entwickeln,  die  für  die  Bedarfsdeckung 
des  gewaltigen  Reiches  durchaus  notwendig  war. 

Alle  Einwirkungen  zu  betrachten,  die  infolge  vertraglicher  Ver- 
pflichtungen Chinas  mit  den  Fremdmächten  die  Entwicklung  des 
Handels  und  dessen  Vermittlung  beeinflußten,  ist  die  Aufgabe  eines 
nachfolgenden  Teiles,  der  die  historische  Gestaltung  der  Handelsver- 
mittlung in  China  zu  untersuchen  haben  wird.  Um  aber  zu  einem  Ver- 
ständnis der  von  westlichen  Handelsgewohnheiten  so  mannigfach  ab- 
weichenden Auffassungen  des  chinesischen  handeltreibenden  Volks- 
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teiles  zu  gelangen,  die  jeglicher  Handelsgebarung  ihr  Gepräge  geben, 
ist  es  nach  Behandlung  der  von  der  Natur  und  deren  Einflüssen  her- 
rührenden ökonomischen  Grundlagen  des  Handels  vorerst  notwendig, 
die  aus  den  Fragen  der  Weltanschauung  und  der  Morallehre  sich  er- 
gebenden geistigen  Strömungen  festzustellen,  die  zu  jenen  mächtigen 
sozialen  Bindungen  des  Gildenwesens  in  China  geführt  und  recht 
eigentlich  die  Wirtschaftsgesinnung  des  Chinesen  geformt  und  gebildet 
haben. 

II.    Der  Wirtschaftsgeist  des  Chinesen. 

Fest  verankert  in  alle  Lebensstrebungen  und  Regungen  der 
irdischen  Welt,  ihren  Ablauf  und  ihre  Gestaltung  als  unabänderliche 
Gegebenheit  in  konsequenter  Diesseitigkeitsrichtung  erklärend  und  be- 
jahend, fern  von  allen  Hoffnungen  und  Erwartungen  einer  jenseitigen 
Erlösung  und  Heilsgnade  und  damit  ablehnend  gegenüber  allen  sie 
erstrebenden  Unterwerfungsakten  der  Askese,  Ekstase,  Kontemplation 
und  Sündenbekennung,  eher  eine  Anstandslehre  denn  eine  Religion 
zu  nennen,  bezieht  in  China  der  Konfuzianismus  das  Handeln  und  Tun 
eines  jeden  in  seine  Sittenlehre  ein.  Gepflegt  und  geschützt  von  den 
Trägern  der  Staatsautorität,  der  Mandarinen-  oder  Beamtenkaste,  die 
zur  Erlangung  einer  Pfründe  ihre  „Kultur"-  (nicht  „Fach"-)  Qualifikation 
durch  zahlreiche,  auf  die  Kenntnis  der  klassischen  Schriften  sich  er- 
streckende, strenger  Klausur  und  Zensur  unterliegende  Prüfungen 
erweisen  mußte,  nahm  der  Konfuzianismus  in  seinen  Auswirkungen 
auf  die  Massen  jene  Formen  an,  die  ihm  von  dieser  im  Leben  Chinas 
tonangebenden  Literatenschicht  in  Auslegung  der  Lehren  des  Kon- 
fuzius und  in  patriarchalischer  Bevormundung  gegeben  wurden. 

Mit  anderen  Voraussetzungen  und  anderen  Zielen,  an  den  Hang 
zum  Metaphysischen  im  Menschen  anknüpfend  und  ihn  durch  Mystik 
und  Kontemplation  zu  einem  höheren  Leben  führend,  streiten  in  China 
mit  dem  Konfuzianismus  die  Weltanschauungen  des  Taoismus  und  des 
Buddhismus.  Trotz  mancher  sozialen  Folgewirkung  hat  im  allgemeinen 
der  Buddhismus  auf  die  Wirtschaftsgesinnung  des  Chinesen  einen  sehr 
geringen  Einfluß  ausgeübt,  dagegen  hat  der  besonders  im  Süden  stark 
verbreitete  Taoismus  einen  großen  Teil  seiner  Anhängerschaft,  wohl 
hauptsächlich  wegen  seiner  antiliterarischen  Richtung,  in  Kaufmanns- 
kreisen gewonnen.  Dem  Konfuzianismus,  der  in  sich  einen  Zug  zum 
Zentralismus  und  Bürokratismus  trägt,  tritt  Laotse,  der  wahrschein- 
liche Begründer  des  Taoismus,  mit  der  Anschauung  gegenüber,  daß 
die  einzelnen  Staatsteile  autark  und  autonom  wie  kleine  Gemeinwesen 
und  mit  möglichst  geringer  Bürokratie  zu  verwalten  seien.  Da  zudem 
der  Gott  des  Reichtums,  der  Berufsgott  der  Kaufmannschaft,  ein  von 
taoistischer  Seite  gepflegter  Funktionsgott  ist,  erklärt  sich  die  Zunei- 
gung dieser  Berufsschicht  zur  taoistischen  Religion. 

Das  konfuzianische  Ideal  des  nach  Selbstvervollkommnung  als 
letztem  Selbstzweck  strebenden  konventionell  Gebildeten  ist  der 
„höhere",  „fürstliche",  „vornehme"  Mensch,  der  „gentleman"  (wie  ihn 
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Dvorak  bezeichnet),  der  nach  den  Geboten  der  Schicklichkeit  sich  mit 
Höflichkeit  und  Artmut,  in  beherrschter  Gelassenheit  und  korrekter 
Wohlanständigkeit  bewegt,  sich  in  selbstbeobachtender  Reserve  hält 
und  durch  Unterdrückung  jeder  leidenschaftlichen  Regung  das 
Gleichgewicht  der  Seele  und  ihre  Harmonie,  die  Wurzel  alles  Guten, 
zu  erhalten  sucht.  Da  ohne  angesehene  Stellung  und  Reichtum  auf 
dieser  Welt  nichts  zu  erlangen  ist,  aber  die  erstrebte  Tugend  des 
„fürstlichen  Mannes"  nur  durch  sie  zu  erreichen  ist,  so  ist  sein  Ziel, 
eine  möglichst  einträgliche  und  einflußreiche  Stellung  zu  erlangen  — 
nicht  so  sehr  die  Freude  am  wirtschaftlichen  Erwerb,  an  der  Aus- 
übung des  Berufes  an  sich.  Es  ist  dies,  wie  esMaxWeber1  treffend 
ausdrückt,  der  Standpunkt  des  Amtspfründners  in  ethischer  Verklärung. 

Die  kräftig  geübte  Ansammlung  von  Reichtum  durch  willkürliche 
Erhebung  von  Abgaben,  squeezes  und  anderen  Freundschaftsgeldern 
—  nach  westlichen  Begriffen  würde  eine  solche  Methode  mit  „Er- 
pressung" und  „Bestechung"  bezeichnet  werden  —  hat  aber  in  jener 
Akkumulation  des  Vermögens  nicht  vermocht,  einen  Kapitalismus  in 
modernem  Sinne  großzuziehen. 

Die  Wirtschaftsgesinnung  des  Chinesen,  der,  wie  bereits  aus- 
geführt, die  Erhaltung  der  Seelenruhe  als  Lebensmaxime  voransteht, 
kennt  zwar  den  Begriff  der  Rechenhaftigkeit,  findet  Freude  am  Handel, 
Rechnen  und  Feilschen,  konnte  aber  aus  soziologisch  bedingten  Grün- 
den nicht  zu  einer  rationalen  Versachlichung  der  Wirtschaft,  zu  einer 
Auflösung  in  rationale  „Betriebe"  und  „Unternehmungen"  (über 
deren  Versagen  unter  chinesischer  Leitung  noch  in  heutiger  Zeit 
Tiefensee2  klagt)  vordringen,  wie  ja  auch  in  der  chinesischen  Be- 
triebsorganisation, dem  kaufmännischen  Nachrichtendienst,  dem  Geld- 
wesen, dem  Buchführungs-  und  Rechnungssystem  keine  wirklich  ratio- 
nale Organisation  und  Methodik  herrscht. 

Zudem  schützte  die  persönlichen  Freiheitsrechte  des  einzelnen 
sowie  das  Privateigentum  an  Sachgütern  —  infolge  der  konfuzianischen 
Voraussetzung  der  prinzipiellen  Gleichheit  der  Menschen  —  kein  for- 
males, noch  ein  systematisch  materiell  durchrationalisiertes  Recht,  so 
daß  der  Kapitalismus  nicht  den  für  seine  gleichbleibende  Gestaltung 
und  Entwicklung  notwendig  erforderlichen,  im  voraus  bestimmbaren 
Rechtsgang  vorfand.  Wie  einerseits  die  streng  logisch  durchkon- 
struierte Struktur  etwa  des  deutschen  Rechtssystems  für  chinesische 
Denkrichtung  und  Auffassung  gänzlich  unverständlich  bleiben  mußte, 
andererseits  das  unsystematische,  jedoch  an  den  „leading  cases"  sich 
orientierende  und  vor  allem  die  Autonomie  der  ökonomisch  Mächtigen 
garantierende  angelsächsische  common  law  eine  Sicherheit  der  kapi- 
talistischen Entwicklung  gewährleistet  hätte,  entschied  die  chinesische 
Wohlfahrtsjustiz  nicht  nach  formellen  Regeln  „ohne  Ansehen  der 


1  Die  Wirtschaftsethik  der  Weltreligionen.    Konfuzianismus  I,  II,  HI,  IV.    („Archiv  für 
Sozialwissenschaft  und  Sozialpolitik".    1916.    41.  Bd.,  Heft  1  u.  2.) 

2  Geschäftsgründung  in  China.     Bando  (Japan)  1919. 
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Person",  sondern  je  nach  der  gegebenen  Lage  in  salomonischer 
Manier  nach  Billigkeit  und  Angemessenheit  des  konkreten  Resultats. 

Aus  allen  vorerwähnten  Gründen  unterblieb  in  China  eine  Wirt- 
schaftsentwicklung im  kapitalistischen  Geiste,  denn  sie  knüpfte  in 
ihrer  Formung  an  die  soziale  Grundpflicht  der  konfuzianischen  Lehre, 
die  Pietät,  an. 

Die  Pietät,  unter  der  die  Ehrfurcht  vor  den  Toten,  Verehrung  der 
Ahnen,  Kindesgehorsam,  Elternliebe,  Achtung  vor  der  Obrigkeit  und 
jegliche  Zuneigung  zu  Freunden  und  Fremden  begriffen  werden  kann, 
verband  sich  mit  der  Sippengebundenheit  des  Chinesen,  die  sich  in 
der  Familie  und  dem  Dorfe  als  der  Urform  und  dem  Ausgangspunkte 
des  chinesischen  Gemeinschaftslebens  widerspiegelte,  zu  einem  Ver- 
antwortlichkeitsbewußtsein eines  für  den  andern,  wie  es  als  Grund- 
lage des  Vertrauens  in  geschäftlichen  Angelegenheiten,  des  Kredites 
im  weitesten  Sinne,  nicht  zuverlässiger  vorgefunden  werden  kann.  An 
Stelle  der  Bindung  des  Vertrauens  an  Sachgüter  oder  Betriebe  steht 
hier  das  auf  verwandtschaftliche  oder  verwandtschaftsartige  Beziehun- 
gen gegründete  rein  persönliche  Vertrauen.  Dieses  Vertrauen  vor  der 
Gesamtheit  der  öffentlichen  Meinung  unbefleckt  zu  erhalten,  stets  das 
„Gesicht"  zu  wahren,  ist  das  Bestreben  und  Bemühen  des  Chinesen 
und  hat  das  Ergebnis,  daß,  wie  wohl  sonst  in  keinem  Lande,  jeglicher 
geschäftliche  Verkehr  sowohl  im  Binnen-  wie  im  Außenhandel  sich 
auf  diesen  persönlichen  Kredit  und  den  ungetäuschten  Glauben  an 
Ehrlichkeit  und  Erfüllungswillen  stützt,  ohne  sachlicher  Sicherungen 
oder  schriftlicher  Verträge  zu  bedürfen. 

Zu  machtvoller  Größe  erweiterten  sich  die  Familien-  und  Sippen- 
gemeinschaften in  den  das  ganze  Reich  und  jede  Schicht  umfassenden 
Organisationen  genossenschaftlichen  Charakters,  den  Gilden,  Zünften, 
Berufsverbänden,  Gewerkschaften,  Landsmannschaften,  Klubs  und 
Bruderschaften.  Da  die  Verwalter  des  Staatsbetriebes,  die  Beamten, 
wohl  eine  klassische,  aber  keine  Fachbildung  hatten,  ihre  Tätigkeit 
eine  wechselnde  war  und  ihre  Amtsfrist  offiziell  nur  drei  Jahre  betrug, 
läßt  sich  ermessen,  daß  sie  weder  die  Fähigkeit,  die  Macht  und  den 
Willen  hatten,  wirtschaftspolitisch  aktiv  zu  sein.  Sie  begnügten  sich 
mit  der  Sorge  für  Vorflut  und  Unterhaltung  der  Wasserstraßen,  die  für 
die  Reisversorgung  unentbehrlich  waren,  im  übrigen  mit  der  typischen 
patrimonialen  Teuerungs-  und  Konsumpolitik. 

Die  eigentlichen  Träger  der  Ordnung  blieben  die  Gilden,  die 
Handel  und  Verkehr  förderten  und  regelten.  In  ihrer  Verwaltung 
stehen  Unterstützung-  und  Sterbekassen,  Unterrichtsgebäude  und 
Wohlfahrtseinrichtungen;  in  ihren  Händen  liegt  ein  ausgedehntes 
Bankwesen  mit  Depositen-  und  Diskontordnung,  Wechsel-,  Lombard- 
und  Clearingverkehr;  sie  stellen  die  Regeln  für  den  Geschäftsverkehr 
auf  und  überwachen  deren  Ausführung;  sie  pachten  Binnenzölle  und 
führen  deren  Erhebung  durch;  sie  haben  ihre  eigenen  Schiedsgerichte 
und  mischen  sich  mit  ihrer  Macht  in  das  Verfahren  der  ordentlichen 
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Gerichte  ein.  Jede  Gilde  hat  ihr  eigenes  Haus  oder  Büro  mit  ständigen 
Sekretären  und  Schreibpersonal.  Dort  ist  ein  Standardsatz  von  ge- 
eichten Maßen  und  Gewichten  niedergelegt,  nach  dem  die  übrigen 
Mitglieder  sich  unter  Androhung  von  strengen  Strafen  zu  richten 
haben.  Jeden  Morgen  kommen  dort  die  Mitglieder  zusammen  und  be- 
sprechen die  Geschäftslage,  setzen  die  Mengen  und  Qualitäten  sowie 
die  Mindestpreise  fest,  die  für  die  Waren  erzielt  werden  sollen,  und 
stellen  die  Höhe  der  Kurse  für  die  Geldsorten  sowie  Zinsfuß  und 
Zahlungsfristen  für  Wechsel  auf.  Für  ihre  vielfachen  gemeinnützigen 
Einrichtungen,  zu  denen  auch  Feuerwehren  gehören,  erheben  sie  Bei- 
träge von  ihren  Mitgliedern,  die  diese  nach  ihrem  Vermögen  und 
ihrem  Umsatz  im  Wege  der  Selbsteinschätzung  zu  bemessen  haben. 
Bei  Zweifeln  an  der  Richtigkeit  der  Einschätzung  werden  die  Ge- 
schäftsbücher von  eigenen  Revisoren  nachgeprüft  und  bei  falschen 
Angaben  hohe  Geldstrafen  erhoben.  Peinvolle  Körperstrafen  treffen 
den,  der  Scheingeschäfte  ausführt  oder  mit  unlauteren  Mitteln  ge- 
schäftliche Vorteile  zu  erreichen  sucht. 

Jegliches  Tun  und  Lassen  ihrer  Mitglieder  unterliegt  der  Beob- 
achtung der  Gilde,  und  ihre  Macht  ist  so  stark,  daß  sie  auch  Nicht- 
mitgliedern  und  Außenstehenden  ihren  Willen  aufzuzwingen  vermag. 
Wird  ihren  Satzungen  und  Handelsregeln  von  außen  her  Widerstand 
entgegengesetzt,  so  brechen  sie  ihn  mit  Hilfe  von  Boykotten,  Streiks, 
Corners  und  ähnlichen  Mitteln,  von  denen  englische  Berichte  manches 
Beispiel  aufzählen.  Jeder  chinesische  Kaufmann,  sei  er  nun  Klein- 
oder Großhändler,  Eigenhändler  oder  Komprador,  gehört  einer  Gilde 
an,  doch  geht  sein  Streben  danach,  auch  einem  angesehenen  Klub 
anzugehören.  Dann  garantiert  das  an  seinem  Laden  angeheftete  Auf- 
nahmediplom dem  Käufer  die  Warenqualität.  Wie  einerseits  die  Mit- 
haftung und  Mitverantwortlichkeit  der  Familie  bis  auf  die  Mitglieder 
der  Gilde,  des  Klubs  usw.  ausgedehnt  und  somit  die  Kreditbasis  ver- 
breitert wird,  muß  andererseits  die  gewaltige  Macht  der  Gilden  be- 
achtet werden,  die  sich  einem  den  Gilden  nicht  genehmen  Handeln 
fremder  Kaufleute  entgegenstemmen  kann. 

Die  fremde  Kaufmannschaft,  die  ja  in  ihren  eigenen  Betrieben 
den  Komprador  als  eifrigen  Beobachter  ihres  Geschäftsgebarens  sitzen 
hat,  ist,  ohne  sich  dessen  stets  voll  bewußt  zu  werden,  in  ihrem  Handel 
in  China  genau  so  dem  Willen  der  Gilden  unterworfen,  wie  jeder  ein- 
heimische Händler  auch.  So  will  Berliner1  eine  teilweise  Begründung 
für  die  Einführung  des  Indentgeschäftes  in  China  in  dem  Bestreben 
der  fremden  Kaufmannschaft  finden,  durch  diese  Vertragsart  schon  vor 
Bestellung  und  Abgang  der  Ware  aus  der  Heimat  den  chinesischen 
Händler  fest  an  der  Hand  zu  haben.  Würde  der  Importeur  die  Ware 
auf  eigene  Gefahr  kommen  lassen,  so  kann  es  geschehen,  daß  ihm  die 
Händler  bei  Ankunft  der  Ware  einen  Preis  aufzwingen,  der  erheblich 


1  Organisation  und  Betrieb  des  Importgeschäfts  in  China.    Hannover  1920. 
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unter  dem  Marktwert  liegt.  Ist  aber  der  europäische  Kaufmann  erst 
zu  Zwangs-  und  Notverkäufen  gezwungen,  so  ist  er  in  China  ganz  in 
die  Hände  der  durch  das  Gildenwesen  zusammengeschlossenen  Händ- 
ler gegeben.  In  China  stellt  die  Gilde  eine  stärkere  Macht  als  die 
Staatsgewalt  dar  und  wird,  da  ihr  Wesen  unlöslich  mit  der  Kardinal- 
tugend der  konfuzianischen  Lehre,  der  streng  befolgten  und  beach- 
teten Pietät  verbunden  ist,  auch  weiterhin  die  Größe  bleiben,  mit  der 
jeder  in  China  handeltreibende  Fremde  zu  rechnen  haben  wird. 

Es  war  nötig,  die  Grundlage  dieser  Untersuchung  bis  in  die  von 
der  wirtschaftlichen  Betrachtungsweise  meist  gern  gemiedenen  Gebiete 
der  Religion  und  Weltanschauung  hinein  zu  erstrecken,  um  die 
Wesenseigenarten  des  chinesischen  Handelsstandes  und  hier  vor  allem 
des  Kompradors  zu  erfassen,  die  für  die  Beurteilung  seiner  Vertrauens- 
würdigkeit, Kreditsicherheit,  Garantie-  und  Bürgschaftsleistung,  vor 
allem  aber  auch  für  die  in  einem  späteren  Kapitel  aufzuwerfende  Frage 
nötig  ist,  ob  die  Möglichkeit  besteht,  den  Komprador  im  Fremdhandel 
Chinas  auszuschalten. 

III.  Geschichtliche  Entwicklung  der  Handelsvermittlung  in  China. 

A.  Der  Außenhandel  bis  zum  Mittelalter. 

Nicht  immer  hatte  sich  das  chinesische  Reich,  seiner  späteren 
Gewohnheit  folgend,  von  der  Umwelt  abgeschlossen  und  versucht,  jed- 
weden fremden  Eindringling  fernzuhalten;  schon  frühzeitig,  im  zweiten 
Jahrhundert  v.  Chr.,  trat  es  selbst  aus  eigenem  Entschluß  in  die  Welt 
hinaus  und  sandte  seinen  kühnen  Reisenden  Chang  Kien  zu  den  Per- 
sern und  Türkern,  dem  es  gelang,  die  Beziehungen  so  fest  und  so  halt- 
bar zu  knüpfen,  daß  man  im  ersten  Jahrhundert  n.  Chr.  bereits  daran 
dachte,  mit  Rom  in  Verbindung  zu  treten,  ein  Plan,  der  jedoch  von  den 
persischen  und  arabischen  Zwischenvölkern  gestört  wurde. 

Im  Jahre  166  n.  Chr.  traf,  von  Marc  Aurel  ausgesandt,  eine 
römische  Handelsmission  in  China  ein,  die  ein  Jahrhundert  später 
wiederholt  wurde  und  durch  Vermittlung  persischer  und  arabischer 
Händler  zu  regen  Handelsgeschäften  mit  Rom  führte,  wo  chinesische 
Porzellane  und  Tonwaren,  Nephrite  und  besonders  Seidenwaren  zu 
hohen  Preisen  gehandelt  wurden.  Nach  einem  im  sechsten  Jahrhundert 
sich  erweiternden  Warenaustausch  mit  Griechenland  wurde  durch  die 
Türkenkriege  der  Handel  mit  dem  Auslande  unterbrochen  und  lebte 
erst  im  13.  Jahrhundert  wieder  auf.  Es  war  auch  in  jener  Zeit,  in  der 
mit  den  von  Gregor  X.  abgesandten  beiden  venezianischen  Edlen 
Polo  der  Sohn  Marco  Polo  mitgereist  war,  der  über  17  Jahre  lang  als 
Ratgeber  des  ihm  freundlich  gesinnten  Kaisers  Kublai  Khan  die  höch- 
sten Vertrauensstellungen  in  China  bekleidete.  Im  14.  Jahrhundert 
entwickelte  sich  noch  einmal  ein  bedeutender  Handelsverkehr,  der 
hauptsächlich  von  venezianischen  und  genuesischen  Kaufleuten  ver- 
mittelt wurde,  bis  mit  dem  Sturze  der  Mongolendynastie  die  Ming- 
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dynastie  (1368 — 1644)  den  Thron  bestieg,  die  jeglichen  Handel  mit 
den  westlichen  Ländern  zu  unterbinden  suchte. 

Zu  Beginn  des  16.  Jahrhunderts  trafen  in  der  Nähe  von  Kanton 
Portugiesen  ein,  denen  es  trotz  ihres  übel  vermerkten  Auftretens  mit 
Hilfe  von  reichen  Geldgeschenken  gelang,  die  Erlaubnis  zu  erhalten, 
in  Kanton  und  anderen  Küstenplätzen  Handel  zu  treiben.  Infolge  viel- 
facher Händel  wurde  ihr  Aufenthalt  jedoch  allein  auf  Makao  be- 
schränkt, bis  es  ihnen  durch  reiche  Geschenke  glückte,  wieder  in 
Kanton  Fuß  zu  fassen,  das  dann,  nach  Niederlassung  auch  anderer 
Nationen  dort,  bis  zum  Jahre  1842  der  einzige  Hafen  Chinas  blieb,  in 
dem  die  fremden  Nationen  Handel  treiben  durften. 

Nur  in  der  Zeit  von  1686 — 1709  wurden  einmal  durch  ein  Edikt 
des  Kaisers  Kang-hi  alle  Häfen  Chinas  für  den  fremden  Handel  ge- 
öffnet, was  jedoch  zu  keiner  Ausbreitung  des  Handels  führte.  So 
freundlich  die  Chinesen  den  in  jenem  Jahrhundert  hereinströmenden 
Fremden  entgegenkamen,  so  schnell  wurde  ihre  Zuneigung  in  Haß 
verwandelt,  als  sie  das  Auftreten  der  Spanier  auf  den  Philippinen,  der 
Portugiesen  in  Kanton  und  in  Ningpo,  der  Holländer  auf  den 
Pescadores-Inseln  und  Formosa,  der  Russen  im  Amurgebiet  und  der 
anderen  Fremden  in  Kanton  sahen.  Als  entschlossene  Abwehr  gegen 
diese  vom  Westen  her  drohende  Gefahr  ist  jene  den  Handel  in  Kanton 
beschränkende  Einrichtung  des  „Co-hong-Systems"  zu  verstehen. 

B.  Die  Hong-Kaufleute. 

Um  den  immer  reger  einsetzenden  Handel  in  Kanton,  der  zwischen 
den  chinesischen  Behörden  und  den  fremden  Kaufleuten  über  die 
außerordentlich  hohen  Schiffsabgaben  zu  den  ernstesten  Streitigkeiten 
führte,  in  geordnete  Bahnen  zu  lenken,  wurde  im  Jahre  1702  der 
„Emperor's  Merchant",  der  Hoppo,  als  alleiniger  Handelsvermittler  ein- 
gesetzt, durch  den  alle  An-  und  Verkäufe  sowie  sämtliche  Abgaben 
laufen  mußten.  Diese  monopolistische  Stellung,  wie  sie  wohl  in  der 
Geschichte  des  Handelsvermittlungswesens  einzig  dasteht,  verärgerte 
natürlich  sämtliche  am  kantonesischen  Handel  beteiligten  Parteien: 
die  fremden  Kaufleute,  die  nicht  genügend  und  nicht  pünktlich  Ladung 
bekamen;  die  einheimischen  Händler,  deren  Gewinne  sich  gewaltig 
verringerten,  und  die  Behörden,  denen  ihre  beste  Einnahmequelle,  die 
Erhebung  der  Abgaben,  entzogen  war.  Dem  Drängen  nachgebend, 
nahm  zwei  Jahre  später  der  Hoppo  noch  einige  einheimische  Händler 
als  Teilhaber  in  sein  Monopol  auf,  ließ  sich  jedoch  von  ihnen  für  jedes 
Schiff  eine  Konzession  von  5000  Taels  bezahlen,  die  natürlich  wieder 
auf  die  fremden  Kaufleute  abgewälzt  wurden. 

Vergebens  waren  die  von  der  englischen  Ostindischen  Handels- 
gesellschaft mit  Energie  betriebenen  Vorstellungen  bei  den  Behörden; 
kleine  Erleichterungen  in  den  Abgaben  wurden  zugebilligt,  auf  andere 
Art  aber  wieder  hereingebracht.  Hinzu  trat  aber  eine  Einrichtung  der 
Handelsvermittlung,    die   über    120   Jahre    den   Fremdhandel    Chinas 
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regelte  und  bestimmte.  Im  Jahre  1720  taten  sich  nämlich  die  Groß- 
kaufleute Kantons  zu  einer  Gilde,  der  Co-hong,  zusammen,  um  in  ihrem 
eigenen  Interesse  die  Preise  zu  regulieren,  eine  Maßnahme,  wie  sie  zu 
der  handelsregelnden  Tätigkeit  jeder  kaufmännischen  Gilde  in  China 
gehörte.  Dieses  Vorgehen  erfreute  sich  aber  der  besonderen  Fürsorge 
der  chinesischen  Behörden,  und  als  in  den  folgenden  Jahren  die 
fremden  Kaufleute,  unter  ihnen  besonders  die  Ostindische  Handels- 
gesellschaft, immer  wieder  wegen  der  hohen  Abgaben  bei  den  chinesi- 
schen Behörden  vorstellig  wurden  und  mit  Einstellung  des  Handels 
drohten,  wurden  ihnen  vom  Hoppo  und  im  Jahre  1757  durch  kaiser- 
liches Edikt  die  Kaufleute  dieser  Gilde  als  „security  merchants"  vor- 
gesetzt und  ihnen  auferlegt,  nur  in  Kanton  und  nur  durch  Vermittlung 
der  Gilde  ihre  Handelsgeschäfte  zu  betreiben.  Um  anderweitig  auf- 
getretene Unzuträglichkeiten  zu  vermeiden,  wurden  schließlich  zwölf, 
späterhin  dreizehn  Kaufleute  dieser  Gilde  mit  der  Wahrnehmung  aller 
Außenhandelsgeschäfte  betraut  und  Regeln  für  den  Fremdverkehr 
aufgestellt. 

Die  Hong-Kaufleute,  auch  oft  noch  mit  dem  alten  Namen  der 
Gilde  „co-hong"  bezeichnet,  vermieteten  an  die  Fremden  die  ihnen 
gehörenden,  am  Flußufer  liegenden  Faktoreien,  für  Lager-  und  Wohn- 
zwecke ausgestattete  Räumlichkeiten,  in  denen  sich  die  fremden  Kauf- 
leute während  der  ihnen  gewährten,  nur  auf  die  Wintermonate  sich 
erstreckenden  Handelssaison  Tag  und  Nacht  aufhielten.  Vielen  Be- 
schränkungen unterlagen  hier  die  Fremden:  von  Ausgängen  durften 
nur  die  notwendigsten,  und  zwar  zu  Fuß,  unternommen  werden,  Be- 
nutzung von  Sänften,  Rudern  auf  dem  Fluß  war  verboten,  der  Zutritt 
zum  Hoppo  wurde  untersagt,  Eingaben  an  die  Behörden  durften  nur 
durch  Vermittlung  der  Hong-Kaufleute  erfolgen,  wie  diesen  auch  die 
Anstellung  des  gesamten  Büro-  und  Dienstpersonals  der  Fremden 
überlassen  blieb.  Für  deren  Handlungen  und  Verfehlungen  hafteten 
(secured)  die  Hong-Kaufleute  den  Fremden  gegenüber,  wie  sie 
andererseits  den  chinesischen  Behörden  für  jegliche  Handlung  der 
Fremden,  die  richtige  Durchführung  des  Handels  und  den  Eingang 
sämtlicher  Gebühren  hafteten,  wofür  sie  eine  Garantie  von  200  000 
Taels  stellen  mußten.  Die  „co-hong"  war  so  das  Urbild  des  Kom- 
pradorsystems. 

Man  hat  die  „co-hong"  in  ihrer  monopolistischen  Stellung  als  die 
„Melker"  des  fremden  Handels  bezeichnet  und  kann  dem  bis  zu  einem 
gewissen  Grade  zustimmen,  muß  aber  andererseits  die  Höhe  der 
ständigen  und  der  wechselnden  Abgaben  kennen,  welche  durch  die  Be- 
hörden von  den  Hong-Kaufleuten  erpreßt  wurden.  Für  jede  Ware  — 
es  waren  hauptsächlich  Opium,  Rohbaumwolle,  Woll-  und  Baumwoll- 
waren in  der  Einfuhr  und  Seide  und  Tee  in  der  Ausfuhr  —  mußten 
sie  erlegen:  4  v.  H.  Wertzoll,  dazu  10  v.  H.  vom  Werte  der  Ausfuhr- 
waren, bzw.  6  v.  H.  vom  Werte  der  Einfuhrwaren,  dazu  eine  Prämie 
von  2  v.  H.  auf  alle  Zahlungen  an  den  Hoppo,  dazu  3  v.  H.  vom  Werte 
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des  fremden  Handels  an  den  Gilden-Fonds.  An  Schiffsgebühren  trat 
dann  noch  eine  Pauschalabgabe  von  1950  Taels  hinzu.  Wie  hoch 
jedoch  in  diesen  Gebühren,  die  oft  noch  höher  als  festgesetzt  erhoben 
wurden,  der  Anteil  der  „Erkenntlichkeits"-Gelder  für  die  Behörden  be- 
messen war,  mag  an  einer  von  Gutzlaff1  mitgeteilten  Rechnung  er- 
sichtlich werden,  der  wie  stets  der  Raumgehalt  des  Schiffes  als  Rech- 
nungsbasis dient: 

Measurement  fee,  net Tis.  1400,000 

Gratuity,  entering-  port „  1013,364 

Gratuity,  leaving  port „  480,420 

Weighing  fee  and  remittance  to  Peking „  87,150 

Grain  commissioner  for  public  charities „  116,424 

Conversion  allowance  on  last „  1,280 

Conversion  into  sycee „  216,905 

Tis.  3315,543 

Neben  diesen  nahezu  die  Hälfte  der  Gebühren  einnehmenden 
„gratuities"  wurden  den  Hong-Kaufleuten  bei  jedweder  Gelegenheit 
Gelder  von  den  Behörden  abgepreßt;  als  Beiträge  für  Hungersnöte, 
Überschwemmungen  und  Kontributionen  mußten  sie  oft  Summen  von 
50  000  bis  über  eine  Million  Taels  beisteuern. 

Mag  auch  für  die  fremden  Kaufleute  das  größte  Hemmnis  des 
Co-hong-Systems  darin  bestanden  haben,  daß  sie  gar  keinen  Einblick 
in  die  Marktlage  und  die  wirkliche  Preisgestaltung  der  Waren  in 
Kanton  und  dem  Hinterlande  hatten  und  den  Forderungen  der  Hong- 
Kaufleute  auf  Gedeih  und  Verderb  ausgeliefert  waren,  so  sind  doch 
im  allgemeinen  beide  Teile  auf  ihre  Kosten  gekommen.  Die  Ost- 
indische Handelsgesellschaft,  die  das  Handelsmonopol  für  England 
hatte,  konnte  ihre  Dividende  allein  aus  den  Gewinnen  des  China- 
geschäftes zahlen,  und  ein  Mitglied  der  Hong-Kaufleute,  Howqua, 
konnte  sein  Vermögen  mit  26  Mill.  $  angeben,  ein  für  jene  Zeit  außer- 
ordentliches Geschäftsvermögen. 

Wie  reibungslos  und  auf  welcher  Höhe  kaufmännischen  Anstandes 
der  Geschäftsverkehr  zwischen  den  Fremden  und  den  Hong-Kaufleuten 
vor  sich  ging,  mögen  zwei  Zeugnisse  beweisen,  deren  Geltungsbereich 
im  großen  und  ganzen  zutreffend  auch  auf  den  später  sich  heraus- 
bildenden Verkehr  zwischen  Komprador  und  fremder  Firma  aus- 
gedehnt werden  kann.  So  sagt  H  u  n  t  e  r:  „The  monopoly  they  enjoyed 
of  Controlling  the  entire  „outside"  trade  with  the  port  of  Canton, 
amounting  to  many  millions  of  dollars  annually,  could  not  have  been 
under  the  direction  of  a  more  honourable,  liberal,  genial  class  of 
men"  2.  Und  Morse  meint:  „They  both  had  a  reputation  for  commercial 
honour  and  integrity  such  as  has  not  been  surpassed  in  any  part  of  the 


i  China  Opened.    London  1838.    S.  90. 

2  W.  C.  Hunt  er,  Bits  of  Old  China.    London  1885.    S.  218. 
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world  or  at  any  time  in  its  history;  trading  Operations  were  entirely  on 
parole,  with  never  a  written  contract:  and  there  was  much  help  and 
sympathy  from  one  to  the  other"  \ 

C.    Der  Vertrag  von  Nanking  und  seine  Folgen 
für   den  chinesischen  Handel. 

So  entgegenkommend  das  persönliche  Verhältnis  zwischen 
Fremden  und  Hong^Kaufleuten  sich  auch  ausgestaltete,  so  konnte  den 
auf  wirtschaftliche  Expansion  gerichteten  britischen  Handel  die  ihm 
durch  das  Co-hong-System  auferlegte  Beschränkung  als  eine  Dauer- 
einrichtung nicht  befriedigen,  und  deshalb  wurde  von  den  britischen 
Gesandten  wieder  und  wieder  der  Versuch  gemacht,  Handels- 
erleichterung zu  erwirken,  ohne  daß  sie  jedoch  mit  allen  Vorstellungen 
einen  Erfolg  erzielten.  Als  im  Laufe  der  dreißiger  Jahre  des  19.  Jahr- 
hunderts stets  neue  Streitigkeiten  entstanden  und  in  der  Frage  der 
Opiumeinfuhr  zu  blutigen  Zusammenstößen  führten,  entschloß  sich  die 
britische  Regierung,  mit  Waffengewalt  ihre  beanspruchten  Rechte  zu 
erzwingen,  und  in  dem  rücksichtslos  durchgeführten  Opiumkrieg  von 
1840/42  gelang  es  ihr,  den  Widerstand  der  Chinesen  zu  brechen  und 
sie  an  den  Verhandlungstisch  zu  zwingen.  Der  im  August  1842  ab- 
geschlossene „Friedens-,  Freundschafts-  und  Handelsvertrag"  von 
Nanking2  ist  von  grundlegender  Bedeutung  für  die  Gestaltung  der 
Handelsbeziehungen  Chinas  zu  den  Fremdmächten  geworden  und  hat 
die  Richtung  für  alle  weiteren  Handelsverträge  gegeben  und  bis  in  die 
neueste  Zeit  den  Handelsverkehr  mit  und  in  China  bestimmend  be- 
einflußt. 

Hier  mögen  in  kurzem  Überblick  die  durch  den  Abschluß  der 
Handelsverträge  hervorgerufenen  Neubildungen  der  chinesischen 
Wirtschaft  und  ihre  Folgewirkungen  auf  die  Vermittlungstätigkeit  des 
chinesischen  Fremdhandels  betrachtet  werden.  Das  Monopol  der 
Hong-Kaufleute  in  Kanton  fiel.  Durch  die  Öffnung  der  „Vertrags- 
häfen", deren  Zahl  heute  etwa  100  beträgt,  wurde  den  Angehörigen 
der  zu  China  in  einem  Meistbegünstigungsverhältnis  stehenden 
Staaten  das  Recht  gewährt,  sich  an  bestimmten,  durch  Vertrag  ein- 
geräumten Plätzen  —  worunter  in  diesem  Zusammenhange  sowohl  die 
Konzessionen  wie  die  Settlements  einheitlich  begriffen  werden  mögen 
—  dauernd  niederzulassen,  Land  zu  erwerben,  Häuser  zu  bauen  und 
Handel  zu  treiben  mit  wem  und  durch  wen  sie  wollten.  Nicht  nur  an 
Küstenorten,  wie  es  der  Ausdruck  Vertragshäfen  leicht  annehmen  läßt, 
sondern,  seit  den  Verträgen  von  Tientsin  1858/61,  auch  an  großen 
Flußstädten  im  Innern  des  Landes  konnte  sich  der  fremde  Kaufmann 
niederlassen  und  auf  Grund  eines  von  seinem  Konsul  und  der  chinesi- 


1  H.  B.  Morse,  The  International  Relations  of  the  Chinese  Empire.    3  vol.    London 
1900/1918.    Vol.  I,  S.  85. 

2  Vgl.  hierzu  Hashagen,  Die  Vereinigten  Staaten  und  Ostasien  vor  der  Erschließung- 
Japans.    „W.  A.",  17.  Bd.,  S.  399  ff. 
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sehen  Behörde  visierten,  dreizehn  Monate  gültigen  Reisepasses  durfte 
er  ungehindert  im  Lande  herumreisen.  Jetzt  war  der  Fremde  nicht 
mehr  an  die  einseitige  Preisfestsetzung  gebunden;  er  konnte  selbst  bis 
zu  einer  gewissen  Grenze  die  Preiswürdigkeit  jeder  Exportware  nach- 
prüfen, für  den  Absatz  seiner  Importgüter  den  Bedarf  wecken  und  je 
nach  der  Dringlichkeit  des  Bedürfnisses,  das  er  festzustellen  in  der 
Lage  war,  den  Verkaufspreis  bestimmen,  bis  auch  hierin  im  Laufe  der 
späteren  Jahrzehnte  der  Wettbewerb  im  Fremdhandel  den  Hoch- 
gewinnen eine  Schranke  setzte. 

So  stark  nun  auch  die  Wirkung  auf  die  Hebung  der  Produktion 
und  Konsumtion  in  China  sein  mußte  und  der  Handel  neue  weite 
Bahnen  für  seine  Tätigkeit  sowohl  im  Binnen-  wie  im  Außenverkehr 
geöffnet  sah,  so  hätte  doch,  wie  es  auch  in  den  ersten  Jahrzehnten 
nach  Öffnung  der  Vertragshäfen  geschah,  die  Handelsvermittlung 
durch  Einheimische  im  Verhältnis  einen  Rückgang  erfahren  müssen, 
da  das  Streben  der  fremden  Kaufmannschaft  nach  Wegfall  der  handels- 
monopolistischen Schranke  auf  eine  möglichst  weitgehende  Aus- 
schaltung der  chinesischen  Handelsvermittlung  und  Erhöhung  der 
eigenen  Gewinnquote  gerichtet  sein  mußte.  Jedoch  trat  auch  hier, 
wie  dies  Schumacher1  in  umfassender  Weise  dargelegt  hat, 
durch  den  Übergang  des  Fremdhandels  vom  Eigenhandel  zum  Kom- 
missionsgeschäft und  der  dadurch  bedingten  Einflußverminderung  der 
fremden  Kapitalkraft  ein  Rückschritt  und  Umschwung  zugunsten  des 
chinesischen  Zwischenhandels  ein,  der  durch  eine  gewisse  Bequemlich- 
keit des  fremden  Kaufmannstandes,  sich  für  die  Durchführung  seiner 
Geschäfte  allein  nur  auf  die  großen  Haupthandelsplätze  wie  Hongkong- 
Kanton,  Schanghai,  Hankau  und  Tientsin  zu  beschränken,  eine  nicht 
unwesentliche  Verstärkung  erfuhr. 

Das  Hauptstreben  des  fremden  Kommissionshandels  war  darauf 
gerichtet,  die  stärksten  Risiken,  wie  das  Konsignationsgeschäft  und  die 
Schwankungen  des  Wechselkurses,  auf  die  kapitalkräftigeren  und  dazu 
spekulationsfreudigen  chinesischen  Großhändler  abzuwälzen.  Das 
Konsignationsgeschäft,  das  für  die  Einführung  einer  Ware  und  die 
Weckung  des  Bedarfes  bei  einem  gegen  nicht  sichtbare  Güter  so  miß- 
trauischen Volke  erforderlich  war,  mußte  notwendigerweise  auf  die  drei 
oder  vier  großen  Haupthandelsplätze  beschränkt  bleiben.  Da  sich  da- 
durch ein  großer  Warenvorrat  an  diesen  Plätzen  ansammelte,  hatte  der 
chinesische  Großkaufmann  andererseits  die  Gewißheit,  aus  den  reich- 
haltigen Mustersammlungen  etwas  Geeignetes  für  seinen  und  seiner 
Konsumenten  Bedarf  herauszufinden.  Der  Verkauf  in  Auktionen  und 
die  Möglichkeit,  von  vielen  Seiten  Offerten  zum  Preisvergleich  ein- 
holen zu  können,  erweckten  in  ihm  die  Zufriedenheit,  preiswert  gekauft 
zu  haben.  Der  fremde  Kaufmann  dagegen,  froh,  mit  einem  wirklich  zu- 
sagenden,  richtig    aufgemachten   Markenartikel   das    Gefallen   seines 


i  H.  Schumacher,  Die  Organisation  des  Fremdhandels  in  China.    („Weltwirtschaft- 
liche Studien".)    Leipzig  1911.    S.  437. 
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chinesischen  Großkunden  gefunden  zu  haben,  versuchte  nun  und  meist 
mit  Erfolg,  das  Geschäftsverhältnis  in  ein  dauerndes  und  von  größerem 
Risiko  befreites  umzuwandeln. 

Durch  die  Einführung  des  Indentgeschäftes,  das  für  den  Import 
nach  China  die  am  weitesten  verbreitete  Vertragsart  geworden  ist,  ge- 
lang es,  nicht  nur  die  Ungewißheit  des  Absatzes  weitmöglichst  zu  ver- 
mindern, sondern  auch  durch  die  Stellung  eines  cif-shilling-Preises  das 
Risiko  der  Kursschwankungen  auszuschalten. 

Ergab  sich  so  für  die  Durchführung  des  Importgeschäftes  eine  feste 
Gebundenheit  der  fremden  Firmen  an  die  großen  Haupthandelsplätze 
und  für  die  Größe  des  chinesischen  Reiches  eine  ganz  geringfügige 
Versprenkelung  auf  einige  wenige  Vertragsplätze,  von  denen  aus  durch 
günstige  F!uß-  und  Schiffahrtsverhältnisse  oder  durch  eine  der  wenigen 
Bahnverbindungen  ein  unmittelbarer  Importumschlag  noch  nutz- 
bringend erschien,  so  war  es  für  den  Export  von  Landesprodukten  doch 
notwendig,  außer  den  mit  den  Importhandelsplätzen  identischen  Ex- 
porthandelsplätzen in  den  im  Innern  des  Landes  geöffneten  Vertrags- 
plätzen Niederlassungen  für  den  Einkauf  der  Landeserzeugnisse  zu 
errichten.  Doch  auch  hier  zeigten  sich  Beschränkungen  für  eine  weit- 
gehende Dezentralisation.  Die  Bearbeitung  der  Produkte,  die  fast 
durchweg  in  verschmutzter,  verfälschter  und  unsortierter  Qualität  an- 
geliefert wurden,  erforderte  die  Aufstellung  von  Maschinen  und  An- 
lagen, wie  hydraulische  Pressen  für  Baumwolle,  Wolle  und  Häute, 
Saatenreinigungsmaschinen,  Reißwölfe  für  Wolle,  Klärbassins  für  öle 
und  Talg,  Trocknungsanlagen  für  Eier,  denen,  um  weitere  Verfälschung 
auszuschließen,  sich  die  Verpackung  in  Kisten,  Fässern,  Büchsen, 
Säcken  anzugliedern  hatte,  für  die  wieder  Tischlereien  und  Büchsen- 
fabriken vorhanden  sein  mußten. 

Da  viele  der  fremden  Firmen  sowohl  das  Import-  wie  das  Export- 
geschäft pflegten,  trieb  die  Entwicklung  dahin,  daß  diese  Firmen,  um 
ihre  gesamte  Geschäftsorganisation  einheitlich  und  übersehbar  zu  ge- 
stalten, auch  das  Exportgeschäft  in  die  großen  Handelsplätze  legten, 
so  daß  auch  hier  von  einer  Durchdringung  Chinas  von  dem  fremden 
Handel  nicht  gut  gesprochen  werden  kann.  Ausnahmen,  wie  sie  etwa 
in  den  einzelnen  Einkaufsplätzen  der  Exportfirmen,  in  der  japanischen 
Geschäftsmethode  oder  dem  Großabsatz  der  amerikanischen  Petroleum- 
und  Zigarettengesellschaften  erblickt  werden  könnten,  haben  die  Me- 
thoden des  gesamten  Fremdhandels  in  China  bis  jetzt  noch  nicht 
grundlegend  umgestaltet  und  beeinflußt. 

So  trat  aus  allen  vorerwähnten  Gründen  nicht  die  im  Anfang  der 
Vertragszeit  erwartete  Zurückdrängung  des  chinesischen  Händlers  ein, 
sondern  machtvoller  als  in  den  Tagen  Alt-Kantons  breitete  sich  die 
chinesische  Handelsorganisation,  monopolistisch  im  gesamten  Binnen- 
handel, auch  über  die  Bezirke  des  Außenhandels  als  eines  der  wich- 
tigsten Vermittlungsglieder  aus.  Nicht  allein,  daß  die  fremde  Kauf- 
mannschaft  der  Großhändler   als   der  Handelsvermittler  im  weiteren 
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Sinne  für  den  Absatz  der  Waren  an  Kleinhändler  oder  für  den  Ankauf 
der  Produkte  vom  Kleinhändler  oder  Bauern  im  Innern  des  Landes  be- 
durfte, schon  bei  weitestgehender  Ausschaltung  mehrerer  Händler- 
reihen und  möglichster  Annäherung  an  Produktion  und  Konsumtion 
mußte  bei  der  Eigenart  der  chinesischen  Verhältnisse  ein  Handels- 
vermittler im  engeren  Sinne,  der  wild  shroff  oder  der  fostook,  der 
market  shroff  oder  der  Komprador  für  die  Vermittlung  und  oft  auch 
für  den  Abschluß  von  Geschäften  herangezogen  werden.  Zwar  waren 
den  Fremden  auch  eine  Anzahl  Plätze  im  Innern  des  Landes  für  die 
Handelsbetätigung  geöffnet  und  ihnen  die  Möglichkeit  zu  Geschäfts- 
reisen gegeben,  zwar  führten  Schienenstränge,  wenn  auch  in  einem 
äußerst  dünnmaschigen  Netz,  durch  das  Land,  hatte  das  Dampfschiff 
das  Holzfahrzeug  verdrängt  und  hatten  Post,  Telephon  und  Telegraph 
zu  größter  Verbreitung  und  Zuverlässigkeit  des  kaufmännischen  Nach- 
richtendienstes geführt,  aber  es  blieben  ihnen  doch  noch  schwerste 
Hemmnisse  für  den  unmittelbaren  und  gesicherten  Handelsbetrieb  in 
der  chinesischen  Sprache,  dem  Geldwesen,  der  Einholung  von  Boni- 
tätsinformationen und  der  Regellosigkeit  des  Binnenzollwesens  be- 
stehen. 

Seitdem  die  Taiping-Rebellion  in  den  sechziger  Jahren  eine  Auf- 
besserung der  mit  starkem  Defizit  arbeitenden  chinesischen  Staats- 
finanzen nötig  machte  und  zu  deren  Deckung  eine  Warensteuer  von 
Viooo  Tael  =  ^10  v.  H.  ad  valorem  erhoben  wurde,  ist  diese  Likin-Abgabe 
als  dauernde  und  reiche  Einnahmequelle  der  Provinzial-,  Kreis-  und 
Stadtbehörden,  ja  sogar  der  Gilden  und  einzelner  Personen  bei- 
behalten worden;  eine  unerträgliche  Plage  jedoch  für  den  fremden 
Handel,  da  sie  in  der  Höhe  des  Betrages  und  in  der  zeitlichen  Wieder- 
kehr willkürlich  erhoben  wird  und  bis  zu  einem  Dreißigfachen  des  ur- 
sprünglichen Abgabebetrages  die  Ware  belasten  kann.  Auf  Grund  ver- 
traglicher Abmachungen  sollte  durch  Erlegung  eines  einmaligen 
Transitzolles  von  2%  %  ad  valorem  beim  Seezollamt  die  mehrfache  Er- 
hebung der  Likin-Abgaben  in  Wegfall  kommen,  durch  Auslegungs- 
künsteleien und  schikanöse  Handhabung  der  Bestimmungen  gelang  es 
aber  den  chinesischen  Behörden  bis  in  die  letzte  Zeit,  Maßnahmen  zur 
Abschaffung  des  Likin  entgegenzuwirken,  so  daß  nur  einige  wenige, 
unmittelbar  unter  den  Augen  der  Mächte  liegende  Strecken  davon  be- 
freit sind,  während  im  weitaus  größten  Teil  des  Landes  der  Wegzoll 
genau  so  willkürlich  erhoben  wird  wie  zuvor. 

Der  fremde  Kaufmann,  der  die  Scherereien  der  Transitschein- 
besorgung zu  vermeiden  sucht,  in  dem  Gewirr  der  Likin-Abgaben  aber 
jeglichen  Boden  für  eine  auch  nur  annähernd  genaue  Kalkulation  ver- 
liert, wagte  auch  hier  nicht  mehr,  durch  ein  Weitervorstoßen  des 
direkten  Handels  in  das  Innere  des  Landes  sein  Risiko  zu  vergrößern, 
und  überließ  daher,  kurz  hinter  den  Toren  seines  Vertragsgebietes,  die 
Durchführung  des  Handels  dem  einheimischen  Handelsvermittler. 
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IV.   Die  eingeborenen  Handelsvermittler  im  chinesischen  Fremdhandel. 

So  mannigfaltig  und  für  ausländische  Betrachter  oft  undurchdring- 
lich die  Organisation  des  Handels  in  China  aus  schon  mehrfach  in  den 
vorhergehenden  Abschnitten  erwähnten  Gründen  sich  gestaltet  und 
jeglicher  Systematisierung  zu  spotten  scheint,  noch  unzulänglicher 
erweist  sich  der  von  der  Welthandelslehre  geprägte  Begriffsschematis- 
mus in  der  Anwendung  auf  die  in  China  hervortretenden  Typen  der 
einheimischen  Handelsvermittler.  Ganz  außer  acht  lassen  müssen  wir, 
dem  oft  schon  zu  weit  greifenden  Ausmaße  dieser  Arbeit  entsprechend, 
den  Aufbau  der  Geschäftsorganisationen  der  fremden  Firmen  in 
China,  die  wohl  innerhalb  der  Gesamtorganisationen  des  Welthandels 
als  Handelsvermittler  zwischen  heimischer  und  fremder  Kaufmannschaft 
gelten  mögen,  hier  aber  als  Anfangs-  bzw.  Endglieder  der  Begriffsreihe 
aufzufassen  sind.  Auf  der  anderen  Seite  sollen  nicht  unter  den  Begriff 
der  Handelsvermittlung  fallen  diejenigen  chinesischen  Händler,  die 
eine  feste  Niederlassung  in  einem  Vertragshafen  oder  in  einem  großen 
Marktplatz  haben  und  in  einem  branchenteiligen  Großbetrieb  den 
An-  und  Verkauf  von  Waren  betreiben,  aber  den  Fremden  sowohl  wie 
auch  den  heimischen  Kaufleuten  gegenüber  sich  eingeborener  Ver- 
mittler als  Zwischenhändler  bedienen. 

Diese  Zwischenglieder  des  Handels,  deren  Aufgabe  in  erster  Linie 
in  der  berufsmäßigen  Vermittlung  von  Handelsgeschäften  liegt, 
möchte  ich  als  Handelsvermittler  im  engeren  Sinne  bezeichnen,  wobei 
ich  die  von  Prof.  Hellauer1  gegebene  Definition  dahin  ausgedehnt 
sehen  möchte,  daß  die  unter  englischer  Rechtsauffassung  nicht  auf- 
rechtzuerhaltende Scheidung  der  Vermittlung  im  fremden  oder  eigenen 
Namen  in  die  einer  Vertretung  im  fremden  Willen  umzuwandeln  wäre. 
Denn,  wie  bei  Behandlung  der  Frage  nach  der  rechtlichen  Stellung  des 
Kompradors  noch  ausführlich  darzulegen  ist,  würde  das  Beibehalten 
dieser  Unterscheidung  dazu  führen,  daß  der  Komprador  als  Handels- 
vermittler sowohl  im  weiteren  wie  im  engeren  Sinne  aufzufassen  wäre, 
da  weder  von  den  fremden  Firmen  betont  wird,  noch  nach  außen  hin 
zutage  tritt,  ob  der  Komprador  im  eigenen  oder  fremden  Namen  handelt. 
Dagegen  setzt  die  Bezeichnung  „im  fremden  Willen"  in  Anwendung 
auf  Handelsvermittler  im  engeren  Sinne  für  die  chinesischen  Ver- 
mittler fest,  daß  sie  von  einem  anderen  Kaufmann  in  dessen  Inter- 
esse zur  Vornahme  einer  Vermittlung  oder  eines  Abschlusses  be- 
auftragt sind,  gleichviel  in  welcher  Form  sie  diesen  Auftrag  tatsächlich 
zur  Durchführung  bringen. 

Diese  Begriffsfestlegung  vorausgesetzt  können  als  einheimische 
Vermittler  im  chinesischen  Handel  unterschieden  werden: 

1.  Vermittler,  die  ihre  Dienste  überwiegend  im  Interesse  der 
chinesischen  Kaufleute  ausüben:  der  gombeenman  und 
der  f  o  s  t  o  o  k , 

l  J.  Hellauer,  System  der  Welthandelslehre,  1.  Bd.:  Allgemeine  Welthandelslehre, 
f.  Teil.   2.  Aufl.    Berlin  1919. 
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2.  Vermittler,  die  mit  Diensten  im  Interesse  der  fremden  Kauf- 
mannschaft betraut  sind:  der  s h r o f  f  und  der  compradore, 

3.  Vermittler,  die  in  den  Vertragshäfen  für  die  Vermittlung 
zwischen  beiden  Teilen  frei  tätig  sind:  der  wild  shroff  oder 
freie  Makler. 

a)   DerGombeenman. 

Der  gombeenman,  dessen  Name  wohl  aus  einer  im  Pidgin-Englisch 
erfolgten  Zusammenziehung  des  Wortes  go-between-man  entstanden 
ist,  auch  middleman  trader  genannt,  ist  eine  der  ältesten  Erscheinungen 
des  chinesischen  Binnenhandels,  dessen  Betätigungsweise  jedoch  am 
wenigsten  von  allen  Vermittlertypen  geklärt  ist.  Sein  Gebiet  war  und 
ist  auch  heute  zumeist  der  rein  chinesische  Handel  geblieben,  in  dessen 
Organisation  er  aber  auch  für  den  Außenhandel  eine  sehr  wichtige 
Stellung  einnimmt.  Er  ist  ständig  auf  Reisen  und  sucht  hierbei  den 
Bedarf  nach  Waren  jeglicher  Art  festzustellen,  ohne  jedoch  feste  Be- 
stellungen anzunehmen.  Wenn  er  irgendwo  Waren  zu  einem  be- 
sonders wohlfeilen  Preise  entdeckt,  so  kauft  er  sie  auf  und  sucht  sie 
mit  einem  gehörigen  Verdienst  zu  verkaufen,  wobei  er  wohl  die  Orte 
kennt,  wo  ein  Mangel  an  dieser  Ware  herrscht,  aber  über  seine  Ab- 
nehmer noch  meist  im  unklaren  ist.  Sein  Geschäftsgewinn  besteht  in 
dem  Unterschied  zwischen  An-  und  Verkaufspreis,  den  er  nach  seinem 
Ermessen  festsetzt,  dagegen  wird  ihm  eine  Kommission  von  keinem 
Kontrahenten  gewährt.  Da  er  sich  gewöhnlich  nicht  mit  besonderen 
Warenarten  befaßt,  sondern  alles  aufkauft,  was  ihm  einen  guten  Ver- 
dienst zu  verschaffen  verspricht,  so  ist  er  besonders  dort  zu  finden,  wo 
Notverkäufe  vorgenommen  werden.  Bei  diesen  Verkäufen  und  den 
Auktionen  in  den  Vertragshäfen  ist  er  der  Hauptabnehmer,  der  mit 
Hilfe  seiner  Gildenmitglieder  die  Waren  so  unter  den  Marktpreis  zu 
drücken  sucht,  daß  ihm  später  ein  hoher  Gewinn  am  Verkaufe  im 
Innern  des  Landes  sicher  erscheint.  Obwohl  er  so  nur  als  Nutznießer 
der  Notlage  fremder  Kaufleute  angesprochen  werden  kann,  muß  er 
doch,  wenn  alle  ortsständigen  chinesischen  Händler  einen  Ankauf  der 
Notware  ablehnen,  als  letzte  Rettung  der  fremden  Kaufleute  vor  noch 
weiteren  Verlusten  gelten  und  somit  auch  in  diesem  Zusammenhange 
betrachtet  werden. 

b)  Der  F  o  s  t  o  o  k. 

Das  Wort,  aus  der  Verquickung  von  f  ees  =  Gebühren  und  took,  von 
take  =  nehmen,  entstanden,  weist  schon  auf  den  wesentlichen  Unter- 
schied der  Ertragsart  des  fostook  gegenüber  der  des  gombeenman  hin. 
Auch  wie  jener  reist  er  im  Lande  herum  und  sucht  festzustellen,  wo  ein 
Angebot  von  Waren  und  wo  Nachfrage  nach  diesen  vorhanden  ist, 
sein  Hauptaugenmerk  aber  ist  darauf  gerichtet,  sich  beide  Kontrahenten 
zu  sichern,  ehe  er  zu  einer  Geschäftsvermittlung  und  zu  einem  Kauf- 
abschluß schreitet.  Er  besitzt  meist  einen  bestimmten  Kreis  von 
Geschäftsfreunden,   denen  er  seine  Vermittlung   anbietet,  und   seine 
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Tätigkeit,  einen  Gegenkontrahenten  zu  finden,  setzt  sofort  ein,  wenn 
einer  seiner  Klienten  etwas  zu  kaufen  oder  zu  verkaufen  begehrt.  Sein 
Verdienst  beruht  allein  auf  einer  Kommission,  die  ihm  vom  Verkäufer 
gewährt  wird  und  die,  je  nach  den  Entfernungen  zwischen  Angebots- 
und Nachfrageort  und  nach  der  Höhe  des  gesamten  Risikos,  etwa 
2% — 5%  v.  H.  beträgt;  er  ist  nach  dem  „old  custom"  des  chinesischen 
Handels  für  jeden  Schaden,  den  die  Ware  erleidet,  verantwortlich  und 
hat  erst  dann  die  Kommission  zu  beanspruchen,  wenn  er  das  Geschäft 
erfolgreich  vermittelt  oder  durchgeführt  hat.  Aus  diesem  Grunde  er- 
klärt sich  die  verhältnismäßig  hohe  Provisionssumme,  zu  der  bei  Vor- 
liegen besonderer  Schwierigkeiten  noch  eine  Sondervergütung 
(cumshaw)  seitens  des  Abnehmers  der  Ware  hinzukommt.  Es  liegt 
natürlich  die  Gefahr  nahe,  daß  bei  Waren,  die  keinen  allgemein  be- 
kannten Marktpreis  haben,  der  fostook  sich  nicht  allein  mit  der  ihm 
zustehenden  Kommission  begnügt  und  durch  Mitteilung  eines  höheren 
Kaufpreises  an  Abnehmer  noch  einen  Differenzgewinn  zu  erzielen 
sucht,  doch  schreckt  ihn  im  allgemeinen  vor  solchen  Betrugs- 
versuchen die  Möglichkeit,  seinen  guten  Ruf,  sein  „Gesicht"  zu  ver- 
lieren, zurück.  Im  Gegensatz  zum  gombeenman  beschränkt  sich  der 
fostook  in  der  Regel  nur  auf  Geschäftspflege  bestimmter  Warenarten, 
für  die  er  aber  dann  eine  ausgedehnte  Fachkenntnis  besitzt.  Hat  er 
genügend  Kapital  angesammelt,  um  auch  größere  Geschäftsreisen 
unternehmen  zu  können,  so  dehnt  er  sein  Arbeitsfeld  aus,  und  da  er 
hierbei  oft  neue  Artikel  kennen  lernt,  erweitert  er  auch  sein  Geschäft 
nach  dieser  Richtung. 

Groß  ist  die  Macht  der  fostook-Gilden,  durch  welche  der  größte 
Teil  aller  Handelsregeln  in  China  geschaffen  wird,  und  sie  sind  es,  die 
ihren  großen  Einfluß  bei  den  Provinzialbehörden  geltend  machen,  daß 
keine  weiteren  Vertragshäfen  für  den  Fremdhandel  geöffnet  werden, 
da  sie  dadurch  eine  Minderung  ihrer  Tätigkeit,  des  Abschlusses  von 
Distanzgeschäften,  befürchten. 

Im  Verkehr  zwischen  einheimischen  und  fremden  Geschäfts- 
häusern war  es  noch  vor  Jahren  üblich,  nicht  direkt  miteinander  in 
Verbindung  zu  treten;  dann  wurden  die  Verhandlungen  von  dem  den 
einheimischen  Kaufmann  vertretenden  fostook  einerseits  und  dem  bei 
der  fremden  Firma  bediensteten  Komprador  andererseits  geführt.  Da 
der  fostook  ein  genauer  Kenner  des  chinesischen  Marktes  ist  und  sich 
auch  meist  im  Besitze  eines  beträchtlichen  Vermögens  befindet,  so  er- 
gab sich,  daß  er  der  gegebene  Mann  für  die  von  den  fremden  Firmen 
verlangte  Kompradortätigkeit  war.  So  stellen  denn  die  fostooks  auch 
nach  Übertritt  in  den  Dienst  fremder  Firmen  einen  großen  Teil  der 
shroffs  und  Kompradore. 

c)    DerWildShroff. 

Eine  Mittelstellung,  sich  teils  dem  fostook,  teils  dem  market  shroff 
nähernd,  nehmen  die  in  den  Vertragshäfen  tätigen  wild  shroffs  oder 
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freien  Makler  ein,  die  weder  in  den  Diensten  der  fremden  noch  der 
einheimischen  Firmen  stehen,  sondern  als  reine  Vermittler  für  jede 
Firma  tätig  sind.  Für  Erfüllung  des  von  ihnen  vermittelten  Ge- 
schäftes werden  sie  jedoch  an  erster  Stelle  vom  Auftraggeber  haftbar 
gemacht,  und  erst,  wenn  von  ihnen  keine  Befriedigung  erlangt  werden 
kann,  wendet  sich  der  Auftraggeber  an  den  Gegenkontrahenten,  um 
den  er  sich  sonst  meist  nicht  kümmert.  Da  die  freien  Makler  keine 
größeren  Risiken  auf  sich  zu  nehmen  brauchen,  ist  die  ihnen  gewährte 
Vergütung  nicht  so  hoch  wie  die  des  fostook;  ihre  Provision  beträgt, 
je  nach  der  Art  der  verhandelten  Ware,  XA  bis  1  v.  H. 

Außer  ihnen  gibt  es  auf  den  großen  Handels-  und  Marktplätzen 
noch  amtlich  bestellte  Makler  für  gewisse  Waren,  insbesondere  für 
Vieh,  die  bei  Abschluß  jedes  Verkaufs  einen  schriftlichen  Vertrag  auf- 
setzen und  zugleich  eine  Abgabe  für  die  Regierung  erheben  müssen. 

d)   D  e  r  S  h  r  o  f  f . 

Zeigt  schon  der  Ausdruck  „wild  shroff  für  den  freien  Makler,  daß 
es  sich  bei  dieser  Vermittlertype  um  eine  besondere  Erscheinungsform 
der  shroff  genannten  Vermittler  handelt,  so  findet  im  allgemeinen 
der  Ausdruck  shroff,  eine  Ableitung  von  dem  arabischen  Wort  saraf  == 
Bankier,  nur  auf  diejenigen  chinesischen  Handelsvermittler  Anwen- 
dung, die  sich  ausschließlich  in  Diensten  der  fremden  Firmen  befinden, 
ganz  gleich,  ob  sie  im  Importgeschäft  in  Shanghai  direkte  Angestellte 
der  Firma  oder  wie  sonst  zumeist  Angestellte  des  Kompradors  sind. 

Im  Warenhandel  dienen  sie,  da  sie  gewöhnlich  stets  Spezialisten 
für  bestimmte  Artikel  sind  und  als  solche  bei  den  chinesischen  Händ- 
lern derselben  Branche  bekannt  und  gut  eingeführt  sein  müssen,  als 
warenkundige  Vermittler  und  Dolmetscher  zwischen  dem  chinesischen 
Händler  und  der  fremden  Firma.  Irgendwelche  Garantien  übernehmen 
sie  nicht  aus  solchen  Abschlüssen.  Sind  sie  von  dem  bei  der  fremden 
Firma  tätigen  Komprador  angestellt,  so  übernimmt  dieser  die  Ga- 
rantie für  sie  der  fremden  Firma  gegenüber.  Wird  ohne  Komprador 
und  nur  allein  mit  dem  shroff  seitens  der  fremden  Firma  gearbeitet, 
so  muß  der  Firma  der  chinesische  Gegenkontrahent  genügend  sicher 
sein,  wie  dies  etwa  bei  Ankäufen  von  fabrikmäßig  für  den  freien 
Markt  hergestellten  Artikeln  bei  chinesischen  Großbetrieben  der  Fall 
sein  wird. 

Der  shroff,  im  Warenhandel  oft  auch  „market-shroff"  genannt, 
ist  die  rechte  Hand  des  Kompradors,  der,  insbesondere  wenn  er  selbst 
nicht  warenkundig  oder  in  einer  anderen  Geschäftsrichtung  Sach- 
kenner ist,  sich  der  shroffs,  von  denen  er,  je  nach  dem  Umfang  des 
Geschäftsbetriebes,  eine  größere  Anzahl  beschäftigt,  für  alle  Vertrauen 
und  Sachkenntnis  erfordernden  Aufträge  bedient.  Der  shroff  muß  die 
chinesischen  Kunden  aufsuchen  und  ihnen  neue  Muster  vorlegen;  er 
hat  bei  säumigen  Schuldnern  ausstehende  Forderungen  einzutreiben 
und  nebenbei  nach  dem  Stand  und  der  Kreditwürdigkeit  der  chine- 
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sischen  Geschäftsleute  Erkundigungen  einzuziehen;  er  hat  dem  Kom- 
prador oder  dem  fremden  Geschäftsherrn  täglich  Bericht  zu  erstatten 
über  den  Stand  der  Wechselkurse,  der  Warenpreise  und  die  allge- 
meine Marktlage,  soweit  er  sie  als  Spezialist  einer  besonderen 
Warengattung  zu  beurteilen  in  der  Lage  ist.  Im  allgemeinen 
wird  der  shroff,  wie  es  schon  der  Ursprung  seines  Namens 
andeutet,  als  Kassierer,  Rechnungsführer  und  Buchhalter  ver- 
wandt, der  in  den  Räumen  des  fremden  Geschäftshauses  den  Ver- 
kehr mit  der  chinesischen  Kundschaft  vermittelt  und  sowohl  die 
Prüfung  der  sycees  und  Geldstücke  als  auch  die  Leitung  der  Buch- 
haltungsabteilung übernimmt.  Verantwortlich  für  die  Vorgänge  in  der 
chinesischen  Abteilung  bleibt  jedoch  der  fremden  Firma  gegenüber 
nur  der  Komprador,  und  dessen  Angelegenheit  ist  es,  wie  weit  er  sich 
auf  die  Redlichkeit  und  Tüchtigkeit  seiner  shroffs  verläßt. 

Der  shroff  erhält,  meist  vom  Komprador,  ein  festes  Gehalt  von 
etwa  25—100  mex.  Dollars  und  eine  Provision  von  Vs — */«  v.  H.  für  alle 
glatt  durchgeführten  Abschlüsse.  Sind  in  einer  Abteilung  mehrere 
shroffs  beschäftigt,  so  erhält  der  Hauptshroff  bei  Importgeschäften 
etwa  J/4  v.  H.  Provision  auf  alle  Abschlüsse,  und  der  Untershroff,  der 
pin  Geschäft  abgeschlossen  hat,  noch  1/s  v.  H.  Wie  in  China  üblich, 
wird  bei  Ausfuhrgeschäften  vom  chinesischen  Händler  die  Provision 
bezahlt,  doch  erhalten  die  shroffs,  wenn  sie  es  auch  abstreiten,  auch 
bei  Einfuhrartikeln  vom  chinesischen  Ankäufer  noch  eine  Kommission 
(sog.  returns),  was  zur  Folge  haben  kann,  daß  die  shroffs  mehr  das 
Interesse  ihrer  Landsleute  wahrnehmen  und  durch  Drücken  der  Preise 
usw.  ihr  eigenes  Geschäftshaus  schädigen.  Abgesehen  davon,  daß 
derartige  Übervorteilungen  doch  einmal  von  den  fremden  Firmen  ent- 
deckt werden  können  und  sie  sich  für  allen  Schaden  an  den  Kom- 
prador halten  werden,  ist  durch  die  Einführung  des  Indentgeschäfts  in 
den  Vertragshäfen  doch  eine  gewisse  Bindung  des  Händlers  an  den 
Vertragspreis  geschaffen  worden. 

V.   Der  Komprador. 

Die  weitaus  bedeutendste  Stellung  unter  allen  Gliedern  des  chine- 
sischen Handels  hat,  seit  den  Tagen  von  Alt-Kanton  und  noch  stärker 
nach  Öffnung  der  Vertragshäfen  für  die  in  China  tätigen  fremden 
Firmen,  die  wichtigste  Persönlichkeit  ihrer  überseeischen  Geschäfts- 
organisation, der  Komprador,  eingenommen.  Ursprünglich  ein  von  den 
Portugiesen  für  ihre  Einkäufe  in  China  in  Anspruch  genommener 
Mittelsmann,  der  als  alteingesessener  und  angesehener  Kaufmann 
nicht  nur  die  umfassendsten  Kenntnisse  des  chinesischen  Marktes,  der 
einheimischen  Handelsgebräuche  und  der  verschiedenen  Dialekte 
hatte,  sondern  auch  bald  mit  der  Sprache  und  den  Geschäftsbräuchen 
der  Fremden  vertraut  wurde,  ist  er  im  Laufe  der  Jahrzehnte  innerhalb 
der  Geschäftsorganisation  der  fremden  Kaufleute  zu  einer  Stellung 
emporgestiegen,  die  ihn  zum  unentbehrlichsten  Vertrauensmann  und 
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oft  gleichberechtigten  Teilhaber  der  fremden  Firmen  gemacht  hat. 
Aus  jener  Zeit  der  ersten  Außenhandelsbeziehungen  stammt  auch  sein 
Name;  aus  dem  portugiesischen  „comprar"  =  einkaufen  wurde  der  von 
fast  allen  in  China  handeltreibenden  Nationen  übernommene  Name 
„compradore"  gebildet,  während  er  in  der  chinesischen  Sprache  als 
„mai-ban"  =  Erlediger  der  Käufe,  Einkäufer,  oder  wie  im  Norden 
Chinas,  in  Tientsin,  als  „ling-schi-di"  =  Führer  der  Geschäfte  be- 
zeichnet wird. 

Die  außerordentlichen  Schwierigkeiten  der  chinesischen  Schrift, 
deren  gründliche  Beherrschung  ein  jahrzehntelanges,  eingehendes 
Studium  erfordert  hätte,  die  Verworrenheit  des  chinesischen  Geld- 
wesens, die  geringe  Möglichkeit,  den  Binnenmarkt  Chinas  und  die 
Kreditfähigkeit  der  chinesischen  Kundschaft  zu  übersehen,  machten 
es  der  fremden  Kaufmannschaft  zur  Notwendigkeit,  sich  die  dauernden 
Dienste  eines  vertrauenswürdigen  Chinesen  zu  sichern.  Am  geeig- 
netsten für  diesen  Posten  waren  die  kantonesischen  Kaufleute,  die 
durch  das  co-hong-System  schon  zu  einem  Zusammenarbeiten  mit  den 
Fremden  erzogen  waren  und  sich  neben  der  meisterlichen  Beherr- 
schung des  Pidgin-Englisch,  der  verkauderwelschten  Geschäftssprache 
der  Chinesen,  auch  bald  die  Heimatsprache  der  Fremden  aneigneten. 
Reiche  Kantonesen  traten  dann  auch  in  die  Dienste  der  Firmen  und 
zogen,  sobald  sich  den  Fremden  ein  neuer  Handelsplatz  öffnete,  mit 
ihnen  dort  hin,  wo  sie  sowohl  die  dort  ansässigen  Kaufleute  mit  den 
Geschäftsgebräuchen  der  Firmen  vertraut  machten,  als  auch  unter 
ihnen  geeignete  Leute  für  den  Bedarf  der  Firmen  an  eingeborenem 
Personal  aussuchten  und  heranbildeten. 

Da  die  Stellung  eines  Kompradors  neben  persönlicher  Zuverlässig- 
keit auch  ein  bedeutendes  Vermögen  zur  Hinterlegung  einer  Sicher- 
heit bei  der  fremden  Firma  erforderte,  konnten  nur  sehr  begüterte 
Chinesen  als  Anwärter  für  diesen  Posten  in  Frage  kommen,  d.  h.  meist 
Personen  aus  dem  Kaufmannsstande.  Als  sich  jedoch  aus  der  Er- 
fahrung ergab,  daß  die  Kompradore  sehr  schnell  gewaltige  Gewinne 
aus  ihrer  Tätigkeit  erzielten,  stellte  auch  die  reiche  Beamtenschicht 
der  Literaten  und  Mandarinen  ihre  bisherige  Geringschätzung  gegen- 
über dem  Kaufmannsstande  zurück,  und  mancher  reiche  Beamtensohn 
suchte  mit  dem  Gelde  des  Vaters  sein  Glück  im  Kompradorberuf.  Der 
fremden  Kaufmannschaft  konnte  ein  angesehener  Kaufmann  oder 
wohlhabender  Beamtensohn  als  Komprador  nur  erwünscht  sein;  war 
doch  diese  auf  die  Familienzugehörigkeit  Degründete  Sicherheits- 
stellung oft  zuverlässiger  als  jede  Geldhinterlegung. 

Nach  der  chinesischen  Morallehre,  deren  Bedeutung  für  das 
Wirtschaftsleben  bereits  im  zweiten  Abschnitt  dieser  Arbeit  dargelegt 
worden  ist,  hafteten  für  etwa  begangene  Veruntreuungen  des  Kom- 
pradors dessen  sämtliche  Familienangehörigen,  der  Vater,  die  Söhne, 
die  Brüder,  zu  denen  dann  noch  die  Haftung  der  Verwandtschaft,  der 
Gilde,  des   Klubs  oder   eines   anderen   Personenverbandes  trat.     So 
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nahmen  denn  die  fremden  Firmen  gern  durch  Empfehlungen  ange- 
sehener Persönlichkeiten  vorgeschlagene  Kompradore  in  ihre  Dienste 
auf,  und  erst  dem  Geschäftsgeist  der  Amerikaner  ist  es  vorbehalten 
geblieben,  durch  die  moderne  Anwerbungsmethode  des  Zeitungs- 
inserats mit  dem  knappen  Satze  „compradore  wanted"  ihren  Wunsch 
nach  einer  Stellenbesetzung  darzutun. 

Jahrzehntelang  hat  das  ursprüngliche  Vertrauensverhältnis  zwi- 
schen Komprador  und  fremder  Firma  eine  schriftliche  Vereinbarung 
über  die  beiderseitigen  Rechte  und  Pflichten  unnötig  gemacht,  und 
noch  heute  sollen  Fälle  vorkommen,  die  den  ehernen  Grundsatz  von 
Treu  und  Glauben  als  die  einzige  und  alles  umfassende  Vertragsklausel 
ihrer  geschäftlichen  Beziehungen  kennen.  Als  aber  der  Betrieb  der 
fremden  Häuser  sich  über  die  mannigfachsten  Warengruppen  aus- 
dehnte und  mit  den  Fortschritten  der  Technik  zu  komplizierteren  Ge- 
schäftsmethoden führte,  die  Erhöhung  des  Personalbestandes  und 
dessen  arbeitsteilige  Verwendung  eine  feststehende  Anordnung  und  Zu- 
weisung ihres  Arbeitskreises  notwendig  machte,  auch  durch  vereinzelt 
vorkommende  betrügerische  Handlungen  der  Kompradore  oder  des 
chinesischen  Personals  ein  Anrufen  der  Gerichte  nötig  wurde,  schritt 
man  dazu,  das  Vertragsverhältnis  zu  formulieren  und  durch  Unter- 
schrift als  verbindlich  zu  erklären.  Mit  der  Schwerfälligkeit  und  dem 
Floskelreichtum  der  englischen  Rechtssprache,  die  den  maßgeblichsten 
Einfluß  im  ostasiatischen  Rechtsverkehr  besaß,  wurden  umfangreiche, 
über  20  Großseiten  lange  Vertragsformulare  aufgesetzt,  die  zwar  als 
Dokumente  ein  Ehrfurcht  erweckendes  Gepräge  trugen,  aber  durch 
ihre  gewundene  und  mißverständliche  Formulierung  sich  für  die 
Differenziertheiten  des  kaufmännischen  Lebens  und  die  verschieden- 
artigen Verwendungszwecke  des  Kompradors  als  wenig  brauchbar  er- 
wiesen und  nicht  die  erwünschte  Rechtssicherheit  schaffen  konnten. 

So  unmöglich  es  auch  erscheint,  den  Abwandlungen  und  Ver- 
schiedenheiten des  Komprador-Instituts  durch  eine  grundsätzliche  Ver- 
tragsregelung gerecht  zu  werden,  können  doch  für  die  Zwecke  unserer 
Untersuchung  aus  den  vielgestaltigen  Besonderheiten  der  Komprador- 
tätigkeit  die  am  häufigsten  wiederkehrenden  und  wesentlichsten  Er- 
scheinungsformen herausgearbeitet  werden,  so  daß  wir  zwar  nicht  den 
Komprador  als  Typ  schlechthin,  wohl  aber  seine  charakteristischen 
Wesensmerkmale  erkennen  werden  l. 


1  Wortlaut  u.  Bürgschaftsurkunde  eines  Kompradorvertrages  vgl.  „W.  A.",  2.  Bd., 
Chron.  u.  Archivalien  S.  261  ff.  Vgl.  auch  Akten  der  Deutsch-Asiatischen  Bank,  Tsinanfu 
in  Sachen  des  Komprador-Prozesses  1911— 1913.  Tsingtau  1913.  a)  Romberg,  Der  Kom- 
prador (in  „Tsingtauer  Nachrichten"  Nr.  3,  v.  5.1.  1912).  b)  R.  Mahnfeldt,  Die  rechtliche 
Stellung  des  Kompradors  (in  „Ostasiatischer  Lloyd"  Nr.  3,  Handelsnachrichten,  v.  19. 1.  1912). 
c)  O.  Fischer,  Die  Stellung  des  Kompradors  vom  rechtlich-kaufmännischen  Standpunkte 
(in  „Ostasiatischer  Lloyd"  Nr.  4,  Handelsnachrichten,  v.  26.1.  1912).  d)  Derselbe,  Der 
Komprador  (in  „Ostasiatischer  Lloyd"  Nr.  40,  Handelsnachrichten,  v.  3. 10.  1913).  e)  Kom- 
pradorvertrag  der  Deutsch  -Asiatischen  Bank,  Tsingtau,  v.  23. 7.  1907.  f)  Komprador- 
Garantie  -Vertrag  der  Deutsch  -Asiatischen  Bank,  Tsingtau,  v.  23.  7.  1907.  g)  Hankauer 
Stipulationen  v.  23. 1. 1905.  h)  Gutachten  der  deutschen  Vereinigung  in  Tientsin  v.  27.  3  1903. 
i)  Gutachten  der  Handelskammer  in  Tsingtau  v.  23.  8.  1910.    k)  Gutachten  der  deutschen 
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a)   Das  Dienstverhältnis. 

In  eine  sehr  wenig  glückliche  Form,  die  im  eigensten  Interesse 
der  fremden  Kaufleute  der  Abänderung  bedarf,  ist  das  Anstellungs- 
verhältnis des  Kompradors  zur  Firma  in  den  Verträgen  gefaßt  worden. 
Es  heißt  etwa:  „Die  Firma  engagiert  den  Komprador . . ."  oder:  „Die 
Firma  stellt  den  Komprador . . .  an",  ohne  daß  schon  in  diesen  grund- 
legenden Sätzen  klar  der  eigentliche  Wille  der  fremden  Kaufmann- 
schaft zum  Ausdruck  gebracht  würde,  daß  sie  den  Komprador  gar 
nicht  wie  einen  ihrer  Angestellten  betrachten,  sondern  alle  aus  einem 
Angestelltenverhältnis  ihr  obliegenden  besonderen  Verpflichtungen 
und  Haftungen  bei  der  Verwendung  eines  Kompradors  in  ihrem  Ge- 
schäft ausdrücklich  ausgeschaltet  wissen  wolle.  Der  Komprador  ist, 
wie  noch  ausführlich  darzulegen  sein  wird,  kein  Angestellter  im 
deutschrechtlichen  Sinne,  weder  mit  Handlungsvollmacht  noch  mit 
Prokura,  denn  die  Gesamtheit  seiner  Tätigkeit  rückt  ihn  in  die  Stellung 
eines  Kommissionsagenten. 

Dieser  Stellung  könnte  in  den  Verträgen  schon  dadurch  Ausdruck 
gegeben  werden,  daß  es  etwa  heißt:  „Die  Firma  betraut  den  Kom- 
prador  mit   der   Wahrnehmung    der   und   der   Dienste ",    so    daß 

das  beiderseitige  Vertrauensverhältnis  in  den  Vordergrund  rückt 
und  die  Firma  damit  kundtut,  daß  sie  bei  betrügerischen  Handlungen 
des  Kompradors  nicht  für  ihn  einstehen  und  den  Schaden  tragen  will, 
wozu  sie  unter  gewissen  Voraussetzungen  bei  einem  Angestellten  mit 
Handlungsvollmacht  verpflichtet  ist.  Unter  Anlehnung  an  das 
Agentenrecht  würde  sich  für  die  Fassung  des  Vertrages  schon  der  ge- 
eignete Wortlaut  in  der  englischen  und  chinesischen  Sprache  finden 
lassen. 

Der  Komprador  wird  zu  dauernder  Tätigkeit,  und  zwar  nur  bei  der 
mit  ihm  Vertrag  schließenden  Firma,  verpflichtet  und  kann,  ebenso 
wie  die  Firma,  meist  nur  nach  Ablauf  eines  Jahres  mit  vorangehender 
dreimonatlicher  Kündigung  seinen  Dienst  aufsagen. 

b)   Hongname  und  Komprador-Office. 

Der  Komprador  hat  durchaus  nur  die  Verbindung  seiner  Firma  mit 

der  chinesischen  Kundschaft  herzustellen;  den  Verkehr  mit  den 

Angehörigen  der  Fremdmächte  erledigen  die  europäischen  Leiter  und 

Angestellten  der  Firma.    Hieraus  ist  in  der  Regel  eine  Zweiteilung  des 


Vereinigung  in  Tientsin  v.  15.  2.  1912.  1)  „Tsingtauer  Neueste  Nachrichten"  v.  21.  u  31.  8., 
6.  u.  9.  9.,  3.  u.  26.  10.  u.  18. 11.  1913.  m)  „Tageblatt  für  Nordchina"  v.  16.  u.  19. 10.  u.  4. 11. 1913. 
n)  „North-China  Daily  News"v.6.8. 1913.  o)  Prozeß  Schue-fu-hsiang,Tapautau  gegen  Deutsch- 
Asiatische  Bank,  Tsingtau  1911.  p)  Prozeß  Fu-te-tang  und  Genossen,  Tsinanfu  gegen  Deutsch- 
Asiatische  Bank,  Tsinanfu  1911/1913.  q)  Erdnuß  -  Prozesse  der  Firmen  Carlowitz  &  Co.; 
Arnhold,  Karberg  &  Co.;  Schwarzkopf  &  Co.  gegen  chinesische  Händler,  r)  Gerichts- 
entscheidung in  Sachen  Anz  &  Co.,  Tsingtau,  gegen  Ta-yü-fung  &  Co.,  Tsingtau,  1910. 
s)  Aussage  des  Sachverständigen  C.  J.  Henzler  über  die  Usancen  des  Export-  und  Import- 
geschäftes in  Tsinanfu.  t)  Aussage  des  Bankbeamten  Hasford  über  die  Tätigkeit  des 
Bankkompradors.  u)  Bekanntmachung  der  Tsingtauer  Handelskammer  v.  6.  9.  1913.  v)  Be- 
kanntmachung der  Kaufmännischen  Vereinigung  in  Tsinanfu  v.  Nov.  1913. 
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Geschäftsbetriebes  entstanden;  es  gibt  eine  europäische  Abteilung  mit 
dem  europäischen  Geschäftsleiter  an  der  Spitze  und  eine  chinesische 
Abteilung,  welcher  der  Komprador  vorsteht,  und  für  deren  getreue 
Verwaltung  er  dem  europäischen  Leiter  verantwortlich  ist. 

Um  den  Chinesen  den  Namen  ihres  Geschäfts  lesbar  und  ver- 
ständlich zu  machen  und  auch  dem  Empfinden  des  Volkes  Rechnung 
zu  tragen,  gebrauchten  die  fremden  Kaufleute  nicht  ihre  europäischen 
Firmennamen,  sondern  griffen  zu  einer  in  chinesische  Schrift  und 
Denkweise  umgearbeiteten  Geschäftsbezeichnung,  dem  Hong- 
n  a  m  e  n.  Da  der  Gebrauch  des  Hongnamens  durch  den  Komprador 
zu  vielfachen  Streitigkeiten  geführt  hat,  ob  hierdurch  auch  die  fremde 
Firma  selbst  berechtigt  und  verpflichtet  würde,  muß  das  Grundsätz- 
liche dieser  Frage  kurz  erörtert  werden.  Es  werden  als  Hongnamen 
gewählt:  1.  Umschreibungen  der  europäischen  Firmennamen  in  chine- 
sische Schriftzeichen,  etwa  die  Firma  Siemssen  &  Co.  in  schen-tschen 
oder  die  Firma  Melchers  &  Co.  in  Me-tsui-schi.  Hierzu  tritt  oft  noch 
die  Bezeichnung  als  „ausländisches  Geschäft"  =  yang-hang  für  euro- 
päische Export-  und  Importfirmen  oder  der  Ausdruck  yin-hang  = 
Silber-Geschäft  für  europäische  Banken,  so  daß  etwa  te-hua-yin-hang 
den  chinesischen  Hongnamen  der  Deutsch-Asiatischen  Bank  darstellt. 
Es  wird  aber  auch  2.  eine  chinesische  Devise  als  Hongname  gewählt, 
etwa  li-ho  =  „Höflichkeit  und  Eintracht"  von  der  Firma  Carlowitz  & 
Co.  oder  jui-ki  =  „Firma  der  glücklichen  Vorbedeutung"  von  der 
Firma  Arnhold,  Karberg  &  Co.  Auch  hier  tritt  meist  der  Ausdruck 
yang-hang  hinzu,  so  daß  etwa  li-ho-yang-hang  bedeutet,  dieses  ist  das 
ausländische  Geschäft  „Pflege  der  Eintracht". 

Die  Hongnamen  der  fremden  Firmen  haben  nun  eine  einheitliche 
Anerkennung  und  Behandlung  seitens  der  Konsulate  in  China  nicht 
erfahren.  Teils  wird  der  Hongname  der  Firma,  wie  es  bis  vor  wenigen 
Jahren  noch  allgemein  geschah,  in  das  Handelsregister  eingetragen 
und  genießt  den  Schutz  des  Firmenrechts,  teils  sind  Anträge  auf  Ein- 
tragung von  den  Konsulaten  abgelehnt  worden,  und  ist  diesen  Firmen 
nur  der  Schutz  des  Warenzeichenrechts  und  des  Gesetzes  gegen 
den  unlauteren  Wettbewerb  zugebilligt  worden.  Letztere  Anschauung 
geht  wohl  von  der  Annahme  aus,  daß  es  sich  bei  den  Hongnamen  nicht 
um  die  chinesische  Wiedergabe  der  Firma,  sondern  um  eine  Art 
Etablissementsnamen  handelt,  dem  der  Schutz  des  Firmenrechts  nicht 
zustehe.  Kann  bei  Gebrauch  der  chinesischen  Umschreibung  des 
europäischen  Firmennamens  diese  Argumentation  in  keiner  Weise 
durchgreifen,  da  es  sich  hierbei  eigentlich  nur  um  eine  verständliche 
Übersetzung  ins  Chinesische  handelt,  so  kann  auch  die  Verwendung 
eines  chinesischen  Mottos  nicht  den  Zusammenhang  mit  dem  ursprüng- 
lichen europäischen  Firmennamen  auflösen,  denn  diese  Art  der  Ge- 
schäftebezeichnungen ist  in  China  eine  durchaus  übliche  und  wird  nicht 
etwa  in  der  Bedeutung  des  deutschen  Etablissementsnamens  oder 
Warenzeichens  gebraucht. 
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Diese  vielfache  Unklarheit  hat  jedoch  in  China  dazu  geführt,  daß 
europäische  Kaufleute  Verträge,  die  ihr  Komprador  mit  ihrem  Hong- 
namen  abgeschlossen  hatte,  und  die  ihnen  aus  irgendeinem  Grunde 
zum  Schaden  gereichten,  nicht  anerkennen  wollten,  da  sie  nicht  im 
Namen  ihrer  Firma  getätigt  wären.  Andererseits  kam  es  auch  vor  und 
wurde  von  den  Konsulargerichten  bekämpft,  daß  die  Kaufleute  sich 
aus  Verträgen,  die  gleichfalls  vom  Komprador  mit  ihrem  Hongnamen 
abgeschlossen  waren,  als  aktiv  legitimiert  ansahen  und  das  Recht 
nahmen,  unter  Ausschaltung  des  Kompradors  direkt  aus  dem  Vertrage 
zu  klagen.  Ob  Kaufleute  aus  Verträgen  ihres  Kompradors  mitberech- 
tigt und  verpflichtet  sind,  hätte  aus  anderen  Erwägungen,  von  denen 
ausführlich  bei  der  Behandlung  der  rechtlichen  Stellung  des  Kom- 
pradors gesprochen  werden  wird,  beurteilt  werden  müssen,  aber  nie- 
mals darf  die  Verwendung  des  Hongnamens  in  Verträgen  des  Kom- 
pradors zu  einem  Verstecken  hinter  den  Firmennamen  führen.  Ge- 
braucht der  Komprador  den  chinesischen  Hongnamen  oder  den  euro- 
päischen Firmennamen,  wozu  er  allerdings  bei  letzterem  nicht  immer 
in  der  Lage  sein  wird,  so  ist  in  beiden  Fällen  das  Geschäftshaus,  in 
dessen  Dienst  er  sich  befindet,  gemeint,  und  Rechte  und  Pflichten,  die 
etwa  hieraus  für  den  fremden  Kaufmann  entstehen,  sind  stets  die 
gleichen.  Die  von  der  Kaufmannschaft  für  die  Rechtsverbindlichkeit 
der  Verträge  geforderte  eigenhändige  Unterschrift  der  europäischen 
Geschäftsleitung  wird  hierdurch  gar  nicht  berührt,  da  sie  sich  ein 
solches  Erfordernis  in  allen  Fällen  vorbehalten  kann.  Nach  einem 
Gutachten  der  chinesischen  Handelskammer  genügt  es,  wenn  eine 
europäische  Firma  mit  einem  Chinesen  in  chinesischer  Sprache  einen 
Kontrakt  abschließt,  vollkommen,  wenn  sie  ihren  Hongnamen  als 
Unterschrift  gibt.  Hiermit  wäre  schon  die  Gleichsetzung  beider  Be- 
griffe bewiesen.  Das  Reichsgericht,  das  nach  deutscher  Rechts- 
anschauung natürlich  nicht  so  weit  geht,  führt  aber  in  einer  Urteils- 
begründung immerhin  aus:  „Der  Gebrauch  des  vollen  oder  abgekürzten 
Hongnamens  der  Bank  (und  des  Stempels,  der  bei  Geschäften  des 
Kompradors  nicht  benutzt  werden  darf)  ist,  wenn  auch  jener  Name 
mit  der  Firma  nicht  identisch  ist,  nicht  anders  zu  verstehen,  als  daß 
die  Bank  mit  diesen  Geschäften  etwas  zu  tun  habe,  diese  also  nicht 
lediglich  den  Komprador  persönlich  angingen." 

Wie  bereits  erwähnt,  ist  dem  Komprador  innerhalb  des  Geschäfts- 
betriebes der  fremden  Firma,  meist  örtlich  mit  ihr  verbunden,  aber 
auch  als  eine  Art  Zweigstelle  in  den  von  den  Fremden  gemiedenen 
chinesischen  Stadtvierteln,  eine  besondere  Abteilung,  die  sog.  Com- 
pradore-Office,  eingeräumt,  die  zum  Zeichen  ihres  Zusammenhanges 
mit  der  fremden  Firma  deren  Hongnamen  und  als  Zusatz  die  chine- 
sische Bezeichnung  für  Komprador-Büro  „chang-fang"  führt.  Der  Aus- 
druck yang-hang  hinter  dem  Hongnamen  bedeutet  also  die  euro- 
päische Abteilung,  während  chang-fang  an  dieser  Stelle  die  Abteilung 
bezeichnet,  für  welche  der  Komprador  verantwortlich  ist.     Mit  dem 
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Hongnamen  der  Firma  und  diesem  Zusatz  hat  der  Komprador  alle  im 
Dienste  der  Firma  getätigten  Geschäfte  zu  vollziehen,  sei  es  in  den 
von  ihm  aufgesetzten  oder  selbst  abgeschlossenen  chinesischen  Ver- 
trägen, sei  es  als  Beurkundung  seiner  Garantieleistung  für  ihm  vor- 
gelegte und  von  ihm  geprüfte  Dokumente.  Hierfür  bedient  er  sich 
eines  von  ihm  selbst  beschafften  Stempels,  des  sog.  chop,  dessen  Ge- 
brauch ihm  allerdings  nur  für  die  ihm  vertragsmäßig  erlaubten  Ge- 
schäfte gestattet  ist.  Macht  er,  was  ihm  allerdings  vertraglich  verboten 
ist,  aber  meist  stillschweigend  geduldet  wird,  mit  Landsleuten  Privat- 
geschäfte, so  darf  er  sich  hierbei  weder  des  Hongnamens  seiner  Firma 
noch  dieses  Stempels  bedienen;  er  hat  entweder  seinen  eigenen  Namen 
oder  seinen  chinesischen  Geschäftsnamen,  den  sog.  Hallennamen,  zu 
brauchen. 

c)  Anstellungspflicht  des  chinesischen  Personals. 

Der  Komprador  hat  für  die  Anstellung  des  im  Betriebe  notwen- 
digen chinesischen  Personals  zu  sorgen,  deren  Genehmigung  durch 
den  Leiter  der  Firma  erfolgt,  ohne  dessen  Zustimmung  nicht  gewech- 
selt werden  darf.  Da  der  Komprador  für  Verhalten  und  Handlungen  des 
chinesischen  Personals  verantwortlich  ist,  liegt  es  in  seinem  beson- 
deren Interesse,  sich  zuverlässige  Mitarbeiter  zu  verschaffen.  Ins- 
besondere gilt  dies  für  die  Anstellung  der  shroffs,  die  er  oft  genug 
mit  seiner  Stellvertretung  betrauen  muß  und  die  er  in  den  Zuver- 
lässigkeit und  Fachkenntnis  erfordernden  Stellungen  von  Aufkäufern 
und  Verkäufern,  Kassierern  und  ersten  Buchhaltern  verwendet. 

Ehrlich  müssen  auch  der  in  den  go-downs  der  Firma  tätige  chine- 
sische Lagerverwalter  sein,  sowie  alle  dort  beschäftigten  Träger, 
Packer,  Sortierer  und  Handwerker.  Im  Büro  hat  er  für  eine  hin- 
reichende Anzahl  zuverlässig  arbeitender  Buchhalter  und  Schreib- 
kräfte zu  sorgen  und  die  notwendigen  Bürodiener,  Wachleute,  Tür- 
hüter und  Kulis  zu  halten. 

d)  Die  Verwendung  des  Kompradors  als  Vermittler. 

Wie  der  Komprador  nach  besten  Kräften  bemüht  sein  soll,  das 
Geschäft  der  Firma  zu  fördern  und  nach  Möglichkeit  auszudehnen, 
alle  Geschäftsgeheimnisse  zu  wahren  und  der  Firma  gegenüber  treu 
und  ehrlich  zu  sein,  so  verpflichtet  sich  die  Firma  andererseits,  sich 
bei  Geschäften  mit  Chinesen  seiner  Vermittlung  in  erster  Linie  zu  be- 
dienen. Es  steht  ihm  jedoch  frei,  die  Vermittlung  von  Geschäften 
unter  Angabe  der  Gründe  abzulehnen,  und  kann  die  Firma  dann  eine 
andere  Vermittlung  in  Anspruch  nehmen.  Sämtliche  Geschäfte,  die 
der  Komprador  vermittelt  hat,  sollen  vor  Abschluß  der  Zustimmung 
des  Leiters  der  Firma  oder  der  von  ihm  besonders  ermächtigten  euro- 
päischen Angestellten  unterliegen,  andernfalls  die  Verpflichtungen  für 
die  Firma  nicht  als  bindend  anerkannt  werden.  Diese  Bestimmung, 
durch  welche  die  Kaufleute  sich  bei  Verträgen  des  Kompradors  mit 
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chinesischen  Händlern  vor  mißbräuchlicher  Benutzung  ihres  Namens 
schützen  wollten,  hat  in  ihrer  praktischen  Anwendung  zu  den  größten 
Mißhelligkeiten  und  einem  Auseinanderfallen  der  Meinungen  der 
Juristen  in  den  Konsulargerichtsbezirken  und  der  deutschen  Kauf- 
mannschaft in  China  geführt. 

Solange  der  Komprador  am  Niederlassungsorte  tätig  ist,  ist  es 
natürlich,  daß  seine  Vermittlungsaktionen  ihren  Abschluß  durch  die 
Zustimmung  oder  schriftliche  Verbindlichkeitserklärung  eines  europäi- 
schen Angestellten  finden,  obgleich  auch  hier  bereits  Ausnahmen  vor- 
handen sind,  die  dem  Komprador  eine  gewisse  Abschlußbefugnis  ein- 
räumen. Wenn  nun  aber  der  Komprador  zum  Einkauf  von  Landes- 
erzeugnissen zu  den  Bauern  und  Händlern  ins  Innere  gesandt  wird,  ist 
es  gar  nicht  möglich,  ihm  zu  jedem  Abschluß  erst  die  Genehmigung 
zu  erteilen;  hier  muß  ihm  also  weitgehende  Selbständigkeit  und  Ab- 
schlußbefugnis eingeräumt  werden. 

Die  deutsche  Kaufmannschaft  in  China  befand  sich  in  einer  Zwick- 
mühle. Einerseits  mußten  ohne  ihre  Prüfung  und  Zustimmung  viele 
Geschäfte  vom  Komprador  allein  abgeschlossen  werden,  andererseits 
aber  wollten  sie  aus  den  vom  Komprador  Dritten  gegenüber  ein- 
gegangenen Verbindlichkeiten  nicht  haftbar  gemacht  werden.  Die 
Konsulargerichte  stellten  sich  nun  auf  den  Standpunkt,  daß  der  Kom- 
prador der  Firma  ein  Angestellter  mit  Vertretungsmacht  sei  und  daß 
daher  die  Firmen  für  dessen  Handlungen  verantwortlich  seien.  Wie 
bei  der  Untersuchung  der  Rechtslage  späterhin  noch  ausgeführt  wird, 
ist  aber  der  Komprador  kein  Angestellter  der  Firmen,  sondern  erfüllt 
vielmehr  die  Funktionen  eines  Kommissionärs  und  Agenten,  so  daß 
eine  Haftbarmachung  der  Firmen  aus  seinen  Handlungen  nur  in  be- 
sonders gearteten  Ausnahmefällen  einzutreten  hat.  Im  allgemeinen 
kann  auch  nach  rechtlicher  Betrachtung  die  fremde  Firma  durch  Ver- 
träge und  Handlungen  ihres  Kompradors  nicht  gebunden  werden,  so- 
lange sie  nicht  ihre  ausdrückliche  Zustimmung  oder,  wie  es  jetzt  meist 
noch  gefordert  wird,  ihre  Unterschrift  gibt.  Diese  Auffassung  ent- 
spricht auch  der  der  fremden  Kaufmannschaft,  die  es  als  ein  in  ganz 
Ostasien  geltendes  Handelsgewohnheitsrecht  betrachtet,  daß  ein 
Dritter  aus  einem  mit  einem  Komprador  geschlossenen  Vertrage  keine 
Rechte  gegenüber  der  Firma  geltend  machen  kann,  solange  sie  nicht 
ihre  Zustimmung  oder  Unterschrift  gegeben  hat. 

Daß  diese  Auffassung  auch  einmal  in  Konsulatskreisen  die  be- 
stimmende war,  mag  die  auszugsweise  Wiedergabe  der  zwischen  dem 
deutschen  Konsul  und  dem  Taotai  zu  Hankau  im  Januar  1905  ge- 
troffenen Vereinbarung,  der  sog.  Hankauer  Stipulationen  1,  erweisen. 
Es  heißt  dort  im  zweiten  Abschnitt:  „Es  wird  ausdrücklich  anerkannt, 
daß  den  chinesischen  Händlern  nach  dem  Rechte,  das  bei  einer 
gerichtlichen  Austragung  der  Sache  zur  Anwendung  gekommen  wäre, 
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wegen  ihrer  Forderungen  gegen  die  Kompradore  keine  Ansprüche 
gegen  die  Firmen  selbst  zustehen.  Um  in  Zukunft  derartige 
Weiterungen  und  Mißverständnisse  auszuschließen,  wie  sie  diesmal 
vorgekommen  sind,  weil  solche  Ansprüche  erhoben  wurden,  wird  er- 
klärt, daß  chinesische  Händler  in  Zukunft  Ansprüche  gegen  die 
fremden  Firmen  selbst  nur  dann  erheben  können,  wenn  ein  Geschäft 
von  ihnen  unmittelbar  mit  einem  ordnungsmäßig  bevollmächtigten 
europäischen  Vertreter  der  Firma  geschlossen  und  in  den  betreffenden 
Kontrakt  ausdrücklich  ein  Vermerk  aufgenommen  worden  ist,  daß  die 
Firma  selbst  haftet;  auch  gilt  als  bedungen,  daß  über  Anlieferungen 
von  Waren  aus  einem  solchen  Kontrakt  europäische  Quittungen  mit 
Unterschrift  in  europäischen  Schriftzeichen  ausgestellt  sein  müssen. 
Verträge  und  Geschäfte,  bei  denen  diese  Vorschriften  nicht  beachtet 
sind,  können  niemals  einen  Anspruch  gegen  die  europäische  Firma 
bedingen.  Geschäfte,  bei  denen  eine  Haftpflicht  der  europäischen 
Firmen  nicht  besteht,  gelten  andererseits  als  rein  chinesische  An- 
gelegenheiten und  unterliegen  daher  nur  chinesischer  Gerichtsbarkeit. 
Weitere  Einzelheiten  sollen  nach  Bedarf  noch  gemeinschaftlich  fest- 
gesetzt werden.  Die  chinesischen  Behörden  versprechen  aber  jetzt 
schon,  daß  die  hier  hervorgehobenen  Punkte  möglichste  Verbreitung 
durch  Zeitungen  und  Anschläge  in  Gildenhäusern  finden  sollen.  Der 
Konsul  verspricht  dagegen,  daß  er  die  anderen  nicht  beteiligten  deut- 
schen Firmen  und  die  anderen  fremden  Konsuln  von  der  hier  ge- 
troffenen Verständigung  benachrichtigen  wird." 

Diesem  Übereinkommen,  das  zu  einer  allgemeinen,  für  ganz  China 
geltenden  Regelung  des  im  Komprador-Institut  am  stärksten  strittigen 
Punktes  hätte  berufen  sein  können,  ist  von  den  Konsulargerichten 
nicht  immer  die  notwendige  Beachtung  zuteil  geworden,  so  daß  wieder- 
holte Gutachten  von  Handelskammern  den  in  den  Hankauer  Stipula- 
tionen vertretenen  Standpunkt  unterstützen  mußten.  So  mag  noch  ein 
kurzer  Auszug  aus  einem  Gutachten  der  Handelskammer  zu  Tsingtau 
vom  August  1910  '  hier  Platz  finden:  „Die  Handelskammer  kann  das 
Bestehen  eines  Handelsgebrauchs  für  die  chinesischen  Küstenplätze, 
insbesondere  aber  für  Tsingtau  als  vorhanden  nicht  anerkennen,  dem- 
zufolge Geschäfte,  abgeschlossen  zwischen  der  Komprador-Office 
einer  europäischen  Firma  und  einem  chinesischen  Händler,  ohne 
weiteres  als  für  die  europäische  Firma  abgeschlossen  gelten  können. 
Es  bedarf  vielmehr,  um  ein  durch  die  Komprador-Office  ab- 
geschlossenes Geschäft  zwischen  der  europäischen  Firma  und  dem 
Händler  rechtswirksam  zustande  zu  bringen,  als  Regel  der  ausdrück- 
lichen Anerkenntnis  dieser  beiden  letzten  Parteien  dahingehend,  daß 
sie  das  Geschäft  als  für  sich  abgeschlossen  gelten  lassen  wollen.  Es 
genügt,  um  chinesische  Händler  und  europäische  Firmen  durch  einen 
Abschluß  der  Komprador-Office  direkt  gegeneinander  zu  verpflichten, 
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nicht,  daß  die  Partei,  welche  mit  der  Komprador-Office  abschließt, 
der  Sachlage  nach  annehmen  zu  dürfen  glaubte,  oder  daß  zu  vermuten 
ist,  sie  habe  der  aligemeinen  Sachlage  nach  annehmen  müssen,  sie 
schließe  mit  der  europäischen  Firma  ab." 

Dieses  Gutachten,  das  seinerzeit  zu  Ungunsten  einer  deutschen 
Firma  ausschlug,  da  die  Firma  aus  einem  vom  Komprador  mit  einem 
chinesischen  Händler  abgeschlossenen  Vertrage  direkt  klagen  wollte, 
drückt,  wenn  auch  in  negativer  Form,  den  von  dem  größten  Teil  der 
fremden  Kaufmannschaft  in  China  vertretenen  Parteiwillen  aus,  daß 
Dritte  sie  aus  selbständig  vorgenommenen  Handlungen  ihres  Kom- 
pradors  nicht  haftbar  machen  können. 

e)    Garantieleistung  des  Komprador s. 

Diejenige  Verpflichtung,  die  den  Komprador  von  allen  übrigen 
chinesischen  Handelsvermittlern  grundlegend  unterscheidet  und  ihn 
für  den  gesicherten  Geschäftsverkehr  der  fremden  Firmen  in  China 
nahezu  unentbehrlich  macht,  ist  die  Übernahme  der  Verantwortung  für 
fast  alle  Vorgänge  und  Geschehnisse,  die  in  den  weit  umfassenden 
Bereich  der  mit  Chinesen  durchzuführenden  Geschäftsabwicklung 
fallen.  Abgesehen  davon,  daß  er  für  seine  eigenen  persönlichen  Hand- 
lungen voll  und  ganz  einzustehen  hat,  haftet  er  auch  in  gleichem  Maße 
seiner  Firma  gegenüber  für  alle  Handlungen  und  Verrichtungen,  die 
von  dem  im  Geschäftsbetriebe  angestellten  chinesischen  Personal  aus- 
geführt werden,  und  hat  alle  Verluste,  die  der  Firma  durch  deren  Nach- 
lässigkeit und  Untreue  entstehen,  zu  bezahlen  und  wieder  gutzu- 
machen. Volle  Verantwortung  übernimmt  er  wohl  fast  allgemein  noch 
für  die  in  den  Lagerhäusern  und  Schuppen  der  Firma  liegenden 
Waren,  über  die  er  ordnungsmäßig  Buch  zu  führen  hat  und  deren  Ein- 
lieferung  und  richtige  Ablieferung  an  die  Käufer  oder  an  Bord  der 
Dampfer  er  zu  überwachen  hat.  Falls  er  Verkäufe  an  chinesische 
Händler  selbständig  vornimmt,  haftet  er  für  die  richtige  Erfüllung  der 
Verträge  und  den  richtigen  und  pünktlichen  Eingang  der  Zahlung, 
wie  er  andererseits  bei  Ankäufen  von  Waren  die  Verrechnung  mit  den 
Händlern  übernimmt,  um  deren  Erledigung  sich  die  Firmen  im  all- 
gemeinen nicht  kümmern,  nachdem  sie  dem  Komprador  den  Betrag 
ausgehändigt  haben. 

Über  die  Funktion,  welche  die  Stellung  des  Kompradors  über  die 
eines  Angestellten  weit  hinaus  hebt  und  seine  selbständige  Zwischen- 
stellung zwischen  chinesischer  Händlerschaft  und  fremder  Firma  klar 
erweist,  sagt  ein  zu  einem  konkreten  Falle  ergangenes  Gutachten  der 
Deutschen  Vereinigung  zu  Tientsin  *:  „Es  ist  Platz-  und  Handelsbrauch, 
daß  der  Komprador  mit  den  chinesischen  Händlern  oder  Maklern  für 
Rechnung  der  fremden  Firmen  mit  deren  Einverständnis  Kontrakte 
von  Ausfuhrwaren  abschließt,  und  daß  die  Zahlungen  für  solche  Waren 
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von  der  fremden  Firma  an  ihren  Komprador  gemacht  werden.  Der 
Komprador  verrechnet  sich  dann  mit  dem  Verkäufer  der  Waren.  Die 
fremde  Firma  kümmert  sich  im  allgemeinen  nicht  darum,  ob  der  Ver- 
käufer seinerseits  auch  wirklich  das  Geld  für  die  gelieferten  Waren  be- 
kommen hat  oder  nicht.  Die  Bezahlung  an  den  Komprador  und  nicht 
an  den  Verkäufer  der  Waren  erscheint  auch  deshalb  schon  ganz  natür- 
lich, weil  die  Preise  die  Kommission  einschließen,  die  der  Verkäufer 
dem  Komprador  zahlen  muß.  Fälle,  wo  eine  solche  Kommission  nicht 
mit  eingeschlossen  ist,  dürften  jedenfalls  zu  den  Ausnahmen  gehören. 
Aus  Vorstehendem  erhellt,  daß  nach  hiesigem  Brauch  die  Tsingtauer 
Handels-  und  Industriegesellschaft  für  Nichtbezahlung  der  fraglichen 
Partie  Strohgeflechte  an  den  chinesischen  Verkäufer  nicht  verantwort- 
lich gemacht  werden  kann.  Vielmehr  hat  sie  ihre  Verpflichtung  durch 
Zahlung  an  den  Komprador  erfüllt.  Eine  gegenteilige  Beurteilung 
seitens  des  Gerichts  würde  für  die  Kaufleute  sicherlich  von  den  schwer- 
wiegendsten Fällen  sein  und  einfach  ein  Umstoßen  des  lang- 
jährigen Brauchs  zu  einer  zwingenden  Notwendigkeit  machen." 

Mit  der  fortschreitenden  Annäherung  von  fremder  Firma  und 
chinesischem  Händler  und  der  Einschränkung  der  Kreditbewilligung 
für  Zahlungsverpflichtungen,  wie  sie  am  weitesten  im  Schanghaier  Ge- 
schäft vorgeschritten  ist,  entfällt  auch  meist  die  Garantieleistung  des 
Kompradors  für  die  Bonität  des  chinesischen  Kunden.  In  diesen  Fällen 
garantiert  er  nur  die  Echtheit  der  von  den  chinesischen  Händlern  über- 
reichten native  Orders  —  der  wechselähnlichen  Zahlungsversprechun- 
gen mit  5 — lOtägiger  Laufzeit  —  und  drückt,  genau  wie  bei  anderen 
chinesisch  geschriebenen  Dokumenten,  deren  Wortlaut  und  Unter- 
schriften er  zu  prüfen  hat,  den  Papieren  seinen  chop  als  Prüfungs-  und 
Garantievermerk  bei. 

Im  allgemeinen  sucht  die  fremde  Kaufmannschaft,  soweit  sie  sich 
eines  Kompradors  in  ihrem  Betriebe  bedient,  jedes  Risiko  der  Kredit- 
gewährung, der  Einhaltung  der  Lieferfristen,  des  Verlustes  an  Geld 
oder  Waren,  die  sie  durch  Unredlichkeiten  des  chinesischen  Per- 
sonals oder  der  Geschäftsmethoden  der  chinesischen  Händler  erleidet, 
soweit  als  möglich  auf  ihren  Komprador  abzuwälzen,  der  für  der- 
gleichen Gefahren  gutzusagen  hat,  doch  haben  sich  je  nach  den 
Handelsplätzen  und  den  Beschäftigungszweigen  weitgehende  Ver- 
schiedenheiten herausgebildet,  die  in  der  speziellen  Darstellung  des 
Kompradors  im  Waren-  und  Bankgeschäft,  im  Versicherungs-  und 
Schiffahrtswesen  zusammenhängend  betrachtet  werden  sollen. 

f)  Sicherheitshinterlegung  und  Bürgschaftsstellung. 

Um  für  die  durch  den  Komprador  zu  erfüllenden  weitgehenden 
Verpflichtungen  ein  greifbares  Pfand  in  Händen  zu  haben  und  um 
dieses  nicht  je  nach  der  Höhe  der  einzelnen  Geschäftsvorgänge  von  Fall 
zu  Fall  festsetzen  zu  müssen,  hat  die  fremde  Kaufmannschaft  von  dem 
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Komprador  die  einmalige  Hinterlegung  einer  größeren  Geldsumme  oder 
gleichwertiger  Sicherheiten  verlangt.  Schumacher1  berichtet  noch 
von  einem  Fall  in  Hongkong,  bei  dem  die  gestellte  Kaution  eine  Höhe 
von  500  000  mex.  Dollars  in  bar  erreichte.  In  dieser  Höhe  werden 
heute  wohl  kaum  noch  Barleistungen  erfolgen,  es  sei  denn,  daß  man  die 
bei  kapitalschwachen  fremden  Firmen  von  den  Kompradoren  ge- 
leisteten Kapitaleinlagen  und  Geldvorschüsse  als  Sicherheitsdepots 
ansprechen  will.  Gewiß  vergrößern  sie  die  Sicherheit  für  den  fremden 
Kaufmann,  der  dieses  Geld  in  Waren,  Immobilien  oder  auf  der  Bank 
festgelegt  hat,  daß  der  mit  starken  Einschüssen  beteiligte  Komprador 
nicht  einmal  sang-  und  klanglos  von  dannen  zieht,  doch  bedingen  der- 
artige Geschäftseinlagen  nicht  nur  die  Zahlung  von  Zinsen,  sondern 
auch  einen  ziemlich  hohen  Ertragsanteil  am  Geschäftsgewinn,  während 
bei  den  reinen  Sicherheitsstellungen  in  barem  Gelde  dem  Komprador 
durchweg  nur  die  Zinsen  von  6 — 7  %  gewährt  werden. 

Hat  in  dem  heutigen  Chinageschäft  schon  die  Höhe  der  Barhinter- 
legungen eine  große  Abschwächung  erfahren,  so  haben  diese,  mit  Aus- 
nahme bei  Schiffahrtsgesellschaften  und  Banken,  den  weniger  Ver- 
trauen erweckenden  Hinterlegungen  von  Wertpapieren  und  Grund- 
briefen weichen  müssen.  Ist  eine  derartige  Sicherheit  bei  dem  Fehlen 
eines  ausgebildeten  Grundstücksrechts  in  China  schon  eine  sehr  frag- 
würdige, so  kann  auch  die  Barhinterlegung  um  ein  gewaltiges  hinter 
dem  Geldwert  der  dem  Komprador  möglichen  Veruntreuungen  zurück- 
bleiben, wenn  nicht  schon  in  der  Person  des  Kompradors  der  Firma 
eine  weitgehende  Garantie  für  eine  ehrliche  und  treue  Führung  und 
Verwaltung  der  Geschäfte  gegeben  erscheint.  Die  einzige  feste  Gewähr 
für  die  Ehrlichkeit  des  Kompradors,  wie  jedes  Chinesen  überhaupt,  liegt 
in  der  Aufrechterhaltung  der  von  der  konfuzianischen  Sittenlehre  von 
jedem  Chinesen  geforderten  Kardinaltugenden  der  Pietät  und  der 
sozialen  Verantwortlichkeit,  deren  Einfluß  auf  die  Wirtschafts- 
gesinnung des  Chinesen  im  zweiten  Abschnitt  dieser  Arbeit  ausführ- 
lich behandelt  wurde.  An  die  Mitverantwortung  des  Verwandtschafts- 
und Freundeskreises  für  alle  Verfehlungen  des  Kompradors  knüpft 
noch  die  bei  Abschluß  der  Komprador-Anstellungsverträge  übliche 
Formalität  an,  durch  Aufstellung  eines  Bürgschaftsvertrages  be- 
stimmte Personen,  die  Ansehen  und  Vertrauen  genießen,  als  Bürgen 
zu  verpflichten,  die  unmittelbar  mit  und  neben  dem  Komprador  für  die 
Einhaltung  seiner  Pflichten  haften. 

Wird  bei  Veruntreuungen  des  Kompradors  sowohl  durch  dessen 
eigene  Hinterlegung  als  auch  durch  die  Haftsumme  der  Bürgen  der 
der  fremden  Firma  zugefügte  Schaden  nicht  in  voller  Höhe  gedeckt, 
so  hat  ein  Anrufen  der  chinesischen  Gerichte,  der  Gilden  und 
der  Ortsangehörigen  des  Kompradors  stets  zu  dem  Erfolge  geführt,  daß 
von  diesen  die  Wiedergutmachung  erfolgte.   Der  von  einem  voreiligen 
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deutschen  Juristen  in  China  unnötig  vor  das  deutsche  Konsulargericht 
in  Tsinanfu  geschleppte  Komprador-Prozeß  der  Deutsch-Asiatischen 
Bank  hätte  nicht  den  durch  die  Rechtsprechung  herbeigeführten  nach- 
teiligen Erfolg  für  die  deutsche  Kaufmannschaft  in  China  gehabt,  wenn 
die  chinesischen  Kläger  auf  den  zuständigen  Rechtsweg  vor  chinesi- 
sche Gerichte  gewiesen  worden  wären  und  der  deutsche  Konsul  nicht 
als  Richter,  sondern  als  Sachwalter  der  deutschen  Interessen  hätte 
fungieren   können. 

g)   Die  Vergütung. 

Über  die  Höhe  der  dem  Komprador  für  seine  Dienstleistungen  von 
der  fremden  Firma  gewährten  Vergütungen  läßt  sich  eine  generelle 
Feststellung  nicht  machen,  da  sowohl  der  Umfang  seiner  Tätigkeit  bei 
jeder  Firma  ein  verschiedener  ist,  als  auch  das  Ausmaß  der  Ver- 
pflichtungen, die  er  mit  der  ihm  zugewiesenen  Vergütung  zu  erfüllen 
hat.  Fast  allgemein  gliedert  sich  die  ihm  vertraglich  zustehende  Ver- 
gütung in  ein  festes  Monatsgehalt  und  in  Provisionen.  Das  feste  Ge- 
halt, das,  um  nur  einen  annähernden  Begriff  zu  geben,  etwa  500  mex. 
Dollars  beträgt,  dient  ganz  allgemein  dazu,  dem  Komprador  die  Unter- 
haltung seines  Büros  und  die  Bezahlung  der  Gehälter  an  die  chinesi- 
schen Angestellten  zu  ermöglichen,  ist  also  weniger  als  eine  Ent- 
lohnung seiner  Tätigkeit,  vielmehr  als  ein  Beitrag  der  fremden  Firma 
zu  seinen  stehenden  Handlungsunkosten  zu  betrachten.  Je  nach  der 
Anzahl  der  beschäftigten  chinesischen  Angestellten  und  dem  Umfange 
seines  Büroapparates  richtet  sich  also  die  Höhe  dieses  als  Gehalt  be- 
zeichneten Betrages.  Einige  der  großen  Firmen  stellen  wohl  Gehalts- 
listen für  das  chinesische  Personal  getrennt  auf  und  überweisen  den 
Gesamtbetrag  dem  Komprador  nebst  den  jeweils  monatlich  erforder- 
lichen Bürounkosten,  doch  ist  es  den  Firmen  meist  unmöglich,  nach- 
zuprüfen, ob  die  Unterschriften  auf  den  Listen  auch  tatsächlich  die 
Quittungen  der  Empfangsberechtigten  sind. 

Eine  nach  den  Erfolgen  seiner  Vermittlertätigkeit  sich  richtende 
Entlohnung,  die  erst  seinen  Geschäftsgewinn  ausmacht,  sind  die  Pro- 
visionen, die  ihm  vertraglich  oder  handelsüblich  gewährt  werden.  In 
der  Regel  werden  ihm  Provisionen  von  der  Firma  nur  bei  Import- 
geschäften gezahlt,  die  zwischen  V*— 2  %  variieren,  während  der  Kom- 
prador bei  Exportgeschäften  die  Provision  fast  stets  von  dem  chinesi- 
schen Händler  erhält,  von  dem  er  die  Waren  bezogen  hat.  Man  nimmt 
auch  hier  die  Höhe  der  Provision  mit  7*— 2  %  an,  doch  haben  diese 
Zahlen  einen  relativen  Wert,  da  ihm  sowohl  beim  Import-  wie  beim  Ex- 
portgeschäft von  chinesischen  Händlern  die  unter  dem  Namen 
„squeeze"  bekannten  Sondervergütungen  in  ständig  schwankender 
Höhe  entrichtet  werden,  ganz  abgesehen  davon,  daß  er  beim  selb- 
ständigen Einkauf  von  Waren  durch  Angabe  eines  höheren  Einkaufs- 
preises schon  einen  beträchtlichen  Gewinn  erzielt. 

Da,  solange  sich  eine  Firma  eines  Kompradors  bedient,  stets  mit 
derartigen  Gewinnen  des  Kompradors  gerechnet  werden  muß  und  die 
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Erfahrung  gezeigt  hat,  daß  er  oft  im  Gegensatz  zu  seiner  Firma  von 
Jahr  zu  Jahr  vermögender  wird,  sind  ihm  noch  einige  Bevorschussungs- 
Verrichtungen  zugefallen,  deren  Glattstellung  meist  am  Ende  des 
Monats  durch  die  Firma  erfolgt.  So  überlassen  die  Firmen,  die  nicht 
gern  größere  Kassenbestände  in  chinesischem  Gelde  halten  und  nur 
größere  Zahlungen  durch  Scheck  auf  ihre  europäische  Bank  erledigen, 
die  Bezahlung  von  laufenden  Ausgaben,  wie  z.B.  Kulilöhnen,  kleinen 
Anschaffungen,  Reparaturen,  Telephongebühren,  Transportwesen  usw., 
ihrem  Komprador,  der  diese  Ausgaben  in  ein  besonderes  Kassabuch 
einträgt  und  sich  die  Summe  am  Monatsende  begleichen  läßt. 

Eine  ihm  meist  vertraglich  verbotene  Tätigkeit,  die  oft  zu  einer 
Ausnutzung  der  dem  gebildeten  Chinesen  eigenen  Gefälligkeit  seitens 
der  europäischen  Angestellten  geführt  hat,  ist  die  Begleichung  von 
Privatrechnungen  für  die  europäischen  Leiter  und  Angestellten.  Durch 
Ausstellung  von  Anweisungen  auf  den  Komprador  ihrer  Firma  mit  den 
Worten  „Comprador  pay",  den  sogenannten  „compradore  Orders",  die 
in  den  meisten  Vertragshäfen  sowohl  im  gesellschaftlichen  wie  im  ge- 
schäftlichen Verkehr  als  Zahlungsmittel  angenommen  werden,  schaffen 
sie  sich  einen  nahezu  unbeschränkten  Kredit,  der  seine  Deckung  in 
den  am  Ende  des  Monats  fälligen  Gehaltszahlungen  finden  soll.  Oft 
hat  aber  das  teure  Klubleben  manchen  jungen  Mann  und  auch  schon 
manchen  Geschäftsleiter  dazu  verleitet,  Anweisungen  auf  ihren  Kom- 
prador in  größerer  Anzahl  und  mit  höheren  Beträgen  auszustellen,  als 
ihrem  Einkommen  entsprach,  und  sie  so  langsam  ganz  in  seine  Ab- 
hängigkeit gebracht.  Die  monatlichen  Gehaltsabhebungen  der  An- 
gestellten erfolgen  jedoch  nach  Unterzeichnung  der  Anweisung  durch 
den  Geschäftsleiter  regelmäßig  in  dieser  Form,  und  der  Komprador 
oder  sein  shroff  zahlt  das  zustehende  und  das  für  das  tägliche  Leben 
notwendige  chinesische  Geld  in  den  gewünschten  Stücken  oder 
Scheinen  aus. 

h)  Die  Arbitrage k lausei. 

Um  die  unliebsamen  Erfahrungen,  welche  die  deutsche  Kauf- 
mannschaft in  China  mit  der  Beschreitung  des  Rechtsweges  bei 
Streitigkeiten  aus  dem  Kompradorvertrage  gemacht  hat,  fernerhin  nach 
Möglichkeit  auszuschalten,  ist  in  den  Tsingtauer  Mustervertrag  die 
Verpflichtung  zum  schiedsgerichtlichen  Ausgleich  aufgenommen 
worden.  Sowohl  der  Komprador  wie  die  fremde  Firma  benennen  einen 
Schiedsrichter,  dem  von  den  europäischen  Handelskammern  noch  ein 
Obmann  zugewiesen  wird.  Kommt  eine  Partei  der  Verpflichtung,  einen 
Schiedsmann  zu  stellen,  nicht  binnen  zwei  Wochen  nach,  oder  weigert 
sich  der  Benannte,  das  Amt  zu  übernehmen,  so  kann  die  Handels- 
kammer einen  Schiedsmann  für  die  betreffende  Partei  bestimmen.  Der 
Schiedsspruch  soll  die  Kraft  eines  richterlichen  Urteils  haben. 

So  anerkennenswert  die  Aufnahme  der  Arbitrageklausel  in  die 
Verträge  auch  ist,  ein  vertrauensvolles  Arbeiten  zwischen  Europäer 
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und  Komprador  und  ein  verständiger  Ausgleich  geschäftlicher 
Differenzen  kann  nur  gewährleistet  werden,  wenn,  wie  seit  den  Tagen 
des  co-hong-Systems,  auch  fernerhin  Persönlichkeit  und  Charakter  die 
beiderseitigen  Grundeigenschaften  des  auf  Treu  und  Glauben  aufge- 
bauten Geschäftsverkehrs  in  China  bilden. 

Wurden  im  ersten  Teil  die  charakteristischen  Merkmale  des 
Komprador-Instituts  in  ihren  wesentlichen  Grundzügen  dargestellt,  so 
sollen  im  zweiten  Teil  noch  einige  Ergänzungen  und  Besonderheiten 
besprochen  werden,  die  sich  in  der  Tätigkeit  des  Kompradors  in  den 
einzelnen  Handelszweigen  ergeben. 

(Schluß  folgt  im  nächsten  Heft.) 
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Eine  Geschichte  der  Pariser  Friedenskonferenz. 

Von 
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A  History  of  the  Peace  Conference  of  Paris.     Edited  by 
H.  W.  V.Temperley.    (Published  under  the  auspices  of  the  Institute 
of   International   Affairs.)     Vol.   I— III:   1920;  vol.    IV    and   V:    1921  *. 
London.    Henry  Frowde,  Hodder  &  Stoughton.    XXI,  517;  XVII,  488; 
VII,  457;  XXIV,  528;  XV,  483  S.   sh.  210/-. 
Die  hier  vorgelegte  Geschichte  der  Pariser  Friedenskonferenz  ist  von 
den  wissenschaftlichen  Sachverständigen  der   amerikanischen   und  eng- 
lischen Delegation  geschrieben  worden.     Damit  sind  ihre  Möglichkeiten' 
in    mehrfacher    Richtung    umgrenzt.      Sie    kann    nicht    eigentlich    eine 
„kritische"  Geschichte  sein,  weil  ein  solcher  Kreis  von  Mitarbeitern  aus 
seiner    vorübergehenden    amtlichen    Eigenschaft    gewisse    Pflichten    des 
Taktes  und  des  politischen  Anstandes  abzuleiten  hatte,  die  in  Staatswesen 
mit  einem  geschlossenen  Nationalgefühl  für  selbstverständlich  gehalten 
werden.    Ferner  durften  die  Mitarbeiter,  ebenso  wie  auch  K  e  y  n  e  s  sich 
dessen  strenge  enthielt,  keines  der  zahlreichen  Dokumente  verwerten,  die 
zwar  zu  ihrer  Kenntnis  gehörten,  jedoch  noch  auf  lange  Zeit  als  geheim 
zu  behandeln  sind.     Es  ist  also  in  der  Tat,  wie  Margarete  Roth- 
barth in  ihrer  lehrreichen  Verarbeitung  der  ausländischen  Literatur 
zur  Friedenskonferenz  feststellt,  „eine  offiziöse  Darstellung"2.    Dennoch 
wäre  es   ein  Fehler,   ihr  deshalb   die   Bedeutung   eines  Quellenwerkes 


1  Inhaltsübersicht:  Vol.  I:  Programmatisches  und  sachliches  Vorwort. 
Part  I:  The  End  of  the  War.  Part  II:  Europe  in  Dissolution.  Part  III:  Conference 
Preleminaries.  —  Vol.  II:  The  Settlement  with  Germany.  —  Vol.  III:  Chronology, 
Notes  and  Documents.  (Text  der  Verträge  von  Brest-Litowsk,  Bukarest,  Versailles. 
Verfassung  des  Deutschen  Reiches.)  —  Vol.  IV:  Neues  Herausgebervorwort;  neue 
sachliche  Vorbemerkung  für  IV  und  V.  (Bei  IV  und  V  sind  die  Verfasser- 
namen angegeben.)  Ch.  I:  The  Collapse  of  the  Central  Powers.  II:  Armistices  and 
the  Problems  of  the  Peace.  III:  Disarmament.  IV:  The  Liberation  of  the  New 
Nationalities.  V:  The  Treaty  of  London.  VI:  The  Plebiscites.  VII:  The  Making  of 
the  Treaties  with  Austria,  Bulgaria,  Hungary.  VIII:  The  New  Bulgaria.  IX:  The 
New  Austria.  The  New  Hungary.  —  Vol.  V:  Economic  Reconstruction  in  the 
Treaties.  —  Vol.:  VI:  (noch  nicht  erschienen)  wird  den  Vertrag  von  Sevres,  die 
baltischen  Nachfolgestaaten  Rußlands  und  Polen  behandeln. 

2  Die  Großen  Vier  am  Werk.    Berlin  1921.    S.  13. 
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ersten  Ranges  abzusprechen,  das  der  Gegenwart  ganz  erheblich  mehr  zu 
bieten  hat,  als  —  um  einen  Vergleich  zu  ziehen  —  etwa  P  ü  1 1  e  r  s  „Geist 
des  westfälischen  Friedens"  oder  K  1  ü  b  e  r  s  „Acten  des  Wiener  Con- 
gresses"  ihrer  Zeit.  Denn  es  schwingt  eben  doch  dieses  geheime  Wissen 
als  eine  besondere  Atmosphäre  um  das  Werk,  und  es  ist  überdies  durch- 
aus nicht  aller  konstruktiven,  wertenden  und  in  bestimmte  politische 
Richtung  weisenden  Absichten  bar.  Es  wird  schließlich  trotz  all  seiner 
wissenschaftlichen  Zurückhaltung  zu  einem  Ganzen  verbunden  durch  die 
noch  spürbare  Erinnerung  an  ein  wirkliches  Erleben,  das  gerade  für  die 
Sachverständigen,  die  aus  der  reinen  Stille  ihrer  Arbeitszimmer  zum 
Werk  in  Paris  berufen  wurden,  von  größerer  Bedeutung  werden  mußte 
als  für  jene  Politiker,  denen  die  unheilige  Vermischung  der  Elemente  des 
öffentlichen  Lebens  zu  einer  mit  Zynismus,  Demagogie,  Menschen- 
verachtung und  Eitelkeit  ausgeübten  Beschäftigung  geworden  ist. 

Es  entstanden  bekanntlich  in  Paris  große  Karawansereien,  in  denen 
die  einzelnen  Delegationen  untergebracht  waren,  und  es  bildete  sich  in 
diesen  ein  Geist  der  Hausgemeinschaft  aus,  der  in  den  Regierungszentren 
der  Heimat,  bei  der  verwirrenden  Gemengelage  der  Ministerien  und  der 
in  allen  Staaten  gleichmäßig  beliebten  Beschäftigung  mit  Ressort- 
kompetenzen  und  Personalintrigen  niemals  erwachsen  konnte.  Die  ein- 
maligen soziologischen  Entstehungsbedingungen  des  Werkes  über  die 
Konferenz  werden  vortrefflich  in  dem  Vorwort  des  ersten  Bandes 
geschildert: 

„The  American  Delegation  was  mainly  housed  in  the  Hotel  Crillon,  and  the 
British,  which  was  much  the  largest,  in  the  Majestic.  Here  were  congregated 
under  one  roof  trained  diplomatists,  soldiers,  sailors,  airmen,  civil  administrators, 
jurists,  financial  and  economic  experts,  captains  of  industry  and  spokesmen  of 
labour,  members  of  cabinets  and  parliaments,  journalists  and  publicists  of  all  sorts 
and  kinds.  Many  of  them  came  from  the  various  Dominions,  India,  Egypt  or  the 
Crown  Colonies. 

At  meals,  and  when  off  duty,  there  was  no  Convention  to  forbid  discussion  of 
the  business  in  hand.  A  unique  opportunity  was  thus  given  to  every  specialist  of 
grasping  the  relation  of  his  own  particular  question  to  all  the  others  involved, 
and  of  seeing  its  place  in  the  vast  problem  of  reconstruction  before  the  Congress. 
So  great  a  diversity  of  minds  has  seldom  been  associated  on  a  Single  task  under 
one  roof.  Men  who  never  imagined  they  had  anything  in  common  began  to 
discover  how  much  in  common  they  really  had.  In  friendly  informal  intercourse 
they  came  to  see  how  they  differed,  and  also  to  appreciate  the  sincerity  of  views 
which  were  not  their  own.  A  respect  for  each  other's  opinions  grew  up  which 
could  scarcely  have  developed  under  other  conditions.  It  affected  the  relations 
of  the  two  bodies  in  Paris,  which  had  the  advantage  of  a  common  language  and 
political  tradition.  For  besides  meeting  on  the  Commissions,  where  the  daily  work 
was  done,  the  British  and  American  specialists  were  constantly  dining  with  one 
another  in  their  respective  hoteis." 

Im  Vorwort  des  vierten  Bandes,  der  erschien,  als  die  Öffentlichkeit 
schon  von  den  drei  früheren  Bänden  Kenntnis  genommen  hatte,  werden 
noch  einmal  die  Absichten  des  Werkes  dargelegt: 

„It  seems  desirable,  in  conclusion,  to  emphasize  once  more  that  the  Editor 
has  sought  to  steer  a  course  equally  remote  from  official  apologetics  and  unofficial 
jeremiads.  Within  reasonable  limits  he  has  even  encouraged  the  contributors  to 
express  their  individual  points  of  view.    For  while  it  is  in  selection  of  facts  that 
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the  experts  can  perceive  the  views  of  a  writer,  the  general  reader  can  only 
discern  the  writer's  bias  if  he  expresses  his  opinions  with  relative  freedom.  The 
purpose  of  this  History  will  be  achieved  if  the  materials  and  authorities  quoted 
in  these  volumes  enable  the  reader  to  criticize  any  opinions  expressed  by  editor  or 
contributors." 

Mit  diesen  Sätzen  ist  die  Methode  klarer  als  in  dem  Vorwort  des 
ersten  Bandes  gekennzeichnet.  Inzwischen  hatten  sich  schon  manche 
Schwächen  jener  Friedensverträge  gezeigt,  und  eben  deshalb  treten  in 
den  späteren  Bänden  gewisse  Umrisse  einer  konstruktiven  Politik  noch 
schärfer  hervor;  als  symptomatisch  ist  es  auch  zu  betrachten,  daß  für 
Band  I — III  die  Mitarbeiter  nur  am  Anfang  jedes  Bandes  genannt  sind, 
ohne  Hinweis  darauf,  welche  Abschnitte  von  den  einzelnen  verfaßt 
wurden,  während  in  Band  IV  und  V  jeder  Beitrag  durch  den  Namen  des 
Autors  gekennzeichnet  ist. 

Wie  die  Analyse  der  Behandlung  einiger  Hauptthemen  noch  zeigen 
wird,  ist  diese  Geschichte,  trotz  ihrer  offiziösen  Ursprünge,  keineswegs 
farblos.  Nur  lassen  die  Mitarbeiter  ihre  eigene  Auffassung  mehr  durch 
„beredtes  Schweigen"  als  durch  ausgesprochene  Worte  deutlich  werden. 
Dies  mag  der  materialhungrige  Historiker  beklagen.  Einen  Vorwurf 
aber  darf  man  daraus  nicht  ableiten,  weil  die  vorübergehend  vom  Staate 
mit  einem  Vertrauensposten  Belehnten  die  Grenzen  der  Amtsdisziplin 
zu  achten  hatten. 

Hält  man  sich  dies  vor  Augen,  so  wird  man  sogar  zu  dem  Ergebnis 
kommen  müssen,  daß  in  dieser  Darstellung  an  sehr  bestimmten  Wert- 
urteilen kein  Mangel  ist.  Als  erstes  mag  hervorgehoben  werden,  daß  die 
Friedensschlüsse  von  Paris  nicht  an  einer  einzigen  Stelle  als  gerecht 
bezeichnet  werden.  An  sich  hätte  eine  solche  Behauptung  nahe  gelegen, 
da  diese  Verträge  ihrer  moralischen  Absicht  und  ihrer  völkerrechtlichen 
Natur  nach  ein  Urteil  des  Gerichtshofes  der  Siegerstaaten  über  die 
Mittelmächte  sein  wollen  und  weil  fast  alle  drückenden  Verpflichtungen 
demgemäß  als  Strafen  für  ein  schuldhaftes  Verhalten  konstruiert  sind. 

Ohne  den  Versuch  einer  Widerlegung  wird  gesagt:  „We  know  per- 
f ectly  well  that  most  Germans  regard  the  Peace  Treaty  as  one  of  violence 
and  injustice  —  as  a  Gewaltfrieden  —  ..."  (II,  122),  und  noch  vorsichtiger 
in  der  Formulierung,  zugleich  aber  bestimmter  in  der  Kritik  heißt  es 
am  Schlüsse  einer  Erörterung  über  den  Waffenstillstand  als  Grundlage 
des  Friedens  von  Versailles:  „It  is  far  too  early  to  pass  a  definitive 
judgement  upon  the  question  as  to  whether  either  the  draft  Treaty  or 
the  Treaty  itself  embodies  an  Interpretation  of  the  Agreement  that  is 
consonant  with  fair  and  correct  principles  of  juridical  Interpretation. 
That  question  must  be  left,  for  its  final  answer,  to  the  judgement  of 
posterity"  (II,  254;  vgl.  auch  II,  418).  Und  die  Darlegung  der  Friedens- 
schlüsse mit  Österreich,  Ungarn  und  Bulgarien  klingt  in  die  Feststellung 
aus,  daß  die  Verträge  vielleicht  „gerecht"  seien,  aber  der  Wilson- 
forderung „unparteiischer"  Gerechtigkeit  nicht  entsprächen:  „It  certainly 
would  be  difficult  for  the  most  robust  controversialist  to  contend  that 
the  enemy  never  received  less,  or  the  friend  more,  than  his  due  in  the 
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three  Treaties  of  St.  Germain,  Trianon  and  Neuilly"  (IV,  442;  vgl. 
auch  IV,  475).  In  mehreren  Abhandlungen  werden  künftige  Anfechtungs- 
klagen gegen  die  Gerechtigkeit  der  Verträge  als  wahrscheinlich  und 
wohlbegründet  hingestellt  und  darauf  hingewiesen,  daß  es  Sache  des 
Völkerbundes    sein   werde,    sie    entgegenzunehmen   (vgl.   IV,   287,   443). 

Vergleicht  man  mit  dieser  Haltung  der  Sachverständigen  den  offiziell 
von  den  alliierten  und  assoziierten  Mächten  eingenommenen  Standpunkt, 
aus  anerkannten  Grundsätzen  des  Völkerrechts  ein  gerechtes  und 
unanfechtbares  Urteil  abgeleitet  zu  haben,  so  wird  man  hier  schon  die 
Hauptlinien  der  amerikanischen  Politik,  die  zur  Ablehnung  der  Verträge 
führte,  erkennen,  aber  auch  die  der  englischen,  die  sie  für  revisions- 
bedürftig hielt,  noch  ehe  sie  in  Kraft  getreten  waren. 

Diese  skeptische  Haltung  gegenüber  dem  Wert  des  Erreichten  legiti- 
miert aber  die  Mitarbeiter  zugleich  in  ihrer  Auffassung,  daß  die  tech- 
nische Leistung  der  Pariser  Konferenz  doch  stärkere  Anerkennung  ver- 
diene, als  ihr  im  öffentlichen  Urteil  der  Mittelmächte  zugestanden  werde. 
Die  Darstellungen  des  deutschen  Zusammenbruchs,  des  Zerfalls  Öster- 
reich-Ungarns und  der  Zersetzung  Rußlands,  die  sich  durch  Anschau- 
lichkeit, straffe  Linienführung,  Sachkenntnis  und  einen  starken  Willen 
zur  Objektivität  auszeichnen,  heben  übereinstimmend  hervor,  daß  die 
Pariser  Konferenz  sich  nicht  in  Gelassenheit  der  Ausarbeitung  der  Ver- 
träge allein  widmen  konnte,  sondern  gleichzeitig  eine  Art  politischen 
Konkursverwalters  für  den  größeren  Teil  Europas  darstellte,  der  vor 
allem  wirtschaftlicher  Hilfe  bedurfte.  Außerdem  hatten  sich  die  führen- 
den Staatsmänner  ihre  Aufgabe  noch  dadurch  erschwert,  daß  sie  zur 
„Rückenstärkung"  der  öffentlichen  Meinung  ihrer  Länder  Impulse  gaben, 
deren  Befriedigung  ihnen  hernach  viel  Mühe,  Auswege  und  Abirrungen 
auferlegte.  Das  fragwürdige  Verhältnis  der  Pariser  Konferenz  zu  dem 
in  sich  schon  fragwürdigen  Faktor  der  öffentlichen  Meinung  wird  in  dem 
Geschichtswerk  nur  flüchtig  gestreift  und  nicht  nach  seiner  Bedeutung 
gewürdigt  (vgl.  I,  57;  namentlich  IV,  editorial  foreword).  Jedoch  sah 
der  Plan  der  Arbeit  allgemeine  politische  oder  soziologische  Erör- 
terungen nicht  vor,  und  überdies  durften  die  Sachverständigen,  die  tech- 
nische und  nicht  primär  politische  Aufgaben  zu  lösen  hatten,  unter  dem 
Eindruck  stehen,  daß  ihre  Vorschläge  von  der  Einwirkung  der  öffent- 
lichen Meinung  unabhängiger  waren  als  die  Entscheidungen  des  Rats 
der  Vier. 

Über  die  Beratungen  und  Beschlüsse  dieses  innersten  Kreises  der 
Konferenz  erfährt  man  aus  der  Darstellung  wenig.  Das  entspricht 
wiederum  den  gesteckten  Zielen.  Die  Protokolle  des  Rats  der  Vier 
waren  und  sind  geheim,  was  übrigens,  wie  das  Werk  ausdrücklich  betont 
(II,  347),  eine  Verletzung  des  ersten  Wilsonpunktes  darstellt.  Die  Sach- 
verständigen mußten  sich  deshalb  damit  begnügen,  gelegentlich  Ab- 
weichungen zwischen  ihren  Vorschlägen  und  den  Entscheidungen  des  Rats 
der  Vier  aufzuzeigen;  dagegen  sind  über  die  Gründe  nur  in  den  seltensten 
Fällen  Vermutungen  geäußert,   da  diese  Darstellung  es   ablehnen  muß, 
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mit  dem  Anekdotengeflitter  der  journalistischen  Berichterstattung  in 
Wettbewerb  zu  treten,  oder  mit  der  tiefen  Analyse  eines  K  e  y  n  e  s ,  die 
nur  mit  den  schauenden  Kräften  eines  allein  seinem  eigenen  Gewissen 
verantwortlichen  einzelnen  gewagt  werden  kann. 


In  der  Gesamtarbeit  der  Pariser  Konferenz  bildet,  gleichviel  ob  ein 
einzelstaatlicher  oder  ein  weltpolitischer  Standpunkt  eingenommen  wird, 
der  Vertrag  mit  Deutschland  den  absolut  wichtigsten  Gegenstand.  Seine 
Erörterung  nimmt  deshalb  auch  in  dem  Werk  einen  breiten  Raum  ein. 
Man  darf  sogar  sagen,  daß  die  Behandlung  in  vielen  Dingen  kürzer  hätte 
sein  dürfen,  wenn  die  Darstellung  nicht  hier,  wie  auch  bei  der  Er- 
läuterung der  anderen  mitteleuropäischen  Verträge  durchaus  apolo- 
getischen Charakter  trüge  '.  Die  Bearbeiter  sind  in  der  Abwehr,  und 
zwar  werden  sie  hierzu  nicht  nur  durch  die  Einwände  der  Besiegten 
und  die  vehemente,  in  England  langsam  zu  einer  communis  opinio 
werdenden  Kritik  K  e  y  n  e  s  '  veranlaßt,  sondern  es  ist  ihr  eigenes  wissen- 
schaftliches und  menschliches  Gewissen,  das  sie  in  eine  Verteidigungs- 
stellung drängt. 

Der  Frage,  ob  der  Vertrag  von  Versailles  dem  „Agreement"  vom 
5.  Nov.  1918  entspricht,  das  nach  übereinstimmender  Auffassung  der 
Deutschen  und  ihrer  Gegner  die  Funktion  eines  für  den  endgültigen 
Frieden  entscheidenden  pactum  de  contrahendo  hatte,  werden  sehr  aus- 
führliche Analysen  der  Wilsonpunkte  und  der  von  dem  Übereinkommen 
mitumfaßten  programmatischen  Ansprachen  gewidmet.  Der  zweite 
Band  enthält  auf  den  Seiten  245 — 419  eine  sehr  ausführliche  Wort- 
konkordanz, die  jedoch  zu  einem  rechten  Ergebnis  nicht  gelangt.  An 
den  entscheidenden  Stellen  begnügt  sich  der  Bearbeiter  oft  mit  einer 
einfachen  Gegenüberstellung  der  deutschen  und  der  alliierten  Argumente, 
woraus  dann  immerhin  geschlossen  werden  darf,  daß  es  zur  Wider- 
legung der  deutschen  Einwände  an  der  Kraft  innerer  Überzeugung  ge- 
fehlt hat. 

In  einem  für  die  formale  Legalität  des  Versailler  Vertrages  sehr 
wesentlichen  Punkt  enthält  das  Geschichtswerk  zwei  offenbar  von  ver- 
schiedenen Bearbeitern  herrührende  Auffassungen,  die  sich  wider- 
sprechen. Das  Agreement  vom  5.  Nov.  1918  macht  bekanntlich  Deutsch- 
land haftbar  für  Reparationen  und  die  Schäden  der  Zivilbevölkerung. 
Das  Waffenstillstandsabkommen  vom  11.  Nov.  1918  stellt  im  Artikel  XIX, 
der  den  finanziellen  Fragen  gewidmet  ist,  die  Reparationspflicht  aus- 
drücklich fest,  wahrt  aber  neben  dieser  Formel  in  einem  einleitenden 
Satz  das  Recht  der  Alliierten  auf  „any  subsequent  concessions  and 
Claims".  Es  bestehen  nun  seltsamerweise  hier  sogar  Kontroversen  hin- 
sichtlich des  eigentlichen  Vertragstextes,  da  der  französische  amtliche 
Text   statt   „renonciation"   das  Wort  „revendications"   enthält,  während 


i  Vgl.    ein   ähnliches   Urteil   bei   Davis,   The    Conference    of   Paris.     „Quar- 
terly  Review".    Nr.  472.    July  1922.    p.  21. 
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der  amtliche  englische  Text  „Claims  and  demands"  sagt,  der  amtliche 
deutsche  aber  nicht  „Ansprüche",  sondern  „Verzicht"  übersetzt,  weil  im 
unterschriebenen  Text  das  Wort  „renonciation"  stand1. 

Man  kann  jedoch  diese  textliche  Unstimmigkeit  auf  sich  beruhen 
lassen,  wenn  man  die  Überzeugung  hegt,  daß  es  in  keinem  Falle  die 
Absicht  der  Deutschen,  aber  auch  nicht  die  der  Alliierten  war,  durch 
diesen  rein  formalen  Vorbehalt  die  Grenzen  der  durch  das  Vor- 
abkommen vom  5.  Nov.  1918  genau  festgelegten  Entschädigungspflicht  zu 
erweitern  oder  zugunsten  völlig  unlimitierter  Forderungen  überhaupt 
aufzuheben.    Die  „History"  bemerkt  hierzu  (II,  44): 

„It  must  be  admitted  that  the  whole  question  is  lamentably  obscure.  It  is  true 
that,  if  the  Armistice  Conditions  are  to  be  taken  as  a  Convention  incorporating  and 
modifying  the  conditions  of  peace  which  were  laid  down  in  the  preceding  exchange 
of  notes,  the  reservation  would  appear  to  safeguard  the  right  of  the  Allies  to 
present  later  other  financial  Claims,  and  among  them  a  claim  for  war  costs.  But 
the  Armistice  Conditions  are  snrely  no  such  document.  They  are  a  military  Con- 
vention, regulating  the  surrender  of  the  German  armies  and  safeguarding  the 
interests  of  the  Allies  during  the  period  between  the  cessation  of  hostilities  and 
the  Coming  into  force  of  the  Treaty  of  Peace.  It  is  inconceivable  that  a  right  to 
war  costs  could  be  inserted  by  implication  into  a  Convention  of  this  character, 
if  a  right  to  war  costs  had  formed  no  part  of  the  preliminary  conditions  of  peace. 
It  is  inconceivable,  too,  that  the  German  delegation,  had  they  thought  otherwise, 
could  have  let  such  a  clause  pass  without  challenge.  There  is  an  unfortunate  lack 
of  precision  in  the  drafting  of  Clause  19,  but  the  financial  terms  of  the  Armistice 
are  so  badly  drafted  in  other  points  as  well  as  this  that  they  can  only  be 
explained  on  the  assumption  that  they  were  drawn  up,  in  the  hurry  and  confusion 
of  the  moment,  without  adequate  technical  advice  on  either  side." 

Angesichts  dieser  klaren  Stellungnahme  des  Haupttextes  ist  es  auf- 
fällig, daß  bei  der  Erörterung  spezieller  Fragen  dreimal  die  Auffassung 
zugelassen  wird,  der  Waffenstillstand  vom  11.  Nov.  1918  sei  in  Art.  XIX 
doch  eine  erweiternde  Interpretation  des  Vorvertrages  vom  5.  Nov. 
(I,  425;  II,  403;  V,  372).  Allerdings  gibt  der  Bearbeiter  des  Schluß- 
kapitels vom  ersten  Band  zu,  daß  die  Formel,  die  zwar  vielen  „sub- 
sequent  Claims"  die  Tür  öffne,  „may  have  been  at  the  time  merely  a 
draftman's  cautions  and  innocent  phrase"  (I,  425).  Der  Vertrags  w  i  1 1  e 
ging  am  11.  Nov.  1918  noch  übereinstimmend  dahin,  einen  eigentlichen 
Kriegskostenersatz  auszuschließen.  Erst  nach  Einschluß  der  Militär- 
pensionen in  die  Schadenrechnung  und  nach  Abfassung  des  alliierten 
Ultimatums  vom  16.  Juni  1919,  das  sich  nur  auf  das  Abkommen  vom 
5.  Nov.  berief,  erinnerte  man  sich  in  Frankreich  der  hier  vorliegenden 
Unstimmigkeit.  Sie  ist,  wie  die  „History"  (I,  425)  treffend  sagt,  „a  ques- 
tion of  the  Interpretation  of2  an  Interpretation".  In  so  zweifelhaften 
Fällen  aber  soll  die  Auslegung,  da  es  sich  hier  um  einen  für  den  Gegner 
onerosen  Vertrag  handelt,  nach  den  Grundsätzen  des  internationalen 
Bechtes  stets  zugunsten  des  Besiegten  erfolgen;  dies  gilt  gewiß,  wenn 
als  Begründung  vornehmlich  ein  Bedaktionsfehler  herangezogen  wird. 


1  Vgl.  History  V,  p.   370  f.,   und  dazu  Keynes,  A  Revision  of  the  Treaty. 
London  1922.    p.  141  ff. 

2  Im  Original  gesperrt. 
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Verfolgt  man  im  Haupttext  der  Darstellung  die  Behandlung  des 
Reparationsproblems  weiter,  so  ergibt  sich  als  die  sehr  klar  aus- 
gesprochene Meinung  der  Sachverständigen  eine  rückhaltlose  Verur- 
teilung des  Einschlusses  der  Pensionen,  überhaupt  der  ganzen  formellen 
und  materiellen  Konstruktion  des  Reparationsteils  im  Versailler  Vertrag. 
In  faktischer  Hinsicht  wird  ausgeführt,  daß  der  Verzicht  auf  die  Pen- 
sionen auch  wirtschaftlich  vernünftiger  gewesen  wäre  (II,  47),  zumal 
Deutschland  dem  ökonomischen  Zusammenbruch  näher  sei  als  irgendein 
Land  der  Entente  (II,  51). 

Scharfe  Kritik  trifft  den  Artikel  232,  der  die  Schadenspflicht  Deutsch- 
lands zunächst  auf  die  Schäden  der  Zivilbevölkerung  beschränkt,  die 
Aufzählung  aber  schließt  mit  den  Worten  „and1  in  general  all1  damage 
as  defined  in  Annex  I  hereto".  Der  Bearbeiter  hebt  hervor,  daß  die- 
jenigen, „who  were  responsible  for  the  drafting  of  article  232,  were  not 
willing  to  allow  the  Allied  claim  on  account  of  pensions  and  Separation 
allowances  to  rest  alone  on  the  words  ,as  damage  done  to  the  civilian 
population  an  their  property'  in  Annex  I"  (II,  47).  Noch  bestimmter 
wird  später  gesagt:  „The  accepted  canons  of  legal  Interpretation 
would  scarcely  admit  of  the  contention  that  ,and  in  general'  here  means 
,and  in  addition',  or  that  this  phrase  extends  the  limits  of  the  claim  as 
already  defined"  (II,  77).  Bedenkt  man,  daß  diese  vorsichtige  Formu- 
lierung beinahe  offiziösen  Charakter  trägt,  so  wird  man  den  Unterschied 
zwischen  dieser  Auffassung  und  der  von  K  e  y  n  e  s  nicht  sehr  beträcht- 
lich finden,  der  in  seinem  zweiten  Buch  über  die  Einrechnung  der  Pen- 
sionen sagt:  „  .  .  .  I  do  still  think  that  this  particular  act  was  an 
exceptionally  mean  one,  made  worse  by  hypocritical  professions  of 
moral  purpose"  (A  Revision,  a.  a.  0.,  S.  136) 1. 

Der  sachverständige  Bearbeiter  des  Abschnittes  „Reparation  and 
Economic  Aspects"  vertritt  die  Auffassung,  daß  eine  sofortige  Fixierung 
der  deutschen  Schuld  im  Interesse  aller  Beteiligten  richtiger  gewesen 
wäre:  „  .  .  .  the  Conference  has  little  reason  to  be  proud  of  the  Solution 
finally  reached".  Diese  Lösung  sei  mehr  eine  Flucht  vor  der  Wirklich- 
keit des  Problems  und  ein  Ausdruck  der  Abhängigkeit  von  der  öffent- 
lichen Meinung  gewesen,  als  das  Ergebnis  eines  irgendwie  vernünftigen 
Studiums  der  deutschen  Position  (II,  57  ff.). 

Die  gegenwärtigen  Kämpfe  um  die  Reparation  und  der  immer 
wieder  unternommene  Versuch  Frankreichs,  aus  der  objektiven  Un- 
möglichkeit der  Leistung  einen  strafbaren  Vorsatz  Deutschlands  zu 
konstruieren,  verleihen  den  Erläuterungen  über  die  Kompetenzen  der 
Reparationskommission  besonderes  Interesse.    Der  Artikel  248,  der  die 


i  Vgl.  auch  „The  Economist",  London  1921.  Vol.  XCIII,  p.  627,  der  zu  dem 
von  Smuts  verfaßten  Expose,  das  den  Einschluß  der  Pensionen  rechtfertigen  sollte, 
bemerkt:  „A  very  serious  injustice  will  be  done  to  the  reputation  of  General  Smuts 
if  this  document  continues  to  be  reproduced  and  circulated  without  any  explana- 
tion  of  the  circumstances  in  which  it  was  prepared."  Auch  hieraus  spricht  geringe 
Geneigtheit,  den  Namen  eines  geachteten  Mannes  dauernd  mit  dieser  erweiternden 
Interpretation    zu   verknüpfen. 
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„Finanziellen  Bestimmungen"  einleitet,  stellt  keineswegs  eine  Hypothek 
im  Rechtssinne  auf  alle  deutschen  Einnahmen  und  Einnahmequellen  dar: 
„Striclly  interpreted,  these  assets  and  revenues  include  nothing  but  State 
property  and  the  revenue  actually1  collected.  It  may  be  doubted 
whether  anything  is  covered  by  the  word  ,assets'  except  what  was1 
State  property  at  the  time  when  the  Treaty  was  signed;  and  certainly 
nothing  is  covered  by  the  word  ,revenues'  that  is  not  actually  collected 
in  the  form  of  revenue  by  the  State.  Potential  revenue  is  not  included, 
and  the  private  property  of  German  nationals  is  definitely  excluded.  The 
Treaty  therefore  establishes  no  blanket  mortgage  on  the  assets  of 
Germany  in  gener al"  (II,  66).  Es  besteht  somit  auch  kein  Recht,  sich  im 
Falle  der  Zahlungsunfähigkeit  Deutschlands  beliebige  „produktive 
Pfänder"  zusammenzuraffen,  sondern  umgekehrt  obliegt  es  dann  der 
Reparationskommission,  Deutschland  einen  Zahlungsaufschub,  wenn 
nicht  gar  Ermäßigung  der  Schuldsumme  zu  gewähren.  Eine  Finanz- 
kontrolle über  Deutschland  dürfe  nicht  errichtet  werden:  „If  the 
limits  within  which  the  Allies  may  exercise  supervision  and  control  for 
this  purpose  are  wide,  that  is  not  to  say  that  the  Treaty  contemplates 
or  would  likely  to  be  held  to  justify  any  arbitrary  interference  with  the 
commercial  transactions  of  Germany  or  any  detailed  control  over  the 
financial  arrangements  of  the  German  Government"  (II,  67).  Ferner  wird 
festgestellt,  daß  für  Schulden  erlaß  ein  einstimmiges  Votum  der  Kom- 
mission nötig  ist,  daß  dagegen  für  Zahlungs  s  tun  dun  g  stets  Mehrheits- 
beschlüsse genügen:  „Paragraph  13  (c)  and  (d)  of  Annex  II  is  sus- 
ceptible  of  an  Interpretation  which  would  give  the  Commission  authority, 
by  a  majority  decision,  to  postpone  until  1930  any  part  of  the  payments 
falling  due  between  Ist  May  1921,  and  the  end  of  1926;  and  also  to 
postpone  from  year  to  year,  similarly  by  a  majority  decision,  any  pay- 
ment  falling  due  after  that  date"  (II,  88). 

In  dem  mit  historischem  Weitblick  und  lebendigem  Verständnis  für 
die  Schwere  des  deutschen  Schicksals  geschriebenen  Schlußabschnitt  des 
zweiten  Bandes  „The  New  Germany"  wird  die  Reparationskommission 
noch  einmal  an  die  große  Bedeutung  ihrer  Entscheidungen  erinnert. 
Werden  diese  die  Kreditwürdigkeit  Deutschlands  unangetastet 
lassen,  so  habe  es  trotz  der  kumulativen  Wirkungen  von  Krieg,  Blockade, 
Revolution  und  sozialer  Unruhe  begründete  Aussicht,  seinen  Platz  im 
Zusammenhang  der  Weltarbeit  wieder  zu  gewinnen  (II,  478  f.). 

Nimmt  die  Behandlung  des  deutschen  Problems  sachlich  und  räum- 
lich das  größte  Interesse  in  Anspruch,  so  erweist  sich  die  wissenschaft- 
liche Qualität  der  „History"  um  so  deutlicher  an  der  Tatsache,  daß 
gleichwohl  die  Darstellung  der  Friedensschlüsse  mit  Deutschlands  Ver- 
bündeten und  der  Entstehung  eines  neuen  Zentral-  und  Südosteuropas 
Abhandlungen  von  großer  Formkraft  und  Feinheit  der  historischen 
Analyse  umschließt.   Aus  dem  vierten  Bande  müssen  hier  vor  allem  die 


1    Im  Original  gesperrt. 


422 


Literatur. 


von  dem  Herausgeber  Temperley  selbst  geschriebenen  Abhand- 
lungen: „The  Treaty  of  London"  und  „The  making  of  the  Treaties  with 
Austria,  Bulgaria,  and  Hungary,  and  the  principles  underlying  them" 
hervorgehoben  werden.  Auch  sie  sind  in  wesentlichen  Zügen  weniger 
eine  selbstgewisse  Darlegung  der  getroffenen  Regelung  als  vielmehr 
der  Versuch  einer  Apologie,  die  jedoch  ihre  Argumente  nicht  weiter 
treibt,  als  es  die  wissenschaftliche  Wahrheitspflicht  gestattet.  Sehr 
wichtig  ist  das  Zugeständnis,  daß  die  neue  italienische  Grenze  eine 
schroffe  Verletzung  der  Wilsonpunkte  bedeutet;  sie  stellt  nicht  nur 
strategische  Erwägungen  über  ethnische,  sondern  gibt  sogar  Italien 
gegen  Österreich  statt  einer  Defensivgrenze  eine  reine  Offensivgrenze 
(IV,  283),  und  der  Historiker  sieht  sich  genötigt,  Österreich  auf  den 
Weg  einer  beim  Völkerbund  anzubringenden  Anfechtungsklage  zu  ver- 
weisen (IV,  287). 

Die  Zukunftsaussichten  des  neuen  Österreich  behandelt  der  amerika- 
nische Historiker  Coolidge,  der  sich  längere  Zeit  zum  Studium  der 
zentraleuropäischen  Fragen  in  Wien  aufgehalten  hatte.  Vielleicht  hängt 
es  damit  zusammen,  daß  man  von  diesem  Kapitel  sagen  muß,  es  sei  mit 
dem  Herzen  geschrieben.  Daher  enthält  dieser  Beitrag  auch  das  wohl 
schärfste  Pronunziamiento  des  Werkes  gegen  die  „Gerechtigkeit"  der 
Pariser  Friedensverträge  und  sehr  bittere  Worte  darüber,  daß  die  wahl- 
weise Verwendung  ethnischer,  historischer  und  ökonomischer  Argumente 
durchweg  so  erfolgte,  daß  die  Entscheidung  gegen  die  Zentralmächte 
fallen  mußte  (IV,  476). 

Der  fünfte  Band  behandelt  die  Fragen  der  wirtschaftlichen  Rekon- 
struktion der  Welt.  Auch  er  trägt  die  gleiche  Signatur  wie  die  vorauf- 
gegangenen: nicht  gelassene  Darstellung,  sondern  zaghafte  Verteidigung, 
und  an  manchen  heiklen  Stellen  sogar  verlegenes  Schweigen. 

Im  Vorwort  des  Herausgebers  wird  die  Lösung  der  Reparations- 
frage im  bulgarischen  Vertrag  als  vorbildlich  gerühmt,  weil  eine  feste 
Summe  auferlegt  sei,  überdies  aber  der  Reparationskommission  dort 
kein  Vertreter  eines  angrenzenden  Staates  angehöre;  dies  habe  man 
zur  Fernhaltung  neuer  kriegerischer  Konflikte  für  notwendig  gehalten  l< 

Aus  dem  sehr  temperamentvollen  Beitrag  des  Amerikaners  Y  o  u  n  g 
über  die  handelspolitischen  Fragen  erfährt  man,  daß  England  einer 
großen  internationalen  Handelskonferenz  zustrebte,  mit  dem  Ziel,  zu 
einer  Art  Welthandelsvertrag  zu  gelangen  (V,  56,  71).  Dagegen  war  es 
Frankreich,  das  die  prohibitiven  Beschlüsse  der  Pariser  Konferenz  von 
1916  wieder  zur  Geltung  zu  bringen  versuchte  (V,  65).  Der  Verfasser 
hält  dies  nicht  für  begründet,  da  man  nicht  sagen  könne,  daß  Deutsch- 
lands Zollpolitik  übermäßig  protektionistisch  gewesen  sei;  es  habe  sich 
lediglich  in  die  allgemeine  Strömung  eingeordnet,  vielleicht  mit  etwas 
mehr  Geschick  als  einige  andere  Staaten  (V,  63).  Vom  Ganzen  der 
wirtschaftspolitischen  Bestimmungen  sagt  Young,  sie  seien  nicht  völlig 


i   Vgl.  auch  „History"  V,  p.  40  and  327  ff. 
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so  negativ,  wie  sie  erscheinen  müßten  (V,  83  f.).  Wenig  scharf  um- 
rissen ist  seine  Stellung  gegenüber  der  durch  die  Liquidationen  ge- 
gebenen Verletzung  des  Privateigentums.  Und  für  die  hiermit  eng  zu- 
sammenhängende Valorisation  der  Markschulden  im  Ausgleichsverfahren 
werden  neben  der  Erläuterung  der  materiellen  Vorteile  dieser  Um- 
wandlung keine  tatsächlichen  oder  gar  rechtlichen  Gründe  beigebracht 
(V,  87  f.,  92). 

Im  Anhang  enthält  der  fünfte  Band  eine  Reihe  wichtiger  Dokumente 
zur  Repa rationsf rage  und  in  den  Haupttext  eingeschaltet  eine  „List  of 
Treaties  in  force",  die  einen  guten  Überblick  über  die  verwirrende  Fülle 
der  von  der  Pariser  Konferenz  ausgegangenen  völkerrechtlichen  Ur- 
kunden gibt. 

Ein  solches  Sammelwerk  kann  nicht  die  Züge  geschlossener  Ein- 
heitlichkeit tragen.  Dennoch  lassen  sich  einige  Hauptrichtungen  er- 
kennen, die  mit  wenigen  Worten  nur  angedeutet  werden  sollen;  denn  es 
würde  eine  methodologische  und  historiographische  Darlegung  er- 
fordern, wollte  man  die  tieferen  Gründe  für  diese  Wesenszüge  auf- 
suchen. 

Soweit  die  Mitarbeit  von  Amerikanern  zu  vermuten  oder  festzustellen 
ist,  zeigt  sich  eine  starke  Betonung  anthropogeographischer  Elemente. 
Es  herrscht  das  Bestreben,  aus  ihnen  gleichsam  ein  Grundnetz  politischer 
Orientierungslinien  zu  gewinnen  und  von  dieser  primären  Einteilung 
nur  abzuweichen,  wenn  sehr  zwingende  wirtschaftliche  oder  politische 
.Argumente  dies  erfordern.  Von  dieser  Anschauung  her  erscheinen 
Staaten  wie  die  Tschecho-Slowakei,  Grenzen  wie  die  deutsch-polnische,  die 
ungarisch-rumänische  und  die  norditalienische  als  Kompromisse,  die  aus- 
nahmslos auf  Kosten  der  Besiegten  geschlossen  wurden.  Bei  diesen 
Lösungen  hat,  wie  auch  aus  anderen  Quellen  zu  schließen  ist,  Frankreich 
immer  dann  entscheidend  eingegriffen,  wenn  der  Gedanke  militärischer 
Sicherung  zur  Geltung  zu  bringen  war. 

Dagegen  hat  den  englischen  Sachverständigen,  soweit  man  von  einer 
einheitlichen  Auffassung  sprechen  darf,  das  alte  Motiv  der  „balance 
of  power"-Politik  vor  Augen  gestanden.  Schon  das  überaus  sorgfältige 
Interesse,  das  den  neuen  Staatenbildungen  im  Kern  und  im  Südosten 
Europas  entgegengebracht  wird,  ist  hierfür  symptomatisch.  Und  wie 
selbstverständlich  ordnet  sich  der  unter  den  Sachverständigen  schon  früh 
hervorgetretene  Gegensatz  zu  Frankreich  in  diese  Linie  ein.  Die 
Schwierigkeiten  dieser  Politik  werden  am  besten  aus  der  Definition  er- 
kannt, die  Swift  im  Jahre  1701  vom  Begriff  der  „balance  of  power" 
gibt:  „It  supposes  three  things:  First,  the  part  which  is  held,  together 
with  the  hand,  that  holds  it;  and  then  the  two  scales,  with  whatever  is 
weighed  therein"  *.  Etwa  aus  der  gleichen  Epoche  (1680)  stammt  der 
Gedanke,  daß  in  Europa  eine  neue  Macht  aufsteigen  müsse,  „  .  .  .  to  keep 
the   Balance  of  Europe  from  being   called  back   into   a   Chaos,   out   of 


i    Works.    Dublin  1767.    Vol.  II,  p.  10. 
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which  the  French  may  form  a  Universal  Monarchy" 1.  Da  es  an  einem 
solchen  Waghalter  in  Paris  schließlich  fehlte,  als  welcher,  der  Idee  nach, 
Wilson  gekommen  schien,  so  trat  an  die  Stelle  des  terrestrischen  Gleich- 
gewichtsgedankens der  kosmische,  nach  dem  die  planetarischen  Massen 
sich  gegenseitig  zu  ewiger  Ordnung  die  Wage  halten.  Ausdruck 
dieses  Formwillens  war  der  Völkerbund,  in  dem  der  publizistische  Leit- 
begriff des  vergangenen  Jahrhunderts,  „das  Konzert  der  Mächte",  auf 
höherer  Stufe  wiederkehrte.  Aber  die  Kämpfe  der  Gegenwart  zeigen, 
daß  auch  eine  solche  „balance  of  power"  einer  die  Schalen  haltenden 
Macht  bedarf;  soll  dies  keine  weltliche  sein,  so  muß  sie  im  Metaphysi- 
schen und  Spirituellen  gesucht  werden,  in  einem  stärkeren  Glauben  an 
moralische  Grundkräfte,  in  der  Aufgabe  des  Wahnes,  daß  nur  der  Ge- 
walt, nicht  aber  der  Rechtsidee  Macht  zukomme. 

Für  eine  Bemühung  der  Völker  in  solcher  Richtung  ist  die  „History 
of  the  Peace  Conference"  eine  große  Hilfe.  Mag  man  in  Auslegungs- 
fragen oft  verschiedener  Ansicht  sein  können,  so  zeigt  sie  doch  durch- 
gängig eine  tiefe  Achtung  vor  dem  Prinzip  der  absoluten  Geltung  des 
Rechts.  Das  „Institute  of  International  Affairs"  hat  damit  seine  erste 
große  Leistung  unter  das  Zeichen  der  Völkerversöhnung  gerückt.  Es 
hat  einen  Boden  geschaffen,  auf  dem  sich  die  wissenschaftlichen  Arbeiter 
aller  Staaten  begegnen  können;  im  scharfen  Gegensatz  zu  vielen  fran- 
zösischen Publikationen  über  den  Friedensvertrag,  die  aus  Gründen  der 
Selbstachtung  von  deutschen  Wissenschaftlern  als  eine  gemeinsame 
Plattform  nicht  akzeptiert  werden  können,  bringt  dieses  Werk  wieder 
den  Gedanken  der  Einheit  wissenschaftlicher  Forschung  und  ihrer 
Methoden  zu  hoher  Geltung. 


Die  deutsche  Sozialisierungskommission 
und  die  Reparationsfragen. 

Von 
Prof.  Walther  Lotz,  München. 

Verhandlungen      der      S  o  zi  a  1  is  ier  un  gs    -    Kommission 
über    die    Reparationsfragen.     1.    Bd.     Berlin    1921.     Hans 
Robert  Engelmann.   387  S.   Jl  68,85. 
Die  Sozialisierungskommission  hat  sich  in  mehreren  Sitzungen  vom 
11.    bis   16.    Juli   1921    mit    den   Reparationsfragen   beschäftigt    und    am 
28.    Juli    1921    eine   „vorläufige   Erklärung   zur    Reparationsfrage"    den 
Zeitungen   als   Ergebnis   ihrer   Beratungen   übermittelt.    Dieser  vorläu- 
figen Erklärung  sind  jedoch  nicht  alle  Mitglieder  der  Kommission  beige- 
treten. 


1    Zitiert  bei    Kaeber,    Die    Idee    des    europäischen    Gleichgewichts.     Berlin 
1907.    S.  61. 


Die  deutsche  Sozialisierungskommission  und  die  Reparationsfragen.         42c 

Die  „vorläufige  Erklärung"  fordert  eine  Steigerung  und  Rationali- 
sierung der  Produktion  und  eine  darauf  hinwirkende  Wirtschaftspolitik, 
ferner  betont  sie,  daß  die  Aufnahme  weiterer  schwebender  Schulden  bei 
der  Reichsbank  angesichts  der  Gefahr  der  dadurch  bewirkten  Geldent- 
wertung vermieden  werden  und  das  Gleichgewicht  im  Reichshaushalt 
durch  neue  Einnahmen  erreicht  werden  müsse  '.  Die  Mittel  sollen  auf- 
gebracht werden  1.  durch  Steuern,  die  an  der  Quelle  direkt  schöpfen, 
2.  durch  unmittelbare  Anteilnahme  des  Reichs  am  Resitz  landwirtschaft- 
licher, gewerblicher,  kaufmännischer  Produktionsmittel.  Durch  die  Re- 
leiligung  an  den  Unternehmungen  werde  das  Reich  einen  Teil  des  Ge- 
winns für  sich  vereinnahmen  können,  den  die  Preissteigerung  bei  An- 
gleichung  der  Preise  an  den  Weltmarkt  den  Retrieben  liefern  werde.  Es 
werde  ferner  die  Möglichkeit  geschaffen,  Vermögenswerte  durch  Re- 
leihung  oder  Veräußerung  bei  eintretender  zwingender  Notwendigkeit 
für  die  Reparationszahlungen  nutzbar  zu  machen,  und  endlich  werde  ein 
planloser  Ausverkauf  von  Volksvermögen  durch  planmäßige  Regulie- 
rung vermieden. 

Daß  gerade  die  Sozialisierungskommission  sich  nach  dem  Londoner 
Ultimatum  von  1921  mit  diesen  Problemen  beschäftigte,  wurde  damit 
motiviert,  daß  es  unvermeidlich  sei,  die  Grundlagen  der  Wirtschaft  auf 
ihre  Tragfähigkeit  hin  zu  prüfen,  angesichts  der  außerordentlich 
großen  Leistungen,  welche  Deutschland  für  die  Reparationen  aufzu- 
bringen hat. 

Um  zu  ihren  Vorschlägen  zu  gelangen,  hat  die  Sozialisierungskom- 
mission im  Juli  1921  einige  hervorragende  Sachverständige  aus  dem 
Kreise  des  deutschen  Erwerbslebens  und  der  Wissenschaft  vernommen. 
Die  Protokolle  sind  veröffentlicht  worden.  Es  liegt  nahe,  zunächst  diese" 
deutsche  mit  englischen  Enqueten  zu  vergleichen.  Leider  ist  festzustellen, 
daß  bei  der  deutschen  Sozialisierungskommission  die  Forderung  nicht 
verwirklicht  wurde,  daß  die  Vernehmungen  der  Zeugen  bzw.  Sachver- 
ständigen wie  bei  einer  Gerichtssitzung  in  voller  Öffentlichkeit  und  unter 
Anwesenheit  von  Presseberichterstattern  erfolgen  sollen 2.  Wenn  man 
in  der  Wissenschaft  auf  dieser  Forderung  besteht,  so  sind  zwei  Gründe 
maßgebend:  Die  Möglichkeit,  daß  sich  Sachverständige  melden,  welche 
Aussagen,  die  der  Enquete-Kommission  gemacht  wurden,  auf  Grund  ihrer 
Erfahrungen  berichtigen,  ist  nur  bei  voller  Öffentlichkeit  der  Verneh- 
mungen garantiert.  Ebenso  kann  ohne  Öffentlichkeit  der  Vernehmungen 
nicht  der  erziehliche  Einfluß  auf  die  öffentliche  Meinung  —  ein  wich- 


i  In  nicht  gerade  mustergültigem  Deutsch  heißt  es  auf  S.  387  unter  II:  „In 
diesen  Rahmen  muß  sich  auch  die  Aufbringung  der  Mittel  einfügen,  welche  zur 
Vermeidung  weiterer  Geldentwertung  durch  Aufnahme  schwebender  Schulden 
unter  allen  Umständen  die  Herstellung  des  Gleichgewichts  im  Reichshaushalt  er- 
reichen muß." 

2  In  England  wird  streng  zwischen  Vernehmung  vor  dem  betreffenden 
„Select  Committee"  des  Unterhauses  und  der  Beratung  der  Kommissionsmitglieder 
unterschieden.  Erstere  ist  öffentlich,  letztere  braucht  es  nicht  zu  sein.  Vgl. 
J.  Hatschek,  Engl.  Staatsrecht.    1.  Bd.   Tübingen  1905.    S.  415. 
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tiges  Stück  staatsbürgerlicher  Erziehung  —  erreicht  werden,  den  die 
englische,  in  voller  Öffentlichkeit  arbeitende  Enquete-Technik  ausübt. 
Sicher  ist  jedenfalls,  daß  bei  dieser  wie  bei  fast  allen  deutschen  und 
auch  französischen  Enqueten  ein  Hauptunterschied  gegenüber  der  eng- 
lischen Technik  hervortrat,  nämlich,  daß  man  sich  in  Deutschland  bei  den 
Vernehmungen  nicht  darauf  beschränkte,  das  zu  erfragen,  was  ist, 
sondern  die  Sachverständigen  über  Vorschläge  befragte.  Dem- 
entsprechend Festhalten  an  dem  System  des  von  der  Wissenschaft  längst 
verworfenen  Fragebogens  (vgl.  S.  4,  5).  Trotzdem  die  Sachverständigen 
über  das,  was  sein  soll,  statt  über  das,  was  ist,  befragt  wurden,  sind 
gelegentlich  auch  interessante  Feststellungen  tatsächlicher  Art  gemacht 
worden.  Ebenso  sind  über  Probleme  dessen,  was  sein  soll,  unter  den 
Kommissionsmitgliedern  und  mit  den  Sachverständigen  anregende  Dis- 
kussionen geführt  worden.  Der  volle  Gewinn,  welcher  nur  erzielt 
werden  kann  bei  streng  methodischer  Einstellung  der  Fragestellung  auf 
das,  was  ist,  kann  natürlich  nicht  bei  solchem  System  erreicht  werden. 
Ein  Beispiel  möge  den  Unterschied  zwischen  der  englischen  Enquete, 
bei  der  fortwährend  kurze  Fragen  gestellt  werden,  und  dem  deutschen 
Vorgehen  veranschaulichen:  Am  14.  Juli  wandte  sich  das  Kommissions- 
mitglied Direktor  Krämer  mit  folgenden  Worten  an  die  anwesenden 
Sachverständigen  (S.  181):  „Ich  möchte  an  Herrn  Frowein  und  die 
anderen  industriellen  Sachverständigen  folgende  Frage  richten:  Ist 
meine  Schätzung  richtig,  daß  etwa  30  %  der  deutschen  Arbeiterschaft 
Waren  herstellen,  bei  denen  die  Grenze  Qualitäts-  oder  Luxusware  nicht 
zu  ziehen  ist,  würde  also  in  Fällen  einer  starken  Einschränkung  oder 
des  Verbots  von  Qualitäts-  oder  Luxusware  in  Deutschland  nicht  die 
Gefahr  bestehen  müssen,  daß  ein  hoher  Prozentsatz  dieser  Arbeiter 
brotlos  wird,  weil  er  in  anderen  Industrien  nicht  aufgenommen  werden 
kann?  Ist  es  ferner  richtig  —  diese  Frage  möchte  ich  speziell  an  Herrn 
Geheimrat  Beukenberg  richten  — ,  daß  die  Betriebe  der  Eisenindustrie 
und  auch  der  Textilindustrie  heute  höchstens  zu  etwa  60%  ihrer 
Leistungsfähigkeit  beschäftigt  sind,  und  zwar  nicht  aus  Kohlenmangel, 
sondern  aus  Absatzmangel,  so  daß  also  eine  Zuweisung  von  neuen 
Arbeitermengen  keinesfalls  mit  einer  Erhöhung  der  Produktion  gleich- 
bedeutend wäre?  Und  drittens:  Glauben  Sie,  daß,  wenn  diese  Arbeiter- 
zahl wirklich  zugeführt  werden  könnte,  ein  Absatz  für  die  erhöhte  deut- 
sche Produktion  in  der  Welt  zu  finden  wäre  angesichts  der  Tatsache, 
daß  sich  Amerika  z.  B.  und  andere  Länder  während  des  Abschlusses 
Deutschlands  vom  Weltmarkt  vielfach,  z.  B.  in  der  Kleineisenindustrie, 
Textilindustrie  usw.,  auf  alle  die  Güter  umgestellt  haben,  die  sie  früher 
aus  Deutschland  bezogen  haben?" 

Greift  man  unter  den  Gesamtergebnissen  der  Verhandlungen  der 
Sozialisierungskommission  über  die  Reparationsfragen  einiges  tatsäch- 
lich besonders  Wertvolle  heraus,  so  dürften  folgende  Feststellungen  in 
Betracht  kommen: 
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1.  In  der  Sozialisierungskommission  war  der  Gedanke  erörtert 
worden,  der  insbesondere  von  Georg  Bernhard  propagiert  worden 
ist,  die  deutschen  Steuern  nicht  durch  Staatsbeamte  nach  Reichsgesetzen, 
sondern  durch  sogenannte  Steuergemeinschaften  nach  deren  Ermessen 
aufbringen  zu  lassen.  Bernhard  stellte  sich  vor,  daß  bestimmte  Kontin- 
gente von  Reichssteuern  von  den  Angehörigen  bestimmter  Berufe  nach 
einem  Schlüssel  aufzubringen  seien,  und  daß  es  den  Geschäftsleuten  über- 
lassen bleiben  müsse,  als  organisiertes  Gewerbe  so  zweckmäßig  als 
möglich  in  einer  Art  von  Selbstverwaltung  die  Lasten  aufzubringen. 
Das  gesamte  organisierte  Gewerbe  solle  solidarisch  dem  Reich  für  die 
Steuern  haften.  Auf  die  Dauer  werde  sich  keiner  gefallen  lassen,  mehr 
Steuern  zu  zahlen,  als  er  zu  zahlen  nötig  hätte,  wenn  alle  Leute  in 
entsprechendem  Maße  rationell  arbeiteten.  Dies  werde  zur  Ersparung 
von  Steuerbeamten  und  dazu  führen,  daß  die  Gewerbetreibenden  auf 
Rationalisierung  der  Produktion  energisch  hinarbeiten  würden  (S.  335 
ff.).  Auf  das  praktisch-politische  Problem  des  Bernhardschen  Vor- 
schlags, den  sich  fbrigens  die  Sozialisierungskommission  in  ihren  An- 
trägen nicht  zu  eigen  gemacht  hat,  soll  hier  nicht  eingegangen  werden. 
Es  sei  nur  auf  Tatsachen  hingewiesen,  die  angesichts  der  erwähnten 
Projekte  das  Kommissionsmitglied  Herr  Feiler  erwähnte.  Er  machte 
auf  Erfahrungen  aufmerksam,  welche  überhaupt  gegen  Steuergemein- 
schaften, in  denen  Arbeitgeber,  Arbeiter  und  Verbraucher  zusammen- 
wirken, sich  ergeben,  wenn  man  auf  die  Außenhandelsstellen,  den  Eisen- 
wirtschaftsbund, die  gemeinwirtschaftlichen  Syndikatsorganisationen 
blickt  (S.  378 — 381).  Die  Arbeiter  unterlägen  in  solchen  Gemeinschaften 
in  hohem  Grade  der  Gefahr,  Produzentenegoismus,  ebenso  wie  die 
Arbeitgeber,  zu  offenbaren.  Die  Verbraucher  seien  zum  größten  Teil 
nicht  unabhängig,  sondern  von  den  Produzenten  abhängig,  denen  sie  in 
der  Verwaltung  der  Organisation  gegenüberstehen.  Er  folgert  hieraus: 
die  starken  und  mächtigen  Unternehmungen  würden  über  ihre  weniger 
kräftigen  Genossen  den  Sieg  davontragen,  der  politische  Staat  würde 
völlig  aufgelöst  werden. 

2.  Die  Vernehmung  der  landwirtschaftlichen  Sachverständigen,  die 
sich  über  die  Möglichkeit,  durch  Rationalisierung  den  landwirtschaft- 
lichen Ertrag  zu  steigern,  äußerten,  lieferte  ebenfalls  lehrreiche  Fest- 
stellungen. Der  Rittergutsbesitzer  Kommerzienrat  Dr.  Rabbethge  und 
der  Geh.  Landesökonomierat  Dr.  Heim  stimmten  überein  (S.  261  ff.), 
daß  der  mittlere  und  kleine  Grundbesitz  jedenfalls  in  der  Viehwirtschaft 
dem  Großbetrieb  gegenüber  gleich  leistungsfähig,  wenn  nicht  überlegen 
sei.  Der  Großbetrieb  könne  in  der  Getreideproduktion  höhere  Erträge 
von  der  Bodenfläche  aufbringen  und  habe  hier,  wenn  er  richtig  geführt 
werde,  eine  Überlegenheit.  Er  habe  auch  im  Krieg  verhältnismäßig 
mehr  abgeliefert.  Aber  die  Erhaltung  des  Großbetriebs  sei  heute  durch 
die  Arbeiterfrage  in  der  Landwirtschaft  gefährdet,  und  nur  in  einem 
Teil  der  Großbetriebe  sei  die  Rationalisierung  völlig  durchgeführt.  Ein 
anderer  Teil  des  heutigen  selbstwirtschaftenden  Großgrundbesitzes  stehe 
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nicht  ganz  auf  der  Höhe  und  werde  dem  kleineren  und  mittleren  Be- 
triebe weichen  müssen.  In  jedem  Fall  komme  es,  wie  Dr.  Heim  ganz 
besonders  hervorhob,  für  Steigerung  der  Produktion  in  der  Ackerwirt- 
schaft auf  Bekämpfung  des  Unkrauts  und  Hebung  der  Saatgutwirtschaft, 
selbstverständlich,  wie  Dr.  Heim  und  Dr.  Rabbethge  übereinstimmend 
betonten,  auch  auf  Fortschritte  in  der  Düngung  und  Maschinenverwen- 
dung sowie  in  der  Ausbildung  der  Landwirte  an. 

3.  Gelegentlich  der  Besprechung  des  Defizits  der  deutschen  Reichs- 
eisenbahnen entwickelte  der  Sachverständige  Melchior,  Direktor  der 
Aktiengesellschaft  für  Verkehrswesen  in  Berlin,  Erfahrungen,  wonach 
deutsche  Privatbahnen  keineswegs  so  ungünstige  Ergebnisse  wie  die 
Reichsbahnen  aufweisen  (S.  204  ff.).  Übereinstimmend  mit  dem  Sach- 
verständigen Geh.  Baurat  Dr.  Beukenberg,  Generaldirektor  der 
Phönix  A.-G.  für  Bergbau  und  Hüttenbetrieb  in  Horde  i.  W.,  betonte  er, 
daß  sich  bei  stärkerer  Dezentralisation  der  Verwaltung  und  bei  Fort- 
schritten im  Arbeitssystem  der  Betriebswerkstätten  bessere  Finanz- 
resultate der  staatlichen  Betriebsverwaltungen  erreichen  lassen  müßten. 


In  der  Diskussion  über  wünschenswerte  Reformen  ergab  sich  zu- 
nächst, daß  alle  Vorschläge  einer  Besserung  der  deutschen  Valula- 
zustände  durch  Diskontopolitik  so  lange  wenig  Aussicht  haben,  als  im 
wesentlichen  die  Aktiva  der  Reichsbank  in  diskontierten  schwebenden 
Schulden  des  Reichs  bestehen  (S.  61, Schum  ach  er).  Übereinstimmung 
bestand  in  der  Richtung,  daß  eine  Überfremdung  der  deutschen  Wirt- 
schaft durch  Kapitaleinwanderung  und  eine  Förderung  des  Fremden- 
verkehrs in  Deutschland  unvermeidlich  seien,  wenn  man  eine  Besserung 
der  Zahlungsbilanz  als  erwünscht  ansehe  (Wolf  S.  32,  Dietzel  S.  41, 
Schumacher  S.  47,  Bernhard  S.  52,  v.  Batocki  S.  62).  Der 
Radikalismus  von  Georg  Bernhard,  den  Fremdenverkehr  durch  Kon- 
zessionierung des  öffentlichen  Spiels  zu  steigern  (S.  52),  fand  jedoch 
begreiflicherweise  Widerspruch  (Schumacher  S.  56,  Dietzel  S.  57).  Ebenso 
wurden  gegen  die  verzweifelte  Idee,  durch  Ausverkauf  deutscher  Kunst- 
schätze die  Devisenkurse  zu  bessern,  Bedenken  erhoben,  und  zwar  von 
Schumacher  auch  unter  dem  Gesichtspunkt,  daß  bei  Ausverkauf  der  deut- 
schen Kunstschätze  der  erwünschte  Fremdenzustrom  verringert  werde 
(S.  46).  Über  die  Frage,  ob  man  durch  Weggabe  des  Goldes  der  Reichsbank 
den  Markwert  stabilisieren  solle,  wurde  keine  Übereinstimmung  erzielt. 
Während  Georg  Bernhard  sich  für  Weggabe  des  Goldes  einsetzte  (S.  53), 
machte  Dietzel  hiergegen  wichtige  Bedenken  geltend  (S.  56). 

Einig  war  man  darin,  daß  die  Handelsbilanz  nur  einen  Teil  der 
deutschen  Zahlungsbilanz  darstellt.  Die  Handelsbilanzziffern,  welche 
aus  der  deutschen,  leider  recht  schweigsamen  Statistik  bekannt  werden, 
lauten  sehr  entmutigend.  Prof.  Eulenburg  bezeichnete  jedoch  die  Ziffern 
der  deutschen  Ausfuhrwerte  als  einen  ziemlich  unsicheren  Posten  der 
Statistik  (S.  68).    Er  bezweifelte,  daß  die  Einnahmen  Deutschlands  aus 
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seiner  Ausfuhr  wirklich  so  niedrig  seien,  als  es  die  Wertberechnungen 
der  Reichsstatistik  angeben. 

Ein  Thema,  welches  in  der  Öffentlichkeit  bei  Besprechung  der  deut- 
schen Zahlungsbilanz  immer  wieder  erörtert  wird  und  auch  in  der 
Sozialisierungskommission  besprochen  wurde,  lautet:  Kann  nicht  durch 
Reglementierung  der  Einfuhr  und  Ausfuhr  eine  Besserung  der  deutschen 
Zahlungsbilanz  insofern  erreicht  werden,  als  Deutschland  auf  entbehr- 
liche Einfuhr  verzichtet  und  die  Ausfuhr  von  Rohstoffen  und  Halb- 
fabrikaten hintanhält?  (S.  77  ff.,  163  ff.,  173  ff.)  Bei  näherer  Erörterung 
des  Sachverhalts  in  der  Reglementierung  des  auswärtigen  Handels  ergab 
sich,  daß  jede  Einschränkung  der  deutschen  Luxusindustrien,  die  durch 
ihre  Ausfuhr  Devisen  bringen,  der  deutschen  Zahlungsbilanz  schade 
(insb.  Frowein  S.  174,  175).  Zwei  fundamentale  Schwierigkeiten,  mit 
denen  Deutschland  ringt,  sind  durch  ein  eigentümliches  Verhalten 
anderer  Länder  bedingt:  die  Ententeländer  bestehen  auf  gewaltigen 
Reparationsleistungen,  sträuben  sich  aber  zugleich  gegen  die  Einfuhr 
deutscher  Güter,  durch  deren  Erlös  Deutschland  die  Zahlungen  auf- 
zubringen bestrebt  ist  (S.  164  ff.).  Die  gründliche  Besserung  deutscher 
Valutaverhältnisse  könnte  nur  durch  Beseitigung  der  Ursachen  der  In- 
flation, d.  h.  durch  Fundierung  der  schwebenden  Schuld  des  Reiches  und 
Abkehr  von  der  Politik,  durch  Schuldaufnahme  bei  der  Reichsbank  Geld 
zu  beschaffen,  behoben  werden.  Die  Aufnahme  einer  Anleihe  zur  Fun- 
dierung der  deutschen  schwebenden  Schuld,  die  zurzeit  wohl  nur  als 
Auslandanleihe  große  Ergebnisse  liefern  könnte,  wird  vereitelt,  solange 
die  Ententemächte  gegenüber  den  für  Anleihegewährung  in  Betracht 
kommenden  Bankgruppen  auf  dem  Pfandrecht  bestehen,  welches  ihnen 
der  Versailler  Frieden  gegenüber  Deutschland  einräumt. 

Nicht  eingehend  hat  sich  die  Kommission  mit  einer  Frage 
beschäftigt,  der  sich  die  Öffentlichkeit  in  Sachen  der  Reparationen  auf 
die  Dauer  nicht  wird  entziehen  können.  Es  ist  das  eine  Nachprüfung 
der  Schadenrechnung,  die  von  der  Entente  der  bekannten  Forderung  des 
Londoner  Diktats  von  132  Milliarden  Goldmark  zugrunde  gelegt  worden 
ist.  Es  ist  klar,  daß,  wenn  die  Pensionen,  die  Frankreich  an  seine  Staats- 
angehörigen zahlt,  und  die  Vergütungen,  welche  Frankreich  an  die  ver- 
wüsteten Gebiete  entrichtet,  in  Papierfranken  vom  halben  "Werte  eines 
Goldfranken  bezahlt  werden  und  Deutschland  in  Goldmark  Reparationen 
leistet,  Frankreich  einen  phantastischen  Kursgewinn  macht,  sobald  der 
Wert  des  Papierfranken  gegenüber  der  Goldmark  niedriger  ist,  als  in 
der  Umrechnung  1921  beim  Londoner  Diktat  angenommen  wurde. 
Deutschland  würde  in  diesem  Fall  nicht  zur  Entschädigung,  sondern  zur 
Bereicherung  der  Franzosen  Leistungen  vollbringen.  Leider  ist  dieser 
Gesichtspunkt  in  der  Sozialisierungskommission  gar  nicht  erörtert 
worden. 

Vielmehr  konzentrierte  sich  die  Hauptsumme  von  Anregungen 
darauf,  wie  durch  finanzielle  Eingriffe  dem  Reich  in  Papiermark  Mittel 
zur  Verfügung  gestellt  werden  könnten,  um  die  Reparationslasten  auf- 
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zubringen.  Das  Kommissionsmitglied  Dr.  K  u  c  z  y  n  s  k  i  (S.  9  ff.) 
legte  einen  Entwurf  vor,  wonach  von  einem  bestimmten  Zeitpunkt  ab 
die  Hälfte  des  deutschen  Privatvermögens  vom  Reich  konfisziert  und 
zur  Reparation  verwertet  werden  sollte.  Andere  Kommissionsmitglieder, 
insbesondere  unter  Führung  von  Dr.  Alfred  Weber,  setzten  sich  da- 
gegen in  erster  Linie  für  Erfassung  der  sogenannten  Sachwerte  ein.  Eine 
"Erfassung  der  Vermögenssubstanz  durch  Besteuerung  wurde  eingehend 
erörtert.  An  sich  ist  gewiß  der  Gedanke  von  Alfred  Weber  verständlich 
(S.  369 — 375),  daß  bei  der  Angleichung  der  deutschen  Preise  an  die  Welt- 
marktspreise und  der  Mieteerhöhung  sich  dem  Reich  eine  einmalige, 
nicht  wiederkehrende  Gelegenheit  biete,  energisch  Gewinne  zu  erfassen. 
Aber  wenn  man  die  Anregungen,  die  in  dieser  Hinsicht  zur  Herstellung 
des  Gleichgewichts  im  Reichshaushalt  in  der  Kommission  in  höchst 
interessanter  Weise  gegeben  wurden,  näher  prüft,  so  ergibt  sich,  daß 
die  deutsche  Ehrlichkeit  und  der  deutsche  Erfüllungswillen  kaum  mit 
außenpolitischen  Gefahren  gerechnet  hat;  diese  pflegen  sofort  aufzu- 
tauchen, wenn  wir  über  Eingriffe  in  die  deutsche  Vermögenssubstanz 
Projekte  entwerfen  und  diese  Projekte  von  einer  ausländischen  Stelle, 
die  uns  zu  schädigen  kein  Bedenken  trägt,  begierig  aufgegriffen  werden. 
Es  ist  naheliegend,  daß,  wer  uns  im  Ausland  übel  will  und  Waffenmacht 
gegen  uns  auszuüben  vermag,  es  verlockend  finden  könnte,  Eingriffe  in 
das  deutsche  Privatvermögen  direkt  zu  vollziehen,  die  man  als  Möglich- 
keit einer  inneren  deutschen  Reichspolitik  öffentlich  bei  uns  vorher 
erörtert  hat. 

Zum  Schlüsse  ist  hervorzuheben,  daß  der  Gedanke  wirksamerer 
und  bequemerer  Aufbringung  der  Deutschland  bevorstehenden  Steuer- 
lasten bei  der  Sozialisierungskommission  dahin  ausgelegt  wurde,  daß 
man  möglichst  die  Besteuerung  an  der  Quelle  anstreben  müsse.  Prüft 
man  die  Praxis  der  Länder,  welche  die  Besteuerung  an  der  Quelle 
virtuos  durchgeführt  haben,  wie  England  und  Frankreich,  und  vergleicht 
man  damit  die  in  der  Sozialisierungskommission  gegebenen  Anregungen, 
so  ist  nicht  abzuleugnen,  daß  eine  gewisse  Enttäuschung  sich  des  Lesers 
bemächtigt.  Die  Ursache  dürfte  sein,  daß  sich  die  Besteuerung  an  der 
Quelle  in  Frankreich  und  England  auf  das  Einkommen  und  Erträge 
beschränkt,  während  bei  dem  Bedarf  Deutschlands  auch  Eingriffe  in  die 
Substanz  des  Vermögens  vorgeschlagen  wurden  und  hier  die  feine 
Technik  einer  Erfassung  des  Steuerpflichtigen  an  der  Quelle  natürlich 
versagt. 

Immerhin  ist  sehr  viel  ernste  und  nützliche  Arbeit  in  diesen  Be- 
ratungen der  Sozialisierungskommission  unter  Leitung  von  Wissel  bzw. 
Hilferding  geleistet  worden;  ein  wesentlicher  Gewinn  ist  darin  zu  er- 
blicken, daß  man  eingehend  und  sachlich  Einzelprobleme  untersucht  hat, 
statt  sich  etwa  mit  dem  Sozialisierungsschlagwort  oder  dergleichen  zu 
begnügen. 
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Einzelbesprechungen  und  Anzeigen1. 

1.  Allgemeine  Bibliographien,  Sammelwerke,  allgemeine  Nach- 
schlagewerke und  Lehrbücher,  allgemeine  Theorie,   Methodik  und 

Systematik,  allgemeine  Zeitschriften,  Unterrichtsfragen. 
Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften.  Herausgeg.  v.  Prof.  Dr. 
L.  E 1  s  t  e  r ,  Prof.  Dr.  Ad.  Weber,  Prof.  Dr.  Fr.  Wiese  r.  4.  Aufl., 
1.  Lieferung:  Abbau- Aktiengesellschaften;  2.  Lfg.:  Aktiengesellschaften; 
3.  Lfg.:  Haftpflicht  —  Handelspolitik;  4.  Lfg.:  Aktiengesellschaften  — 
Anarchismus ;  5.  Lfg. :  Anarchismus  —  Arbeit ;  6.  Lfg. :  Handelspolitik  — 
Hausindustrie;  7.  u.  8.  Lfg.:  Hausindustrie  —  Hypothekenbuch-  und 
Grundbuchwesen;  9.  u.  10.  Lfg.:  Hypothekenbuch-  und  Grundbuch- 
wesen —  Irrenwesen;  11.  Lfg.:  Irrenwesen  —  Kapitalrentensteuer; 
12.  Lfg.:  Kapitalrentensteuer  —  Klasse  und  Stand;  13.  u.  14.  Lfg.: 
Klasse  und  Stand  —  Konsularwesen  und  Konsularrecht.  Bogen  1—24 
des  1.  Bandes  u.  1—54  des  5.  Bandes.  Jena  o.  J.  Gustav  Fischer. 
1.— 10.  Lfg.  je  Jl  15 ,-;  11.— 14.  Lfg.  je  M  30—. 

Dies  großzügige  und  nach  Art  und  Umfang  international  einzig- 
artige deutsche  alphabetische  Handbuch  der  wirtschaftlichen  und  sozia- 
len Staatswissenschaften  ist  seit  Mitte  1921  zur  Herausgabe  einer  vierten, 
auf  8  Bände  berechneten  Auflage  geschritten,  und  zwar  steht  diese, 
nachdem  für  die  erste  Auflage  (6  Bände  und  2  Supplementbände,  1890/97), 
für  die  zweite  Auflage  (7  Bände,  1899/1901)  und  für  die  dritte 
(8  Bände,  1909/11)  J.  C  o  n  r  a  d  ,  L.  Elster,  W.  L  e  x  i  s  und  E. 
L  o  e  n  i  n  g  als  Herausgeber  gezeichnet  hatten,  unter  Leitung  von 
L.  Elster  (Jena),  Ad.  Weber  (München)  und  Fr.  Wies  er  (Wien). 
Demgemäß  ist  der  durch  Tod  ausgeschiedene  Jurist  in  der  Reihe  der 
Herausgeber  nicht  ersetzt  worden,  dagegen  wurden  von  deutschen 
Wirtschaftsgelehrten  ein  führender  Theoretiker  und  ein  führender 
Empiriker  gewonnen.    Die  Namen  der  Herausgeber  verbürgen  die  denk- 


1  Zur  Beachtung  :  Die  Literatur  dieser  Zeitschrift  berücksichtigt  vornehmlich 
solche  Arbeiten,  die  insgesamt  weltwirtschaftliche  Untersuchungen  zum  Gegenstand 
haben.  Es  finden  jedoch  auch  diejenigen  Schriften  Aufnahme,  welche  sich  nur  in 
einzelnen  Teilen  mit  weltwirtschaftlichen  Beziehungen  befassen.  Dasselbe  gilt  von 
üterarischen  Erscheinungen  aus  dem  Gebiet  der  vergleichenden  Volkswirtschafts- 
lehre. Die  Besprechungen  erscheinen  in  deutscher,  englischer  oder  französischer 
Sprache.  Die  Herren  Mitarbeiter  könnsn  sich  aber  einer  beliebigen  anderen  euro- 
päischen Sprache  bedienen,  sofern  sie  mit  deren  Übersetzung  einverstanden  sind. 
Die  der  Bedaktion  zugegangenen,  für  das  Archiv  geeigneten  Druckschriften  werden 
sofort  mit  ihrem  genauen  Titel  aufgeführt,  wobei  in  geeigneten  Fällen  eine  Inhalts- 
angabe mit  kurzer  Charakteristik  erfolgt.  Darüber  hinaus  kann  eine  Gewähr  für 
die  Besprechung  der  Bücher,  auch  wenn  diese  eingefordert  sind,  nicht  übernom- 
men werden.  In  der  gesamten  Literaturübersicht  werden  nur  solche  Druck- 
schriften aufgeführt,  die  der  Bedaktion  vorgelegen  haben. 
Eingereichte  Bücher,  die  dem  Spezialgebiet  des  Archivs  (in  dem  oben  begrenzten 
Umfange)  fernliegen,  bleiben  auch  im  Titelverzeichnis  unberücksichtigt;  sie  werden 
den  Verlegern  jedoch  zurückgeschickt. 
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bar  größte  Objektivität  der  Einstellung  sowie  ein  hohes  Maß  wissen- 
schaftlicher Weite  und  Gründlichkeit. 

Im  Gegensatz  zum  üblichen  Lexikon  und  auch  zu  einzelnen  der  ein- 
schlägigen fremdländischen  alphabetischen  Spezialhandbücher,  insbe- 
sondere dem  Dictionary  of  Political  Economy,  behandelt  das  vorliegende 
Werk  seinen  Gegenstand  regelmäßig  in  größeren,  z.  T.  den  Umfang  eines 
selbständigen  Werkes  annehmenden,  von  den  Verfassern  gezeichneten 
Abhandlungen.  An  diesem  Verfahren  ist  auch  bei  der  neuen  Auflage 
festgehalten  worden.  Demgemäß  würde  hier  eine  sachlich-wissenschaft- 
liche Kritik  der  z.  T.  sehr  bedeutsamen  Einzelleistungen,  wenn  überhaupt 
möglich,  ins  Uferlose  führen.  Ich  beschränke  mich  auf  eine  Kennzeich- 
nung und  Besprechung  der  bisher  getroffenen  und  für  das  ganze  Werk 
grundsätzlich  erkennbaren  Sachauswahl  sowie  auf  einige  redaktionell- 
formale Bemerkungen. 

Es  versteht  sich  von  selbst,  daß  inhaltlich  sowohl  durch  Einfügung 
neuer  wie  durch  Ergänzung  früherer  Beiträge  den  umfassenden  neuen 
Tatsachen,  Problemen  und  wissenschaftlichen  Fortschritten  der 
Zwischenzeit  Rechnung  getragen  worden  ist.  An  neuen  Artikeln,  die 
vornehmlich  aus  solchem  Gesichtspunkte  entstanden,  seien  hier  ver- 
zeichnet: „Achtstundentag"  von  St.  Bauer,  „Agrarreform  in  Rußland" 
von  W.  D.  Preyer,  „Agrarische  Bewegung"  von  v."  Altrock,  „An- 
gestelltenversicherung" von  Düttmann,  „Hinterbliebenenversiche- 
rung" von  Seelmann,  „Invalidenversicherung  von  W.  O.  Kahl, 
„Imperialismus"  von  O.  Spann,  „Indexziffern"  von  W.  Morgen- 
r  o  t  h ,  „Inflation"  von  K.  Singer,  „Internationale"  von  C.  Schmidt, 
„Jugendamt",  „Jugendgericht",  „Jugendpflege  und  Jugendbewegung", 
sämtlich  von  Chr.  J.  K 1  u  m  k  e  r,  „Kapitalrentensteuer"  von  J.  P  o  p  i  t  z, 
„Kapitalverkehrsteuer"  von  L.Elster,  „Kohlensteuer"  von  K.Bräuer. 

Die  Redaktion  des  Handwörterbuchs  hat  augenscheinlich  mit  Sorg- 
falt die  positive  Entwicklung  verfolgt  und  bedacht.  Da  der  Verlag  den 
Gesamtumfang  des  Werkes  nicht  zu  vergrößern  wünschte,  sind,  soweit 
bereits  erkennbar,  vornehmlich  historische  Untersuchungen  in  den 
Hintergrund  gedrängt  worden.  So  wurden  die  Artikel  zur  Agrar- 
geschichte  von  M.  Weber,  H.  W  o  p  f  n  e  r,  K.  Steinbrück,  von  denen 
Max  Webers  Beitrag  136  Seiten  umfaßte,  in  der  neuen  Auflage  durcl 
eine  knappe  Gesamtbehandlung  aus  der  Feder  G.  v.  B  e  1  o  w  s  ersetzt. 
Dessen  früherer  Artikel  „Adel"  fiel  fort,  ebenso  u.  a.  der  Artikel  „Han- 
delsrecht (geschichtliche  Entwicklung)"  von  L.  Goldschmidt  und 
M.  P  a  p  p  e  n  h  e  i  m.  Ferner  wurde  der  Artikel  „Kolonien  und  Kolonial- 
politik" (früher  von  G.  Z  ö  p  f  1 ,  jetzt  von  P.  Leutwein)  von  118  auf 
30  Seiten  gekürzt. 

Von  der  selbstverständlichen  Modernisierung  nach  Maßgabe  der 
neuen  Tatsachen  und  Probleme  sowie  von  dem  durch  Tod  erfolgten 
Fortfall  einer  Reihe  wertvoller  Mitarbeiter  ist  nach  Möglichkeit  der 
theoretische  Bestandteil  in  seinem  Umfange  nicht  nachteilig  beeinflußt 
worden.    Es  sind  hier  sogar  eine  Reihe  neuer,  z.  T.  sehr  beachtenswerter 
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Beiträge  zu  verzeichnen,  so  die  Artikel  „Kapitalismus"  von  L.  P  o  h  1  e , 
„Konkurrenz"  von  L.  v.  Wiese,  „Klasse  und  Stand"  von  O.  Spann, 
„Handel  (volkswirtschaftlich  betrachtet)",  eine  der  letzten  Arbeiten 
P.  Ehrenbergs,  „Abnehmender  Ertrag"  sowie  „Abstinenztheorie"  von 
F.  X.  W e i ß;  der  Artikel  „Kapital"  von  E.  v.  Böhm-Bawerk  wurde 
durch  J.  Schumpeter  ergänzt.  In  welchem  Umfange  die  so  bedeut- 
same neuere  soziologische  Forschung  Berücksichtigung  erfahren  wird, 
ist  noch  nicht  deutlich  zu  ersehen. 

Eine  grundsätzlich  neue  Linie  hinsichtlich  des  vom  Handwörterbuch 
umfaßten  Gegenstands  zeigt  sich  auf  dem  Gebiete  der  speziellen  (prakti- 
schen) Wirtschaftswissenschaft,  und  zwar  insofern,  als  eine  wesentliche 
Vermehrung  in  der  Zahl  derjenigen  Abhandlungen  vorgenommen  worden 
Ist,  die  einzelne,  warenmäßig  sich  sondernde  Wirtschaftszweige 
und  einzelne  Waren  wirlschaftskundlich  behandeln.  Diese  Erweiterung 
ist  die  bedeutsamste  Neuerung,  welche  die  vierte  Auflage  überhaupt 
aufweist. 

Bereits  die  dritte  Auflage  des  Handwörterbuchs  hatte  Artikel  über 
einzelne  Wirtschaftszweige  und  Waren  gebracht,  jedoch  derart,  daß 
grundsätzlich  nur  das  Bedeutendste  Berücksichtigung  erfuhr  und  weder 
überhaupt  noch  für  das  Wichtige  Vollständigkeit  erreicht  wurde. 
Man  fand  dort  beispielsweise  Artikel  über  die  elektrotechnische 
und  die  chemische  Industrie,  nicht  aber  Arbeiten  über  die  optischen, 
die  Steine  und  Erden  verarbeitenden  oder  die  Maschinen  herstellenden 
Gewerbe.  Die  wichtigsten  Textilien  hatten  eigene  Artikel  erhalten,  nicht 
aber  Leder;  Getreidebau  war  behandelt,  ebenso  Tabak,  aber  nicht  Kar- 
toffel, Reis,  Kaffee,  Tee,  Wein;  auch  die  Viehzucht  hatte  man  nicht  eben- 
mäßig berücksichtigt.  Einige  Handwerke  waren  eigener  Abhandlungen 
gewürdigt  worden,  andere,  gleich  wichtige,  nicht.  Das  kleinere  Wörter- 
buch der  Volkswirtschaft  (herausgeg.  v.  L.  Elster,  3.  Aufl.  1911)  behandelte, 
beiläufig  bemerkt,  die  einzelnen  Waren  wesentlich  stärker,  jedoch  eben- 
falls nicht  gleichmäßig  und  nicht  in  einheitlicher  Form. 

In  dieser  Beziehung  hat  sich  nun,  wie  angedeutet,  ein  durch- 
greifender Wandel  vollzogen.  Aus  den  vorliegenden  Lieferungen  der 
vierten  Auflage  geht  eine  Tendenz  zur  ebenmäßigen  und  vollständigen 
Berücksichtigung  aller  wichtigen  Handelsgüter  und  Wirtschaftszweige 
hervor.  Zum  Beleg  seien  verzeichnet  die  neuen  Artikel  „Kartoffel"  von 
J  a  n  y ,  „Holzindustrie"  und  „Konfektionsgewerbe"  von  Voelcker, 
„Kakao"  von  Kraus,  „Kaliindustrie"  von  Lief  mann,  „Abfallver- 
wertung, Abfallindustrie"  von  Becker,  „Hotelwesen"  von  Glücks- 
mann,  „Kohlen"  (wesentliche  Erweiterung)  von  Flegel;  auf  die 
gleiche  Linie  weisen  die  neuen  verkehrskundlichen  Artikel  „Kabel"  von 
H  e  n  n  i  g ,  „Kaiser-Wilhelm-Kanal"  von  Vorwerk.  Ohne  über  die  ein- 
zelnen noch  recht  ungleichmäßigen  Artikel  ein  Urteil  zu  fällen,  können 
wir  die  so  geschaffene  prinzipielle  Erweiterung  als  erheblichen  Fort- 
schritt begrüßen. 
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Leider  fehlen  hier,  ebenso  wie  in  der  letzten  Auflage  des  Wörter- 
buchs der  Volkswirtschaft,  noch  Abhandlungen  zur  Wirtschaftskunde 
der  einzelnen  Länder.  In  solchen,  z.  T.  allerdings  sehr  schwierigen  Bei- 
trägen wäre,  selbstredend  über  das  rein  Wirtschaftsgeographische  hin- 
aus, die  Bedeutung  der  einzelnen  sozialökonomischen  Tatbestände  für 
das  volkswirtschaftliche  Ganze,  wie  auch  die  Stellung  dieses  Ganzen  in 
der  Gesamtwirtschaft  der  Welt  kenntlich  zu  machen  gewesen.  Wenn  hier- 
bei für  das  Positive  in  geeigneten  Fällen  auf  die  übrigen  Artikel  ver- 
wiesen und  ein  reiches  Literaturverzeichnis  hinzugefügt  worden  wäre, 
hätte  vielleicht  dankenswerterweise  eine  erhebliche  und  nicht  zu  be- 
schwerliche Bereicherung  nach  einer  Bichtung  hin  stattfinden  können,  in 
welcher  noch  außerordentlich  viel  fehlt,  aber  wachsender  Erkenntnis- 
wille und  Erkenntnisbestand  sich  bemerkbar  macht.  Auch  kann  auf  die 
Dauer  erst  durch  solche  Ergänzung  der  Inhalt  eines  Handwörterbuchs 
der  wirtschaftlichen  und  sozialen  „Staatswissenschaften",  wie  natur- 
gemäß auch  eines  Wörterbuchs  der  „Volkswirtschaft",  seine  vollkommene 
Bundung  erfahren. 

Am  Formal-Redaktionellen  des  Handwörterbuchs  finden 
wir  nichts  Wesentliches  geändert.  Bei  den  z.T.  redaktionellen  Daten- 
zusammenstellungen über  die  einzelnen  Gelehrten  hat  man  diesmal  —  schein- 
bar grundsätzlich  —  die  noch  lebenden  Persönlichkeiten  ausgeschaltet. 
Einige  Sachbearbeiter  flechten  hier  und  da  Ansichten  und  Prognosen 
ein,  die  auf  gegenwärtig  rasch  sich  wandelnden  Voraussetzungen 
beruhen  und  schon  jetzt,  d.  h.  weit  vor  Fertigstellung  des  Handwörter- 
buchs, sich  als  irrtümlich  kennzeichnen.  Ferner  werden  vielfach  bei 
neueren  Tatsachenberichten  Zeitbestimmungen  wie  „heute"  gebraucht, 
ohne  daß  der  Leser  über  den  genauen  Zeitpunkt  der  Bearbeitung  durch 
einen  Zusatz  Aufklärung  erhielte.  Die  Bedaktion  wird  leicht  in  der 
Lage  sein,  solche  unwesentlichen  Mißstände  bei  späteren  Lieferungen 
ihrerseits  zu  beheben. 

Der  Schluß  des  letzten  Bandes  soll  nach  der  Ankündigung  des  Ver- 
lags durch  ein  ausführliches  Sachregister  gebildet  werden. 
Ein  solches  brachte  bereits  die  dritte  Auflage  (nicht  aber  die  2.). 
Seine  Wiedereinfügung  ist  um  so  mehr  zu  begrüßen,  als  die  Zahl  der 
Verweisschlagworte  im  Text  nicht  vermehrt,  hier  und  da  sogar  ver- 
mindert worden  ist.  Jeder  einzelne  Band  pflegte  überdies  mit  einem 
alphabetischen,  auch  jetzt  wieder  zu  erwartenden  Verzeichnis  der  in 
ihm  enthaltenen  Beiträge  ausgestattet  zu  sein.  Außerdem  wurde  am 
Schluß  des  letzten  Bandes  vor  dem  Sachregister  ein  alphabetisches  Ver- 
zeichnis der  Mitarbeiter  unter  Nennung  der  von  ihnen  gelieferten  Artikel 
gebracht.  In  der  3.  Auflage  des  Wörterbuchs  der  Volkswirtschaft  war 
statt  dessen  am  Anfang  des  ersten  Bandes  im  Bahmen  des  Vorworts  ein 
kurzes  systematisches  Verzeichnis  der  Sachgebiete  unter  Nennung  der 
für  sie  zuständigen  Bearbeiter  enthalten.  Es  wäre  nun  u.  E.  für  den  wissen- 
schaftlichen Benutzer  des  Handwörterbuchs  von  hohem  Wert,  wenn 
dessen  4.  Auflage  zu  Anfang  des  ersten  Bandes  mit  einem  vollständigen 
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und  feingegliedertcn  systematischen  Verzeichnis  aller  Artikel  —  unter 
Nennung  der  Verfasser  sowie  der  Anfangs-  und  Endseiten  —  ausgerüstet 
werden  würde.  Da  es  weder  notwendig  noch  zweckmäßig  wäre,  hierbei 
jedem  der  Artikel  eine  eigene  Druckreihe  zu  geben,  sondern  in  dieser 
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beschreibungen. 
Machatscheck,  Fritz,  o.  ö.  Prof.  der  Geographie  a.  d.  deutschen  Universi- 
tät in  Prag,  Landeskunde  von  Russisch-Turkestan.  Mit 
21  Tafeln  und  33  Abbildungen  im  Text.  (Bibliothek  Länderkundlicher 
Handbücher.  Herausgeg.  v.  Prof.  Dr.  Albrecht  Penck.)  Stuttgart  1921. 
J.  Engelhorn's  Nf.  XIII,  348  S. 
Der  beste  Kenner  des  Russischen  Turkestan  bietet  in  dieser,  auch 
methodisch  erstklassigen,  umfangreichen  und  gut  ausgestatteten  Landes- 
kunde ein  Werk,  das  West-Turkestan  mit  einem  Schlage  zu  den  best- 
bekannten Gebieten  Asiens  erhebt.  Selbstverständlich  muß  dabei  auch 
der  zahlreichen  russischen  Forscher  gedacht  werden,  ohne  deren  müh- 
same Vorarbeiten  eine  so  sorgfältige  Landeskunde  gar  nicht  hätte 
geschrieben  werden  können.  Auch  zwei  zusammenfassende  russische 
Veröffentlichungen  sind  zu  erwähnen,  da  sie  zu  wichtigen  Bausteinen  der 
Machatscheckschen  Länderkunde  wurden:  das  große  Prachtwerk  „Das 
Asiatische  Rußland"  der  Übersiedlungskommission,  das  neuerdings  zu 
einer  wertvollen  Quelle  aller  Arbeiten  über  Russisch-Asien  geworden 
ist,  und  das  Buch  „Turkestan"  des  Fürsten  Massalski.  Machatschecks 
Arbeit  kann  als  Musterbeispiel  einer  wissenschaftlichen  Länderkunde 
gelten,  sie  ist  aber  trotzdem  einem  weiteren  Leserkreis  zugänglich,  denn 
Probleme,  Theorien,  Streitfragen  bleiben  in  der  straffen  Hand  des  Ver- 
fassers und  werden  stets  überzeugend  dargestellt.  Der  allgemeine  Teil 
des  Werkes  ist  ebenso  umfangreich  wie  der  spezielle.  Das  ist  kein 
Nachteil  für  eine  Landeskunde,  besonders  da  —  neben  den  üblichen  Ab- 
schnitten: West-Turkestan  als  Ganzes,  geologische  und  morphologische 
Entwicklungsgeschichte,  Klima  und  Wasserhaushalt,  Pflanzenwelt  und 
Tierleben,  Besiedlung  und  politische  Gestaltung,  die  wirtschaftlichen 
Verhältnisse  —  einer  so  überaus  interessanten  und  geographisch  wich- 
tigen Erscheinung,  den  morphologischen  Wirkungen  der  Gegenwart,  ein 
besonderes  Kapitel  gewidmet  ist.  In  keinem  Falle  ist  hieraus  auf  eine 
Bevorzugung  der  geologisch-morphologischen  Seite  geographischer 
Darstellung  zu  schließen.  Die  Erscheinungen  der  Menschen  werden  in 
gleicher  Tiefe  behandelt,  und  wie  ein  roter  Faden  zieht  sich  durch  das 
ganze  Buch  der  ursächliche  Zusammenhang  der  einzelnen  Erscheinun- 
gen. Im  speziellen  Teil  schildert  M.  folgende  Landschaftsgruppen:  das 
Balchasch-Becken  und  seine  Randgebirge,  den  zentralen  Tianschan,  das 
Issyk-kull-Becken,  das  Chan-Tengri-Bergland,  das  Narynbergland,  den 
südlichen  Tianschan,  den  westlichen  Tianschan,  das  Alaisystem,  Transalai 
und  Pamir,  das  westliche  Gebirgsvorland,  das  turanische  Zwischen- 
stromland und  Transkaspien.  Diese  Landschaftsgruppen  werden  weiter 
in  gut  herausgeschälte  natürliche  Landschaften  gegliedert,  ein  Weg,  den 
die  moderne  Geographie  verlangt,  der  aber  eine  ganz  außerordentliche 
Kenntnis  des  Landes  verlangt. 
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Beigegeben  sind  ein  nach  dem  Stoff  gegliedertes  Literaturverzeich- 
nis von  500  Veröffentlichungen,  eine  Verdeutschung  der  Ortsnamen, 
häufiger  vorkommender  (russischer,  türkischer,  persischer)  Ausdrücke 
und  ein  Ortsregister.  Ein  Sachregister  erübrigt  sich  durch  das  ausführ- 
liche Inhaltsverzeichnis.  Karten  und  Abbildungen  sind  in  hervorragen- 
der Ausführung.  Letztere  bilden  eine  gute  Auswahl  des  Charakteristi- 
schen. Im  ganzen  gehört  das  Machatschecksche  Werk  ohne  jeden  Zweifel, 
inhaltlich,  methodisch,  im  Äußeren,  zu  den  besten  Landeskunden,  die 
überhaupt  geschrieben  worden  sind. 

Dr.  Arved  Schultz,  Hamburg. 


Andrees  Geographie  des 
Welthandels,  Karl — .  Eine  "wirt- 
schaftsgeographische Schilderung  der 
Erde.  4.  Bd.:  Produktion,  Verkehr  und 
Handel  in  der  Weltwirtschaft.  Von 
Robert  Sieger,  Ernst  Fried- 
rich, Theodor  Hossinger 
und  Hermann  Leiter.  Mit  3 
mehrfarbigen  Kartenbeilagen.  Wien 
1921.   L.  W.  Seidel.  XV,  680  S.   JC  60 ,— . 

Annuaire  du  Commerce  Fran- 
cais dans  la  Republique  Ar- 
ge n  t  i  n  e.  Buenos  Aires  1920.  La 
Chambre  de  Commerce  Francaise. 
264  S.  —  Das  Buch  enthält  eine  kurze 
Wirtschaftsgeographie  der  einzelnen 
Provinzen  Argentiniens,  eine  Liste  der 
diplomatischen  Vertreter  Frankreichs 
und  Argentiniens,  sämtlicher  in  Argen- 
tinien bestehenden  Banken,  eine  Zu- 
sammenstellung der  Post-,  Telegraphen- 
und  Zollgebühren,  sowie  ein  Verzeich- 
nis aller  in  Argentinien  ansässigen 
französischen  Industriellen  und  Kauf- 
leute. Das  Verzeichnis  ist  für  Buenos 
Aires  alphabetisch  und  nach  Branchen, 
für  das  übrige  Gebiet  nach  Sitz  und 
Branche  geordnet.  oc. 

Beard,  Charles,  The  Industrial 
Revolution.  With  a  preface  by  F. 
York  Powell,  Regius  Prof.  of 
Mediaeval  and  Modern  History  in  the 
University  of  Oxford.  London  (1921). 
George  Allen  &  Unwin.  XIX,  105  S. 
sh.  2/6.  —  B.  schildert  die  wirtschaft- 
liche und  soziale  Entwicklung  Eng- 
lands seit  1760,  den  Übergang  von  den 
mittelalterlichen  zu  den  modernen 
Wirtschaftsformen,  den  Ausbau  des 
Kapitalismus  und  die  Reaktion  auf  die 
Grundsätze  des  laissez  faire  und  laissez 
passer.  Im  Schlußkapitel  gibt  der  Verf. 
seine  Richtlinien  zur  Bewältigung  tech- 


nischer und  sozialer  Probleme  im 
heutigen  Wirtschaftsleben,  die  auf  Ra- 
tionalisierung der  Produktion  und  Aus- 
gleich der  Klassengegensätze  hinaus- 
gehen, hs. 

Claus,  Dr.  Rudolf,  Die  Kriegs- 
wirtschaft in  Rußland  bis  zur  bol- 
schewistischen Revolution.  (Bonner 
Staatswissenschaftliche  Untersuchungen. 
Heft  1.)  Bonn  u.  Leipzig  1922.  Kurt 
Schröder.  VIII,  163  S.  M,  25,-.  — 
Das  Buch  gibt  ein  anschauliches  Bild 
der  stufenweisen  wirtschaftlichen  Zer- 
bröckelung  Rußlands  während  des 
Krieges  und  des  zum  Schluß  folgenden 
Zusammenbruches  des  volkswirtschaft- 
lichen Aufbaus  des  Landes.  Das  im 
Innern  wirtschaftlich  und  politisch 
wenig  gefestigte  Riesenreich  sei  weit 
weniger  den  Ansprüchen  einer  lang- 
jährigen Kriegführung  gewachsen  ge- 
wesen als  seine  Verbündeten;  das 
lockere,  dazu  durch  Mißwirtschaft  und 
Unfähigkeit  der  leitenden  Kreise  zer- 
nagte Gefüge  habe  daher  den  Kriegs- 
stürmen nicht  standhalten  können. 

alt. 

Dechesne,  Laurent,  Prof.  ä  1' 
Ecole  des  Hautes  Etudes  ä  l'Ecole  In- 
dustrielle de  Liege,  Economie  geo- 
graphique.  Principes  de  geographie 
economique.  (Economie  Politique  Pra- 
tique.  Troisieme  partie.)  Lüttich  1916. 
Joseph  Wykmans.  287  S.  —  Ausgehend 
von  der  Natur  und  der  Bevölkerung  als 
den  fundamentalen  Faktoren  der  Pro- 
duktion, wird  diese  selbst  zum  Haupt- 
gegenstand der  Besprechung.  Verf. 
untersucht  die  landwirtschaftliche  Pro- 
duktion nach  Entwicklung  sowie  Art 
der  Ausnutzung  und  befaßt  sich  sehr 
eingehend  mit  dem  Standortsproblem 
verschiedener    Industrien,     der     Heim-, 


Wirtschaftsgeschichte,  Wirtschaft!.,  soziale  u.  kulturelle Zustandsschilderungen  usw.     a*q 


mechanischen,  Eisen-,  landwirtschaft- 
lichen u.  a.  Industriezweige  unter  Be- 
rücksichtigung ihrer  Entstehung  und 
Hervorhebung  der  typischen  Merkmale 
für  ihre  Lokalisierung.  Weiterhin  wird 
das  Verkehrswesen,  insonderheit  See- 
verkehr und  Eisenbahnen,  behandelt, 
und  zum  Schluß  werden  die  wichtig- 
sten Handelsgüter  nach  Herkunft,  Ab- 
satz und  Verwendung  aufgezählt,     fl. 

Department  of  Overseas  Trade, 
Report  on  the  Economic  and 
Financial  Conditions  in  Germany, 
March,  1922.  191  S.  sh.  5/-;  Report 
on  the  Economic  Situation  of  Belgium, 
at  the  End  of  1921,  Revised  to  March, 
1922.  Together  with  an  Annex  on  the 
Trade  and  Industry  of  the  Belgian 
Congo.  134  S.  sh.  3/6;  Report  on  the 
Industrial,  Commercial  and  Economic 
Situation  in  Poland,  February,  1922. 
48  S.  sh.  1/3;  Report  on  the  Trade 
and  Transport  Conditions  in  Persia, 
January,  1922.  27  S.  sh.  1/-;  Report 
on  the  Commercial  and  Industrial 
Situation  of  Hungary,  March,  1922. 
38  S.  sh.  1/-;  Report  on  the  Economic, 
Commercial  and  Industrial  Situation  of 
Sweden,  March,  1922.  60  S.  sh.  1/6; 
Report  on  the  Economic  and  Financial 
Conditions  in  Guatemala,  February, 
1922.  35  S.  sh.  1/-;  Report  on  the 
Trade,  Industry  and  Finance  of  Syria, 
April,  1922.  25  S.  sh.  0/9;  Report  on 
the  Economic  Situation  of  Denmark, 
March,  1922.  52  S.  sh.  1/6;  Report  on 
the  Economic,  Financial  and  Industrial 
Conditions  of  Finland,  March,  1922. 
58  S.  sh.  1/6;  Report  on  the  Economic 
and  Industrial  Conditions  in  the  Serb- 
Croat-Slovene  Kingdom  (Yugo-Slavia), 
May,  1922.  32  S.  sh.  1/-.  London  1922. 
H.  M.'s  Stationery  Office. 

Gilbert-Ri vier e,  Alexander, 
Les  forces  materielles  et  morales  de  la 
France.  Aux  jeunes  pour  refaire  le 
pays.  Preface  par  le  R.  P.  Yves  de 
la  Briere,  Prof.  ä  l'Institut  Catho- 
lique  de  Paris.  Tours  1922.  Marcel 
Cattier.    XV,  204  S.    Fr.  6,—. 

Industrial  Year  Book  1922, 
The—.  Edited  by  Philip  Gee.  London. 
•Philip    Gee.     1088   S.     $    5,-.    -    Soll 


einen  Überblick  über  Preisbewegung 
und  Marktlage  der  jüngsten  Zeit  geben 
und  die  Ursachen  der  Entwicklung  fest- 
stellen. Die  einzelnen  Abschnitte  sind 
von  leitenden  Staatsmännern  und  Fach- 
gelehrten geschrieben.  Den  Hauptteil 
nimmt  Englands  Wirtschaft  ein,  die 
Gestaltung  seiner  Finanzen,  die  Bedeu- 
tung seiner  wichtigsten  Industrien,  das 
Verhältnis  zwischen  Arbeitgeber  und 
Arbeitnehmer,  der  Warenaustausch  mit 
dem  Ausland  und  den  Kolonien,  sowie 
deren  wirtschaftliche  Fortschritte  wer- 
den gleichmäßig  berücksichtigt.  Die 
statistischen  Daten  greifen  zum  Ver- 
gleich teilweise  bis  1900  zurück.  Den 
Schluß  bilden  knappe  Mitteilungen  über 
die  gleichen  Fragen  im  Ausland,  ein 
Verzeichnis  der  Arbeitgeberorganisa- 
tionen und  eine  Bibliographie.        hg. 

Industrie,  den  Handel  und 
die  Verkehrsverhältnissein 
Wien  und  Niederösterreich, 
Bericht  über  die—,  während  der  Jahre 
1919  und  1920.  Der  Kammer  für  Han- 
del, Gewerbe  und  Industrie  in  Wien 
erstattet  vom  Kammeramte  zur  Vorlage 
an  das  Bundesministerium  für  Handel 
und  Gewerbe,  Industrie  und  Bauten. 
Wien  1922.  Verlag  der  Kammer.  XCVI, 
776  S. 

Missouri  Year  Book  of  Agri- 
culture  1921,  The—.  53rd  annual 
report.  56th  year.  Jefferson  City.  The 
State  Board  of  Agriculture.  475  S.  — 
Das  Buch  soll  ein  Nachschlagewerk 
für  die  Landleute  des  Staates  Missouri 
sein.  Es  gibt  durch  statistische  Tabel- 
len, Wiedergabe  amtlicher  Berichte  und 
bei  landwirtschaftlichen  Versammlun- 
gen gehaltener  Reden  einen  Überblick 
über  die  Fortschritte  und  den  Stand 
der  Landwirtschaft  und  der  ihr  ange- 
gliederten Industrien  im  Staate  Mis- 
souri. Die  im  Jahr  1920  die  Landwirt- 
schaft betreffenden  Gesetze  werden  im 
Wortlaut  angegeben.  Zahlreiche  kurze 
Artikel  behandeln  einzelne  Fragen  aus 
den  verschiedensten  Gebieten  der  Land- 
wirtschaft oder  geben  praktische  Rat- 
schläge. In  einem  Inhaltsverzeichnis 
sind  die  Überschriften  der  mehr  als 
500  Kapitel  alphabetisch  geordnet,  um 
das  Nachschlagen  zu  erleichtern,    oc. 
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Mitteilungen  aus  dem  Nordi- 
schen Institut  der  Univer- 
sität Greifswald.  Nr.  3:  1.  Dr. 
phil.  Johannes  Paul,  Die  schwe- 
dische Politik  im  Weltkriege.  2.  Prof. 
Dr.  G.  Brau-n,  Mitteilungen  aus  der 
nordischen  geographischen  Literatur. 
3.  Vorlesungsverzeichnis  des  Nordischen 
Institutes.  4.  Fortbildungskurs  für 
Ärzte  in  Greifswald.  Greifswald  1921. 
L.  Bamberg.    21,  25  S.    M  6,—. 

New  Zealand  Official  Year- 
Book,  1921—22,  The—.  Compiled  in 
the  Census  and  Statistics  Office  of  the 
Dominion  of  New  Zealand.  30th  issue. 
Wellington  1922.  Marcus  F.  Marks. 
XI,  616  S.  u.  Karten,  sh.  7/6.  —  Das 
Jb.  hat  seinen  alten  Umfang  erhalten 
(vgl.  lfd.  Bd.,  S.  197)  und  ist  in 
wichtigen  Teilen  wie  Statistik,  Ver- 
sicherungswesen, Streiks  usw.  neu  be- 
arbeitet. Für  das  Bevölkerungsproblem, 
soziale  Fragen,  Art  und  Umfang  der 
Ein-  und  Ausfuhr,  Zölle,  Schiffahrt, 
Wollerzeugung  usw.  wird  reiches  Ma- 
terial gebracht.  Der  Anhang  enthält 
das  Ergebnis  der  Volkszählung  vom 
April  1921  und  die  Zahlen  für  Ein- 
und  Ausfuhr  1921.  hg. 

Peck,  Annie  S.,  A.M.,  F.B.G.S.,  In- 
dustrial  and  Commercial  South  Ame- 
rica. New  York  (1922).  E.  P.  Dutton  & 
Co.  XVIII,  509  S.  $  5,-.  -  Das  Buch 
gibt  für  jedes  der  südamerikanischen 
Länder  eine  kurze  allgemeine  Beschrei- 
bung, dann  eine  eingehende  der  ein- 
zelnen zu  ihm  gehörenden  Bundes- 
staaten bzw.  Provinzen,  der  Häfen  und 
Transportverhältnisse,  insbesondere  der 
bestehenden  Bahnlinien,  der  land-  und 
forstwirtschaftlichen  und  der  minerali- 
schen Produktion  sowie  etwa  be- 
stehender Fabrikindustrien.  Die  Schluß- 
kapitel enthalten  einige  praktische 
Winke  für  den  Handel  mit  Südamerika. 

oc. 

Porri,  Vincenzo,  Prof.  Pareg- 
giato  nella  Begia  Universitä  di  Torino, 
Cinque  anni  di  crisi  nel  Veneto, 
1914—18.  (Ministero  per  le  Terre 
Liberate.)  Rom  1922.  XII,  94  S.  — 
Verf.  bespricht  in  fünf  Abschnitten  die 
Einwirkungen  des  Krieges  auf  Venetien. 


Im  ersten  Abschnitt  schildert  er  die 
Krise  bei  Ausbruch  des  Krieges  und  in 
der  Zeit  der  Neutralität;  im  zweiten 
das  wirtschaftliche  Leben  im  Etappen- 
gebiet des  Heeres;  im  dritten  und 
vierten  den  Zustand  und  die  Schäden 
in  dem  von  den  Mittelmächten  be- 
setzten und  dem  in  der  Feuerzone 
hegenden  Gebiet;  im  fünften  die 
Schwierigkeiten,  die  sich  dem  wirt- 
schaftlichen Wiederaufbau  der  be- 
setzten und  der  neu  erworbenen  Ge- 
biete entgegenstellten.  P.  ist  der  An- 
sicht, daß  es  noch  langwieriger 
intensiver  Arbeit  bedürfe,  um  alle 
Kriegsschäden  zu  beseitigen.         wec. 

Schweizer.  Jahrbuch  für 
Handwerk  und  Gewerbe. 
Juli  1920  —  Juni  1921.  Herausgeg.  y. 
Schweizer.  Gewerbeverband.  2.  Jahrg. 
Bern  1921.  Neukomm  &  Zimmermann. 
160  S.  Fr.  7,50.  —  Behandelt  u.a. 
folgende  Fragen:  Gewerbe,  Volkswirt- 
schaft und  Staat,  die  Organisation  des 
schweizerischen  Detailhandels,  die  Kre- 
ditorganisation für  das  Gewerbe,  das 
Lehrlingswesen  und  die  Lehrlingsfür- 
sorge. Von  Mitteilungen  über  spezielle 
Gewerbe  sind  hervorzuheben  die  Ab- 
handlungen über  den  Klavierbau,  das 
Metzgergewerbe,  sowie  Teuerung  und 
Preisabbau  in  der  Lebensmittelbranche. 
Über  die  schweizerische  Volkswirt- 
schaft vor,  in  und  nach  dem  Kriege 
finden  sich  einige  summarische  An- 
gaben über  Zahl  und  Kapital  der 
Aktiengesellschaften,  den  Handel,  die 
Nationalbank,  die  Post,  die  Bautätig- 
keit usw.  Neben  einer  Zusammenstel- 
lung der  wichtigsten  Gesetze  und  Ver- 
ordnungen auf  gewerblichem  Gebiet 
von  Juli  1920  bis  Juni  1921  verdient 
ein  Verzeichnis  schweizerischer  Litera- 
tur über  Handwerk,  Gewerbe  und 
Händel  seit   1900   Beachtung.        mc. 

Statesman's  Year-Book  1922, 
The  — .  Statistical  and  historical  annual 
of  the  states  of  the  world  for  the  year 
1922.  Edited  by  John  Scott 
Keltie,  LL.D.,  and  M.  Epstein, 
M.A.,  Ph.D.  59th  annual  publication. 
Revised  alter  official  returns.  London 
1922.  Macmillan  and  Co.  XLVII, 
1568  S.  u.  Karten,    sh.  20/-. 


Bevölkerungs-,  Rassen-  und  Religionsforschung,  Bevölkerungspolitik  usw.     aa\ 

3.    Bevölkerungs«,  Rassen«  und  Religionsforschung,  Bevölkerungs- 
politik, Soziologie,  Auswanderung,  Einwanderung,  Wanderarbeit. 

Hartmann,  M.,  Zur  Geschichte  des  Islam  in  China.  (Quellen 
und  Forschungen  zur  Erd-  und  Kullurkunde.  X.  Bd.)  Leipzig  1921. 
Wilhelm  Heims.   XXIV,  152  S.   JL  50,—. 

Es  ist  ein  großes  Verdienst  Hartmanns,  daß  er  sich  der  Mühe 
unterzogen  hat,  die  besten  Berichte,  die  wir  über  den  Islam  in  China 
besitzen,  zu  sammeln,  teils  zu  übersetzen  und  mit  einem  kritischen 
Apparat  zu  versehen.  Jeder,  der  sich  über  diese  für  den  Soziologen, 
Geographen,  Religionsforscher  ungemein  interessante  Frage  orientieren 
will,  wird  künftig  zuerst  zu  dem  Hartmannschen  Sammelwerk  greifen. 

Verf.  rekonstruiert  zunächst  an  der  Hand  der  Berichte  von  d'Ollone 
und  Bonin,  die  beide  in  der  „Revue  du  Monde  Musulman"  erschienen 
sind,  die  Geschichte  der  Islam-Aufstände  in  Kansu  (1864 — 71  und'  1895) 
und  hebt  hervor,  daß  es  sich  in  jenen  Aufständen  nicht  um  eine  Ge- 
samt bewegung  des  chinesischen  Islam  gegen  die  chinesische  Regierung, 
sondern  im  wesentlichen  um  Erhebungen  einer  Gruppe  von  (sektiere- 
rischen) Moslems  gegen  die  Regierung  und  zugleich  gegen  die  anderen 
Muslime  (des  „alten"  gegen  den  „neuen"  Glauben)  gehandelt  habe.  H. 
meint,  daß  auch  in  dem  neuen  China  weder  Christentum  noch  Islam 
Aussicht  haben,  die  Religion  Ostasiens  zu  werden,  schon  deswegen,  weil 
der  Konfuzianismus  (und  die  chinesische  Volksreligion)  auf  ganz 
anderen  Kulturelementen  beruht  als  sowohl  Christentum  wie  auch 
Islam,  die  beide  aus  dem  hellenistisch-orientalischen  Kulturkreis  heraus- 
gewachsen sind.  Hingegen  nimmt  er  an,  daß  trotzdem  der  Islam  inner- 
halb des  chinesischen  Staatswesens  einen  Gärungsstoff  bedeutet,  die 
Moslems  einmal  besonders  starke  Vertreter  des  national-chinesischen 
Gedankens  und  Vermittler  des  westlichen  Kulturgutes  für  China  durch 
eine  Wiederbelebung  des  Islam  werden  könnten,  glaubt  aber  nicht  an 
eine  Lostrennung  des  Islam  von  China  und  schon  gar  nicht  an  irgend- 
welche panislamische  Gemeinschaftsbildungen,  was  bei  der  bekannten 
proarabischen  und  antitürkischen  Gesinnung  des  Verfassers  nicht  eben 
erstaunlich  ist.  Wie  allerdings  der  Islam  Vermittler  westlicher 
Kultur  in  China  werden  soll,  ist  nicht  recht  verständlich,  wenn  man  an 
anderer  Stelle  (S.  107)  liest,  daß  der  Islam  keine  Kultur-Religion  und 
vor  allem  der  erbitterte  Feind  der  fränkischen  Kultur  sei. 

Auf  die  Übersetzung  und  kritische  Bearbeitung  der  beiden  oben- 
erwähnten Berichte  folgt  dann  Hartmanns  eigene  Abhandlung  über 
China  aus  der  Enzyklopädie  des  Islam  (I,  875),  die  einen  geographisch- 
historischen und  einen  soziologischen  Teil  enthält. 

Im  ersten  Abschnitt  wird  eine  Zusammenfassung  der  islamischen 
Nachrichten  über  das  Land  China  an  Hand  der  großen  arabischen 
Geographen  gegeben  und  auf  Grund  dieser  die  Frage  behandelt,  wie  der 
Islam  nach  China  gekommen  sei.  Für  die  ältere  Zeit  muß,  wie  Verf. 
ausführt,  die  Untersuchung  auf  zwei  völlig  gesonderten  Gebieten  geführt 
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werden.  Der  Landweg  führt  den  Islam  in  das  nördliche  China  und 
bringt  ihn  ohne  Kolonisation  an  der  Küste  nur  in  die  westlichen  Teile 
des  Nordreiches.  Der  Wasserweg  im  Süden  schafft  überall  Kolonien 
an  den  Küsten,  die  sich  aber  vor  Expansion  ins  Innere  hüten.  Wo  der 
Islam  über  das  Wasser  eindringt,  bleibt  er  küstensässig,  wo  er  über 
Land  kommt,  geht  er  ins  Innere.  Der  Seeweg  war  vorwiegend  Handels- 
straße, der  Landweg  vorwiegend  Militärstraße,  auf  jenem  kommt  der 
kommerzielle,  auf  diesem  der  politische  Islam  ins  chinesische  Reich. 
Mit  den  neuesten  Forschern  setzt  auch  Hartmann  die  Islamisierung 
großer  Teile  Innerchinas  relativ  spät,  in  der  Mongolenzeit,  an  (S.  88, 
91).  Dabei  bleibt  doch  aber  die  wesentliche  Frage,  auf  welche  Weise 
sich  der  Islam  in  China  ausgebreitet  habe,  so  daß  er  heute,  mag  man 
früher  auch  die  Zahl  der  Anhänger  überschätzt  haben,  4  bis  9  Millionen 
Bekenner  in  China  zählt,  ungeklärt.  Verf.  scheint  fortgesetzte  Be- 
kehrungen echter  Chinesen  zum  Islam  (durch  sozialen  Druck,  durch 
Kinderkauf,  durch  Mischheiraten  usw.)  anzunehmen.  Die  Möglichkeit, 
die  ich  in  meinem  im  XVI.  Bande  dieser  Zeitschrift  (S.  333  ff.  u.  485  ff.) 
erschienenen  Aufsatz  behandelt  habe:  daß  es  sich  im  wesentlichen  um 
systematisch  betriebene  Militär-Kolonisation  handle,  wobei  das  religiöse 
Moment  nicht  das  ausschlaggebende  sei,  wird  von  H.  nicht  gestreift.  Es 
scheint  mir  sehr  zweifelhaft,  ob  die  auch  von  ihm  ausdrücklich  betonte 
(S.  97)  Vorliebe  der  chinesischen  Moslems  für  den  Militärdienst  mit  Hart- 
mann durch  den  „kräftigeren  Körperbau  und  die  höhere  Energie,  die  sich 
bei  vielen  chinesischen  Moslems  findet,"  erklären  läßt. 

Der  soziologische  Teil  behandelt  im  einzelnen  sehr  übersichtlich: 
das  Geschlechtsleben  (Ehe,  Familie,  Sippe),  die  völkische  Gesellung  und 
die  Sprache,  Erwerbsgesellung,  Vorstellungsgesellung  und  das  Staats- 
leben. Für  den  Spezialforscher  sind  die  Anmerkungen  und  die  beigefügte 
Liste  der  chinesischen  Zeichen  sehr  wertvoll. 

Prof.  Arthur  Salz,  Baden-Baden. 


Befolkningsstatistik.  55;  Folk- 
räkningen  1:  i  Helsingfors;  2:  i  Abo; 
3:  i  Viborg;  5:  i  Vasa;  8:  i  Kuopio;  9: 
i  Lahti.  Den  8.  December  1920.  Tabell- 
bilagor.  (Finlands  Officiella  Statistik.) 
Helsingfors  1921  u.  1922.  VI,  109;  VI, 
79;  VI,  73;  VI,  65;  IV,  65;  VI,  60  S. 
Je  Fmk.  8,—. 

Drygalski,  Erich  von,  Prof.  d. 
Geographie,  Der  Einfluß  der  Landes- 
natur auf  die  Entwicklung  der  Völker. 
Rede  zum  Antritt  des  Rektorats  der 
Ludwig-Maximilians-Universität  Mün- 
chen, geh.  am  26.  November  1921. 
Berlin  u.  Leipzig  1922.  Vereinigung 
•wissenschaftlicherVerleger.  26  S.  M  6,—. 
—  Verf.  erklärt  das  abgeschlossene 
Volkstum  der  Engländer  und  Fran- 
zosen aus  den  Vorteilen  der  geographi- 


schen Randlage,  die  im  Schutz  gegen 
das  Meer  die  einheitliche  Richtung  der 
Bewohner  förderte.  Demgegenüber 
fehle  Deutschland  mit  seinen  dichten 
Waldgebieten  die  Einheit  des  Raumes, 
sie  habe  zur  Zersplitterung  des  Volkes 
geführt.  Ein  starker  Wille  zur  Nation 
könne  aber  auf  dem  Weg  durch 
Sprache  und  Schule,  wie  es  in  den 
Vereinigten  Staaten  geschehen  sei,  die 
Gegensätze  überbrücken.  hg. 

Folkmängden.  Inom  administrativa 
omräden.  Den  31  December  1921.  Av 
Kungl.  Statistiska  Centralbyrän.  (Sveri- 
ges  Officiella  Statistik.  Folkmängden 
och  dess  Förändringar.)  Stockholm 
1922.    P.  A.  Norstedt   &  Söner.    40  S. 

Haarup,  Jens,  Sociologi  i  grund- 
rids.     I:    De    vigtigste    kultursamfund. 


Verkehrswesen. 
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II:  Grundbetingelserne  for  det  mennes- 
kelige  kultursamfundsliv.  III:  Sam- 
fundslivets  opgaver.  Kopenhagen  1920. 
P.  Haase.  241;  132  S.  Kr.  10,50.  - 
Im  ersten  Teil  untersucht  H.  die 
historische  Entwicklung  des  Gemein- 
schaftslebens der  wichtigsten  Kultur- 
völker in  der  Antike,  dem  Mittelalter, 
der  Neuzeit,  sowie  besonders  die  bei 
der  Entwicklung  wirksamen  Kräfte. 
Dann  behandelt  er  die  Grundbedingun- 
gen des  menschlichen  Gemeinschafts- 
lebens, sowie  im  dritten  Teil  die  ver- 
schiedenen Aufgaben  der  Gesellschaft, 
wie  politische,  religiöse,  soziale, 
wissenschaftliche  usw.  Verf.  lehnt  es 
ab,  über  die  zukünftige  Gestaltung  des 
Kulturlebens  ein  Urteil  abzugeben,      wg. 

Hovelaque,  Emile,  La  Chine. 
Les  peuples  d'Extreme-Orient.  (Bi- 
bliotheque  de  Philosophie  Scientiüque.) 
Paris  1920.  Ernest  Flammarion.  286  S. 
Fr.  6,75.  —  Verf.  skizziert  zunächst 
die  dem  Europäer  auffallenden  Eigen- 
tümlichkeiten Kantons,  Shanghais,  des 
Jangtsetals  und  Pekings  und  be- 
handelt dann  Geschichte,  Religion, 
Verfassung,  Kunst,  die  Beziehungen 
des  Landes  zum  Okzident  sowie  die 
Auseinandersetzungen  mit  dem  Aus- 
lande. Den  Schluß  bilden  Untersuchun- 
gen über  die  Verhältnisse  in  China 
seit  der  Revolution.  fl. 

Iwasaki,  Uichi,  Ph.D.,  Prof.  of 
Sociology  in  Kwansai  University, 
Osaka,  The  Working  Forces  in  Ja- 
panese Politics.  A  brief  aecount  of 
political  conflicts  1867—1920.  (Studies 
in  History,  Economics  and  Public  Law. 
Ed.  by  the  Faculty  of  Political  Science 
of  Columbia  University.  Vol.  XCVII, 
Nr.  1.)  New  York  1921.  Columbia 
University.  141  S.  —  Vom  soziologi- 
schen  Standpunkt   werden   die  japani- 


schen politischen  Kräfte  einzeln  be- 
handelt, und  zwar  die  Aristokratie 
und  Bürokratie,  die  ihre  Macht  im 
Oberhaus,  in  Heer  und  Flotte  sowie  im 
Genro  verkörpern,  die  verschiedenen 
politischen  Parteien,  die  im  Reichstag 
vertreten  sind  und  durch  die  indu- 
striellen Kapitalisten  sowie  die  wohl- 
habenden Gutsbesitzer  unterstützt  wer- 
den, und  endlich  die  arbeitenden 
Klassen,  die  um  die  Anerkennung 
ihrer  Forderungen  kämpfen.  fl. 

Norwegian  Immigrant  Con- 
tributions  to  America's 
M  a  k  i  n  g.  Editor:  Harry  Sundby- 
Hansen.  New  York  1921.  170  S.  - 
Zunächst  wird  die  Entdeckung 
Amerikas  durch  Seif  Erikson  im  Jahre 
1000  und  die  Entwicklung  der  Aus- 
wanderung von  Norwegen  nach 
Amerika  geschildert,  um  dann  in  ein- 
zelnen Kapiteln  auf  die  Bedeutung  der 
norwegischen  Auswanderer  für  das 
amerikanische  "Wirtschaftsleben  einzu- 
gehen, woraus  hervorgeht,  daß  die 
meistens  ihrer  früheren  Beschäftigung 
treu  bleibenden  Auswanderer  als 
Fischer,  Schiffer,  Forstarbeiter,  Far- 
mer u.  ä.  Arbeit  suchten  und  sich  zu 
85  %  in  ländlichen  Bezirken  nieder- 
ließen. Es  folgen  sieben  Abschnitte 
über  die  Bedeutung  der  Emigranten  für 
das  kulturelle  und  politische  Leben 
Amerikas.  wg. 

Russell,  Bertrand,  M.A.,  F.R.S., 
Free  Thought  and  Official  Propaganda. 
Delivered  at  South  Place  Institute  on 
March  24,  1922.  (Conway  Memorial 
Lecture.)  London  1922.  Watts  &  Co. 
48  S.  sh.  1/-.  —  Verf.  setzt  sich  als 
Freidenker  kritisch  auseinander  mit 
Religion,  Erziehung,  Propaganda  und 
wirtschaftlichem  Zwang.  fl. 


4.  Verkehrswesen. 
A.  Allgemeines. 

Flemmings  Verkehrs-  und 
Handelskarten.  Nr.  3:  Eisen- 
bahn- und  Wasserstraßenkarte  von 
Deutschland.  Maßstab  1  :  1  250  000. 
1.  Aufl.;  Nr.  4:  Eisenbahn-  und  Wasser- 
straßenkarte von  Mitteleuropa.  Maß- 
stab 1:1250  000.  Berlin.  Carl  Flem- 
ming  &  C.  T.  Wiskott. 

Weltwirtschaftliches  Archiv  Bd.  XVIII. 


S  a  x ,  Dr.  Emil,  o.  ö.  Prof.  d.  politi- 
schen Ökonomie  I.  R.,  Die  Verkehrs- 
mittel in  Volks-  und  Staatswirtschaft. 
Bd.  3:  Die  Eisenbahnen.  Mit  Anschluß 
einer  Abhandlung  v.  Dr.  E.  v. 
Beckerath,  o.  ö.  Prof.  a.  d.  Uni- 
versität Kiel.  2.  neu  bearb.  Aufl.  Ber- 
lin 1922.  Julius  Springer.  X,  614  S. 
M  180,—  geb. 
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B.  Seeverkehr,  Kanal«  und  Flußverkehr. 


Comite  Maritime  Interna- 
tional. Bulletin  Nr.  44:  Note  sur 
les  traveaux  de  Comite  Maritime  Inter- 
national ä  l'occasion  de  la  Xlle  Con- 
ference de  Droit  Maritime,  tenue  ä 
Anvers,  Juillet  1921,  par  Frederic 
Sohr,  Docteur  en  droit;  Nr.  47: 
Conference  d'Anvers,  Juillet  1921.  I. 
Conventions  internationales  relatives  ä 
l'abordage  et  l'assistance  en  mer; 
II.  Limitation  de  la  responsabilite  des 
proprietaires  de  navires;  III.  Les 
hypotheques  et  Privileges  maritimes; 
IV.  Code  international  de  l'affretement 
et  les  clauses  d'exoneration.   Antwerpen 

1921.  54;  XXXVI,  364  S.  -  Die 
Bände  enthalten  Angaben  über  Grün- 
dung, Tätigkeit,  Statuten  und  Mit- 
glieder des  Comite  Maritime  Intern., 
die  Entwürfe  der  Unterkommission 
bezüglich  Beschränkung  der  Reeder- 
haftung sowie  der  Schiffshypotheken- 
und  -Pfandrechte  vom  Jahre  1913,  die 
von  der  Antwerpener  Konferenz  ge- 
faßten Resolutionen  zu  diesen  Fragen 
einschl.  derjenigen  über  Hilfe  auf  See, 
Schiffsbefrachtung  und  Freizeichnungs- 
klauseln in  Konnossementen,  den  Be- 
richt und  Entwurf  der  Londoner  Kom- 
mission aus  dem  Jahre  1914  betr.  inter- 
nationale Regeln  über  Befrachtung 
von  Seeschiffen,  den  Bericht  der  See- 
rechtskommission der  „International 
Law  Association"  vom  Mai  1921  über 
Konnossemente  sowie  denjenigen  der 
Association  Francaise  du  Droit  Mari- 
time über  Freizeichnungsklauseln  in 
Konnossementen  und  endlich  den 
Rechenschaftsbericht  über  die  Ant- 
werpener Konferenz  vom  Juli  1921  als 
Vorläuferin  der  Haager  Konferenz,  fl. 

Deutsche  Aktienreedereien, 
Hochseefischereien  und 

Werften  1921.  Als  Manuskript 
gedruckt.  Hamburg.  Sally  M.  Mainz. 
119  S. 

Frey,  Jean  R.,  Die  zukünftige  Be- 
deutung des  Basler  Rheinhafens.    Basel 

1922.  Frobenius.    16  S.    Fr.  1,—. 


M  u  r  k  e  n  ,  Dr.  Erich,  Die  großen 
transatlantischen  Linienreederei  -  Ver- 
bände, Pools  und  Interessengemein- 
schaften bis  zum  Ausbruch  des  Welt- 
krieges. Ihre  Entstehung,  Organisa- 
tion und  Wirksamkeit.  Mit  6  graphi- 
schen Abbildungen  u.  14  Tabellen. 
Jena  1922.  Gustav  Fischer.  X,  741  S. 
M   130,-. 

Navigation  and  Shipping  of 
the  United  Kingdom  for  the 
Year  1920,  Annual  Statement  of  the—. 
With  comparative  tables  for  the  years. 
1916  to  1920.  (Cmd.  1442.)  London 
1922.  H.  M.'s  Stationery  Office.  XIV, 
378  S.    sh.  17/6. 

Paul,  Robert  B.,  Shipping  Business 
Methods.  A  guide  for  all  engaged  in 
the  Offices  of  shipowners  and  ship- 
brokers.  London  1922.  Sir  Isaac  Pit- 
man  &  Sons.  VII,  96  S.  sh.  3/6.  — 
Das  Buch  bezweckt,  über  alle  bei  dem 
Erwerb  und  dem  Betrieb  eines  Schiffes 
in  Frage  kommenden  Bestimmungen 
und  Formalitäten  Auskunft  zu  geben. 
Es  behandelt  in  kurzen  Abschnitten: 
Registrierung,  Aufstellung  der  Kon- 
nossemente, Versicherung,  Havarie, 
Heuerverträge,  An-  und  Abmusterung, 
Zollformalitäten,  Rechnungslegung, 

Charterung  und  Tätigkeit  des  Schiffs- 
maklers, oc. 

Porto  di  Napoli  e  degli  altri 
porti  commerciali  del 

G  o  1  f  o  ,  Guida-annuario  del  Anno  III: 
1919—1920.  Neapel.  Francesco  Razzi. 
511  S.  L.  12,—.  —  Beginnt  mit  einem 
historischen  Überblick  über  den  Hafen 
Neapels  seit  dem  Altertum,  dem  Kar- 
ten der  Hafenanlagen  beigegeben  sind. 
Daran  schließen  sich  Beschreibungen 
der  Verwaltung  durch  den  Hafen- 
kommissar mit  Wiedergabe  der  gesetz- 
lichen Bestimmungen  der  Hafen- 
gebühren, Frachtsätze,  Getreidesilos, 
der  Zollabfertigung,  Schiffahrtschule, 
des  Landverkehrs,  des  Auswanderungs- 
dienstes und  statistische  Angaben  über 
den    Schiffs-    und    Warenverkehr    an. 


C.  Landverkehr. 


Argentine  Railways,  Manual 
of  —  for  1922.  7th  annual  issue.  By 
Stephen  H.  M.  Killik.  London 
1922.      Effingham    Wilson.     77     S.     u. 


Karte,  sh.  2/6.  —  Ein  kurzer  Über- 
blick über  die  Gründung  und  finanzielle 
Entwicklung  der  einzelnen  in  Ar- 
gentinien bestehenden  englischen  Eisen- 


Theorie  und  Zustandsschilderungen  der  weltwirtschaftlichen  Beziehungen  usw. 
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bahngesellschaften,  die  von  ihnen  ge- 
bauten und  betriebenen  Linien  und 
ihr  Kapital  am  30.  Juni  1921.  Bei 
einigen  ist  die  letzte  Bilanz  angeführt 
und  sind  Angaben  über  Frachtverkehr 
und  Stand  der  Aktien  in  den  letzten 
Jahren  gemacht.  oc. 

Cambö,  Francisco  A.  de,  El 
problema  ferroviario  en  Espana. 
Epilogo  de  la  obra  elementos  para  el 
estudio  del  problema  ferroviario  en 
Espana.  Barcelona  1921.  „Catalana". 
91,  VIII  S.  Ps.  2,—.  —  Eine  kurze 
Zusammenfassung  des  großen  sechs- 
bändigen Werks  über  das  Eisenbahn- 
problem Spaniens  des  gleichen  Autors: 
Die  schon  lange  Zeit  bestehende  Un- 
zulänglichkeit der  spanischen  Eisen- 
bahnen sei  durch  den  Krieg  besonders 
fühlbar  in  Erscheinung  getreten. 
Hauptlinien  seien  oft  nur  eingleisig,  es 
fehle  an  rollendem  Material,  an  Sta- 
tionen und  Schuppen.  Spaniens  indu- 
strielle Produktion  sei  durch  fremde 
Konkurrenz  beschränkt,  das  Land 
daher  auf  Steigerung  seiner  Urproduk- 
tion angewiesen.  Grundbedingung  hier- 
für sei  eine  gründliche  Verbesserung 
des  Eisenbahntransportwesens.  Da  die 
Privatgesellschaften  nicht  das  dafür 
nötige  Kapital  besitzen,  müsse  der 
Staat  die  Hauptlinien  erwerben.  Das 
Land  sei  in  Verkehrszonen  einzuteilen 
und  der  Betrieb  der  Bahnen,   da  eine 


Gesellschaft  dem  Staate  gegenüber  eine 
gar  zu  große  Macht  darstellen  würde, 
an  mehrere  Privatgesellschaften  zu  ver- 
pachten, oc. 

Järnvägsstatistik  är  1920,  All- 
män  — .  Av  Kungl.  Järnvägsstyrelsen. 
(Sveriges  Officiella  Statistik.  Järnvägar.) 
Stockholm  1922.  Victor  Petterson. 
XVI,  45*,  345  S. 

Railways  in  the  United 
States,  31st  and  32nd  Annual  Beport 
on  the  Statistics  of  — ,  for  the  year 
ended  December  31,  1917  and  1918. 
Prepared  by  the  Bureau  of  Statistics. 
(Interstate  Commerce  Commission.) 
Washington  1919  u.   1920.    533;  807  S. 

Schultz,  Dr.  Bruno,  Die  volks- 
wirtschaftliche Bedeutung  der  Eisen- 
bahnen. Eine  Studie  zur  Systemfrage. 
Jena  1922.  Gustav  Fischer.  VII,  194  S. 
M  75,—. 

Wilcox,  Delos  F., - Ph.D.,  Analysis 
of  the  Electric  Bailway  Problem. 
Beport  to  the  Federal  Electric  Bail- 
way Commission  with  summary  and 
recommendations,  supplemented  by 
special  studies  of  local  transportation 
issues  in  the  State  of  New  Jersey  and 
the  City  of  Denver,  with  notes  on 
recent  developments  in  the  electric 
railway  üeld.  New  York  1921.  Pub- 
lished  by  the  Author.  XX,  789  S. 
$  10,—. 


D.  Post,  Telegraphie,  Tclephonic. 
Telefon    och    Telegraf    är    1921.  I     Officiella     Statistik.) 


Av  Kungl.  Telegrafstyrelsen.    (Sveriges        IV,  240  S.  u. 


Stockholm    1922. 
graphische  Darstellungen. 


5.  Theorie  und  Zustandsschilderungen  der  weltwirtschaftlichen 
Beziehungen,  allgemeine  Statistik  des  Güteraustausches. 


A  n  g  a  s  ,  L.  L.  B.,  M.A.,  Beparations, 
Trade  and  Foreign  Exchange.  London 
1922.  P.  S.  King  &  Son.  351  S. 
sh.  12/6.  —  Verf.  untersucht,  wie  die 
Beparationsleistungen  Deutschlands  an 
England  auf  die  englische  Produktion, 
insbesondere    die    Industrie,   sowie    auf 

'  die  internationale  Valutaspekulation 
wirken.  Die  Beparationen  führen  vor 
allem  zu  einer  fortgesetzten  Preis- 
unterbietung auf  dem  englischen  Markt 
und  zu  einer  Verringerung  der  Absatz- 
möglichkeiten englischer  Waren  im 
Ausland.    Diese  schädigenden  Wirkun- 


gen müssen  so  lange  noch  wachsen, 
als  das  bisherige  System  aufrecht- 
erhalten wird.  hm. 

British  Oversea  Dominions 
and  Protectorates,  Statistical 
Abstract  for  the  Several  — ,  in  each 
year  from  1905  to  1919.  55th  number. 
(Cmd.  1630.)  (Statistical  Department, 
Board  of  Trade.)  London  1922.  H. 
M.'s  Stationery  Office.  II,  477  S. 
sh.  12/6. 

British  Trade  in  India,  General 
Beview  of  the  Conditions  and  Pro- 
spects    of  — .     During   the    fiscal   years 
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1919—20  and  1920—21.  (Department  of 
Overseas  Trade.)  London  1921.  H.  M.'s 
Stationery  Office.  XIV,  362  S.  sh.  5/-. 
—  Gibt  eine  Übersicht  über  die  wirt- 
schaftliche Entwicklung  und  den  Han- 
del Britisch-Indiens  in  der  Übergangs- 
zeit nach  dem  Kriege  bis  Oktober  1921. 
Ainscough  beschreibt  den  Gang  der  Er- 
eignisse und  mutmaßt  gelegentlich  die 
kommende  Entwicklung  einzelner 
Zweige,  überläßt  es  aber  dem  Leser, 
sich  ein  Urteil  über  die  Zukunft  Indiens 
auf  wirtschaftlichem  Gebiete  zu  bilden. 
Von  besonderem  Interesse  sind  die  An- 
gaben über  die  im  Emporblühen  be- 
griffenen Industrien  im  Lande  und  die 
einigen  von  ihnen  gewährte  Förderung 
durch  die  Regierung.  lu. 

Foreign  Trade  of  Japan,  The—. 
A  study  of  the  trade  of  Japan  with 
special  reference  to  that  with  the 
United  States.  (United.  States  Tarif f 
Commission,  Washington.)  Washington 
1922.  Government  Printing  Office.  VIII, 
229  S.  —  Bringt  zunächst  einen  über- 
blick über  die  Entwicklung  des  japani- 
schen Außenhandels  bis  1913.  Zahl- 
reiche, nach  Herkunfts-  oder  Bestim- 
mungsländern oder  nach  Warengruppen 
geordnete  Tabellen  mit  erklärenden  Er- 
läuterungen geben  dann  ein  Bild  des 
japanischen  Außenhandels  seit  1913. 
Im  Jahre  1919  erreichte  er,  hauptsäch- 
lich infolge  der  stark  inflatierten  Preise, 
einen  gegen  1913  dreimal  höheren 
Wert.  Der  Handel  mit  den  asiatischen 
Ländern  blieb  während  des  Krieges 
fast  unverändert,  der  mit  Europa  zeigte 
einen  starken  Rückgang,  der  mit  Nord-, 
besonders  aber  mit  Südamerika  eine 
bedeutende  Zunahme.  Seit  Mitte  1920 
ist  jedoch  auch  der  japanische  Außen- 
handel von  der  allgemeinen  Depression 
getroffen.  Das  Schlußkapitel  enthält 
eine  Statistik  über  den  Handel  Japans 
mit  seinem  Hauptabnehmer,  den  Ver- 
einigten Staaten.  oc. 

G  o  e  r  k  e  ,  Dr.  Erwin,  Niedergang 
und  Neubau  der  deutschen  Volkswirt- 
schaft. Eine  politisch-volkswirtschaft- 
liche Untersuchung.  Berlin  1922. 
Staatspolitischer  Verlag.  68  S. 
M  12,—.  —  Ausgehend  von  den  wirt- 
schaftlichen Folgen  des  Versailler 
Friedens  fordert  der  Autor  Umgießung 
der  deutschen  Wirtschaft  in  die  na- 
tionale Form;  hierbei  müsse  das  Agrar- 


problem  im  Vordergrund  stehen.  Um 
die  Autarkie  der  Landwirtschaft  zu  er- 
reichen, sind  u.  a.  erforderlich  inten- 
sive Betriebsform,  Kultivierung  von 
Moor-  und  ödländereien,  Entwicklung 
des  Gartenbaus,  gesunde  Siedlungs- 
politik und  geistige  Schulung  der  land- 
wirtschaftlichen Bevölkerung.  Verf. 
untersucht  weiter  die  Frage  der  Be- 
hebung des  Produktionsrückganges  in 
der  Landwirtschaft,  die  Möglichkeit  der 
Unterbringung  der  deutschen  Über- 
schußbevölkerung in  Industrie  und 
Landwirtschaft  und  fordert  schließlich 
auch  von  der  Industrie  Binnenwirt- 
schaft statt  Weltwirtschaft.  fl. 

Günther,  Adolf,  Lebenshaltung  des 
Mittelstandes.  Statistische  und  theo- 
retische Untersuchungen  zur  Konsum- 
tionslehre. Mit  einem  Beitrag  von 
Heinrich  Neumann.  (Schriften 
des  Vereins  für  Sozialpolitik.  Unter- 
suchungen über  Preisbildung.  Abt.  C: 
Kosten  der  Lebenshaltung.  Herausgeg. 
von  Franz  Eulenburg.  146.  Bd.,  Teil  2.) 
München  u.  Leipzig  1920.  Duncker  & 
Humblot.  XII,  177  S.  Ji  12,-.  —  Verf. 
untersucht  an  Hand  der  Wirtschafts- 
rechnungen von  50  Technikerfamilien 
die  relative  Verteilung  der  Haushalts- 
ausgaben auf  Nahrungsmittel,  Woh- 
nung, Heizung  u.  Beleuchtung,  Kleidung 
usw.  unter  besonderer  Berücksichtigung 
des  Verhältnisses  zwischen  der  Höhe 
des  Einkommens  und  der  Menge  und 
Qualität  der  konsumierten  Nahrungs- 
mittel. Anhangsweise  ist  eine  Abhand- 
lung über  den  Einfluß  der  Kriegsjahre 
auf  die  Lebensführung  einer  als  Bei- 
spiel angeführten  Mittelstandsfamilie 
beigefügt.  rm. 

Miller,  Sir  John  O.,  High  Prices 
and  the  Quantity  Theory.  London 
1920.  Sifton,  Praed  &  Co.  86  S. 
sh.  2/6.  —  Behandelt  die  Funktion  des 
Geldes  im  sozialen  Leben  unter  dem 
Gesichtspunkt  der  Quantitätstheorie, 
insbesondere  die  allgemeinen  Wirkun- 
gen der  Preisbewegungen  —  Anrech- 
nung der  Produktion  infolge  des 
Gewinnes  des  Produzenten  auf  Kosten 
des  Kapitalgebers  bei  steigenden 
Geschäftsstockungen,  bei  fallenden 
Preisen  —  sowie  die  gegenüber  den 
Bevölkerungsteilen  mit  festem  Ein- 
kommen, vor  allem  gegenüber  den 
Rentnern,  auf  eine  Vermögenskonfiska- 
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tion  hinauslaufenden  Folgen  einer 
Noteninflation  einerseits  und  die  Ge- 
fahren einer  zu  schroffen  Deflation 
andererseits.  rm. 

Varga,  Eugen,  Die  Krise  der 
kapitalistischen  Weltwirtschaft.  2., 
verm.  u.  umgearb.  Aufl.  (Bibliothek 
der  Kommunistischen  Internationale. 
25.)  Hamburg  1922.  Carl  Hoym  Nachf. 
147  S.  M  20,—.  —  Verf.  behandelt 
zunächst  unter  Beibringung  zahlreichen 
statistischen  Materials  die  Wirkung  des 
Krieges  auf  die  Volkswirtschaften 
Europas,  Japans,  der  Ver.  Staaten  und 
der  „Kolonialländer"  (China,  Indien), 
sowie  die  Kalikonjunktur  nach  Kriegs- 
ende. Als  Ursachen  der  Krise  bezeich- 
net er  die  ungleiche  Entwicklung  der 
Produktivkräfte  während  des  Krieges, 
die  ungleiche  Preisgestaltung  der  land- 
wirtschaftlichen und  industriellen  Pro- 
dukte, das  Nichtanpassen  der  Produk- 
tion an  die  veränderten  Einkommens- 
verhältnisse der  Nachkriegszeit.  Zu  den 
bewußten  Bestrebungen  zur  Überwin- 
dung der  Krise  zählt  er  die  Versuche 
der  Bildung  autarker,  nationaler  Volks- 
wirtschaften, die  Erschließung  neuer 
Märkte    (Chinas)    und    die    Wiederauf- 


richtung der  Wirtschaften  in  den  wirt- 
schaftlich zerstörten  Gebieten.  fl. 
World  Trade  and  World  Re- 
covery. Being  the  reflections  of  a 
business  man  who  wants  to  know  why 
trade  Stands  still,  and  how  we  shall 
pay  for  to-morrow's  food.  By  Mer- 
cator.  London  1922.  Eveleigh  Nash  & 
Grayson.  VII,  189  S.  sh.  4/6.  —  Verf. 
tritt  ein  für  Annullierung  nicht  nur  der 
Kriegsschulden  Frankreichs,  sondern 
auch  derjenigen  der  übrigen  Alliierten 
England  gegenüber.  Da  Deutschland 
seine  Reparationen  nur  mit  Waren  und 
Arbeitsleistungen  bezahlen  könne,  was 
Arbeitslosigkeit  in  England  zur  Folge 
haben  müsse,  empfiehlt  er,  die  deut- 
schen Reparationen  durch  Lieferung 
landwirtschaftlicher  Maschinen,  von 
Betriebs-  und  Eisenbahnmaterial  an 
Rußland  ablösen  zu  lassen,  die  dann 
als  Rußland  gewährter  Exportkredit 
der  Alliierten  anzusprechen  wäre.  Auf 
diese  Weise  könne  Rußland  an  Eng- 
land Nahrungsmittel  liefern,  welches 
sich  dadurch  hinsichtlich  des  Getreide- 
bezugs von  Amerika  unabhängiger 
mache.                                                   fl. 
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guter,  einschließlich  spezieller  Statistik. 
Franke,  Dr.  Franz  Werner,  Abriß  der  neuesten  Wirtschafts- 
geschichte des  Kupfers.  München  u.  Leipzig  1920.  Duncker 
&  Ilumblot.  VIII,  206  S.  M  32,—. 
Der  Titel  dieses  Werkes  ist  insofern  etwas  irreführend,  als  der  Verf. 
vorwiegend  beschreibend  vorgegangen  ist  und  warenkundliche  und  tech- 
nische Ausführungen  einen  nicht  geringen  Teil  der  Arbeit  ausmachen. 
Wirtschaftskunde  des  Kupfers  wäre  angemessener  gewesen.  Als  solche 
führt  das  Buch  fraglos  über  die  bisherige  Literatur,  die  zur  Hauptsache 
einzelne  Seiten  der  Frage  behandelt  oder  bei  der  Rohstoffsammlung 
stehen  bleibt,  hinaus,  indem  sie  diese  heterogenen  Teile  unter  einem 
einheitlichen  Gesichtspunkt  vereinigt  und  im  ganzen  gründlich  ausnützt. 
Nur  muß  bemerkt  werden,  daß  der  Kreis  der  herausgezogenen  Quellen 
sehr  beschränkt  ist,  daß  vor  allem  die  inländische  Literatur  in  keinem 
Verhältnis  zur  ausländischen  steht,  so  daß  für  manche  Abschnitte  die 
Handbücher  von  Skinner  und  Stevens  die  einzigen  und  deshalb  un- 
kontrollierbaren Quellen  sind,  und  der  größte  Teil  des  Materials  nicht 
aus  Originalquellen,  sondern  aus  zweiter  Hand  geschöpft  wird.  Das  ist 
um  so  bedenklicher,  als  sich  die  beobachteten  Erscheinungen  im  Ausland 
abspielen.    Aus  diesem  Grunde~war  es  auch  nicht  möglich,  von  einer 
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negativen  Quellenkritik,  die  sehr  lobenswert  ist,  zu  einer  aufbauenden,  die 
einen  wirklichen  Nutzen  bringt,  zu  kommen,  und  so  sind  die  statistischen 
Daten  fast  unverändert  übernommen.  Ebenso  berechtigen  je  4 — 5  Seiten 
„zusammenfassende  Betrachtungen''  am  Ende  eines  jeden  Kapitels  nicht 
zu  einer  Aburteilung  der  früheren  Literatur  mit  Urteilen  wie  „Zusammen- 
stellungen von  technischen  Details  auf  der  einen  und  statistischen 
Tabellen  auf  der  anderen,  denen  die  volkswirtschaftlichen  Leitgedanken 
fehlen"  (S.  4),  wo  doch  das  wesentliche  Verdienst  der  eigenen  Arbeit 
ebenfalls  in  einer  (wenn  auch  nicht  ungeschickten)  Zusammenstellung 
bereitgestellter  Resultate  und  nicht  so  sehr  in  der  Aufarbeitung  neuen 
Quellenmaterials  besteht.  Das  soll  aber  die  bereits  hervorgehobenen 
Vorzüge  nicht  schmälern.  Dr.  Eugen  Boehler,   Kiel. 


Anales  del  Congreso  Na- 
cional  de  la  Industria  Mi- 
ne r  a.  Tomo  I:  Organizaciön  y  fun- 
cionamiento  del  Congreso;  II:  Mineria 
metalifera  y  su  explotaciön.  Trabajos 
presentados  a  la  seceiön  I;  IV:  Carbon 
y  petröleo.  Trabajos  presentados  a  la 
seceiön  III;  V:  Sales  alcalinas,  boratos, 
nitratos,  fosfatos  y  cloruros.  Trabajos 
presentados  a  la  seceiön  IV;  VI:  Con- 
cesiones  de  agua  para  fuerza  motriz. 
Trabajos  presentados  a  la  seceiön  VI; 
VII:  Geologia  y  mineralogla.  Trabajos 
presentados  a  la  seceiön  VII;  VIII: 
Sociologia  y  legislaciön  minera.  Tra- 
bajos presentados  a  la  seceiön  IX; 
Anexo:  F.  \V.  Taylor,  El  sistema  de 
organizaciön  del  trabajo  industrial. 
Colecciön  de  articulos  y  fragmentos. 
(Ministerio  de  Fomento.  Cuerpo  de 
Ingenieros  de  Minas  y  Aguas.  Lima, 
Peru.)  Lima  1919  u.  1921.  VII,  691;  IV, 
91;  IV,  411;  VIII,  208;  IV,  98;  VI,  143; 
V,  163;  72  S. 

Böker,  Dr.-Ing.  H.  E.,  Die  Kohlen- 
vorräte und  Wasserkräfte  der  einzelnen 
Erdteile.  (Sonderdruck  aus:  „Glück- 
auf". Berg-  und  Hüttenmännische 
Zeitschrift.  58.  Jahrg.,  Nr.  16  u.  17, 
S.  457-463,  495-499.) 

Böker,  Dr.-Ing.  H.  E.,  Die  Preisent- 
wicklung der  Edel-  und  sonstigen  Me- 
talle im  Ausland.  (Sonderdruck  aus: 
„Wirtschaftliche  Nachrichten  aus  dem 
Ruhrbezirk".    Nr.  17,    S.  1—46.) 

Chaudhury,  Nibaran  Chan- 
dra, M.R.A.S.,  Jute  in  Bengal.  Cal- 
cutta  1921.  W.  Newman  &  Co.  XI, 
288  S.  sh.  8/-.  —  Verf.  behandelt  alle 
Einzelheiten  über  Jute,  wie  Arten,  An- 
bau,   Verarbeitung,    Vertrieb    usw.    in 


den  verschiedenen  Provinzen  Indiens. 
Er  gibt  eine  Anzahl  Statistiken  über 
Anbauflächen,  Ernten,  Preise  von  Jute 
und  Juteerzeugnissen,  Ausfuhr,  Jute- 
fabriken und  ihre  Leistungsfähigkeit, 
Löhne  usw.  und  widerlegt  die  Be- 
hauptung indischer  Nationalisten,  daß 
der  Juteanbau  Indien  zum  Schaden  ge- 
reicht, lu. 

Delaisi,  Francis,  Le  pötrole.  (La 
politique  de  la  produetion.)  Paris  1921. 
Payot  &  Cie.  XXX,  31-156  S.  Fr.  5,-.  - 
Schildert,  wie  England,  sich  allmählich 
von  der  Herrschaft  der  Standard  Oil 
Co.  befreiend,  im  stillen  arbeitete  und 
auf  dem  Wege  über  die  Mexican  Oil 
Co.,  die  Shell  und  Royal  Dutch,  die 
Burmah  Oil  Co.  und  Anglo-Persian  Oil 
Co.  eine  absolut  beherrschende  Stel- 
lung in  der  Petroleumproduktion  der 
Welt  errang.  Dies  gelang  ihm  um  so 
leichter,  weil  die  außeramerikanische 
Erdölförderung  außerordentlich  in  die 
Höhe  ging  und  zahlreiche  neue  er- 
giebige Lagerstätten  entdeckt  wurden. 
Auch  die  ausgedehnten  Ölvorkommen 
in  den  französischen  Besitzungen  ge- 
rieten unter  überwiegenden  englischen 
Einfluß.  Die  internationalen  Ab- 
machungen von  San  Remo  (24.  April 
1920)  über  die  Ausbeutung  besonders 
der  vorderasiatischen  ölfelder  werden 
als  den  französischen  Interessen  schäd- 
lich scharf  verurteilt.  fg. 

Grotkass,  Rudolf  E.,  Observa- 
tions  on  the  Recent  Development  of  the 
American  Beet-Sugar  Industry.  Magde- 
burg 1922.  Albert  Rathke.  16  S. 
jl  30,—.  —  Verf.  weist  darauf  hin, 
daß  die  Zuckerrübenkultur  in  den  Ver- 
einigten  Staaten,   trotz   in    den   letzten 


Produktion,  Zirkulation  und  Konsumtion  wichtiger  Welthandelsgüter  usw.     449 


Jahren  stark  vergrößerter  Anbau- 
flächen, im  Rückgang  sei.  Die  Durch- 
schnittserträge pro  acre  seien  in  allen 
Zuckerrüben  bauenden  Einzelstaaten  im 
Abnehmen.  Die  Gründe  hierfür  seien 
einerseits  Krankheiten  und  Schädlinge, 
hauptsächlich  jedoch  unrationelle 
Kulturmethoden,  da  Düngemittel  nicht 
genügend  verwendet  und  der  Boden 
nicht  gründlich  bearbeitet  würde.  Nur 
verbesserte  Kulturmethoden  könnten 
amerikanischen  Rübenzucker  konkur- 
renzfähig erhalten.  oc. 

Industrial  Establishments  in 
I  n  d  i  a  ,  Large  — .  5th  issue.  (Depart- 
ment of  Statistics,  India.  No.  1517.) 
Calcutta  1922.  Superintendent  Govern- 
ment Printing,  India.  XI,  79  S. 
Rs.  4,-. 

Jillson,  Willard  Rouse,  B.S., 
M.S.,  Sc.D.,  The  Coal  Industry  of  Ken- 
tucky. An  historical  sketch.  Illustrated. 
Frankfort  1922.  The  Kentucky  Geologi- 
cal  Survey.  87  S.  $  2,-.  -  Ob- 
gleich das  Vorhandensein  großer  Lager 
an  Kohle  in  Kentucky  seit  langer  Zeit 
bekannt  gewesen,  sei  die  Produktion 
bis  vor  etwa  30  Jahren  verhältnismäßig 
gering  geblieben.  Infolge  der  Ent- 
deckung hochwertiger  Kohle  und  durch 
schnell  sich  ausbreitende  Verwendung 
von  Maschinen  zur  Förderurig  sei  die 
Produktion  in  den  letzten  drei  De- 
kaden, vor  allem  während  des  Krieges, 
außerordentlich  gesteigert,  so  daß  Ken- 
tucky unter  den  Kohle  erzeugenden 
Einzelstaaten  der  Union  von  der  letzten 
auf  die  fünfte  Stelle  gerückt  sei.  Die 
Zukunft  Kentuckys  als  bedeutender 
Kohlenproduzent  sei  gesichert  durch 
gewallige  Kohlenreserven  und  günstige 
Arbeiterverhältnisse.  oc. 

Kali-Handbuch  für  das  Jahr  1922. 
Herausgeg.  v.  d.  Kuxen-Abteilung  der 
Commerz-  und  Privatbank  A.  -  G., 
Magdeburg.   XVI,  466  S.  u.  Karte. 

Klokk,  Olav,  Oversigt  over  det 
norske  landbruks  utvikling  siden  1750. 
Utarbeidet  for  Norsk  Landmandsfor- 
bunds  kornsaksutvalg.  Kristiania  1920. 
Helge  Erichsen  &  Co.  326  S. 
Kr.  5,—.  —  Im  Mittelpunkt  der  Unter- 
suchung steht  die  Entwicklung  der  Ge- 
treidewirtschaft, während  die  Vieh- 
wirtschaft kürzer  behandelt  und  hier 
nur  ihre  allgemeine,  in  der  letzten  Zeit 
immer  größer  werdende  Bedeutung  für 


die  Landwirtschaft  gezeigt  wird.  Bei 
der  Betrachtung  der  allgemeinen  wirt- 
schaftlichen Verhältnisse  wird  gezeigt, 
in  welchem  Maße  die  Bedeutung  der 
Landwirtschaft  im  Verhältnis  zu  den 
anderen  Wirtschaftszweigen  zurück- 
gegangen ist.  wg. 

Mineral  Resources  of  the 
United  States.  Department  of  the 
Interior.  U.  S.  Geological  Survey.  I. 
1:  C.  E.  S  i  e  b  e  n  t  h  a  1  and  A.  S  t  o  1 1, 
Cadmium  in  1921.  S.  1-5;  II.  29:  B. 
II.  Stoddard,  Mica  in  1920.  S. 
283—287.  Washington  1922.  Govern- 
ment Printing  Office. 

Pearse,  Arno  S.,  Brazilian  Cotton. 
Being  the  report  of  the  journey  of  the 
International  Cotton  Mission  through 
the  Cotton  States  of  Säo  Paulo,  Minas 
Geraes,  Bahia,  Alagoas,  Sergipe,  Per- 
nambuco,  Parahyba,  Rio  Grande  do 
Norte.  Manchester  1921.  International 
Federation  of  Master  Cotton  Spinners' 
&  Manufacturers'  Associations.  231  S. 
sh.  21/-.  —  Auf  Grund  der  auf  über 
1000  Farmen  von  ihr  vorgenommenen 
Untersuchungen  kommt  die  Kommission 
zu  folgenden  Schlüssen:  Arbeiter- 
mangel, Transportschwierigkeiten, 
Rückständigkeit  der  Kulturmethoden 
hätten  bisher  die  Ausdehnung  des 
Baumwollanbaus  beschränkt.  Klima 
und  Bodenverhältnisse  seien  in  den 
Baumwollstaaten  Brasiliens  für  diese 
Kultur  günstiger  als  in  irgendeinem 
anderen  Lande.  Das  für  den  Anbau 
geeignete  Gebiet  überträfe  an  Umfang 
das  Baumwollgebiet  der  Vereinigten 
Staaten.  Vorbedingung  für  die  zu- 
künftige erfolgreiche  Entwicklung  der 
Baumwollkultur  sei  einmal  die  Ver- 
wendung moderner,  zweckmäßiger 
Entkernungs-  und  anderer  Maschinen, 
sodann  die  Züchtung  gleichartiger,  in 
den  einzelnen  Gebieten  am  besten  ge- 
deihender, möglichst  langfaseriger 
Sorten.  Für  diesen  Zweck  sei  es  an- 
gebracht, in  den  verschiedenen  Zonen 
staatliche  landwirtschaftliche  Stationen 
einzurichten,  welche  die  bestgeeignete 
Saat  an  die  Pflanzer  zu  verteilen 
hätten.  Schritte,  um  diese  beiden  Vor- 
bedingungen zu  erfüllen,  seien  ohne 
Verzug  einzuschlagen.  oc. 

Petroleum  Year  Book  1922, 
The—.  Founded  and  edited  by 
SidneyH.  North,  Assoc.  Inst.  P.  T. 
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London.  St.  James'  Press  Co.  400  S. 
sh.  10/6.  —  Neben  der  Angabe  von 
Lage  und  Zukunftsaussichten  der  öl- 
f eider  der  Welt  werden  die  geolo- 
gischen wie  technischen  Vorbedingun- 
gen für  die  ölausbeutung  und  die  che- 
mische Zusammensetzung  der  Quellen 
in  den  einzelnen  Ländern  ausführlich 
mitgeteilt.  Ein  besonderes  Kapitel  ist 
dem  Ozeantransport  durch  Tankschiffe 
gewidmet.  Der  2.  Teil  des  Jb.  enthält 
das  Gesellschaftsregister  mit  den  üb- 
lichen Einzeldaten  über  Organisation, 
Kapitalhöhe,  Dividenden  usw.  und  im 
Anhang  u.  a.  die  Zollsätze  für  öl  in 
den  verschiedenen  Staaten.  hg. 

Repüblica  de  Cuba.  Industria 
azucarera  y  sus  derivados.  Zafra  de 
1920—1921.  (Secretaria  de  Hacienda. 
Session  de  Estadlstica.)  Habana  1922. 
123  S. 

Rothschild,  Dr.  rer.  pol.  Hans, 
Die  süddeutsche  Baumwoll-Industrie. 
Stuttgart  1922.  Ernst  Heinrich  Moritz. 
77  S.  M  25,—.  —  Enthält  Angaben 
über  Aufbau  und  Organisation  dieses 
Industriezweiges  vor  dem  Kriege  unter 
Hervorhebung  des  Typischen,  über 
Veränderungen  während  des  Krieges, 
über  die  Entwicklung  nach  dem 
"Waffenstillstand  unter  Berücksichtigung 
der  Krise  von  1920  und  der  vermehrten 
ausländischen  Konkurrenz  seitens  der 
nord-  und  südamerikanischen,  sowie 
der  japanischen  und  indischen  Baum- 
wollindustrie, die  u.  a.  nachteilig  auf 
die  Belieferung  mit   Baumwolle   wirkt. 


Endlich  wird  noch  der  gegenwärtigen 
Organisation  gedacht,  die  unter  Wah- 
rung des  Individualismus  in  dieser  süd- 
deutschen Industrie  nur  dem  Zwecke 
dient,  den  Konkurrenzkampf  in  ge- 
regelte Bahnen  zu  lenken.  fl. 

Rubber  Situation  in  British 
Colonies  and  Protectorates. 
Report  of  a  Committee,  appointed  by 
the  Secretary  of  State  for  the  Colonies 
to  Investigate  and  Report  upon  the 
Present  — .  (Cmd.  1678.)  London  1922. 
H.  M.'s  Stationery  Office.    9  S.    sh.  0/3. 

Schneider,  Dr.  rer.  pol.  Walter, 
Die  Apoldaer  Wirkwarenindustrie  bis 
zum  Jahre  1914.  Mit  8  Abbildungen  im 
Text.  Jena  1922.  Gustav  Fischer.  VI, 
98  S.  JL  42,—.  —  Verf.  schildert  die 
geschichtliche  Entwicklung  des  In- 
dustriezweiges, in  dem  neben  dem 
Fabriksystem  gerade  das  Verlagssystem 
sich  noch  stark  behauptet  hat  und  der 
sich  allmählich  von  der  Strumpf- 
fabrikation zur  Herstellung  von  Phan- 
tasiewaren umgestellt  hat.  Besondere 
Berücksichtigung  finden  weiter  die 
Versorgung  mit  Rohstoffen,  die  Hilfs- 
industrien und  namentlich  die  Betriebs- 
verfassung zur  Charakterisierung  der 
wirtschaftlichen  Lage  vor  dem  Kriege. 

fl. 

Sheep  and  Wool  Production 
in  Argentina.  With  special  refer- 
ence  to  cost  of  production,  1918  and 
1919.  (United  States  Tariff  Commis- 
sion.)  Washington  1922.  Government 
Printing  Office.    35  S.    sh.  0/5. 


7.  Geld»,  Kredit«,  Bank*  und  Börsenwesen,  Kapitalanlagen  im 

Auslande. 
Vissering,  Dr.  G.,  International  Economic   and  Financial 

Problems.    London  1920.   Macmillan  &  Co.   107  S. 
Derselbe,      Internationale     Wirtschafts-      und      Finanz- 
probleme.   Berlin  u.  Leipzig  1920.    Vereinigung  wissenschaftlicher 
Verleger.  92  S.   Jl  8,—. 
Es  bezeichnet  den  mühsam-trägen  Gang  der  Dinge,  daß  Visserings 
Betrachtungen  „Over  den  Internationalen  Financieelen  en  Economischen 
Toestand",  1920  im  Haag  erschienen  und  gleichzeitig  in  den  uns  vor- 
liegenden  deutschen  und  englischen  Übersetzungen  veröffentlicht,  noch 
heute  nichts  von  ihrer  düsteren  Dringlichkeit  verloren  haben.     Einiges 
von  dem,  was  der  Verfasser  früher  als  viele  seiner  Zeitgenossen  vor- 
ausgesehen hat,  ist  inzwischen  eingetroffen;  so  die  amerikanische  Krisis 
und    der    österreichische    Verfall.     Dunkleres    ist    im    Anzug    begriffen, 


Geld-,  Kredit-,  Bank-  und  Börsenwesen,  Kapitalanlagen  im  Auslande. 


451 


so  wenig  es  die  Autoritäten  des  Tages  wahrhaben  wollen:  die  Zerrüttung 
des  Kontinents  durch  „Zögern,  Unwissenheit  und  Eigennutz".  Vissering 
ist  einer  der  wenigen  Männer,  in  denen  die  wirtschaftliche  Vernunft  und 
das  europäische  Gewissen  einen  Anwalt  und  Mahner  besitzt.  Es  kenn- 
zeichnet ihn,  daß  er  die  ritterliche  Devise  Wilhelms  I.,  des  Prinzen  von 
Oranien  und  Begründers  der  Niederlande,  zum  Motto  seines  Buches 
gemacht  hat:  „Point  n'est  besoin  d'esperer  pour  entreprendre,  ni  de 
reussir  pour  perseverer." 

Der  Wert  des  Buches  liegt  in  seinem  Ernst  und  seiner  Dringlichkeit, 
in  der  Richtung  seiner  Forderungen  und  in  der  Freiheit  von  konven- 
tionellen Voraussetzungen.  Es  ist  keine  wissenschaftliche  Darstellung, 
sondern  die  Schrift  eines  Mannes,  der  Schlafende  wachrütteln  und 
Zögernde  zum  Handeln  aufrufen  will.  Sein  Programm  besteht  aus  fünf 
Punkten:  1.  Einstellung  der  Schaffung  von  inflalorischer  Kaufkraft; 
2.  Revision  der  zwischenstaatlichen  Schulden;  3.  Aufbau  einer  inter- 
nationalen Kreditorganisation;  4.  Einrichtung  eines  Warentauschsystems 
für  alle  Länder,  deren  Währung  keinen  internationalen  Markt  hat;  5.  Re- 
vision der  Währungsgesetzgebung  und  des  Notenbankwesens  der  Länder 
mit  stark  gesunkenem  Wechselkurs,  doch  erst  nach  Erfüllung  der  ersten 
vier  Forderungen.  Von  der  herrschenden  Meinung  weicht  insbesondere 
die  dritte  dieser   Forderungen  ab. 

Während  die  deutschen  Bankleiter  noch  immer  glauben,  die  Nöte 
der  Volkswirtschaften  könnten  durch  Einzelkredite  von  Firma  zu  Firma 
am  wirksamsten  beschwichtigt  werden,  setzt  sich  Vissering,  der  Präsident 
der  Niederländischen  Bank  und  also  kein  Nur-Theoretiker  ist,  mit  großer 
Energie  für  den  Gedanken  internationaler  Planwirtschaft 
ein.  „Nur  ein  wohldurchdachtes  System,  an  dessen  Durchführung  alle 
bedeutenderen  Länder  in  ihrem  eigenen  Kreise  mitarbeiten  können,  kann 
die  Welt  aus  diesem  Chaos  erretten.  Die  Gewährung  von  einzelnen  zer- 
splitterten Krediten  vermag  dies  nicht  allein  zu  erreichen,  ja  sie  ist  sogar 
letzten  Endes  vollkommen  nutzlos;  sie  bedeutet  schließlich  nur  Kraft- 
verschwendung, nachteilig  sowohl  für  den  Kreditgeber  als  den  Kredit- 
nehmer" (S.  15).  „Man  wird  in  weit  höherem  Grade  als  früher  im  inter- 
nationalen Handelsverkehr  nach  prinzipiellen  Regeln  verfahren  müssen. 
Von  dieser  Kreditgewährung  (durch  die  zu  errichtende  internationale 
Kreditorganisation.  D.  R.)  müssen  ausgeschlossen  werden  die  Lieferungen 
von  Gütern,  die  nicht  dringend  benötigt  werden  für  den  Wiederaufbau  der 
„borrowing  countries",  die  „non  essentials",  wie  sie  die  Amerikaner  so 
bezeichnend  nennen.  Aus  diesem  Grunde  muß  man  seitens  der  „lending 
countries"  ein  Zentralorgan  schaffen,  in  welchem  jedes  „lending  country" 
vertreten  ist.  Diesem  Zentralorgan  wird  die  Aufgabe  zufallen,  zu  unter- 
suchen, welche  Güter  die  „lending  countries"  zu  liefern  imstande  sind 
und  welche  Waren  als  „essential"  angesehen  werden  können.  Ander- 
seits wird  man  auch  in  den  „borrowing  countries"  eine  Organisation 
schaffen  müssen,  welche  auf  Grund  einer  genauen  Untersuchung  bekannt- 
machen wird,  welche  Warenarten  von  den  „borrowing  countries"  in  der 
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Tat  gebraucht  werden  und  welche  besonderen  Sicherheiten  für  die  Rück- 
zahlung der  Kredite  gewährleistet  werden  können." 

So  kühn  und  streng  dieser  Kreditplan  gedacht  ist,  so  proble- 
matisch scheinen  uns  die  Grundlagen  der  währungspolitischen 
Vorschläge  Visserings.  Er  fordert  für  Deutschland  und  Österreich  die 
Schaffung  einer  Sonderwährung  für  Auslandszahlungen,  auf  Gold  basiert, 
und  ohne  festen  Zusammenhang  mit  der  Inlandswährung.  Er  scheint 
anzunehmen,  daß  nach  Verlauf  einer  kürzeren  oder  längeren  Dauer  die 
Auslandswährung  auch  auf  den  Zahlungsverkehr  des  Inlands  ausgedehnt 
werden  könne.  Da  von  einer  Veränderung  der  Münzfüße  keine  Rede  ist, 
bedeutet  dies  nichts  anderes,  als  daß  der  Außenhandel  sich  auf  der  Frie- 
densparität bewegen  und  daß  die  übrige  Wirtschaft  allmählich  auf  das 
Niveau  gehoben  werden  soll,  das  jener  Parität  entspricht.  Dies  wäre 
vom  Standpunkt  der  Länder  mit  hochwertiger  Valuta  in  der  Tat  höchst 
erwünscht;  aber  es  ist  eben  die  Frage,  ob  das  heutige  Deutschland  stark 
genug  ist,  seine  frühere  Parität  wieder  zu  erreichen  und  zu  behaupten. 

Indessen  sind  dies  in  jedem  Betracht  undringliche  Sorgen.  Vorbe- 
dingung jeder  internationalen  Kreditorganisation  und  jeder  nationalen 
Währungsreform  ist,  auch  nach  Vissering,  die  Regelung  der  zwischen- 
staatlichen Schuldbeziehungen,  nicht  nur  zwischen  Deutschland  und 
den  Ententestaaten,  sondern  vor  allem  auch  zwischen  den  Entente- 
staaten und  Amerika.  „Jetzt  ist  es  noch  möglich,  hierüber  in  handels- 
politischer Weise  zu  beraten  und  den  Wert  dieser  sogenannten  Bilanz- 
aktiven einer  gewissenhaften  Prüfung  zu  unterziehen;  später  wird  dies 
viel  schwieriger  werden,  vor  allem  viel  schwieriger  vom  politischen 
Standpunkt  aus,  da  eine  spätere  Revision  praktisch  die  Erklärung  in  sich 
schließen  müßte,  daß  man  außerstande  ist,  seinen  finanziellen  Verpflich- 
tungen, die  man  Dritten  gegenüber  auf  sich  genommen  hat,  nachzu- 
kommen. Dies  wird  nicht  nur  für  das  Ehrgefühl  einer  stozen  Nation  sehr 
peinlich  sein,  sondern  auch  vom  rein  sachlichen  Standpunkte  aus  gesehen 
wird  dies  eine  unerträgliche  Last  werden  können  für  diese  Länder,  deren 
Kreditwürdigkeit  in  den  Augen  der  Welt  ernstlichen  Schaden  erleiden 
wird,  wenn  der  bleischwere  Druck  nichtbezahlter  Schulden  weiterhin 
auf  ihnen  lastet.  Nach  vielen  Jahren  kann  dann  ein  finanzieller  Zu- 
sammenbruch entstehen,  der  jetzt  noch  durch  kluge  Führung  und  großen 
Mut,  um  der  Wahrheit  ins  Auge  zu  sehen,  vermieden  werden  könnte." 

Es  scheint  einstweilen  wenig  Hoffnung  zu  sein,  daß  diese  Worte  in 
den  Vereinigten  Staaten  Gehör  finden  werden.  Im  Anhang  der  Vissering- 
schen  Schrift  ist  eine  Denkschrift  über  die  finanzielle  Lage  der  Welt  ab- 
gedruckt, die  im  Jahre  1920  von  einer  großen  Zahl  nordamerikanischer, 
englischer,  französischer,  holländischer,  skandinavischer  und  schweize- 
rischer Autoritäten  (Politiker,  Bankiers,  Industriellen  und  National- 
ökonomen) unterzeichnet  worden  ist,  darunter  von  Asquith  und  Lord 
Robert  Cecil,  Raphael  Georges  Levy  und  Charles  Laurent,  Taft  und 
Elihu  Root,  Vanderlip  und  Morgan.  Die  Denkschrift  fordert,  daß  die 
Reparationszahlungen    Deutschlands    in   den   Grenzen   gehalten   werden, 
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die  durch  die  Steuerfähigkeit  des  Landes  gezogen  sind.  Sie  deutet  aber 
auch  an,  daß  die  ganze  oder  teilweise  Streichung  der  interalliierten 
Schulden  erwogen  werden  müsse:  „The  world's  balance  of  indebtedness 
has  been  upset  and  has  become  topheavy  and  onesided.  Is  it  not 
necessary  to  free  the  world's  balancesheet  from  some  of  the  fictitious 
items  which  now  inflate  it  and  lead  to  fear  or  despair  on  the  part  of 
some,  and  to  recklessness  on  the  part  of  olhers?  Would  not  a  deflation 
of  the  world's  balancesheet  be  the  first  step  toward  a  eure?" 

Dieser  Satz  ist  von  den  amerikanischen  Autoritäten  unterzeichnet 
worden.  Er  mußte  aber,  wie  in  einer  Anmerkung  mitgeteilt  wird,  in  dem 
für  die  Verbreitung  in  den  Vereinigten  Staaten  bestimmten  Text  der 
Denkschrift  gestrichen  werden.  Dr.  Kurt   Singer,   Hamburg. 


Angell,  James  Waterhouse, 
Harvard  University,  International 
Trade  under  Inconvertible  Paper. 
(The  Quarterly  Journal  of  Economics. 
Vol.  XXXVI,  No.  3,  S.  359-412.) 
Cambridge,  Mass.  1922.  Harvard 
University  Press. 

Banken  und  Bankfirmen,  Ver- 
zeichnis deutscher  — .  Mit  Unter- 
stützung amtlicher  Handels  -  Ver- 
tretungen herausgeg.  v.  Centralver- 
band  des  Deutschen  Bank-  und 
Bankiergewerbes.  3.  Ausg.  Berlin.  H. 
S.  Hermann  &  Co.    70,  48  S.    M  25,—. 

C  a  s  s  e  1 ,  Prof.  Gustav,  Das  Geld- 
problem der  Welt.  2.  Denkschrift. 
München  1922.  Drei  Masken  Verlag. 
65  S.  Ji  12,—.  —  In  der  vorl.,  im 
August  1921  dem  Finanz- Ausschuß  beim 
Völkerbunde  vorgelegten  sog.  zweiten 
Denkschrift  (über  die  erste  Denkschrift 
siehe  „W.  A.",  17.  Bd.,  S.  453)  stellt  C. 
die  Tatsache  fest,  daß  inzwischen  nur 
auf  dem  Weltmarkt  ein  erheblicher 
Preisrückgang  („Deflation")  eingetreten 
sei,  ohne  daß  eine  entsprechende  Ver- 
minderung der  Zahlungsmittelmenge 
festgestellt  werden  könne.  Die  Weltgold- 
förderung sei  endgültig  ungenügend  im 
Verhältnis  zum  wachsenden  Zahlungs- 
mittelbedarf. Der  allgemeine  Abbau 
der  Goldwährung  müsse  deshalb  ernst- 
haft zum  Programm  erhoben  werden. 
Verf.  untersucht  die  Möglichkeiten 
einer  nicht  metallpolitischen  Währungs- 
stabilisierung. Hierbei  bildeten  die 
internationalen  Kriegsschulden  ein 
wesentliches  Moment  der  Erschwerung. 

hm. 

D  a  1  b  e  r  g  ,  Dr.,  Banko-Mark  im  Außen- 
handel?   Die  Entwicklung  einer  neuen 


stabilen  Geldeinheit  aus  der  Erkenntnis 
von  Triebkräften  und  Auswirkungen 
des  Währungsverfalls.  Mit  4  graphi- 
schen Darstellungen.  (Handbücher  der 
Industrie-  und  Handels-Zeitung.  3.  Bd.) 
Berlin  1922.  Beimar  Hobbing.  79  S. 
M  20,—.  —  Verf.  bringt  zunächst  eine 
knappe  Geschichte  der  Geldwert- 
entwicklung in  Deutschland  seit  Aus- 
bruch des  Weltkrieges  bis  Ende  1921 
unter  besonderer  Berücksichtigung  der 
Bedeutung  der  Beparationsleistungen, 
des  Beichsetatdefizits  und  der  An- 
wendung der  Bechnung  in  Hochvaluta 
durch  den  deutschen  Aus-  und  Ein- 
fuhrhandel. Sodann  unterbreitet  D. 
seinen  Vorschlag  zur  Einführung  einer 
neuartigen  Banko-Mark  im  Außen- 
handelsverkehr, die  in  ideeller  Parität 
zum  Werte  des  englischen  Schillings 
zu  halten  wäre.  Die  Durchführung 
denkt  sich  Verf.  als  rein  vom  privaten 
Außenhandel  aus  möglich.  hm. 

Deutschen  Abrechnungsstel- 
len im  Jahre  1921,  Die  — .  Auf 
Veranlassung  der  Berliner  Abrech- 
nungsstelle bearb.  in  der  statistischen 
Abteilung  der  Beichsbank.  Berlin  1922. 
55  S. 

Devisenhandelsgesetz,  Das  — . 
Gesetz  über  den  Verkehr  mit  aus- 
ländischen Zahlungsmitteln  vom  3.  Fe- 
bruar 1922.  (BGBl.  S.  195.)  Erläut.  v. 
Dr.  Wilhelm  Koeppel.  Berlin 
1922.   Spaeth  &  Linde.   134  S.   M  32,—. 

D  u  b  ,  Dr.  Moritz,  Die  weitere  Ent- 
wicklung der  Katastrophenhausse  in 
Österreich  mit  Streiflichtern  auf 
Deutschland.  (Finanz-  und  Volkswirt- 
schaftliche Zeitfragen.  Heft  80.)  Stutt- 
gart   1922.     Ferdinand    Enke.     20    S. 
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M  4,—.  —  Diese  Schrift  ist  eine  Fort- 
setzung des  1920  erschienenen 
65.  Heftes  der  gleichen  Sammlung 
„Katastrophenhausse  und  Geldent- 
wertung" (vgl.  „W.  A.",  16.  Bd., 
S.  436).  Verf.  vergleicht  insbesondere 
die  Bewegung  der  Effektenkurse  in 
Österreich  und  Deutschland  mit  der 
der  intervalutarischen  Kurse.  Die  Geld- 
entwertung kam  fortgesetzt  in  den 
Börsenkursen  nicht  voll  zum  Ausdruck. 
Die  Bettung  auch  der  Börse  setzt  eine 
Stabilisierung  des  Geldwertes  voraus, 
die  allerdings  nur  auf  von  vornherein 
verbesserter  Basis  erfolgen  dürfe,  hm. 
Fisher,  Irving,  Prof.  of  Political 
Economy  in  Yale  University,  Stabilizing 
the  Dollar.  A  plan  to  stabilize  the 
general  price  level  wilhout  fixing 
individual  prices.  New  York  1920. 
The  Macmillan  Co.  XLIX,  305  S. 
$  4,50.  —  Die  durch  Papiergeld-, 
Bankkredit-  oder  Goldinflation  überall 
eingetretene  Verminderung  der  Geld- 
kaufkraft, sowie  alle  überhaupt  mög- 
lichen Geldschwankungen  will  Verf. 
dadurch  beheben,  daß  an  Stelle  eines 
Geldes  mit  festem  Metallgehalt  aber 
schwankender  Kaufkraft  ein  Geld  mit 
schwankendem  Metallgehalt,  aber 
fester  Kaufkraft  trete.  Die  Bestimmung 
des  Metallgehalts  würde  in  diesem 
Falle  an  Hand  von  Indexziffern  vor- 
zunehmen sein,  im  Umlauf  würde  man 
sich  ausschließlich  metallersetzender 
Zertifikate  zu  bedienen  haben.  Die 
Schrift  enthält  eine  Darstellung  der 
vorhandenen  Geldwert-Zustände  nebst 
Ursachen  und  Folgen,  sowie  eine  ge- 
nauere Beschreibung  des  Stabilisierungs- 
planes; in  einem  Anhang  werden 
Einzelheiten,  ferner  zustimmende  und 
gegenteilige  Ansichten  und  sonstige  zur 
Beurteilung  der  Zweckmäßigkeit  des 
Planes  geeignete  Materialien  unter- 
breitet, hm. 

Graf,  Dr.  Adolf,  Die  Tätigkeit  des 
Inspektorates  der  schweizerischen 
Emissionsbanken  1882—1910.  Ein  Bei- 
trag zur  Frage  der  staatlichen  Bank- 
aufsicht. Zürich  1921.  Müller,  Werder 
&  Co.  86  S.  —  Verf.  verbreitet  sich 
zunächst  über  die  durch  das  schweizeri- 
sche Bankgesetz  von  1881  und  die 
darauf  fußenden  Bestimmungen  der 
folgenden  Jahre  geschaffenen  gesetz- 
lichen    Grundlagen     der     öffentlichen 


Bankaufsicht.  Sodann  gibt  er  eine  Be- 
schreibung der  Tätigkeit  des  In- 
spektorates. In  einem  Schlußkapitel 
behandelt  G.  die  Frage  einer  Er- 
weiterung der  staatlichen  Aufsichts- 
tätigkeit über  die  dem  schweizerischen 
Inspektorat  gezogenen  Grenzen  hinaus. 

hm. 

Heymann,  Dr.  Hans,  Die  Völker- 
bank.  Berlin  1922.   Ernst  Bowohlt.   62  S. 

International  Economic  Con- 
ference, Genoa.  Besolutions  of 
the  Financial  Commission  Becommen- 
ding  Certain  Besolutions  for  Adoption 
by  the  Conference.  (Reports  of  the 
Committee  of  Experts  Appointed  by 
the  Currency  and  Exchange  Sub- 
Commissions  of  the  Financial  Com- 
mission.) (Cmd.  1650.)  London  1922. 
IL  M.'s  Stationery  Office.    10  S.    sh.  0/3. 

Johnson,  Joseph  French, 
Prof.  of  Political  Economy  in  New 
York  University,  Money  and  Currency 
in  Relation  to  Industry,  Prices,  and 
the  Bäte  of  Interest.  New  ed.  Boston 
u.  New  York  (1921).  Ginn  &  Co.  X, 
425  S.  $  3,—.  —  Verf.  bringt  zunächst 
einen  Abriß  der  allgemeinen  Geldlehre 
(Zweck  des  Geldes,  Geldwert,  Geld- 
menge, inneren  und  äußeren  Geld- 
verkehr, Verhältnis  des  Geldes  zur 
Preis-  und  Zinshöhe);  sodann  behandelt 
er  die  einzelnen  Geldarten  (Warengeld, 
Metallgeld  mit  freier  Prägung,  Geld 
mit  künstlich  geregeltem  Umlauf,  Kre- 
ditgeld), schließlich  das  Geldsystem  der 
Vereinigten  Staaten  bis  Ende  1920.  Ein 
Anhang  enthält  den  Abdruck  ein- 
schlägiger amerikanischer  Gesetze  so- 
wie statistisches  Material.  hm. 

Kerschagl,  Dr.  B  i  c  h  a  r  d  ,  Dozent 
f.  politische  Ökonomie  a.  d.  Hoch- 
schule f.  Welthandel  in  Wien,  Die  Ent- 
wicklung des  bargeldlosen  Zahlungs- 
verkehrs. Eine  geschichtliche  Studie. 
Herausgeg.  zur  Feier  des  50jährigen  Be- 
standes des  Wiener  Giro-  und  Cassen- 
Vereins.  Wien  1922.  Verband  öster- 
reichischer Banken  und  Bankiers.  47  S. 

K  n  a  p  k  e  ,  Dr.  Werner,  Das  Geld- 
wesen Ostpreußens  im  Siebenjährigen 
Kriege.  Königsberg  i.  Pr.  1922.  Gräfe  & 
Unzer.    75  S.    Ji   12,-. 

König,  Dr.  Heinrich,  Die  Be- 
festigung der  Kaufkraft  des  Geldes. 
Eine  Kritik  der  Vorschläge  Irving 
Fishers.      (Bonner     Staatswissenschaft- 
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liehe  Untersuchungen.  Heft  3.)  Bonn 
u.  Leipzig  1922.  Kurt  Schroeder.  91  S. 
M  20,—.  —  Verf.  bezieht  sich  auf  die 
Schrift  Irving  Fishers  „The  purchasing 
power  of  money",  in  welcher  F.  die 
allgemeine  Einführung  einer  Gold- 
devisenwährung befürwortet,  d.  h. 
eine  Devisenpolitik  fordert,  welche  den 
Kurs  des  eigenen  Geldes  dem  Kurse 
einer  einzigen,  für  alle  Länder  gleichen, 
wertbeständig  gemachten  Währung 
anpaßt.  Die  Wertstabilisierung  dieser 
Währung  würde  auf  Basis  von  Gold, 
vor  allem  durch  Veränderung  des 
Goldgehaltes  der  Werteinheit  nach 
Maßgabe  der  Veränderungen  des  Preis- 
niveaus zu  erfolgen  haben.  König 
kritisiert  in  der  vorl.  Schrift  die 
F.'schen  Vorschläge  im  einzelnen.  Den 
Hauptfehler  sieht  er  in  der  zugrunde- 
liegenden mechanisch  -  quantitätstheo- 
retischen Auffassung  vom  Verhältnis 
der  Geldmenge  zum  Geldwert.  Außer- 
dem ist  das  von  Fisher  ausgearbeitete 
Verfahren  nach  Ansicht  von  K. 
praktisch  in  fast  allen  Teilen  undurch- 
führbar, hm. 
Lassar-Cohn,  Prof.  Dr.,  Gold-  und 
Papiergeld.  Die  Bedeutung  der  Gold- 
währung im  Leben  der  Gegenwart  und 
das  Eisen.  Gemeinverständlich  dar- 
gestellt. Leipzig  1922.  Leopold  Voss. 
92  S.  Ji  8,—.  —  Eine  populär- 
wissenschaftliche Warenkunde  des 
Goldes  sowie  eine  Darstellung  der 
währungsmäßigen  Verwendung  des 
Goldes  in  ihrer  geschichtlichen  Ent- 
wicklung von  den  frühesten  Zeiten  an. 
Hinzugefügt  sind  eine  im  wesentlichen 
ablehnende  Abhandlung  über  das 
Papiergeld  und  eine  kurze  Waren- 
kunde des  Eisens  als  des  vom  Golde 
am     meisten     verschiedenen     Metalls. 

hm. 

Loewy,  Georg  Hermann, 
Staatsbankerotte.  Breslau  1922.  Th. 
Schatzky.  83  S.  *Ä  25,— .  —  Die  vorl. 
Schrift  ist  die  Wiedergabe  von  vier 
Vorlesungen,  die  Verf.  im  Bahmen  der 
Fachhochschulkurse  der  rechts-  und 
staatswissenschaftlichen  Fakultät  der 
Breslauer  Universität  gehalten  hat.  Der 
Verf.  (Bankier  in  Breslau)  behandelt 
Begriffe,  Arten  und  einiges  aus  der 
Geschichte  der  Staatsbankerotte  und 
zieht  Folgerungen  für  die  deutsche 
Finanzpolitik  der  Gegenwart.        hm. 


Mines,  Mining  and  Oil  Bights, 
etc.  by  Aliens  in  Foreign 
Countries,  Holding  of  Beal  Estate 
and  Acquisition  of  — .  London  1922. 
H.  M.'s  Stationery  Office.   69  S.  sh.  3/6. 

Moll,  Dr.  Bruno,  a.  o.  Prof.  a.  d. 
Universität  Leipzig,  Logik  des  Geldes. 
2.  Aufl.  München  u.  Leipzig  1922. 
Duncker  &  Humblot.  VIII,  96  S. 
M  15,—.  —  Verf.  hat  in  dieser  Schrift 
versucht,  das  Problem  der  Geldtheorie, 
bzw.  den  Streit  zwischen  Metallismus 
und  Chartalismus,  von  der  Frag- 
stellung nach  dem  möglichen  Ende 
eines  jeden  Geldsystems  ausgehend, 
einer  vermittelnden  Lösung  zuzuführen. 
Ein  stoffwertloses  Geld,  so  deduziert 
Verf.,  könne  nicht  ohne  Ende  zir- 
kulieren, eine  Einlösungsmöglichkeit 
müsse  gegeben  sein,  wenn  nicht  not- 
wendig in  Metall,  so  doch  in  etwas 
Nichtgeldlichem.  —  Die  2.  Auflage 
weist  keine  wesentlichen  Veränderungen 
auf.  hm. 

Muß,  Dr.  Max,  Privatdozent  a.  d. 
Universität  Leipzig,  Der  bankmäßige 
Zahlungsausgleich  in  Deutschland. 
Eine  Studie  über  Theorie  und  Aufbau 
des  deutschen  Giro-  und  Scheck- 
wesens. Berlin  u.  Leipzig  1922.  Ver- 
einigung wissenschaftlicher  Verleger. 
206  S.  Ji  36,—.  —  M.  beschreibt  die 
Organisation  des  bargeldlosen  Zahlungs- 
verkehrs in  Deutschland  bei  den  Noten- 
banken, den  Kreditbanken,  den  Kredit- 
genossenschaften, Sparkassen,  Giro- 
kassen und  bei  der  Post,  erörtert  die 
bisherige  einschlägige  wirtschafts- 
politische Stellungnahme  und  referiert 
über  die  neueren,  die  Bedeutung  der 
Scheck-  und  Girozahlung  im  Bahmen 
des  Währungssystems  berücksichtigen- 
den    geldtheoretischen     Anschauungen. 

hm. 

P  a  1  y  i ,  Dr.  Melchior,  Privatdozent 
a.  d.  Universität  Göttingen,  Der  Streit 
um  die  staatliche  Theorie  des  Geldes. 
(Sonderabdruck  aus  Schmollers  Jahr- 
buch. 45.  Jahrg.,  Heft  2  u.  3.)  Mün- 
chen u.  Leipzig  1922.  Duncker  & 
Humblot.  95  S.  M  24,—.  —  An  Hand 
einer  Besprechung  der  2.  und  auch 
der  3.  Auflage  der  G.  F.  Knappschen 
„Staatlichen  Theorie  des  Geldes"  be- 
handelt Verf.  die  neue,  auf  Knapp  zu- 
stimmend oder  ablehnend  sich  be- 
ziehende     geldtheoretische      Literatur, 
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und  zwar  berücksichtigt  er  die 
Stellung  Knapps  und  der  einzelnen 
Kritiker  zur  Frage  der  Geldarten  in 
ihrem  Verhältnis  zueinander,  sowie  zu 
den  Fragen  der  intervalutarischen 
Kurse,  des  Geldwertproblems  und  der 
zeitlichen  Geldveränderungen.  Hierbei 
hegt  das  Schwergewicht  in  einer  Kritik 
Knapps  selbst,  dem  vor  allem  grund- 
sätzlich der  Vorwurf  gemacht  wird, 
die  Meinungen  seiner  Vorläufer  und 
die  seiner  Kritiker  in  zu  geringem  Um- 
fange berücksichtigt  und  z.  T.  nicht 
richtig  ausgelegt  zu  haben.  hm. 

P  a  t  i  j  n  ,  R.  J.  H.,  La  Situation 
financiere  de  la  Hollande.  (Revue  Eco- 
nomique  Internationale.  14.  Jahrg., 
2.  Rd.,  No.  3,  S.  437-473.)  Rrüssel 
1922.    Goemaere. 

Plenge,  Johann,  Die  erste  Anlage- 
bank. Gründung  und  Geschichte  des 
Credit  Mobilier.  (Plenge,  Staatswissen- 
schaftliche Musterbücher.  VI.)  Essen 
1921.  G.  D.  Raedeker.  XVII,  119  S. 
M  20,—.  —  Die  Schrift  gibt  zunächst 
einen  Abriß  der  ersten  Entwicklung  des 
Anlagebankwesens  (im  Gegensatz  zum 
Umlaufsbankwesen)  unter  Rezugnahme 
vor  allem  auf  die  allgemeingeistigen, 
politischen  und  wirtschaftlichen  Ur- 
sachen, beschreibt  sodann  die  Grün- 
dung des  Credit  Mobilier  durch  die 
Gebrüder  Pereire,  schließlich  seine  Ent- 
wicklung bis  zum  Zusammenbruch  gegen 
Ende  der  60er  Jahre.  In  dem  Geleit- 
wort zu  der  vorl.  Neuherausgabe  seiner 
1903  zuerst  erschienenen  Schrift  ver- 
sucht Verf.  deren  Stellung  in  der  Ge- 
schichte der  Ranklehre  und  der  Wirt- 
schaftswissenschaft insgesamt  zu  kenn- 
zeichnen, hm. 

Preußische  Zentralgenosse n- 
schaftskasse,  Die  — .  Ihre  Auf- 
gaben und  ihr  Wirken  aus  25j  ähriger 
Tätigkeit.  Rerlin  1922.  Carl  Heymann. 
VII,  155  S. 

Robb,  Thomas  Rruce,  Ph.D., 
Associate  Prof.  of  Economics,  Uni- 
versity  of  Missouri,  The  Guaranty  of 
Rank  Deposits.  (Hart,  Schaffner  and 
Marx  Prize  Essays  in  Economics.  XXXII.) 
Roston  u.  New  York  1921.  Houghton 
Mifflin  &  Co.  XII,  225  S.  $  2,50.  — 
Verf.  bringt  eine  Geschichte  der  in 
Amerika  mit  der  Krisis  von  1907/8  zu 
besonderer  Ausbildung  gelangten  Ge- 
setzgebung der  amerikanischen  Einzel- 


staaten hinsichtlich  der  Sicherung  der 
Rankdepositen.  Er  behandelt  die  Ent- 
wicklung in  Oklahoma,  wo  sie  zuerst 
einsetzte,  ferner  in  Kansas,  Nebraska, 
Texas  und  einigen  anderen  Staaten,    hm. 

Rocke,  Dr.  jur.  et  Dr.  phil.,  Sparen 
und  Sparkassen  im  Spiegel  der  Volks- 
wirtschaftslehre. Hannover  1922.  Göh- 
mann.  71  S.  —  Verf.  untersucht  die 
Stellung,  die  das  Sparen  und  das  Spar- 
kassenwesen in  den  Wirtschaftswissen- 
schaften einnehmen,  und  kommt  zu 
dem  Schluß,  daß  die  Sparkassen  sich 
jeder  Wirtschaftsform  und  -Verfassung 
anpassen,  der  kapitalistischen  wie  der 
sozialistischen.  Er  lehnt  sowohl  die 
Sozialisierung  der  Sparkassen  durch 
Rildung  eigener  Wirtschaftskörper  als 
die  Verstaatlichung  ab.  fl. 

Ross,  Victor,  A  History  of  the 
Canadian  Rank  of  Commerce.  With 
an  account  of  the  other  banks  which 
now  form  part  of  its  Organization. 
Vol.  I.  Toronto  1920.  Oxford  Uni- 
versity  Press.  XVI,  516  S.  —  Der 
vorliegende  erste  Rand  des  Werkes  ent- 
hält eine  Einleitung  über  die  erste  Ent- 
wicklung des  Rankwesens  in  Canada, 
sodann  eine  Geschichte  derjenigen 
Rankinstitute,  welche  in  die  Canadian 
Rank  of  Commerce  aufgingen,  und 
zwar  der  Halifax  Ranking  Company, 
der  Merchant  Rank  of  Prince  Edward 
Island,  der  Gore  Rank,  der  Rank  of 
Rritish  Columbia  und  der  Eastern 
Townships  Rank.  Im  Anhang  sind  ein- 
zelne Statistiken,  Schriftstücke,  tech- 
nische Exkurse  usw.  enthalten,  das 
ganze  Werk  ist  mit  insgesamt  58  Rild- 
beilagen  durchsetzt.  Verf.  hat  den 
Gegenstand  nicht  vom  nur  privatwirt- 
schaftlichen, sondern  vom  Gesichtspunkt 
der  allgemeinen  wirtschaftlichen  Zu- 
sammenhänge aus  behandelt.         hm. 

Schaefer,  Dr.  rer.  pol.  Carl  A., 
Klassische  Valuta-Stabilisierungen  und 
ihre  Lehren  für  Deutschland.  Hamburg 
1922.  C.  Roysen.  120  S.  Ji  35,—.  — 
Die  vorl.,  von  der  Wirtschafts-  und 
Sozialwissenschaftlichen  Fakultät  der 
Universität  Köln  preisgekrönte  Schrift 
behandelt  die  argentinische  Reform  von 
1899,  die  Stabilisierung  der  indischen 
Rupie  1898  und  die  der  deutsch-ost- 
afrikanischen Rupie  im  Jahre  1904 
sowie  die  Rubeldevalvation  des  Jahres 
1897.  hm. 
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Schmidt,  Dr.  F.,  o.  Prof.  a.  d.  Uni- 
versität Frankfurt  a.  M.,  Der  Zahlungs- 
verkehr. II.  Bd.:  Internationaler 
Zahlungsverkehr  und  "Wechselkurse. 
2.  durchges.  u.  erg.  Aufl.  Leipzig  1922. 
G.  A.  Gloeckner.  XII,  376  S.  geb. 
M  115,—.  —  Die  vorl.  2.  Auflage 
dieses  Buches,  dessen  1.  Auflage  im 
„W.  A."  (16.  Bd.,  S.  310  ff.)  einer  Be- 
sprechung unterzogen  worden  ist,  ist 
mit  einigen  sachlichen  Ergänzungen 
und  Bichtigstellungen  versehen  worden, 
weist  aber  keine  wesentlicheren  Än- 
derungen auf.  hm. 

Sparbanksstatistik  är  1920, 
Allmän  — .  Av  Kungl.  Statistiska  Cen- 
tralbyrän.  (Sveriges  Officiella  Statistik. 
Sparbanker.)  Stockholm  1922.  P.  A. 
Norstedt  &  Söner.   VI,  110  S. 

Stock  Exchange  Year-Book 
for  1922,  The—.  A  careful  digest  of 
information  relating  to  the  origin, 
history,  and  present  position  of  each 
of  the  public  securities  and  Joint  stock 


companies  known  to  the  markets  of  the 
United  Kingdom.  48.  year  of  publica- 
tion.  By  Thomas  Skinner.  Lon- 
don. Thomas  Skinner  &  Co.  LIVI, 
2868  S.    sh.  »50/-. 

Vissering,  Dr.  G.,  Divers  aspects  des 
questions  bancaires  aux  Pays-Bas. 
(Bevue  Economique  Internationale. 
14.  Jahrg.,  2.  Bd.,  No.  3,  S.  474-493.) 
Brüssel  1922.    Goemaere. 

Wächter,  Siegfried  von,  Der 
Kampf  um  die  "Währung.  Die  wich- 
tigsten Währungsreformen  der  letzten 
Jahrzehnte  und  das  Valutaproblem  der 
Gegenwart.  Mit  1  Kurstafel  u.  zahlr. 
Tabellen.  Berlin-Grunewald  1922.  Dr. 
Walther  Bothschild.  IV,  116  S. 
Ji  24,—.  —  Verf.  behandelt  vor  allem 
die  indische  Währungsreform  von  1893, 
die  russische  von  1899,  die  japanische 
von  1886  und  von  1897,  die  argen- 
tinische von  1881—1899  und  das  euro- 
päische, insbesondere  deutsche  Valuta- 
problem der  Nachkriegszeit.  hm. 


8.  Versicherungswesen. 
Die    privaten    V  er  s  i  ch  er  u  ngs  un  t  er  n  ehm  ungen    in    der 
Schweiz  im  Jahre  1919.   Bericht  des  eidgenössischen  Versiche- 
rungsamtes.  Veröffentlicht  auf  Beschluß  des  Schweizerischen  Bundes- 
rates vom  25.  Oktober  1921.    Bern  1921.    A.  Francke.    VII,   189  S. 
In   gewohnter  Weise   greift   der   Bericht   über   die   Berichtsperiode 
hinaus,  um  die  Verbindung  mit  der  Gegenwart  herzustellen.   Es  ist  ins- 
besondere auch  der  Wortlaut  der  erst  am  16.  August  1921  ergangenen 
wichtigen     Vollziehungsverordnung     zum     Versicherungsaufsichtsgesetz 
vom  25.  Juni  1885  und  zum  Versicherungskautionsgesetz  vom  4.  Februar 
1919   aufgeführt,   in  der   genaue   Vorschriften   über  Höhe  und  Anlage- 
modus für  die  Kautionen  der  inländischen  und  besonders  der  auslän- 
dischen Versicherungsgesellschaften  getroffen  sind,  ferner  über  die  Be- 
stellung    der     Generalbevollmächtigten     ausländischer     Versicherungs- 
unternehmungen und  über  die  Staatsgebühren  der  unter  Staatsaufsicht 
stehenden  Versicherungsgesellschaften. 

Dem  Einfluß  des  tiefen  Zerfalls  der  Wechselkurse  besonders  auf  die 
Kapitalversieherung  ist  spezielle.  Berücksichtigung  geschenkt.  In  den 
bisherigen  Jahrgängen  des  Amtsberichtes  waren  die  Tabellen,  unter 
Umrechnung  der  verschiedenen  Währungen  nach  festen  Parikursen,  ein- 
heitlich in  Frankenwährung  aufgestellt.  Im  vorliegenden  Band  sind 
angesichts  der  großen  Abweichungen  der  Wechselkurse  die  Jahres- 
rechnungen, Bilanzen  und  die  übrige  Statistik  zum  ersten  Male  in  der 
Originallandeswährung  der  betr.  ausländischen  Gesellschaften  belassen 


45« 


Literatur. 


worden.  Für  die  Beurteilung  der  Bilanzen  wird  auf  die  vom  Bundesrat 
am  26.  Dezember  1919  im  Hinblick  auf  die  Währungsentwertung  erlasse- 
nen Bilanzierungs  vor  Schriften  für  Aktiengesellschaften  usw.  verwiesen, 
wonach  die  bilanzmäßige  Umrechnung  ausländischer  Werte  in  Schweizer- 
währung nach  dem  mittleren  Kurse  des  dem  Bilanztage  vorhergehenden 
Monats  zu  erfolgen  hat.  Diese  Bestimmungen  gelten  mangels  besonderer 
anderweitiger  Begelung  durch  den  Bundesrat  auch  für  die  privaten 
Versicherungsunternehmungen. 

In  allen  Versicherungszweigen  ist  in  der  Berichtsperiode  erheblicher 
Neuzugang  an  Geschäft,  aber  gleichzeitig  erhebliche  Erhöhung  aller  Un- 
kosten zu  verzeichnen  gewesen.  Die  Lebensversicherungsgesellschaften 
haben  diesem  Umstand  durch  Anwendung  des  Zillmerverfahrens  (rech- 
nerische Verteilung  der  Abschlußkosten  auf  die  Folgezeit)  Bechnung 
getragen.  Bezüglich  des  Neuzugangs  ist  hervorzuheben,  daß  der  Anteil 
der  kleinen  Versicherungen  größer  war  (32,3  %  Zuwachs)  als  der  der 
großen  Versicherungen  (25,5  %).  In  Anbetracht  der  im  Verlauf  dieses 
Jahres  (1922)  zutage  getretenen  Valutanöte  der  in  der  Schweiz  arbei- 
tenden deutschen  Lebensversicherungsanstalten  hinsichtlich  ihres 
Schweizer  Bestandes  beanspruchen  die  Angaben  des  Berichts  über  den 
Anteil  der  zehn  deutschen  Gesellschaften  am  Schweizer  Lebensver- 
sicherungsgeschäft, sowie  über  ihre  Abschlüsse,  Beserven  und  Anlagen 
erhöhtes  Interesse. 

Ergänzend  sind  dem  Bericht,  wie  in  den  Vorjahren,  auch  über  die 
außerhalb  der  Staatsaufsicht  stehenden  staatlichen  und  kantonalen 
Schweizer  Versicherungseinrichtungen  einige  kurze  orientierende  An- 
gaben eingefügt.  Auch  dieser  Bericht  zeichnet  sich  aus  durch  sachliche 
Gründlichkeit,  anschauliche  Darstellung  und  vor  allem  durch  die  syste- 
matische Berücksichtigung  der  engen  Zusammenhänge  zwischen  Ver- 
sicherungswesen und  allgemeiner  Wirtschaftspolitik. 

Dr.  Clara   Leschke-Saenger,  Hamburg. 


Hurd,  Howard  B.,  Marine  In- 
surance. Fundamental  principles  of 
the  relationships  between  assurer, 
insurance  broker  and  insurer,  and  the 
effect  of  the  Hague  Rules,  1921,  on 
policies  on  goods.  Lectures.  London 
1922.   Effingham  Wilson.   104  S.   sh.  3/6. 

Savory's  Insurance  Share 
A  n  n  u  a  1.  London  1921.  Thomas 
Skinner  &  Co.  87  S.  —  Zusammen- 
stellung der  Versicherungsgesell- 
schaften, deren  Aktien  auf  dem  Lon- 
doner Markt  gehandelt  werden.  An- 
gabe aller  für  die  finanzielle  Bewer- 
tung wichtigen  Momente;  Fundierung, 
Geschäftsbereich,  Umsätze  und  Ergeb- 
nisse in  den  einzelnen  Versicherungs- 
zweigen, Beziehungen  zu  anderen  Kon- 


zernen; bei  älteren  Gesellschaften 
Übersicht  über  Kursstand  und  Dividen- 
denausschüttung in  den  letzten  Jahren. 
Dem  statistischen  Teil  vorangestellt  ist 
ein  knapper  Rückblick  auf  die  jüngste 
Entwicklung  des  Versicherungsmarktes, 
der  Kurse  und  Dividenden  der  Ver- 
sicherungsaktien und  ein  Ausblick  auf 
die  mutmaßliche  weitere  Gestaltung  des 
Versicherungsgeschäftes.  eis. 

Sozialversicherung,  dieKran- 
ken-,  Unfall-,  Invaliden- 
und  Angestelltenversiche- 
rung, Wegweiser  durch  die  — ,  ge- 
meinverständlich erläutert  für  Arbeit- 
geber und  Versicherte  von  W.  Herr- 
mann. Berlin  1922.  Vossische  Buch- 
handlung.   VIII,  207  S.    M  52,-. 
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B  a  1 1  o  d  ,  Prof.  Dr.,  Die  Wiedergut- 
machungsfrage  und  ihre  Lösung.  Mit 
einem  Anhang:  Das  Unzureichende  des 
Finanzprogramms  Wirth.  Herausgeg. 
von  „Aufbau  und  Werden",  Gesell- 
schaft für  praktische  Volksaufklärung. 
Berlin  1921.  „Der  Firn".  79  S. 
M  10,—.  —  Verf.  ist  der  Ansicht,  daß 
die  Möglichkeit  der  Mehrproduktion 
für  die  Erfüllung  der  Friedensbedin- 
gungen vorhanden  ist,  wenn  die 
Leistungen  in  natura  normiert  werden 
und  in  Deutschland  die  vaterländische 
Arbeitspflicht  eingeführt  wird.  Als 
Naturalleistungen  bezeichnet  er  Melio- 
ration von  ödländereien  und  Sümpfen, 
Ausbau  der  Wasserkräfte  und  Elektri- 
fizierung von  Eisenbahnen  in  Frank- 
reich, England,  Belgien  und  Italien, 
deren  Förderungen  er  im  wesentlichen 
nur  anerkennt.  fl. 

Bonnet,  Georges,  et  Boger 
A  u  b  o  i  n  ,  Les  finances  de  lä  France. 
(Bibliotheque  Politique  et  Economique.) 
Paris  1921.  Payot  et  Cie.  VIII,  384  S. 
Fr.  7,50.  —  Das  Buch  zeigt  in  seinem 
ersten  Teil,  wie  das  im  Kriege  in  Un- 
ordnung geratene  französische  Etat- 
wesen wieder  auf  die  strenge  formelle 
Ordnung  zurückgeführt  wird,  wie  sie 
vor  dem  Kriege  seit  dem  Dekret  vom 
31.  Mai  1862  bestanden  hat.  Der  zweite 
Teil  gibt  einen  Überblick  über  die  Be- 
form des  französischen  Steuersystems 
seit  1917;  ausführlich  wird  die  Beform 
der  Einkommensbesteuerung  und  der 
Verbrauchs-  und  Verkehrssteuern  dar- 
gestellt. Mit  einem  Überblick  über  die 
Finanzlage  Frankreichs  im  Jahre  1921 
schließt  das  Buch  ab.  os. 

Eidgenössische  Staatsrech- 
nung für  das  Jahr  1921.  Mit  Bericht 
des  Bundesrates  an  die  Bundesver- 
sammlung vom  5.  Mai  1922.  (Beilage 
zum  Schweiz.  Bundesblatt  Nr.  21  vom 
24.  Mai  1922.)    III,  347  S. 

Scheingewinne,  Zwei  Vorträge 
über  — .  Gehalten  anläßlich  der  ersten 
betriebswirtschaftlichen  Tagung,  veran- 
staltet von  der  Gesellschaft  für  Wirt- 
schaftliche Ausbildung  in  Frankfurt 
a.  M.  am  25.  und  26.  November  1921: 
Dr.  E.  Schmalenbach,  Prof.  d. 
Betriebswirtschaftslehre  a.  d.  Universi- 
tät Köln,    Die    steuerliche    Behandlung 
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der  Scheingewinne.     Dr.  W.  Prion, 
Prof.   d.   Betriebswirtschaftslehre  a.   d. 
Universität  Köln,  Die  Finanzpolitik  der 
Unternehmung.  (Im  Zeichen  der  Schein- 
gewinne.) (Mitteilungen  der  Gesellschaft 
für  Wirtschaftliche  Ausbildung,  Frank- 
furt a.  M.    I.  Sonderbd.,  Heft  1  u.  2.) 
Jena     1922.      Gustav     Fischer.      VIII, 
S.   1—80;   81—120.    M  27,—.     —     Der 
erste     Vortrag     erörtert     die     Folgen, 
welche   die    ungleichmäßige   steuerliche 
Erfassung    der    Scheingewinne    für   die 
Veranlagung  der  direkten  Steuern,  ins- 
besondere   der    Einkommensteuer    und 
Vermögenszuwachssteuer    hat.      Neben 
einer    stetig    zunehmenden    Verleitung 
zur    Steuerhinterziehung    tritt    die    Er- 
drückung wirtschaftlich  wertvoller  Be- 
triebe   immer   stärker   in    Erscheinung. 
Der  Vortrag   schließt  mit   der  Darstel- 
lung der  Widerstände,  die  bisher  eine 
Beform  verhindert  haben.    Prion  be- 
schäftigt   sich    ausschließlich    mit    der 
Finanzpolitik       der       Unternehmungen 
gegenüber    den    in  ihnen    auftretenden 
Scheingewinnen.    Im  ersten  Kapitel  be- 
antwortet   er    zunächst    die    Frage,    ob 
Unternehmungen,     in     denen     Schein- 
gewinne gemacht  werden,  ihr  Betriebs- 
kapital    durch    Verteilung    von     Divi- 
denden    oder     anderen     Zuwendungen 
verringern  sollen.    Eng  verquickt  damit 
ist  die  andere  Frage,  ob  solche  Unter- 
nehmungen   neues  Kapital    aufnehmen 
sollen.    Diese  Frage  erörtert  Prion  im 
weiteren    Verlauf     des     Vortrags     ein- 
gehend, os. 
Taxation,  Selected  Articles  on  Current 
Problems  compiled  by  L  a  m  a  r  T.  B  e- 
man,    A.M.,    L.L.B.     (The    Handbook 
Series.)   New  York  1921.   H.  W.  Wilson 
Co.  VIII,  350  S.    $  2,25.    —    Führt  in 
die  großen  Aufgaben  der  Steuerreform 
in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
ein,    die    sowohl    in    der    öffentlichen 
Meinung     wie     von      den      führenden 
Kreisen      des     amerikanischen      Wirt- 
schaftslebens in  ihrer  finanzpolitischen 
Bedeutung  verkannt  werden.    Die  aus- 
gewählten   Aufsätze    geben    ein    über- 
sichtliches Bild  von  dem  gegenwärtigen 
Stande  der  Steuerreform,  insbesondere 
der  Besteuerung  des  Einkommens.  Aus- 
führliche  Literaturangaben  vervollstän- 
digen    die     einzelnen     Abschnitte    des 
Buches.                                                os. 
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United  States  Revenue  Act 
of  1921,  annoted  and  indexed.  New 
York.  The  National  City  Co.  112  S.  — 
Das  Einnahmegesetz  für  1921  enthält 
im  wesentlichen  die  vorläufige  Steuer- 
gesetzgebung der  Vereinigten  Staaten, 
wie  sie  in  ihren  Grundzügen  bereits  in 
dem  entsprechenden  Einnahmegesetz 
von  1918  festgelegt  worden  ist.  Den 
Kern  dieses  Gesetzes  bildet  die  Ein- 
kommensteuer, deren  Ausbau  die  Ver- 
einigten Staaten  als  den  wichtigsten 
Teil  der  Steuerreform  nach  dem  Kriege 


betrachten.  Ein  umfangreicher  und 
systematischer  Index  erleichtert  den 
Gebrauch  des  Gesetzes.  os. 

Will,  Dr.  oec.  publ.  Rudolf,  Die 
schwebenden  Schulden  der  europäischen 
Großstaaten.  Tübingen  1921.  J.  C.  B. 
Mohr.  VII,  124  S.  M  30,—.  —  Verf. 
behandelt  auf  knapper  geschichtlicher 
Grundlage  die  Entwicklung  in  Höhe 
und  Form  der  schwebenden  Schulden 
für  die  Länder  England,  Frankreich, 
Rußland  und  Deutschland  seit  Kriegs- 
ausbruch bis  etwa  Anfang  1921.      hm. 


10.  Handelspolitik. 

Eßlen,  Joseph  Bergfried,  o.  ö.  Prof.  a.  d.  Universität  Göttingen,  D  i  e 
Valutazölle  der  Gegenwart.  Ein  Beitrag  zur  Theorie  der 
Außenhandelspolitik.  (Kieler  Vorträge.  Gehalten  im  Wissenschaft- 
lichen Klub  des  Instituts  für  Weltwirtschaft  und  Seeverkehr  a.  d. 
Universität  Kiel.  3.)  Jena  1922.  Kommissionsverlag  von  Gustav 
Fischer.  51  S.   M  10,50. 

Es  ist  schwer,  über  diese  kleine  Arbeit,  die  aus  einem  Vortrag  im 
Wissenschaftlichen  Klub  des  Kieler  Instituts  entstand,  in  kurzen  Worten 
zu  referieren.  Eßlen  beschränkt  sich  nicht  auf  die  unmittelbar  mit  dem 
Thema  zusammenhängenden  Fragen,  sondern  nimmt  dasselbe  zum  Anlaß 
für  weitergreifende  theoretische  Erörterungen,  was  durch  den  Unter- 
titel „Ein  Beitrag  zur  Theorie  der  Handelspolitik"  angedeutet  wird. 
Ausgehend  von  der  Tatsache,  daß  heute  sowohl  die  valutaschwachen 
Länder  aus  devisenpolitischen  Gründen,  wie  auch  die  valutastarken  aus 
industriepolitischen  Gründen  zu  Abschlußmaßnahmen  im  Außenhandel 
greifen,  wirft  der  Verf.  die  Frage  auf,  ob  hierin  eine  Abkehr  von  den 
bisher  herrschenden  und  der  Handelspolitik  zugrunde  liegenden 
theoretischen  Anschauungen  über  die  Begelung  des  Außenhandels  zu 
erblicken,  und  ob  die  Theorie  durch  die  Tatsachen  Lügen  gestraft  worden 
sei.  Er  kommt  zu  dem  Ergebnis,  daß  dies  nicht  der  Fall  sei,  weil  heute 
der  Außenhandels-  und  Devisenpolitik  infolge  Fehlens  der  Goldwährung 
andere  Voraussetzungen  zugrunde  liegen  als  früher. 

Hinsichtlich  der  Geldverfassung  kommt  Verf.  auf  Grund  von  Erörte- 
rungen, die  sich  in  manchen  Teilen  an  die  Ausführungen  von  Hahn, 
„Volkswirtschaftliche  Theorie  des  Bankkredits",  zum  Teil  auch  an 
Gedanken  Schumpeters  und  C  a  s  s  e  1  s  anschließen,  zu  dem  Ergebnis, 
daß  aus  dem  inneren  Wesen  der  heutigen  dynamischen  Geldwirtschaft 
keine  Hemmung  der  Kaufkraftschöpfung  durch  Bankzahlungsmittel  er- 
wachse, daß  diese  Begrenzung  nur  durch  die  Notwendigkeit  gegeben  sei, 
für  die  mit  der  Ausdehnung  der  Bankzahlungsmittel  sich  mitausdehnenden 
Bedürfnisse  nach  Bargeld  Vorsorge  zu  treffen.  Eßlen  glaubt,  die  Ab- 
weichung der  jetzigen  handelspolitischen  Gebarung  von  den  Anschauungen 
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der  klassischen  Theorie  darin  begründet  zu  sehen,  daß  die  klassische 
Theorie  von  statischen  Voraussetzungen  ausgehe  und  die  hier  in  Frage 
kommenden,  aus  der  Dynamik  der  Volkswirtschaft  entstehenden  Motive 
nicht  beachte.  Zum  Schluß  wendet  Verf.  sich  den  Beziehungen  zwischen 
Reparation,  Valuta  und  innerer  Geldwirtschaft  zu,  wobei  auch  die  all- 
gemeinen volkswirtschaftlichen  Wirkungen  der  Reparation  mitbehandelt 
werden. 

Die  ganzen  Erörterungen  sind  ziemlich  bunt  durchwoben  mit 
Fragmenten  einer  Geld-  und  Kredittheorie,  die  der  Verf.  erst  nach 
ihrer  Ausarbeitung  kritisch  beleuchtet  sehen  möchte,  und  die  in  der  Tat 
in  ihrer  bruchstückweisen  Darbietung  in  manchen  Einzelheiten  und  auch 
durch  die  Übersteigerung  des  Grundgedankens  zum  Widerspruch  reizt. 

Mit  diesen  theoretischen  Erörterungen  wechseln  dogmenhistorische 
und  dogmenkritische,  sowie  methodologische  Auseinandersetzungen  mit 
zum  Teil  wertvollen  'Einzelheiten  in  ziemlich  bunter  Reihenfolge  ab,  so 
daß  die  ganze  Darstellung  überaus  unübersichtlich  und  schwer  ver- 
ständlich wird.  Im  einzelnen  reizt  manches  zum  Widerspruch,  so  z.  B. 
die  von  Hahn  übernommenen  Ausführungen  gegen  die  angeblich  lediglich 
phänomenologische  Beschreibung  wirtschaftlicher  Verkehrsvorgänge, 
durch  welche  die  bisherige  Wirtschaftstheorie  lediglich  Bilder  an  Stelle 
der  einzig  wahre  Kenntnis  vermittelnden  Untersuchung  der  Einzelwirt- 
schaft gebe.  Dagegen  ist  zu  sagen,  daß  jene  Bilder  doch  nur  das  aus  der 
Untersuchung  des  gegenseitigen  Verhaltens  der  einzelnen  Wirtschaften 
gewonnene  Resultat  festzuhalten  streben. 

Ferner  ist  zweifelhaft,  ob  die  theoretische  Möglichkeit  inflationisti- 
scher Tendenz  in  der  dynamischen  Bank-Geldwirtschaft  der  letzten  Jahr- 
zehnte praktische  Wirklichkeit  geworden  ist,  wie  das  Eßlen  anzunehmen 
scheint.  Die  interessanten  statistischen  Untersuchungen  Cassels  in 
seiner  „Theoretischen  Sozialökonomik"  sprechen  dagegen.  Die  gewisser- 
maßen in  Parenthese  gebrachten  Ausführungen,  daß  für  den  Begriff 
(oder  richtiger:  für  die  Abgrenzung)  der  einzelnen  konkreten  Volkswirt- 
schaften entscheidend  bestimmend  sei  das  einheitlich  geregelte  Geld- 
wesen, erscheint  mir  sehr  anfechtbar.  Zunächst  ist  zu  bestreiten,  daß  es 
sich  hier  um  ein  rein  wirtschaftliches  Merkmal  handelt.  Im  Gegenteil  ist 
die  Einheit  des  nationalen  Geldwesens  wesentlich  bestimmt  durch  das 
nationale  gesetzliche  Zahlungsmittel,  auf  welches  sich  alle  anderen 
nationalen  Zahlungsformen  zurückbeziehen.  Die  von  Eßlen  hervor- 
gehobene Verknüpfung  der  Anstalten  zur  Zahlungsvermittlung  und 
Kreditgebarung  ist  keineswegs  eine  nationale,  sondern  greift  über  die 
nationalen  Grenzen  hinaus.  Vielleicht  könnte  man  richtiger  die  Volks- 
wirtschaft als  ein  Wirtschaftsfeld  mit  einheitlichem  Verkehrsrecht 
definieren. 

So  viel  interessante  Einzelheiten  die  Arbeit  in  geradezu  überreich- 
licher, unverhältnismäßiger  Gedankenfülle  enthält,  so  wird  ihr  Wert 
doch   durch   den   Mangel   an   Klarheit   und   Ruhe   der   Gedankenführung 
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herabgemindert,  der  es  tatsächlich  äußerst  schwer  macht,  den  Gedanken- 
gängen des  Autors  zu  folgen,  und  der  manche  dieser  Gedankengänge 
nicht  zur  Abklärung  kommen  läßt. 

Prof.  Herbert  von  Beckerath,  Tübingen. 


Oommercial  Relations,  Agree- 
ment between  the  British  and  Lithua- 
nian  Governments  Respecting  — .  Sig- 
ned  May  6,  1922.  (Treaty  Series.  No.  9. 
1922.)  (Cmd.  1711.)  London  1922.  H. 
M.'s  Stationery  Office.  4  S.  sh.  0/2.  — 
In  Form  des  Notenaustausches  wird 
gegenseitige  Meistbegünstigung  von 
Handel,  Schiffahrt  und  Verkehr  bei 
3monatlicher  Kündigung  bis  zum  Ab- 
schluß eines  Handelsvertrags  zuge- 
sichert. Die  Bestimmungen  gelten  nur 
für  das  Mutterland,  können  jedoch  auf 
das  ganze  britische  Imperium  ausge- 
dehnt werden.  hg. 

Customs  and  Excise,  Twelfth 
Report  of  the  Commissioners  of  H. 
M.'s—.  For  the  year  ended  31st 
March,  1922.  (Cmd.  1435.)  London 
1922.  H.  M.'s  Stationery  Office.  188  S. 
sh.  5/-. 

Customs  Tariff  of  Venezuela. 
April,  1922.  Caracas  1922.  Guttenberg. 
99  S. 

Jacquart,  M.  Camille,  Prof.  ä 
l'Ecole  Superieure  Commerciale  et 
Consulaire  de  Mons,  Le  commerce 
extdrieur  de  la  Belgique  avant  et 
apres  la  guerre.  Etüde  de  statistique 
commerciale.  Publide  ä  l'occasion  du 
25e  anniversaire  de  la  fondation  de 
l'Ecole.  Brüssel  1922.  Librairie  Falk 
Fils.  41  S.  —  Vergleicht  auf  Grund 
zahlreicher  Statistiken  im  1.  Teil  den 
belgischen     Außenhandel      der     Jahre 

1920  und  1921  dem  Werte  nach  und  im 
2.  Teil  denjenigen  der  Jahre  1913  und 

1921  dem  Gewicht  nach,  da  die  Wert- 
verschiebung  kein  klares  Bild  zulasse. 
Im  3.  Teil  zieht  er  die  Schlußfolgerung 
dahin,  daß  Belgien  sich  wirtschaftlich 
mit  einem  seiner  Nachbarn  vereinigen 
müsse.  Da  diese  aber  im  Gegensatz  zu 
Belgien  hochschutzzöllnerisch  seien, 
werde  Belgien  seine  bisherige  Frei- 
handelspolitik entsprechend  ändern 
müssen,  da  das  Land  zu  klein  sei,  um 
sich  selbst  genügen  zu  können,     wec. 

Lijdsman,  Dr.  A.  H.,  America  and 
Europe.  Economical  observations.  With 
a    preface    by     Prof.     Dr.   M.    W.    F. 


T  r  e  u  b  and  summaries  in  French, 
Italian  and  German.  Haarlem  1922. 
H.  D.  Tjeenk  Wilhnk  &  Zoon.  54  S. 
Fl.  0,90.  —  Verf.  weist  darauf  hin, 
daß  Europa  durch  den  Krieg  in  wirt- 
schaftliche Abhängigkeit  von  den  Ver- 
einigten Staaten  getreten  sei;  damit 
diese  nicht  zur  Sklaverei  werde, 
müßten  die  europäischen  Länder  sich 
zu  gemeinsamem  Handeln  zusammen- 
schließen gegen  die  Vereinigten  Staaten, 
unter  sich  den  Freihandel  begünstigen, 
die  landwirtschaftliche  Produktion  aufs 
höchstmögliche  steigern,  die  Einfuhr 
amerikanischer  Fabrikate  verhindern, 
die  an  Nahrungsmitteln  auf  das  alier- 
notwendigste  beschränken.  Die  Ver- 
einigten Staaten  seien,  indem  sie  die 
Einfuhr  europäischer  Waren  erschwer- 
ten, auf  falschem  Wege;  daher  müsse 
Europa  handeln.  oc. 

Montgomery,  Arthur,  Svensk 
Traktatpoütik  1816—1914.  (Tüll-  och 
Traktatkommittens  utredningar  och 
betänkanden.  VI.)  Stockholm  1921. 
Isaac  Marcus.    128  S. 

Price,  E.  L.,  B.A.  (Oxon.),  O.B.E., 
M.L.A.,  Indian  Legislative  Economics 
or  Town  versus  Country.  2nd  ed. 
London  1921.  P.  S.  King  &  Son.  4, 
VII,  206,  XII,  22  S.  sh.  4/-.  -  Verf. 
bringt  Auszüge  aus  den  offiziellen  Be- 
richten über  die  Debatten  des  Staats- 
rats und  der  gesetzgebenden  Ver- 
sammlung in  Britisch-Indien  aus  dem 
Jahre  1921  über  einige  Fragen  der 
Wirtschaftspolitik,  wie  Ausfuhr,  Eisen- 
bahnen, Zölle,  Entwicklung  der  Baum- 
wollindustrie usw.  In  diesen  Debatten 
tritt  der  Gegensatz  zwischen  Stadt  und 
Land,  zwischen  Agrar-  und  Industrie- 
interessen deutlich  hervor.  Verf.  er- 
klärt sich  im  Vorwort  als  Anhänger  des 
Agrarstaatsgedankens  für  Indien  und 
hat  in  erster  Linie  die  Förderung  der 
ind.  Landwirtschaft  im  Auge.         hs. 

Sudan  Customs  1917,  1918,  and 
1919,  Annual  Statistical  Returns  of 
the—.  Khartoum  1918,  1919  and  1920. 
The  Sudan  Printing  Press.  73;  79; 
85  S.    sh.  10/6;  P.  T.  20;  P.  T.  20. 
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Tariff  Information  1921,  Sum- 
mary  of— .  Relative  to  the  Bill  H.  R. 
7456.  (United  States  Tariff  Commission, 
Washington.)  Washington  1922.  Go- 
vernment Printing  Office.  1625  S.  — 
Das  Buch  enthält  den  Wortlaut  des 
Fordney-Tarifgesetzentwurfs  in  der  vom 
Repräsentantenhaus  verabschiedeten 
Form.  Zum  Vergleich  sind  bei  jeder 
Position  die  entsprechenden  Bestim- 
mungen der  Zolltarife  von  1909  und 
von  1913  aufgeführt.  Jeder  Artikel 
wird  genau  definiert,  seine  Herstellung 
und  Verwendung  beschrieben  und  an- 
gegeben, wieviel  an  Menge  und  Wert 
in  den  letzten  Jahren  ein-  oder  aus- 
geführt ist  unter  Nennung  der  Haupt- 
herkunfts-  bzw.  Bestimmungsländer. 
Abweichungen  in  der  Klassifizierung 
gegenüber  dem  Tarif  von  1913  werden 


besonders  hervorgehoben  und  etwaige 
Abänderungsvorschläge  des  Committee 
on  Ways  and  Means  mit  Begründung 
angeführt.  oc. 

Tariff  Information  Surveys 
on  the  Articles  in  Paragraph  164  of  the 
Tariff  Act  of  1913  and  Related  Articles 
in  other  Paragraphs.  Bottle  caps, 
collapsible  tubes,  and  Sprinkler  tops. 
Revised  ed.  (United  States  Tariff 
Commission,  Washington.  C— 28.) 
Washington  1922.  Government  Print- 
ing Office.    24  S.    $  0,50. 

West  Indies.  Despatch  to  the  Go- 
vernors  of  Certain  West  Indian 
Colonies  Relating  to  the  Continuance 
for  ten  Years  of  the  Existing  Preferen- 
tial  Rates  of  Customs  Duties.  (Cmd. 
1683.)  London  1922.  H.  M.'s  Stationery 
Office.    3  S.    sh.  0/2. 
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der  Staaten  und  Völker,  einschließlich  Kolonialpolitik. 
Fairbridge,  Dorothea,  A  History  of  South  Africa.    Oxford  1918. 
University  Press.    XVI,  319  S.   sh.  3/6. 

Ein  klar  und  sachlich  geschriebenes  Buch.  Angesichts  der  Welt- 
kriegseinflüsse  zur  Zeit  der  Abfassung  verzichtet  die  Verfasserin  auf 
die  Darstellung  der  neuesten  Zeit  und  schließt  ihre  Arbeit  mit  der 
Gründung  der  Südafrikanischen  Union  1909  ab.  Von  den  ältesten  An- 
fängen Südafrikas  ausgehend  führt  sie  uns  bis  zu  diesem  weltpolitisch 
wichtigsten  Wendepunkt  der  südafrikanischen  Geschichte.  Selbstver- 
ständlich kann  bei  einer  so  ungeheuren  Zeitspanne  auf  engem  Raum 
(Oktavformat,  Großdruck)  keine  tiefgründige  Quellenforschung  mit  neuen 
Anschauungen  und  entsprechender  Beweisführung  geboten  werden.  Da- 
gegen erhalten  wir  eine  treffliche  Zusammenstellung  der  bisherigen 
Ergebnisse  der  Forschung  unter  wirksamer  Hervorhebung  des  Wesent- 
lichen. Ihre  Fähigkeit  plastisch  darzustellen,  beweist  die  Verfasserin 
auch  in  der  Auswahl  der  durchweg  charakteristischen  Abbildungen, 
unter  denen  die  Karten  und  Porträts  aller  führenden  Persönlichkeiten 
von  besonderem  Interesse  sind.  Soweit  bei  der  vorsichtigen  Zurück- 
haltung der  Historikerin  überhaupt  von  Tendenz  zu  sprechen  ist,  stellt 
sie  sich  als  Bestreben  dar,  die  Notwendigkeit  der  Vereinheitlichung 
Südafrikas  als  Dominion  im  Rahmen  des  britischen  Weltreichs  hervorzu- 
heben. Ihre  vollste  Anerkennung  spendet  sie  daher  Sir  Charles  Grey, 
Gouverneur  von  1854 — 1859,  dem  tiefen  kolonialpolitischen  Denker  und 
vorbildlichen  Organisator  Südafrikas,  Südaustraliens  und  Neuseelands, 
dem  britischen  Kolonialmann,  der  wohl  das  schwierige  Instrument  der 
Siedlungs-  und  Eingeborenenpolitik  am  erfolgreichsten  gehandhabt  hat. 

Die  zweckmäßige  Einteilung  des  Buches  sowie  seine  Handlichkeit 
seien  hervorgehoben.  Dr.  Paul  Leutwein,  Berlin. 
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Kolonie  ist  eine  kurze  Beschreibung 
sowie  Daten  über  ihren  Außenhandel 
beigegeben.  oc. 

Douanes  de  Madagascar  et 
Dependances,  Direction  des  — . 
Statistiques  du  commerce  et  de  la 
navigation  de  l'annee  1920  et  resultats 
compares  des  annees  1919  et  1920. 
(Republique  Francaise.)  Tananarivo. 
60   S. 

Bconomische  toestand  van 
Suriname  in  1921,  De  — .  Verslag 
uitgebracht  door  de  Vereeniging  voor 
Handel  en  Nijverheid  in  Suriname. 
Paramaribo.    J.  H.  Oliviera.    50  S. 

Mandates  Commission,  Per- 
manent — .  (League  of  Nations.  Mi- 
nutes of  the  First  Session,  held  in 
Geneva,  October  4th  to  8th,  1921.) 
(C.  416.  M.  296.  1921.  VI.)  Genf. 
49  S. 

Visvesvaraya,  Sir  M.,  K.C.I.E., 
M.Inst.C.E.,  Reconstructing  India.  Lon- 
don 1920.  P.  S.  King  &  Son.  VIII, 
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Verwaltung  Indiens,  Handel,  Industrie, 
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stände einer  Betrachtung  und  Kritik, 
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untergeordnet  zu  haben.  Er  verlangt 
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Passow,  Dr.  jur.  et  phil.  Richard,  ord.  Prof.  der  wirtschaftlichen  Staats- 
wissenschaften  a.   d.   Universität   Kiel,   Die   Bilanzen   der   pri- 
vaten und  öffentlichen  Unternehmungen.   II.  Bd.  2.,  erw. 
u.  verb.  Aufl.    (B.  G.  Teubners  Handbücher  für  Handel  und  Gewerbe.) 
Leipzig  1919.   B.  G.  Teubner.   VI,  298  S.  Ji  11,—. 
Der  zweite  Band  des  grundlegenden  Buches  von  Passow  über  die 
Unternehmungsbilanzen   hält    in    vollem   Umfange,  was    der   erste   ver- 
spricht.  Verf.  wendet  die  Grundsätze,  die  für  die  Abfassung  einer  Bilanz 
maßgeblich    sind   oder    maßgeblich   werden   müssen,    in  einer 
sorgfältigen  Analyse  der  Sonderbestimmungen  für  die  Bilanzaufslellun- 
gen   der   einzelnen  Unternehmungen   an.    Mit   unbeirrbarer   Konsequenz 
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verfolgt  P.  auch  in  diesem  Bande  das  Ziel,  den  Aussagewert  jeder  Bilanz 
zu  heben  und  die  Vergleichbarkeit  einer  Beihe  aufeinander  folgender 
Bilanzen  sicherzustellen. 

Soweit  Passows  Ausführungen  sich  auf  öffentlich  rechtliche  Betriebe 
beziehen,  handelt  es  sich  im  wesentlichen  um  eine  Verkürzung  und  Kon- 
zentrierung der  Gedankengänge,  in  denen  er  vor  einigen  Jahren  den 
Etat  der  preußisch-hessischen  Staatsbahnen  einer  grundlegenden  Kritik 
unterwarf.  In  dem  Abschnitt,  der  sich  mit  den  Bilanzen  der  Aktien- 
gesellschaften befaßt,  vertritt  Verf.  einen  Standpunkt  in  bezug  auf  die 
stillen  Beserven,  der  in  den  Kreisen  der  gewiegten  „Bilanzpraktiker" 
lebhaften  Widerspruch  findet.  Die  Generaldirektoren  und  die  Verbands- 
syndici,  die  aus  Gründen  der  „Steuerersparnis"  oder  der  geschäftlichen 
Bewegungsfreiheit  Passows  Beanstandung  der  heute  üblichen  Überspan- 
nung des  Begriffes  der  stillen  Beserven  abzuwehren  suchen,  richten 
diesen  Kampf  gegen  ein  falsches  Ziel.  Sie  sollten  sich  nicht  gegen  den 
unbequemen  Kritiker  wenden,  der  nur  mit  vollem  Becht  verlangt,  daß 
die  Bilanz  auch  wirklich  die  vorhandenen  "Werte  ausweist  und  ein- 
getretene Verluste  kenntlich  macht,  sondern  lieber  ihre  Aufmerksamkeit 
einem  anderen  Problem  zuwenden:  der  gesetzlichen  Fixierung  der 
Beservendotierung. 

Der  fälschlich  sogenannte  Beservefonds  einer  Aktiengesellschaft  steht 
heute,  angesichts  der  Tatsache,  daß  die  Mehrzahl  dieser  Unternehmungen, 
dank  ihres  Bank-  und  Obligationenkredits,  viel  weiter  reichende  Geschäfte 
und  damit  Verlustmöglichkeiten  eingehen  als  ihr  Aktienkapital  andeutet, 
in  keinerlei  Beziehung  zu  dem  Wertumsatz  des  Unternehmens.  Hier 
kann  man  nicht  nur  durch  eine  schematische  Bilanzreform  Wandel 
schaffen,  sondern  man  muß  noch  einen  Schritt  weiter  gehen.  Auch  die 
Bilanz  ist  wie  jede  andere  formale  Fixierung  eines  wirtschaftlichen 
Vorgangs  oder  einer  Vorgangsreihe  nur  so  lange  lebensberechtigt,  wie 
die  determinierenden  wirtschaftlichen  Faktoren  darin  in  entsprechender 
Klarheit  zum  Ausdruck  kommen.  Solange  das  Aktienkapital  auf  Grund 
einer  veralteten  Gesetzgebung  die  Unterlage  für  eine  schon  damals  unge- 
nügende Beservenbemessung  bildet,  ist  der  Versuch  der  Praxis  unver- 
meidlich, hier  über  die  Formalien  zur  Tagesordnung  überzugehen. 

Man  entzieht  der  stillen  Beserve  erst  dann  ihre  wirtschaftliche 
Existenzberechtigung,  die  sie  heute  —  trotz  des  Mißbrauches,  der  mit 
ihr  getrieben  wird  —  zweifellos  besitzt,  indem  man  der  Schaffung  einer 
greifbaren  und  im  Verhältnis  zum  Geschäftsrisiko  stehenden  offenen 
Beserve  das  Wort  redet. 

Gerade  die  Erörterung  dieses  Problems  zeigt  aber,  welche  hohe  Be- 
deutung diese  Schrift  besitzt.  Sie  bildet  heute  die  Grundlage  —  durch 
umfassende  Materialauswertung  und  vergleichende  Auslage  des  deut- 
schen und  des  ausländischen  Bechtes  —  für  jeden  konstruktiven  Versuch, 
aus  dem  Sumpf  des  Aktienunrechts  auf  den  Boden  eines  festfun- 
dierten  Aktiengesellschaftsrechts   zu   gelangen,  bei  dem  das  Opfer   der 
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geltenden  unzulänglichen  Bestimmungen,  der  Aktionär,  etwas  besser  zu 
seinem   Rechte  gelangt   als   derjenige,   der   das   Aktiengesellschaftsrecht 


nur  zu  mißbrauchen  bestrebt  ist. 


Dr.W.  H.Edwards,  Berlin. 
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ner.  VIII,  144  S.  —  Ausgehend  von 
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Verhältnis  zwischen  beiden  kann  ein 
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sein,  und  zwar  ergibt  sich  der 
materielle     Dualismus     aus     der     Ver- 
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schiedenheit  zwischen  Erfolgs-  und 
Selbstkostenrechnung,  während  der 
formelle  Monismus  es  ermöglicht,  diese 
Verschiedenheit  zu  messen.  Diese 
theoretische  Frage  wird  dann  an  Hand 
verschiedener  Skizzen  für  die  Rech- 
nungselemente Löhne,  Abschreibungen, 
Zinsen,  Material  praktisch  erörtert. 
Zum  Schluß  wird  die  Differenzmethode 
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bandes des  deutschen  Hand- 
werks und  Verzeichnis  der  Hand- 
werkspresse nach  dem  Stande  vom 
1.  Januar  1922.  (Zeit-  und  Streitfragen 
des  deutschen  Handwerks.  Herausgeg. 
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Ihre  Durchführung  und  Aufstellung. 
Stuttgart  1922.  Muth'sche  Verlags- 
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of  1920,  United  States  Census.  In- 
cluding  distribution  of  retail  and 
Wholesale  dealers.  Compiled  from 
trade  sources.  New  York  (1921).  J. 
Walter  Thompson  Co.  X,  335  S. 
$  5, — .  —  Ein  in  erster  Linie  für  die 
Geschäftswelt  bestimmtes  Auskunfts- 
buch über  Größe  und  Bevölkerung  der 
amerikanischen      Bundesstaaten,.    Zahl 


der  Farmen,  der  Postämter  und  Tele- 
phonanschlüsse, der  Kraftstationen, 
elektr.  Personenwagen  und  Häuser  mit 
Elektrizitätsversorgung,  Länge  der 
Straßen  und  Eisenbahnen,  Zahl  der 
registrierten  Automobile,  Höhe  der 
Steuereinnahmen,  Verteilung  der  Grofi- 
und  Kleinhändler  nach  Branchen,  so- 
wie Einwohnerzahl  der  einzelnen  Orte 
mit  mindestens  500  Einwohnern  in  den 
verschiedenen  Bundesstaaten.         rm. 

Sächsischen  Industrie,  Offi- 
zielles Adreßbuch  der  — .  Bearb.  u. 
herausgeg.  nach  seinem  Mitglieder- 
verzeichnis v.  Verband  Sächsischer 
Industrieller.  Stand  v.  1.  Januar  1922. 
Geordnet  nach  Firmen,  Orten, 
Branchen.  Leipzig.  Schulze  &  Co. 
XLVIII,  212f,  XXXII,  759,  288  S.  u. 
1  Nachtrag  v.  25  S.  M  130,—.  —  Ein- 
gangs ist  über  die  Organisation  des 
Verbandes  Sächsischer  Industrieller 
und  die  ihm  angeschlossenen  Verbände, 
die  nach  Branchen  geordnet  sind,  be- 
richtet. Es  folgen  das  alphabetische 
Verzeichnis  der  Mitgliedsfirmen,  das 
alphabetische  Ortsregister  unter  je- 
weiliger Nennung  der  Firmen,  ihres 
Produktionsgebietes  sowie  der  An- 
gaben, ob  Hauptgeschäft  oder  Filiale. 
Den  Schluß  bildet  ein  untergegliedertes 
Branchenverzeichnis,  aus  dem  u.  a.  zu 
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exportiert.  fl. 

Year  Book  &  Export  Register 
of  the  Federation  of  British 
Industries  1922.  Ed.  by  W.  S. 
Barclay,  F.R.G.S.,  and  E  r  n  e  s  t 
A.  N  a  s  b  ,  Associate  I.E.E.,  A.C. LS. 
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weiliger alphabetischer  Aufzählung 
der  in  Betracht  kommenden  Firmen. 
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alphabetisches  Mitgliederverzeichnis 
mit  genauer  Angabe  der  Adresse,  des 
Standortes  der  Unternehmungen,  der 
Art  der  Produktion,  der  Filialen  im 
Inlande  und  der  Vertreter  im  Aus- 
lande. Bei  Vereinigungen  sind  die 
Mitglieder  namentlich  aufgeführt,     fl. 
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13.  Konventionen,  Kartelle,  Trusts,  Genossenschaftswesen. 

Liefmann,  Prof.  Dr.  Robert,  Kartelle  und  Trusts  und  die 
Weiterbildung  der  volkswirtschaftlichen  Organi- 
sation. 4.,  erw.  u.  verb.  Aufl.  (Bücherei  der  Rechts-  und  Staats- 
kunde. 12.  Bd.)  Stuttgart  1920.  Ernst  Heinrich  Moritz.  XI,  304  S. 
Die  neue  Auflage  des  anerkannten  Buches  hat  eine  Reihe  von  Auf- 
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Kap.  VI  auf  die  heute  gärenden  organisatorischen  Tendenzen  abgestellt 
worden.  Verf.  ist  dabei  in  seinen  Grundanschauungen  über  die  Bedeu- 
tung der  Kartelle  und  der  kapitalistischen  Organisationen  auf  dem  bis- 
herigen kritischen  Boden  geblieben,  insbesondere  lehnt  er  die  weit- 
gehenden Sozialisierungsbestrebungen  ab  und  erhofft  eine  organische 
Weiterentwicklung  auf  der  Grundlage  der  bisherigen  bewährten  Formen. 
Auch  das  beigefügte  Literaturverzeichnis  hat  einige  Ergänzungen  er- 
fahren. So  sichert  sich  auch  diese  neue  Auflage  durch  ihren  Zweck, 
einen  allgemeinen  umfassenden  Überblick  über  die  organisatorischen 
Probleme  der  heutigen  Wirtschaft  zu  geben,  die  mit  Recht  anerkannte 
Sonderstellung  in  der  Literatur. 

Dr.  Siegfried  Tschierschky,    Berlin. 


Beckerath,  Dr.  Herbert  von, 
Prof.  a.  d.  Technischen  Hochschule 
Karlsruhe,  Kräfte,  Ziele  und  Gestaltun- 
gen in  der  deutschen  Industriewirt- 
schaft. Jena  1922.  Gustav  Fischer. 
81  S.  M  21,—.  (Erw.  Neubearb.  eines 
im  „W.  A.",  17.  Bd.,  Heft  1  u.  2  unter 
d.  gleichen  Titel  veröffentl.  Aufsatzes.) 

Bitter,  Dr.  phil.  Wilhelm,  Die 
wirtschaftliche  Eroberung  Mittel- 
amerikas durch  den  Bananentrust. 
Organisation  und  imperialistische  Be- 
deutung der  United  Fruit  Company. 
(HamburgischeForschungen.Wirtschaftl. 
u.  politische  Studien  aus  hanseatischem 
Interessengebiet.  Heft  9.)  Braunschweig 
u.  Hamburg  1921.  Georg  Westermann. 
145  S.  u.  Karte.  M  30,-.  -  Verf. 
gibt  zunächst  einen  Überblick  über  die 
Entstehung  des  nordamerikanischen 
Bananentrusts,  dessen  Haupttätigkeit 
die  Bananenwirtschaft  der  karibischen 
Länder  sei.  Die  leichte  Verderblichkeit 
der  Früchte  verlange  die  Angliederung 
eines  umfangreichen  Apparates  an 
Transportmitteln  und  -anlagen.  Die 
Verfügung  hierüber  bilde  die  Grundlage 
einer  Monopolstellung  des  Trusts  in  der 


Versorgung  Nordamerikas  und  Europas 
mit  Bananen.^ Das  Monopol  über  das 
wichtigste  Ausfuhrgut  und  die  Ver- 
fügung über  die  Verkehrsmittel  gebe 
dem  Trust  ein  allgemeines  Wirtschafts- 
monopol  in  Zentralamerika.  Wenn 
auch  aus  privaten  Erwerbsinteressen 
hervorgegangen,  stelle  der  Trust  jetzt 
seine  Geschäftspolitik  bewußt  in  den 
Dienst  des  Panamerikanismus,  übe 
einen  entscheidenden  Einfluß  auf  die 
innere  und  äußere  Politik  der  zentral- 
amerikanischen  Länder  aus  und  suche 
diese  wirtschaftlich  wie  politisch  den 
Vereinigten  Staaten  anzugliedern,  oc. 
Consorz i  Agrari  Cooperativi 
Italiani  e  le  Societä  Affini, 
I  — .  Note  statistiche:  1910—1920. 
(Federazione  Itaüana  dei  Consorzi 
Agrari.)  Piacenza,  Rom  u.  Neapel 
1921.  105  S.  L.  15,-.  —  Das  Buch 
stellt  die  Fortsetzung  des  Werkes: 
„Die  landwirtschaftlichen  Genossen- 
schaften in  Italien  von  ihrem  Ent- 
stehen an  bis  zum  Jahre  1910"  dar; 
es  will  die  von  1910—1920  in  der 
Landwirtschaft  gemachten  Fortschritte 
und   den    1920    erreichten   Stand   schil- 


Wirtschaftliche  Interessenvertretungen,  Vereine,  Kongresse,  Messen,  Ausstellungen,    a^q 


dern.  Zu  diesem  Zweck  gibt  es 
Übersichten  über  die  Zahl  der  Ge- 
nossenschaften, ihre  Mitglieder,  des 
Kapitals,  der  Reserven,  der  verteilten 
Waren;  es  bespricht  die  Gliederung 
des  Zentralverbandes,  seine  Tätigkeit 
und  die  seiner  Unterabteilungen.  Reich- 
haltiges statistisches  Material,  nach 
Provinzen  des  Königreichs  geordnet, 
bildet  den  Ilauptteil.  wec. 

Kooperativ  verksamhet  i 
Sverigc,  ären  1917—1919.  AvKungl. 
Socialstyrelsen.  (Sveriges  Officiella 
Statistik.  Socialstatistik.)  Stockholm 
1922.  P.  A.  Norstedt  &  Söner.  VII, 
167  S. 

Notz,  William  F.,  Ph.D.,  and 
Richard  S.  Harvey,  Ph.D., 
American  Foreign  Trade.  As  promoted 
by  the  Webb-Pomerene  and  Edge  Acts. 
With  historical  references  to  the 
origin  and  enforcement  of  the  anti- 
trust  laws.  Indianapolis  (1921).  The 
Bobbs-Merrill  Co.  XV,  593  S.  $  5,-. 
—  Die  Schrift  konzentriert  sich  zu- 
nächst wesentlich  auf  eine  Darlegung 
der  amerikanischen  Trustlegislative 
und  ihrer  Praxis,  wobei  ein  reiches 
Tatsachenmaterial  beigebracht  wird, 
das  die  bisherigen  Arbeiten  von  Ripley, 
Macrosty,  Haney,  Prentice,  Hirst,  van 
Hise  u.  a.  sowohl  an  Ausführlichkeit 
wie  besonders  an  wirtschaftlicher  und 
juristischer  Systematik  und  durch  die 
Fortführung  bis  auf  die  jüngste  Zeit 
zum  guten  Teil  überragt.  Es  folgt  dann 
als  Ilauptteil  eine  vor  allem  wirt- 
schaftsrechtliche Analyse  der  im  Titel 
genannten  beiden  Exportförderungs- 
gesetze. Die  praktischen  Erfolge  dieser 
Legislatur  finden  eine,  bei  ihrer  Jugend 
erklärlich,  nur  kurze,  aber  recht  inter- 
essante Beleuchtung  (S.  282  ff.  u. 
S.  353  ff.).  Der  umfangreiche  Anhang 
bringt  den  Abdruck  wichtigster  Trust- 
gesetze, Formulare  und  Organisations- 
statuten. Ein  Verzeichnis  der  be- 
handelten Trustprozesse,  eine  ausführ- 
liche, ausgewählte  Bibliographie  der 
einschläg.  Literatur  und  ein  recht  ein- 


gehender Index  erhöhen  den  Wert  des 
Buches  als  zurzeit  ausführlichste  und 
eingehendste  Darstellung  der  ameri- 
kanischen „kapitalistischen"  Organi- 
sationsgrundlagen, st. 

S  u  t  c  1  i  f  f  e  ,  J.  T.,  A  History  of  Trade 
Unionisrn  in  Australia.  (W.  E.  A. 
Series.  No.  3.)  London  1921.  Mac- 
millan  &  Co.  226  S.  sh.  10/-.  —  Gibt 
die  Entwicklungsgeschichte  der  Ge- 
werkschaftsbewegung in  Australien  von 
den  frühesten  Anfängen  im  19.  Jahr- 
hundert, als  die  Arbeiterschaft  zum 
größten  Teil  aus  Sträflingen  bestand, 
bis  zum  heutigen  Tage,  wobei  die 
äußere  Entwicklung  eingehender  be- 
handelt wird  als  die  inneren  Pro- 
bleme (Organisations-  und  Taktik- 
fragen, politische  Einstellung  usw.). 
Im  Anhang  werden  die  auf  den 
australischen  und  interkolonialen  Ge- 
werkschaftskongressen gefaßten  Be- 
schlüsse  wiedergegeben.  hs. 

Trade  Unionisrn  in  France, 
Left  Wing.  Containing  reflections 
on  the  future  of  French  trade 
unionisrn  by  Pierre  Monatte. 
Workers'  control  and  Workshop  com- 
mittees  by  T  h  6  o  Argence  and 
Auguste  Herclet.  With  an  in- 
troduetion  by  George  Slocombe. 
London  (1921).  The  Labour  Publishing 
Co.  129  S.  sh.  1/6.  —  M.  befürwortet 
Erziehung  in  kleinem  Kreise,  Bildung 
von  Arbeiterklubs  und  Abfassung  von 
industriellen  bzw.  Gebietsmonographien, 
die  Angaben  enthalten  über  den  Stand 
der  Industrien,  über  Arbeiterfragen  in 
wirtschaftlicher  und  organisatorischer 
Hinsicht  zur  Aufklärung  der  Arbeiter. 
—  Arg.  und  H.  behandeln  die  Frage 
der  Verbesserung  des  Loses  der 
Arbeiter,  der  Wirkung  der  Arbeiter- 
kontrolle auf  Menge  und  Qualität  der 
Waren  und  der  Mitwirkung  der  Be- 
triebsräte bei  Einstellung  und  Ent- 
lassung von  Arbeitern,  bei  Regelung 
der  Löhne,  Arbeitszeit  und  Produktion 
sowie  der  Verkaufspreise.  fl. 


14.  Wirtschaftliche  Interessenvertretungen,  Vereine,  Kongresse, 
Messen,  Ausstellungen. 


Chamber  of  C  o  m  m  e  r  c  e  o  f  t  h  e 
City  of  Milwaukee,  Sixty-Fourth 
Annual  Report  of  the  — ,  for  the  Year 


ending  December  31st,  1921,  and  Fiscal 
Year  of  the  Chamber  of  Commerce 
ending  April  3rd,   1922.    Compiled  for 
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the  Chamber  of  Commerce  by  H.  A. 
Plumb.  Milwaukee  1922.  Radtke 
Bros.  &  Kortsch  Co.    138;  145  S. 

Deutschen  Industrie  in  der 
Weltwirtschaft,  Stellung  der  — , 
und  in  ihren  Beziehungen  zur  Land- 
wirtschaft, zum  Handel  und  Verkehr. 
Bericht  über  die  4.  ordentliche  Mit- 
gliederversammlung des  Reichsver- 
bandes der  Deutschen  Industrie.  Ham- 
burg, 22.  u.  23.  Mai  1922.  (Veröffent- 
lichung des  Beichsverbandes  der  Deut- 
schen Industrie.  Heft  19.)  82  S.  — 
Enthält  die  während  der  Tagung  ge- 
haltenen Vorträge  über  die  jüngste  Ent- 
wicklung der  internationalen  Wirt- 
schaftslage, deutsche  und  internationale 
Finanzprobleme  in  ihrer  Bedeutung  für 
die  deutsche  Industrie  sowie  über  die 
Beziehungen  zwischen  Industrie  und 
Welthandel,  Landwirtschaft  und  Ver- 
kehr. Der  letzte  Vortrag  bezieht  sich 
auf  die  innere  Entwicklung  der  in- 
dustriellen Organisation  in  Deutsch- 
land, fl. 

Handelsk  am  mer  Gotha,  1897 
bis  1922,  Die  — .  Im  Auftrage  der 
Kammer  bearbeitet  von  ihrem  Syndikus 
Weber.    Gotha.    64  S. 

Holländische  Handelskam- 
mer für  die  Schweiz.  Auto- 
risiert durch  S.  Exz.  den  Minister  des 


Auswärtigen,  errichtet  und  handels- 
rechtlich eingetragen  in  Zürich.    32  S. 

International  Chamber  of 
Commerce,  The  — .  By  Frede- 
rick P.  K  e  p  p  e  1.  (International 
Conciliation.  Published  monthly  by  the 
American  Association  for  International 
Conciliation.  Entered  as  second-class 
matter  at  Greenwich,  Conn.,  July  3, 
1920,  under  Act  of  August  24,  1912. 
Nr.  174.)  New  York.  American  Asso- 
ciation for  International  Conciliation. 
S.  189-210. 

International  Economic  Con- 
ference, Genoa,  April-May,  1922, 
Papers  Relating  to  — .  (Cmd.  1667.) 
London  1922.  H.  M.'s  Stationery  Office. 
99  S.    sh.  2/-. 

Schweizerischen  Bauern- 

sekretariates, Mitteilungen  des — . 
Nr.  66.  Vierundzwanzigster  Jahres- 
bericht des  leitenden  Ausschusses  des 
schweizerischen  Bauernverbandes  und 
des  schweizerischen  Bauernsekretariates 
1921;  67:  Die  Bevision  des  schweizeri- 
schen Genossenschaftsrechtes.  Gut- 
achten des  schweizerischen  Bauern- 
sekretariates; 69:  Der  schweizerische 
Bauernverband  1897—1922.  Festschrift. 
Herausgeg.  zum  25jährigen  Jubiläum 
des  schweizerischen  Bauernverbandes. 
Brugg  1922.  Verlag  des  schweizerischen 
Bauernsekretariates.  100;  66;  202  S. 
Fr.  2,-;  2,-;  3,-. 


15.  Arbeitgeber,  Arbeitnehmer,  Sozialpolitik,  Sozialismus. 

Lauchheimer,  Malcolm  H.,  Ph.D.,  The  Labor  Law  of  Maryland. 

(John  Hopkins  University  Studies  in  Historical  and  Political  Science. 

Series  XXXVII,  Nr.  2.)    Baltimore  1919.     The   Johns  Hopkins  Press. 

VII,  9,  166  S. 
In  der  angesehenen  Sammlung  der  Johns  Hopkins  University  Studies 
in  Historical  and  Political  Science,  die  bereits  gegen  40  „series"  umfaßt, 
ist  diese  umsichtige  und  lehrreiche  Darstellung  Lauchheimers  über 
das  Arbeitsrecht  in  Maryland  erschienen.  (Maryland,  1,3  Millionen  Ein- 
wohner zählend  [1910],  um  die  Chesapeake  Bay  gelagert,  von  Baltimore 
beherrscht,  rechnet  schon  zu  den  südlichen  Staaten  der  Union.)  Es  ist 
eine  sozialrechtliche  Untersuchung  jenes  Schlages,  der  in  Deutschland 
leider  noch  wenig  vorkommt.  Gutes  juristisches  Verständnis  der  „Pro- 
bleme der  Arbeit",  des  Arbeitsverhältnisses  und  des  organisierten 
Arbeiterringens  nach  der  rechtlichen  Seite  hin  verbündet  sich  mit 
kritischer  Würdigung  der  wirtschaftlich-sozialen  Grundlagen  und  Aus- 


Arbeitgeber,  Arbeitnehmer,  Sozialpolitik,  Sozialismus.  47 1 

Wirkungen  der  problematischen  Erscheinungen.  Der  wirtschaftlich  und 
politisch  geschulte  „common  sense"  sucht  überall  da  den  Faden  weiter- 
zuspinnen,  wo  er  juristisch  vielleicht  in  die  Brüche  kommt.  Diese  kom- 
binierte Betrachtungsweise  ist  in  der  Union  besonders  wichtig  wegen  des 
heillosen  Zwiespaltes  zwischen  den  alten,  individualistisch  gerichteten 
Bundesverfassungsgrundsätzen  und  den  sozialen  Tendenzen  und  Not- 
wendigkeiten der  neuzeitlichen  Arbeiterschutz-  und  Organisations- 
gesetze, welche  die  einzelnen  Staaten  erlassen  und  gegen  die  Anfechtungen 
der  Gesetzesgegner,  als  seien  diese  Gesetze  verfassungswidrig,  immer 
wieder  zu  verteidigen  haben.  Auch  Marylands  Arbeitsrecht  trägt  diese 
Züge  der  Auseinandersetzung  mit  der  Bundesverfassung  in  seinem 
Gesicht.  Lauchheimer  widmet  eingehende  Erörterungen  insbesondere 
dem  Konflikt,  in  dem  die  soziale  Gesetzgebung  zugunsten  der  Arbeiter 
mit  dem  Verfassungsgrundsatz  „equal  protection  of  the  law"  und  der 
Klausel  „due  process  of  law"  im  14.  Verfassungszusatz  liegt,  die  der 
Ausübung  polizeilicher  Gewalt  oder  der  staatlichen  Besteuerung  für 
private  Zwecke  oder  der  Ausschaltung  des  Unfallhaftungsprozesses 
gegen  den  Unternehmer  durch  einen  allgemein  normierten  Unfall- 
entschädigungskodex zugunsten  der  Arbeiter  nicht  bloß  enge  Schranken 
zieht,  sondern  sie  teilweise  schier  unmöglich  machen  kann.  Diese 
Schatten  lagern  über  vielen  Abschnitten  des  Arbeitsrechts  von  Maryland, 
die  der  Verfasser  der  Reihe  nach  untersucht:  Koalitionsrecht,  Unfall- 
entschädigung, Arbeitsbedingungen  (Arbeiterschutz  für  Leib  und  Leben, 
Feuerschutz,  Gesundheitsschutz,  Werkstätten-  und  Heimarbeitsschutz), 
Arbeitsvertrag  (Arbeitsstunden,  Löhne,  Arbeitsbehinderung),  Neben- 
gesetze (Könzessionierung  gewisser  Beschäftigungsarten,  Lohnschutz, 
Kinderarbeitsschutz  und  Staatsarbeiter  Ordnung).  In  dem  Kapitel  „Soziale 
Verwaltung"  für  Arbeiter-,  Gesundheits-  und  verwandte  Angelegenheiten 
tritt  die  Zweifelfrage  „State  action"  hinter  der  Betrachtung  der  inneren 
Schwierigkeiten  dieses  für  Maryland  noch  recht  jungen  und  wenig  voll- 
kommenen Verwaltungsapparates  zurück,  den  Lauchheimer  nach  dem 
Muster  von  Neuyork  verbessert  wissen  möchte.  Im  Schlußkapitel  „Der 
Staat  im  Verhältnis  zur  Arbeit"  stellt  Verf.  fest,  daß  unter  dem 
ungünstigen  Stern,  der  keine  klaren  sicheren  Grundsätze  für  die  gesetz- 
liche Behandlung  der  Arbeiterfragen  gedeihen  ließ,  ein  „Chaos"  in  den 
gesetzlichen  Anordnungen  und  in  den  richterlichen  Entscheidungen  ein- 
getreten ist,  und  versucht  Auswege  zu  finden  mit  einem  eigenen  „philo- 
sophischen System  für  die  Arbeitsgesetzgebung",  das  die  Versöhnung 
zwischen  einem  weder  manchesterlichen  noch  sozialistischen  Prinzip  der 
Staatspolitik  und  den  Notwendigkeiten  gesetzlicher  sozialer  Ordnung 
bringen  soll.  Sein  Vorschlag  zielt  in  der  Hauptsache  auf  Begünstigung 
der  beruflichen  Organisationen  der  Arbeiter  und  Arbeitgeber  als  Träger 
einer  elastischen  sozialen  Selbsthilfe  und  Selbstverwaltung  unter  der 
ausgleichenden  Kontrolle  des  Staates. 

Prof.  Waldemar  Zimmermann,  Hamburg. 
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Arbejderens  almanak  1922. 
14.  aargang.  Udgivet  af  det  Danske 
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Aufsichtsrat-Gesetz  (Betriebs- 
räte im  Aufsichtsrat)  nebst  Wahlord- 
nung und  den  einschlägigen  Vor- 
schriften des  Handelsrechts.  Eingehend 
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Chenery,  William  L.,  Industry 
and  Human  Weifare.  (The  Social  Wei- 
fare Library.  4.)  London  1922.  Mac- 
millan  &  Co.  XII,  169  S.  sh.  8/-.  — 
Gibt  einen  historischen  Überblick  über 
die  Wirkung  der  industriellen  Entwick- 
lung auf  die  wirtschaftliche  und  soziale 
Lage  der  Arbeiterklasse  in  den  Ver- 
einigten Staaten,  insbesondere  auf  die 
Familienverhältnisse  des  Arbeiters,  auf 
Lohn-  und  Arbeitszeitbedingungen  so- 
wie auf  die  Verhältnisse  des  Arbeits- 
marktes, hs. 
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(The  New  Era  Series.  Vol.  13.)  Lon- 
don (1921).  Leonard  Parsons.  159, 
16  S.  sh.  4/6.  —  Die  Verf.  befür- 
worten die  Durchführung  der  Boden- 
reform in  England  sowohl  aus  Zweck- 
mäßigkeits-  als  auch  aus  Gerechtigkeits- 
gründen (zur  Hebung  der  landwirt- 
schaftlichen Produktion  und  zur 
Hebung  der  sozialen  Lage  der  Land- 
bevölkerung). Der  Staat  soll  eine  be- 
wußte Agrarpoütik  treiben  und  die 
Kontrolle  über  die  landwirtschaftliche 
Produktion  ausüben.  Die  Verstaat- 
lichung soll  unter  Entschädigung  der 
Bodeneigentümer,  mittels  einer  An- 
leihe, tilgbar  in  56  Jahren,  erfolgen. 
Die  Verwaltung  soll  in  Händen  von 
Organisationen  hegen,  in  denen  die 
verschiedenen  Interessenten  vertreten 
sind,  sowie  des  Landwirtschaftsministe- 
riums. Zum  Schluß  werden  die  von 
verschiedenen  Staaten  nach  dem  Kriege 
ergriffenen  Siedlungsmaßnahmen  be- 
handelt, hs. 
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Sumner,  E.  B.  Mittelman, 
H.  E.  Hoagland,  John  B.  An- 
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York  1921.  The  Macmillan  Co.  XXV, 
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Hofmann,  Dr.  jur.  Walter,  Der 
Anteil  des  Handwerks  an  der  Neu- 
organisation des  Wirtschaftslebens. 
Herausgeg.  v.  Wirtschaftswissenschaft- 
lichen Institut  für  Handwerkerpolitik. 
(Archiv  für  Handwerkswirtschaft.  Her- 
ausgeg. v.  Wirtschaftswissenschaftlichen 
Institut  für  Handwerkerpolitik.  Jahrg. 
1922.  Heft  1.)  Hannover  1922.  Alfred 
Georgi.  68  S.  M  26,—.  —  Ausgehend 
von  der  Entwicklung  der  Gewerbe- 
politik und  derjenigen  der  fachlichen 
und  wirtschaftlichen  Organisationen  im 
Handwerk  werden  die  Weiterbildung 
der  Organisationen  für  Kriegslieferun- 
gen, die  Frage  der  Arbeitsbeschaffung 
und  -Vermittlung  sowie  die  Zusammen- 
schlußbewegungen im  Handwerk  in  der 
Nachkriegszeit  behandelt.  Den  Schluß 
bildet  eine  Stellungnahme  zu  den 
Plänen  A  und  B  der  Denkschrift  über 
den  Aufbau  der  Arbeiter-  und  Bezirks- 
wirtschaftsräte des  Reichswirtschafts- 
ministeriums und  zum  Betriebsräte- 
gesetz, fl. 
Jenny,  Dr.  E.,  Wie  Rußland  bolsche- 
wistisch wurde.  Ein  Aufriß  der  russi- 
schen Revolution.  Berlin  u.  Leipzig 
1921.  Vereinigung  wissenschaftlicher 
Verleger.  IV,  128  S.  M  12,-.  - 
Verf.  entwirft  eine  in  scharfen  Um- 
rissen gezeichnete  Schilderung  des 
Werdeganges  der  Bolschewisierung 
Rußlands.  Der  Bolschewismus  sei  die 
Folgeerscheinung  einer  besonderen, 
historisch  tief  wurzelnden,  durch  den 
jedem  poh tischen  Fortschritt  abholden 
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Absolutismus  großgezogenen  und  die 
Fehler  der  Regierung  während  der 
inneren,  durch  den  Weltkrieg  hervor- 
gerufenen Schwierigkeiten  zum  Aus- 
bruch gekommenen  Psyche  der  Volks- 
massen. Das  starre,  der  in  der  ganzen 
Kulturwelt  sich  durchsetzenden  politi- 
schen und  wirtschaftüchen  Neuorgani- 
sation der  Massen  anpassungsunfähige, 
mit  der  verknöcherten  griechisch- 
katholischen  Kirche  fest  verwachsene 
zaristische  Regierungssystem  und  die 
zum  Handeln  unfähige,  in  jeder  poli- 
tischen Krise  den  Begebenheiten  nach- 
hinkende Regierung  habe  dem  Sturm 
der  revolutionierten  Soldaten  und  Ar- 
beiter nicht  standhalten  können  und 
der  schrankenlosen  Vernichtung  jeder 
bürgerlichen  Ordnung  im  Reiche  Tor 
und  Türen  geöffnet.  alt. 

Kollektivavtal  i  Sverige  vid 
ärsskiftet  1920/21.  Del  I:  Utbred- 
ning  och  innehäll;  II:  Kollektivavtal 
i  urval.  Av  Kungl.  Socialstyrelsen.  (Sveri- 
ges  Officiella  Statistik.  Socialstatistik.) 
Stockholm  1922.  P.  A.  Norstedt  & 
Söner.  XI,  190;  VI,  275  S.  Kr.  1,50; 
2,-. 

Labour  in  Extract.  By  „Recor- 
der". London.  Paul,  Trench,  Trubner 
&  Co.  23  S.  sh.  6/-.  —  Es  werden 
die  Fragen  der  Verringerung  der 
Arbeitsleistung  unter  gleichzeitiger  For- 
derung besserer  Entlohnung,  der  vor- 
wiegenden Verwendung  des  Lohnes  für 
gutes  Leben  und  Kleidung,  sowie  der 
Streiks  und  deren  oft  nichtigen  Ur- 
sachen unter  jeweiligem  Zitieren  von 
Äußerungen  von  Arbeiterführern  bzw. 
Anführen  von  Beispielen  für  die  ein- 
zelnen Erscheinungen  behandelt.      fl. 

Lassalle,  Ferdinand,  Nachge- 
lassene Briefe  und  Schriften.  1.  u. 
3.  Bd.:  Der  Briefwechsel  zwischen 
Lassalle  und  Marx.  Nebst  Briefen  von 
Friedrich  Engels  und  Jenny  Marx  an 
Lassalle  und  von  Karl  Marx  an  Gräfin 
Sophie  Hatzfeldt.  Herausgeg.  v. 
Gustav  Mayer.  Stuttgart  u.  Berlin 
1922.  Deutsche  Verlagsanstalt.  X,  357; 
XII,  411  S.    M  96,-. 

Liebknecht,  Karl,  Beden  und 
Aufsätze.  Herausgeber:  Julian  Gum- 
p  e  r  z.  Hamburg  1921.  Carl  Hoym 
Nachf.  VII,  374  S.  Ji  15,-.  —  Ent- 
hält Parlamentsreden  aus  der  Vor- 
kriegszeit   und    während    des    Krieges, 


einige  zum  ersten  Male  veröffentlichte 
Spartakusbriefe,  einzelne  Flugblätter, 
Aufsätze  und  Zeitungsartikel,  sowie 
ausgewählte  Kapitel  aus  Liebknechts 
größeren  Werken:  „Militarismus  und 
Antimilitarismus"  und  „Klassenkampf 
gegen  den  Krieg".  Die  Mehrzahl  der 
„Reden  und  Aufsätze"  ist  den  Fragen 
des  imperialÜlischen  Krieges  und  der 
sozialen  Revolution  gewidmet.  Der 
Anhang  bringt  ein  Nachwort  Radeks 
und  den  Aufruf  des  Spartakusbundes 
an  die  Arbeiterschaft  nach  Liebknechts 
Tod.  hs. 

L  ü  t  k  e  n  s  ,  Dr.  Gerhard,  Das 
Kriegsproblem  und  die  marxistische 
Theorie.  („Archiv  für  Sozialwissen- 
schaft u.  Sozialpolitik".  49.  Bd.,  Heft  2, 
S.  467-517.)  Tübingen  1922.  J.  C.  B. 
Mohr. 

Magnusson,  Gerhard,  Social- 
demokratien  i  Sverige.  Andra  delen: 
I  kamptider.  Stockholm  (1921).  P.  A. 
Norstedt  &  Söner.  400  S.  —  Behandelt 
das  erste  Jahrzehnt  des  20.  Jahrh. 
Ausführlich  geschildert  werden  die 
Wahlrechtbewegung  und  der  General- 
streik von  1909  sowie  die  Entstehung 
der  Oppositionsgruppen.  rh. 

M  a  i  1  a  t  h  ,  Graf  Josef,  Die  Agrar- 
reform in  der  Praxis.  Nach  eigenen 
Erfahrungen  mitgeteilt.  Mit  Skizzen, 
Photographien  und  Urkundenabschrif- 
ten.    Budapest  1922.   Juüus  Benkö.   52  S. 

Nipperdey,  Dr.  Hans  Carl, 
Privatdozent  d.  Rechte  a.  d.  Universi- 
tät Jena,  Praktikum  des  Arbeitsrechts. 
Mannheim,  Berlin,  Leipzig  1922.  J. 
Bensheimer.  VI,  87  S.  M  25,—.  — 
Verf.  gibt  hier  eine  Sammlung  von 
Fällen  aus  der  arbeitsrechtlichen 
Praxis,  die  das  Tarifvertragsrecht,  die 
Arbeitsbeschaffung,  den  Arbeitsvertrag 
und  Arbeiterschutz,  die  Organisation 
der  Arbeit  und  Arbeitsstreitigkeiten 
zum  Gegenstand  haben  und  in  akademi- 
schen Vorlesungen,  Übungen  und 
Kursen  für  Praktiker  als  Hilfsmittel 
dienen  sollen.  hh. 

Plaut,  Dr.  T  h.,  Privatdozent  a.  d. 
Universität  Hamburg,  Wesen  und  Be- 
deutung des  Gildensozialismus.  An- 
trittsvorlesung. Jena  1922.  Gustav 
Fischer.   35  S.    M  2A,—. 

Pribram,  Karl,  Prof.  a.  d.  Uni- 
versität Genf,  Deutscher  Nationalismus 
und    deutscher    Sozialismus.     („Archiv 
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für  Sozialwissenschaft  u.  Sozialpolitik". 
49.  Bd.,  Heft  2,  S.  298—376.)  Tübingen 
1922.   J.  C.  B.  Mohr. 

Stein,  Dr.  rer.  pol.  Hans,  Der 
Kölner  Arbeiterverein  (1848—1849).  Ein 
Beitrag  zur  Frühgeschichte  des  rheini- 
schen Sozialismus.  Kölner  Dissertation. 
Köln  1921.  Gilsbach  &  Co.  112  S. 
Ji  15,—.  —  Ausgehenörvon  den  wirt- 
schaftlichen, sozialen  und  politischen 
Zuständen  Kölns  Anfang  der  40er  Jahre 
wird  die  Gründung  des  Arbeiter- 
vereins und  der  „Zeitung  des  Arbeiter- 
vereins" durch  Gottschalk  1848  ge- 
schildert. Daran  schließt  sich  eine 
Wiedergabe  der  politischen  Unruhen  in 
der  Stadt,  der  Verhaftung  der  Arbeiter- 
führer, der  Verhängung  des  Be- 
lagerungszustandes und  des  Verbots 
der  Zeitung.  Den  Schluß  bilden  die 
Übernahme  der  Führung  durch  Marx, 
der  Kampf  der  Gottschalkschen  gegen 
die  Marxsche  Bichtung  innerhalb  der 
Partei  und  die  Auflösung  des  Vereins 
auf  Grund  der  Verordnung  zur  Ver- 
hütung des  Mißbrauchs  des  Versamm- 
lungs-  und  Vereinigungsrechts  vom 
29.  6.  1849.  fl. 

Svanoe,  Endre  Johannesen, 
Den  norske  bondes  arbeidsvilkaar 
1814—1914.  Kristiania  1921.  H.  Asche- 
houg  &  Co.  VII,  184  S.  Kr.  10-.  — 
Das  Buch  gibt  in  Verbindung  mit  der 
allgemeinen  zeitlichen  Entwicklung 
einen  Überblick  über  Arbeitsbedin- 
gungen und  Produktion  der  norwegi- 
schen Landwirtschaft  in  den  Zeiten 
von  1814—65  und  1866-1914.  Im  ersten 
größeren  Teil  der  Arbeit  wird  speziell 
untersucht,  wie  sich  die  Landwirtschaft 
entwickelt  hat,  und  im  zweiten  Teil, 
welche  Ideen  die  Poütiker  beeinflußt 
haben  und  wie  sich  unter  ihrer  Ein- 
wirkung die  Agrarpolitik  gestaltet  hat. 
Verf.  vertritt  die  Ansicht,  daß  ein  Schutz 
der  nationalen  Produktionskräfte  zeit- 
weilig notwendig  sei.  Die  Ausführungen 
werden  durch  statistisches  Material  und 
graphische  Darstellungen  belegt,      wg. 

Svenska  a  r  b  e  t  s  gi  f  v  a  r  e  f  ö  r  e  - 
ningens  1  ö n st a ti  s  t  i sk a  ärs- 
bok  1920.  Utgifven  af  Dr.  K.  Key- 
A  b  e  r  g.  Arbetarnes  Löner  inom  ett 
antal  Svenska  industrigrenar.  Under- 
sökning  för  är  1920.  (Svenska  Arbets- 
gifvareföreningens  Statistiska  Byrä.) 
Stockholm  1922.   XLV,  387  S. 


Trotzki,  Leo,  Zwischen  Im- 
perialismus und  Bevolution.  Die 
Grundgedanken  der  Bevolution  an  dem 
Einzelbeispiel  Georgiens.  (Bibliothek 
der  Kommunistischen  Internationale. 
31.)  Hamburg  1922.  Carl  Hoym  Nachf. 
153  S. 

Tugan-Baranowsky,  Michael, 
Die  kommunistischen  Gemeinwesen  der 
Neuzeit.  Aus  dem  Bussischen  von  Dr. 
Elias  Hurwicz.  Gotha  1921. 
Friedrich  Andreas  Perthes.  V,  70  S. 
M  6,—.  —  T.-B.  gibt  einen  historischen 
Überblick  über  die  Entstehung,  die  Ent- 
wicklung und  das  Vergehen  kom- 
munistischer Gemeinwesen,  von 
Owen's  „New  Harmony"  und  den 
fourieristischen  Phalangen  in  Amerika 
bis  zu  den  mißglückten  Versuchen  der 
Dorfkommunen  der  Sowjetregierung  in 
Bußland.  hs. 

W  hat's  What  in  the  Labor 
Movement.  A  dictionary  of  labor 
affairs  and  labor  terminology.  Com- 
piled  by  Waldo  B.  Browne. 
New  York  1921.  B.  W.  Huebsch.  VIII, 
(578)  S.    $  4,—. 

Winter-Hjelm,  Thorolf,  Pen- 
genes socialisering  og  kapitalrentens 
avskaffelse.  Kristiania  1920.  Det  Norske 
Arbeiderpartis  Forlag.  210  S.  — 
Verf.  geht  von  der  politischen  Voraus- 
setzung aus,  daß  die  alte  Gesellschafts- 
ordnung, deren  Geldwesen  er  als  ein 
verkehrtes,  mittelalterliches  bezeichnet, 
ihre  Bolle  ausgespielt  hat  und  ein 
gründücher  Neuaufbau  notwendig  ist. 
Er  befaßt  sich  mit  der  Frage  Geld  und 
Wertmaß  sowie  mit  dem  Problem  der 
Abschaffung  der  Kapitalrente  und 
schlägt  eine  weitgehende  Bankreform 
sowie  die  Schaffung  eines  rentefreien 
Geldes  vor.  Etwa  zu  erhebende  Ein- 
wände sucht  er  im  voraus  zu  wider- 
legen, wg. 

Wissel,  Budolf,  u.  Dr.  A.  Strie- 
mer, Ohne  Planwirtschaft  kein  Auf- 
bau. Eine  Aufklärungsschrift.  (Gemein- 
schaftskultur. Herausgeber:  Siegfried 
Nestriepke.  Heft  1.)  Stuttgart  1921. 
Ernst  Heinrich  Moritz.  79  S.  —  Emp- 
fiehlt die  Errichtung  einer  Planwirt- 
schaft im  Bahmen  der  kapitalisti- 
schen Wirtschaftsordnung  sowohl  als 
Übergangsstufe  zum  Sozialismus  als 
auch  vor  allem  zwecks  Aufbringung 
der  Beparationsmilliarden  durch  volks- 
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wirtschaftliche  Ersparnis.  Alle  Produ- 
zenten sollen  in  Fachverbänden  organi- 
siert werden,  die  die  Produktion  nor- 
malisieren und  typisieren  und  die  Preise 
auf  Grund  der  Kosten  festsetzen. 
Arbeitnehmer  und  Verbraucher  wirken 
mit.  Auch  die  Ausfuhr  wird  durch 
Firmenverbände         organisiert.  Die 

Differentialrenten  innerhalb  der  Ver- 
bände werden  auf  Grund  der  obliga- 
torischen Produktions-  und  Umsatz- 
statistik steuerlich  erfaßt.  hs. 
Zschimmer,  Eberhard,  Die 
Überwindung  des  Kapitalismus.  Jena 
1922.       Volksbuchhandlung.       175      S. 


»>Ä  50,—.  —  Ausgehend  von  dem 
Wesen  des  kapitalistischen  Systems 
und  dessen  vom  Standpunkt  des 
Arbeitnehmers  gesehenen  Wirkungen 
wirtschaftlicher,  moralischer,  politi- 
scher und  kultureller  Art  fordert  Verf. 
zur  Überwindung  des  Kapitalismus 
gesellschaftliche  Produktion  der  Güter 
für  einen  gesellschaftlichen  Verbrauch, 
Mitbestimmungsrecht  und  Mitverant- 
wortlichkeit der  Arbeitnehmer  im 
gesellschaftlich  entwickelten  Wirt- 
schaftsleben, Enteignung  des  gesamten 
Landes  und  der  Kohle  durch  das 
Reich.  fl. 


16.  Völkerrecht,   Kolonialrecht,  Friedensbewegung,  Schiedsgerichte. 

Ariga,  Dr.  Nagao,  La  Chine  et  la  grande  guerre  europeenne 
au  point  de  vue  du  droit  international.  D'apres  les  docu- 
ments  off iciels  du  gouvernement  chinois.  Preface  par  M.  Paul 
F  a  u  c  h  i  1 1  e.  Paris  1920.  A.  Pedone.  342  S.  Fr.  20,—. 
Der  Japaner  Ariga  ist  durch  seine  völkerrechtlichen  Arbeiten 
über  den  chinesisch-japanischen  („La  guerre  sino-japonaise  au  point  de 
vue  du  droit  international".  Paris  1896)  und  den  russisch-japanischen 
Krieg  („La  guerre  russo-japonaise  au  point  de  vue  Continental  et  le 
droit  international".  Paris  1908)  längst  wohlbekannt.  "Wie  jene,  so  ist 
auch  das  zur  Besprechung  stehende  Buch  eine  wertvolle  Leistung,  schon 
deshalb,  weil  Verf.  als  Bechtsrat  beim  Präsidenten  der  chinesischen 
Bepublik  Gelegenheit  nahm,  eine  lange  Beihe  bisher  noch  nicht  ver- 
öffentlichter diplomatischer  Dokumente  zum  Abdruck  zu  bringen,  deren 
Inhalt  über  die  Stellungnahme  Chinas  im  Laufe  des  Weltkrieges  und 
zahlreiche  höchst  interessante  Einzelheiten  derselben  helles  Licht  ver- 
breiten. Ariga  hat  das  völkerrechtlich  und  diplomatisch  bedeutsame 
Material  fast  erschöpfend  benutzt  und  bald  im  einzelnen,  bald  in  kurzen 
Bemerkungen  gewürdigt.  Der  Zweck  seiner  Arbeit,  wie  aus  der  Vor- 
rede von  P.  Fauchille  und  aus  des  Verfassers  eigenem  Vorwort, 
mehr  aber  noch  und  deutlicher  aus  vielen  Stellen  des  Buches  selbst  her- 
vorgeht, besteht  darin,  China  im  Weltkriege,  vor  allem  sein  Verhalten 
als  neutrales  und  später  als  kriegführendes  Land  vom  Standpunkt  des 
Völkerrechts  zu  beurteilen.  Dabei  wird  überall  der  Versuch  des  Nach- 
weises klar  ersichtlich,  daß  das  bisher  in  der  Völkerrechtsgemeinschaft 
noch  nicht  als  voll  angesehene  China  einen  Stand  der  Zivilisation  er- 
reicht, eine  von  hohen  Gesichtspunkten  geleitete,  diplomatisch  und 
völkerrechtlich  einwandfreie  Behandlung  all  der  schwierigen  internatio- 
nalen Fragen  gezeigt  habe,  die  ihm  das  Becht  auf  Anerkennung  seiner 
Vollwertigkeit  im  Kreise  der  Staaten,  uneingeschränkter  Völkerrechts- 
subjektivität („sans  restriction  une  personnalite  du  droit  international") 
und  vor  allem  auf  Befreiung  von  den  bisherigen  Hoheitsbeschränkungen 
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durch  die  Konsularjurisdiktion  gebe,  eine  Stellung,  die  Japan  im  Jahre 
1899  bereits  erreicht  hatte. 

Verf.  schildert  im  ersten  Teil  seines  Buches  die  Haltung  des  neu- 
tralen China,  seine  Anstrengungen,  den  sich  widerstreitenden  Interessen 
und  Forderungen  der  kriegführenden  Staaten  in  seinem  Gebiet  gerecht 
zu  werden  und  dabei  alles  zu  tun,  was  eine  strikte  Beobachtung  des 
Völkerrechts  ermöglichte.  Die  Neutralitätsproklamation  Chinas,  die 
Einsetzung  besonderer  Neutralitätsbüros  oder  -committees,  welche  am 
Sitze  des  Präsidenten  der  Republik,  ferner  in  Tientsin,  in  Shanghai,  He- 
Loung-Kiang  und  Nanking  aus  Kommissären  des  Ministers  für  auswär- 
tige Angelegenheiten  und  Delegierten  der  Zivil-  und  Militärgouverneure 
gebildet  wurden  und  die  zahlreichen  schwierigen  Neutralitätsfragen  zu 
behandeln  hatten,  ferner  das  ins  einzelne  gehende  Neutralitätsreglement 
beweisen  in  der  Tat,  daß  China  seine  Pflichten  ernstlich  durchzuführen 
gedachte.  Seine  militärische  Schwäche,  der  große  Einfluß  der  Alliierten 
und  die  Kämpfe  um  Kiautschou  ließen  aber  nicht  zu,  daß  es  seine  Neu- 
tralität unverletzt  bewahrte.  Eine  Fülle  von  Schwierigkeiten  und  inter- 
essanten Fragen  des  Neutralitätsrechts  ergab  sich  aus  der  eigentüm- 
lichen internationalen  Rechtslage  Chinas,  so  z.  B.  in  Zusammenhang  mit 
den  Gesandtschaflswachen,  den  Vorgängen  um  Kiautschou,  der  chine- 
sisch-russischen Grenze,  dem  Transport  von  Benzin,  Geld,  Waffen, 
Nahrungsmitteln,  Decken  u.  a.,  den  Kriegsschiffen  der  Kriegführen- 
den usw. 

Im  zweiten  Teil  erörtert  Ariga  den  Abbruch  der  diplomatischen  Be- 
ziehungen Chinas  mit  Deutschland  vom  14.  März  1917  und  seine  Folgen, 
so  die  Abberufung  und  die  Abreise  von  Gesandten,  von  Konsuln  mit 
(Jurisdiktionskonsuln)  und  ohne  repräsentative  Stellung,  die  Ausstellung 
von  Pässen  durch  chinesische  und  alliierte  Behörden,  die  Übernahme 
des  Schutzes  deutscher  Interessen  durch  den  holländischen  Gesandten, 
der  diesen  Schutz,  wie  aus  dem  reichen  Urkundenmaterial  hervorgeht, 
sehr  energisch  ausübte,  die  Internierung  der  deutschen  Gesandtschafts- 
wache, die  Lage  der  deutschen  Zivil-  und  Militärbeamten,  der  bei  chine- 
sischen Behörden,  besonders  Zoll-,  Post-  und  Eisenbahnbehörden,  und 
in  chinesischen  Schulen  tätigen  Deutschen,  die  Lage  der  sog.  deutschen 
Konzessionen  in  China,  deren  Erörterung  eine  interessante  Übersicht 
über  die  vier  verschiedenen  Arten  von  fremden  Handelsniederlassungen 
mit  verschieden  weitgehender  Selbstverwaltung  vorangeht  („Concessions 
concedßes  ä  bail"  und  „Settlements",  welche  wieder  in  „Settlements  con- 
tractuellement  choisis"  [z.  B.  die  Concession  internationale  de  Shanghai] 
oder  „volontaires",  z.  B.  in  Tshangsha,  und  endlich  in  Settlements  „dont 
les  residents  ont  acquis  sans  accord  formel  le  droit  tacite  de  se  gouver- 
ner",  z.  B.  Chefoo,  einzuteilen  sind). 

Durch  das  Beispiel  der  Vereinigten  Staaten  veranlaßt  und  schon 
lange  von  den  Alliierten  dazu  gedrängt,  erklärte  China,  um,  wie  Ariga 
im  dritten  Teil  seines  Buches  ausführt,  Belgiens  (!)  Beispiel  zu  folgen, 
als  eine  der  „assoziierten"  Mächte  (wie  Amerika)  Deutschland  und  öster- 
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reich  am  14.  August  1917  den  Krieg,  ohne  jemals  an  den  Feindseligkeiten 
der  Armeen  teilzunehmen.  „Aujourd'hui  encore  eile  est  convaincue,  que 
sa  civilisation  pacifique  peut  seule  lui  assurer  dans  le  monde  la  place 
ä  laquelle  eile  a  droit.  Mais  eile  pense  que  pour  que  lui  soit  assuree 
cette  place,  une  condition  primordiale  doit  etre  remplie:  le  maintien  de 
l'autorite  du  droit  international."  Für  die  Aufrechterhaltung  der  Auto- 
rität des  Völkerrechts  also  behauptet  auch  China,  den  Krieg  erklärt  zu 
haben.  Als  Grund  für  den  Abbruch  der  Beziehungen  wie  für  die  Kriegs- 
erklärung hatte  es  allerdings  stets  die  Fortsetzung  des  uneingeschränk- 
ten deutschen  Ubootkrieges  angeführt.  Ariga  selbst  aber,  der  sich  be- 
müht, die  wahren  Beweggründe  Chinas  zu  schildern,  teilt  mit,  daß  ein 
weiterer  Grund  für  die  Kriegserklärung  der  Wunsch  Chinas  war,  die 
ihm  lästigen  Verträge  mit  Deutschland,  besonders  diejenigen  über  die 
Konsularjurisdiktion  und  die  Vertragstarife,  aufgehoben  zu  sehen.  Es 
hatte  diese  Verträge  zwar  schon  durch  den  Abbruch  der  Beziehungen 
als  aufgehoben  betrachtet.  Dies  war  aber  vielfach,  besonders  von  dem 
holländischen  Gesandten,  mit  Becht  (a.  M.  Ariga)  nicht  anerkannt  wor- 
den. Ein  letzter  Beweggrund  war  für  China  der  Gedanke,  daß  seine 
Teilnahme  an  der  gemeinsamen  Sache  der  Alliierten  ihre  Sympathie 
gewinnen  und  mehr  Berücksichtigung  von  Seiten  Europas  und  Amerikas 
finden  könnte,  als  dies  trotz  großer  Leistungen  aus  seinen  natürlichen 
Beichtümern  bisher  der  Fall  gewesen  war. 

Dieser  dritte  Teil  des  Buches  enthält  den  Wortlaut  der  Kriegs- 
erklärung an  Deutschland  und  Österreich,  die  Zirkularnote  an  die  in 
Peking  anwesenden  Gesandten  der  Alliierten  und  Neutralen  und  eine 
interessante  Proklamation  an  die  Armee.  China  stellt  sich  dabei  völker- 
rechtlich auf  den  Boden  der  Haager  Konventionen.  Ariga  schildert 
weiterhin  die  Übertragung  des  Schutzes  der  feindlichen  Interessen  auf 
Gesandte  neutraler  Staaten,  die  Entwaffnung  der  österreichisch-unga- 
rischen Gesandtschaftswache,  die  Wegnahme  der  österreichischen  Be- 
sitzung in  Tientsin,  der  deutschen  Kaserne  in  Peitaiho  und  der  deutsch- 
österreichischen in  Tangkou,  die  Einführung  der  Briefzensur  und  die 
Inspektion  der  Häuser,  Magazine,  Gepäckstücke  usw.  der  feindlichen 
Staatsangehörigen.  Die  Bechtslage  der  feindlichen  Untertanen  und  der 
Kriegsgefangenen,  die  Beglements,  Verordnungen  und  Verfügungen,  die 
mit  ihren  ausführlichen  Bestimmungen  die  Überwachung  dieser  Per- 
sonen und  ihrer  Bewegungen  bis  in  kleinste  Einzelheiten  regelten,  sind 
mit  einleitenden  oder  kommentierenden  Bemerkungen  abgedruckt  worden. 

Die  beiden  letzten  Kapitel  sind  der  Lage  der  feindlichen  Handels- 
schiffe, der  Errichtung  von  Prisengerichten  und  der  chinesischen  Gesell- 
schaft des  Boten  Kreuzes  gewidmet.  Aber  gerade  die  Ausführungen 
Arigas  über  die  Zulässigkeit  der  Wegnahme  deutscher  und  österreichi- 
scher Handelsschiffe  in  China  und  ihrer  Vercharterung  an  die  Alliierten 
zeigt  deutlich  die  Tendenz  des  japanischen  Verfassers  und  Bechtsrats 
der  chinesischen  Bepublik,  die  Handlungsweise  des  mit  den  Alliierten 
verbündeten  China  soweit  wie  irgend  möglich  zu  rechtfertigen.    Er  be- 
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gründet  die  Wegnahme  der  Schiffe  damit,  daß  sie  andernfalls,  wenn  man 
ihnen  eine  Frist  zu  freier  Abfahrt  gewährt  hätte,  doch  von  den  Alliierten 
gekapert  worden  wären:  eine  juristisch  unzulässige  Begründung.  Die 
chinesische  Regierung  war  sich  ihres  Unrechts  wohl  bewußt  und  zögerte' 
lange  mit  ihrem  Vorgehen.  Und  nur  um  die  Verantwortung  auf  unpar- 
teiische, unabhängige  Gerichte  abwälzen  zu  können,  setzte  sie  eine  Reihe 
sonst  überflüssiger  Prisengerichte  ein,  welche  die  Wegnahme  der  Schiffe 
als  rechtmäßig  zu  bestätigen  hatten. 

Der  Wert  des  Buches  liegt  in  der  Hauptsache  in  der  Fülle  des  authen- 
tischen Materials,  das  sonst  unzugänglich  ist  und  hier  wörtlich  Abdruck 
gefunden  hat.  Die  Ausführungen  des  Verf.  beschränken  sich  häufig  auf 
wenige  einleitende  Bemerkungen  oder  auch  kurze  Ausführungen.  Nur 
das  damit  verbundene  Studium  des  Notenwechsels,  der  Proklamationen, 
der  Reglements,  Verordnungen  u.  a.  gibt  ein  vollständiges  Bild.  Das 
Buch  als  Ganzes  ist  sehr  wertvoll  und  bietet  besonders  dem  Historiker 
und  Völkerrechtler  reiches  Material,  dem  letzteren  auch  zahlreiche  reiz- 
volle Einzelfragen  des  Gesandten-,  Konsular-,  Fremden-,  Kriegs-  und 
insbesondere  Neutralitätsrechts.  Dr.  Hermann  J.  Held,  Kiel. 


American  Peace  Society: 
E  Ti  h  u  R  o  o  t ,  The  "Great  War"  and 
International  Law.  20  S.;  Arthur 
D  e  e  r  i  n  Call,  Three  Facts  .  in 
American  Foreign  Policy.  17  S.; 
Theodore  Stanfield,  The 
Divided  States  of  Europe  and  the 
United  States  of  America.  14  S.; 
Theodore  Stanfield,  A  Coer- 
cive  League  Contrary  to  the  Teachings 
of  American  History.  8  S.;  Hon. 
George  Wharton  Pepper, 
America  and  the  League  of  Nations. 
14  S.;  The  Coercion  of  States.  A  self- 
explanatory  correspondence.  20  S.; 
Alpheus  Henry  S  n  o  w  ,  The 
League  of  Nations  according  to  the 
American  Idea.  12  S.  Washington 
1920  u.  1921.  —  Der  Einfluß  des  Welt- 
krieges auf  den  Bestand  des  Völker- 
rechts, die  Gefahren,  welche  die 
Theorie  der  Kriegsräson  und  die 
Lehren  der  dritten  Internationale  von 
der  Weltherrschaft  des  Proletariats 
für  das  Völkerrecht  bedeuten,  werden 
geschildert,  der  Friedensvertrag  von 
Versailles  und  die  Organisation  des 
Völkerbundes  einer  Kritik  unterzogen 
und  die  amerikanische  Auffassung  vom 
Völkerbunde  gegenübergestellt.  Ein 
System  von  Konferenzen,  Schlichtungs- 
verfahren, ein  ständiger  internationaler 
Gerichtshof,  gerichtliche  Verfolgung 
von    Individuen    wegen    Völkerrechts- 


verletzungen, nicht  etwa  kollektiver 
Zwang  der  Staaten  gegen  einen  das 
Völkerrecht  verletzenden  Staat,  sollen 
den  Weltfrieden  sichern.  Voraus- 
setzung ist  nach  Stanfield  ein  end- 
gültiger, wirklicher  Friede  der 
Alliierten  mit  Deutschland  und  Ver- 
einbarungen Amerikas  mit  seinen 
früheren  Verbündeten  über  die  aus 
dem  Weltkriege  sich  ergebenden  terri- 
torialen, kommerziellen,  finanziellen 
und  politischen  Fragen.  Amerika  sei 
im  Hinblick  auf  die  Freiheit  des 
zwischenstaatlichen  Handels  und  dreier 
die  Grundlagen  seiner  auswärtigen 
Politik  darstellender  Tatsachen  vor- 
bildlich. Es  sei  in  sich  ein  Protest 
gegen  das  „Kriegssystem",  die  erfolg- 
reichste „Maschinerie"  für  die  Erhal- 
tung des  Friedens  zwischen  den  Staaten 
und  ein  dreifaches  Equilibrium  zwischen 
Anarchie  und  Tyrannei,  großen  und 
kleinen  Staaten,  Rechten  und  Pflichten 
der  Staaten.  In  den  vorliegenden 
Schriften  wird  der  Nachweis  im  ein- 
zelnen versucht.  hh. 
Brunet,  R  e  n  6  ,  Prof.  ä  la  Faculte 
de  Droit  de  Caön,  La  Societe  des 
Nations  et  la  France.  Paris  1921. 
Librairie  de  la  Societ6  du  Recueil 
Sirey.  281  S.  Fr.  7,50.  -  Verf.  er- 
läutert die  Organisation  des  Völker- 
bundes, schildert  seine  Tätigkeit  bis 
Mitte    1921    nach    der   wirtschaftlichen, 
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finanziellen  und  politischen  Seite  und 
erörtert  die  Rechtsnatur  des  Völker- 
bundes, dem  er  weder  überstaatlichen 
Charakter  noch  die  Eigenschaften  einer 
Pentarchie  beilegt,  den  er  vielmehr 
als  einen  Organismus  internationaler 
Kooperation  bezeichnet.  Er  spricht 
weiter  von  der  Entwicklung  des 
Völkerbundes  in  der  nächsten  Zukunft, 
von  seinen  Mitteln  zur  Erhaltung  des 
Weltfriedens  und  endlich  von  dem 
Verhältnis  Frankreichs  zu  dem  Völker- 
bund, hb. 
Conference  on  Limitation  of 
Armament,  Washington,  1921—22. 
Treaties,  Resolutions,  etc.  (Cmd.  1G27.) 
(Miscellaneous.  No.  1.  1922.)  London 
1922.  H.  M.'s  Stationery  Office.  88  S. 
sh.  2/-.  —  Enthält  die  Verträge  der 
Vereinigten  Staaten,  Großbritanniens, 
Frankreichs,  Italiens  und  Japans  über 
die  Flottenabrüstung,  den  Schutz  der 
Neutralen  und  Nichtkombattanten  zur 
See  in  Kriegszeiten,  das.  Verbot  des 
Gebrauchs  von  giftigen  Gasen  und 
Chemikalien  im  Kriege,  das  Vier- 
mächteabkommen     über      den      fernen 


Osten  nebst  Zusatzvertrag,  das  Neun- 
mächteabkommen über  die  in  chinesi- 
schen Angelegenheiten  zu  beobachten- 
den Grundsätze  und  politischen  Richt- 
linien, den  Vertrag  dieser  Staaten  über 
die  Abänderung  des  chinesischen  Zoll- 
tarifs, den  Vertrag  zwischen  China 
und  Japan  zur  Regelung  der  Schan- 
tungfrage  und  eine  Reihe  von  Be- 
schlüssen im  Anschluß  an  die  ge- 
nannten Verträge.  hh. 

Treaty  Serie  s.  1922.  No.  5:  Con- 
vention between  the  United  Kingdom 
and  France  respecting  Legal  Proceedings 
in  Civil  and  Commercial  Matters.  Signed 
at  London,  February  2,  1922;  No.  6: 
Convention  Respecting  the  Non-Forti- 
fication  and  Neutralisation  of  the 
Aaland  Islands.  Signed  at  Geneva, 
October  20,  1921;  No.  7:  Protocol 
Respecting  the  New  Hebrides.  Signed 
at  London,  August  6,  1914,  by  Repre- 
sentatives  of  the  British  and  French 
Governments.  (Cmd.  1661,  1680  u.  81.) 
London  1922.  H.  M.'s  Stationery  Office. 
10;  15;  83  S.    sh.  0/3;  0/6;  2/-. 


17.  Privates  und  öffentliches  Recht  (soweit  nicht  in  besonderen 
Abteilungen  aufgeführt). 


Borchard,  Edwin  M.,  Prof.  of 
Law,  Yale  University,  School  of  Law, 
The  Earning  of  Freight  on  Uncom- 
pleted  Voyages.  (Reprinted  from  the 
Yale  Law  Journal.  February,  1921, 
Vol.  30,  No.  4,  S.  362-383.)  New  Haven 
1921.  Yale  Law  Journal  Co.  —  Verf. 
untersucht,  welche  rechtliche  Wirkung 
auf  Gültigkeit  und  Umfang  von  See- 
frachtansprüchen die  -  Gerichtshöfe 
den  verschiedenen  Arten  von  force 
majeure  beigelegt  haben.  Er  stellt  fest, 
daß  die  Common-Law-Gerichte  einen 
Anspruch  auf  Fracht  nur  im  Falle 
restloser  Vertragserfüllung  gewährt 
haben,  daß  jedoch  die  Admiralitäts- 
gerichtshöfe durch  Zulassung  von 
Billigkeitserwägungen  allmählich  eine 
Milderung  dieses  Rechtszustandes  her- 
beigeführt haben.  Verf.  weist  an  Hand 
einer  Reihe  von  Entscheidungen  nach, 
daß  der  Satz  „Fracht  ist  nicht  ver- 
dient, wenn  die  Ladung  nicht  ab- 
geliefert ist"  durch  die  Rechtsprechung 
weitgehende  Einschränkungen  erfahren 
hat.  hh. 


Companies  Acts,  1908  to  1917, 
The  — .  With  explanatory  notes  and 
references  to  decided  cases  by  D.  G. 
H  e  m  m  a  n  t.  7th  ed.  London  1922. 
Jordan  &  Sons.  LXIII,  444,  XXXI  S. 
sh.  10/-.  —  Enthält  den  Wortlaut 
und  einen  Kommentar  der  englischen 
Gesetzgebung  über  das  Gesellschafts- 
recht, von  dem  die  Gesetze  aus  den 
Jahren  1862  bis  1907  konsolidierenden 
Companies  Act,  1908,  den  ergänzenden 
Gesetzen  von  1913  und  1917  bis  zu  den 
letzten  Ausführungsverordnungen  des 
Board  of  Trade.  Verf.  berücksichtigt 
überall  die  Rechtsprechung  bis  in  die 
neueste  Zeit  und  gibt  zu  Beginn  des 
Buches  eine  Übersicht  der  zitierten 
Rechtsfälle.  hh. 

Bister,  Dr.  jur.  Alexander,  Ge- 
werbUcher  Rechtsschutz,  umfassend 
Urheber-  und  Verlagsrecht,  Patent- 
und  Musterschutzrecht,  Warenzeichen- 
recht und  Wettbewerbsrecht.  (Grund- 
risse der  Rechtswissenschaft.  8.  Bd.) 
Berlin  u.  Leipzig  1921.  Vereinigung 
wissenschaftlicher       Verleger.        VIII, 
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300  S.  M  40—.  —  Vom  Begriff  und 
Wesen  des  gewerblichen  Rechts- 
schutzes ausgehend,  versucht  Verf. 
eine  Synthese  desselben  und  eine 
Analyse  der  gesetzlichen  Einzel- 
bestimmungen in  Grundrißform.  Er 
will  dem  Studierenden  ein  kurzes  Lehr- 
buch, dem  Praktiker  einen  nützlichen 
Leitfaden  geben.  Einem  allgemeinen 
Teil  folgt  die  Darstellung  des 
literarischen  und  musikalischen  Ur- 
heber- und  Verlagsrechts,  des  Rechts 
am  Kunstwerk,  des  Musterschutz-, 
"Warenzeichen-  und  Patentrechts  so- 
wie des  Gesetzes  über  den  unlauteren 
Wettbewerb.  Das  internationale  Recht 
wird  stets  mitberücksichtigt.  hh. 

Interstate  Commerce  Act, 
Commentaries  on  the  — .  By  Karl 
Knox  Gärtner.  New  York  1921. 
The  Traffic  Publishing  Co.  173  S. 
$  3,—.  —  Verf.  kommentiert  das  Ge- 
setz der  Vereinigten  Staaten  über  den 
zwischenstaatlichen  Handel  in  der 
Weise,  daß  alle  Vorschriften  berück- 
sichtigt werden,  nach  denen  die  aus 
nunmehr  11  Mitgliedern  bestehende 
sog.  Interstate  Commerce  Commission 
ihre  Tätigkeit,  insbesondere  ihre  Ge- 
richtsbarkeit, ausübt.  Das  Gesetz  selbst 
findet  auf  alle  Frachtführer,  die  Per- 
sonen-, Güter-,  öl-  und  dergl.  Trans- 
porte sowie  Nachrichtendienst  be- 
treiben, Anwendung  und  ist  am  Ende 
des  Buches  dem  früheren  Act  to 
regulate  commerce  im  Wortlaut  gegen- 
übergestellt, hh. 

Irish  Free  State,  Draft  Consti- 
tution of  the—.  (Cmd.  1688.)  London 
1922.  H.  M.'s  Stationery  Office.  17  S. 
sh.  0/6. 

McMath,  James  C,  Speculation 
and  Gambling  in  Options,  Futures  and 
Stocks  ki  Illinois.  Law  and  procedure, 
history,  economics,  law  and  brokers, 
Illinois  laws.  Chicago  (1921).  George  I. 
Jones.  XXXVI,  70  S.  $  3,25.  -  Ent- 
hält im  ersten  Teil  einen  Index  mit 
Kommentar  der  wichtigsten  technischen 
und  juristischen  Ausdrücke,  die  bei 
Spiel-,  Wett-,  Differenz-  und  Börsen- 
termingeschäften im  Staate  Illinois 
Anwendung  finden.  Im  Hauptteil  wird 
die  einschlägige  Gesetzgebung  und 
Rechtsprechung  behandelt  und  in 
einem  Anhange  ein  Verzeichnis  der 
Gesetze    und    Rechtsfälle    des    Staates 


Illinois  hinzugefügt.  Das  Buch  will 
der  juristischen  Praxis,  aber  auch 
weiteren  Kreisen  dienen,  welchen  die 
Abgrenzung  der  gesetzlich  erlaubten 
„speculation"  von  dem  verbotenen 
„gambling"  oder  „wagering"  Schwierig- 
keit bereitet.  hh. 

Rauschenberger,  Dr.  W  a  1 1  h  e  r, 
Die  staatsrechtliche  Bedeutung  von 
Staatsstreich  und  Revolution.  Leipzig 
1922.    Felix  Meiner.    20  S.  M  7,70. 

R  a  u  t  e  r  ,  Dr.  Gustav,  Das  Waren- 
zeichen. Sein  Rechtsschutz,  seine 
Wahl,  seine  Bedeutung  als  Werbe- 
mittel. Ein  Ratgeber  für  Industrie  und 
Handel.  Halle  1922.  Carl  Marhold. 
119  S.    M  20,-. 

Sebess,  Dionis  v.,  Die  Agrarreform 
in  Ungarn  und  das  am  7.  Dezember 
1920  promulgierte  Gesetz  über  die 
richtigere  Verteilung  des  Grundbesitzes. 
Berlin  u.  Leipzig  1922.  Vereinigung 
wissenschaftlicher  Verleger.  59  S. 
Ji  12,—.  —  Verf.  skizziert  einleitend 
die  Geschichte  des  ungarischen  Grund- 
eigentums unter  Aufzeigung  der  durch 
speziell  nationale  Eigenschaften  heraus- 
gebildeten ungarischen  Einrichtungen, 
denen  zufolge  sich  das  System  des  un- 
garischen Grundbesitzes  noch  heute 
zwischen  zwei  Extremen,  krankhaft 
schnellem  Verkehr  des  Kleinbesitzes 
und  allzu  starrer  Unbeweglichkeit  des 
Großgrundbesitzes,  bewegt.  Hier  soll 
das  obige  Gesetz  Wandel  schaffen.  Im 
zweiten  Teil  werden  seine  einzelnen 
Teile  besprochen,  die  Bestimmungen 
über  das  Landesgericht  für  Grund- 
besitzregelung, das  staatliche  Vorkaufs- 
und  Ablösungsrecht,  die  Übernahme 
von  Pachtungen,  Grundstückzerstücke- 
lungen, Rentengüter  u.  a.  enthalten. 

wgü. 

Thiele,  Dr.  Wilhelm,  Marktpreis 
und  Übergewinn.  (Wirtschaftsrecht 
und  Wirtschaftspflege.  Abhandlungen 
und  Gesetzgebung.  Heft  VI.)  Berlin 
1922.    Spaeth  &  Linde.   117  S.   M  27,50. 

Wechselordnung  der  Russi- 
schen Sozialistischen  Sow- 
jet-Föderation. Nach  dem  Ab- 
druck der  „Nachrichten"  des  All- 
russischen Zentral  -  Exekutivkomitees 
Nr.  72  (1511)  vom  30.  März  1922.  Ver- 
deutscht v.  Dr.  sc.  pol.  A.  M  a  r  k  o  w  , 
Geschäftsführer  des  Wirtschaftsinstituts 
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für  Rußland  und  die  Randstaaten.  In 
die  Rechtssprache  übertragen  u.  her- 
ausgeg.  v.  Dr.  jur.  F.  L  i  1 1  e  n,  o.  Prof. 
d.  Rechte  a.  d.  Albertus-Universität 
Königsberg.  (Wirtschaftsinstitut  für  Ruß- 


land und  die  Randstaaten.  Schriften- 
folge „Ostpreußischer  Aufbau".  Heft  1.) 
Königsberg  i.  Pr.  1922.  Wirtschafts- 
institut für  Rußland  und  die  Rand- 
staaten.   18  S. 


18.  Weltpolitik,  Diplomatie,  Konsulatswesen. 

wirtschaftlicher     Kontrolle 
sammenarbeit. 


Bayrische  Dokumente  zum 
Kriegsausbruch  und  zum 
Versailler  Schuldspruch.  Im 
Auftrage  des  Rayerischen  Landtages 
herausgeg.  v.  Abgeordneten  Dr.  P. 
Dirr.  München  u.  Rerlin  1922.  R. 
Oldenbourg.  XIX,  197  S.  M  46,—.  — 
Enthält  zwei  Aktengruppen,  die  erste 
über  die  bekannten  Eisnerschen  Ver- 
öffentlichungen, die  durch  den  sehr 
charakteristischen  Rrief-  und  Tele- 
grammwechsel zwischen  Eisner  u.  F. 
W.  Förster  beleuchtet  werden,  die 
zweite  über  die  Vorgeschichte  des 
Weltkriegs;  die  bekannten  Kautsky- 
Akten  werden  durch  die  Rerichte  der 
bayerischen  Gesandten  ergänzt  und  be- 
stätigt, fhg. 

C  e  1 1  u  s  ,  La  France  ä  Genes.  Un  Pro- 
gramme francais  de  reconstruction 
economique  de  l'Europe.  (Les  Pro- 
blemes  d'Aujourd'hui.)  Paris  1922.  Plon- 
Nourrit  &  Cie.  186  S.  Fr.  4,—.  — 
Verf.  bespricht  die  Vorgeschichte  der 
Genuakonferenz,  sucht  zu  beweisen,  daß 
sie  dem  wirtschaftlichen  Interesse  Eng- 
lands entspringe,  und  legt  dann  die 
Forderungen  dar,  die  Frankreich  auf- 
stellen müsse.  Er  faßt  sie  in  folgende 
sieben  Punkte  zusammen:  Achtung  vor 
den  Friedensverträgen,  vernünftige  An- 
passung der  wirtschaftlichen  Wirklich- 
keit an  die  neue,  aus  den  Friedens- 
verträgen geborene  politische  Lage; 
wirtschaftliches  Eingreifen  in  Rußland 
zur  Hebung  seiner  Produktion;  Organi- 
sation des  Güterumlaufs  in  Europa; 
Wiederherstellung  der  wirtschaftlichen 
Einheit  Europas  durch  private  und 
öffentliche  internationale  Verträge  auf 
dem  Gebiet  des  Handels,  der  Finanz, 
der  Industrie;  Organisation  der  Arbeits- 
teilung im  neuen  Europa  auf  Grund 
internationaler  Verständigung;  Stabili- 
sierung der  deutschen  Währung  durch 
Errichtung  einer  Finanzkontrolle,  die 
auf  dem  Wege  einer  Anleihe  die  rasche 
Mobilisation  der  deutschen  Schuld  er- 
möglicht; endlich  Intervention  des 
Völkerbundes  als  internationales  Organ 


und  Zu- 
wec. 

Hague  Conference,  June- 
J  u  1  y  ,  1922,  Papers  Relating  to  the  — . 
(Cmd.  1724.)  London  1922.  H.  M.'s 
Stationery  Office.  18  S.  sh.  0/6.  — 
Enthält  die  Rerichte  über  die  Ver- 
handlungen der  drei  nichtrussischen 
Unterkommissionen  mit  der  russischen 
Abordnung  über  die  Frage  der  russi- 
schen Schuld,  des  Kredits  und  des 
Privateigentums.  Als  Ergebnis  wird 
mitgeteilt,  daß  die  Erklärung  der  russi- 
schen Delegation,  ihrer  Regierung  den 
Vorschlag,  auf  Grund  der  Anerkennung 
der  Staatsschulden  und  der  Entschädi- 
gung enteigneter  Ausländer  Kredit  zu 
gewähren,  ohne  besondere  Garantien 
nicht  als  ausreichend  angesehen 
worden  ist.  hg. 

Near  Eastern  Situation,  Pro- 
nouncement  by  Three  Allied  Ministers 
for  Foreign  Affairs  Respecting  the  — . 
Paris,  March  27,  1922.  (Cmd.  1641.) 
(Miscellaneous  No.  3.  1922.)  London 
1922.  IL  M.'s  Stationery  Office.  6  S. 
sh.  0/2. 

Seeholzer,  Dr.  IL,  Raymond  Poin- 
car6.  Eine  Skizze.  Zürich  (1922).  Orell 
Füßli.  66  S.  Jk  25,—.  —  S.  schildert 
die  überraschend  schnelle  Laufbahn 
Poincares  als  Anwalt,  Parlamentarier, 
Minister.  Er  führt  sie  zurück  auf  seine 
außerordentliche  Reredsamkeit,  die,  mit 
Weisheit,  Gefühl  für  Recht  und  Gesetz, 
durchdringendem  Verstand,  klugem 
Maßhalten  und  unbeugsamer  Hart- 
näckigkeit gepaart,  Frankreich  nur 
Heil  gebracht  habe.  Die  Tätigkeit  P.'s 
als  Ministerpräsident  vor  und  nach  dem 
Kriege,  sowie  als  Staatsoberhaupt  wird 
eingehend  dargelegt,  sein  Verhalten 
gegen  Deutschland,  das  der  Verfasser 
für  den  Ausbruch  des  Weltkrieges  wie 
des  vom  Jahre  1870/71  allein  verant- 
wortlich macht,  seine  Politik  in  der 
Ausführung  des  Friedensvertrages 
gegenüber  Deutschland  und  den  Alli- 
ierten, besonders  in  bezug  auf  die 
Genuakonferenz,  werden   gebilligt.    Die 
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ganze  Politik  Poincares  als  Staatsmann 
sei  mit  größter  Energie  immer  nur  auf 
die  Erhallung  des  Friedens  und  die 
Durchführung  des  vom  Verfasser  als 
gerecht  anerkannten  Friedensvertrages 
gerichtet  gewesen.  wec. 


Windelband,  Wolfgang,  a.  o. 
Prof.  a.  d.  Universität  Heidelberg,  Die 
auswärtige  Politik  der  Großmächte  in 
der  Neuzeit  (1494—1919).  Stuttgart  u. 
Berlin  1922.  Deutsche  Verlagsanstalt. 
422  S.    M  160,-. 


19.  Verschiedenes. 

Brown,  Ivor  J.  C,  B.A.,  English  Political  Theory.  London  1920. 
Methuen  &  Co.  177  S.  sh.  5/6. 
Die  politische  oder  besser  soziale  Ideengeschichte  Browns  zeigt, 
daß  nicht  nur  die  Geschichte  schlechthin  je  nach  der  Einstellung  des 
Historikers  ein  verschiedenes  Gesicht  zeigt,  sondern  ebensowohl  die 
Ideengeschichte.  "Wie  das  Buch  der  Ausdruck  jener  modernen  engli- 
schen Geistesrichtung  ist,  die  den  Liberalismus  überwunden  hat,  sich 
aber  mit  dem  zentralistischen  Marxismus  nicht  abfinden  kann  und  deshalb 
eine  Vereinigung  des  sozialistischen  und  individualistischen  Gedankens 
sucht,  so  sieht  der  Verf.  in  der  Geschichte  ganz  andere  Geistesströmun- 
gen als  die  rein  staatsrechtlich  orientierten  Schriftsteller,  die  bisher 
über  dieses  Gebiet  geschrieben  haben.  Neu  ist  nicht  nur  die  Stellung, 
die  er  dem  mittelalterlichen  Kommunismus  gibt,  die  Auslegung  Ben- 
thams  als  nüchternen  Humanismus,  der  sich  in  Gegensatz  stellt  zu  dem 
in  der  Luft  schwebenden  Universalismus  eines  Burke,  sondern  vor 
allem  die  Ablehnung  des  Liberalismus  sowohl  wie  der  Hegeischen 
Staatsauffassung  eines  Green  und  Bonsanquet,  weil  sie  den  Erforder- 
nissen des  modernen  Lebens  nicht  mehr  gerecht  werden  können,  die 
Ablehnung  der  Souveränität  des  Staates  gegenüber  den  anderen  gesell- 
schaftlichen Institutionen  als  im  Widerspruch  mit  unserer  ganzen  Kul- 
turentwicklung, welche  internationalen,  funktionellen  (Gruppen-)  und 
demokratischen  Aufbau  verlangt.  So  entsteht  die  politische  Theorie  des 
modernen  Englands,  die,  individualistisch  in  ihrem  Wesen,  doch  die  not- 
wendigen Gemeinschaftsformen  des  modernen  Kulturlebens  bejaht. 

Dr.  Eugen  Boehler,  Kiel. 


Amende,  Ewald,  Europa  und  Sow- 
jet-Rußland. Berlin  1921.  Karl  Curtius. 
52  S.    M  4,-. 

Angell,  Norman,  The  Fruits  of 
Victory.  A  sequel  to  „The  Great  Illu- 
sion". London  1921.  The  Labour 
Publishing  Co.  XVIII,  338  S.  sh.  3/6.  — 
A.  behandelt  das  Thema  von  der  wirt- 
schaftlichen Solidarität  und  gegen- 
seitigen Abhängigkeit  der  europäischen 
Völker,  der  Unnahbarkeit  der  nationa- 
listischen und  Bündnispolitik,  erörtert 
den  Einfluß  auswärtiger  Kriegführung 
auf  den  Klassenkampf  und  die  psycho- 
logischen Wurzeln  des  Versailler 
Friedensvertrags.    Im  Anhang  stellt  er 


die  Hauptargumente  seines  Werkes 
„The  Great  Illusion"  im  Lichte  der 
seitdem  eingetretenen  politischen  Er- 
eignisse dar.  hs. 
Fleets.  The  British  Empire  and 
Foreign  Countries.  (123.)  London  1922. 
H.  M.'s  Stationery  Office.  108  S. 
sh.  2/-.  —  Eine  Statistik  über  den 
Bestand  an  fertigen  und  in  Bau  befind- 
lichen modernen  Kriegsschiffen  der 
Hauptseemächte  für  den  1.  Februar 
1922.  Die  auf  Grund  des  Vertrages  von 
Washington  abzubrechenden  Schiffe 
sind  besonders  gekennzeichnet.  Nach 
Ausführung  dieses  Vertrages  verfügen 
England   und    die   Vereinigten    Staaten 


Verschiedenes. 


483 


weitaus  über  die  größte,  etwa  gleich 
starke  Flotte  an  Linienschiffen;  an 
leichten  Kreuzern  ist  England  den 
anderen  Nationen  außerordentlich 
überlegen.  Im  Bau  sind  Schlachtschiffe 
nur  in  den  Vereinigten  Staaten  und  in 
Japan;  doch  sind  diese  Neubauten  ge- 
mäß Vertrag  von  Washington  größten- 
teils abzuwracken.  Dadurch  behält 
England  die  Überlegenheit  auch  an 
Schlachtkreuzern.  oc. 

H  o  b  h  0  u  s  e  ,  L.  T.,  D.  Lit.,  Martin 
White  Prof.  of  Sociology  in  the  Uni- 
versity  of  London,  The  Metaphysical 
Theory  of  the  State.  A  criticism. 
(Studies  in  Economics  and  Political 
Science.  Ed.  by  the  Hon.  W.  Pember 
Reeves,  Ph.D.  No.  51.)  London  (1921). 
George  Allen  &  Unwin.  156  S. 
sh.  7/6.  —  Verf.  untersucht  kritisch 
die  metaphysische  Lehre  vom  Staate, 
wie  sie  von  Hegel  und  neuerdings 
Bosanquet  dargestellt  worden  ist,  und 
schildert  sie  in  ihren  verschiedenen 
Anwendungen.  Er  kommt  zu  dem  Er- 
gebnis, daß  der  wahre  Fortschritt  der 
politischen  Ideenwelt  in  der  Pflege  der 
Vorstellungskraft  liege,  die  vom  allge- 
meinen Prinzip,  von  der  klingenden 
Abstraktion,  der  imponierenden  Institu- 
tion auf  die  von  jener  umfaßten 
menschlichen  Faktoren  zurückzukom- 
men verlange.  Der  Fortschritt  der 
Menschheit  gehe  nicht  über  Körper 
und  Seelen  von  Individuen,  sondern 
wie  ein  anspornender  Geist  hindurch 
durch  ihre  erhöhte  Tätigkeit  und  ihr 
bedeutsameres  Leben.  Im  demokra- 
tischen und  humanitären  Sinne  sei  der 
Staat  Mittel,  im  metaphysischen  Sinne 
Zweck.  Die  demokratische  Auffassung 
sehe  in  ihm  den  Diener  der  Mensch- 
heit, die  metaphysische  Lehre  mache 
ihn  dagegen  selbst  zum  alleinigen  Hüter 
seines  moralischen  Wertes,  betrachte 
ihn  als  die  letztmögliche  Errungen- 
schaft menschlicher  Organisation. 

hh. 

Hobson,  J.  A.,  Wiedergutmachung 
und  Wirtschaft.  Übersetzt  von  Otto 
Eccius.  Tübingen  1921.  J.  C.  B. 
Mohr.  IV,  46  S.  JC  9,-.  —  Die 
Schrift  behandelt  die  Nichtberechtigung 
der  Forderungen  gegen  Deutschland 
und  befürwortet  als  einzigen  Weg  zur 
Erzielung  einer  wesentlichen  Wieder- 
gutmachung   die   Erreichung    höchster 


produktiver  Tätigkeit  und  vollster  Frei- 
heit des  Außenhandels  Deutschlands 
mit  anderen  Staaten.  fl. 

Kroger,  Dr.  jur.  et  rer.  pol.  H.,  Welt- 
anschauung und  Wirtschaftsführung. 
(Jahrbücher  für  Nationalökonomie  und 
Statistik.  118.  Bd.,  Heft  5,  S.  385-408.) 
Jena  1922.    Gustav  Fischer. 

Marchetti,  Enrico  Conseguenze 
economiche  dei  trattati  di  pace.  (Es- 
tratto  dalla  „Rivista  di  Politica  Econo- 
mica".  Seconda  serie  della  „Rivista 
delle  Societä  Commerciali".  Anno  XI, 
Fase.  I,  II,  VII,  VIII.)  Rom.  „Athe- 
naeum".  18  S.  —  Bespricht  in  kurzen 
Kapiteln  die  wirtschaftlichen  Folgen 
des  Friedensvertrages,  soweit  deutsche 
Gebiete  oder  Interessen  in  Frage  kom- 
men. Er  behandelt:  Das .  Saargebiet 
und  Elsaß-Lothringen,  die  Internationa- 
lisierung des  Rheins  und  der  Donau, 
die  Bestimmungen  über  die  deutschen 
Kolonien  und  die  deutschen  Interessen 
in  Aegypten,  Marokko,  China,  Siam  und 
Liberia.  Einige  statistische  Angaben 
vervollständigen  die  Darstellung,     wec. 

Nitti,  Francesco,  Das  friedlose 
Europa.  Frankfurt  a.  M.  (1921).  Frank- 
furter Societäts-Druckerei.  283  S. 
M  45,—.  —  Verf.  erklärt,  niemand 
könne  behaupten,  daß  die  Friedens- 
verträge den  wiederholt  von  der 
Entente  und  Wilson  abgegebenen  Er- 
klärungen entsprächen.  Er  berichtet 
über  die  Einberufung  der  Konferenz 
nach  Paris,  die  Clemenceaus  Vernich- 
tungswillen das  Übergewicht  gegeben 
habe,  sucht  die  Unmöglichkeit  der  von 
Deutschland  geforderten  Zahlungen 
nachzuweisen  und  in  den  Kapiteln  über 
die  Zulassung  der  Besiegten  zum 
Völkerbund,  die  Revision  der  Verträge, 
die  Sicherheit  Frankreichs  und  die 
militärischen  Garantien,  Regelung  der 
interalliierten  Schulden  und  der  Be- 
ziehungen zu  Rußland  die  Voraus- 
setzungen für  einen  Wiederaufbau 
Europas  festzustellen.  Seine  Friedlosig- 
keit  und  sein  Niedergang  sei  nicht  so 
sehr  durch  den  „hassenswertesten" 
aller  Kriege  als  durch  die  Friedens- 
verträge in   drohende  Nähe  gerückt. 

ph. 

Pohle,  Richard,  Rußland  und  das 
Deutsche  Reich.  Bonn  u.  Leipzig  1922. 
Kurt  Schroeder.  VIII,  142  S.  M  30,—.  — 
Versucht   die   Volkspsyche    der   Russen 
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zu  zeichnen  und  eine  Grundlage  für 
richtiges  Einschätzen  der  sich  im  Ost- 
reiche vollzogenen  Umwälzung  zu 
schaffen.  Verf.  warnt  seine  Landsleute 
davor,  in  den  heutigen  Russen  etwa 
andere  Menschen  zu  sehen,  als  sie  vor- 
dem gewesen  sind,  im  Umgang  mit 
ihnen  nicht  die  alten  Fehler,  die  einer- 
seits in  zwecklosem  Werben  um  dessen 
Gunst  unter  Hintansetzung  des 
deutschvölkischen  Stolzes,  andererseits 
in  ungeschickter  Überhebung  und  un- 
willkürlicher Kränkung  des  russischen 
Nationalgefühls  bestanden  haben,  zu 
wiederholen.  alt. 

Rechberg,  Arnold,  Was  kostet 
der  Friedensvertrag  die  Entente? 
(Fragen  der  Zeit.)  München  1922. 
Verlag  für  Kulturpolitik.  162  S. 
kM  38.—.  —  Verf.  sieht  das  Scheitern 
des  Planes  von  Cecil  Rhodes  auf  Bil- 
dung einer  Interessengemeinschaft  der 
englischen  und  deutschen  Industrie  als 
eigentliche  Ursache  des  Krieges  an, 
nachdem  später  auch  ein  gleiches  Pro- 
jekt mit  Frankreich  infolge  des  Wider- 
standes der  deutschen  Großbanken 
nicht  verwirklicht  werden  konnte. 
Nachdem  anschließend  die  Wirkungen 
des  Versaüler  Friedens  auf  Englands, 
Frankreichs  und  der  Verein.  Staaten 
von  Amerika  Wirtschaftsleben  darge- 
tan   sind    und    das    russische    Problem 


einer  Sonderbetrachtung  gewidmet  ist, 
untersucht  er  die  Möglichkeit  der 
besten  Lösung  der  Reparationsfrage. 
Als  solche  bezeichnet  er  die  Beteiligung 
des  englischen  und  französischen 
Staates  an  der  deutschen  Industrie 
durch  die  deutsche  Regierung  zwecks 
Weiterveräußerung  oder  -Vermietung 
an  die  Industrie  beider  Länder.  Um  die 
tatsächliche  Wiederherstellung  der  euro- 
päischen Wirtschaftsleistung  zu  er- 
zielen, sei  noch  der  Sturz  der  Sowjet- 
regierung durch  gemeinsames  militäri- 
sches Vorgehen  Englands,  Frankreichs 
und  Deutschlands  erforderlich.  fl. 
Weyrauch,  Robert,  Die  Technik. 
Ihr  Wesen  und  ihre  Beziehungen  zu 
anderen  Lebensgebieten.  Stuttgart  u. 
Berlin  1922.  Deutsche  Verlags-Anstalt. 
X,  280  S.  u.  geschichtliche  Tabellen, 
geb.  M  170,—.  —  Verf.  unternimmt 
den  Versuch,  die  Beziehungen  der 
Technik  zum  ganzen  Umkreis  mensch- 
licher Lebensäußerungen  darzustellen. 
Er  behandelt  zunächst  das  technische 
Schaffen  nach  seinen  Grundlagen,  den 
technisch-industriellen  Arbeitsweisen, 
dem  genommenen  Aufschwung  und  den 
neuen  Aufgaben,  um  dann  auf  die  Be- 
ziehungen der  Technik  zur  Wirtschaft, 
zu  den  Natur-  und  Geisteswissen- 
schaften, ferner  zur  Kunst  und  Kultur 
einzugehen.  fl. 


^ 


Naturrecht  und  Humanität  in  der  Weltpolitik. 

Von 
Professor  Ernst  Troeltsch,  Berlin. 


Die  von  beiden  Seiten  geführte  Kultur-  und  Moralpropaganda  des 
Weltkrieges  ist  ein  Kapitel  für  sich  und  zeigt,  daß  in  den  heutigen 
demokratischen  Verhältnissen  moralische  und  geschichtsphilosophische 
Bemäntelungen  der  Politik  zur  Mobilisation  der  Massen  unentbehrlich 
sind.  Es  ist  Moral  und  Geschichtsphilosophie  als  Kriegsmittel  in  der 
Hand  eines  politisch  geleiteten,  zentralisierten  Journalismus,  dem  sich 
die  Gelehrten  nur  allzuhäufig  anpassen.  Insofern  gehört  das  ganze 
Problem  zu  der  Frage  der  Kriegsmittel  eines  demokratisierten  und  tech- 
nisierten Zeitalters  und  zu  der  Frage  nach  der  Möglichkeit  der  Volks- 
kriege der  allgemeinen  Wehrpflicht.  Die  Auffassung,  daß  es  eine  Ehre 
sei,  mit  großen,  starken  und  edlen  Gegnern  zu  kämpfen,  ist  „ritterlich", 
wie  man  mit  Recht  sagt,  d.  h.  sie  gehört  aristokratischen  Zeitaltern  und 
ihren  Nachwirkungen  an.  Die  Massen  demokratisierter  Zeitalter  kennen 
nur  Liebe  oder  Haß,  Bewunderung  oder  Verachtung,  moralisches  Recht 
und  moralisches  Unrecht.  Wer  sie  in  den  Krieg  peitschen  will,  muß 
diesen  Masseneigenschaften  Rechnung  tragen,  und  deshalb  muß  eine 
ganze  Literatur  mit  wirklicher  oder  scheinbarer  Gelehrsamkeit  die 
moralische  Nichtswürdigkeit  des  Gegners  durch  historische  und 
ethische  Beweisführung  dartun.  Daher  stammt  heute  die  Rolle,  die  das 
Schulddogma  und  die  Atrozitätenberichte  spielen.  Das  Verständnis  für 
diese  Dinge  ist  bei  uns  in  Deutschland,  wo  man  bisher  die  Rücksicht 
auf  die  Massenpsychologie  weniger  nötig  zu  haben  glaubte,  erst  in 
seinen  Anfängen.  Ja,  noch  unterliegen  bei  uns  viele  Volksgenossen 
selbst  dieser  vom  Ausland  her  verbreiteten  Suggestion,  weil  sie 
glauben,  diese  für  ihre  innerpolitischen  Kämpfe  gegen  die  alte  Herren- 
schicht verwenden  zu  können  und  damit  etwas  mehr  Gnade  in  den 
Augen  der  ausländischen  Moralrichter  zu  finden.  Das  ist  ja  überhaupt 
heute  in  dem  furchtbar  gesteigerten  Daseinskampf  die  Rolle  des  Mora- 
lischen, wenigstens  der  öffentlichen  und  politischen  Moral,  geworden, 
daß  sie  wesentlich  als  Waffe  zur  moralischen  Entwertung  der  Gegner, 
nicht  aber  als  Regel  des  eigenen  Verhaltens  dient. 
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Hinter  diesen  praktischen  und  augenblicklichen  Fragen  steht  nun 
aber  doch  ein  dauerndes  und  theoretisches  Problem,  das  des  Unterschieds 
des  deutschen  politisch-geschichtlich-moralischen  Denkens  gegenüber 
dem  westeuropäisch-amerikanischen.  Das  letztere  bildet  unverkennbar 
trotz  starker,  innerhalb  seiner  selbst  obwaltender  Unterschiede  und 
trotz  gelegentlicher  Annäherungen  an  deutsches  Denken  eine  geistige 
Einheit  für  sich.  Man  braucht  nur  das  große  Buch  von  Viscount 
Bryce  über  „Modern  Democracies"  zu  lesen,  um  sich  davon  zu  über- 
zeugen. Ebenso  ist  aber  auch  das  deutsche  entsprechende  Denken 
trotz  aller  bei  uns  besonders  starken  geistigen  Zersplitterungen  eine 
geistige  Einheit,  die  jeder  Ausländer  sofort  empfindet,  auch  wenn  er 
sie  nicht  definieren  kann  oder  —  im  Falle  des  Übelwollens  —  sofort 
mit  dem  Instinkt  der  Abneigung  als  andersartig  erkennt,  während 
wiederum  die  Konservativen  aller  Länder,  vor  allem  der  nordeuropäi- 
schen, die  doch  unter  starkem  geistigem  Einfluß  Deutschlands  stehen, 
die  Wahlverwandtschaft  empfinden.  Darüber  kann  man  in  Unter- 
haltungen mit  Holländern  und  Skandinaviern  recht  lehrreiche  Be- 
obachtungen machen;  in  der  Literatur  sind  die  Arbeiten  Kjellens  ein 
deutliches  Zeugnis.  Dabei  liegt  von  vornherein  auf  der  Hand,  daß 
unsere  Ideenwelt  auf  einen  numerisch  und  geographisch  viel  kleineren 
Kreis  beschränkt  ist,  worin  zuletzt  auch  die  Schwäche  der  deutschen 
Propaganda  begründet  war;  auch  größere  Geschicklichkeit  und  bessere 
Psychologie  im  Verständnis  der  Fremden  hätte  diesen  Unterschied 
nicht  ausgleichen  können.  Man  konnte  sich  —  auch  vom  Willen  ganz 
abgesehen  —  gegenseitig  nicht  verstehen,  und  in  diesem  Unterschiede 
waren  wir  die  Isolierten  und  die  Wenigeren. 

Der  gleiche  Unterschied  wird  überdies  in  unseren  eigenen  inner- 
politischen Kämpfen  scharf  betont  und  gibt  ihnen  die  schneidenden 
Formeln,  wenn  man  den  zunächst  sehr  realen  und  praktischen  Kampf 
der  Volksschichten  und  Interessen  auf  moralische  und  theoretische 
Unterschiede  bringen  will,  um  die  ganz  naturgemäß  erwachsenen 
Interessenkämpfe  in  einen  „geistigen  Kampf"  zu  verwandeln  und  da- 
durch noch  gründlich  zu  verschärfen.  Man  nennt,  wie  in  Rußland,  die 
demokratischen,  pazifistischen,  unitarisch-nationalen,  völkerbunds- 
freundlichen, internationale  Verständigung  erstrebenden  Richtungen 
westlerisch  und  setzt  dem  eine  spezifisch-deutsche,  historische  und 
organische  Denkweise  entgegen.  Das  ist  wieder  derselbe  Gegensatz, 
dessen  man  sich  mit  ähnlichen  Mitteln  bedient,  wie  ihn  schon  die 
Entente-Propaganda  im  Weltkrieg  verwertet  hatte.  Die  Kampfparolen, 
die  im  Weltkrieg  die  Völkermassen  spalteten,  sind  heute  in  unsere 
eigene  Mitte  übertragen.  Der  grundsätzliche  Unterschied  beider 
Welten  ist  praktisch  klar  und  überall  fühlbar. 

Woher  kommt  das?  Was  ist  das  einheitliche  Wesen  des  westeuro- 
päischen Denkens?  Und  was  ist  demgegenüber  das  der  deutschen 
Denkweise?  Das  führt  auf  die  Begriffe  des  Naturrechts  und  der  Humani- 
tät, zu  denen  als  ihre  moderne  Folge  die  Fortschrittsidee  hinzugetreten 
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ist.  Diese  Begriffe  ihrerseits  aber  hängen  mit  allen  Grundbegriffen  der 
europäischen  Geisteswelt  und  Religiosität  eng  zusammen  und  haben 
ihre  Wurzeln  nicht  erst  in  modernem  Revolutionseifer,  sondern  in  einer 
Geistesgeschichte  von  Jahrtausenden,  in  der  sie  freilich  sehr  verschie- 
denartig gewendet  worden  sind.  An  der  Stellung  zu  diesen  Begriffen 
scheiden  sich  die  Wege.  Man  ist  in  Deutschland  wenig  geneigt  und 
vorbereitet,  diesen  Gegensatz  zu  verstehen  und  auch  nur  die  beiden 
Worte,  mit  denen  er  hier  bezeichnet  worden  ist,  richtig  aufzufassen, 
was  übrigens  draußen  durch  Mißverständnis  und  Mißdeutung  unserer 
Gedanken  womöglich  noch  gründlicher  erwidert  wird.  Es  ist  daher  im 
folgenden  etwas  weiter  auszuholen  und  sind  zunächst  die  Worte 
„Naturrecht  und  Humanität"  in  ihrem  westeuropäischen  Verstände  zu 
erläutern,  die  bei  uns  fast  unverständlich  geworden  und  völlig  abge- 
blaßt sind. 

Es  handelt  sich  bei  ihnen  vor  allem  nicht  um  neue  und  besondere 
westeuropäische  Begriffe,  sondern  um  uralte  europäisch-antik-christ- 
liche Ideen,  die  den  Grundstock  der  europäischen  Geschichtsphilo- 
sophie und  Moral  bildeten  und  mit  Theologie  und  Humanismus  seit 
Jahrtausenden  verschwistert  sind.  Sie  sind  eben  deshalb  auch  durch  un- 
zählige Anwendungen  und  Abänderungen  hindurchgegangen  und  haben 
eine  ungeheure  praktische  Auswirkung  erfahren.  Die  deutschen  Be- 
griffe sind  demgegenüber  die  neuen,  modernen,  unausgearbeiteten, 
welthistorisch  unbewährten  und  theoretisch  unfertigen.  Der  Konserva- 
tismus und  das  Massenübergewicht  liegen  bei  der  westeuropäischen 
Tradition.  Das  ist  paradox,  wo  sich  das  deutsche  Denken  wesentlich 
als  konservativ,  aristokratisch  und  autoritär  gibt  und  das  westeuropäische 
als  fortschrittlich,  demokratisch  und  revolutionsfreundlich.  Allein 
gerade  diese  Paradoxie  gilt  es  zu  verstehen.  Der  Gegensatz  „konser- 
vativ und  revolutionär"  muß  von  dem  ganzen  Problem  zunächst  fern- 
gehalten werden.  Er  entstammt  erst  modernsten  Verwicklungen  und 
erscheint  nur  bei  uns  als  das  Wesen  der  Sache,  wo  die  moderne,  an  sich 
aus  Bevölkerungssteigerung  und  Intellektualisierung  der  Massen  folgende 
Demokratisierung  erst  seit  kurzem  in  wiederholten  Revolutionen  sich 
durchsetzen  kann.  An  sich  gibt  es  sehr  wohl  eine  konservative  Demo- 
kratie. Die  amerikanische  Demokratie  ist  in  politischer  und  sozialer 
Hinsicht  geradezu  auf  möglichsten  Konservatismus  gestimmt  und  be- 
trachtet ihre  Grundlagen  als  ewige  göttliche  Moral  und  Rechtsordnung 
zugleich.  Etwas  eingeschränkter  gilt  das  auch  von  der  englischen 
Demokratie,  die  seit  1832  im  Werden  ist  und  deren  konservativer 
Grundcharakter  aller  Welt  bekannt  ist.  Sogar  die  Franzosen  betrachten 
ihre  Revolutionsglorie  als  den  endlichen  Durchbruch  der  zeitlosen 
moralischen  Menschheitsordnung  und  verehren  sie  wie  ein  ewiges, 
menschheitserlösendes  Dogma.  Das  eigentlich  revolutionäre  Element 
ist  in  jenen  Ländern  überall  in  die  sozialen  und  sozialistischen  Bewe- 
gungen übergegangen,  während  die  politisch-demokratische  Ver- 
fassung einen  gründlich  bourgeoisen  und  historisch-geheiligten  Cha- 
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rakter  trägt.  Die  Revolutionen,  denen  sie  ihren  Ursprung  verdankt, 
liegen  weit  zurück  und  sind  von  der  Historie  bereits  geheiligt. 
Eben  deshalb  wird  es  auch  dem  Sozialismus  sehr  viel  schwerer, 
sich  dort  durchzusetzen  als  bei  uns.  Dagegen  beruht  das 
deutsche  politisch  -  historisch  -  ethische  Denken  auf  den  Ideen  der 
romantischen  Gegenrevolution,  die  bis  in  die  mathematisch-mecha- 
nischen Naturwissenschaften  hinein  die  Fundamente  des  westeuro- 
päischen Denkens  abzutragen  versuchte  und  in  Staat  und  Gesellschaft 
das  „organische"  Ideal  eines  von  sehr  antibürgerlichem  Idealismus  er- 
füllten ästhetisch-religiösen  Gemeingeistes  aufzurichten  unternahm 
und  dann  aus  diesem  Ideal  heraus  die  deutsche  Staatslosigkeit  durch 
die  Bildung  eines  es  verkörpernden  starken  Einheitsstaates  zu  über- 
winden suchte.  In  der  höchst  verwickelten  geistigen  und  politischen  Ge- 
schichte Deutschlands  ist  diese  Idee  dann  mannigfach  gebrochen  und 
zahlreichsten  Kompromissen  bis  zur  völligen  Selbstentfremdung  unter- 
worfen worden,  wie  wir  sehen  werden.  Aber  von  ihm  gehen  doch  tat- 
sächlich die  durchgreifenden  und  überall  fühlbaren  Unterschiede  der 
beiderseitigen  Theorien  aus.  Eine  ewige,  Moral  und  Recht  gemeinsam 
begründende  rationale  und  gottgesetzte  Ordnung  dort,  eine  immer 
neue  und  lebendige,  individuelle  Verkörperung  des  historisch-produk- 
tiven Geistes  hier:  das  ist  der  letzte  Unterschied.  Wer  an  das  ewige 
göttliche  Naturrecht,  die  Gleichartigkeit  der  Menschen,  die  Einheits- 
bestimmung der  Menschheit  glaubt  und  darin  das  Wesen  der  Humani- 
tät sieht,  der  empfindet  die  deutsche  Lehre  als  seltsame  Mischung  von 
Mystik  und  Brutalität.  Wer  umgekehrt  eine  ewig  lebendige,  indivi- 
duelle Bildungen  aus  immer  neuem  Recht  begründende  Fülle  der 
Individualitäten  in  der  Geschichte  sieht,  dem  erscheint  die  westeuro- 
päische Ideenwelt  als  kahler  Rationalismus  und  egalitärer  Atomismus, 
als  Seichtigkeit  und  Pharisäismus  zugleich.  Das  wird  näher  zu  er- 
läutern sein.  Ich  schildere  zunächst  die  gemein-europäische  Tradition 
und  ihre  Ausbildung  zur  westeuropäischen  politisch-moralischen  Ideo- 
logie und  dann  die  der  deutsch-romantischen  in  ihrer  Entwicklung  zum 
heutigen  historischen  Realismus.  Dabei  ist  nicht  zu  übersehen,  daß 
das  protestantisch-lutherische,  klassisch-romantische  Deutschland  die 
Schwierigkeiten  darbietet,  während  der  Katholizismus  der  gemein-euro- 
päischen Tradition  viel  näher  steht,  sie  leichter  versteht  und  sich 
leichter  mit  ihren  modernen  Fortbildungen  verständigt.  Es  sind  nur 
seine  mittelalterlich  -  ständischen  und  seine  religiös  -  mystischen 
Elemente,  die  ihn  partiell  der  Romantik  annähern  und  das  täuschende 
Bild  einer  besonderen  Wahlverwandtschaft  erzeugt  haben.  In  Wahrheit 
ist  er  sehr  streng  rational  auf  das  Naturrecht  und  auf  die  Idee  der 
Humanität  als  der  rationalen  und  religiösen  Menschheitseinheit  ge- 
richtet. Das  schlägt  als  der  Hauptzug  seiner  politisch  -  rechtlichen 
Ideenwelt  immer  wieder  durch  und  ist  auch  heute  praktisch  recht  be- 
deutsam.  Darauf  beruht  in  Wahrheit  seine  Weltpolitik. 
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Es  handelt  sich  also  grundlegend  um  die  Ideen  von  Naturrecht, 
Humanität  und  Fortschritt,  die  im  gemein-europäischen  und  westeuro- 
päischen  Denken    eng   zusammenhängen   und   von   denen    die    Fort- 
schrittsidee die  moderne  Anwendung  und  Weiterbildung  bedeutet.   Die 
Grundlage  dieser  Ideenwelt  liegt  im  späten  Altertum,  in  der  griechi- 
schen und  vor  allem  römischen  Stoa,  bei  Cicero  und  gewissen  Ele- 
menten des  römischen  Rechtes  und  dann  vor  allem  in  der  Verbindung 
dieser  Ideen  mit  der  christlichen  Ideologie  zum  christlichen  Naturrecht. 
Der  Grundgedanke  ist  die  Würde  der  allgemein-menschlichen  Vernunft 
in  jedem  Individuum,  was  sich  auf  das  allgemeine  Natur-  und  Welt- 
gesetz der  in  den  Stufen  der  Einzelwesen  sich  ausdrückenden  und  stei- 
gernden  göttlichen   Vernunftordnung   zurückführt.     Die    wahre   Natur 
des    Menschen    ist    die    in    ihm    wirkende    göttliche    Vernunft    mit 
ihrer    Herrschaft    über     Sinnlichkeit    und    Affekt.     Daraus     entsteht 
unmittelbar    der  Rechtsanspruch    und    die   Pflicht    des   Individuums, 
daß   diese   Vernunft   als   natürliches,    das   heißt   als   göttliches   Recht 
anerkannt    werde,    eben    damit    der    Grundzug    aller    menschlichen 
Rechtsordnungen,    die    also    im    letzten    Kern    mit    dem    Moralischen 
unmittelbar    zusammenfallen,    und    letztlich    das    Ideal    der    Einheits- 
organisation  der  Menschheit.    Der  Hintergrund   ist  ein  Pantheismus, 
der  bei  den  Römern  und  dann  vor  allem  bei  den  Christen  in  einen 
vorsehungsgläubigen   Theismus   übergeht.    Revolutionär   ist   das   alles 
nicht  gedacht,   sondern  mit  grundsätzlicher  Einstellung  auf  die   em- 
pirische Wirklichkeit.    In  der  Urzeit,  im  goldenen  Zeitalter,  da  begann 
es  mit  Freiheit,  Gleichheit  und  Brüderlichkeit.    Aber  die  schwer  über- 
windbare Macht  der  Affekte  und  Leidenschaften  führte  zu  Kampf  und 
Selbstsucht.   Da  hat  dann  ebendieselbe  Vernunft,  aus  der  die  Würde 
der  Individuen   stammt,   sich   selbst  behauptet   durch   Schaffung    der 
nötigen  Repressionsmittel  in  Recht,  Macht,  Gewalt  und  Eigentum.  Eine 
vernünftige  Gestaltung  dieser  unter  Rücksicht  auf  das  natürliche  Recht 
der  Menschenwürde  ist   seitdem  das  Ideal   des  natürlichen  Rechtes. 
Dieses  geht  auf  eine  Kosmopolis,  ein  Weltbürgertum  der  einheitlichen 
Menschheit,    die   am   besten   als   Monarchie   organisiert   wird.    Diese 
letztere  ist  dann  Abbild  und  Nachbild  der  göttlichen  Weltherrschaft. 
Diese   ganze   Ideenwelt  wurde   von  dem   Christentum  als   Ergänzung 
seiner  auf  das  Jenseits  und  das  Weltende  gerichteten,  gegenüber  den 
praktisch-sozialen  Problemen  hilflosen  Ethik  rezipiert.  Durch  die  christ- 
liche Lehre  von  der  Erbsünde  wurde  es  noch  konservativer  gemacht 
und  die  Repressionsmittel  des  positiven  Rechtes  dadurch  um  ein  Be- 
deutendes mehr  geheiligt  und  vergöttlicht.   Von  der  anderen  Seite  her 
wurden  diese  Bereiche  des  natürlichen  Rechtes  überbaut  und  kontrol- 
liert durch  das  Gottesreich  oder  die  Kirche,  womit  einer  zu  weit  gehen- 
den Autonomie  und  rationalen  Selbstverwirklichung  des  doch  immer 
sündig  getrübten  Naturrechts  starke  Schranken  gesetzt  wurden.    Aus 
dieser  Verbindung  entstand  das  christliche  Naturrecht,  das  über  ein 
Jahrtausend  geherrscht,   Theologie,  Jurisprudenz,   Staatslehre,   Politik 
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und  Historie  des  Mittelalters  beherrscht  hat.  Unter  dem  Einfluß  der 
ständisch-korporativen  Gesellschaft  des  Mittelalters  verband  sich  damit 
jetzt  freilich  die  Lehre  von  der  organischen  Ungleichheit  der  Teile  und 
der  ständisch-arbeitsteiligen  Gliederung.  Aber  diese  wurde  in  das  Wesen 
der  natürlichen  Moral  und  des  natürlichen  Rechtes  mit  Hilfe  des 
Aristoteles  hineingedeutet  als  Ausfluß  der  natürlichen  Ordnung,  und 
neben  und  unter  ihr  blieb  das  rein  individualistische  Naturrecht  immer 
in  Kraft.  In  allerhand  radikalen  Sektenausbrüchen  bis  zu  der  Occa- 
mistischen  Staatslehre  und  der  jesuitischen  Theorie  vom  Revolutions- 
recht machte  es  sich  auch  praktisch  geltend.  Die  natürlichen  Sozial- 
lehren des  Mittelalters  haben  eine  zweifache  Seele  und,  so  eng  beide 
Seelen  von  der  Theorie  vereinigt  sind,  so  kommt  es  doch  immer  darauf 
an,  welche  gerade  praktisch  in  den  Vordergrund  tritt. 

Aus  diesem  Untergrunde  des  christlichen  Naturrechts  entstand 
das  moderne  profane  Naturrecht  bei  Bodin,  Hugo  Grotius,  Hobbes, 
Pufendorf,  Althusius  und  vielen  kleineren,  teils  um  den  aus  den  Ver- 
hältnissen gewordenen  Absolutismus  zu  konstruieren,  teils  um  später  die 
bürgerliche  Befreiung  von  ihm  zu  rechtfertigen  und  daraus  dann  neue 
Staatsideale  zu  konstruieren.  Die  Doppelseitigkeit  des  Naturrechts 
dauerte  fort,  indem  einerseits  das  Wesen  der  Herrschaft  und  Souveräni- 
tät in  der  Gemeinschaft,  die  Notwendigkeit  einer  die  sündige  Mensch- 
heit ordnenden  Gewalt  oder  gar  die  Übertragung  der  Volksrechte  an 
die  Obrigkeit  gelehrt  und  das  ganze  durch  theologische  Autoritäts-  und 
Vorsehungslehren  ergänzt  wurde,  oder  indem  anderseits  die  Gegenbewe- 
gungen gegen  ebendiesen  Absolutismus  sich  auf  eingeborene-unver- 
lierbare  und  auf  göttlicher  Weltordnung  beruhende  Menschenrechte 
stützten.  Dabei  fehlt  es  nun  natürlich  nicht  an  mannigfachen  Neue- 
rungen. Die  humanistische  Wiederbelebung  der  Antike  und  die  neue 
atomistische  Naturwissenschaft  liefern  mannigfache  neue  Gedanken 
und  Mittel.  Aber  Terminologie  und  Grundideen  bleiben.  Insbesondere 
aber  äußern  sich  die  Neuerungen  allerdings  bei  dem  radikalen  und 
fortschrittlichen  Flügel.  Das  Erbsündendogma  zersetzt  sich  und  macht 
einem  grundsätzlichen  Optimismus  in  bezug  auf  die  menschliche  Natur 
und  Vernunft  Platz,  die,  freigelassen,  ihrem  natürlichen  Interesse  an 
der  Gemeinschaft  folgen  und  aus  ihrer  Vernunft  alles  zweckmäßig 
konstruieren  werde.  Die  Zersetzung  der  Kirche  in  Einzelkirchen  und 
Sekten  und  überdies  der  neue  religiöse  Individualismus  beseitigen  die 
Kontrolle  des  öffentlichen  Lebens  durch  die  Kirche  und  verlangen  Ge- 
wissensfreiheit, Trennung  von  Staat  und  Kirche.  Die  Naturwissenschaften 
bringen  die  Analogie  des  grundlegenden  Atomismus  und  der  die  Atome 
organisierenden  rationalen  Gesetze.  Aus  dem  überwiegend  konser- 
vativen Naturrecht  der  Kirche  wird  dadurch  die  Idee  des  beständig 
steigenden  Fortschrittes  und  das  Ideal  der  rationellen  Selbstgestaltung 
der  Gesellschaft  und  des  Staates.  Aber  dieses  profane  fortschrittliche 
Naturrecht  bleibt  in  alledem  doch  begründet  auf  ein  göttliches  Gesetz, 
einer  rationalisierten  Theologie  befreundet  oder  auch  mit  dem  radikali- 
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sierten  Calvinismus  verbunden.  Es  ist  bei  allem  Fortschritt  gemäßigt 
und  behält  einen  konservativ  -  bürgerlichen  Zug.  Sogar  noch  bei 
Rousseau,  der  die  radikalste  Anwendung  von  ihm  macht,  ist  der  Gedanke 
ein  stark  religiös  begründeter  und  setzt  er  sich  sogar  in  scharfen 
Gegensatz  gegen  den  vermeintlichen  Kulturfortschritt,  indem  er  auf 
einfache,  klare,  sittenstrenge  Staatsbildungen  drängt.  Erst  die  französi- 
sche Revolution  führt  diese  Gedanken  auf  die  Bahn  des  reinen  und 
radikalen  Fortschrittes  und  der  bedingungslosen  Volkssouveränität  in 
einem  modernen  Großstaat,  bricht  eben  deshalb  auch  mit  aller  Kirche 
und  aller  Vergangenheit.  Während  das  neue  Naturrecht  bei  den 
Angelsachsen  wesentlich  die  persönliche  Unabhängigkeit,  die  Führer- 
auslese und  die  Kontrolle  der  von  diesen  Führern  geleiteten  Geschäfte 
durch  das  Volk  verlangt,  verkündet  es  bei  den  Franzosen  in  der 
Theorie  die  unmittelbare  Selbstregierung  und  die  grundsätzliche  poli- 
tische Gleichheit,  die  Mitregierung  aller.  Darin  liegt  ein  tiefer  Gegen- 
satz der  eigentlichen  Demokratie  gegen  ein  mehr  als  Liberalismus  zu 
bezeichnendes  System.  Aber  auch  außerdem  sind  in  der  praktischen 
Durchführung  dieser  naturrechtlichen  Humanitätsidee  dann  unzählige 
Gegensätze  und  Schwierigkeiten  entstanden,  die  die  ursprüngliche  Be- 
geisterung nach  und  nach  abgekühlt  haben  und  die  heute  die  theoreti- 
sche Darstellung  dieses  Systems  sehr  schwierig,  kompliziert  und 
widerspruchsvoll  machen.  Man  kann  das  alles  in  der  umsichtigen, 
leise  elegischen  Darstellung  des  in  Geschäften  und  Theorie  er- 
fahrenen, weitgereisten  James  Bryce  nachlesen.  Immerhin  ist  er  sich 
bewußt,  die  politischen  Hauptkräfte  einer  Entwicklung  von  etwa  150 
Jahren  und  des  größten  Teiles  der  Welt  bis  nach  Australien  und  Neu- 
seeland zu  schildern.  Darauf  beruht  seine  Zuversicht  zu  diesem  Typus 
und  seinem  Bestand. 

Aber  trotzdem  bleibt  die  Gedankenmasse  selbst  etwas  Gleich- 
artiges und  ist  es  möglich,  sie  im  Falle  des  Kampfes  gegen  grundsätz- 
liche oder  gegen  politisch  gefährliche  Gegner  zu  einer  relativen  Ein- 
heit zusammenzuschließen.  Auch  die  Reaktionen  des  Positivismus 
dagegen  haben  nichts  Wesentliches  geändert.  Auch  sie  wollen 
schließlich  Menschheitseinheit  und  Menschheitsorganisation  auf  Grund 
natürlicher  Gesetze  und  unter  Anerkennung  der  Menschenrechte  und 
Glücksansprüche  der  einzelnen.  Sogar  der  Sozialismus  kleidet  dort 
gerne  seine  Forderungen  in  die  naturrechtlich-humanitären  Termino- 
logien, indem  er  die  Forderung  der  politischen  Gleichheit  und  Un- 
abhängigkeit auf  das  ökonomische  Gebiet  ausdehnt  und  von  den 
Gesetzen  der  Weltordnung  seine  Vollendung  als  Idealzustand  der 
Menschheit  erwartet.  So  ist  es  kein  Wunder,  daß  trotz  aller  Er- 
lahmung und  Zersplitterung  diese  ganze  Ideenwelt  sich  im  Bedarfsfall 
gegen  die  deutsche  Ideologie  zusammengeschlossen  und  die  enthu- 
siastischen Instinkte  aller  an  allgemeine  Menschheitsziele,  Hu- 
manität, Naturrecht  und  sittliches  Naturgesetz  Glaubenden  gegen 
die  deutsche  Barbarei  aufgepeitscht  hat.    Auch  Völkerbund  und  Pazi- 
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fismus,  die  dann  ganz  naturgemäß  von  den  durch  ihren  Glauben  Be- 
rufenen zu  ihren  Gunsten  ausgenutzt  werden,  ergeben  sich  leicht  aus 
diesen  Ideengängen.  Sie  sind  Forderungen  Gottes,  der  Natur  und  der 
Menschheit.  Nicht  minder  ergibt  sich  daraus  das  Freiheitsapostolat, 
das  geknechtete  und  altmodische  Völker  mit  oder  ohne  ihren  Willen 
unter  das  Regime  der  nationalen  Selbstbestimmung  und  Selbstregie- 
rung stellt  und  dessen  Einhaltung  kontrolliert  in  Lohn  und  Strafe. 
Ganz  jüngst  hat  der  amerikanische  Oberrichter  Hughes  den  Studenten 
Vorträge  gehalten,  worin  er  die  Demokratie  als  die  schwierigste,  mora- 
lisch die  größten  Forderungen  stellende  Verfassung,  aber  auch  als  die 
durch  Gott,  Natur  und  Humanität  geforderte  bezeichnet;  und  die 
deutsche  Übersetzung  wird  von  D.  J.  Hill,  dem  ehemaligen  Gesandten 
in  Berlin,  eingeleitet  mit  der  charakteristischen  Bemerkung,  daß  in  den 
Vorträgen  die  eigentliche  Voraussetzung,  die  göttlich-natürliche  Be- 
gründung der  Menschenrechte,  als  für  den  Amerikaner  selbstverständ- 
lich, gar  nicht  erwähnt  sei. 

Diese  ganze  Ideenwelt,  soweit  ihre  Grundlage  im  christlichen 
Naturrecht  in  Betracht  kommt,  hat  zunächst  auch  das  deutsche  Geistes- 
leben geteilt.  Das  deutsche  Mittelalter  war  selbstverständlich  vom 
christlichen  Naturrecht  ebenso  erfüllt  wie  das  übrige  Abendland,  und 
im  deutschen  Katholizismus  dauert  es  fort  bis  heute.  Auch  Luther  und 
der  alte  orthodoxe  Protestantismus  teilte  es,  wenn  auch  die  über- 
scharfe Betonung  der  Erbsünde  und  dementsprechend  der  reinen 
Autorität,  der  geschichtlich  gewachsenen  und  von  der  Vorsehung  da- 
durch legitimierten  Gewalten,  dem  Luthertum  einen  besonderen 
autoritär-konservativen  Zug  gibt,  den  das  enge  Verhältnis  von  Obrig- 
keit und  Kirche  nur  befestigt  hat.  So  kam  das  westeuropäische  Natur- 
recht nach  Deutschland  praktisch  auch  nur  in  der  sehr  gedämpften 
Gestalt  des  aufgeklärten  Absolutismus,  und  auch  seine  theoretischen 
Vertreter  wie  Wolff  und  Kant  verkündigten  es  nur  mit  starker  Rück- 
sicht auf  die  langsam  durch  Vernunft,  von  oben  herunter  umzu- 
bildenden Verhältnisse.  Das  Eigentümliche  der  heute  draußen  und 
drinnen  so  stark  betonten  deutschen  Ideenwelt  stammt  erst  aus  der 
Romantik,  die  ihrerseits  nur  ein  Unendlich-  und  Progressiv- Werden  der 
Klassik  ist.  Auch  sie  ist  eine  volle  und  wirkliche  Revolution,  eine 
Revolution  gegen  respektablen  Bürgergeist  und  gegen  allgemeine 
gleichheitliche  Moral,  vor  allem  aber  gegen  den  ganzen  westeuro- 
päischen mathematisch-mechanischen  Wissenschaftsgeist,  den  Utili- 
tarismus  und  Moral  verschmelzenden  Begriff  des  Naturrechts  und 
gegen  die  kahle  Abstraktion  einer  allgemeinen  und  gleichen  Mensch- 
heit. Gegenüber  der  Explosion  des  westeuropäischen  Naturrechts  und 
seinen  Revolutionsstürmen  entwickelte  sie  sich  immer  bewußter  zum 
Gegenstück  einer  konservativen  Revolution,  die  kontemplativ  und 
mystisch  aus  der  reichen  Fülle  des  Gegebenen  die  inneren  Triebkräfte 
herausschaut  und  sie  in  der  Richtung  auf  einen  reichen  Kosmos 
individueller  menschlicher  Geistesbildungen  fortentwickeln  möchte.    In 
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diesem  Sinne  hängt  auch  sie  naturgemäß  mit  historischen  Über- 
lieferungen zusammen,  aber  eben  gerade  nicht  mit  den  das  Natur- 
recht verherrlichenden  theologischen  und  wissenschaftlichen  Strö- 
mungen, sondern  mit  mystischen  und  poetischen  Richtungen,  die  von 
Hause  aus  von  jenem  Naturrecht  frei  waren.  Ihr  Sinn  geht  auf  das 
Individuelle,  Positive,  Immer  -  Neu  -  Produktive,  Schöpferische,  Geistig- 
Organische,  auf  überpersönliche  plastische  Bildkräfte,  die  aus  dem 
Material  der  Individuen  jeweils  ein  geistiges  Ganzes  aufbauen  und 
erst  von  diesem  aus  die  jeweils  besonderen  politisch-sozialen  Ord- 
nungen als  Verleiblichung  des  Gehaltes  schaffen.  Entscheidend  ist  dabei 
die  Individualitätsidee  in  ihrem  mystisch-metaphysischen  Sinne  als  je- 
weils besondere  Konkretion  des  göttlichen  Geistes  in  Einzelpersonen 
und  überpersönlichen  Gemeinschaftsorganisationen.  Nicht  materielle 
und  soziale  gleichartige  Atome  und  universale  Naturgesetze,  sondern 
jeweils  verschieden-eigenartige  Persönlichkeiten  und  individualisie- 
rende plastische  Kräfte  liegen  der  Wirklichkeit  zugrunde.  Das  ergibt 
eine  ganz  andere  Humanitätsidee:  nicht  die  überall  gleiche  Vernunft- 
würde und  die  Erfüllung  des  allgemeinen  Gesetzes,  sondern  die  ganz 
persönliche  und  eigenartige  Vollauswirkung  des  Geistes  nach  allen 
Seiten,  in  der  Einzelperson  zuvörderst  und  dann  auch  in  der  Gemein- 
schaft. Es  ergibt  aber  auch  eine  andere  Gemeinschaftsidee:  nicht 
Vertrag  oder  zweckrationale  Konstruktion  schaffen  von  den  Individuen 
her  den  Staat  und  die  Gesellschaft,  sondern  die  von  grundlegenden 
Individuen  ausstrahlenden  überpersönlichen  geistigen  Kräfte,  der 
Volksgeist  oder  die  religiös  -  ästhetische  Idee.  Damit  entsteht  aber 
auch  eine  ganz  andere  Menschheitsidee:  nicht  die  endliche  Vereinigung 
der  grundsätzlich  gleichen  Menschen  in  einer  rational  organisierten 
Gesamtmenschheit,  sondern  die  Fülle  kämpfender  und  im  Kampf  ihre 
höchsten  geistigen  Kräfte  entfaltender  Nationalgeister,  der  Spiegel 
Gottes  in  den  weit  über  Nutzen  und  Wohlfahrt  erhabenen  indivi- 
duellen Volksgeistern.  Alles  das  zusammen  ergibt  dann  an  Stelle  der 
Fortschrittsidee  die  Entwicklungsidee:  nicht  gleichartige,  nur  immer 
höher  steigende,  bis  zur  Menschheitseinheit  strebende  Mehrung  von 
Vernunft,  Wohlfahrt,  Freiheit  und  zweckmäßiger  Organisation,  son- 
dern ein  Stufenbau  qualitativ  verschiedener  Kulturen,  wo  jeweils  das 
führende  Volk  dem  folgenden  die  Fackel  übergibt  und  wo  erst  alle  zu- 
sammen in  gegenseitiger  Ergänzung  die  Totalität  des  Lebens  dar- 
stellen. Hinter  alledem  steht  dann  zuletzt  eine  individualistisch- 
pluralistisch -  pantheistische  Metaphysik,  die  in  scharfem  Gegensatz 
steht  zu  dem  monistischen,  Moral  und  Wohlfahrt  vereinerleienden,  alles 
auf  ein  einziges  Gesetz  zurückführenden  Pantheismus  der  Stoa  und 
ebenso  zu  dem  christlichen  Theismus  oder  auch  naturalistischen 
Deismus.  Das  ist  zuletzt  die  tiefste  Differenz,  die  vielleicht  schon  bis 
auf  den  Meister  Eckhart  und  Leibniz  zurückgeht. 

Diese  Ideenwelt  ist  von  unseren  klassischen  Philosophen  und  ihren 
Zeitgenossen,    von    Hegel    und    der    historischen    Schule    nach    allen 
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Seiten  ausgebaut  worden  als  neue  Naturphilosophie,  Geschichtsphilo- 
sophie, Ethik,  Ästhetik,  Religions-  und  Staatsphilosophie.  An  diesem 
letzteren  Punkte  liegt  nun  aber  die  für  die  internationalen  Beziehungen 
und  gegenseitigen  Auffassungen  auf  die  Dauer  wichtigste  Wirkung. 
Indem  der  Staat  Leib  und  Ausdruck  für  eine  jeweils  individuelle 
geistige  Welt  wird,  wird  auch  sein  Recht  und  Gesetz  individuell  und 
positiv.  Es  wird  nicht  ungeistig  und  bloßes  Werk  der  Gewalt,  aber 
es  wird  ein  jeweils  besonderer  und  durch  die  Verhältnisse  bestimmter 
Ausdruck  einer  darin  sich  äußerlich  und  rechtlich  organisierenden 
Ideenwelt.  Das  sprengt  grundsätzlich  und  vollständig  die  Idee  jedes 
Naturrechts.  Dieses  verschwindet  von  da  ab  fast  vollkommen  in  Deutsch- 
land. Auch  das  Recht  wird  etwas  jeweils  Individuelles  und  Positives. 
Weiterhin  wird  die  eigentliche  Moralität  gerade  in  das  innere  Sein,  den 
individuellen  geistigen  Gehalt  verlegt  und  von  den  äußeren  Erforder- 
nissen der  Wohlfahrt  wie  von  den  Regeln  des  Rechtes  gleichermaßen 
getrennt.  Das  löste  die  westeuropäische  und  schon  stoisch-mittel- 
alterliche Verbindung  von  Recht,  Moral  und  Wohlfahrt  auf  und  machte 
das  Recht  zu  etwas  Außermoralischem.  Dazu  kam  dann  aber  wieder 
umgekehrt  infolge  des  grundlegenden  Pantheismus  die  Zusammen- 
fassung dieses  entmoralisierten  Rechtes  mit  der  göttlich-geistigen  Ge- 
samtsubstanz, die  Vergöttlichung  des  empirisch-individuellen  Staates, 
die  jeden  Revolutionstrieb  und  jede  bloß  zufällig-persönliche  Initiative 
ausschied,  schließlich  auch  den  empirisch  ungenügendsten  Staat 
mystisch  zu  einer  Art  Gott  erhob.  Schließlich  bedeutet  die  in  alledem 
vorausgesetzte  Ungleichheit  der  Individuen  zwar  nicht  ihre  Entmündi- 
gung und  die  Herabsetzung  ihrer  Autonomie,  aber  doch  die  Notwendig- 
keit der  Gliederung,  Ergänzung,  Abstufung  und  die  Verlegung  der 
Führung  in  die  großen  Männer,  von  denen  grundlegend  der  Geist  des 
Ganzen  ausstrahlt  und  organisiert  wird.  Das  wurde  zu  einem  Aristo- 
kratismus und  ständisch-gegliederten  Aufbau,  der  allen  westeuropäi- 
schen Ideen  politischer  Gleichheit  schroff  gegenübersteht.  Der  Gegen- 
satz ist  also  in  den  Ergebnissen  durchgreifend  und  allgegenwärtig,  ob- 
wohl in  der  Bewertung  der  autonomen  Persönlichkeit  selbst  kein  Ge- 
gensatz besteht  und  die  Kritik  an  den  historischen  Überlieferungen  hier 
erst  recht  mit  aller  Schärfe  geübt  wird,  je  neuer  diese  geschichts- 
philosophische  Idee  gegenüber  dem  christlichen  und  profanen  Natur- 
recht und  seiner  etwas  schablonenhaften  Auffassung  der  Geschichte  ist. 
Nun  hat  aber  das  Schicksal  dieser  deutschen  Ideenwelt  keine  unbe- 
fangene, sich  in  empirischer  Forschung  berichtigende  und  verfeinernde 
Entwicklung  vergönnt.  Nur  einige  der  Großen  des  Zeitalters  der  Be- 
freiungskriege konnten  in  ihr  wirken  und  denken.  Dann  kam  der  alte 
aufgeklärte  Absolutismus  wieder  und  man  übertrug  die  neue  Ideenwelt 
mangels  eines  besseren  Gegenstandes  auf  diesen.  Verengung  und 
Verhärtung  war  die  Folge.  Dann  kam  die  Notwendigkeit,  aus  der  Kraft 
deutschen  Geistes  und  deutscher  Bildung  den  neuen  Einheitsstaat  erst 
aufzubauen,  Mischung  und  Kampf  mit  einer  neuen  Welle  westeuropäi- 
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sehen  Denkens,  die  Enttäuschungen  des  Zutrauens  zum  Geiste  nach 
dem  Scheitern  der  Revolution  und  schließlich  der  mit  unendlichen 
Schwierigkeiten  kämpfende  und  ihnen  die  Reichsgründung  abringende 
Realismus  des  Bismarckschen  Zeitalters.  Das  alles  hat  jenen  ur- 
sprünglichen Idealismus  in  einen  harten  Realismus  umgebogen.  Seine 
Grundideen  freilich  blieben.  Das  Naturrecht  und  seine  Geschwister- 
begriffe standen  nicht  wieder  auf.  Aber  aus  der  individuellen  Fülle  der 
Volksgeister  wurde  die  Verachtung  der  allgemeinen  Menschheitsidee, 
aus  der  pantheistischen  Staatsvergötterung  die  ideenlose  Achtung  des 
Erfolges  und  der  Gewalt,  aus  der  romantischen  Revolution  ein 
sattes  Behagen  am  Gegebenen,  aus  dem  jeweils  individuellen  Recht 
eine  rein  positive  Satzung  des  Staates,  aus  der  hochgeistigen,  über- 
bürgerlichen Moral  die  Moralskepsis  überhaupt,  aus  dem  Drang  des 
deutschen  Geistes  zu  einem  staatlichen  Leibe  derselbe  Imperialismus, 
wie  überall  sonst  in  der  Welt.  In  unklarer  Mischung  der  Motive  griff 
man  auch  gern  zum  Darwinismus,  der  —  sehr  wenig  im  Sinne  seines 
Urhebers  —  ja  auch  in  Westeuropa  die  politisch-moralischen  Ideen 
verwüstete.  Das  deutsche  politische  Denken  ist  seitdem  von  einer  selt- 
samen Zwiespältigkeit,  die  jedem  Draußenstehenden  auffällt:  einer- 
seits erfüllt  von  den  Resten  der  Romantik  und  von  sublimer  Geistig- 
keit, anderseits  realistisch  bis  zum  Zynismus  und  zur  vollen  Gleich- 
gültigkeit gegen  allen  Geist  und  alle  Moral,  vor  allem  aber  geneigt, 
beides  merkwürdig  zu  mischen,  die  Romantik  zu  brutalisieren  und  den 
Zynismus  zu  romantisieren.  Als  ein  besonders  gefährliches  Mittel 
für  solche  Mischungen  boten  sich  insbesondere  die  späteren  Lehren 
Nietzsches  dar,  der  an  sich  und  von  Hause  gerade  jener  Entwicklung 
des  deutschen  Denkens  sehr  freundlich  gegenüberstand,  aber  durch 
seine  eigentümliche  Mischung  von  Romantik  und  Naturalismus  dann 
selbst  der  Verwirrung  die  glänzenden  Mittel  seiner  poetischen 
Sprache  bot. 

Damit  sind  die  Gegensätze  klar  und  verständlich.  Freilich  traten 
sie  so  auch  nur  in  rein  theoretischer  und  extremer  Formulierung  auf. 
Praktisch  herrscht  natürlich  nirgends  die  reine  Theorie  und  sind  die 
Menschen  einander  sehr  viel  ähnlicher,  als  es  nach  den  Theorien 
scheinen  müßte.  Demgemäß  ist  hier  auch  die  Entwicklung  dieser 
Theorien  rein  von  ihrer  logisch  dialektischen  Seite  geschildert  worden. 
Praktisch  hängt  ihre  Entstehung  und  Entwicklung  natürlich  mit  kon- 
kreten Bedürfnissen  und  Interessen  der  jeweiligen  Lage  zusammen, 
wie  schon  das  antike  Naturrecht  selbst  der  starken  Individualisierung 
in  der  Gesellschaft  eines  Universalreiches  entsprang  und  weiterhin 
jede  neue  Wendung  durch  praktische  Bedürfnisse  der  Gesamtlage  her- 
vorgerufen wurde,  wie  insbesondere  die  deutschen  Theorien  aus  der 
Geistigkeit  einer  kleinen,  staatslosen  und  darum  auf  den  Geist  gerich- 
teten Bildungsschicht  hervorgingen  und  ihre  Wandlungen  durch  den 
Trieb  zu  staatlicher  Verkörperung  in  schweren  europäischen  Kämpfen 
erfuhren.    Es  sind  nicht  einfach  zwei  logische  Möglichkeiten,  die  hier 
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und  dort  ergriffen  und  nun  vor  allem  mit  dem  Bedürfnis  nach  Konse- 
quenz entwickelt  worden  wären,  um  sich  dann  als  doktrinäre  Systeme 
gegenüberzustehen  und  eigensinnig  zu  bekämpfen.  Es  sind  vielmehr 
mit  praktischen  Lagen  und  Bedürfnissen  zusammenhängende  Ge- 
dankenbauten, die  daher  auch  nicht  bloß  theoretisch,  sondern  vor 
allem  auch  durch  ihre  praktischen  Vorteile  und  Wirkungen  gerecht- 
fertigt zu  werden  pflegen.  Das  hebt  James  Bryce  für  das  westeuropäische 
Denken  nachdrücklich  hervor;  aber  auch  bei  uns  sind  die  praktischen 
Argumentationen,  die  Berufung  auf  den  gegebenen  psychologischen 
Charakter  der  Menschen,  auf  die  Eigenart  der  deutschen  historischen 
Schicksale  und  geopolitischen  Schwierigkeiten  fast  häufiger.  Auch 
darf  man  nicht  übersehen,  daß  die  Gegensätze  im  letzten  Grunde 
weniger  ausschließend  sind  als  sie  scheinen.  Beide  Systeme  setzen 
die  Idee  der  Autonomie  des  Menschen  und  der  Persönlichkeit,  die 
kritische  Grundhaltung  gegen  Wirklichkeit  und  Überlieferung  voraus, 
welche  die  Aufklärung  geschaffen  hat.  Das  Ideal  der  autonomen  Persön- 
lichkeit ist  nur  eben  in  sehr  verschiedene  Grundsysteme  eingebaut, 
ganz  abgesehen  davon,  daß  seine  Durchführung  in  beiden  Systemen 
auf  gewisse  Schwierigkeiten  stößt.  Es  muß  aber  in  diesem  Zusammen- 
hang von  all  diesen  praktischen  Bedingtheiten,  Widersprüchen  und 
Begrenzungen  des  Gegensatzes  abgesehen  werden,  wenn  man  seine 
rein  theoretische  Herausarbeitung  und  seine  propagandistische  Ver- 
wertung für  die  großen  Weltkämpfe  verstehen  will.  Da  treten  die 
Systeme  eben  rein  als  Systeme  auf  und  suchen  sich  gegenseitig  mora- 
lisch und  ideologisch  niederzukämpfen.  Da  sucht  man  nach  den 
schärfsten  Formulierungen  und  Ausschließlichkeiten,  um  alle  mora- 
lischen Instinkte  gegen  den  Gegner  zu  mobilisieren. 

Will  man  die  Gegensätze  verstehen,  so  ist  es  auch  ganz  gut,  sie 
von  dieser  rein  theoretischen  und  zugespitzten  Seite  zu  nehmen. 
Allein  das  Verstehen  darf,  sobald  wir  von  den  Kriegszwecken  absehen, 
doch  nur  die  Voraussetzung  für  den  Willen  zu  einer  Stellungnahme  und 
Entscheidung  ihnen  gegenüber  oder  zur  Überbrückung  und  Aus- 
gleichung zwischen  ihnen  sein.  Die  große  Frage  ist  doch  ganz  natur- 
gemäß schließlich  die:  Wer  hat  Recht  in  diesem  Streit?  Oder,  da 
man  hier  überhaupt  nicht  völlig  voraussetzungslos  über  diesem  Gegen- 
satze schweben  kann  und  jeder  schließlich  doch  in  erster  Linie  von 
seinem  nationalen  und  historischen  Standort  aus  urteilen  muß:  Wie 
weit  zwingt  uns  dieser  Streit  etwa  zu  Berichtigungen  unserer  deutschen 
Theorien,  die  in  gewissen  Grundzügen  hiermit  allerdings  richtig  ge- 
troffen sind  und  von  denen  man  sich  keineswegs  etwa  durch  Be- 
rufungen auf  Kant  und  die  deutsche  Aufklärung  loslösen  kann?  In 
allen  historisch-politisch-ethischen  Fragen  hat  uns  ganz  unzweifelhaft 
die  nachkantische  Periode  sehr  viel  tiefer  geprägt  und  gebildet  als  die 
kantische,  sobald  man  auf  die  großen  Hauptzüge  der  Entwicklung 
sieht.    Auch  ist  es  sonnenklar,  daß  tatsächlich  die  nachkantische  Zeit 
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erst  den  Reichtum  und  die  Tiefe  der  historischen  Anschauung 
eröffnet  hat. 

Ob  eine  solche  Selbstbesinnung  und  Selbstkritik  einen  Einfluß  auf 
die  weltpolitische  Situation  haben  kann,  ist  eine  Frage  für  sich.  Hier 
herrscht  vorerst  noch  der  Streit  und  die  absichtliche  Schürung  des 
Gegensatzes.  Es  handelt  sich  vielmehr  um  eine  Aufgabe,  die  rein  von 
uns  und  unserer  sachlichen  Verpflichtung  zur  Selbstbesinnung  aus- 
geht, wie  sie  die  Ungeheuerlichkeit  der  Schicksale  und  die  damit  ver- 
bundene geistige  Krisis  uns  auferlegt.  Hier  handelt  es  sich  vorerst 
nicht  mehr  um  Propaganda  und  Apologetik  nach  außen,  sondern  um 
Ordnung  und  Klarheit  im  eigenen  Hause. 

Eine  Beantwortung  der  Frage  kann  nun  von  zwei  Maßstäben  aus 
gefunden  werden:  von  der  Frage  aus,  wie  unsere  Theorien  sich  tat- 
sächlich an  dem  Verständnis  der  Geschichte  bewähren  und  wie 
sie  sich  zu  den  grundsätzlichsten  ethischen  Forderungen  verhalten. 
Nach  diesen  beiden  Gesichtspunkten  sei  in  aller  Kürze  eine  Antwort 
auf  die  Schlußfrage  versucht.  Eine  erschöpfende  Antwort  kann  nur  in 
langer  Arbeit  unserer  historischen-ethischen  Wissenschaften  gegeben 
werden,  wie  sie  als  neue  Aufgabe  vor  uns  liegt  und  aus  den  geistigen 
Erschütterungen  des  Krieges  entspringt.  Es  kann  hier  nur  versucht 
werden,  die  Grundlinien  anzudeuten,  auf  denen  sich  solche  Arbeit 
bewegen  muß,  wenn  sie  diese  durch  die  Weltpropaganda  auf- 
geworfenen schweren  Fragen  beantworten  will. 

In  der  ersten  Hinsicht  wird  man  sagen  dürfen,  daß  die  deutschen 
Theorien  gerade  durch  ihren  grundlegenden  Individualitätsgedanken 
das  historische  Verständnis  und  die  historische  Forschung  ganz  außer- 
ordentlich gefördert  haben.  Sie  haben  die  Welt  das  historische  Denken 
gelehrt,  den  eigentlich  historischen  Sinn  begründet.  Das  ist  ihr  Fort- 
schritt über  die  Aufklärung  und  ihre  positivistischen  oder  belletristi- 
schen Nachfolger  hinaus.  Das  kann  man  aus  einem  englischen  Buch 
von  Gooch,  „Modern  Historiography",  lernen,  das  freilich  in  England 
wohl  nicht  allzu  viele  Gleichgesinnte  neben  sich  hat.  Allein  gerade 
derselbe  Individualitätsgedanke  hat  doch  auch  einige  sehr  bedenkliche 
Folgen  gehabt.  Er  hat  auf  die  Dauer  die  universalhistorische  An- 
schauung überhaupt  aufgelöst,  zersplittert,  relativiert  und  in 
methodisch  gesichertes  Spezialistentum  oder  in  bloß  nationale  Selbst- 
anschauung übergeführt.  Darin  war  der  Zug  der  Aufklärung  größer 
und  weiter,  und  von  diesem  Zuge  ist  in  Westeuropa  mehr  übrig  ge- 
blieben als  bei  uns.  Romantik  und  Klassik  selbst  dachten  allerdings 
universalhistorisch,  aber  die  zunehmende  Einzelforschung  und  die 
Preisgabe  der  damals  herrschenden  Geschichtsphilosophie,  die  grund- 
sätzliche Loslösung  der  individualisierenden  und  liebevoll  oder  gelehrt 
ins  Detail  sich  versenkenden  Forschung  von  aller  Philosophie  hat 
unsere  Historie  großenteils  entgeistet  und  völlig  relativistisch  gemacht. 
Demgegenüber  aber  bedarf  es  einer  Rückkehr  zu  universalgeschicht- 
lichem Denken  und  Lebensgefühl.   Das  wird  eine  der  großen  Zukunfts- 
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aufgaben  sein,  wie  es  ja  auch  an  sich  in  dem  Trieb  aller  Historie  liegen 
muß  und  nur  durch  besondere  Umstände  zurückgedrängt  worden  ist. 
Will  man  aber  die  Universalhistorie,  dann  muß  man  einen  Zukunfts- 
und Zielgedanken  haben,  in  dem  man  allein  die  menschliche  Ge- 
schichte zur  Einheit  zusammenschließen  kann.  Wie  weit  und  in 
welchem  Sinne  das  möglich  ist,  das  gerade  ist  eines  der  brennenden 
Hauptprobleme  der  Gegenwart.  Die  bloß  spezialistische,  oder  auch 
die  bloß  kontemplative  Haltung  zur  Geschichte  muß  überwunden 
werden  und  das  Bild  der  Historie  mit  großen  und  universalen  Zukunfts- 
aufgaben wieder  in  Verbindung  gebracht  werden.  Die  Strenge,  Viel- 
seitigkeit und  Hingebung  der  Erforschung  des  Gewesenen  muß  mit 
dem  handelnden  und  zukunftsgestaltenden  Willen  sich  vereinigen,  und 
dieser  Wille  darf  nicht  nur  auf  das  eigene  nationale  Dasein  gehen, 
sondern  muß  dieses  im  Zusammenhang  des  Weltwerdens  und  der  Welt- 
entwicklung sehen.  Auch  in  dieser  Hinsicht  ist  wenigstens  teilweise 
in  der  westeuropäischen  Welt  allerdings  mehr  Aktivität  und  prak- 
tischer Sinn  erhalten  geblieben.  Schließlich  und  vor  allem  aber  fordert 
die  Aufgabe  der  Gewinnung  einer  gegenwärtigen  Kultursynthese  eine 
viel  stärkere  Rücksicht  auf  die  großen  politisch-ethischen  Weltmächte 
des  letzten  Jahrhunderts,  gerade  auf  die  aus  Naturrecht  und 
Humanitätsidee  hervorgegangenen  Entwicklungen.  Sie  werden  und 
müssen  ihre  Rolle  spielen  in  dem  Ideal  einer  zukünftigen  Kultur- 
synthese, weil  sie  mit  einer  bestimmten  intellektuellen  Reife  und  einem 
bestimmten  Maße  der  Bevölkerungssteigerung,  auch  mit  bestimmten 
religiösen  und  ideologischen  Elementen  unseres  Kulturkreises,  un- 
löslich verbunden  sind.  Sie  werden  auch  für  unsere  eigene  Wirklich- 
keit eine  entscheidende  Bedeutung  haben.  Diese  Dinge  sind  von 
unserer  deutschen  Historie  unzweifelhaft  vernachlässigt  und  mit  übel 
angebrachter  Antipathie  behandelt  worden,  in  der  sich  romantische 
Überheblichkeit  und  Gewöhnung  an  preußisch-militärische  Stützung 
der  Ordnung  wunderlich  verbunden  haben.  Alles  das  ist  möglich  ohne 
jede  prinzipielle  Verleugnung  der  deutschen  Ideen,  ja,  bedeutet  viel- 
fach eine  Rückkehr  zu  ihrer  früheren,  weiteren  und  offeneren  Be- 
handlung der  Historie.  Es  würde  aber  zugleich  eine  Berührung 
mit  dem  westeuropäischen  Denken  in  den  Punkten  darstellen,  worin 
dieses  mit  unserer  klassisch-romantischen  Epoche  vielfach  noch 
einig  war,  und  in  dem  letzteren  Punkte  der  sog.  Menschen- 
rechte würden  wir  eine  Einseitigkeit  korrigieren,  die  schon  in 
jener  Epoche  verhängnisvoll  war  und  es  heute  gegenüber  der  in- 
zwischen erfolgten  Weltausbreitung  der  westlichen  Ideen  noch  mehr 
ist.  Der  Kritik  an  ihnen,  die  ja  auch  dort  vielfach  im  Gange  ist, 
brauchten  wir  uns  dabei  durchaus  nicht  zu  entschlagen.  Sie  hat  dort 
als  sozialistisches,  freilich  nicht  als  marxistisch-sozialistisches  Denken 
überall  eingesetzt,  und  dieser  Kritik  ist  das  deutsche  Denken  in  seinem 
besten  Gehalte  sogar  vielfach  wahlverwandt,  sobald  sie  sich  nicht  bloß 
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auf   ökonomische   Interessen  und   Kämpfe,   sondern   auf   Fragen   des 
geistigen  Lebens,  der  tieferen  Gründe  des  sozialen  Lebens,  bezieht. 

In  der  zweiten  Hinsicht  wird  wiederum  gesagt  werden  dürfen,  daß 
das  klassisch-romantische  Ethos,  das  mit  dem  deutschen  historischen 
Denken  eng  verbunden  ist,  auch  seinerseits  in  der  Hauptsache  einen 
außerordentlichen  Fortschritt  zu  freier,  persönlicher  und  individueller 
Sittlichkeit  darstellt.  Man  muß  Mills  Edinburger  Rektoratsrede  lesen, 
um  den  ästhetisch  belebenden  und  befreienden  Hauch  dieser  Mora- 
lität  zu  empfinden,  worin  Mill  dem  durch  Puritanismus  und  Geschäft 
erzogenen  Gentleman  etwas  von  diesem  Humboldtschen  Geiste 
wünscht,  was  Herbert  Spencer  dann  freilich  als  Geringschätzung  der 
Naturwissenschaften  und  der  Empirie  verworfen  hat.  Gegen  alle  bloß 
konfessionellen,  bloß  bürgerlichen  oder  standesmäßigen  oder  bloß 
abstrakt-rationalen  Sittlichkeitsvorstellungen  ist  das  eine  wahre  Be- 
freiung. Und  auch  die  damit  verbundene  organische  Gemeinschafts- 
idee einer  in  sich  gegliederten  und  dem  Ganzen  dienenden,  durch 
dessen  Individualität  mitbestimmten  Lebenseinheit  ist  sicherlich  rein 
ethisch  eine  reichere  und  lebendigere  Idee  als  alle  Kontrakte  und 
Kontrollen  zum  Zweck  gemeinsamer  Wohlfahrt.  Der  darin  liegende 
Gegensatz  gegen  die  stets  in  verworrene  und  radikale  Widersprüche 
oder  banale  Seichtigkeiten  führende  Gleichheitsidee  ist  sicherlich 
rein  ethisch  das  höhere  Prinzip.  Aber  bei  alledem  bedarf  doch  die 
dabei  vorausgesetzte  und  nur  individuell  gestaltete  Idee  der  grund- 
sätzlichen persönlichen  Mündigkeit,  Verantwortung  und  Autonomie 
der  Persönlichkeit  einer  sehr  viel  stärkeren  Hervorhebung,  als  das 
namentlich  in  den  weiteren  Umbildungen  und  politischen  Verwertungen 
dieses  Ethos  bei  uns  geschehen  ist.  In  der  Idee  der  Menschen- 
rechte, die  nicht  vom  Staat  verliehen  werden,  sondern  ihm  und  aller 
Gesellschaft  selbst  als  ideale  Voraussetzungen  dienen,  liegt  ein  Kern 
von  Wahrheit  und  von  Forderungen  des  europäischen  Ethos,  der  nicht 
vernachlässigt  werden  darf,  sondern  in  jene  Ideen  eingearbeitet  wer- 
den muß.  Und  ebenso  steht  es  mit  der  Idee  der  Gemeinschaften  oder 
individuellen  Lebenseinheiten,  die  für  unsere  Gesellschafts-  und 
Staatsidee  so  wichtig  geworden  ist.  Sie  darf  sich  nicht  auf  Tradition, 
Gewohnheit  und  Selbstliebe  versteifen,  darf  nicht  die  übrigen  Staaten, 
Völker  und  Gemeinschaften  und  ein  geordnetes  Verhältnis  zu  ihnen 
aus  den  Augen  verlieren.  Der  Horizont  des  Weltbürgertums  und  der 
Menschheitsgemeinschaft  muß  alles  das  umschließen  als  moralische 
Forderung  und  Voraussetzung,  von  der  man  weiß,  welche  Hemmungen 
ihr  in  der  Wirklichkeit  entgegenstehen,  die  man  aber  als  Ideal  nicht 
aufgibt.  In  all  den  Ideen  von  Völkerbund,  Menschheitsorganisation, 
Einschränkung  der  Zerstörungskräfte  und  Egoismen  steckt  ein  unver- 
lierbarer moralischer  Kern,  den  man  nicht  grundsätzlich  preisgeben 
darf,  wenn  man  ihre  Schwierigkeiten  und  ihren  Mißbrauch  noch  so 
furchtbar  vor  Augen  hat.    Man  kann  diese  mit  Klarheit  sehen  und 
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mit  aller  Kraft  bekämpfen.  Aber  man  darf  darum  nicht  das  Ideal  selbst 
grundsätzlich,  ethisch  und  geschichtsphilosophisch  leugnen. 

Das  ist  ein  Programm  der  Selbstbesinnung  des  deutschen  historisch- 
politisch-ethischen Denkens,  nur  eine  Andeutung  der  Richtungen,  in 
denen  seine  Aufgaben  liegen.  Durchgeführt  werden  kann  es  nur  durch 
die  Arbeit  von  Generationen  und  durch  die  Bildung  eines  in  ihm  sich 
einigenden  Gemeingeistes  der  führenden  Köpfe.  Es  mutet  uns  keine 
grundsätzliche  Umkehr  und  keine  Verleugnung  unserer  geistigen  Eigen- 
art zu,  sondern  nur  die  Wiederbelebung  verlorengegangener  Ideen  und 
die  Auswirkung  und  Anpassung  unseres  Stammgedankens  an  die  heute 
gewaltig  veränderten  Weltverhältnisse.  Noch  fehlt  die  geistige  Einig- 
keit über  seine  Voraussetzungen.  Ein  Buch  wie  das  Spenglersche 
Untergangsbuch  und  sein  kolossaler  Eindruck  sprechen  geradezu  für 
das  Gegenteil,  für  die  schärfste  Formulierung  aller  skeptischen,  amo- 
ralistischen,  pessimistischen,  gewaltpolitischen  und  zynischen  Folge- 
rungen des  romantischen  Ästhetizismus  und  Individualitätsgedankens. 
Es  folgert  daraus  auch  ganz  konsequent  den  Untergang.  Denn  mit 
solchen  Gedanken  kann  man  nicht  existieren  und  für  die  Zukunft 
kämpfen.  Es  ist  wie  eine  äußerste  Bestätigung  der  Vorwürfe  der  West- 
europäer und  streicht  in  dem  unbesiegbaren  Konflikt  darum  einfach 
die  Flagge  des  Lebens.  Wer  leben  will  —  und  unser  Volk  will  leben  — , 
wird  gerade  diesen  Weg  nicht  gehen  dürfen,  sondern  die  deutschen 
Traditionen,  statt  sie  extrem  zu  vereinseitigen  und  dabei  ihr  relativ 
Bestes,  die  strenge  fachmäßige  Exaktheit,  aufzugeben,  in  neue 
Berührung  mit  den  großen  Weltbewegungen  bringen  müssen. 

Aber  auf  der  anderen  Seite  wäre  es  auch  ein  Irrtum  zu  glauben, 
daß  die  sozialistische  Doktrin  und  Geschichtswissenschaft  sich  auf 
dem  geforderten  Wege  befinde.  Allerdings  ist  die  deutsche 
marxistisch-sozialistische  Theorie  eine  Verbindung  der  von  der  roman- 
tischen Philosophie  gestalteten  individualisierenden  Geschichtstheorie 
mit  dem  demokratisch-humanitären  Weltbürgertum.  Aus  dem  ersten 
Element  kommt  alles,  was  der  Sozialismus  an  realistischer  Anschauung 
von  Geschichte  und  Entwicklung,  geistigen  Tendenzen  und  sozialen 
Machtbildungen  hat,  aus  dem  zweiten  alles,  was  er  als  Weltrevolution, 
Welterlösung,  Humanität  und  Menschheitsorganisation  verkündet. 
Allein  abgesehen  davon,  daß  das  erste  Element  durch  den  öden  öko- 
nomischen Materialismus  und  den  ihm  zugeordneten  Atheismus  völlig 
ausgedörrt  ist,  ist  die  Zusammenlötung  so  äußerlich  und  gewaltsam, 
daß  beide  Elemente  fortwährend  auseinanderbrechen.  Eine  völlig 
ideenlose,  deterministisch-dialektische  Entwicklung  auf  der  einen 
Seite  und  ein  gänzlich  geschichtsloser  humanitär  -  egalitärer  Revo- 
lutions-Enthusiasmus auf  der  andern  Seite:  das  sind  die  Trümmer,  in 
die  er  sich  auflöst.  Glaubt  er  der  Ideen  zu  bedürfen,  dann  ist  es  be- 
greiflich, daß  diese  sich  fast  ganz  auf  die  letztere  Seite  werfen  und 
dann  trotz  allen  Wetterns  gegen  die  Bourgeoisie  sich  von  der  bour- 
geoisen  Ideologie   des  Westens   fast  nicht   mehr  unterscheiden,  vor 
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allem  deren  individualistisch-utilitarischen  Untergrund  recht  gründlich 
akzeptieren.  Der  Unterschied  von  den  westeuropäischen  Völkern  ist 
dann  fast  nur  mehr  der,  daß  diese  mit  dem  Stolz  großer  Nationen  sich 
als  Vertreter  großer  nationaler  Führerstellungen  empfinden,  wäh- 
rend die  Deutschen  sich  rein  in  das  Schlepptau  der  anderen  begeben 
und  die  eigene  Nation  mit  diesen  Zukunftsaufgaben  gar  nicht  mehr  in 
Verbindung  bringen,  eben  daher  auch  deren  politische  Lebensbedin- 
gungen gar  nicht  mehr  besonders  erwägen. 

Weder  das  eine  noch  das  andere  ist  das  Neue,  dessen  wir  be- 
dürfen. Es  ist  mehr  die  Scylla  und  Charybdis,  zwischen  denen  wir 
durch  müssen.  Wir  müssen  das  offene  Meer  eines  neuen  unbefangenen 
und  weitsichtigen  Denkens  über  diese  Dinge  gewinnen,  die  an  sich 
uralte  Gegenstände  menschlichen  Schaffens  und  Denkens  sind,  die 
aber  von  uns  heute  neue  Antworten  verlangen. 
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Die 
wirtschaftliche  Bedeutung  des  Serienschiffes. 

Von  Dr.  Ernst  Dehning,  Kiel. 


Wie  auf  vielen  anderen  Gebieten  des  industriellen  Lebens,  so  hat 
der  Weltkrieg  bekanntlich  auch  im  Schiffbau  einen  Höhepunkt  in  der 
Massenfabrikation  geschaffen,  und  zwar  in  Form  eines  höchst  ge- 
steigerten Serienbaues  seegehender  Schiffe.  Ausgehend  von  den 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  hat  diese  Produktionssteigerung  und 
ihre  Methode  ihre  Ausstrahlungen  in  alle  Schiffbauländer  der  Erde 
gesandt,  wo  sie  je  nach  dem  Entwicklungsstadium  der  Volkswirtschaft 
mehr  oder  weniger  intensiv  zur  Veranlassung  einer  Neuorientierung 
im  Schiffbau  geworden  sind.  Für  die  so  entstandenen  Erzeugnisse 
nennt  die  Literatur  der  Länden  eine  Reihe  verschiedener  Namen,  unter 
denen  Normal-,  Standard-,  Einheits-,  Fabrik-,  Gruppen-,  Reihen-  und 
Serienschiff  am  häufigsten  vertreten  sind.  In  dieser  Abhandlung  ist 
die  Bezeichnung  Serienschiff  gewählt  worden,  und  zwar  aus  dem 
Grunde,  weil  sie  den  Kollektivbau  gleicher  Schiffe,  wie  er  hier  dar- 
gestellt sein  will,  am  eindeutigsten  kennzeichnet.  Das  Serien- 
schiff läßt  sich  in  sinngemäßer  Beziehung  auf  Produkte  anderer  In- 
dustrien, wie  Serienmaschinen,  Serienlokomotiven,  Serienautomobile, 
definieren  als  ein  Schiff,  das  in  mehreren  Auflagen  in  gleicher  Größe, 
Form,  Einrichtung  und  Bauart  zu  gleicher  oder  annähernd  gleicher  Zeit 
in  Auftrag  und  in  Bau  gegeben  wird  mit  einem  gewissen  Zielstreben 
auf  Vereinheitlichung  und  Vereinfachung.  Die  zugrunde  liegende  Ab- 
sicht zielt  auf  Erlangung  ökonomischer  Ersparnisse,  sei  es  in  Pro- 
duktion, sei  es  in  Konsumtion  der  Schiffe. 

Betrachtet  man  den  Entwicklungsgang  des  Serienschiffes 
genauer,  so  läßt  sich  deutlich  zwischen  dem  älteren,  wie  es  vor  dem 
Weltkrieg  gebaut  wurde,  und  dem  neueren  Serienschiff  klassifizieren, 
das  eine  Schöpfung  der  Kriegszeit  ist.  Letzteres,  das  hier  vor  allem 
ins  Auge  gefaßt  werden  soll,  kann  entsprechend  dem  historischen 
Verlauf  in  das  streng  gebundene,  das  partiell  gebundene  und  das  un- 
gebundene oder  freie  Serienschiff  gruppiert  werden.  Die  unter- 
scheidenden Merkmale  liegen  in  der  Form  der  Ausführung,  in  der 
Zeit  des  Auftretens,  im  Besteller  und  in  der  Absicht  der  Verwendung 
der  Schiffe.  Mit  Rücksicht  auf  den  hier  verfügbaren  Raum  muß  auf 
weitere  Ausführungen  in  dieser  Richtung  verzichtet  werden.    Dagegen 
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mag  noch  angedeutet  werden,  daß  das  moderne  Serienschiff  ein 
wichtiges  Glied  in  der  Kette  der  Vereinheitlichungsbestrebungen 
bildet,  welche  seit  einigen  Jahren  in  der  gesamten  Industrie,  immer 
weitere  Kreise  ziehend,  am  Werke  sind  \  Sie  können  dadurch  gekenn- 
zeichnet werden,  daß  sie  an  die  Stelle  empirischer  Verfahren  ein  be- 
wußt methodisches  Suchen  auf  wissenschaftlicher  Grundlage  setzen, 
um  sodann  eine  Verständigung  über  die  zu  treffende  Auswahl  herbei- 
zuführen. Sie  sind  in  allen  Industrieländern  vorhanden.  In  Deutschland 
werden  sie  durch  den  „Normenausschuß  deutscher  Industrie" 2  und 
speziell  für  den  Handelsschiffbau  durch  den  „Handelsschiff-Normen- 
ausschuß" 3  getragen. 

Da  das  Serienschiff  ein  fertiges  Erzeugnis  darstellt,  das  aus  einer 
Vielheit  von  Einzelteilen  besteht,  so  hat  es  hinsichtlich  der  Form- 
gestaltung seinen  Platz  unter  der  „Typisierung"  *  zu  finden,  wobei  zu 
bedenken  ist,  daß  es  erst  in  die  Erscheinung  treten  kann,  nachdem 
Staffeln  von  Schiffen  gebildet  sind.  Wenn  das  amerikanische  Shipping 
Board  beispielsweise  beschlossen  hat  \  künftig  nur  noch  drei  Größen 
von  Frachtdampfern  bauen  zu  lassen,  nämlich  solche  von  9800, 
12  000  und  15  000  t  Tragfähigkeit,  so  sind  damit  diese  Schiffe 
typisiert  und  gestaffelt.  Sobald  nun  eine  gewisse  Anzahl,  etwa  vier, 
von  dem  9800-  oder  12  000-  oder  15  OOO-t-Schiff  bestellt  wird,  tritt 
damit  das  Serienschiff  auf  den  Plan. 

Innerhalb  der  Seeschiffahrt  tritt  seit  einigen  Jahren  die  Ver- 
schiebung von  Tramp-  zu  Linienschiffahrt  deutlicher  hervor.  Die 
intensiver  werdenden  Verkehrsbedürfnisse  erfordern  eine  regelmäßigere 
Abwicklung  des  Verkehrs  und  legen  das  Liniennetz  daher  enger  über 
den  Erdball.  Noch  andere  Veränderungen  haben  die  Verhält- 
nisse in  der  Reederei  aufzuweisen;  denn  auch  mit  den  Trans- 
portmitteln selbst  sind  Wandlungen  am  Werke.  Hier  ist  ein  Zuwachs 
an  Geschwindigkeit  und  Größe  der  Überseeschiffe,  besonders  als 
Kriegsfolge,  deutlich  erkennbar.  Die  Geschwindigkeit  der  Linien- 
frachter ist  von  9  bis  10  Knoten  auf  11  bis  13  Knoten  gewachsen, 
auch  die  Trampfahrer  haben  an  Geschwindigkeit  zugelegt 5.  Betrug 
die  durchschnittliche  Schiffsgröße  bis  zum  Kriege  für  einen  gewöhn- 
lichen Frachtdampfer  zwischen  4000  und  5000  Brutto-Reg.-Tonnen, 
so  ist  sie  heute  auf  5000  bis  7000  BRT.  gewachsen0.  Eine  Folge 
dieses  Anwachsens  der  Schiffe  und  damit  der  investierten  Kapitalien 
ist  das  Hervortreten  der  Sorge  für  die  Beschaffung  und  Verwertung 
der  letzteren.    Hieraus  erklärt  sich  die  wachsende  Tendenz  zur  An- 

1  Vgl.  G.  Sütterlin,  Die  Normung,  Staffelung  und  Aussonderung  im  Schiffbau  und 
Schiffsmaschinenbau.  Jahrbuch  der  Schiff bautechn.  Gesellschaft.  Berlin  1919.  S.  596  ff.; 
ferner  H.  Lage,  Vereinheitlichung  industrieller  Produktion.  (Probleme  der  Weltwirt- 
schaft.   38.)    Jena  1922. 

2  Mitteilungen  des  Normenausschusses  der  deutschen  Industrie.  Berlin  1918.  Heftl.  S.l. 

3  Ebenda.    1918.    Heft  10.    S.  143. 

*  „Fairplay".  London.  10.  Juli  1919.  S.  48;  vgl.  auch  „Schiffbau".   Berlin.  13.  August  1919. 
'■>  W.  Dreßler,  Der  europäische  Schiffsverkehr  nach  Australien.  München  1915.  S.  68. 
«D.Thomas,  A  Modern  Steel  Freight  Steamship.  „Int.  Marine  Engineer".   New  York 
1919.    S.  598. 
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lehnung  der  Reedereien  an  gleiche  oder  ähnliche  Unternehmungen 
und  an  die  Großindustrie.  Sie  läuft  darauf  hinaus,  Arbeitsgemein- 
schaften zu  bilden  zwischen  Montan-,  Maschinen-  und  Werftindustne 
und  den  Reedereien  \  Von  der  früher  stattgefundenen  Trennung 
zwischen  Reeder  und  Kaufmann  vollzieht  sich  jetzt  wieder  eine  lang- 
same Rückbildung  auf  erneute  Kombination.  Dies  sind  in  Kürze  die 
wichtigsten  Veränderungen  in  der  Reedereiwirtschaft.  Wenn  sich 
auch  mancher  wirtschaftliche  Faktor  zugunsten  des  Reeders  gewandelt 
oder  neugebildet  hat,  wenn  ihm  auch  größere  Kapitalien  und  fester 
gefügte  Organisationen  zur  Seite  stehen,  seiner  eigenen  Initiative 
verbleibt  dennoch  ausreichender  Spielraum,  auf  dem  er  seine  indivi- 
duelle wirtschaftliche  Befähigung  darzulegen  vermag.  Die  ökonomische 
Grundforderung:  Maximum  an  Fracht  bei  Minimum  an  Aufwand  ist 
trotz  der  angedeuteten  Veränderungen  dieselbe  geblieben.  Für  die 
Fracht-  oder  Passagenehmer  entscheidet  über  die  Wahl  der  Schiffs- 
gelegenheit regelmäßig  letztlich  nicht  die  Flaggensentimentalität, 
sondern  die  Höhe  der  Transportpreise  und  die  Qualität  der  Be- 
förderung. 

Die  Baukosten  des  Schiffes  bilden  einen  entscheiden- 
den Rentabilitätsfaktor  in  der  Bilanz  des  Reeders;  sie  müssen  ver- 
zinst und  abgeschrieben  werden  und  sind  maßgebend  für  die  Höhe 
der  Versicherungsprämie.  Die  schwierige  finanzielle  Lage  der  ameri- 
kanischen Kriegsbauten  ist  auf  die  hohen  Baukosten  und  die  hohe 
Verzinsung  zurückzuführen.  Dazu  gesellen  sich  weitere  Belastungen 
durch  die  erhöhten  Abschreibungen,  welche  infolge  der  mangelhaften 
Qualität  der  Schiffe  nötig  sind  und  von  Fachleuten  statt  wie  üblich 
mit  5  %  jetzt  mit  20  %  der  Baukosten  angesetzt  werden ".  Der  Be- 
steller legt  aus  solchen  Erwägungen  heraus  erhöhten  Wert  auf  mög- 
lichste Niedrighaltung  der  Baukosten  seiner  Schiffe.  Er  ist  daher  im 
Rahmen  seiner  Kaufkraft  und  seines  Bedarfes  mehr  als  früher  zu 
Serienbestellungen  von  Schiffen  geneigt,  und  zwar  in  Rücksicht  auf 
die  jeweilige  Konjunktur  unter  Anlehnung  an  gewisse  Spezialisierung 
oder  Typisierung  der  Bauwerft.  Sie  hat  alle  nötigen  Pläne  und  Listen 
fertig  im  Schrank  liegen  und  kann  nicht  nur  den  Kontrakt  sofort  täti- 
gen, sondern  auch  ohne  Zeitverlust  mit  dem  Bau  beginnen  und  das 
Schiff  erheblich  früher  liefern,  als  wenn  es  sich  um  ein  Sonderschiff 
handelt,  für  das  alle  Unterlagen  erst  neu  beschafft  werden  müssen. 
Dadurch  gehen  Monate  verloren,  und  der  Reeder  läuft  die  Gefahr  des 
Konjunkturumschwunges  und  der  entgehenden  Gewinnchancen  in  er- 
höhtem Maße.  Der  einheitliche  Bau  von  Schiffen  verringert  die  Zahl 
notwendiger  Verhandlungen  zwischen  Besteller  und  Erbauer  und  er- 
leichtert die  Klassifikationsarbeiten,  die  Aufsichtsführung  und  die  vor- 
geschriebenen Schiffsvermessungs-  und  andere  Obliegenheiten.     Die 


i  W.  Huth,  Der  deutsche  Schiffbau  und  seine  Zukunft.   Nieder-Ramstadt  1921.   S.  20; 
A.  Bode,  In  Werft  und  Reederei.    Berlin  1921.    S.  400. 

2  John  Biles,  The  Economical  Ship.     „The  Times".    London.    Techn.  April-Nr.  1921. 
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Unsicherheit  im  Entwurf,  in  Zufälligkeiten  der  Herstellung,  in  der 
Qualität  des  Materials  fallen  bei  der  Bestellung  nach  vorhandenen 
und  bereits  ausgeführten  Plänen  fort.  Die  Werft  kann  schnell,  gut 
und  relativ  billig  liefern,  dabei  ihre  Anlagen  in  möglichst  ökono- 
mischer Weise  ausnutzen;  der  Reeder  erspart  Zeit  und  Kosten  und 
erhält  ein  leistungsfähiges  Fahrzeug. 

Wenn  der  Besteller  in  der  Auswahl  und  Vergebung  seiner  Neu- 
bauten im  allgemeinen  freie  Hand  behält,  weil  er  der  wirtschaftlich 
Stärkere  ist,  so  sind  seine  Einwirkungsmöglichkeiten  im  Baustadium 
der  Serienschiffe  im  Interesse  einer  rationellen  Abwicklung  ihres 
Baues  begrenzter  als  im  Individualbau.  Denn  nunmehr  stehen  tech- 
nisch -  ökonomische  Gesichtspunkte  im  Vordergrund  und  verlangen 
volle  Berücksichtigung. 

Im  Betrieb  haben  sich  die  Serienschiffe  auch  in  der  Gegen- 
wart einen  gesicherten  Platz  erringen  können.  Ein  gleichartiger 
Schiffspark  erleichtert  seine  Verwaltung,  denn  alle  Schiffe  erfordern 
dieselben  Hafen-,  Kanal-,  Dock-,  Versicherungsgebühren,  Mann- 
schaftsheuern. Dadurch  wird  die  Dispositionsmöglichkeit  des  Reeders 
erhöht,  die  namentlich  zu  Zeiten  leicht  schwankender  Konjunkturen 
von  Wichtigkeit  ist.  Zugleich  wird  der  Schiffsbetrieb  vereinheitlicht 
und  vereinfacht.  Der  Mann  an  Bord  arbeitet  zuverlässiger,  wenn  er 
auf  den  Schiffen  immer  wieder  auf  ihm  bekannte  Größen  und  Typen 
von  Hilfsmaschinen  aller  Art,  auf  dieselben  Schiffsräume  mit  ihren 
Zugängen  und  Einrichtungen  trifft.  Der  Betrieb  eines  neuen  Schiffes 
kann  sofort  voll  aufgenommen  werden,  dadurch  fällt  die  Anlaufszeit 
fort  oder  wird  reduziert.  Erforderlichenfalls  können  die  Besatzungen 
ohne  Schaden  für  den  Betrieb  ausgetauscht  und  nach  völligem 
Einlernen  auf  den  Serienschiffen  verringert  werden.  Durch  eine  ge- 
schulte Mannschaft  wird  ein  rentabler  Betrieb  nicht  nur  im  Hafen, 
sondern  auch  auf  See  gewährleistet.  Gerade  dies  Moment  verdient 
hervorgehoben  zu  werden.  Es  ist  beispielsweise  lange  nicht  gleich- 
gültig, mit  welcher  Sorgfalt  die  zu  verfrachtenden  Waren  an  Bord 
gelangen,  wo  und  wie  sie  verstaut  und  wie  sie  unterwegs  behandelt 
werden.  Der  Verfrachter  hat  ein  feines  Gefühl  dafür  und  ersieht  es 
aus  der  Qualität  der  gelöschten  Güter,  auf  welchen  Schiffen  diese, 
was  Schonsamkeit  und  angemessene  Behandlung  anbelangt,  am 
besten  aufgehoben  sind,  und  trifft  dementsprechend  die  Wahl  seines 
Frachtführers. 

Noch  wichtiger  als  die  aufgezählten  Umstände  ist  die  weit- 
reichende Möglichkeit,  auf  Serienschiffen  Reparaturen  schnell 
und  gut  ausführen  zu  können,  und  zwar  durch  die  Austausch- 
barkeit der  zahlreichen  normalisierten  Konstruktionselemente.  Dies 
Moment  ist  von  amerikanischen  und  englischen  Pressestimmen  immer 
wieder  betont  worden  '.    In  keinem  Industriezweig  ist  so  viel  von  der 


1  „The  Engineer".     London.     11.  Juni  1920.     S.  599;   „Engineeringf".     London.     S.Ok- 
tober 1920.      S.  464  ff. 
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Schnelligkeit  abhängig,  mit  welcher  eine  Reparatur  erledigt  wird,  wie 
im  Schiffbau,  weil  die  Ausbesserung  an  einem  Teil,  z.  B.  der  Ankerwinde, 
das  gesamte  in  einem  Schiff  investierte  Kapital  brachlegt.  Vor  Ein- 
führung der  Normalisierung  konnte  in  solchen  Havariefällen  von 
Schiff  oder  Maschine  die  Wiederherstellung  auf  einer  beliebigen 
Werft  nur  mit  Verzögerungen  erfolgen,  weil  passende  Ersatzmateria- 
lien oder  Modelle  in  der  Regel  fehlten l.  Ein  anschauliches  Beispiel 
für  den  ökonomischen  Nutzen  der  Austauschmöglichkeit  bietet  die 
von  den  Hamburger  Vulcan- Werken  Anfang  1920  ausgeführte  große 
Maschinenreparatur  auf  dem  amerikanischen  Dampfer  „Defiance",  der 
mit  explodierter  Hauptturbine  auf  der  Hamburger  Werft  eintraf 2. 
Schon  nach  14  Tagen  ging  die  telegraphisch  aus  Amerika  angefor- 
derte typisierte  Ersatzmaschine  ebenfalls  in  Hamburg  ein,  so  daß  ihr 
Einbau  unverzüglich  begonnen  und  der  Schaden  in  knapp  40  Tagen 
beseitigt  werden  konnte.  Hierdurch  sind  dem  Schiff  etwa  zwei  Monate 
an  Werftliegezeit  erspart  worden.  In  leichteren  Havariefällen  kann 
das  Auswechseln  beschädigter  Teile  von  der  Besatzung  selbst  vorge- 
nommen und  dadurch  eine  Fahrtunterbrechung  vermieden  oder  aber 
abgekürzt  werden.  Die  Reparaturen  werden  somit  nicht  nur  leichter 
und  billiger,  sondern,  was  wesentlich  ist,  schneller  erfolgen.  Jede 
Verkürzung  bedeutet  eine  Verbesserung  des  Verhältnisses  zwischen 
totaler  Zeit  des  Schiffes  und  seiner  Nutzzeit,  also  Erhöhung  seines 
ökonomischen  Koeffizienten.  Schon  1910  wurde  der  Tag  für  einen 
untätig  liegenden  Frachtdampfer  je  nach  Größe  mit  2000  bis  4000 
Mark  Unkosten  bewertet 3.  Nach  schriftlichen  Mitteilungen  der  Ree- 
derei A.-G.  Hugo  Stinnes,  Hamburg,  schätzt  diese  die  Unkosten  für 
einen  7000  Tonnen  tragfähigen  Dampfer  im  Mai  1922  einschließlich 
Amortisation  und  Geschäftsverlust  auf  120  000  Mark. 

Um  einer  einseitigen  Betrachtung  der  Darlegungen  vorzubeugen, 
ist  darauf  hinzuweisen,  daß  die  Auswechslung  von  Konstruktions- 
Einzelteilen  künftig  auch  dem  Sonderschiff  in  ähnlichem  Umfang  mög- 
lich sein  wird,  sofern  es  nach  heute  aufkommender  Methode  weit- 
gehender Normalisierung  erbaut  wird.  Hinsichtlich  der  Verwaltung 
der  Schiffe,  Schulung  der  Besatzung  und  der  daraus  erwachsenden 
wirtschaftlichen  Ersparungen  des  Reeders  behauptet  das  Serienschiff 
auch  fernerhin  den  Vorsprung  gegenüber  dem  Sonderschiff,  wenn- 
gleich die  Vereinheitlichungsbestrebungen  auch  hier  mit  der  Zeit  den 
Abstand  verkürzen  werden. 

Die  Privatwirtschaft  zielt  auf  Befriedigung  des  Produzenten  oder 
des  Erwerbenden  durch  Erlangung  bzw.  Steigerung  des  Reinertrages. 
Ihr  ökonomischer  Zweck  ist  der  Betriebsgewinn,  der  Überschuß  der 
Preise   über   die   Kosten,   kurz  Rentabilität   genannt.     Für   den 


1  Mitteilungen  des  Normenausschusses  der  deutschen  Industrie.    1918.    Heft  5,  S.  81. 

2  Nach  schriftlicher  Mitteilung  der  Vulcan-Werke. 

SR.  Wiedenfeld,    Artikel   Welthäfen.     Wörterbuch    der   Volkswirtschaft.     II.  Bd. 
Jena  1911. 
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Nutzungswert  des  Schiffes  sind  außer  seiner  Lebensdauer  die  Ein- 
nahmen an  Fracht  und  Ausgaben  für  den  Betrieb  maßgebend.  Die 
Frachteinnahmen  sind  nach  der  Hausse  der  Kriegszeit  und  einer 
kurzen  Nachblüte  außerordentlich  gesunken.  Auf  einigen  Linien 
haben  sie  sogar  den  Vorkriegsstand  wieder  erreicht1.  In  Weiter- 
führung der  hier  für  Serienschiffe  anzustellenden  Rentabilitätsunter- 
suchung wäre  es  das  Gegebene,  zahlenmäßige  Vergleiche  zwischen 
der  Rentabilität  eines  Einzelschiffes  und  der  eines  Serienschiffes  unter 
gleichen  Verhältnissen  vorzunehmen.  Das  ist  aber  trotz  vieler  Be- 
mühungen nicht  gelungen,  weil  die  Serienschiffe  noch  zu  jungen 
Datums  sind  und  sich  wegen  der  zurzeit  herrschenden  unsicheren 
Schiffahrtsverhältnisse  ausreichende  und  einwandfreie  Beobachtungen 
noch  nicht  haben  durchführen  lassen.  Daher  muß  sich  die  hier  anzu- 
stellende Betrachtung  auf  allgemein  gehaltene  Rentabilitätserörte- 
rungen, welche  den  Problemen  nahezukommen  suchen,  beschränken. 
Die  Hauptsorge  des  Reeders  richtet  sich  heute  mehr  denn  je  auf 
Niedrighaltung  der  Unkosten.  In  England  und  anderen  Schiffahrts- 
ländern werden  große  Anstrengungen  gemacht,  die  Betriebskosten 
herabzusetzen ',  weil  man  hierin  das  alleinige  Mittel  zur  Gesundung 
der  Schiffahrt  erblickt.  Wie  stark  diese  Kosten  bisher  gestiegen  sind, 
zeigt  eine  von  der  englischen  Schiffahrtskammer  für  1920  veröffent- 
lichte Zusammenstellung  *.  Hiernach  sind  die  Kosten  für  Bunker- 
kohlen gegenüber  1914  um  437  %,  für  Löhne  um  326  %,  für  Repara- 
turen um  358  %,  für  Versicherung  um  321  %  und  für  Maschinen- 
vorräte um  284  %  gestiegen.  Der  krisenhafte  Charakter  der  heutigen 
Weltschiffahrtslage,  der  sich  ausdrückt  durch  Frachtenbaisse  auf  der 
einen,  durch  Unkostenhausse  auf  der  anderen  Seite,  findet  seinen 
Exponenten  in  den  Angaben  über  den  im  Oktober  1921  in  den  ein- 
zelnen Ländern  aufgelegten  Schiffsraum: 

Dänemark 330000  BRT. 

Schweden 366000     „ 

Norwegen 852  000      „ 

Spanien 452  000  t 

Japan 250000  t  dw 

England ca.  5000000     „ 

Nordamerika  ca.  60%  seiner  Gesamttonnage4. 

Da  die  Unkosten  in  erster  Linie  von  den  Anschaffungskosten  der 
Schiffe  abhängen,  diese  aber  für  Serienschiffe,  wie  noch  später  ge- 
zeigt wird,  niedriger  gehalten  werden  können  als  für  das  Individual- 
schiff,  so  ergibt  sich  hier  ein  entsprechendes  Aktivum  zugunsten  des 

1  „Wirtschaft  und  Statistik".    Berlin  1922.    Nr.  4,  S.  111  ff. 

2  Geschäftsbericht  der  Rolandlinie  1921. 

3  „Fairplay".    29.  Dezember  1921. 

*  „Wirtschaftsdienst".  Hamburg.  11.  Nov.  1921.  S.  607  ff.;  vgl.  auch  „Wirtschaft  und 
Statistik",  a.  a,  O.,  S.  112,  wonach  die  aufgelegte  Tonnage  im  Jahre  1921 :  4  Mill.  bis  zeit- 
weilig über  10  Mill.  BRT.  betrug. 
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Mehrfachbaues.  Unter  den  Unkosten  nehmen  außer  den  Kosten  für 
den  Brennstoff  die  für  die  Reparaturen  in  der  Gegenwart  die  größte 
Quote  in  Anspruch,  und  es  ist  schon  dargelegt,  daß  auch  hier  das 
Serienschiff  mit  seiner  überragenden  Zahl  normalisierter  Teile  den 
Vorrang  vor  dem  Einzelschiff  innehat.  Auch  an  Gehältern  und  Mann- 
schaftsheuern lassen  sich  nach  früheren  Ausführungen  Ersparnisse 
erzielen.  Daß  auch  sie  von  Einfluß  auf  die  Rentabilität  der  Schiffe 
sein  können,  hat  sich  zur  Genüge  in  der  amerikanischen  Handels- 
marine erwiesen,  wenn  auch  valutarische  Einwirkungen  hierbei  eine 
Rolle  gespielt  haben.  Aus  dem  Gesagten  läßt  sich  unschwer  ein  Bild 
davon  gewinnen,  in  welchen  schwierigen  Wirtschaftsverhältnissen  sich 
die  Schiffahrt  befindet  und  welche  erhöhten  Anforderungen  an  die 
Reedereien  herantreten.  Auch  hier  kann  die  Intensivierung  des  Be- 
triebes den  ersten  Hebel  zur  Überwindung  der  Schwierigkeiten  ab- 
geben. Vor  die  Alternative  gestellt,  neue  Schiffe  bauen  zu  lassen, 
wird  sich  der  Besteller  aus  rein  wirtschaftlichen  Gründen  mit  den  auf- 
gezählten Tatsachen  auseinandersetzen.  Fällt  die  Entscheidung  nach 
Maßgabe  des  Bedarfes  und  der  Kaufkraft  für  den  Serienbau,  so  wer- 
den die  Baukosten  geringer  ausfallen  und  damit  auch  die  Betriebs- 
kosten, welcher  Umstand  seinerseits  wiederum  grundlegende  Voraus- 
setzungen für  die  Rentabilität  der  Unternehmung  abgibt. 

Demgegenüber  darf  indessen  nicht  übersehen  werden,  daß  neben 
solchen  Licht-  auch  Schattenseiten  im  Serienschiffbau  zu  verzeichnen 
sind.  Wesentlich  ist  der  Umstand,  daß  sich  der  Reeder  durch  die  Be- 
stellung einer  Serie  von  Schiffen  Bindungen  auferlegt  und  sich  in 
mancher  Hinsicht  der  Freiheit  des  Handelns  begibt.  Die  Bewegungs- 
freiheit in  seinen  Entschlüssen,  wie  sie  beim  Nacheinanderbau  besser 
gewahrt  ist,  wird  im  Serienbau  beschränkt  und  die  Verwertung  aller- 
neuester  Erfahrungen  begrenzt.  Auch  können  Mängel  infolge  unge- 
nügender Vorbereitung  oder  Überlegung,  wie  es  der  amerikanische 
Holzschiffbau  dargetan  hat  *,  oder  unvorhergesehene  Dispositions- 
änderungen, die  sich  aus  veränderten  wirtschaftlichen  Verhältnissen 
als  nötig  erweisen,  weitergehende  Folgen  beim  Bau  mehrerer  Schiffe 
haben  als  beim  Einzelbau.  Indes  dürften  sich  solche  Fälle  mit  Sicher- 
heit auf  Ausnahmen  beschränken  lassen. 

Wenn  auch  das  Für  und  Wider  in  der  Frage  des  Serienschiffes 
auf  Seiten  des  Verwenders  noch  nicht  völlig  geklärt  und  daher  eine 
abschließende  Beurteilung  nicht  möglich  ist,  so  ist  doch  die  Sachlage 
bezüglich  des  Herstellers  der  Schiffe  wesentlich  einfacher. 
Um  es  hier  schon  vorwegzunehmen,  kann  gesagt  werden,  daß  das 
Serienschiff  in  der  Produktionswirtschaft  dem  Einzelschiff  überlegen 
ist.  Dies  ist  durch  die  Erfahrungen  des  Krieges  ausreichend  dargelegt 
worden.  Näheres  ergibt  sich  aus  folgenden  Ausführungen: 


i  „The  Iron  Age".    New  York.    3.  Januar  1918.    S.  15. 
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Durch  die  Massenerzeugung  von  Tonnage  ist  die  Physiogno- 
mie der  Werften  von  Grund  aus  verändert  worden.  Neben  der 
rein  quantitativen  Ausdehnung  darf  als  die  wichtigste  Modifikation  in 
der  industriellen  Organisation  des  Schiffbaues  die  erhöhte  Anteil- 
nahme anderer  Industriezweige  und  Erwerbswirtschaften,  insbesondere 
die  der  Stahlindustrie,  in  allen  Hauptschiffbauländern  angesprochen 
werden.  In  Nordamerika  kontrollierte  beispielsweise  die  Bethlehem 
Steel  Corporation  1917  über  ein  Drittel  des  gesamten  amerikanischen 
Schiffbaues  '  und  hatte  schon  1916  mehr  als  50  %  aller  Aktien  der 
amerikanischen  Werften  im  Besitz 2.  Ähnliche  Konzentrationserschei- 
nungen sind  in  England,  Japan,  Holland,  Frankreich  und  Deutschland 
zu  verzeichnen.  Für  letzteres  sind  besonders  die  folgenden  Verbin- 
dungen  zwischen  Schwerindustrie   und  Werften  bemerkenswert 3: 

Stinnes-Konzern  und  Nordseewerke  Emden  und  Flensburger 

Schiffbaugesellschaft 
Thyssen-Konzern  und  Bremer  Vulkan,  Vegesack 
Haniel-Konzern  und  Deutsche  Werft,  Hamburg 
Stumm-Konzern  und  Frerichswerft,  Emden 
Phönix-Konzern  und  Reiherstieg-Schiffswerfte,  Hamburg 
Arenberg-Konzern  und  Janssen  &  Schmilinsky,  Hamburg 
Orenstein  &  Koppel  und  Lübecker  Maschinenbau  A.-G.,  Lübeck 
Brückenbau  A.-G.  Flender  und  Lübecker  Schiffs-  und 

Dockbaugesellschaft,  Lübeck 
Vereinigte  Eisenhütte  und  Maschinenbau  A.-G.,  Barmen, 

und  Schiffswerft  A.-  G.  Weser,  Bremen. 

Als  Unternehmungsform  tritt,  in  verstärktem  Maße  während  der 
Kriegszeit,  der  Trust  oder  das  Kartell  im  Schiffbau  hervor.  Zur  Über- 
windung der  ständig  wachsenden  Eisenmaterial-  und  Kohlennöte, 
zur  Sicherstellung  eines  kontinuierlichen  Produktionsablaufes  und 
eines  geregelten  Absatzes  erfolgt  die  Zusammenfassung  möglichst 
vieler  interessierter  Wirtschaftszweige,  so  daß  dieselbe  Großunter- 
nehmung, welche  Erze  fördert,  Eisen  produziert,  nunmehr  auch  Schiffe 
baut  und  für  eigene  Zwecke  verwendet.  Damit  wird  der  Kreis  ge- 
schlossen und  der  Schiffbau  in  die  Produktionsskala  vom  Erz  zum 
Fahrzeug,  wenn  auch  hier  und  dort  erst  in  loser  Form,  eingegliedert. 
Charakteristisch  für  die  Wandlung  in  der  Werftunternehmungsform 
ist  also  einmal  die  Erweiterung  zur  kapitalintensiven,  modern  ein- 
gerichteten Großwerft,  welche  die  Gestalt  der  Aktiengesellschaft  trägt, 
zum  andern  ihre  Kombination  mit  der  Montanindustrie  und  der  Ree- 
derei. Diese  Entwicklung  wurde  in  Amerika  vor  allem  durch  die 
vielen  Werftneugründungen,  zu  denen  unbeschränkte  Mittel  zur  Ver- 
fügung standen,  begünstigt.  Sie  ermöglichten  die  Einführung  neu- 
artiger Maschinen  und  Methoden,  insbesondere  die  Typisierung  und 

1  B  ö  h  1  e  r  u.  We  h  b  e  r  g ,  Die  Verein.  Staaten  v.  Amerika.  (Wirtschaftskrieg  V.)  Jena  1919. 
-'  „Hansa".    Hamburg.    19.  August  1916.    S.  461. 
3  W.  Huth,  a.a.O.,  S.  20. 
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Spezialisierung  in  weitem  Umfange.  Das  gleiche  war  in  Großbritan- 
nien der  Fall. 

In  der  Friedenszeit  hat  manches  hiervon  wieder  aufgegeben  wer- 
den müssen,  dennoch  ist  vieles  Grundsätzliche,  wie  beispielsweise  der 
Konzentrations-  und  Organisationsgedanke  und  vor  allem  die  Ein- 
führung neuzeitlicher  Arbeitsmethoden,  wegen  ihres  ökonomischen 
Nutzens  beibehalten  worden.  Wie  die  Tatsachen  lehren,  werden  inner- 
halb der  Konzentrationsbestrebungen  solche  in  vertikaler  Richtung  die 
Regel  bilden;  denn  Zusammenschlüsse  der  Werften  untereinander,  wie 
sie  in  den  Kriegsjahren  zum  Teil  bestanden,  erschöpfen  sich  in  Friedens- 
zeiten fast  gänzlich  in  Tarif-  und  Preisfestsetzungen.  Von  größerem 
Einfluß  könnten  sie  vielleicht  erst  dann  werden,  wenn  ähnlich  der 
Emergency  Fleet  Corporation  gemeinsame  Einkaufszentralen *  ge- 
gründet werden,  wie  sie  auch  in  anderen  Ländern,  z.  B.  in  Deutsch- 
land 2,  Befürwortung  gefunden  haben.  Festere  Koalierungen  werden 
von  Fachleuten  als  undurchführbar  bezeichnet,  da  infolge  der  natio- 
nalen und  internationalen  Konkurrenz,  namentlich  bei  fallender  Kon- 
junktur, ein  Ausbrechen  einzelner  Partner  sich  niemals  vermeiden 
lasse.  Und  selbst  wenn  diese  Gefahr  nicht  bestünde,  so  würde  eine 
die  Produktion  unmittelbar  betreffende  Vereinbarung  die  Bewegungs- 
freiheit der  einzelnen  Unternehmung  so  sehr  stören,  daß  sie  auf  die 
Dauer  nicht  haltbar  wäre. 

Durch  ihre  Anlehnung  an  die  Montanindustrie  und  an  die  Ree- 
derei wurde  die  heutige  Großwerft  in  den  Stand  gesetzt,  ihre  Ein- 
richtungen weitgehend  zu  modernisieren.  Dadurch  wurde  die  Steige- 
rung ihrer  Kapazität  und  damit  ein  planmäßiger  Serienbau  praktisch 
ermöglicht.  Hier  liegen  die  technischen  Voraussetzungen  dafür,  daß 
die  Produktivkraft  auf  dem  Gebiet  des  Schiffbaues,  wie  Bernhard 
Harms8  ausführt,  in  der  Weltwirtschaft  geradezu  enorme  Dimen- 
sionen angenommen  hat. 

Die  wichtigste  Vorbedingung  für  das  ökonomische  Gedeihen 
jeder  Unternehmung  ist  eine  befähigte  Leitung,  welche  im  Einkauf,  in 
der  Produktion  und  im  Verkauf  zu  wirtschaften  versteht.  Ihre  oberste 
Aufgabe,  wenn  sie  Serienfabrikation  betreiben  will,  ist  die  Erzielung 
größter  Rentabilität  durch  Anpassung  der  Produktion  an  fabrika- 
torische  Methoden  in  weitestem  Umfange.  Der  technischen  Arbeits- 
ausführung fällt  die  Sorge  zu,  das  Produkt  nach  Qualität  und  Preis 
konkurrenzfähig  zu  gestalten,  der  kaufmännischen  die  Aufgabe,  für 
günstigen  Einkauf,  rechnerische  Überwachung  der  einzelnen  Produk- 
tionsvorgänge und  nutzbringenden  Absatz  zu  sorgen.  Um  eine  Mehr- 
fach-  oder   auch  Massenbearbeitung,   wie   es   im   Serienschiffbau   er- 


i  „Shipping   Illustrated".    New  York,     25.  August    1917 ;   u.   Böhler  u.  Wehberg, 
a.  a.  O.,   S.  213. 

2  C.Regenbogen,  Die  wirtschaftliche  Bedeutung  der  Normung  im  Schiff  bau.    Jahr- 
buch der  Schiffbautechn.  Gesellschaft.    Berlin  1921.    S.  169. 

3  Bernhard  Harms,  Völkerrechtliche   Sicherungen  der  wirtschaftlichen  Verkehrs- 
freiheit in  Friedenszeiten.    Jena  1918.    S.  50. 
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strebt  wird,  planmäßig  durchzuführen,  ist  die  Aufstellung  eines  sehr 
genauen  Produktionsplanes  unerläßlich,  wofür  die  Zurichtung  des 
Arbeitsobjektes  auf  eine  Massenbearbeitung  wieder  die  Voraussetzung 
bildet.  Bekanntlich  besteht  im  Schiffbau  die  Hauptarbeit  im  Anzeich- 
nen und  Herstellen  von  Nietlöchern,  welche  infolge  der  mathematisch 
nicht  genügend  genau  erfaßbaren  Schiffsform  eine  individuelle  Aus- 
führung bei  langer  Zeitdauer  erforderte.  Dazu  mußten  zahlreiche 
Platten  und  Träger  in  warmem  Zustande,  d.  h.  unter  erhöhtem  Auf- 
wand von  Zeit  und  Kosten,  bearbeitet  werden.  Um  diesen  Schwierig- 
keiten auszuweichen,  wurde  die  alte,  gewölbte  Schiffsform  durch  das 
„Straight-frame-System"  ersetzt,  d.  h.  durch  eine  möglichst  rechteckige 
Kastenform,  die  sich  über  etwa  zwei  Drittel  der  Schiffslänge  erstreckt. 
Auf  diese  Weise  und  durch  geschickte  Einteilung  der  Platten  läßt 
sich  beispielsweise  von  denen  der  Außenhaut  die  Hälfte  als  recht- 
eckige Einheitsplatten  ausführen.  Alle  Platten  der  Außenwand  können 
infolge  der  Vereinfachung  der  Schiffsform  bis  auf  zwei  in  kaltem  Zu- 
stande bearbeitet  werden  l.  In  entsprechender  Weise  lassen  sich  60 
bis  70  %  aller  Schiffskörperteile  normalisieren 2,  und  die  Bedeutung 
der  hier  erzielbaren  Ersparnisse  wirtschaftlicher  Art  wird  um  so 
augenscheinlicher,  sobald  die  so  vereinfachten  Schiffe  in  Serien  ge- 
baut werden. 

Eine  weitere  Frage  von  Bedeutung  nächst  der  Schiffsform- 
Gestaltung  ist  für  die  Leitung  die  „wissenschaftliche  Betriebsführung", 
abgekürzt  häufig  einfach  „Taylor-System"  genannt 3.  Durch  physiologi- 
sche Zerlegung  des  Arbeitsvorganges,  durch  Vermeidung  alles  über- 
flüssigen Zeitverlustes,  durch  zweckmäßiges  Ineinandergreifen  der 
Arbeitsakte  wird  eine  optimale  Steigerung  der  produktiven  Kraft  an- 
gestrebt. Freilich  läßt  sich  der  „Taylorismus"  im  Schiffbau  wegen  der 
Größe  der  Bauobjekte  und  der  Eigenart  des  Produktionsganges,  näm- 
lich in  Werkstätten  und  auf  den  Hellingen,  nur  in  entsprechend  modi- 
fizierter Form  anwenden. 

Der  dritte  Punkt,  dem  die  Werftleitung  bei  der  Serienfabrikation 
ihr  Augenmerk  zuwendet,  ist  die  sachgemäße  Gestaltung  der  gesamten 
Produktionsmittel;  auch  für  diese  kommt  Zuschnitt  und  Einrichtung 
auf  Mehrfachherstellung  in  Frage.  Die  sachlichen  Produktionsmittel 
lassen  sich  in  Büros  und  Werkstätten  einschließlich  der  Hellinge 
gliedern,  erstere  wieder  in  technische  und  kaufmännische  Büros  mit 
genau  differenzierten  und  festgelegten  Arbeitsgebieten.  Den  techni- 
schen Büros  sind  angeschlossen:   Normalienbüros  \   welche   die   An- 

1  Nach  persönlichen  Mitteilungen  Hamburger  und  Bremer  Werftdirektoren. 

2  O.  Lienau,  Neue  Anwendungsgebiete  der  Massenfabrikation  im  Handelsschiffbau. 
„Technik  und  Wirtschaft".  Berlin  1911.  Heft  6,  S.  383.  W.  A  y  r  e ,  Organisation  for  Ship 
Production.    „Engineering".    18.  März  1921.    S.  328. 

3  F.  W.  Taylor-Roessler,  Principles  of  Scientific  Management.  New  York  1911. 
München  1919.    Taylor-Wallichs,  Shop  Management.    New  York  1911.    Berlin  1914. 

4  B.  Czolbe,  Die  wirtschaftliche  Funktion  der  Normalisierung  in  der  deutschen 
Maschinenindustrie.     „Archiv  für  exakte  Wirtschaftsforschung".     Jena  1916.     Nr.  1,   S.  82. 
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gaben  über  normalisierte  Teile  liefern,  Terminbüros  l,  welchen  sowohl 
die  Überwachung  der  Termine  als  auch  die  Vermittlung  zwischen 
Büro  und  Betrieb  obliegt,  Betriebsbüros 2,  Kalkulationsbüros,  statisti- 
sche und  andere  Büros,  welche  für  einen  genau  geregelten  Ablauf  des 
Arbeitsprozesses  unentbehrlich  sind.  Es  ist  zwar  zuzugeben,  daß  mehr 
Büroarbeit  in  einem  so  aufgezogenen  Werftbetrieb  zu  leisten  ist;  es  hat 
sich  aber  erfahrungsgemäß  herausgestellt,  daß  die  hier  aufgewendete 
Mehrarbeit  durch  Ersparnisse  im  Produktionsprozeß  selbst  in  reichem 
Maße  aufgewogen  wird.  Dasselbe  Streben  auf  differenzierte  Be- 
arbeitung spiegelt  sich  auch  in  allen  Anlagen  der  Werkstätten  und 
Hellinge  wider. 

An  persönlichen  Produktionsmitteln  stehen  der  Großwerft  leitende 
und  ausführend  tätige  Angestellte  sowie  Handarbeiter  zur  Verfügung. 
Eine  einwandfreie  Durchführung  des  Produktionsplanes  erfordert  ge- 
eignete Ingenieure  im  Büro  und  Betrieb.  Durch  sorgsam  abgesteckte 
Arbeitsgebiete  wird  inneren  Störungen  vorgebeugt  und  das  Verant- 
wortungsgefühl gestärkt.  In  geringerem  Grade  gilt  ähnliches  von  den 
ausführend  tätigen  Angestellten,  welche  kleinere  Teilgebiete,  diese 
aber  in  weitgehender  Spezialisierung,  bearbeiten.  Am  meisten  macht 
sich,  die  Differenzierung  jedoch  bei  den  Handarbeitern  der  Serien- 
schiffswerft bemerkbar.  Je  mehr  Arbeitsakte,  desto  einfacher  jeder  Akt 
und  desto  weitgehendere  Anwendung  von  Spezialmaschinen.  Wenn 
infolgedessen  auch  die  Zahl  der  Arbeiter,  namentlich  der  gelernten, 
verringert  wird,  so  sind  doch  auch  hier  Grenzen  gesetzt;  denn  ohne 
eine  bestimmte  Zahl  gelernter  Arbeiter  ist  im  Schiffbau,  wie  dies  die 
Erfahrungen  der  britischen  Fabrikschiffswerft  zu  Chepstow  aufs  neue 
bestätigt  haben  8,  nicht  auszukommen.  Hierbei  hat  sich  aus  der  Lage 
der  Dinge  eine  Arbeitsteilung  dahingehend  herausentwickelt,  daß  sich 
die  wichtigen  Funktionen  bei  wenigen  qualifizierten  Arbeitern  kon- 
zentrieren, während  die  un-  oder  angelernten  die  einfacheren  Tätig- 
keiten übernehmen. 

Die  Ersparnisse  an  wirtschaftlicher  Arbeit  treten,  um  mit  der  Kon- 
struktion der  Schiffe  zu  beginnen,  einmal  dadurch  in  die  Erscheinung, 
daß  dieselben  Zeichnungen,  Listen  und  Berechnungen  aller  Art  für  die 
ganze  Serie  von  Schiffen  verwendet  und  zum  anderen  und  am  deut- 
lichsten dann,  wenn  von  bereits  gebauten  Serienschiffen  Neu- 
bestellungen einlaufen.  Denn  die  einmal  geleistete  Arbeit,  wozu  auch 
Erprobungen,  Vermessung,  Klassifikationsverhandlungen  rechnen, 
sind  in  den  vorhandenen  Unterlagen  jederzeit  greifbar  konserviert. 
Für  die  Schilderung  des  Produktionsprozesses  im  Serien- 
schiffbau werde  die  Annahme  zugrunde  gelegt,  daß   die  Werft  eine 


1  M.  Reh  der.  Die  Grundlagen  für  die  Einführung-  neuzeitlicher  Fertigungsarten  in 
den  Schiffbau.    „Schiffbau".    Berlin  1920.    Nr.  31,  S.  849. 

2  Die   Organisation  des  Betriebsbüros.    „Schiffbau".    1.  Febr.  1922.    S.  538. 

3  M.  E.  Denny,  The  Design  of  Fabricated  Ships.    „The  Shipbuilder".    Newcastle  und 
London  1921.    S.  78;   u.  „Engineering".    8.  Juli  1921.    S-  84. 
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Serie  eines  bisher  noch  nicht  gebauten  Schiffstyps  kontrahiert  habe. 
Die  wichtigste  Arbeit  fällt  zunächst  den  Büros  zu,  welche  entscheidende 
Gedankenarbeit  zu  leisten  haben,  einerseits  wegen  des  Zuschnittes  auf 
größtmögliche  Massenbearbeitung,  andererseits  wegen  der  Ver- 
meidung wirtschaftlicher  und  technischer  Fehler.  Die  Einzelausführung 
von  Schiffsteilen  erfolgt  in  enger  Anlehnung  an  generell  festgesetzte 
Normen,  z.  B.  in  Deutschland  an  die  Vorschriften  des  Handelsschiffs- 
Normen-Ausschusses,  oder,  wo  solche  noch  nicht  vorhanden  sind,  an 
eigene  Normalien  in  einheitlicher,  genauer  Darstellung  l.  So  schwer 
es  auch  dem  einzelnen  werden  mag,  auf  lieb  gewordene  Eigenheiten 
zu  verzichten,  zugunsten  der  Vereinheitlichung  hat  er  sich  Be- 
schränkungen aufzuerlegen.  Sofort  nach  Eintreffen  der  ersten  Ma- 
terialsendungen von  den  Walzwerken  wird  mit  dem  Bau  der  Schiffe 
begonnen.  Da  der  größte  Teil  der  Platten  und  Profile  normalisiert  ist, 
bleibt  die  früher  bedeutsame  Frage  der  Reihenfolge  im  Eingang  ver- 
hältnismäßig gleichgültig.  Die  Vereinheitlichung  gestattet  dazu  eine 
zweckmäßigere  und  übersichtlichere  Lagerung  auf  der  Werft,  indem 
weniger,  dafür  größere  Stapel  von  Material  gebildet  werden  können, 
ohne  ein  zeitraubendes  Umpacken  bei  der  Suche  nach  Platten  oder 
Winkeln  befürchten  zu  müssen,  wie  dies  im  alten  Schiffbau  oft  genug 
der  Fall  war.  Zwecks  möglichst  rationeller  Mehrfachbearbeitung 
werden  sechs  oder  auch  mehr  —  je  nach  Dicke  —  gleiche  Bleche 
oder  Träger  zu  „Paketen"  zusammengelegt 2  und  dann  nach  sog. 
„Durchnageln",  d.  h.  Anzeichnen  der  obersten  Lagen,  unter  möglichst 
geringem  Aufwand  an  Kraft  und  Zeit  durch  die  Bearbeitungswerkstatt 
gesandt.  Ihre  Arbeitsstraße  führt  sie  hierbei  in  möglichst  geradem 
Lauf,  „straight  line",  unter  Ausschaltung  von  Verlustquellen  an  allen 
für  sie  in  Frage  kommenden  Maschinen  vorbei  \  Die  Wirtschaftlich- 
keit eines  solchen  planmäßigen  Arbeitsvollzuges  kann,  besonders  bei 
Neuanlagen  und  wenn  hinreichender  Platz  vorhanden  ist,  dadurch  ge- 
steigert werden,  daß  Plattenlager,  Zulage,  Werkstatt  und  Hellinge  in 
entsprechender  Reihenfolge  zueinander  angeordnet  werden,  wie  es 
beispielsweise  die  Deutsche  Werft,  Hamburg,  und  die  Reiherstieg- 
Schiffswerfte,  Hamburg,  angestrebt  haben.  Manche  Werften  suchen 
die  Materialbearbeitung  auch  dadurch  zu  erleichtern,  daß  sie  von  den 
ihnen  nahestehenden  Eisenwerken  vorbearbeitetes  Material  beziehen: 
dadurch  wird  zugleich  an  Fracht,  namentlich  durch  Wegfall  bzw.  Ein- 
schränkung des  Schrottrücktransportes,  gespart. 

In  der  Montage  auf  der  Helling  sind  so  ausgiebige  wirtschaftliche 
Ersparnisse  noch  nicht  möglich,  weil  die  hier  auszuführende  Haupt- 
arbeit das  Zusammennieten  der  Schifisteile  ist  und  diese  immer  noch 


1  Vgl.  G.  Garbot  z,  Vereinheitlichung  in  der  Industrie.  München  u.  Berlin  1920.   S.  186. 

2  Vgl.  Fr.  v.Gottl- Ottlilienfeld,  Wirtschaft  und  Technik.  Grundriß  der  Sozial- 
ökonomie II.    Tübingen  1914.    S.  275 :  „Prinzip  des  bündigen  Vollzugs." 

3  Vgl.  Ch.  Telford,  Economy  of  Labour  onShipbuilding.  „The  Shipbuilder".  Aug.1921. 
S.  79;  M.  E.  Denny,  a.  a.  O. ;  W.  Loof,  Werftmaschinen-  und  Bearbeitungsanlagen.  Jahr- 
buch der  Schiffbautechn.  Gesellschaft.    Berlin  1918.    S.  222  ff. 
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manuelle  Tätigkeit  in  großem  Umfange  erfordert.  Die  Güte  der 
Nietung  ist  von  entscheidender  Bedeutung  für  das  ganze  Schiff,  hin- 
sichtlich Reparaturbedürftigkeit  wie  Lebensdauer.  Auf  diesem  Gebiet 
hat  der  maschinelle  Betrieb  —  abgesehen  von  pneumatischen  Werk- 
zeugen, die  jedoch  menschliche  Einzelbedienung  verlangen,  —  den 
manuellen  Betrieb  noch  nicht  verdrängen  können.  Daß  hier  noch  ein 
Feld  für  erhöhte  ökonomisierung  brachliegt,  mag  daraus  entnommen 
werden,  daß  an  einem  gewöhnlichen  Frachtdampfer  von  9000  t  Trag- 
fähigkeit etwa  800  000  Nieten *  geschlagen  werden  müssen,  und 
jedes  Niet  zum  Schlagen  gewöhnlich  drei  Mann  erfordert.  Daher  be- 
dingt die  Nietung  des  Schiffes  die  höchsten  Lohnkosten  2. 

In  den  Werkstätten  für  den  Maschinenbau  und  für  die  gesamte 
Ausrüstung  des  Schiffes,  auf  die  hier  nicht  ausführlicher  eingegangen 
werden  kann,  tritt  der  wirtschaftliche  Nutzen  der  Wiederholungs- 
arbeiten noch  deutlicher  hervor.  Jeder  Schiffsteil,  der  früher  nur  ein- 
mal herzustellen  war,  wird  im  Serienbau  in  vielfacher  Auflage  an- 
gefertigt. Die  Ersparnisse  werden  erhöht  durch  wiederholten  Gebrauch 
aller  Gußmodelle,  Schablonen  und  Vorrichtungen  aller  Art.  In 
häufigen  Fällen  können  die  bereits  genannten  Schiffsteile  billiger  und 
besser  auch  von  Spezialfabriken  bezogen  werden,  so  daß  hierdurch 
eine  weitere  Erleichterung  und  Rationalisierung  in  der  Produktion  be- 
wirkt wird. 

Wie  beim  Verwender  von  Schiffen  wird  auch  beim  Hersteller  das 
Streben  nach  Verringerung  der  Selbstkosten8  immer 
mehr  zum  ersten  Prinzip.  Ihre  drei  Elemente  sind  bekanntlich  Aus- 
gaben für  Material,  Aufwendungen  an  Lohn  und  allgemeine  Geschäfts- 
unkosten. Durch  den  Bau  von  Serienschiffen  ist  die  Werft  in  der  Lage, 
bei  Beschaffung  des  Baumaterials  Massenbestellungen  von  gleichen 
Teilen,  seien  es  Platten,  Winkel  oder  Schmiede-  bzw.  Gußstücke,  auf- 
zugeben. Infolge  der  Größe  der  Bestellungen  wird  ein  entsprechendes 
Entgegenkommen  der  liefernden  Eisenwerke  erzielt;  denn  dieselben 
können  dadurch  auch  ihrerseits  rationeller  und  ökonomischer  pro- 
duzieren. Aus  der  Möglichkeit  schneller  Materialaufgabe  sowie 
rascher  Lieferung  erwächst  dem  Besteller  des  Materials  für  Serien- 
schiffe, namentlich  bei  schwankenden  Preisen,  zugleich  eine  relativ 
festere  Basis  für  seine  Kalkulationen.  Dieselben  wirtschaftlichen  Ein- 
sparungen wie  beim  Platten-  und  Trägermaterial  erzielt  die  Serien- 
schiffswerft bei  Bestellung  ihrer  sonstigen  Materialien  und  Inventarien, 
wie  Hilfsmaschinen,  Apparate  und  Ausrüstungsstücke,  deren  ein  Schiff 
eine  große  Menge  bedarf.  Was  für  die  Beschaffung  gilt,  kommt  in 
gleichem  Maße  für  die  sachgemäße  Lagerung  der  Materialien  zur 
Geltung.    Bezeichnung,  Buchung,  Verwahrung,  Bewachung  und   Ver- 


1  W.  Kreul,  Die  Wiederherstellung  der  deutschen  Handelsflotte.  „Das  Schiff". 
Berlin  1917.  S.  366.  Vgl.  W.  L  a  a  s ,  „Deutscher  Schiff  bau".  Berlin  1908.  S.  149.  —  Mauretania 
erforderte  über  4  Millionen  Nieten. 

2  O.  Li enau,  „Deutscher  Schiffbau".    Berlin  1913.    S.  166. 

3  Vgl.  J.  Hei  lauer,  System  der  Welthandelslehre.    Berlin  1910.    S.  37. 
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ausgabung  wird  einfacher  und  übersichtlicher.  Dadurch  lassen  sich 
Kontrollen  und  Inventuren  schneller  und  besser  vornehmen. 

Der  Arbeitslohn,  als  nächster  Preisfaktor,  ist  für  den  Unternehmer 
oft  der  erheblichste  Teil  der  Produktionskosten.  Wenn  dies  auch  im 
heutigen  Schiffbau  entfernt  nicht  zutrifft,  so  ist  das  Interesse  des 
Unternehmers  hinsichtlich  ihrer  Verringerung  dennoch  in  hohem 
Maße  vorhanden.  Dies  ist  ja  letzten  Endes  eine  der  Ursachen  gewesen, 
welche  den  Serienschiffbau  gezeitigt  haben.  Feuerbearbeitung  und 
komplizierte  Arbeiten  werden  möglichst  durch  einfachere  und  billigere 
Verfahren  ersetzt.  Das  Fallen  der  Lohnquote  infolge  dieser  Bestrebung 
und  steigender  Anwendung  maschineller  Methoden  wird  durch  An- 
gaben über  amerikanische  Werften 1  anschaulich,  wonach  sie  im  Jahre 
1907  etwa  55  bis  70  %,  1914  dagegen  nur  43  %  betrug.  Das  im  Schiff- 
bau gebräuchliche  Lohnsystem  ist  das  Stücklohn-  oder  Akkordsystem, 
trotzdem  es  auch  gewisse  Schwächen  hat.  Eine  derselben  liegt  darin, 
daß  sich  beim  Einzelbau  von  Schiffen  die  vorliegenden  Arbeiten  ver- 
hältnismäßig selten  wiederholen,  weil  sie  nach  Art,  Umfang  und 
Schwierigkeit  zu  leicht  wechseln.  Das  ist  immer  ein  wesentlicher 
Grund  für  die  erschwerte  kalkulatorische  Erfassung  im  Schiffbau  ge- 
wesen und  hat  häufig  zu  Unstimmigkeiten  zwischen  Akkordnehmer 
und  Kalkulator  geführt.  Bei  serienweiser  Fertigung  haben  sich  diese 
Schwierigkeiten  vereinfacht;  denn  jetzt  sind  die  Teilarbeiten  leichter 
erfaßbar,  so  daß  die  Akkorde  auf  Grund  möglichst  genauer  Unter- 
suchungen objektiver  normiert  werden  können. 

Das  dritte  und  letzte  Kostenelement  wird  durch  die  allgemeinen 
Geschäftsunkosten,  häufiger  kurz  Unkosten  oder  Betriebskosten  ge- 
nannt, dargestellt.  Sie  werden  relativ  verringert,  weil  sie  im  Serien- 
schiffbau durch  die  Intensitätssteigerung  aller  Einrichtungen  auf  eine 
größere  Menge  von  Nutzleistungen  verteilt  werden,  vorausgesetzt, 
daß  die  Werft  voll  beschäftigt  ist.  Andererseits  ist  nicht  zu  verhehlen, 
daß  sie  infolge  der  in  einer  modernen  Großwerft  investierten  Ka- 
pitalien, die  abgeschrieben  sein  wollen,  stark  belastet  erscheinen 
können,  besonders  bei  flauem  Geschäftsgange.  Es  ist  dann  die  be- 
sondere Aufgabe  des  Betriebes,  auf  sorgfältige  Überwachung,  richtige 
Behandlung  und  zweckmäßigste  Beschäftigung  der  Anlagen  hin- 
zuwirken. 

Der  Betrachtung  der  Selbstkosten  mag  sich  der  Vollständigkeit 
halber  eine  solche  der  Kalkulation  anschließen,  welche  mit 
ersteren  zu  arbeiten  hat.  Eine  sichere  Kalkulation  ist  die  Grundlage 
der  Wirtschaftlichkeit  jeder  Unternehmung  und  das  beste  Mittel  zur 
Besserung  der  Wettbewerbsverhältnisse  im  eigenen  Lager 2.  Ihre 
Grundlage  ist  weitgehende  Normalisierung,  verbunden  mit  einer  ein- 
gehend organisierten  statistischen  Erfassung  aller  beteiligten  Pro- 
duktionsakte.  Es  ergibt  sich  hieraus  der  Vorzug  des  Serienbaues,  der 


l  H.Keiler,  American  Shipping.  (Probleme  der  Weltwirtschaft.  14.)    Jena  1913.    S.  97. 
'-'  Mitteilungen  des  Ausschusses  für  wirtschaftliche  Fertigung-.  Berlin.  Nr.7u.8.  Okt.  1921. 
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diesen  Forderungen  weit  entgegenkommt.  Angesichts  des  Wert- 
objektes, das  sich  im  Schiff  repräsentiert,  und  angesichts  der  Kom- 
pliziertheit der  Probleme,  der  Mannigfaltigkeit  wirtschaftlicher  und 
technischer  Anforderungen  ist  der  Abschluß  eines  Bauvertrages  von 
Schiffen  immer  von  Bedeutung  für  beide  Kontrahenten,  Werft  wie 
Reederei.  Er  ist  das  Ergebnis  von  bis  ins  Detail  gehenden,  sorgsamen 
Erwägungen  und  Verhandlungen.  Damit  ergibt  sich  die  Wichtigkeit 
der  Kalkulation  von  selbst  und  damit  auch  die  fördernde  Wirkung  auf 
sie  durch  Beschränkung  der  Unternehmung  auf  bestimmte  Bauobjekte 
und  deren  serienweise  Herstellung.  Freilich  muß  immer  wieder  be- 
dacht werden,  daß  sich  der  Werftbetrieb  hier  in  mancher  Beziehung 
von  anderen  industriellen  Unternehmungen  unterscheidet.  Eine  Über- 
tragung z.  B.  der  Methoden  Ford'scher  Automobilfabrikation *  wäre 
abwegig.  Man  kann  nicht  einfach  alles  übertragen,  was  sich  an 
anderer  Stelle  bewährt  hat,  da  beim  Schiffbau  die  verschiedensten 
Gewerke  und  Bearbeitungsgruppen  mitwirken  und  manche  Einzel- 
stücke bis  zu  ihrem  Einbau  trotz  allem  der  individuellen  Behandlung 
bedürfen. 

In  der  Untersuchung  der  Rentabilität  interessiert  vor  allem  noch 
die  Frage  nach  den  Gesamtersparnissen  bei  serienweiser 
Anfertigung  von  Schiffen.  Sie  werden  von  Lienau  im  Jahre  1911, 
also  ohne  Berücksichtigung  heutiger  Normalisierung,  wie  folgt  an- 
gegeben 2: 

Prozentuale  Gesamtersparnisse  beim  Bau 
von  Serienschiffen. 


Zahl  der  gleichzeitig 
gebauten  Schiffe 


Prozentuale 
Gesamtersparnisse 


0  % 
2,7% 
4,0  % 
4,9  o/0 


Darüber  hinaus  hält  Lienau  eine  wesentliche  Steigerung  nicht 
mehr  für  möglich.  Infolge  der  inzwischen  fortgeschrittenen  Ver- 
wendung neuartiger  Arbeitsmethoden  im  Schiffbau  und  der  stetig 
wachsenden  Normalisierung  vieler  Schiffseinzelteile  können  obige 
Sätze  als  überholt  bezeichnet  werden;  sie  werden  erheblich  höher 
liegen.  Dressel3  setzt  die  Ersparnismöglichkeit  im  Mehrfachbau  zu 
24  %  an,  was  zu  hoch  genommen  sein  dürfte;  nach  von  Schwarz4  mit- 


i  Vgl.  G.  Garbotz,  a.  a.  O.,  S.  188. 
*  O.  Lienau,  a.  a.  O.,  S.  377. 

3  Dressel,  Die  Entwicklung  des  deutschen  Schiffbaues  unter  besonderer  Berück- 
sichtigung des  Frachtdampferbaues.    „Schiffbau".    Berlin  1920.    Nr.  38.    S.  1039. 

4  Schwarz  und  von  Halle,    Die   Schiff bauindustrie  in  Deutschland  und  im  Aus- 
lande.   Berlin  1902.    I.  Bd.    S.  187. 
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geteilten  Angaben  rechnet  man  mit  etwa  15%;  Foerster  1  betont,  daß 
sich  schon  auf  einem  einzigen  Dampfer  eine  große  Zahl  völlig  gleicher 
Teile  vereinigen  läßt  und  daß  sich  infolgedessen  schon  beim  Einzel- 
schiff die  Schiffskörperkosten  um  5  bis  6  %  ermäßigen  lassen.  Für 
den  Bau  von  Serienschiffen  gibt  er  keine  Zahl  an;  sie  dürfte  wohl  je 
nach  Schiffsart  und  Zahl  als  zwischen  10  und  20  %  liegend  einzu- 
schätzen sein. 

Bei  der  Bestimmung  der  Grenzen  des  Serienschiffes, 
wie  sie  auf  Seiten  des  Verwenders  und  Herstellers  vorliegen,  handelt 
es  sich  um  die  Auffindung  derjenigen  ökonomischen  Faktoren,  welche 
angeben,  bis  zu  welchem  Umfang  der  Bereich  des  Serienschiffes  aus- 
gedehnt werden  kann,  ohne  daß  es  vom  rivalisierenden  Einzelschiff 
erreicht  wird.  Das  primäre  Motiv  für  die  Existenz  von  Serienschiffen 
ist  wie  bei  allen  wirtschaftlichen  Gütern  der  modernen  Wirtschaft  der 
Bedarf.  Er  ist  seinerseits  wieder  kausal  bedingt  durch  die  Verhält- 
nisse in  der  Weltverkehrswirtschaft.  Das  typisierte  Serienschiff  war 
eine  ausgesprochene  Kriegsschöpfung,  das  Mittel,  welches  die  er- 
strebte Steigerung  der  Schiffbaukapazität  ermöglichte.  Infolge  der 
einseitigen  Betonung  dieses  Zieles  ist  die  wirtschaftliche  Forderung 
so  vernachlässigt  worden,  daß  diese  Schiffe  in  wirtschaftlicher  Hin- 
sicht kaum  eine  Bedeutung  erlangt  haben.  Der  Ruf  nach  „Einheits- 
schiffen", der  eine  Zeitlang  alle  Schiffbauländer  beherrschte,  ist  ver- 
stummt. Zwar  hat  man,  z.  B.  in  England  und  auch  in  Deutschland, 
Küsten-  und  andere  ldeine  Dampfer  wie  Fischdampfer  typisiert2,  weil 
sie  auf  fest  bestimmter  Route  und  in  genau  festgelegter  Fracht  fahren 
und  laufender  Bedarf  an  ihnen  vorhanden  ist.  Doch  hat  man  sich 
gegenüber  ähnlichen  Vorschlägen  für  seegehende  Schiffe  immer  ab- 
lehnend verhalten  8.  Heute  ist  man  aus  rein  ökonomischen  Erwägun- 
gen heraus  überall  Gegner  einer  zu  schematischen  Erfassung  und 
Einteilung  der  Fahrzeuge  *. 

Unter  bestimmten  Voraussetzungen  kann  eine  feste  Typisie- 
rung von  Seeschiffen  nützlich  und  durchführbar  sein.  Dazu  gehört 
in  erster  Linie  Beschränkung  auf  eine  oder  wenige  festliegende  Fahrt- 
routen, bei  denen  alle  natürlichen  und  kulturellen  Einrichtungen  in 
entsprechender  Weise  stabilisiert  oder  normalisiert  wären.  Hier  wären 
u.  a.  zu  nennen  Kontinuität  und  Homogenität  des  Zuströmens  der 
Massengüter  nach  bestimmten  Häfen,  Anlagen  für  schnellen  Um- 
schlag der  Güter,  Gleichmäßigkeit  der  Wasser-  und  Hafenverhältnisse 
und  der  Verteilung  der  Kohlenstationen.  In  solchem  Falle  wäre  das 
Schiff,  abgesehen  vom  Gleismonopol  und  Größenunterschied,  in  der- 
selben Lage  wie  die  Eisenbahn,  und  einer  Typisierung  wie  bei  dieser 
stünde  nichts  mehr  im  Wege.   In  der  Praxis  wird  dies  bestätigt  durch 

1  E.  Foerster,  Wirtschaftliche  Konstruktionsfragen  im  künftigen  Schiffbau.  Jahr- 
buch der  Schiffbautechn.  Gesellschaft.    Berlin  1920.    S.  197. 

2  Mitteilungen  des  Ausschusses  für  wirtschaftliche  Fertigung.    Dezember  1918.    Nr.  4. 

3  „Schiffbau".    1918.    Nr.  18.    S.  389. 

*  „Werft  und  Reederei".    Berlin,  5.  Jan.  1920.    S.  15.    22.  April  1922.    S.  241. 
Weltwirtschaftliches  Archiv  Bd.  XVIII.  34 
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die  Erzdampfertypen  der  oberen  Seen,  deren  Bau  nach  wirtschaft- 
lichen Gesichtspunkten  in  völliger  Anpassung  an  die  Endhäfen  er- 
folgt, zwischen  denen  sie  hin  und  her  pendeln,  sowie  durch  die  aus- 
gesprochenen Personendampfer,  die  als  Schnelldampfer  zwischen 
Europa  und  Nordamerika  verkehren.  Auch  im  Anschluß  an  Eisen- 
bahnlinien, als  die  Zubringer  und  Abnehmer  der  Seeschiffahrt,  hat 
man  mehrfach  die  Typisierung  durchgeführt,  beispielsweise  bei  der 
American  Line,  Philadelphia  und  Liverpool,  welche  an  die  Pennsyl- 
vania-Bahn, oder  der  Leyland  Line,  welche  an  die  Morgan-Eisen- 
bahnen anschließt '. 

Indessen  sind  die  Voraussetzungen  für  eine  so  strenge  Typisie- 
rung der  Schiffe  in  der  Regel  nicht  lückenlos  gegeben,  so  daß  sich 
hieraus  eine  Fülle  von  Schwierigkeiten  für  typisierte  Serienschiffe 
ergibt.  Als  entscheidendes  Moment  bei  ihrer  kritischen  Betrachtung 
drängt  sich  vor  allem  die  unterschiedliche  Betriebsart  im  Schiffahrts- 
geweibe, ob  Linien-  oder  ob  Trampschiffahrt,  in  den  Vordergrund. 
Für  diese  mag  daher  an  dieser  Stelle  kurz  versucht  werden,  die  objek- 
tiven Tatsachen  aufzuzeigen,  welche  in  der  Bestimmung  der  Grenzen 
für  Serienschiffe  eine  mitwirkende  Rolle  spielen. 

Die  Fahrzeuge  der  Linienschiffahrt  gliedern  sich 
im  allgemeinen  in  Schnelldampfer,  in  kombinierte  Dampfer  oder 
Fracht-  und  Passagierdampfer  und  in  reine  Frachtdampfer.  Letztere 
sind  für  den  Weltgüterverkehr  am  wichtigsten  und  sollen  daher  hier 
allein  behandelt  werden.  In  enger  Anpassung  an  ihre  Wirkungsgebiete 
haben  sie  seit  Jahren  eine  Reihe  bestimmter  Typen  und  Klassen 
herausgebildet,  hauptsächlich  unter  Einfluß  des  Ladungsangebotes 
und  der  Hafen-  und  Wasserverhältnisse  der  anzulaufenden  Orte. 
Tiefgang  und  Geschwindigkeit  der  Schiffe,  sowie  Ladung  und  auch 
Vermessung  sind  von  entscheidender  Bedeutung  für  die  Gestaltung 
und  Einteilung  des  Fahrzeuges2.  Die  Häfen  Westafrikas  und  Bra- 
siliens erfordern  wegen  der  vorgelagerten  Barren  geringere  Tiefgänge 
als  beispielsweise  die  indischen  oder  die  ostasiatischen.  Schon  diese 
kurze  Überlegung  zeigt,  daß  eine  wahllose  Nivellierung  von  Schiffen 
aus  wirtschaftlichen  Gründen  nicht  am  Platze  ist;  dagegen  sind  dem 
freien  Serienschiff,  das  sich  eng  an  alle  Bedürfnisse  des  Verkehrs 
seiner  Linie  anschließt,  die  Grenzen  ungleich  weiter  gezogen. 

Verwickelter  noch  liegen  die  Verhältnisse  in  der  Tramp- 
schiffahrt. Weil  es  hier  an  zusammenfassenden  Untersuchungen  3 
über  den  Verlauf  des  jährlichen  Weltgüterstromes  auf  den  Ozeanen 
hinsichtlich  Art,  Menge  und  Jahreszeit  sowie  über  den  besonderen 
Anteil  der  Trampfahrer  hierbei  mangelt,  können  sich  die  folgenden 
Darlegungen  nur  in  allgemeinem  Rahmen  bewegen;  sie  tragen  aber 
auch  so  zur  Klärung  der  vorliegenden  Fragen  bei.    Man  unterscheidet 


1  K.  Wiedenfeldt,  Die  nordwesteuropäischen  Welthäfen.    Berlin  1903.    S.  258. 

2  Vgl.  „Shipbuilding  and  Shipping  Record".    20.  Dez.  1921.    S.  803. 

3  Vgl.  E.Friedrich,  Geographie  des  Welthandels  u.  Weltverkehrs.    Jena  1911.  S.104. 
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gewöhnlich  zwei  Hauptgruppen  von  Trampdampf  ern,  die  gewöhnlichen, 
die  sämtliche  Rohstoffe  wie  Erze,  Kohlen,  Wolle,  Getreide  und  der- 
gleichen befördern  und  alle  Saisonmärkte  aufsuchen,  und  die  Spezial- 
dampfer,  welche  für  Massengüter  besonderer  Art  wie  Petroleum,  Erze, 
Früchte  gebaut  werden.  Letztere  sind  in  der  Regel  Eigentum  be- 
stimmter Erwerbsgesellschaften l;  so  besitzt  die  Firma  Krupp  ihre 
eigenen  Erzdampfer  und  die  Deutsch-Amerikanische  Petroleum-A.-G. 
ihre  eigenen  Tankschiffe.  Bei  solchen  Fahrzeugen  ist  eine  Typen- 
bildung und  Typisierung  in  weitem  Maße  möglich  und  auch  vorhan- 
den. Die  weit  größere  Gruppe  bildet  jedoch  der  gewöhnliche  Tramp- 
dampfer, der  auf  allen  Hauptverkehrswegen  des  Meeres  anzutreffen 
ist  und  hier  möglichst  vielseitigen  Bedürfnissen  gerecht  werden  muß. 
Arbeitskreis  und  Ladung  sind  beim  Tramp  häufigem  Wechsel  unter- 
worfen; aber  heimkehrend  nach  Europa  findet  er  eine  Reihe  differen- 
zierter Welthäfen  vor,  wie  Rotterdam  für  Erz  und  Korn,  Hamburg  für 
Kaffee,  Liverpool  und  Bremen  für  Baumwolle.  Trägt  eingehend  der 
Weg  des  Trampdampfers  in  seinem  europäischen  Teil  deutliche  Züge 
der  Regelmäßigkeit,  so  ausgehend  die  Ladungsart.  Hier  nimmt  die 
englische  Kohle  einen  überragenden  Platz  ein  ■;  denn  über  60  %  aller 
Exportmassenladung  Großbritanniens  bestehen  aus  Kohle,  die  nach 
fast  allen  Kohlenstationen  der  Welt  versandt  wird. 

Häufiger  sind  indessen  Trampfahrten  mit  unbestimmteren  Reise- 
zielen, zu  denen  auch  die  sogenannten  Dreiecksfahrten  s  gezählt  wer- 
den mögen.  Die  Schiffe  laufen  dann  beispielsweise  mit  Ladung  von 
New  York  nach  Südafrika,  dann  in  Ballast  entweder  nach  Australien 
oder  Indien,  dann  mit  Ladung  nach  Europa  und  wieder  zurück  nach 
Amerika.  Die  Reise  kann  aber  auch  je  nach  den  gerade  vorliegenden 
Verkehrsbedürfnissen  einen  ganz  anderen  Verlauf  annehmen.  Un- 
sicherheitsmomente aller  Art,  bedingt  durch  Mißernten,  Kriege, 
Streiks,  spielen  nicht  selten  eine  ausschlaggebende  Rolle  im  Ablauf 
der  Trampschiffahrt.  Infolgedessen  und  weil  die  Weltschiffahrt  nicht 
so  organisiert  ist,  daß  das  Hin-  und  Herfluten  von  einem  Verkehrs- 
gebiet in  das  andere  sich  in  geregelter  Weise  vollzieht,  muß  das  ge- 
wöhnliche Trampschiff,  um  möglichst  lange  konkurrenzfähig  zu  bleiben, 
vielseitigen  Anforderungen  entsprechen.  Auf  Grund  dieser  Gegeben- 
heiten tendiert  es  in  seiner  Gestalt  und  Ausführung,  wie  der  schema- 
tische Massenbau  englischer  Tramps  beweist,  der  Herausbildung  ein- 
heitlicher Schiffstypen  zu.  Hier  könnte  eine  Typisierung  im  Bereich 
der  Möglichkeit  liegen,  wenn  nicht  die  Trampfahrt  eine  internationale 
Angelegenheit  wäre  und  den  Verhältnissen  auf  den  verschiedenen 
Weltmeeren  sorgsam  Rechnung  getragen  würde. 

Somit  ist  allgemein  zu  sagen,  daß  für  das  streng  typisierte  Serien- 
schiff,  ganz  abgesehen  von  psychologischen  Einwänden   mancherlei 

1  Johnson  und  Hu  ebner,  Principles  of  Ocean  Transportation.  New  York  und 
London  1918.    S.  150. 

2  A.  Kreuter,  Zur  Preisbildung-  in  der  Linienreederei.    München  1909.     S.  23. 

3  W.Eucken,  Die  Verbandsbildung:  in  der  Seeschiffahrt.    München  1914.    S.  196. 
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Art,  in  der  Seeschiffahrt  zu  Friedenszeiten  kein  Raum  ist.  Anders 
für  das  freie  Serienschiff,  bei  dem  die  Entscheidung  über 
Größe,  Art  und  Einrichtung  ganz  in  die  Hand  des  Verwenders  ge- 
geben ist,  der  also  nach  seinen  individuellen  Erfahrungen  und  Ab- 
sichten diejenige  Schiffsserie  erbauen  läßt,  die  er  für  seine  Zwecke 
für  die  geeignetste  hält.  Erschwert  wird  dem  Besteller  die  richtige 
Auslese  seines  Typs  besonders  dann,  wenn  es  sich  um  die  Einrich- 
tung ganz  neuer  Linien  handelt,  für  welche  die  nötigen  Erfahrungen 
noch  nicht  vorliegen.  Ist  aber  die  gedankliche  Vorarbeit  in  dieser 
Hinsicht  abgeschlossen,  so  ersteht  die  weitere  Aufgabe,  die  best- 
geeignete Schiffswerft  ausfindig  und  zugleich  zur  Sicherung  der  beab- 
sichtigten Ersparnisse  im  Serienbau  die  erforderlichen  Konzessionen 
an  die  Herstellung  zu  machen.  Man  erkennt  hieran,  daß  im  freien 
Serienbau  die  Zahl  beschränkender  Faktoren  gering  ist,  das  gleiche 
gilt  von  den  innerhalb  der  Reedereiwirtschaft  selbst  liegenden  Fak- 
toren. Abgesehen  von  der  allgemeinen  Abneigung  gegen  eine  Sche- 
matisierung überhaupt,  von  der  Befürchtung  eines  schnellen  Ver- 
alterns  der  Schiffe  infolge  technischer  Fortschritte  und  daraus  ent- 
stehender wirtschaftlicher  Schäden,  ist  es  nur  noch,  allerdings  ent- 
scheidend, die  Größe  des  verfügbaren  Anlagekapitals,  also  der  Kauf- 
kraft, welche  für  die  serienweise  Bestellung  von  Schiffen  maß- 
gebend ist. 

Bei  der  Untersuchung  der  Frage,  wie  es  um  die  Grenzen  des 
Serienschiffes  auf  Seiten  des  Herstellers  steht,  sollen  der  Einfachheit 
halber  die  Unterfragen,  ob  eine  neue  oder  eine  vorhandene  Werft 
betrachtet  wird,  ob  außer  dem  Neubau-  auch  das  Reparaturgeschäft 
von  Bedeutung  ist,  außer  Betracht  bleiben. 

Für  die  streng  typisierten  und  vor  allem  die  fabrikmäßig  herge- 
stellten Serienschiffe  sind  die  ihre  ökonomischen  Grenzen  bestimmen- 
den Tatsachen  unschwer  aufzuzählen,  weil  hier  die  amerikanischen 
und  englischen  Erfahrungen  genügend  viele  Anhaltspunkte  liefern. 
Die  Hauptbedingung  für  eine  so  weitgehende  Dezentralisation  in  der 
Herstellung  und  Zentralisation  im  Zusammenbau  ist  eine  genaue 
Durchorganisation,  welche  ein  harmonisches  Arbeiten  aller  Stellen 
gewährleistet.  Sobald  aber  irgendwo  Stockungen  entstehen,  wird  der 
glatte  Vollzug  und  damit  der  beabsichtigte  ökonomische  Effekt  in 
Frage  gestellt.  Beeinträchtigungen  sind  außer  durch  Störungen  im 
Materialzufluß  ferner  dadurch  entstanden,  daß  die  Brückenbauanstalten 
nicht  nur  verschiedenartige  Qualitäten  in  Material  und  Arbeit  heraus- 
brachten, sondern  auch  dadurch,  daß  sie  ebensogut  der  Spezial- 
maschinen  und  Facharbeiter  für  die  Schiffbauarbeiten  bedurften  wie 
die  Montagewerften,  diese  also  hierin  nicht  oder  nur  wenig  zu  ent- 
lasten vermochten.  Auch  die  Zentralisation  der  Schiffskonstruktion 
hat  nicht  die  gehegten  Wünsche  erfüllt;  denn  einheitliche  Entwürfe 
können  nicht  verschiedenartigen,  voneinander  abweichenden  Einrich- 
tungen und  Methoden   der  Werften  restlos   gerecht  werden.    Daher 
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sind   auch   hierdurch  manche   Erschwerungen   und  Hemmungen  ent- 
standen.     Strenger    Typisierung    liegt    die     Gefahr    der    Erstarrung 
implizite,  auf  welche  ihre  Gegner  mit  Vorliebe  hinweisen.    Schiff  und 
Schiffahrt  sind  zu  kompliziert  und  unterstehen  dem  Einfluß  zu  vieler 
Faktoren,  als  daß  sich  hier  eine  künstliche  Sonderung  und  schema- 
tische Vereinheitlichung  mit  ökonomischem  Erfolg  durchsetzen  könnte. 
Wie  in  der  Verwendung,  so  behauptet  auch  in  der  Herstellung 
von   Schiffen   der  freie   Serienschiffbau   das   größere   Feld. 
Die  Werften  bevorzugen  aus  rein  wirtschaftlichen  Gründen  diejenigen 
Schiffstypen  und  Größen,  für  welche  sie  nach  Einrichtung,  Tradition 
und  Arbeiterstamm  prädestiniert  sind.    Gerade   hierauf  ist   von   den 
Gegnern  des  englischen  Einheitsschiffbaues  in  ihren  Polemiken  immer 
wieder  hingewiesen  worden1,  und  auch   der  Handelsschiffs-Normen- 
Ausschuß    Deutschlands    hat   eine    ähnliche   Haltung   eingenommen2, 
indem  er  sich  gegen  eine  strenge  Typisierung  erklärt  hat.    Eine  aus- 
gedehnte Massenbearbeitung  ist  auch  im  freien  Serienbau  durchführ- 
bar, wenngleich  an  Grenzen  gebunden.    Es  werden  beispielsweise  die 
besten  Arbeitsmaschinen  in  dem  Augenblick  versagen,  wenn  die  er- 
forderliche Kontinuität  im  Materialfluß  abreißt.    Doch  wird  eine  ge- 
schickte  Werftleitung  derartigen  Störungen  rechtzeitig  auszuweichen 
wissen.   Im  übrigen  stehen  infolge  der  Natur  der  Sache  neben  ökono- 
mischen die  technisch-fabrikatorischen  Gesichtspunkte  innerhalb  der 
Werft  stets  im  Vordergrunde.    Die  unbedingt  gleichmäßige  Verteilung 
der  Baustadien  auf  die  verschiedenen  Schiffe  der  Serie  stößt  im  Ma- 
schinenbau- und  Werkstättenbetrieb,  da  das  Tempo  der  Arbeiten  hier 
ein  anderes  ist  als  im  Schiffbau,  auf  Schwierigkeiten.    Dazu  tritt  der 
Umstand,  daß   eine  Reihe  von  Schlußarbeiten  erledigt  werden  muß, 
für  welche  besondere  Einrichtungen  und  Arbeitergruppen  verwendet 
werden,  z.  B.   Stevenbohrvorrichtungen,  Ablaufeinrichtung,  Uferkran- 
benutzung.  Hier  verlangt  das  Serienschiff  die  gleiche  individuelle  Be- 
handlung wie  das  Einzelschiff.    Der  Erfolg  des  Serienbaues  ist  noch 
von  weiteren  Umständen  abhängig,  von  denen  einige  angedeutet  sein 
mögen.  Die  Paketmethode  wird  sich  dann  nicht  mehr  lohnen,  wenn  die 
bearbeiteten  Stücke   erst   später  zur  Montage  kommen  und   die  ge- 
machte Lohnersparnis  daher  durch  Lagern  und  Transportieren  wieder 
aufgehoben  wird.    Auch  die  Platzfrage  zieht  dem  Umfang  des  Serien- 
baues   Grenzen.     Nach   übereinstimmender   Angabe    mehrerer   Groß- 
werften hat  es  sich  als  am  wirtschaftlichsten  ergeben,  wenn  zu  gleicher 
Zeit  drei  oder  vier  Schiffe  in  Bearbeitung  genommen  werden  \    Für 
Serienschiffswerften,  welche  speziell  für  diesen  Zweck  auf  hinreichend 
großem  Gelände  angelegt  worden  sind,  werden  sich  diese  Angaben 
entsprechend  erhöhen  lassen. 


1  „Engineering".    22.  März  1918.    S.  321;  ferner  ebenda  15.  Febr.  1918.    S.  184;  M.  E. 
Denny,  a.  a.  O.;  vgl.  auch  „Journal  of  Commerce",  Liverpool.    25.  Sept  1919. 

2  „Schiffbau",  a.  a.  O. 

3  Vgl.  die  von  O.  Lienau,  a.  a.  O.,  gegebenen  Zahlen,  Seite  516  dieser  Abhandlung. 
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Der  Übergang  der  Werften  zu  festeren  Typen  zwecks  möglichst 
ökonomischer  Herstellung  unter  optimaler  Zusammenfassung  von 
Kräften,  Mitteln  und  Erfahrungen  würde  einer  Beschränkung  und 
gewissermaßen  einer  Spezialisierung  gleichkommen.  Eine  solche  Ent- 
wicklung würde  von  wesentlichen  Voraussetzungen  wirtschaftlicher 
und  technischer  Art  abhängig  sein.  Eine  wichtige  Vorbedingung  wäre 
die  Ausschaltung  des  Wettbewerbs,  sei  es,  da  internationale  Abreden 
nicht  in  Frage  kommen  werden,  auf  dem  Wege  nationaler  Verständi- 
gung, sei  es  durch  besondere  Höchstleistungen  auf  diesem  Gebiet 
oder  endlich  durch  den  Anschluß  an  genügend  aufnahmefähige  Ab- 
satzfirmen. Das  letzte  Moment  wird  hier  am  ersten  zum  Erfolg 
führen,  und  damit  findet  die  angedeutete  Spezialisation  der  Werften 
und  somit  zugleich  der  Serienbau  die  Grenze  in  der  Größe  des  Be- 
darfes vornehmlich  der  am  Werke  interessierten  ■  Kundschaft.  Die 
Serienherstellung  wird  nur  dann  erfolgreich  sein,  wenn  Aussicht  be- 
steht, daß  die  Werft  auch  in  ungünstigen  Zeiten  auf  hinreichenden 
Absatz  rechnen  kann.  Andernfalls  wird  Beschäftigungsmangel  die  er- 
zielten Ersparnisse  in  Kürze  wieder  aufgezehrt  haben.  Es  ist  hinläng- 
lich bekannt,  daß  Krisenzeiten  von  Werken  mit  vielseitigem  Programm 
leichter  überwunden  werden  als  von  solchen  mit  Spezialprogramm. 
Aber  auch  abgesehen  von  diesen  gewichtigen  Voraussetzungen  kann 
eine  reine  Spezialisation  nur  unter  der  Vorbedingung  erfolgreich  ge- 
staltet werden,  daß  es  sich  um  technisch  vollkommen  durchgebildete 
Typen  in  möglichst  idealer  Konstruktion,  wie  etwa  den  englischen 
5000  -  Br.  -  Reg.  -  Tonnen  -  Trampdampfer  handelt  lr  so  daß  die  Gefahr 
einer  grundlegenden  Verbesserung  hintangehalten  werden  kann. 
Daß  eine  solche  besteht,  liegt  in  den  immanenten  Entwicklungs- 
gesetzen von  Wirtschaft  und  Technik  begründet,  wie  es  auch  die 
letzten  Jahre  aufs  neue  erwiesen  haben.  In  allen  Schiffbauländern  hat 
sich  —  wie  bereits  früher  erwähnt  —  nicht  nur  die  Durchschnittsgröße, 
sondern  auch  die  Geschwindigkeit  der  Schiffe  erhöht,  und  in  den 
Schiffsabmessungen  ist  die  Tendenz  hervorgetreten,  das  Verhältnis 
von  Tiefe  zu  Breite  zugunsten  der  letzteren  zu  verändern  2.  Dasselbe 
Bestreben,  welches  den  Forderungen  der  Ökonomie  gerecht  werden 
will,  verzögert  damit  zugleich  die  Tendenz  zur  Vereinheitlichung. 
Allerdings  wird  diese  Hemmung  immer  nur  vorübergehender  Art  sein, 
da  sich  die  Produktion  in  bekannter  Beweglichkeit  leicht  und  schnell 
auf  die  neuen  Grundsätze  eingespielt  haben  wird. 

Der  amerikanische  Massenbau  typisierter  Schiffe  und  seine 
Folgen  hat  wiederum  die  Bestätigung  dafür  erbracht,  daß  im  Wirt- 
schaftsleben die  Grundgesetze  der  Ökonomie  beachtet  sein  wollen. 
Selbst  wenn  Kapital  und  Technik  der  Produktion  alle  Wege  frei 
machen,  verbleibt  doch  die  letzte  Entscheidung  über  den  Nutzen  der 
produzierten  Güter  bei  der  Konsumtionswirtschaft.   Diese  hat  dargetan, 


i  „Engineering".    26.  Sept.  1919.    S.  414. 

2  E.  Foerster,  Technik  der  Weltschiffahrt.    Berlin  1909.    S.  157. 
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daß  die  Bedürfnisse  der  Handelsschiffahrt,  indem  sie  von  Wassertiefen, 
Güterarten,  Ladungsangeboten  und  Betriebsbedingungen  abhängig 
sind,  nicht  in  der  Richtung  des  unterscheidungslosen  Serienbaues  für 
beliebige  Schiffahrtsbetriebe  liegen  können.  Hier  tritt  der  Dualismus 
zwischen  Verwendung  und  Herstellung  von  Serienschiffen  deutlich 
zutage. 

Wenn  somit  auch  zuzugeben  ist,  daß  es  ein  Einheitsschiff  oder 
auch  nur  wenige  Einheitsschiffsarten  aus  wirtschaftlichen  Gründen 
nicht  geben  kann,  weil  sie  die  Verkehrsbedürfnisse  einfach  nicht  be- 
friedigen können,  so  darf  doch  anerkannt  werden,  daß  das  amerika- 
nische Vorgehen  in  dem  Bau  solcher  Schiffe  zu  einem  entscheidenden 
Schritt  in  der  Vereinheitlichung  und  Modernisierung  des  Schiffbaues 
geworden  ist.  Eine  weltwirtschaftliche  Wirkung  ist  nicht  ausgeblieben, 
da  die  neuen  Methoden,  wenn  auch  in  der  stark  modifizierten  Form 
des  freien  Serienbaues  bei  weitgehender  Anwendung  normalisierter 
Einzelteile,  in  allen  Schiffbauländern  aufgenommen  worden  sind.  Es 
liegt  in  der  wirtschaftlichen  und  finanziellen  Erschöpfung  der  heutigen 
Zeit  begründet,  daß  diese  Entwicklung  durch  die  allgemeine  Tendenz 
zu  gesteigerter  Beachtung  des  wirtschaftlichen  Prinzips,  d.  h.  zu  er- 
höhter ökonomisierung  und  Rationalisierung  auf  allen  Gebieten  des 
Wirtschaftslebens  gefördert  worden  ist.  Im  Schiffbau  sind  in  diesem 
Sinne  nationale  Normenausschüsse  am  Werke,  bei  denen  sich  neuer- 
dings eine  internationale  Annäherung  durchzusetzen  scheint  \  Das 
vorläufige  Ziel  ist  die  Normung  von  Konstruktionsteilen  in  solchem 
Umfang,  daß  auch  im  Individualbau,  zu  welchem  man  infolge  Über- 
sättigung an  Tonnage  und  des  reduzierten  Welthandels  sowie  Kapital- 
mangels eine  Zeitlang  wieder  zurückkehren  wird,  ein  möglichst  großer 
wirtschaftlicher  Nutzen  erreicht  werden  kann. 

Aus  den  Anzeichen  des  praktischen  Wirtschaftslebens  läßt  sich 
mit  einiger  Sicherheit  folgern,  daß  für  Deutschland,  auf  das  sich  die 
folgenden  abschließenden  Bemerkungen  beziehen  sollen,  die  all- 
gemeine Entwicklung  des  Schiffbaues  auf  mittlerer 
Linie  zwischen  dem  streng  gebundenen  Serienbau  und  dem  freien 
Individualbau  bewegen  wird.  Wenn  die  deutsche  Schiffahrt  und  Schiff- 
bauindustrie rationalisiert  und  dadurch  in  erhöhtem  Grade  ökonomisiert 
werden  soll,  würde  einer  aufzustellenden  These  etwa  die  folgende 
Formulierung  gegeben  werden  können:  Auf  Seiten  des  Verwenders: 
Beschränkung  in  der  vorhandenen  Überzahl  an  Typen  und  Größen  und 
Erstrebung  von  Mehrmal-  statt  Einmalbauten;  auf  Seiten  des  Her- 
stellers: Rationalisierung  der  Produktion  unter  ausgiebiger  Verwen- 
dung der  Normalisierung.  Ersteres  bedeutet  eine  Auslese  unter  den 
Schiffstypen  durch  Verzicht  auf  seltener  gebrauchte  Größen  durch  die 
Reeder,  letzteres  eine  Verständigung  der  Werften  untereinander  über 
ihr   Fabrikationsprogramm    mit    der   Zielsetzung    einer    arbeitsteiligen 

1  E.  Hijmans,  Aussichten,  Ziele  und  Grenzen  internationaler  Industrie-Normung-, 
„Werft,  Reederei,  Hafen".    1922.    S.  238. 
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Spezialisierung1.  Für  beide  Wirtschaften  würde  sich  der  Gesichts- 
punkt durchsetzen,  daß  nicht  Gleichmacherei,  sondern  organische  Ge- 
staltung, nicht  das  Schema,  sondern  die  Schaffung  zweckmäßiger 
Typen  die  gestellte  Aufgabe  ist.  Diese  kann  nur  durch  gemeinsame, 
verständnisvolle  Zusammenarbeit  einer  Lösung  entgegengeführt 
werden.  Vielleicht  liegt  ein  kleiner  Ansatz  hierzu  in  der  neuesten 
Entwicklungsphase  der  Schiffbau-Betriebsform,  nämlich  in  ihrer  Ein- 
gliederungstendenz in  die  Produktionsskala  der  Schwerindustrie, 
bereits  verborgen.  Infolge  der  damit  verbundenen  Konsolidierung  der 
Werften  hinsichtlich  ihrer  Einkaufs-,  Kredit-  und  besonders  Absatz- 
verhältnisse ist  die  Möglichkeit  und  Notwendigkeit  engerer  Zusammen- 
arbeit zwischen  ihnen  und  den  beteiligten  Reedereien  in  dem  an- 
gedeuteten Sinne  gegeben.  Das  Ziel  größerer  Vereinheitlichung  und 
erhöhter  Systematik  in  Schiffahrt  und  Schiffbau  kann  dadurch  in 
größere  Nähe  gerückt  werden. 


1  W.  Laas,  Der  Weltschiffbau  und  seine  Verschiebung  durch  den  Krieg.    Jahrbuch 
der  Schiffbautechn.  Gesellschaft.    Berlin  1920.    S.  148. 
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Der  Komprador. 

Ein  Beitrag  zur  Entwicklungsgeschichte 
der  einheimischen  Handelsvermittlung  in  China. 

Von 
Günther  Benecke,  Berlin. 

V1.   Der  Komprador. 

B.  Besonderer  Teil. 

Im  Chinageschäft  ist  eine  weitgehende  Branchenteilung,  die  eine 
Bearbeitung  durch  Spezialhäuser  erfährt,  im  allgemeinen  nicht  üblich, 
und  nur  für  einige  Artikel,  wie  Seide,  Tee,  Saaten,  Häute,  Federn  im 
Exportgeschäft  und  Farben  im  Importgeschäft,  sind  einzelne  Spezial- 
firmen tätig,  während  sich  die  Mehrzahl  der  Firmen  sowohl  mit  dem 
Import-  als  auch  Exportgeschäft  befaßt  und,  wenn  Kapitalkraft  und  ge- 
schultes Fachpersonal  eine  Ausdehnung  gestatten,  grundsätzlich 
keinen  auf  dem  Chinamarkt  verhandelbaren  Artikel  aus  ihrem  Handels- 
betriebe ausschließt.  Die  Einbeziehung  verschiedener  Geschäfts- 
zweige in  die  Gesamtorganisation  einer  Firma  hat  sogar  dazu  geführt, 
daß  neben  dem  gesamten  Warenhandel  auch  die  sonst  stets  einen 
besonderen  Verwaltungsapparat  und  besondere  Technik  erfordernden 
Hilfsgewerbe  des  Handels,  das  Schiffahrts-  und  Versicherungswesen, 
von  den  großen  Chinafirmen  innerhalb  ihrer  Geschäftsorganisation  ge- 
pflegt werden.  Allein  das  Bankgewerbe  hat  wegen  der  für  eine  ge- 
ordnete Finanzierung  und  Notenausgabe  notwendigen  Sicherheiten 
und  besonderen  Kapitalerfordernisse  an  dieser  Verschmelzung  nicht 
teilgehabt  und  selbständige  Geschäftsorganisationen  in  China  er- 
richtet. 

Der  gewaltige  Umfang  der  Geschäftsorganisation  erforderte  natür- 
lich eine  weitgehende  Gliederung  des  Betriebes,  und  so  ergab  sich  im 
allgemeinen  eine  Einteilung  in  zwei  große  Hauptabteilungen,  die  Ex- 
port- und  Importabteilung,  die  wieder  je  nach  der  Bedeutung  des 
einzelnen  Artikels  in  besondere  Unterabteilungen  zerfallen,  neben  die 
dann  noch  die  Abteilung  für  die  Durchführung  des  Regierungs- 
geschäfts, die  Versicherungs-  und  die  Schiffahrtsabteilung  treten.  Wie 
jede  Abteilung  ihre  fachlich  vorgebildeten  europäischen  Angestellten 
besaß,  setzte  sich  auch  diese  Gliederung  in  den  Reihen  des  chine- 
sischen Personals   fort.    Wird  von   den  Firmen   das  schwierige   Re- 


1  Schluß  des  im  lfd.  Bande  S.  377  begonnenen  Aufsatzes. 
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gierungsgeschäft  gepflegt,  so  ist  in  dieser  Abteilung  auch  ein  sog. 
Regierungskomprador  tätig,  dem  als  primus  inter  pares  in  der  Regel 
die  übrigen  Kompradore,  der  piece-goods-Komprador,  der  sundries- 
Komprador,  der  Seiden-Komprador  usw.,  unterstehen,  und  für  die  er 
wieder,  außer  den  besonderen  Bürgen,  der  Firma  gegenüber  haftet. 
An  Plätzen  jedoch,  an  denen  eine  Warengattung  den  Hauptartikel 
bildet,  steht  der  diesen  Artikel  speziell  bearbeitende  Komprador  den 
übrigen  noch  bei  der  Firma  tätigen  Kompradoren  vor,  so  etwa  in 
Hankau  der  Tee-Komprador  oder  in  Kanton  der  Seiden-Komprador, 
doch  unterliegen  diese  Verhältnisse  je  nach  der  Anzahl  der  von  einer 
Firma  gehandelten  Artikel  und  der  Anzahl  der  verwendeten  Kompra- 
dore oder  shroffs  dem  Wechsel. 

a)   Der  Regierungskomprador. 

Das  Regierungsgeschäft,  unter  dem  in  der  Hauptsache  die  Lie- 
ferung von  großindustriellen  Erzeugnissen  wie  Maschinen,  Waffen 
und  Eisenbahnmaterial,  sowie  Aufstellung  und  Betrieb  von  Eisenbahn- 
und  Hafenanlagen  oder  industrieller  Unternehmungen  für  die  chine- 
sische Regierung  verstanden  wird,  erfordert  neben  umfassenden  tech- 
nischen und  kaufmännischen  Kenntnissen  des  Geschäftsleiters  und 
seines  Angestelltenstabes  engste  persönliche  Fühlung  mit  den  maß- 
gebenden Regierungskreisen  und  Anwendung  all  jener  Schmier-  und 
Bestechungsmittel,  die  zu  den  bisher  von  der  westländischen  Ge- 
schäftsmethode  abgelehnten  kaufmännischen  Behelfsmitteln  gehören. 

Zur  Durchführung  derartiger  Geschäfte  ist  es  vielleicht  die  not- 
wendigste und  schwierigste  Aufgabe,  den  geeigneten  Mittelsmann  zu 
finden,  der  sowohl  die  Geschäftsbeziehungen  anbahnt  als  auch  weiter- 
hin stetig  um  Aufrechterhaltung  der  Verbindung  und  gutes  Einver- 
nehmen beider  Parteien  bemüht  bleibt.  Der  Unterhändler,  der  hier- 
für berufen  wird  —  der  Regierungskomprador  — ,  ist  eine  Persönlich- 
keit, die  Achtung  heischend  weit  über  den  Kompradoren  gewöhnlicher 
Verwendung  steht,  und  deren  Machtbefugnis  mit  der  keines  anderen 
für  fremde  Firmen  tätigen  Chinesen  verglichen  werden  kann.  Er 
stammt  meist  selbst  aus  jenen  Kreisen,  mit  denen  er  Fühlung  zu 
nehmen  hat,  bekleidet  auch  oft  noch  einen  höheren  Posten  im  chine- 
sischen Staatsdienst,  ist  jedenfalls  ein  einflußreicher,  wohlhabender  und 
weithin  geachteter  Mann,  der  es  nicht  nötig  hätte,  für  eine  fremde 
Firma  Vermittlerdienste  zu  leisten,  wenn  nicht  das  Geldverdienen,  und 
zwar  das  Vielgeldverdienen,  eine  gar  so  angenehme  und  einträgliche 
Tätigkeit  wäre.  Die  mit  ihm  seitens  der  fremden  Firma  abgeschlos- 
senen Dienstverträge  lassen  sich  mit  den  übrigen  Kompradorverträgen 
nicht  vergleichen,  da  sie  ihrer  ganzen  Anlage  nach  mehr  Verpflich- 
tungen der  Firma  als  des  Kompradors  enthalten.  Wenn  eine  Firma 
sich  eine  geeignete  Persönlichkeit  als  Regierungskomprador  ver- 
pflichtet hat,  muß  sie  nach  Möglichkeit  auch  alles  vermeiden,  wasj 
zu  irgendwelchen  Mißstimmungen  zwischen  ihnen  führen  könnte. 
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Manche  Regierungskompradore  nehmen  ihren  Sitz  im  Hause  der 
Firma  ein,  ohne  aber  ständig  Geschäfte  hereinzubringen.  Es  können 
größere  Zeiträume  von  einem  halben  Jahr  und  mehr  vergehen,  bis 
die  Firma  wirklich  einmal  einen  Erfolg  der  Bemühungen  ihres  Kom- 
pradors  verspürt,  jedoch  gestaltet  sich  dieser  dann  meist  so  lohnend, 
daß  die  für  den  Komprador  und  seinen  Stab  in  der  Zwischenzeit 
aufgewendeten  Gelder  immerhin  nutzbringend  angelegt  sind.  Da 
bei  größeren  Regierungsgeschäften  umfangreiche  Finanzierungsmaß- 
nahmen mit  Bankenkonsortien  durchzuführen  sind,  muß  der  Kom- 
prador auch  hier  Verbindungen  haben,  wie  dies  andererseits  auch  bei 
dem  Leiter  der  fremden  Firma  der  Fall  sein  muß.  Die  weitreichenden 
Beziehungen  des  Kompradors  zu  der  vermögenden  Handels-  und  In- 
dustriewelt Chinas  werden  seitens  der  Firma  dazu  benutzt,  um  auch 
hier  zu  größeren  Abschlüssen  zu  gelangen,  so  daß  man  die  hier  ge- 
tätigten Geschäfte  als  zum  Regierungsgeschäft  zugehörig  betrachtet 
und  bezeichnet  hat. 

Den  Regierungskomprador  irgendwie  mit  den  sonstigen  Handels- 
vermittlern tatsächlich  oder  rechtlich  zu  vergleichen,  geht  nicht  an. 
Geht  doch  der  Begriff  des  Regierungskompradors  bis  zu  einer  Persön- 
lichkeit wie  Li-hung-tschang,  der  die  Geschäfte  des  Vertreters  Krupps 
in  China,  Mandl  &  Co.,  bei  dem  chinesischen  Staatsoberhaupt  und  der 
Regierung  vermittelt  und  gefördert  hat. 

b)    Der  Warenkomprador. 

Der  Komprador,  der  bei  den  fremden  Firmen  die  weiteste  Ver- 
wendung gefunden  hat,  ist  der  im  Export-  und  Importgeschäft  tätige 
Warenkomprador,  auf  dessen  Vertragsverhältnis  nahezu  alle  bereits 
im  allgemeinen  Teil  besprochenen  Dienstobliegenheiten  zutreffen.  Je 
nach  dem  Geschäftszweige,  den  seine  Firma  ausschließlich  oder  neben 
anderen  betreibt,  und  der  Geschäftsabteilung,  der  er  bei  den  großen 
Firmen  angehört,  ist  es  seine  Aufgabe,  in  dem  ihm  besonders  zu- 
gewiesenen Artikel,  für  den  er  oder  zumindest  sein  shroff  völlige 
Fachkenntnisse  besitzen  muß,  die  Vermittlung  des  Ankaufes  bzw. 
des  Absatzes  im  Interesse  seiner  Firma  zu  übernehmen.  Die  Befug- 
nisse jedoch,  die  ihm  für  diese  Vermittlung  von  seiner  Firma  ein- 
geräumt werden,  sind  nicht  nur  in  den  einzelnen  Handelsbezirken 
Chinas,  sondern  auch  oft  noch  bei  jeder  Firma  verschieden.  Doch 
läßt  sich  trotz  alledem  in  großen  Linien  ein  Bild  davon  zeichnen,  wie 
sich  in  einigen  der  bedeutendsten  Handelsplätze  der  Verkehr  zwischen 
chinesischer  Händlerschaft  und  fremder  Firma  unter  Verwendung  des 
Kompradors  für  die  Vermittlertätigkeit  im  Laufe  der  Zeit  zu  einem 
gewissen  Handelsbrauch  herausgestaltet  hat. 

Gehen  wir  zunächst  vom  Exportgeschäft  aus,  in  dem  die  Tätig- 
keit des  Kompradors  noch  am  wenigsten  entbehrt  werden  kann,  so  ist 
festzustellen,  daß  ihm  im  Norden  Chinas  und  im  Inlande  die  weitest- 
gehende  Selbständigkeit   eingeräumt   ist.    In  Hankau   sowohl   wie   in 
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Tientsin  und  Tsinanfu  kaufen  die  fremden  Firmen  meist  nicht  direkt 
vom  chinesischen  Händler  ein,  sondern  überlassen  dem  Komprador 
und  seinen  shroffs  den  Ankauf  der  Landeserzeugnisse  bei  den 
chinesischen  Händlern  und  Bauern.  Er  erhält  von  der  Firma  An- 
weisungen, welche  Waren  und  Mengen  benötigt  werden,  und  oft  auch 
noch  ein  Preislimit,  das  für  ihn  die  Grenze  zu  bilden  hat  für  den  Preis, 
den  er  der  Firma  bei  der  Anlieferung  der  Ware  in  Anrechnung  zu 
stellen  hat.  Irgendeinen  Preis  festzulegen,  für  den  er  einzukaufen  und 
den  er  der  Firma  anzurechnen  hat,  ist  wenig  angebracht,  da  die  An- 
kaufspreise je  nach  der  Marktlage  im  Innern  des  Landes,  also  der  Ernte- 
ergebnisse, der  vorrätigen  Mengen  usw.,  wechseln  und  es  der  Firma 
nahezu  unmöglich  ist,  die  vom  Komprador  als  Gestehungskosten 
angegebenen  Preise  auch  wirklich  zu  kontrollieren.  Die  Firma  muß 
ihm  also  den  Einkauf  völlig  überlassen,  und  es  steht  ihr  nur  frei,  bei 
Minderwertigkeit  oder  zu  hohem  Preis  die  Ware  abzulehnen  und  sie 
dem  Komprador  zu  überlassen,  wobei  sie  sich  jedoch  berechtigt  fühlt, 
bei  einem  notwendig  werdenden  Deckungskaufe  zu  höherem  Preise  die 
Preisdifferenz  ihrem  Komprador  oder,  falls  ein  Lieferungsvertrag  durch 
den  Komprador  mit  einem  chinesischen  Händler  abgeschlossen 
worden  ist,  dem  Händler  bei  Lieferungsverzug  die  Preisdifferenz  zu 
belasten.  Es  wird  jedoch  in  solchen  Fällen  meist  ein  gütlicher  Aus- 
gleich gesucht,  bei  dem  der  Komprador  entweder  mit  dem  von  ihm 
allzu  hoch  hinaufgesetzten  Preise  herabgeht  oder  dartut,  daß  ihm  ein 
Ankauf  zu  niedrigeren  Preisen  nicht  möglich  war. 

Die  Frage,  die  für  deutsche  Juristen  so  wichtig  erscheint,  ob  der 
Komprador  im  eigenen  oder  fremden  Namen  bei  derartigen  An- 
käufen handelt,  ist,  wie  noch  näher  ausgeführt  werden  wird,  rechtlich 
unerheblich,  wie  auch  die  fremde  Kaufmannschaft  mit  Recht  hierauf 
fast  gar  keinen  Wert  gelegt  hat. 

Es  kommen  Fälle  vor,  daß  dem  Komprador  von  der  Zollbehörde 
im  Vertragshafen  ausgestellte  Transitpässe  mitgegeben  werden,  in 
denen  der  Name  der  fremden  Firma  und  die  Menge  der  von  ihr  zur 
Ausfuhr  aus  dem  Landesinnern  bestimmten  Waren  aufgeführt  sind,  um 
so  gegen  die  einmalige  Entrichtung  der  21ls  %  ad  Valoren  betragenden 
Transitgebühr  die  vielfachen  Likinzölle  auf  der  Transportstrecke  im 
Binnenlande  zu  ersparen,  doch  ist  die  Ausstellung  derartiger  Pässe  oft 
mit  so  viel  Scherereien  bei  der  chinesischen  Zollbehörde  verbunden 
und  der  Komprador  trotz  Vorlegung  der  Pässe  bei  den  Likinämtern 
nicht  stets  von  neuen  erpresserischen  Forderungen  erlöst,  daß  meist 
von  der  Beschaffung  derartiger  Transport-„Erleichterungs"-Pässe  ab- 
gesehen wird.  Der  Komprador  bedient  sich  daher  meist  seiner  eigenen 
Einkaufsorganisation  im  Innern  des  Landes,  kauft,  sei  es  mit  oder 
ohne  Namensnennung  seiner  Firma,  bei  den  Händlern  oder  Bauern 
sofort  greifbare  Ware  auf  oder  schließt  mit  diesen  Lieferungsverträge, 
übernimmt  auch  für  die  Händler  den  kommissionsweisen  Vertrieb  ihrer 
Ware  bei  der  fremden  Firma,  bringt  jedenfalls  die  Ware  unter  Be- 
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Zahlung  aller  Unkosten,  wie  Fracht,  Likin  usw.,  bis  zum  Nieder- 
lassungsort der  Firma  und  bietet  sie  ihr  dort  an.  Da  der  Komprador 
die  zwischen  dem  tatsächlichen  Aufkaufspreise  und  dem  der  Firma 
genannten  Übergabepreise  liegende  Preisspanne  nach  Abzug  aller 
Unkosten  als  Konjunkturgewinn  für  sich  bucht,  wird  ihm  von  den 
Firmen  keine  besondere  Vergütung  mehr  zugestanden;  im  Export- 
geschäft in  China  ist  es  handelsüblich  geworden,  daß  die  Kom- 
missionen dem  Komprador  vom  chinesischen  Händler  bezahlt  werden. 
Wenn  eine  Firma  länger  an  demselben  Orte  und  mit  denselben 
Waren  im  Export  tätig  ist,  wird  es  ihr  auch  möglich,  einen  Über- 
blick über  die  tatsächlichen  Gestehungskosten,  die  Frachtsätze  und 
Likingebühren  auf  bestimmten  Strecken  zu  gewinnen  und  die  Preis- 
anstellungen des  Kompradors  und  seiner  shroffs  etwas  schärfer  zu 
kontrollieren. 

Viel  engere  Grenzen  sind  den  Verdienstmöglichkeiten  des 
Kompradors  im  Ausfuhrgeschäft  in  Hongkong-Kanton  und  in 
Shanghai  gesteckt.  In  Hongkong-Kanton,  das  kein  sehr  produktives 
Hinterland  hat,  ist  es  an  und  für  sich  zwecklos,  den  Komprador  zum 
Aufkauf  von  Waren  weit  hineinzuschicken.  Hier  wie  auch  in 
Shanghai  ist  es  üblich  geworden,  die  Lief erungs vertrage  auf  Landes- 
produkte direkt  mit  den  chinesischen  Händlern  abzuschließen,  die  sich 
in  großer  Anzahl  in  den  stets  Absatz  versprechenden  Großhandels- 
plätzen aufhalten,  und  dem  Komprador  nur  die  Garantie  zu  übertragen, 
daß  die  Waren  pünktlich  und  wunschgemäß  im  Lagerhaus  der  Firma 
eintreffen.  Seine  Tätigkeit  beschränkt  sich  also  nur  darauf,  einen 
Händler  herbeizuholen,  die  Verhandlung  zu  vermitteln  und  durch  Bei- 
drückung  seines  chop  auf  dem  Vertrage  die  Garantie  bis  zur  Abnahme 
der  Ware  durch  die  Firma  zu  übernehmen.  Durch  Aushang  von 
Plakaten  in  den  Räumen  der  fremden  Firma  ist,  um  betrügerische 
Handlungen  des  Kompradors  nach  Möglichkeit  auszuschließen,  darauf 
hingewiesen,  daß  Verträge  nur  Gültigkeit  haben,  wenn  sie  von  einem 
europäischen  Bevollmächtigten  unterzeichnet  sind. 

Weit  mehr  als  im  Export-  ist  die  Eigenmächtigkeit  des  Kom- 
pradors im  Importgeschäft  eingeschränkt  worden  und  demnach  auch 
die  Sicherheitshinterlegung,  die  er  zu  leisten  hat.  Hier  hat  eine  sehr 
erhebliche  Garantie  nur  noch  der  sog.  shop-Komprador  zu  stellen, 
dem  von  den  mit  der  Einfuhr  von  sundries  sich  befassenden  Firmen 
ohne  Namensnennung  der  Firma  ein  offener  Laden  im  Chinesen- 
viertel der  großen  Handelsplätze  eingerichtet  wird,  und  der  täglich 
mit  der  Firma  den  Warenerlös  zu  berechnen  hat,  andernfalls  die 
Garantiesumme  verfällt.  Eine  gewisse  Selbständigkeit  ist  dem  Import- 
Komprador  noch  bei  dem  Verkauf  von  Stapelartikeln,  wie  Holz,  Pe- 
troleum, Zigaretten  usw.,  überlassen.  Er  kann  die  Gegenstände  zu  den 
angegebenen  Preisen  ab  Lager  verkaufen  und  ist  zum  Empfang  des 
Geldes  und  zur  Quittungsleistung  an  die  Kunden  ermächtigt.  Durch 
Vorlage  der  delivery  Orders  und  der  dagegen  eingegangenen  Gelder 
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werden  ihm  diese  Verkäufe  täglich  kontrolliert.  Die  Einführung  des 
Indentgeschäftes  hat  im  Import  einen  direkten  Verkehr  der  Firma  mit 
der  chinesischen  Kundschaft  angebahnt,  und  der  Komprador  hat  neben 
der  Heranholung  der  chinesischen  Käufer  und  der  sprachlichen  Ver- 
mittlung durch  Beidrückung  seines  chop  auf  dem  Indentvertrage  die 
Garantie  für  die  Bonität  des  chinesischen  Indentors  zu  übernehmen. 
Es  ist  vorgekommen,  daß  durch  den  Komprador  Mißbrauch  mit  den 
Indentvordrucken  getrieben  wurde,  indem  er  entweder  der  Firma  sich 
selbst  als  Indentor  gerierte  oder  mit  einem  Chinesen  ohne  Wissen  der 
Firma  einen  Vertrag  schloß,  so  daß  einerseits  sich  die  Firma  im  Besitz 
von  Waren  befand,  für  die  kein  fester  Käufer  vorhanden  war, 
andererseits  der  Chinese  auf  Grund  des  chinesischen  Vertrages  mit 
dem  Komprador  Ansprüche  an  die  fremde  Firma  stellte,  für  die  keine 
Warendeckung  bestand.  In  solchen  Fällen  läßt  sich  aber  fast  immer 
auf  das  Depot  des  Kompradors  zurückgreifen. 

Im  Shanghaier  Einfuhrgeschäft  ist  die  Garantieleistung  des  Kom- 
pradors nahezu  ganz  abgekommen.  Einmal  belaufen  sich  die 
schwebenden  Geschäftsverbindlichkeiten  auf  so  hohe  Summen,  daß 
hierfür  kaum  ein  Komprador  eine  ausreichende  Garantie  stellen 
könnte,  sodann  hat  die  Zeichnung  der  Indentkontrakte  oder  der  Aus- 
tausch von  Schlußnoten  gegen  Hingabe  von  native  Orders  die  Ge- 
währung von  längeren  Krediten  ganz  eingeschränkt.  Hier  ist  der 
Komprador  fast  in  die  Stellung  eines  shroff  gesunken,  der  nur  für 
das  Heranholen  der  Kunden  zu  sorgen  hat. 

In  Hongkong-Kanton  besteht  im  Import  wie  sonst  überall  in  China 
der  direkte  Geschäftsverkehr  mit  den  Chinesen,  doch  ist  hier,  wo  auch 
sehr  wenig  Zahlungen  durch  native  Orders  erfolgen,  die  Garantie- 
leistung des  Kompradors  noch  für  manche  Warenarten  erhalten  ge- 
blieben. So  richtet  sich  der  Zahlungsmodus,  ob  per  Kasse  oder 
3  Monate  Ziel,  handelsgebräuchlich  nach  dem  bestimmten  Artikel,  der 
verkauft  wird.  Bestimmte  Sorten  von  piece-goods,  etwa  Schirtings  und 
bedruckte  Drelle,  werden  gegen  3  Monate  Kredit  verkauft,  während 
andere  Sorten  Baumwollgewebe  sofort  bezahlt  werden  müssen.  Hier 
garantiert  der  Komprador  den  pünktlichen  Eingang  der  Zahlung,  wo- 
für ihm  1  %  Provision,  bei  Kassageschäften  Vs  %,  gewährt  wird. 

Wie  meist  beim  Einfuhrgeschäft,  auch  bei  bloßen  Vermittlungs- 
diensten wie  in  Shanghai,  erhält  der  Komprador  seine  Kommission 
von  der  fremden  Firma,  doch  wird  ihm  oft  noch  eine  besondere  Ver- 
gütung von  dem  chinesischen  Käufer  entrichtet.  Am  weitesten  geht 
dieser  Brauch  bei  den  großen,  in  amerikanischem  Stil  aufgemachten 
chinesischen  Warenhäusern,  wie  in  Hongkong,  die  ihre  Waren  direkt 
von  den  europäischen  Firmen  ohne  jegliche  vermittelnde  oder 
sonstige  Tätigkeit  des  Kompradors  beziehen,  ihm  aber  nach  Handels- 
brauch 34  %  Provision  vom  Werte  der  angekauften  Waren  zukommen 
lassen. 
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Es  ist  eine  lange  Stufenreihe  in  den  Dienstbefugnissen  eines 
Warenkompradors  von  der  Freizügigkeit  eines  Export-Kompradors 
in  Tientsin  bis  zu  der  Bedeutungslosigkeit  eines  Import-Kompradors 
in  Shanghai,  doch  meist  ist  hier  ein  Ausgleich  von  schwächerer  oder 
stärkerer  Art  durch  Übernahme  anderer  verantwortungsvoller  Ver- 
richtungen geschaffen,  so  daß  bei  der  Betrachtung  der  Gesamttätigkeit 
eines  Kompradors  seine  mit  keinem  Angestellten  zu  vergleichende 
Selbständigkeit  erneut  in  den  Vordergrund  tritt. 

c)    Der  Bankkomprador. 

Von  der  andersartigen  Geschäftstechnik  abgesehen,  unterscheiden 
sich  die  grundlegenden  Verpflichtungen  des  Bankkompradors  kaum  in 
irgendeiner  Weise  von  denen  des  Warenkompradors.  Die  Art  seiner 
Anstellung,  die  Verpflichtung  zur  Anstellung  des  chinesischen  Ge- 
schäftspersonals und  die  Übernahme  der  Haftung  für  dessen  Hand- 
lungen, die  Garantieleistung  für  vermittelte  Geschäfte,  die  Sicherheits- 
hinterlegung, die  Stellung  von  Bürgen  und  die  Art  der  ihm  zu- 
stehenden Vergütungen  entsprechen  den  bei  den  anderen  Kom- 
pradoren  zur  Anwendung  gelangten  Verfahren,  so  daß  sich  nach  den 
in  den  vorhergehenden  Abschnitten  ausführlich  begründeten  Dar- 
legungen das  Irrtümliche  der  oft  noch  in  Juristenkreisen  anzu- 
treffenden Anschauung  ergibt,  den  Bankkomprador  als  einen  mit 
besonderen  Handlungsvollmachten  ausgestatteten  Angestellten  der 
Bank  anzusehen. 

Bevor  diese  Tatsache  noch  weiter  erhärtet  werden  soll,  mag  ein 
Überblick  über  die  Betätigungsweise  des  Kompradors  im  Bank- 
geschäft erfolgen,  wobei  eine  der  Hauptschwierigkeiten  in  Wegfall 
kommt,  die  sich  bei  der  generellen  Betrachtung  des  Warenkompradors 
ergab.  Bei  diesem  konnten  die  Grundzüge  seiner  Tätigkeit  nur  bedingt 
festgelegt  werden,  da  sich  je  nach  der  Firma,  ihrem  Geschäftszweige 
und  ihrem  Niederlassungsorte  eine  andersartige,  gewohnheitsmäßig 
und  handelsüblich  sich  herausgestaltende  Verwendung  und  Befugnis 
des  Kompradors  ergab,  während  für  den  Bankkomprador  in  deutschen 
Diensten  als  Betätigungsgebiet  allein  nur  die  Deutsch-Asiatische  Bank 
mit  ihren  acht  chinesischen  Niederlassungen  in  Betracht  kommt. 
Deren  Geschäftsgebaren  schließt  sich  aber  aus  der  Natur  der  Dinge 
heraus  in  den  Grundzügen  so  eng  an  das  der  von  den  anderen 
Nationen  in  China  betriebenen  Bankgeschäfte  an,  daß  mit  der  Dar- 
stellung der  Kompradortätigkeit  bei  der  Deutsch-Asiatischen  Bank 
auch  gleichzeitig  ein  Bild  seiner  Verwendung  im  gesamten  fremd- 
ländischen Bankwesen  Chinas  gegeben  ist. 

Wie  jedem  anderen  Komprador  auch,  liegt  dem  Bankkomprador 
nur  der  Verkehr  mit  der  chinesischen  Kundschaft  ob,  die  sich  jedoch, 
falls  es  ihr  notwendig  erscheint,  nicht  allein  nur  an  das  Komprador- 
büro  des  Bankhauses  zu  wenden  braucht,  sondern  zur  Besprechung 
wichtiger  Geschäfte  direkt   in  der   europäischen  Abteilung  bei   dem 
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fremden  Leiter  oder  einem  seiner  Angestellten  vorsprechen  darf.  In 
der  Regel  beschränkt  sich  jedoch  der  Verkehr  der  Chinesen  auf  das 
Kompradorbüro,  das  sowohl  räumlich  mit  der  europäischen  Abteilung 
verbunden  sein  kann,  als  auch  in  der  Art  einer  Zweigstelle  selbständig 
im  Chinesenviertel  vom  Komprador  betrieben  wird.  Beide  Betriebs- 
arten sind  auch  am  Niederlassungsorte  zu  gleicher  Zeit  möglich,  wo- 
bei etwa  im  Chinesenviertel  der  Komprador  selbst  und  im  Fremden- 
viertel, im  Hause  der  Bank,  dessen  erster  shroff  als  Vermittler  tätig 
wird.  In  allen  Fällen  haftet  jedoch  der  Komprador  für  alle  Vorkomm- 
nisse innerhalb  der  chinesischen  Abteilung. 

Eine  der  Haupttätigkeiten  des  Bankkompradors  besteht  in  der 
Prüfung  der  eingehenden  Gelder,  die  er  allerdings  nicht  selbst  durch- 
führt, sondern  von  den  Kassenshroffs  vornehmen  läßt.  Jeder  Silber- 
schuh und  jeder  Dollar,  jedes  Gold-  und  jedes  Kupferstück,  Barren 
wie  Münzen,  werden  nach  ihrer  Art  untersucht,  auf  ihren  Feingehalt 
geprüft  und  gewogen  und  die  Stücke  gezählt.  Durch  Ausfüllen  eines 
englischen  Vordruckes,  des  sog.  Kassenslips,  bescheinigt  der  Kom- 
prador den  richtigen  Eingang  der  Zahlung,  drückt  den  „received"- 
Vermerk  und  seinen  Namen  durch  Stempel  bei  und  reicht  den  slip 
dem  europäischen  Kassierer,  der  auf  Grund  der  Kompradorbestätigung 
den  Betrag  in  die  europäischen  Kassenbücher  einträgt,  eine  euro- 
päische Quittung  ausstellt  und  diese  dann  dem  Komprador  übergibt. 
Ob  der  Komprador  die  Quittung  dem  chinesischen  Kunden  aus- 
händigt, und  ob  das  Geld  auch  tatsächlich  richtig  eingegangen  ist, 
wird  vom  Europäer  meist  nicht  kontrolliert.  Der  Komprador  läßt  das 
Geld  in  den  Tresor  schaffen,  zu  dem  er  sowie  der  europäische  Bank- 
leiter je  einen  Schlüssel  besitzen,  und  legt  abends  sein  Kassabuch,  in 
dem  sämtliche  Tages-Ein-  und  -Ausgänge  nach  Sorten  geordnet  auf- 
geführt sind,  dem  europäischen  Kassierer  vor,  der  den  Saldo  mit 
seinen  Büchern  vergleicht.  Eine  tägliche  Prüfung  des  Barbestandes  er- 
folgt nicht,  da  ein  derartiges  „Kassemachen"  etwa  sechs  bis  zehn 
Stunden  schon  bei  einem  kleinen  und  mittleren  Bankbetriebe  in  China 
in  Anspruch  nehmen  würde.  Nur  von  Zeit  zu  Zeit  finden  Revisionen 
des  Tresors  durch  den  europäischen  Bankleiter  oder  seinen  Kassierer 
statt.  Während  der  Kassenstunden  hat  der  Komprador  die  chine- 
sischen Kunden  bei  der  Vornahme  von  bankmäßigen  Geschäften  zu 
beraten  und  die  von  ihnen  geäußerten  besonderen  Wünsche  an  den 
europäischen  Leiter  weiterzugeben.  So  teilt  er  bei  Depositengeschäften 
die  näheren  Bedingungen  und  den  Zinssatz  mit,  über  deren  Höhe  von 
Zeit  zu  Zeit  von  der  Bankleitung  allgemeine  Instruktionen  ausgegeben 
werden,  und  gibt  nach  erfolgter  Einzahlung  in  der  vorhin  geschilderten 
Weise  den  Auftrag  an  den  europäischen  Kassierer  weiter,  der  einen 
europäischen  Depositenschein  ausstellt  und  mit  gültiger  Unterschrift 
versehen  zurückreicht.  Ähnlich  wie  bei  diesen  Geschäften,  bei  denen 
nach  außen  hin  ein  Europäer  gar  nicht  in  Erscheinung  tritt,  geht  es  bei 
der  Abwicklung  von  Darlehnsverträgen,  sog.  shop  loans,  mit  chine- 
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sischen  Geschäftsfreunden  zu,  bei  denen  die  Entgegennahme  der  An- 
träge, die  Vermittlung  und  Überbringung  an  die  europäische  Leitung 
dem  Komprador  zufällt,  gegen  dessen  Garantie  und  Hingabe  eines 
von  ihm  für  richtig  befundenen  chinesischen  Schuldscheines  die  Aus- 
zahlung der  Darlehnssumme  genehmigt  wird.  Derartige  Vorschüsse 
von  Silber-Taels,  die  manchmal  durch  Goldbarren  und  Silberdollars 
gedeckt  werden,  werden  in  größerem  Ausmaße  an  chinesische  Banken 
gewährt,  wobei  meist  als  einzige  Sicherheit  die  Garantieleistung  des 
Kompradors  vorhanden  ist,  wenn  nicht  außer  Metalldeckung  die 
Hinterlegung  eines  bank  chop  hinzutritt. 

Für  die  Rückzahlung  von  Geldern,  welche  die  Bank  für  ihre 
Rechnung  bei  chinesischen  Banken  oder  hongs  deponiert,  ist  er  bis  zu 
gewissen  Höchstbetragsgrenzen,  die  vertraglich  festgelegt  werden,  ver- 
antwortlich. Die  gleiche  Verpflichtung  lastet  auf  ihm  bei  Abschluß  von 
Kurskontrakten  mit  Chinesen,  die  er  eingeführt  oder  mit  denen  er 
verhandelt  hat.  Er  haftet  für  richtige  Erfüllung  der  Kontrakte  und  hat 
der  Bank  alle  Verluste,  die  sie  aus  solchen  Geschäften  erleidet,  zu 
ersetzen.  Für  den  pünktlichen  und  richtigen  Eingang  an  den  Fällig- 
keitstagen von  Zahlungen  aus  native  Orders,  Anweisungen  und  chine- 
sischen Wechseln  ist  er  verantwortlich,  wie  auch  für  den  Eingang  von 
Sicherheiten,  die  er  oder  seine  Angestellten  für  Rechnung  der  Bank 
zu  empfangen  haben. 

Neben  der  Vermittlung  von  vorgenannten  Geschäften  für  Rech- 
nung und  im  Namen  der  Bank  übt  der  Komprador  eine  meist  still- 
schweigend geduldete  private  Banktätigkeit  aus,  die  sich  sowohl  mit 
speziellen  chinesischen  bankmäßigen  Geschäftsausführungen,  wie  der 
Ausstellung  von  Grundbriefen  usw.,  als  auch  mit  solchen  von  der 
europäischen  Bank  betriebenen  Geschäften,  wie  Depositen-Annahme, 
Kurs-Kontrakt-Abschlüssen,  Bevorschussungen  usw.,  befaßt.  Dadurch, 
daß  sich  sowohl  seine  vertragliche  wie  seine  private  Tätigkeit  ver- 
mengte und  gutgläubigen  Dritten  die  Unterschiede  nicht  klar  erkenn- 
bar wurden,  ist  dem  Komprador  Gelegenheit  zu  Veruntreuungen  ge- 
geben worden,  indem  er  alle  Abschlüsse  selbsttätig  vornahm  und  ein- 
gezahlte Depotgelder,  die  bei  der  Bank  als  hinterlegt  gelten  sollten, 
für  sich  unterschlug  und  den  chinesischen  Kunden  von  ihnen  viel 
lieber  genommene  chinesisch  geschriebene  Depotbücher  mit  seinem 
Stempel  übergab.  Um  sich  vor  diesem  Mißbrauch  zu  schützen,  haben 
zuerst  die  Russo-Chinese  Bank  und  später  auch  die  anderen  Banken 
Bekanntmachungen  in  chinesischer  Sprache  in  ihren  Geschäftsräumen 
angebracht,  daß  der  Komprador  keine  Zeichnungsvollmacht  hat, 
sondern  nur  die  namentlich  aufgeführten  europäischen  Bevollmäch- 
tigten. Der  von  dem  Komprador  benutzte  Stempel,  mit  dem  er  einen 
Richtigbefund  oder  seine  Garantieleistung  zu  bescheinigen  pflegt,  darf 
ebenfalls  nur  in  Geschäften  der  Bank  und  niemals  als  für  die  Bank 
verbindliche  Unterschrift  benutzt  werden. 
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Hierzu  äußert  sich  ein  vom  Konsulargericht  Tsinanfu  bei  der 
Deutschen  Vereinigung  in  Tientsin  eingeholtes  Gutachten  vom 
15.  Februar  1912 ';  „Es  ist  bei  den  verschiedenen  ausländischen 
Banken  üblich,  daß  der  Bankkomprador  einen  auf  den  chinesischen 
Namen  der  Bank  lautenden  chinesischen  Stempel  besitzt,  es  ist  jedoch 
nicht  erlaubt,  daß  er  diesen  auch  bei  Transaktionen  benutzt,  die  mit 
der  Bank  selbst  nichts  zu  tun  haben.  Der  Stempel  findet  Verwendung, 
wenn  der  Komprador  als  Vermittler  der  Bank  handelt,  ist  aber  auch 
nicht  verbindlich  für  die  Bank,  sondern  für  diese  sind  nur  die  Unter- 
schriften der  europäischen  Angestellten  verbindlich,  welche  mit  der 
Zeichnung  der  Firma  beauftragt  sind."  So  ist  durch  Klarlegung  seiner 
Befugnisse  und  öffentliche  Bekanntmachungen  seitens  der  europäischen 
Kaufmannschaft  in  Ostasien  immer  aufs  neue  festgestellt  worden, 
daß  sie  eine  Verbindlichkeit  seitens  allein  vom  Komprador  getätigter 
und  vollzogener  Geschäfte  ablehnen  und  alle  aus  derartigen  Ab- 
schlüssen entspringenden  nachteiligen  Folgen  auf  den  chinesischen 
Kontrahenten  abwälzen  muß.  Zwar  ist  nach  juristischer  Anschauung 
bei  den  Funktionen  des  Bankkompradors  die  Annahme  eines  Ange- 
stelltenverhältnisses und  damit  eine  stärkere  Haft-  und  Aufsichtspflicht 
für  den  europäischen  Bankleiter  gegeben,  doch  ergeben  die  vertraglich 
festgelegten  Grundverpflichtungen  des  Bankkompradors  eine  Überein- 
stimmung mit  denen  des  Warenkompradors  und  damit  seine  als  fest- 
stehend zu  betrachtende  Stellung  als  Vermittlungsagent  und  nicht  als 
Angestellter. 

Über  die  bei  Prüfung  dieser  Frage  sehr  wesentliche  Feststellung 
nach  der  Art  der  ihm  gewährten  Vergütung  sei  hinzugefügt,  daß  der 
Bankkomprador  ein  festes  Gehalt  von  etwa  600  mex.  Dollars  bezieht, 
das  er  jedoch  für  die  Miete  und  Einrichtung  seines  Büros  und  die 
Bezahlung  des  chinesischen  Personals  verbraucht.  Als  Provision,  in 
der  die  eigentliche  Erfolgsvergütung  jedes  Kompradors  besteht,  er- 
hält er  Vs  von  dem,  was  die  Bank  als  Ertragsprämie  auf  Tratten  oder 
telegraphischen  Überweisungen  erhält,  die  von  der  Bank  durch  seine 
Vermittlung  verkauft  werden,  ferner  eine  Kommission  von  1/sü/o0 
für  durch  ihn  getätigte  Geschäfte  in  Goldwährung.  Anderweitig  Ab- 
züge zu  machen  und  Vergütungen  zu  beanspruchen  ist  ihm  unter- 
sagt, nur  auf  solche  hat  er  Anspruch,  die  im  Bankbetriebe  in  China 
als  gebräuchlich  und  angemessen  anerkannt  sind.  Die  von  ihm  neben 
Bürgenstellung  zu  leistende  Sicherheit  wird  von  den  Bankkompradoren 
meist  in  bar  entrichtet  und  beträgt  gewöhnlich  nicht  unter  100  000 
Taels. 

d)  DerSchiffskomprador. 

Ergibt  schon  die  Übernahme  der  Vertretung  der  bedeutenderen 
Schiffahrtsgesellschaften  durch  die  großen  China-Export-  und  Import- 
Häuser  eine  weitgehende  Vereinheitlichung  in  der  Übersehbarkeit  und 
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kontinuierlichen  Ausnutzung  des  Waren-  wie  des  Frachtgeschäftes,  so 
zeitigt  die  innerhalb  einer  Firmenorganisation  sich  vollziehende  Ver- 
kopplung  der  Tätigkeiten  des  Schiffs-  wie  des  Warenkompradors  ein 
Handinhandarbeiten  der  einheimischen  Vermittlungsorgane  zu  um- 
fassendster Wirkung  für  den  Handelsverkehr.  Nicht  so  sehr  für  den 
Überseeverkehr,  dessen  regelmäßige,  von  dem  Wechsel  des  Fracht- 
angebotes unabhängige  Linienschiffahrt  dem  Warenkaufmann  in  China 
nur  die  Pflicht  zu  pünktlicher  Anlieferung  des  Frachtgutes  in  die  Lade- 
schuppen der  Dampfergesellschaft  auferlegt,  als  vielmehr  durchaus 
nur  auf  den  Binnenwasserstraßen,  die  wie  der  Jangtse  einen  gewal- 
tigen Schiffsverkehr  bewältigen,  kommt  die  Verwendung  von  Schiffs- 
kompradoren  in  Betracht. 

Auf  jedem  der  großen  europäischen  Jangtsedampfer  befindet  sich 
zumindest  ein  Schiffskomprador,  der  wie  jeder  andere  Komprador  auch 
der  Schiffahrtsgesellschaft  die  üblichen  Sicherheiten  und  Bürgschaften 
geleistet  hat.  Bei  Antritt  jeder  Fahrt  jedoch  hat  er  der  Gesellschaft 
eine  gewisse  Pauschalsumme  (etwa  3000  Taels  und  mehr)  für  die  ihm 
zustehende  Berechtigung  zu  bezahlen,  das  Fahrgeld  von  den  chine- 
sischen Passagieren  erheben  zu  dürfen,  das  ihm,  sei  es  nun  höher  oder 
niedriger  als  die  geleistete  Pauschalsumme,  in  voller  Höhe  zufällt. 
Stellt  sich  heraus,  daß  diese  Summe  regelmäßig  zu  beträchtlichen 
Gewinnen  des  Kompradors  führt,  so  wird  auch  die  von  ihm  zu  leistende 
Pauschalgebühr  von  der  Schiffahrtsgesellschaft  dementsprechend 
erhöht. 

Wird  den  Schiffahrtsgesellschaften,  die  ja  in  gewissem  Sinne  mit 
den  großen  China-Exportfirmen  identisch  sind,  durch  eine  derartige 
Pauschale  die  für  sie  schwer  vorkalkulierbare  Zahl  der  chinesischen 
Passagiere  und  die  schwankende  Höhe  des  Erlöses  aus  dieser  Be- 
förderung in  eine  von  vornherein  fest  bestimmte  Ertragsumme  um- 
gewandelt, so  sieht  der  Schiffskomprador  nach  Zahlung  des  Betrages 
seine  Aufgabe  darin,  eine  möglichst  große  Anzahl  von  Passagieren 
für  die  Fahrt  zu  gewinnen.  Zu  diesem  Zwecke  beschäftigt  er  an  allen 
Anlegeplätzen  eine  Anzahl  Unterkompradore,  die  in  der  Umgegend 
die  Ankunft  und  die  Fahrtrichtung  eines  Dampfers  vorher  emsig  be- 
kanntmachen und  durch  alle  Arten  von  Anpreisungen  Fahrgäste  her- 
anzuziehen suchen.  Auf  dem  Dampfer  selbst  übernimmt  er  die  Unter- 
bringung und  auch  die  Sorge  für  die  Verpflegung  der  chinesischen 
Passagiere,  wie  er  hierin  auch  für  die  chinesische  Schiffsmannschaft 
zu  sorgen  hat,  für  deren  Handlungen  er  der  Schiffahrtsgesellschaft  voll 
verantwortlich  ist.  Wichtiger  noch  wird  seine  Tätigkeit  für  die  Heran- 
holung, Übernahme  und  Verstauung  chinesischen  Frachtgutes,  dessen 
Beförderungskosten  er  allerdings  auch  einzieht,  jedoch  an  die  Gesell- 
schaft auf  Grund  der  Angaben  des  Schiffsmanifestes  wieder  abliefern 
muß.  Ihm  sowie  seinen  Unterkompradoren  an  Bord  und  an  Land  ist 
es  als  Landesbewohner,  die  über  alle  wirtschaftlichen  Vorgänge  in 
den  an  den  Flüssen  liegenden  Bezirken  orientiert  sind,  ein  leichtes, 
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festzustellen,  wo  gute  Ernteergebnisse  oder  Ansammlungen  von  Gütern 
eine  reichliche  Befrachtung  erhoffen  lassen.  In  solchen  Fällen  ist  er 
der  wertvollste  Berater  der  Schiffahrtsgesellschaften,  die  daraufhin 
über  die  Verwendung  des  Schiffsparkes  und  die  Verteilung  des  Lade- 
raumes in  sicherer  Weise  disponieren  können. 

Der  Schiffskomprador  ist  dafür  verantwortlich,  daß  bei  Anlaufen 
der  Häfen  und  Anlegeplätze  eine  genügende  Anzahl  Stauer  vorhanden 
ist,  um  ein  ordnungsgemäßes  Ent-  und  Beladen  des  Schiffes  in  der 
festgesetzten  Zeit  zu  gewährleisten.  Er  verständigt  sich  zu  diesem 
Zwecke  mit  den  an  jedem  Hafen  ständig  tätigen  head-stevedores,  mit 
denen  die  Schiffahrtsgesellschaften  an  den  großen  Plätzen  ebenfalls 
dauernde  Abkommen  getroffen  haben.  Der  head-stevedore  übernimmt 
die  sachgemäße  Verstauung  der  Ladung  im  Schiffsraum,  doch  hält  sich 
bei  Reklamationen  wegen  Beschädigung  oder  Leckage  chinesischen 
Ladegutes  der  europäische  Ladeoffizier  an  den  Schiffskomprador,  der 
dann  von  sich  aus  weiter  auf  den  Staumeister  und  seine  Leute  an 
dem  Hafenplatze  zurückgreifen  kann. 

Neben  den  auf  den  Dampfern  selbst  tätigen  Kompradoren  be- 
schäftigen die  Gesellschaften  an  den  größeren  Schiffsverkehrsplätzen 
noch  Landkompradore,  die  nach  Art  einer  Schiffsagentur  die  gesamten 
Angelegenheiten  ihrer  Linie  im  Verkehr  mit  dem  chinesischen  Volks- 
teil erledigen.  Es  liegt  auf  der  Hand,  daß  die  europäischen  Export- 
häuser, denen  die  Vertretung  von  Schiffahrtslinien  obliegt,  sich  die 
Vorteile  der  Kombination  von  Wareneinkaufs-  und  Verfrachtungs- 
geschäft zunutze  machen  und  ihre  Warenkompradore  gehalten  sind, 
sich  bei  Beförderung  im  Lande  aufgekaufter  Erzeugnisse  nach  Mög- 
lichkeit der  in  ihrer  Verwaltung  stehenden  Schiffe  zu  bedienen  und 
bei  Entrichtung  von  Abgaben  an  den  Flußplätzen  die  Vermittlung, 
Erfahrungen  und  Beziehungen  der  Schiffskompradore  in  Anspruch  zu 
nehmen.  Die  Möglichkeiten  der  Ausnutzung  dieser  Verbindung  von 
Waren-  und  Frachtverkehr  innerhalb  derselben  Geschäftsorganisation 
sind  so  vielseitig  und  für  eine  pünktliche  Anlieferung  der  zu  festen 
Terminen  nach  auswärts  gelegten  Warenorders  von  so  großem 
Nutzen,  daß  dadurch  die  gewaltigen  Nachteile  und  Hemmnisse,  die  in 
dem  Daniederliegen  und  der  Verwahrlosung  der  Verkehrsverhältnisse 
in  China  liegen,  zu  einem  Teil  mindestens  wieder  aufgehoben  werden. 

Wenn  man  die  Tätigkeit  des  Warenkompradors  in  seiner  viel- 
seitigen Verwendung  einer  Betrachtung  unterzieht,  so  ist  das  Wirken 
des  Schiffskompradors  in  vollem  Maße  zu  berücksichtigen  als  das  eines 
wichtigen  Vermittlungsgliedes  innerhalb  der  Organisation  des  chine- 
sischen Fremdhandels. 

e)   DerVersicherungskomprador. 

Vielleicht  am  bedeutungslosesten  unter  den  verschiedenen  Arten 
von  Kompradoren,  deren  sich  eine  Firma  in  ihrem  Geschäftsbetriebe 
zu  bedienen  pflegt,  ist  der  Versicherungskomprador,  dessen  Betäti- 
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gungsgebiet  ja  auch  kaum  ein  allzu  großes  Vertrauen  erfordert.  Die 
einzige  finanzielle  Garantie,  die  er  der  fremden  Firma  zu  stellen  hat, 
ist  die  für  die  Prämien,  welche  er  einkassiert;  darüber  hinaus  leistet 
er  keine  Bürgschaft.  Er  muß  ein  in  den  geselligen  und  kaufmännischen 
Kreisen  der  chinesischen  Ortsbevölkerung  gut  eingeführter  Mensch 
von  angenehmen  Umgangsformen  sein,  der  auf  Grund  seiner  Bekannt- 
schaften einen  soliden  Kundenkreis  für  das  Versicherungsgeschäft 
seiner  Firma  zu  gewinnen  sucht.  Den  Abschluß  der  Versicherungs- 
verträge und  die  Ausstellung  der  Police  übernimmt  die  Firma  selbst, 
dem  Komprador  fällt  nur  die  Vermittlung  ob.  Die  Firma  hat  ihm  nur 
das  Vertrauen  entgegenzubringen,  daß  die  ihr  von  ihm  zugeführten 
Kunden  auch  regelmäßig  die  Prämien  entrichten,  so  daß  die  Stetigkeit 
und  Kalkulierbarkeit  des  gesamten  Versicherungsgeschäftes  gewähr- 
leistet ist,  während  ein  unmittelbarer  größerer  Kapitalverlust  für  sie 
aus  diesen  Vermittlungsaktionen  kaum  entspringen  kann. 

Viel  unsicherer  kann  das  Geschäft  für  die  Gegenseite  sein,  die 
als  Gegenleistung  für  ihre  Prämien  nur  die  Erwartung  besitzt,  daß  bei 
Eintreten  eines  Schadenfalles  die  Versicherungssumme  auch  wirklich 
von  der  Gesellschaft  entrichtet  wird.  Da  das  Versicherungsgeschäft, 
wie  schon  erwähnt,  auch  von  den  großen  Exportfirmen  durchgeführt 
wird,  die  ein  gewisses  standing  im  Geschäftsleben  Chinas  besitzen, 
wird  ihnen  auch  von  den  Chinesen  weitgehendes  Vertrauen  in  die 
gewissenhafte  und  entgegenkommende  Erfüllung  aller  Verträge  ent- 
gegengebracht. Es  läßt  sich  jedoch  die  Vermutung  nicht  von  der 
Hand  weisen,  obwohl  sich  das  Vorliegen  eines  solchen  Brauches 
schwer  feststellen  lassen  wird,  daß  die  Chinesen  bei  solchen  Ge- 
schäften, wie  Versicherungen,  bei  denen  sie  größere  Summen  voraus- 
leisten müssen,  sich  von  dem  Komprador  eine  Garantie  stellen  lassen, 
wie  dies  meist  von  den  Europäern  als  nur  für  ihr  Komprador-Vertrags- 
verhältnis  vorhanden  angenommen  wird.  Tiefensee1  glaubt  je- 
doch, daß  ebensooft  wie  für  den  chinesischen  Kunden  der  Kom- 
prador diesem  für  den  Europäer  zu  bürgen  hat,  obwohl  sich  dieser 
Tatsache  die  meisten  Europäer  nicht  bewußt  geworden  sind.  In  dieser 
Bürgschaftsstellung,  sei  es  nach  der  einen  oder  andern  Seite,  liegt 
auch  die  wichtigste  Bedeutung  des  Komprador-Instituts,  und  so  ist 
es  zu  erklären,  daß  selbst  im  Versicherungswesen,  das  nicht  die  großen 
Risiken  wie  der  Warenhandel  bei  der  Verwendung  von  Mittelspersonen 
kennt,  der  Komprador  noch  seine  Stellung  behalten  hat,  obgleich  hier 
seine  Verwendung  wohl  mehr  im  Interesse  der  Sicherheit  des  chine- 
sischen Versicherungsnehmers  als  dem  des  europäischen  Versiche- 
rungsunternehmens liegt. 

Es  kommen  in  den  vielfachen,  von  Fremden  in  China  ausgeübten 
Berufen,  Geschäften  und  Unternehmungen  wohl  überall  noch  „Kom- 
prador" genannte  Vermittler  vor,  doch  würde  ein  Betrachten  ihrer 
Tätigkeit  kaum  eine  besonders  hervorzuhebende  Besonderheit  ergeben, 

1  Geschäftsgründung  in  China.    Bando  (Japan)  1919. 
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wenn  nicht  die,  daß  für  sie  dieser  Name  mit  Unrecht  gewählt  worden 
ist.  So  erwähnt  noch  Scherbak1  bei  der  Behandlung  der  Ver- 
wendungsarten des  b  a  n  t  o  ,  des  Vermittlers  im  japanischen  Fremd- 
handel, die  Oberaufsicht  des  Chefbanto,  dem  er  die  Bezeichnung 
Komprador  beilegt.  Mag  diese  Bezeichnung  einmal  im  Verkehrs- 
leben irrtümlicherweise  angewandt  werden,  so  ergibt  sich,  daß  der 
Chefbanto  in  keiner  Weise  mit  dem  Komprador  identisch  ist,  da  er 
weder  für  sich  noch  für  die  Handlungen  seiner  Untergebenen  irgend- 
eine Sicherheit  hinterlegt  noch  Bürgschaften  stellt,  sondern  nur 
„moralisch"  garantiert.  So  hoch  auch  die  moralische  Haftung  gerade 
bei  dem  chinesischen  Komprador  gegenüber  der  anderweitigen  Sicher- 
heitsleistung zu  bewerten  ist,  so  gibt  die  Tatsache  der  Geldhinterlegung 
und  Bürgschaftsstellung  auf  Grund  vertraglicher  Bindung  doch  eine 
besonders  reale  Unterlage,  welche  der  fremden  Firma  die  Einräumung 
eines  größeren  Kredits  und  ein  festeres  Verlassen  auf  die  Ver- 
trauenswürdigkeit ihres  Kompradors  in  weitestem  Maße  gestattet. 

Komprador-ähnliche  Vermittler  werden  wohl  noch  in  manchen 
Gegenden  der  Erde  zu  finden  sein,  wo  sich  aus  den  Schwierigkeiten 
des  Geschäftsverkehrs,  der  Sprache,  des  Geldwesens  usw.  eine  der- 
artige Vermittlungsstellung  eines  einheimischen  Kaufmannes  im  Ver- 
kehr der  Fremden  mit  der  einheimischen  Händlerschaft  nötig  macht, 
doch  wird  es  wohl  bei  der  Ähnlichkeit  bleiben.  In  solchen  Fällen  er- 
scheint der  Name  eines  Agenten,  Maklers,  broker  oder  factor  meist 
mehr  angebracht  als  der  des  Kompradors.  Auf  Grund  der  vorliegenden 
Ausführungen,  die  das  Wesentlichste  des  Kompradors  im  allgemeinen, 
wie  das  des  Waren-,  Bank-  und  Schiffskompradors  im  besonderen 
zu  erfassen  trachteten,  mag  geprüft  werden,  inwieweit  seine  Befugnisse 
und  Verpflichtungen  mit  denen  anderer  Vermittler  im  Welthandel 
übereinstimmen. 

VI.  Die  rechtliche  Stellung  des  Kompradors. 

Es  war  zu  erwarten  gewesen,  daß  der  chinesische  Gesetzgeber, 
der  in  den  Allgemeinen  Bestimmungen  über  Handeltreibende  vom 
2.  März  1914  von  den  Hilfspersonen  des  kaufmännischen  Betriebes 
den  Handlungsgehilfen,  den  Handlungslehrling  und  den  Handlungs- 
agenten analog  den  Bestimmungen  des  Deutschen  Handelsgesetz- 
buches behandelt  hat,  bei  der  weitreichenden  Bedeutung  des  Kom- 
pradors für  den  chinesischen  Fremdhandel  auch  dessen  Rechte  und 
Pflichten  zu  kodifizieren  sich  bemühen  würde,  jedoch  entdecken  wir 
weder  in  den  grundlegenden  noch  in  sondergesetzlichen  Bestimmungen 
für  den  Handel  eine  rechtsregelnde  Angabe,  auch  keine  Verweisung 
auf  die  der  rechtlichen  Regelung  unterliegenden  Institute  des  Proku- 
risten (§§  31—39),  des  Handlungsbeauftragten  (§§  40—43)  und  des 
Handlungsagenten  (§§  60—72)  zur  sinngemäßen  Anwendung.  Es  ist 
demnach  anzunehmen,  daß  der  Gesetzgeber,  unvermögend,  die  viel- 


1  Überseeischer  Maschinenexport.    Berlin  1911. 
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gestaltigen  Erscheinungsformen  der  Kompradortätigkeit  in  allgemein- 
gültige, begrenzende,  kurze  Formeln  zu  pressen  und  sie  zu  disposi- 
tiver Geltung  zu  bringen,  die  gesamte  Regelung  dem  aus  praktischer 
kaufmännischer  Erfahrung  heraus  sich  gestaltenden  Handelsgebrauch 
überlassen  wissen  wollte,  der,  aus  ewig  frischen  Quellen  gespeist,  zu 
dem  breiten  Strome  des  Handelsgewohnheitsrechts  sich  verdichtet  und 
als  autonomer  Träger  und  Herrscher  des  Verkehrs  Dämme  und 
Wehre,  die  sich  seinem  Laufe  als  festgesetztes  Recht  quer  entgegen- 
stemmen wollten,  achtlos  beiseite  drücken  würde. 

In  dem  vorhergehenden  Kapitel  ist  versucht  worden,  einige 
typische  Beispiele  aus  dem  Tätigkeitsbereiche  des  Kompradors  auf- 
zuzeigen, und  an  ihnen,  und  nicht  allein  und  zuerst  an  den  fest  um- 
rissenen  Rechtsfiguren  des  Deutschen  Handelsgesetzbuches,  wäre  die 
Aufgabe  zu  orientieren,  den  Komprador  in  ein  Rechtssystem  hinein- 
zusetzen. Versuche,  ihn  einem  bestimmten  Rechtsgebiete  zuzuweisen, 
sind  von  Juristen,  die  auf  ostasiatischem  Boden  tätig  waren,  wiederholt 
unternommen  worden,  doch  konnte  eine  einheitliche  Festsetzung  aus 
tatsächlichen  Gründen  nicht  erreicht  werden.  Man  glaubte,  die  Funk- 
tionen des  Teilhabers  einer  Handelsgesellschaft,  eines  Handlungs- 
bevollmächtigten, Handlungsgehilfen,  Kommissionärs,  Agenten,  Er- 
füllungsgehilfen, Garanten  und  sogar  die  einer  Liquidationskasse  in 
ihm  jeweils  vereinigt  zu  sehen.  Diese  bunte  Mannigfaltigkeit  ergab 
sich  daraus,  daß  aus  der  Gesamtheit  aller  Betätigungsformen  des  Kom- 
pradors oft  nur  eine  einzige,  die  besonders  hervorzuragen  schien,  los- 
gelöst und  in  gesonderter  Betrachtungsweise  in  Beziehung  und  Ver- 
gleich zu  den  fest  umrissenen  Figuren  des  deutschen  Handelsrechtes 
gesetzt  wurde. 

Bei  unserer  Untersuchung,  die  sich  auf  die  tatsächlich  praktisch 
gewordene  Geschäftsgebarung  des  Kompradors  in  der  Gesamtheit 
seiner  Betätigung  aus  einem  bestimmten  Vertragsverhältnis  zu  er- 
strecken hat,  wird  weniger  eine  juristisch-logische  als  vielmehr  eine 
wirtschaftlich-deskriptive  Methode  zur  Anwendung  gelangen  müssen. 
Hierbei  ist  nicht  die  Schwierigkeit  zu  übersehen,  die  durch  die  Flüssig- 
keit und  durch  das  Fortschreiten  wirtschaftlicher  Gestaltungen  be- 
dingte Modulationsfähigkeit  des  jeweiligen  Handelsvermittler-Begriffes 
entsteht.  Ergibt  schon  die  Spruchpraxis  der  Gerichte  nicht  immer  ein 
geradliniges  Einhalten  der  im  Gesetz  festgelegten  Begriffsbestim- 
mungen, so  werden  in  der  kaufmännischen  Praxis  die  vom  Gesetz  als 
wesentliche  Kriterien  angesehenen  Begriffsmerkmale  der  Handelsver- 
mittler oft  gänzlich  verschoben  und  verwischt.  Zum  Teil  hat  schon 
Behm1  und  noch  stärker  Wüstendörfer2  auf  die  wirtschaftlich 
nicht  zu  rechtfertigende  Aufrechterhaltung  gewisser  juristischer  Unter- 
scheidungsmerkmale in  den  Funktionen  des  Kommissionärs,  des  Hand- 


1  O.  Behm,  Der  Handelsagent.    Berlin  1913. 

2  H.  Wüstendörfer,  Der  Handlungsagent  als  deutscher  und  ausländischer  Rechts- 
typus.    (Goldschmidts  Zeitschrift  f.  d.  ges.  Handelsrecht.    58.  Bd.    1906.) 
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lungsagenten  und  des  Maklers  hingewiesen  und  dargelegt,  wie  diese 
eng  benachbarten  Kategorien  kaufmännischer  Hilfsorgane  sich  nicht 
gegensätzlich  ausschließen,  sondern  kreuzen. 

Zur  Betrachtung  wählen  wir  als  wirtschaftlichen  Grenzfall,  in 
welchem  dem  Komprador  die  weiteste  Selbständigkeit  für  seine  Hand- 
lungen eingeräumt  ist,  die  Tätigkeit  eines  Warenkompradors,  der 
einem  europäischen  Kommissionshause  für  Ex-  und  Import  in  Tientsin 
angehört.  Ihm  werde  beispielsweise  der  Auftrag  zuteil,  mehrere 
Tausend  Pikuls  Erdnüsse,  deren  Preis  ihm  limitiert  wird,  zu  einem  in 
mehreren  Monaten  fälligen  Ausfuhrtermine  herbeizuschaffen.  Der 
Komprador  geht  ins  Land  hinein,  kauft  kleinweise  bei  Bauern  auf  und 
schließt  für  eine  noch  fehlende  Restmenge  einen  Lieferungsvertrag 
mit  einem  chinesischen  Händler  ab.  Wie  ist  diese  Tätigkeit  unter  Be- 
achtung der  wirtschaftlichen  Begleitumstände  rechtlich  zu  beurteilen, 
und  welche  Stellung  nimmt  hierin  der  Komprador  ein?  Bei  den  Einzel- 
aufkäufen kann  er  mit  dem  Gebaren  eines  Eigenhändlers  auftreten. 
Er  erfüllt  den  Kauf  Zug  um  Zug,  sei  es,  daß  er  den  Bauer  in  bar 
bezahlt  oder,  falls  sich  der  Kauf  in  der  Nähe  eines  Handelsplatzes  ab- 
wickelt, durch  Verrechnung  im  Bankwege.  Sowohl  für  den  Verkäufer 
wie  für  das  europäische  Haus  können  untereinander  in  diesem  Falle 
irgendwelche  Verpflichtungen  aus  dem  von  dem  Komprador  getätigten 
Kaufe  nicht  entstehen;  die  Tatsache,  daß  der  Komprador  als  völlig 
selbständiger  Kaufmann  zu  handeln  scheint,  erscheint  hier  irgend- 
welche Folgen  rechtlicher  Art  nicht  ergeben  zu  können.  Dennoch 
darf  ihm  eine  derartige  Stellung  nicht  eingeräumt  werden,  da  die 
Einheit  des  Funktionsbegriffes,  der  für  einen  bestimmten  Komprador 
zu  fassen  ist,  stete  Berücksichtigung  aller  seiner  übrigen  Betätigungs- 
formen erfordert. 

Da  der  chinesische  Bauer  kaum  einem  ihm  unbekannten  Kauf- 
lustigen seine  Ware  ablassen  wird,  so  ist  mit  Sicherheit  anzunehmen, 
daß  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  der  Verkäufer  weiß,  daß  der  mit  ihm 
kontrahierende  Aufkäufer  ein  Komprador  ist  und  das  Geschäft  nicht 
für  seine  eigene  Rechnung,  sondern  für  das  europäische  Exporthaus 
abschließt.  Gibt  doch  oft  der  Komprador  durch  Aushang  eines  Plakates 
nach  außen  hin  deutlich  zu  erkennen,  daß  er  der  Komprador  eines 
bestimmten  fremdländischen  Hauses  ist,  wobei  ihn  die  Absicht  leitet, 
durch  den  Klang  des  Namens  und  das  Ansehen,  das  sein  Haus  ge- 
nießt, Händler  herbeizuziehen.  Mag  in  solchen  Fällen  direkten  Be- 
zuges wohl  einmal  bei  dem  chinesischen  Bauer  der  ungerechtfertigte 
Glaube  auftreten  können,  daß  er  mit  einem  Eigenhändler  abschließe, 
so  entfällt  diese  Möglichkeit  nahezu  ganz,  wenn  zwischen  ihnen  ein 
Lieferungsvertrag  abgeschlossen  ist,  wie  wir  es  weiterhin  in  unserem 
Beispiel  angenommen  haben.  Schon  durch  Nennung  eines  Vertrags- 
hafens als  Erfüllungsort  wird  die  Vermutung  für  den  Verkäufer  ver- 
stärkt, es  mit  einem  Beauftragten  zu  tun  zu  haben.  Jeder  Zweifel  ent- 
fällt aber,  wenn  der  Komprador,  wie  es  meist  der  Fall  sein  wird,  den 
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Vertrag  zwar  nicht  direkt  auf  den  Namen  seines  Hauses,  sondern  auf 
seinen  eigenen  Namen  als  Komprador  seines  Hauses  ausschreiben  und 
stempeln  wird.  Es  heißt  also  etwa  im  Vertrage:  „Hung  sung  lee  (Ver- 
käufer) verkauft  hiermit  an  Schen-tschen  tschang-fang  .  .  .",  d.  h.  an 
die  Komprador-Office  von  Siemssen  &  Co.  Wird  danach  schon  nach 
außen  hin  das  Kompradorverhältnis,  d.  h.  eine  Vertretung  für  einen 
anderen,  klar  zutage  treten,  so  ergibt  sich  im  Innenverhältnis  zwischen 
Komprador  und  fremder  Firma  aus  dem  Kompradorvertrage,  daß  an 
eine  selbständige  eigenhändlerische  Stellung  des  Kompradors  nicht 
gedacht  wird.  Sollte  wirklich  einmal  ein  Komprador  als  Gesellschafter 
oder  Teilhaber  einer  westländischen  Handelsgesellschaft  anzusprechen 
sein,  so  gehört  ein  solches  Verhältnis  zu  den  Ausnahmefällen,  das  bei 
kleineren,  finanziell  schwachen  Häusern  einmal  Platz  greifen  kann,  im 
übrigen  aber  in  die  Anfangszeiten  der  Entwicklung  des  chinesischen 
Fremdhandels  zu  verlegen  ist.  Über  ähnliche  Assoziationsformen,  die 
infolge  der  Liquidierungen  deutschen  Eigentums  im  Ausland  und  der 
Auswirkungen  des  Friedensvertrages  von  Versailles  bei  dem  Wieder- 
aufbau des  deutschen  Handels  in  China  in  Frage  kommen  würden, 
wird  in  dem  Schlußkapitel  zu  sprechen  sein. 

Es  verbleiben  zur  Charakterisierung  seiner  Stellung  die  Funktionen 
der  selbständigen  Handelsvermittler  und  eines  mit  Vertretungsbefugnis 
ausgestatteten  Angestellten  der  Firma.  Letztere  Form  erscheint  vor- 
handen, wenn  der  Komprador  am  Niederlassungsorte  in  der  Weise 
tätig  wird,  daß  er  Stapelartikel  vom  Lager  verkauft  und  gegen 
Quittungsleistung  an  den  Kunden  das  Geld  einkassiert,  wozu  er, 
wenigstens  in  Tsinanfu,  vertragsgemäß  bzw.  handelsüblich  berechtigt 
ist.  Bei  Bankgeschäften  ist  es  noch  leichter,  auf  ein  reines  An- 
gestelltenverhältnis des  Kompradors  zu  schließen,  ebenso  bei  dem 
direkten  Abschluß  von  Indentverträgen  zwischen  einheimischen  Händ- 
lern und  der  fremden  Firma,  bei  dem  der  Komprador  oft  nicht  einmal 
als  Handelsvermittler,  sondern  nur  als  Dolmetscher  mitwirkt.  Dennoch 
darf  man  ihn  als  einen  Angestellten  der  Firma,  der  gewisse  Voll- 
machten erhalten  hat,  weder  bei  der  Betrachtung  nur  einer  Richtung 
seiner  Geschäftstätigkeit  noch  bei  der  seiner  Gesamthandlungen  an- 
sprechen. Er  bürgt  für  die  getreue  Erfüllung  aller  aus  dem  Vertrage  ent- 
springenden Pflichten  mit  seinem  ganzen  Vermögen  und  stellt,  neben  der 
Leistung  von  hypothekarischen  Sicherheiten  oder  Geldhinterlegungen, 
durch  Vertrag  gebundene  Bürgen,  die  für  ihn  und  neben  ihm  für  die 
Gesamtheit  seiner  Handlungen  haften.  Wird  auch  von  manchen 
fremden  Firmen,  je  nach  den  Handelsgebräuchen  des  Platzes,  von 
einer  Garantiestellung  für  die  ordnungsmäßige  Erfüllung  aller  durch 
den  Komprador  vermittelten  Geschäfte  Abstand  genommen,  so  wird 
ihm  doch  stets  die  Haftung  für  die  in  den  Schuppen  der  Firma 
ruhenden  Waren  auferlegt  bleiben.  Allgemein  üblich  ist  auch  weiterhin 
seine  Haftung  für  das  gesamte  von  ihm  angestellte  Personal,  für  dessen 
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Handlungen  er  in  dem  gleichen  Umfange  einzustehen  hat,  als  wenn 
sie  in  seiner  Person  entstanden  seien. 

Hebt  schon  diese  umfassende  Garantieverpflichtung  die  Stellung 
des  Kompradors  weit  über  die  gewöhnliche  eines  Angestellten,  auch 
über  die  bei  einem  durch  Kautionsstellung  beschwerten  Dienstver- 
hältnis bestehende  hinaus,  so  zeigt  sich  das  Verhältnis  einer  großen 
Selbständigkeit  bei  doch  zugleich  bestehender  innerer  Verbindung 
beider  Teile  darin  ausgedrückt,  daß  der  Komprador  als  ein  Betrieb 
im  Betriebe  seine  eigene  Komprador-Office  führt.  Dem  Namen  der 
Firma  ist,  wie  vorher  bereits  an  einem  Beispiel  gezeigt,  der  Ausdruck 
tschang-fang  beigefügt,  der  wörtlich  „Bücherbüro",  verkehrsüblich  im1 
übertragenen  Sinne  „Komprador-Büro"  bedeutet.  In  diesem  Büro  ver- 
tritt er  nicht  nur  die  Geschäfte  des  Fremdhauses,  meist  wird  er  auch, 
obwohl  ihm  dies  in  den  Verträgen  ausdrücklich  untersagt  ist,  dort 
seine  eigenen  Privatgeschäfte  mit  den  Chinesen  abwickeln,  was  leider 
bei  mißbräuchlicher  Benutzung  des  Komprador-Geschäftsstempels  zu 
betrügerischen  Handlungen  und  unberechtigter  Hereinziehung  der 
fremden  Firma  in  derartige  Geschäfte  führen  kann.  Jedenfalls  erhellt 
hieraus  weiter,  daß  wir  ihn  nicht  gut  nur  als  einen  bevollmächtigten 
Angestellten  ansehen  dürfen. 

Im  Innenverhältnis  zeigt  sich  diese  weitgehende  Selbständigkeit 
bei  größter  Enge  der  wirtschaftlichen  Verbindung  bei  Stellung  der 
privatwirtschaftlichen  Kernfrage  nach  der  Art  des  Ertrages  der  Kom- 
pradortätigkeit.  Zwar  wird  ihm  eine  monatliche,  vertraglich  festgesetzte 
Vergütung  gewährt,  diese  kann  jedoch  kaum  als  Ertrag  seiner  Tätig- 
keit angesehen  werden,  da  er  diesen  Betrag  —  und  oft  noch  mehr  — 
für  den  Betrieb  seines  Büros  und  die  Besoldung  der  chinesischen  An- 
gestellten aufbraucht  und  einen  unmittelbaren  eigenen  Nutzen  hiervon 
in  der  Regel  nicht  hat.  Sein  Gewinn  entspringt  neben  anderm  aus 
einem  prozentualen  Anteil  an  dem  Wertumsatz  der  zum  Abschluß  ge- 
langten Geschäfte  —  der  Provision.  Zwar  wird  diese  nur  bei  Import- 
geschäften und  auch  hier  nur  oft  als  Delkredere-Provision  von  der 
fremden  Firma  gezahlt,  während  bei  Exportgeschäften  fast  regelmäßig 
der  chinesische  Verkäufer  die  Provision,  die  in  diesem  Falle  auch  oft 
mit  „squeeze"  bezeichnet  wird,  entrichtet.  Diese  letztere  Vergütungs- 
art wäre  vielleicht  auch  als  Rabatt  anzusprechen,  der  dem  Komprador 
als  Zwischenhändler  von  dem  chinesischen  Verkäufer  gewährt  wird, 
um  dem  Komprador  bei  ihm  gestelltem  Einkaufslimit  den  Weiterverkauf 
an  die  fremde  Firma  zu  erleichtern  bzw.  einen  gehörigen  Nutzen  aus 
dem  Geschäft  zu  verschaffen.  Ob  man  aber  nun  diese  Vergütung  als 
Provision  (prozentualen  Anteil  am  Wertumsatz),  als  Rabatt  (prozen- 
tualen Preisablaß)  oder  als  squeeze  (gefühlsmäßig  entrichtetes  Freund- 
schaftsgeld) bezeichnen  will,  bleibt  der  Bedeutung  nach  gleich,  jeden- 
falls handelt  es  sich  hier  weder  um  die  bei  Angestellten  übliche  Art 
der  gehaltsmäßig  ausgestalteten  Vergütung,  noch  um  die  bei  Geschäfts- 
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teilhabern    geübte    Entrichtung    eines    Gewinnanteils    vom    Gesamt- 
geschäft —  der  Tantieme. 

Der  Komprador  rückt  mit  dieser  Erfolgsvergütung,  die  seinen 
tatsächlichen  Vermittlungserfolgen  entspringt,  ganz  nahe  in  die  Reihen 
der  selbständigen  Handelsvermittler.  Von  dem  Makler,  auf  dessen 
Tätigkeit  gegenüber  dem  Agenten  und  Kommissionär  sich  manche 
gesetzlich  festgelegten  Unterscheidungsmerkmale  als  verkehrswirt- 
schaftlich veraltet  nicht  mehr  ausschließlich  beziehen  lassen,  unter- 
scheidet sich  der  Komprador  durch  seine  dauernde,  in  einem  festen 
Vertragsverhältnis  zu  einem  bestimmten  Hause  stehende  Berufs- 
ausübung. Eine  aus  einzelnen  Vermittlungsakten  zusammengesetzte 
Maklertätigkeit  ergibt  sich  eher  dagegen  bei  der  bereits  betrachteten 
Tätigkeit  der  fostooks,  aus  deren  Reihen,  ähnlich  wie  der  Agenten- 
stand aus  dem  Beruf  des  Reisenden,  die  Kompradore  hervorgehen 
können. 

Die  Rechtsstellung  des  Kompradors  nähert  sich  so  am  stärksten 
der  des  Kommissionärs  und  Agenten,  und  nahezu  alle  wirtschaft- 
lichen Betätigungsformen  des  Kompradors  lassen  sich  unter  diese 
Rechtsbegriffe  subsumieren.  Wenn  wir  vorerst  nur  im  deutschrecht- 
lichen Sinne  nach  wirtschaftlichen  Vergleichsmomenten  forschen,  so 
erblicken  wir  in  dem  Betätigungsgebiete  des  Kompradors  nahezu  alle 
charakteristischen  Merkmale,  die  mit  denen  des  Kommissionärs  und 
Agenten  übereinstimmen.  Er  ist  wie  jene  ein  selbständiger  Kaufmann, 
der  sich,  ohne  in  einem  abhängigen  Angestelltenverhältnis  zu  sein, 
einem  andern  Kaufmann  —  der  fremden  Firma  —  durch  Vertrag  und 
Sicherstellung  zu  dauernder  Vermittlertätigkeit  in  Handelsgeschäften 
verpflichtet.  Diese  Tätigkeit  übt  er  für  Rechnung  der  fremden  Firma; 
sein  Erlös  ist  die  Provision.  Es  wäre  danach  wohl  angezeigt,  den  Ver- 
such zu  machen,  ob  nicht  noch  die  schärfere  begriffliche  Trennung 
des  Kommissionärs  vom  Agenten  durch  die  Stellung  der  Frage  vor- 
zunehmen wäre:  in  wessen  Namen  handelt  der  Komprador? 

Nach  deutschem  Recht  wäre  damit  entschieden,  ob  der  Kom- 
prador bei  Abschluß  im  eigenen  Namen  sich  selbst  berechtigt  und 
verpflichtet  oder  bei  Abschluß  im  Namen  der  fremden  Firma  nur 
diese.  Wie  aber  auf  die  ganz  anders  gearteten  ökonomischen  Ver- 
hältnisse Chinas  eine  gleichartige  Übertragung  des  deutschen  Rechts- 
systems nicht  statthaben  kann  und  schon  unter  der  früher  bestehenden 
Konsulargerichtsbarkeit  die  Bestimmungen  des  deutschen  Handels- 
gesetzbuches (§  19  KGG.)  bei  Fehlen  bestimmter  Einrichtungen  im 
Auslande  nicht  für  anwendbar  erachtet  wurden  (§  20  KGG.)  und  in 
Handelssachen  in  erster  Linie  das  dort  geltende  Handelsgewohnheits- 
recht (§  40  KGG.)  Platz  zu  greifen  hatte,  so  ist  bei  Verfolgung  der 
Entwicklung  dieses  Gewohnheitsrechtes  der  dominierende  Einfluß 
englischer  Rechtsgedanken  zu  beachten,  der  auch  zum  weitaus  größten 
Teil  die  Rechtsbeziehungen  des  Kompradors  nach  wirtschaftlichen 
Zweckmäßigkeitsgründen  herausgebildet  und  geformt  hat. 
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Nach  englischem  Recht  bildet  es  nun  kein  unterscheidendes 
Merkmal  zwischen  Agent  und  Kommissionär,  ob  er  im  eigenen  oder 
fremden  Namen  auftritt,  denn  das  weitgesteckte  Gebiet  des  „agency" 
deckt  sie  alle,  den  „factor",  den  „commission  agent"  und  den  „broker". 
Soweit  bei  dem  sehr  starken  Schwanken  der  Begriffsfestlegungen  im 
englischen  Recht  eine  solche  möglich  erscheint,  kann  festgestellt 
werden,  daß  der  „factor"  ein  mit  Besitz  und  Verfügung  über  die 
Vermögensgegenstände  des  Auftraggebers  betrauter  Verkaufs- 
kommissionär, der  „commission  agent"  ein  meist  im  eigenen  Namen 
handelnder  Einkaufskommissionär  ist,  während  der  „broker",  dem  man 
mehr  und  mehr  die  echte  Vermittler-  und  Unterhändlerstellung  zu- 
zuweisen sich  anschickt,  stets  im  Namen  seines  Klienten  handelt  und 
ihm  Besitz  und  Verfügung  am  Gegenstand  des  Geschäfts  nicht  ein- 
geräumt ist.  Dennoch  deckt  sich  der  Begriff  des  „broker"  nicht  mit 
dem  des  Maklers  im  deutschrechtlichen  Sinne,  da  der  englische  Jurist 
die  Begriffsmerkmale  des  ständigen  Betrautseins  und  des  Betraut- 
seins für  Handelshäuser  fallen  läßt  und  auch  nicht  die  scharfe 
Trennung  zwischen  dem  Begriff  der  bloßen  Vermittlung  und  dem  der 
Vertretung  im  Willen  aufrecht  erhält,  so  daß  sich  die  Begriffe  des 
Maklers  und  des  Agenten  verschmelzen.  Wie  weit  dieses  Ineinander- 
übergreif en  geht,  zeigt  Story  in  seinen  „Commentaries  on  the  law  of 
agency"  \  in  denen  er  in  einer  Anmerkung  zu  §  34  sagt:  „Indeed,  in 
practical  business,  the  two  characters  are  often  confounded,  and  a 
broker  is  often  a  factor  and  a  merchant  as  well  as  a  general  agent". 
Die  bei  Vermittlung  und  Abschluß  von  Verkäufen  stark  ein- 
geschränkte Vertretungsmacht  des  Kompradors  läßt  es  nicht  zu,  ihn 
einem  „factor"  gleichzusetzen;  die  Stellung  eines  „broker",  der  sich 
unserem  Agentenbegriff  annähert,  entspricht  seiner  Tätigkeit  bei  Im- 
portgeschäften weit  stärker.  Bei  notwendiger  Einräumung  größerer 
Selbständigkeit,  wie  sie  dem  aufkaufenden  Komprador  in  dem  ein- 
gangs des  Kapitels  gewählten  Beispiel  eigen  ist,  kann  ihm  ohne 
Nachteil  für  den  Auftraggeber  die  Vertretungsgewalt  eines  „com- 
mission agent"  gegeben  werden,  da  das  englische  Recht  es  zuläßt, 
daß  bei  Abschlüssen  seitens  des  Kommissionärs  ohne  Namens- 
nennung seines  Auftraggebers  der  letztere  zu  einer  Art  adjektivischer 
Mitberechtigung  und  Mitverpflichtung  neben  dem  Kommissionär 
gelangt.  Die  fremde  Firma  kann  daher,  wenn  der  Komprador  als  Ein- 
kaufskommissionär aus  einem  Lieferungsvertrage  mit  einem  chinesi- 
schen Händler  keine  Erfüllung  erlangt  hat,  —  ohne  Notwendigkeit  der 
Forderungsabtretung  —  ihre  Ansprüche  unmittelbar  geltend  machen. 

Das  chinesische  Recht,  das  nach  der  herrschenden  Lehre  des 
internationalen  Privatrechts  zur  Anwendung  zu  gelangen  hat,  wenn 
es  sich  um  ein  zwischen  zwei  Chinesen  beschlossenes  Rechtsgeschäft 
handelt  —  wie  es  stets  bei  den  Verträgen  zwischen  Komprador  und 
chinesischem  Händler  der  Fall  ist  — ,  läßt  zwar  die  Abtretung  einer 

1  Zit.  bei  Wüstendörfer,  a.a.O.,  S.150. 
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Forderung  nur  dann  zu,  wenn  der  Lieferungsverpflichtete  sich  mit  der 
Zession  einverstanden  erklärt;  bei  Austragung  von  Streitfällen  vor 
chinesischen  Gerichten  wurde  jedoch  den  europäischen  Firmen,  die 
aus  den  von  den  Kompradoren  mit  chinesischen  Händlern  ab- 
geschlossenen Kontrakten  unmittelbar  gegen  die  Händler  klagten,  der 
berechtigt  gewesene  Einwand  nicht  entgegengehalten,  daß  sie  aus 
den  Verträgen  nicht  aktiv  legitimiert  seien.  Die  materielle  Ent- 
scheidung des  chinesischen  Gerichts  lief  damit,  abweichend  von  der 
heimischen  Rechtssatzung,  in  den  Gedankengängen  des  englischen 
Rechts,  das  eine  Mitberechtigung  des  Kommittenten  zuläßt.  Neben 
dieser  Mitberechtigung,  die  der  fremden  Firma  stets  die  Möglichkeit 
gibt,  ihrem  Komprador  helfend  beizuspringen,  erwächst  natürlich  für 
sie  auch  die  Gefahr,  von  der  Gegenseite  aus  Verträgen  mit  dem  Kom- 
prador in  Anspruch  genommen  zu  werden.  Obwohl  diese  Gefahr, 
im  Vergleich  zu  dem  Vorteil  der  Mitberechtigung,  nicht  sehr  erheblich 
ist,  da  der  Komprador  meist  selbst,  um  sein  „Gesicht"  zu  wahren, 
jegliche  Differenz  von  sich  aus  beizulegen  bestrebt  sein  wird,  und 
außerdem  der  fremden  Firma  stets  der  Zugriff  auf  die  vom  Komprador 
gestellte  Sicherheit  bleibt,  wird  diese  noch  mehr  herabgedrückt  durch 
die  in  der  englischen  Rechtsprechung  zutage  tretende  Anschauung, 
daß  in  besonderen  Fällen  ein  Agent,  auch  bei  ausdrücklicher  Namhaft- 
machung  seines  Auftraggebers,  nur  persönlich  und  allein  verantwort- 
lich ist. 

Als  beherrschendes  Prinzip  tritt  stets  die  praktisch-kaufmännische 
Erwägung  hervor,  auf  wessen  Kredit  das  ganze  Geschäft  vom  Ver- 
tragsgegner abgestellt  ist,  wobei  das  englische  Recht  charakteristischer- 
weise als  Parteiwille  präsumiert,  daß  einem  ausländischen  Kaufmann 
nicht  Kredit  gegeben  wird  und  statt  seiner  nur  der  am  Ort  ansässige 
Vertreter  seinerseits  berechtigt  und  verpflichtet  ist,  mag  er  im  Namen 
seines  Auftraggebers  oder  im  eigenen  abgeschlossen  haben.  Obwohl 
aus  einem  solchen  Vertragsverhältnis  nur  schwer  die  oben  dargelegte 
Möglichkeit  der  Mitberechtigung  der  fremden  Firma  abzuleiten  wäre, 
müssen  wir  doch,  um  die  Mitverpflichtung  der  fremden  Firma 
möglichst  auszuschließen,  bei  Einkäufen  des  Kompradors  als  Partei- 
willen unterstellen,  daß  der  chinesische  Händler  einen  etwaigen 
Kredit  nicht  der  fremden  Firma,  sondern  der  Person  des  Kompradors 
einräumen  würde.  Mag  dem  chinesischen  Händler  der  Name  und  der 
Ruf  der  fremden  Firma  bekannt  sein  oder  nicht,  in  jedem  Falle  wird 
er  wohl  zunächst,  wenn  nicht  durchaus,  auf  das  Ansehen  und  die 
Bonität  des  Kompradors  hin  einen  Kredit  einräumen,  wofür  noch 
weiterhin  die  von  Europäern  in  Ostasien  meist  nicht  beachtete  Tat- 
sache spricht,  daß  der  chinesische  Händler  sich  von  dem  Komprador 
oft  noch  Bürgschaften  für  den  europäischen  Kaufmann  stellen  läßt. 
Das  Maß  der  Kreditgewährung  liegt  also  für  den  chinesischen 
Kontrahenten  gänzlich  in  der  Kreditwürdigkeit  des  Kompradors  be- 
schlossen,  so   daß   für   ihn   die   für    analoge   Fälle    angewandte   An- 
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schauung  des  englischen  Rechts  genau  so  Platz  greifen  kann.  Gewiß 
ist  es  für  den  fremden  Kaufmann  schwieriger,  bei  Ablehnung  der  Mit- 
haftung aus  den  eben  dargelegten  Gründen  nun  im  Gegenfalle  eine 
Mitberechtigung  geltend  machen  zu  können,  aber  die  Tatfragen  stellen 
sich  so  verschieden,  und  der  in  englischen  Rechtsgedanken  sich 
haltende  Richter  kann  seine  Urteilsfindung  in  so  weitgehendem  Maße 
nach  dem  common  sense  und  dem  freien  Handelsbrauch  richten,  daß 
auch  weiterhin  die  Möglichkeit  der  Mitberechtigung  für  den  fremden 
Kaufmann  besteht. 

Vorteile  und  Nachteile  ergeben  sich  für  die  fremde  Firma  bei 
jeder  Rechtsform.  Ein  Angestelltenverhältnis  gibt  natürlich  der  Firma 
das  Recht,  jederzeit  die  von  ihrem  Komprador  eingeleiteten  Ge- 
schäfte wie  ihre  eigenen  zu  behandeln,  hat  aber  den  von  der  fremden 
Kaufmannschaft  aufs  heftigste  abgelehnten  Nachteil  zur  Folge,  daß  ihr 
eine  erhöhte  Aufsichts-  und  Haftpflicht  obliegt  und  sie  alle  Hand- 
lungen ihres  Kompradors,  dessen  Geschäftspraktiken  sie  niemals 
völlig  zu  ergründen  vermag,  gegen  sich  selbst  gelten  lassen  muß.  Die 
Betätigung  des  Kompradors  als  selbständiger  Handelsvermittler  in 
einem  Kommissions-  bzw.  Agentenverhältnis  entbindet  die  Firma  von 
dieser  Verpflichtung,  kann  sie  jedoch  in  die  Lage  bringen,  Geschäfte 
ihres  Kompradors  nicht  wie  eigene  unmittelbar  vertreten  zu  können. 

Aus  der  vorgenommenen  Zergliederung  der  einzelnen  Dienst- 
verpflichtungen des  Kompradors  sowohl  wie  aus  der  zusammen- 
fassenden Übersicht  seiner  Gesamttätigkeit  hat  sich  jedoch  bei  der 
Vergleichung  mit  den  von  den  Rechtssystemen  geschaffenen  Handels- 
typen ergeben,  daß  die  Rechtsstellung  des  Kompradors  der  des  von 
Wüstendörfer1  sogenannten  „Kommissionsagenten"  entspricht, 
und  alle  diesem  Rechtsverhältnis  entspringenden,  soeben  kurz  auf- 
geführten Vorteile,  wie  Mitberechtigung  ohne  stetige  Mitverpflichtung, 
der  fremden  Firma  in  ihrem  Verhältnis  zum  Komprador  zugute 
kommen.  Mit  dieser  Rechtsstellung  des  Kompradors,  die  sich  aus 
seiner  wirtschaftlichen  Betätigung  zwingend  ergibt,  ist  unbeeinflußt 
eine  Übereinstimmung  mit  der  Anschauung  der  fremden  Kaufmann- 
schaft in  China  herbeigeführt  worden,  die  sich  zum  größten  Teil  in 
starkem  Gegensatz  zu  der  bisherigen  juristischen  Auffassung  befand. 

Auch  bei  größter  Annäherung  an  den  englischen  Rechtsbegriff 
des  „Kommissionsagenten"  wird  der  Komprador  doch  noch  eine 
besondere  Rechtsfigur,  eben  die  als  „Komprador"  bekannte,  bilden, 
die  als  Eigentümlichkeiten  insbesondere  die  Garantieleistung,  Sicher- 
heitshinterlegung und  Bürgschaftsstellung  umfaßt,  womit  aber  auch 
die  rechtliche  Unmöglichkeit  aufgezeigt  ist,  den  Komprador  zu  den 
Angestellten  zu  rechnen.  Wo  wirklich  die  Möglichkeit  bestehen  sollte, 
daß  Außenstehende  ihn  als  solchen  ansehen,  wie  bei  Lagerverkäufen 
oder  im  Bankgeschäft,  ist  aber  auch  durch  die  Ortsständigkeit  seiner  Be- 
schäftigung   der    fremden    Firma    die    Möglichkeit    gegeben,    durch 
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ständige  Aushänge  und  Bekanntmachungen  in  chinesischer  Sprache 
Dritten  offenkundig  zu  machen,  welche  Befugnisse  dem  Komprador 
eingeräumt  sind,  und  welche  Geschäftsakte  er  nicht  ausführen  darf. 
So  wäre  allmählich  zu  erzielen,  daß  der  Begriff  des  Kompradors  ein- 
deutig und  die  von  der  fremden  Kaufmannschaft  vertretene  An- 
schauung sich  zu  einer  allgemeinen,  auch  gesetzmäßig  zu  erfassenden 
verdichten  würde. 

Um  alle  Unklarheiten,  die  über  die  Stellung  des  Kompradors  in 
der  Auffassung  Dritter  entspringen  können,  nach  Möglichkeit  aus- 
zuschließen, muß  sein  Typ,  ähnlich  dem  des  Kommissionsagenten,  so 
herausgearbeitet  werden,  daß  eindeutig  feststeht:  die  fremde  Firma 
kann  aus  Verträgen  ihres  Kompradors  mit  Dritten  nicht  verantwortlich 
gemacht  werden,  ehe  sie  nicht  durch  eigene  Unterschrift  oder 
schlüssige  Handlungen  ihre  Übereinstimmung  mit  den  von  ihrem  Kom- 
prador getroffenen  Abmachungen  kundgetan  hat.  Der  Standardtyp 
wäre  damit  der  mit  Vermittlungsbefugnis  ausgestattete  Komprador, 
dessen  engere  oder  weitere  Befugnisse  sich  wie  bei  jedem  Vermittler- 
typ je  nach  dem  Geschäftszweige  und  dem  Betriebe  richten  und  sich 
zu  allgemein  bekannten  Usancen  ausbilden. 

Je  einheitlicher  der  Kompradorbegriff  gefaßt  werden  kann,  desto 
stärker  wird  ihn  der  Handelsverkehr  aufnehmen  und  ihn  sich  als  feste 
Anschauung  zu  eigen  machen.  Aus  diesem  Grunde  ist  dem  von 
Tiefensee  gemachten  Vorschlage,  den  Komprador  hinsichtlich  seiner 
rechtlichen  Stellung  in  vier  Arten  zu  scheiden,  die  Gefolgschaft  zu 
versagen.    Tiefensee1  teilt  ein  in: 

1.  den  Komprador  mit  Prokura,  der  bei  der  Registerstelle  des 
Kreisamtes  einzutragen  ist  und  Vertretungsvollmacht  in  allen 
gerichtlichen  und  außergerichtlichen  Sachen  hat; 

2.  den  Komprador  mit  Vollmacht,  die  umfassend  oder  begrenzt 
sein  kann; 

3.  den  Komprador  ohne  Vertretungsbefugnis  als  ein  gegen  Lohn 
arbeitender  Angestellter; 

4.  den  Komprador  mit  Vermittlungsbefugnis,  der  nicht  ein- 
getragen zu  werden  braucht,  falls  ihm  nicht  Vertretungs- 
vollmacht besonders  eingeräumt  worden  ist. 

Mag  eine  solche  Einteilung  für  das  Vertragsverhältnis  zwischen 
der  fremden  Firma  und  dem  Komprador  noch  eine  gewisse  Eignung 
aufweisen,  so  kann  sie  im  Außenverhältnis  zu  Dritten  nur  Unklarheit 
und  Verwirrung  über  die  jeweiligen  Befugnisse  des  Kompradors 
stiften.  Tiefensee  gibt  auch  selbst  zu,  daß  Fall  1  und  3  nur  theoreti- 
sches Interesse  haben  und  Fall  2  nur  für  fremde  Kaufleute  in  Frage- 
komme,  die  eine  umfassende  Kenntnis  der  chinesischen  Sprache  und 
Schrift  sowie  der  chinesischen  Geschäftsgebräuche  besitzen,  während 
er  Fall  4,  den  als  Agenten  arbeitenden  Komprador,  als  die  Normal- 
form   des    Vertragsverhältnisses    zwischen    Komprador    und    fremder 
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Firma  anspricht  und  somit  die  Ausführungen  dieses  Abschnitts,  die 
unter  Beachtung  der  rechtlichen  und  wirtschaftlichen  Verhältnisse  der 
Kompradortätigkeit  zu  dem  gleichen  Ergebnis  gelangen,  wirksam 
unterstützt.  Da  die  in  Fall  1 — 3  angeführten  Formen  der  von  der 
fremden  Kaufmannschaft  geforderten  Rechtsstellung  des  Kompradors 
nur  sehr  wenig  entsprechen  und  eine  unnötige  Belastung  und  Er- 
schwerung für  die  Unterscheidung  des  Kompradors  im  Verkehrsleben 
herbeiführen,  kann  wohl  ohne  Schaden  auf  sie  verzichtet  und  als 
Standardtyp  und  Rechtsbegriff  der  als  Kommissionsagent  arbeitende 
Komprador  aufgestellt  werden.  Um  die  Stellung  des  Kompradors  nach 
außen  hin  auch  formal  zur  Geltung  zu  bringen,  wäre  es  wohl  an- 
gebracht, sowohl  in  den  Handelsregistern  der  Konsulate  wie  in  den 
Registern  der  chinesischen  Kreisämter  eine  entsprechende  Eintragung 
vorzunehmen,  die  den  Namen  der  fremden  Firma,  bei  welcher  der 
Komprador  tätig  ist,  deren  Hongnamen,  den  Namen  des  Kompradors, 
seinen  Hallennamen  usw.  zu  enthalten  hat. 

Ein  weiteres  Eingehen  auf  die  Ausgestaltung  der  formalen  wie 
materiellen  Seite  seiner  Rechtsstellung  mag  unterbleiben,  da  sich 
durch  den  Weltkrieg  und  den  Versailler  Friedensvertrag  eine  derartige 
Wandlung  in  den  Wirtschaftsbeziehungen  der  fremden  Mächte  zu 
China  vollzogen  hat,  daß  auch  für  die  Stellung  des  Kompradors  kaum 
noch  die  alten  Formen  in  Betracht  kommen  werden,  die  sein  bis- 
heriges Vertragsverhältnis  zu  den  fremden  Firmen  bestimmten. 

VII.   Ausschaltung  oder  Teilhaberschaft  des  Kompradors. 

Wie  bereits  in  den  Tagen  Alt-Kantons  die  Ablösung  des  Hoppo- 
Handelsmonopols  durch  das  Cohong-System  als  eine  Erleichterung 
des  Handels  von  den  fremden  Kaufleuten  empfunden  und  das  Zu- 
sammenarbeiten mit  den  Hongkaufleuten  als  auf  einer  hohen  Stufe 
kaufmännischen  Geschäftsgeistes  stehend  gerühmt  wurde,  behielt  das 
aus  diesem  hervorgegangene  Kompradorsystem,  trotz  der  für  die 
fremde  Kaufmannschaft  aus  dem  Vertrage  von  Nanking  und  späteren 
Verträgen  sich  ergebenden  Möglichkeiten  eines  direkten  Handels- 
verkehrs, bis  in  die  letzten  Jahre  seine  Bedeutung  und  Stellung  im 
Fremdhandel  bei  und  kam  nahezu  in  allen  von  Fremden  in  China 
betriebenen  Geschäftszweigen  zur  Verwendung.  Die  Ausübung  der 
sprachlichen  Vermittlung  durch  den  Komprador,  seine  Kenntnisse  des 
Geldwesens,  der  Marktlage  und  der  Bonität  der  chinesischen  Kunden 
sowie  die  Übernahme  vieler  Risiken,  wie  des  Zahlungseinganges,  der 
pünktlichen  Anlieferung,  des  gesicherten  Transports  im  Binnen- 
verkehr, der  Diebstahlsgefahr  in  den  Lagerhäusern  u.  a.  m.,  unter 
Sicherheitshinterlegungen  und  Bürgschaftsstellung  ließ  den  Kom- 
prador für  die  fremden  Kaufleute  unentbehrlich  werden,  da  er  es  ihnen 
erst  ermöglichte,  auf  dem  ohnehin  noch  schwer  zu  bearbeitenden 
chinesischen  Markte  ihre  Geschäfte  kalkulierbar  zu  machen.  Sobald 
nun  in  gewissen  Warenarten,  wie  piece-goods  und  Garnen  im  Import 
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und  Saaten  im  Export,  ein  stetiger  Absatz  mit  denselben  Händlern 
oder  an  den  gleichen  Orten  erreicht  war,  der  Bankverkehr  sich  aus- 
bildete, die  Händlerschaft  in  den  großen  Plätzen  bodenständig  wurde 
und  ihre  Zahlungsfähigkeit  offen  darlegte,  und  als  schon  ein  Teil  der 
Europäer,  unter  ihnen  vor  allem  die  Deutschen,  sich  mit  der  chinesi- 
schen Sprache  vertraut  machte,  trat  immer  stärker  der  Wunsch  hervor, 
den  Komprador  nach  Möglichkeit  auszuschalten. 

Im  Ausfuhrgeschäft  machte  er  sich  bei  der  fremden  Firma  durch 
die  großen  Gewinne  mißliebig,  die  er  bei  seinen  selbständigen  Auf- 
käufen durch  die  Spanne  zwischen  Einkaufs-  und  Offertpreis  gegen- 
über seiner  Firma  verdiente,  im  Einfuhrgeschäft  klagte  man,  daß  der 
Komprador  wohl  aufspüre,  wo  Nachfrage  nach  einer  Ware  vorhanden, 
aber  nur  selten  fähig  sei,  einen  Bedarf  zu  schaffen.  Versuche,  ihn  aus 
seiner  Stellung  zu  drängen,  sind  von  manchen  Firmen  unternommen 
worden;  entweder  bediente  man  sich  bei  Waren,  die  am  Markte  ge- 
kauft wurden,  eines  shroff,  wobei  allerdings  die  Garantieleistung 
wegfiel,  sich  jedoch  der  Provisionssatz  ermäßigte,  oder  man  kaufte 
bzw.  verkaufte  direkt,  indem  chinesisch  sprechende  europäische  An- 
gestellte mit  dem  Produzenten  bzw.  dem  Großabnehmer  unmittelbar 
in  Verbindung  traten. 

Im  Ausfuhrgeschäft  ist  bei  einem  solchen  Vorgehen  eigentlich 
nur  die  Tientsiner  Firma  Kanitz  &  Co.  erfolgreich  gewesen,  die  für 
ihren  Saateneinkauf  eine  eigene,  mit  europäischen  Angestellten  be- 
triebene Organisation  in  der  Provinz  Chili  aufbaute;  die  Versuche 
anderer  Firmen  sind  meist  unter  erheblichen  Verlusten  gescheitert. 
Nicht  nur,  daß  die  Firma  die  Kosten  der  gesamten  Einkaufsorgani- 
sation zu  tragen  hat,  die  meist  höher  sind  als  die  dem  Komprador 
gewährten  Gewinne,  auch  die  Möglichkeit  betrügerischer  Waren- 
verschlechterungen durch  Verunreinigung,  Beschweren  usw.,  das 
Transportrisiko  mit  höher  erhobenen  Likingebühren,  die  Kurs-  und 
Wechselverluste  bei  Bezahlung  mit  Silbergeld  müssen  neben  anderen 
von  der  Firma  selbst  getragen  werden.  Eine  Möglichkeit,  einen  direkten 
Einkauf  im  Landesinnern  durchzuführen,  ergibt  sich  eigentlich  nur  dort, 
wo  eine  Ware  in  genügend  großer  Menge  vorhanden  ist,  um  eine  Auf- 
kaufsorganisation ständig  nutzbringend  beschäftigen  zu  können,  wie  an 
den  großen  Umschlagplätzen,  wo  die  Waren  bereits  abgenommen  und 
für  den  Export  hergerichtet  werden. 

Wenn,  wie  es  den  Anschein  hat,  der  chinesisch-bolivische  Vertrag 
vom  März  1920,  wie  insbesondere  das  deutsch-chinesische  Handels- 
abkommen vom  Mai  1921  die  Wegrichtung  für  alle  weiteren  mit  Fremd- 
mächten abzuschließenden  Verträge  abgeben  werden,  wird  mit  der  Ein- 
räumung des  freien  Handels  und  weitestgehender  Freizügigkeit  im 
ganzen  chinesischen  Reiche  die  Notwendigkeit  sich  ergeben,  an  Plätzen 
wie  Chungking,  Changscha,  Chanteh-fu,  Cheng-tu-fu,  Yochow,  Jchang, 
Tai-yuen-fu  u.  a.  feste  Exportplätze  zu  errichten,  von  denen  aus  die 
Ware  versandfertig  nach  den  Häfen  weitergeleitet  wird.  Vielleicht  wird 
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es  sich  an  einigen  Orten  für  bestimmte  Landeserzeugnisse  ermöglichen 
lassen,  einen  direkten  Einkauf  beim  Erzeuger  vorzunehmen,  aber  die 
bei  Erschließung  neuen  Gebietes  fast  ganz  fehlende  Vertrautheit  des 
Europäers  mit  den  engeren  Landesverhältnissen  läßt  erwarten,  daß  das 
Dazwischentreten  des  Kompradors  zwingender  wird  denn  zuvor  und 
seine  Stellung  im  Ausfuhrgeschäft  in  der  Zukunft  eine  unvermeidbar 
feste  und  starke  werden  wird.  Auch  sorgen  hier  die  Gilden  mit  allen 
Mitteln  dafür,  daß  der  Fremde  nicht  beliefert  oder  daß  er  gewaltig 
übervorteilt  wird,  ihm  auf  der  Transportstrecke  hohe  Gebühren  abver- 
langt oder  sonstige  Erschwernisse  bereitet  werden,  so  daß  der  Fremde 
lieber  wieder  zu  der  Verwendung  eines  Kompradors  zurückkehrt. 

Obwohl  noch  nicht  ganz  ohne  Komprador,  aber  unter  Einschrän- 
kung seiner  Befugnisse  arbeiten,  wie  bereits  in  einem  besonderen 
Kapitel  ausgeführt,  manche  Importhäuser  in  den  großen  Plätzen,  in 
denen  die  Verhältnisse  einen  direkten  Verkehr  gestatten.  Da  die 
Deckung  der  vorhandenen  Nachfrage,  um  deren  Aufsuchen  der  Kom- 
prador stets  eifrig  bemüht  ist,  dem  fremden  Kaufmann  meist  ein  ge- 
nügendes Geschäft  bot,  ist  für  viele  Firmen  die  Sorge  um  die  Er- 
schließung des  inneren  Marktes  und  Bedarfsweckung  für  neue  Artikel 
nicht  allzu  brennend  gewesen  und  ein  durch  Indentverträge  und  Kom- 
pradorgarantie  gesichertes  Geschäft  bevorzugt  geblieben.  In  einigen 
Artikeln,  die  Deutschland  nach  China  ausführte,  wie  Farben,  Stahl- 
waren, technischen,  insbesondere  elektrischen  Artikeln,  ist  es  möglich 
gewesen,  ohne  Vermittlungstätigkeit  eines  Kompradors  einen  dauern- 
den Abnehmerkreis  in  China  zu  gewinnen,  doch  zeigt  schon  die  Art 
der  Ware,  daß  diese  eine  besonders  hierfür  in  Frage  kommende,  höher 
stehende  und  damit  kreditwürdige  Kundenschicht  zur  Voraussetzung 
hatte. 

Auf  eine  ganz  andere  Grundlage,  unter  Ausschaltung  des  sonst 
üblichen  Kompradorsystems,  stellten  die  Amerikaner  und  in  anderer 
Weise  die  Japaner  ihre  Absatzorganisation  in  China  und  gaben  damit 
den  Firmen  der  anderen  Nationen  den  ersten  Anlaß,  sich  ernsthaft  mit 
den  Ausschaltungsmöglichkeiten  des  Kompradors  in  ihren  Geschäfts- 
betrieben zu  beschäftigen.  Von  den  Amerikanern  waren  es  zuerst  die 
British-American  Tobacco  Company  (kurz  B.  A.  T.  ge- 
nannt) und  die  Standard  Oil  Company,  die  mit  großen 
chinesischen  Firmen  oder  mit  angesehenen  Händlern  eines  Dorfes,  die 
sie  zu  einer  Art  Gilde  zusammenschlössen,  Verträge  auf  Übernahme 
und  Vertrieb  ihrer  Ware  schlössen  und  sich  von  ihnen  Sicherheiten 
geben  ließen.  Durch  Kontrolleure  wurden  die  Geschäfte  ständig  ge- 
prüft, und  durch  Reisende,  welche  die  chinesische  Sprache  erlernt 
hatten,  wurden  die  Waren  weit  im  Lande  bekannt  gemacht.  Die  Be- 
darfsweckung, auf  die  sich  der  Komprador  so  schlecht  versteht,  geschah 
mit  der  Großzügigkeit,  die  der  amerikanischen  Vertriebsorganisation 
eigen  ist.  Die  Standard  Oil  Company  ließ  zu  Tausenden  kleine  Öl- 
lämpchen  kostenlos  unter  die  Bevölkerung  verteilen  bzw.  gab  sie  später- 
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hin  zum  Selbstkostenpreise  ab,  wies  jedoch  die  Leute  darauf  hin,  daß 
diese  Lämpchen  nur  bei  Verwendung  ihres  Petroleums  Nutzen  stifteten, 
und  schaffte  sich  so  in  kurzer  Zeit  ein  gewaltiges  Absatzgebiet,  das  die 
Asiatic  Oil  Co.,  die  ähnliche  Methoden  befolgte,  trotz  schärfsten 
Wettbewerbs  nicht  zu  erobern  vermochte.  Die  B.  A.  T.  verteilte  an 
allen  Orten  und  in  belebten  Straßengegenden  billige  Zigaretten  karton- 
weise an  die  Vorübergehenden  und  erreichte  mit  ihrer  über  das  ganze 
Reich  gespannten,  rührig  arbeitenden  Organisation,  daß  die  bis  dahin 
dem  Chinesen  lieb  gewordene  Pfeife  der  Zigarette  Platz  machen  mußte. 
Alle  diese  Organisationen,  die  in  ähnlicher  Form  von  der  Singer  Comp, 
für  Nähmaschinen,  von  Nestle  für  Kindermehl,  dann  für  Scotts 
Emulsion-Lebertran,  Patentmedizinen,  kondensierte  Milch  u.  ä.  auf- 
gebaut wurden,  arbeiteten  mit  einem  großen  Reklameaufwand  an 
Riesenplakaten,  Handzetteln  und  Zeitungsannoncen,  so  daß  die  ge- 
samten Werbeunkosten  nebst  der  den  chinesischen  Händlern  bzw. 
den  Reisenden  gezahlten  Provisionen  zu  Summen  anstiegen,  die  nur 
bei  einem  außerordentlich  großen  Umsatz  auf  den  Warenpreis  ver- 
teilt werden  konnten. 

Die  Japaner,  denen  die  Ähnlichkeit  ihres  Aussehens,  ihrer  Sprache, 
ihrer  Lebensgewohnheiten  mit  denen  des  chinesischen  Volkes  zugute 
kommt,  wandern  nach  Art  der  pedlars  weit  im  Lande  umher  und  ver- 
hökern dort  Trödelware,  Pfennigartikel,  Kurzwaren  und  billige  Web- 
stoffe unmittelbar  beim  letzten  Abnehmer,  wobei  sie  sich  auch  das 
Fehlen  einer  Markenschutzgesetzgebung  in  China  weitgehend  zunutze 
machen  und  von  anderen  Nationen  mühsam  eingeführte  qualifizierte 
Markenartikel  durch  billige  und  minderwertige  Fabrikate  in  täuschend 
nachgeahmter  Aufmachung  verdrängen  und  ersetzen.  Bei  der  Einfuhr 
großer  Stapelartikel,  wie  Baumwollgarne  und  piece-goods,  schließt  der 
Japaner  ebenfalls  ohne  Komprador  direkt  mit  großen  chinesischen 
Handelshäusern  ab,  wobei  er,  weitergehend  als  die  von  den  Europäern 
in  den  großen  Einfuhrplätzen  befolgte  direkte  Absatzmethode,  sich  mit 
solchen  weit  im  Inlande  ansässigen  Häusern  in  Verbindung  setzt. 
Bezieht  er  die  Importware  aus  seinem  Heimatlande,  so  kommt  ihm, 
mehr  noch  als  dem  Amerikaner,  die  kurze  Transportstrecke  zustatten, 
so  daß  ihm  bei  dem  dadurch  herabgeminderten  cif-China-Hafen-Preis 
die  Übernahme  der  für  ihn  wesentlich  geringeren  Risiken  des  Binnen- 
transportes möglich  ist. 

Diese  Vorteile  genießt  der  europäische  Importeur  im  allgemeinen 
nicht,  und  so  kann  sich  die  Frage,  ob  ihm  eine  grundsätzliche  Aus- 
schließung des  Kompradors  in  seiner  chinesischen  Handelsorganisation 
möglich  ist,  nicht  unter  Hinweis  auf  die  von  den  Japanern  und  Ameri- 
kanern eingeschlagene  Geschäftsmethode  entscheiden.  Abgesehen 
davon,  daß  die  Ersetzung  des  Kompradors  durch  andersartige,  soeben 
angeführte  Absatzorganisationen  äußerst  kostspielig  ist  und  meist  die 
vom  Komprador  aufgesaugten  Gewinne  und  die  ihm  gewährten  Pro- 
visionen weit  übertrifft,  wird  sich  die  Frage,  ob  er  auszuschalten  ist 
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oder  nicht,  rein  rechenmäßig  danach  richten,  ob  eine  Ware  dauernd 
in  großen  Mengen  abgesetzt  werden  kann  und  weder  ein  starker  Wett- 
bewerb von  anderer  Seite  zu  Preisdrückereien  und  unlohnendem  Ge- 
schäft führt,  noch  eine  Absatzstockung  die  teure  Absatzorganisation 
im  Binnenlande  zu  Leerlauf  und  Stillstand  zwingt  und  damit  erheb- 
liche Verluste  zeitigt.  Kein  Mensch  wird  dem  in  solcher  Weise 
arbeitenden  Kaufmann  die  Verluste  abnehmen,  und  jedes  Risiko,  das 
bisher  soweit  als  möglich  dem  Komprador  aufgebürdet  wurde,  der  nicht 
nur  Gewinne  einzustecken,  sondern  auch  manche  Verluste,  die  nicht  in 
seiner  Schuld  lagen,  gutzumachen  hatte,  muß  voll  und  ganz  von  der 
fremden  Firma  getragen  werden. 

Nicht  zu  unterschätzen  und  durch  keinen  noch  so  gut  vorgebildeten 
europäischen  Angestellten  zu   ersetzen  sind  die  Kenntnisse,  die  der 
Komprador  als  wurzelfester  Sproß  seines  Heimatlandes  von  allen  Zu- 
ständen und  Vorgängen  des  Gesamtlebens  seines  Gaues,  seines  Be- 
tätigungskreises, seiner  Interessensphäre  hat.  Wie  es  Jernigan  einmal 
ausdrückt:    „His  knowledge  of  the  gener al  trend  of  politics  in  the 
different  parts  of  the  Empire  and  the  effect  thereof  on  his  employer's 
trade  is  extensive.    There  is  no  large  merchant  in  the  interior  about 
whom  he  does  not  know  something,  or  concerning  whom  he  cannot  on 
the  shortest  notice  obtain  information.     He  is  a  Walking  encyclopaedia 
of  industrial,  commercial,  political,  and  financial  information"  \   Wenn 
man  dann  noch  das  von  der  ethischen  und  soziologischen  Seite  her 
sich    gegen    eigenmächtig   vorgehende    Handelsmethoden    der   West- 
länder auflehnende  Empfinden  des  chinesischen  Volkes  als  ein  den 
Handel    des   fremden   Kaufmannes   lähmendes   und    hemmendes    Er- 
schwernis hinzurechnet,  das  nur  der  Komprador  zu  überbrücken  in  der 
Lage  ist,  muß  man  zu  dem  Schluß  kommen,  daß  nur  in  ganz  besonderen 
Fällen  eine  Ausschaltung  des  Kompradorsystems  auf  die  Dauer  von 
Nutzen  sein   kann,   während   in  der   Mehrzahl   aller   Fälle   sein   Bei- 
behalten ein  notwendiges  Erfordernis  des  chinesischen  Fremdhandels 
bleiben    wird.     Den    Regierungs-    und    den    Schiffskomprador    auszu- 
schalten,   geht   bei   Betrachtung   ihrer  von   keinem   Europäer   zu   er- 
setzenden Funktionen  nicht  an,  wie  dies  auch  bei  den  mannigfachen 
Arten  des  Warenkompradors  kaum  zur  Regel  erhoben  werden  kann; 
der  Bankkomprador,  dessen  Ausschaltung  bisher  wohl  nur  die  Hong- 
kong  and   Shanghai   Banking   Corporation   und    die    Chartered   Bank 
of  India,  Australia  and  China  vorgenommen  haben,  kann  bei  sonst 
straffer  Bankorganisation  vielleicht  schon  durch  einen  tüchtigen  shroff 
ersetzt  werden,  während  auf  den  Versicherungskomprador  wohl  eher 
verzichtet  werden  kann,  wenn  nicht  dessen  Garantie  für  das  europäi- 
sche Haus  gerade  von  den  chinesischen  Versicherungsnehmern  ge- 
fordert wird. 

Die  Fälle,  die  von  Auswüchsen  und  Mißbräuchen  des  Komprador- 
systems berichten  und  zum  Teil  vor  Gericht  verhandelt  wurden,  dürfen 

i  China  in  Law  and  Commerce.    London  1905.     S.  268. 
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nicht  verallgemeinert  werden,  da  sie  auch  nur  Ausnahmefälle  dar- 
stellen. Der  Komprador  hat  sich  in  der  Regel  als  der  Vertrauensmann 
erwiesen,  auf  dessen  Ehrlichkeit  und  Geschäftsinteresse  sich  die 
fremde  Kaufmannschaft  voll  verlassen  konnte;  dort,  wo  seinem  ge- 
schäftlichen Können  Grenzen  gesteckt  waren,  wie  bei  der  Schaffung 
neuen  Bedarfs,  konnte  sie  durch  besondere  Angestellte,  Agenten 
oder  Reisende,  die  sowohl  Sprachen-  wie  Landeskenntnisse  hatten,  mit 
Mustern,  Vorführungen,  Ausstellungen,  Werbeverfahren  aller  Art  dem 
Binnenlande  neue  Anregungen  geben  und  so  auf  dem  neu  er- 
schlossenen Gebiet  sich  sowie  ihrem  Komprador  die  Möglichkeit 
schaffen,  die  Anfangserfolge  durch  Weiteranknüpfung  der  Beziehungen 
und  kreditgesicherten  Ausbau  des  Geschäfts,  wobei  sich  die  Tätig- 
keit des  Kompradors  erst  voll  bewährte,  zu  stabilisieren  und  zu  einem 
dauernden  und  gewinnbringenden  Geschäftsverkehr  zu  gestalten. 
Diese  Ergänzung  der  Kompradortätigkeit  durch  stoßtruppartig  zu  ver- 
wendende europäische  Reisende  und  durch  Vorarbeiten  in  europäisch- 
amerikanischer Werbemanier  wäre  bei  normalem  Verlauf  der  Welt- 
und  Wirtschaftsgeschichte  wohl  die  Handelsmethode  der  Zukunft  auf 
dem  chinesischen  Markt  geworden,  wenn  nicht  der  Weltkrieg  und 
seine  Folgen  eine  gewaltige  Umwälzung  der  wirtschaftlichen  Macht- 
verhältnisse der  fremden  Nationen  in  China  und,  trotz  aller  Kalamitäten 
der  chinesischen  Staatsfinanzen,  ein  Erstarken  und  eine  gewisse  Kon- 
solidation der  chinesischen  Privatwirtschaft  herbeigeführt  hätte. 

Wie  sich  aus  den  Forderungen  der  chinesischen  Delegation  bei 
den  Vorverhandlungen  des  Versailler  Friedensvertrages  sowie  aus  dem 
Geiste  der  von  China  mit  Bolivien,  Rußland  und  Deutschland  im  Jahre 
1920  und  1921  abgeschlossenen  Handelsabkommen  und  aus  manchen 
Äußerungen  führender  politischer  und  wirtschaftlicher  Kreise  Chinas 
ergibt,  scheint  die  Zeit  der  Vorrechte  ohne  Gegenleistung,  das  Zeit- 
alter der  Konzessionen  und  Interessensphären  in  China  für  die  fremden 
Nationen  endgültig  vorbei  zu  sein  und  die  Gewährung  der  Freizügigkeit 
und  der  freien  Handelsbetätigung  im  Bereiche  des  ganzen  Landes  mit 
der  Anerkennung  der  Mündigkeit  und  der  Gleichberechtigung  des 
chinesischen  Volkes  mit  den  Fremdmächten  erkauft  werden  zu  müssen. 

Aus  dieser  Erkenntnis  der  politischen  Verhältnisse  und  aus  privat- 
wirtschaftlichen Erwägungen  heraus  ist  eine  neue  Form  der  Wirt- 
schaftsbetätigung der  Fremden  in  China  entstanden:  Die  gemischte 
Unternehmung,  das  Zusammenarbeiten  chinesischen  und  ausländischen 
Kapitals  bei  ganz  oder  annähernd  gleicher  Beteiligung.  Praktisch  war 
diese  Form  in  einem  Falle  schon  vor  dem  Kriege  hervorgetreten  bei 
der  Begründung  der  Kailan  Mining  Administration,  einer  Arbeits- 
gemeinschaft der  britischen  Chinese  Engineering  and  Mining  Co.,  Ltd., 
und  der  chinesischen  Lanchow  Mining  Co.,  und  während  der  ersten 
Kriegsjahre  in  der  Fu  Chung  Cooperation,  einer  Verbindung  des 
britischen  Peking  Syndicate,  Ltd.,  mit  benachbarten  chinesischen 
Kohlengruben.    Aber  erst  nach  dem  Kriege  gewann  diese  Form  ihre 
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wirklichen  Ausmaße,  zunächst  durch  die  Japaner,  die  chinesisch-japa- 
nische Banken,  Baumwollspinnereien,  Bergwerke  und  andere  Industrie- 
und  Handelsunternehmungen  in  großer  Zahl  gründeten.  Dann  ergriff 
wieder  das  Peking  Syndicate  die  Führung  und  schweißte  die  britische 
Marconi-Gesellschaft  mit  der  chinesischen  Drahtlosen  Gesellschaft  zu- 
sammen und  tat  einen  Hauptzug  mit  der  von  ihm  und  Chinesen  zu 
gleichen  Anteilen  gegründeten  Tabakgesellschaft,  der  Chung  Hua 
Tobacco  Co.  in  Peking,  die  als  eines  ihrer  wesentlichsten  Ziele  die 
Verdrängung  der  britisch-amerikanischen  Zigarettengesellschaften  vom 
chinesischen  Markte,  vor  allem  der  B.  A.  T.,  betrachtet.  Zu  einem 
wesentlichen  Einfluß  ist  bereits  die  amerikanisch-chinesische  Commer- 
cial  and  Industrial  Bank  of  China  gelangt,  deren  nicht  ganz  aussichts- 
loses Streben  dahin  geht,  die  großen  englischen  Chinabanken,  unter 
ihnen  zuerst  die  Hongkong  and  Shanghai  Banking  Corporation,  aus 
ihrer  bisherigen  Machtstellung  zu  heben.  Eine  italienisch-chinesische 
Bankgründung,  die  Banca  Italo-Chinese,  und  eine  chinesisch-japanisch- 
französische Bank  in  Tientsin,  sowie  eine  chinesisch  -  italienische 
Schiffahrtsgesellschaft  und  eine  chinesisch-britische  Elektrizitätsgesell- 
schaft sind  bereits  ausgeführte  bzw.  im  Entstehen  begriffene  Unter- 
nehmungen dieser  in  China  neuartigen  Betriebsform. 

Sind  es  nicht  nur  hochstehende  oder  einflußreiche  chinesische 
Beamte,  die  als  Gründer  und  Teilhaber  derartiger  Gesellschaften  her- 
vortreten, sondern  auch  in  vielen  Fällen  angesehene,  kapitalkräftige 
chinesische  Kaufleute,  die  sehr  oft  bisher  als  Kompradore  für  fremde 
Firmen  tätig  waren,  so  zeigt  die  Umformung  der  Wirtschaftsmethoden 
deutlich,  daß  die  neu  eingeschlagene  Richtung  nicht  zu  einer  Aus- 
schaltung der  chinesischen  Händlerschaft,  sondern  zu  einem  noch 
stärkeren  Heranziehen  dieser  Kreise  und  einem  Zusammenarbeiten  auf 
dem  Grundsatze  der  Gleichberechtigung  führt.  Und  nicht  nur  in  der 
fest  wurzelnden  Form  der  Unternehmungen  aller  Art,  sondern  auch 
in  dem  loser  geknüpften  Arbeitsverhältnis  der  Handelsvermittlung,  zu 
der  vor  allem  der  Komprador  zu  rechnen  ist,  wird  die  Vereinigung  des 
chinesischen  und  des  fremdländischen  Kaufmannes  zu  einer  Arbeits- 
gemeinschaft erfolgen;  sie  wird  insbesondere  für  deutsche  Kaufleute 
zwingende  Notwendigkeit  werden,  wenn  sie  überhaupt  noch  auf  eine 
Wiederaufnahme  ihrer  Handelstätigkeit  in  China  und  auf  nennens- 
werte Erfolge  auf  dem  dortigen  Markte  in  absehbarer  Zeit  rechnen. 
Diesen  Gedanken  streift  bereits  Berliner  in  seiner  „Organisation 
des  Exportgeschäftes"  1  und  Tiefensee,  der  in  vierjähriger  Inter- 
nierung auf  japanischem  Boden  über  die  Möglichkeiten  der  Neu- 
gründung des  deutschen  Handels  auf  dem  arbeitsreichen  chinesischen 
Markte  nachgrübelt,  baut  auf  diesem  Gedanken  sein  fleißiges  und  in 
vieler  Hinsicht  interessantes  Buch  auf 2. 


i  Organisation  und  Betrieb   des  Exportgeschäfts  in  China.    I.  Allgemeiner  Teil  und 
Buchführung.    Hannover  1920. 
2  a.  a.  O. 
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Durch  das  deutsch-chinesische  Handelsabkommen  vom  20.  Mai 
1921,  das  ausdrücklich  die  Verpflichtung  Deutschlands  zur  Erfüllung 
der  im  Vertrage  von  Versailles  niedergelegten  Bestimmungen  (Teil  IV, 
Abschn.  2,  §§  128—134)  enthält,  hat  zwar  die  Frage  der  Freigabe 
deutschen  Eigentums  eine  für  Deutschland  günstigere  Lösung  ge- 
funden, doch  ist  durch  die  Schwerfälligkeit  und  Unklarheit  des  für  die 
Liquidationsfragen  maßgebenden  Rechtsverfahrens  erst  ein  geringer 
Teil  liquidierten  Eigentums  in  die  volle  Verfügungsgewalt  der  früheren 
Eigentümer  gelangt.  Was  von  all  dem  Verlorenen  in  China  für  die 
deutschen  Kaufleute  oft  nur  allein  noch  unversehrt  geblieben  ist,  sind 
die  in  jahrelangem  Zusammenarbeiten  entstandenen  und  durch  die 
Kriegsnot  oft  noch  verstärkten  guten  Beziehungen  zu  ihren  Kom- 
pradoren,  die  vielfach  mit  Gewandtheit  dort  ruhendes  deutsches  Eigen- 
tum vor  dem  Liquidator  zu  retten  und  ihren  deutschen  Geschäfts- 
freunden zu  erhalten  wußten.  Mit  ihnen,  die  über  ein  beträchtliches 
Vermögen,  Handelsbeziehungen  und  Bankverbindungen  verfügen,  ließe 
sich  für  den  deutschen  Kaufmann  wohl  bald  das  Chinageschäft  wieder 
aufbauen,  und  zwar  in  der  Art,  wie  Tiefensee  es  vorschlägt,  daß  der 
deutsche  Kaufmann,  falls  er  selbst  Kapital  genug  besitzt,  als  stiller 
Teilhaber  in  die  unter  chinesischer  Firma  arbeitende  Gesellschaft  ein- 
tritt oder  unter  dem  Namen  des  Kompradors  mit  ihm  eine  Kommandit- 
gesellschaft (evtl.  auf  Aktien)  gründet,  wobei  er  als  Kommanditist  und 
der  Komprador  als  Komplementär  eintritt. 

In  anderer  Weise  ließe  sich  auch,  wie  es  oft  früher  in  chinesischen 
Bergwerken  und  anderen  technischen  Betrieben  bereits  der  Fall  war, 
eine  Beiordnung  sachverständiger  deutscher  Kaufleute  oder  ihrer  An- 
gestellten an  die  von  ihnen  und  dem  Komprador  gegründete  chine- 
sische Firma  durchführen,  wobei  der  Komprador  sein  Kapital  und  die 
Kenntnisse  des  chinesischen  Marktes,  der  europäische  Teilhaber  sein 
kaufmännisches  Organisationstalent  und  die  Verbindungen  zur  deut- 
schen Industrie  und  Geschäftswelt  beizusteuern  hätte.  Ohne  Mitarbeit 
des  Kompradors,  der  nunmehr  selbständig  eine  Export-  und  Import- 
firma führt,  und  dessen  Verhältnis  zum  europäischen  Kaufmann  ein 
zum  bisherigen  System  umgekehrtes  wird,  wird  sich  z.  B.  ein  unge- 
fährdetes und  bleibendes  Chinageschäft  für  den  Deutschen  kaum 
wieder  aufbauen  lassen.  Auch  hier  werden  sich  nach  Lage  der  Dinge 
die  vom  deutschen  Kaufmann  einzurichtenden  Einkaufs-  oder  Absatz- 
organisationen verschieden  gestalten,  je  nachdem  Wagemut  oder 
Vorsicht,  Kapitalstärke  oder  Kreditbedarf  die  Handlungen  und  das 
Vorgehen  des  Kaufmannes  bestimmen,  doch  scheint  der  Ruf  nach 
Ausschaltung  des  Kompradors  von  deutscher  Seite  kaum  noch  eine 
Begründung  in  den  herrschenden  Zuständen  zu  finden.  Trotzdem  sollte 
es  nicht  unterlassen  werden,  den  mit  und  in  China  arbeitenden  Kauf- 
mann oder  Angestellten  zum  Erlernen  und  Gebrauch  der  chinesischen 
Schrift  und  Sprache  anzuhalten  und  mit  den  Landesverhältnissen 
gründlich  bekannt  zu  machen,  denn  der  Antrieb  zur  Industrialisierung 
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Chinas  durch  den  Krieg  kann  zu  einer  Steigerung  des  Chinahandels 
und  Angliederung  an  westländische  Handelsmethoden  führen,  die 
einst,  wenn  auch  die  Kriegspsychose  aus  den  Köpfen  der  europäischen 
Völker  entdämmert  und  die  Gleichberechtigung  aller  Völker  im 
Handelsverkehr  anerkannt  ist,  zu  einem  direkten  Handel  mit  dem  chine- 
sischen Volke  ohne  Verwendung  des  Kompradorsystems  führen  mag. 

Nicht  mehr  fern  scheint  die  Zeit  zu  sein,  wo  China  seinen  Außen- 
handel selbst  in  die  Hand  nehmen  und  wie  die  japanischen  Unter- 
nehmungen, die  Mitsui,  Mitsubishi,  Sumitomo,  Furukawa  u.  a.,  Ver- 
treter nach  Europa,  nach  Deutschland  senden  und  dort  Exporthäuser, 
Schiffsagenturen,  Bankfilialen  errichten  wird.  Niemand  kann  die  Mög- 
lichkeiten voraussehen,  die  das  Erwachen  und  das  Erstarken  des  chine- 
sischen Reiches  auf  die  Weltwirtschaft  ausüben  und  welche  Organi- 
sationsformen die  Beziehungen  zwischen  dem  europäischen  Kontinent 
und  dem  Fernen  Osten  regeln  werden. 

Die  Starrheit,  die  auf  dem  Außenhandelsverkehr  des  chinesischen 
Reiches  mit  den  europäischen  Mächten  bis  zum  Anfang  dieses  Jahr- 
hunderts lastend  lag,  scheint  von  dem  Riesenkörper  zu  weichen  und 
ihn  einer  neuen  Lebensperiode  in  der  Weltwirtschaft  entgegenzu- 
führen. Die  Formen  des  Handels  mögen  wechseln,  und  Methoden,  die 
der  Augenblick  zu  eingehender  Erörterung  reif  erscheinen  läßt,  mögen 
alsbald  veralten  und  unter  dem  geschwinden  Wechsel  der  Ereignisse 
neuen  Gestaltungen  Platz  machen  müssen,  deren  Brauchbarkeit  erst  ge- 
prüft und  erwiesen  werden  muß. 

Mag  das  Kompradorsystem,  das  die  Handelsbeziehungen  des 
chinesischen  Volkes  mit  den  europäischen  Kaufleuten  durch  die  Jahr- 
zehnte hindurch  beherrscht  und  geleitet  hat,  auch  nicht  mehr  in  der 
Form  weiterleben,  wie  sie  diese  Arbeit  als  Grundlage  der  Betrachtung 
angenommen  hat,  sondern  der  angedeutete  Umwandlungsprozeß  zu 
Handels-  und  Vermittlerorganisationen  im  chinesischen  Fremdhandel 
führen,  die  nur  noch  wenig  Ähnlichkeit  mit  dem  ursprünglichen 
Kompradorsystem  haben  und  die  vielleicht  Sicherheitshinterlegung, 
Garantieleistung  und  Bürgschaftsstellung  nicht  kennen,  so  werden, 
wenn  nur  irgend  etwas  als  bleibend  angesprochen  werden  kann,  die 
Natur  des  Landes,  der  Geist  des  Volkes  in  Religion,  Kultur  und  Sprache 
die  nur  in  großen  Zeitperioden  sich  wandelnden  Bildner  bleiben,  welche 
die  Formen  des  chinesischen  Handels  bestimmen  werden.  Variationen, 
die  aus  einem  Anpassungsbedürfnis  an  Zuständlichkeiten  des  täglichen 
Lebens  entspringen  und  nur  eine  andere  Ansicht  der  Erscheinung  her- 
vorzurufen vermögen,  können,  wenn  einmal  das  Grundsätzliche  des 
Kompradorsystems  begriffen  worden  ist,  unschwer  als  Abarten  der 
typischen  Erscheinung  erkannt  werden. 


Zum  ersten  Kolonisationsversuch  Frankreichs 
in  Kanada  (1540-1543). 

Von 
Professor  Adolf  Hasenclever,  Halle  a.  S. 


R.  H  ä  p  k  e  hat  in  der  Zeitschrift  des  Hansischen  Geschichts- 
vereins den  ersten  Kolonisationsversuch  Frankreichs  in  Kanada 
während  der  Jahre  1541—1543  geschildert1;  er  hat  in  seiner  Studie, 
gestützt  auf  neue  archivalische  Funde  in  Wien,  das  hauptsächliche  Ge- 
wicht auf  die  fachtechnischen  Vorbereitungen  zu  dieser  Unternehmung 
gelegt  und  ist  hier  wohl,  falls  nicht  ganz  neue  Quellen  erschlossen 
werden  sollten,  zu  abschließenden  Ergebnissen  gelangt.  Wenn  ich  es 
gleichwohl  wage,  nochmals  zu  demselben  Thema  das  Wort  zu  er- 
greifen, so  muß  ich  von  Anfang  an  bekennen,  daß  mir  neues,  bisher 
ungedrucktes  Material  nicht  zur  Verfügung  steht,  ja,  daß  mir  bereits 
gedrucktes  Material  infolge  der  Not  der  gegenwärtigen  Zeiten  nicht 
zugänglich  ist  *;  aber  ich  glaube,  durch  eine  genauere  Interpretation  der 
jedermann  vorliegenden  Urkunden  in  einzelnen  Punkten  zu  gesicher- 
teren Ergebnissen  gelangen  zu  können,  als  es  der  Forschung,  soweit 
sie  mir  bekannt  ist,  bisher  gelungen  ist. 

I. 

Über  das  Verhältnis  von  Jacques  Cartier  aus  Saint-Malo,  dem 
Leiter  der  bisherigen  Entdeckungsfahrten  nach  Kanada,  zu  Jean  de  la 
Rocque,  Sieur  de  Roberval 3,   dem  von  König  Franz  I.   eingesetzten 


i  „Hansische  Geschichtsblätter".   17.  Bd.  Leipzig  1911.  S.  401—451. 

2  Nicht  zugänglich  ist  mir  die  Schrift  von  N.  E.  Dionne,  La  Petite  Hermine  de 
Jacques  Cartier  et  diverses  monographies  historiques.  (Galerie  Historique  Bd.  VIII.) 
Quebec  1913;  vgl.  die  Besprechung  in:  University  of  Toronto  Studies,  Bd.  XVIII  (Toronto 
1914).  S.  107 f.:  „The  third  essay  on  Roberval  contains  some  interesting  documents,  but  also 
one  or  two  mistakes  and  omissions".  —  Ob  die  in  der  „Academie  des  inscriptions  et 
belles-lettres"  im  Jahre  1908  von  Leon  Dorez  mitgeteilten  „plusieurs  lettres  inedites  de 
Francois  I.  .  .  .  relatives  au  voyage  de  Jean  de  la  Rocque,  Sieur  de  Roberval"  inzwischen 
veröffentlicht  worden  sind,  habe  ich  bisher  nicht  feststellen  können;  vgl.  Academie  des 
inscriptions  et  belles-lettres.  Comptes-rendus  1908  (Paris  1908).  S.  495.  Eine  kurze  Inhalts- 
angabe dieser  Briefe  gibt  de  laRonciere,  Notre  premiere  tentative  de  colonisation  au 
Canada.  (Bibliotheque  de  l'ecole  des  chartes.  73.  Bd.)  Paris  1912.  S.  287,  auch  Anm.  6. 

s  Vgl.  über  ihn  l'Abbe  Emile  Morel,  Jean  Francois  de  la  Rocque,  Seigneur  de 
Roberval,  Vice-Roi  du  Canada.  (Bulletin  de  la  Societe  Historique  de  Compiegne.  Bd.  VIII.) 
Compiegne  1895.    S.  5—48. 
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obersten  Führer  des  Kolonisationsversuches  vom  Jahre  1541,  äußert 
sich  H  ä  p  k  e  *  :  „Das  Verhältnis  zu  Cartier  ist  in  Robervals  Bestallung 
nicht  ausdrücklich  geregelt;  ebensowenig  enthält  Cartiers  Kommission 
die  Verpflichtung,  einem  Gouverneur  zu  gehorchen.  Vermutlich  sind 
mündliche  Weisungen ....  erteilt  worden  V  Es  wäre  merkwürdig, 
wenn  bei  einem  sonst  mit  so  großer  Umsicht  ausgerüsteten  Unter- 
nehmen dieser  wichtigste  Punkt  außer  acht  gelassen  oder,  bei  münd- 
lichen Weisungen,  unentschieden  geblieben  wäre. 

Wenn  man  sich  die  über  die  Vorgeschichte  der  Unternehmung  auf 
uns  gekommenen  Urkunden  genau  ansieht,  so  erkennt  man,  daß  ur- 
sprünglich der  Plan  bestanden  hat,  Cartier  abermals  allein,  in  ganz 
selbständiger  Stellung,  nach  Kanada  hinauszusenden,  daß  erst  später 
der  Beschluß  gefaßt  worden  ist,  das  Unternehmen  auf  breiterer  Grund- 
lage anzulegen,  und  daß  seitdem  sich  die  Notwendigkeit  herausstellte, 
einen  französischen  Edelmann  von  hohem  Rang  an  die  Spitze  der  Ge- 
samtexpedition zu  stellen  3. 

Das  erste  Aktenstück  über  diese  trotz  ihres  Mißlingens  für  die 
Geschichte  Kanadas,  ja  für  die  gesamte  Kolonialgeschichte  Frank- 
reichs so  bedeutsame  Unternehmung  ist  die  Instruktion  Franz'  I.  für 
Cartier  vom  17.  Okt.  1540  4.  Aus  ihr  geht  unzweifelhaft  hervor,  daß 
Cartier  zum  unumschränkten  Leiter  der  ganzen  Expedition  ausersehen 
war,  und  zwar  wurde  ihm,  um  sein  Ansehen  seinen  Untergebenen 
gegenüber  zu  heben,  der  Titel  eines  „capitaine  general 5  et  maitre 
pilot"  verliehen.  Die  Unternehmung  wurde  mehr  als  eine  Entdeckungs- 
fahrt denn  als  ein  Kolonisationsversuch  betrachtet,  aber  bereits  damals 
wurde  eine  längere  Besiedlung  des  Landes  sowie  eine  Besetzung  des 
Saguenaygebietes  zur  Ausbeutung  der  angeblich  dort  vorhandenen 
Edelmetallschätze  in  Aussicht  genommen,  und  an  die  Spitze  dieses 


i  Häpke,  a.  a.  O.,  S.  424,  Anm.  1. 

2  Häpke  nimmt  hier  Bezug  auf  Punkt  5  des  von  ihm  gefundenen  und  mitgeteilten 
Aktenstückes  (S.  447) :  „En  ce  que  touche  la  navigacion  et  le  descouvrir  terre,  Roberval 
et  tous  les  aultres  obeyront  audit  Jaques  Quartier".  Da  die  Nachricht  den  offiziellen 
Instruktionen  Robervals  direkt  widerspricht  (vgl.  unten  S.  560,  Anm.  3),  stehe  ich  ihr  recht 
skeptisch  gegenüber. 

3  Soweit  ich  sehe,  ist  der  AbbeVerreau,  Jacques  Cartier:  Questions  de  calendrier 
civil  et  ecclesiastique.  (Proceedings  and  transactions  of  the  Royal  Society  of  Canada  for 
the  year  1890.  Vol.  VIII.),  Montreal  1891,  S.  122  f.,  der  erste,  welcher  auf  diesen  Zusammen- 
hang kurz  hingewiesen  hat,  doch  vermag  ich  ihm  in  allen  Punkten  nicht  völlig  beizustimmen; 
z.  B.  daß  man  zunächst  geglaubt  hätte,  bei  diesem  großzügigen  Kolonisationsversuch  ohne 
die  Verwendung  von  Verbrechern  auszukommen,  nachdem  erst  kurz  zuvor  in  der  Vollmacht 
für  Cartier  die  Notwendigkeit  ihrer  Heranziehung  ausdrücklich  betont  worden  war,  halte  ich 
für  ausgeschlossen.  Da  Robervals  Instruktion  der  Regierung  Karls  V.  offiziell  mitgeteilt 
wurde  (vgl.  Verreau,  a.  a.  O.,  S.  143,  auch  Anm.  1),  verbot  es  sich  von  selbst,  auf  derartige 
nicht  gerade  rühmliche  Einzelheiten  bei  der  Durchführung  des  Unternehmens  einzugehen, 

*  Abgedruckt:  N.  E.  D  i  o  n  n  e  ,  La  Nouvelle-France  de  Cartier  ä  Champlain  1540—1603. 
Quebec  1891.  S.  337—341;  sowie  H.  Michelant  et  Alfr.  Rame,  Voyage  de  Jacques  Cartier 
au  Canada  en  1534.  Paris  1865.  Appendice  S.  12—17. 

6  In  seinem  Testament  vom  19.  Mai  1541  nennt  sich  Cartier  nur  „capitaine  et  maistre 
pillote  du  Roy".  (F.  Joüon  de  Longrais,  Jacques  Cartier.  Documents  nouveaux.  Paris 
1888.    S.  39.) 
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Unternehmens  gleich  nach  der  Einrichtung  der  Kolonie  wurde  Jacques 
Cartier  gestellt l. 

Am  meisten  für  unsere  These  spricht  jedoch  die  umfassende  Voll- 
macht, welche  Cartier  gegenüber  sämtlichen  Teilnehmern  an  der 
Unternehmung  erteilt  wurde  *:  damit  war  ein  Generalleiter  von  vor- 
nehmer Abkunft,  wie  ein  solcher  später  in  Roberval  ernannt  wurde, 
unmöglich  vereinbar.  Wenn  damals  schon  der  Plan  bestanden  hätte, 
Cartier  als  Untergebenen  eines  anderen  hinauszusenden,  so  wäre  eine 
solche  Instruktion,  wie  sie  ihm  hier  gegeben  und  in  dem  Bestallungs- 
brief vom  3.  Nov.  1540  erneuert  wurde  3,  das  sicherste  Mittel  gewesen, 
die  an  sich  schon  vorhandenen  großen  Schwierigkeiten,  mit  denen 
der  Expeditionsleiter,  wer  er  auch  sein  mochte,  zu  kämpfen  hatte,  ins 
Unermeßliche  zu  steigern,  sowie  das  ganze  Unternehmen  von  Anfang 
an  zum  Mißlingen  zu  verurteilen.  Einer  solchen  Unbesonnenheit  und 
Kurzsichtigkeit  dürfen  wir  jedoch  Franz  I.  und  seine  Ratgeber  nicht 
für  fähig  halten. 

Was  den  Umschwung  herbeigeführt  hat,  wissen  wir  nicht:  wahr- 
scheinlich war  es  der  Wandel  in  der  allgemeinen  Politik,  der  im  Jahre 
1540  den  Sturz  des  Admirals  Philippe  de  Chabot  und  im  Jahre  darauf 
denjenigen  des  Connetable  Anne  de  Montmorency  herbeiführte,  und 
der  schon  im  Oktober  1540  die  Aufhebung  einer  Verfügung  vom  Jahre 
1538  gebracht  hatte,  wonach  die  portugiesische  Interessensphäre  in 
Amerika  —  und  Neufundland  rechnete  man  dazu  seit  den  Ent- 
deckungsfahrten der  Cortreal  zu  Beginn  des  Jahrhunderts  —  von  fran- 
zösischen Seefahrern  gemieden  werden  sollte  4. 

Vom  12.  Dez.  1540  haben  wir  einen  Auftrag  des  Königs  5  an  den 
Seneschall  von  Rennes  oder  dessen  Stellvertreter,  zu  deren  Amtsbereich 
Cartier  als  Bürger  von  Saint-Malo  gehörte,  Nachforschungen  über 
die  Gründe  anzustellen,  weshalb  die  Abreise  Cartiers  nach  Kanada  noch 
nicht  erfolgt  sei;  damals  also  rechnete  man  im  Rat  des  Königs  noch 
immer  damit,  daß  der  ursprüngliche,  lediglich  auf  die  Führerschaft 
Cartiers  aufgebaute  Plan  ausgeführt  werde.  Einen  Monat  später,  vom 
15.  Jan.  1541,  sind  alsdann  die  Instruktionen  datiert,  welche  Roberval 
mit  der  Ausrüstung  und  Leitung  des  ersten  großen  französischen  Ko- 
lonisationsversuches jenseits  des  Ozeans  betrauen:  während  dieser 
Wochen  ist  mithin  die  endgültige  Entscheidung  darüber  gefallen,  an 
der   Stelle   von  leicht  wieder   aufzuhebenden   Handelsposten,   so   wie 


1  Di  o  nne,  a.  a.  O.,  S.  338,  Mi  c  h  el  a  n  t  -  R  a  m  e  ,  a.  a.  O.,  S.  13f. :  pour  plus  avant 
entrer  es  dits  pays,  converser  avec  les  peuples  d'iceux  et  avec  eux  habiter  (si  besoin  est) 

afin    de     mieux    parvenir    ä    notre    dite    intention par   quoy   soit    besoin   pour 

meilleur  ordre  et  expedition  de  la  dite  entreprise,  deputer  et  etablir  un  capitaine-general 
et  maitre  pilote  des  dites  navires,  qui  ait  regard  ä  la  conduite  d'iceux,  et  sur  les  gensr 
officiers  et  soldats  y  ordonnes  et  etablis. 

2  D  i  o  n  n  e  ,  a.  a.  O.,  S.  339 ;  M  i  c  h  e  1  a  n  t  -  R  a  m  e  ,  a.  a.  O.,  S.  14. 

3  Catalogrue  des  actes  de  Francois  I.  Bd.  VI,  Supplement.  Paris  1894.  S.  609,  Nr.  22  071. 
'  de  1  a  Ronciere,  a.  a.  O.,  S.  285  u.  S.  286 f. 

&  Catalogue  des  actes  de  Francois  I.    Bd.  IV.    Paris  1890.    S.  165,  Nr.  11756. 
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solche  Cartier  bereits  im  Jahre  1538  vorgeschlagen  hatte  \  ein  großes 
Kolonialreich  jenseits  des  Meeres  zu  begründen. 

Robervals  Instruktionen2  sind  ausgearbeitet  worden  unter  Zu- 
grundelegung oder  doch  unter  Benutzung  der  Weisungen  für  Cartier; 
an  mehreren  Stellen,  besonders  am  Anfang,  stimmen  sie,  rein  äußerlich 
betrachtet,  fast  wörtlich  miteinander  überein,  aber  abgesehen  von  den 
viel  umfassenderen  Vollmachten,  welche  Roberval  erteilt  wurden,  und 
die  ihm  gewissermaßen  die  Stellung  eines  Vizekönigs  von  Neu-Frank- 
reich  zuwiesen s,  so  daß  demgegenüber  Cartiers  Stellung  als  eine 
selbständige  kaum  noch  in  Betracht  kam,  enthält  diese  Urkunde  einen 
Passus,  welcher  alle  die  Vorrechte  aufhebt,  die  Franz  I.  wenige 
Wochen  zuvor  seinem  Generalkapitän  und  Meisterpilot  verliehen 
hatte 4:  „et  si  par  cydevant  nous  avons  baille  aucunes  lettres 5  ou 
pouvoir  a  quelque  personne  contrarians  ä  la  teneur  de  sesdites  lettres 
icelies  avons  desapresent  comme  pour  lors  revoquees  et  revoquons  cas- 
sons  et  adnullons  par  ces  dites  presentes,  synon  autant  et  pour  le 
temps  que  notredit  lieutenant  les  vouldrait  tollerer  et  endurer  et  pour 
autant  que  pour  l'effect  dudit  voyage  et  habitacion  desdits  pays  sera 
besoing  passer  plusieurs  lettres  et  contracts.  Nous  avons  en  ce  aprouve 
et  aprouvons  autenticque  et  autenticquons  les  seigns  et  sceaulx  de 
notredit  lieutenant  et  d'autres  officiers  en  ce  Regard  par  luy  commis 
et  depputez."  Das  bedeutet  doch  nichts  anderes,  als  daß  Cartiers  Auf- 
trag vom  17.  Okt.  1540,  zum  mindesten  in  der  großen  Ausdehnung,  wie 
Franz  I.  ihn  ihm  erteilt  hatte,  zurückgezogen  wurde,  und  daß  es  in  das 
Belieben  Robervals  gestellt  war,  ob  er  diese  Vollmachten  weiter 
bestehen  lassen  wollte  oder  nicht;  aus  einem  selbständigen  Ex- 
peditionsleiter, der  nur  dem  König  verantwortlich  gewesen  war,  war  - 
Cartier  der  Untergebene  eines  französischen  Edelmannes  geworden, 
und  daß  er  auch  nicht  mehr  nächst  Roberval  als  die  erste  Per- 
sönlichkeit der  Unternehmung  betrachtet  wurde,  geht  aus  einer 
weiteren  Bestimmung  von  dessen  Instruktion  hervor,  wonach  es  Rober- 


1  G.Ribier,  Lettres  et  memoires  d'etat.  I.  Bd.  Paris  1666.  S.  212;  de  la  Ron- 
eiere,  a.  a.  O.,  S.  284. 

2H.  Harrisse,  Notes  pour  servir  a  l'histoire,  ä  la  bibliographie  et  ä  la  carto- 
graphie  de  la  Nouvelle-France  et  des  pays  adjacents  1545—1700  (Paris  1872.  S.  243-253)  u. 
Collection  de  Manuscrits  contenant  lettres,  memoires  et  autres  documents  historiques  rela- 
tifs  ä  la  Nouvelle-France  (I.  Bd.  Quebec  1883.  S.  30—36)  [Zitiert  ferner:  Collection].  Der 
Text  bei  Harrisse  stimmt  mit  demjenigen  in  der  Collection  nicht  völlig-  überein;  abgesehen 
von  der  Auslassung  einzelner  Wörter,  die  auf  Nachlässigkeit  der  Kopisten  des  16.  Jahrh.  zurück- 
zuführen sein  mögen,  ist  derjenige  in  der  Collection  an  einigen  wenigen  Stellen  ausführ- 
licher, doch  berühren  diese  Zusätze  unsere  These  nicht.  In  beiden  Abdrucken  ist  der  Text 
vielfach  unzuverlässig,  doch  kann  man  durch  Vergleichung  beider  oft  den  richtigen  Wort- 
laut gewinnen.  (Die  Collection  —  im  ganzen  4  Bände  in  4°  —  ist  in  Deutschland  in  öffent- 
lichen Bibliotheken  nur  in  der  Landesbibliothek  in  Darmstadt  vorhanden.) 

3  Roberval  wird  ernannt  zum  „lieutenant  general  chef  dueteur  et  cappitaine  de  la  dite 
entreprise  ensemble  de  tous  les  navires  et  vaisseaills  de  mer  et  pareillement  de  toutes  les 
personnes  tant  gens  de  guerre  de  mer  que  autres  (Harrisse,  a.a.O.,  S.  245  =  Collec- 
tion, a.  a.  O.,  S.  31) ;  also  auch  der  Oberbefehl  über  die  Schiffe  wird  Roberval,  um  jegliches 
Mißverständnis  auszuschließen,  ausdrücklich  zuerkannt. 

4  Harrisse,  a.  a.  O.,  S.  250f.  =  Col  1  e  c  t i  o  n,  a.  a.  O.,  S.  35. 

5  Collection,  a.  a.  O.,  S.  35,  fälschlich  gelesen :  „terres". 
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vals  freier  Entschließung  durchaus  überlassen  blieb,  für  den  Fall  seiner 
Erkrankung  oder  seiner  vorzeitigen  Rückkehr  nach  Frankreich  einen 
oder  mehrere  seiner  Untergebenen  als  Stellvertreter  zu  ernennen;  ein 
Hinweis  auf  Cartier,  daß  in  erster  Linie  er  dieser  Stellvertreter 
werden  müsse,  findet  sich  in  der  Instruktion  nicht  vor;  und  war  nach 
den  sozialen  Anschauungen  jener  Zeit,  nach  der  Stellung  des  Adels 
im  damaligen  Frankreich  überhaupt  zu  erwarten,  daß  die  vornehme 
Umgebung  Robervals,  die  ihre  unbändige  Rauflust  sogar  im  Vorzimmer 
des  Königs  kaum  zu  zügeln  vermochte,  sich  nach  dessen  Ausscheiden 
aus  der  leitenden  Stellung  den  Befehlen  des  einfachen  Schiffskapitäns 
aus  Saint-Malo  ruhig  unterordnen  würde? 

Häpke  hat  darauf  hingewiesen,  daß  sich  in  Cartiers  Bestallungs- 
brief nichts  darüber  findet,  daß  er  Robervals  Anweisungen  zu  ge- 
horchen habe;  nach  unseren  Ausführungen  war  das  auch  nicht  zu  er- 
warten; aber  nachdem  diese  Vollmachten  durch  die  weitergehenden 
späteren  Instruktionen  Robervals  ausdrücklich  aufgehoben  worden 
waren,  muß  es  als  selbstverständlich  erscheinen,  daß  auch  Cartier  den 
Befehlen  seiner  Vorgesetzten  unterstand,  und  aus  den  bei  Haklyut  ab- 
gedruckten Berichten  über  Cartiers  und  Robervals  Reise  geht  ganz 
unzweifelhaft  hervor,  daß  er  einer  der  Untergebenen  Robervals  war, 
daß  er  Befehle  von  ihm  zu  empfangen  hatte:  erst  als  dieser  seine  fünf 
Schiffe  im  Hafen  von  Saint-Malo  inspiziert  hatte,  erteilte  er  ihm  die 
Vollmacht,  abzureisen1,  und  als  Cartier  bei  seiner  eigenmächtigen2 
Heimfahrt  vom  St.  Lorenzstrom  im  Juni  1542  auf  Neufundland  mit 
Roberval  zusammentraf,  erteilte  ihm  dieser  einen  Befehl 3,  dem  Cartier 
nicht  offen  zu  trotzen  wagte,  sondern  den  er  dadurch  umging,  daß  er 
heimlich  nach  Frankreich  absegelte;  auch  dies  ein  Beweis,  daß  er  dem 
Wortlaut  seiner  Instruktionen  nach  der  Befehlsgewalt  Robervals  unter- 
stellt war. 


1  Haklyut,  Voyages,  o.  O.  u.  Jahr.  III.  Bd.,  S.  233  :  „hee  (Roberval)  gave  unto  Captaine 
Cartier  füll  authoritie  to  depart  and  goe  before,  and  to  governe  all  things,  as  if  he  had 
bene  there  in  person".  Das  beweist  doch,  daß  er  bisher  solche  Vollmachten,  wie  sie 
noch  in  der  Instruktion  vom  27.  Oktober  1540  enthalten  waren,  nicht  mehr  besaß;  nur  durch 
Übertragung  von  Seiten  Robervals  konnte  er  sie  vorübergehend  erlangen.  Welche  Bedeu- 
tung der  ebendort  erwähnte  Befehl  des  Königs  an  Cartier,  sofort  abzureisen,  bei  Vermei- 
dung der  königlichen  Ungnade,  hat,  vermag  ich  nicht  anzugeben ;  selbstverständlich  war  es 
für  ihn  ausgeschlossen,  die  Fahrt  anzutreten,  bevor  er  mit  Roberval  Rücksprache  ge- 
nommen hatte. 

2  Vielleicht  hatte  Cartier  dieselbe  Weisung,  die  Roberval  im  Sommer  1542  seinem 
Stellvertreter  hinterließ,  in  die  Heimat  zurückkehren  zu  dürfen,  wenn  bis  zu  einem  gewissen 
Zeitpunkt  die  zweite  Hälfte  des  Expeditionskorps  unter  dem  Oberbefehlshaber  in  Kanada 
nicht  angelangt  sei ;  möglicherweise  fühlte  er  sich  auch  durch  die  ihm  von  Roberval  über- 
tragene Vollmacht  (vgl  vorige  Anm.)  zu  diesem  Schritt  berechtigt.  Schon  in  der  Meldung 
an  den  König  vom  September  1541  bei  der  Heimsendung  seines  Schwagers  und  seines 
Neffen  mit  zwei  Schiffen  deutete  er  an,  daß,  da  Robervals  Ankunft  sich  anscheinend  ver- 
zögere, er  bei  zunehmender  schlechter  Witterung  vielleicht  gezwungen  sein  könne,  nach 
Frankreich  zurückzukehren.    (Haklyut,  a.  a.  Q-,  S.  234.) 

3  Haklyut,    a.  a.  O.,    S.  240:    „But  when  our    Generali  being  furnished  with  suffi- 

cient  forces,  commanded  him  to  goe  backe  againe  with  him,  hee  and  his  Company 

stole  privily  away  the  next  night  from  us,  and  without  taking  their  leaves   departed  home 
for  Bretaigne." 
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Man  könnte  freilich  gegen  diese  unsere  Auffassung  anführen,  daß 
König  Franz  I.  Cartier  nach  seiner  Rückkehr  aus  Kanada  in  Gnaden 
aufgenommen,  ihm  seine  Gunst  nicht  entzogen  hat,  aber  einmal  dürfen 
wir  bei  der  Beurteilung  derartiger  Eigenmächtigkeiten  von  Unter- 
gebenen gegenüber  Vorgesetzten  im  16.  Jahrhundert  nicht  das  strenge 
Beamtenverhältnis  voraussetzen,  an  das  wir  heute  gewöhnt  sind;  da 
Cartier  einen  Teil  seiner  Schiffe  selbst  bezahlt  hatte,  war  er  nebenher 
in  gewissem  Sinne  noch  Privatunternehmer,  der  in  Wahrung  seiner 
eigenen  Interessen  handelte,  wenn  er  aus  seiner  genauen  Kenntnis 
der  Lage  am  St  Lorenzstrom  heraus  den  Befehlen  seines  Vorgesetzten 
nicht  gehorchte  *;  besonders  aber  wissen  wir  doch  gar  nicht,  wie 
Franz  I.  den  Seefahrer  aufgenommen  hat,  ob  er  ihm  wenigstens  nicht 
später  nach  dem  Eintreffen  von  Robervals  Berichten  2  zeitweise  seine 
Gunst  entzogen,  und  ob  es  nicht  erst  der  Fürsprache  mächtiger  Gönner 
in  der  Umgebung  des  Königs,  an  denen  es  Cartier  nach  seinen 
früheren  Verdiensten  um  sein  Vaterland  sicher  nicht  fehlte,  bedurft  hat, 
um  den  König  zu  bestimmen,  ihn  wieder  in  Gnaden  aufzunehmen.  Daß 
Cartier  fortan  bis  zu  seinem  Tode  im  Jahre  1557  niemals  wieder,  so- 
weit wir  wissen,  im  Dienste  der  französischen  Krone  verwendet  worden 
ist 3  —  „ä  Saint-Malo,  Jacques  Cartier  rentra  dans  l'ombre",  urteilt  de  la 
Ronciere  — ,  spricht  eigentlich  nicht  dafür,  daß  man  bei  aller  An- 
erkennung für  seine  Erfahrungen  als  Schiffskapitän 4  auf  seine  Zu- 
verlässigkeit als  Beamter  felsenfestes  Vertrauen  setzte. 

Freilich  als  der  Entdecker  Kanadas  galt  Cartier  in  Zukunft  doch. 
Das  geht  allein  schon  daraus  hervor,  daß  sein  Großneffe  und  Erbe, 
Jacques  Nouel  5,  der  von  Cartier  selbst  noch  eingesetzte  Verwalter 
seines  wissenschaftlichen  Nachlasses,  im  Jahre  1588  °  ein  Monopol 
für  die  Ausbeutung  Kanadas  erhielt,  wahrscheinlich  durch  die  Er- 
neuerung von  Privilegien,  die  man  einst  dem  Entdecker  und  Er- 
forscher des  St.  Lorenzstromes  verliehen  hatte,  auf  jeden  Fall  eine, 
wenn  auch  späte  Anerkennung  der  Dienste,  die  Jacques  Cartier  einst 
seinem  Vaterlande  geleistet  hatte. 

1  de  la  Ronciere  (a.a.O.,  S.  290  f.)  wendet  sich  neuerdings  sehr  scharf  gegen  diese 
Auffassung. 

2  Aus  den  anerkennenden  Worten  für  Senneterre  in  der  Weisung  vom  26.  Jan.  1543 
bei  seiner  Rückkehr  nach  Kanada  könnte  man  eine  Spitze  eegen  Cartier  herauslesen : 
„vous  scaurez  faire  ladicte  conduite  et  executer  nostre  intencion  en  cest  endroict  aultant 
bien  et  myeulx  que  nul  aultre".  (Harrisse,  a.  a.  O.,  S.  272.) 

3  Wie  Häpke  (a.  a.  O.,  S  445,  Anm.  2)  in  Anlehnung  an  Verreau  (a.  a.  O.,  S.  125) 
betont,  beruht  die  Nachricht,  daß  Cartier  im  Februar  1543  ausgesandt  worden  sei,  um 
Roberval  mit  seinen  Leuten  nach  Frankreich  zurückzuführen,  auf  einer  irrtümlichen  Inter- 
pretation der  Quellen.  Auch  aus  den  bei  F.  Joüon  deLongrais,  a.  a.  O.,  S.  164  und  165, 
mitgeteilten  Prozeßakten  ergibt  sich,  daß  Cartier  1543  nicht  in  Kanada  gewesen  ist;  de  la 
Ronciere  (a.  a.  O.,  S.  296)  ignoriert  diesen  Nachweis  und  hält  an  der  alten  Auffassung  fest. 
Zur  Kontroverse  über  die  vierte  Reise  Cartiers  nach  Kanada  vgl.  die  Literaturangaben  bei 
Francois-XavierGarneau,Histoirede  Canada.  l.Bd.  Paris  1920.  S. 513,  Appendice  XXVIII. 

*  Vgl.  die  Instruktion  vom  17.  Okt.  1540:  „ä  plein  confiant  de  la  personne  dudit 
Jacques  Cartier  et  de  ses  sens,  Süffisance,  loyaute,  prud'homie,  hardiesse,  grande  diligence 
et  bonne   experience".    (Dionne,  a.a.O.,  S  339;    Michelant-Rame,  a.a.O.,  S.  14.) 

b  N.  E.  Dionne,  Jacques  Cartier.  Quebec  1889.  S.  19.  Die  Urkunde  ist  abgedruckt 
bei  Michelant-Rame,  a.  a.  O.,  S.  34  ff. 

«  Nicht  1558,  wie  bei  Dionne  (Jacques  Cartier,  a.  a.  O.,  S  118)  irrtümlich  steht. 
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II. 

Wenn  wir  dem  Bericht  des  englischen  Gesandten  am  französischen 
Hofe  Glauben  schenken  dürften,  wäre  als  Befehlshaber  des  Landungs- 
korps und  doch  wohl  auch  als  Leiter  der  Niederlassung  bei  dem 
Kolonisationsversuch  vom  Jahre  1541  zunächst  nicht  Roberval,  sondern 
kein  Geringerer  als  der  bekannte  französische  Dichter  und  Psalmen- 
übersetzer Clement  Marot  in  Aussicht  genommen  worden.  Am  26.  Ja- 
nuar 1541,  mithin  elf  Tage  nachdem  die  Vollmachten  für  Roberval 
unterzeichnet  worden  waren,  meldet  nämlich  der  Gesandte  König 
Heinrichs  VIII.,  Sir  John  Wallop,  aus  Melun  an  seinen  Herrn1: 
„Francis  sends  ships  and  500  or  600  footmen,  to  seek  the  trade  of 
spicerey  by  a  shorter  way  than  the  Portugalles  use,  i.  e.  by  the  Mare 
Glasearum.  Their  pilot,  Jacques  Cartier,  a  Breton,  thinks,  it  will  be 
navigable  for  three  months  in  the  year.  The  captain  of  footmen  is 
Clement  Marotte,  who  has  been  an  exile  by  Lutheranisme  and  his  men 
are  malefactors  and  vagabonds,  who  can  well  be  spared;  so  that  if  they 
never  return,  it  will  be  no  great  loss." 

Die  Nachricht  ist  von  Historikern  und  Biographen  Marots  gläubig 
hingenommen  worden  2,  und  doch  möchte  ich  sie  für  Hofklatsch  oder 
vielleicht  für  eine  bewußte  Irreführung  des  englischen  Gesandten 
halten.  Denn  Robervals  Unternehmen  wurde  wie  eine  Art  Kreuzzug 
aufgefaßt,  immer  wieder  wird  betont,  wie  auch  bereits  in  den  In- 
struktionen Cartiers,  daß  es  gelte,  die  Verbreitung  der  katholischen 
Religion  zu  fördern;  und  da  sollte  man  einen  unzweifelhaft  des  Luther- 
tums Verdächtigen  —  wie  auch  in  dem  Bericht  Wallops  noch  ausdrück- 
lich betont  wird,  mithin  allgemein  bekannt  war  —  zum  Anführer  der 
Unternehmung  machen?  Besonders  aber  in  den  Werbepatenten  für 
Cartier 3  und  für  Roberval  \  kraft  deren  sie  ermächtigt  wurden,  zu 
Gefängnisstrafen  Verurteilte  sich  ausliefern  zu  lassen,  um  sie  bei  guter 
Führung  gegen  Zusicherung  des  Erlasses  ihrer  Strafe  als  Kolonisten 
zu  verwenden,  wird  stets  ausdrücklich  verlangt,  daß  Verbrecher,  die 
wegen  Häresie,  Majestätsbeleidigung  und  Falschmünzerei  verurteilt 
seien,  nicht  mitgenommen  werden  dürften:  Thron  und  Altar  sollten  im 
„Neuen  Frankreich"  von  Anfang  an  beschützt  werden,  ein  be- 
zeichnendes Moment  für  die  gesamte  spätere  innere  Geschichte 
Kanadas  unter  französischer  Herrschaft. 


1  Letters  and  papers.  Foreign  and  domestic.  King  Henry  VIII.  XVI.  Bd.  London  1898. 
S.  234,  Nr.  488. 

2  F.  Decrue,  Anne  de  Montmorency.  I.  Bd.  Paris  1885.  S.  394 f.,  auch  395,  Anm.  1, 
wo  weitere  Literatur  angegeben  ist;  de  la  Ronciere,  a.  a.  O.,  S.  228  (mit  starken  Aus- 
fallen gegen  Marot);  Phil.  Aug.  Becker,  Marots  Leben.  (Zeitschr.  für  französische  Sprache 
u.  Literatur.    1914.    42.  Bd.,  S.  181.) 

3  Dionne,  La  Nouvelle- France,  a.  a.  O.,  S.  340;  Michelant-Rame,  a.  a.  O., 
S  15 f.:  Ausgeliefert  werden  sollen  aus  den  Gefängnissen  „aucuns  prisonniers  accuses 
ou  prevenus  d'aucuns  crimes  quels  qu'ils  soient,  fors  des  crimes  de  leze — majeste  divine  et 
humaine  envers  nous  et  de  faux  monnoyeurs". 

4  Harrisse,  a.  a.  O.,  S.  270  f. :  „.  .  .  fors  et  excepte  les  prisonniers  qui  seront  detenuz 
pour  cas  et  crimes  d'heresie  leze — majeste  en  premier  chef,  faulce  monnoye  et  aultres  trop 
enormes  cas  et  crimes  .  .  . ." 
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Da  auf  Marot  trotz  seiner  Rehabilitation  seit  Jahren  der  Verdacht 
der  Häresie  lastete,  war  es  ausgeschlossen,  daß  er  in  leitender 
Stellung  gerade  bei  diesem  Unternehmen  in  Betracht  kommen  konnte; 
und  ein  Mann,  wie  der  eben  zur  Macht  gelangte  Kardinal  Tournon,  der 
gegenüber  der  neuen  Lehre  die  scharfe  Tonart  vertrat,  würde  niemals 
seine  Zustimmung  zu  einer  derartigen  Maßnahme  gegeben  haben.  So- 
lange uns  nicht  bessere  Quellenzeugnisse  zu  Gebote  stehen  als  dieser 
einzige  Bericht  des  englischen  Gesandten,  werden  wir  diese  Nachricht 
über  Clement  Marot  ablehnen  müssen. 

Wie  aber  hat  dieses  Gerücht  entstehen  können?  Es  ist  bekannt  *, 
daß  die  persönlichen  Beziehungen  zwischen  Marot  und  Roberval  schon 
seit  Jahren  recht  eng  waren 2;  vielleicht  hat  der  Expeditionsleiter 
mehr  oder  weniger  ernsthaft  an  seinen  Günstling  die  Aufforderung 
gerichtet,  ihn  nach  Kanada  zu  begleiten,  vielleicht  hat  auch  Marot 
einen  dahinzielenden  Wunsch  geäußert,  und  daraus  ist  alsdann  durch 
die  geschäftige  Fama  das  Gerücht  entstanden,  Marot  sei  für  eine 
leitende  Stellung,  für  die  er  überdies  seiner  ganzen  militärischen  oder 
richtiger  unmilitärischen  Vergangenheit  und  seiner  sozialen  Stellung 
nach  gar  nicht  die  geeignete  Persönlichkeit  war,  ausersehen.  So  viel 
ist  sicher:  an  denjenigen  Stellen,  welche  über  die  Zusammensetzung 
des  Expeditionskorps  zu  bestimmen  hatten,  ist  die  Hinzuziehung 
Marots  zu  dieser  Unternehmung  niemals  ernstlich  in  Frage  gekommen. 

in. 

Fast  ein  Jahr,  nachdem  Cartier  abgesegelt  war,  am  16.  April  1542, 
ist  Roberval  von  La  Rochelle  nach  Kanada  in  See  gegangen.  Was 
diese  lange  Verzögerung  verschuldet  hat,  wissen  wir  nicht;  wenn  es 
die  mangelhaften  Vorbereitungen  waren,  so  hätte  sich  diese  Tatsache 
bereits  im  Mai  1541,  bei  Cartiers  Abreise,  erkennen  lassen  müssen3, 
und  diese  hätte  im  damaligen  Augenblick  unterbleiben  müssen. 

Untätig  war  Roberval  in  der  Zwischenzeit  keineswegs  gewesen  4; 
er  hatte  durch  den  Ankauf  von  Grundbesitz  für  sein  eigenes  Interesse 
gesorgt,  er  hatte  weiter  verhandelt,  um  seine  Flotte  für  die  Fahrt  nach 
Kanada   zusammenzubekommen,    und    als    die    vorgerückte    Jahreszeit 

1  Vgl.  l'Abbe  Emile  Morel,  Jean-Francois  de  la  Rocque,  Seigneur  de  Roberval,  Vice- 
Roi  du  Canada.  (Bulletin  de  la  Societe  Historique  de  Compiegne.  VIII.  Bd.)  Compiegne 
1895.  S.  5-48. 

2  Morel,  a.  a.  O.,  S.  13  f.,  über  Gedichte  Marots  an  Roberval  aus  dem  Jahre  1521; 
vgl.  Phil.  Aug.  Becker,  a.  a.  O.,  41.  Bd.  (1913),  S.198,  Anm.  14. 

3  Vielleicht  hat  in  die  allgemeinen  Dispositionen  der  oben  erwähnte,  unmittelbar  an 
Cartier  gerichtete  Befehl  des  Königs,  sofort  abzureisen,  verwirrend  eingewirkt,  von  dem 
Haklyut  (a.  a.O.,  III.  Bd.,  S.  233)  berichtet. 

*  Nach  N.  E.  Di  o  n  n  e,  La  Nouvelle-France,  1540—1603,  a.  a.  O.,  S.  26 f.,  ist  Roberval 
von  August  bis  Dezember  1541  in  Neu-Fundland  und  im  St.  Lorenz-Golf  gewesen;  eine  Fahrt 
„ä  titre  de  curiosite,  et  peut-etre  aussi  pour  calmer  les  alarmes  du  roi  au  sujet  d'une  expedi- 
tion  qu'il  avait  largement  subventionnee  de  ses  propres  epargnes"  (S.  26  f.)  Morel,  a.  a. 
O.,  S.  34  f.,  bestreitet  hingegen  mit  Recht,  daß  Roberval  bereits  im  Jahre  1541  in  Kanada 
gewesen  sei,  und  Lescarbot,  Histoire  de  la  Nouvelle-France,  Buch  III,  Kap.  XXX,  auf 
den  sich  Dionne  ausdrücklich  beruft,  bringt  nichts  Sicheres  über  diesen  Aufenthalt 
Robervals  in  Kanada. 
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die  Ausreise  von  selbst  verbot,  hatte  er  sich  darauf  verlegt,  da  er  seine 
Mannschaften  beschäftigen  mußte  \  die  Ladung  fremder  Schiffe  zu 
beschlagnahmen  und  als  gute  Prise  zu  verkaufen ".  Ende  Februar  1542 
übersandte  der  französische  Gesandte  in  London,  Marillac,  die  Be- 
schwerde eines  Engländers  über  Schädigungen  englischer  und  auch 
fremder  Kaufleute  durch  Roberval,  der  ihre  Güter  auf  der  Reede  von 
Camerat  in  der  Bretagne  beschlagnahmt  habe,  darunter  600  Zentner 
Eisen  und  400  Felle  Maroquin-Leder,  unter  dem  Vorwand,  da  die 
Waren  für  Spanien  bestimmt  seien 3,  müsse  er  im  Interesse  des  Königs 
so  handeln 4,  und  wenn  Roberval  auch  eine  Quittung  über  die  be- 
schlagnahmten Güter  den  geschädigten  englischen  Kaufleuten  aus- 
gestellt hatte,  so  erschien  die  Angelegenheit  dem  englischen  König 
doch  wichtig  genug,  seinen  damals  in  amtlicher  Mission  in  Paris 
weilenden  Staatssekretär  des  Auswärtigen,  William  Paget,  zu  beauf- 
tragen, wegen  dieser  Rechtsverletzung  bei  König  Franz  vorstellig  zu 
werden. 

Der  französische  König  gab  auf  Pagets  Beschwerde  Roberval 
scheinbar  völlig  preis 3:  er  sei  von  ihm  getäuscht  worden,  da  er 
Roberval  Schiffe  und  Mannschaften  —  entlassene  Gefangene  in  be- 
liebig großer  Anzahl  —  zur  Verfügung  gestellt  habe,  um  Kanada  zu 
besiedeln;  statt  dessen  vernachlässige  er  diese  Unternehmung  und 
kreuze  an  der  Küste  der  Bretagne,  um  alle  Schiffe  wegzufangen,  die  ihm 
in  den  Weg  kämen.  Er  verdiene  gehängt  zu  werden;  seine  Liegen- 
schaften müsse  man  beschlagnahmen  zur  Entschädigung  derjenigen, 
deren  Waren  er  geraubt  habe.  Das  klang,  wenn  man  es  wörtlich  nahm, 
für  Roberval  recht  gefährlich,  aber  der  Zorn  Franz'  I.  über  seines  Ge- 
neralkapitäns Eigenmächtigkeiten  war  doch  zu  einem  wesentlichen  Teil 
ein  künstlicher:  man  stand  vor  dem  Bruch  mit  Kaiser  Karl  V.;  deshalb 
galt  es,  Heinrich  VIII.  bei  guter  Laune  zu  erhalten,  wenigstens  durch 


1  Daß  eine  derartige  Ablenkung  dring-end  notwendig  war,  beweist  der  blutig-  unter- 
drückte Aufruhr  seiner  Mannschaften  auf  dem  Schiff  „Anne"  Weihnachten  1541;  vgl. 
Morel,  a.  a.  O.,  S.  34 f.,  sowie  Harrisse,  a.  a.  O.,  S.  273ff.,  Nr.  380,  im  besseren  Text  bei 
Abbe  Verreau,  a.  a.  O.,  S.  147  f.,  Note  D;  der  hier  (S.  148,  vgl.  auch  Anm.  11)  erwähnte 
„captaine  Lartique",  hinter  dem  Harrisse  (a.  a.  O.,  S.  274)  Cartier  vermutet  hatte,  ist  ein 
französischer  Schiffskapitän,  Larticque  oder  l'Artique,  der  später  in  englischen  Diensten 
stand  und  wichtige  Geheimnisse  der  französischen  Küstenverteidigung  an  England  verraten 
hat;  vgl.  über  ihn:  Calendar  of  State  papers.  King-  Henry  VIII.  Spanisch.  1542/43.  Vol.  VI, 
p.  2.  London  1895.  S.  586;  auch  in  den  späteren  Bänden  des  Calendar,  vgl.  Register  s.  v. 
Lartig-ue,  wird  er  noch  öfter  erwähnt.  Sein  vollständiger  Name  war  Pierre  de  Bidous,  sieur 
de  l'Artig-ue. 

2  Vgl.  zum  Folgenden:  Lettre  particuliere  au  roy  touchant  Robertval,  envoyee  par 
ung  des  Angloys  le  XXIIe  de  fevrier  ou  dit  an:  Jean  Kaule k,  Correspondence  politique 
de  Castillon  et  de  Marillac  1537—1542.  Paris  1885.  S.  390;  genaue  Inhaltsangabe  des  Briefes 
in:  Letters  and  papers.  Foreign  and  domestic.  Henry  VIII.  1542.  XVII.  Bd.  (1900),  S.  49,  Nr.  120. 

»  Der  Krieg  zwischen  Karl  V.  und  Franz  I.  brach  erst  im  Juli  1542  aus. 

*  „soubz  pretexte  de  ce  qu'il  dict  ladite  marchandise  avoir  este  chargee  en  Espaigne 
appertenant  ä  Espaignols  et  qu'il  est  ainsi  contrainet  de  faire  pour  vostre  service,  comme 
en  cas  semblable  l'empereur  a  faict  des  navires  de  voz  subjeetz."  Zur  Beurteilung-  der 
Rechtsfrage  vgl.  Häpke,  a.  a.  O.,  S.  440  f. 

5  Vgl.  Paget  an  Heinrich  VIII.  Paris,  13.  März  1542.  P.S.  in:  Letters  and  papers. 
Foreign  and  domestic.  King  Henry  VIII.  1542.  XVII.  Bd.  (1900),  S.  74,  Nr.  166;  State  papers, 
published  under  the  authority  of  Her  Majesty  the  Queen.  VIII.  Bd.,  S.  672. 
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einen  ablehnenden  Bescheid  nicht  unnötig  zu  reizen;  und  daß  Franz  I. 
seinen  Vizekönig  von  Kanada  nicht  ohne  Gegenleistung  von  eng- 
lischer Seite  opfern  wollte,  zeigte  der  Schlußsatz  von  Franz'  I.  Er- 
klärung zu  Paget:  „es  gebe  französische  Kaufleute  in  England,  die, 
wie  der  König  hoffe,  sein  guter  Bruder  in  gleicher  Weise  berück- 
sichtigen werde":  also,  ohne  Abstellung  der  französischen  Be- 
schwerden keine  Bestrafung  Robervals.  Vielleicht  wird  man  aber  doch 
annehmen  dürfen,  daß  dieser  Vorfall  seine  Abreise  beschleunigt  hat: 
sobald  und  so  lange  er  jenseits  des  Ozeans  im  Innern  Kanadas 
weilte,  war  an  ein  Vorgehen  gegen  ihn  nicht  zu  denken,  bis  zu  seiner 
Rückkehr  mußte  sich  aber  entschieden  haben,  ob  in  dem  bevor- 
stehenden Kriege  Karls  V.  gegen  Frankreich  Heinrich  Vffl.  der 
Bundesgenosse  oder  der  Gegner  Franz'  I.  werden  würde.  Es  war  des- 
halb eine  kluge  Politik,  die  zudem  mit  den  sonstigen  Wünschen  und 
Interessen  der  französischen  Krone  aufs  schönste  übereinstimmte,  wenn 
man  den  Gegenstand  des  Ärgernisses  für  einige  Zeit  von  der  poli- 
tischen Bildfläche  verschwinden  ließ.  So  ist  denn  Roberval  schon 
einen  Monat  nach  jener  heftigen  Anklage  des  englischen  Königs  von 
La  Rochelle  aus  in  See  gegangen;  als  er  zu  Ende  des  Jahres  1543 
zurückkehrte,  war  Heinrich  VIII.  längst  auf  die  Seite  des  Kaisers  ge- 
treten, jene  Beschwerde  war  praktisch  gegenstandslos  geworden. 

Der  Kolonisationsversuch  Robervals  ist  bekanntlich  gescheitert. 
Über  seinen  Verlauf  sind  wir  nur  recht  oberflächlich  unterrichtet,  da 
der  Bericht  eines  Teilnehmers  der  Unternehmung,  den  Haklyut  uns  in 
englischer  Übersetzung  überliefert  hat,  nur  fragmentarisch  auf  uns  ge- 
kommen ist.  Wir  wissen,  daß  die  Expedition  im  August  1542  in 
Kanada  ankam,  und  daß  alsdann  sofort  vier  Meilen  westlich  der  Insel 
Orleans  in  einem  Nebenfluß  des  St.  Lorenzstromes  mit  der  Anlage 
eines  Forts  und  der  Begründung  der  Kolonie  begonnen  wurde  *;  wir 
hören  ferner,  drß  der  harte  kanadische  Winter  abermals  unverhältnis- 
mäßig viele  Opfer  unter  den  an  das  Klima  nicht  gewöhnten  Europäern 
gefordert  hat:  50  Mitglieder  der  Expedition;  strenge  Justiz,  die  bei  der 
Zusammensetzung  der  Unternehmung  wohl  am  Platze  war,  hielt  die 
Ordnung  zur  Zufriedenheit  der  besseren  Elemente  aufrecht;  von  Be- 
lästigungen durch  die  Indianer,  die  sogar  regelmäßig  Fische  lieferten2, 
hören  wir  nichts.  Deshalb  durfte  Roberval  es  wagen,  als  der  Strom 
eisfrei  geworden  war,  Anfang  Juni  1543  unter  Zurücklassung  einer 
Besatzung  von  30  Mann,  in  acht  Booten  eine  Erforschungsexpedition  in 
dies  Gebiet  des  Sajjuenay  zu  unternehmen.    Er*  scheint  mit  ernsten 


1  Ich  halte  es  nicht  für  wahrscheinlich,  daß  sich  Roberval  der  Blockhäuser  Cartiers 
bedient**,  da  der  B«ri<  htersiatter,  der  d^ch  Augenzeusre  war,  sicher  etwas  davon  gemeldet 
hä  te,  b»sond  rs  da  er  über  den  B  u  des  Forts  und  der  Lagerhäuser  recht  ausführlich  ist; 
vgl  H  ä  p  k  e  ,  a,  a   O.,  S  442,  auch  Anm.  2 

2  Merkwürdig  ist,  daß  niemals  etwas  berichtet  wird,  auch  während  der  beiden  Über- 
winterungen Cartier-,  von  Feis<  hlieferungen  der  Eingeborenen  oder  von  Jagdzügen  der 
Europäer  zur  Versorgung  der  Niederla-sung:  war  das  Gefühl  der  Unsicherheit  doch  so 
groß,  daß  man  sich  nicht  getraute,  weit  von  der  Niederlassung  fortzugehen? 
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Gefahren  für  seinen  Zug  gerechnet  zu  haben,  wenigstens  hinterließ  er 
den  Befehl,  daß,  falls  er  bis  zum  1.  Juli  nicht  zurückgekehrt  sei,  die 
Besatzung  nach  Frankreich  heimfahren  dürfe,  einen  Befehl,  dessen 
Geltungsdauer  später  durch  Botschaften  Robervals  bis  zum  22.  Juli 
verlängert  wurde,  immerhin  ein  Beweis,  daß  der  Beginn  der  Unter- 
nehmung ihrem  Leiter  nicht  ganz  aussichtslos  erschien,  daß  er  des- 
halb den  Entschluß  gefaßt  hat,  sie  über  das  ursprünglich  gesetzte 
Ziel  auszudehnen.  Von  der  Expedition  selbst  wissen  wir  aus  einem 
Bericht  Robervals  nur,  daß  ein  Boot  unter  Verlust  von  acht  Mann  ge- 
kentert ist,  sowie  aus  einer  späteren,  aber  glaubhaften  Nachricht1 
aus  dem  Jahre  1550,  daß  er  bis  jenseits  der  Vereinigung  von  St. 
Lorenzstrom  und  Ottawa  vorgedrungen  ist 

„Der  Schluß  des  Reiseberichts  fehlt":  mit  diesen  Worten  bricht, 
wie  bei  der  Erzählung  von  Cartiers  dritter  Reise,  unsere  Quelle  plötz- 
lich ab,  wir  wissen  nur,  daß  Roberval  noch  im  Jahre  1543  mit  seiner 
ganzen  Expedition  nach  Frankreich  zurückgekehrt  ist,  da  er  die  poli- 
tische und  wirtschaftliche  Aussichtslosigkeit  des  Unternehmens, 
wenigstens  im  gegenwärtigen  Augenblick,  erkannt  hatte 2,  obwohl 
durch  die  Ankunft  Senneterres  mit  zwei  Schiffen  der  dringendsten  Not 
abgeholfen  war. 

Was  Roberval  aus  den  Berichten  des  königlichen  Abgesandten, 
wenn  dieser  auch  nicht  den  ausdrücklichen  Befehl  zur  Heimkehr 
brachte,  entnehmen  mußte,  war  entscheidend  für  ihn;  es  war  die 
Tatsache,  daß  auf  eine  regelmäßige  Unterstützung  aus  der  Heimat 
für  die  nächste  Zukunft  nicht  zu  rechnen  sei,  denn  im  Juli  1542 
war  der  schon  lange  drohende  Krieg  zwischen  Kaiser  Karl  V.  und 
König  Franz  I.  wieder  ausgebrochen;  im  Februar  1543,  gerade  in 
dem  Augenblick,  als  Senneterre  abfuhr,  wurde  König  Heinrich  VIII. 
der  Bundesgenosse  des  Kaisers:  sollte  Roberval  wagen,  ohne  sichere 
Aussicht  auf  Unterstützung  nochmals  den  Schrecken  des  kanadischen 
Winters  zu  trotzen?  Ein  Drittel  seiner  Leute  hatte  der  Skorbut  im 
letzten  Jahre  dahingerafft;  wie  viele  Opfer  die  Expedition  des  Sommers 
1543  im  ganzen  gefordert  hat,  wissen  wir  nicht.  Auf  keinen  Fall  ließ 
sich  auf  solch  brüchiger  Grundlage,  ohne  sichere  Verbindung  mit  der 
Heimat,  gestützt  lediglich  auf  moralisch  z.  T.  recht  fragwürdige  Ele- 
mente, ein  Land  wie  Kanada  kolonisieren  oder  auch  nur  wirtschaftlich 
ausbeuten,  selbst  wenn  man  zugibt,  daß  lediglich  zum  Schutze  des 
Pelzhandels  einzelne  befestigte  Stationen  genügten,  eine  militärische 
Beherrschung  des  Landes  selbst  nicht  erforderlich  war.  Nur  ein  durch- 


1  Auf  der  Karte  von  Pierre  Descelliers.  Arques  1550.  Vgl.  H.  Harrisse,  Dicou- 
verte et  evolution  cartographique  de  Terre-Neuve  et  des  pays  circonvoisins,  1497—1500— 
1769.    Paris  1900.    S.  231;  vgl.  Hä  p  k  e,  a.  a.  O. 

2  Über  die  Gründe  Robervals  zur  Heimkehr  spricht  sich  eine,  soweit  ich  sehe,  bisher 
nicht  verwertete  Notiz  auf  der  Karte  von  Descelliers  vom  Jahre  1550  (vgl.  vorige  Anm.) 
aus :  „Et  pour  ce  que  ilz  na  este  possible  avec  les  gentz  dudict  pays  faire  trafique  a  Raison 
de  Leur  austerite  intemperance  dudict  pays  et  petit  proffit  sont  Retournez  en  France, 
esperant  Retourner  quand  il  plaira  au  Roy." 
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schlagender,  weithin  sichtbarer  Erfolg  hätte  weitere,  freiwillige 1  An- 
siedler heranlocken  können,  dieser  Erfolg  war  aber  ausgeblieben. 

Nehmen  wir  noch  hinzu,  daß  Roberval  auf  seinem  Zuge  die  Über- 
zeugung erlangt  haben  wird,  daß,  wenn  in  Kanada  überhaupt  edle 
Metalle  vorhanden  waren,  diese  sich  in  so  abgelegenen  Gegenden 
befanden,  daß  es  großer  Kraftanstrengungen  bedurfte,  um  diese  Ge- 
biete dauernd  in  Besitz  zu  nehmen  und  zu  halten,  so  werden  wir 
begreifen,  daß  er  den  ihm  aus  ganz  persönlichen  Gründen  sicher  nicht 
leicht  gewordenen  Beschluß  faßte,  seine  Unternehmung  abzubrechen 
und  mit  dem  Rest  des  Expeditionskorps  nach  Frankreich  zurückzu- 
kehren. 

Im  September  1543  langte  er  wieder  in  der  Heimat  an,  an 
schweren  Enttäuschungen  reicher,  aber  in  seinem  Mut  ungebrochen; 
hören  wir  doch,  daß  er  an  dem  Krieg  gegen  den  Kaiser  im  Jahre 
1544  und  gegen  England  im  Jahre  1545  tatkräftig  teilgenommen  hat. 
Nach  Kanada  ist  er  während  der  letzten  14  Jahre  seines  Lebens  bis 
zu  seinem  Tode  im  Jahre  1557  nicht  wieder  gekommen. 

An  einem  müssen  wir  festhalten:  die  Schuld  an  dem  Scheitern 
der  Unternehmung  ist  Roberval  ebensowenig  zuzuschreiben  wie 
Cartier  bei  der  früheren.  Die  Entwicklung  der  allgemeinen  politischen 
Lage  in  Europa  einerseits,  andererseits  die  noch  so  wenig  erforschte 
Natur  des  Landes  waren  gegen  ihn  verbündet;  beiden  gegenüber  war 
er,  allein  auf  sich  gestellt,  machtlos. 

Roberval  hat  von  Anfang  an  keine  gute  „Presse"  gehabt;  per- 
sönliche Eigenschaften,  eine  gewisse  Großspurigkeit  im  Auftreten8, 
mögen  da  mitgewirkt  haben;  aber  für  den  Ausgang  des  Unternehmens 
sind  sie,  soweit  wir  aus  unseren  lückenhaften  Quellen  erkennen 
können,  nicht  ausschlaggebend  gewesen.  Was  in  erster  Linie  fehlte, 
waren  praktische  Erfahrungen  in  der  Natur  und  im  Klima  Kanadas 
und  in  der  Bekämpfung  und  Überwindung  dieser  nun  einmal  gegebenen 
Schwierigkeiten.  Um  nur  einige  Punkte  zu  erwähnen:  Wenn  man  bei 
der  Kolonisation  nicht  kostbare  Zeit  verlieren  und  wertvolle  Kräfte 
nutzlos  vergeuden  wollte,  mußte  man  so  zeitig  im  Jahre  von  Frankreich 
abfahren,  daß  man  am  St.  Lorenzstrom  eintraf,  sobald  der  Fluß  eisfrei 
war,  um  sofort  säen  und  noch  im  selben  Jahre  den  Wintervorrat  zur 
Unterhaltung  der  Menschen  und  des  Viehs  einernten  zu  können;  aber 
woher  sollte  man,  abgesehen  davon,  daß  das  Land  größtenteils  noch 
ungerodet  war,  nach  der  einen  kurzen  Erkundungsfahrt  Cartiers  vom 
Jahre    1535/36    diese    landeskundlichen    Kenntnisse    im    damaligen 


1  Daß  man  die  Anwerbung  von  Ansiedlern  aus  den  Reihen  der  Strafgefangenen  nur 
als  einen  wenig  wünschenswerten  Notbehelf  angesehen  hat,  scheint  mir  aus  Cartiers 
Instruktion  vom  17.  Oktober  1540  unzweifelhaft  hervorzugehen;  dreimal  ist  ausdrücklich 
darauf  hingewiesen,  daß  man  auf  freiwillige  Elemente  rechne:  „et  autres  nos  subjects  de 
bon  entendement"  sowie  „noz  subjectz  de  bonne  volonte"  (Michelant  et  Rame,  a.a.O., 
S.  13);  auch  war  die  Zahl  der  mitzunehmenden  Bestraften  damals  noch  auf  50  beschränkt. 

2  Diese  Schwäche  wollte  Franz  I.  sicher  geißeln,  als  er  ihn  einmal  scherzhaft  als  den 
„petit  roi  de  Vimeux"  bezeichnete  (vgl.  N.  E.  Dionne,  La  Nouvelle-France,  a.  a.  O,, 
S.  21,  auch  Anm.  1). 
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Frankreich  haben?  Und  wenn  man  Eroberungszüge  ins  Innere  unter- 
nehmen wollte,  so  war  das  nur  möglich  unter  Benutzung  der  Flüsse; 
aber  diese  Flüsse,  die  einzigen  Verkehrswege  in  dem  unwirtlichen 
Land,  waren  reich  an  Stromschnellen  und  konnten  nicht  mit  den 
schwerfälligen  französischen  Schiffsbooten,  sondern  nur  mit  den 
leichten  Rindenkanoes  der  Eingeborenen  verhältnismäßig  gefahrlos 
überwunden  werden;  und  daß  der  strenge  Winter  Kanadas  wie  die 
übermäßige  Hitze  der  Tropen  unter  den  Europäern  große  Opfer 
heischte,  war  eine  Tatsache,  der  man  nur  mit  Aussicht  auf  Erfolg  be- 
gegnen konnte,  wenn  man  sich,  wie  die  selbst  im  strengsten  Winter 
meist  nahezu  völlig  unbekleideten  Eingeborenen,  an  die  Natur  des 
Landes  gewöhnt  hatte. 

An  sich  sind  alle  diese  trüben  Erfahrungen  nicht  einem  ein- 
zelnen, in  unserem  Falle  Roberval,  sondern  dem  Entdeckungsgeist  des 
Jahrhunderts  in  Rechnung  zu  setzen.  Die  auri  sacra  fames,  der  Drang 
zu  kolonisieren  und  auch  zu  missionieren,  den  Ruhm  des  Königs  und 
den  Ruhm  Gottes  unter  wilden  Völkern  zu  verbreiten,  sich  von  anderen 
Völkern  in  der  Besetzung  fremder  Länder  nicht  überflügeln  zu  lassen, 
das  war  das  treibende  Moment,  und  die  Antwort  auf  die  Frage,  ob 
alles  dies  schließlich  erreicht  wurde,  nicht  aber,  ob  man  die  ersten 
Versuche  zu  teuer  bezahlt  hat,  kann  lediglich  bestimmend  sein  bei 
der  Beurteilung  solcher  noch  vorsichtig  tastenden  Kolonisations- 
versuche. 

Stellt  man  sich  aber  einmal  auf  diesen  Standpunkt,  so  haben 
Cartier  und  Roberval  —  trotz  ihres  zeitweisen  wohl  mehr  persön- 
lichen als  grundsätzlichen  Gegensatzes  muß  man  sie  zusammen 
nennen  —  nicht  umsonst  gelebt  und  gewirkt:  Cartiers  Verdienst  ist 
es,  den  geographischen  Horizont  seiner  Zeitgenossen  ganz  gewaltig 
erweitert  zu  haben,  vor  allem,  abgesehen  von  dem  Inselcharakter  Neu- 
fundlands, festgestellt  zu  haben,  daß  ein  großer  schiffbarer  Strom  weit 
in  das  Innere  des  neu  entdeckten  Kontinents  hineinführe,  der,  wenn 
er  auch  nicht  zu  dem  so  heiß  begehrten  Cathay  und  Zipangu  den 
Weg  eröffnete,  und  wenn  an  seinen  Gestaden  auch  nicht  Gold  und 
andere  wertvolle  Metalle  zu  finden  waren,  in  seinen  unberührten  und 
unerschöpflichen  Uferlandschaften  doch  der  unverdrossenen  Arbeit 
fleißiger  Ansiedler,  dem  kühnen  Wagemut  unternehmender  Pelz- 
händler Schätze  darzubieten  vermochte,  welche  auf  die  Dauer  nicht  nur 
in  ihren  ethischen  Werten,  sondern  auch  in  ihrem  materiellen  Ge- 
winn den  leichten,  nur  zu  schnell  dahinschwindenden  Vorteil  des 
Goldsuchers  tief  in  Schatten  stellen  mußten.  Robervals  unbestrittenes 
Verdienst  ist  es,  den  Mut  gehabt  zu  haben,  vielleicht  der  geistige  Ur- 
heber1, sicher  der  Leiter  des  ersten  derartigen  französischen  Koloni- 
sationsversuches gewesen  zu  sein  und  dadurch  seinen  starken  Glauben 
an  die  wirtschaftliche  Zukunft  dieser  neu  entdeckten  Länder  vor  aller 
Welt  zu  bekunden. 


1  Morel,  a.  a.  O.,  S.  11,  nimmt  es  an,  freilich  ohne  Quellenzeugnisse  zu  bringen. 
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Wie  viele  Rückschläge,  nicht  allein  falschen  Kolonisationsmethoden, 
sondern  der  allgemeinen  politischen  Lage  entsprungen  —  ich  er- 
innere nur  an  die  Wegnahme  der  deutschen  Kolonien  im  Versailler 
Vertrag  — ,  hat  die  Kolonialpolitik  aller  Länder  und  Völker  durch- 
gemacht! Wird  man  deshalb  die  kühnen  Pioniere  verdammen,  die 
ausgezogen  sind,  ihrem  Volk  neues  Land  zu  erwerben?  Und  ein 
solcher,  zunächst  mißglückter  Versuch  —  nicht  mehr  und  nicht  weniger 
—  war  Robervals  Unternehmen;  aber  gleichwohl  gehört  auch  dieser 
französische  Edelmann,  wie  der  große  Schiffskapitän  von  Saint-Malo,  in 
den  großen  Zusammenhang  der  so  erfolgreichen  französischen  Kolo- 
nialpolitik, besteht  nicht  Robervals  einziges  Verdienst  darin,  wie  wohl 
behauptet  worden  ist,  daß  er  den  klugen  Gedanken  gehabt  und  auch 
ausgeführt  habe,  das  ganze  Expeditionskorps  recht  bald  in  die  Heimat 
zurü  ckzubr  ing  en. 

Gewiß,  für  die  gesamte  Zukunft  Kanadas  wäre  es  vielleicht  von 
entscheidender  Bedeutung  geworden,  wenn  statt  erst  unter  Heinrich  IV. 
im  Jahre  1608  bereits  unter  Franz  I.  im  Jahre  1543  Quebec  gegründet 
worden  wäre,  als  es  noch  keine  englischen  Kolonien  auf  amerika- 
nischem Boden  gab;  aber  das  Bedeutsame  ist  doch,  daß  fortan,  seit 
Cartiers  und  Robervals  kolonisatorischen  Versuchen,  nicht  mehr  nur 
der  Name  „Neu-Frankreich"  auf  einzelnen  Karten  der  Neuen  Welt 
verzeichnet  stand,  sondern  daß  jetzt  ein  Besitztitel  angemeldet  war, 
der  auch  moralisch  Bestand  hatte,  der  politisch,  wie  es  schließlich  im 
Jahre  1763  geschehen  ist,  nur  durch  die  Gewalt  der  Waffen  beseitigt 
werden  konnte.  Und  wenn  auch  wegen  der  inneren  Wirren  in  Frank- 
reich die  Verbindungen  zwischen  Frankreich  und  dem  St.  Lorenzstrom 
in  den  nun  folgenden  Jahrzehnten  bis  zum  Ende  des  Jahrhunderts 
weniger  lebhafte  gewesen  sind  —  ganz  unterbrochen  wurden  sie  nie- 
mals — ,  der  Kontakt  war  doch  sogleich  wiederhergestellt,  als  unter 
der  Herrschaft  des  großen  Verwaltungskönigs  Heinrich  IV.  die  Krone 
sich  wieder  aufraffte  und  sich  der  kolonialen  Tätigkeit  ihrer  Vorgänger 
erinnerte:  man  knüpfte  an  die  Fahrten  Cartiers  und  Robervals  an,  als  zu 
Ende  der  80er  und  während  der  90er  Jahre  des  16.  Jahrhunderts  der 
Handelsverkehr  mit  Kanada  wieder  lebhafter  aufgenommen  wurde:  als 
der  Fortsetzer  und  der  Vollender  von  Cartiers  und  Robervals  durch 
die  Ungunst  der  Zeiten  und  der  Verhältnisse  unterbrochener  Kultur- 
mission erscheint  dem  rückschauenden  Beobachter,  soweit  das 
16.  Jahrhundert  französischer  Kolonialpolitik  in  Betracht  kommt, 
Samuel  Champlain,  der  Gründer  Quebecs. 
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Es  liegen  jetzt  eine  ganze  Reihe  von  Arbeiten  vor,  Leubuscher, 
Mendelsohn,  Plaut  u.  a.,  die  sich  mit  der  sozialen  Umorganisation  in 
England  befassen.  Es  ist  verdienstlich,  daß  in  Deutschland  Kenntnis  der 
Umwandlungen  des  Auslandes  verbreitet  wird,  aber  ich  stelle  es  als 
fraglich  hin,  ob  die  überall  vorhandene  —  ich  möchte  sagen  —  pädagogi- 
sche Absicht,  die  latente  Kontrastierung  sozialpolitischer  Organisationen 
Deutschlands  und  Englands  als  Werte  berechtigt  ist.  Die  eingehende  Be- 
sprechung der  Plautschen  Schriften  erfolgt  daher  keineswegs  nur  des 
Inhalts  dieser  Arbeiten  wegen,  sondern  in  ihnen  möchte  ich  eine  allge- 
meinere Tendenz  sozialpolitischer  Betrachtungsweise  nicht  nur  eng- 
lischer Verhältnisse  kennzeichnen. 

Die  Grundhaltung  Plauts  zeigt  folgender  Satz:  „Die  Whitley- 
organisation  kann  geradezu  als  eine  Zusammenfassung  und 
Krönung  der  stattgehabten  Entwicklung  des  Schieds-  und  Einigungs- 
wesens, der  Industrie-,  Bezirks-  und  Werkstattausschüsse  gelten."  Darin 
liegt,  daü  nur  solche  Erscheinungen  als  revolutionär  zu  betrachten  sind, 
die  sich  kausal  und  wahrnehmbar  auf  sogenannte  revolutionäre  Be- 
wegungen zurückführen  lassen.  Da  für  den  Whitleyismus  eine  solche 
Kausalität-nicht  nachweisbar  ist,  charakterisiert  er  ihn  als  Resultat  einer 
„organischen  Entwicklung"  und  als  nicht  revolutionäres  Rätesystem, 
was  er  in  einem  nicht  sehr  verständlichen  Satze  des  Vorworts  in  fol- 
gender Antithese  zum  Ausdruck  bringt:  „Der  deutsche  und  englische 
Rätegedanke   ist   der   gewerkschaftliche,   der   russische   ist  der  revolu- 


1    Im  Text  abgekürzt  mit  W.  bzw.  G. 
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tionäre."  Wer  die  deutschen  Verhältnisse  nicht  nur  von  der  Peripherie 
her  kennt,  wird  hiergegen  einzuwenden  haben,  daß  die  Entstehung  des 
deutschen  Rätesystems  nur  auf  eine  gänzlich  veränderte  Einstellung  des 
deutschen  Sozialismus  und  —  ja  und  —  vor  allem  der  deutschen  Ge- 
werkschaften zur  Wirtschaft  zurückzuführen  ist.  Jedoch  ist  es  nicht 
meine  Aufgabe,  hier  über  die  Syndikalisierung  des  deutschen  Sozialismus 
und  der  deutschen  Gewerkschaften  Aufklärung  zu  geben. 

Daß  Plaut  zu  solchen  Schlüssen  kommt,  liegt  nicht  nur  daran,  daß  er 
sich  offenbar  nur  auf  literarisches  „Material"  über  diese  Dinge  stützt, 
sondern  in  der  Annahme,  daß  aus  einer  Ideologie,  die  konkreten  sozialen 
Bildungen  ihren  Namen  gegeben  und  auf  die  Entstehung  dieser  Einfluß 
gehabt  hat,  der  Sinn  dieser  Bildungen  zu  erschließen  sei. 

Plaut  zeigt  die  Entstehung  der  Whitleyorganisation,  indem  er  zu- 
nächst auf  die  „industrielle  Unruhe"  eingeht,  die  England  in  und  nach 
dem  Kriege  erfüllte,  und  im  einzelnen  den  Ursachen  nachgeht,  wobei  er 
zu  einem  Komplex  von  Faktoren  kommt,  die  von  außen  gewirkt  haben, 
wie  Teuerung,  Wohnungsnot,  Kriegsumstände,  Einfluß  der  sozialistischen 
Parteien  u.  a.  Ganz  richtig  schreibt  der  Verfasser  in  den  Vorbemer- 
kungen zu  diesem  Abschnitt,  daß  der  Krieg  nur  eine  Unterbrechung  der 
„industriellen  Unruhe"  gebracht  habe.  Wenn  dem  so  ist,  dann  bekommen 
aber  die  von  ihm  aufgezählten  Gründe,  die  im  wesentlichen  dem  Material 
der  offiziellen  englischen  Berichte  entnommen  sind,  ein  ganz  anderes,  und 
zwar  viel  geringeres  Gewicht.  Die  sekundäre  Bedeutung  dieser  „Gründe" 
hätte  dem  Verfasser  aufgehen  können,  da  er  doch  die  Werke  C  o  1  e  s , 
„Labour  in  War  Time"  und  „The  World  of  Labour"  kennt  und  benutzt, 
deren  Hauptinhalt  darin  besteht,  durch  eine  eingehende  Analyse  der  „in- 
dustriellen Unruhe"  nachzuweisen,  daß  sie  der  Ausdruck  eines  inneren 
Umwandlungsprozesses  der  englischen  Arbeiterbewegung  ist:  „It  is  the 
first  awakening  of  a  new  and  positive  demand,  of  a  nascent  philosophy 
which  needs  formulation  and  Interpretation"  ' 2. 

Es  haben  also  die  von  Plaut  aufgezählten  und  in  Breite  darge- 
stellten Ursachen  nur  die  Bedeutung,  eine  vorbereitete  Entwicklung 
unterstützt  bzw.  beschleunigt  zu  haben;  zur  Erklärung  des  Neuen  sind 
sie  mithin  keineswegs  von  wesentlicher  Bedeutung.  Auch  eine  Analyse 
des  allgemeinen  psychischen  Habitus  des  englischen  Arbeiters  dürfte 
nicht  dazu  dienen,  uns  nun  gerade  das  Werden  einer  neuen  Organisation 
zu  erklären,  selbst  wenn  sie  zu  dem  „bedeutungsvollen"  Resultat  kommen 
sollte,  daß  der  englische  Arbeiter  sich  nicht  für  „theoretische  Hirn- 
gespinste, mögen  sie  wissenschaftlich  noch  so  bedeutsam  sein",  interes- 
siere (W.  S.  7),  nebenbei  bemerkt,  ein  Satz,  der  ein  eigenartiges  Schlag- 
licht auf  die  Einschätzung  der  Wissenschaft  durch  Plaut  wirft. 


i    Cole,  The  World  of  Labour.    London  1917.    S.  54. 

2   Es  trifft  daher  auch  das  Urteil  Plauts,    „zunftähnliche,    straffe  Organisation 
der  englischen  Gewerkschaften",  keineswegs  mehr  zu. 
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Wir  wollen  zunächst  die  kausale  Erklärung  des  Whitleyismus  bei- 
seite stellen  und  versuchen,  rückschließend  aus  dem  Funktionieren  der 
Whitleyorganisationen  ihre  Bedeutung  zu  erfassen.  Wir  müssen  dem 
Verfasser  dankbar  sein,  daß  er  uns  anschauliches  Material  für  die 
Leistungen  dieser  neuen  Institutionen  beibringt  und  uns  im  einzelnen 
wissen  läßt,  was  sie  vor  allem  auf  dem  Gebiete  der  Arbeitszeit-  und 
Lohnfestsetzung  geleistet  haben.  Aber  auf  Grund  dieses  Materials  muß 
man  zu  einem  anderen  Resultat  kommen  als  Plaut;  denn  wenn  wir  die 
Leistungen  charakterisieren  wollen  und  zu  dem  Zwecke  die  Frage  auf- 
werfen, was  das  Besondere  gegenüber  früher  ist,  so  vermögen  wir  nur 
die  zwei  Punkte  herauszuheben:  Regelung  von  Fragen  des  Arbeitsver- 
hältnisses 1.  auf  industrieller,  2.  auf  nationaler  Basis.  Mit  anderen  Worten, 
was  wir  in,  Deutschland  Reichstarifgemeinschaften,  vielleicht  auch 
Arbeitsgemeinschaften  nennen;  ein  Resultat,  zu  dem  Sombart  auch 
kommt 1.  Daher  ist  es  keineswegs  richtig,  den  Whitleyismus  im  Titel  des 
Buches  als  Typ  der  englischen  Betriebs  rate  zu  bezeichnen,  sinte- 
malen gerade  in  bezug  auf  den  Betrieb  vom  Programm  des  Whitleyismus 
außerordentlich  wenig  durchgeführt  worden  ist.  Doch  um  Analogien 
und  Subsumtion  unter  Begriffe  soll  es  sich  hier  nicht  handeln,  sondern 
um  die  Frage,  ob  diese  Arbeitsgemeinschaft  eine  „Gemeinschaft"  ist.  Es 
mag  paradox  erscheinen,  wenn  ich  sage,  daß  Arbeitsgemeinschaft  und 
Klassenkampf  keine  Gegensätze  sind;  aber  es  ist  richtig.  Plaut  stellt  den 
Whitleyismus  den  Bewegungen  gegenüber,  die  „den  Kapitalismus  zer- 
stören" wollen  (W.  S.  XI),  d.  h.  aber  den  Whitleyismus  als  ideologische 
Bewegung  betrachten  und  nicht  als  konkrete  Institution.  Der  Fehler  liegt 
darin,  daß  aus  dem  ideologischen  und  begrifflichen  Gegensatz  von  Klassen- 
kampf und  Whitleyismus  heraus  die  tatsächliche  Koexistenz  von  tätiger 
Mitwirkung  der  Arbeiter  in  der  Wirtschaft  und  Bekämpfung  dieser  Wirt- 
schaft nicht  als  möglich  erkannt  wird.  Der  klassenkampfbewußteste 
Arbeiter  ist  stets  Glied  der  Wirtschaft,  d.  h.  gehört  zur  Arbeitsgemein- 
schaft, in  welchem  Sinne  man  sie  nun  fassen  mag.  Also  können  wir  erst 
dann  etwas  aussagen  über  die  prinzipielle  Bedeutung  des  Whitleyismus, 
ob  hier  eine  neue  Gemeinschaft  vorliegt,  wenn  wir  nachweisen,  daß  ein 
neues  Prinzip  der  Eingliederung  —  was  hier  „Arbeitsgemeinschaft"  be- 
nannt wird  —  vorliegt.  Diesen  Beweis  wird  man  nicht  erbringen  können, 
denn  das  hieße  den  Nachweis  führen,  daß  der  „Vertrag"  nicht  mehr 
Grundlage  des  Arbeitsverhältnisses  sei.  An  dem  „Arbeitsvertrag"  als 
dem  Organisationsprinzip,  das  den  Arbeiter  mit  der  Wirtschaft  verbindet, 
hat  der  Whitleyismus  prinzipiell  nichts  geändert.  Es  ist  eine  neue  Form,  die 
ihre  Vorteile  haben  und  für  die  ideologischen  Bewegungen  von  Bedeutung 
sein  mag,  wovon  noch  zu  sprechen  sein  wird,  die  aber  im  Wesen  der 
Wirtschaft  keine  Veränderung  bedeutet.  Sie  als  „Arbeitsgemeinschaft" 
zu  bezeichnen,  ist  sinnlos,  denn  sie  steht  in  keinem  Gegensatz  zum  bis- 

1    Sombart,  Neuester  Sozialismus  im  Auslande.    „W.  A.",    lfd.  Bd.,    S.  174. 
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herigen,  was  erst  den  Gebrauch  des  Begriffs  „Gemeinschaft"  rechtfertigen 
würde;  aber  in  diesen  Fehler,  aus  der  Tatsache  der  Entstehung  neuer 
Einheiten  zwischen  Arbeitern  und  Unternehmern  in  der  Wirtschaft  auf 
Gemeinschaft  zu  schließen,  sind  nicht  nur  Plaut,  sondern  auch  Leu- 
buscher  1  gefallen,  und  es  scheint  das  Schicksal  aller  neuen  Einheits- 
bildungen (dem  Kartell,  wie  heute  den  Typisierungseinheiten  ist  es  nicht 
anders  ergangen)  zu  sein,  zunächst  einer  Bedeutungshypertrophie  zu  ver- 
fallen. In  dieser  Einschiebung  des  „Arbeitsgemeinschaftsgedankens"  liegt 
jene  Wertakzentuierung,  von  der  diese  Besprechung  ausging,  die  sich 
somit  als  begründet  auf  einen  falschen  Schluß  erweist. 

Nichtsdestoweniger  läßt  sich  diese  Hypostasierung  des  „Arbeits- 
gemeinschaftsgedankens" verstehen,  denn  etwas  Neues  ist  der  Whitley- 
ismus,  und  dieses  Neue  bedarf  der  Erfassung  und  Namengebung.  Daher 
können  wir  uns  nicht  mit  der  negativen  Feststellung  begnügen,  daß 
Whitleyismus  eine  neue  Organisation  im  bestehenden  Wirtschaftssystem 
ist.  Schlagen  wir  jetzt  zu  diesem  Zwecke  den  oben  angefangenen  Weg 
der  kausalen  Erklärung  ein,  so  stoßen  wir  zunächst  auf  den  Whitley- 
ismus als  „Theorie",  der  unzweifelhaft  an  dem  Entstehen  der  Whitley- 
organisation  beteiligt  ist.  Damit  kommen  wir  zum  „Arbeitsgemeinschafts- 
gedanken, ...  im  Gegensatz  zu  den  sozialistischen  Strömungen . . .  dem 
Gedanken,  daß  Kapital  und  Arbeit  an  demselben  Strange  ziehen";  aber 
daß  dieser  bei  Whitley  vorhandene  Gedanke  seine  Verwirklichung  in 
der  Whitleyorganisation  nicht  gefunden  hat,  läßt  sich  auch  auf  diesem 
Wege  mit  greifbarer  Deutlichkeit  nachweisen.  Der  Schlußbericht  der  von 
der  englischen  Regierung  zwecks  Vorschlägen  für  die  Neugestaltung  der 
Beziehungen  zwischen  Arbeitern  und  Unternehmern  eingesetzten  Kom- 
mission unter  dem  Vorsitz  Whitleys  enthält  in  einer  Note  folgende  Sätze: 
„But  while  recognizing  that  the  more  amicable  relations  thus  established 
between  capital  and  labour  will  afford  an  atmosphere  generally  favour- 
able  to  industrial  peace  and  progress,  we  desire  to  express  our  view 
that  a  complete  identity  of  interests  between  capital  and  labour  cannot 
be  thus  effected,  and  that  such  machinery  cannot  be  expected  to  furnish 
a  settlement  for  the  more  serious  conflicts  of  interest  involved  in  the 
working  of  an  economic  System  primarily  governed  and  directed  by 
motives  of  private  profit"2.  Dies  ist  die  Feststellung  der  Mehrheit  der 
Arbeitervertreter  der  Kommission,  auf  deren  Entwürfen  die  konkrete 
Whitleyorganisation  beruht.  Wenn  diese  Sätze  irgendeinen  Sinn  haben  — 
sie  haben  Bedeutung  und  durften  daher  von  Plaut  nicht  übergangen 
werden  — ,  so  doch  nur  den,  daß  in  der  Whitleyorganisation  nicht  der 
Whitleygeist  sich  durchgesetzt  hat.   Die  geschaffene  Organisation  hat  mit 


1  Vergleiche  meine  demnächst  in  den  Jahrbüchern  für  Nationalökonomie  und 
Statistik  erscheinende  Besprechung  von  Leubuscher,  Sozialismus  und  Soziali- 
sierung  in  England.    Jena  1921. 

2  Committee  on  Relations  between  Employers  and  Employed.  Final  Report. 
Cd.  9153.   London  1918. 
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der  Gedankenwelt  Whitleys  und  seiner  Gruppe  so  wenig  oder  so  viel  zu 
tun,  wie  mit  der  Gedankenwelt  der  Arbeitergruppen,  die  bei  der  Inaugu- 
rierung der  Whitleyorganisation  beteiligt  waren. 

Mir  liegt  es  fern,  den  äußeren  Zusammenhang  zu  leugnen,  und  Plaut 
hat  diesen  äußeren  Zusammenhang  mit  Sorgfalt  verfolgt,  aber  er  hätte 
sich  hüten  müssen,  von  dieser  Untersuchung  auf  ein  Gebiet  von  Fragen 
hinüberzuwechseln,  wo  er  zwar  mit  seiner  Methode  nicht  weiterkommen 
kann,  aber  deshalb  nicht  berechtigt  ist,  per  analogiam  zu  schließen,  wenn 
überhaupt  noch  von  Analogieschluß  gesprochen  werden  kann,  in  bezug 
auf  folgendes  Urteil:  „Es  hat  im  Kohlenbergbau  also  eines  allgemeinen 
Streikes  bedurft,  den  beteiligten  Kreisen  die  Gefahren  des  Klassenkampfes 
klarzumachen  und  die  Unmöglichkeit  der  Gegeneinanderarbeit  zu  be- 
weisen" (W.  S.  163).  Die  englischen  Grubenbesitzer  werden  Plaut  dank- 
bar sein,  daß  er  ihnen  die  Pille  versüßt,  die  sie  mit  der  Anerkennung 
der  sozialpolitischen  Institutionen  im  Bergbau  haben  schlucken  müssen. 

Man  kann  nur  eins  tun,  entweder  man  hält  sich  an  den  äußeren  Zu- 
sammenhang —  bei  rein  literarischer  Beschäftigung  mit  einem  Gegen- 
stand wohl  zwingende  Notwendigkeit 1  —  und  betrachtet  als  Whitleyismus 
nur  das,  wo  dieser  Zusammenhang  äußerlich  feststellbar  ist,  eben  bis  zu 
den  Whitley-Councils.  Allerdings  wird  man  den  Whitleyismus  dadurch 
nicht  in  seiner  eigentlichen  Bedeutung  erfassen.  Oder  man  geht  von  den 
Whitleyorganisationen  aus  und  versucht  ihren  Sinn  nicht  durch  Auf- 
reihung zeitlich  folgender  Ereignisse  auf  einen  dünnen  Faden  der  Kausa- 
lität, sondern  durch  synthetische  Erschließung  zu  erfassen. 

Es  ist  klar,  daß  ein  solcher  Sinn  des  Whitleyismus  notwendig  peri- 
pheren Charakter  tragen  muß,  wie  überhaupt  der  Sinn  aller  konkreten 
Institutionen  immer  nur  auf  der  Peripherie  der  Ideologie  zu  suchen  ist, 
denn  sonst  wäre  nicht  zu  begreifen,  daß  Whitleyismus  Zustimmung  bei 
den  Arbeitern  gefunden  hat.  Wenn  die  oben  zitierten  Sätze  des  Schluß- 
berichtes dies  noch  nicht  hinreichend  beweisen  sollten,  dann  mag  noch 
auf  W  e  b  b  hingewiesen  werden,  der  auf  die  Whitleyorganisation  das 
Sprichwort  anwendet:  Parturiunt  montes,  nascetur  ridiculus  mus2.  Der 
den  Whitleyorganisationen  zugrunde  liegende  Gedanke  ist  der  gemein- 
same Exponent  von  Ideologien,  die  im  übrigen  ganz  gegensätzlich  sein 
mögen.  Es  muß  also  all  den  verschiedenen  sozialen  Strömungen  Eng- 
lands eine  generelle  Idee  zugrunde  liegen,  die  es  zu  finden  gilt.  Formal 
liegt  sie  ganz  deutlich  zutage  in  der  Forderung  nach  „industrieller 
Demokratie"  föderalistischen  und  hierarchischen  Charakters.    Was  sach- 


1  Trotzdem  braucht  man  aber  nicht  Fehler  zu  machen  wie  folgende:  W.  S.  89 
werden  die  christlichen  Gewerkschaften  zu  den  sogenannten  „gelben"  Gewerk- 
schaften gerechnet.  G.  S.  11  wird  die  Gesellschaft  der  Fabier  als  dem  „Verein 
für  Sozialpolitik"  entsprechend  bezeichnet;  es  kommt  höchstens  die  „Gesellschaft 
für  soziale  Reform"  als  Vergleichsobjekt  in  Frage. 

2  S.  and  B.Webb,  The  History  of  Trade  Unionism,  1666—1920.  London  1920. 
S.  647. 
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lieh  hierin  zum  Ausdruck  kommt,  muß  eine  Analyse  der  Anschauung,  der 
„Theorie",  die  zu  dieser  Forderung  führte,  lehren  können.  Zunächst  sei 
bemerkt,  daß  es  leider  üblich  ist,  innerhalb  der  sozialpolitischen  Lite- 
raten von  Theorie  zu  sprechen,  wo  es  sich  in  der  Regel  nur  um  die 
Darlegung  von  Ethik  oder  Politik  handelt  (z.  B.  auch  bei  Leubuscher), 
und  weiterhin,  daß  man  sich  selten  die  Mühe  macht,  dort,  wo  anscheinend 
nur  Forderungen  sind,  die  Postulate  auf  theoretische  Sätze  zurückzu- 
führen. Plaut  geht  nirgends  auf  die  „Anschauung"  zurück;  und  weiter- 
hin begnügt  er  sich  damit,  in  einem  Buche  von  200  Seiten  7  Seiten  der 
Whitleylehre  zu  widmen.  Das  spricht  nicht  nur  gegen  den  Verfasser, 
sondern  auch  gegen  die  Whitleylehre. 

Wenn  die  Whitleylehre  so  dürftig  ist,  dann  hätte  er  auf  anderem 
Wege  versuchen  sollen,  an  den  sachlichen  Sinn  der  formalen  Forderung 
nach  industrieller  Demokratie  heranzukommen,  zumal  hier  der  literari- 
sche Weg  tatsächlich  beschreitbar  war.  Denn  die  tiefste  Begründung  hat 
die  „industrielle  Demokratie"  im  Gildensozialismus  gefunden.  Diesen  als 
Demonstrationsobjekt,  als  Mittel  zu  benutzen,  einen  generellen  Typus  zu 
bilden,  steht  methodisch  nichts  im  Wege.  Aber  Plaut  untersucht  ihn  nicht 
nach  der  Seite  seiner  Anschauung  hin,  ja  er  weiß,  daß  Gildensozialismus 
nur  Literatur  ist,  und  behandelt  ihn  trotzdem  als  Bewegung. 

Ein  Jahr  vor  Plaut  habe  ich  bereits  versucht,  die  „Anschauung"  des 
Gildensozialismus  zu  charakterisieren1,  indem  ich  die  voluntaristischen, 
irrationalen,  individualistischen  und  religiösen  Elemente  seiner  Philo- 
sophie andeutete  und  als  die  Grundgedanken  formulierende  Sätze  folgende 
heraushob:  „Viel  zu  wenig  bedenkt  man,  sogar  bei  den  Sozialisten  und 
besonders  bei  den  Marxisten,  daß  die  ganze  Frage  der  Kontrolle  der 
Industrie  nicht  wirtschaftlich,  sondern  ethisch  ist . . .  Das  Recht  des  Ar- 
beiters auf  ein  angenehmes  und  selbstbestimmtes  Leben  ist  gänzlich  un- 
abhängig davon,  ob  sie  den  Reichtum  produzieren  oder  nicht . . .  Das 
Fortbestehen  (der  gegenwärtigen  Wirtschaft)  ist  eine  Angelegenheit  des 
Willens"  und  als  letzten  Satz:  „We  may  legitimately  regard  the  new 
philosophy  of  groups  as  carrying  on  the  true  egalitarian  principles  of 
the  French  Revolution".  Damit  haben  wir  alles  zusammen,  um  einzu- 
sehen, daß  man  dem  Gildensozialismus  von  irgendeinem  Begriff  „Sozia- 
lismus" aus  nicht  beikommen  kann.  Er  ist  zunächst  nichts  weiter  als 
eine  Vorstellung  von  der  Gesellschaft  und  den  gesellschaftsbildenden 
Kräften.  Denn  drei  Dinge  sind  zu  unterscheiden,  was  für  die  meisten 
sozialen  Bewegungen  gilt:  Gildensozialismus  ist:  1.  Soziologie  der 
Gruppe,  Erkenntnis  der  Gesellschaft,  2.  Utopie  eines  Zukunftsstaates, 
also  Ideal  oder  Forderung,  3.  Gewerkschaftspolitik,  also  Kritik.  Punkt  2 
und  3  wollen  wir  hier  beiseite  lassen,  wie  wir  auch  uns  hier  mit  ihm 
nur  als  Symptom  quasi  beschäftigen  wollen. 


i    Zum    englischen    Gildensozialismus.     Jahrbücher   für    Nationalökonomie    und 
Statistik  1920.    115.  Bd.,    S.  481  ff. 
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Zunächst  stellen  wir  fest,  daß  die  Auffassung  von  der  gesellschafts- 
bildenden Kraft  im  Whitleyismus  und  Gildensozialismus  offenbar  iden- 
tisch ist,  denn  der  team  spirit  (mit  Riegengeist  nicht  gut  von  Plaut  über- 
setzt) entspricht  dem  group  will  des  Gildensozialismus.  Wenn  wir  nun 
diesen  Gedanken  weiter  verfolgen  —  was  hier  nur  in  Andeutungen 
naturgemäß  geschehen  kann  — ,  so  steht  dahinter  die  Grundauffassung 
von  der  sachlichen  Verbundenheit  des  Menschen  mit  der  Wirtschaft,  d.  h. 
die  Erkenntnis,  daß  die  Feststellung  der  Umwandlung  der  berufsmäßigen 
Einordnung  in  die  arbeitsverhältnismäßige  Einordnung  des  Menschen 
in  die  Wirtschaft  eine  Täuschung  ist.  In  der  Antithese  Beruf-Arbeits- 
verhältnis hat  man  eine  Entwicklung  als  gegensätzlich  fassen  wollen, 
die  sich  zwar  als  Umwandlung,  aber  nicht  als  Gegensatz  erweist.  Bevor 
wir  diesen  Gedanken  weiter  verfolgen,  sei  hervorgehoben,  daß  die 
Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik  über  Berufsauslese  bereits  darauf 
hingewiesen  haben,  daß  die  Tendenz  der  Verdrängung  des  gelernten 
Arbeiters  keineswegs  die  Auffassung  bestätigt,  daß  die  Ausbildung  des 
Arbeiters  und  seine  Eingliederung  in  die  Wirtschaft  in  bezug  auf  den 
Sachzweig  keine  Regeln  mehr  aufweise;  nur  das  läßt  sich  heute  sagen, 
daß  zwar  die  alten  Formen  der  Berufsauslese  mit  ihrer  konventionellen 
Normung  heute  mehr  und  mehr  verschwinden,  aber  keineswegs  dadurch 
wirtschaftliche  Tätigkeit  aufhöre,  Beruf,  d.  h.  Verbundensein  mit  einem 
Sachzweige  der  Wirtschaft  zu  sein;  dies  sind  Feststellungen,  die  noch 
heute  kaum  für  die  Erklärung  der  letzten  sozialpolitischen  Ereignisse 
Verwendung  gefunden  haben. 

Der  Berufsgedanke  mit  seinem  Voluntarismus  und  Individualismus 
ist  aber  die  Grundansicht,  auf  welcher  der  Gildensozialismus  basiert.  Der 
Berufsgedanke  führt  notwendig  zur  Forderung  des  berufsständischen 
Aufbaus  der  Wirtschaft,  und  somit  verstehen  wir,  warum  der  Gilden- 
sozialismus zur  Forderung  der  industriellen  Demokratie  föderalisti- 
schen und  hierarchischen  Charakters  kommt.  Daß  andere  soziale  Be- 
wegungen auf  dem  gleichen  Grundgedanken  heute  aufbauen,  wissen  wir, 
wenn  wir  nur  an  die  deutsche  christliche  Gewerkschaftsbewegung 
denken.  Jetzt  steht  aber  zur  Frage,  ob  wir  dieses  Resultat  zur  Erklärung 
des  Wesens  der  Whitley Organisation  verwenden  dürfen.  Wir  würden 
dann  zu  dem  Resultat  kommen,  in  den  Whitleyorganisationen  eine  Um- 
wandlungsform der  Wirtschaft  unter  dem  Einfluß  des  Berufsgedankens 
zu  sehen,  eine  Entwicklung  von  der  rein  kartellmäßigen,  anonymen,  ar- 
beitsverhältnismäßigen Organisation  der  Wirtschaft  zu  einer  mehr  berufs- 
mäßig, sachlich  organisierten  Organisation1  der  Wirtschaft.  Ich  kann 
den  Beweis  für  das  Eintreffen  dieser  Auffassung  hier  nicht  führen,  somit 
bleibt  es  Hypothese,  aber  dieser  Erklärungsversuch  ist  beweisender  als  die 
von   Plaut   gegebene  Erklärung  aus   dem   Arbeitsgemeinschaftsgedanken 


i   Absichtlich  wird  von  „organisierter  Organisation"  gesprochen,  denn  hier  ist 
der  in  Normen  gesetzte  „überbau"  gewordener  Organisation  gemeint. 
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und  anderen  Ursachen,  die  faktisch  nichts  erklärt.  Methodisch  zugespitzt 
bedeutet  dieses  Resultat,  daß  Ideologien  für  die  Erfassung  konkreter 
Bildungen  keinen  unmittelbaren  Erklärungswert,  sondern  nur  Tat- 
bestandswert haben. 

Jetzt  stehen  wir  vor  der  Schwierigkeit,  zu  erklären,  wie  sich  diese 
letzte  Feststellung  mit  der  früheren  verträgt,  daß  der  Whitleyismus  prinzi- 
piell gar  nichts  Neues  bedeute,  eine  Erklärung,  die  uns  letzten  Endes 
auch  vor  die  Frage  stellt,  inwiefern  der  englische  Rätegedanke  revo- 
lutionär ist.  Der  scheinbare  Widerspruch  liegt  aber  nur  in  der  nicht 
zu  vermeidenden  Vieldeutigkeit  des  Wortes  „Berufsgedanke".  Der 
Whitleyismus  ist  berufsmäßiger  Aufbau  der  Wirtschaft,  aber  nur  die 
Form  des  Berufsgedankens,  nicht  ein  Ethos  des  Berufsgedankens  wird 
damit  verwirklicht.  Immerhin  bedeutet  dies  eine  Umstellung  der  Organi- 
sation der  englischen  Wirtschaft,  und  von  „organischer  Entwicklung" 
und  „Krönung"  kann  nicht  gesprochen  werden.  Ob  man  von  einer  Revo- 
lution sprechen  darf,  wird  davon  abhängen,  was  man  unter  Revolution 
versieht.  Ich  möchte  im  Anschluß  an  die  Ausführungen  von  Wieses 
auf  der  kürzlich  abgehaltenen  Versammlung  der  Deutschen  Gesellschaft 
für  Soziologie  in  Jena  unter  Revolution  Entwicklungen  verstehen,  die 
den  Charakter  einer  Tragödie,  der  schicksalsmäßigen  Opferung  an 
eine  selbstgesetzte  Notwendigkeit  haben.  Ich  gebe  das  Nur-Bildhafte 
dieser  Bemerkung  zu,  aber  sie  soll  nur  dazu  dienen,  klarzustellen,  daß 
die  Bezeichnung  „revolutionär"  nicht  auf  eine  Gesinnung,  auf  eine  Hal- 
tung usw.  anzuwenden  ist,  deren  Schicksal  man  nicht  kennt  noch  ver- 
muten kann.  Ich  bin  daher  der  Meinung,  daß  die  Sozialpolitik,  überhaupt 
die  Wissenschaft  mit  dem  Beiwort  revolutionär  weniger  freigebig  ver- 
fahren soll  und  sich  vor  der  Verwechslung  von  revolutionär  und  radikal 
hüten  muß.  Ob  nun  die  englische  Entwicklung  eine  Revolution  ist,  mag 
dahingestellt  bleiben,  weil  der  Plautsche  Ausgangspunkt:  „Der  deutsche 
und  englische  Rätegedanke  ist  der  gewerkschaftliche,  der  russische  der 
revolutionäre",  bereits  hierdurch  widerlegt  ist.  Der  Rätegedanke  ist 
immer  gewerkschaftlich  *,  weil  wirtschaftlich  und  nicht  politisch,  ob  der 
deutsche  und  englische  revolutionär  ist,  das  weiß  erst  die  Zukunft. 


1  Vgl.  dazu  Bot  eher,  Zur  revolutionären  Gewerkschaftsbewegung  in 
Amerika,  Deutschland  und  England.  (Probleme  der  Weltwirtschaft.  37.)  Jena  1922. 
S.  194  ff.  und  passim. 
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Einzelbesprechungen  und  Anzeigen1. 

1.  Allgemeine  Bibliographien,  Sammelwerke,  allgemeine  Nach- 
schlagewerke und  Lehrbücher,  allgemeine  Theorie,   Methodik  und 

Systematik,  allgemeine  Zeitschriften,  Unterrichtsfragen. 
Mombert,  Prof.  Dr.  Paul,  Einführung  in  das  Studium  der 
Konjunktur.  Leipzig  1921.  G.  A.  Gloeckner.  VI,  226 S.  -«40,—  geb. 
Die  vorliegende  Arbeit  ist  vor  allem  als  Hilfsmittel  des  akademi- 
schen Unterrichts  und  sonstigen  Studiums  auf  dem  Gebiete  der  Kon- 
junkturlehre gedacht.  Sie  ist  aus  Vorlesungen  und  Übungen  von  Mom- 
bert über  diesen  Gegenstand  hervorgegangen.  Nach  einer  Einleitung, 
welche  die  Idee  des  Gleichgewichts  und  des  Normalen  im  Wirtschafts- 
leben, und  ferner  sehr  treffend  und  plastisch  die  Zusammenhänge  zwi- 
schen den  zyklischen  Konjunkturen  und  den  Krisen  mit  der  neuzeit- 
lichen Entwicklung  der  Wirtschaft  zum  freien  Verkehr  und  mit  der  Ent- 
faltung der  Produktionstechnik  herausarbeitet,  wendet  sich  Verf.  den 
Krisentheorien  zu.  Die  Wiedergabe  der  Konjunkturtheorie  entspricht 
grobenteils  der  Zusammenstellung  in  den  Diehl  -  Mombertschen  Lese- 
stücken. Eine  Ergänzung  dieser  Ausführungen  durch  eine  etwas  ein- 
gehendere Behandlung  der  Konjunkturlehre  nach  Gustav  Cassels  „Theo- 
retische Sozialökonomik"  wäre  vielleicht  zweckmäßig  gewesen.  Besonders 
für  Studienzwecke  lassen  die  Anordnung  des  Stoffes  und  die  Gesichts- 
punkte bei  Cassel  dessen  Ausführungen  als  eine  geeignete  Ergänzung  der 
Mombert  sehen  Schrift  erscheinen.  Die  Abschnitte  über  den  Ablauf 
der  Konjunktur  (richtiger  Konjunkturen)  in  Deutschland  seit  der  Reichs- 
gründung bis  zur  Gegenwart,  ferner  der  dritte  Abschnitt  über  den  Ein- 
fluß des  Konjunkturwandels  und  der  Krisen  auf  die  Volkswirtschaft 
stellen  das  einschlägige  Material  in  sehr  klarer  und  übersichtlicher  Weise 
zusammen.  Dabei  ist  die  Gliederung  des  Stoffes  und  die  Art,  die  Wirt- 
schaft im  Konjunkturwandel  von  verschiedenen  Seiten  zu  betrachten, 
besonders  zweckmäßig.    Sie  ergänzt  und  erweitert  in  einigen  Punkten 

1  Zur  Beachtung  :  Die  Literatur  dieser  Zeitschrift  berücksichtigt  vornehmlich 
solche  Arbeiten,  die  insgesamt  weltwirtschaftliche  Untersuchungen  zum  Gegenstand 
haben.  Es  finden  jedoch  auch  diejenigen  Schriften  Aufnahme,  welche  sich  nur  in 
einzelnen  Teilen  mit  weltwirtschaftlichen  Beziehungen  befassen.  Dasselbe  gilt  von 
literarischen  Erscheinungen  aus  dem  Gebiet  der  vergleichenden  Volkswirtschafts- 
lehre. Die  Besprechungen  erscheinen  in  deutscher,  englischer  oder  französischer 
Sprache.  Die  Herren  Mitarbeiter  können  sich  aber  einer  beliebigen  anderen  euro- 
päischen Sprache  bedienen,  sofern  sie  mit  deren  Übersetzung  einverstanden  sind. 
Die  der  Bedaktion  zugegangenen,  für  das  Archiv  geeigneten  Druckschriften  werden 
sofort  mit  ihrem  genauen  Titel  aufgeführt,  wobei  in  geeigneten  Fällen  eine  Inhalts- 
angabe mit  kurzer  Charakteristik  erfolgt.  Darüber  hinaus  kann  eine  Gewähr  für 
die  Besprechung  der  Bücher,  auch  wenn  diese  eingefordert  sind,  nicht  übernom- 
men werden.  In  der  gesamten  Literaturübersicht  werden  nur  solche  Druck- 
schriften aufgeführt,  die  der  Bedaktion  vorgelegen  haben. 
Eingereichte  Bücher,  die  dem  Spezialgebiet  des  Archivs  (in  dem  oben  begrenzten 
Umfange)  fernliegen,  bleiben  auch  im  Titelverzeichnis  unberücksichtigt;  sie  werden 
den  Verlegern  jedoch  zurückgeschickt. 
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die  entsprechende  Darstellung  C  a  s  s  e  1  s  (a.  a.  0.,  §§  64—79).  Ihren  Haupt- 
zweck, eine  geistige  Anschauung  von  den  betreffenden  Zusammenhängen 
zu  vermitteln  und  dieselben  durch  Tatsachenangaben  und  Statistik  zu 
illustrieren,  erfüllen  diese  Abschnitte  in  sehr  vollkommener  Weise.  Der 
vierte  Abschnitt  über  Konjunkturprognose  und  Konjunkturpolitik 
würde  vielleicht  hinsichtlich  der  Konjunkturpolitik  noch  durch  ein 
näheres  Eingehen  auf  die  Frage  des  Einflusses  der  Kartelle 
und  der  großen  Konzerne  und  Trusts  auf  die  Konjunkturentwicklung 
ergänzt  werden  können.  In  der  Literaturangabe  (S.  220)  vermisse  ich 
in  diesem  Zusammenhang  besonders  den  Hinweis  auf  das  gute  Buch  von 
Schwarz  „Diskontpolitik".  Sonst  hätte  bei  der  ausländischen  Krisen- 
literatur vielleicht  noch  auf  das  Werk  von  Mitchell  „Business  Cycles" 
als  die  bedeutendste  neuere  Erscheinung  hingewiesen  werden  können. 
Im  ganzen  wird  das  Buch  seinem  Zweck  in  hohem  Maße  gerecht. 

Prof.  Herbert  von  Beckerath,  Tübingen. 


Benson,  Sir  T.  H.,  K.B.E.,  M.A., 
Lecturer  in  Modern  History  and  Econo- 
mics,  Pembroke  College,  Cambridge,  The 
Economics  of  Everyday  Life.  A  first 
book  of  economic  study.  Part  II.  Cam- 
bridge 1921.  The  University  Press.  X, 
111  S.  sh.  4/-.  —  Das  Buch  bildet  den 
2.  Teil  einer  kurzgefaßten  Einführung  in 
die  Grundfragen  der  Wirtschaftswissen- 
schaft. Hatte  sich  der  1.  Teil  vor- 
wiegend mit  der  Produktion  befaßt,  so 
handelt  der  vorliegende  von  Bedarf 
und  Einkommen  der  einzelnen  und  des 
Staates  und  von  der  Bedeutung  der 
Trade-Unions  und  Konsumgenossen- 
schaften für  die  Einkommensverteilung. 
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H  a  e  m  i  g,  Dr.  phil.  Emil,  Privatdozent 
für  Soziologie  und  Statistik  a.  d.  Eidg. 
Techn.  Hochschule  Zürich,  Über  den 
Begriff  der  Sozialwirtschaft.  Kritischer 
Beitrag  zur  theoretischen  National- 
ökonomie. Zürich  1922.  Buchhandlung 
des  Schweizer.  Grütlivereins.  62  S. 
Fr.  2,-. 

II  a  e  n  e  1 ,  Dr.  H.  G.,  Wertbeeinflussung 
und  Unternehmertätigkeit.  Grundzüge 
einer  organischen  Theorie  der  ökonomi- 
schen Wertrelationen  und  ihrer  dyna- 
mischen Rückwirkungen.  Jena  1922. 
Gustav  Fischer.    XII,  158  S.    M  80,—. 

Jahn,  Dr.  Georg,  a.  o.  Prof.  d. 
Nationalökonomie  a.  d.  Technischen 
Hochschule  Braunschweig,  Grundzüge 
der  Volkswirtschaftslehre.  2.  Aufl. 
(Aus  Natur  und  Geisteswelt.  593.  Bd.) 
Leipzig  u.  Berlin  1922.  B.  G.  Teubner. 
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2.  Wirtschaftsgeschichte,   wirtschaftliche,  soziale  und  kulturelle  Zu« 
Standsschilderungen,  Wirtschaftsgeographie,  Karten,  Atlanten,  Reise» 

Beschreibungen. 
Stolpcr,    Dr:    Gustav,    Deutschösterreich    als 
Wirtschaftsproblem.     München    1921.     Drei 
XIII,  320  S.   M  18,-. 
Deutschösterreich.    Neue  Beiträge  über  seine  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnisse. Herausgeg.  v.  Dr.  GustavStolper.  (Schriften  des  Vereins 
für  Sozialpolitik.   162.)    München  u.  Leipzig  1921.   Duncker  &  Humblot. 
Die  beiden    Bücher   stellen   sehr   schätzenswerte   Hilfen   zum   Ver- 
ständnis  der  inneren  Struktur  Neuösterreichs  dar.     G.   Stolper,  der 
Herausgeber  des  „österreichischen  Volkswirt",  hat  die  Gedankengänge 


Wirtschaftsgeschichte,  Wirtschaft!.,  soziale  u.  kulturelle  Zustandsschilderungen  usw.     sg  j 

einer  Aufsatzreihe  in  einer  Zeitschrift  aus  dem  Winter  1919/20  zum 
erstgenannten  Buche  ausgestaltet,  das  einmal  die  beste  und  verläßlichste 
uns  bekannte  übersichtliche  Schilderung  vor  allem  der  wirtschaftlichen 
Lage  Deutschösterreichs  gibt,  die  es  als  so  gut  wie  hoffnungslos  ansieht 
(Zahlungsbilanz,  Leistungsvermögen  von  Landwirtschaft  und  Industrie, 
soziale  und  politische  Beeinflussungen  der  Wirtschaftsfragen,  das  Sonder- 
problem Wien),  zum  andern  sich  gegen  jede,  auch  den  Völkern  selbst 
wenig  sympathische  „Donauföderation"  bzw.  wirtschaftliche  Vereinigung 
der  sogenannten  Nachfolgestaaten  wendet  und  aus  maßgebenden  Gründen 
für  den  Anschluß  an  Deutschland  eintritt  („Deutschösterreich  als  Teil 
des  Deutschen  Reiches  wäre  sofort  aus  seiner  wirtschaftspolitischen 
Wehrlosigkeit  —  gegenüber  den  Nationalstaaten  —  befreit",  S.  144),  und 
schließlich  drittens,  nach  Prüfung  der  vielfachen  und  die  verschiedensten 
Gebiete  betreffenden  „Sanierungspläne"  der  Verwurzelung  von  Deutsch- 
österreichs Not  in  die  europäischen  Zustände  nachspürend,  ein  Bild  zu- 
mal der  finanzwirtschaftlichen  Tätigkeit  des  neuen  „sozialen  Staates"  ent- 
wirft und  damit  einen  Weg  aus  den  Krisen  ringsum  zur  Rettung  des 
deutschen  Volkes  zu  zeigen  unternimmt,  die  ihm  einzig  aus  der  Ver- 
bindung und  Verwirklichung  der  nationalen  und  sozialen  Idee  zu 
geläuterter  Einheit  möglich  erscheint.  Bringt  also  der  erste  Teil  dem 
Wirtschaftsgeographen  und  praktischen  Volkswirtschaftler,  gestützt  auf 
einwandfreie  Daten,  geschickt  und  einleuchtend  Deutschösterreichs 
gegenüber  seinem  Soll  viel  zu  geringes  Haben  vor  Augen,  so  werden  die 
„Krise  des  Steuer-  und  Zwangsstaates"  und  der  Aufstieg  zum  sozialen 
Wirtschaftsstaat,  der  drei  Grundforderungen  befriedigt:  Entbürokrati- 
sierung,  Verzicht  auf  die  Zwangswirtschaft  und  Sicherung  des  Existenz- 
minimums, und  der  als  zusammenfassende  Spitze  ihm  untergeordneter 
Selbstverwaltungskörper  der  Wirtschaft  ein  Wirtschaftsparlament  besitzt, 
dem  die  Tilgung  des  staatlichen  Defizits  durch  Umlage  auf  die  industrielle 
und  gewerbliche  Produktion  zufällt,  vor  allem  den  Wirtschaftstheoretiker 
interessieren.  Eine  Auseinandersetzung  im  einzelnen  hierüber  —  sie 
würde  doch  selbst  im  Theoretischen  stecken  bleiben  —  kann  an  dieser 
Stelle  ebensowenig  unsere  Aufgabe  sein  als  einige  Kleinigkeitsvermerke 
zu  Deutschösterreichs  Wirtschaftslage.  Die  Arbeit  als  Ganzes  ist  ernst  zu 
nehmen  wie  wenige  andere  gleichgerichtete. 

Als  Ergänzung  des  Stolperschen  Buches  und  eines  vom  Präsidenten 
M.  Hainisch  1919  herausgegebenen  Sammelbandes  (Schriften  des  Vereins 
für  Sozialpolitik,  158)  sind  die  nunmehr  erschienenen,  von  G.  Stolper 
herausgegebenen  „Neuen  Beiträge"  mit  fachmännischen  Aufschlüssen 
über  einzelne  besondere  Fragen  zu  werten.  Stolper  selbst  versucht  auf 
wenigen  Seiten  das  Wesentliche  des  Gesamtzustandes  zu  charakterisieren 
(lehrreich  ist  seine  Feststellung,  daß  Wien  als  Handels-  und  Kreditzentrum 
seine  Position  bisher  zu  bewahren  vermochte),  S  o  k  a  1  verbreitet  sich 
über  die  Entwicklung  des  österreichischen  Bankwesens  im  Kriege  und 
seither,  Schmid-Dasatiel  gibt  eine  wertvolle,  historisch  fundierte 
Darstellung  der  Finanzverwaltung  im  alten  Österreich  mit  besonderer 
Weltwirtschaftliches  Archiv  Bd.  XVIII.  38 
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politik,  Soziologie,  Auswanderung,  Einwanderung,  Wanderarbeit. 
Schmidt,   Prof.    Dr.   Max,   Privat dozent    a.    d.   Universität    Berlin,    Der 
soziale  Wirtschaftsprozeß  der  Menschheit.    (Grundriß 
der  ethnologischen  Volkswirtschaftslehre.   2.  Bd.)    Stuttgart  1921    Fer- 
dinand Enke.   VIII,  226  S. 
Der  soziale  Wirtschaftsprozeß  bezieht  sich  für  Schmidt  auf  die 
Verteilungsfrage;  auch  sie  soll  „hologäisch"  behandelt  werden:    Vertei- 
lung der  gesamten  Arbeitslast,  die  zur  Beschaffung  der  Sachgüter  für  die 
1700  Millionen  Erdbewohner  erforderlich  ist,  und  der  Verfügungsgewalt 
über  die  hergestellten  Sachgüter  auf  die  einzelnen  Teile  der  Menschheit. 
Problem:    das    gegenseitige    Abhängigkeitsverhältnis    der    Arbeits-    und 
Sachgüterverteilung.  Anteil  an  der  Arbeitslast  ohne  Anteil  an  den  Sach- 
gütern ist  unmöglich,  das  Gegenteil  durchaus  möglich.  Die  beiden  Erschei- 
nungsformen   des    sozialen    Wirtschaftsprozesses    sind    die    Sachgüter- 
produktion  und  die  Sachgüterbewegung. 
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Als  Produktion  unterscheidet  Verf.:  1.  Urproduktion,  2.  gewerb- 
liche Produktion,  3.  Transport,  4.  Erhaltung  von  Sachgütern.  Erbehandelt 
(Kap.  3)  den  Begriff  des  Sachguts,  seine  Arten  und  die  Bedeutung  der 
Produktion  für  alle,  sodann  (Kap.  4)  die  Voraussetzungen  der  Sachgüter  - 
produktion:  a)  Boden,  b)  Arbeitskräfte,  c)  sachliche  Produktionsmittel, 
dann  (Kap.  5)  die  Erhaltung  und  Erweiterung  dieser  Voraussetzungen, 
ferner  (Kap.  6)  das  Produktionssubjekt  und  (Kap.  7)  die  verschiedenen 
Produktionsformen.  So  weit  der  erste  Teil.  Der  zweite  erörtert  die 
Bewegung  von  Sachgütern  unter  ähnlichen  Gesichtspunkten,  am  ausführ- 
lichsten aber  deren  einzelne  Formen,  nämlich  a)  die  feindliche,  b)  die  auf 
Außenverkehr  beruhende  verkehrswirtschaftliche,  c)  die  gemeinwirtschaft- 
liche, d)  die  auf  Binnenverkehr  beruhende  verkehrswirtschaftliche  Sach- 
güterbewegung.  Der  dritte  Teil  betrifft  die  Arbeits-  undSachgüterverteilung 
innerhalb  der  Menschheit,  der  vierte  den  Entwicklungsgang  innerhalb 
des  sozialen  Wirtschaftsprozesses. 

Man  sieht,  wir  haben  hier  eine  ganz  allgemeine  Theorie  vor  uns,  die 
der  Verf.  durch  seine  besonderen  Kenntnisse  und  Erfahrungen  von 
Naturvölkern  illustrieren  und  bereichern  will.  Aber  doch  ist  es  nicht  eine 
allgemeine,  sondern  die  ethnologische  Volkswirtschaftslehre,  die  uns 
dargeboten  wird,  und  der  „ethnologisch-wirtschaftliche  Standpunkt"  der 
Betrachtung  wird  oft  hervorgehoben;  den  Begriff  der  Ethnologie 
beschränkt  er,  wie  wir  uns  erinnern,  auf  die  außerhalb  des  europäischen 
Kulturkreises  stehende  Menschheit.  Im  Widerspruch  damit  spricht  er 
freilich  auch  von  seinem  „hologäischen,  erdumfassenden  Standpunkt" 
und  gestaltet  danach  große  Stücke  seiner  Theorie.  Dieser  Widerspruch 
durchzieht  das  ganze,  sonst  durchaus  tüchtige  und  gediegene  Werk  und 
beeinträchtigt  seinen  Wert.  Allerdings  kann  der  Verf.  geltend  machen,  daß 
die  Lebensbedingungen  der  Naturvölker  auch  den  Zuständen  der  euro- 
päischen Kultur  zugrunde  liegen,  so  daß  ein  Ausgehen  von  jenen  zu 
allgemeinen  Schlußfolgerungen  berechtigt,  ein  Ausgehen  von  diesen 
nicht.  In  diesem  Sinne  spricht  er  mehrfach  von  dem  zu  weit  getriebenen 
„Individualismus"  der  klassischen  Nationalökonomie,  dem  die  Tatsache 
gegenüberstehe,  daß  der  Wirtschaftsprozeß  der  Naturvölker  vornehmlich 
auf  gemeinschaftlicher  Grundlage  aufgebaut  sei.  Zugleich  beklagt  er 
aber,  daß  über  alle  sozialwirtschaftlichen  Fragen  nur  wenig  positiv  fest- 
stehendes Material  von  den  Forschungsreisenden  beigebracht  worden  sei. 
Darum  treten  seine  persönlichen  Erfahrungen,  die  aus  dem  brasiliani- 
schen Waldgebiet  stammen,  in  den  Vordergrund  und  erregen  zuweilen 
das  Bedenken,  ob  nicht  aus  diesen  Daten  zu  viele  allgemeine  Schluß- 
folgerungen gewonnen  werden.  Was  der  Verf.  erhärten  will,  ist  vor 
allem,  daß  die  „Naturvölker"  ganz  überwiegend  zwangsgemeinwirt- 
schaftlich  arbeiten,  daß  nur  die  Anfänge  der  Verkehrswirtschaft,  und 
diese  fast  ausschließlich  im  Außenverkehr  der  Wirtschaftsgemein- 
schaften, sich  beobachten  lassen.  Gemeinwirtschaft  und  Verkehrswirt- 
schaft sind  ihm  die  beiden  Erscheinungsformen,  unter  denen  sich  die 
Arbeits-     und     Sachgüterverteilung     vollzieht.      Die  •  Ausbildung     des 


Bevölkerungs-,  Rassen-  und  Religionsforschung,  Bevölkerungspolitik  usw.     rg^ 

Handels,  das  Eindringen  der  Sachgüterbewegung  auch  in  den  Binnen- 
verkehr und  die  Entstehung  des  Geldes  bezeichnen  die  fortschreitende 
Entwicklung  von  der  einen  zur  anderen.  Die  Anfänge  aber  liegen  im 
Übergang  vom  „feindlichen  Verkehr",  als  der  ursprünglich  einzigen  Form 
des  Außenverkehrs,  zum  Sachgüteraustausch.  Manches  Merkwürdige 
wird  über  die  Phasen  dieses  Überganges  mitgeteilt.  Indem  Schmidt  mit 
Gewissenhaftigkeit  und  Strenge  der  Terminologie  sich  annimmt,  setzt  er 
mit  Recht  an  die  Stelle  des  vielbesprochenen  „stummen  Handels"  den 
Ausdruck  „stummer  Gütertausch".  Den  Übergang  zum  verkehrswirt- 
schaftlichen Binnenverkehr  erklärt  er  durch  den  Zusammenschluß  bisher 
selbständiger  Wirtschaftsgemeinschaften  zu  einer  gemeinsamen,  allen 
überlegenen,  wodurch  der  zwischen  diesen  obwaltende  Außenverkehr 
ein  Binnenverkehr  wird.  Auf  scharfe  prinzipielle  Unterscheidung 
zwischen  verkehrswirtschaftlicher  und  gemeinwirtschaftlicher  Güter- 
bewegung legt  Schmidt  großes  Gewicht:  sie  entspricht  ihm  dem  Unter- 
schied zwischen  Eigentum  und  Besitz.  Nur  beim  Eigentum  ist  die  freie 
Verfügungsgewalt  über  den  betreffenden  Kreis  von  Sachgütern  vom 
Gemeinschaftswillen  losgelöst  und  den  einzelnen  Wirtschaftssubjekten 
übertragen.  Besitz  ist  nicht  nur  ein  Recht,  sondern  auch  eine  auferlegte 
Pflicht  zur  Anteilnahme  an  der  zur  Bedürfnisbefriedigung  der  Gemein- 
schaft erforderlichen  Gesamtarbeitslast.  Gemeinwirtschaftliche  Güter- 
bewegung ist  überall  da  vorhanden,  wo  ein  Sachgüterbewegungsakt  unab- 
hängig von  der  Willensbeteiligung  der  einzelnen  davon  betroffenen  Wirt- 
schaftssubjekte vor  sich  geht.  Und  zwar  geschieht  sie  entweder  als 
direkte  Regelung  durch  das  Oberhaupt  oder  nach  geltenden  Rechtsregeln; 
diese  beiden  Arten  gehen  aber  mehrfach  ineinander  über.  Die  binnen- 
verkehrliche Sachgüterübertragung  schließt  nicht  notwendig  die  Über- 
tragung des  Verfügungsrechtes  in  sich  ein.  Über  die  Leihe,  das  Lehns- 
recht, die  Verpfändung,  Pacht  und  Miete  bei  Naturvölkern  teilt  der  Verf. 
manches  mit,  gesteht  aber,  daß  es  an  systematischen  Arbeiten  darüber 
fehlt.  Die  Übertragung  des  Verfügungsrechtes  geschieht  nicht  nur  durch 
Tausch  und  Kauf,  sondern  auch  als  Schenkung  und  Darlehn,  wodurch 
das  wirtschaftliche  Abhängigkeitsverhältnis  zwischen  den  Bevölkerungs- 
teilen stark  beeinflußt  wird. 

Im  dritten  Teil,  der  die  Arbeits-  und  Sachgüterverteilung  innerhalb 
der  Menschheit  betrachtet,  nennt  der  Verf.  es  eins  der  wichtigsten  Pro- 
bleme der  Volkswirtschaftslehre,  das  Verhältnis  näher  festzulegen, 
welches  zwischen  der  Gesamtarbeitslast,  die  der  einzelnen  obersten  Ge- 
meinwirtschaft zufällt,  und  der  ihr  jeweilig  zur  Verfügung  stehenden 
Gesamtmenge  von  Sachgütern  besteht,  und  zu  untersuchen,  auf  welche 
Gründe  die  Verschiedenheiten  in  diesem  Verhältnis  der  beiden  Faktoren 
zueinander  bei  den  einzelnen  Gemeinwirtschaften  zurückzuführen  sind. 
Im  14.  Kap.  wird  dieses  Verhältnis  eingehend  erörtert.  Der  Fall  der 
Autarkie  —  Schmidt  gebraucht  diesen  Ausdruck  nicht  —  großer  Reiche, 
wie  des  alten  Peru,  des  alten  China,  kommt  hier  in  Betracht.  Da  ist 
nur  der  Produktionsprozeß  maßgebend,    sonst   wirken   auch   die   Güter- 
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bewegungsanfänge  bestimmend.  Bei  einem  leidlichen  Gleichgewicht  im 
gegenseitigen  Stärkeverhältnis  und  in  der  Kulturhöhe  tritt  am  ehesten 
Austausch  ein.  Sind  diese  Bedingungen  nicht  vorhanden,  so  wird  eine 
feindliche  Sachgüterbewegung  wahrscheinlich,  sei  es  als  Raub  und 
Diebstahl  durch  die  schwächeren  Gemeinwirtschaften,  sei  es  als  Zwang 
zu  Tributleistungen  von  Seiten  der  überlegenen.  Mißverhältnisse  wer- 
den durch  den  verkehrswirtschaftlichen  Außen  verkehr  in  die  Arbeits- 
und Sachgüterverteilung  auf  die  einzelnen  Wirtschaftsgemeinschaften 
hauptsächlich  durch  den  weiten  Abstand  der  Kulturstufen  hineingetragen. 
Einen  großen  Verlust  in  Wirtschaftsgütern  erleiden  regelmäßig  die 
Naturvölker,  sobald  sie  mit  irgendwelchen  Kulturvölkern  auf  verkehrs- 
wirtschaftlichen Sachgütertausch  sich  einlassen;  wirtschaftlicher  Verfall 
jener  pflegt  die  Folge  zu  sein.  —  Aber  auch  das  Verhältnis  zwischen 
Quanten  der  Arbeitslast  und  Quanten  der  Sachgüter,  durch  Beschaffen- 
heit der  Produktionsmittel  bedingt,  ist  mannigfach:  Naturstoffe  sind  in 
verschiedenem  Umfange  vorhanden  und  in  verschiedenem  Grade  zu- 
gänglich. Die  Beschaffenheit  der  Arbeitskräfte  variiert  ebenso  stark  — 
diese  wesentlich  durch  den  Stand  der  Technik  (metalloses  und  Metall- 
zeitalter usw.),  aber  auch  durch  die  Art  der  Organisation  der  Arbeits- 
kräfte. —  Eingehend  behandelt  Verf.  auch  die  Frage,  ob  für  den  einzelnen 
das  Verhältnis  der  ihm  zufallenden  Arbeitslast  wesentlich  verschieden  ist, 
je  nachdem  die  Verteilung  nach  vorwiegend  gemein-  oder  vorwiegend 
verkehrswirtschaftlichen  Prinzipien  geschieht.  Er  verneint  diese  Frage, 
wenigstens  insofern,  als  die  Verteilung  nach  dem  einen  wie  dem  anderen 
Prinzip  eine  sehr  ungleiche  sein  „könne",  und  verweist  auf  die  Schätze 
der  Inkaherrscher  als  Beispiel.  Für  die  Scheidung  der  Völker  in  wirt- 
schaftlich Herrschende  und  Beherrschte  sei  weniger  die  gewaltsame 
Unterwerfung  der  schwächeren  als  die  friedliche  Heranziehung  minder 
befähigter  Bevölkerungselemente  durch  kulturell  höherstehende  be- 
stimmende Ursache.  prof.  Ferdinand  Tönnies,  Kiel. 

Bougle,    C,    Prof.    ä  la   Faculte  des  i      amalgamation     of     European     peoples. 


Lettres  de  Paris,  Lecons  de  sociologie 
sur  l'evolution  des  valeurs.  Paris  1922. 
Armand  Colin.  XV,  286  S.  Fr.  7,-.  - 
Verf.  gibt  in  der  Einleitung  eine  all- 
gemeine Philosophie  der  "Werte  und 
untersucht  in  den  folgenden  Kapiteln 
die  Wertvorstellung  in  Beziehung  zum 
"Wirtschaftsleben,:  zur  Religion  und  Mo  r  al, 
zur  Wissenschaft,  zur  Kunst,  zur  Volks- 
bildung usw.  In  dieser  soziologischen 
Betrachtung  wird  die  Rolle  des  Wertes 
im    modernen    Kulturleben    beleuchtet. 

hs. 
Drachsler,    Julius,    M.A.,    Assist- 
ant Prof.  of  Economics  and  Sociology 
in  Smith  College,  Intermarriage  in  New 
York  City.     A    Statistical    study  of  the 


Dissertation.  New  York  1921.  The 
Columbia  University.     205  S. 

Emigration  and  Immigration 
and  the  Repatriation  and 
Transit  of  Emigrants,  Com- 
munication  to  the  International  Labour 
Office  of  Statistical  and  other  Infor- 
mation regarding  — .  (International  La- 
bour Conference.  Geneva,  October  1922. 
4th  session.  2nd  item  on  the  agenda.) 
Genf  1922.  International  Labour  Office. 
41  S. 

Gaupp,  Dr.  Robert,  Prof.  d.  Psy- 
chiatrie a.  d.  Universität  Tübingen, 
Das  Alkoholverbot  der  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika.  (Sonder- 
druck   aus    der  „Münchener    Medizini- 
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sehen   Wochenschrift".     1922.     Nr.   5.) 
München  1922.    J.  F.  Lehmann.     16  S. 

Heyking.  Baron  A.,  Ph.D.,  D.C.L., 
The  Main  Issues  Confronting  the  Mino- 
rities  of  Latvia  and  Eesti.  London  1922. 
45  S.  sh  1/-.  —  Eine  Zusammenstellung 
von  Vorträgen  und  Akten,  die  der 
Grotius-Gesellschaft  in  London,  der  Ge- 
sellschaft für  internationales  Recht  und 
der  Völkerbundliga  vorgelegt  worden 
sind.  Als  Einleitung  dient  eine  kurze  ge- 
schichtliche Übersicht  über  die  kultu- 
rellen Entwicklungsstadien  der  früheren 
baltischen  russischen  Provinzen,  Kur- 
land, Livland  und  Estland,  und  den 
Schluß  bilden  Beispiele  für  die  Ver- 
letzung der  Minoritätenrechte  in  den 
neuen  baltischen  Staatsgebilden  und 
Begründungen   dieser  Rechte.         alt. 

Jenks,  Jeremiah  W.,  Ph.D.,  LL.D., 
Research  Prof.  of  Government  and 
Public  Administration,  New  York  Uni- 
versity,  and  W.  Jett  Lauck,  Former 
Associate  Prof.  of  Economics  and  Po- 
litics,  Washington  and  Lee  University, 
The  Immigration  Problem.  A  study  of 
American  immigration  conditions  and 
needs.  5.  ed.,  rev.  and  enl.  by  R  u  f  u  s  S. 
Smith,  M.A.,  Associate  Prof.  of  Public 
Economy,  New  York  University.  New 
York  and  London  1922.  Funk  &  Wagnalls 
Co.  XXVII,  655  S.  u.  statistische  Tabellen. 
$  3,—.  —  Es  wird  versucht,  nachzuwei- 
sen, daß  eine  Beschränkung  der  Einwan- 
derung nach  den  Vereinigten  Staaten 
nötig  sei.  Gerade  jetzt  sei  infolge 
der  wirtschaftlichen  und  politischen 
Verhältnisse  in  Europa  ein  starker 
Zustrom  Fremder  zu  erwarten.  Wäh- 
rend früher  der  weitaus  größte  Teil 
der  Einwanderer  aus  den  nordeuro- 
päischen Ländern  gekommen  sei, 
stammten  in  letzter  Zeit  mehr  als  80  % 
aus  Süd-  und  Osteuropa.  Der  Rassen- 
unterschied zwischen  diesen  und  den 
Amerikanern  sei  aber  so  groß,  daß  die 
Einwanderer  nur  sehr  schwer  zu  assi- 
milieren seien.  Die  Assimilicrung  werde 
noch  dadurch  erschwert,  daß  ein 
bedeutender  Teil  weder  lesen  noch 
schreiben  könne,  daß  die  meisten  ohne 
Anhang  kämen  und,  da  sie  kein  Eng- 
lisch könnten,  in  die  großen  Städte  und 
Industriezentren  zögen  und  hier  mit 
ihren  Volksgenossen  ausländische  Kolo- 
nien bildeten.  Ihr  Lebensstandard  sei 
meist  sehr    niedrig   und    drücke   daher  j 


den  der  amerikanischen  Arbeiter  her- 
ab. Im  Bergbau  und  in  der  Industrie 
seien  genügend  heimische  Arbeitskräfte 
vorhanden.  Die  Einwanderung  sei  da- 
her nur  in  dem  Umfang  zu  gestatten, 
daß  eine  möglichst  schnelle  Amerika- 
nisierung der  Fremden  und  ihre  Ver- 
teilung auf  Gebiete,  wo  sie  Beschäftigung 
finden,  möglich  sei.  Die  Einwande- 
rungsgesetze der  Einzelstaaten  sowie 
der  Bundesregierung  werden  angeführt, 
ferner  diejenigen  Australiens,  Neusee- 
lands und  Argentiniens.  Den  Schluß 
des  Buches  bilden  einige  statistische 
Tabellen  über  die  Bevölkerungsbewe- 
gung der  Vereinigten  Staaten.  oc. 

Karlsberg,  Dr.  Bernhard,  Ge- 
schichte und  Bedeutung  der  deutschen 
Durchwandererkontrolle.  Hamburg  u. 
Leipzig  1922.  Gebr.  Enoch.  167  S. 
Jl  75,-. 

Karte  der  deutschen  Sied- 
lungen in  Neu-(Süd-)Rußland. 
Maßstab  1  :  1  500  000.  Bearb.  im  Auf- 
trage des  Deutschen  Ausland-Instituts, 
Stuttgart,  von  K.  S  t  u  m  p  p.  Stuttgart 
1921.     Verlag  Ausland  und  Heimat. 

Naturalization,  Annual  Report  of 
the  Commissioner  of  — ,  to  the  Secre- 
tary  of  Labor.  Fiscal  year  ended  June 
30,  1920.  (U.  S.  Department  of 
Labor.  Bureau  of  Naturalization.)  Wash- 
ington 1920.  Government  Printing 
Office.    114   S.   u.   Karte. 

Population  du  Royaume  de 
Belgique  ä  la  date  du  31  de"cembre 
1921,  Releve  officiel  du  chiffre  de  la  — . 
(Royaume  de  Belgique.  Ministere  de 
lTnterieur  et  de  l'Hygiene.  Admini- 
stration des  Affaires  Electorales  et  de 
la  Statistique  Generale.)     12  S. 

Rühl,  Prof.  Dr.  Alfred,  Die  Wirt- 
schaftspsychologie des  Spaniers.  (Son- 
derabdruck aus  der  Zeitschrift  der 
Gesellschaft  für  Erdkunde  zu  Berlin. 
Jahrg.  1922,  Nr.  3/4.)  Berlin  1922.  E. 
S.  Mittler  &  Sohn.  81—115  S.  Ji  20,—.  — 
Verf.  sieht  den  Grund  dafür,  daß  Spanien 
den  Fortschritt  der  übrigen  europäischen 
Länder  in  den  letzten  Jahrhunderten 
nicht  mitgemacht  hat,  in  der  durch 
geschichtliche  Ereignisse  gebildeten 
Geistesverfassung  der  Bewohner.  Seit 
dem  Sturz  von  der  Weltmachtstellung 
gäben  sie  sich  der  Resignation  hin  und 
betrachteten  die  Muße  als  den  Zweck 
ihres  Daseins.    An  Stelle  von  Erwerbs- 
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trieb  und  Unternehmungslust  ständen 
anspruchslose  Lebenshaltung  und  wirt- 
schaftliche Trägheit.  Was  an  Industrie, 
Handel  und  Verkehrsmitteln  vorhan- 
den, sei  größtenteils  durch  Fremde  ge- 
schaffen. Der  Weltkrieg  habe  Spanien 
zwar  in  den  europäischen  Wirtschafts- 
betrieb hineingerissen,  für  ihn  sei  das 
Land  jedoch  noch  nicht  reif,  da  vorher 
eine  geistige  Umstellung  der  Bewohner 
erfolgen  müsse.  oc. 

Soziologie  des  Volksbildungs- 
wesens. Herausgeg.  im  Auftrage 
des  Forschungsinstituts  für  Sozial- 
wissenschaft in  Köln  von  Leopold 
v.  Wiese,  o.  Prof.  d.  wirtschaftlichen 
Staatswissenschaften  u.  d.  Soziologie  a. 
d.  Universität  Köln.  Mit  Beiträgen  ver- 
schiedener Autoren.  (Schriften  des 
Forschungsinstituts  für  Sozialwissen- 
schaft in  Köln.  1.  Bd.)  München  u. 
Leipzig  1921.  Duncker  &  Humblot.  XIV, 


578  S.  Jt  180,—.  —  Im  theoretischen 
und  synthetischen  Hauptteil  untersucht 
der  Herausgeber  das  Problem  der 
Volksbildung  im  Bahmen  der  Soziologie. 
Im  deskriptiven  Hauptteil  behandeln 
verschiedene  Verfasser,  wie  Honigs- 
heim, Max  Scheler,  Tews,  Baumgarten 
u.  a.,  einzelne  Seiten  des  Problems:  Or- 
ganisaüons-,  konfessionelle,  politische, 
soziale  Zusammenhänge.  Mehrere  Bei- 
träge sind  der  Darstellung  des  Volks- 
bildungswesens im  Auslande  gewidmet. 

hs. 
W  r  i  g  h  t,  James  M.,  Ph.D.,  Prof.  of 
Economics,  Georgetown  College,  The 
Free  Negro  in  Maryland,  1634—1860. 
(Studies  in  History,  Economics  and 
Public  Law.  Edited  by  the  Faculty  of 
Political  Science  of  Columbia  Univer- 
sity.  Vol.  XCVII,  No.  3.)  New  York 
1921.  The  Columbia  University.  362  S. 
$    4,—. 


4.  Verkehrswesen. 
A.  Allgemeines. 
II uld ermann,  Bernhard,  Albert  Ballin.  Oldenburg  u.  Berlin  1922. 
Gerhard  Stalling.  407  S. 
Albert  Ballin  war  eine  der  markantesten  Persönlichkeiten  im  deut- 
schen Wirtschaftsleben  der  Vorkriegszeit.  Die  großen  Erfolge  der  von 
ihm  geleiteten  Hamburg-Amerika  Linie,  seine  internationalen  Beziehun- 
gen und  sein  Verhältnis  zum  Deutschen  Kaiser  ließen  die  Öffentlichkeit 
sich  viel  mit  ihm  beschäftigen.  Seine  Person  war  mit  einer  Art  Nimbus 
umgeben,  zumal  er  von  bescheidener  Herkunft  war  und  sich  lediglich 
durch  seine  persönliche  Tüchtigkeit  emporgeschwungen  hatte.  Er  war 
stets  nur  der  Generaldirektor  der  Hamburg-Amerika  Linie,  auf  deren 
Gebaren  irgendwelchen  finanziellen  Einfluß  zu  nehmen  ihm  seine  Ver- 
hältnisse nie  gestattet  haben.  Er  war  abhängig  von  seiner  Generalver- 
sammlung und  seinem  Aufsichtsrat  und  durchdrungen  von  dem  Gefühl 
der  Verantwortung  gegenüber  seiner  Gesellschaft.  Er  konnte,  was  er 
erreichte,  nur  erreichen  durch  seine  Persönlichkeit.  Das  war  nicht 
immer  leicht.  Wohl  errang  er,  der  der  Hamburg-Amerika  Linie  ur- 
sprünglich gewissermaßen  aufgezwungen  und  dann  von  ihr  schon  nach 
zwei  Jahren  zum  Vorstandsmitgliede  bestellt  war,  schnell  ein  unbe- 
grenztes Vertrauen,  ein  Vertrauen,  das  schon  1888  seinen  Ausdrück  darin 
fand,  daß  ein  Mann  wie  Carl  Laeisz,  als  die  Direktion  eine  Erhöhung 
des  Aktienkapitals  von  20  auf  25  Millionen  Mark  beantragte,  seinerseits 
in  der  Generalversammlung  den  Antrag  auf  eine  Erhöhung  um  10  Millio- 
nen stellte  und  diese  einstimmig  beschlossen  wurde.  Aber  in  einzelnen 
Fällen    vermochte    der   Aufsichtsrat    den    weitausgreifenden    Schritten 
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seiner  Pläne  nicht  zu  folgen,  so  im  Jahre  1899,  als  Ballin  eine  enge  Ver- 
bindung mit  der  Atlantic  Transport  Company  in  Baltimore  eingehen 
wollte,  die  dann  durch  die  englische  Leyland  Linie  aufgekauft  wurde, 
die  ihrerseits  wieder  die  Keimzelle  für  den  Morgantrust  wurde,  und  als 
Ballin  1902  zusammen  mit  dem  Morganlrust  ein  maßgebendes  Paket  von 
Aktien  der  Cunard  Line  erwerben  wollte.  In  letzterem  Fall  gab  der 
Aufsichtsrat  allerdings  nach,  als  Ballin  seinen  Abschied  einreichte,  aber 
es  war  zu  spät. 

Wie  gesagt,  war  Ballins  alleiniges  Aktivum  seine  Persönlichkeit. 
Von  ihrer  Bedeutung  kann  sich  nur  der  ein  Bild  machen,  der  weiß,  wie 
schwer  es  gerade  im  Hamburg  vergangener  Jahrzehnte  für  einen  nicht 
zu  den  alten  Familien  Gehörenden  und  nicht  Vermögenden  und  noch  dazu 
Juden  war,  sich  durchzusetzen.  Es  gelang  ihm  schon  in  jungen  Jahren, 
nicht  nur  dank  seiner  geschäftlichen  Tüchtigkeit  und  seines  Weitblicks, 
sondern  vor  allem  auch  dank  seiner  großen  Kunst  des  Umgangs  und 
der  Menschenbehandlung.  Es  gelang  ihm  nicht  nur  in  Hamburg,  sondern 
auch  im  Ausland,  ja,  dort  beinahe  noch  eher  als  hier.  So  ward  er  der 
Vorsitzende  am  Verhandlungstisch  der  führenden  Schiffahrtsmänner  der 
ganzen  Welt,  deren  Linien  er  zu  kunstvoll  geschlungenem,  eng  ver- 
knüpftem Netz  durch  sinnvolle  Abmachungen  verwob. 

Ballins  Persönlichkeit  war  tausendfältig  verbunden  mit  seiner  Ge- 
sellschaft. Der  Krieg  schlug  dieser  die  schwersten  Wunden  und  nahm 
Ballin  damit  das  Feld  seiner  Betätigung.  Der  deutsche  Admiralstab, 
ungleich  kurzsichtiger  als  der  österreichische,  verhinderte  die  recht- 
zeitige Veräußerung  der  in  den  neutralen  Ländern  liegenden  Schiffe  und 
ließ  sie  so  nutzlos  verlorengehen.  Ballin,  der  in  Ozeanen  und  Kontinen- 
ten zu  denken  gewohnt  war,  sah  weiter  als  die  deutschen  Militärs,  deren 
gewaltige  Leistungen  auf  dem  Schlachtfelde  er  rückhaltlos  bewundernd 
anerkannte.  Als  ihm,  als  einem  der  wenigen  Auserwählten,  die  geheimen 
Zahlen  der  vorhandenen  U-Boote  genannt  wurden,  sprach  er  aus  seiner 
Welterfahrung  heraus  sofort  sein  Urteil  über  die  Erfolglosigkeit,  zu  der 
ein  rücksichtsloser  U-Bootkrieg  verdammt  sein  müsse.  Er,  der  bei  aller 
Weltverbindung  ein  deutscher  Patriot  war  —  hatte  er  sich  doch  stets 
vor  der  Durchführung  eines  seiner  großen  Pläne  der  Billigung  der 
Kaiserlichen  Regierung  versichert  und  sie  trotz  allen  erwarteten  Vor- 
teilen aufzugeben  zugesagt,  wenn  sie  deren  Absichten  zuwiderliefen  — , 
wurde  als  Defaitist  verschrien  und  kaltgestellt.  Man  griff  erst  auf  ihn 
zurück,  als  es  galt,  den  Kaiser  über  die  furchtbare  Wirklichkeit  aufzu- 
klären, und  ließ  ihn  selbst  dann  nur  „zum  Vortrage"  vor.  Am  2.  No- 
vember 1918  diente  ihm  Stinnes  an,  er  solle  die  Führung  der  Friedens- 
verhandlungen übernehmen.  Am  9.  November  drang  der  Arbeiter-  und 
Soldatenrat  von  Hamburg  in  das  Gebäude  der  Hamburg-Amerika  Linie 
ein  und  schlug  in  den  Räumen  der  Direktion  sein  Hauptquartier  auf. 
Am  gleichen  Tage  endete  Albert  Ballins  Leben,  dem  eines  Kapitäns 
gleich,  der  mit  seinem  Schiff  untergehen  will. 
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Es  ist  viel  über  Ballin  gesprochen  und  geschrieben.  Sein  Charakter- 
bild ist,  zumal  in  den  letzten  Jahren,  von  der  Parteien  Haß  und  Gunst 
verwirrt,  und  es  hatte  sich  um  seine  Person  eine  Art  Sagenkreis  ge- 
lagert. Es  war  daher  zu  begrüßen,  daß  sein  langjähriger  und  ver- 
trautester Mitarbeiter,  dem  er  selbst  den  Auftrag  gegeben  hatte,  seinen 
Nachlaß  zu  ordnen,  und  der  ihm  nach  Abschluß  dieser  Arbeit  im  Tode 
gefolgt  ist,  es  übernommen  hatte,  seine  Biographie  zu  schreiben.  Aller- 
dings ist  es  fast  unmöglich,  das  Leben  eines  so  eng  mit  tausend  Fäden 
mit  der  Weltwirtschaft  verbundenen  Mannes  schon  so  kurz  nach  seinem 
Tode  überschauend  und  ergründend  zu  beschreiben.  Der  Abstand  fehlt 
dazu,  den  nur  die  Zeit  schaffen  kann.  So  ist  denn  auch  das  Buch  von 
Huldermann,  trotz  seines  Umf anges,  in  diesem  Sinne  nur  als  etwas 
Vorläufiges  anzusehen,  auf  dem  ein  Späterer  wird  weiterarbeiten  müssen. 

Es  versteht  sich  von  selbst,  daß  eine  Schilderung  von  Ballins  Leben 
notwendig  gleichzeitig  eine  Darstellung  der  Entwicklung  der  Hamburg- 
Amerika  Linie  darstellen  muß,  denn  beide  waren  unlösbar  miteinander 
verbunden.  Immerhin  überwiegt  an  manchen  Stellen  des  Huldermann- 
schen  Buches  die  letztere  ziemlich  erheblich,  so  daß  zeitweilig  die  Person 
Ballins  etwas  vor  ihr  in  den  Hintergrund  tritt.  Hervorzuheben  sind  die 
Kapitel  über  den  „Pool"  und  den  Morgantrust,  die  in  knapper  Dar- 
stellung ein  übersichtliches  Bild  dieser  größten  internationalen  Ver- 
kehrsvereiribarung  geben  und  gleichzeitig  Ballin  als  Meister  einer  aus- 
gleichenden Interessenpolitik  zeigen.  Wer  sich  über  diese  Verbände  und 
Ballins  Wirksamkeit  für  sie  und  in  ihnen  näher  unterrichten  will,  der 
wird  allerdings  auf  das  groß  angelegte,  systematische  Werk  von  Mur- 
ken, Die  großen  transatlantischen  Linienreederei-Verbände,  Pools  und 
Interessengemeinschaften  (Jena  1922),  zurückgreifen  müssen,  das  unge- 
fähr gleichzeitig  mit  dem  Huldermannschen  Buch  erschienen  ist. 

Über  das  persönliche  Leben  Ballins  gibt  Huldermann,  der  nach 
Ballins  eigener  Äußerung  „ein  Meister  in  der  Verschwiegenheit"  war, 
verhältnismäßig  wenig.  Anregend,  weil  weiteren  Kreisen  bisher  nicht 
näher  bekannt,  sind  die  Mitteilungen  über  die  geschäftlichen  Anfänge 
Ballins,  der  im  Alter  von  22  Jahren  Mitinhaber  der  von  seinem  ver- 
storbenen Vater  1852  begründeten  Auswandereragenturfirma  Morris 
&  Co.  wurde,  die  ursprünglich  nur  englische  Linien  vertrat,  dann  aber 
1881  die  Generalvertretung  der  deutschen  Beederei  Edward  Carr  im 
Passagiergeschäft  übernahm.  Machte  diese  schon  der  damals  in  eine 
gewisse  Rückständigkeit  geratenen  Paketfahrt  ernste  Konkurrenz,  so 
wurde  die  Lage  für  letztere  bedrohlich,  als  die  Carr-Linie  im  Jahre 
1886  mit  der  Sloman-Union-Linie  verschmolzen  wurde.  Die  Folge  war 
der  noch  im  gleichen  Jahr  erfolgende  Abschluß  eines  Poolvertrages  und 
die  auf  Verlangen  der  Gegenseite  erfolgende  Ernennung  Ballins  zum 
Leiter  der  Passageabteilung  der  Paketfahrt. 

Von  dem  sonstigen  Inhalt  des  Buches  verdient  ferner  der  Abschnitt 
„Politik"  Hervorhebung,  der  Ballins  Bemühungen  um  eine  deutsch-eng- 
lische Verständigung  eingehend  schildert,  Bemühungen,  die  zur  Erfolg- 
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losigkeil  verurteilt  waren,  denn  „der  deutsche  Amtsschimmel  war  ge- 
sattelt Und  vermochte  nicht  das  Rennen  nach  Hause  zu  bringen".  Die 
Diplomatie  verdarb,  was  weitsichtiger  Kaufmannsblick  angebahnt  hatte. 

Ein  besonderer  Abschnitt  des  Buches  ist  dem  Verhältnis  Ballins 
zum  Kaiser  gewidmet,  das  zeigt,  daß  der  Einfluß  Ballins  keineswegs  so 
groß  war,  wie  er  von  manchen  Seiten  geschildert  worden  ist.  Vor  allem 
im  Kriege  ist  Ballin  durch  die  den  Kaiser  beherrschende  Clique  gänzlich 
ausgeschaltet  worden.  Nach  Huldermann  hat  Ballin  während  des 
Krieges  den  erfolgversprechendsten  Friedensvermittlungsversuch  ge- 
macht, der  im  August  1917  so  weit  gediehen  war,  daß  eine  direkte 
Fühlungnahme  zwischen  den  feindlichen  Parteien  bevorstand.  Leider 
erklärt  Huldermann,  nähere  Angaben  bis  auf  eine  Zeit  verschweigen  zu 
müssen,  die  keine  Rücksicht  auf  Regierungen  und  Personen  mehr  zu 
nehmen  habe. 

Alles  in  allem  ein  Buch,  das  Dank  verdient,  und  das  auch  dem  Ver- 
fasser selbst  ein  Denkmal  ist,  wenn  es  auch  manche  an  sein  Erscheinen 
geknüpfte  Erwartungen  nicht  erfüllt. 

Dr.  Otto  Mathies,  Hamburg. 


Transports,  La  Situation  generale 
des  — ,  en  1921.  Tome  I  et  II.  (Societe 
des  Nations.)  Genf  1922.  CV,  482; 
511  S.  —  Auf  eine  Einleitung  von  Prof. 
Tajani,  Mailand,  die  einen  Überblick 
über  die  Gesamtentwicklung  des  inter- 
nationalen Transportwesens  gibt,  folgt 
mit  reichen  statistischen  Beigaben  eine 
Zusammenstellung    amtlichen   Materials 


über  die  Lage  der  Transportmittel  in 
den  meisten  und  wichtigsten  Staaten 
der  Erde,  wodurch  ein  Überblick  über 
die  allgemeine  Verkehrslage  wie  die 
besonderen  Verhältnisse  einzelner  Zwei- 
ge des  Transportwesens,  mit  Berück- 
sichtigung der  Störungen,  die  während 
und  nach  Ende  des  Weltkrieges  ein- 
traten, ermöglicht  wird.  ns. 


B.  Seeverkehr,  Kanal*  und  Flußverkehr. 


Haelling,  Gaston,  Le  prix  des 
transports  rhenans  et  la  ddvaluation 
du  mark.  (Revue  Economique  Inter- 
nationale. 14e  annee,  vol.  III,  no.  2, 
S.  230— 270.)  Brüssel  1922.  Goemaere.  — 
An  Hand  von  Tabellen  und  graphischen 
Darstellungen  untersucht  Verf.  die 
Markentwertung,  die  Verschiebungen 
in  den  Kohlenpreisen,  den  Löhnen  der 
Flußschiffer  und  den  Gesamtkosten  der 
Schleppschiffahrt,  gemessen  an  dem 
Goldwert  und  dem  Generalindex  für 
die  Zeit  von  April  1920  bis  Juli  1922. 
Das  Ergebnis  ist,  daß  mit  dem  Auf- 
treten der  französischen  und  belgischen 
Konkurrenz  auf  dem  Rhein  auf  Grund 
des  Friedensvertrages  die  Transport- 
kosten, in  Goldwert  ausgedrückt,  Mitte 
1921  etwa  denen  der  Vorkriegszeit 
gleichkamen,  daß  indessen  diese  noch 
weiter  ermäßigt  werden  könnten,    fl. 


Hamburg-Amerika  Linie,  75 
Jahre  — .  I.  Teil:  Adolph  Godeffroy 
und  seine  Nachfolger  bis  1886.  Von 
Kurt  Hirn  er.  (Hamburg  1922.) 
94  S.  mit  Photographien. 

Lotsverket  är  1921.  Kungl.  Lots- 
styrelsen.  (Sveriges  Officiella  Statistik.) 
Stockholm  1922.  VI,  88  S.  u.  Karte. 
—  In  einer  kurzen  allgemeinen  Über- 
sicht wird  zunächst  ein  Überblick  ge> 
geben  über  Personal-  und  Verwaltungs- 
fragen sowie  die  Tätigkeit  der  Lotsen, 
Feuerschiffe  und  Seezeichen  und  des 
Lebensrettungswesens,  wobei  im  wesent- 
lichen die  Ereignisse  von  1921  beachtet 
werden.  Diese  Ausführungen  werden 
durch  umfangreiches,  teilweise  bis  1863 
zurückgehendes  statistisches  Material 
ergänzt.  wg. 

Navigation,  Annual  Report  of  the 
Commissioner    of  — ,    to    the    Secretary 
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of  Commerce  for  the  Fiscal  Year  ended 
June,  30,  1921.  Washington  1921.  Go- 
vernment Printing  Office.  183  S.  — 
Das  Buch  gibt  in  statistischen  Tabellen 
einen  Überblick  über  die  Entwicklung 
der  amerikanischen  Handelsflotte  von 
1789  bis  zur  Gegenwart  unter  be- 
sonderer Berücksichtigung  der  letzten 
10  Jahre,  sowie  über  die  Verhältnisse 
im  Rechnungsjahr  1921.  Die  Tabellen 
umfassen  Zahl,  Art  und  Tonnengehalt 
der  Schiffe,  Wert  der  von  ihnen  be- 
förderten Seefrachten  und  dessen  Ver- 
hältnis zum  Gesamtwert  des  Seehandels, 
Schiffbautätigkeit  der  einzelnen  Häfen, 
Zahl  und  Art  der  in  den  verschiedenen 
Hafenplätzen  registrierten  Schiffe, 
Stärke  und  Zusammensetzung  der  Be- 
satzungen, Löhne  auf  den  verschie- 
denen Schiffsklassen  und  Schiffahrts- 
linien, Tonnagegebühren,  An-  und 
Abmusterungen.  Zum  Vergleich  sind 
Tabellen  über  die  Größe  der  Handels- 
flotten und  über  die  Schiffbautätigkeit 
der  übrigen  seefahrenden  Nationen 
beigefügt.  oc. 

Panama  Canal,  Annual  Report  of 
the  Governor  of  the  — ,  for  the  Year 
ended  June  30,  1921.  Washington 
1921.  Government  Printing  Office.  VII, 
117  S.  —  Gibt  einen  Überblick  über 
den  Betrieb  des  Panamakanals,  der  Pa- 
nama Railroad  Co.  sowie  über  die  Ver- 
waltung der  Kanalzone  im  letzten 
Rechnungsjahr.  Der  Schiffsverkehr 
durch  den  Kanal  zeigt  für  das  ganze 
Jahr  im  Vergleich  zu  früheren  eine  be- 
deutende Zunahme,  mit  den  Früh- 
jahrsmonaten beginnend,  infolge  der 
allgemeinen  Depression  jedoch  einen 
erheblichen  Rückgang.  Am  stärksten 
ist  unter  den  durchgelaufenen  Schiffen 
die  nordamerikanische  Flagge  ver- 
treten, ihr  folgt  die  englische,  dann 
in  weitem  Abstände  die  norwegische, 
japanische  u.  a.   Von  den  verschiedenen 


Handelsrouten  wird  die  von  der  Ost- 
küste der  Vereinigten  Staaten  nach  der 
Westküste  Südamerikas  am  meisten 
benutzt.  Der  Verwaltungsbericht  be- 
schreibt kurz  die  kulturellen  Einrich- 
tungen der  Kanalzone  und  führt  genau 
den  Personaletat  der  einzelnen  Ver- 
waltungsbehörden auf.  Das  Schluß- 
kapitel enthält  statistische  Tabellen 
über  Einnahmen  und  Ausgaben  für  den 
Betrieb  des  Kanals  und  für  Verwaltung 
der  Kanalzone.  oc. 

Port  of  Galveston,  The  — .  Hand- 
book of  Information  on  the  port,  ils 
past  Performances,  wharfage  and  rail 
terminal  facilities,  coal  and  oil 
bunkering,  dry  docks,  and  marine 
repair  plants.  Compiled  in  a  con- 
venient  manner  for  ready  reference. 
Galveston,  Texas,  1922.  Galveston 
Commercial  Association.  73  S.,  Photo- 
graphien u.   Karte. 

Port  of  Hüll  Annual  and  Hum- 
berside  Commercial  Review, 
1922,  The— .  By  H.  E.  CooperNew- 
h  a  m.  With  a  preface  by  Edward 
Dumoulin,  J.P.  Hüll.  The  Hüll 
Incorporated  Chamber  of  Commerce 
and   Shipping.    X,  64,  6  S.    sh.  3/6. 

S  j  ö  f  a  r  t.  Berättelse  för  är  1920.  Av 
Kommerskollegium.  (Sveriges  Offi- 
ciella  Statistik.)  Stockholm  1922.  P.  A. 
Norstedt   &  Söner.    XI,  32*,  132  S. 

Statut  international  des 
m  a  r  i  n  s.  Communication  adressee  aux 
Gouvernements  par  le  Bureau  Inter- 
national du  Travail.  Genf  1921.  Bureau 
International  du  Travail.   134  S. 

United  States  Shipping  Board. 
Rules  of  Practice.  In  proceedings 
under  the  Federal  Shipping  Act  of 
September  7,  1916,  39  Stat.  L.,  728. 
Effective  August  1,  1917.  With  illu- 
strative forms.  Washington  1921.  Go- 
vernment Printing  Office.    23  S. 


C.  Landverkehr. 


Aerial  Navigation,  Additional 
Protocol  to  the  Convention  for  the  Re- 
gulation of— ,  of  October  13,  1919. 
Proces-verbal  of  the  deposit  of  ratifi- 
cations,  and  notification  of  the  accession 
of  Persia.  (Treaty  Series.  No.  11,  1922.) 
(Cmd.  1741.)  London  1922.  H.  M.'s 
Stationery  Office.   9  S.    sh.  0/3. 


Aviation  Advisory  Board, 
Civil  — .  First  report  on  Imperial  Air 
Services.  (Air  Ministry.)  (Cmd.  1739.) 
London  1922.  H.  M.'s  Stationery  Office. 
61  S.  sh.  1/-.  —  Der  Bericht  weist 
darauf  hin,  daß  die  Einrichtung  eines 
Luftdienstes  von  England  nach  Indien, 
wenn  nicht  aus  rein  geschäftlichen,  so 
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aus  nationalen  Gründen  wünschenswert 
sei.  In  Frage  kämen  die  Wege  von 
London  über  Ägypten,  über  Kon- 
stantinopel oder  über  Alexandretta 
nach  Bagdad  und  von  dort  weiter  nach 
Karachi.  Von  hier  seien  Zweiglinien 
nach  Kalkutta  und  Bombay  einzu- 
richten. Die  Gesellschaft,  die  einen 
solchen  Luftdienst  einrichte,  müßte 
vom  Staat  subventioniert  werden.  Zu- 
nächst sei  die  Einsetzung  einer  Kom- 
mission empfehlenswert,  um  zu  prüfen, 
welche  Art  Flugzeuge  auf  den  ein- 
zelnen Teilstrecken  zweckmäßig  zu  ver- 
wenden und  wo  Landungsplätze  und 
-hallen  einzurichten  seien.  Ein  Anhang 
enthält  die  Kostenvoranschläge  für 
Einrichtung  und  Betrieb  der  einzelnen 
Strecken.  oc. 

Common  Carriers,  A  Preliminary 
Abstract  of  Statistics  of  — ,  for  the  Year 
ended  December  31,  1919.  (Interstate 
Commerce  Commission.  Bureau  of 
Statistics.)  Washington  1921.  Govern- 
ment Printing  Office.   172  S. 

Express  Companies  in  the 
United  States,  lOth  and  llth 
Annual  Beport  on  the  Statistics  of  — ,  for 
the  Year  ended  December  31,  1919  and 


1920.  (Interstate  Commerce  Commission. 
Bureau  of  Statistics.)  Washington  1920 
u.  1921.    Je  12  S. 

Railways  Statistics,  Compara- 
tive  — .  United  States  and  Foreign 
Countries,  1916.  With  later  statistics 
where  available.  (Bureau  of  Bailway 
Economics.  Established  by  railways  of 
the  United  States  for  the  scientific 
study  of  transportation  problems.  Con- 
secutive  No.  170.  Miscellaneous  series 
No.  35.)   Washington  1920.    66  S. 

Beichsbahn,  Die  — .  (Schriften  und 
Mitteilungen  aus  dem  Beichsverkehrs- 
ministerium.  Heft  III.)  Berlin  1922. 
Georg  Stilke.   75  S.    M  40,—. 

Verkehrsnot  der  Beichsbahn 
im  Jahre  1921,  Die  — .  Denkschrift  des 
Ausschusses  der  gesamten  Spediteur- 
verbände Deutschlands,  des  Beichs- 
ausschusses  der  Deutschen  Landwirt- 
schaft, des  Deutschen  Landwirtschafts- 
rates, des  Zentralverbandes  des  Deut- 
schen Großhandels,  des  Deutschen 
Städtetags  und  des  Deutschen  In- 
dustrie- und  Handelstags.  (Berlin  1922.) 
Deutscher  Industrie-  und  Handelstag. 
23  S. 


D.  Post,  Telegraphie,  Tclephonic. 

Post-,telegraaf-entelefoon-|  tavia  1922  u.  Weltevreden  1921.    Buy- 

dienst   in   Nederlandsch-In-j  grok    &    Co.    u.    G.    Kolff    &    Co.     84; 

die     over     het     jaar     1920,     Verslag  j  509  S.  u.  10  graphische  Tabellen, 
omtrent    den  — .     1.    und   2.   Teil.     Ba- 


5.  Theorie  und  Zustandsschilderungen  der  weltwirtschaftlichen 
Beziehungen,  allgemeine  Statistik  des  Güteraustausches. 


Auswärtigen  Handel  Öster- 
reichs im  Jahre  1921,  Statisti- 
sche Übersichten  über  den  — ,  nebst 
einer  Übersicht  über  die  Werte  der 
Ein-  und  Ausfuhr  im  Jahre  1920.  Zu- 
sammengestellt vom  Handelsstatistischen 
Dienste  des  Bundesministeriums  für 
Handel  und  Gewerbe,  Industrie  und 
Bauten.  Wien  1922.  österreichische 
Staatsdruckerei.    103  S. 

Auswärtigen  Handels  der 
iechoslovakischen  Bepu- 
blik, Statistische  Übersicht  des  — , 
im  Jahre  1920.  1.  Teil:  Einfuhr  in  den 
freien  Verkehr  und  Ausfuhr  aus  dem 
freien      Verkehr.       Zusammengest.      v. 


Statistischen  Staatsamte.  1.  Jahrg. 
Prag.    XX,  151   S.    K«.  50,-. 

Bell,  Sir  Hugh,  Bart.,  C.B.,  High 
Wages:  Their  Cause  and  Effect.  Lon- 
don 1921.  National  Association  of 
Merchants  and  Manufacturers.    20  S. 

British  India,  Statistics  of  — . 
Vol.  I:  Commercial  Statistics.  With 
statistics,  where  available,  relating  to 
certain  Indian  States,  llth  issue.  (De- 
partment of  Statistics,  India.  No.  1558.) 
Calcutta  1922.  Superintendent  Govern- 
ment Printing,  India.  XXIX,  (232)  S. 
Bs.  2,4. 

Commerce  exterieur  de  1  a 
Bulgarie,     Le     mouvement     du  —  ,. 
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pendant  les  annees  1916—1920.  Im- 
portation  et  exportation.  Resultats 
preliminaires.  (Royaume  de  Rulgarie. 
Direction  Generale  de  la  Statistique.) 
Sofia  1922.    Imprimerie  de  l'Etat.    80  S. 

Commercio  do  Porto  de  San- 
tos  com  os  paizes  extran- 
g  e  i  r  o  s  ,  Estatistica  do  — .  Im- 
portacäo  e  exportacäo.  Movimento 
maritimo.  Janeiro  a  dezembro  1920  e 
1921.  (Secretaria  da  Agricultura, 
Commercio  e  Obras  Publicas  do  Estado 
de  Säo  Paulo.  18a  serie,  No.  4.)  Säo 
Paulo  1921.    147  S. 

Commercio  exterior  doBrasil, 
movimento  maritimo,  movimento  ban- 
cario.  Janeiro  a  setembro  1920—1921. 
(Directoria  de  Estatistica  Commercial. 
Ministerio  da  Fazenda.)  Rio  de  Ja- 
neiro 1922.    IX,  145  S. 

Copland,  D.  B.,  M.A.,  Prof.  of 
Economics  and  Director  of  Tutorial 
Classes  in  the  University  of  Tasmania, 
Currency  and  Prices  in  Australia. 
Delivered  in  Adelaide,  15th  June,  1921. 
(The  University  of  Adelaide.  The  Joseph 
Fisher  Lecture  in  Commerce.)  Adelaide 
1921.    G.  Hassell  &  Son.    44  S. 

Finlands  handel  pä  utrikes 
orter  samt  uppbörden  vid 
tullverket,  är  1919.  (Finlands 
Officiella  Statistik.  I,  A:  Handel,  39.) 
Helsingfors  1922.  Statsrädets  Tryckeri. 
36,  I,  1-180,  II,  1-9,  III,  1-12  S. 

Handel.  Berättelse  för  är  1920.  Av 
Kommerskollegium.  (Sveriges  Offi- 
ciella Statistik.)  Stockholm  1922.  P.  A. 
Norstedt  &  Söner.    568  S. 


Index  Numbers  of  Wholesale 
Prices  in  the  United  States 
and  Foreign  Countries.  (U.  S. 
Department  of  Labor.  Bureau  of  Labor 
Statistics.  Bulletin  of  the  United  States 
No.  284.)  Washington  1921.  Govern- 
ment Printing  Office.    350  S. 

In-,  uit-  en  doorvoer,  Jaar- 
statistiek  van  den  — ,  1921.  le  deel. 
(ßijdragen  tot  de  Statistiek  van  Neder- 
land.  Nr.  343.)  Uitgegeven  door  het 
Centraal-Bureau  voor  de  Statistiek. 
Haag.      XXVIII,    92*,    385   S.     Fl.    3,-. 

1 1  a  1  i  a  ,  Movimento  commerciale  del 
Regno  d'  — ,  nelT  anno  1919.  Parte  2. 
Vol.  I:  Paesi  europei.  Movimento  per 
paesi  di  provenienza  e  di  destinazione. 
(Ministero  delle  Finanze.  Direzione 
Generale  delle  Dogane  e  Imposte  In- 
dirette.  Ufficio  Trattati  e  Legislazione 
Doganale.)    Rom  1921.    600  S. 

Macara,  Sir  Charles,  Bart.,  The 
International  Idea  in  Industry.  How 
Lancashire  has  shown  the  way  to  the 
world's  peace.  (Reprinted  and  trans- 
lated  from  the  French  of  an  article  in 
the  "Revue  Economique  Internationale". 
June,  1920.)  Manchester.  Charles  W. 
Hobson.    14  S. 

Price  Comparisons,  Internation- 
al — .  Ed.  by  W  e  s  1  e  y  C.  Mitchell 
assisted  by  Margaret  L.  Gold- 
smith and  Florence  K.  Mid- 
d  a  u  g  h.  (Department  of  Commerce. 
History  of  Prices  during  the  War.) 
Washington  1919.  Government  Printing 
Office.    XII,  395  S. 


6.  Produktion,  Zirkulation  und  Konsumtion  wichtiger  Welthandels» 

guter,  einschließlich  spezieller  Statistik. 
Büttel,  Dr.  Mina,  Die  Seide  auf  dem  Weltmarkt.    (Textilindustrie 
und  Bekleidungsgewerbe  in  der  Kriegs-  und  Übergangszeit.   Schriften- 
folge herausgeg.   von   Prof.   Dr.   Paul   Arndt.     Heft   3.)     Berlin  1919. 
Dietrich  Reimer.  72  S.  M  3,50. 
M.  Büttel  gibt  einen  Überblick  über  den  Seidenmarkt  und  die  Seiden- 
industrie vor  und  während  des  Krieges.     Die  Arbeit  stellt  im  wesent- 
lichen  das   aus   der   Kriegsliteratur  vorhandene  Material   über   Seiden- 
zucht  und   Seidenindustrie   in   den   wichtigsten   Produktionsländern   der 
Welt   und   dann   auch   den  hauptsächlichsten   Bedarfsländern,   wie   der 
Schweiz,  Großbritannien  und   den  Vereinigten  Staaten,  zusammen.     Sie 
ist    gewissermaßen    ein    Textkommentar    zu    den    bis    1918    erhaltbaren 
statistischen  Zahlen.     Auf  die  innere  Verfassung  und  Konstruktion  der 
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Industrien,  etwa  im  Sinne  der  Bearbeitung  H.  v.  Beckeraths,  Kar- 
telle in  der  deutschen  Seidenindustrie,  ist  nicht  näher  eingegangen 
worden,  ebensowenig  wie  auf  die  Kriegsbewirtschaftung  in  dem  Zweige 
in  den  einzelnen  Ländern.  Die  bisher  erschienenen  Hefte  der 
Schriftenfolge  liefern  ein  interessantes  Material  über  die  Marktlage  der 
Textilrohstoffe  und  der  Textilindustrie  in  Deutschland  und  dem  Aus- 
lande. Außer  der  obigen  Abhandlung  sind  u.  a.  zwei  Arbeiten  erschienen, 
die  eine  über  die  Wolle  auf  dem  Weltmarkt,  die  andere  über  die  Zu- 
sammenlegung der  deutschen  Tuchindustrie.  Die  Fortsetzung  der  Samm- 
lung ist  zu  begrüßen.  Prof  w   F    Brück,  Gießen. 


Agrarverhältnisse  von  Kon- 
greßpolen. Sammlung  von  Mit- 
teilungen über  Stand  und  Entwicklungs- 
bedingungen der  Landwirtschaft  auf 
den  Gebieten  Kongreßpolens.  Unter 
Leitung  v.  StanistawaJanickie- 
g  o.  Ministerium  für  Landwirtschaft 
und  Domänen.  "Warschau  1918.  XLIII, 
641  S. 

Agricultural  and  Commercial 
Statistics  for  1920,  The—.  1922. 
The  Department  of  Agriculture  and 
Commerce  of  Japan.  Section  of  Statis- 
tics.   7,  172  S. 

Agricultural  Statistics,  Hand- 
book of  Foreign  — .  (United  States 
Department  of  Agriculture.  Contribu- 
tion  from  the  Bureau  of  Markets  and 
Crop  Estimates.  —  Bulletin  No.  987.) 
Washington  1921.  Government  Printing 
Office.    69  S. 

Agricultural Statistics  of  I  n- 
dia,  1919—20.  Vol.  II;  Area,  Classifi- 
cation of  area,  area  under  irrigation, 
area  under  crops,  live-stock,  and  land 
revenue  assessment  in  certain  Indian 
States.  36th  issue.  (Department  of 
Statistics,  India.  No.  1589.)  Calcutta 
1922.  Superintendent  Government  Prin- 
ting, India.   V,  192  S.    Bs.  1,8. 

Coffee  Statistics,  Table  of  — , 
for  season  1922—1923.  28th  season. 
London.    C.  J.  Leech  &  Co.    XIV,  88  S. 

Combed  Cotton  Yarns,  Summary 
of  Beport  of  the  Federal  Trade  Com- 
mission  on  — .  April  14,  1921.  Washing- 
ton 1921.  Government  Printing  Office. 
8  S. 

Commercial  Feeds,  Beport  of  the 
Federal  Trade  Commission  on  — .  March 
29,  1921.  Washington  1921.  Government 
Printing  Office.    206  S. 

Weltwirtschaftliches  Archiv  Bd.  XVIII. 


Cotton  Manufacturers  and 
Cotton  Manufacturers'  Ma- 
nual 1922,  Year  Book  of  the 
National  Association  of  — .  (Boston 
1922.)  The  National  Association 
of  Cotton  Manufacturers.  249  S.  — 
Der  Inhalt  setzt  sich  aus  zwei  Teilen 
zusammen,  von  denen  der  erste  die 
Statuten  und  die  Mitgliederliste  der 
amerikanischen  Vereinigung  enthält.  Im 
zweiten  Teil  wird  ein  vorwiegend  sta- 
tistischer Überblick  gegeben  über  die 
Baumwollproduktion  im  allgemeinen 
und  die  wichtigsten  einzelnen  Produk- 
tionsfaktoren, über  die  Ernteergebnisse, 
den  Verkauf,  die  Erzeugung  von  Baum- 
wollwaren, den  Außenhandel,  die  Preis- 
gestaltung, Löhne  und  Arbeitszeiten.  Am 
ausführlichsten  finden  die  Verhältnisse 
in  den  Vereinigten  Staaten  Berücksich- 
tigung, doch  werden  daneben  auch  die 
anderen  Weltproduktionsgebiete,  aller- 
dings nicht  stets  in  vollem  Umfange, 
herangezogen.  Angaben  über  die  in  der 
Praxis  gebräuchlichen  Maße  und  son- 
stige Daten  machen  den  Beschluß. 

fh. 

Frozen  Meat  Trade,  1921,  34th 
Annual  Beview  of  the  — .  London.  W. 
Weddel  &  Co.  30  S.  u.  statistische  Ta- 
bellen. (Erscheint  auch  in  deutscher, 
franz.,  ital.  u.  span.  Sprache.) 

Ganswindt,  Dr.  A.,  Die  Biechstoffe. 
Ihre  Geschichte,  ihr  Vorkommen,  ihre 
Gewinnung,  ihre  Eigenschaften,  ihre 
Prüfung  und  ihre  Anwendung  in  der 
Parfümerie,  Kosmetik,  Pharmazie,  Me- 
dizin, Technik  und  Likörfabrikation. 
8.  völlig  neu  bearb.  Aufl.  v.  Dr.  A. 
M  i  e  r  z  i  n  s  k  i.  Mit  40  Abbildungen. 
Leipzig  1922.  Bernh.  Friedr.  Voigt. 
XVI,  362  S.  Jt  150,-.  —  Das  Buch 
bringt  eine  sehr  eingehende  Darstellung 
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der  natürlichen  sowie  der  künstlichen 
organischen  Riechstoffe,  die  jeweils  ein- 
zeln behandelt  werden.  Daran  schließt 
sich  eine  Aufzählung  der  chemischen 
Produkte,  die  zur  Extraktion  sowohl 
als  zur  Verarbeitung  der  Riechstoffe 
dienen,  um  schließlich  noch  das  An- 
wendungsgebiet der  Riechstoffe  zu 
streifen,  wobei  die  Zusammensetzung 
der  einzelnen  Präparate  sowie  ihre 
Wirkung  aufgeführt  sind.  Gegenüber 
der  letzten  Auflage  '  sind  insofern 
wesentliche  Änderungen  eingetreten,  als 
der  Warenkunde,  der  Prüfung  der 
Riechstoffe  auf  Reinheit  sowie  dem 
Nachweis  von  Verfälschungen  ein 
breiter  Raum  zugestanden  ist.  fl. 

Hosten  i  Danmark  i  aaret  1921. 
Udgivet  af  det  Statistiske  Departement. 
(Danmarks  Statistik.  Statistiske  Med- 
delelser.  4.  raekke,  65.  bind,  3.  haefte.) 
Kopenhagen  1922.  61  S.  Kr.  1,— . 
Ein  Überblick  über  die  Wetter-  bes. 
Temperaturverhältnisse  und  die  all- 
gemeine Gestaltung  der  Getreidewirt- 
schaft, wie  Aussaat  und  Ernte  der  ver- 
schiedenen Sorten,  aus  dem  hervor- 
geht, daß  das  Ernteergebnis  an  Korn, 
Kartoffeln,  Zucker-  und  Futterrüben 
1921  günstiger  war  als  1920.  Es  folgt 
eine  umfangreiche,  teilweise  durch 
Text  erläuterte  Statistik  über  das 
Ernteergebnis.  wg. 

Industri.  Berättelse  för  är  1920 
av  Kommerskollegium  (Sveriges  Offi- 
ciella  Statistik.  Industri  och  bergs- 
hantering.)  Stockholm  1922.  Marcus. 
157  S. 

Industries  beiges,  La  Situation 
des  — ,  en  decembre  1920.  (Royaume 
de  Belgique.  Ministere  de  l'Industrie, 
du  Travail  et  du  Ravitaillement.  Ad- 
ministration des  Mines  et  Inspection 
du  Travail.)  Brüssel  1921.  M.  Weißen- 
bruch.   77  S. 

Iron  and  Steel  Institute,  An- 
nual  Statistical  Report  of  the 
American  — ,  for  1921.  New  York  1922. 
American  Iron  and  Steel  Institute. 
VI,   96   S. 

J  a  n  i  c  k  i ,  Dr.  S.,  The  History  and 
Present  Conditions  of  the  Oil  Industry 
in  Galicia.  (London)  1921.  Polish 
Press  Bureau.    40  S.    sh.  2/6. 

Jillson,  Willard  Rouse,  The 
Oil    and    Gas    Resources    of    Kentucky. 


A  geological  review  of  the  past  de- 
velopment  and  the  present  status  of 
the  industry  in  each  of  the  one 
hundred  and  twenty  counties  of  the 
Commonwealth.  2nd  ed.  Illustrated 
with  100  photographs,  maps  and  dia- 
grams.  (Kentucky  Geological  Survey. 
Series  V,  bulletin  1.)  Frankfort  1920. 
Kentucky  Geological  Survey.  XVI, 
630  S.  —  Verf.  gibt  zunächst  einen 
Überblick  über  die  Petroleum-  und 
Erdgasindustrie  des  Staates  Kentucky. 
Das  Erdgas  finde  aus  Mangel  an 
ausgedehnten  Rohrleitungen  nur  be- 
schränkte Verwendung.  Infolge  der 
Entdeckung  neuer  großer  Petroleum- 
lager sei  die  Petroleumproduktion  seit 
1916  gewaltig  gestiegen  und  stehe  nur 
noch  hinter  derjenigen  von  West- 
Virginien  und  Pennsylvanien  zurück. 
Von  den  verschiedenen  Arten  Pe- 
troleum wird  eine  Analyse  gegeben, 
von  dem  geologischen  Aufbau  der  ein- 
zelnen Fundgebiete  eine  genaue  Be- 
schreibung. Eine  umfangreiche  Tabelle 
enthält  die  für  752  Bohrungen  ge- 
machten Aufzeichnungen  über  Stärke 
und  Art  der  durchbohrten  Erd- 
schichten und  Tiefe,  in  welcher  Gas 
oder   öl  gefunden   wurde.  oc. 

K  r  e  a  t  u  r  h  o  1  d  e  t  og  anvendel- 
sen  af  landbrugsarealet  1921. 
Udgivet  af  det  Statistiske  Departement. 
(Danmarks  Statistik.  Statistiske  Med- 
delelser.  4.  raekke,  64.  bind,  2.  haefte.) 
Kopenhagen  1922.  Gyldendal.  97  S. 
Kr.  1  25. 

Landwirtschaft,  Statistik  der  — . 
Anbau,  Saatenstand  und  Ernte  im 
Freistaat  Preußen  für  das  Jahr  1919. 
Nebst  Ergebnissen  in  Waldeck  und 
Pyrmont.  (Preußische  Statistik.  261.) 
Berlin  1922.  Verlag  des  Preußischen 
Statistischen  Landesamts.  68*,  81  S. 
M  4,40. 

Milk  and  Milk  Products  1914  to 
1918,  Summary  of  Report  of  the 
Federal  Trade  Commission  on  — . 
June  6,  1921.  Washington  1921.  Go- 
vernment Printing  Office.    19  S. 

O b e r s c h 1 e s i s  c  h  e n  Berg-  und 
Hüttenwerke,  Statistik  der  — , 
für  das  Jahr  1921.  Bearb.  v.  Dr.  P. 
Geisenheimer.  Herausgeg.  v. 
Oberschlesischen  Berg-  und  Hütten- 
männischen Verein.  Kattowitz  1922. 
Selbstverlag.    57  S. 
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Parish,  E.,  B.Sc.,.  Agricultural  Ex- 
periment. Its  design  and  Interpre- 
tation. (Union  of  South  Africa.  De- 
partment of  Agriculture.  Science 
Bulletin  No.  22.)  Pretoria  1922.  The 
Government  Printing  and  Stationery 
Offlee.  21  S.  sh.  0/3.  —  Verf.  weist 
darauf  hin,  daß  die  Ergebnisse  land- 
wirtschaftlicher Versuche  zur  Fest- 
stellung des  Bodenertrages  oder  der 
Wirkung  von  Futtermitteln  nicht  ab- 
solut richtig  sind,  sondern  infolge  von 
Bodenungleichheiten  und  Zufälligkeiten 
Fehler  enthalten.  Er  gibt  praktische 
Katschläge  und  zeigt  an  Beispielen 
ausgeführter  Versuche,  in  welcher 
Weise  solche  Fehler  erkannt  werden  und 
ihre  Größe  gemessen  werden  kann.  oc. 

Reinhardt,  Dr.  P  h.,  Der  deutsch- 
schweizerische Eisenhandel  während 
des  Weltkrieges.  Mannheim,  Berlin  u. 
Leipzig  1922.  J.  Bensheimer.  XVIII, 
242  S.  M  50,—.  —  Nach  einer  Be- 
trachtung der  Grundlagen  des  deutsch- 
schweizerischen Eisenhandels  vor  dem 
Kriege,  wie  sie  durch  die  wirtschafts- 
geographischen Zusammenhänge  ge- 
geben sind  und  in  der  geschichtlichen 
Entwicklung  der  Eisen-  und  eisen- 
verarbeitenden Industrien  der  Schweiz 
und  ihren  Beziehungen  zu  Deutsch- 
land hervortreten,  untersucht  Verf., 
wie  angesichts  der  durch  den  Krieg 
geschaffenen  neuen  Beschäftigungs- 
möglichkeiten der  Industrie  einerseits 
und  der  stets  zunehmenden  Schwierig- 
keiten im  Bezüge  des  Kohmaterials 
andererseits  dieser  Handel  sich  in  den 
Jahren  1914—18  gestaltete.  Der  Unter- 
suchung sind  eine  Anzahl  Tabellen, 
z.  B.  über  die  schweizerische  Eisen- 
einfuhr und  die  Eisenpreise  in  Deutsch- 
land und  der  Schweiz  beigegeben.  In 
einem  umfangreichen  Anhang  finden 
sich  Abdrücke  der  deutsch-schweizeri- 
schen Abkommen  sowie  der  Statuten 
von  Kriegsorganisationen  wie  der 
Schweizerischen  Eisenzentrale,  der 
S.S.S.,    der    S.T.S.    und   der    S.E.G.E.S. 

mc. 

Ritter,  Dr.  Kurt,  Deutschlands 
Wirtschaftslage  und  die  Produktions- 
steigerung der  Landwirtschaft.  (Sonder- 
abdruck aus  „Landwirtschaftliche 
Jahrbücher".  57.  Bd.,  1922.)  Berlin 
1922.    Paul  Parey.    113  S. 


Roesler,  Max,  The  Iron-Ore  Re- 
sources of  Europe.  (Department  of  the 
Interior.  United  States  Geological 
Survey.  Bulletin  706.)  Washington 
1921.  Government  Printing  Oftice. 
152  S.,  Karten  u.  statistische  Tabellen. 
—  Ein  Überblick  über  die  Eisenerz- 
lager der  einzelnen  Länder  Europas 
mit  Schätzungen  der  in  ihnen  vor- 
handenen Mengen  an  Eisenerzen  und 
Eisen,  sowie  über  den  Umfang  ihrer 
Produktion  und  Konsumtion.  Die  be- 
deutendsten Lager  sind  eingehender 
beschrieben.  Weitaus  die  größten  Re- 
serven besitzt  Frankreich;  ihm  folgen 
England,  Schweden,  Deutschland, 
Spanien,  Zentralrußland,  Norwegen 
u.  a.  Während  Spanien,  Norwegen, 
Schweden,  Frankreich  und  Rußland 
einen  großen  Teil  der  geförderten  Erze 
ausführen,  müssen  England,  Deutsch- 
land und  Belgien  für  den  Bedarf  ihrer 
Industrie  noch  bedeutende  Mengen 
einführen.  Bei  den  wichtigsten  Län- 
dern ist  das  Verhältnis  ihrer  Produk- 
tion zu  derjenigen  Europas,  der  Ver- 
einigten Staaten  und  der  Welt  gra- 
phisch dargestellt.  Statistische  Tabellen 
und  Kartenskizzen  ergänzen  den  Text. 

oc. 

Ruhr  Coal  Field,  Labour  and 
Production  in  the  — ,  1918  to  1920.  Genf 

1921.  International  Labour  Office. 
106  S.    sh.  2/6. 

S  a  r  g  e  n  t ,  A.  J.,  M.A.,  Prof.  of  Com- 
merce in  the  University  of  London, 
Coal   in    International   Trade.     London 

1922.  P.  S.  King  &  Son.  73  «6. 
sh.  2/6.  —  Das  Buch  beginnt  mit  An- 
gaben über  die  Weltproduktion  1913, 
unter  besonderer  Berücksichtigung 
Deutschlands,  Englands  und  der  Ver- 
einigten Staaten,  über  Preise,  Ausfuhr, 
Frachtraten  und  Bunkerkohlen.  Daran 
schließen  sich  Betrachtungen  über  Ver- 
wendung von  Kohlen  in  der  Industrie, 
wobei  namentüch  die  Eisen-  und 
Stahlproduktion  in  Europa  und 
Amerika  behandelt  werden,  sowie  über 
die  Veränderungen  der  Kohlenproduk- 
tion, der  Preise,  des  Handels  während 
und  nach  Ende  des  Krieges.  Den  Schluß 
bilden  Vergleiche  zwischen  Wasser- 
kräften,    öl-     und     Kohlengewinnung. 

11. 
Shoe    and    Leather    Costs    and 
P  r  i  c  e  s  ,   Summary   of   Report   of  the 
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Federal  Trade  Commission  on  — . 
June  10,  1921.  Washington  1921.  Go- 
vernment  Printing  Office.    15   S. 

S  p  1  e  1 1 ,  Dr.  Otto,  Der  Bitterfelder 
Braunkohlenbergbau.  Seine  wirtschaft- 
liche Entwicklung  und  seine  Bedeu- 
tung für  den  dortigen  Industrieaufbau. 
Halle  (Saale)  1922.  Wilhelm  Knapp. 
76  S.  JL  75,-.  —  Verf.  behandelt  die 
Grundlagen  des  Bergbaus,  die  ge- 
schichtliche Entwicklung,  die  Bedeu- 
tung der  Verkehrsfragen  für  den 
Bitterfelder  Braunkohlenabsatz  sowie 
die  Frage  des  Zusammenschlusses  mit 
der  Verbraucherindustrie  (keramische, 
chemische  und  elektrische  Industrie), 
weiterhin  werden  der  Gang  der  Kar- 
tellbildung bis  zum  Aufgehen  im 
Mitteldeutschen  Braunkohlensyndikat 
Anfang  1920,  die  Fragen  der  Kapital- 
investierung, Gesellschaftsformen  (A.-G., 
G.  m.  b.  H.),  der  Arbeiterbeschaffung, 
des  Siedlungswesens  und  der  Ver- 
schiebungen der  wirtschaftlichen 
Struktur  des  Gebietes  geschildert,     fl. 

Statistique  agricole,  Annuaire 
international  de  — ,  1909  ä  1921.  (Institut 
International  d'Agriculture.  Service  de 
la  Statistique  Generale.)  Born  1922. 
XCVI,  741  S.  Fr.  20,-.  (Franz.  u. 
engl.) 


Statistique  agricole,  ensemen- 
cements  et  recolte,  pour  les  annees 
1916,  1917  et  1918.  (Boyaume  de  Bul- 
garie.  Direction  Generale  de  la  Sta- 
tistique.) Sofia  1922.  Imprimerie  de 
l'Etat.    IV,  249  S. 

Wool  Trade,  Becent  Tendencies  in 
the  — ,  with  Special  Beference  to  their 
Tariff  Aspects,  1920—1922.  (United 
States  Tariff  Commission,  Washington.) 
Washington  1922.  Government  Print- 
ing Office.  49  S.  —  Das  Buch  weist 
darauf  hin,  daß  sich  die  Lage  des 
Weltmarktes  für  Wolle  von  1920  auf 
1921  gebessert  habe.  Während  1920 
wegen  Geldknappheit  und  aus  Mangel 
an  Bedarf  die  Überproduktion  nicht  habe 
abgesetzt  werden  können,  sei  im  Jahre 
1921,  nach  dadurch  hervorgerufenem 
Preissturz,  die  Nachfrage  erheblich 
gestiegen.  Die  Lage  wirke  jedoch  auch 
1921  noch  in  unnormaler  Weise 
auf  den  heimischen  Markt.  Um  die 
amerikanischen  Wollzüchter  kon- 
kurrenzfähig zu  erhalten,  sei  ein  Ein- 
fuhrzoll nötig.  Dieser  werde  bei  Roh- 
wolle  zweckmäßig  als  spezifischer  Zoll 
puf  den  Gehalt  an  reiner  Wolle  er- 
hoben. Zahlreiche  statistische  Tabellen 
über  Ein-  und  Ausfuhr,  Produktion 
und  Konsumtion,  Preise,  Zollsätze  u.  a. 
sind  dem  Text  beigefügt.  oc. 


7.  Geld»,  Kredit»,  Bank»  und  Börsenwesen,  Kapitalanlagen  im 

Auslande. 
Bendixen   f,   Dr.   Friedrich,   Geld  und   Kapital.     Gesammelte   Auf- 
sätze.   2.  durchges.  u.  verm.  Aufl.    Jena  1920.    Gustav  Fischer.    VIII, 
218  S.    M  16  — . 

Die  zweite  Auflage  des  1912  erschienenen  Werkes  von  Bendixen 
„Geld  und  Kapital"  weist  gegenüber  der  ersten  Auflage  einige  wichtige  Zu- 
sätze auf.  Sie  enthält  einmal  die  im  Jahr  1919  entstandene  Abhandlung  vom 
„Geld  als  Generalnenner",  die  bisher  noch  nicht  veröffentlicht  war. 
Ferner  finden  sich  zwei  Aufsätze  abgedruckt,  die  der  Verf.  in  der 
Zwischenzeit  für  die  Jahrbücher  für  Nationalökonomie  abgefaßt  hatte, 
einmal  die  gegen  mich  gerichtete  Abhandlung  vom  theoretischen 
Meta]lismus  und  dann  die  Abhandlung  „Nominalismus  und  Metallismus", 
die  sich  mit  L.  v.  Bortkiewicz  auseinandersetzt. 

Tief  bedauerlich  ist  es,  daß  Be  ndixen  nicht  mehr  unter  den  Leben- 
den weilt,  so  daß  wir  leider  auf  die  Weiterführung  seiner  theoretischen 
Arbeiten  über  Geldwesen  verzichten  müssen.  Gewiß  hätte  er  der 
Wissenschaft    und    Praxis    noch    viel    Beachtenswertes    bieten    können. 


Geld-,  Kredit-,  Bank-  und  Börsenwesen,  Kapitalanlagen  im  Auslande.       £qj 

Denn  auch  derjenige,  der  auf  ganz  entgegengesetztem  geldtheoretischen 
Standpunkte  wie  Bendixen  steht,  wird  immer  anerkennen  müssen,  wie 
viel  Anregendes  und  Wertvolles  er  in  seinen  Schriften  geboten  hat. 

Hervorzuheben  ist  auch  der  vornehme  Ton  der  Polemik,  der  sich  im 
allgemeinen  bei  ihm  findet  und  der  nur  dann  in  einen  gereizten  um- 
schlägt, wenn  Kritiker  seiner  Werke  die  sachliche  Art  der  Auseinander- 
setzung vermissen  lassen. 

Ich  will  hier  nicht  des  näheren  auf  den  gegen  mich  gerichteten 
Aufsatz  eingehen,  weil  ich  in  der  zweiten  Auflage  meiner  Schrift  über 
Valuta  auf  diese  neuen  Ausführungen  von  Bendixen  bereits  eingegangen 
bin.  Ich  kann  nur  wiederholen,  daß  ich  auch  durch  seine  neuen  Aus- 
führungen nicht  von  der  Unrichtigkeit  meiner  Theorie  überzeugt 
worden  bin. 

Die  grundsätzliche  Auffassung  vom  Wesen  des  Geldes  von  Bendixen, 
der  praktisch  und  theoretisch  eine  Loslösung  von  einem  wertvollen 
Gegenstand  für  möglich  hält,  und  sein  praktischer  Vorschlag,  die  Geld- 
schöpfung auf  Warenwechsel,  die  nicht  durch  Gold  gedeckt  sind,  zu 
basieren,  ist  nach  meiner  ganzen  Stellungnahme  zu  diesem  Problem 
unmöglich. 

Ich  möchte  hier  noch  einiges  sagen  zu  den  Ausführungen  von 
Bendixen  gegen  Bortkiewicz.  Auch  hier  kann  ich  Bendixen  seinem 
Gegner  gegenüber  nicht  recht  geben,  und  mir  scheint,  daß  Bortkiewicz 
in  diesem  Falle  die  richtigere  Auffassung  vertritt. 

Bemerkenswert  ist  das  Zugeständnis,  das  Bendixen  dem  Metallismus 
macht  an  der  Stelle,  wo  er  über  die  Zukunft  der  deutschen  Währung 
spricht  und  ausführt,  daß  Deutschland  schwerlich  in  der  Lage  sein 
würde,  die  Goldwährung  nach  dem  alten  Muster  der  Friedenszeit  wieder- 
herzustellen. Dann  fährt  er  fort:  „Wahrscheinlicher  ist,  daß  dann  eine 
längere  Periode  folgen  wird,  in  welcher  wir  eine  einigermaßen  beruhigte 
Papierwährung  besitzen,  den  großen  Schritt  zur  Wiedereinführung  des 
Goldes  uns  jedoch  nicht  zutrauen  dürfen,  mögen  wir  auch  davon  durch- 
drungen sein,  daß  eine  gesetzliche  Relation  zwischen  Geld  und  Gold  aus 
wirtschaftspolitischen  Gründen  ein  erstrebenswertes  Ziel  sei."  Hier  gibt 
er  also  doch  zu,  daß  aus  wirtschafts  politischen  Gründen  die  Wieder- 
aufnahme von  Gold  in  das  deutsche  Währungssystem  wünschenswert  ist. 
Warum  soll  es  das  denn  nicht  auch  aus  wirtschafts  theoretischen 
Grundsätzen  sein,  und  was  soll  überhaupt  der  angebliche  Gegensatz  in 
Theorie  und  Praxis  bedeuten,  den  die  Nominalisten  so  gern  statuieren 
möchten?  Wenn  dann  aber  fortfahrend  Bendixen  bemerkt,  daß  auf 
Grund  dieser  seiner  Ausführungen  eine  gemeinsame  Arbeit  von 
Metallisten  und  Nominalisten  am  wissenschaftlichen  Werke  notwendig 
sei,  so  halte  ich  eine  gemeinsame  Arbeit  für  ausgeschlossen,  wenn  er 
immer  noch,  auch  in  dieser  zweiten  Auflage,  an  seinem  grundsätzlichen 
Standpunkt  festhält,  daß  das  idealste  Geldsystem  das  wäre,  wobei  das 
Geld  in  der  Hauptsache  durch  nicht  bar  gedeckte  Warenwechsel 
geschaffen  werden  soll.    Er  behauptet  auch  jetzt  wieder,  daß  er  damit 
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kein  neues  Geldschöpfungsprinzip  einführen  wolle,  sondern  ein  in 
praktischer  Übung  befindliches  nur  theoretisch  neu  begründen  und  folge- 
richtig entwickeln  wolle. 

Demgegenüber  ist  Bortkiewicz  vollkommen  im  Recht,  wenn  er  dies 
nicht  zugeben  will,  sondern  auf  den  großen  Unterschied  hinweist,  der 
zwischen  der  Banknotenausgabe  vor  und  nach  dem  Kriege  und  dem 
von  Bendixen  vorgeschlagenen  System  beruht. 

Wertvoll  ist  auch  der  Anhang  zu  der  neuen  Auflage,  der  einen  sehr 
übersichtlichen  Grundriß  über  sein  System  der  Geldtheorie  bringt.  In 
einer  knappen  Zusammenfassung  werden  seine  theoretischen  Lehr- 
meinungen aufgeführt  und  wird  überall  auf  diejenigen  seiner  Schriften 
hingewiesen,  in  denen  er  das  betreffende  Problem  behandelt. 

Es  ist  zu  wünschen,  daß  die  Schriften  Bendixens  recht  fleißig 
studiert  werden.  In  einer  Auseinandersetzung  mit  seinen  teilweise  sehr 
scharfsinnigen  und  gründlichen  Betrachtungen  kann  die  Geldtheorie  nur 
gewinnen.  Die  Erfahrungen  allerdings,  die  in  den  letzten  acht  Jahren  in 
allen  Ländern  gemacht  worden  sind,  die  ein  nicht  metallistisch  basiertes 
Geldwesen  haben,  sind  nicht  dazu  angetan,  die  Richtigkeit  des  Bendixen- 
schen  Systems  zu  beweisen.  prof#  Karl  D  i  e  h  1 ,  Freiburg  i.  B. 


Annuaires  Favre,  1922,  16e 
annee.  Banques  et  banquiers  de  Paris, 
Seine  et  Seine-et-Oise;  Banques  et 
banquiers  des  departements  et  des 
colonies;  Banques  et  banquiers  de  tous 
les  pays  ötrangers.  Paris  1922.  Bi- 
bliotheque  Financiere.  1—244;  251—550; 
551-1014  S.  je  Fr.  6,-.  -  Bringt 
neben  den  Adressen  der  Bankbäuser 
Verzeichnisse  der  finanziellen  Literatur 
und  Zeitschriften  sowie  der  Kurs- 
makler und  erläutert  die  Organisation 
des  Finanzministeriums  und  des  Credit 
Municipal  de  Paris,  dessen  Beleihungs- 
bedingungen  mitgeteilt  werden.       hg. 

Argentarius,  Die  Börse.  Briefe 
eines  Bankdirektors  an  seinen  Sohn. 
Berlin  1922.  Bank  Verlag.  124  S. 
Jt  26,—.  —  Verf.  (Alfred  Lansburgh, 
Berlin)  behandelt  in  12  Briefen  die 
Effektenbörse,  insbesondere  nach  der 
Seite  der  volkswirtschaftlichen  Pro- 
bleme (volkswirtschaftliche  Bedeutung 
der  Effektenspekulation  in  ihren  ver- 
schiedenen Formen,  gerechte  Kurs- 
gestaltung, Vergleichung  der  Börsen- 
systeme Londons,  New  Yorks,  Paris' 
und  Berlins  untereinander  usw.).     hm. 

Dette  publique  de  la  Bussie, 
La  — .  Le  probleme  financier  russe. 
(Bibliotheque  du  Bureau  Economique 
Busse.)      Paris    1922.      Payot     &     Cie. 


228  S.  Fr.  12,—.  —  Nachdem  im 
1.  Kapitel  Charakter  und  Höhe  der 
verschiedenen  russischen  Anleihen  fest- 
gestellt sind,  besprechen  Dr.  Paul 
Apastol  u.  Prof.  Alexander  Michelsen 
die  internationalen  Gesichtspunkte  für 
die  Lösung  der  von  Frankreich  und 
England  divergierend  behandelten 
Frage  der  russischen  Schulden  unter 
Berücksichtigung  der  rechtlichen  Stel- 
lung Polens,  der  Bandstaaten  und 
Deutschlands  in  dieser  Frage.  Im  Zu- 
sammenhang damit  skizziert  Prof.  M. 
Bernatzky  den  Geldumlauf  in  Sowjet- 
rußland, die  Maßnahmen  der  bolsche- 
wistischen Begierung  zur  Bekämpfung 
der  katastrophalen  Entwertung  des 
Sowjetgeldes  und  die  Möglichkeit  der 
Stabilisierung  des  Geldes  in  Bußland 
durch  internationale  Kreditmaßnahmen. 
Zum  Schluß  überprüft  Novitzky  — 
ehemaliger  Unter-Staatssekretär  im 
russischen  Finanzministerium  —  die 
bekannt  gewordenen  Angaben  für  die 
Berechnung  der  wahrscheinlichen 
Goldreserven  in  Sowjetrußland.  alt. 
Kerschagl,  Dr.  B  i  c  h  a  r  d  ,  Dozent 
a.  d.  Hochschule  für  Welthandel  in 
Wien,  Die  Geldprobleme  von  heute. 
München  u.  Leipzig  1922.  Duncker  & 
Humblot.  87  S.  Jt  15,—.  —  Die  im 
Oktober     1921     abgeschlossene     Schrift 
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behandelt  die  Ursachen  des  Geld- 
wertes, speziell  der  Geldentwertung, 
und  die  Mittel  zur  Währungssanierung, 
wobei  die  neueren  englischen  Mali- 
nahmen zur  Verminderung  der  Menge 
der  papierenen  Zahlungsmittel  be- 
sondere      Berücksichtigung       erfahren. 

hm. 
N  e  u  m  a  r  k  ,  Dr.  rer.  pol.  Fritz, 
Begriff  und  Wesen  der  Inflation.  (Ab- 
handlungen des  Staatswissenschaft- 
lichen  Seminars  zu  Jena.  15.  Bd., 
Heft  4.)  Jena  1922.  Gustav  Fischer. 
VII,  69  S.  Ji  16,—.  —  Das  Problem 
der  Inflation  ist  für  den  Verf.  die 
Frage  nach  denjenigen  Veränderungen 
der  Beteiligungsintensität  des  Geldes 
am  Sozialprodukt,  die  auf  Einflüsse 
des  Geldes  auf  die  Preisbestimmungs- 
gründe zurückzuführen  sind,  Inflation 
ist  „Geldschöpfung  ohne  entsprechende 
gleichzeitige  Vergrößerung  des  Sozial- 
produkts zwecks  Verstärkung  der 
Kaufkraft  bestimmter  Interessenten". 
Verf.  behandelt  zunächst  den  Begriff, 
sodann  die  Ursachen,  den  Verlauf,  die 
Wirkungen  und  die  Beeinflussungs- 
möglichkeiten der  Inflation.  hm. 
Riksgäldskontoret  1921.  Arsbok 
utarbetad  inom  Biksgäldskontorets 
Kameralbyrä  2.  Arg.  Stockholm  1922. 
64  S. 

Seligman,  Edwin  B.  A.,  Ph.D., 
LL.D.,  McVickar  Prof.  of  Political 
Economy,  Columbia  University,  Curren- 
cy Inflation  and  Public  Debts.  An 
historical  sketch.  With  a  prefatory 
note  by  A  1  v  i  n  W.  K  r  e  c  h.  New 
York  1921.  The  Equitable  Trust  Co. 
86  S.  —  Verf.  bringt  in  Gliederung 
nach  Ländern  die  Hauptdaten  aus  der 
Geschichte  der  Inflationen  für  die 
wichtigsten  Staaten  (England,  Frank- 
reich, Italien,  Spanien,  Deutschland, 
Österreich,  Bußland,  Ver.  Staaten, 
Argentinien,  Chile,  Brasilien  und 
Japan).  Statistisches  Material  in  Ta- 
bellenform ist  beigegeben.  hm. 

S  o  k  a  1 ,  Dr.  Max,  Die  Tätigkeit  der 
Banken  in  den  Jahren  1919  und  1920. 
(Sonderabdruck  aus  dem  Bericht  der 
niederösterreichischen  Handels-  und 
Gewerbekammer  über  die  Wirtschafts- 
verhältnisse 1919—1920.)    25  S. 

Sonnenschein,  Heinrich,  Die 
Bankpraxis.     7.    verm.    u.    verb.    Aufl. 


Stuttgart  1922.  Muth'sche  Verlags- 
buchhandlung. VIII,  399  S.  geb. 
Ji  100,—.  —  Ein  vom  Gesichtspunkt 
vor  allem  der  österreichischen  Inter- 
essenten geschriebenes  Werk,  in 
welchem  die  Behandlung  des  Wechsels, 
der  Valuten  und  Effekten  in  den 
Banken  sowie  die  Grundlagen  der 
Bankkorrespondenz  und  der  Bank- 
buchhaltung unter  Wiedergabe  von 
reichlichem  Anschauungsmaterial,  Ge- 
setzestexten usw.  behandelt  werden. 
Ein  Anhang  bringt  Courtage-  und 
Steuersätze  sowie  Stempeltarife  in  den 
wichtigsten  europäischen  Staaten.  Die 
vorl.  Auflage  berücksichtigt  die  neuesten 
Tatbestände.  hm. 

Steinberg,  James,  Das  Geld- 
kapital. (Bonner  Staatswissenschaft- 
liche Untersuchungen.  Heft  4.)  Bonn 
u.  Leipzig  1922.  Kurt  Schröder.  VII, 
111  S.  Ji  16,-.  -  Verf.  definiert 
zunächst  nach  Auseinandersetzung  mit 
Spiethoff,  H.  v.  Beckerath,  Mises,  Marx 
u.  Liefmann  das  Geldkapital  als  eine 
Geldsumme,  deren  Besitz  ihren  In- 
habern eine  privilegierte,  nur  auf  dem 
Kreditwege  nutzbare  Stellung  gegen- 
über den  anderen  wirtschaftlichen 
Subjekten  gibt.  Sodann  untersucht  er 
die  Formen  der  Bildung  und  Ver- 
wertung von  Geldkapital  sowie  das 
Verhältnis  von  Geldkapital  zu  Pro- 
duktivkapital, hm. 

Thomas,  S.  Evelyn,  Fellow  of  the 
Boyal  Economic  Society,  The  Prin- 
ciples  and  Arithmetic  of  Foreign  Ex- 
change. London  1921.  Macdonald  & 
Evans.  VIII,  269  S.  sh.  7/6.  —  Ein 
Handbuch  der  Praxis  des  Devisen- 
handels, speziell  für  Lehrzwecke, 
mit  besonderer  Berücksichtigung  des 
rechnerischen  Verfahrens.  hm. 

W  a  1  r  a  s  ,  L.,  Theorie  des  Geldes.  Die 
Stabilisierung  des  Geldwertes  als  Pro- 
blem von  heute  und  vor  fünfzig  Jahren. 
Nebst  einem  dogmengeschichtlichen, 
historischen  und  darstellenden  Teil 
herausgeg.,  sowie  übersetzt  und  er- 
läutert v.  Dr.  Bichard  Ker- 
s  c  h  a  g  1  und  Stephan  Baditz, 
Wien.  Mit  4  Tafeln.  Jena  1922.  Gustav 
Fischer.  115  S.  Ji  24,—.  —  Die 
vorl.  Schrift  ist  eine  mit  Einleitung 
versehene  Neuübersetzung  der  Wal- 
ras'schen  „Theorie  de  la  monnaie" 
(1886).  hm. 
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Wicksell,  Knut,  Prof.  a.  D.  d. 
Nationalökonomie  a.  d.  Universität 
Lund,  Vorlesungen  über  National- 
ökonomie auf  Grundlage  des  Marginal- 
prinzipes.  Theoretischer  Teil.  IL  Bd.: 
Geld  u.  Kredit.  Mit  4  Abbildungen  im 
Text.  Vom  Verf.  durchges.  Übersetzung 
v.  Margarethe  Langfeld  t. 
Jena  1922.  Gustav  Fischer.  XIV, 
263  S.    M  52,—.    —    Nach  einer  geld- 


terminologischen Einleitung  wird  zu- 
nächst Münzgeschichte  und  Münz- 
technik, sodann  die  Theorie  der  auf 
Kredit-  und  Bankwesen  beruhenden 
Zahlungsformen  behandelt.  Den  Be- 
schluß bildet  ein  Kapitel  über  den 
Geldwert,  mit  besonderer  Berück- 
sichtigung der  Quantitätstheorie  und 
des  Streites  zwischen  Banking-  und 
Currency-Prinzip.  hm. 


8.  Versicherungswesen. 


Försäkringsanstalter,  är  1920, 
Enskilda  — .  Av  Försäkringsinspek- 
tionen  IL  (Sveriges  Officiella  Statistik. 
Försäkringsväsen.)  Stockholm  1922.  K. 
L.  Beckman.    VI,  159  S. 

Kisch,  Dr.  Wilhelm,  Prof.  a.  d. 
Universität  München,  Handbuch  des 
Privatversicherungsrechts.  3.  Bd.:  Die 
Lehre  von  dem  Versicherungsinteresse. 
Lieferung  1.  München,  Berlin  u.  Leip- 
zig 1921.  J.  Schweitzer.  52  S.  M  11,—. 
—  Verf.  entwickelt  den  Begriff  des 
Versicherungsinteresses  und  setzt  sich 
mit    den   Definitionen    anderer    Schrift- 


steller (so  bes.  Ehrenbergs)  ausein- 
ander. Er  versteht  unter  dem  Interesse 
„den  dem  Verlust  ausgesetzten  Geld- 
wert des  konkreten  Vermögensgutes", 
ferner  auch  „den  Vorteil,  den  der  Ver- 
sicherte hat,  wenn  der  Versicherungs- 
fall nicht  eintritt".  Eine  Eigenschaft 
des  Interesses  ist  für  den  Verf.  das 
Bedürfnis  des  Schutzes  gegen  eine  be- 
steuerte Gefahr.  Verf.  erörtert  sodann 
die  Anwendbarkeit  sowie  Notwendig- 
keit seines  Begriffes  in  Gesetzgebung 
und  Praxis  und  die  subjektive  Natur 
des  Versicherungsinteresses.  hh. 


9.  Finanzwesen  und  Finanzpolitik. 


Finances  en  Grece,  Reformes 
des  — ,  juin  1917— juin  1920.  La  Situa- 
tion financiere.  Communication  du 
Ministere  des  Finances  Hellenique  au 
Secretariat  International  de  la  Societ6 
des  Nations.    42  S. 

Indkomst-  og  formueskatten, 
Anssettelserne  til  — ,  for  skatteaaret 
1921/22.  1.  Afdeling:  Hovedoversigt. 
Udgivet  af  det  Statistiske  Departement. 
(Danmarks  Statistik.  Statistiske  Med- 
delelser.  4.  rsekke,  65.  bind,  1.  hsefte.) 
Kopenhagen  1922.  Gyldendal.  67  S. 
Kr.  0,75. 

Reichshaushaltsplan.  Entwurf 
für  das  Rechnungsjahr  1922  nebst  An- 


lagen. 1.,  2.  u.  3.  Bd.  Berlin  1922. 
Reichsdruckerei.  61,  7,  13,  55,  147,  79, 
9,  118,  351;  33,  50,  121,  31,  15,  11,  19, 
111,  57,  31;  127,  303,  23  S. 

Riksstat  för  tiden  1  Januari  — 
30  Juni  1923.  (Bihang  tili  riksdagens 
Protokoll  1922.  15  saml.,  1  avd.,  3  häft. 
A.  1—12.)  Stockholm  1922.  Isaac 
Marcus.    85  S. 

Steuer-  und  Gebühren-Be- 
günstigungsgesetz vom  Jahre 
1922,  Das  — .  Mit  Erläuterungen  v.  Dr. 
Moritz  Kaufmann  u.  Dr.  Wal- 
ther Löwenfeld.  Wien  1922.  Ver- 
band österreichischer  Banken  und  Ban- 
kiers.  80  S. 


10.  Handelspolitik. 


Brinkmann,  Carl,  Die  preußische 
Handelspolitik  vor  dem  Zollverein  und 
der  Wiederaufbau  vor  hundert  Jahren. 
Mit  Unterstützung  der  preußischen  Ar- 
chivverwaltung. Berlin  u.  Leipzig  1922. 
Vereinigung  wissenschaftlicher  Ver- 
leger.   VI,  242  S.    M  120,-. 


Commercial  Treaties,  Hand- 
book of  — .  Digests  of  commercial  trea- 
ties, Conventions,  and  other  agreements 
of  commercial  interest  between  all  na- 
tions. (United  States  Tariff  Commission, 
Washington.)  Washington  1922.  Govern- 
ment Printing  Office.    XIV,    899  S. 
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Emergency  Tariff  Act  and 
Long  -  Staple  Cotton,  The  — . 
(United  States  Tarif!  Commission,  Wash- 
ington. Tarif!  Information  Series.  No. 
27.)  Washington  1922.  Government 
Printing   Office.    V,   36    S. 

Mertens,  Andre,  Les  negociations 
6conomiques  francobelges.  (Revue  Eco- 
nomique  Internationale.  14e  annee,  vol. 
III,  no.  2,  S.  199—229.)  Brüssel  1922. 
Goemaere.  —  Es  werden  Form  und 
Geschichte  der  Tarife  und  die  ver- 
schiedenen Ziele,  die  beide  verfolgen, 
behandelt.  Weiterhin  finden  die  Unter- 
schiede in  der  Tarif-  und  Zollpolitik 
(Belgien:  Grundsatz  der  Meistbegünsti- 
gung, Frankreich:  Grundsatz  der  Rezi- 
prozität), der  gegenseitige  Auslausch 
von  Waren  sowie  die  abweichenden 
Zollsätze  für  verschiedene  Waren  und 
die  Urteile  der  maßgebenden  Kreise 
über  das  beabsichtigte  Wirtschaftsab- 
kommen zwischen  beiden  Ländern  Be- 
rücksichtigung. Verf.  glaubt,  daß  eine 
Übereinkunft  durch  allmähliche  An- 
passung auf  zollpolitischem  Gebiete  er- 
zielt werden  kann.  fl. 

Spargo,  John,  A  Memorandum  on 
Trade  with  Soviet  Russia.  Submitted 
to  the  Committee  on  Foreign  Relations 
of  the  U.  S.  Senate,  January  1921,  in 
connection  with  the  Hearing  upon  the 
Resolution  of  the  Hon.  Joseph  I. 
France,  Relating  to  the  Resumption  of 
Trade  with  Soviet  Russia.  New  York. 
Russian  Information  Bureau.  31  S.  — 
Das  Memorandum  schildert  die  Schwie- 
rigkeiten eines  Handels  mit  Rußland, 
die    sich    hauptsächlich    aus    der    Be- 


schränkung der  Handelsfreiheit,  aus 
der  Verstaatlichung  des  Außenhandels, 
aus  dem  Geschäftsgebaren  der  russi- 
schen Regierung  und  aus  der  Unmög- 
lichkeit von  Bargeschäften  ergeben. 
Austauschgüter  könne  Rußland  nicht 
exportieren.  wh. 

Tariff  Hearings,  Digest  of  — ,  be- 
fore  the  Committee  on  Finance  United 
States  Senate  on  the  Bill  H.  R.  7456, 
67th  Congress,  Ist  Session.  Testi- 
mony,  briefs,  and  letters.  Prepared  by 
the  United  States  Tariff  Commission  for 
the  use  of  the  Committee  on  Finance. 
Washington  1922.  Government  Print- 
ing Office.  XII,  605  S.  —  Das  Buch 
gibt  in  kurzen  Auszügen  die  Aussagen 
der  von  der  U.  S.  Tariff  Commission 
über  ihre  Stellungnahme  zum  Zolltarif- 
gesetzentwurf vernommenen  Personen 
bzw.  Firmen.  Der  erste  Teil  enthält 
die  Gutachten  zu  dem  Plane,  die  ad 
valorem-Einfuhrzölle  auf  Grund  der 
amerikanischen  Wertabschätzung  zu 
erheben,  sowie  eine  Liste  aller  Per- 
sonen und  Firmen,  welche  sich  brieflich 
oder  telegraphisch  dem  Senatsfinanz- 
ausschuß gegenüber  für  bzw.  gegen  den 
Plan  ausgesprochen  haben.  Der  zweite 
Teil  führt  für  jede  einzelne  Position  des 
Tarifentwurfs  die  Stellungnahme  der 
vernommenen  Personen  zu  den  vor- 
gesehenen Zollsätzen  auf.  oc. 

Zolltarif  für  das  europäische 
Rußland.  Einfuhrzoll.  Bestätigt 
vom  Rat  der  Volkskommissare,  14.  Fe- 
bruar 1922.  (Volkskommissariat  für  den 
Außenhandel.  Zolldepartement.)  Pe- 
tersburg 1922.  Staatsdruckerei.  103  S. 
Rb.  1,50.    (Russisch.) 
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der  Staaten  und  Völker,  einschließlich  Kolonialpolitik. 
Schäfer,   Dietrich,     Kolonialgeschichte.     1.   u.   2.    Bd.     4.    Aufl. 
(Sammlung   Göschen.)     Berlin   u.    Leipzig"  1921.    Vereinigung   wissen- 
schaftlicher Verleger.    111;  148  S. 
Es  ist  an  sich  ein  gewagtes  Unternehmen,  auf  ungefähr  250,  wenn 
auch   eng  gedruckten   Seiten   eine   vollständige  Kolonialgeschichte  aller 
europäischen   Völker   vom   Altertum   an   bis   zur   Neuzeit   zu   schreiben. 
Der  Stoff  ist  so  umfangreich,  daß  für  manchen  Gegenstand  dadurch  zu 
wenig  Raum  vorhanden   ist.     Die  Art   der    Behandlung   des   Stoffes   in 
diesem  Buch  ist  daher  oft  sehr  schematisch.    Für  die  Motivierung  seiner 
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Meinung  bleibt  dem  Verfasser  kein  Platz,  und  auch  die  mitgeteilten  Tat- 
sachen sind,  wohl  infolge  der  starken  Beschränkung,  manchmal  unvoll- 
ständig. 

Bereits  bei  der  Einteilung  seines  Stoffes  bringt  diese  Beschränkung 
den  Verfasser  in  Schwierigkeiten.  Wenn  er  dort  die  Kolonien  einteilt 
in  Ackerbau-,  Handels-  und  Eröberungskolonien,  wirft  er  zwei  Unter- 
scheidungsmerkmale durcheinander.  Das  eine  bezieht  sich  auf  die  Be- 
stimmung der  Kolonien,  das  andere  auf  die  Art  und  Weise,  wie  sie  er- 
worben wurden.  Ohne  Zweifel  würde  er  dies  selbst  bemerkt  haben,  hätte 
ihm  mehr  Platz  zur  Verfügung  gestanden.  Noch  weitere  Ungenauig- 
keiten  sind  festzustellen.  So  ist  z.  B.  der  Ausspruch:  „In  Indien...  sind 
europäische  Ackerbaukolonien  unmöglich",  in  dieser  allgemeinen  Fassung 
unrichtig.  Denn  was  sind  die  ausgedehnten  Plantagen  in  Niederländisch- 
und  Britisch-Indien  anders  als  Ackerbaukolonien  in  besonderer  Form? 

Mitunter  ist  die  Darstellung  so  gekürzt,  daß  Zweifel  entstehen,  ob 
der  Verfasser  mit  dem  Entwicklungsgang  der  Ereignisse  genügend  ver- 
traut ist,  um  ihn  in  so  gedrängter  Weise  zusammenfassen  zu  können. 
Was  er  z.  B.  von  dem  Widerstand  berichtet,  den  „der  Sultan  von  Atjeh" 
den  Holländern  jahrelang  „in  einem  letzten  Teile  seines  Gebiets"  geboten 
haben  soll,  läßt  vermuten,  daß  er  in  der  neueren  niederländischen  Kolo- 
nialgeschichte nicht  allzu  bewandert  ist.  Und  von  der  jüngsten  Kolonial- 
polilik  Englands  und  der  Niederlande  in  ihren  asiatischen  Gebieten 
finden  wir  überhaupt  nichts. 

Zum  Schluß  noch  eine  Bemerkung.  Daß  der  Verfasser  erbittert  ist 
über  den  Verlust  der  deutschen  Kolonien,  ist  sehr  erklärlich.  Die  „Frie- 
densverträge" sind  auch  in  dieser  Hinsicht  beschämend.  Aber  eine  solche 
Verbitterung  bildet  keine  geeignete  Grundlage  für  die  Abfassung  eines 
wissenschaftlichen  Werkes,  die  auch  jetzt  nur  sine  ira  et  studio  erfolgen 
kann.  Auch  wir  hoffen,  daß  die  Welt  zur  Vernunft  kommt  und  daß 
Deutschland  sich  einen  besseren  Platz  unter  den  Mächten  erwirbt  als 
den,  den  man  ihm  jetzt  gelassen  hat.  Aber  es  wäre  nach  meiner  Ansicht 
besser,  wenn  der  Verfasser  in  Zukunft  seine  wissenschaftlichen  Ar- 
beiten frei  hielte  von  Äußerungen  der  Empörung,  wie  man  sie  auf  den 
letzten  Seiten  findet.  prof.  J.  C.  K  i  e  1  s  t  r  a ,  Wageningen. 


Bell,  James  Christy,  Jr.,  Opening 
a  Highway  to  the  Pacific.  1838—1846. 
Dissertation.  New  York  1921.  The  Co- 
lumbia University.    211  S. 


und  kulturelles  Leben.  Der  Krieg  habe 
Chile  zwar  geschadet,  andererseits  aber 
zur  Entwicklung  seiner  Landwirtschaft 
und  Industrien  beigetragen.    Regierung 


Contreras,  Francisco,  Le  Chili  j     und  Bevölkerung  seien   den  Franzosen 
et  la  France.    Pour  1'eUargissement  de  j      durchaus    wohlgesinnt.      Ein    umfang- 


l'influence  francaise  dans  l'Amerique  du 
Sud.  Pr6face  de  Jules  Roche. 
Paris  1919.  Bossard.  164  S.  u.  Karte. 
Fr.  4,50.  —  Verf.  gibt  einen  kurzen 
Überblick  über  die  großen,  z.  T.  noch 
unentwickelten      Produktivkräfte       des 


reicherer  Austausch  französischer  In- 
dustrieerzeugnisse gegen  chilenische 
Bergbau-  und  landwirtschaftliche  Pro- 
dukte sei  sehr  wohl  möglich.  Zu  die- 
sem Zweck  seien  eine  französische  Schif- 
fahrtslinie nach  Chile  und  französische 


Landes,    sowie    über    sein    Wirtschafts-  j      Banken  dort  einzurichten. 
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Maurette,  Fernand,  L'action 
öconomique  des  Etats-Unis  dans  l'Ocdan 
Pacifique.  (Revue  Economique  Inter- 
nationale. 14e  annde,  vol.  III,  no.  2, 
S.  271—306.)  Brüssel  1922.  Goemaere. 
—  Es  wird  der  Zusammenhang  zwi- 
schen Ausdehnung  des  nordamerikani- 
schen Handels  nach  dem  fernen  Osten 
und  der  industriellen  Entwicklung  des 
Landes  betont,  und  die  günstigen  Ein- 
flüsse des  Weltkrieges,  der  Ausdehnung 
der  amerikanischen  Schiffahrt  nach 
jenen  Ländern  sowie  der  Eröffnung  des 
Panamakanals  werden  hervorgehoben. 
Daran  schließen  sich  Betrachtungen 
über  die  wirtschaftliche  Bedeutung  der 
Kolonien  Hawai  und  Philippinen  für  das 


Mutterland  und  über  den  Handel  der 
Verein.  Staaten  mit  Japan,  China,  dem 
Malayenarchipel,  Australien  und  Süd- 
amerika. Der  Handel  mit  Japan  ist  für 
Amerika  passiv,  mit  China  aktiv.  In 
Indien,  Australien  und  Südamerika 
waren  während  des  Krieges  günstige 
Zeiten,  da  Europa  ausfiel.  fl. 

West  Africa.  Reports  on  the  British 
sphere  of  the  Cameroons;  Reports  on 
the  British  mandated  sphere  of  Togo- 
land for  1920—1921.  Together  with  a 
covering  despatch  from  the  Governor 
of  the  Gold  Coast.  (Cmd.  1647  and 
1698.)  London  1922.  H.  M.'s  Stationery 
Office.    68;  37  S.  je  sh.  1/-. 


12.  Wirtschaftliche  Unternehmungen  und  Technik  des  Geschäftslebens. 
Erdmann-König' s    Grundriß    der    allgemeinen    Waren- 
kunde.   Unter   Berücksichtigung   der   Technologie   und   Mikroskopie. 
2  Bde.  16.  vollst,  durchges.  Aufl.  v.  Ing.  Prof.  ErnstRemenovsky. 
Mit  630  Abbildungen   u.  15  Tafeln.     Leipzig  1921.     J.  A.   Barth.  582; 
614  S.    M  180—. 
Die   vorliegende   16.    Auflage   des    „Erdmann-König"   ist    gegen    die 
1915  erschienene  15.  um  etwa  150  Textseiten  mit  65  Abbildungen  vermehrt 
worden.     Im   übrigen    ist    die   Anlage   des    Werkes   die    alte,   bewährte 
geblieben.     Erfahrungen  und  Forschungen  der  Praxis  und  Wissenschaft 
der   letzten   Jahre   wurden   bei   der   Überarbeitung   der   einzelnen  Teile 
weitgehend  berücksichtigt.  War  schon  in  der  vorigen  Auflage  eine  Reihe 
von  Kapiteln  entweder  ganz  neu  geschrieben  oder  zeitgemäß  umgestaltet, 
so    ist    diese    Verjüngung,    diese    Benutzung    und     Bereitstellung    der 
modernsten  Kenntnisse  auch  diesmal  festzustellen.     Insbesondere  dürfte 
das  für  die  Papierfabrikation  und  die  Textilindustrie  zutreffen. 

Schon  die  ausführliche  Inhaltsangabe  und  das  nicht  weniger  als 
85  dreigespaltene  Seiten  starke  Sachregister  lassen  einen  Schluß  auf  die 
Reichhaltigkeit  des  Inhalts  zu.  In  der  Tat  kann  der  Erdmann-König 
als  ein  für  schnelle  Orientierung  durch  seine  kurzen,  aber  exakten  und 
übersichtlichen  Angaben  ausgezeichnetes  Nachschlagewerk  für  die  Kauf- 
mannschaft angesprochen  werden. 

Die  im  Text  bei  den  einzelnen  besprochenen  Gegenständen  oder 
Verfahren  beigefügten  zahlreichen  Literaturangaben,  sowie  die  am 
Schluß  des  zweiten  Bandes  gebrachte  Ergänzung  zum  Literaturnachweis 
sind  wertvolle  Hinweise  für  diejenigen,  die  sich  mit  bestimmten  Materien 
eingehender  befassen  wollen.  Dr.  Franz  Gehrke,  Berlin. 


Adreßbuch  für  Industrie, 
Handel  und  Finanzen,  1922. 
Unter  allgemeiner  Leitung  des  Redak- 
tionskomitees    beim     Ministerium     für 


Industrie  und  Handel,  bearb.  v.  An- 
tonio RoScislaw  Sroka.  War- 
schau. Ministerium  für  Industrie  und 
Handel.    (Polnisch.) 
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Annuaire  Generale  de  la  Bel- 
g  i  q  u  e  ,  1922.  Industrielle,  commer- 
ciale,  maritime,  coloniale.  Importation, 
exportation,  finances.  Brüssel.  La 
Compagnie  Beige  de  Propagande  Inter- 
nationale.   1019  S. 

Annuairedes  Societes  par  A  c  - 
tions  en  Alsace  et  Lorraine, 
Luxembourg,  Sarre.  2e  ed. 
1922.  Publie  par  la  Societ6  G6ne>ale 
Alsacienne  de  Banque  de  Strasbourg. 
690  S.  Fr.  10,—.  —  Ein  Vorwort  gibt 
Überblick  über  die  finanzielle  und  wirt- 
schaftliche Lage  Frankreichs  nach  dem 
Londoner  Diktat  vom  11.  Mai  1921.  Der 
Beschluß  der  interalliierten  Konferenz 
vom  8.  8.  21  habe  den  Wendepunkt  für 
Frankreichs  Entwicklung  gebracht  und 
sei  durch  die  Festlegung  der  belgischen 
Priorität,  der  Verteilung  der  Be- 
satzungskosten usw.  eine  große  Ent- 
täuschung gewesen.  Von  da  an  da- 
tiere die  Markbaisse,  die  Unmögbch- 
keit,  das  Budgetdefizit  zu  beseitigen 
usw.  Das  Abseitsstehen  der  Vereinigten 
Staaten  erschwere  die  Lage.  hg. 

Coutre,  Le,  Dr.  Walter,  Prof.  d. 
Handelswissenschaften  a.  d.  Handels- 
hochschule in  Königsberg,  Grundzüge 
der  Bilanzkunde.  1.  Bd.:  Die  allge- 
meinen Lehren.  (Gloeckners  Handels- 
Bücherei.  81.  Bd.)  Leipzig  1922.  G.  A. 
Gloeckner.  IV,  123  S.  M  18,—.  —  Das 
Buch  enthält  Angaben  über  Wesen,  Be- 
deutung und  Arten  der  Bilanzen,  über 
die  Bilanzaufstellung  und  deren  Auf- 
machung, über  die  handelsrechtlichen 
Bewertungsvorschriften,  deren  wissen- 
schaftliche Auslegung  sowie  die  Grund- 
sätze der  Praxis,  ferner  über  die  Glie- 
derung der  Bilanz.  Den  Schluß  des 
1.  Bandes  bilden  Betrachtungen  über 
die  Frage,  inwieweit  die  Grundsätze 
für  die  Gliederung  und  Bewertung  in 
den  veröffentlichten  Bilanzen  durch- 
geführt werden.  fl. 

Eisenhüttenwerk  Thale,  50 
Jahre  Aktien-Gesellschaft.  1872—1922 
Berlin.  Eckstein.  75  S.  mit  Photo- 
graphien. 

Fabrikker  og  storre  haand- 
vserksbedrifter  i  Danmark 
ved  udgangen  af  aaret  1921,  Fortegnelse 
over  — .  Udgivet  af  Direktorat  et  for 
Arbejds-  og  Fabriktilsynet.  Kopenhagen 
1922.    J.  H.  Schultz.    XI,  175  S. 


G  a  n  1 1 ,  H.  L.,  Organisation  der  Arbeit. 
Gedanken  eines  amerikanischen  In- 
genieurs über  die  wirtschaftlichen  Fol- 
gen des  Weltkrieges.  Mit  9  Textabbil- 
dungen. Deutsch  v.  Friedrich 
Meyenberg.  Berlin  1922.  Julius 
Springer.  VI,  82  S.  Ji  31,50.  —  Verf. 
will  Wege  weisen,  wie  Handel  und  In- 
dustrie wahrhaft  demokratisch  zu  füh- 
ren sind,  um  eine  hohe  Leistungsfähig- 
keit zu  erzielen.  Dabei  sind  die 
Erfahrungen  während  des  Krieges  be- 
rücksichtigt und  wird  dem  Kartensystem 
als  Kontrolle  das  Wort  geredet.  Er 
verlangt,  daß  wirkliche  Produzenten  an 
die  Spitze  von  Unternehmungen  ge- 
stellt werden,  daß  Leerlaufarbeit  aus- 
scheidet, daß  das  Kreditwesen  so  aus- 
gebaut wird,  um  aus  allen  produktiven 
Kräften  Vorteile  zu  ziehen.  Die  Füh- 
rer in  der  Industrie  müssen  die  er- 
forderlichen Fähigkeiten  besitzen;  De- 
mokratie bei  der  Herstellung,  in  der 
Werkstatt  und  der  Verwaltung  ist 
unerläßlich.  fl. 

Kraftwerke  Schwedens  1921, 
Die  staatlichen  — .  Allgemeine  Be- 
schreibung. Ausgearbeitet  v.  d.  Königl. 
Wasserfallverwaltung.  Upsala  1921. 
161  S.,  Karten,  graphische  Dar- 
stellungen u.  Photographien.  Kr.  7,50. 
—  Ein  Überblick  über  die  zentralen 
Organe  und  Lokalverwaltungen  des 
Statens  Vattenfallsverk,  dem  die  Aus- 
nützung der  Wasserkräfte  im  all- 
gemeinen obliegt.  Bei  der  Schilderung 
der  einzelnen  Werke,  Trollhätta, 
Porjus,  Älvkarleby,  Västeräs  und 
Motala,  ist  das  Hauptgewicht  auf 
technische  Fragen  und  die  historische 
Entwicklung  gelegt.  Zum  Schluß  wird 
gezeigt,  wie  der  Staat  mit  Hilfe  von 
Stammleitungen  den  zukünftigen  Man- 
gel an  Kraft  in  Süd-  und  Mittel- 
schweden durch  Kraftübertragung  von 
Norden    decken   will.  wg. 

Lavington,  F.,  M.A.,  Girdler's  Lec- 
turer  in  the  University  of  Cambridge, 
The  Trade  Cycle.  An  account  of  the 
causes  producing  rhythmical  changes 
in  the  activity  of  Business.  London 
1922.  P.  S.  King  &  Son.  113  S.  sh. 
3/6.  —  Verf.  bespricht  zunächst  Verlauf 
und  Organisation  der  Produktion, 
deren  Anpassung  an  die  Nachfrage, 
Einfluß  des  Geschäftsvertrauens  und 
der    Preise    auf    die    Konjunktur,    um 
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sich  dann  dem  Verlauf  des  Handels 
vom  normalen  Zustand  über  Hoch- 
konjunktur zur  Baisse  usw.  zuzu- 
wenden, wobei  jeweils  die  Ursachen 
und  Wirkungen  hervorgehoben  wer- 
den. Den  Schluß  bilden  Untersuchun- 
gen über  Volksvermögen,  dessen  Ver- 
teilung, Einkommen  sowie  über 
schnellere  Anpassung  der  Löhne  und 
Preise  an  die  jeweilige  Konjunktur,  fl. 
Mars  hall,  Leon  Carroll,  Bu- 
siness Administration.  London  (1922). 
The  Cambridge  University  Press. 
XXIV,  919  S.  —  Enthält  eine  Fülle 
von  Material  über  die  verschiedensten 
Fragen,  die  bei  der  Beurteilung  eines 
Unternehmens  berücksichtigt  werden 
müssen,  und  zwar  in  Gestalt  von  Aus- 


zügen aus  den  mannigfachsten  Publi- 
kationen des  Landes.  So  werden  die 
Standorts-  und  die  Personenfrage  nach 
den  verschiedensten  Bichtungen  be- 
leuchtet. Daran  schließen  sich  sehr 
spezialisierte  Untersuchungen  über  die 
Probleme,  die  zum  Verständnis  der 
finanziellen  Seite  eines  Betriebes,  der 
Produktion,  der  Gestehungskosten,  der 
Preisbildung,  des  Absatzes,  der  Be- 
klame,  des  Bisikos  sowie  der  Formen 
der  Unternehmung  und  der  Arten  der 
Leitung  derselben  unerläßlich  sind.  fl. 
Seeverpackungsvorschriften.  Auf 
Grund  der  „Seefrachtordnung",  gültig 
ab  1.  April  1922.  Bearb.  v.  Dr. 
Albert  Serkes.  Hamburg  (1922). 
F.   W.    Bademacher.     128   S.     M    60,-. 


13.  Konventionen,  Kartelle,  Trusts,  Genossenschaftswesen. 
Notz,  William  F.,  Ph.D.,  and  Richard  S.  Harvcy,  Ph.D.,  American 
Foreign  Trade.  As  promoted  by  the  Webb-Pomerene  and  Edge  Acts. 
With  historical  references  to  the  origin  and  enforcement  of  the  anti- 
trust  laws.  Indianapolis  (1921).  The  Bobbs-Merrill  Co.  XV,  593  S.  $5,—. 
Dies  Buch  verdient  warme  Empfehlung.  Die  Entwicklungsgeschichte 
der  wirtschaftlichen  Zusammenschlüsse  und  ihre  gesetzliche  Regelung 
behandelnd,  veranschaulicht  es  die  Verbindung  des  wirtschaftlichen  und 
rechtlichen  Standpunktes,  indem  es  die  Entwicklung  des  „big  business" 
in  der  Gegenwart  erläutert.  Es  ist  nicht  im  technischen  Sinne  das  Buch 
eines  Juristen,  und  doch  wird  der  Jurist,  der  sich  mit  der  Frage  von 
Handelsbeschränkungen  und  besonders  mit  dem  Ausfuhrhandelsgesetz 
(dem  Webb-Pomerene  Act  von  1918)  und  dem  Exportkreditgesetz  (Edge  Act 
von  1919),  dem  Brennpunkt  der  Erörterung  in  den  ersten  Teilen  des 
Buches,  beschäftigt,  den  wirtschaftlichen  Hintergrund,  der  die  gesetz- 
lichen Maßnahmen  und  ihr  Zustandekommen  verständlich  macht,  fast 
unentbehrlich  finden.  Eben  dieser  wirtschaftliche  Hintergrund,  beleuchtet 
durch  die  gesetzliche  und  richterliche  Behandlung  von  wirtschaftlichen 
Zusammenschlüssen  wird  in  dem  Buch  besonders  hervorgehoben.  Die  Ver- 
fasser, die  mit  dem  Staatsdienst  vertraut  und  offenbar  für  ihre  Arbeit  be- 
geistert, zudem  Lehrer  an  der  neuen  Georgetown  University  School  of 
Foreign  Service  sind,  hatten  die  Ergebnisse  der  erschöpfenden  Studien  und 
Untersuchungen  der  Federal  Trade  Commission,  an  denen  sie  teilweise  mit- 
gearbeitet haben,  zu  ihrer  Verfügung.  Das  Ergebnis  ist  ein  historischer 
Überblick  über  wirtschaftliche  Zusammenschlüsse  und  staatliche  Maß- 
nahmen zur  Beschränkung  des  Handels  und  zur  Unterbindung  von  Methoden 
des  unlauteren  Wettbewerbs;  er  beginnt  mit  dem  gemeinen  Recht,  das 
hauptsächlich  durch  das  Sherman  Anti-Trust-Gesetz,  das  Clayton-Gesetz 
und    das    Federal    Trade    Commission-Gesetz    weiter    entwickelt   wurde 
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und  führt  zu  einer  Analyse  des  Webb-Pomerene-  und  Edge-Gesetzes. 
Zweifellos  war  das  Buch  zu  früh  abgeschlossen,  um  auch  noch  das 
Packers  and  Stockyards-Gesetz  von  1921,  die  letzte  der  wichtigen  gesetz- 
lichen Maßnahmen  für  staatliche  Geschäftskontrolle,  zur  Besprechung 
heranzuziehen. 

Die  Teile  I  und  II  behandeln  die  Entwicklung  der  amerikanischen 
Wirtschaftspolitik,  die  gesetzgeberischen  Methoden  der  Kontrolle  von  Ver- 
bänden und  Trusts,  die  Durchführung  des  Sherman  Anti-Trust-Gesetzes 
und  seine  Wirkung  auf  einzelne  Industrien  und  auf  die  Wirtschaftspolitik 
im  allgemeinen,  ferner  die  besonderen  Mißstände,  wie  Preisunterschiede, 
„tying  contracts",  Hinderung  des  Ineinandergreifens  der  Rechte  von 
Aktionär  und  Mitglied  des  Aufsichtsrates,  welche  das  Clayton-Gesetz 
von  1914  abstellen  sollte,  sowie  die  Wirkung  und  Ausführung  des  wich- 
tigen Federal  Trade  Commission-Gesetzes,  wobei  mehr  die  neue  Epoche 
durch  vorbeugende  Überwachungs-  und  Anleitungsmaßnahmen  geregelter 
Kombination  als  die  etwas  unpraktische  und  manchmal  unrationelle 
Politik  des  unter  gesetzlichen  Strafen  erzwungenen  Wettbewerbs  zur 
Anschauung  gelangt.  Während  die  Verfasser  eher  die  Vorteile  der 
Vorbeugung  als  die  der  Repression  empfehlen,  sind  sie  durchaus  für  die 
Beibehaltung  des  Sherman  Anti-Trust-Gesetzes  als  einer  Waffe  gegen 
verderbliche  Monopole.  Bei  der  Erörterung  der  Gerichtsbarkeit  der 
Federal  Trade  Commission  als  einer  untersuchenden  und  quasi-richter- 
lichen  Körperschaft,  die  dazu  bestimmt  ist,  unlauteren  Wettbewerb  zu 
verhindern,  erwähnen  die  Verfasser  kaum  den  wichtigen  Gratz-Fall 
(253  U.S. 241)  und  überhaupt  nicht  den  Beach-Nut-Fall,  der  jetzt  durch 
den  Supreme  Court  am  3.  Januar  1922  zur  Entscheidung  gebracht  worden 
ist.  Auch  vermissen  wir  irgendwelche  Erwähnung  des  Falles  United 
States  contra  Colgate  (250  U.S. 300).  Der  Mißbilligung  der  Tatsache 
seitens  der  Verfasser,  daß  der  Kongreß  der  Federal  Trade  Commission 
die  von  Präsident  Wilson  nachgesuchte  Ermächtigung  versagte,  über  die 
rechtliche  Gültigkeit  eines  geplanten  Wirtschaftszusammenschlusses  zu 
entscheiden,  könnte  dadurch  begegnet  werden,  daß  man  die  Bundes- 
gerichte ermächtigt,  deklaratorische  Urteile  abzugeben,  wobei  der  Verband 
und  die  Commission  oder  der  Attorney  General  als  Parteien  auftreten. 
Der  rechtlich  wichtige  Punkt,  daß  die  Tatsachenfeststellungen  der  Trade 
Commission  für  das  Zwangsverfahren  entscheidend  sind,  wird  nicht  be- 
tont. Nach  dem  neuen  Packers-Gesetz  bilden  die  Erkenntnisse  des  Secre- 
tary  of  Agriculture  lediglich  prima  facie  Beweismittel,  so  daß  sowohl 
tatsächliche  wie  rechtliche  Feststellungen  juristischer  Nachprüfung  offen 
stehen. 

Teil  III  behandelt  die  Formen  der  wirtschaftlichen  Zusammen- 
schlüsse in  den  Industriestaaten  der  Welt  beim  Ausbruch  des  Weltkrieges, 
ferner  das  Ausmaß,  bis  zu  welchem  der  Krieg  selbst  eine  derartige 
Konsolidierung  gewerblicher  Kräfteanspannung  in  besonderer  Richtung 
anregte,  und  die  Wirkung  dieser  Erscheinungen  aul  die  Vereinigten 
Staaten.     Besonders  wird  die  dabei  eintretende   Verschiebung  des  Aus- 
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fuhrgeschäftes  nach  den  Vereinigten  Staaten  erörtert,  sowie  der  Wunsch 
und  die  Notwendigkeit,  einen  großen  Teil  dieses  Geschäftes  in  der  Hand 
zu  beb  alten  durch  Bekämpfung  des  Wettbewerbs  in  Wesen  und  Form,  wie 
er  seitens  der  höher  entwickelten  europäischen  wirtschaftlichen  Verbände 
und  Kombinationen  mit  staatlicher  Unterstützung  zutage  tritt.  Erschöp- 
fende Studien,  die  während  des  Krieges  in  allen  Ländern  angestellt  wur- 
den in  der  Absicht,  sich  einen  möglichst  großen  Teil  des  Nachkriegs- 
handels zu  sichern,  bewirkten  eine  gewisse  Entwicklung  in  der  Gestal- 
tung der  Zusammenschlüsse  dadurch,  daß  die  Regierungen  in  das  Unter- 
nehmen hineingezogen  und  Verbände  von  einheimischen  Erzeugern  zum 
Zweck  eines  wirksameren  nationalen  Wettbewerbs  gegründet  wurden. 
Die  Vereinigten  Staaten  waren,  obwohl  in  ihrem  Außenhandel  nicht  sehr 
weitblickend,  nicht  blind  gegen  die  zeitlichen  Erfordernisse  und  ver- 
anlaßten  eine  solche  Untersuchung  durch  die  Federal  Trade  Commission, 
deren  Ergebnis  1916  veröffentlicht  wurde.  Dieser  Bericht  bildet  die  Grund- 
lage für  das  Ausfuhrhandelsgesetz  von  1918.  Sein  auffallendstes  Merkmal 
ist  eine  Änderung  des  Anti-Trust-Gesetzes,  das  es  insofern  ergänzt,  als 
es  Verbände  unter  Konkurrenten  im  Ausfuhrgeschäft  gestattet. 

Teil  IV  bringt  eine  ausführliche  Analyse  des  Webb-Pomerene-Ge- 
setzes  von  1918.  Obwohl  es  verhältnismäßig  neu  ist  und  daher  richter- 
licher Auslegung  ermangelt,  versuchen  die  Verfasser  durch  die  Prüfung 
anderer  Gesetzesmaßnahmen  und  der  Erfahrungen  der  Federal  Trade 
Commission,  der  die  Durchführung  oder  Überwachung  des  Gesetzes  an- 
vertraut ist,  seine  Bedeutung  zu  charakterisieren.  Dieser  Teil  des 
Buches  gibt  denjenigen  Anleitung,  die  Ausfuhrverbände  zu  bilden  wün- 
schen, von  denen  gegenwärtig  etwa  50  vorhanden  sind.  Die  Verfasser 
selbst  werfen  Fragen  auf  und  bieten  die  Lösung  für  viele,  wie  z.  B.  für 
die  Wirkung  der  Bestrafung  „unlauterer  Methoden"  des  Wettbewerbs, 
auch  wenn  sie  im  Ausland  angewandt  worden  sind. 

Teil  V  behandelt  das  Edge-Gesetz,  dessen  Zweck  darin  besteht, 
durch  Privatinitiative  der  Finanzierung  des  Außenhandels,  der  jetzt 
als  wesentlich  für  unsere  wirtschaftliche  Wohlfahrt  anerkannt  wird,  Er- 
leichterungen zu  gewähren.  Die  War  Finance  Corporation  vermochte 
nach  1919  die  Last  nicht  länger  zu  tragen.  Das  Edge-Gesetz  ist  eine 
Ergänzung  des  Federal  Reserve-Gesetzes  und  gibt  Banken  die  Möglich- 
keit, mit  staatlicher  Genehmigung  Exportgeschäfte  durch  Handel  mit 
Akzepten  und  anderen  Arten  von  Handelspapieren  zu  finanzieren  und 
auf  diese  Weise  Mittel  für  Gewährung  langfristiger  Kredite  nach  dem 
Muster  ausländischer  Banken  zu  beschaffen  und,  was  noch  wichtiger 
ist,  an  amerikanische  Geldgeber  eigene  Schuldverschreibungen  auszu- 
geben, die  durch  ausländische  Werte  sichergestellt  sind.  Die  Verfasser 
unterlassen  es,  genügend  darauf  hinzuweisen,  daß  nach  einer  Verord- 
nung des  Federal  Reserve  Board  vom  23.  März  1920  keine  Gesellschaft, 
die  ihre  eigenen  Schuldverschreibungen  ausgibt,  sich  mit  dem  Akzept- 
geschäft befassen  kann,  wodurch  eigentlich  zwei  getrennte  Arten  von 
Edge  Law-Banken  geschaffen  werden.    In  der  Tat  hat  die  Weltdepression 
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sowohl  der  Zahl  wie  den  Funktionen  der  Edge  Law-Banken  Grenzen 
gesetzt.  Keine  der  beiden  jetzt  bestehenden  dürfte  irgendeinen  auf  etwa 
ein  Jahr  laufenden  Wechsel  diskontiert  haben,  keine  hat  ihre  eigenen 
Schuldverschreibungen  ausgegeben.  Eine  dritte  Gesellschaft,  die  große 
Kapitalien  suchte,  mußte  das  Unternehmen  aufgeben.  Der  Wert  des 
Edge-Gesetzes  ist  daher  noch  problematisch. 

Teil  VI  bespricht  verschiedene  Arten  und  Beispiele  internationaler 
Konzerne,  mittels  deren  ganz  bestimmte  Industrien  die  Landesgrenze 
überschritten  und  versucht  haben,  eine  Integration  des  Weltgeschäfts  in 
bestimmter  Richtung  herbeizuführen.  Das  Ausmaß  dieser  Entwicklung 
wird  die  meisten  Leser  überraschen,  sie  ist  aber  wichtig,  weil  sich  darin 
zweifellos  die  nächste  Entwicklungsstufe  in  der  wirtschaftlichen  Organi- 
sation anzeigt.  Dieses  Vorgehen  scheint  in  der  Tat  notwendig  zu  sein. 
Wenn  die  großen  nationalen  Verbände  der  Grundindustrien  mit  der  ganzen 
Macht  ihrer  jeweiligen  Regierungen  hinter  sich  fortfahren,  miteinander 
zu  konkurrieren  und  dabei  geschickte  Methoden  lauteren  und  unlauteren 
Wettbewerbs  ohne  unparteiische  Einschränkung  oder  Überwachung  an- 
wenden, ist  es  wahrscheinlich  nur  eine  Frage  der  Zeit,  daß  der  daraus 
folgende  Handelskrieg  sich  zu  einem  neuen  großen  Weltkrieg  entwickeln 
wird.  Der  Gedanke,  der  aufs  neue  von  den  Verfassern  in  Umlauf  ge- 
bracht wird,  daß  eine  International  Trade  Commission  mit  Aufsichts- 
funktionen, Leitungs-,  Überwachungs-  und  Einschränkungsbefugnissen 
analog  denen  der  amerikanischen  Federal  Trade  Commission  organi- 
siert werden  müßte,  ist  außerordentlich  praktisch  und  würde  nach  An- 
sicht des  Rezensenten  eine  wirksamere  Instanz  für  die  Verhütung  des 
Krieges  bilden  als  irgendein  lediglich  politischer  Völkerbund. 

Das  letzte  Drittel  des  Buches  besteht  aus  einem  Anhang,  der  die 
Texte  der  verschiedenen,  im  Hauptteil  des  Werkes  besprochenen  Gesetze 
enthält,  ferner  typische  Exemplare  von  Berichten,  Gründungsurkunden 
und  Abkommen  zwischen  Verbänden,  die  nach  dem  Webb-Pomerene-  und 
Edge-Gesetz  organisiert  sind,  sowie  von  Übereinkommen  verschiedener 
internationaler  Trusts  und  Konzerne. 

Prof.  Edwin  M.  Borchard, 
Yale  University,  New  Haven. 


Brauer,  Dr.  Theodor,  Die  Ge- 
werkschaft als  Organ  der  Volkswirt- 
schaft. Berlin  1921.  Christlicher  Ge- 
werkschafts-Verlag. 48  S.  Ji  5,—.  — 
Aus  christlich-sozialen  Gedankengängen 
heraus  wird  eine  organische  Ein- 
ordnung der  Gewerkschaft  in  die 
Volkswirtschaft  auf  der  Grundlage  der 
Berufssolidarität  im  Gegensatz  zur 
marxistischen  Klassensolidarität  ge- 
fordert; nach  einer  Gegenüberstellung 
von  Zunft  und  Gewerkschaft  wird 
dieser    Gedanke    im    Hinblick    auf    die 


verschiedenen  Funktionen  der  Gewerk- 
schaft abgewandelt  und  im  Anhang  in 
einer  Beihe  von  Bichtlinien  nieder- 
gelegt, ap. 

Cooperative  Competition.  A 
discussion  of  the  acute  legal  and 
economic  perplexities  confronting 
trade  associations.  25  illuminating 
articles  on  trade  associations  with  an 
introductory  article  by  Herbert 
H  o  o  v  e  r.  (Beprinted  from  the  pages 
of    the    „New    York    Evening    Post'*.) 
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New  York  (1922).  „Evening  Post". 
56  S.  $  0,25. 
Jahn,  Dr.  Willy  Josef,  Arbeit- 
nehmer -  und  Arbeitgeber  -  Organi  - 
sationen  in  der  deutschen  Holzindustrie. 
Unter  besonderer  Berücksichtigung  der 
Gruppe  Möbelindustrie,  Tischlergewerbe 
und  verwandte  Berufszweige.  Köln 
1921.  Gebr.  Böttger.  82  S.  JC  18,—.  — 
Eine  deskriptive  Abhandlung  über  die 
sozialpolitischen  Organisationen  in  der 
deutschen  Holzindustrie  von  ihrer 
Entstehung  bis  zum  Jahre  1920,  kurze 
Darstellung  ihrer  Tätigkeit  und  ab- 
schließende Beurteilung  ihrer  Bedeu- 
tung für  den  Wirtschaftsfrieden,     ap. 


R  e  e  s,  Morgan  J.,  M.A.,  Lecturer  in 
Economics  and  Political  Science, 
University  College  of  Wales,  Aberyst- 
wyth,  Trusts  in  British  Industry 
1914—1921.  A  study  of  recent  develop- 
ments  in  business  Organization.  Lon- 
don 1922.  P.  S.  King  &  Son.  VIII, 
269  S.    sh.  10/6. 

Wirt  seh  aftlicheEnt  wicklung 
von  Handel,  Industrie  und 
Schiffahrt  im  Jahre  1921  in 
den  Bezirken  der  Handelskammern 
Breslau,  Görlitz,  Hirschberg,  Landes- 
hut, Liegnitz,  Sagan  und  Schweidnitz, 
Bericht  über  die  — .  Breslau.  Th. 
Schatzky.   44  S.  u.  statistische  Tabellen. 


14.  Wirtschaftliche  Interessenvertretungen,  Vereine,  Kongresse, 
Messen,  Ausstellungen. 


Arbeitgeberverbände,  Die  Mit- 
gliederversammlung der  Vereinigung 
der  Deutschen  — ,  in  Köln  am  7.  und 
8.  März  1922.  (Vereinigung  der  Deut- 
schen Arbeitgeberverbände.  Berichte. 
Heft  20.)  Charlottenburg.  Verlag 
„Offene  Worte".  104  S.  Ji  40,—.  — 
Enth.  u.  a.:  Prof.  Dr.  O  t  h  m  a  r 
Spann,  Die  wissenschaftliche  Über- 
windung des  Marxismus.  S.  16—32; 
Dr.  K  a  1 1  e  ,  Die  Wirtschafts-  und  So- 
zialpolitik im  Dienste  des  Volks- 
gemeinschaftsgedankens. S.  36—43; 
Bitter  und  Edler  v.  Braun, 
Die  Einwirkung  des  Versailler  Ver- 
trages und  der  Beparation  auf  die 
Sozialpolitik.  S.  45—55;  Poensgen, 
Bericht  über  die  Verhandlungen  in 
Genf  und  über  den  Beitritt  zur  inter- 
nationalen Arbeitgebervereinigung.  S. 
70-75. 

Boletin       Comercial.  Organo 

oGcial  de  la  Cämara  Nacional  de  Co- 
mercio  de  Parral,  Chih.  Tomo  I, 
nüm.  I,  Agosto  1  de  1922.    42  S. 

Budapester  Handels-  und  Ge- 
werbekammer, Bückblick  der  — , 
über  die  Wirkungsjahre  1919—1920. 
Budapest  1921.    VIII,   120   S. 

Chamber  of  Commerce  of  the 
United  States,  Washington.  lOth 
Annual  Meeting.  Held  in  Washington, 
May  16,  17  and  18,  1922.  President's 
address,  Board's  annual  report,  resolu- 
tions,  directors.    74  S. 

Weltwirtschaftliches  Archiv  Bd.  XVIII. 


Handelsberetning  for  aaret  1921. 
Udgivet  af  Grosserer-Societetets  Komite. 
Kopenhagen  1922.  474  S.  u.  statistische 
Tabellen. 

Handelskammer  Dillenburg. 
Bericht  über  das  Jahr  1921.    VII,  81  S. 

Handelskammer  zu  Halle, 
Jahresbericht  der  — .  1921.  Halle  a.  d.  S. 
1922.    IV,  32  S. 

Handelskammer  zu  Kiel,  Jahres- 
bericht der  — ,  für  1921.  51.  Jahrg. 
Kiel  1922.    48  S. 

Handelskammer  zu  Lübeck, 
Bericht  der  — ,  über  das  Jahr  1921.  Er- 
stattet am  31.  Dezember  1921.  Wirt- 
schaftlicher Teil.   Lübeck.  35  S. 

Handelskammer  zu  Mühl- 
hausen i.  Thür.  und  ihr  Bezirk  im 
Jahre  1921,  Die—.    79  S. 

Handelskammer  Sonneberg 
(Thür.),  Bericht  der  — ,  über  das  Jahr 
1921.    IV,  48  S. 

Holland-American  Chamber 
of  Commerce  of  San  Fran- 
cisco, The  — .  The  8th  and  9th 
yearbook.  1920  and  1921.  San  Fran- 
cisco 1920  and  1921.    86;  56  S. 

International  Chamber  of 
Commerce.  Ist  Congress,  London, 
June  27,  to  July  1,  1921.  Brochure 
No.  4:  Treatment  of  foreign  banks. 
Paris.  International  Headquarters. 
24  S. 

Mann,  Dr.  Fritz  Karl,  o.  Prof.  d. 
Staatswissenschaften  a.  d.  Universität 
Königsberg  i.  Pr.,  Die  neuen  Aufgaben 
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des  Instituts  für  ostdeutsche  "Wirtschaft. 
Königsberg  1922.  Gräfe  &  Unzer.  16  S. 
—  Nach  kurzer  Charakterisierung  des 
bisher  Geleisteten  wird  die  Notwendig- 
keit des  Instituts  abgeleitet  aus  der 
geographischen  und  wirtschaftlichen 
Lage  Ostpreußens  und  seinen  Beziehun- 
gen nach  Westen  und  Südwesten  wie 
nach  Osten  zu  den  russischen  Rand- 
staaten. Die  Einrichtungen  für  den 
Lehr-  und  Forschungsbetrieb  werden 
mitgeteilt  unter  Umreißung  der  für  die 
Institutsarbeiten  anzuwendenden  Me- 
thode, fh. 


S  o  1  o  t  hu  r  ni  s  ch  e  n  Handels- 

kammer, XIX.  Jahres-Bericht  der  — , 
an  den  Kantonalen.  Solothurnischen 
Handels-  und  Industrie- Verein  über  das 
Jahr  1921.  (Kantonaler  Solothurnischer 
Handels-  und  Industrie- Verein.)  Solo- 
thurn  1922.    55  S. 

Verbandes  Sächsischer  In- 
dustrieller, Bericht  über  die 
17.  ordentliche  Hauptversammlung 
des—,  am  11.  Mai  1921.  (Veröffent- 
lichungen des  Verbandes  Sächsischer 
Industrieller.  Heft  XXXIV.)  Dresden 
1921.  Verlag  des  Verbandes  Sächsi- 
scher Industrieller.    127  S. 


15.  Arbeitgeber,  Arbeitnehmer,  Sozialpolitik,  Sozialismus. 

Labour   as   an  International  Problem.     A  series  of  essays 
ed.  by  E.  John  S  o  1  a  n  o.   London  1920.   Macmillan  &  Co.   LX,  345  S. 

sh.  18/-. 

Eine  internationale  Aufklärungs-  und  Werbeschrift  für  die  Gedanken 
internationaler  Sozialpolitik  und  für  die  Aufgaben  des  Internationalen 
Arbeitsamts  in  Genf.  S  o  1  a  n  o  hat  neun  Mitarbeiter  aus  drei  Erdteilen, 
darunter  manche  mit  großem  Namen  und  von  Ruf  in  der  internationalen 
Arbeiterschutzbewegung,  zu  seinem  Sammelwerk,  das  er  einleitet  und 
mit  einem  dicken  Anhang  von  70  Seiten  über  den  Friedensvertrag, 
Abschnitt  13,  über  die  Berner,  Washingtoner  und  Genueser  Konventio- 
nen und  Rekommandationen  versehen  hat,  vereinigt,  allerdings  ohne 
einen  systematischen  Plan.  Vielmehr  spricht  jeder  Mitarbeiter  über  eine 
Frage,  die  ihm  gerade  liegt  und  in  den  Rahmen  des  weiten  Problems  der 
internationalen  Arbeitsreglung  mehr  oder  minder  tief  hineinpaßt.  Die 
einen  verkünden  mehr  Ansichten  und  Wünsche  und  Erwartungen,  die 
anderen  äußern  sich  mehr  geschichtlich  oder  über  bestimmte  Tat- 
sachen, Zusammenhänge  und  Gegensätze.  Zunächst  sprechen  G  e  o  N. 
Barnes,  der  englische  Arbeitsminister,  und  Dr.  Shotwell,  Pro- 
fessor der  Columbia  University,  beides  Delegierte  zur  Friedenskonferenz 
für  die  internationale  Arbeitsrechtskommission,  über  die  politi- 
schen Grundfragen  einer  internationalen  Arbeitsorganisation,  deren 
Forderungen  bekanntlich  außerhalb  der  gewerkschaftlichen  Arbeiter- 
kreise der  angelsächsischen  Welt  zunächst  viele  heftige  Gegner  hatten,  und 
über  das  diplomatische  Werden  und  Wachsen  des  Programms  der  inter- 
nationalen Organisation  der  Arbeit  auf  der  Friedenskonferenz  unter 
Hervorhebung  der  amerikanischen  Abänderungsforderungen  zur  Wah- 
rung der  nationalen  Selbstbestimmungsrechte.  Appleton,  der  eng- 
lische Präsident  der  Internationalen  Föderation  der  Gewerkschaften, 
bespricht  ganz  kurz  die  Stellungnahme  der  Gewerkschaften  zur  I.  0.  d.  A., 
der  japanische  Vertreter  auf  der  Friedenskonferenz,  Minoru  Oka,  und 
der  belgische  Staatsminister  Vandervelde  liefern  die  sachlich  lehr- 
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reichsten  Beiträge,  indem  sie  von  den  sozialen  Zuständen  und  Aufgaben 
in  ihren  Ländern  ausführlich  reden  und  daraufhin  kritisch  die  Frage 
prüfen,  was  die  internationale  Sozialpolitik  demgegenüber  zu  bieten 
vermag  oder  nicht  vermag,  und  wie  man  die  bisher  europäisch  gerichtete 
internationale  Sozialpolitik  auf  die  asiatischen  Fragen  anwenden  kann. 
Frl.  Sophy  Sanger,  die  verdiente  Generalsekretärin  der  Britischen 
Vereinigung  für  gesetzlichen  Arbeiterschutz,  die  jetzt  dem  Genfer  Ar- 
beitsamt angehört,  und  Arthur  Fontaine,  der  bewährte  Direktor 
im  französischen  Arbeitsministerium,  der  schon  bei  den  ersten  zwischen- 
staatlichen Arbeitsschutzverträgen  mitgewirkt  hat,  schildern  die  prak- 
tische Arbeit  der  internationalen  Sozialpolitik,  Fontaine  im  geschicht- 
lichen Längsschnitt  an  der  Hand  der  Vertragsakte,  Sanger  im  fachlichen 
Querschnitt  unter  Betrachtung  der  einzelnen  sozialpolitischen  Aufgaben- 
gruppen (Gesundheits-,  Unfallschutz,  Arbeitszeit,  Kinderarbeit  usw.). 
Der  Generalsekretär  der  Internationalen  Arbeitskonferenz  von  Washing- 
ton, Butler,  jetzt  Abteilungsdirektor  im  Genfer  Arbeitsamt,  schildert 
die  Gliederung  und  die  Arbeit  der  Washingtoner  Konferenz,  und  Albert 
Thomas,  der  frühere  französische  Munitionsminister  und  jetzige 
Direktor  des  I.  A.  A.  in  Genf,  zeigt,  was  aus  dem  ursprünglich  von 
Butler  entworfenen  britischen  Plan  einer  internationalen  sozialpoliti- 
schen Korporation  nunmehr  in  Genf  erwachsen  ist,  und  was  für  groß- 
zügige Pläne  er  (Thomas)  über  die  Gegensätze  der  Erdteile  hinweg  ver- 
folgt. Auf  das  soziale  Problem  unter  den  farbigen  Völkern  der  Erde  in 
seinen  Beziehungen  zur  internationalen  Arbeitsreglung  war  der  Heraus- 
geber S  o  1  a  n  o  in  seiner  weitschichtigen  und  im  allgemeinen  vorsichtig 
abwägenden  Einleitung  selber  bereits  eingegangen.  Das  nächste  inter- 
nationale Sammelwerk  über  die  internationale  Beglung  der  Arbeit,  das 
wohl  ohne  deutsche  Mitarbeit  nicht  mehr  denkbar  sein  wird,  dürfte  ein 
wesentlich  anderes  Gesicht  tragen  als  dieses  hochgemute  Werk  von 
1^20.  Prof.  Waldemar  Zimmermann,  Hamburg. 


Bystranski,  W.,  Die  Menschewiki 
und  die  Sozial-Revolutionäre  in  der 
russischen  Revolution.  Hamburg  1922. 
Carl  Hoym  Nachf.    88  S. 

Congres  International  des 
SyndicatsRevolutionnaires, 
Moscou,  3—19  juillet  1921,  Resolutions 
et  Statuts  adoptes  au  1er  — .  Preface 
de  Dridzo-Lozovsky.  (Pctite 
Bibliotheque  de  l'Internationale  Syn- 
dicale  Rouge.)  Paris  1921.  Librairie  du 
Travail.    88  S.    Fr.  2,—. 

Cousens,  Hilderic,  A  New  Policy 
for  Labour.  An  essay  on  the  relevance 
of  credit  control.  London  1921.  Cecil 
Palmer.  110  S.  sh.  5/-.  —  Verf. 
unterzieht  das  wirtschaftliche  und 
politische  Programm  der  Labour  Party 
und     der     englischen     Gewerkschaften 


einer  abfälligen  Kritik.  Als  einziges 
Mittel  zur  Lösung  der  Produktions- 
und sozialen  Krisen  empfiehlt  er  der 
Arbeiterschaft  die  Gewinnung  der  Kon- 
trolle über  das  Finanzwesen,  gibt  aber 
Mittel  und  Wege  dafür  nicht  an.  Zwecks 
höherer  Bekanntmachung  mit  dieser 
Theorie  verweist  C.  auf  die  Veröffent- 
lichungen von  Major  C.  H.  Douglas  in 
der  Zeitschrift   „New  Age".  hs. 

C  r  e  n  0  n,  Henri,  Docteur  en  Droit, 
La  question  de  la  nationalisation  des 
mines  en  Angleterre.  Paris  1921. 
Edouard  Duchemin.  157  S.  Fr.  10,—. 
—  Der  erste  Teil  behandelt  die  recht- 
liche Seite  der  Eigentumsverhältnisse 
und  der  Sozialisierungsfrage  im  engli- 
schen Bergbau,  unter  vergleichsweiser 
Heranziehung    der    französischen    Ver- 

40* 


6i6 


Literatur. 


hältnisse.  Im  zweiten  Teil  werden  der 
politische  Kampf  um  die  Sozialisierung 
der  Kohlengruben  und  die  Gründe  der 
beiden  Parteien  dargestellt.  Verf.  geht 
dabei  namentlich  auf  die  Unter- 
suchungen und  Ergebnisse  der  Sankey- 
Kommission  näher  ein.  hs. 

Curtius,  Ernst  Robert,  Der 
Syndikalismus  der  Geistesarbeiter  in 
Frankreich.  Bonn  1921.  Friedrich 
Cohen.  38  S.  Ji  6,—.  —  Ausgehend 
von  dem  Unterschied  zwischen  der 
französischen  und  der  deutschen  Auf- 
fassung der  gegenwärtigen  Krise, 
schildert  C.  die  Entstehung  der  Con- 
federation  des  Travailleurs  Intellectuels, 
eines  zusammenfassenden  Verbandes 
der  Intellektuellen  und  Techniker  in 
ganz  Frankreich,  der  die  wirtschaft- 
lichen und  die  kulturellen  Interessen 
seiner  Mitglieder  fördern  will.  Die 
wichtigsten  Strömungen  in  diesem  Syn- 
dikalismus der  geistigen  Arbeiter,  wie 
z.  B.  der  Saint-Simonismus  und  seine 
Stellung  zur  Politik  und  zum  Klassen- 
kampf, werden  kurz  dargestellt,     hs. 

Debäcle  des  soviets  et  la  r  es  - 
tauration  economique  de  la 
Russie,  La  — .  Supplement  aux  m6- 
moires  presentds  ä  la  Conference  de 
Genes  par  1' Association  Financiere,  In- 
dustrielle et  Commerciale  Russe.  Publid 
en  vue  de  la  Conference  de  La  Haye. 
Paris  1922.  Verband  russischer  Groß- 
kaufleute, Industrieller  und  Financiers 
in  Berlin.   63  S. 

Diehl,  Karl,  u.  Paul  Mombert, 
Ausgewählte  Lesestücke  zum  Studium 
der  politischen  Ökonomie.  2.  Bd.:  Der 
Arbeitslohn.  III.  Aufl.  Karlsruhe  1921. 
G.  Braun.  VIII,  216  S.  JI  30,—.  — 
Diese  3.  Auflage  des  Bandes  ist  bis  auf 
einige  Verbesserungen  der  Übersetzung 
und  eine  kleine  Erweiterung  des  Litera- 
turverzeichnisses ein  unveränderter  Ab- 
druck der  2.  Auflage.  ap. 

Fabrikinspektoren,  Berichte  der 
Eidgenössischen  — ,  über  ihre  Amtstätig- 
keit in  den  Jahren  1920  und  1921.  Ver- 
öffentlicht vom  eidgenössischen  Volks- 
wirtschaftsdepartement. Aarau  1922.  H. 
R.  Sauerländer  &  Co.  248  S. 

Faraday,  W.  Barnard,  LL.B., 
Democracy  and  Capital.  London  1921. 
John  Murray.  XIII,  15-314  S.  sh.  8/-. 
—  Das  Buch  ist  eine  Schrift  gegen 
den     Sozialismus     und     dessen     Argu- 


mentation. Nach  Ansicht  des  Verf.  be- 
ruhen die  Sicherheit  des  Staates  und 
die  Wohlfahrt  der  Nation  auf  den 
großen  Banken  und  Versicherungsgesell- 
schaften, die  zu  der  Demokratie  der  Zu- 
kunft die  Grundlage  bilden  werden.  Zur 
Erhärtung  dieses  Standpunktes  setzt 
sich  der  Autor  u.  a.  auseinander  mit 
Individualismus,  Sozialismus  und  dessen 
Experimenten,  sowie  Nationalisierung, 
mit  den  Fragen  der  Produktion,  Preis- 
bildung, des  Handels  und  Kapitals,  mit 
der  Organisation  des  Staates,  Anarchie 
und  Autokratie.  fl. 

Feig,  Dr.  Irmgard,  Unternehmer- 
tum und  Sozialismus.  Eine  dogmen- 
und  wirtschaftsgeschichtliche  Betrach- 
tung. (Abhandlungen  des  Staatswissen- 
schaftlichen Seminars  zu  Jena.  15.  Bd., 
Heft  5.)  Jena  1922.  Gustav  Fischer. 
66  S.  JI  16,—.  —  Untersucht  das  Ver- 
hältnis des  Sozialismus  zum  Unter- 
nehmerproblem in  drei  historischen 
Perioden:  der  Periode  der  Kleinunter- 
nehmung, der  einzelwirtschaftlichen 
Großunternehmung  und  der  gesell- 
schaftswirtschaftlichen Großunterneh- 
mung der  Gegenwart,  indem  einerseits 
die  Stellungnahme  des  zentralistischen 
Sozialismus  (Saint-Simon,  Rodbertus 
und  Marx,  Neurath  und  Goldscheid), 
andererseits  des  Genossenschaftssozialis- 
mus (Fourier,  Owen,  Gildensozialismus, 
Wissel,  Otto  Bauer)  dargestellt  wird. 
Die  erste  Periode  sei  im  ganzen  unter- 
nehmerfreundlich, die  zweite  (Marx) 
ausgesprochen  unternehmerfeindlich  ge- 
wesen, während  im  Sozialismus  der 
Gegenwart  eine  zunehmende  "Würdi- 
gung der  Unternehmerfunktion  unver- 
kennbar sei.  hs. 

Gesetzes  über  obligatorische 
Unfalls-  und  Arbeitslosen- 
versicherung, Projekt  des  — . 
Warschau  1918.  Verlag  des  Ministeriums 
für  Gesundheitswesen,  soziale  Fürsorge 
und  Arbeiterschutz.  29  S.  Ji  1,50.  (Rus- 
sisch.) 

Grabowski,  Edward,  Skizze  einer 
Arbeitsstatistik.  (Veröffentlichung  des 
Ministeriums  für  Arbeit  und  soziale  Für- 
sorge.) Warschau  1919.  Staatsdruckerei. 
VI,  89  S. 

Hart,  Joseph  Kinmont,  Prof.  of 
Education  in  Reed  College,  Community 
Organization.  (The  Social  Weifare 
Library.)    New   York   1920.    The  Mac- 
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millan  Co.  230  S.  $  2,50.  —  Eine  so- 
ziologische Untersuchung  der  Haupt- 
formen menschlicher  Gemeinschaft  in 
der  Gegenwart,  mit  aufbauender  Kritik, 
unter  dem  Gesichtswinkel  amerikani- 
scher Verhältnisse  und  demokratischer 
Ideale.  Besondere  Berücksichtigung 
finden  Fragen  der  Erziehung  und 
Schulbildung,  sowohl  von  Erwachsenen 
wie  von  Kindern.  hs. 

Independent  Labour  Party. 
Report  of  the  Annual  Conference,  Held 
at  Nottingham,  April  1922.  London. 
Independent  Labour  Party.  104  S. 
sh.  1/-. 

Industrial  Opportunities  and 
Training  for  Women  and 
Girls.  (U.  S.  Department  of  Labor. 
Women's  Bureau.  Bulletin  No.  13.) 
Washington  1921.  Government  Printing 
Office.    48  S. 

Internationalen  Sozialisti- 
schen Konferenz  vom  22.-27. 
Febr.  1921,  Protokoll  der  — .  Wien  1921. 
Wiener  Volksbuchhandlung.  135  S. 
M  12,-. 

J  a  c  o  b  i ,  Dr.  jur.  Erwin,  0.  Prof.  d. 
Rechte  a.  d.  Universität  Leipzig,  Ein- 
führung in  das  Gewerbe-  und  Arbeiter- 
recht. Ein  Grundriß.  3.  neubearb.  Aufl. 
Leipzig  1922.  Feüx  Meiner.  VIII,  84  S. 
M  45,—. 

Kautsky,  Karl,  Die  proletarische 
Revolution  und  ihr  Programm.  (Inter- 
nationale Bibliothek.  64.  Bd.)  Stuttgart 
1922.  J.  H.  W.  Dietz  Nachf.  VIII, 
338  S.  geb.  M  100,—.  —  Im  ersten 
Teil  stellt  K.  das  Erfurter  Programm 
demjenigen  des  Görlitzer  Parteitags 
gegenüber  und  erklärt  ersteres  bis  auf 
wenige  Einzelheiten  den  Bedürfnissen 
der  Gegenwart  entsprechend.  Im  zwei- 
ten Teil,  dem  weitaus  umfassenderen, 
stellt  K.  die  Unterschiede  zwischen  der 
bürgerlichen  und  der  proletarischen 
Revolution  dar  und  untersucht  den 
Prozeß  und  die  Methoden  der  letzteren 
sowie  ihre  schöpferischen  Aufgaben,  vor 
allem  die  Sozialisierung,  unter  Verteidi- 
gung demokratischer  Formen  und  Ziele 
gegenüber  der  Theorie  und  der  Praxis 
der  Lenin'schen  Diktatur  des  Prole- 
tariats, hs. 

Kollektivavtal  i  Sverige  är  1921. 
Av  K.  Socialstyrelsen.  (Sveriges  Offi- 
ciella    Statistik.     Socialstatistik.)    Stock- 


holm 1922.  P.  A.  Norstedt  &  Söner. 
VI,  26  S. 

Krebs,  Dr.  Alexander,  Die  Ak- 
kordarbeit. Beiträge  zur  Theorie  und 
Praxis  der  Lohnbemessungsmethoden. 
(Greif swalder  Staatswissenschaftliche  Ab- 
handlungen. Nr.  11.)  Greifswald  1921. 
L.  Bamberg.  164  S.  Ji  30,—.  —  Die 
Arbeit  gibt  einerseits  eine  kurze  Syste- 
matik der  Akkordarbeit  und  eine  Dar- 
stellung ihrer  technischen  Grundlagen, 
andererseits  eine  ausführliche  kritische 
Darstellung  der  gegen  die  Akkordarbeit 
erhobenen  Einwände.  Ein  Anhang  ent- 
hält ein  ausführliches  Literaturverzeich- 
nis, das  sich  auch  auf  Tageszeitungen 
und  Fachpresse  erstreckt.  ap. 

Labor,  U.  S.  Department  of  — .  Bureau 
of  Labor  Statistics.  Bulletin  of 
the  United  States  No.  279:  Hours  and 
Earnings  in  Anthracite  and  Bituminous 
Coal  Mining.  Anthracite  1919  and  1920, 
Bituminous  1919.  (Wages  and  Hours  of 
Labor  Series.);  No.  280:  Industrial 
Poisoning  in  Making  Coal-Tar  Dyes  and 
Dye  Intermediates.  (Industrial  Accidents 
and  Hygiene  Series.)  Washington  1921. 
Government  Printing  Office.    114;  87  S. 

Leder,  Z.,  Die  Offensive  des  Kapitals 
und  die  Einheitsfront  des  Proletariats. 
Hamburg  1922.   Carl  Hoym  Nachf.  59  S. 

Liebich,  Dr.  Otto,  Organisations- 
und Arbeitsverhältnisse  im  Baugewerbe. 
Eine  volkswirtschaftliche  Studie.  Berün 
1922.    Otto  Eisner.    143  S.    JC  27,—. 

Louis,  Paul,  La  crise  du  sociaUsme 
mondial  de  la  He  ä  la  Ille  Inter- 
nationale. Paris  1921.  Felix  Alcan. 
192  S.  Fr.  8,—.  —  Nach  einer  ein- 
leitenden Darstellung  der  Ideologie  und 
der  Taktik  der  IL  Internationale  vor 
dem  Kriege  schildert  L.  ihren  inneren 
Zerfall  in  den  Jahren  1914/18  als  Folge 
des  in  beiden  kriegführenden  und  in 
den  neutralen  Gruppen  sich  durch- 
setzenden Opportunismus  und  Refor- 
mismus. Als  Folge  dieses  inneren  Zer- 
falls ist  auch  die  in  allen  Ländern  ein- 
getretene äußere  Spaltung  der  sozialisti- 
schen Parteien  anzusehen.  Die  III. 
Internationale,  gegründet  im  ersten  so- 
zialistischen Staate  der  Welt,  knüpft 
unmittelbar  an  die  I.  und  die  revolu- 
tionären Traditionen  des  Marxismus  an. 

hs. 

Memoria  y  balance  de  la  Aso- 
ciaciön  delTrabajo.  Correspon- 
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diente  al  ejercicio  de  1921—22.  Buenos 
Aires  1922.  41  S.  —  Der  Jahresbericht 
des  geschäftsführenden  Ausschusses  der 
Asociaciön  del  Trabajo  weist  zunächst 
darauf  hin,  daß  dank  der  Tätigkeit 
dieser  Organisation  sozialer  Friede 
herrsche.  Ihr  Hauptverdienst  sei  die 
Beilegung  der  Hafenarbeiterunruhen  in 
Buenos  Aires  und  die  Durchsetzung  der 
Anerkennung  des  Grundsatzes  der  Frei- 
heit der  Arbeit.  Ihre  Arbeiterbörse, 
ihre  Bibliothek  und  die  von  ihr  heraus- 
gegebene Zeitschrift  hätten  gute  Dienste 
geleistet.  Sie  habe  ein  Gebäude  käuflich 
erworben,  um  dieses  als  Arbeiterkasino 
einzurichten;  hier  sollten  ferner  zu- 
nächst volkswirtschaftliche  und  ärzt- 
liche, später  auch  andere  Unterrichts- 
kurse eingerichtet  werden.  Die  Ver- 
bindungen mit  ähnlichen  Organisationen 
im  Ausland,  besonders  in  Europa,  seien 
erweitert.  oc. 

Preobraschenski,  E.,  Die  Ergeb- 
nisse der  Genueser  Konferenz  und  die 
wirtschaftlichen  Aussichten  Europas. 
Hamburg  1922.  Carl  Hoym  Nachf. 
51  S.  —  Verf.  stellt  dar,  wie  der  Zu- 
sammenbruch des  engüschen  Wirt- 
schaftslebens, insbesondere  des  Handels, 
für  England  eine  Politik  des  Wieder- 
aufbaus der  Weltwirtschaft  nötig 
machte,  die  zur  Inszenierung  der  Kon- 
ferenz von  Genua  führte,  während 
Frankreich  auf  seiner  Politik  kapita- 
listischer Aussaugung  Deutschlands  und 
Rußlands  beharre.  Die  Konferenz  be- 
deute für  Rußland  große  moralische 
Erfolge.  Der  Rapallovertrag  sei  als 
Mustervertrag  für  zukünftige  Verträge 
mit  allen  Staaten  gedacht,  bei  denen  es 
sich  nicht  um  Kriegsentschädigungen, 
sondern  um  den  Wiederaufbau  von  Be- 
ziehungen handle.  Deutschland  sei  trotz 
der  Lasten  des  Friedensvertrags  schon 
jetzt  in  der  Lage,  Rußland  kurzfristige 
Kredite  zu  geben.  wh. 

Renold,  C.  G.,  Workshop  Committees. 
Reprinted  from  the  Report  of  the  Brit- 
ish Association  Sub-Committee  on  In- 
dustrial  Unrest.  Rev.  ed.  London  1921. 
Sir  Isaac  Pitman  &  Sons.    VI,  7—48  S. 

Rossignol,  James  Edward  Le, 
Ph.D.,  Dean  of  the  College  of  Business 
Administration  of  the  University  of  Ne- 
braska, An  Explanation  and  Criticism 
of  the  Doctrines  and  Proposais  of  Scien- 
tific  Socialism.    Ist— 3rd   booklet.    Con- 


taining  14  articles  on  the  subject.  Mil- 
waukee  (1921).  The  American  Consti- 
tutional  League  of  Wisconsin.  44;  44; 
48  S.  je  $  0,10.  —  Das  1.  Buch  enth.  u.  a. 
The  Creed  of  Socialism;  the  Sects  of 
Socialism;  the  Materialistic  Interpreta- 
tion of  History. 

Szturm  de  Sztrem,  T.,  Der  Kampf 
um  den  Erwerbslohn.  (Institut  Gospo- 
darstwa  Spolecznego.)  Warschau  1922. 
E.  Wende  i  Spölka.    51  S. 

Thomas,  Albert,  Direktor  des 
Internationalen  Arbeitsamts,  Die  inter- 
nationale Arbeitsorganisation  und  das 
erste  Jahr  ihrer  Tätigkeit.  Entstehung, 
Entwicklung,  Zukunft.  Genf  1921. 
Internationales  Arbeitsamt.    53  S. 

Traffic  in  Women  and  Child- 
r  e  n  ,  Advisory  Committee  on  the  — . 
(League  of  Nations.  Minutes  of  the 
Ist  session  held  at  Geneva  from 
June  28th,  to  July  Ist,  1922.  C.  445. 
M.  265.  1922.  IV.)  Genf  1922.  70, 
70  S.    (Engl.  u.  franz.) 

Wiesener,  G.,  Norges  sociallovgiv- 
ning  ved  utgangen  av  1921.  Kristiania. 
Steenske  Forlag.  97  S.  Kr.  4,50.  — 
Verf.  beabsichtigt  in  diesem  Buch,  das 
im  wesentlichen  praktischen  Zwecken 
dienen  soll,  darzulegen,  welche  all- 
gemeinen Verhältnisse  zu  der  An- 
nahme der  betr.  Sozialgesetze  führten, 
welche  Gesetze  Ende  1921  in  Kraft 
waren  und  welche  Reformen  gegen- 
wärtig beabsichtigt  sind,  wobei  er 
unter  Sozialgesetzen  im  allgemeinen 
solche  versteht,  welche  Personen  be- 
treffen, die  sich  nicht  aus  eigener 
Kraft  genügende  Lebensbedingungen 
schaffen  können.  So  sind  angegeben 
Gesetze  über  soziale  Versicherungen, 
Arbeiterschutz,  Kinderschutz,  Arbeits- 
vermittlung u.  a.  Ferner  gibt  W.  auch 
einen  Überblick  über  die  Alkohol- 
gesetzgebung, wg. 

Workmen's  Compensation  Le- 
gislation of  the  United 
States  and  C  a  n  a  d  a.  (U.  S.  De- 
partment of  Labor.  Bureau  of  Labor 
Statistics.  Bulletin  of  the  United  States 
No.  272.  Workmen's  Insurance  and 
Compensation  Series.)  Washington 
1921.  Government  Printing  Office. 
1211  S. 

Yrkesinspektionens  verksam- 
h  e  t ,  är  1921.  (Kungl.  Socialstyrelsen.) 
Stockholm  1922.    129  S. 
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16.  Völkerrecht,   Kolonialrecht,  Friedensbewegung,  Schiedsgerichte. 

Gomperz,    IL,    Die    Idee    der    überstaatlichen    Rechtsord- 
nung.   Nach   ihren   philosophischen   Voraussetzungen  kritisch  unter- 
sucht.  Wien,  Prag  u.  Leipzig  1920.   Ed.  Strache.   124  S. 
Mit  dem  Scheitern  der  Wilsonschen  Gerechtigkeitsideologie  sind  die 
von  der  Werbekraft  dieser  überstaatlichen  Rechtsideologie  faszinierten 
Kreise  auf  der  ganzen  Welt  um  eine  sehr  herbe  Enttäuschung  reicher 
geworden.     Damit  wendet  sich  die   allgemeine  politische  Öffentlichkeit 
nicht  ohne  ein  gewisses  Gefühl  der  Peinlichkeit  den  sorgsamen  und  gut- 
fundierten Arbeiten  derjenigen  deutschen  Rechtslehrer  zu,  die,  wie  vor 
allem  Erich   Kaufmann  in  wundervoller   Klarlegung   des   überaus 
verwickelten    Problemkreises,    eine    bloß    enthusiastische    Anerkennung 
oder    Verwerfung    dieses    Rechtsstandpunktes    gegenstandslos    gemacht 
haben. 

Nunmehr  hat  H.  Gomperz  einen  sehr  anregenden  Beitrag  zu 
diesem  weitgreifenden  Fragekreis  unter  dem  obigen  Titel  heraus- 
gebracht. Freilich  täuscht  der  Titel  in  etwas  fahrlässiger  Weise  über 
die  sachliche  Linienstrenge  und  das  immerhin  mehr  als  Technische  der 
Darstellungsweise.  Der  124  Seiten  starke  Band  enthält  in  der  Tat  nur 
Einzelbetrachtungen,  die  nicht  selten  an  Zitate  anknüpfen  und  nie  eines 
aphoristischen  Charakters  ganz  entbehren.  Der  naturrechtfeindliche, 
antiindividualistische  und  nationalpolitische  Standpunkt  des  Wiener 
Philosophen  kommt  in  dieser  leichteren  Form  in  immer  erneuten  geist- 
reichen Wendungen  zur  Erscheinung,  ohne  daß  freilich  dieses  Buch 
auch  nur  einen  Augenblick  den  Anspruch  erhebt,  Untersuchung  und 
Kritik  im  gewohnten  und  wissenschaftlich  erstrebten  Sinne  zu  sein. 
Dem  Eingeweihten,  mag  er  nun  Kundiger  der  Lehre  oder  Könner  der 
Praxis  sein,  wird  nichts  Neues,  wohl  aber  das  Alte  in  oft  überraschend 
gelungener  Form  gegeben.  Den  Anfänger  jedoch  und  den  teilnehmenden 
Gebildeten  werden  diese  oft  etwas  keck  vereinfachten  Problemskizzen 
zu  eigener  Durchdenkung  und  weiterem  Studium  ausgezeichnet  anregen. 

Dr.  Albert  Dietrich,  Berlin. 


Cole,  Sanford  D.,  The  Hague  Rules 
1921  Explained.  2nd  ed.;  revised  and 
enlarged.  London  1922.  Efßngham 
Wilson.  XII,  114  S.  sh.  5/-.  -  Verf. 
erörtert  die  allgemeinen  Grundlagen 
der  auf  der  30.  Konferenz  der  Inter- 
national Law  Association  geschaffenen 
„Haager  Regeln  über  die  Bestimmung 
der  von  Seefrachtführern  auf  Grund 
eines  Konnossements  zu  übernehmen- 
den Risiken",  gibt  einen  Überblick 
über  die  historische  Entwicklung 
der  Konnossementsklauseln,  die  Länder 
mit  Vertragsfreiheit,  bzw.  mit  Frei- 
zeichnungsverboten  und  schildert  die 
Tätigkeit   des   Imperial   Shipping   Com- 


mittee,  des  Maritime  Law  Committee 
der  I.  L.  A.,  die  Verhandlungen  der 
Haager  Konferenz  und  die  sich  gegen- 
überstehenden Interessen  der  Reeder 
und  Ladungseigner.  Er  kommentiert 
sodann  die  Regeln  im  einzelnen  und 
fügt  den  französischen  Wortlaut  sowie 
die  in  Frage  kommenden  Teile  der 
amerikanischen  und  kanadischen  Ge- 
setzgebung bei.  Verf.  ist  Anhänger  der 
Haager    Regeln.  hb.. 

Eickhoff,  Richard,  Die  Inter- 
parlamentarische Union.  (1889—1914.) 
Der  Vorläufer  des  Völkerbundes.  Ber- 
lin 1921.  Deutsche  Verlagsgesellschaft 
für    Politik     und    Geschichte.     40     S. 
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M  7,50.  —  Die  Schrift  ist  heraus- 
gewachsen aus  einem  Aufsatz  der  Zeit- 
schrift für  Politik.  Sie  zeichnet  knapp 
den  äußeren  und  inneren  geschicht- 
lichen Werdegang  der  Union  unter 
Hervorhebung  des  Aufgabenkreises  und 
der  Organisation.  Welche  Resultate  die 
Arbeiten  gezeitigt  haben  und  wie  sie 
immer  größeren  Umfang  annehmen, 
wird  eingehend  dargetan.  Eine  biblio- 
graphische  Übersicht   ist   vorangestellt. 

fh. 
International  Law  Associa- 
tion, The  — .  Report  of  the  Thirtieth 
Conference  held  at  the  Peace  Palace, 
the  Hague,  Holland,  30th  August— 3rd 
September,  1921.  Vol.  I  and  IL  Lon- 
don 1922.  Sweet  &  Maxwell.  CXIX, 
541;  CXX,  312  S.  je  f  1.5/0.  —  Enthält 
die  Protokolle  der  Verhandlungen, 
welche  die  Vereinigung  für  inter- 
nationales Recht  u.  a.  über  Monroe- 
doktrin, Schlichtungsausschüsse,  Inter- 
nationalen Prisenhof,  Weltgerichtshof, 
Internationale  Appellationsinstanz,  Völ- 
kerrechtsakademie, Internationale  Ar- 
beitsorganisation und  Völkerbund, 
Rechte  der  Minoritäten,  Optionsrecht, 
Seeversicherung,  Reederhaftung  („Haa- 
ger Regeln"),  große  Haverei,  Kriegs- 
recht (Sanktionen,  bewaffnete  Handels- 
schiffe, Behandlung  der  Kriegsgefan- 
genen), internationale  Regeln  für  den 
Warenhandel,  Gesellschaften,  Vertrags- 
fähigkeit, Weltmarkenrecht,  Konkurs, 
Ausländische  Urteile,  Doppelbesteuerung, 
vergleichendes  Verwaltungsrecht  ge- 
pflogen hat.  Listen  der  Mitglieder,  der 
Präsidenten  und  Ratsmitglieder  der 
einzelnen  Landesgruppen,  der  ständi- 
gen und  nichtständigen  Ausschüsse 
sind  dem  Vorwort,  den  Ausführungen 
über  Entstehung,  Zweck  und  Tätigkeit 
und  der  Satzung  der  Vereinigung  bei- 
gefügt, hh. 

I  s  a  y  ,  Dr.  Ernst,  Privatdozent  a.  d. 
Universität  Bonn,  Der  Begriff  der 
„außerordentlichen  Maßnahmen"  im 
Friedensvertrag  von  Versailles.  Bonn 
1922.  A.  Marcus  &  E.  Webers  Verlag. 
36  S.  M  16,—.  —  Verf.  unternimmt 
den  Nachweis,  daß  die  Entschädigungs- 
pflicht des  Deutschen  Beiches  nach 
Art.  297,  298  und  Anlage  des  Friedens- 
vertrages für  „außerordentliche  Kriegs- 
maßnahmen" und  „Übertragungs- 
anordnungen"    durch     Entscheidungen 


des  deutsch-französischen  Gemischten 
Schiedsgerichtshofes  in  unzulässiger, 
das  Beich  finanziell  schwer  schädigen- 
der Weise  ausgedehnt  worden  sei,  und 
daß  „außerordentliche  Kriegsmaß- 
nahmen" Bequisitionen,  Unterbringung 
zurückgelassener  Mobilien,  Maßnahmen 
gegen  Wohnungsnot  u.  a.  nicht  um- 
fassen. Verf.  erörtert  die  aus  dem 
Wortlaut  und  dem  Sinn  des  Friedens- 
vertrages sich  für  diese  Frage  er- 
gebenden Schlüsse.  hh. 

Jackson,  Andrew  E.,  How  the 
Hague  Bules  Affect  Merchants.  Harris, 
L.  C.,  The  Hague  Bules,  1921.  Dis- 
cussed  from  the  business  side  by  one 
who  was  there.  London  1921.  Effing- 
ham  Wilson.  48;  36  S.  sh.  2/6;  2/-.  — 
Beide  Verf.  kommentieren  die  „Haager 
Begeln",  die  von  der  International 
Law  Association  auf  ihrer  Konferenz 
von  1921  angenommen  worden  sind 
und  die  Vereinheitlichung  der  Beeder- 
haftung  aus  Konnossementen  be- 
zwecken. Während  jedoch  Jackson  die 
Begeln  als  ungenügend  und  für  die 
Ladungsinteressenten  nachteilig  be- 
zeichnet, von  ihrer  Einführung  in  die 
Praxis  des  Welthandels  abrät  und  den 
Vorschlag  landesrechtlicher  Begelung 
auf  Grund  des  vom  Imperial  Shipping 
Committee  ausgearbeiteten  Berichts 
unterstützt,  versucht  Harris  den  Nach- 
weis, daß  die  Annahme  der  Haager 
Begeln  im  Interesse  der  Ladungseigner, 
Banken  und  Versicherungsgesellschaften 
wie  auch  der  Beeder  gelegen  sei.    hh. 

League  of  Nation  s.  The  Becords 
of  the  Second  Assembly.  Plenary  Meet- 
ings. Meetings  held  from  the  5th  of 
September  to  the  5th  of  October  1921; 
Meetings  of  the  Committees.  I:  First 
Committee:  Constitutional  Questions. 
Second  Committee:  Technical  Organi- 
zations.  Third  Committee:  Armaments 
and  Blockade.  Genf  1921.  904,  VII; 
422  S.  —  Enthält  die  Protokolle  der 
Verhandlungen  der  zweiten  Völker- 
bundversammlung in  französischer  und 
englischer  Sprache  mit  einer  Liste  der 
Delegationen,  des  Büros  der  Versamm- 
lung und  der  Ausschußmitglieder.  Das 
erste  Komitee  hatte  sich  mit  kon- 
stitutionellen, das  zweite  mit  technisch- 
organisatorischen, das  dritte  mit  Ab- 
rüstung und  Blockade,  das  vierte  mit 
Finanz-      und       Sekretariatsangelegen- 
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heiten,  das  fünfte  mit  humanitären 
und  das  sechste  mit  politischen  Fragen 
zu  beschäftigen.  In  der  Plenarver- 
sammlung  waren  neben  formalen  An- 
gelegenheiten die  Tätigkeit  des  Rates 
und  des  Sekretariats,  die  Abänderungs- 
vorschläge für  die  Völkerbundsatzung, 
die  Frage  der  Abrüstung,  die  Blockade- 
maßnahmen, internationale  Wirtschafts- 
und Finanz-,  Verkehrs-  und  humani- 
täre Fragen,  wie  die  Regelung  des 
Opiumhandels,  Verhinderung  des 
Frauen-  und  Kinderhandels,  Bekämp- 
fung des  Typhus,  Gesundheitsschutz- 
organisation, ferner  die  internationale 
Vereinigung  intellektueller  Arbeit,  die 
Aufnahme  neuer  Mitglieder  in  den 
Völkerbund  und  eine  Reihe  politischer 
Streitfragen  Gegenstand  der  Beratung. 
Auch  die  Wahl  der  Richter  für  den 
Ständigen  Internationalen  Gerichtshof 
wurde  vorgenommen.  hh. 

Partsch,  Josef,  Die  Auflösung  der 
Vorkriegsverträge  und  die  Geldver- 
bindlichkeiten. Berlin  1922.  Franz 
Vahlen.  29  S.  —  An  Hand  einer 
vom  deutsch-englischen  Gemischten 
Schiedsgericht  in  Sachen  Kitzinger 
gegen  Dann  getroffenen  Entscheidung 
untersucht  Verf.  die  Tragweite  der 
Bestimmung  des  Art.  299  a  des  Frie- 
densvertrages von  Versailles  über  die 
von  der  Auflösung  der  Verträge  aus- 
genommenen, aus  einem  Vertrage 
folgenden  Geldverbindlichkeiten.  Die 
englische  Entscheidung  hat  im  An- 
schluß an  die  Theorie  des  französi- 
schen Ausgleichsamtes  festgestellt,  daß 
auch  hinsichtlich  der  „debts  or   other 


pecuniary  obligations"  die  Vorkriegs- 
verträge aufgelöst  sind.  Verf.  unter- 
nimmt den  Nachweis,  daß  dies  dem 
älteren  anglo-amerikanischen  Recht 
und  dem  auf  diesen  beruhenden  Be- 
stimmungen des  Friedensvertrages  über 
die  Auflösung  von  privatrechtlichen 
Verträgen  widerspricht  und  z.  B.  für 
die  deutschen  Darlehnsschuldner  einen 
Verlust  ihrer  Rechte  bedeutet.  Die 
frühere  anglo-amerikanische  Recht- 
sprechung und  die  Entstehungsge- 
schichte der  betreffenden  Vorschriften 
des  Friedensvertrages  sind  überall 
berücksichtigt  und  eine  Reihe  von  Ent- 
scheidungen im  Anhang  wörtlich  bei- 
gefügt worden.  hh. 
Peitgen,  Fritz,  Die  wirtschaftliche 
Bedeutung  des  Wechselverkehrs  und 
die  Frage  eines  Welt  Wechselrechts. 
Würzburger  Dissertation.  Leipzig 
(1920).  Gustav  Fock.  176  S.  Ji  15,-. 
—  Verf.  schildert  die  deutsche,  anglo- 
amerikanische,  französische  und  die 
Zwischengruppen  des  geltenden  Wech- 
selrechts, die  Begriffsbestimmungen 
und  wesentlichen  Erfordernisse  des 
Wechsels  sowie  die  Haftung  aus  ihm 
nach  den  verschiedenen  Gruppen,  er- 
örtert die  wirtschaftliche  Bedeutung 
des  Wechsels  als  Zahlungs-  und  Kredit- 
mittel, die  den  Wechselverkehr  be- 
herrschenden wirtschaftlichen  Gesetze, 
die  Praxis  des  Wechselverkehrs  vor, 
während  und  nach  dem  Kriege  und  die 
Notwendigkeit  eines  Weltwechsel- 
rechts. Er  übt  Kritik  an  dem  Meyer- 
schen  Entwurf  und  macht  Vorschläge 
zu  seiner  Abänderung.  hh. 


17.  Privates  und  öffentliches  Recht  (soweit  nicht  in  besonderen 
Abteilungen  aufgeführt). 

Bonnecase,  Julien,  Prof.  ä  la  Faculte  de  Droit  de  Bordeaux,  Traite  de 
Droit    commercial    maritime.     1er    fascicule.     Paris     1922. 
Librairie  de  la  Societ6  du  Becueil  Sirey.   XI,   320  S. 
Das  Privatrecht  des  Seehandels  hat  in  Frankreich  —  anders  als  in 
Deutschland  —  von  jeher  eine  seiner  Bedeutung  entsprechende  wissen- 
schaftliche Literatur  aufzuweisen  gehabt.    Auch  gegenüber  den  erst  vor 
verhältnismäßig  kurzer   Zeit   abgeschlossenen,   hervorragenden   Gesamt- 
darstellungen von  Danjon  und  Ripert  hat  aber  Bonnecase,  der  Ver- 
fasser des  neuesten  Traite,  von  dem  die  erste  Lieferung  vorliegt,  seinem 
Werke  eine  eigene  Note  zu  geben  gewußt.      Sein  Buch  setzt  sich  die 
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doppelte  Aufgabe,  die  werdenden  Juristen  in  das  Seerecht  einzuführen 
und  allen  an  dem  Rechtsleben  des  Seehandels  Teilhabenden  wirksame 
Hilfe  zu  leisten.  Der  besonderen  Schwierigkeiten,  die  diese  zwiefache 
Zielsetzung  mit  sich  brachte,  ist  der  Verf.  durchaus  Herr  geworden. 
Wenn  er  zuweilen  dem  Anfänger  zu  tief  in  die  Einzelheiten  einzudringen, 
dem  Eingeweihten  zu  lange  bei  den  Elementen  zu  verweilen  scheinen 
dürfte,  so  wird  doch  beiden  über  diese  nicht  vermeidlichen  Unbequem- 
lichkeiten ebenso  die  klare,  lebendige  und  anschauliche  Darstellung  wie 
die  äußerlich  durch  verschiedenen  Druck  gekennzeichnete  Scheidung 
des  mehr  und  des  minder  Wichtigen  hinweghelfen.  Und  der  Leser 
empfindet  es  dauernd  angenehm,  daß  zu  ihm  ein  Verf.  spricht,  der  Lehrer 
und  Forscher  in  gleichem  Maße  sein  will. 

Von  den  sieben  Abteilungen,  in  die  das  Werk  sich  gliedern  soll, 
bringt  die  vorliegende  Lieferung  die  beiden  ersten  und  den  Anfang  der 
dritten.  Die  erste  Abteilung  beschäftigt  sich  unter  dem  etwas  zu  engen 
Titel  „Le  particularisme  du  Droit  commercial  maritime"  sehr  eingehend 
mit  dem  Gegenstand  und  der  Eigenart  des  Seehandelsrechts.  Der  Verf. 
betont  mit  Recht  nachdrücklich  die  enge  Reziehung  dieses  Sonderrechts 
zum  Handelsrecht  i.  e.  S.  und  zum  allgemeinen  bürgerlichen  Recht,  eine 
Reziehung,  die  auch  in  Deutschland  zum  Schaden  der  Sache  über  der 
besonderen  Art  des  Seerechts  mehr  als  billig  in  den  Hintergrund  ge- 
drängt worden  ist.  Wir  stimmen  daher  dem  Widerspruch  des  Verf.  gegen 
die  „these  du  particularisme"  vollkommen  zu,  wenn  wir  auch  glauben 
möchten,  daß  der  Verf.  die  praktische  Redeutung  dieser  These  und  die 
Größe  der  bestehenden  Meinungsverschiedenheit  ein  wenig  überschätzt. 

Die  zweite  Abteilung  ist  dem  Schiffe  gewidmet.  Nachdem  der 
engere  Regriff  des  Seeschiffs  im  Zusammenhange  mit  der  Abgrenzung 
der  Seeschiffahrt  bereits  in  einem  früheren  Abschnitt  (Nr.  85  ff.) 
bestimmt  worden  war,  wird  nunmehr  vom  Schiff  im  Verhältnis  zu  seinen 
Teilen  und  zum  Zubehör,  vom  Schiff  als  dem  Kern  des  Schiffsvermögens, 
von  Mobiliareigenschaft  und  Immobilisierung  der  Schiffe,  von  ihrer 
Individualisierung  und  Nationalisierung  gehandelt.  Die  dinglichen  und 
die  den  dinglichen  angenäherten  Rechte  („droits  de  garantie  assimiles 
quant  ä  leurs  resultats  aux  droits  reels")  in  Ansehung  von  Schiffen 
werden  zunächst  nur  kurz  erwähnt  (Nr.  221).  Sie  sollen,  soweit  sie  zur 
Sicherung  obligatorischer  Ansprüche  dienen,  erst  in  der  sechsten  Ab- 
teilung („Les  institutions  constitutives  du  credit  maritime")  eingehender 
dargestellt  werden.  In  die  zweite  ist  nur  noch  die  Lehre  von  den  Arten 
des  Eigentumserwerbs  an  Schiffen  aufgenommen,  dabei  übrigens  dem 
freilich  weniger  praktischen  Nießbrauch  mehr  als  gewöhnlich  Rerück- 
sichtigung  zuteil  geworden  (Nr.  252  ff.). 

Der  Verf.  beschränkt  sich  durchaus  auf  die  Darstellung  des  gelten- 
den französischen  Rechts.  Der  Rechtsgeschichte  als  einem  Mittel  zum 
Verständnis  des  Rechts  der  Gegenwart  steht  er,  wenn  auch  nicht  ohne 
sich  selbst  zu  widersprechen  (vgl.  Nr.  149  a.  E.  mit  Nr.  138  a.  E.),  grund- 
sätzlich ablehnend  gegenüber.    Die  Rechtsvergleichung  läßt  er   (Nr.  11) 
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nur  gelten,  weil  die  Gerichte  zuweilen  auch  fremdes  Recht  anzuwenden 
haben,  und  nur  aus  diesem  Grunde  will  er  ihr  am  Schlüsse  seines  Werkes 
mit  der  Darstellung  des  internationalen  Privatrechts  zusammen  einen 
Platz  einräumen.  So  wirft  er  denn  nur  selten  einmal  einen  Blick  auf 
das  Recht  des  Auslands  (z.  B.  Nr.  72  a.  E.,  81,  292  ff.),  dessen  Literatur 
er  zudem  nur  in  den  wenigen  zur  Verfügung  stehenden  französischen 
Übersetzungen  benutzt.  In  dem  wohlbegründeten  Bestreben,  gegenüber 
dem  zurückgebliebenen  ius  scriptum  dem  fortschreitenden  Leben  gerecht 
zu  werden,  verzichtet  er  auf  andere  wertvolle  Hilfsmittel  der  wissen- 
schaftlichen Forschung  und  würdigt  (Nr.  138)  infolgedessen  auch  die 
hervorragenden  Leistungen  der  neueren  französischen  Seerechtslitera- 
tur nicht  vollkommen  nach  Gebühr.  Es  versteht  sich,  daß  wir  ihm  auf 
diesen  Wegen  nicht  folgen  können.  In  den  von  ihm  selbst  gezogenen 
Grenzen  aber  wird  sein  Buch  nach  dem  hoffentlich  baldigen  Abschluß 
auch  dem  Ausländer  ein  wertvolles  Hilfsmittel  bei  der  Beschäftigung 
mit  dem  französischen  Seehandelsrecht  sein  können. 

Prof.  Max  Pappenheim,  Kiel. 


Dochow,  Dr.  Franz,  Prof.  a.  d. 
Universität  Heidelberg,  Verwaltung 
und  Wirtschaft.  Grundriß  zur  Ein- 
führung in  das  geltende  Recht. 
2.  veränd.  Aufl.  Berlin  1922.  Spaeth 
&  Linde.  42  S.  Ji  7,50.  —  Von  der 
Begriffsbestimmung  der  Verwaltung, 
Wirtschaft  und  Wirtschaftspflege  aus- 
gehend, schildert  D.  die  heutige  Or- 
ganisation der  Verwaltung  (Auswärti- 
ges Amt,  Finanzverwaltung,  die  vom 
Ministerium  des  Innern  abgeleiteten 
Ministerien  und  Behörden)  sowie  die 
Tätigkeit  der  Verwaltung  (Gesetze, 
Vorschriften,  Akte,  Polizei,  Verwal- 
tungszwang, Enteignung,  Beschlag- 
nahme). Ein  weiterer  Teil  handelt 
von  der  staatlichen  Regelung  der 
wirtschaftlichen  Tätigkeit  (Handels-, 
Ausfuhrverbote,  Preiskontrolle,  Malle, 
Gewichte,  Schiffsvermessung,  Münz-, 
Bank-,  Markt-,  Messe-,  Börsen-,  Ver- 
sicherungs-  und  Verkehrswesen).  Über- 
all werden  Begriffsbestimmungen  ge- 
geben, hh. 

Hedemann,  Dr.  Justus  Wil- 
helm, Universitätsprof.  u.  Leiter  des 
Instituts  für  Wirtschaftsrecht  a.  d. 
Universität  Jena,  Grundzüge  des  Wirt- 
schaftsrechts. Mannheim,  Berlin  u. 
Leipzig  1922.  J.  Bensheimer.  32  S. 
jK  16,—:  —  Verf.  betrachtet  das  Wirt- 
schaftsrecht als  historisches  Produkt, 
ein    Stück    unserer    Zeit,    in    der    wir 


„die  Wirtschaft  als  Zeichen  aller 
unserer  Lebensäußerungen  an  der 
Stirn"  tragen.  Er  sieht  in  ihm  nicht 
ein  einzelnes  Rechtsgebiet  („Materie", 
„Disziplin")  und  meint,  daß  man  nicht 
vom  Rechts  Stoffe,  sondern  von 
einer  „Tönung",  dem  Grundton  der 
„Wirtschaftlichkeit"  als  kennzeichnen- 
dem Moment  ausgehen  müsse.  Er  sucht 
zu  zeigen,  daß  die  bisher  unveränder- 
lichen Werte  Eigentum,  Persönlich- 
keit, Aktienverfassung  und  Vertrags- 
treue ins  Wanken  geraten  sind,  daß 
eine  Schichtung  in  Wirtschaftspro- 
vinzen und  eine  Schichtung  der 
Menschenmassen  erfolgt  und  an  die 
Stelle  des  Individuums  Verbände  ge- 
treten sind.  Zur  Vermeidung  rettungs- 
losen Niederganges  hält  Verf.  einen 
„gut  abgestimmten  Ausgleich  zwischen 
dem  Individuum  und  jenen  Schich- 
tengedanken" für  notwendig.  hh. 

Kaff,  Sigmund,  Die  wirtschafts- 
politische Gesetzgebung  Österreichs. 
Ein  Wegweiser  durch  die  Gewerbe- 
ordnung, das  Handelsgesetzbuch  und 
das  Genossenschaftsgesetz  samt  ihren 
Nebengesetzen  und  einschlägigen  Ver- 
ordnungen. (Genossenschaftliche  Volks- 
bücher. Nr.  1.)  Wien  1922.  Wiener 
Volksbuchhandlung.     104    S.     M    30,—. 

Miner,  Clarence  E.,  M.A.,  The 
Ratification  of  the  Federal  Constitution 
by    the    State    of    New    York.     Disser- 
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tation.      New     York     1921.      The     Co- 
lumbia University.    137  S. 

Morris,  Homer  Lawrence, 
M.A.,  Prof.  of  Economics  and  Political 
Science  in  Earlham  College,  Parlia- 
mentary  Franchise  Reform  in  England 
from  1885  to  1918.  Dissertation.  New 
York  1921.  The  Columbia  University. 
209  S. 

P  1  a  n  i  t  z  ,  Dr.  Hans,  o.  Prof.  d. 
Rechte  a.  d.  Universität  Köln,  Die 
Stimmrechtsaktie.  Ein  Beitrag  zur  Re- 
form des  Aktienrechts.  Leipzig  1922. 
Felix  Meiner.  73  S.  M  25,—.  —  Verf. 
geht  von  dem  Gedanken  aus,  daß  die 
Ausgabe  von  Stimmrechtsaktien  seitens 
einer  großen  Zahl  von  A.G.  „die  Gefahr 
einer  Stabilisierung  bestimmter,  vom 
Gesetze  abweichender  Verfassungsein- 
richtungen der  A.G."  mit  sich  bringe 
und  einen  krankhaften  Zustand  des  Ak- 
tienrechts erkennen  lasse.  Dieser  Ak- 
tientyp sei  zwar  nach  dem  Buchstaben 
des  Aktiengesetzes  erlaubt,  widerspreche 
aber  seinem  Sinn  und  Zweck.  Verf. 
fordert  „Wahrhaftigkeit  der  Verfas- 
sungszustände"  der  A.G.  und  deshalb 
eine  Reformgesetzgebung,  für  die  er  ein 
Programm  entwirft,  wonach  neben  den 
Kapitalaktien  die  kapitallosen  Stimm- 
rechtsaktien eingeführt  und  Mitgliedern 
des  Vorstandes  sowie  andern  tatkräftig 
an  dem  Unternehmen  mitwirkenden 
Personen,  ferner  Beamten  und  Ar- 
beitern und  der  deutschen  Gesamtwirt- 
schaft gegeben  werden  sollten.  Gewisse 
Stimmrechte  sollen  „neutralisiert"  und 
eine  Zentralstelle  für  Aktienwesen  ge- 
schaffen werden,  der  die  Verwaltung 
der  Stimmrechtsaktien  zu  übertragen 
ist.  hh. 

Reichsgesetz  gegen  den  un- 
lauteren Wettbewerb,  vom 
7.  Juni  1909  nebst  den  in  Betracht  kom- 
menden Bestimmungen  des  BGB.,  WZG. 
und  HGB.  Systematisch  erläut.  v.  Dr. 
Alfred  Rosenthal.  5.  Aufl.  Ber- 
lin u.  Leipzig  1922.  Vereinigung  wissen- 
schaftlicher Verleger.    347  S.    M  150,—. 

Schöndorf,  Dr.  Friedrich,  Die 
Gerichtspraxis  in  Rußland  als  Rechts- 
schöpferin. (Osteuropa-Institut  in  Bres- 
lau. Vorträge  und  Aufsätze.  I.  Abt.: 
Recht  und  Wirtschaft.  Heft  4.)  Leipzig 
u.  Berlin  1922.  B.  G.  Teubner.  34  S. 
M    15,—.     —     An    Hand    einer   langen 


Reihe  von  Entscheidungen  des  früheren 
höchsten  russischen  Gerichtshofs,  des 
regierenden  Senats  in  seinem  Zivil- 
kassations-  und  Gerichtsdepartement  er- 
örtert Verf.  die  trotz  der  Abhängigkeit 
der  Gerichte  und  ihrer  strengen  Bin- 
dung an  das  Gesetzesrecht  erfolgte  Fort- 
bildung und  vor  allem  Neuschaffung 
von  Recht  auf  dem  Gebiete  des  bürger- 
lichen und  Handelsrechts  durch  die 
Gerichtspraxis.  hh. 

Statutes  of  the  United  States 
of  America.  Passed  at  the  Third 
Session  of  the  Sixty-Sixth  Congress 
1920—1921,  and  at  the  First  Session  of 
the  Sixty-Seventh  Congress,  1921,  and 
Concurrent  Resolutions  of  the  Two 
Houses  of  Congress,  Recent  Treaties, 
and  Executive  Proclamations.  1920  to 
1921  in  2  parts.  Part  1:  Public  acts  and 
resolutions;  part  2:  Private  acts,  con- 
current resolutions,  treaties  and  procla- 
mations. 19th  amendment  to  the  Con- 
stitution. Washington  1921.  Government 
Printing  Office.  X,  1081—1448,  C;  IV, 
75-180,  XXXII,  III,  12-13,  III,  56-94, 
III,  58-79,  II;  X,  326,  LXXXVI,  III,  7, 
II,  III,  4,  III,  128,  III,  26,  III  S. 

Toulemon,  A  n  d  r  6  ,  et  Raoul 
D  u  p  i  n  ,  La  speculation  illicite  et  le 
juste  prix.  Principes,  lois,  jurispru- 
dence,  critiques  et  reformes.  Paris  1922. 
G.  Ficker.  160  S.  Fr.  10,-.  -  Die  Verf. 
versuchen,  den  Spielraum  abzugren- 
zen, der  zwischen  der  unerlaubten  Spe- 
kulation und  dem  angemessenen  Preis 
gelegen  ist,  und  innerhalb  welchem  sich 
Angebot  und  Nachfrage  frei  bewegen 
dürfen.  Die  Entstehung  der  Gesetz- 
gebung zur  Unterdrückung  der  uner- 
laubten Spekulation  und  die  Heraus- 
bildung strafrechtlicher  Vorschriften 
werden  im  ersten,  der  gegenwärtige 
Stand  der  Rechtsprechung  nach  den 
neuesten  Entscheidungen  des  Kassa- 
tionshofes im  zweiten,  die  dem  Parla- 
ment vorgelegten  neuesten  Gesetzent- 
würfe und  die  verschiedenen  Meinun- 
gen im  dritten  Teil  des  Buches  erörtert. 

hh. 

Treaty  Serie  s.  1922.  No.  12:  Con- 
vention between  the  United  Kingdom 
and  Denmark.  Renewing  for  a  further 
period  of  five  years  the  Arbitration 
Convention  of  October  25,  1905.  Signed 
at  London,  May  1,  1922.  (Cmd.  1744.) 
13:     Convention     between    the    United 
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Kingdom  and  Iceland.  Renewing  for  a 
further  period  of  five  years  the  Arbi- 
tration  Convention  of  October  25,  1905. 


Signed  at  London,  May  1,  1922.  (Cmd. 
1745.)  3;  3  S.  London  1922.  H.  M.'s 
Stationery  Office,  je  sh.  0/2. 


18.  Weltpolitik,  Diplomatie,  Konsulatswesen. 
Die  große  Politik  der  Europäischen  Kabinette  1871 — 1914.   Sammlung  der 
diplomatischen  Akten  des  Auswärtigen  Amtes.    Im  Auftrage  des  Aus- 
wärtigen Amtes  herausgeg.  v.   Johannes   Lepsius,   Albrecht 
Mendelssohn-Bartholdy,    Friedrich    Thimme.     1.    Bd.: 
Der  Frankfurter  Friede  und  seine  Nachwirkungen  1871—1877.    2.  Bd.: 
Der  Berliner  Kongreß  und  seine  Vorgeschichte.  3.  Bd.:  Das  Bismarck- 
sche  Bündnissystem.   4.  Bd.:  Die  Dreibundmächte  und  England.   5.  Bd.: 
Neue  Verwickelungen  im  Osten.   6.  Bd.:  Kriegsgefahr  in  Ost  und  West. 
Ausklang  der  Bismarckzeit.   Berlin  1922.   Deutsche  Verlagsgesellschaft 
für  Politik  und  Geschichte.   XIII,  328;  344;  454;  419;  350;  419  S. 
Mit  diesem  groß  angelegten  Werk  ist  nicht  nur  der  deutschen,  sondern 
auch   der   ausländischen    politischen   Geschichtsforschung    ein    Geschenk 
von  höchstem  Quellenwert  gemacht  worden.    Es   ist  vor   allem  zu  be- 
grüßen,   daß    hier    mit    dem    Brauch    jahrhundertelanger    Wahrung    des 
Staatsgeheimnisses  gebrochen  ist  und  der  Geschichtschreibung  eine  wahr- 
heilsgetreue  Darstellung  ermöglicht  werden  soll,  die  nicht  in  wichtigen 
Teilen    auf    Kombination    aufbauen    muß;    zumal   bei    der    Neigung    der 
Gegner  Deutschlands,  seiner  Politik  nicht  nur  der  jüngsten  Zeit,  sondern 
überhaupt  der  seit  1871  verflossenen  Jahrzehnte  die  Schuld  am  Weltkrieg 
zuzuschieben.  Die  vorliegenden  sechs  Bände  umfassen  die  Zeit  der  Beichs- 
kanzlerschaft  Bismarcks.    Seine  die  sämtlichen  damaligen  Staatsmänner 
Europas  weit  überragende  Persönlichkeit  bewirkte,  daß  das  durch  ihn 
vertretene  Deutsche  Beich  in  allen  Fragen  der  internationalen  europäi- 
schen Politik  ein  wesentlicher  Machtfaktor  geworden  war,  der  nicht  um- 
gangen  werden   konnte,   auch   wenn  es   nicht   direkt   an   den   in    Frage 
kommenden    Ereignissen    beteiligt    war.     Daher    findet    hier    auch    die 
fremde    Forschung    Aufschluß    über    viele    Probleme    der    auswärtigen 
Politik  ihrer  Länder. 

Die  alten  Gegensätze  Frankreich — Deutschland  und  Bußland — Öster- 
reich, beide  nach  den  jüngstverflossenen  Kriegen  von  1870/71  und  1854  von 
neuem  verschärft,  beide  basierend  auf  machtpolitischer  und  territorialer 
Eifersucht,  beherrschten  weiter  die  Politik.  Englands  Stellung  blieb  noch 
unentschieden,  doch  zeigte  sich  trotz  aller  Gegensätze  zu  Bußland  und 
Annäherungen  an  Deutschland  im  Ernstfall,  wie  bei  der  Kriegsgefahr  1875, 
die  Neigung  Englands,  für  Frankreich  einzutreten.  Im  Vordergrund  steht 
das  Bestreben  Frankreichs,  einen  Bundesgenossen  zu  finden,  mit  dessen 
Hilfe  es  seine  frühere  Stellung  in  Europa  wiedergewinnen  wollte,  und 
Deutschlands,  d.  h.  Bismarcks,  sich  durch  Bündnisse  gegen  diese  Even- 
tualität zu  sichern  und  den  Besitzstand  friedlich  zu  wahren.  Wie  ein 
roter  Faden  zieht  sich  dieser  Zweikampf  durch  alle  Bände;  bald  spitzt 
sich    das    Verhältnis    zu    Frankreich,    bald   das    zu   Bußland    zu,    welch 
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letzterem  gegenüber  die  Reibungen  mit  Österreich  in  Balkanfragen 
Schwierigkeiten  brachten.  Siegreich  als  Wahrer  des  Friedens  tritt  Bis- 
marck  1890  vom  Schauplatz  ab. 

Während  in  der  Zeit  nach  1890  weltwirtschaftliche  Gesichtspunkte  in 
immer  stärkerem  Maße  den  Anlaß  zu  internationalen  politischen  Krisen 
gaben,  ist  es  in  dieser  Zeit  nur  ein  machlpolitischer  Kampf  der  Kabinette, 
und  in  den  mittel-  und  osteuropäischen  Staaten  spielten  persönliche 
Neigung  und  Stimmung  der  Herrscher  stets  eine  gewichtige,  oft  aus- 
schlaggebende Rolle.  Auch  Bismarck  mußte  Rücksicht  nehmen  und 
manchmal  einen  unverhältnismäßigen  Aufwand  an  Zeit  und  Arbeitskraft 
darauf  verwenden,  um  die  von  ihm  für  notwendig  gehaltene  Politik  und 
die  Wünsche  Wilhelms  I.  miteinander  in  Einklang  zu  bringen.  Die  inter- 
nationale Wirtschaft  wird  kaum  berührt  und  wenn,  wie  in  dem  Streit  um 
die  Verlängerung  der  zollfreien  Einfuhr  elsaß-lothringischer  Produkte 
nach  Frankreich,  dann  ist  die  Sorge  sekundär.  Abgesehen  von  dem  im 
diplomatischen  Kampf  zwischen  England  und  Frankreich  häufig  erwähn- 
ten ägyptischen  Problem  führt  nur  ein  Kapitel  des  vierten  Bandes  (Deutsch- 
englische Beziehungen  1885 — 1888)  in  die  Frage  der  kolonialen  Expansion 
hinein,  die  später  im  Vordergrund  diplomatischer  Streitigkeiten  stand. 
Wirtschaftliche  Fragen  rechneten  eben  damals  noch  mehr  zur  inneren 
Politik;  ein  sicheres  Urteil  über  ihre  Rolle  in  der  auswärtigen  Politik 
kann  hier  freilich  nicht  abgegeben  werden,  weil  nicht  bekannt  ist,  wie  weit 
die  Herausgeber  mit  Rücksicht  auf  die  für  die  Publikation  maßgebenden 
Gesichtspunkte  von   der  Aufnahme   derartiger   Akten   Abstand   nahmen. 

Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  im  einzelnen  auf  die  politischen  Probleme 
und  ihre  Behandlung  durch  die  verschiedenen  Staatsmänner  und  Diplo- 
maten, auf  die  charakteristischen  Züge  der  Persönlichkeiten  und  ihrer 
Politik  einzugehen.  Nur  einige  Bemerkungen  über  Auswahl  und  Technik 
der  Edition  seien  noch  gestattet.  Ob  es  richtig  ist,  die  Randbemerkungen 
Wilhelms  II.  teilweise  zu  unterdrücken,  ist  für  jeden  schwer  zu  be- 
urteilen, der  nicht  persönlich  Einblick  in  die  Akten  genommen  hat. 
Bismarck  hat  im  Brief  Nr.  1341  (Bd.  6,  S.  306)  den  damaligen  Kronprinzen 
darauf  hingewiesen,  in  welchem  Maße  jedes  Wort  eines  Mannes  in  so 
exponierter  Stellung  wie  der  seinen  die  Politik  beeinflussen  muß. 

Ferner  sind  die  Herausgeber,  denen  unter  dem  Eindruck  der  Be- 
hauptungen des  jüngsten  Versailler  Friedens  daran  lag,  möglichst  schnell 
und  eindringlich  den  Nachweis  der  stetigen  Friedlichkeit  der  deutschen 
Politik  zu  erbringen,  von  dem  vielfach  üblichen  wissenschaftlichen  Prin- 
zip abgewichen,  die  Akten  in  streng  chronologischer  Reihenfolge  an- 
einanderzureihen und  dem  Leser  die  Synthese  zu  überlassen.  Sie  haben 
die  Akten,  um  ein  bestimmtes  Problem  in  seiner  Kontinuität  vorzuführen, 
in  zusammenhängenden  Kapiteln  nach  sachlichen  Gesichtspunkten  ver- 
einigt. Ungewollt  wird  der  Leser  dadurch  beeinflußt,  und  vom  wissen- 
schaftlichen Standpunkt  wäre  es  m.  E.  besser  gewesen,  rein  chronologisch 
zu  verfahren  und  auf  die  wichtigsten  in  den  Akten  enthaltenen  Probleme 
in    einer    einleitenden    Darstellung   hinzuweisen,    wie    es    z.    B.    in    den 
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Publikationen  der  preußischen  Staatsarchive  geschieht.  Auch  hat  das 
Bestreben,  die  Bündnispolitik  in  den  Vordergrund  treten  zu  lassen,  wohl, 
wie  schon  oben  angedeutet,  dazu  geführt,  manches  fortzulassen,  was  an 
sich  in  „die  große  Politik"  gehört.  So  findet  sich  z.  B.  kein  Stück  über  die 
nordschleswigsche  Frage,  deren  Behandlung  bis  in  die  jüngste  Zeit  hoch- 
politische Folgen  gehabt  hat. 

Indes  konnte  in  diesem  Fall  Systematik  und  Auswahl  nicht  nach  rein 
wissenschaftlichen  Gesichtspunkten  erfolgen,  sondern  es  mußte  auch  den 
politischen  Absichten  Rechnung  getragen  werden.  Für  die  in  den 
Publikationen  der  preußischen  Staatsarchive  angewandte  Methode  hätte 
es  langer  Arbeitszeit  bedurft,  die  Politik  erforderte  aber  im  Anschluß  an 
den  Versailler  Frieden  von  1919,  daß  unter  scharfer  Herausarbeitung  der 
einzelnen  Probleme  die  friedliche  Tendenz  der  deutschen  Reichspolitik 
seit  1871  gegenüber  den  Beschuldigungen  der  Gegner  Deutschlands  so 
bald  als  möglich  nachgewiesen  wurde.  Dies  ist  im  vorliegenden  Werk 
erschöpfend  geschehen,  und  —  das  sei  nochmals  ausdrücklich  betont  — 
in  welcher  Art  die  Bearbeitung  der  Akten  auch  erfolgt  wäre,  immer 
mußte  als  Kernpunkt  der  äußeren  Politik  Bismarcks,  seiner  Verhand- 
lungen mit  den  Staatsmännern  und  Diplomaten  von  Frankreich  und  Ruß- 
land, von  England,  Österreich  und  Italien,  sein  unermüdliches  Bestreben, 
den  Frieden  zu  wahren,  hervortreten. 

Dr.  Hans  Goldschmidt,    Kiel. 
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Washington  1921.  Published  by  the 
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Chronik  und  Archivalien. 
i. 

Allgemeine  Wirtschaftskunde  und  allgemeine  Wirtschaftspolitik. 


Daten  zur  Wirtschaftsgeographie  Argentiniens. 

(Mit  einer  Karte.) 
I.  Ursprung   und   Entwicklung   der   Produktion. 

Die  wirtschaftliche  Entwicklung  Argentiniens  ist  durchaus  sprunghaft 
vor  sich  gegangen.  Das  La  Plata-Gebiet,  vor  der  Eroberung  von  auf  stein- 
zeitlicher Kulturstufe  stehenden  und  hauptsächlich  von  der  Jagd  lebenden 
Eingeborenen  bewohnt,  erhielt  durch  die  Einführung  der  europäischen  Haus- 
tiere das  Grundkapital  für  seine  Wirtschaft,  denn  die  unermeßlichen  Natur- 
weideländereien  des  Pampagebietes  boten  die  günstigsten  Vorbedingungen 
für  die  Viehzucht.  Allerdings  führte  das  Land  zunächst  als  spanische  Kolonie 
wegen  der  unbegreiflich  kurzsichtigen  Wirtschaftspolitik  Spaniens  nur  ein 
stagnierendes  Dasein  ohne  wirtschaftlichen  Fortschritt. 

Zunächst  war  ja  das  La  Plata-Gebiet  eigentlich  nur  ein  Durchgangsland 
zum  „Dorado",  zu  den  an  Edelmetallen  reichen  Gebieten  der  nördlicheren 
Anden  (Bolivien,  Peru),  und  die  Conquista  des  neuen  Landes  ging  ebenso 
von  dort  nach  Süden,  wie  vom  La  Plata  nach  Norden;  beispielsweise  wurde 
im  gleichen  Jahre  vom  Litoral  aus  Santa  Fe\  von  Peru  aus  Cördoba  ge- 
gründet. Es  ist  also  verständlich,  daß  die  weite,  unbesiedelte  Pampa,  arm 
an  wertvollen  Naturprodukten,  erst  durch  die  Tatsache  der  staunenswert 
raschen  Vermehrung  des  Viehstandes  wirtschaftliches  Interesse  gewann. 
Freilich  kann  man  von  Vieh  z  u  c  h  t  damals  nicht  reden  —  der  Viehreichtum 
durch  natürliche  Vermehrung,  viel  zu  groß  für  die  spärliche  Bevölkerung, 
konnte  nicht  sachgemäß  ausgenutzt  werden;  es  wurde  ein  Raubbau  durch 
Vieh  j  a  g  d  (lassoschwingender  Gauchos)  hauptsächlich  zur  Gewinnung  der 
Häute  getrieben,  Tausende  von  Tieren  wurden  niedergemacht,  deren  Kadaver 
nutzlos  verkamen,  ein  Fraß  für  Hunde  und  Geier.  Die  Bevölkerung  nahm 
kaum  zu,  da  die  spanischen  Verordnungen  die  Einwanderung  äußerst  er- 
schwerten, sogar  für  Spanier,  geschweige  denn  für  andere  Nationen;  der 
Handel  war  fast  ganz  monopolisiert  und  scharf  überwacht;  Ackerbau  wurde 
nur  im  allerbescheidensten  Umfange  betrieben  und  genügte  nicht  einmal  für 
den  eigenen  Bedarf. 

Erst  als  Argentinien  nach  der  Emanzipation  und  nach  Konsolidierung 

seiner  inneren  politischen  Verhältnisse  in  liberalster  Weise  seine  Tore  der 

Einwanderung    geöffnet    hatte    und    freie    wirtschaftliche    Betätigung    aller 

Fremden  garantierte,  also  etwa  um  die  Mitte  des  19.  Jahrhunderts,  war  die 
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Zeit  für  den  Beginn  einer  neuen  Ära  im  Wirtschaftsleben  angebrochen.  Daß 
dieses  mit  solchen  Riesenschritten  voranging,  daß  schon  nach  ein  paar 
Dezennien  Argentinien  als  Produzent  auf  dem  Weltmarkt  erschien,  erklärt 
sich  aus  dem  Zusammentreffen  verschiedener  Umstände,  die  hier  nur  ganz 
kurz  angedeutet  werden  sollen: 

1.  Die  schnelle  Zunahme  der  Bevölkerung  durch  die  unbeschränkte  Ein- 
wanderung; es  kamen  in  den  sechs  Jahren  von  1854  bis  1859:  27  000  Ein- 
wanderer ins  Land,  mehr  als  während  zweier  Jahrhunderte  unter  spanischer 
Herrschaft. 

2.  Territoriale  Ausdehnung  des  Siedlungsgebietes  durch  Beseitigung  der 
vormals  bestehenden  Indianergrenzen  im  Süden  und  Norden  durch  die  Expe- 
dition Roca  nach  dem  Rio  Negro  1879  und  die  Expedition  Victorica  nach  dem 
Pilcomayo  1884  '. 

3.  Anbau  von  Korn  in  der  Pampa  durch  die  Einwanderer  in  immer 
weiterer  Ausdehnung:  die  Erzeugung  stieg  von  73  000  ha  Weizen  und 
130  000  ha  'Mais  im  Jahre  1872  auf  6^  Mill.  bzw.  3H  Mill.  1916.  Der  Export- 
wert dieser  beiden  Produkte  betrug  schon  1913:  200  Mill.  Goldpesos. 

4.  Rasche  Entwicklung  des  Verkehrswesens:  gleichzeitig  der  trans- 
atlantischen Dampfschiffahrt  und  der  argentinischen  Eisenbahnen  (schneller 
Massentransport  vom  Innern  nach  den  Ausfuhrhäfen  und  von  den  letzteren 
nach  Europa).  Die  Länge  der  Eisenbahnen  stieg  von  10  km  im  Jahre  1857 
auf  17  000  km  in  1900  und  36  000  km  in  1920. 

5.  Verbesserung  der  Qualität  des  Viehstandes  (Fleisch-,  Wolle)  durch  Ein- 
führung wertvoller  Zuchttiere  und  Ersatz  der  Naturweide  der  Pampagräser 
durch  Luzerne-  („Alfalfa"-)  Pflanzungen  (1888:  400000  ha,  heute  über  7  Mill.  ha), 
worauf  etwa  1900  der  Export  der  Gefrierfleisch-Industrie  einsetzte,  der 
schnell  einen  großen  Umfang  annahm.  Die  Schlachtungen  in  den  Frigorificos 
stiegen  in  den  Jahren  1904—1916  von  300  000  Stück  Rindern  auf  2  Mill.  Stück 
Rinder  und  2XA  Mill.  Stück  Hammel,  deren  Exportwert  100  Mill.  Goldpesos 
betrug. 

6.  Schließlich  ging  parallel  mit  der  aufsteigenden  Landwirtschaft  in 
Argentinien  im  letzten  Viertel  des  vorigen  Jahrhunderts  die  fort- 
schreitende Industrialisierung  in  Mitteleuropa  vor  sich  nebst  starker  Ver- 
dichtung der  Bevölkerung,  die  nicht  mehr  von  den  Erträgnissen  der  eigenen 
Scholle  leben  konnte,  so  daß  gerade  die  Einfuhr  von  landwirtschaftlichen 
Erzeugnissen  eine  gebieterische  Notwendigkeit  wurde  —  Argentinien  erschien 
somit  auf  dem  Weltmarkt  unter  ausgezeichneter  Konjunktur:  Überschuß  der 
eigenen  Produktion  —  Bedarf  in  den  Industrieländern  Europas  —  gute 
Übersee-Verbindungen. 

IL    Die    Größe    Argentiniens    und    die    Verkehrswege. 

Schon  über  die  Größe  Argentiniens  herrscht  gewöhnlich,  trotz 
aller  Zahlenangaben,  keine  richtige  Vorstellung,  was  zum  Teil  seinen  Grund 


1  Vorher  lagen  die  Grenzen  des  besiedelten  Gebietes  im  Süden  am  Rio  Salado 
(der  Provinz  Buenos  Aires)  und  beim  34.  Grade,  im  Norden  am  Rio  Salado  des 
Nordens,  vom  Gebirge  bis  zum  30.  Grade,  und  an  diesem  entlang  bis  zum  Paranä. 
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hat  in  den  verschiedenen  Kartenmaßstäben,  die  für  europäische  Länder 
einerseits  und  amerikanische  Länder  andererseits  angewandt  werden.  Die 
den  mir  bekannten  Handbüchern  über  Argentinien  beigegebenen  Karten  sind 
alle  viel  zu  klein  (wenn  Deutschland  in  dem  gleichen  Maßstabe  wie  diese 
Karten  dargestellt  würde,  so  könnte  man  seine  Fläche  bequem  mit  einer 
Hand  zudecken);  von  irgend  welcher  Genauigkeit  kann  dabei  natürlich  keine 
Rede  sein,  alles  ist  stark  generalisiert  und  vergröbert  wiedergegeben,  und 
viele  wichtige  Einzelheiten  müssen  einfach  wegen  Platzmangels  fortbleiben. 
Der  kleinste,  m.  E.  noch  zulässige  Maßstab  für  eine  Handkarte  Argentiniens 
ist  1:5  Mill.,  den  die  neue,  im  Verlag  von  D.  Reimer  in  Berlin  erschienene 
empfehlenswerte  Karte  zeigt  *.  Die  aus  dem  „Stieler"  zusammengestellte 
Handkarte  ist  in  1  : 7,5  Mill.  dargestellt  und  sehr  zuverlässig 2. 

Der  Größe  des  Landes,  das  den  Flächeninhalt  Deutschlands  fast  um  das 
Sechsfache  übertrifft,  entsprechen  aber  die  Verkehrsmittel  durchaus  nicht, 
trotzdem  Argentinien  mit  ca.  36  000  km  Schienenwegen  das  größte  Eisen- 
bahnnetz Südamerikas  besitzt.  Dieses  Netz  hat  nämlich  nur  auf  einem 
verhältnismäßig  beschränkten  Gebiet  eine  gewisse  Dichte,  und  das  liegt 
nicht  zentral,  sondern  exzentrisch:  es  ist  das  Hauptackerbaugebiet,  welches 
sich  um  die  Hauptstadt  Buenos  Aires  als  Mittelpunkt  am  unteren  Paranä 
und  am  Rio  de  la  Plata  halbkreisförmig  nach  Westen  zu  gruppiert  und  das 
den  Süden  der  Provinzen  Entre  Rios,  Santa  Fe  und  Cördoba,  die  Provinz 
Buenos  Aires  bis  Bahia  Bianca  und  den  Osten  der  Gobernaciön  Pampa  Central 
umfaßt.  Hier  ist  die  Eisenbahnferne  bereits  auf  ein  für  den  Produktentrans- 
port im  allgemeinen  erträgliches  Maß  reduziert  worden,  obgleich  dieselbe 
für  weite  Gebiete  noch  immer  größer  ist  als  in  den  eisenbahnärmsten 
Gegenden  Deutschlands.  Das  Bild  ändert  sich  aber  erheblich,  wenn  man 
den  Blick  über  dieses  begrenzte  Gebiet,  das  höchstens  den  siebenten  Teil 
des  Landes  ausmacht,  hinauslenkt:  da  sieht  man  aus  dem  eben  erwähnten 
dichteren  Netze  nur  eine  kleine  Anzahl  einzelner  Linien  ausstrahlen,  zwischen 
denen  riesige  Gebiete  schienenlos  und  fast  verkehrslos  daliegen.  Die 
Haupteisenbahnlinien,  die  radial  zu  den  Grenzen  Argentiniens 
führen,  sind  folgende:  nach  Westen  1.  die  beiden  Linien  der  Pacific-Bahn 
nach  den  Bewässerungsgebieten  der  Provinz  Mendoza  und  San  Juan,  näm- 
lich nach  Mendoza  und  San  Juan  (mit  Anschluß  nach  Chile  vermittels  der 
Transandino-Bahn,  zurzeit  die  einzige  transkontinentale  Bahnlinie  Süd- 
amerikas) und  nach  San  Rafael;  2.  die  letzterer  parallele  Westbahnlinie  nach 
dem  Bewässerungsdistrikt  der  Colonia  Alvear;  3.  die  Südbahnlinie  von  Bahia 
Bianca  über  Neuquen  nach  Zapala;  nach  Nordwesten:  von  Cördoba  ab  die 
Staatsbahn  mit  drei  Verzweigungen  nach  Chilecito,  Tinogasta  und  Andalgalä; 
nach  Norden:  1.  die  drei  Linien  nach  Tucuman:  Zentralbahn,  Zentral-Cör- 
doba-  und  Staatsbahn,  von  denen  letztere  bis  an  die  bolivianische  Grenze 
(La  Quiaca)  nach  Norden  weiterläuft;  2.  am  Paranä  entlang  die  Santa  F6- 


1  Neue    Handkarte    von    Argentinien    nebst    Paraguay,    Uruguay    und    Teilen    von 
Chile.     Berlin  1919.     (Größe:  45:75  cm.) 

2  Die  neueste  in  Vorbereitung  befindliche  Ausgabe  ist  von  mir  revidiert  worden. 

I* 
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Bahn  bis  Resistencia;  3.  die  Entre  Rios-  und  Nordostbahn  nach  Posadas 
(Misiones)  mit  Anschluß  an  die  Paraguaybahn  (Trajekt  über  den  Paranä 
zwischen  Posadas  und  Villa  Encarnacion).  Dazu  kommen  zwei  Querbahnen, 
die  eine  mehr  untergeordnete  Bedeutung  haben:  die  Staatsbahnlinien  von 
Santa  F6  nach  San  Juan  und  von  Anatuya  nach  Resistencia  (die  den  Chaco 
durchquert).  Gehen  wir  nun  nach  Süden,  nach  Patagonien,  so  treffen  wir 
in  diesem  ungeheuren  Gebiete  von  ca.  800  000  qkm  nur  die  Anfänge  dreier 
Querbahnen:  San  Antonio— Lago  Nahuel  Huapi,  Comodoro  Rivadavia— 
Lago  Buenos  Aires  und  Puerto  Deseado— Lago  Nahuel  Huapi. 

Verglichen  mit  der  Länge  der  deutschen  Eisenbahnen  besitzt  Argentinien 
die  Hälfte,  aber  in  Beziehung  gebracht  zur  Ausdehnung  des  Landes  beträgt 
die  relative  Dichte  nur  Vio  der  Dichte  des  deutschen  Netzes,  nämlich  nur 
115  km  auf  je  10  000  qkm.  Diese  Ziffer  hat  auch  nur  einen  beschränkten 
Vergleichswert,  denn  nach  dem  oben  Gesagten  ist  das  Netz  nicht  über  das 
ganze  Land  gespannt,  sondern  drängt  sich  in  dem  erwähnten  Gebiete  zu- 
sammen, wo  es  regional  entwickelt  ist,  während  außerhalb  desselben  nur 
eine  lineare  Ausbildung  vorhanden  ist.  An  letzteren  Linien  entlang  ziehen 
sich  die  einigermaßen  besiedelten  Zonen  des  Inneren;  tatsächlich  sind  also 
ungeheure  Gebiete  dem  Verkehr  noch  unerschlossen  und  auf  tagelangen,  ja 
wochenlangen  Transport  vermittels  Karren  angewiesen.  Es  gibt  in  Argen- 
tinien viele  Areale  von  10  000  qkm,  welche  die  durchschnittliche  Eisenbahn- 
dichte nicht  nur  bei  weitem  nicht  erreichen,  sondern  wo  überhaupt  noch  kein 
Kilometer  Schienen  liegt. 

Die  Bahnen  selbst,  die  meistenteils  in  englischer  Hand  sind,  erschweren 
durch  die  rücksichtslose  Ausbeutungspolitik,  die  sie  mit  ihren  Tarifen  treiben, 
die  gesunde  Entwicklung  des  Transportwesens,  verteuern  durch  die  Fracht- 
kosten die  Rohprodukte,  die  alle  Massenprodukte  sind,  oder  lassen  die  Ernte- 
vorräte sich  zu  sehr  aufstapeln  und  verkommen.  Die  staatliche  Eisenbahn- 
Aufsichtsbehörde  hat  bisher  noch  nicht  die  nötige  Energie  gezeigt,  um  diesen 
Spekulationen  wirksam  entgegenzutreten.  Während  des  Krieges  wurde 
z.  B.  Mais  wegen  mangelnder  Abfuhr  in  den  Lokomotiven  verfeuert. 

Wenden  wir  nun  einen  Blick  auf  den  Wasserverkehr.  Die  ein- 
zigen Wasserstraßen  Argentiniens,  die  der  Flußschiffahrt  dienen,  gehören 
dem  La  Plata-System  an.  Von  den  drei  Strömen,  die  in  Betracht  kommen, 
Paranä,  Uruguay  und  Bermejo,  ist  letzterer  nur  für  kleine,  flache  Fahrzeuge 
befahrbar  (250  km,  bei  Hochwasser  600  km)  und  durchfließt  eine  Waldzone, 
deren  Besiedlung  erst  in  den  Anfängen  steht  und  deren  Produktion  zurzeit 
nur  geringe  Bedeutung  hat  (Baumwolle,  Häute).  Der  gewaltige  Uruguay- 
Strom  erlaubt  leider  nur  die  Beschiffung  seines  Unterlaufes  bis  Concordia 
(300  km),  da  hier  die  Felsenriffe  der  Stromschnellen  des  „Salto  Chico"  das 
Flußbett  verbarrikadieren;  weiter  oberhalb  gibt  es  eine  unbedeutende  Lokal- 
schiffahrt zwischen  Monte  Caseros  und  San  Tome.  Überseedampfer  mit 
einem  Tiefgang  bis  zu  19  Fuß  können  nur  bis  Concepciön  del  Uruguay 
gelangen  (183  km  stromaufwärts).  Einen  wirklich  großen,  ununterbrochenen 
Binnenschiffahrtsweg  bietet  allein  der  Paranä  dar,  eine  Wasserstraße  von 
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2000  km  Länge  innerhalb  der  argentinischen  Grenzen ',  die  für  Seeschiffe 
bis  21  Fuß  Tiefgang  bis  Rosario  (429  km  von  Buenos  Aires)  und  bis  19  Fuß 
Tiefgang  bis  nach  Santa  F6  (587  km)  jederzeit  benutzbar  ist.  Dies  sind 
also  zwei  Überseehäfen  tief  im  argentinischen  Binnenlande:  Santa  F6  (mit 
zwei  neuen  geräumigen  Hafenbassins)  exportiert  Getreide  und  Quebracho 
(Holz  und  Extrakt),  Rosario  Getreide;  letzteres  betreibt  auch  einen  sehr 
bedeutenden  Importhandel2.  Dem  Export  allein  dienen  im  Unterlauf  die 
Häfen  San  Pedro,  San  Nicolas,  Villa  Constitution  (Getreide),  Campana  und 
Zärate  (Gefrierfleisch).  Die  gesamte  Bewegung  des  Übersee-Exports  auf 
dem  Paranä  beträgt  jährlich  etwa  4  Mill.  Tonnen. 

Weit  geringere  Bedeutung  hat  die  eigentliche  Flußschiffahrt;  größere 
Handelsstädte,  außer  den  genannten,  gibt  es  nicht  an  seinem  Laufe,  oberhalb 
von  Santa  Fe"  gibt  es  überhaupt  nur  noch  zwei  etwas  größere  Städte,  Paranä 
und  Corrientes.  Das  ganze  westliche  Ufer  nördlich  von  Santa  Fe"  ist  eine 
Sumpflandschaft  und  infolgedessen  unbesiedelt,  am  oberen  Paranä,  oberhalb 
von  Corrientes  bis  an  die  Nordgrenze  von  Misiones  hin,  besteht  keine  einzige 
größere  Siedelung,  auch  Posadas,  die  Hauptstadt  des  Territoriums  Misiones, 
ist  nur  ein  unbedeutendes  Städtchen  von  10  000  Einwohnern.  Die  hauptsäch- 
lichsten Erzeugnisse,  die  auf  dem  Wasserwege  transportiert  werden,  sind  Yerba 


1  Vgl.  R  e  p  o  s  s  i  n  i ,  Memoria  sobre  el  Rio  Paranä.  XII.  Congr.  Intern,  de 
Naveg.    Philadelphia  1912.     1.  Seccion,  No.  2. 

2  Da  ich  vermute,  daß  über  diese  beiden  wichtigen  Binnen-Seehäfen  Argentiniens 
im  allgemeinen  wenig  Tatsächliches  bekannt  sein  mag,  füge  ich  einige  diesbezügliche 
Daten  hier  ein,  die  sich  auf  amtliche  Angaben  stützen. 

I.  Rosario  (zweitgrößte  Stadt,  240  000  Einwohner).  Typus  des  Hafens:  Längs- 
molenhafen am  hohen  Paranäufer,  ohne  Bassins,  Tiefe  an  den  Molen  bei  niedrigstem 
Wasserstand:  26  Fuß.  Länge  der  Molenanlagen  5250  m;  Hafenbahnen  mit  57  km 
Länge.  Kräne:  35  elektrische  Kräne,  15  Dampf kräne,  ein  Schwimmkran  (55  t). 
Schuppen  und  Speicher  der  Hafenverwaltung:  für  Export  13  Schuppen  mit  111000  cbm 
Inhalt,  für  Import  11  Schuppen  mit  124  000  cbm  Inhalt;  ein  großer  Getreideelevator 
mit  Silos  von  30  000  cbm  Fassungskraft.  Ladevorrichtungen  für  Getreide:  18  elek- 
trische Transportbänder  für  Säcke,  86  Rinnen  für  Säcke,  20  Rohrleitungen  für  Körner. 

Jahresexport  an  Zerealien  und  Leinsaat:  2,4  Millionen  t.  Jahresimport:  ca. 
1  Million  Tonnen. 

Einflußzone:    die   Hauptackerbaugegend  mit   der  Hälfte   der  gesamten  Erzeugung. 

II.  Santa  F  6  (fünftgrößte  Stadt,  60  000  Einwohner).  Liegt  nicht  unmittelbar  am 
Paranä,  sondern  an  einem  Nebenarm,  Rio  de  Santa  F6;  ein  Zufahrtskanal  von  5,8  km 
Länge  und  einer  Tiefe  von  mindestens  20  Fuß  bei  niedrigstem  Wasserstand  verbindet 
den  Hafen  mit  dem  Paranä.  Dieser  besteht  in  einem  Vorhafen  von  ca.  300  m  Durch- 
messer und  zwei  rechteckigen  Bassins:  Nr.  I.  120:650  m,  20%  Fuß  tief,  mit  einer 
Molenanlage  von  1530  m  Ausdehnung.  Nr.  IL  120  :  720  m,  20&I  Fuß  tief,  ohne  ge- 
baute Molen,  mit  Naturböschung  in  1  :  1%,  Ausdehnung  1680  m.  Hafenbahn  23  km; 
Kräne:  1  zu  20  t,  2  zu  5  t,  2  zu  2%>  t,  12  zu  1/4  t,  zusammen  17  Kräne.  Schuppen 
der  Hafenverwaltung:  4  von  Je  105  :  15  m,  davon  3  für  Export,  1  für  Import  bestimmt. 

Jahresexport   1913:   726  297  t,  Jahresimport   1913:   198  907  t. 

Prozentuale  Verteilung  der  Exportgüter:  Weizen,  Mais  und  Leinsaat  60  Prozent, 
Quebracho  und  Quebrachoextrakt  37  Prozent. 

Einflußzone:  Santa  Fe"  ist  der  nächste  Exporthafen  für  den  gesamten  Norden 
und  Westen  Argentiniens  bis  zum  32.  Grad  s.  Br.,  sowie  für  Paraguay. 

Eisenbahnnetz  in  dem  genannten  Gebiet:  7000  km.  Umschlageplatz  für  die  Fluß- 
schiffahrt auf  dem  oberen  Paranä  und  dem  Paraguay  mit  Bermejo. 
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(zur  Mate-Bereitung),  Tabak,  Hölzer  aus  Misiones,  Apfelsinen,  Wolle,  Häute 
aus  Corrientes,  Holz,  Holzkohle,  besonders  Qtiebracho,  aus  dem  Chaco. 
Leider  befindet  sich  auch  fast  die  gesamte  Flußschiffahrt  in  Händen  einer 
englischen  Gesellschaft  mit  Tarifmonopol,  so  daß  es  hier  bisher  noch  nicht 
zu  einer  gesunden  Entwicklung  gekommen  ist,  im  vergangenen  und  diesem 
Jahre  ruhte  die  Schiffahrt  infolge  Streikes  13  Monate  vollkommen!  Die 
Flößerei  ist  ganz  unentwickelt,  hat  aber  vielleicht,  wenn  sie  technisch  gut 
durchgebildet  wird  (viele  Harthölzer  haben  ein  höheres  spezifisches  Gewicht 
als  1,  Ouebracho  z.  B.  fast  1,4),  eine  gute  Zukunft,  desgleichen  ließe  sich  auf 
dem  Gebiete  der  Schleppschiffahrt  noch  viel  unternehmen. 

Im  ganzen  darf  man  behaupten,  daß  dieser  enorme  Wasserweg  in  eisen- 
bahnarmer Gegend  nicht  in  dem  Maße  zur  Geltung  kommt,  wie  man  es 
erwarten  sollte,  hauptsächlich  wohl  wegen  des  Fehlens  einer  leistungs- 
fähigen Konkurrenz  im  Flußschiffahrtsbetrieb. 

Der  Süden  besitzt  nur  einen  einzigen  Strom,  der  mit  gewissen  Be- 
schränkungen schiffbar  ist,  den  Rio  Negro;  bisher  sind  erst  ganz  unbedeu- 
tende Versuche  mit  unzulänglichen  Mitteln  in  dieser  Hinsicht  unternommen 
worden. 

Die  Landstraßen  in  Argentinien  sind  Naturwege,  es  gibt  keine  ge- 
schotterten oder  gar  gepflasterten  dort.  Soweit  der  Lößboden  reicht,  d.  h. 
im  ganzen  Flachlande  des  Nordens  bis  gegen  den  Rio  Colorado  an  der  Grenze 
Patagoniens,  sind  sie  bei  Trockenheit  mit  einer  dicken  Schicht  mehlfeinen 
Staubes  bedeckt,  der  die  Karrenzüge  in  großen  Wolken  begleitet  (bei  den 
Zuckerfabriken  von  Tucuman  tragen  die  Karrenführer  sogar  Staubschutz- 
masken —  bei  der  im  allgemeinen  unerschütterlichen  Gleichgültigkeit  der  Be- 
völkerung ein  Beweis  dafür,  wie  lästig  diese  Staubmassen  sein  müssen),  bei 
Regenwetter  verwandeln  sie  sich  in  einen  zähen  Lehmbrei,  der  den  12—14 
Pferden  eines  Karrens  genug  zu  schaffen  macht;  daneben  gibt  es  aber  zahl- 
reiche niedrig  gelegene  Stellen,  die  bei  Regen  gänzlich  unpassierbare  Sümpfe 
bilden,  und  wo  auch  nach  längerer  Trockenheit  noch  mancher  Karren  in  dem 
gefürchteten  „pantano"  stecken  bleibt.  Brücken  sind  selten,  Furten  ersetzen 
sie  ganz  allgemein  —  bei  Hochwasser  ist  dann  eben  der  Verkehr  für  einige 
Zeit  unterbrochen.  Aus  dem  Gesagten  geht  hervor,  daß  die  Pampa  wenig 
geeignet  für  den  Betrieb  von  Lastkraftwagen  und  -zügen  ist. 

In  Patagonien  sind  die  Wege  im  allgemeinen  etwas  fester  wegen  der 
natürlichen  Kies-  und  Gerölldecke.  Ein  Ochsenkarrentransport  vom  Cor- 
dillerenfuß  zur  Küste  dauert  im  Territorium  Chubut  ca.  zwei  Monate.  Alle 
Transporte  müssen  nach  Küstenplätzen  gehen,  da  nur  von  dort,  auf  dem 
Seewege  die  Abfuhr  möglich  ist '.  In  Misiones  ist  das  Wegenetz  noch  sehr 
weitmaschig,  da  im  dortigen  Urwalde  nur  geschlagene  Wege  möglich  sind 
(sog.  „picadas");  die  vielen  sehr  wasserreichen  Flüsse  erfordern  genaue 
Kenntnis  der  Furten  und  des  Wasserstandes. 


1  Vgl.  F.  Kühn,  Die  patagonischen  Häfen  Argentiniens.  (Ztschr.  d.  Deutsch. 
Wiss.  Ver.)  Buenos  Aires  1915.  S.  65—80;  derselbe,  Die  atlantische  Küstenschiff- 
fahrt  Patagoniens.  (Mitt.  d.  Deutsch-Südamer.  u.  Iber.  Instit.  Köln.  VIII.)  1920. 
S.  39—48. 
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Zusammenfassend  kann  man  die  verkehrsgeographische  Seite  der  Wirt- 
schaf ts-Siedelung  in  Argentinien  so  beleuchten:  Wer  als  Produzent  in  Land- 
oder Forstwirtschaft  in  Argentinien  schaffen  will,  der  muß  entweder  die 
Nähe  der  Eisenbahnen  bzw.  der  Flußwege  aufsuchen,  was  natürlich  jeder 
andere  möglichst  auch  tut,  bzw.  schon  getan  hat,  so  daß  dort  die  Boden- 
preise schon  immer  verhältnismäßig  hoch  (oder  in  guten  Gegenden  sehr  hoch) 
sind  —  oder  er  muß,  wenn  er  abgelegenes  Land  billig  erwirbt  (hier  ganz 
abgesehen  von  dem  Bodenwert),  d.  h.  also  im  allgemeinen  Fiskalland,  mit 
erheblichen  Transportschwierigkeiten  rechnen. 

III.  Die  natürlichen  Klimagebiete  und  ihre 
Wirtschaftsformen. 
Es  ist  klar,  daß  ein  Land  von  der  Ausdehnung,  wie  sie  Argentinien  be- 
sitzt, keine  geographische  Einheit  bilden  kann.  Argentinien  ist  nur  politisch 
ein  einheitlicher  Begriff,  in  geographischer  Hinsicht  bestehen  jedoch  Ver- 
hältnisse von  erdteilhaftem  Charakter.  Besonders  zeigt  sich  dies  in  bezug 
auf  das  Klima  \  wegen  der  vorwiegend  meridionalen  Ausdehnung,  von  der 
kühlen  gemäßigten  bis  an  die  Tropenzone  (55°  s.  B.  bis  22°  s.  B.).  Trotz 
seiner  langen  atlantischen  Küste  fehlt  Argentinien  der  Typus  des  maritimen 
Klimas  fast  völlig  und  es  wird  beherrscht  von  dem  kontinentalen  Klima,  es 
bestehen  also  im  ganzen  Lande  im  allgemeinen  große  Jahresamplitüden  in 
der  Temperatur;  auch  in  den  sehr  sommerheißen  Gegenden  des  subtropi- 
schen Nordens  —  etwa  vom  31.  Grad  ab  —  sind  die  Wintermonate  ver- 
hältnismäßig kühl,  sogar  mit  gelegentlichen  Frösten;  es  fehlt  also  Argentinien 
glücklicherweise  das  echte,  gleichmäßige,  erschlaffende  Tropenklima.  Daß 
die  Hitze  aber  in  diesem  Gebiet  für  Nordeuropäer  schon  recht  hoch  ist, 
mögen  einige  Temperaturangaben  zeigen: 

Temperatur  in  verschiedenen  Gegenden  Argentiniens. 


Januarmittel 

Mittl.  Max. 

Abs.  Max. 

Abs.  Min. 

Formosa 

26,9  0 
26,6  0 
27,9  0 
24,5  0 

33,4  0 

33.7  0 
36,0° 

31.8  0 

46,0  0 
48,0  0 

Corrientes 



Santiago  de  Estero . 

-5,0  0 
-3,2  0 

Wenn  zu  solchen  hohen  Temperaturen  dann  noch,  wie  in  Misiones, 
Nord-Corrientes,  östlich  Chaco,  Tucuman,  reichliche  Sommerregen  kommen, 
so  sehen  wir  die  Bedingungen  für  tropische  Kulturen  erfüllt  (Zuckerrohr, 
Reis,  Baumwolle,  Tabak,  Mandioca,  Yerba-Mate),  mit  der  Einschränkung, 
daß  Frostschäden  nicht   selten  sind;    die  Anpflanzungen  im  Chaco  und   in 


1  Vgl.  Davis,  Clima  de  la  Rep.  Argentina.  (Ofic.  Meteorol.  Arg.)  Buenos 
Aires  1910;  derselbe,  Servicio  meteorolögico  argentino.  (Min.  Agricultura.)  Buenos 
Aires  1914;  Chavanne,  Die  Temperatur-  und  Regenverhältnisse  Argentiniens. 
(Veröffentl.  d.  Deutsch.  Akad.  Ver.  Buenos  Aires.  I,  Heft  VII.)  1902;  3.  Censo 
Nacional.    1914.    II.  Bd.,  S.  XIII— XXII. 
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Misiones  verlangen  außerdem  schwere  Waldrodearbeit  (Harthölzer!), 
welcher  der  Nordeuropäer  im  allgemeinen  nicht  gewachsen  ist. 

Von  der  ungefähren  Breite  von  31  °  ab  gelangen  wir  allmählich  aus  dem  sub- 
tropischen ins  gemäßigtere  Klimagebiet,  das  aber  noch  bis  zum  Rio  Negro 
hin  (Nordpatagonien)  heiße  Sommertemperaturen  aufweist  (Rosario  Januar- 
mittel 24°,  abs.  Max.  44°;  Choele-Choel  (Rio  Negro)  (Januarmittel  24,3°,  abs. 
Max.  43,2°  —  Weinbau  im  Rio  Negro-Tale);  erst  weiter  im  Süden,  vom 
Territorium  Chubut  ab,  hat  der  Sommer  unter  20°  Mitteltemperatur,  d.  h. 
entspricht  etwa  dem  Mitteldeutschlands.  In  diesem  großen  Landstrich  mit 
gemäßigtem  oder  subtropischem  Übergangsklima  hängt  die  Bodenbenutzung 
von  der  Regenverteilung  ab,  wir  müssen  daher  auf  diese  einen  Blick  werfen. 

Argentinien  besitzt  Gebiete  mit  fast  allen  denkbaren  Regenmengen,  vom 
tropischen  Regenreichtum  bis  zur  wüstenhaften  Regenarmut,  und  die  Ver- 
teilung der  Niederschläge  zeigt,  daß  das  Land  in  zwei  Hälften  zerfällt,  die 
etwa  durch  den  40.  Grad  geschieden  werden:  Im  Norden  laufen  dielsohyeten 
von  NNW.  nach  SSO.,  und  die  Regenmenge  nimmt  von  0.  nach  W.  zu  ab;  im 
Süden  laufen  sie  etwa  im  Sinne  der  Meridiane,  die  Regenmenge  nimmt  aber 
hier  umgekehrt  von  W.  nach  O.  zu  ab,  oder  anders  ausgedrückt:  im  Norden 
ist  das  Gebirge  regenarm,  und  die  Menge  der  Niederschläge  wächst  in  der 
Richtung  auf  den  Atlantischen  Ozean  —  im  Süden  dagegen  ist  die  Cordillere 
regenreich,  und  die  Menge  der  Niederschläge  nimmt  rasch  in  der  Richtung 
auf  den  Atlantischen  Ozean  ab.  Es  hängt  dies  mit  der  Luftdruckverteilung 
und  den  allgemeinen  Gesetzen  der  atmosphärischen  Bewegungen  zusammen 
(im  Norden  atlantische  antizyklonale,  im  Süden  die  große  Westwind-Drift), 
auf  die  näher  einzugehen  hier  zu  weit  führen  würde.  Das  Ergebnis  dieser 
von  konstanten  atmosphärischen  Zuständen  abhängigen  und  deshalb  unab- 
änderlichen allgemeinen  Verteilung  der  Niederschläge  in  Argentinien,  das  für 
unsere  Betrachtung  von  größter  Bedeutung  ist,  besteht  in  der  Erkenntnis 
des  Vorhandenseins  einer  Trockenzone  von  großer  Ausdehnung,  die 
sich  längs-diagonal  von  NNW.  nach  SSO.  durch  das  ganze  Land  hinzieht; 
beginnend  in  den  nördlichen  Anden,  läuft  sie,  allmählich  breiter  werdend, 
nach  SO.  etwa  in  Form  eines  Füllhornes,  dessen  weite  Öffnung  die  gesamte 
patagonische  Küste  beherrscht.  Begrenzt  von  der  400-mm-Isohyete,  umfaßt 
sie  die  nördlichen  Cordilleren  außer  ihrem  Ostabhang  (Tucuman,  s.  w.  u.), 
die  Provinzen  Catamarca,  La  Rioja,  San  Juan,  Mendoza,  den  Osten  des 
Territoriums  Pampa  Central  und  das  ganze  außerandine  Patagonien  vom 
Rio  Colorado  bis  zur  Magellanstraße.  Es  ist  ein  Halbwüstengebiet,  dessen 
Vegetation  in  dornigem  Buschland  teils  geschlossener,  teils  weit  offener 
Standart  besteht  oder  aus  büschelförmig  wachsenden  Hartgräsern  und 
Kakteen  zusammengesetzt  ist,  mit  Sandfeldern,  Salzpfannen  —  kurz,  ein  echtes 
arides  Kontinentalgebiet. 

Innerhalb  dieser  Zone  bilden  einerseits  Patagonien,  andererseits  der  Norden 
zwei  Regionen  mit  ganz  verschiedenem  Wirtschaftsbetriebe.  Auf  den 
patagonischen  Mesetas,  wo  künstliche  Bewässerung  wegen  der  tiefeinge- 
schnittenen engen  Flußtäler  und  des  vorherrschenden  Geröllbodens  aus- 
geschlossen ist,  wird  Schafzucht  betrieben,  die  in  dem  kühleren  Klima 
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und  den  ungeheuer  großen  Weideflächen  der  Hartgrassteppe  günstige  Vor- 
bedingungen findet  —  aber  natürlich  muß  der  Betrieb  hier  sehr  extensiv 
sein  (man  rechnet  durchschnittlich  als  Weidefläche  für  ein  Schaf  zwei  Hektar), 
und  er  ist  an  das  spärlich  vorhandene  Wasser  und  geschützte  Winterweide  (in 
Tälern,  wegen  der  rauhen  Winde)  gebunden,  so  daß  die  Estancien  äußerst 
dünn  gesät  sind.  Ackerbau  und  sonstige  Kulturen  gibt  es  nur  in  den  Tälern 
des  Rio  Negro  *  (große  Bewässerungsanlagen  im  breiten  Talboden,  Alfalfa, 
Weizen,  Hafer,  Obst-  und  Weinbau)  und  des  Chubut-Unterlaufes  (Alfalfa, 
Weizen),  —  aber  gegenüber  der  Schafzucht  (ca.  9—10  Mill.  Schafe)  tritt 
natürlich  die  Bodenkultur  ganz  und  gar  in  den  Hintergrund,  besonders  auch 
wegen  der  Unmöglichkeit,  mit  der  Pampa  in  Wettbewerb  treten  zu  können 
und  wegen  der  ungünstigen  Transportverhältnisse. 

Im  Gegensatz  zu  dem  extensiv-regionalen  Weidebetrieb  Patagoniens 
steht  im  Trockengebiet  des  Nordens  eine  intensive  Bodenkultur  auf  eng- 
umschriebenen Stellen  an  den  Gebirgsrändern,  wo  die  Bewässerung  Kultur- 
oasen ermöglicht,  und  wo  das  subtropisch  heiße  Klima  besonders  den  Wein- 
bau begünstigt,  der  den  Hauptreichtum  dieses  Gebietes  bildet:  San  Juan, 
Mendoza,  San  Rafael  am  Cordillerenfuße  besitzen  ca.  100  000  ha  hoch- 
wertiges Weinland  und  erzeugen  im  Jahre  über  4  Mill.  hl  Wein,  der  im 
Lande  stets  guten  Absatz  findet,  da  Wein  das  Volksgetränk  ist  —  edle 
Weine  werden  überhaupt  nicht  erzeugt.  Catamarca  und  La  Rioja  besitzen 
nur  kleinere  Bewässerungsgebiete.  Außer  diesem  wichtigsten  Wirtschafts- 
zweig wird  aber  auch  im  Norden  noch  eine  besondere  Art  Viehzucht  be- 
trieben, nämlich  ein  äußerst  extensiver  Weidegang  in  der  Buschsteppe  (ge- 
ringwertiges Rindvieh,  im  Gebirge  Ziegen)  mit  nachträglicher  Auffütterung 
des  Rindviehes  im  Winter  in  den  großen  Alfalfafeldern  derselben  Oasen, 
die  sog.  „Invernada" -Wirtschaft,  wozu  etwa  200 000  ha  zur  Ver- 
fügung stehen,  zwecks  Verkaufes  sowohl  nach  den  größeren  Städten  des 
Innern,  als  auch  nach  Chile,  nach  dem  Salpeterdistrikt  jener  Breiten  (Wüste 
Atacama);  schließlich  hat  auch  die  Maultierzucht  in  diesem  Gebiete 
wegen  des  Saumverkehrs  in  den  Gebirgen  Bedeutung,  und  Bolivien  kauft 
jährlich  mehrere  tausend  Maultiere  aus  Argentinien. 

Wenn  ich  oben  von  „Oasen"  sprach,  so  soll  damit  ausgedrückt  werden, 
daß  Besiedelung  und  Wirtschaft  in  diesem  großen  Trockengebiet  ganz  lokal 
an  die  Bewässerung  gebunden  sind:  fast  die  gesamte  Bevölkerung  und  alle 
wirtschaftliche  Energie  drängt  sich  auf  wenige  Flecke  zusammen  —  ringsum 
herrscht  die  Einöde;  sobald  man  den  Fuß  außerhalb  des  bewässerten  Landes 
setzt,  befindet  man  sich  in  der  Dorngestrüpp-  und  Kaktussteppe. 

Auch  San  Luis  und  der  Westen  von  Cördoba  weisen  ähnliche  Verhält- 
nisse auf,  die  Regenfälle  von  400—600  mm  jährlich  erlauben  besonders  wegen 
ihrer  Periodizität  noch  keinen  Ackerbau  ohne  Bewässerung  (der  ganze 
Nordwesten  erhält  seinen  Regen    nur  im  Sommer,     meist    in    Gestalt   von 


1  Vgl.  A  1  e  m  a  n  n  ,  Am  Rio  Negro.  Drei  Reisen  nach  dem  argentinischen  Rio 
Negro-Territorium.  Berlin  1907;  Cipoletti,  Estudios  de  drrigaciön  en  los  rios 
Negros  y  Colorado.  Buenos  Aires  1899;  M  0  1  i  n  s  ,  El  alto  valle  del  Rio  Negro  Buenos 
Aires  1919;  ferner  „Export".    1886.    VIII.    Nr.  34,  S.  525. 
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starken  Platzregen,  so  daß  nicht  viele  Regentage  notwendig  sind,  um  die 
ganze  Jahresmenge  zu  bringen;  San  Luis  z.  B.  hat  eine  Jahresmenge  von 
537  mm,  davon  fallen  von  November  bis  März  400  mm,  der  ganze  Rest  des 
Jahres  ist  also  regenarm);  dagegen  ist  hier  viel  Invernada-Betrieb,  San  Luis 
besitzt  z.  B.  40  000  ha  Alialiares.  Ebenso  gehört  auch  die  Provinz  Santiago 
del  Estero  noch  zu  dieser  Randzone  des  Trockengebietes  (Santiago  del 
Estero  482  mm  Jahresmittel,  davon  360  mm  November  bis  März),  sie  hat 
also  nur  unbedeutenden  Ackerbau  (Bewässerung  durch  den  Rio  Dulce,  meist 
Mais,  da  für  Weizen  das  Klima  schon  zu  heiß  ist),  und  eine  sehr  extensive 
Viehzucht  (größter  Ziegenbestand  Argentiniens  775  000  Stück,  woraus  die 
Spärlichkeit  der  Weide  hervorgeht),  daneben  aber  als  besonderen  Wirt- 
schaftszweig die  Waldausbeutung,  da  die  Provinz  dem  Chacogebiet  angehört 
(s.  w.  u.). 

Mitten  im  Trockengebiet  des  Nordens  liegt  wie  eine  bevorzugte  Insel 
die  Gegend  am  Qebirgsfuße  um  Tucuman,  wo  die  5000  m  hohe  Qebirgsmauer 
der  Sierra  de  Aconquija  eine  starke  Kondensationswirkung  ausübt,  so  daß 
die  Ostabdachung  und  der  ihr  zunächst  liegende  Gebirgsfuß  sehr  reichliche 
Sommerregen  erhalten.  Inmitten  der  500  und  400  mm  Jahresisohyeten  fallen 
in  diesem  engbegrenzten  Gebiet  ca.  1000  m  (Tucuman  960  mittlere  Jahres- 
menge) und  schaffen  bei  der  subtropischen  Lage  den  sog.  „Garten  Argen- 
tiniens" (leider  aber  mit  starker  Malaria),  das  Hauptgebiet  der  argen- 
tinischen Zuckerindustrie1  (70 000  ha  Pflanzungen,  30  Fabriken, 
Produktion  jährlich  bis  über  250  000  Tonnen  —  wegen  möglichen  FrosS 
wetters  im  Winter  [Erntezeit]  sehr  schwankend).  Die  Ostflanke  der  Ge- 
birge ist  hier  mit  dichtem  Urwald  bedeckt,  der  gute  Nutzhölzer  enthält 
(z.  B.  Cedro,  Nogal  u.  a.). 

Die  große  Ebene  im  Osten  des  Trockengebietes  bis  zum  Paranä, 
zwischen  dem  31.  Grad  und  Bahia  Bianca,  und  dazu  noch  die  Südhälfte 
von  Entre  Rios  jenseit  des  Paranä  ist  das  wirtschaftlich  wichtigste  Gebiet 
Argentiniens,  die  „P  a  m  p  a",  jener  ungeheuer  große  Distrikt,  wo  nebenein- 
ander Ackerbau  und  Viehzucht  die  Weltmarktstellung  Argentiniens  seit  Ende 
des  vorigen  Jahrhunderts  geschaffen  haben,  kurz,  das  bekanntere 
„Argentinien".  Mit  mittleren  Sommertemperaturen  zwischen  20°  und  25° 
und  Wintertemperaturen  zwischen  13  "und  8°  gehört  die  argentinische  Pampa 
zum  wärmeren  gemäßigten  Klima,  sie  empfängt  im  Jahresmittel  zwischen 
600  und  900  mm  Regen.  In  der  Tat  sind  dies  äußerst  günstige  Kombinationen, 
vereint  mit  einem  ebenen,  fruchtbaren  Boden  ohne  einen  einzigen  Stein,  wo 
ohne  weiteres  überall  der  Pflug  angesetzt  werden  kann.  Ein  Paradies  dem- 
nach? —  Doch  nicht  so  ganz:  denn  so  ideal  wie  in  den  konstruierten  Mittel- 
werten spielen  sich  die  meteorologischen  Verhältnisse  in  Wirklichkeit  nicht 
ab,  das  gilt  vornehmlich  von  den  Niederschlägen.  Es  besteht  nämlich  kein 
Zweifel,  daß  die  heute  zur  Verfügung  stehenden  Mittelwerte  von  relativ 
kurzer   Beobachtungszeit  keinen   realen   Wert   besitzen,    insofern   sich   die 


1   Denis,    L'Argentine    moderne.      (Publications    de    l'Universite"    de    Tucuman.) 
Buenos  Aires  1916.     S.  23/41:  Tucuman  et  le  sucre. 
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tatsächlichen  jährlichen  Regenmengen  in  der  ganzen  Pampa  sowohl  positiv 
wie  negativ  sehr  weit  vom  Mittelwerte  entfernen  können,  so  daß  neben 
normalen  Jahren  ziemlich  häufig  sehr  große  Abweichungen  vorkommen,  wie 
einige  Beispiele  zeigen  mögen: 

Regenmengen  in  einzelnen  Provinzen  Argentiniens 
in  den  Jahren  1907,  1910  und  1914  (in  mm). 


Provinz 

Ort 

Jahresmittel 

In  trockenen 
Jahren 

In  nassen 
Jahren 

Buenos  Aires  . 

Santa  Fe 

Entre  Rios 

San  Vincente  . 
Pergamino  . . 
Santa  Fe  .... 

Paranä 

Villa  Maria  . . 

824 
708 
874 
847 
648 

328  (1907) 
496  (1910) 
464  (1910) 
123  (1910) 
469  (1910) 

1953  (1914) 
1305  (1914) 
1820  (1914) 
1590  (1914) 
998  (1914) 

Diese  überaus  starken,  in  Mitteleuropa  fast  unbekannten  Abweichungen 
bedrohen  heutzutage  zwar  weniger  die  Viehzucht,  da  die  besseren  Estancien, 
durch  Schaden  klug  geworden,  fast  durchweg  künstliche  Tränken  angelegt 
haben  (Grundwasserbohrungen  mit  Windmotorpumpen),  aber  die  Gefahr  der 
Mißernte  für  die  Landwirtschaft  ist  vorhanden  und  muß  als  unabänderlich 
mit  in  Rechnung  gestellt  werden. 

Das  Pampagebiet  umfaßt  also  die  ganze  Provinz  Buenos  Aires,  den 
Osten  des  Territoriums  Pampa  Central  und  von  Cördoba,  den  Süden  von 
Santa  Fe  und  von  Entre  Rios,  rund  Vv  Million  qkm  oder  etwa  Ve  des  Landes; 
in  ihm  konzentriert  sich  sozusagen  das  Wirtschaftsleben  Argentiniens,  denn 
z.  B.  sind  75  %  der  Bevölkerung  dort  ansässig,  es  umfaßt  84  %  des  gesamten 
Weizenbaues,  ihm  gehören  77  %  des  Wertes  des  gesamten  argentinischen 
Viehstandes,  80  %  aller  industriellen  Unternehmungen  mit  70  %  der  Gesamt- 
produktion des  Landes  sind  dort  vereinigt.  Hieraus  ergibt  sich,  daß  Argen- 
tinien ökonomisch  aus  zwei  sehr  verschiedenen  Wesenheiten  besteht:  einerseits 
dem  ebengenannten  reichen  Produktionsgebiet  mit  im  allgemeinen  sehr  gün- 
stigen natürlichen  Bedingungen,  einer  relativ  dichten  Besiedlung  und  einem  — 
wie  schon  früher  erwähnt  —  ziemlich  gut  entwickelten  Eisenbahnnetz,  und  be- 
günstigt durch  die  Nähe  der  Exporthäfen  am  Paranä  (vgl.  den  vorigen  Ab- 
schnitt), am  Rio  de  la  Plata  (Buenos  Aires,  La  Plata)  und  am  Meere  (Bahia 
Bianca);  andererseits  aus  dem  ungeheuer  großen  Rest,  der  an  der  Volkswirt- 
schaft nur  mit  geringen  Prozenten  beteiligt  und  dessen  Besiedlung  äußerst 
spärlich  ist,  da  ungünstigere  natürliche  Verhältnisse  nur  ganz  bestimmte 
und  zum  Teil  lokal  engbegrenzte  Wirtschaftsformen  zulassen. 

Im  Westen  und  Süden  ist,  wie  wir  bereits  wissen,  das  Pampagebiet 
umgeben  von  trockenen  oder  sehr  trockenen  Landstrichen,  wo  naturgemäß 
eine  gleichmäßige  Besiedlung  überhaupt  ausgeschlossen  ist  —  es  bleibt 
nun  noch,  einen  Blick  auf  den  Norden  der  großen  Ebene,  jenseits  des 
31.  Grades,  zu  werfen.  Hier  befinden  wir  uns  im  subtropischen, 
sommerheißen  Waldgebiet,  mit  Regenmengen,  die  nach  NO.  zu  immer 
reichlicher  werden:  während  Santiago  del  Estero  nur  482  mm  mittlere  jähr- 
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liehe  Regenmenge  hat,  fallen  in  Corrientes  schon  1214  mm,  in  Posadas  1311, 
in  Puerto  Bertoni  (Nordgrenze  von  Misiones)  1868  mm  jährlich  mit  Winter- 
minimum. Für  Getreidebau  (außer  Mais)  ist  das  Klima  zu  heiß;  mit  Reis- 
pflanzungen sind  in  Corrientes  und  besonders  Misiones  Versuche  ge- 
macht worden  (im  ganzen  ca.  1000  ha),  die  gute  Resultate  ergeben  haben; 
die  längs  des  Rio  Bermejo  begonnenen  Baumwollpflanzungen 
(ca.  3000  ha)  versprechen  Erfolg.  Sonstige  Kulturen  des  Nordens  sind  noch: 
Mandiocawurzel,  Tabak  (in  Corrientes  7000  ha),  Apfelsinen 
(besonders  Corrientes)  und  in  Misiones  die  Pflanzungen  von  Y  e  r  b  a  ;  letztere 
genügen  aber  längst  nicht  dem  Eigenbedarf  des  Landes,  der  sehr  groß  ist; 
denn  aus  Paraguay  und  Südbrasilien  wird  dieses  Produkt  im  Werte  von 
über  10  Mill.  Pesos  jährlich  bezogen.  Die  Viehzucht  wird  als  Schafzucht 
besonders  im  Norden  von  Entre  Rios  und  in  Corrientes  betrieben  (beide 
Provinzen  zusammen  fast  7  Mill.  Stück),  während  jenseits  des  Paranä, 
im  Chacogebiet,  eine  sehr  extensive  Rinderzucht  betrieben  wird  mit  gering- 
wertigem Vieh,  da  Rassevieh  die  dortige  Zeckenplage  (Qarapata)  nicht  er- 
tragen kann  und  an  der  durch  sie  verursachten,  „Tristeza"  genannten  Krank- 
heit eingeht;  für  alles  Vieh,  das  aus  dem  Norden  nach  dem  Pampagebiet 
kommt,  ist  infolgedessen  gesetzlich  ein  Desinfektionsbad  an  einer  bestimmten 
Grenze  vorgeschrieben. 

Das  Chacogebiet  ist  ungeheuer  groß  und  nur  an  seinen 
Rändern  bekannt,  es  umfaßt  den  Norden  von  Santa  Fe\  Santiago  del 
Estero,  den  Osten  von  Salta  und  die  Territorien  Chaco  und  Formosa, 
zusammen  mehr  als  400  000  qkm  mit  noch  nicht  400  000  Einwohnern,  d.  h. 
einer  mittleren  Dichte  von  rund  1  auf  den  qkm,  in  Wirklichkeit  drängt  sich 
die  Besiedlung  an  den  Flußläufen  und  Bahnlinien  zusammen,  und  das  Innere 
ist  also  leer,  auch  auf  den  Karten  noch  ein  großer  leerer  Fleck.  Der  Chaco 
besteht  in  einem  Gemisch  von  Wald  und  offenem  Kamp  (woraus  sich  der 
Weidebetrieb  erklärt) ;  die  Waldbestände,  bald  sehr  ausgedehnt,  bald  kleiner, 
überwiegen  jedoch.  Der  Chacowald  ist  aber  kein  Hochwald,  sondern  ein 
niedriger,  dorniger  Wald  (mittlere  Höhe  etwa  6—8  m)  von  xerophilem 
Charakter,  mit  Ausnahme  einer  etwa  80  km  breiten  Zone  am  Paranä,  die 
feuchter  ist,  und  den  Uberschwemmungsstrichen  am  Pilcomayo  und  Bermejo, 
wo  viele  Palmen  wachsen.  Der  wertvollste  Baum  des  Chaco,  der  0  u  e  - 
bracho  Colorado1,  bildet  keine  geschlossenen  Bestände,  sondern 
wächst  zerstreut  im  Buschwald.  Die  Ausbeutung  dieser  riesigen  Wald- 
bestände findet  wegen  mangelnder  Verkehrsmittel  nur  an  den  Rändern  statt 
und  an  der  wenig  leistungsfähigen  Querbahn  (Resistencia — Anatuya),  und 
zwar  in  Form  eines  rücksichtslosen  Raubbaues:  Eisenbahnschwellen  und 
Pfosten  von  Quebracho,  Brennholz  von  verschiedenen  Harthölzern,  auch 
viel  Köhlerei,  besonders  seit  der  Kohlenkrisis  während  des  Krieges;  nur 
im  Chaco  von  Santa  Fe"   ist  die  Fabrikation  des  Quebracho-Extraktes  an- 


1  Vgl.  L  ü  t  g  e  n  s  ,  Beiträge  zur  Kenntnis  des  Quebrachogebietes  in  Argentinien 
und  Paraguay.  (Mitt.  d.  Geogr.  Ges.  Hamburg.  1911.  XXV,  Heft  1);  ferner:  Ztschr. 
d.  Ges.  f.  Erdk.  Berlin  1886.     XXI,  S.  59  ff.;  „Ausland".     1888.     Nr.  2—4. 
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sässig,  die  Fabriken  liegen  alle   in  der  Nähe  des  Paranä  und  der  Santa 
Fe-Bahn. 

Außer  den  Verkehrsschwierigkeiten  besteht  im  Chaco  noch  ein  ungelöstes 
wirtschaftliches  Problem:  die  Wasserfrage.  Fließendes  Wasser  außer- 
halb der  großen  Chacoströme  ist  nicht  vorhanden,  Süßwasserlagunen  (Regen- 
wasser) sind  selten  und  von  periodischer  Dauer  (im  Viehzuchtgebiet  werden 
sie  künstlich  angelegt,  die  sog.  „Represas",  besonders  in  Santiago  delEstero); 
das  Grundwasser  ist  aber  leider  überwiegend  brackisch  oder  stark  salzig, 
nicht  nur  in  den  gewöhnlichen  Brunnen,  sondern  auch  in  den  tieferen 
Schichten:  beispielsweise  wurden  bei  der  bis  zu  660  m  Tiefe  vorgetriebenen 
Bohrung  in  Anatuya  acht  Qrundwasserhorizonte  erschlossen,  die  sämtlich 
nur  Salzwasser  enthielten.  Aus  alledem  erhellt,  daß  der  Chaco  im  ganzen 
für  Kolonisation  größeren  Stiles  ausscheiden  muß. 

In  Misiones  hat  der  Wald  einen  schon  tropischen  Anstrich,  ist  undurch- 
dringlicher Hochwald  und  kann  nur  auf  den  geschlagenen  Wegen  („Picadas") 
passiert  werden.  Er  enthält  viel  Nutzholz  (Lapacho,  Cedro,  Pino  u.  a.  m.), 
das  aber  wegen  der  Transportschwierigkeiten  nur  in  beschränktem  Maße 
ausgebeutet  werden  kann;  die  Holzschlägereien  gehen  kaum  weiter  als 
20  km  tief  vom  Paranä  ab  in  den  Urwald.  Wichtiger  ist  noch  die  Aus- 
beutung der  spontan  in  den  etwas  höheren  Lagen  des  Waldes  wachsenden 
Bestände  des  Yerbabaumes,  der  sog.  „Yerbales"  *.  Die  Bodenkultur  In 
Misiones  beschränkt  sich  im  wesentlichen  auf  Hackbau  auf  gerodeten  Wald- 
blößen, wobei  aber  die  großen,  schwer  zu  beseitigenden  Wurzelstrünke  im 
Boden  bleiben,  so  daß  eben  nur  Handarbeit  möglich  ist;  es  ist  also  ein 
sonst  Argentinien  gänzlich  fremder  Wirtschaftstyp,  ein  Übergreifen  der  süd- 
brasilianischen Arbeitsmethode  vorhanden. 

Der  ganze  Norden  Argentiniens  krankt  an  dem  Mangel  an  Verkehrs- 
mitteln —  abgesehen  von  den  Paranä-Ufern  —  und  der  großen  Entfernung 
von  Absatzmärkten.  Es  fehlt  dem  ganzen  Nordosten  eine  Handelsstadt, 
ein  wirtschaftlicher  Brennpunkt,  überhaupt  Energie;  während  im  Westen 
Tucuman  100  000  Einwohner,  Mendoza  70  000  Einwohner  haben,  besitzt  die 
größte  Stadt  des  Nordostens  Corrientes  nur  28  000,  Santiago  del  Estero 
hat  etwa  ebensoviel,  Posadas  10  000,  Resistencia  („Hauptstadt"  des  Chaco- 
territoriums)  8000,  Formosa  („Hauptstadt"  von  Formosa)  4000  Einwohner. 

Zum  Schluß  betrachten  wir  noch  kurz  eine  besondere  Klimazone  in 
Patagonien,  nämlich  den  Cordillerenrand  und  seine  Täler.  Hier  be- 
finden wir  uns  im  Bereich  der  andinen  Regenfälle  des  Südens  (etwa  von 
39°  ab),  die  freilich  nur  einen  ganz  schmalen  Streifen  Landes  nahe  der 
Grenze  begünstigen,  aber  dort  im  Verein  mit  den  gemäßigten  Temperatur- 
verhältnissen ein  für  Viehzucht  hervorragend  geeignetes  Gebiet  schaffen 
mit  saftiger  Naturweide  und  überall  fließendem  Wasser  (Bariloche:  Januar 
14,8°,  Juli  2,7°,  mittlere  Regenmenge  931  mm;  16  de  Octubre  15,8°— 2,1°, 


1  Vgl.  Verh.  Ges.  Erdk.  Berlin  1883,  S.  348  ff;  „Export".  1885.  Nr.  4;  Spe- 
g  a  z  z  i  n  i ,  AI  trav6s  de  Misiones.  Rev.  Facult.  Agron.  y  Veter.  Buenos  Aires  1909. 
S.  9—93  (mit  Karte  der  Yerbales). 
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499  mm).  Dazu  gesellt  sich  als  weitere  Naturgabe  der  Wald  der  pata- 
gonischen  Cordillere,  eine  ununterbrochene  Zone,  die  von  der  genannten 
Breite  bis  zum  Feuerland  reicht  und  hauptsächlich  aus  südhemisphärischen 
Buchenarten  (Notofagus  sp.)  zusammengesetzt  ist,  die  Nutz-  und  Brennholz 
liefern1;  aus  ihnen  baut  der  dortige  Siedler  seine  Häuser  und  Zäune,  fabriziert 
sein  Mobiliar,  seine  Karren.  Aber  dieser  Reichtum  hört  sozusagen  wie 
abgeschnitten  am  Fuß  der  Cordillere  auf,  unmittelbar  anschließend  beginnt  die 
trockene,  arme  Steppe  des  Mesetagebietes.  Leider  hat  auch  dieser  herr- 
liche Landstrich  seine  Nachteile:  die  Entlegenheit  und  infolgedessen 
die  Verkehrsschwierigkeiten,  worauf  schon  früher  hingewiesen  wurde,  denn 
die  in  Luftlinie  so  nahe  pazifische  Küste  kommt  südlich  vom  Lago  Nahuel 
Huapi  für  die  Verkehrsrichtung  nicht  in  Frage,  da  sie  wegen  des  Urwaldes 
und  der  unwegsamen  engen  Felsschluchten  der  wilden  Bergströme  uner- 
reichbar ist;  Aus-  und  Einfuhr  gehen  durchaus  über  die  atlantische  Küste. 
Erst  wenn  die  angefangenen  Querbahnen  bis  zum  Cordillerenfuß  durch- 
geführt und  noch  weitere  Linien  gebaut  sind,  wird  diese  weltabgeschiedene, 
von  der  Natur  in  jeder  Hinsicht  ausgezeichnete  Gegend  den  wirtschaftlichen 
Aufschwung  nehmen,  der  ihr  gebührt.  Wenn  man  im  wirtschaftsgeogra- 
phischen Sinne  von  „Patagonien"  als  einem  Ganzen  spricht,  so  Ist  dies  also 
nicht  ganz  richtig,  es  muß  unterschieden  werden  zwischen  dem  gewaltigen 
„Mesetagebiet"  (nur  extensive  Schafzucht)  und  dem  schmalen  „Cordilleren- 
rand"  (Schaf-  und  Großviehzucht  auf  viel  kleineren  Räumen,  Holzsägereien, 
Wasserkraft) 2. 

Faßt  man  die  Ergebnisse  aus  den  vorhergehenden  Betrachtungen  kurz 
zusammen,  so  sieht  man,  daß  die  unmittelbare  Bodenbenutzung  in  Argen- 
tinien zum  Zwecke  der  Weidewirtschaft  fast  überall  möglich  ist,  daß  hin- 
gegen die  natürlichen  Vorbedingungen  für  Bodenkultur  nur  in  bestimmten, 
allerdings  recht  ausgedehnten  Teilen  des  Landes  vorhanden  sind,  während 
andere,  noch  größere  Gebiete  dafür  überhaupt  nicht  oder  nur  unter  gewissen 
Bedingungen  (Bewässerungsmöglichkeit  und  Wasserrecht,  Urbarmachung 
von  Wald,  Verbesserung  der  Verkehrsverhältnisse)  geeignet  sind.  Da  nun 
die  Viehzucht  als  Wirtschaft  für  Einwanderer  wegen  der  Kapitalfrage  kaum 
in  Frage  kommt  und  die  Industrie  nur  auf  ganz  wenige  Punkte  konzentriert 
und  in  ihrem  Wirkungskreis  beschränkt  ist s,  muß  die  Bodenkultur 
als  einzige  Grundlage  für  die  Seßhaftmachung  der  überwiegenden  Mehrzahl 
der  Einwanderer  bezeichnet  werden.    Es  ergibt  sich  hieraus,  daß  mit  dem 


1  Rothkugel,  Los  bosques  patagönicos.  (Minist,  de  Agricult.,  Ofic.  de 
Bosques  y  Yerbales.)     Buenos  Aires  1916. 

2  Benignus,  In  Chile,  Patagonien  und  auf  Feuerland.  Berlin  1912;  V  al- 
len t  in,  Chubut.  Im  Sattel  durch  Cordillere  und  Pampa.  Berlin  1906;  derselbe, 
Ein  unerschlossenes  Kulturland.  Neuquen  und  Rio  Negro.  Berlin  1907;  Witte, 
Consideraciones  econömicas  sobre  la  Patagonia  austral,  especialmente  sobre  la  zona 
andina.  (Patagonia,  Resultados  de  las  expediciones  realizadas  en  1910  a  1916. 
Editado  por  la  Sociedad  Cientifica  Alemana.)     Buenos  Aires  1917.     S.  379 — 410. 

3  Der  Bergbau  in  Argentinien  hat  gegenwärtig,  mit  Ausnahme  der  Petroleum- 
gewinnung (staatlich  oder  großkapitalistisch)  keine  Bedeutung,  hauptsächlich  wegen 
der  Entlegenheit  der  Minengebiete. 
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Wort  „Argentinien"  als  Auswanderungsziel  an  sich  noch  gar  nichts  gesagt 
ist,  da,  wie  im  Vorhergehenden  skizziert  wurde,  Argentinien  gemäß  der 
Verteilung  der  natürlichen  Verhältnisse  in  eine  Anzahl  von  Einzelgebiete 
zerfällt,  die  man  auf  Grund  ihrer  Ausdehnung  ganz  gut  als  „Länder"  be- 
zeichnen kann,  von  denen  jedes  seine  eigenen,  individuellen  wirtschaftlichen 
Züge  aufweist,  teils  sehr  verlockende,  teils  sehr  ungünstige,  teils  mittel- 
mäßige. 

Sich  über  die  natürlichen  geographischen  Grundlagen  in  den  einzelnen 
Landesteilen  gehörig  zu  unterrichten,  ist  daher  eine  unabweisbare  Forderung 
für  alle  diejenigen,  die  sich  in  Argentinien  dem  Landbau  widmen  wollen: 
der  allgemeine  Begriff  „Argentinien"  muß  dabei  ausgeschaltet  und  ersetzt 
werden  durch  die  natürlichen  Einzellandschaften,  —  hierzu  sollten  meine 
bisherigen  Ausführungen  eine  Anregung  geben. 

IV.   Bevölkerung  und  Wirtschaft. 

1.  Argentiner  und  Fremde.  Naturgemäß  spielen  in  einem  so 
jungen  Einwanderungsland  wie  Argentinien  die  Fremden  der  Zahl  nach  eine 
große  Rolle,  aber  noch  weit  bedeutender  fällt  ihre  wirtschaftliche 
Qualität  gegenüber  dem  Argentiner  in  die  Wagschale,  denn  ihrer  Arbeit, 
ihrem  Unternehmungsgeist,  ihrer  Energie  verdankt  überhaupt  das  Land 
seinen  raschen  wirtschaftlichen  Aufstieg.  Industrie,  Handel  und  Verkehrs- 
wesen werden  heute  von  ihnen  beherrscht,  im  Ackerbau  leisten  sie  mehr  Arbeit 
als  der  Eingeborene,  so  daß  diesem  als  seine  eigene  wirtschaftliche  Domäne 
eigentlich  nur  die  Viehzucht  geblieben  ist;  der  echte  traditionelle  Typ  des 
Argentiners:  der  Estanciero,  der  Herr  über  ungezählte  Quadratkilometer 
Weideland,  der  ohne  persönliche  Arbeit  von  dem  Ertrage  seiner  Herden 
lebt,  tritt  auch  im  heutigen  Argentinien  noch,  wenn  auch  nicht  der  Zahl  nach, 
so  wegen  der  vertretenen  Werte  des  Nationalvermögens,  bedeutend  in  den 
Vordergrund  des  Wirtschaftslebens,  aber  seine  in  dem  vorher  ackerbau- 
und  industrielosen  Lande  bestehende  Alleinherrschaft  ist  vorbei,  die  Zufuhr 
neuer  wirtschaftlicher  Energie  hat  das  Monopol  gebrochen. 

Das  zahlenmäßige  Verhältnis  zwischen  Argentinern  und  Ausländern  ist 
so,  daß  (1919)  ein  Viertel  der  Bevölkerung  von  letzteren  gebildet  wird 
(2,1  Millionen  von  der  Gesamtzahl  von  8,4  Millionen);  von  den  6,3  Millionen 
Argentinern  stammt  aber  mehr  als  die  Hälfte  von  Ausländern  ab,  da  nach 
dem  argentinischen  Gesetz  jedes  in  Argentinien  geborene  Kind  Argentiner 
ist.  Der  Begriff  „Argentiner"  zerfällt  also  in  zwei  Kategorien:  1.  umfaßt 
er  im  ethnographischen  Sinne  die  Deszendenz  der  spanisch-indianischen 
Mischbevölkerung  (mit  nur  wenig  rein  erhaltenem  spanischen  Blute),  die 
das  Land  vor  dem  Beginn  der  Einwanderung  (1852)  bewohnte,  die  eigent- 
lichen „Criollos";  2.  im  politischen  Sinne  die  Deszendenz  von  Europäern, 
hauptsächlich  Romanen  (und  unter  diesen  wieder  in  erster  Linie  Italiener), 
rein  oder  gemischt  mit  1,  woraus  sich  eine  heterogene  Zusammensetzung, 
eine  ethnographische  Buntheit  ergibt,  die  nur  durch  den  politischen  Begriff 
zusammengehalten  wird,  dem  also  das  Merkmal  der  „Rasse"  fehlt.    Nur  in 
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dem  in  der  Minderzahl  befindlichen  „Criollo"-Element  kann  man  gewisse, 
durch  eine  längere  bodenständige  Entwicklung  erworbene  Rasseneigentüm- 
lichkeiten erkennen:  Mittelgröße  und  darunter,  dunkle  Hautfarbe  (braun 
in  allen  Schattierungen),  starkes  schwarzes,  schlichtes  Haar,  zierliche 
Hände  und  Füße,  regelmäßige  Gesichtszüge,  schwarze,  etwas  melancholische 
Augen;  sein  Wesen  ist  ernst,  gemessen,  passiv,  er  ist  nüchtern  und  an- 
spruchslos, sein  Arbeitsdrang  ist  minimal;  im  ganzen  kann  man  sagen:  ein 
sympathischer,  aber  für  die  heutige  intensive  Arbeitsmethode  wenig  brauch- 
barer Menschenschlag;  Anspannung  der  Energie  liegt  seinem  Temperament 
fern  und  wird  möglichst  vermieden.  Hieraus  entspringen,  wie  wir  sehen 
werden,  wichtige  Folgen  für  die  wirtschaftliche  Durchdringung  des  Landes. 
2.  Dichte  und  räumliche  Verteilung  der  Bevölkeru n"g. 
Werfen  wir  zuerst  einen  Blick  auf  die  räumliche  Verteilung.  Die  Gesamt- 
dichte Argentiniens  von  noch  nicht  3  stellt  das  Land  an  einen  der  letzten 
Plätze  der  Weltstatistik:  es  ist  ein  im  allgemeinen  noch  leeres  Wohngebiet. 
Die  errechnete  Zahl  hat  aber  keinen  praktischen  Wert,  da  von  einer  auch  nur 
einigermaßen  gleichmäßigen  Verteilung  der  Bevölkerung  nicht  die  Rede  ist 
und  infolge  der  natürlichen  Verhältnisse  auch  gar  nicht  die  Rede  sein  kann. 
Wie  schon  einmal  erwähnt,  sind  fast  drei  Viertel  der  Gesamtbewohner  auf  das 
Hauptackerbau-  und  Viehzuchtgebiet  zusammengedrängt,  nämlich  73%  entfallen 
auf  Stadt  und  Provinz  Buenos  Aires,  den  Süden  von  Santa  Fe,  Entre  Rios 
und  den  Osten  von  Cördoba,  wo  die  Dichte  immer  5  überschreitet.  Die  Stadt 
Buenos  Aires  allein  beherbergt  ein  Fünftel  der  Bevölkerung  Argentiniens,  wo- 
hingegen in  den  Provinzen  La  Rioja  und  Catamarca  sowie  in  den  National- 
territorien (mit  alleiniger  Ausnahme  von  Misiones)  die  Dichte  unter  1,  und 
zwar  zum  Teil  erheblich  darunter  beträgt.  Dieses  menschenleere  Gebiet 
umfaßt  etwa  1,4  Mill.  qkm  in  runder  Zahl,  also  etwa  die  Hälfte  des  Landes; 
ganz  Patagonien,  ungefähr  doppelt  so  groß  wie  das  Deutsche  Reich,  hat 
nur  100  000  Einwohner!  Die  einzigen  Stellen  außerhalb  des  obengenannten 
dichter  besiedelten  Gebietes,  an  denen  noch  eine  lokale  Verdichtung  der 
Bevölkerung  stattfindet,  sind  die  Provinzen  Tucuman  (Zuckerindustrie,  größte 
Dichte  unter  allen  argentinischen  Provinzen  mit  14,4)  und  Mendoza  (Wein- 
industrie), wo  die  Besiedlung  im  Bereich  der  Bewässerungszonen  zusammen- 
gedrängt ist.  Die  übrigen  Landesteile  (mit  Ausnahme  von  Corrientes  —  4,1  — 
und  Santiago  del  Estero  —  2,5  — )  besitzen  eine  Dichte  zwischen  1  und  2. 
Infolgedessen  hat  man  nicht  mit  Unrecht  Buenos  Aires  einen  „Wasserkopf" 
genannt,  um  seine  unverhältnismäßige  Größe  zu  kennzeichnen. 

Wenn  wir  nun  untersuchen,  ob  Argentiner  und  Fremde  gleichmäßig  unter 
die  Bevölkerung  verteilt  sind,  so  bemerken  wir  gerade  das  Gegenteil:  fast 
alle  Ausländer  hausen  in  Stadt  und  Provinz  Buenos  Aires,  im  Süden  von 
Santa  F6  und  Osten  von  Cördoba,  also  wiederum  im  wirtschaftlichen  Zentrum. 
87  %  der  Ausländer  sind  in  diesem  beschränkten  Gebiete  ansässig,  von  den 
Einwohnern  der  Hauptstadt  sind  nur  die  Hälfte  Argentiner!  Der  ursächliche 
Zusammenhang  zwischen  der  Ansiedlung  der  Ausländer  gerade  in  dem  ge- 
nannten Landesteil  und  den  dort  vorhandenen  Möglichkeiten  wirtschaftlicher 
Betätigung  einerseits,  andererseits  umgekehrt  zwischen  der  wirtschaftlichen 
Weltwirtschaftliches  Archiv  Bd.  XVIII.  II 


18*  Chronik  und  Archivalien. 

Höhe  dieses  Gebietes  und  der  starken  Durchsetzung  mit  Fremden  liegt  auf 
der  Hand.  Gleichzeitig  dürfen  wir  auch  annehmen,  daß  die  wirtschaftliche 
Schwäche  anderer  Landesteile  mit  dem  —  wegen  ungünstiger  Verhältnisse 
bedingten  —  Fernbleiben  der  Ausländer  in  Zusammenhang  steht.  Die  ein- 
zigen Stellen  im  Innern  des  Landes,  wo  diese  noch  eine  Rolle  spielen,  sind 
wiederum  Mendoza  (32  %  der  Provinzbevölkerung)  und  Tucuman  (10  %). 
Die  Intensität  der  wirtschaftlichen  Aufschließung  hängt  also  zum  großen 
Teil  von  der  Initiative  der  ausländischen  Elemente  ab,  was  auch  im  letzten 
offiziellen  Zensuswerke  von  1914 '  ausdrücklich  festgestellt  wird,  wo 
Martinez  in  Band  VIII,  S.  135,  sagt,  daß  die  Ausländer  mehr  Energie 
und  eine  bessere  Vorbildung  besitzen  als  die  Argentiner,  die  sich  lieber  mit 
Politik  und  Jagd  nach  Staatsanstellung  abgeben,  als  an  dem  Wettbewerb 
des  Schaffens  tätigen  Anteil  nehmen.  Das  liegt  nun  einmal  so  in  ihrem 
Temperament.  Soll  man  sich  da  wundern,  zu  hören,  daß  64,3  %  der 
industriellen  Betriebe  und  71  %  aller  Handelsunternehmen  in  der  Hand  von 
Ausländern  sind? 

3.  Stadt-  und  Landbevölkerung.  Ländliche  Besitz- 
verhältnisse. In  einem  fast  ganz  auf  Landwirtschaft  eingestellten 
Staatswesen  wie  Argentinien  sollte  man  ein  Überwiegen  der  Landbevölkerung 
über  die  städtische  erwarten.  Das  ist  aber  nicht  der  Fall,  denn  erstere 
umfaßt  nicht  einmal  die  Hälfte  der  Gesamtzahl,  42  %,  etwa  3,3  Millionen 
Menschen,  während  die  drei  Großstädte  Buenos  Aires,  Rosario  und  Cördoba 
zusammen  schon  über  2  Millionen  Einwohner  zählen,  ein  Viertel  aller  in 
Argentinien  wohnenden  Menschen.  Dieses  starke  und  keineswegs  natürliche 
Mißverhältnis  zwischen  ein  paar  Großstädten,  die  einen  so  bedeutenden  Teil 
der  Bevölkerung  absorbieren,  und  dem  menschenleeren  Lande  weist  deutlich 
auf  eine  fehlerhafte  Entwicklung  im  Wirtschaftsleben  hin:  in  Argentinien 
fehlt  der  eigentliche  Bauernstand.  Damit  berühren  wir  eines  der  aktuellen 
Probleme  in  der  Volkswirtschaft  Argentiniens:  die  Verteilung  des  Grund- 
besitzes. Aus  der  Vergangenheit  haben  sich  die  Latifundien  bis  in  die 
Gegenwart  fast  unverändert  erhalten,  was  ja  in  manchen  Gegenden  zum 
Zwecke  der  Viehzucht  wegen  der  Spärlichkeit  der  Naturweide  gewiß  be- 
rechtigt ist,  dagegen  in  dem  eigentlichen  „Pampa"-Gebiet  und  zumal  in  den 
dem  Ackerbau  dienenden  Gegenden  durchaus  verurteilt  werden  muß. 
Martinez,  der  schon  oben  zitierte  Direktor  des  Zensus,  führt  hierüber 
Klage  in  Band  VI  des  Werkes,  S.  LH:  „Schon  vor  den  Toren  von  Buenos 
Aires  gibt  es  Besitzungen  von  mehr  als  20  Quadratleguas  Ausdehnung 
(1  Quadratlegua  =  2500  ha);  in  der  Provinz  Buenos  Aires,  der  volkreichsten 
der  ganzen  Republik,  liegen  heutzutage  noch  Estancien  von  ungeheurer  Größe, 
die  zwischen  50  und  135  Quadratleguas  Land  in  einer  Hand  vereinigen." 

Eine  kleine  statistische  Tabelle  über  die  Verteilung  des  Grundbesitzes  nach 
der  Größe,  Zahl  der  Besitzungen  und  dem  Flächeninhalt  gibt  folgendes  Bild: 


J  Terces  Ceirso  National,  levantado  el  1°  de  Junio  de  1914.  10  Bände.  Buenos  Aires 
191b — 1919.  (Vgl.  meine  Besprechung  in  Ztschr.  d.  Deutsch.  Wiss.  Vereins.  Buenos  Aires 
1918.    S.  293;  desgl.  einen  Auszug  in  Ztschr.  d.  Ges.  f.  Erdk.    Berlin  1919.    S.  445  ff.) 


Allgemeine  Wirtschaftskunde  und  allgemeine  Wirtschaftspolitik. 
Verteilung  des  Grundbesitzes  in  Argentinien1. 


19* 


Größe 

Anzahl 

Gesamtareal 

A.  Kleinere  Besitzungen 

bis  500  ha: 

100000 
35  000 
45000 
87  000 

1    Mill.  ha 

26—50  ha 

1,3    „     . 

3,5    ,      . 

20       ,      . 

B.  Großgrundbesitz: 

501—1000  ha 

Insgesamt 

267  000 

14000 

20000 

3000 

1500 

500 

25,8  Mill.  ha 
9,5    „      . 

1001—5000  ha 

48       .     . 

5001—10  000  ha. 

25       „      „ 

10001—  25000  ha 

25       ,      „ 

29       „      . 

Insgesamt 

39  000 

136,5  Mill.  ha 

Es  gibt  also  zwar  siebenmal  so  viel  Kleingrundbesitzer  als  Großgrund- 
besitzer, diese  verfügen  aber  über  eine  fast  sechsmal  so  große  Fläche 
Landes  als  jene.  Zwei  Tatsachen  sind  es,  die  dem  Bestehen  des  landwirt- 
schaftlichen Klein-  und  Mittelbetriebes  hinderlich  sind:  1.  die  Trennung  der 
Bewirtschaftung  in  ausschließliche  Viehzucht  und  ausschließlichen  Feldbau, 
2.  das  für  den  Ackerbau  allgemein  übliche  Pachtsystem,  indem  der  Groß- 
grundbesitzer statt  zu  verkaufen,  lieber  Teile  seines  Landes  verpachtet  zum 
Zwecke  der  Bodenbearbeitung,  und  zwar  allermeist  auf  kurze  Frist,  nämlich 
auf  ein  Jahr2.  Dieser  herrschende  Brauch,  der  den  Pächter  zu  einem 
Nomadenleben  verurteilt,  ist  gerade  der  Hauptgrund,  warum  sich  kein  ein- 
gesessener Bauernstand  entwickeln,  kein  Heimwesen  entstehen  kann, 
in  dem  die  Liebe  zur  eigenen  Scholle  die  Arbeit  auf  eine  ethisch  höhere 
Stufe  erhebt  und  zu  ständigen  Verbesserungen  des  Betriebes  anregt  —  in 
der  argentinischen  Pampa  denkt  der  Pächter  nur  daran,  mit  den  geringsten 
Unkosten  möglichst  viel  für  sich  herauszuschlagen,  steckt  aber  natürlich 
keinen  Centavo  in  Verbesserungen  an  fremdem  Besitz,  deren  Nutznießung 
doch  nur  sein  Nachfolger  hätte.  So  ist  z.  B.  das  Heim  eines  Landpächters 
im  Durchschnitt  über  die  Maßen  erbärmlich  und  primitiv  beschaffen,  ganz 
zu  schweigen  von  der  Häßlichkeit:  ohne  Stil,  ein  viereckiger  unverputzter 
Ziegel-  oder  Lehmkasten  mit  Blechdach,  ohne  Fußboden,  ohne  Garten,  ohne 
eine  Blume,  umgeben  von  Abfallhaufen,  Blech,  Draht,  Knochen,  Scherben  — 
so  stehen  diese  traurigen  Wohnstätten  auf  der  Pampa,  meist  bewohnt  von 


1  „Zensus",  a.  a.  O.,  V.  Bd. 

2  Der  Erwerb  von  Fiskalland  wird  erschwert  durch  die  tadelnswerte  Saumselig- 
keit in  der  Ausstellung  der  Besitztitel  sowie  das  Fehlen  der  Vermessung;  infolgedessen 
findet  vielfach  eine  „wilde"  Besitzergreifung  statt,  und  es  ist  oft  schwer,  diese  sog. 
„Intrusos"  zu  entfernen  —  ganz  zu  schweigen  von  den  wirtschaftlichen  Schwierig- 
keiten, wie  ungünstige  Klima-  und  Bodenverhältnisse,  Urwald,  Wassermangel  und  die 
mangelhaften  Verkehrsmöglichkeiten. 
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den  ungebildeten  italienischen  Landarbeitern,  die  eben  mit  solcher  Unkultur 
zufrieden  sind.  Aber  kein  deutscher  Bauer  wird  sich  leicht  mit  solcher 
Unterkunft  abfinden  können,  wenn  er  vorher  nicht  weiß,  was  er  zu  erwarten 
hat;  es  sind  wahrlich  keine  Heimstätten  für  zivilisierte  Menschen. 

Dörfer  in  deutschem  Sinne  gibt  es  nicht,  in  der  Pampa  bestehen  außer 
den  Einzelsiedlungen  (E  s  t  a  n  c  i  a  mit  Herrenhaus,  meist  einfach,  aber  ge- 
räumig, C  h  a  c  r  a  mit  dem  beschriebenen  Pächterhaus,  P  u  e  s  t  o  auf  den 
Viehzuchtestancien,  Hütte  eines  Hirten,  der  über  einen  bestimmten  Teil  des 
Landes  nebst  dem  dazugehörigen  Vieh  die  Aufsicht  hat)  nur  die  Kamp- 
städtchen —  das  ödeste  an  Gemeinschaftssiedlung,  was  man  sich  vorstellen 
kann,  an  den  Eisenbahnstationen  nach  und  nach  entstanden,  also  meist 
jüngeren  Datums:  nur  wenige  unter  ihnen  haben  städtischen  Anstrich  und 
mehr  als  5000  Einwohner. 

Welch  große  Verbreitung  das  Pachtsystem  im  Ackerbau  hat,  zeigt 
der  Vergleich  zwischen  der  Anzahl  von  Betrieben,  die  vom  Besitzer  selbst 
bearbeitet  werden  und  derer,  die  verpachtet  sind:  gegenüber  72  000  (rund) 
Eigentümern  stehen  75  000  Pächter.  Unter  den  Eigentümern  stehen  die 
Argentiner  mit  mehr  als  der  Hälfte  voran,  aber  die  Pächter  sind  zu  fast 
drei  Vierteln  Ausländer,  nämlich  rund  55  000,  darunter  35  000  Italiener  und 
10  000  Spanier;  man  ersieht  hieraus,  daß  der  größte  Teil  des  Ackerbaues 
in  Argentinien  Arbeit  von  Ausländern,  und  zwar  vorwiegend  von  Italienern 
ist.  Wenn  man  Eigentümer  und  Pächter  zusammennimmt,  so  verhalten  sich 
Einheimische  zu  Ausländern  etwa  wie  7  :  10.  Dagegen  steht  in  der  Vieh- 
zucht der  Argentiner  weit  voran,  dies  war  und  ist  fast  das  einzige  volks- 
wirtschaftliche Gebiet,  auf  dem  er  eine  führende  Stellung  einnimmt.  Den 
Fremden  verdankt  also  Argentinien  Tn  der  Tat,  wie  schon  eingangs  gesagt 
wurde,  sehr  viel;  ohne  die  Einwanderung  wäre  der  so  rasche  wirtschaft- 
liche Aufschwung  seit  1880  nicht  denkbar. 

4.  Einwanderung.  Bildungsstand.  Die  Einwanderung  ist 
also  eine  notwendige  Energiequelle  für  das  Land  und  ihre  Förderung  be- 
schäftigt die  Regierung  andauernd.  In  den  44  Jahren  von  1871—1914 
landeten  in  Argentinien  5,8  Mill.  Einwanderer,  nach  Abzug  der  wieder  Ab- 
gewanderten verbleibt  ein  Zuzug  von  etwa  4  Mill.  im  ganzen  oder  für  jedes 
Jahrzehnt  etwa  1  Mill.,  das  ist  für  ein  so  großes,  leeres  Land  nicht  viel, 
aber  andererseits  ist  die  Aufnahmefähigkeit,  wie  auch  aus  den  geschilderten 
Verhältnissen  hervorgeht,  nicht  allzu  groß,  vor  allem  wegen  des  Mangels 
an  kleinem  ländlichen  Grundbesitz  bzw.  der  Möglichkeit,  ihn  unter  den 
heutigen  Verhältnissen  zu  schaffen.  Ich  möchte  hier  die  Worte  eines  be- 
deutenden argentinischen  Nationalökonomen,  Dr.  R  a  w  s  o  n ,  zitieren, 
die  zwar  schon  1864  im  Kongreß  gesprochen  wurden,  aber  auch  heute 
noch  Geltung  haben:  „Was  sollten  wir  in  Argentinien  mit  einer  Million 
Einwanderer  anfangen,  da  weder  der  Staat  sofort  zu  besiedelnde  Ländereien 
besitzt,  noch  die  Provinzen  mit  den  ihrigen  etwas  anzufangen  verstehen? 
Was  sollten  wir  mit  einer  Million  Einwanderer  beginnen,  die  nur  kämen, 
um  unsere  Städte  anzufüllen,  weil  sie  kein  Stückchen  Land  fänden,  um  es 
im  Schweiße  ihres  Angesichts  zu  bearbeiten?    Es  wäre  wirklich  ein  Unglück, 
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wenn  sich  eine  bedeutende  Menge  von  Einwanderern  fände,  ohne  daß  das 
Land  wirtschaftlich  auf  ihren  Empfang  vorbereitet  wäre.  Wenn  etwas 
zur  Förderung  der  Einwanderung  geschehen  muß,  so  ist  es,  Garantien  zu 
schaffen  für  den  Landbesitz,  ist  es,  den  Grund  und  Boden  den  Einwanderern 
zur  Verfügung  zu  stellen."  —  Das  übermäßige  Anwachsen  der  Städte  gegen- 
über dem  Rückgang  der  Landbevölkerung,  wie  wir  es  heute  bemerken  \ 
zeigt,  daß  auch  heutzutage  die  Ansiedlungsmöglichkeit  in  Argentinien  be- 
schränkt geblieben  ist.  Dies  und  die  große  Zahl  von  Tagelöhnern  unter  den 
Immigranten  (siehe  weiter  unten),  dazu  der  Umstand,  daß  Buenos  Aires 
zugleich  der  Einwanderungshafen  ist,  haben  viel  zu  den  ungesunden  Verhält- 
nissen in  der  Verteilung  der  Bevölkerung  und  besonders  der  Immigranten 
beigetragen.  Dies  Hängenbleiben  in  Buenos  Aires  hat  auch  die  Hauptschuld  an 
dem  Bestehen  der  Arbeitslosigkeit  in  einem  Lande,  wo  die  Dichte 
unter  3  beträgt,  wo  ungeheure  Gebiete  noch  auf  die  Erschließung  warten!  1917 
gab  es  in  Argentinien  Vi  Mill.  Arbeitslose,  d.  h.  19,5  %  der  gesamten  Arbeiter- 
schaft2! Die  positiven  und  negativen  Überschüsse  aus  Einwanderung  und 
Abwanderung  von  1910  ab  zeigt  folgende  Zusammenstellung: 

Einwanderung  und  Abwanderung  in  Argentinien 
in  den  Jahren  1910—19193. 


1910 

+  208  870 

1915 

-  66  169 

1911 

+  105  063 

1916 

-  46  358 

1912 

+  203  143 

1917 

-  32  931 

1913 

+  145  208 

1918 

-  9  246 

1914 

-  63  363 

1919 

+  2169 

Während  von  1892 — 1904  der  Jahresdurchschnitt  des  Überschusses  rund 
48  000  Menschen  betrug,  verdreifachte  sich  diese  Ziffer  in  den  Jahren  von 
1905—1913  und  erreichte  1910  und  1912  über  200  000,  worin  sich  das  Be- 
kanntwerden der  Prosperität  Argentiniens  und  die  große  Propaganda  der 
Zentenarfeier  widerspiegelt.  Aber  diese  großen  Einwandererströme  von 
1905  an  sind  über  das  Maß  der  Aufnahmefähigkeit  hinausgegangen,  wie  das 
Anwachsen  der  Arbeitslosigkeit  deutlich  zeigt,  die  seit  1913  von  dem  früheren 
Betrag  von  5  %  plötzlich  auf  das  Drei-  und  Vierfache  anwuchs;  es  begann 
daher  von  1914  ab  —  aber  nicht  erst  durch  den  Krieg  verursacht  —  eine 
starke  Abwanderung,  wozu  nun  noch  nach  Ausbruch  des  Krieges  eine  sehr 
starke  Abnahme  der  Einwanderung  kam,  die  aber  nie  ganz  aufhörte,  so 
daß  die  große  Unterbilanz  in  diesen  Jahren  erklärlich  ist. 

Möglichst  große  Mengen  von  Einwanderern  herbeizuziehen,  hat  sich  also 
als  ein  verkehrtes  Prinzip  erwiesen,  und  wenn  man  in  Betracht  zieht,  daß 


1  Zensus,  a.  a.  O.,  VI.  Bd.,  Einleitung. 

2  Gesamtzahl  der  Arbeiter  2,3  Millionen,  davon  in  der  Landwirtschaft  beschäftigt 
450  000,  in  der  Industrie  800  000.  Tagelöhner  und  Gelegenheitsarbeiter 
fast  1  Million! 

3  Nach  Bunge,  El  Intercambio  econömico  de  Ia  Repüblica  Argentina  en  1916. 
Buenos  Aires  1917.    Mit  Ergänzung  späterer  Statistiken. 
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die  Aufnahmefähigkeit  des  Landes  begrenzt  ist,  und  daß  schon  an  und  für 
sich  der  Analphabetismus  in  Argentinien,  wie  der  letzte  Zensus  zeigte,  sehr 
groß  ist,  so  ist  es  ganz  natürlich,  daß  sich  gewichtige  Stimmen  erheben, 
die  eine  bessere  Qualität  der  Einwanderer  statt  großer  Quantität  verlangen. 
Bunge,  der  Leiter  des  statistischen  Amtes,  sagt  sehr  richtig  \  daß  die 
Einwanderung  zum  großen  Teil  minderwertig  war,  der  Abfall  Europas.  Es 
sei  zu  wünschen,  daß  die  Einwanderer  gelernte  Arbeiter  seien,  die  ihr 
Handwerk  verstehen,  und  nicht,  wie  es  leider  überwiegend  der  Fall  ist, 
unwissende  und  unbrauchbare  Tagelöhner.  (Etwa  V3  aller  Einwanderer  ge- 
hört zu  diesen  berufslosen  Gelegenheitsarbeitern,  darunter  zahlreiche  An- 
alphabeten aus  Italien  und  Spanien.) 

Hiermit  kommen  wir  auf  einen  Punkt  zu  sprechen,  der  für  die  Volks- 
wirtschaft ebenfalls  von  Bedeutung  ist,  da  er  sie  ungünstig  beeinflußt:  der 
niedrige  Bildungsstand  eines  großen  Teiles  der  Bevölkerung.  Von  den  über 
sieben  Jahre  alten  Individuen  sind  nämlich  über  ein  Drittel  (35,1  %  =  über 
2  Mill.)  Analphabeten!  Diese  hohe  Zahl  unwissender  Elemente,  die  natür- 
lich den  Fortschritt  mit  einem  Bleigewicht  behängen,  wird  nun  manchmal 
von  argentinischer  Seite  damit  zu  erklären  und  zu  entschuldigen  gesucht,  daß 
eben  die  Einwanderung  das  Land  mit  diesen  Ignoranten  überschwemme, 
und  in  der  Tat  kommen  aus  Italien,  Spanien  und  Kleinasien  eine  Menge 
Analphabeten  nach  Argentinien  (300  000  Italiener  und  200  000  Spanier  ge- 
hörten nach  dem  Zensus  von  1914  dazu),  aber  dieser  Anschauung  wider- 
sprechen zwei  Tatsachen:  1.  über  die  Hälfte  der  Analphabeten  sind  Argen- 
tiner;  2.  gerade  in  den  Provinzen  mit  fast  rein  argentinischer  Bevölkerung 
ist  der  Prozentsatz  der  Analphabeten  am  höchsten:  so  haben  z.  B.  Salta 
53  %,  Corrientes  54  %,  Santiago  del  Estero  63  %,  Jujuy  64  %.  Das  Übel 
ist  zum  Teil  ganz  gewiß  aus  den  Verhältnissen  zu  erklären,  die  den  Schul- 
unterricht sehr  erschweren,  wie  z.  B.  überaus  dünne  Bevölkerung  in  weit 
verstreuten  Einzelsiedlungen  (daß  Kinder  zur  Schule  kilometerweit  reiten, 
ist  im  Innern  eine  ganz  alltägliche  Erscheinung),  schlechte  Wegeverhältnisse, 
Flüsse  ohne  Brücken  usw.,  —  aber  daß  eine  solch  große  Anzahl  von  schul- 
pflichtigen Kindern,  wie  sie  der  Zensus  mit  44,2  %  {=  über  XA  Million!)  an- 
gibt, ganz  und  gar  ohne  Unterricht  aufwachsen,  kann  nicht  damit  entschuldigt 
werden,  sondern  beruht  auf  mangelhafter  Organisation  und  Aufsicht  einer- 
seits und  der  Indolenz,  dem  Fehlen  des  Bildungsdranges  in  der  Bevölkerung 
andererseits.  Es  ist  überflüssig,  auszuführen,  daß  solche  Landesteile,  wo  über 
die  Hälfte  der  Einwohner  weder  lesen  noch  schreiben  kann,  wirtschaftlich 
äußerst  primitiv  organisiert  sein  müssen  und  statt  Fortschritt  Stagnation 
zeigen;  der  große  Abstand  im  Wirtschaftsleben,  der  zwischen  dem  Pampa- 
gebiet und  dem  Rest  des  Landes  besteht,  darf  also  nicht  einseitig  durch 
ungünstigere  natürliche  Verhältnisse  erklärt  werden,  die  weit  geringere  wirt- 
schaftliche Qualität  der  dortigen  Bevölkerung,  wo  zu  den  obenerwähnten 
Charaktereigenschaften  der  Passivität,   des  Mangels  an  Arbeitsdrang  noch 


1  Varios  Problemas  de  la  Economia  Nacional.     (Universidad  Tucuman,  Extension 
universitaria.    Nr.  15.)    Buenos  Aires  1919.     S.  26  ff. 
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die  Unwissenheit  kommt,  trägt  an  der  Rückständigkeit  vieler  Teile  des 
Innern  ebenso  Schuld.  Hier  fehlt  eben  das  Ferment  des  Ausländers,  und 
damit  gelangen  wir  zu  einer  zweiten  wichtigen  Aufgabe  der  argentinischen 
Einwanderungspolitik:  neben  dem  Streben  nach  Verbesserung  der  Qualität 
der  Immigranten  muß  auch  für  ihre  richtige  Verteilung  im  Lande 
gesorgt  werden.  Bunge  sagt  hierüber  folgendes1:  „Das  Problem  der  Ein- 
wanderung kann  nicht  mehr  dem  individuellen  Entschluß  der  Einwanderer 
überlassen  bleiben,  es  müssen  Maßregeln  ergriffen  werden,  um  die  Immi- 
granten in  passender  Weise  über  das  Land  hin  zu  verteilen,  —  nur  eine 
verständige  Organisation,  die  unsere  Wirtschaftsgeographie  zu  Rate  zieht, 
kann  hierzu  führen.  Ich  glaube,  daß  einer  der  wichtigsten  Grundsätze  für 
unsere  zukünftige  Einwanderungspolitik  der  sein  muß,  die  Einwanderer  im 
Verhältnis  zur  eingeborenen  Bevölkerung  im  ganzen  Lande  zu  verteilen; 
die  größten  Anstrengungen  müssen  gemacht  werden,  um  die  Ausländer  in 
den  Provinzen  seßhaft  zu  machen." 

Wenn  also  auch  Argentinien,  wie  ich  hier  an  einigen  Erscheinungen 
seiner  Wirtschaftsgeographie  auseinandergesetzt  zu  haben  glaube,  nicht  ein 
Land  der  „unbegrenzten  Möglichkeiten"  genannt  werden  kann,  so  bestehen 
doch,  wie  gerade  aus  den  letzten  Ausführungen  hervorgehen  dürfte,  für 
Einwanderer  mit  Kenntnissen,  Arbeitslust,  Unternehmungsgeist  und  Zähig- 
keit in  den  weiten  Gebieten  des  noch  so  wenig  wirtschaftlich  erschlossenen 
Innern  viele  Möglichkeiten  zu  fruchtbringender  Tätigkeit.  Es  bleibt  ab- 
zuwarten, ob  die  Regierung  durch  wirksame  Maßnahmen  in  dem  oben  an- 
gedeuteten Sinne  hierzu  die  Wege  ebnen  wird. 

Abgeschlossen  August  1921. 

Prof.  Franz  Kühn,  Paranä. 


Nach  Abschluß  der  vorstehenden  Abhandlung  gelangte  die  Arbeit  von  R.  L  ü  t  - 
g  e  n  s ,  „Grundzüge  der  Entwicklung  des  La  Plata-Gebietes"  („W.  A.",  17.  Bd., 
S.  359 — 374),  zu  meiner  Kenntnis,  zu  der  ich  hier  noch  als  Nachtrag  einige  kritische 
Bemerkungen  machen  möchte. 

Die  Darstellung  der  Oberflächengestaltung  und  der  natürlichen  Landschaften 
Argentiniens  enthält  eine  Anzahl  von  Ungenauigkeiten,  die  ihren  Wert  doch  etwas 
beeinträchtigen  (abgesehen  von  offenbaren  Irrtümern,  wie  z.  B.  S.  361  „ostpampine 
Sierren  im  nordöstlichen  Patagonien"  —  gemeint  sind  wahrscheinlich  die  Sierren  der 
Provinz  Buenos  Aires;  Sierra  de  Cördoba  als  „westliches  Randgebirge  des  alten  Ge- 
birgslandes",  ebenda).  Ich  zitiere  hier  einige  Sätze:  S.  363  wird  Nord-  und  Mittel- 
patagonien ein  „mittelhohes  Salzsteppentafelland"  genannt  und  demgegenüber  die 
Pampa  des  La  Plata-Gebietes  als  „niedriges  Gras-  und  Strauchsteppenflachland"  be- 
zeichnet (niedriges  Gras-  oder  niedriges  Flachland?).  Die  Salzansammlungen  in  der 
Pampa  (sog.  „salinas"  —  die  Definition  von  „salina"  oind  „salar",  S.  362,  ist  un- 
richtig) sind  aber  weit  ausgedehnter  als  die  patagonischen;  ferner  besitzt  Patagonien 
ebenfalls  Gras-  und  Strauchsteppe  —  die  Unterscheidung  in  der  zitierten  Form  ist 
also  wenig  glücklich.  Dann  erscheint  ein  paar  Zeilen  weiter  unten  plötzlich  noch  eine 
„Trockenstrauchsteppe",  deren  Lage  aber  nicht  verraten  wird;  der  angeführte  Chanar- 


1    Varios  Problemas,  a.  a.  O.,  S.  26  f. 
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Strauch  ist  nur  einer  von  den  zahlreichen  Sträuchern  und  Bäumen  dieser  „argen- 
tinischen Monteregion"  (wie  der  westliche  Teil  der  Pampa  jetzt  allgemein  genannt 
wird).  Der  Chaco,  der  doch  auch  zu  den  Ebenen  des  La  Plata-Gebietes  gehört,  fehlt 
in  der  Einteilung  ganz.  —  Wenn  Lütgens  das  Klima  des  nördlichen  Argentinien  als 
„nur  warmgemäßigt"  bezeichnet  (S.  362),  so  muß  dies  falsche  Vorstellungen  erwecken, 
denn  bei  Isothermen  des  Sommermittels  zwischen  25  °  und  30  °,  die  den  ganzen 
Norden  bis  ungefähr  in  die  Breite  von  Cördoba  begreifen,  muß  man  dieses  sub- 
tropische Klimagebiet  unbedingt  sommerheiß  nennen. 

Die  vom  Verf.  S.  369  ff.  beschriebene  „Konzentrische  Anordnung  der  verschiedenen 
Wirtschaftsformen"  ist  mehr  Konstruktion  als  Wirklichkeit;  vollkommen  fehlt  die 
Lokalisierung  der  Zonen  3 — 6,  so  daß  man  keine  Ahnung  von  ihrer  Lage  und  Aus- 
dehnung haben  kann.  In  der  eigentlichen  Pampa  (vgl.  meine  obigen  Ausführungen) 
herrscht  eine  unregelmäßige  Durchdringung  von  Ackerbau  und  Weidewirtschaft,  deren 
gegenseitige  Lage  nicht  konstant  ist,  sondern  mit  den  Jahren  wechselt  —  eine  kon- 
zentrische Folge  von  Ackerbau-  und  Viehzuchtzonen  besteht  keineswegs.  Man  sollte 
vielmehr  im  großen  und  ganzen  folgende  Wirtschaftsformen  unterscheiden:  1.  Acker- 
bau- und  Rasseviehzuchtgebiet  der  eigentlichen  Pampa;  2.  Gebiet  der  extensiven  Vieh- 
zucht, Rinder,  Schafe,  Ziegen  (z.  gr.  T.  nur  geringwertige,  sog.  ,,Criollo"-Rassen),  im 
Chaco-  und  Montegebiet  und  der  reinen  Schafzucht  auf  den  patagonischen  Mesetas; 
3.  die  Kulturoasen  des  Trockengebietes  (künstliche  Bewässerung:  Anbau  von  Alfalfa, 
Wein,  Früchten);  4.  die  subtropischen  Kulturen  des  Nordens  (Zuckerrohr,  Reis, 
Baumwolle,    Tabak,    Apfelsinen,    Yerba);    5.    die    Waldwirtschaft    (Chaco,    Misiones). 

Unter  den  Quellenangaben  des  Verf.  vermisse  ich  die  m.  E.  bisher  besten  Dar- 
stellungen des  argentinischen  Wirtschaftslebens:  M  artin  ez  und  Lewan- 
d  o  w  s  k  i ,  L'Argentine  au  XXieme  siecle,  und  Denis,  La  Re"publique  Argentine. 
La  mise  en  valeur  du  pays.  Paris  1920.  Im  übrigen  hat  der  Verf.  in  Anbetracht  der 
mir  wohlbekannten  heutigen  Schwierigkeiten  in  der  quellenmäßigen  Bearbeitung  von 
Überseeländern  eine  sehr  lesenswerte  Darstellung  der  Entwicklung  des  argentinischen 
Wirtschaftslebens  gegeben.  Allen  Interessenten  für  Argentinien  empfehle  ich  zum 
Schluß  noch  das  Studium  der  ausgezeichneten  Abhandlung  von  Pfannenschmidt, 
Die  Siedlungsmögl-ichkeiten  für  deutsche  Einwanderer  im  spanischen  Südamerika. 
(„Der  Auslanddeutsche.  V,  Nr.  6.  Mitteilungen  des  Deutschen  Ausland-Instituts.) 
Stuttgart  1921.     S.   167.  F.  K. 


III. 
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Chronik  des  Seeverkehrs. 

Das  zweit«  Halbjahr  1921  \ 

Raum-  und  Zeitnot  hatten  dazu  gezwungen,  die  letzte  Chronik  nur  zum 
Teil  zu  geben.  Lediglich  die  Gesamtlage  (I.)  und  die  Schiffahrtspolitik  (IL), 
von  dieser  nur  die  nationalen  Maßnahmen  (A)  konnten  aufgezeichnet  werden. 
Wir  ergänzen  heute  die  Chronik  des  letzten  Heftes  durch  die  fehlenden  Ab- 
schnitte, in  der  Absicht,  die  nächste  Chronik  in  sechs  Monaten  wieder  zu- 
sammenfassend und  vollständig  in  einem  Heft  wiederzugeben. 


1    Vgl.  „W.  A.",  17.  Bd.,  S.  321*  ff. 
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II.  Schiffahrtspolitik. 
B.   Internationale  Maßnahmen. 

Zu  den  Anzeichen  eines  allmählichen  weltwirtschaftlichen  Wiederaufbaus 
gehört  die  Tatsache,  daß  die  freien  internationalen  Verein- 
barungen im  Seeverkehr  um  eine  wesentliche  vermehrt  worden  sind. 

In  einer  Versammlung,  welche  die  International  Law  Association  nach 
mehrfachen  Vorberatungen  im  Committee 1  vom  30.  August  bis  3.  September 
1921  im  Haag  abgehalten  hat,  sind  unter  der  Bezeichnung  „The  Hague  Rules 
1921"  eine  Anzahl  Regeln  ausgearbeitet  worden,  die  auf  eine  Vereinheit- 
lichung der  Reederhaftung  aus  Konnossementen  hinzielen.  Diese  Regeln 
sollen  zunächst  durch  private  Vereinbarungen  an  die  Stelle  der  so  sehr  ver- 
schiedenen Konnossementsformulare  der  Linienreedereien  treten.  Der  Inhalt 
der  wichtigsten  Bestimmungen  der  Hague  Rules  1921  ist  kurz  etwa  der 
folgende: 

Der  Verfrachter  haftet  für  die  Ausübung  der  nötigen  Sorgfalt  in  bezug 
auf  Seetüchtigkeit,  Bemannung  und  Ausrüstung  des  Schiffes,  ferner  hat  er  für 
sorgsame  Behandlung,  Bewachung,  Beförderung,  Löschung  usw.  der  Güter 
zu  sorgen.  Dagegen  haftet  er  nicht  für  nautisches  Verschulden  und  ebenso 
nicht  für  Schäden,  die  auf  von  ihm  unabhängige  Umstände  zurückzuführen 
sind  (Aufruhr,  Streiks,  Aussperrung,  natürliche  Beschaffenheit  der  Güter), 
wie  überhaupt  für  jeden  Schaden,  der  ohne  sein  oder  seiner  Agenten  oder 
Angestellten  Verschulden  eintritt.  Der  Verfrachter  soll  im  Konnossement  die 
ihm  schriftlich  angezeigten  Marken  angeben,  wenn  sie  deutlich  und  haltbar 
angebracht  sind,  ferner  die  ihm  in  gleicher  Weise  angegebene  Zahl,  Menge 
oder  Gewicht  der  Güter  und  endlich  den  Zustand  derselben;  während  bisher 
die  Klausel  meist  lautete:  „Gewicht,  Menge  und  Beschaffenheit  unbekannt" 
oder  dergl.  Die  Haftung  für  jedes  Stück  Frachtgut  ist  auf  eine  Höchstgrenz-e 
von  100  £  beschränkt,  wenn  nicht  Art  und  Wert  des  Gutes  angezeigt  und  ins 
Konnossement  aufgenommen  ist.  Erhöhung  der  Haftsumme  soll  zulässig  sein 2. 

Die  Hague  Rules  1921  wurden  der  am  23. — 25.  November  1921  in  London 
abgehaltenen  Internationalen  Schiffahrtskonferenz  vorgelegt 
und  von  dieser  den  Reedereien  der  seefahrenden  Nationen  zur  Annahme 
empfohlen.  Die  englischen  Linienreedereien  haben  sich  bereits  durch  einen 
gemeinsamen  Beschluß  der  Chamber  of  Shipping  und  der  Liverpooler  Steam 
Ship  Owner's  Association  für  ihre  Einführung  ab  1.  Februar  1922  aus- 
gesprochen. 

Auf  der  Londoner  Konferenz  ist  ferner  eine  Kommission  eingesetzt 
worden,  die  sich  mit  der  Ausarbeitung  von  Richtlinien  für  die  Beförderung 
von  Decksladungen  beschäftigen  soll.  In  der  Kommission,  die  ihre  Arbeiten 
im  Januar  1922  in  Gotenburg  aufgenommen  hat,  ist  auch  Deutschland  ver- 
treten. 


1  Vgl.  auch:  Conference  d'Anvers,  Juillet  1921.  (Comite"  Maritime  International. 
Bulletin  No.  47.)     Antwerpen  1921.    Die  Red. 

2  „Hamburger  Börsenhalle".  30.  11.  21.  —  Vgl.  auch:  Report  of  the  Thirtieth  Con- 
ference held  at  The  Hague,  30t h  Aug.  —  3rd  Sept.,  1921.  (The  International  Law 
Association.)    London  1922.    Die  Red. 
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III.  Schiffbau. 

Die  Anfang  1922  erschienene  Statistik  des  Lloyd-Register  *  gibt  uns  die 
Möglichkeit,  Anhaltspunkte  für  die  Schiffbautätigkeit  der  ganzen  Welt  (ein- 
schließlich Deutschland)  zu  gewinnen.  Wir  bringen  zunächst  die  wichtigsten 
Zahlen: 

Vom  Stapel  gelassene   Schiffe  in    der  Welt   und  in  den 
Hauptländern  in  den  Jahren  1920  und  1921 : 


Zahl 

1921 
BRT. 

7.W                1920 

zani          ßRT 

1921  gegen  1920 
in  o/o  der  BRT. 

in  der  Welt 

1377 

426 
173 
242 
98 
43 
65 
85 

4  341679 

1538  052 
1006  413 
509  064 
232  402 
227  425 
210663 
164  748 

1759 

618 

509 

284 

99 

140 

50 

82 

5  861666 

2  055  624 
2  476  253 
2412002 
183  149 
456  642 
93  449 
133190 

—  25,9 

—  25,2 

—  59,4 
+  123,5 
+  26,7 

—  50,2 

davon  in : 
Großbritannien 

Ver.  Staaten 

Deutschland 

Holland 

Japan  

Frankreich 

+  125,4 

+  23,7 

Das  Ergebnis  des  Jahres  ist  also  ein  äußerst  verschiedenes  für  die  ein- 
zelnen Schiffbauländer.  Die  völlige  Verwirrung  der  weltwirtschaftlichen 
Entwicklung  durch  den  Krieg  und  seine  Folgeerscheinungen  kann  kaum 
schärfer  zum  Ausdruck  kommen.  Die  beiden  vom  Kriege  selbst  wirtschaft- 
lich am  wenigsten  betroffenen  Siegerstaaten  sehen  ihren  mit  allen  Mitteln 
künstlich  gesteigerten  Schiffbau  zusammenschrumpfen,  während  England  nur 
einen  geringen,  aber  immerhin  noch  empfindlichen  Rückgang  seiner  Haupt- 
industrie zu  verbuchen  hat.  Auf  der  anderen  Seite  steht  das  niedergeworfene 
Deutschland  bereits  mit  einem  sehr  beachtlichen  Anteil  am  Weltschiffbau  wieder 
an  dritter  Stelle,  nicht  zuletzt  infolge  der  Wegnahme  seiner  Welthandelsflotte 
durch  den  Friedensvertrag  und  die  daraus  sich  ergebende  Notwendigkeit, 
durch  eigene  Arbeit  die  erforderliche  Tonnage  wieder  zu  beschaffen.  Be- 
merkenswert ist  auch  der  Zuwachs  bei  den  Entente-Staaten,  deren  Schiffbau 
im  Kriege  nicht  in  erheblichem  Maße  zum  Bau  von  Handelsschiffen  heran- 
gezogen worden  ist.  In  Holland  und  Italien  ist  offensichtlich  der  Zuwachs 
durch  die  Fertigstellung  größerer  Einheiten  beeinflußt.  Die  geschäftliche 
Lage  der  Werften  ist  aber  noch  weit  schlechter,  als  sich  aus  den  oben 
gegebenen  Zahlen  der  Stapelläufe  erkennen  läßt.  An  vielen  Bauten  ist  die 
Arbeit  wegen  der  schlechten  Lage  der  Schiffahrt  unterbrochen;  auch  das  für 
die  Rentabilität  der  Werften  wesentliche  Reparaturgeschäft  liegt  danieder, 
zumal  das  valutaschwache  Deutschland  mit  seinen  billigen  Offerten  auf 
diesem  Gebiet  die  Preise  drückt  und  sehr  erhebliche  Aufträge  an  sich  zieht. 


1  Annual   Summary  of  the   Mercantile  Shipbuiilding  of  the  World   for  the  Year 

1921.  (Lloyd's  Register  of  Shipping.)     London,   January   1922. 

2  Diese  Zahl   stammt   aus  der  deutschen  Statistik.     „Wirtschaft  und   Statistik". 

1922.  2.  Jahrg.,  Nr.  2,  S.  48. 
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Daß  die  Tendenz  in  fast  allen  Schiffbauländern  während  des  Jahres  1921  eine 
sinkende  war,  ergibt  sich  aus  folgenden  Zahlen,  die  den  Baubestand 
nach  den  Vierteljahrsziffern  von  Lloyds  Register  angeben: 

Der  Schiffbaubestand  in  Vierteljahrsziffern  1921  (in  1000  BRT.). 


31.  März 

30.  Juni 

30.  Sept. 

31.  Dez. 

1921 

1921 

1921 

1921 

Großbritannien  

3799 

3530 

3283 

2640 

Vereinigte  Staaten 

1  103 

718 

434 

216 

Holland 

418 

391 

349 

314 

Frankreich 

427 

390 

350 

353 

352 

310 

398 

394 

Japan  

294 

229 

187 

145 

In  allen  Ländern  (ohne  Deutschland) 

7087 

6199 

5543 

4  457 

Diese  Situation  des  Baues  neuer  Schiffe  wird  wirksam  flankiert  von 
der  Entwicklung  der  Schiffspreise.  Nach  dem  „Fairplay"  kostete  ein  neuer 
normaler  Frachtdampfer  von  7500  t  Tragfähigkeit: 

Ende  März  1920 258  750  £  =  die  t  dw.  34/10  £ 

.     Dezember  1920....  105  000  „    =  die  t  dw.  14/-     „ 

„     März  1921 82  500  „    =  die  t  dw.  11/5     „     . 

,     Juni  1921  63  750,    =  die  t  dw.    8/10    „ 

,     Dezember  1921....    60000  „    =  die  t  dw.    8/-     , 

Die  Schiffspreise  waren  also  Ende  Dezember  auf  der  normalen  Vor- 
kriegshöhe (8  £  für  die  Tonne  Deadweight)  angekommen;  nur  mit  dem  einen 
gewaltigen  Unterschied,  daß  heute  auch  der  britische  Schiffbau  nicht  mehr 
wie  vor  dem  Kriege  die  Tonne  für  8  £  bauen  kann.  Dieser  Preis  ist  nach 
„Fairplay"  ein  Verlustpreis,  da  eine  Werft  nach  Ansicht  dieses  Reederblattes 
mindestens  13  f  für  die  Tonne  dw.  fordern  müßte.  Nach  einer  Mitteilung  der 
„Hansa"  *  betrugen  in  Sunderland  die  Kosten  für  die  Tonne  dw.  sogar  18  f. 
In  den  letzten  Wochen  des  Jahres  hat  aber  der  Konjunkturrückschlag  zu 
einer  Rückbildung  der  Gestehungskosten  geführt2,  indem  Schiffbaustahl  auf 
etwa  13  £  die  Tonne  zurückgegangen  und  die  Löhne  um  \2lA  %  Kriegszulagen 
und  um  einige  andere  Zuschläge  abgebaut  sind,  die  Arbeitsleistung  sich  aber 
etwas  gesteigert  hat,  so  daß  die  Lohnkostenverminderung  etwa  25  %  beträgt. 
Gegen  den  Anfang  des  Jahres  1921  ergab  sich  damit  ein  Rückgang  der  Bau- 
kosten auf  65 — 70  %  der  zu  Beginn  des  Jahres  verzeichneten. 


IV.  Technik. 

Die  Entwicklungstendenzen  auf  dem  Gebiet  der  Schiffahrtstechnik  sind 
noch  durchaus  vom  Krieg  beeinflußt,  wenn  auch  teilweise  nur  Rückbildungs- 
erscheinungen. 


1  Nr.  43.     22.  Okt.  1921. 

2  „Hansa".    Nr.  47.     19.  Nov.  1921. 
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Der  Holzschiffbau  für  Überseedampfer  hat  aufgehört.  Der  Wert  der 
Holzschiffe  ist  fast  auf  den  Nullpunkt  gesunken.  Der  United  States  Shipping 
Board  hat  205  Holzschiffe  für  zusammen  430  500  $  verkauft,  was  einem  Preise 
von  2100  $  für  das  Schiff  entspricht  (gegenüber  den  Baukosten  von  etwa 
700  000  $,  die  seinerzeit  für  das  Schiff  aufzuwenden  waren  \  Die  im  Jahre 
1917  mit  dem  Holzschiffbau  betrauten  Werften  (angeblich  etwa  70!)  befinden 
sich  scheinbar  in  einer  wenig  günstigen  Lage,  da  das  Bauprogramm  bald  nach 
dem  Kriege  aufgegeben  worden  ist.  Mit  der  Behauptung,  es  sei  ihnen  seiner- 
zeit eine  Beschäftigung  von  fünf  Jahren  ausdrücklich  zugesichert  worden, 
haben  sie  gegen  den  Shipping  Board  einen  Schadenersatzanspruch  von 
6  Mill.  $  geltend  gemacht 2.  Der  Holzschiffbau  war  eben  nur 
Kriegsersatz. 

Lebhaft  im  Aufschwung  begriffen  ist  der  Bau  von  Großmotor- 
schiffen. In  der  Zeit  vom  1.  Juli  1920  bis  zum  1.  Juli  1921  ist  die  Zahl 
dieser  Schiffe  mit  mehr  als  2000  BRT.  von 

107  Schiffen  mit  461  689  BRT.  auf 

145  Schiffe       „    691  770  BRT.  gestiegen. 

Namentlich  Großbritannien  hat  seinen  Besitz  an  solchen  Schiffen  erheb- 
lich (um  etwa  100  %)  gesteigert.  Das  Motorschiff  bewährt  sich  offenbar 
auch  in  seiner  Betriebsrentabilität.  Nach  einer  Mitteilung  der  Zeitschrift 
„The  Motor  Ship"  3  lagen  um  die  Mitte  des  Jahres  1921:  50  %  mehr  Motor- 
schiffe auf  Stapel  als  im  Jahre  vorher,  darunter  solche  von  14  000  Tonnen 
mit  6000-PS.-Maschinen.  Unter  den  damals  aufgelegten  Schiffen  soll  sich 
kein  Motorschiff  befunden  haben.  Auch  in  Dänemark  hat  man  gute  Er- 
fahrungen mit  Großmotorschiffen  gemacht4.  Die  Ostasiatiske  Kompani  in 
Kopenhagen  hat  im  Sommer  1921  die  „Africa"  in  den  Dienst  nach  Australien 
eingestellt  und  sehr  gute  Betriebsergebnisse  erzielt.  Das  Schiff  (13  300 
Tonnen  dw.)  hatte  bei  4700  ind.  PS.  und  einer  Durchschnittsgeschwindig- 
keit von  12  Seemeilen  einen  Brennstoffverbrauch  von  14,1  Tonnen  in 
24  Stunden  bei  einem  Maschinenpersonal  von  nur  17  Mann.  Über  die  Vor- 
teile des  Motorschiffahrtsbetriebes  hat  man  in  Amerika  genaue  Versuche 
angestellt.  Danach  hat  ein  Motorschiff  für  10  000  Meilen  bei  11  sm  Stunden- 
geschwindigkeit 500  Tonnen  Öl  verbraucht,  die  einen  Kostenaufwand  von 
7335  $  verursachten. .  Der  gleichgroße  Dampfer  verbrauchte  bei  einer  Ge- 
schwindigkeit von  10,5  sm  1320  Tonnen  Kohlen,  die  15  632  $  kosteten.  Das 
Motorschiff  war  daneben  noch  durch  Mannschaftsersparnis  (7  Mann 
Maschinenpersonal  gegen  15  Mann  auf  dem  Dampfer)  und  durch  größere 
Laderäume  im  Vorteil.  —  Neuerdings  haben  sich  auch  die  deutschen  Reede- 
reien mit  größerem  Interesse  dem  Motorschiffbau  zugewandt5. 

In  Fachkreisen  ist  man  teilweise  der  Ansicht,  daß  wir  uns  bezüglich  des 
Schiffsantriebs    in    einem  Übergangsstadium    befinden;    die  Reedereien  be- 


1  „Hansa".    Nr.  39.    24.  Sept.  1921,  nach  „New  York  Times". 

2  „Weltwirtschaftsdienst".    Nr.  47.     25.  Nov.  1921. 

3  Zitiert  in  „Die  Weltwirtschaft"  (Juli/August  1921). 

4  „Weltwirtschaftsdienst".    Nr.  40/41.     19.  Okt.   1921. 

6  Näheres  siehe  „Schiffahrtzeitung".    Nr.  12.     11.  Febr.  1922. 
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urteilen  allerdings  die  Entwicklung  gelassener.  Der  unten  zitierte  Aufsatz1 
rechnet  mit  einer  allmählichen  Verdrängung  der  Dampfkolbenmaschine,  der 
Durchsetzung  der  Dieselmaschine  bei  Fracht-  und  Passagierschiffen  von 
3000  bis  12  000  Tonnen  dw.  bis  zu  12  Km  (sm?)  Geschwindigkeit  und  dem 
Siege  der  Dampfturbine  mit  ölgeheizten  Kesseln  bei  größeren  Schiffen. 

„Syren  and  Shipping" 2  gab  kürzlich  eine  zahlenmäßige  Übersicht,  aus 
der  hier  das  Wichtigste  wiedergegeben  sei: 

Nach  Lloyds  Register  hatten  ölbrennende  Schiffe  im  Jahre  1914  eine 
Tonnage  von  1310  209  BRT.,  im  Jahre  1921  eine  solche  von  12  796  635  BRT.! 
Die  Mitte  1921  in  Auftrag  gegebenen  ölbrennenden  Dampfer  würden  —  wären 
sie  Kohlenbrenner  —  20  Mill.  t  Kohlen  oder  8%  %  der  englischen  Kohlen- 
erzeugung beanspruchen.  Die  im  Jahre  1920/21  bei  Lloyds  klassifizierten 
Schiffe  verteilten  sich  nach  ihrem  Antrieb  folgendermaßen: 

Die  imjahre  1920/21  kl  assi  f  izi  e  rten  Sc  h  if  f  e  nach  i  hre  m  A  n  tri  e  b 
und  ihrer   Feurung  (in  BRT.). 


Kolbendampfmaschine 

Turbinen  

Dieselmotoren 


Insgesamt 

davon  mit  Ölfeurung   

„   Kohlenfeurung 


2  373  067 
754  513 
101608 


3229188 
1  96S  723 
1260465 


Die  'Neigung  zur  ölfeuerung  hat  begreiflicherweise  eine  starke  Steige- 
rung der  Zahl  der  Tankschiffe  zur  Folge. 

Mitte  April  1922. 

Dr.   Peter   Stubmann,   Hamburg. 


Chronik  der  Eisenbahnverkehrspolitik. 

Das  Eisenbahnnetz  Deutschlands  hat  im  Berichtszeitraum  schwere 
Verluste  erlitten:  die  Danziger  Eisenbahnen  sind  am  1.  Dezember  in  polnische 
Verwaltung  übergegangen,  und  mit  der  Übergabe  eines  beträchtlichen  Teils 
von  Oberschlesien  in  polnische  Hände  verliert  Deutschland  auch  die  dortigen 
Eisenbahnen,  wenn  es  auch  beim  Betriebe  noch  15  Jahre  mitwirkt  \ 

Lebhaft  erörtert  wird  die  Form,  in  welcher  die  deutschen  Reichsbahnen 
in  Zukunft  betrieben  werden  sollen.  Eine  Entscheidung  ist  noch  nicht  ge- 
troffen.   Von  wesentlicher  Bedeutung  ist  dabei  die  Möglichkeit,  bei  der  einen 


1  „Freie  Bahn".    15.  Aug.  1921.    Aufsatz  des  Obering.  Alt-Kiel  über  „Die  nächste 
Epoche  im  Schiffsantrieb". 

2  Zitiert  in  „Hansa".    Nr.  47.     19.  Nov.  1921. 

3  Zeitung   des   Vereins  Deutscher   Eisenbahnverwaltungen    (abgekürzt:    ZVDEV.). 
Nr.  1.    5.  Jan.  1922.    S.  2. 
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oder  der  anderen  Form  die  Fehlbeträge  des  Betriebes  zu  beseitigen.  Durch 
den  Haushaltsplan  der  Reichsbahnen  ist  dies  zwar  rechnungsmäßig  geschehen, 
Lohn-  und  Gehaltserhöhungen  und  der  Fortschritt  der  Teuerung  bedrohen 
aber  beständig  das  Gleichgewicht  der  Einnahmen  und  Ausgaben,  das  durch 
Tariferhöhungen  kaum  wieder  herzustellen  ist.  Neben  den  Beratungen  über 
ein  allgemeines  Arbeitszeitgesetz  gehen  Vorberatungen  für  ein  Sondergesetz, 
das  die  Arbeitszeit  bei  den  Eisenbahnen  regeln  soll.  Der  wesentlichste  Punkt 
des  bis  jetzt  vorliegenden  Referentenentwurfs  besteht  darin,  daß  die  Dienst- 
bereitschaft nur  mit  einem  Bruchteil  auf  die  Arbeitszeit  angerechnet  werden, 
daß  also  an  Stelle  des  Achtstundentages  der  Achtstundenarbeitstag  treten 
soll  \  An  gesetzgeberischen  Maßnahmen  sei  noch  die  Vorbereitung  eines 
Eisenbahnfinanzgesetzes  erwähnt. 

Schwere  Erschütterungen  hat  das  deutsche  Verkehrsleben  durch  den 
Ausstand  bei  den  Eisenbahnen  zu  erleiden  gehabt,  der,  von  den  Lokomotiv- 
führern ausgehend,  sich  auf  weitere  Kreise  ausdehnte.  Es  war  im  Grunde 
kein  Ausstand  aus  wirtschaftlichen  Gründen,  sondern  eine  politische  Macht- 
probe. Bei  ihm  trat  zum  ersten  Male  die  Technische  Nothilfe  in  Tätigkeit, 
der  es  zum  großen  Teil  zu  danken  ist,  daß  der  Ausstand  nicht  noch  größeren 
Umfang  angenommen  und  noch  schwerere  Folgen  gehabt  hat.  Vollständige 
Beruhigung  ist  auch  nach  Beendigung  des  Ausstandes  nicht  eingetreten. 

Die  Personen-  und  Gepäcktarife  sind  in  Deutschland  am  1.  Dezember 
1921  und  am  1.  Februar  1922  wiederum  erhöht  worden;  der  Personenfahrpreis 
in  der  3.  Klasse  beträgt  zurzeit  das  15,3fache  des  Friedenspreises.  Für  den 
Güterverkehr  sind  am  1.  November  und  am  1.  Dezember  1921,  am  1.  Februar 
und  neuerdings  am  1.  April  1922  Erhöhungen  vorgenommen  worden2.  Bei 
den  neuen  Tarifsätzen  sind  zum  Teil  nicht  nur  Zuschläge  in  Bruchteilen  der 
alten  Sätze  gemacht,  sondern  >es  sind  grundlegende  Änderungen,  nament- 
lich z.  B.  in  der  Staffelung  der  Sätze  für  weitere  Entfernungen  vor- 
genommen worden,  die  nicht  allenthalben  befriedigen,  so  daß  neben  weiteren 
Erhöhungen  auch  sonstige  Änderungen  der  Tarife  in  der  nächsten  Zukunft 
zu  erwarten  sind. 

Bemerkenswert  ist  in  Deutschland  die  Einführung  von  Schlafwagen 
3.  Klasse  und  von  Eilzügen  auf  weite  Entfernungen,  welche  die  4.  Klasse  führen. 

In  Schweden  wird  wie  in  Deutschland  die  Frage  „Staats-  oder  Privat- 
bahn?" erörtert,  doch  ist  ein  Abgehen  von  dem  jetzigen  Standpunkt  kaum 
zu  erwarten.  Auch  eine  Umbildung  der  Verwaltung  der  Staatsbahnen  wird 
erwogen 3.  In  N  o  r  w  e  g  e  n  ist  im  September  die  Dovre-Bahn  —  leider 
gleich  mit  einem  schweren  Unfall  —  eröffnet  worden*,  ein  Ereignis  von 
großer  Bedeutung  für  den  Verkehr  dieses  Landes.  In  beiden  Ländern  sind 
die  Tarife  ermäßigt  worden. 


1  „Soziale  Praxis".     Nr.   13.     29.  März   1922.     S.  359. 

2  ZVDEV.    1922.    Nr.  1.   5.  Jan.    S.  4/5;  Nr.  11.    23.  März.    S.  223. 

3  Ebenda  Nr.  3.     19.  Jan.     S.  58/59. 

4  „Weltwirtschaft".     Nr.   12.    Dez.    1921.    S.    154.     „Verkehrstechnik".    Heft   36. 
25.  Dez.   1921.    S.  557. 
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In  Rußland  hält  die  Zerrüttung  des  Verkehrswesens  an;  die  Beseiti- 
gung der  Hungersnot  und  des  Brennstoffmangels  in  gewissen  Gegenden  ist 
im  wesentlichen  eine  Verkehrsfrage.  Mehr  von  politischer  als  von  prak- 
tischer Bedeutung  sind  die  Lokomotivbestellungen,  die  Rußland  im  Auslande, 
namentlich  in  Deutschland  und  in  Schweden,  macht;  es  ist  zweifelhaft,  ob 
die  Lokomotiven,  wenn  sie  abgeliefert  werden,  auch  betrieben  werden  können. 
Die  Werkstätten  der  russischen  Eisenbahnen  können  den  Anforderungen, 
welche  die  Unterhaltung  und  Instandsetzung  der  Lokomotiven  an  sie  stellt, 
nicht  genügen.  Die  Tarife  sind  erhöht  worden,  doch  wird  hiervon  eine 
wesentliche  Besserung  der  Eisenbahnwirtschaft  nicht  erwartet. 

In  Polen  ist  die  Einführung  von  zahlreichen  Ausnahmetarifen  gleich- 
bedeutend mit  einer  Ermäßigung  der  Güterfrachtsätze,  der  aber  auch  Er- 
höhungen gegenüberstehen.  Dem  Verkehr  deutscher  Züge  durch  den 
„Korridor"  bereitet  Polen,  wo  es  kann,  Schwierigkeiten,  was  zu  wieder- 
holten Anfragen  im  Reichstag  geführt  hat1. 

Rumänien  begegnet  beim  Wiederaufbau  seines  Eisenbahnnetzes,  das 
sich  durch  den  Gewinn  von  Beßarabien  und  der  Bukowina  von  rd.  3000  km 
auf  rd.  12  000  km  vergrößert  hat,  fast  unüberwindlichen  Schwierigkeiten. 
Auch  hier  kommt  es  hauptsächlich  darauf  an,  die  vorhandenen  Lokomotiven 
instand  zu  setzen  und  neue  zu  beschaffen 2.  Die  Balkanstaaten  haben 
in  einer  gemeinsamen  Tagung  Verkehrsfragen  beraten3.  Die  Vereinbarungen 
zwischen  den  verschiedenen  Staaten  des  südöstlichen  Europa  wegen  eines 
durchgehenden  Güterverkehrs  zwischen  ihnen  machen  Fortschritte;  meist 
wird  dabei  das  Berner  Übereinkommen  angewendet. 

Das  wichtigste  Ereignis  für  das  Verkehrsleben  der  Länder  der  ehemaligen 
österreichisch-ungarischen  Monarchie  dürften  die  Beratungen  in  Porto- 
rose gewesen  sein,  die  im  November  1921  stattgefunden  haben.  Die  dort  ge- 
troffenen Abmachungen,  die  den  Reise-  und  Güterverkehr  zwischen  den 
sog.  Nachfolgestaaten,  ihre  Wagenwirtschaft  usw.  regeln,  werden  von  großer 
Bedeutung  für  den  Wiederaufbau  sein.  Auch  in  Ungarn  haben  sich  die 
Verkehrsverhältnisse  gebessert,  wenn  auch  noch  manches  zu  tun  ist,  ehe 
wieder  ein  ganz  befriedigender  Zustand  erreicht  wird.  Auf  einer  Anzahl 
bisher  stillgelegter  Strecken  ist  der  Verkehr  wieder  aufgenommen  worden. 
Auch  in  Ungarn  sind  wieder  Tariferhöhungen  vorgenommen  worden.  Der 
Verkehr  mit  den  Nachbarstaaten  wird  weiter   entwickelt 4. 

Von  den  Eisenbahnen  der  Tschechoslowakei  ist  nichts  Be- 
sonderes zu  berichten. 


1  ZVDEV.  1922.  Nr.  3.  19.  Jan.  S.  61;  Nr.  6.  16.  Febr.  S.  126;  Nr.  10.  16.  März. 
S.  206. 

2  „Engineering".  Nr.  2905.  2.  Nov.  1921.  S.  351.  „Fördertechnik".  Nr.  25. 
9.  Dez.  1921.    S.  332. 

3  ZVDEV.    Nr.  2.     12.  Jan.  1922.     S.  42. 

*  Vgl.  Popper,  Die  ungar.  Staatsbahnen  in  den  Jahren  1918 — 21.  „W.  A.", 
17.  Bd.,  S.  333*  ff.,  bes.  S.  341*  ff.:  Das  Übereinkommen  von  Portorose.  ZVDEV.  1922. 
Nr.  4.  26.  Jan.  S.  76;  Nr.  9.  9.  März.  S.  179;  Nr.  10.  16.  März.  S.  204;  Nr.  12. 
30.  März.    S.  246. 
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Am  1.  Februar  sind  in  Deutsch-Österreich  die  Tarife  erhöht 
worden,  und  zwar  durch  eine  Erhöhung  der  Fahrpreise  um  300  v.  H.,  der 
Frachtsätze  um  150  v.  H.  Eine  planmäßige  Umarbeitung  der  Tarife  ist  im 
Gange.  Auch  durch  die  Beseitigung  von  Fahrbegünstigungen  soll  die  wirt- 
schaftliche Lage  der  Bundesbahnen  gehoben  werden.  Eine  „Ersparungs- 
kommission"  ist  eingesetzt  worden;  ihr  Auftrag  geht  aus  ihrem  Namen  her- 
vor; er  erstreckt  sich  auch  auf  die  Bundesbahnen,  bei  denen  der  Beamten- 
abbau im  Gange  ist1.  Kohlenmangel  hat  in  Österreich  wiederholt  zu  Ein- 
schränkungen des  Zugverkehrs  gezwungen. 

In  der  Schweiz  werden  die  Erörterungen,  die  eine  größere  Wirt- 
schaftlichkeit des  Eisenbahnbetriebes  zum  Ziel  haben,  fortgesetzt.  Sie  haben 
zu  einer  Vereinfachung  der  Gliederung  der  Bundesbahnen  geführt.  Um  den 
Verkehr  zu  fördern,  sind  Erleichterungen  im  Personenverkehr  in  Gestalt  von 
Tarifermäßigungen  in  Aussicht  genommen.  Im  Januar  ist  auf  der  Gotthard- 
bahn  zwischen  Bellinzona  und  Chiasso  (55  km)  der  elektrische  Betrieb  er- 
öffnet, im  Dezember  der  Ausbau  des  zweiten  Simplontunnels  fertiggestellt 
worden2. 

Auch  in  Italien  besteht  Lokomotivmangel,  doch  haben  sich  die  Ver- 
kehrsverhältnisse gebessert.  Ausstände  haben  beträchtliche  Störungen  ver- 
ursacht; die  italienischen  Eisenbahnen  arbeiten  gleichfalls  mit  Fehlbeträgen3. 

In  Spanien  ist  eine  Neuregelung  der  Eisenbahngesetzgebung  in  Vor- 
bereitung; wiederholt  aufgestellte  Entwürfe  eines  Eisenbahngesetzes  haben 
aber  noch  zu  keinem  Ergebnis  geführt;  um  die  Angelegenheit  zu  beschleu- 
nigen, hat  die  Regierung  einen  Ausschuß  eingesetzt,  der  die  einschlägigen 
Aufgaben  beraten  und  Vorschläge  für  ihre  Lösung  machen  soll.  Die  Arbeits- 
zeit bei  den  spanischen  Eisenbahnen  ist  durch  königliche  Erlasse  geregelt 
worden;  dabei  ist  im  allgemeinen  acht  Stunden  Arbeitszeit  als  Regel  an- 
genommen, die  Dienstbereitschaft  wird  aber  auf  diese  Zeit  nur  mit  einem 
Bruchteil  angerechnet  *. 

In  Frankreich  hat  —  eine  Folge  der  neuen  Eisenbahngesetzgebung  — 
der  Conseil  superieur  des  chemins  de  fer  Ende  März  seine  erste  Sitzung 
abgehalten,  in  der  als  wichtigster  Beschluß  derjenige  gefaßt  worden  ist, 
daß  die  jetzigen  Tarife  bis  zum  1.  November  d.  J.  bestehen  bleiben  sollen. 
Die  Entstaatlichung  der  Staatsbahnen  ist  in  Frankreich  wiederholt  in  der 
letzten  Zeit  angeregt  worden;  auch  der  Conseil  superieur  empfiehlt  sie.  Die 
neu  erworbenen  Eisenbahnen  Elsaß-Lothringens  werden  voraussichtlich  der 
Ostbahn  eingegliedert  werden.  Die  Arbeitszeit  ist  ähnlich  wie  in  Spanien 
geregelt  worden.  Die  französischen  Eisenbahngesellschaften  nehmen  An- 
leihen in  England  auf,  die  ihnen  bereitwillig  gewährt  werden 5. 


1  Ebenda  Nr.  7.    23.  Febr.    S.  143;  Nr.  12.    30.  März.  'S.  244. 

2  ZYDEV.  1922.  Nr.  2.  12.  Jan.  S.  25;  Nr.  3.  19.  März.  S.  60.  „Weltwirtschaft". 
Nr.  3.  März  1922.    S.  40. 

3  ZVDEV.   Nr.  2.    12.  Jan.    S.  27.    „Weltwirtschaft".    Nr.  12.    Dez.  1921.    S.  154. 

4  „Railway  Gazette".    1922.     10.  Febr.    S.  200;  31.  März.    S.  545. 

5  Ebenda  S.  550.    ZVDEV.     1922.    Nr.  1.    2.  Jan.  S.  41;  Nr.  12.    30.  März.   S.  247. 
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In  den  Niederlanden  hat  sich  der  Verkehr  gehoben;  der  Betrieb 
konnte  dieser  Zunahme  durch  einen  Ausbau  des  Fahrplans  folgen. 

In  England  ist  das  Eisenbahngesetz  vom  August  1921  in  der  Durch- 
führung begriffen;  der  Zusammenschluß  der  Eisenbahngesellschaften  zu  vier 
Gruppen  ist  im  Gange;  das  Verschmelzungsgericht  hat  schon  eine  Anzahl 
Verträge  genehmigt,  durch  die  Gruppen  gebildet  werden.  Die  Eisenbahn- 
gesellschaften, die  von  jeher  auch  das  Speditionsgeschäft  betrieben  und  zu 
diesem  Zwecke  in  den  letzten  Jahren  zahlreiche  Lastkraftwagen  eingestellt 
haben,  sind  bemüht,  diesen  Betriebszweig  auszubauen  und  einen  Überland- 
verkehr  mit  Kraftwagen  einzurichten;  sie  bedürfen  dazu  der  Genehmigung 
des  Parlaments,  die  voraussichtlich  nicht  leicht  zu  erlangen  sein  wird.  Die 
Eisenbahngesellschaften  stoßen  dabei  auf  heftigen  Widerspruch  von  Seiten 
der  Unternehmer,  die  jetzt  schon  einen  solchen  Verkehr  eingerichtet  haben. 
Einzelne  Gütertarife,  z.  B.  für  Kohlen  und  Rohstoffe,  sind  herabgesetzt 
worden;  weitere  Ermäßigungen  werden  erwogen.  Für  den  Personenverkehr 
werden  allmählich  die  vor  dem  Kriege  üblich  gewesenen  Erleichterungen 
durch  Ausgabe  von  Fahrkarten  zu  ermäßigten  Preisen  wiederhergestellt. 
Das  Verkehrsministerium,  erst  durch  ein  Gesetz  von  1919  geschaffen,  wird 
möglicherweise  schon  wieder  aufgelöst  werden;  sein  Aufsichtsrecht  gegen- 
über den  Eisenbahnen  wird  voraussichtlich  wieder  dem  Handelsamt  über- 
tragen werden.  Der  Verkehr  hebt  sich.  Die  Aktien  der  englischen  Eisen- 
bahnen, die  sich  vor  dem  Kriege  an  der  Börse  großer  Beliebtheit  erfreuten, 
diese  aber  während  des  Staatsbetriebes  verloren  haben,  gewinnen  wiederum 
Ansehen,  seit  die  Eisenbahnen  durch  das  neue  Verkehrsgesetz  wieder  auf 
eigene  Füße  gestellt  sind.  Um  den  Eisenbahngesellschaften  die  Ausführung 
von  Bauten,  die  während  des  Krieges  und  seitdem  zurückgestellt  worden 
sind,  zu  erleichtern,  sind  von  der  Regierung  sehr  beträchtliche  Mittel  zur 
Verfügung  gestellt  worden.  Die  beabsichtigten  Bauten  betreffen  im  wesent- 
lichen Hafen-  und  Umschlaganlagen  i. 

Was  die  Eisenbahnen  der  überseeischen  Länder  anbelangt,  so  ist  aus 
Japan  zu  berichten,  daß  dort  der  Ausbau  des  Eisenbahnnetzes  und  die 
weitgehende  Einführung  elektrischen  Betriebes  im  Gange  ist2.  Im  Westen 
von  Asien  sind  durch  ein  französisch-türkisches  Abkommen  die  Betriebsver- 
hältnisse der  B  a  g  d  a  d  b  a  h  n  auf  den  Strecken  von  Alexandrette  bis  Nisibin 
geregelt  worden.  Eine  französische  Gesellschaft  übernimmt  den  Betrieb 
zwischen  Bosamti  und  Nisibin.  Auch  auf  dem  ersten,  von  Haidar-Pascha 
ausgehenden  Teil  der  Bagdadbahn  ist  der  Betrieb  wieder  eröffnet  worden. 
Auf  der  Hedschas bahn  verkehren  zum  ersten  Male  seit  Beginn  des 
Weltkrieges  wieder  dem  öffentlichen  Verkehr  dienende  Züge3.    Die  für  den 


1  „Railway  Gazette".  1921.  28.  Okt.  S.  629  u.  652  f.;  9.  u.  23.  Dez.  S.  867, 
947  f.  u.  974;  1922.  17.  u.  24.  Febr.  S.  325,  332  u.  341;  24.  März.  S.  510  u.  517; 
„Verkehr".    Nr.  16.    20.  Jan.  1922.    S.  253. 

2  „Weltwirtschaft".  Nr.  3.  März  1922.  S.  40.  ZVDEV.  1921.  Nr.  47.  24  Nov. 
S.  889. 

3  Ebenda  1921.  Nr.  45.  10.  Nov.  S.  847;  Nr.  50.  15.  Dez.  S.  953;  1922. 
Nr.  11.    23.  März.    S.  228. 
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Krieg  gebauten  Eisenbahnen  in  Irak,  dem  Lande  zwischen  Euphrat  und 
Tigris  südlich  Bagdad,  sollen  der  wirtschaftlichen  Erschließung  des  Landes 
dienstbar  gemacht  werden.  In  P  e  r  s  i  e  n  werden  Vorarbeiten  für  eine 
Anzahl  Eisenbahnverbindungen  gemacht '. 

In  Südafrika  haben  die  Eisenbahnen  sehr  wesentlich  dazu  bei- 
getragen, daß  ein  dort  ausgebrochener,  weite  Kreise  umfassender  Ausstand 
und  der  mit  ihm  in  Zusammenhang  stehende  Aufruhr  überwunden  worden 
sind.  In  den  ehemals  deutschen  Siedlungen  Afrikas  werden  Bahnbauten 
geplant  und  in  Angriff  genommen.  Frankreich  hat  den  Gedanken  der  Sahara- 
Querbahn  wieder  aufgenommen,  die  Algier  mit  Timbuktu  verbinden  soll2; 
maßgebend  hierfür  sind  wohl  mindestens  ebensosehr,  wenn  nicht  über- 
wiegend, politische  Gesichtspunkte,  wie  der  Wunsch,  den  Verkehr  und  die 
Einfuhr  von  Erzeugnissen  Afrikas  nach  Frankreich  zu  fördern. 

Die  Eisenbahnen  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
haben  die  Notlage,  die  der  Kriegsbetrieb  für  sie  zur  Folge  gehabt  hat,  noch 
nicht  überwunden;  sie  kämpfen  weiter,  um  wieder  befriedigende  Verhält- 
nisse zu  schaffen.  Für  die  Fortsetzung  des  Baues  der  Staatsbahn  in  Alaska 
sind  neuerdings  wieder  4  Millionen  Dollar  ausgeworfen  worden,  nachdem 
schon  52  Millionen  verbaut  sind 3.  In  Südamerika  werden  die  Pläne 
zur  Schaffung  von  Eisenbahnverbindungen  über  die  Grenzen  der  einzelnen 
Staaten  hinaus  weiter  verfolgt. 

In  Australien  steht  wie  schon  wiederholt  die  Frage  der  Vereinheit- 
lichung der  Spurweite  im  Vordergrunde  der  Erörterungen,  die  das  Verkehrs- 
wesen betreffen 4.  Ein  Ausschuß,  der  zur  Bearbeitung  dieser  Frage  ein- 
gesetzt worden  war,  hat  sich  für  Umwandlung  der  Breit-  und  Schmalspur- 
bahnen in  Regelspur  ausgesprochen. 

Auch  für  dieses  Halbjahr  kann  zusammenfassend  gesagt  werden,  daß 
sich  die  Verhältnisse  bei  den  Eisenbahnen  in  allen  Ländern  trotz  mancher 
Erschütterungen  und  Rückschläge  gebessert  haben.  Auch  die  Verkehrs- 
beziehungen zwischen  den  Staaten  sind  wieder  enger  geworden;  Schranken 
sind  gefallen,  und  neue  Beziehungen  sind  angeknüpft,  alte  wieder  auf- 
genommen worden.  Alle  Eisenbahnen  haben  wirtschaftlich  schwer  zu 
kämpfen.  Den  hohen  Ausgaben,  verursacht  durch  die  hohen  Löhne  und  die 
Teuerung  aller  für  die  Eisenbahnen  nötigen  Bau-,  Betriebs-  und  Werkstoffe, 
haben  die  Einnahmen  trotz  mannigfacher  Tariferhöhungen  nicht  zu  folgen 
vermocht.  Bei  manchen  Ländern  kommt  dazu  noch  ein  Rückgang  des  Ver- 
kehrs, an  dem  die  Schwierigkeiten  auf  dem  Weltmarkt  schuld  sind.  Die 
Eisenbahnverwaltungen  blicken  daher  mit  Besorgnis  in  die  Zukunft,  und  es 
ist  nicht  abzusehen,  wohin  diese  Verhältnisse  führen  sollen,  wie  eine  Ge- 
sundung erreicht  werden  soll. 

Abgeschlossen  Ende  März  1922.  pr>  Wernekke     Berlin. 


1  „Railway  Gazette".    1922.    27.  Jan.    S.  118;   10.  Febr.    S.  236. 

a  Ebenda  3.  März  1922.    S.  474;  ZVDEV.  Nr.  10.     16.  März  1922.     S.  208. 

8  ZVDEV.     1922.    Nr.  6.     16.  Febr.     S.  129;  Nr.  10.     16.  März.     S.  209. 

4  „Railway  Gazette".    10.  Febr.   1922.    S.  219. 
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Chronik  der  Postverkehrspolitik. 

Afrika. 

Quellen  : 

Weltpostvertrag,  abgeschlossen  zu  Madrid,  den  30.  November  1920,  in  Kraft 
seit  dem  1.  Januar  1922,  Text  in  französischer  Sprache  nebst  amtlicher 
deutscher  Übersetzung  des  Reiohsgesetzblattes,  Stück  Nr.  111  vom  3.  De- 
zember 1921; 

„Union  Postale",  amtliches  Organ  des  Büros  des  Weltpostvereins  zu  Bern 
(Art.  24  des  Weltpostvertrags); 

Amtliche  Veröffentlichungen  des  Reichspostministeriums,  Berlin:  Postamtsblatt 
und  Postnachrichtenblatt. 

An  Staatspostgebieten  von  eigener  politischer  Selbständigkeit  zählt 
Afrika  nur  zwei:  die  Republik  Liberien  und  das  Kaiserreich  Abessinien 
(Äthiopien).  Der  gesamte  übrige  Kontinent  des  afrikanischen  Festlandes 
wird  von  Kolonialpostgebieten  europäischer  Mächte,  wie  England,  Belgien, 
Frankreich,  Portugal,  Spanien  und  Italien  eingenommen.  Der  rechtliche 
Fortbestand  der  ehemals  deutschen  Schutzgebiete  in  Afrika  ist  nur  noch  eine 
Fiktion;  tatsächlich  sind  sie  in  allen  Postverkehrsbeziehungen  dem  Kolonial- 
besitz der  sogenannten  Mandatarmächte  der  Entente  zuzurechnen.  Bei  den 
zurzeit  vorhandenen  afrikanischen  Kolonialgebieten  kann  verkehrspolitisch 
von  einer  selbständigen  Bedeutung  nur  insoweit  gesprochen  werden,  als  den 
Kolonien  eine  wirtschaftliche  Unabhängigkeit  von  den  europäischen  Mutter- 
ländern zukommt.  Dieser  Unabhängigkeitsgrad  ist  ein  sehr  verschiedener, 
je  nach  Lage  des  in  den  Mutterländern  geltenden  Kolonialstaatsrechts.  Als 
Erkennungsmerkmal  der  verkehrspolitischen  Selbständigkeit  kann  der 
Modus  dienen,  nach  welchem  der  Weltpostvertrag  die  afrikanischen  Kolonial- 
gebiete mit  einer  eigenen  Stimmberechtigung  in  Angelegenheiten  des  Welt- 
postvereins ausstattet.  Der  letzte  Vertragsschluß,  Madrid  1920,  teilt  in 
dieser  Hinsicht  je  eine  Stimme  folgenden  Kolonialpostgebieten  zu: 

a)  englischen  Staatsrechts:  Ägypten,  der  Südafrikanischen  Union,  den 
„verschiedenen  britischen  Dominien,  Kolonien  und  Protektoraten" 
(ohne  Beschränkung  auf  Afrika), 

b)  belgischen  Staatsrechts:  Belgisch-Kongo, 

c)  französischen  Staatsrechts:  Algerien,  Tunis,  Marokko  (mit  Anschluß 
der  spanischen  Zone),  den  „französischen  Kolonien  außer  Indochina" 
(ohne  Beschränkung  auf  Afrika), 

d)  portugiesischen  Staatsrechts:  den  „portugiesischen  Kolonien  in  Afrika", 

e)  spanischen  Staatsrechts:  den  spanischen  Kolonien  (ohne  Beschränkung 
auf  Afrika), 

f)  italienischen  Staatsrechts:  den  italienischen  Kolonien  (Italien  besitzt 
nur  in  Afrika  Kolonien). 

I.   Die   politisch   selbständigen   Länder. 
1.    Liberien.     Als    Kriegsteilnehmer    auf    sehen    der    Entente    hatte 
Liberien  durch  den  Kriegseintritt  seine  auf  die  internationalen  Postverträge 
begründete  Postverkehrsgemeinschaft  mit  Deutschland  verloren.  Die  Wieder- 
aufnahme des  Verkehrs  nach  dem  Kriege  geschah,  ohne  das  Merkmal  einer 
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selbständigen  Postverkehrspolitik  auf  einer  der  beiden  Seiten,  zeitlich  und 
sachlich  in  dem  gleichen  Rahmen  wie  bei  dem  gesamten  überseeischen  Aus- 
land, das  für  Deutschland  zunächst  nur  noch  durch  die  Schiffahrtslinien  der 
Ententeländer  erreichbar  blieb.  Am  5.  August  1919  wurde  im  Verkehr 
zwischen  Liberien  und  Deutschland  der  Austausch  gewöhnlicher  (ver- 
schlossener) Briefe  und  Postkarten  geschäftlichen  und  persönlichen  Inhalts 
wiederhergestellt;  am  7.  August  1919  folgte  die  gleiche  Maßnahme  für  ein- 
geschriebene Briefe,  jedoch  vorerst  nur  auf  Gefahr  des  Absenders  \  d.  h. 
unter  Ausschluß  der  verwaltungsseitigen  Verlusthaftung.  Erst  am  20.  August 
1920  wurde  der  deutsch-liberische  Postpaketverkehr,  mit  Schiffen  über  Eng- 
land, wiederhergestellt,  zunächst  nur  für  gewöhnliche  Pakete;  für  Pakete 
mit  Wertangabe  wurde  ein  gleiches  erst  möglich  vom  1.  November  1920  ab, 
nachdem  deutsche  Postüberwachungsstellen  im  besetzten  Rheinland  ein- 
gerichtet werden  konnten,  welche  den  Übergang  der  Postgüter  aus  deutscher 
Hand  in  die  der  Ententeposten  zu  kontrollieren  vermochten 2.  Seit  dem 
Inkrafttreten  des  Weltpostvertrages  von  Madrid  (1.  Januar  1922)  sind  die 
Verkehrsbeziehungen  Liberiens  zu  Deutschland  wieder  normale  geworden, 
und  seit  dem  April  1921  wird  die  Postpaketbeförderung  aus  Deutschland 
nach  Liberien  auch  wieder  durch  deutsche  Dampfschiffslinien  vermittelt 
(Woermann  -  Linie,  Deutsche  Ostafrika  -  Linie,  Hamburg-Amerika  Linie: 
Afrikanischer  Dienst,  Hamburg-Bremer  Afrika-Linie).  Im  Juni  1921  folgte 
die  Wiederzulassung  des  Postfrachtstückaustausches  mit  Deutschland  (Stücke 
mit  und  ohne  Wertangabe),  und  zwar  ebenfalls  durch  deutsche  Schiffe  über 
Hamburg,  seit  dem  Juli  1921  auch  über  Bremen 3.  Über  die  eigene  inländische 
und  die  übrige  internationale  Postverkehrspolitik  der  Republik  Liberien 
liegen  Nachrichten  aus  neuerer  Zeit  nicht  vor. 

2.  Abessinien.  Nachdem  Italiens  vor  Jahrzehnten  unternommener 
Versuch,  Abessinien,  das  Hinterland  der  italienischen  Kolonie  Erythräa,  zur 
kolonialen  Interessensphäre  Italiens  umzugestalten,  an  dem  erfolgreichen 
bewaffneten  Widerstand  des  Landes  gescheitert  war,  hat  Frankreich  von 
seiner  Konkurrenzniederlassung  in  Obock  am  Roten  Meer  aus  mit  besserem 
Erfolg  dasselbe  Ziel  für  seine  eigenen  wirtschaftlichen  Zwecke  zu  verwirk- 
lichen verstanden.  Abessiniens  Eisenbahnen  befinden  sich  in  französischen 
Händen,  und  so  ist  durch  Frankreichs  Vorgehen  das  Land  als  Durchgangs- 
territorium für  den  internationalen  Verkehr  vom  oberen  Nilgebiet  nach 
dem  Roten  Meere  von  beträchtlicher  Bedeutung  geworden.  BeachtlLh  ist 
in  diesem  Zusammenhang,  daß  Abessinien,  erst  nach  1905  ein  aktives  Mit- 
glied des  Weltpostvereins4,  vom  Kongreß  zu  Madrid  sogleich  in  die  erste, 


1  Postamtsblatt.    1919.    S.  259  u.  262. 

2  Postnachrichtenblatt.    1920.    S.  327  u.  457. 

3  Ebenda  1921.     S.  147;  S.  286  u.  326. 

*  Das  Protokoll  zum  Weltpostvertrag  von  Rom  1906  (Reichsgesetzbl.  1907, 
S.  593),  von  Abessinien  noch  nicht  mitvollzogen,  wurde  dem  Lande  seinerzeit  zur  nach- 
träglichen Beitrittserklärung  offengehalten  (s.  Art.  VII  des  Schlußprotokolls  zum 
Hauptvertrag). 
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am  höchsten  besteuerte  Klasse  der  Vereinsländer  eingereiht  worden  ist,  die 
bezüglich  der  Verteilung  der  Lasten  zu  den  Kostenbeiträgen  für  die  Unter- 
haltung des  Internationalen  Postvereinsbüros  in  Bern  nach  Maßgabe  ihrer 
verkehrsökonomischen  Stellung  im  Verein  in  sieben  Vermögensklassen  ein- 
geteilt sind.  Abessinien  tritt  mit  seiner  Einstufung  nach  Klasse  1  in  ein  und 
dieselbe  Beitragsgemeinschaft  mit  den  europäischen  Großmächten  Deutsch- 
land, England,  Frankreich,  Italien  sowie  mit  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika. 

Wieviel  von  dieser  Einschätzung  des  internationalen  Landes  auf  die  des 
einheimischen  Postverkehrs  zu  übertragen  ist,  steht  freilich  dahin,  da  von 
einer  selbsterworbenen,  durch  eigene  Kulturbedürfnisse  langsam  gereiften 
Verkehrsbedeutung  des  Landes  nicht  gesprochen  werden  kann.  Für  Deutsch- 
land ist  Abessinien  vorerst  nur  über  Frankreich  zugänglich.  Der  Postpaket- 
austausch mit  Deutschland  wurde  nach  dem  Kriege  auf  dem  Wege  französi- 
scher Schiffahrtslinien,  im  August  und  November  1920  mit  der  gleichen  Maß- 
gabe wie  bei  Liberien,  wieder  aufgenommen. 

II.   Kolonien. 

1.  Englische  Kolonien. 

a)  Der  Norden:  Ägypten1. 

Gleich  Liberien  ohne  selbständiges  Interesse  in  den  Krieg  gegen  Deutsch- 
land hineingezogen,  hat  Ägypten  ebenfalls  nur  über  die  Ententeländer  den 
internationalen  Postverkehrsanschluß  an  Deutschland  wiedergewinnen 
können.  Die  Zeitpunkte  dafür  —  August  1919  für  den  Briefverkehr,  August 
und  November  1920  für  den  Paketverkehr  (über  Holland  und  Italien)  — 
waren  dieselben  wie  bei  Liberien,  doch  hatte  sich  für  den  deutsch-ägypti- 
schen Postpaketaustausch  bereits  im  März  1920  wieder  der  Weg  über  die 
Schweiz  (Chiasso)  und  Italien  geöffnet.  Der  Postfrachtstückverkehr  mit 
Deutschland  kam  Ende  Juni  1921  zur  Wiederaufnahme  auf  dem  Seewege  über 
Hamburg  mit  Schiffen  der  Deutschen  Levante-Linie,  neben  die  seit  Februar 
1922  hinsichtlich  der  Postbeförderung  die  Deutsche  Orient-Linie  ge- 
treten ist 2. 

Seit  dem  Oktober  1921  ist  von  Kairo  aus  ein  Luftpostdienst  nach  Bagdad 
eingerichtet  worden  (zweimal  wöchentlich  mit  Flugzeugen  der  Regierung), 
der  den  politischen  Orientinteressen  Englands  dient  und  den  Seeweg  nach 
Ostindien  um  ein  bis  zwei  Wochen  abkürzt.  Es  werden  nur  Briefsendungen 
befördert.  Der  Gebührenzuschlag,  verhältnismäßig  hoch,  beträgt  1  Schilling 
für  eine  Unze  8. 


1  Inwieweit  die  inzwischen  proklamierte  Aufhebung  des  britischen  Protektorats 
über  Ägypten  sich  verkehrspolitisch  zu  einer  praktischen  Unabhängigkeit  des  Landes 
von  Großbritannien  auswirken  wird,  ist  erst  noch  abzuwarten. 

2  Postnachrichtenbl.    1920.    S.  258;  S.  40;  S.  59. 

3  Union  Postale.    1921.    S.   191. 
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b)   Der  Westen. 

Gambia,  Sierra  Leone,  Qoldküste,  Nigeria.  Über  die 
inländischen  Postverkehrsverhältnisse  der  vier  Kolonien  liegen  neuere  Nach- 
richten nicht  vor.  Dem  Weltpostverein  gehören  sie  an.  Bereits  vor  der 
Madrider  Erneuerung  des  Weltpostvertrages  ist  die  Wiederherstellung  des 
Warenaustausches  in  Postpaketen  und  Postfrachtstücken  mit  Deutschland 
sowie  die  Wiederaufnahme  des  Briefverkehrs  nach  dem  Kriege  mit  der 
gleichen  Maßgabe  erfolgt  wie  bei  der  Republik  Liberien. 

c)   Der   Süden. 

Die  herrschende  Stellung  im  englischen  Südafrika  nimmt  das  Verkehrs- 
gebiet des  Südafrikanischen  Bundes  ein,  auf  den  auch  die  Wahrnehmung 
des  Postwesens  im  ehemals  deutschen  Südwestafrika  übergegangen  ist. 
Anschließende  Verkehrsgebiete  sind  die  der  Kolonien  Rhodesia,  Betschuana- 
land,  Natal  mit  Amatongaland  und  Zululand. 

Über  den  Südafrikanischen  Bund  liegen  Jahresberichte  der  ein- 
heimischen Postverwaltung  aus  den  Jahren  1916/17,  über  Rhodesia  solche 
für  1915  bis  1917  *  vor,  Nach  ihnen  hat  in  beiden  Ländern  die  Entwicklung 
des  Postwesens  in  den  Berichtsjahren  ihre  frühere  Aufwärtsbewegung  bei- 
behalten. Die  Mehreinnahme  im  Posthaushalt  bezifferte  sich  für  den  Süd- 
afrikanischen Bund  (1917  gegen  1916)  auf  1,9  Millionen  Pfund  und  7,8  %,  für 
Rhodesia  (1917  gegen  1915)  auf  95  000  Pfund  und  10,5%,  die  Überschüsse 
entsprechend  auf  135  000  Pfund  (mehr:  27,4%)  und  216  000  Pfund  (mehr: 
89  %).  Im  Verkehr  mit  England  war  während  des  Krieges  (bis  1917)  ein 
Verlust  von  Seeposten  nicht  zu  verzeichnen,  während  selbstverständlich  der 
Schiffsverkehr  infolge  des  allgemeinen  Tonnenraumbedarfs  auf  seiten  der 
Entente  eine  beträchtliche  Einschränkung  durch  die  Abgabe  von  Postdampfern 
erfuhr.  So  fielen  im  Jahre  1917  auf  der  Union  Castle  Line  in  abgehender 
Richtung  31,  in  ankommender  28  Fahrten  aus  (1916  ebenso  nur  11  bzw. 
15  Fahrten).  Die  notwendige  Geheimhaltung  der  Dampferabgangszeiten 
führte  im  Interesse  des  Überseehandels  dazu,  daß  die  kaufmännischen  Briefe 
mit  den  Duplikaten  der  Konnossemente  auf  England  zugleich  mit  dem  die 
Urschrift  enthaltenden  Briefe  zur  Post  gegeben  werden  mußten,  die  dann 
ihrerseits  die  Zurückbehaltung  des  Doppelbriefes  bis  zu  dem  ihr  amtlich  be- 
kannten Zeitpunkt  des  nächstfolgenden  Dampferabgangs  zurückbehielt.  — 
Beide  Kolonien  haben  noch  im  Kriege  (1916)  den  telegraphischen  Post- 
anweisungsverkehr mit  England  aufgenommen.  Aus  Rhodesia  vorliegende 
Nachrichten  von  1917  sprechen  von  Portoerhöhungen  im  Inlandsverkehr  und 
im  Verkehr  mit  den  Nachbarländern,  darunter  das  portugiesische  Mosambik 
(Kriegszuschlag  0,5  d  für  je  0,5  Unze),  ebenso  im  Verkehr  mit  England  und 
den  übrigen  englischen  Kolonien  (Verdoppelung  der  Gebühr  von  1  d  auf  2  d 
für  0,5  Unze).    Vom  Mai  1920  datiert  ein  ähnlicher  Schritt  des  Südafrikani- 


1    Union  Postale.     1919.    S.  183;  S.  127. 
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sehen  Bundes,  der  bei  Inlandsbriefen  auf  den  Satz  von  1,5  d  für  1  Unze 
(Postkarten  1  d)  führte;  seit  dem  Juni  1920  ist  eine  weitere  Erhöhung  auf 
2d  gefolgt,  zugleich  eine  wesentliche  Steigerung  der  Gebührensätze  im 
Zeitungsverkehr l.  Dabei  gelten  allerdings  die  Inlandsgebührensätze  auch 
für  den  Verkehr  mit  England  und  allen  englischen  Kolonien.  Mit  Deutsch- 
land ist  ein  Postpaketverkehr  über  England  im  August  und  November  1920 
(vgl.  Liberien)  wieder  eingerichtet  worden:  von  und  nach  Südafrika  (Bund), 
Rhodesia  und  Betschuanaland,  ebenso  seit  1921  ein  Frachtstückverkehr  mit 
den  erstgenannten  beiden  Ländern  sowie  nach  Natal,  Amatonga-  und  Zulu- 
land; die.  Frachtstückbeförderung,  Anfang  Januar  1921  eingerichtet  und 
anfangs  nur  unregelmäßig  durchzuführen,  geschah  seitdem  erstmals  wieder 
mit  deutschen  Schiffen  über  Hamburg,  seit  dem  Juni  1921  auch  wieder  über 
Bremen 2. 

Das  frühere  Deutsch-Südwestafrika  ist  für  Deutschland  in  der  gleichen 
Weise  wie  das  übrige  englische  Südafrika  teils  über  England,  teils  mit 
deutschen  Schiffen  postmäßig  erreichbar.  Zu  erinnern  ist  daran,  daß  schon 
im  Dezember  1918  ein  Briefverkehr  (nur  gewöhnliche  Briefe  und  Postkarten) 
zwischen  Deutschland  und  den  in  Deutsch-Südwestafrika  in  Freiheit  lebenden 
Deutschen  über  Holland  wieder  angebahnt  worden  war3. 

d)    Der   Osten. 

Deutsch-Ostafrika,  jetzt  „Kenya  and  Uganda"  benannt*,  hat  1918 
an  denselben  Verkehrserleichterungen  teilgenommen  wie  Deutsch-Südwest- 
afrika (s.  vorstehend).  Mit  ihm  und  dem  benachbarten  Britisch-Ostafrika 
erlangte  Deutschland  weiterhin  im  August  1919  die  gleichen  Briefpost- 
beziehungen wie  mit  Ägypten  (s.  d.).  Ein  deutsch-ostafrikanischer  Post- 
paketaustausch über  England  kam  1920  (August  und  November)  zur  Wieder- 
aufnahme (vgl.  Liberien);  an  ihm  nehmen  außer  Zanzibar  auch  noch  die 
Hinterländer  Nyassa-  und  Somaliland  teil. 

Nyassaland,  1919  noch  nicht  zum  Weltpostverein  gehörend 5,  hat 
noch  vor  Kriegsschluß,  im  September  1918,  zu  einer  durchgreifenden  Post- 
gebührenerhöhung schreiten  müssen.  Für  Briefe  nach  England,  den  eng- 
lischen Kolonien  und  dem  portugiesischen  Nachbarlande  Mosambik  —  man 
erkennt  auch  hier  (vgl.  Rhodesia  und  Südafrikan.  Bund)  die  wirtschaft- 
liche Einflußnahme  Englands  auf  das  portugiesische  Kolonialgebiet  —  ist  es 
bei  dem  Pennyporto,  wenigstens  für  je  0,5  Unze,  geblieben,  für  den  übrigen 
Auslandsverkehr  ist  dieser  Inlandsgebührensatz  dagegen  um  mehr  als  das 


1  Union  Postale.    1920.    S.  120  f. 

2  U.   a.   wegen   Zollschwierigkeiten   in   Spanien.     Postnachrichtenbl.     1921.    S.  5, 
205,  278  u.  282. 

3  Postamtsblatt.    1919.    S.  6,  36  u.   158;   1918.    S.  318. 

4  Union  Postale.    1921.    S.  32. 

5  Ebenda  1919.    S.  95. 
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Doppelte    überschritten    worden:    2,5  d  bis  0,5  Unze    und    je    1,5  d  für  jede 
weitere  Gewichtsstufe  von  0,5  Unze  \ 

Alle  britischen  Kolonien  in  Afrika  haben  seit  1919  (August)  den  Austausch 
verschlossener  Briefe  mit  Deutschland  wieder  aufgenommen,  seit  dem  August 
1920  auch  den  Postanweisungsaustausch  in  beiden  Richtungen2. 

(Fortsetzung  folgt  im  nächsten  Heft.) 

Dr.  Erich   Staedler,   Berlin. 


IV. 
Allgemeine  Übersichten  über  den   internationalen  Güteraustausch. 


Der  industrielle 

Wirtschaftshaushalt  in  der  Republik  Osterreich3. 

ii. 

Nachdem  wir  in  einem  ersten  Aufsatz4  jene  Industriezweige  Neuöster- 
reichs aufgezählt  haben,  die  auf  der  Seite  seines  Wirtschaftspassivums  stehen, 
sei  im  folgenden  über  jene  Industrien  berichtet,  die  als  die  eigentlichen 
Exportindustrien  des  Landes  das  von  uns  errechnete  hohe  Passivum  der 
Außenhandelsbilanz  der  Republik  1920  vermindert  haben  und  dauernd  zu  ver- 
ringern geeignet  sind 8.  Da  aber  eben  ein  neues  Heft  der  Außenhandels- 
statistik erschienen  ist8,  setzen  wir  bereits  die  neuen  Zahlen  ein,  wobei  die 
entsprechenden  Ziffern  für  das  erste  Halbjahr  1920  stets  in  eckigen  Klammern 
angefügt    sind;    zu    beachten    ist    nur,    daß    sich    die    Summen    für    1921 


1  Union  Postale.     1919.    S.  95. 

2  Postamtsbl.    1919.    S.  259,  262;   Postnachrichtenbl.    1920.    S.  322,  410. 

3  Für  eine  Darstellung  der  gesamten  Wirtschaftslage  Österreichs  im  Jahre  1920 
sei  verwiesen  auf  O.  K  e  n  d  e ,  Die  wirtschaftliche  Struktur  Österreichs  und  West- 
ungarns.   (Jahrbücher  für  Nationalökonomie  und  Statistik.    1922.    118.  Bd.,  Heft  3/4.) 

4  Vgl.  „W.  A.",  17.  Bd.,  S.  158*  ff. 

5  Wir  möchten  nicht  versäumen,  darauf  hinzuweisen,  daß  alle  Ergebnisse  nur  auf 
Grundlage  der  „Statist.  Übersichten  über  den  auswärtigen  Handel  Österreichs"  (zu- 
sammengestellt vom  handelsstatist.  Dienste  des  Bundesministeriums  für  Handel  und 
Gewerbe,  Industrie  und  Bauten,  Wien)  gewonnen  sind.  Es  ist  natürlich  an  dieser 
Stelle  gar  nicht  notwendig,  hervorzuheben,  wie  wenig  damit  gerade  in  diesen  Über- 
gangszeiten die  gesamte  Aus-  oder  Einfuhr  zu  erfassen  ist;  aber  auch  hier  darf  ein 
Hinweis  darauf  nicht  unterbleiben,  daß  besonders  1920,  wo  die  Differenz  in  der  Kauf- 
kraft von  Auslands-  und  Inlandsvaluta  außerordentlich  fühlbar  war,  viele  Werte  ins 
Ausland  wanderten,  die,  von  ausländischen  Besuchern  des  Landes  meist  am  Körper 
mitgeführt  (Kleider,  Pelzwaren,  Wäsche,  Hüte,  Schuhe,  Lederwaren,  Schmuck),  jeder 
Statistik  entgingen. 

6  Für  das  1.  Halbjahr  1921.    Wien  1921. 
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auf  ein  halbes  Jahr  beziehen.  Wo  die  Beträge  im  Verhältnis  zum  ganzen 
Jahr  1920  zu  besonderen  Bemerkungen  Anlaß  geben,  wird  dies  erwähnt 
werden.  Bedauerlich  ist,  daß  auch  diesmal  amtlich  nur  Mengen-  und  keine 
Wertzahlen  veröffentlicht  sind;  doch  wird  unter  Überwindung  außergewöhn- 
licher Schwierigkeiten  im  statistischen  Außenhandelsamte  bereits  an  der 
Gewinnung  zuverlässiger  Wertziffern  gearbeitet. 

Einen  Aktivposten  haben  wir  bereits  in  unserer  ersten  Arbeit  angeführt, 
die  Konfektionswarenindustrie;  indem  wir  sie  der  ihr  eng  ver- 
wandten, so  stark  passiven  Textilindustrie  zurechneten,  erfuhr  der  Fehlbetrag 
dieser  Gruppe  als  Ganzes  eine  Abschwächung.  Für  1921  scheint  sich  ein 
weiterer  Aufschwung  herausstellen  zu  wollen:  infolge  einer  erfreulichen 
Mehrausfuhr  von  Hüten  ergab  sich  schon  für  das  erste  Halbjahr  1921  eine 
Mehrausfuhr  in  Konfektionswaren  von  167  798  Stück  und  4743  dz  [32  347 
Stück  und  4677  dz];  von  dem  Ausfuhrüberschuß  an  Hüten  im  Ausmaße  von 
265  458  Stück  [137  491]  fiel  auf  Ungarn  eine  Mehrausfuhr  von  72  341  Stück, 
auf  Deutschland  von  65  862,  auf  Jugoslawien  von  48  134  und  auf  Polen  von 
47  468  Stück. 

Noch  etwas  günstiger  als  die  Konfektionswarenindustrie  mag  hinsichtlich 
des  Exportes  dem  für  1920  geschätzten  Werte  nach  die  Automobil- 
industrie gestellt  sein.  Eine  Anzahl  sehr  bedeutsamer  Unternehmungen  ist 
da  noch  nicht  einmal  an  der  Grenze  ihrer  Leistungsfähigkeit  angelangt.  Im 
ersten  Halbjahr  1921  konnte  eine  Mehrausfuhr  von  1010  kompletten  Auto- 
mobilen und  231  Rahmengestellen  stattfinden  [736  bzw.  35];  an  Rahmen- 
gestellen mehr  als  im  ganzen  Jahre  1920,  in  dem  1699  komplette  Automobile 
und  217  Stück  Rahmengestelle  mehr  ausgeführt  wurden.  Polen  mit  10  955  dz, 
Rumänien  mit  6463  dz  waren  (mit  mehr  als  der  Hälfte  der  Gewichtsmenge) 
die  Hauptabnehmer.  Dazu  kommt  im  ersten  Halbjahr  1921  ein  nicht  ganz  zur 
Hälfte  für  Polen  bestimmter  Ausfuhrüberschuß  von  5147  dz  bzw.  810  Stück 
Automobilmotoren  [2342  dz  bzw.  701  Stück]. 

Mit  rund  der  Hälfte  des  Wertes  der  Automobil-  und  Konfektionswaren- 
industrie hat  G.  Stolper1  den  Ausfuhrwert  der  Lederindustrie  für  1920  an- 
genommen (25  gegenüber  54  und  50  Mill.  Goldkronen).  Sie  steht  damit  etwa 
an  dritter  Stelle,  und  auch  hier  läßt  sich  ein  merkliches  Anschwellen  der 
Handelsbilanz  vom  Rohstoff  bis  zur  Fertigware  erkennen.  Häute  und  Felle 
müssen  zur  Verarbeitung  freilich  größtenteils  eingeführt  werden.  Im  ersten 
Halbjahr  1921  war  darin  die  Mehreinfuhr  mit  43  313  dz  bereits  größer  als  im 
ganzen  Jahre  1920  (rund  20  800  dz);  sie  verteilte  sich  auf  Ungarn  mit  6748, 
die  Niederlande  mit  5709,  Italien  mit  5223,  wozu  Britisch-Indien  noch  be- 
sonders 4946  dz  Rindshäute  lieferte  (die  Niederlande  und  Britisch-Indien  be- 
deuten als  neue  Lieferanten  bereits  eine  friedensmäßige  Umstellung  der 
Handelsrichtungen).  Auch  Gerbstoffe  wiesen  eine  Mehreinfuhr  auf.  Der 
überwiegend  in  die  Tschechoslowakei  gerichteten  Ausfuhr  der  (billigeren) 
Nadclholzrinde   von  9107  dz  im  ersten  Halbjahr  1921  [17  637  dz]    steht    eine 


1   „Der  österr.  Volkswirt".     Wien  1921.     Nr.  34/37. 
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Mehreinfuhr  anderer  Gerbstoffextrakte  (Quebracho-,  Eichenholzextrakt  u.  a.) 
im  Ausmaße  von  20  951  dz  entgegen  [11404],  davon  9142  dz  aus  Jugo- 
slawien. Aber  auch  die  Verarbeitung  dieser  Rohstoffe  im  eigenen  Lande 
verschafft  der  Industrie  nicht  die  notwendige  Menge  der  Halbfabrikate,  an 
Leder  (und  zwar  Oberleder,  denn  in  Sohlenleder  ist  Österreich  sogar  export- 
fähig) benötigte  das  erste  Halbjahr  1921  einen  Einfuhrüberschuß  von  11  059  dz, 
davon  4540  dz  aus  Deutschland  und  4091  dz  aus  Großbritannien.  Dennoch  ist 
die  besonders  in  Wien  konzentrierte  Lederindustrie  weiterhin  exportbereit. 
Im  ersten  Halbjahr  1921  ergab  sich  ein  Ausfuhrüberschuß  an  Lederwaren 
im  Ausmaße  von  8654  dz,  darunter  4734  dz  Schuhwaren  [8099  bzw.  5000]; 
gegenüber  1920,  das  einen  Ausfuhrüberschuß  von  21  324  dz  besaß,  aber  doch 
vielleicht  ein  gewisses  Nachlassen.  An  Sattler-  und  Riemerwaren  hat  die 
Ausfuhr  1921  zugenommen,  sie  betrug  2097  dz  [908],  während  der  Mehrexport 
an  Schuhwaren  (1921:  2074  gegen  1920:  13  232  dz)  durch  die  tschecho- 
slowakischen Bezüge  geschmälert  worden  ist.  Die  Lederwaren  gingen 
(hauptsächlich  als  Schuhe)  im  ersten  Halbjahr  1921  überwiegend  nach  Ungarn 
und  Polen  (Mehrausfuhr  3884  bzw.  3480  dz). 

Etwa  gleichwertig  mit  dem  Ausfuhrüberschuß  an  Lederwaren  mag  1920 
jener  von  Eisenwaren  (im  engeren  Sinne:  also  Blechwaren,  Eisenbahn- 
schienen, Eisenwerkzeuge,  Röhren,  Sensen,  Drahtwaren,  Nägel,  Schrauben, 
Waren  aus  schmiedbarem  und  nicht  schmiedbarem  Eisen)  gewesen  sein.  Ist 
doch  die  Eisenindustrie  in  der  günstigen  Lage,  Halbfabrikate  zu  verarbeiten, 
die  im  eigenen  Lande  (obersteirisches  Mürztal,  niederösterreichische  Vor- 
alpen) unter  normalen  Verhältnissen  in  mehr  als  genügender  Menge  und  in 
vorzüglicher  Qualität  erzeugt  werden  können.  Allerdings  läßt  sich  das  aus 
der  Statistik  des  ersten  Halbjahres  1921  nicht  herauslesen;  denn  während 
sich  1920  nur  in  Blechen  und  Platten  eine  Mehreinfuhr  ergeben  hatte 
(59  613  dz),  dagegen  Roheisen  (396  368  dz),  Luppen- und  Stabeisen  (67  512  dz), 
ebenso  wie  Drähte  (11  129  dz)  eine  Mehrausfuhr  aufwiesen,  brachte,  durch 
außerordentliche  Umstände  veranlaßt,  das  erste  Halbjahr  1921  für  alle  ge- 
nannten Halbfabrikate  einen  recht  erheblichen  Einfuhrüberschuß.  Für  Roh- 
eisen betrug  er  132  929  dz  [Ausfuhrüberschuß  232  463!],  indem  hauptsächlich 
das  Defizit  in  (fast  ausschließlich  aus  Deutschland  und  der  Tschechoslowakei 
bezogenem)  Gießereiroheisen,  Gußbruch-  und  Alteisen  mit  399  737  dz  [46  518] 
das  (größtenteils  in  die  Tschechoslowakei  gerichtete)  Plus  in  Frischroheisen, 
Eisenfeilen  usw.  mit  272  311  dz  [271  223]  mehr  als  aufgewogen  hat;  im  ganzen 
Jahre  1920  hatte  der  Einfuhrüberschuß  in  Gießereiroheisen,  Gußbruch-  und 
Alteisen  nur  194  863  dz  betragen,  also  um  204  874  dz  weniger  als  in  der  ersten 
Hälfte  1921  allein.  Die  Fertigfabrikate  aber  sind  wie  für  1920  (mit  263  951  dz) 
auch  in  der  ersten  Hälfte  1921  aktiv,  und  zwar  mit  148  489  dz  [161 127],  und 
es  ist  keine  Frage,  daß  eine  von  den  noch  vielfach  bestehenden  Hemmnissen 
befreite  Produktion  der  in  Wien,  Graz,  Steyr,  Mürzzuschlag,  Wiener  Neu- 
stadt und  an  anderen  Orten  wurzelnden,  sehr  namhaften  Industrie  zu  Mehr- 
leistungen befähigt  ist,  denen  sich  auch  genügende  Absatzmöglichkeit  auf 
ausländischen,  zumal  östlichen  Märkten  erschließen  könnte.    Zunächst  finden 
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wir  auch  unter  den  Fertigwaren  einige  Gruppen  wie  1920  mit  einer  Mehr- 
einfuhr belastet;  hierher  gehören  von  den  wichtigeren  die  (gegenüber  dem 
Vorjahre  freilich  mehr  aus  Deutschland  als  aus  der  Tschechoslowakei  herein- 
gebrachten) Röhren  mit  42  201  dz  [8551],  Waren  aus  nicht  schmiedbarem 
Eisen,  die  hauptsächlich  die  Tschechoslowakei  lieferte,  mit  10  528  dz  [20  256] 
und,  ebendaher  bezogen,  Eisenbahnmaterialien  —  ausgenommen  Schienen,  die 
mit  10  767  dz  aktiv  sind  und  hauptsächlich  für  Jugoslawien  und  die  Tschecho- 
slowakei bestimmt  waren  —  mit  5291  dz  [Mehrausfuhr,  aber  bloß  im  ersten 
Halbjahr,  11690!].  Dagegen  besitzen  die  meisten  übrigen  wesentlichen 
Gruppen  eine  nennenswerte  Mehrausfuhr.  In  erster  Linie  betraf  sie  Eisen- 
werkzeuge, einschließlich  Sensen,  Sicheln  und  Schaufeln,  und  zwar  mit  einem 
Ausfuhrüberschuß  von  53  054  dz  [40  888],  der  sich  auf  Deutschland,  Polen, 
Jugoslawien,  Ungarn,  Rumänien  und  Italien  verteilte,  dann  Schrauben,  die 
von  Jugoslawien,  Italien,  Ungarn,  Tschechoslowakien  und  Rumänien  auf- 
genommen wurden,  mit  20  398  dz  [17  203],  Achsen  für  Straßenfahrzeuge  mit 
17  308  dz  (reine  Ausfuhr,  keine  Einfuhr)  [9277],  Eisenkonstruktionen  mit 
14  134  dz  [8252],  die  zu  zwei  Dritteln  in  die  Tschechoslowakei  gesandt  wurden, 
Nägel  und  Drahtstifte,  für  die  besonders  Jugoslawien  und  Ungarn  Bedarf 
zeigten,  mit  14  887  dz  [14  410],  Drahtwaren  mit  14  464  dz  [12  159],  Blechwaren 
mit  14  387  dz  [10  353],  eiserne  Kassen  mit  10  006  dz  (reine  Ausfuhr,  keine 
Einfuhr),  fast  zur  Hälfte  nach  Italien  [6014],  und  schließlich  Waren  aus 
schmiedbarem  Eisen  mit  7339  dz  [22  599]  usw. 

Auch  der  außerordentlich  bedeutende  Maschinen-  und  Loko- 
motivbau, jener  in  Wien  und  Umgebung  wie  in  Graz,  dieser  in  Wien, 
Wiener  Neustadt  und  Linz  mit  den  wichtigsten  Betrieben,  dürfte  für  1920  mit 
einem  ähnlichen  Aktivposten  wie  die  Eisenindustrie  im  engeren  Sinne,  und 
zwar  mit  rund  22  Mill.  Goldkronen,  einzusetzen  sein.  Landwirtschaftliche 
Maschinen  (Pflüge,  Dreschmaschinen)  besaßen  im  ersten  Halbjahr  1921  eine 
Mehrausfuhr  von  36  731  dz  [20  675],  d.  i.  fast  soviel  als  im  ganzen  Jahre  1920 
(37  970  dz);  Rumänien,  Jugoslawien  und  Ungarn  nahmen  den  größeren  Teil 
auf.  Dampfmaschinen  waren  im  ersten  Halbjahr  1921  mit  20  738  dz  aktiv 
[3818]  und  hatten  so  bereits  zu  dieser  Zeit  den  Ausfuhrüberschuß  des  ge- 
samten Jahres  1920  (17  974  dz)  überschritten;  Polen,  Italien,  Jugoslawien, 
die  Tschechoslowakei  und  —  Belgien  sind  die  Hauptabnehmer.  Die  für  1920 
passiven  Metallbearbeitungsmaschinen  sind  im  ersten  Halbjahr  1921  mit 
1577  dz  aktiv  [Einfuhrüberschuß  2816],  die  1920  aktiven  Maschinen  für  die 
Textilindustrie  sind  in  unserer  Ubersichtszeit  durch  Mehrbezüge  aus  der 
Tschechoslowakei  und  Deutschland  mit  einer  Mehreinfuhr  von  5576  dz  [Aus- 
fuhrüberschuß 2691]  belastet;  Dampfkessel,  die  hauptsächlich  nach  Jugo- 
slawien und  Polen  gingen,  weisen  im  ersten  Halbjahr  1921  einen  Ausfuhr- 
überschuß von  5057  dz  auf  [Einfuhrüberschuß  1748].  Kleinere  Ausfuhrüber- 
schüsse für  das  erste  Halbjahr  1921,  z.  B.  in  Maschinen  für  Holzstoff-  und 
Papierfabrikation  mit  2310  dz  [444],  Werkzeugmaschinen  für  Holz-  und  Stein- 
bereitung mit  1389  dz  [Einfuhrüberschuß  1102],  in  Näh-  und  Strickmaschinen 
mit  1741  dz  [1175],    in  Pumpen  mit  1655  [207]   brauchen   ebenso   wie   einige 
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kleinere  Einfuhrüberschüsse,  z.  B.  in  Zisternen  und  Tanks  mit  3660  dz  [Aus- 
fuhrüberschuß 897],  in  Destillier-,  Kühl-  und  Kochapparaten  mit  729  dz 
[1981]  usw.,  hier  bloß  gestreift  zu  werden.  Daß  der  österreichische  Loko- 
motivbau eine  ausgesprochene  Exportindustrie  ist,  beweist  auch  die  Außen- 
handelsstatistik deutlich;  die  1920  bei  einem  Ausfuhrüberschuß  von  47  723  dz 
an  Lokomotiven  und  Tendern,  wie  von  6658  dz  an  Lokomobilen  vom  Voll- 
betrieb noch  weit  entfernten  vier  österreichischen  Fabriken  erreichten  im 
ersten  Halbjahr  1921  in  Lokomotiven  und  Tendern  mit  44  766  dz  Ausfuhr- 
überschuß [10  123]  fast  das  Gesamtergebnis  von  1920,  in  Lokomobilen  haben 
sie  es  mit  11712  dz  [4127]  fast  verdoppelt;  jene  wurden  zur  Hälfte  nach 
Polen,  zu  einem  Drittel  nach  Rumänien  dirigiert,  doch  selbst  Frankreich 
zeigte  einen  (von  keiner  Einfuhr  beeinträchtigten)  Bedarf  für  7889  dz;  für 
diese  war  besonders  in  Rumänien  Verwendung. 

In  nahem  Abstände  von  der  Maschinen-  und  Lokomotivindustrie  und  mit 
ungefähr  gleichen  Werten  von  je  20  Mill.  Goldkronen  scheinen  1920  die 
Elektroindustrie,  die  Papier-  und  Holzwarenindustrie  in  den  Exportüber- 
schüssen abgeschlossen  zu  haben.  Die  in  Wien  vereinigte  und  den  sog. 
Nachfolgestaaten  an  Leistungsfähigkeit  weit  überlegene  Elektrizitäts- 
industrie Österreichs  ist  im  ersten  Halbjahr  1921  als  Ganzes  (mit  43  605  dz) 
wie  in  allen  ihren  wichtigen  Zweigen  aktiv;  es  hemmt  sie  wenig,  daß  sie  für 
einige  Rohmaterialien  (Porzellan,  Gummi  und  Kupfer)  auf  Einfuhr  angewiesen 
ist.  Die  Starkstromindustrie  wies  Ausfuhrüberschüsse  auf  in  Dynamo- 
maschinen, Elektromotoren  und  Transformatoren  mit  18  243  dz  [6218],  in 
Meß-,  Zähl-  und  anderen  Apparaten  mit  9033  dz  [2517];  jene  gingen  etwa 
zur  Hälfte  in  die  Tschechoslowakei,  diese  zu  zwei  Dritteln  ebendahin,  nach 
Jugoslawien  und  Polen.  Die  Schwachstromindustrie  (Telephone  und  Mikro- 
phone) besaß  zur  gleichen  Zeit  eine  reine  Ausfuhr  von  1891  [249],  der  über- 
haupt keine  Einfuhr  gegenüberstand.  Von  anderen  Zweigen  zeigen  im  ersten 
Halbjahr  1921  Akkumulatoren  ebenfalls  eine  reine  Ausfuhr,  ohne  Einfuhr: 
3669  dz  [2930];  wieder  sind  es  die  Nachfolgestaaten  Tschechoslowakei,  Polen 
und  Jugoslawien,  die  den  weitaus  überwiegenden  Teil  aufnehmen.  Kabel 
und  isolierte  Drähte  waren  mit  5125  dz  [2071]  aktiv  und  gingen  zur  Hälfte 
nach  Polen,  Glühlampen  besaßen  einen  Ausfuhrüberschuß  von  5010  dz  [2860] 
und  fanden  rund  zur  Hälfte  in  Italien  und  der  Schweiz  Abnehmer. 

Die  vom  Holzrohstoff  im  eigenen  Lande  gut  unterstützte  Papier- 
industrie,  deren  wichtigste  Erzeugungsstätten  im  südlichen  Ober-  und 
Niederösterreich  wie  in  der  Nordsteiermark  liegen  und  in  Wien  ihren 
Handelsmittelpunkt  besitzen,  arbeitet  ebenfalls  weit  über  den  Eigenbedarf 
hinaus  für  den  Export;  in  der  ersten  Hälfte  des  Jahres  1921  betrug  der 
Exportüberschuß  an  Papier  und  Papierwaren  335  614  dz  [309  444].  Außer 
in  Formerarbeiten  aus  Steinpappe  usw.  mit  einem  Fehlbetrage  von  7842  dz 
[2785],  die  fast  ausschließlich  aus  Deutschland  bezogen  wurden,  ergab  sich 
zwar  noch  in  Zellulose  ein  Minus  von  12  012  dz  [Ausfuhrüberschuß  244], 
doch  bestand  "ra  allen  anderen  wichtigeren  Gruppen  eine  zum  Teil  be- 
deutende   Mehrausfuhr.      So    war    in    ungebleichtem    Holzschliff    bei    einer 
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(größtenteils  nach  Italien  und  in  die  Tschechoslowakei  gerichteten)  Ausfuhr 
von  71  176  dz  [93  673]  gar  keine  Einfuhr  nötig.  Unter  den  Pappen  stellen 
im  ersten  Halbjahr  1921  Hölzstoffpappen  mit  einer  Mehrausfuhr  von  87  430  dz 
[91  126]  den  Hauptposten,  über  zwei  Drittel  davon  nehmen  Italien,  Polen  und  die 
Tschechoslowakei  auf.  Zum  Ausfuhrüberschuß  von  169  621  dz  [99  300]  an  Papier 
trugen  glattes  Druck-  und  Schreibpapier,  die  im  Jahre  1920:  240  498  dz  Aus- 
fuhrüberschuß ergeben  hatten,  im  ersten  Halbjahr  1921  mit  163  014  dz  [71  497] 
am  meisten  bei;  Ungarn  empfing  davon  45  573  dz,  Polen  37  794,  Rumänien 
25  516,  Jugoslawien  22  088  dz.  Die  Mehrausfuhr  in  Packpapier  scheint  abzu- 
nehmen; im  ganzen  Jahre  1920:  52  608  dz  betragend,  lautete  die  Summe  im 
ersten  Halbjahr  1921  nur  auf  12  533  dz  [31990].  An  sogenannten  Papierwaren 
(Briefpapier,  Drucksorten,  Ansichtskarten,  geschnittenes  Zigarettenpapier  usw.) 
besaß  das  erste  Halbjahr  1921  einen  hauptsächlich  auf  Ungarn,  Jugoslawien, 
Italien  und  Polen  entfallenden  Ausfuhrüberschuß  von  24  477  dz  [19  075]. 
Die  Holzwaren industrie  dürfte  1921  noch  besser  abschneiden  als  1920, 
wo  sie  mit  einem  Ausfuhrüberschuß  von  189  968  dz  abgeschlossen  hatte; 
denn  im  ersten  Halbjahr  betrug  das  fast  zur  Hälfte  von  Italien  bestrittene 
Aktivum  bereits  129  168  dz  [69  111].  Die  hauptsächlich  in  Wien  unter- 
gebrachte Möbelindustrie  hatte  im  ersten  Halbjahr  1921:  41715  dz  Ausfuhr- 
überschuß [39  870];  zu  über  die  Hälfte  bewirkten  ihn  Italien  und  Jugo- 
slawien. Gehobeltes  Werkholz  und  Sägewaren  besaßen  gar  keine  Einfuhr, 
ihre  zu  vier  Fünftel  auf  Italien,  Holland  und  die  Schweiz  entfallende  Ausfuhr 
machte  im  ersten  Halbjahr  1921:  12  833  dz  [1893]  aus.  Auch  Furniere  mit 
5718  dz  [3929],  Holzdraht  und  Holzwolle  mit  5581  dz  [893]  weisen  in  der 
Ausfuhr  nennenswerte  Uberschußmengen  auf. 

Vier  Industriezweige  sind  in  unserer  Zusammenstellung  als  namhaftere 
Exportindustrien  noch  anzuführen:  es  sind  die  Zünd-  und  die  Metallwaren- 
industrie, die  1920  je  10  Mill.  Goldkronen  Aktivum  ergeben  haben  dürften, 
sodann  die  Herstellung  gewisser  technischer  Instrumente,  doch  auch  von 
Musikinstrumenten  und  die  Industrie  in  Wagen,  Fahrrädern  und  Schiffen 
mit  je  7  Mill.  Goldkronen  für  1920.  Die  Zündholz  industrie  arbeitete 
im  ersten  Halbjahr  1921  überwiegend  nach  Ungarn;  der  Ausfuhr 
von  3200  dz  [2988]  stand  so  gut  wie  keine  Einfuhr  gegenüber.  Schieß- 
und  Sprengmittel,  die  1920  noch  rund  50  000  dz  Mehrausfuhr  besaßen  1,  sind, 
St.  Germain  zufolge,  auf  den  Aussterbeetat  gesetzt;  das  erste  Halbjahr  1921 
brachte  einen,  den  Jugoslawen,  Polen  und  Ungarn  zur  Verfügung  gestellten 
Überschuß  von  nur  mehr  10  527  dz  [42  556]  auf.  Die  Erzeugung  von 
Metall  waren  (Röhren,  Walzen,  Bleikugeln,  Buchdrucklettern  u.  a.)  ent- 
wickelt sich  für  den  Export  anscheinend  auch  in  günstiger  Richtung;  1920  im 
ganzen  mit  23  608  dz  Mehrausfuhr,  wurden  im  ersten  Halbjahr  1921  bereits 
17  761  dz  [8463]  erreicht;  Jugoslawien,  Ungarn,  Rumänien,  Italien  und  die 
Tschechoslowakei  sind  Hauptabnehmer  gewesen.  Die  Herstellung  medizi- 
nischer,   physikalischer    und    optischer  Instrumente    ergab    im    ersten 


1   „W.  A.",  17.  Bd.,   S.   165*. 
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Halbjahr  1921  den  Exportüberschuß  von  1457  dz  [353],  Meßwerkzeuge  aller 
Art  brachten  einen  solchen  von  3495  dz  [1290],  Musikinstrumente,  haupt- 
sächlich Klaviere,  von  4854  dz  [4233]  ein  \  Wie  die  von  uns  bereits  be- 
handelte Automobilindustrie  steht  auch  die  Herstellung  sonstiger  Fahr- 
zeuge in  Österreich  auf  achtunggebietender  Höhe.  Der  (in  Wien  und 
Graz  gepflegte)  Bau  von  Güter-  und  Personenwagen  für  Eisen-  und  Straßen- 
bahnen, der  sich  1920  einen  Ausfuhrüberschuß  von  32  470  dz  gutschreiben 
konnte,  besaß  im  ersten  Halbjahr  1921,  fast  ausschließlich  von  Italien  und 
Polen  aufgenommen,  schon  57  106  dz  =  1260  Stück  [12  167  dz  =  385  Stück]. 
Lastwagen  und  Lastschlitten  verfügten  im  gleichen  Halbjahr  über  ein  Plus 
von  3745  dz  =  513  Stück  [6499  dz  =  1504  Stück],  Personenwagen  und 
Personenschlitten  über  eine  reine  Ausfuhr  von  304  Stück,  Wagen  für  elek- 
trische Bahnen  über  eine  reine  Ausfuhr  von  923  dz  =  89  Stück.  Die  be- 
sonders in  Graz  und  Steyr  angesiedelte  Erzeugung  von  Fahrrädern  ist  eben- 
falls im  ersten  Halbjahr  1921  bereits  ihrem  Exportüberschuß  des  ganzen 
Jahres  1920  (von  etwa  9200  Stück)  nahe  gekommen;  von  den  8536  Stück 
gingen  zwei  Drittel  nach  Italien  und  in  die  Schweiz  [2094  Stück].  Schließ- 
lich ergab  sich  im  gleichen  Berichtsabschnitt  an  hölzernen  und  eisernen 
Schiffen  ein  Ausfuhrüberschuß  von  661  t  =  12  Stück  [Einfuhrüberschuß 
79  t  =  4  Stück];  er  entfiel  auf  Rumänien  und  Ungarn. 

Wir  sind  am  Ende  unserer  Ausführungen.  Es  ist  kein  Zweifel,  auch  das 
erste  Halbjahr  1921  zeigt  noch  ein  in  vieler  Hinsicht  unsicheres  Bild,  wenn- 
gleich es  sich  doch  im  ganzen  merkwürdig  gut  an  1920  anfügt;  gewisse 
anormale  Grundverhältnisse,  wie  sie  vor  allem  in  der  sinkenden  Valuta 
zum  Ausdruck  kommen,  haben  eben  noch  weiter  bestanden.  Jedenfalls  aber 
dürften  unsere  Zusammenstellungen  für  jene  Zeiten  ein  wertvolles  Vergleichs- 
material bieten,  in  denen  sich  die  Zustände  (auch  politisch)  nur  einigermaßen 
geebnet  und  verfestigt  haben  werden;  dann  wird  auch  in  einer  Reihe  wich- 
tiger Fragen  (Wettbewerbsfähigkeit  bestimmter  Industriezweige,  Änderungen 
der  Richtungen  des  Außenhandels  usw.)  das  entscheidende  Wort  zu  sprechen 
sein-  Prof.   Oskar   Kende,   Wien. 


1  Dagegen  waren  im  ersten  Halbjahr  1921  Taschenuhren  mit  fast  ausschließlich 
aus  der  Schweiz  bezogenen  47  780  Stück  [5070],  Schreibmaschinen  mit  267  dz  [15] 
passiv. 
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Chronik  der  Finanzpolitik. 
v1. 

Die  Finanzlage  Großbritanniens. 

Quellen: 

Parliamentary  Debates  House  of  Commons  1914 — 1922. 

Revenue  and  Expenditure.     White  Papers  House  of  Commons  1915—1921. 

Reports,  Select  Committee  on  National.     Expenditure  House  of  Commons. 

Special  Report  Nr.  125.     August  1,  1917. 

First  and  Second  Report  Nr.  151  and  167.     Oktober  24  and  Dezember  13,  1917. 

Third  Report  Nr.  23.     March  6,   1918. 

Lawson,  British  War  Finance.     London  1917. 

The  Times-History  of  the  War.    London  1917. 

W.  W.  Swanson,  The  Financial  Power  of  the  Empire.     London  1916. 

W  i  1 1  0  u  g  h  b  y  ,  Financial  Administration  of  Great  Britain.    London  1914. 

G.  P  a  i  s  h  ,  War  Finance.     „Journal  of  the  Royal  Statistical  Society".     May 

1916. 
A.    H.    Gibson,    British    Finance     during     and    after    the    War    1914 — 1921. 

London  1921. 
„Bankers  Magazine". 
„London  Economist". 

Was  bei  einem  Vergleich  der  Finanzpolitik  Großbritanniens  und  der 
kontinentalen  Staaten  während  und  nach  dem  Kriege  ohne  weiteres  ins  Auge 
fällt,  ist  das  starke  und  ehrliche  Bemühen  des  englischen  Schatzamtes,  das 
Gleichgewicht  zwischen  Ausgaben  und  Einnahmen  aufrechtzuerhalten.  Als 
einzige  unter  den  kriegführenden  Großmächten  hat  Großbritannien  auch 
während  des  Krieges  eine  formelle  Ordnung  des  Budgets  durchgeführt; 
selbstverständlich  stellte  auch  das  englische  Schatzamt  in  den  Jahren  1914 
bis  1918  sogenannte  Kriegsbudgets  auf,  die  aber  als  Kern  einen  relativ  wenig 
veränderten  Normaletat  enthielten.  Wichtiger  für  die  Beurteilung  der  Finanz- 
lage Englands  ist  die  Frage,  wie  es  Großbritannien  während  und  nach  dem 
Kriege  gelungen  ist,  das  Gleichgewicht  zwischen  Ausgaben  und  Einnahmen 
aufrechtzuerhalten.  Auf  zwei  Wegen  hat  das  englische  Schatzamt  dieses 
Ziel  erreicht:  es  hat  während  und  vor  allem  nach  dem  Kriege  die  Ausgaben 
einer  strengen  Kontrolle  und  Einschränkung  unterzogen,  und  es  hat  recht- 
zeitig das  Steuersystem  auszubauen  begonnen.  Das  hatte  die  günstigen 
finanzpolitischen  Folgen,  daß  Großbritannien  während  des  Krieges  einen 
großen  Teil  seiner  Kriegsausgaben  mühelos  durch  fundierte  Anleihen  decken 
und  nach  dem  Kriege  zuerst  unter  allen  europäischen  Großmächten  seine 
Finanzen  wieder  in  geordnete  Bahnen  leiten  konnte. 

Großbritannien  ging  mit  einem  Defizit  von  11350  000  £  aus  dem  vorauf- 
gegangenen Rechnungsjahre  in  den  Krieg.  Unter  erheblicher  Einschränkung 
der  Ausgaben  für  die  soeben  eingeleiteten  sozialen  Reformen  legte  Lloyd 
George  am  16.  November  1914  das  erste  Kriegsbudget  vor,  das  von  dem 
letzten  Normalbudget  für  1914/15  ausging: 


1    Vgl.  „W.  A.",  17.  Bd.,  S.  369*  ff. 
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Voranschläge  der  Staatsausgaben  Großbritanniens  für  1914/15  in  1000^1. 


1.  Consolidated  Fund  Services 
National  debt  Services 

Interest  and  management . . . 
Repayment  of  capital 

Total  national  debt  Services 


Road  Improvement  Fund 

Payments  to  Local  Taxation  accounts  etc. 
Other  Consolidated  Fund  Services 


Total  Consolidated  Fund  Services 

Supply  Services 

Army 

Navy 

Civil  Services 

Customs  andExcise  and  Inland  Revenue  Departments 
Post  Office  Services 

Total  supply  Services 

Total  Expenditure 


16741 
6759 


23500 
1545 
9885 
1706 


13136 
36636 

28885 
51550 
58885 
4741 
26227 


170288 
206924 


In  dieses  Normalbudget  brachten  auch  in  England  die  ständig  steigenden 
Kriegsausgaben,  die  Lloyd  George  noch  im  November  1914  auf  jährlich 
450  Mill.  f,  ein  halbes  Jahr  später  bereits  auf  1136,4  Mill.  £  veranschlagte2, 
eine  außerordentliche  Spannung  zwischen  Ausgaben  und  ordentlichen  Ein- 
nahmen, so  daß  bereits  im  ersten  Kriegsjahre  1914/15,  obwohl  die  mit 
211,3  Mill.  £  veranschlagten  ordentlichen  Einnahmen  schließlich  226,7  Mill.  £ 
ergaben,  der  Voranschlag  um  36  Mill.  £  überschritten  werden  mußte3.  Wie 
die  Spannung  zwischen  Gesamtausgaben  und  Gesamteinnahmen  während  des 
Krieges  sich  immer  mehr  vergrößerte,  zeigt  die  folgende  Übersicht: 

Gesamtausgaben  und   or  dent  1  i  che  Ei  nnah  men  Großbritanniens 
1914/15—1.918/19  in  1000  £  4. 


Gesamt- 

Ordentliche 

ausgaben 

Einnahmen 

1914/15 

560473,5 

226694,1 

1915/16 

1559158,4 

336766,8 

1916/17 

2198112,7 

573427,5 

1917/18 

2696221,4 

707234,6 

1918/19 

2579301,2 

889020,8 

Die  Gesamtausgaben  Großbritanniens  haben  sich  danach  in  den  Kriegs- 
jahren gegenüber  dem  letzten  Friedensjahr  (197  Mill.  £)  etwa  um  das  13fache 
vergrößert,  während  sich  die  ordentlichen  Einnahmen  in  derselben  Zeit  nur 
um  das  4/4fache  erhöhten. 

Diese  Steigerung  ist  vor  allem  auf  das  Anwachsen  der  Ausgaben  für 
Heer  und  Flotte,  außerdem  auf  die  steigenden  Vorschüsse  an  die  Dominions 


1  Parliamentary  Papers.    House  of  Commons.     1914. 

2  Parliamentary  Debates.     4.  C.  November  17,  1915. 

8    Revenue  and  Expenditure.    White  Paper  Nr.  309  (1915). 

4    Revenue    and  Expenditure.    House  of  Commons.     White  Papers  Nr.  134  (1915), 
119  (1916),  134  (1917),  123  (1918). 
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und  die  Alliierten  zurückzuführen,  die  in  der  Zeit  vom  1.  August  1914  bis 
31.  März  1921  die  Höhe  von  119^<  bzw.  1731,  insgesamt  1850^  Mill.  £ 
erreichten. 

Bei  einem  solchen  gewaltigen  Anschwellen  der  Ausgaben  binnen  wenigen 
Jahren  war  es  ausgeschlossen,  die  ordentlichen  Einnahmen,  insbesondere 
aus  Steuern  so  zu  steigern,  daß  sie  den  Ausgaben  das  Gleichgewicht  hielten. 
Bei  weitem  der  größere  Teil  der  Kriegsausgaben  ist  deshalb  auch  in  Groß- 
britannien, dem  klassischen  Lande  der  Kriegssteuern,  durch  Aufnahme  von 
fundierten  Anleihen  und  kurzfristigen  Schatzwechseln  in  der  Zeit  vom 
2.  August  1914  bis  31.  März  1921  in  der  folgenden  Weise  gedeckt  worden: 

Großbritanniens  Staatsanleihen  zur  Deckung 
der  Kriegsausgaben  in  den  Jahren  1914—1921'. 


31/2  o/0  war  Loan  1925  —  282 

331  798408  £ 

4'/2  %  War  Loan  1925  —  453 

4  %  War  Loan  1929  —  42 

5  °'o  War  Loan  1929  —  47 i 

4  %  Funding  Loan  1960  —  1990 

592  479  544    „ 
948  459330   „ 
231  146047   „ 

3  %  Exchequer  Bonds  due  1920 

3  %  Exchequer  Bonds  due  1930 

5  %  Exchequer  Bonds  due  1919,  1920,  1921,  1922 

58/4  %  Exchequer  Bonds  due  1925 

National  War  Bonds,  due  1922,  1923,  1924,  1925,  1927,  1928,  1929 

Net  increase  in  Treasury  Bills  outstanding 

244  695  776   „ 

47  942  345   „ 

12  824  8C0   „ 

416862  065   „ 

67  215  784   „ 

161000  565   „ 

1732  793  516   „ 

22  584  233   „ 

1  105341  000   „ 

War  Expenditure  Certificates  

23  561000   ,, 

War  and  National  Savings  Certificates 

339  140  794   „ 

5  %  U.  S.  U.  Loan  (issued  October  1915.   

50  820  023    „ 

Other  Debt  created  under  War  Loan  Acts  (1914—  19)  

1309542  281    „ 
153  489000   „ 

7  791696  511    £ 
—   845  092  515   „ 

6  946  603  996  £ 

Bei  dem  gewaltigen  Anschwellen  der  Ausgaben  war  es  natürlich  aus- 
geschlossen, die  ordentlichen  Einnahmen,  insbesondere  die  Steuern  so  zu 
steigern,  daß  sie  den  Ausgaben  das  Gleichgewicht  hielten.  Die  große  Be- 
deutung der  englischen  Kriegssteuerpolitik,  die  genauer  darzustellen  hier 
leider  der  Raum  fehlt,  tritt  aber  erst  dann  richtig  in  Erscheinung,  wenn  man 
darauf  achtet,  wie  die  ordentlichen  Einnahmen,  also  im  wesentlichen  die 
Steuereinnahmen,  erst  dann  ihren  höchsten  Stand  erreichten,  als  die  Ausgaben 
auf  die  Hälfte  herabgesunken  waren.  Auf  diese  Weise  war  es  Großbritannien 
bereits  im  Jahre  1919/20  mühelos  möglich,  das  Gleichgewicht  zwischen  Ein- 
nahmen  und    Ausgaben    endgültig   wieder    herzustellen. 

Die  nachfolgende  Tabelle  zeigt,  in  welchem  Verhältnis  die  Einnahmen 
aus  Steuern  zur  Deckung  der  Ausgaben  herangezogen  werden  konnten: 


1  Through  Conversions  £  62  745  000  in  issue  on  31st  Maren  1920. 

2  £  13  007  000  in  issue'  on  31st  Maren  1920  owing  to  Conversions. 

3  Vgl.  A.  H.  G  i  b  s  0  n  ,  a.  a.  O.,  S.  201. 

Weltwirtschaftliches  Archiv  Bd.  XVIII. 
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Großbritanniens   Staatsausgaben,   -einnahmen    und  Steuerein- 
nahmen in  den  Jahren  1913/14  —  1920/21  (in  Mill  £). 


Gesamt- 

Ordentliche 

Davon  Steuer- 

Steuereinnahmen 

in  °/o  der 
Gesamtausgaben 

ausgaben 

Einnahmen 

einnahmen 

1913/14 

197,0 

198,2 

163,0 

82,7 

1914/15 

560,5 

226,7 

189,3 

33,8 

1915/16 

1  559,2 

336,8 

290,1 

18,6 

1916/17 

2  198,1 

573,4 

514,1 

23,4 

1917/18 

2  696,2 

707,2 

613,0 

22,7 

1918/19 

2  579,3 

889,0 

784,3 

30,4 

1919/20 

1665,8 

1 339,6 

998,9 

60,0 

1920/21 

1  195,4 

1425,9 

1031,7 

86,3 

Bei  der  großen  Bedeutung,  welche  die  ordentlichen  Einnahmen  für  die 
materielle  Ordnung  des  Budgets  gerade  während  und  nach  dem  Kriege 
haben,  ist  es  interessant  festzustellen,  welche  Einnahmequellen  in  ihrem 
Ertrag  dabei  besonders  ins  Gewicht  fielen: 


Die  ordentlichen  Einnahmen   Großbritanniens 
in  den  Rechnungsjahren  1913/14—1920/21  (Rechnungsergebnisse  in  1000  JE)  ». 


1913/14 

1914/15 

1915/16 

1916/17 

1917/18 

1918/19 

1919/20 

1920/21 

Receipts  from  Taxes: 
Customs 

35450 
39590 

27  359 

9  966 

7C0 

2000 

47  249 
715 

38  662 
42313 

28  382 

7  577 

630 

1930 

69399 
412 

59  606 
61210 

31035 

6764 

660 

1990 

128320 
140 

363 

70561 
56380 

31232 

7  878 

640 

1940 

205033 
139920 

521 

71261 
38  772 

31674 

8  300 

665 

1960 

239509 
220  214 

685 

102  780 
59440 

30  262 

12  438 

630 

1850 

291  186 
285  028 

664 

149360 
133  663 

40904 

22  586 

680 

1960 

359  099 
290  045 

663 

134  003 

Excise. 

199782 

Motor  Vehicle  Duties  . 

Estate  etc.  Duties 

Stamps 

7  073 
47  729 
26  591 

Land  Tax 

650 

House  Duty 

1900 

Property  and    Income 
Tax  (incl.  Super  Tax) 
Express  Profits  Duty  cSc. 
Corporation  Profits  Tax 
Land  Value  Duties 

394  146 

219181 

650 

20 

Receipts  from  Taxes 

%  of  Total  Revenue  . . 

163  029 
82,2 

21  190 

3  080 

6530 

530 

1580 
2  304 

189305 
83,5 

20  400 

3000 

6250 

545 

1277 
5917 

290  088 
86,1 

24100 

3  350 

6450 

550 

2  432 
9  797 

514  105 
89,6 

24  350 

3  350 

6  400 

650 

8  056 
16517 

613  040 
86,7 

25  200 

3  500 

6  600 

690 

6  056 
52148 

784  278 
88,2 

29400 

3800 

6800 

760 

11679 
52  303 

998  960 
74,6 

31000 

4  850 

8300 

680 

14952 
280  829 

1031725 
72,4 

36100 

Crown  Lands 

5  200 

8  200 

660 

Receipts  from   Sundry 
Loans,  etc 

30770 

3133292 

Receipts   from  Non-Tax. 
Revenue 

35214 
17,8 

37389 
16,5 

46  679 
13,9 

59  323 
10,4 

94  194 
13,3 

104  742 
11,8 

340  611 
25,4 

394  259 

%  of  Total  Revenue  . . 

27,6 

198  243 

226  694 

336  767 

573  428 

707  234 

889  020 

1 339571 

1 425984 

A.  H.  Gibson,  a.  a.  O.,  S.  214. 

Die  Steigerung  ist  auf  den  Verkauf  von  Vorräten  usw.  zurückzuführen. 
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Dieses  Bild  der  Finanzlage  Großbritanniens  bis  zum  Ausgang  des  Welt- 
krieges läßt  ohne  weiteres  erkennen,  daß  die  endgültige  formelle  und 
materielle  Neuordnung  des  Budgets  das  englische  Schatzamt  vor  andere 
Ausgaben  stellte  als  die  Finanzverwaltung  der  übrigen  kriegführenden 
Großmächte.  In  Großbritannien  handelt  es  sich  nicht  darum,  das  Einnahme- 
system so  auszubauen,  daß  es  zur  Deckung  der  Staatsausgaben  ausreicht, 
sondern  die  im  Kriege  angeschwollenen  Ausgaben  in  solchem  Umfange  herab- 
zusetzen, daß  eine  Ermäßigung  der  Steuerlast  herbeigeführt  werden  kann. 
Seit  Beendigung  des  Weltkrieges  hat  das  englische  Schatzamt  mit  großer 
Beharrlichkeit  auf  eine  Herabsetzung  der  Ausgaben  hingearbeitet.  Vor  allem 
ist  auf  den  Abbau  aller  Kriegseinrichtungen,  Kriegsämter  und  Kriegsgesell- 
schaften hingearbeitet  worden.  Alle  Unterstützungen  und  Zuschüsse,  die 
während  des  Krieges  gezahlt  wurden,  sind  aufgehoben  worden.  Weder  an 
die  Alliierten,  noch  an  die  Dominions  sind  weitere  Anleihen  gewährt,  vor 
allem  die  Ausgaben  für  Heer  und  Flotte  erheblich  eingeschränkt  worden. 

1  Im  Sommer  1920  hat  das  englische  Schatzamt  einen  Normalausgabeetat 
aufgestellt1.  Wie  wenig  es  zunächst  gelungen  ist,  dieses  Normalbudget 
durchzuführen,  zeigt  eine  Gegenüberstellung  des  Ausgabeetats  dieses  Normal- 
budgets und  des  Budgets  für  1921/22  nach  den  Voranschlägen. 

Großbritanniens  Ausgabenetats  1921/22  nach  Voranschlägen 
verglichen  mit  dem  Normalbudget  1920  (in  1000  £). 


Normal-Budget 
1920 

Budget  für 
1921/22 

Consolidated  Fund  Charges * 

372900 

60000 
75000 
305  000 
11000 
57000 

371  272 

Supply  Services: 
Navy 

82  479 

Army  and  Air  Force 

112  903 

Civil  Services 

Customs,  Excise,  and  Inland  Revenue 

327503 
14  701 

67165 

Total  Supply  Services  

508  000 

602  751 

Total  Expenditure  

Balance  for  further  Debt  Redemption 

880  900 
148100 

974  023 
84127 

1029  000 

1  058  150 

Der  Vergleich  der  für  1921/22  vorgesehenen  Ausgaben  mit  denen  des 
Normalbudgets  zeigt,  daß  gerade  die  wichtigsten  Ausgaben  für  Flotte,  Heer, 
Zivilverwaltung  und  Post  noch  weit  die  Normalansätze  übersteigen.  Der 
Versuch  des  englischen  Schatzamts,  die  einzelnen  Ressorts  zu  einer  frei- 
willigen Einschränkung  ihrer  Ausgaben  zu  bewegen,  hatte  nur  einen  be- 
schränkten Erfolg;  statt  der  in  Aussicht  genommenen  Ersparnis  von 
175  Mill.  £  trat  nur  eine  solche  von  75  Mill.  f  ein.    Um  auch  die  weitere  Ein- 


1  Further    Memorandum    by    the    Chancellor    of    the    Exchequer    Balance    Sheet. 
Parliamentary  Paper  1920  Cmd.  779  und  11919  Cmd.  376. 
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schränkung  durchzusetzen,  wurde  unter  dem  Vorsitz  des  früheren  Marine- 
ministers Sir  Eric  Geddes  eine  besondere  Kommission  eingesetzt,  die  in  drei 
Berichten1  eine  weitere  Einschränkung  der  Ausgaben  um  insgesamt 
86  844  175  f  vorschlägt.  Die  drei  Berichte  geben  ein  so  eingehendes  Bild 
von  der  Finanzlage  Großbritanniens  in  bezug  auf  die  Ausgaben,  daß  es  sich 
verlohnt,  näher  darauf  einzugehen. 

Der  erste  Bericht  prüft  zunächst  die  Ausgaben  für  die  Flotte, 
die  sich  nach  den  Voranschlägen  beliefen: 

1913/14  auf  46309300  £ 
1914/15  ,  51550000  , 
1921/22  ,  82  479000  . 
1922/232  „    81  183800  . 

Er  schlägt  eine  Herabsetzung  der  englischen  Marine  um  35  000  Offiziere 
und  Mannschaften  vor  und  bemißt  die  Ausgaben  für  1922/23  auf  60  Mill.  f; 
eine  weitere  Herabsetzung  der  Ausgaben  soll  in  den  nächsten  Rechnungs- 
jahren angestrebt  werden.  Das  englische  Heer  bestand  1914/15  aus  181  000, 
1922/23  aus  210  000  Offizieren  und  Mannschaften.  Der  Bestand  des  Heeres 
soll  nach  den  Vorschlägen  des  Berichts  um  50  000  Offiziere  und  Mannschaften 
herabgesetzt  werden.    Die  Heeresausgaben,  die 

1914/15  mit  27845C00  £ 
1922/23    „    78134  800  „ 

veranschlagt  sind,  sollen  um  25  Mill.  f  herabgesetzt  werden.  Die  Ausgaben 
für  das  Flugwesen  sollen  von  15,5  Mill.  £  auf  10  Mill.  £  ermäßigt  werden. 

Besonders  stark  angewachsen  sind  im  Kriege  die  Ausgaben  Groß- 
britanniens für  die  kulturellen  und  sozialen  Aufgaben  des  Staates. 


Großbritanniens  Ausgaben  für  kulturelle  und  soziale  Aufgaben 
in  den  Jahren  1913/14  und  1922/23  (in  Mill.  £). 


Elementary  Education 

Higher  Education 

Teachers"  Superannuation 

Unemployment  Insurance 

Health  Insurance 

Public  Health  Services 

Board  of  Control 

Housing  (incl.  privat  builders'  subsidy) 

Cost  of  Training  etc 

Old  age  Pensions  

All  other  items 


1  Reports   of   Committee   on   National   Expenditure.     Cmd.   1581,   1582   und    1589. 
London  1922.    Vgl.  auch  „The  Times".    Nr.  42  953  und  42  965.     11.  und  25.  Febr.  1922. 

2  Provisorische  Voranschläge  des  englischen  Schatzamts  für  192223. 
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Zu  einem  großen  Teil  werden  die  Ausgaben  für  kulturelle  und  soziale 
Zwecke  auch  von  den  Gemeinden  bzw.  den  Versicherungspflichtigen  selbst 
aufgebracht.  Da  für  1922/23  die  entsprechenden  Ziffern  noch  nicht  vorliegen, 
werden  diejenigen  für  1921/22  genannt: 

Verteilung  der  Ausgaben 
für  kulturelle  und  soziale  Aufgaben. 

1921/22 
in  Mill.  £ 

Expenditure  borne  by  local  rates  in  respect  of 

Education 

Public  Health 

Housing 


Contribution    from   Employers    and   Employed   Persons 

Health  Insurance 

Unemployed  Insurance 


Die  Ausgaben  Englands  für  kulturelle  und  soziale  Zwecke,  die  bei  den 
Gemeinden  im  Jahre  1922/23  um  etwa  5  Mill.  f  höher  veranschlagt  werden 
müssen,  sind  danach  in  der  Zeit  von  1914—1922  von  86,5  auf  243,5  Mill.  £ 
gestiegen,  so  daß  sie  sich  etwa  verdreifacht  haben.  Nach  dem  vorliegenden 
ersten  Bericht  sind  bei  diesen  Ausgaben  folgende  Abstriche  vorgeschlagen 
worden:  Education  18,0,  Health  2,5,  War  Pensions  6,3 1  Mill.  f.  Insgesamt 
sieht  danach  der  erste  Bericht  eine  Ersparnis  von  74,5  Mill.  f  vor. 

Der  zweite  Bericht  sieht  insgesamt  eine  Ausgabeersparnis  von 
3,6  Mill.  f  vor,  und  zwar  setzt  sich  diese  wie  folgt  zusammen: 

Trade  Group 538  (100  £ 

Export  Credits 500  000  „ 

Agricultural  Group 855  000  . 

Police  and  Prison 1  595  000  „ 

General  Group 102000  „ 

Von  besonderem  Interesse  sind  hier  nur  die  Ausgaben  für  Handel  und 
Verkehr. 

Großbritanniens  Ausgaben  für  Handel  und  Verkehr 
in  den  Jahren  1913/14,  1921/22  und  1922/23  (in  Mill.  £). 


1913/14 

1921/22 

1922/23 

Board  of  Trade 

359,9 

118,5 
60,6 

2545,2                 900  3 

Department  of  Overseas  Trade 

488,9                  345,0 

Mercantile  Marine  Services 

506,9                 431,7 

Mines  Department 

211,9                  177,9 

Ministry  of  Transport 

453  5                 280  0 

539,0 

4206,4 

2134,9 

1    Der  dritte  Bericht  bringt  einen  Nachtrag  von  3,0  Mill.  £,  der  hier  bereits  ein- 
gerechnet ist. 
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Der  dritte  Bericht  beschäftigt  sich  mit  der  Verbilligung  der  Verwaltung 
und  sieht  die  folgenden  Einschränkungen  der  Ausgaben  vor: 

Einschränkung   der  englischen  Staatsausgaben 
in  den   einzelnen  Ämtern  (in  £). 


Colonial  Group 

Legal  Group 

Revenue  Department 

Houses  of  Parliament  and  Certain  Civil  Departments 

Works  and  Public  Buildings  Group 

Act  and  Science  Group 

Foreign  Office  

Stationary  Office  and  Registra-General 

Miscellaneous  Group 


2285500 

94  500 

2  509  200 

935000 

895800 

42  9C0 

304  300 

584  300 

1  130  800 


8  782  300 

Wie    weit   bereits    der  Abbau    innerhalb    der  Verwaltung   bisher    fort- 
geschritten ist,  zeigt  die  folgende  Aufstellung: 

Zahl   der   im  englischen    Staatsdienst    besc  häftigten  Person  en 
in  den  Jahren  1914,  1918/19  und  1921: 


1.  August  1914 

9.  November  1918 

1.  April  1919 

1.  April  1921 

1.  Dezember  1921  

Von  der  zuletzt  genannten  Zahl 

Post  Office 

Pensions  Ministry 

Inland  Revenue  

Labour  Ministry 

Customs  and  Excise  

Admirality 

War  Office 

Health  Ministry 

Board  of  Trade 

Food  Depts 

Shipping , 

Min.  of  Agriculture 

Other  Depts 


282  420 
420  510 
397  825 
366  894 
353  442 

entfallen  auf: 

204  907 

24614 

21  535 

23091 

12  430 

10203 

6  466 

5  060 

4  034 

766 

542 

3  273 

356211 


Die  großen  Einschränkungen  der  Ausgaben,  welche  in  den  drei  Berichten 
der  besonderen  Kommission  des  Sir  Eric  Geddes  vorgeschlagen  werden,  sind 
im  Budgetentwurf,  den  das  englische  Schatzamt  für  das  Finanzjahr  1922/23 
vorgelegt  hat,  bereits  durchgeführt  worden.  Die  Ausgaben  sind  gegenüber 
dem  Vorjahr  um  mehr  als  200  Mill.  £  herabgesetzt  worden.  Das  englische 
Budget  für  1922/23  weist  gegenüber  den  Rechnungsergebnissen  für  1921/22 
folgende  Bilanz  auf: 


1    Vgl.  auch  „The  Daily  Telegraph".     5.  Jan.   1922. 
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1921/22  1922/23 

Revenue 1  124  880  000  £    910  775  000  £ 

Expenditure  .  1079187  000  ,     910069000  . 


Überschuß       45  693  000  £ 


706000  £ 


Die    folgende    Gegenüberstellung    gibt    einen  Überblick,    wie    die  Ein- 
schränkungen sich  auf  die  verschiedenen  Ausgaben  verteilen: 

Die  Ausgaben  Großbritanniens  nach  den  Voranschlägen  1921/22  u.  1922/23 

(in  1000  £)i. 


1921/22 

1922/23 

Consolidated  Fund  Services : 
National  Debt  Services 

345000 

8400 

11  115 

5000 

1757 

337500 

Road  Fund  

10000 

Payments  to  Local  Taxation  Accounts  etc. 
Land  Settlement  

9788 
3500 

Other  Consolidated  Fund  Services 

2  650 

Total  Consolidated  Fund  Services 
Supply  Services: 

Air  Forces 

371272 

95963 
80  479 
16  940 
327503 
14  701 

67165 

363  438 

62  300 
64884 
10  895 

Civil  Services 

317  455 

Customs,   Excise,   Inland  Revenue  Depart- 
Post  Office  Services 

12  275 

53  822 
25000 

Provision  for  Supplementary  Estimates 

602  751 

546  631 

Total  Expenditure 

974  023 
84127 

910069 

Surplus  

706 

Total 

1058150 

910775 

(Fortsetzung  folgt.) 

Prof.  Oswald  Schneider,  Kiel. 


1   Vgl.  Parliamentary  Papers.    House  of  Commons  1922. 
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XIII. 
Wirtschaftliche  Interessenvertretungen,  Vereine,  Kongresse,  Messen, 

Ausstellungen. 

Die  Tagung  des 
Internationalen  Auswanderungs- Ausschusses  in  Genf 

vom  2.  bis  11.  August  1921 ». 

Die  auf  Grund  des  Friedensvertrages,  Teil  XIII,  nach  Washington  ein- 
berufene 1.  Hauptversammlung  der  Internationalen  Arbeitsorganisation2 
beschäftigte  sich  auch  mit  dem  Problem  der  Arbeitslosigkeit.  Bei  der  Be- 
sprechung der  Maßnahmen  zu  ihrer  Bekämpfung  konnte  an  den  Fragen  der 
internationalen  Wanderungen  nicht  vorbeigegangen  werden,  üben  sie  doch 
auf  den  Arbeitsmarkt  der  Länder  einen  großen  Einfluß  aus.  Nach  der 
„International  Labour  Review"  vom  Dezember  1921  (S.  87)  waren  im  ganzen 
genommen  vor  dem  Kriege  etwas  über  5  Mill.  Menschen  jährlich  an  Wande- 
rungsbewegungen beteiligt,  und  zwar  schätzungsweise  1  750  000  überseeische, 
1  700  000  kontinentale,  1  250  000  in  die  Heimat  zurückkehrende  kontinentale 
und  750  000  in  die  Heimat  zurückkehrende  überseeische  Auswanderer,  ins- 
gesamt also  5  450  000  Menschen.  Während  des  Krieges  ruhte  die  Aus- 
wanderungsbewegung fast  vollständig,  um  erst  nach  dem  Kriege  wieder 
langsam  anzuwachsen. 

Die  Konferenz  von  Washington  faßte  daher  folgende  Entschließung: 
„Der  Verwaltungsrat  des  Internationalen  Arbeitsamtes  soll  einen  Internatio- 
nalen Ausschuß  bilden,  der,  unter  voller  Achtung  der  Hoheitsrechte  eines 
jeden  Staates,  über  die  Maßnahmen  Bericht  zu  erstatten  hat,  die  in  Aussicht 
zu  nehmen  sind,  um  Wanderungen  von  Arbeitern  außerhalb  ihres  Heimat- 
landes gesetzlich  zu  regeln  und  um  die  Interessen  der  Lohnarbeiter  zu 
schützen,  die  in  einem  anderen  als  in  ihrem  Heimatlande  wohnen.  Der  ge- 
nannte Ausschuß  soll  seinen  Bericht  auf  der  Tagung  der  Hauptversammlung 
im  Jahre  1920  vorlegen."  Dem  Wortlaut  wurde  noch  der  Satz  angefügt: 
„Die  Vertretung  der  europäischen  Staaten  im  Ausschuß  soll  auf  die  Hälfte 
der  Gesamtzahl  aller  Ausschußmitglieder  beschränkt  sein." 

Im  Sinne  dieses  Beschlusses  wurde  im  Internationalen  Arbeitsamt  eine 
besondere  Abteilung  für  Arbeitslosigkeit  und  Auswanderung  eingerichtet,  und 
im  März  1920  bestellte  der  Verwaltungsrat  des  Amtes  einen  aus  18  Mit- 
gliedern bestehenden  Auswanderungsausschuß,  der  zu  je  einem  Drittel  aus 
Regierungs-,  Arbeitgeber-  und  Arbeitnehmervertretern  zusammengesetzt 
wurde,  die  gleichzeitig  zur  Hälfte  überseeische  Staaten  zu  vertreten  hatten, 
und  zwar:  Regierungsvertreter:  Brasilien,  Kanada,  China,  Frankreich,  Indien 

1  Literatur:  Die  Veröffentlichungen  der  Internationalen  Arbeitsorganisation  in 
Genf,  insbesondere:  Bulletin  Officiel,  Jahrg.  1920.  Nr.  1,  3,  5—7,  9,  13—14;  Bd.  III, 
Nr.  1  und  9;  Bd.  IV,  Nr.  1,  2,  8  und  9;  „International  Labour  Review".  Jahrg.  1921, 
Bd.  IV,  Nr.  3;  „Daily  Intelligence".  Jahrg.  1921,  Bd.  III,  Nr.  11—14;  Commission  Internatio- 
nale de  l'Emigration,  Rapport  de  la  Commission  (Bureau  Internat,  du  Travail).  Genf  1921. 

2  Vgl.  E.  Francke,  Die  erste  Allgemeine  Arbeitskonferenz  des  Friedens- 
vertrages.   „W.  A.",  16.  Bd.,  S.  82  ff. 
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und  Japan.  Arbeitgeber  Vertreter:  Argentinien,  Griechenland,  Schweiz, 
Spanien,  Südafrika  und  Tschecho-Slowakei.  Arbeitnehmervertreter:  Austra- 
lien, Deutschland  (Herr  A.  Knoll  vom  Allgemeinen  Deutschen  Gewerkschafts- 
bund),  Italien,  Polen,  Schweden  und  die  Vereinigten  Staaten.  Für  die  Aus- 
schußarbeiten wurde  ein  vom  Direktor  des  Internationalen  Arbeitsamtes  auf- 
gestellter Fragebogen  an  alle  Mitgliedsstaaten  der  Internationalen  Arbeits- 
organisation versandt  und  von  32  Staaten  beantwortet.  Seine  drei  Haupt- 
punkte betrafen  den  gegenwärtigen  Stand  der  Aus-  und  Einwanderung  in 
jedem  Lande  und  der  gesetzlichen  und  sonstigen  Regelung  und  Fragen,  die 
möglicherweise  dem  Ausschuß  vorzulegen  wären,  z.  B.  Ausgleich  der  ver- 
schiedenen nationalen  Gesetzgebungen,  gleichmäßige  Behandlung  in-  und 
ausländischer  Arbeiter  und  internationale  Gleichstellung. 

Der  Zusammentritt  des  Ausschusses  verzögerte  sich  bis  zum  August 
1921,  so  daß  sein  Bericht  erst  der  3.  Hauptversammlung  der  Internationalen 
Arbeitsorganisation  in  Genf  im  Oktober  1921  vorgelegt  werden  konnte  \ 
Den  Vorsitz  führte  der  englische  Regierungsvertreter  Viscount  Ullswater, 
der  ehemalige  Sprecher  des  Unterhauses  Mr.  Lowther,  und  den  stellver- 
tretenden Vorsitz  (ohne  Stimmrecht)  Herr  de  Michelis  (Italien).  Argen- 
tinien, das  einen  Arbeitgebervertreter  zu  entsenden  hatte,  war  nicht  ver- 
treten, weil  die  beiden  hauptsächlichsten  Unternehmerverbände  sich  über  die 
Person  des  Delegierten  nicht  einigen  konnten  und  die  Regierung  es  ablehnte, 
selbständig  vorzugehen.  Australien  hatte  gleichfalls  den  ihm  zustehenden' 
Arbeitnehmervertreter  nicht  entsandt.  Der  Vorschlag,  an  seiner  Stelle  einen 
Regierungsvertreter  als  technischen  Ratgeber  zu  schicken,  fand  beim  austra- 
lischen Premierminister  keine  Beachtung.  Die  Vereinigten  Staaten  hatten 
sich  anfangs  mit  der  Entsendung  eines  Regierungsvertreters  einverstanden 
erklärt,  später  aber  diese  Zusage  zurückgezogen,  wahrscheinlich  auf  Grund 
ihrer  Stellungnahme  gegenüber  Teil  XIII  des  Friedensvertrages.  Einige 
wichtige  amerikanische  Gesellschaften  ersuchten  indes  um  die  Erlaubnis,  den 
Verhandlungen  beiwohnen  zu  können.  Das  öffentliche  Interesse  an  den  Ver- 
handlungen war  groß;  es  nahmen  u.  a.  Vertreter  der  White  Star  Line,  der 
Cunard  Line  und  Canadian  Pacific  Railway  an  den  Sitzungen  teil  und 
äußerten  sich  gutachtlich. 

Das  Programm  der  Tagung  umfaßte  folgende  Fragen,  zu  denen  auf  Grund 
der  Antworten  der  Regierungen  Berichte  vorbereitet  waren: 

A.  Schutz  der  Auswanderer:  1.  Überwachung  der  Auswanderungsagenten. 
2.  Überwachung  der  Anwerbung  von  Arbeitergruppen  für  das  Ausland.  3.  Überwachung 
oder  Verbot  von  Arbeitsverträgen,  die  bei  den  Auswanderern  Lohnabzüge  für  Reise- 
vorschüsse u.  dgl.  vorsehen.  4.  Durchführung  von  Maßnahmen  in  allen  Ländern  mit 
dem  Zweck,  die  verschiedenen  Untersuchungen,  denen  die  Auswanderer  beim  Eintritt 
in  das  Einwanderungsland  unterliegen,  schon  vor  der  Auswanderung  vornehmen  zu 
lassen.  5.  Gesundheitsmaßnahmen  für  die  Auswanderer  während  ihrer  Reise  an  Bord  der 
Schiffe  und  auf  den  Eisenbahnen.  6.  Reiseversicherung  für  Auswanderer.  7.  Stellen- 
nachweis für  Auswanderer.    8.  Gleichbehandlung  der  in-  und  ausländischen  Arbeiter. 

B.  Stellung  des  Internationalen  Arbeitsamtes:  1.  Sammeln  von  Material 
über  die  Aus-  und  Einwanderung.  2.  Internationales  einheitliches  Vorgehen  beim 
Auswandererschutz. 


1   Vgl.  den  Bericht  über  die  Konferenz.    S.  29  ff. 


58*  Chronik  und  Archivalien. 

Der  Ausschuß  beschränkte  sich  auf  die  Prüfung  der  Auswanderung  von 
einem  Staat  zum  anderen  und  ließ  die  binnenländische  Wanderung  sowie 
die  Wanderung  vom  Mutterlande  zu  den  Kolonien  und  abhängigen  Gebieten 
außer  Betracht. 

Um  seine  schwierige  Aufgabe  und  ihre  Lösung  würdigen  zu  können, 
bedarf  es  vorerst  einer  kurzen  Darstellung  der  Stellung  Deutschlands  zur 
Auswanderung  sowie  der  Politik  der  wichtigsten  kontinentalen  und  über- 
seeischen Staaten  auf  dem  Gebiete  der  Wanderungen.  Bei  Deutschland 
sind  drei  Zeitabschnitte  zu  unterscheiden,  von  denen  der  erste  die  40er  Jahre 
des  vorigen  Jahrhunderts  bis  einschließlich  der  80er  Jahre  und  der  zweite 
die  Zeit  des  Aufschwunges  von  1890  bis  zum  Ausbruch  des  Weltkrieges  und 
während  desselben  umfaßt;  der  dritte  ist  durch  den  Vertrag  von  Versailles 
vom  Juni  1919  gekennzeichnet;  in  seinen  Anfängen  stehen  wir  noch  heute. 
Im  ersten  Zeitabschnitt  trug  Deutschland  in  überwiegendem  Maße  den 
Charakter  eines  Agrarstaates  mit  zunehmender  Bevölkerung,  d.  h.  sein 
Export  war  zu  gering,  um  die  notwendigen  Lebensmittel  einführen  und  be- 
zahlen zu  können.  Die  Bevölkerung  war  zur  Auswanderung  gezwungen, 
deren  Umfang  ungefähr  dem  Zuwachs  der  Bevölkerung  entspricht.  Nach 
dem  Kriege  1870/71  ging  die  Auswanderung  zurück,  um  sich  nach  Ausbruch 
der  Wirtschaftskrise  und  deren  langanhaltenden  Folgen  wieder  zu  steigern 
und  in  den  Anfängen  der  80er  Jahre  Zahlen  zu  erreichen,  welche  die  der 
Mitte  der  50er  Jahre  noch  übertreffen.  Das  Hauptziel  der  Auswanderung 
bildeten  die  in  jenen  Jahren  in  wirtschaftlichem  Aufschwung  begriffenen 
Vereinigten  Staaten. 

Von  nun  an  begann  die  jährliche  Zahlenkurve  der  Auswanderung  zu 
fallen,  und  der  zweite  Zeitabschnitt  setzt  ein.  Die  wachsende  Industrialisierung 
Deutschlands  und  die  damit  verbundene  Verschiebung  der  Bevölkerung 
schufen  neue  Erwerbsmöglichkeiten,  vergrößert  noch  durch  einen  ständig  sich 
steigernden  Absatz  im  In-  und  Auslande.  Die  Wirtschaftskrisen  unseres 
Jahrhunderts  haben  im  Vergleich  zu  denen  der  80er  Jahre  keinen  erheblichen 
Einfluß  auf  die  Auswanderungsbewegung  ausgeübt.  Deutschland  war  bis  zum 
Kriegsausbruch  1914  in  der  Lage,  seine  jährlich  um  fast  800  000  Köpfe  an- 
wachsende Bevölkerung  —  abgesehen  von  einem  ganz  geringen  Prozentsatz 
—  selbst  zu  beschäftigen  und  noch  zahlreichen  Ausländern  Arbeit  zu  geben. 
Während  des  Weltkrieges  konnte  keine  Auswanderung  stattfinden.  Das 
Friedensdiktat  brach  diese  günstige  Entwicklung  jäh  ab.  Seiner  Absatz- 
märkte, der  Entwicklungsmöglichkeit  für  seine  Exportindustrie  und  wichtiger 
Wirtschaftsgebiete  beraubt,  ist  Deutschland  heute  nicht  imstande,  ein  Fünftel 
seiner  Bevölkerung  aus  den  Erträgnissen  seines  Exports  zu  ernähren,  was 
bis  Kriegsausbruch  trotz  steigender  Ergiebigkeit  des  deutschen  Bodens  nötig 
war.  Das  geht  klar  auch  aus  der  Tatsache  hervor,  daß  die  deutsche  Stein- 
kohlenproduktion, die  im  Jahre  1913  rund  190  Mill.  Tonnen  betrug,  jetzt  im 
besten  Falle  mit  ungefähr  60  bis  65  Mill.  zu  errechnen  ist  für  den  Eigen- 
verbrauch, der  indes  allein  für  die  Deutschland  verbliebenen  Gebiete  schon 
110  Mill.  Tonnen  erfordert.  Zählt  man  hierzu  noch  die  Einbuße  von  75% 
der  deutschen  Erzvorkommen  auf  Grund  des  Friedensvertrages,    so    wird 
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völlig  klar,  daß  Deutschland  seiner  wichtigsten  Grundlage  —  nämlich  Kohle 
und  Eisen  —  zum  Unterhalt  seiner  Bevölkerung  ermangelt.  Diese  Bevölke- 
rung beträgt  heute  aber  126  gegen  ehedem  120  Menschen  auf  dem  Geviert- 
kilometer. Das  würde  bedeuten,  daß  Deutschland  sich  wieder  mehr  zu  einem 
Agrarstaat  entwickeln  müßte.  Der  Versuch,  einer  Auswanderung  durch  eine 
großzügige  und  rasche  Siedlungspolitik  vorzubeugen,  würde  aber  selbst  bei 
günstigsten  Voraussetzungen  an  der  Kosten-  und  Bodenfrage  und  anderen 
Schwierigkeiten  scheitern.  Trotzdem  wird  und  muß  es  bemüht  bleiben,  die 
durch  eine  Auswanderung  im  Großen  drohende  Gefahr  einer  Schwächung 
seines  Volkskörpers  abzuwenden. 

In  gleicher  Richtung  bemühen  sich  durch  Maßnahmen  aller  Art  die 
anderen  besiegten  Länder,  Österreich  und  Ungarn,  von  denen  nament- 
lich Österreich  nicht  genug  dünn  besiedelte  Gebiete  besitzt.  —  Die  Aus- 
wanderungspolitik der  anderen  Länder  ist  etwa  folgende:  Polen1  und  die 
Tschecho-Slowakei,  aus  denen  vor  dem  Kriege  vielfach  aus  natio- 
nalen Gründen  ausgewandert  wurde,  sind  jetzt  als  selbständige  Staaten  be- 
strebt, die  Auswanderung  im  Interesse  des  Aufbaues  der  eigenen  Volkswirt- 
schaft zu  hindern  und  die  früher  Ausgewanderten  zurückzuholen,  um  ihren 
Wohlstand  und  ihre  Kultur  dem  eigenen  Lande  nutzbar  zu  machen.  Man 
sucht  jedenfalls  festere  Verbindung  zu  polnischen  Auswanderern  durch  Maß- 
nahmen zu  ihrem  Schutze  herzustellen. 

Italien,  das  Reservoir  der  Arbeitskräfte,  hat  immer  mehr  Menschen 
als  Güter  ausgeführt.  Es  betrachtet  sie  als  gut  angelegtes  Kapital  und  sorgt 
daher  für  ihren  Schutz  durch  Verträge  mit  anderen  Regierungen. 

Frankreich  dagegen  mit  seiner  stagnierenden  Bevölkerung  ist  stets 
ein  Einwanderungsland  gewesen  und  jetzt  nach  dem  Menschenverlust  des 
Krieges  in  ganz  besonderem  Maße.  Es  braucht  erfahrene  Arbeiter  für  seine 
Industrie  und  hat  zum  Zwecke  einer  organisierten  Einwanderung  Überein- 
kommen mit  anderen  Ländern  abgeschlossen,  deren  an  anderer  Stelle  Er- 
wähnung getan  wird. 

Die  Niederlande  und  Belgien  haben  nur  eine  geringe  überseeische 
Auswanderung,  sind  dagegen  wegen  ihrer  Häfen  von  Bedeutung  für  eine 
große  Anzahl  Auswanderer  anderer  Länder,  die  keine  eigenen  Häfen  be- 
sitzen. Ihr  Interesse  an  der  Auswanderungsbewegung  ist  vor  allem  das 
der  Beschaffung  von  Passagieren  für  ihre  Schiffahrtslinien. 

Die  Vereinigten  Staaten,  das  größte  Einwanderungsland  der 
Welt,  waren  vor  dem  Kriege  allen  Zufluchtsuchenden  offen.  Die  ursprüng- 
liche Einwanderung  nordwesteuropäischer  Landarbeiter,  die  sich  den  poli- 
tischen und  ökonomischen  Bedingungen  leicht  anpaßten,  wurde  in  den  letzten 
Vorkriegsjahren  durch  die  stets  wachsende  Einwanderung  von  Italienern, 
Spaniern,  Griechen  und  Slawen  von  Österreich-Ungarn  ersetzt.  In  jüngster 
Zeit  kamen  Einwanderer  nach  Amerika,  die  —  ohne  Familie  —  in  den 
Städten   und   industriellen   Distrikten  Arbeit   suchten,   wo   sie  umfangreiche 


1    Vgl.    G  a  r  g  a  s ,    Der    Auswandererschutz    in    Polen.       ,,W.    A.",     16.    Bd., 
S.  11*  ff. 
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„Kolonien"  für  sich  mit  eigenen  Gebräuchen  bildeten  und  sich  daher  schwerer 
assimilierten.  Auf  diese  Tatsache  lenkte  sich  bald  die  Aufmerksamkeit 
der  amerikanischen  Regierung  (Einwanderungskommission  von  1907/10). 
Während  des  Krieges  fanden  keine  Einwanderungen  statt  und  auch  keine 
Auswanderungen,  so  daß  sich  das  Bestreben  zur  „Amerikanisierung"  in  den 
verschiedensten  Formen  besser  geltend  machen  konnte,  und  zwar:  in  der 
Organisation  der  einwandernden  Arbeiter,  der  Einwirkung  schon  auf  die 
Kinder  der  Einwanderer  durch  Schulunterricht  u.  a.  m.  An  Stelle  der  un- 
geregelten Tätigkeit  privater  Gruppen  sollte  eine  einheitliche  Einwanderungs- 
politik treten.  Das  Ergebnis  aller  in  dieser  Richtung  gehenden  Bestrebungen 
war  das  Gesetz  vom  6.  Juni  1921,  das  die  Einwanderung  auf  einen  bestimmten 
Prozentsatz  festsetzte.    Weitere  Gesetze  liegen  dem  Kongreß  vor. 

Kanada  nimmt  nicht  alle  Nationen  mit  der  gleichen  Bereitwilligkeit 
auf,  sondern  sucht  vor  allem  Anglosachsen  zur  Einwanderung  anzureizen. 
Landarbeitern  aller  Rassen  öffnet  es  allerdings  sein  Land.  Seine  Gesetz- 
gebung ist  bisher,  je  nach  dem  Erfordernis  der  Einwanderung,  weiter  Aus- 
legung fähig  gewesen.  In  nächster  Zeit  soll  die  Entwicklung  Kanadas  durch 
eine  andere  Politik  gefördert  werden,  die  Momente  der  Vernunft  und  des 
Gefühls  gleichermaßen  berücksichtigt. 

Brasilien  bedarf  infolge  seiner  weiten  Gebiete  einer  großen  Zahl 
bester  Landarbeiter  und  hofft,  daß  ihm  die  bedrängte  Lage  Europas  die  Be- 
friedigung dieses  Bedarfs  möglichst  erleichtern  wird.  Es  trifft  diesbezügliche 
Maßnahmen. 

Die  südamerikanischen  Probleme  ähneln  denen  jener  Länder 
mit  weiten  unbesiedelten  Gebieten.  Die  ungelernten  Arbeiter  sind  Schwarze 
und  die  als  gewöhnliche  Arbeiter  herangezogenen  Einwanderer  Chinesen 
und  Hindus.  Das  Nebeneinander  dieser  Rassen,  weiterhin  Klassenprobleme, 
Lohnfragen  und  Anwerbungsbedingungen  rufen  Schwierigkeiten  hervor  und 
Opposition  nicht  nur  zwischen  einheimischen  Unternehmern  und  Arbeitern, 
sondern  auch  zwischen  denen  Südamerikas  und  Europas.  Nicht  selten  fallen 
die  Ansichten  der  südamerikanischen  Unternehmer  über  die  Freiheit  der 
Einwanderung  zusammen  mit  denen  europäischer  Arbeiter  und  stehen 
wiederum  im  Gegensatz  zu  denen  amerikanischer  Arbeiter  und  europäischer 
Unternehmer,  welche  die  Einwanderung  zu  begrenzen  wünschen. 

Das  an  der  Scheidegrenze  der  weißen  und  gelben  Rasse  gelegene 
Australien  will  in  erster  Linie  weiße  Arbeitskräfte  gewinnen  und  sein 
weites  Land  durch  Farmer  besiedeln  lassen.  Die  Organisationen  der  ein- 
heimischen Arbeiter  machen  gegen  die  Fremden  Opposition,  weil  sie  den 
hohen  Lebensstandard  niederdrücken. 

Überblickt  man  so  die  verschiedenartigen  Interessen  der  einzelnen 
Länder,  so  wird  erklärlich,  warum  schon  die  eingangs  aufgeführte  Ent- 
schließung von  Washington  dem  Ausschuß  volle  Achtung  der  Hoheitsrechte 
eines  jeden  Staates  zur  Pflicht  macht. 

In  den  Ausschußverhandlungen  wurde  der  Auswanderer,  der  keinem 
internationalen  Gesetz  unterliegt,  wenig  oder  keinen  Schutz  genießt  und  in 
ständiger  Berührung  mit  fremden  Gesetzen,  fremden  Agenten  und  fremden 
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Behörden  in  einem  fremden  Lande  stellt,  dessen  Sprache  er  nur  selten  be- 
herrscht, in  den  Mittelpunkt  der  Betrachtung  gestellt,  d.  h.  es  wurde  von 
der  sozialpolitischen  Seite  her  an  die  Probleme  der  Auswanderung 
herangetreten,  wie  es  Aufgabe  der  Internationalen  Arbeitsorganisation  ist, 
in  deren  Rahmen  der  Wanderungsausschuß  steht.  Da  jedoch  die  Aus- 
wanderung ihre  Wirkungen  hiermit  nicht  erschöpft,  sondern  weiterhin  Ein- 
flüsse ausübt,  welche  die  Interessen  der  betreffenden  Staaten  empfindlich 
berühren  können,  kamen  diese  sich  auf  die  politische,  wirtschaftliche  und 
kulturelle  Seite  hin  erstreckenden  weiteren  Wirkungen  in  den  Verhand- 
lungen hin  und  wieder  zum  Durchbruch,  drängten  stellenweise  sogar  den 
Auswandererschutz  in  den  Hintergrund. 

I.  Zum  ersten  Punkt  der  Tagesordnung  —  Überwachung  der  Aus- 
wanderungsagenten —  faßte  der  Ausschuß  folgende  vier  Beschlüsse: 
»1.  Es  ist  erwünscht,  daß  alle  Regierungen  eine  Aufsicht  organisieren  über  alle 
Unternehmungen,  die  sich  mit  der  überseeischen  und  festländischen  Beförderung  der 
Auswanderer  befassen,  über  alle  Agenten  und  andere  an  der  Auswanderung  beteiligten 
Personen. 

2.  Jedes  Mitglied  soll  sich  verpflichten,  jede  Propaganda  für  die  Auswanderer 
zu  unterdrücken,  die  auf  falschen  Auskünften  beruht. 

3.  Es  ist  erwünscht,  daß  alle  Regierungen  in  ihrer  Gesetzgebung  den  Grundsatz 
der  solidarischen  Verantwortung  aller  Unternehmer  und  sonstigen  Personen  einführen, 
die  sich  mit  dem  überseeischen  oder  festländischen  Transport  der  Auswanderer  be- 
schäftigen, für  alle  Vergehen,  begangen  durch  ihre  Vertreter,  Agenten  und  Angestellten, 
eingestandenervveise  oder  geheim,  sowie  durch  alle  anderen,  in  ihrem  Namen  han- 
delnden Personen. 

4.  Alle  Regierungen  sollen  sich  verpflichten,  womöglich  unentgeltlich  alle  ver- 
fügbaren Auskünfte  in  bezug  auf  die  Auswanderungsbedingungen  den  Interessenten  zur 
Verfügung  zu  stellen." 

Wie  bekannt,  liegt  das  Auswanderungsgeschäft  in  den  Händen  einiger 
großer  Schiffahrtsgesellschaften,  die  mit  Hilfe  eines  gut  organisierten  und 
weit  verzweigten  Agentur-  und  Propagandadienstes  einen  beträchtlichen  Ge- 
winn daraus  ziehen.  Man  unterscheidet  im  allgemeinen  gegen  festes  Qehalt 
angestellte  Agenten  und  gegen  Provision  tätige  Unteragenten,  die  im 
Interesse  des  aus  der  Auswanderung  gemachten  Geschäftes  nicht  immer  in 
erster  Linie  das  Wohl  des  Auswanderers  im  Auge  behalten. 

Zum  Schutze  der  Auswanderer  fordern  nun  gesetzliche  Bestimmungen 
in  verschiedenen  Staaten  Staatsangehörigkeit  der  Transportunternehmer, 
bzw.  Niederlassungspflicht  der  Schiffsgesellschaft  im  Inlande  oder  die  Er- 
nennung eines  einheimischen  Bevollmächtigten.  Andere  Bestimmungen  ver- 
langen die  Hinterlegung  einer  Kaution,  machen  die  Unternehmung  von  einer 
Konzession  abhängig  und  stellen  zur  Bedingung,  daß  der  Unternehmer  Reeder 
ist,  sich  im  Besitz  der  bürgerlichen  Ehrenrechte  befindet  und  sich  jeder 
kolonisatorischen  Tätigkeit  im  Auslande  enthält.  Solche  Bestimmungen 
finden  sich  auch  im  deutschen  Auswanderungsgesetz  vom  9.  Juni  1897. 
Gewisse  Gesetzgebungen  verbieten  jede  Anwerbung  gegen  Provision  oder 
verlangen  Nationalität  des  Agenten  und  die  Verantwortlichkeit  der  Bevoll- 
mächtigten für  ihre  Agenten.    Deutschland  macht  die  Tätigkeit  des  Agenten 
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u.  a.  von  der  Reichsangehörigkeit,  der  Stellung  einer  Kaution,  der  Bevoll- 
mächtigung durch  einen  Unternehmer,  der  festen  Qewerbeniederlassung  ab- 
hängig und  beschränkt  sie  im  allgemeinen  auf  ein  bestimmtes  Gebiet.  Unter- 
nehmer und  Agent  haften  für  alle  gegenüber  den  Behörden  und  Auswanderern 
eingegangenen  Verbindlichkeiten  sowie  für  Geldstrafen  und  Kosten. 

Wenn  auch  harte  Strafen  (Geldstrafen,  Verfall  der  Kautionen,  Ent- 
ziehung der  Konzession)  für  Übertretung  der  Gesetze  vorgesehen  sind,  so 
vermögen  diese  Bestimmungen  doch  nicht  den  Auswanderern  ausreichenden 
Schutz  zu  gewähren,  da  sie  die  sogenannten  heimlichen  Agenten,  die  als 
Versicherungsagenten,  Schankwirte,  Hausierer  im  Nebenberuf  sich  als  Aus- 
wanderungsagenten betätigen,  nicht  zu  erfassen  vermögen.  Ihre  geschäft- 
lichen Beziehungen  zu  den  Auswanderungsunternehmen  sind  derartig  lockere 
und  geheime,  daß  sie  den  noch  so  dichten  Maschen  des  Gesetzes  entschlüpfen 
und  die  Unternehmer  jede  Verantwortung  für  ihr  Treiben  von  sich  abwälzen 
können.  Man  versucht  ihnen  entgegenzuwirken,  indem  man  den  Auswande- 
rungsunternehmen und  Agenturen  jede  Propaganda  untersagt,  die  zur  Aus- 
wanderung anreizt,  und  nur  amtlich  beglaubigte  Prospekte  gestattet.  Die 
erforderlichen  Auskünfte  geben  z.  B.  in  Deutschland  die  amtliche  Auskunft- 
stelle des  Reichsamtes  für  deutsche  Einwanderung,  Rückwanderung  und  Aus- 
wanderung (Reichswanderungsamt)  und  neben  ihr  zahlreiche  gemeinnützige 
Vereinigungen  in  enger  Anlehnung  an  das  Reichswanderungsamt,  wodurch 
ein  umfassendes  Netz  zuverlässiger  Auswanderungsberatungsstellen  ge- 
schaffen ist.  Da  Prohibitivbestimmungen  nicht  nur  das  heimliche  Agenten- 
wesen zuungunsten  der  in  aller  Öffentlichkeit  betriebenen  Agenturen  stärken 
und  von  den  Grenzgebieten  aus  eine  ungehinderte  Tätigkeit  gestatten  würden, 
kam  der  Ausschuß  zu  der  Entschließung  im  obigen  Sinne,  um  eine  einheit- 
liche internationale  Maßnahme  zu  ermöglichen. 

Für  die  dritte  Entschließung,  nach  der  die  Auswanderungsunternehmer 
für  die  Tätigkeit  ihrer  Agenten  und  Angestellten  verantwortlich  sind,  setzte 
sich  besonders  der  deutsche  Arbeitnehmervertreter  ein. 

II.  In  engem  Zusammenhang  mit  der  Überwachung  der  Auswanderungs- 
agenten steht  das  wirtschaftliche  Problem  der  Wirkung  der  Aus- 
wanderer auf  den  Arbeitsmarkt  der  betreffenden  Länder,  die  bei  der  Massen- 
anwerbung besonders  deutlich  in  die  Erscheinung  tritt.  In  Zeiten  der  Arbeits- 
losigkeit hat  der  Auswanderungsstaat  seinerseits  häufig  ein  großes  Interesse 
an  der  Auswanderung,  um  seine  Volkswirtschaft  zu  entlasten,  und  der  Ein- 
wanderungsstaat wiederum  daran,  daß  die  einheimischen  -  Arbeiterkreise 
kulturell  und  sozial  nicht  herabgedrückt  werden,  der  Arbeitsmarkt  nicht 
gestört  wird.  Nach  dem  Kriege  ist  das  Problem  der  Arbeitslosigkeit  überall 
brennend  geworden,  so  daß  die  Konferenz  von  Washington  mit  ihrem  Vor- 
schlage betreffend  Arbeitslosigkeit  den  Anstoß  zu  einer  internationalen  oder 
mindestens  zwischenstaatlichen  Regelung  der  Massenanwerbungen  gab  \  Ihr 
Vorschlag  hat  für  die  Wanderung  allgemeine  Bedeutung,  ist  aber  für  die 
Saisoncharakter  tragende  kontinentale  Binnenwanderung  besonders  wichtig. 


1    Vgl.  E.  F  r  a  n  c  k  e,  a.  a.  0.,  S.  87. 
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Frankreich  ist  es  vor  allem  gewesen,  das  mit  Italien,  der  Tschecho-SIowakei 
und  Polen  Gegenseitigkeitsverträge  abschloß,  und  andererseits  Österreich  mit 
Polen,  allerdings  nur  über  polnische  Landarbeiter.  Die  Haltung  der  übrigen 
Staaten  ist  noch  geteilt.  Deutschland  hat  sich  zustimmend  geäußert,  jedoch 
ist  von  den  zuständigen  Stellen  noch  kein  Beschluß  gefaßt  worden.  Während 
so  in  Europa  bereits  wichtige  Abkommen  auf  Grund  des  Vorschlages  vor- 
liegen, wird  von  den  Uberseestaaten  nur  berichtet,  daß  ihre  Regierungen 
dem  Vorschlage  zustimmten,  abwarteten  oder  aber  abschlägig  beschieden. 
Der  Ausschuß  baute  auf  diesem  Vorschlage  weiter  auf,  indem  er  in  einer 
Reihe  von  Entschließungen  der  Konferenz  von  1922  einige  Grundsätze  des 
Auswandererschutzes  empfahl: 

,1.  Aufsicht  und  Kontrolle  der  zuständigen  Behörden  der  beiden  interessierten 
Staaten,  jeder  auf  seinem  Gebiete.  2.  Die  Anwerbungsoperationen  sollen  ausschließ- 
lich durch  Büros  oder  Agenten  durchgeführt  werden,  die  hierzu  von  der  zuständigen 
Staatsbehörde  ermächtigt  sind.  3.  Falls  es  sich  um  Anwerbung  infolge  von  Regierungs- 
übereinkommen handelt,  mögen  die  Arbeitgeber-  und  Arbeitnehmerorganisationen  an- 
gehört werden.  4.  Rücksichtnahme  darauf,  daß  die  Anwerbung  den  Arbeitsmarkt  der 
beiden  Länder  nicht  störe;  namentlich,  daß  der  Arbeitslohn  nicht  geringer  als  derjenige 
des  Einwanderungslandes  sei,  und  daß  die  angeworbenen  Arbeiter  nicht  in  Zeiten  von 
Arbeitslosigkeit  oder  Aussperrung  eingeführt  werden.  5.  Die  im  Auswanderungslande 
gezeichneten  Verträge  sollen  vollkommen  rechtskräftig  sein  in  den  Einwanderungs- 
staaten, abgesehen  von  Bestimmungen,  die  gegen  die  öffentliche  Ordnung  verstoßen. 
6.  Wenn  Arbeiter  oder  Angestellte  (Männer  oder  Frauen)  für  ein  anderes  Land  an- 
geworben sind,  um  inländische  Arbeiter  oder  Angestellte,  die  in  einem  Streik  oder 
einer  Aussperrung  begriffen  sind,  zu  ersetzen,  so  hat  das  Unternehmen,  das  diese 
Anwerbung  vorgenommen  hat,  oder  zu  dessen  Gunsten  sie  vollzogen  wurde,  den 
angeworbenen  Arbeitern  und  Angestellten  alle  Unkosten,  insbesondere  Hin-  und  Rück- 
fahrt, zu  erstatten."  (Die  6.  Entschließung  wurde  von  Herrn  Knoll  beantragt  und 
durchgebracht.) 

Diese  Grundsätze  würden  die  Durchsichtigmachung  der  Massen- 
anwerbung von  Staat  zu  Staat  und  die  einheitliche  Regelung  im  Interesse 
des  Arbeitsmarktes  eines  jeden  beteiligten  Landes  ermöglichen. 

III.  Den  Ausschuß  beschäftigte  weiterhin  die  Frage  der  Lohnabzüge 
für  den  Auswanderern  geleistete  Vorschüsse.  Solche  Vorschüsse  werden 
einmal  von  den  Regierungen  in  Gestalt  von  Freifahrt  und  Fahrpreis- 
ermäßigung gewährt  für  gewisse  Kategorien  von  Arbeitern  (z.  B.  in  Süd- 
amerika für  Landarbeiter,  Dienstpersonal  und  gelernte  Handwerker).  Da 
sie  entweder  überhaupt  nicht  oder  nur  zum  Teil  zurückverlangt  werden, 
bergen  sie  kaum  Gefahren  in  sich.  Mehr  Aufmerksamkeit  erfordern  die 
von  den  Agenten  der  Schiffahrtsgesellschaften  gezahlten  Vorschüsse.  Die 
Gepflogenheit  der  Aufbringung  der  Reisekosten  durch  überseeische  An- 
gehörige und  Freunde  mittels  Übersendung  von  Fahrkarten  mit  der  Ver- 
pflichtung zur  Rückzahlung,  die  Auswanderern  valutaschwacher  Länder  in 
der  Gegenwart  die  Reise  ermöglichen  soll,  hat  den  Widerspruch  der  Länder 
herausgefordert,  die  mit  bestimmten  Schiffahrtsgesellschaften  Verträge  ab- 
geschlossen haben. 
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Die  Verpflichtung  zur  Rückzahlung  der  Vorschüsse  vom  Arbeitsverdienst 
bringt  den  Auswanderer  oftmals  in  eine  schwere  wirtschaftliche  Lage  und 
auch  wohl  in  Abhängigkeit  vom  Arbeitgeber  —  was  bei  weiblichen  Aus- 
wanderern z.  B.  zum  Weißenhandel  führen  kann  —  und  zieht  Kontraktbrüche 
nach  sich.  Wenn  auch  viele  Staaten  Lohnabzüge  gesetzlich  verbieten,  so 
kommt  der  Auswanderer  auf  Grund  der  Unkenntnis  der  ausländischen  Ge- 
setze und  Landessprache  doch  nicht  immer  in  den  Genuß  solcher  Bestim- 
mungen. Um  Einwanderer  fernzuhalten,  die  der  Gefahr  des  Herabsinkens 
ausgesetzt  zu  sein  scheinen  und  der  Armenpflege  zur  Last  fallen  würden, 
verbieten  daher  die  Vereinigten  Staaten  das  Betreten  ihres  Landes  allen 
Personen,  denen  die  Reise  direkt  oder  indirekt  von  einer  Korporation,  einem 
Verband,  einer  Gesellschaft,  einer  Gemeinde  oder  Regierung  bezahlt  worden 
ist1.  In  Deutschland  darf  der  Unternehmer  Auswanderer  nur  befördern  auf 
Grund  eines  vorher  abgeschlossenen  schriftlichen  Vertrages.  Den  Aus- 
wanderern darf  nicht  die  Verpflichtung  auferlegt  werden,  den  Beförderungs- 
preis oder  einen  Teil  desselben  oder  ihnen  geleistete  Vorschüsse  nach  ihrer 
Ankunft  am  Bestimmungsorte  zu  zahlen  oder  zurückzuerstatten  oder  durch 
Arbeit  abzuverdienen2.  Zwar  sind  nicht  alle  Rückzahlungsverpflichtungen 
oder  Einbehaltungsrechte  aus  dem  Arbeitsverdienst  auf  Grund  von  Vor- 
schüssen gesetzwidrig,  aber  vielfach  überschreiten  sie  die  gesetzlichen  Be- 
stimmungen des  Einwanderungslandes,  und  so  versuchte  der  Ausschuß  Miß- 
bräuchen vorzubeugen,  indem  er  folgende  Entschließung  faßte: 

„Falls  Verträge  vorliegen,  welche  auf  Grund  von  Vorschüssen,  die  vor  Eintreffen 
im  Einwanderungslande  gewährt  wurden,  Lohn-  oder  Gehaltsabzüge  vorsehen,  soll 
jedes  Mitglied  Vorkehrungen  treffen,  um,  wenn  nötig,  den  zuständigen  Gerichts- 
behörden die  Befugnis  zuzusichern,  solche  Verträge  für  null  und  nichtig  zu  erklären, 
insoweit  diese  Verträge  den  Gesetzen  des  Einwanderungslandes  über  Lohnschutz 
entgegenstehen." 
Aus  verschiedenen  Gründen  sah  man  von  der  z.  B.  in  Australien  üblichen 
Prüfung  der  Verträge  durch  die  Auswanderungsbehörden  ab. 

IV.  Bezüglich  der  Untersuchung  der  Auswanderer  vor  ihrer 
Ausreise  in  polizeilicher,  sanitärer,  zoll-  und  finanzrechtlicher  Hinsicht  nahm 
der  Ausschuß  folgende  Entschließungen  an: 

„Zwecks  Verminderung  der  Wahrscheinlichkeit  einer  Zurückweisung  seitens  der 
Einwanderungsländer  und  zur  Vorbeugung  der  Verbreitung  ansteckender  Krankheiten 
im  Verlauf  der  Reise  mögen  die  Regierungen  darauf  achten,  daß  wirksame  Unter- 
suchungen in  den  Einschiffungshäfen  und  in  den  hauptsächlichsten  festländischen 
Grenzübergangsstellen  stattfinden,  sowohl  was  die  gesundheitlichen  Bedingungen, 
wie  auch  die  anderen  Aufnahmebedingungen  des  Einwanderungslandes  betrifft. 

Der  Ausschuß  erachtet  es  für  wünschenswert,  daß  zwischen  interessierten 
Staaten  bezüglich  der  Durchführung  dieser  Untersuchungen  besondere  Übereinkommen 
getroffen  werden.  Diese  sollen  die  Art  und  Weise  bestimmen,  wie  diese  in  ihren 
Häfen  und  an  den  Grenzen  der  Einwanderungsländer  durchzuführen  ist,  die  Bedingungen, 
unter  welchen  der  Eintritt  in  diese  Länder  zu  sichern  wäre,  die  den  Ausweisepapieren 
und  anderen  notwendigen  Dokumenten  zu  gebende  Form,  sowie  alle  anderen  auf 
die  Aus-,  Ein-  und  Rückwanderung  bezüglichen  Vorschriften." 

1  Einwanderungsgesetz  v.  1.  Mai  1917. 

2  Gesetz  über  das  Auswanderungswesen  v.  9.  Juni  1897. 
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Die  Auswanderer  müssen"  sich  schon  vor  ihrer  Abreise  bis  zur  Ankunft 
im  Bestimmungslande  bis  zu  sieben  Untersuchungen  unterziehen,  z.  B.  im 
Ursprungsland  zwecks  Bewilligung  des  Passes,  beim  Eintritt  in  ein  Durch- 
gangsland, im  Ein-  und  Ausschiffungshafen  usw.  Haben  sie  eine  Reihe 
von  solchen  Untersuchungen  gut  überstanden,  so  ist  ihnen  dennoch  keine 
Gewähr  dafür  gegeben,  daß  sie  die  Erlaubnis  zum  Betreten  des  Bestimmungs- 
landes erhalten.  Zwar  halten  die  vor  der  Abreise  einsetzenden  strengen 
Untersuchungen  schon  viele  Auswanderer  von  der  Einschiffung  zurück  —  die 
Schiffsgesellschaften  werden  in  manchen  Ländern  mit  hohen  Strafen  belegt, 
wenn  sie  die  Landesgesetze  nicht  erfüllen,  oder  verpflichtet,  den  Abge- 
wiesenen auf  ihre  Kosten  oder  zu  ermäßigtem  Fahrpreis  zurückzubefördern — , 
aber  die  Mannigfaltigkeit  der  Bestimmungen  in  den  einzelnen  Ländern  ent- 
zieht sich  sogar  einer  sicheren  Kenntnis  durch  die  Auswanderungsbehörden, 
Schiffsgesellschaften  und  vor  allem  der  Durchgangsländer.  In  den  Ver- 
einigten Staaten  betrug  die  Zahl  der  Zurückgewiesenen  z.  B.  im  Jahre  1919/20: 
11795  oder  1,9%  aller  Auswanderer  gegen  1,38%  in  1913,  2,3%  in  1914 
und  4,2  %  in  1917.  Für  die  Vereinigten  Staaten  kommt  eine  weitere  Ver- 
schärfung ihrer  Einwanderungsbestimmungen  hinzu  durch  das  Gesetz  vom 
6.  Juni  1921,  das  die  Zahl  der  Einwanderer  jeder  Nation  auf  eine  bestimmte 
monatliche  Zahl  beschränkt.  Andere  Staaten  haben  strenge  Maßregeln  vor- 
gesehen, um  ihre  Auswanderer  nicht  der  Gefahr  einer  Zurückweisung  aus- 
zusetzen, so  z.  B.  Italien,  das  eine  scharfe  Gesundheitsüberwachung  ein- 
führte und  die  Ausreise  von  Auswanderern,  die  nicht  alle  nationalen  Be- 
stimmungen und  die  des  Bestimmungslandes  erfüllt  haben,  gesetzlich  ver- 
bietet. Frankreich  und  England  haben  sanitäre  Vorschriften  nur  für  die 
eigenen  Auswanderer  vorgesehen,  während  die  sich  in  England  einschiffenden 
fremden  Auswanderer  nur  zwecks  Vermeidung  von  Epidemien  an  Bord  unter- 
sucht werden.  Diese  Untersuchung  erstreckt  sich  aber  keineswegs  darauf, 
ob  die  Zulassungsbedingungen  des  Bestimmungslandes  erfüllt  sind,  was  zu 
prüfen  nur  den  Schiffsgesellschaften  obliegt.  Für  diese  Länder  müßten  be- 
schlußgemäß erst  die  notwendigen  Einrichtungen  im  Einschiffungshafen 
getroffen  werden,  um  in  der  erforderlichen  Frist  die  ärztlichen  und  anderen 
Untersuchungen  vornehmen  zu  können.  Die  in  der  Entschließung  angeregten 
Maßnahmen  bieten  eine  Gewähr  für  die  Innehaltung  der  Auswanderungs- 
bestimmungen und  vor  allen  Dingen  für  die  notwendige  Aufklärung  der  Aus- 
wanderer über  die  Zulassungsbedingungen  der  Länder.  Ein  reibungsloser 
Verkehr  kann  aber  nur  durch  zweiseitige  Übereinkommen  zwischen  den  be- 
treffenden Staaten  geregelt  werden,  wie  sie  die  zweite  Entschließung  vor- 
sieht. "Ein  derartiges  Übereinkommen  besteht  bereits  zwischen  den  Ver- 
einigten Staaten  und  Kanada  und  bestimmt  ein  gemeinsames  Verfahren  bezüg- 
lich der  Untersuchung  der  Aus-,  Ein-  und  Rückwanderer  (Zusammenlegung 
von  Aufsichtsbehörden  usw.).  Die  praktische  Lösung  dieses  Problems  ist 
nicht  vorauszusehen,  da  die  Auswanderungsstaaten  hinsichtlich  der  Heran- 
ziehung der  Behörden  der  Einwanderungsländer  zwecks  Untersuchung  der 
Auswanderer  auf  die  Unversehrtheit  ihrer  Souveränität  bedacht  sein  werden. 
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In  Indien  soll  nach  dem  Bericht  eines  Ausschußmitgliedes  dieses  System  zur 
beiderseitigen  Zufriedenheit  arbeiten. 

V.  Den  Ausschuß  beschäftigte  gleichfalls  die  Frage  der  Gesund- 
heitsmaßnahmen für  die  Auswanderer  während  der  Reise  an 
Bord  der  Schiffe  und  auf  den  Eisenbahnen.  Es  handelt  sich  hierbei  um  die 
Einrichtung  der  Eisenbahnwagen  und  Schiffe  hinsichtlich  der  Raum-,  Licht- 
und  Luftverhältnisse  u.  a.  m.  im  Interesse  einer  menschenwürdigen  Be- 
förderung. Das  Bett  soll  z.  B.  in  Frankreich  nicht  niedriger  über  dem 
Fußboden  sein  als  15  cm,  in  Belgien  23  cm,  in  Schweden  24  cm,  in  England 
30  cm  und  in  Spanien  40  cm.  Die  Entfernung  des  ersten  vom  zweiten  Bett 
und  des  zweiten  von  der  Decke  beträgt  in  den  einzelnen  Ländern  zwischen 
60  und  80  cm  und  die  Mindesthöhe  von  Deck  zu  Deck  zwischen  1,55  bis  2,20  m. 

Auf  diesem  Gebiet  liegen  die  Verhältnisse  so  schwierig  —  technische, 
wirtschaftliche  und  tarifpolitische  Gründe  sprechen  hierbei  mit  — ,  daß  der 
Ausschuß  zu  einer  gewisse  Grundsätze  festlegenden  Empfehlung  nicht  ge- 
langte, trotzdem  sich  viele  Regierungen  einer  Vereinheitlichung  der  Gesetz- 
gebung geneigt  zeigten.  Da  in  dieser  Sache  insbesondere  die  Schiffs-  und 
Eisenbahngesellschaften,  die  Regierungsinspektoren  an  Bord  und  zu  Lande 
und  die  Sachverständigen  vorerst  angehört  werden  müssen,  um  die  be- 
stehenden Bestimmungen  zu  vergleichen  und  unter  ihnen  zu  wählen,  so 
faßte  der  Ausschuß  folgende  Entschließung: 

„Der  Ausschuß  hält  es  für  wünschenswert,  daß  das  Internationale  Arbeitsamt 
unter  Mitwirkung  einer  aus  Fachleuten  bestehenden  Kommission  einen  Bericht  der 
Internationalen  Arbeitskonferenz  von  1922  vorlege,  betreffend  die  Mindestforderungen, 
die  auf  Schiffen  und  Eisenbahnen,  je  nach  Klima  und  Reisedauer,  durchzuführen 
wären,  mit  dem  Zwecke,  jedem  Auswanderer  während  seiner  Reise  die  vollkommensten 
Garantien  einer  guten  Behandlung  mit  Rücksicht  auf  die  Hygiene,  die  Sicherheit,  die 
Ernährung  und  die  Bequemlichkeit,  gemäß  den  Forderungen  des  Fortschritts  und  der 
Menschenwürde,  zu  sichern." 

VI.  Im  Anschluß  hieran  beschäftigte  sich  der  Ausschuß  mit  der  Reise- 
versicherung für  Auswanderer. 

Zumeist  ist  der  Auswanderungsagent  verpflichtet,  bei  Abschluß  des  Ver- 
trages auf  seine  Kosten  den  Auswanderer  zu  versichern.  Einige  Staaten 
haben  den  Inhalt  der  Versicherung  gesetzlich  festgelegt.  So  bestimmt  z.  B. 
das  belgische  Gesetz  von  1905,  daß  die  Versicherung  alle  Verluste  und  alle 
Schäden  umfassen  soll,  die  dadurch  entstehen  sollten,  daß  der  Transport- 
vertrag gänzlich  oder  teilweise  unausgeführt  bleibt.  Das  schweizerische  und 
ungarische  Gesetz  sehen  eine  Versicherung  gegen  Unglücksfälle  vor,  die 
das  Oberhaupt  einer  Familie  oder  dessen  Stellvertreter  treffen,  und  gegen 
die  Gefahr  des  Verlustes  oder  der  Beschädigung  des  Gepäcks.  Die  Nieder- 
lande setzen  fest,  daß  der  Versichernde  bei  Schiffsunfällen  die  Kosten  des 
Unterhalts  und  der  Beköstigung  für  die  Dauer  der  Ausbesserung  des  Schiffes 
oder  den  Transport  bis  zum  Bestimmungsland  für  den  Fall,  daß  das  Schiff 
nicht  wieder  seefähig  wird,  zu  tragen  hat.  Diese  nicht  einheitlichen  Maß- 
nahmen enthalten  nicht  immer  alle  im  Bereich  der  Möglichkeit  liegenden 
schweren  Fälle.  Auch  sind  die  Höchstbeträge  der  Entschädigungssummen 
nur  in  Spanien  und  der  Schweiz,  und  zwar  mit  3000  Pesetas  bzw.  500  Francs, 
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festgelegt.  Spanien  sieht  übrigens  eine  obligatorische  Versicherung  für  seine 
auf  Schiffen  konzessionierter  Gesellschaften  reisenden  Auswanderer  vor.  Die 
Prämie  bezahlt  die  Regierung.  Das  Gesetz  versichert  aber  nur  gegen  Todes- 
fall und  dauernde  Arbeitsunfähigkeit  auf  Grund  von  mit  der  Schiffahrt 
zusammenhängenden  Unglücksfällen  unter  Beschränkung  der  Versicherung 
auf  Personen  eines  bestimmten  Alters,  während  die  nur  einen  einzigen  Ver- 
sicherungsbetrag vorsehende  Entschädigung  nur  an  besonders  bestimmte 
Erben  gezahlt  und  das  Risiko  nur  von  der  Abfahrt  des  Schiffes  an  bis  zur 
Ankunft  im  Bestimmungshafen  getragen  wird.  Die  Auswanderer  anderer 
Länder  sind  demgegenüber  mehr  oder  minder,  mit  der  Zahlung  der  Prämie 
belastet  und  selten  imstande,  ihre  Ansprüche  gegenüber  den  Schiffsgesell- 
schaften durchzusetzen. 

Wegen  der  Verschiedenheit  der  Versicherungsgrundsätze  in  den  ein- 
zelnen Ländern  ist  eine  internationale  Vereinheitlichung  der  Versicherungen 
zurzeit  sehr  schwierig,  zumal  nicht  genügende  Erfahrungen  auf  diesem 
Gebiet  vorliegen.  Weiterhin  birgt  die  Lösung  der  Frage  einer  Versicherung 
während  der  Eisenbahnfahrt  Schwierigkeiten  in  sich.  Auch  ist  der  z.  B. 
im  spanischen  Gesetz  festgelegte  Grundsatz  der  Nationalität  des  Aus- 
wanderers in  bezug  auf  nicht  an  das  Meer  grenzende  und  keine  eigenen 
Schiffahrtslinien  unterhaltende  Länder  hinderlich  für  eine  internationale 
Regelung.  Es  wurde  daher  nur  eine  Entschließung  hinsichtlich  der  schwersten 
Unglücksfälle,  Tod  und  Invalidität  wie  folgt  gefaßt: 

.Jeder  Auswanderer  soll  auf  Grund  seines  Angewiesenseins  auf  ^Versicherung 
versichert  werden  gegen  die  Gefahr  des  Todes  oder  der  Invalidität  vom  Beginn  der 
Reise  an  bis  zur  Ankunft  im  Bestimmungsort,  wie  auf  seinem  Vertrage  festgesetzt, 
und  demgemäß  lenkt  der  Ausschuß  die  Aufmerksamkeit  der  Regierungen  auf  die 
Notwendigkeit  hin,  soweit  dies  jetzt  noch  nicht  erfolgt  ist,  die  Auswanderer  zugunsten 
ihrer  Rechtsnachfolger  gegen  die  Gefahr  des  Todes  oder  der  Invalidität  während  des 
Transportes  zu  versichern." 

VII.  Über  den  Stellennachweis  für  Auswanderer  wurden  folgende  vier 
Entschließungen  gefaßt: 

„1.  Jedes  Mitglied  verpflichtet  sich,  den  Aus-  und  Einwanderern  seinen  öffent- 
lichen Arbeitsvermittlungsdienst  und  die  eventuellen  diesbezüglich  bestehenden,  be- 
sonderen Einrichtungen  kostenlos  zur  Verfügung  zu  stellen,  um  ihm  eine  Arbeitsstelle 
ausfindig  zu  machen. 

2.  Es  ist  zu  wünschen,  daß  in  den  Ortschaften,  wo  eine  große  Anzahl  von 
Aus-  und  Einwanderern  sich  zusammenfindet,  ein  besonderes  Organ  gemäß  den 
obigen  Beschlüssen  zwecks  Stellenvermittlung  und  Aufklärung  der  Interessenten  ge- 
schaffen werde. 

3.  Zu  diesem  Zwecke  ist  es  wünschenswert,  daß  ständige  Beziehungen  zwischen 
den  öffentlichen  Arbeitsvermittlungsämtern  und  den  öffentlichen  Aus-  und  Ein- 
wanderungsämtern, wo  solche  bestehen,  geknüpft  werden. 

'  4.  Jedes  Mitglied  verpflichtet  sich,  den  öffentlichen  Arbeitsvermittlungsämtern  der 
anderen  Ländern  auf  ihr  Ansuchen  hin  die  nötigen  Aufklärungen  zur  Verfügung  zu 
stellen,  die  zur  Durchführung  der  obigen  Entschließung,  namentlich  aber  mit  Be- 
rücksichtigung der  Lohnbewegung  an  den  Grenzen,  nötig  sind.  Dieser  Nachrichten- 
austausch soll  entweder  direkt  zwischen  den  hierzu  berechtigten  Stellen  oder  aber 
in  einer  von  den  zuständigen  Behörden  festgesetzten  Weise  stattfinden." 

V* 
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Die  Stellenvermittlung  war  bereits  Gegenstand  der  Verhandlungen  der 
I.  Allgemeinen  Arbeitskonferenz  von  Washington,  deren  Ergebnis  ein  Ent- 
wurf zu  einem  Übereinkommen  betreffend  die  Arbeitslosigkeit  bildete  \ 
Nach  den  Mitteilungen  des  Internationalen  Arbeitsamtes  haben  einige  Länder 
dieses  Übereinkommen  bereits  ratifiziert,  und  zwar  Griechenland,  Rumänien, 
England,  Finland,  Dänemark,  Schweden,  Norwegen  und  Indien.  Viele  Staaten 
sind  geneigt,  den  im  Entwurf  aufgestellten  Grundsätzen  in  ihrer  Gesetz- 
gebung Rechnung  zu  tragen,  soweit  dies  nicht  schon  in  irgendeiner  Form 
erfolgt  ist.  Der  auf  der  Internationalen  Seemannskonferenz  in  Genua  an- 
genommene Ubereinkommensentwurf  erstrebt  das  gleiche  wie  das 
Washingtoner  Übereinkommen,  wenngleich  in  dem  Arbeitsmarkt  der  See- 
leute besonders  angepaßter  Weise2.  Trotz  dieser  beiden  vorhandenen  Ent- 
würfe kam  der  Wanderungsausschuß  zu  seinen  Entschließungen,  um  genaue 
Unterlagen  für  die  Beurteilung  der  Auswanderungsmöglichkeiten  einerseits 
für  die  Behörden  und  andererseits  für  die  Auswanderer  zu  erlangen. 

VIII.  Im  Anschluß  hieran  schritt  der  Ausschuß  zur  Behandlung  der 
Frage  der  Gleichbehandlung  der  in-  und  ausländischen 
Arbeiter  hinsichtlich  der  Arbeiterschutzgesetze.  Der  gegenwärtige  Zu- 
stand auf  diesem  Gebiete  ist  vom  internationalen  Gesichtspunkt  aus  höchst 
unbefriedigend,  da  der  Grundsatz  der  Gleichbehandlung  in  die  Gesetzgebung 
einzelner  Staaten  überhaupt  noch  nicht  aufgenommen  worden  ist  oder  aber 
wichtige  Vorbehalte  bei  seiner  Anwendung  gemacht  werden.  In  wieder 
anderen  Staaten  kommt  er  auf  Grund  zweiseitiger  Übereinkommen  zwischen 
besonders  interessierten  Ländern,  also  in  Gegenseitigkeit  und  nur  für  jeweils 
verschiedene  Gesetze,  zur  Verwirklichung.  Es  bestehen  in  Europa  Überein- 
kommen über  Versicherung  und  Entschädigung  bei  Betriebsunfällen,  z.  B. 
zwischen  Belgien  einerseits  und  dem  Deutschen  Reich,  dem  Großherzogtum 
Luxemburg,  Frankreich  und  den  Niederlanden  andererseits.  Ferner  enthalten 
die  bereits  erwähnten  Übereinkommen  zwischen  Frankreich  einerseits, 
Italien,  der  Tschecho-Slowakei  und  Polen 3  andererseits  Vereinbarungen  über 
Sozialversicherungen  (Krankheit,  Tod,  Unfall,  Arbeitsunfähigkeit  und  soziale 
Fürsorge  betreffend).  Außerdem  haben  Österreich  und  Polen  die  Anwendung 
des  Grundsatzes  der  Gleichbehandlung  gegenseitig  für  die  Landarbeiter  ver- 
einbart. Derartige  Übereinkommen  sind  in  der  Welt  so  zahlreich  ab- 
geschlossen worden,  daß  eine  Übersicht  fast  unmöglich  geworden  ist  und 
große  Schwierigkeiten  bei  der  Abänderung  von  unter  die  Übereinkommen 
fallenden  Gesetzen  entstehen,  so  daß  man  schon  vor  geraumer  Zeit  zum 
Abschluß  vielseitiger  Übereinkommen  für  die  wichtigsten  Arbeiterschutz- 
fragen überging. 

Um  zu  einer  internationalen  Vereinheitlichung  zu  gelangen,  schenkte  die 
I.  Allgemeine  Arbeitskonferenz  in  Washington  dieser  Frage  Beachtung  und 


1  Vgl.  F  r  a  n  c  k  e  ,  a.  a.  O.,  S.  87  ff . 

2  Vgl.    Francke,     Die    II.    Allgemeine    Arbeitskonferenz    des    Völkerbundes. 
„W.  A.",  16.  Bd.,  S.  271*  ff. 

3  Vgl.  Gar  gas,  a.  a.  O.,  S.  11*  ff. 
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kam  zu  einem  Vorschlage  betreffend  die  Gleichbehandlung  der  fremd- 
ländischen Arbeiter  auf  der  Grundlage  der  Gegenseitigkeit1.  Der  Wande- 
rungsausschuß besprach  die  Frage  der  Umwandlung  dieses  Vorschlages  in 
einen  Ubereinkommensentwurf,  jedoch  wurde  der  gegenwärtige  Zeitpunkt 
als  verfrüht  angesehen.  Der  Stand  dieses  Vorschlages  ist  in  den  einzelnen 
Ländern  gemäß  den  Mitteilungen  des  Internationalen  Arbeitsamtes  in  großen 
Umrissen  folgender:  Rumänien  hat  ihn  angenommen  und  macht  nur  einen 
Vorbehalt  hinsichtlich  der  Landessicherheit.  Die  Regierungen  von  Groß- 
britannien und  Kanada  nehmen  eine  abwartende  Haltung  ein,  bis  die  Er- 
gebnisse des  Wanderungsausschusses  vorliegen.  Die  Vereinigten  Staaten 
gehören  der  Internationalen  Arbeitsorganisation  überhaupt  nicht  an.  Die 
finnische  und  die  niederländische  Regierung  erklären  sich  einverstanden;  die 
Niederlande  sind  zu  zweiseitigen  Übereinkommen  mit  anderen  Staaten  bereit, 
doch  ist  der  Vorschlag  von  den  zuständigen  Stellen  noch  nicht  angenommen 
worden.  In  Deutschland  empfiehlt  die  Regierung  die  Annahme,  ebenso  der 
Reichswirtschaftsrat,  doch  Reichsrat  und  Reichstag  haben  noch  keine  Stellung 
dazu  genommen.  Panama,  Japan,  Nicaragua,  Schweden,  die  Schweiz  und 
Südslawien  haben  sich  überhaupt  noch  nicht  erklärt.  Brasilien  will  zu- 
stimmen, und  die  indische  Regierung  erklärte  seine  Annahme.  Bezüglich 
Frankreichs,  Italiens,  der  Tschecho-Slowakei,  Polens  und  Österreichs  ist  von 
einer  Annahme  bisher  nichts  bekannt  geworden.  Der  zwischen  Italien  und 
der  Tschecho-Slowakei  abgeschlossene  Handelsvertrag  sieht  aber  Verhand- 
lungen für  den  Abschluß  einer  Vereinbarung  bezüglich  Gleichbehandlung  vor. 
Der  Wanderungsausschuß  mußte  sich  in  Anbetracht  der  Zurückhaltung 
gewisser  Staaten  gegenüber  dem  Vorschlage  Beschränkung  auferlegen,  um 
einerseits  seine  Befugnisse  nicht  zu  überschreiten  und  andererseits  wenigstens 
einen  Schritt  vorwärtszukommen.  Er  faßte  daher  die  folgenden  Ent- 
schließungen: 

„Es  ist  erwünscht,  daß  in  Ermangelung  von  Gesetzesmaßnahmen  in  den  ver- 
schiedenen Ländern  die  Mitgliedstaaten  internationale  Abkommen  abschließen,  um  — 
soweit  es  irgend  erreichbar  ist  —  die  gleiche  Behandlung  der  eingewanderten  Arbeiter 
und  ihrer  Rechtsnachfolger,  auch  in  bezug  auf  ihre  Rechte  gegenüber  den  inländischen 
Arbeitern,  namentlich  betreffend  die  Arbeitsgesetze,  Sozialversicherung,  Armengesetz- 
gebung und  Koalitionsfreiheit,  in  die  Wirklichkeit  umzusetzen. 

Das  Internationale  Arbeitsamt  wird  ersucht,  eine  Vorlage  für  die  nächste  Tagung 
der  Internationalen  Konferenz  auszuarbeiten,  um  —  soweit  es  im  Bereich  der  Möglich- 
keit liegt  —  für  alle  Staaten,  oder  wenigstens  für  gewisse  Staatengruppen,  ein  gleich- 
artiges Gesetzessystem  für  Sozialversicherungen  zu  erhalten." 

Der  chinesische  Delegierte  beantragte  in  Verbindung  mit  diesen  Ent- 
schließungen die  Annahme  einer  Empfehlung,  nach  der  die  Internationale 
Arbeitskonferenz  zu  einem  Gegenstand  ihrer  Tagesordnung  die  gegenwärtigen 
Lebensbedingungen  der  chinesischen  Auswanderer,  die  in  gewissen  Ländern 
wirtschaftliche  Nachteile  haben,  gegenüber  anderen  Auswanderern  mache. 
Sein  Antrag  wurde  in  folgender  Form  angenommen: 


1    Vgl.  Die  I.  Allgrem.  Arbeitskonferenz,  a.  a.  0.,  S.  82. 
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„Der  Internationale  Wanderungsausschuß  schlägt  vor,  daß  die  Internationale 
Arbeitskonferenz  die  aus  volkswirtschaftlichen  Gründen  gleichmäßige  Behandlung  der 
Auswanderer,  ohne  Unterschied  des  Ursprungslandes  für  alle  im  Einwanderungslande 
gesetzlich  zugelassenen  Auswanderer,  auf  ihre  Tagesordnung  setzt." 

Hinsichtlich  Gleichbehandlung  würde  also  auch  vom  volkswirtschaft- 
lichen Standpunkt  aus  kein  Rassenunterschied  bei  einmal  gesetzlich  auf- 
genommenen Einwanderern  gemacht  werden.  Eine  weitere  Forderung  Li 
Tchuins,  die  Zulassungsbeschränkungen  bezüglich  der  Rasse  aufzuheben, 
wurde  abgelehnt. 

An  dieser  Stelle  soll  daran  erinnert  werden,  daß  die  deutschen  Staats- 
angehörigen von  den  Ländern  der  Alliierten  durch  Einreiseverbote  und  Er- 
schwerungen anderer  Art  ferngehalten  werden  und  Deutschland  sich  im 
Friedensvertrag  mit  den  Artikeln  276  d,  277  und  278  hat  verpflichten  müssen, 
die  Staatsangehörigen  der  alliierten  und  assoziierten  Mächte  keinen  Be- 
schränkungen zu  unterwerfen,  die  nicht  am  1.  Juli  1914  auf  sie  angewendet 
wurden,  sofern  nicht  deutschen  Staatsangehörigen  die  gleichen  Beschrän- 
kungen auferlegt  werden.  Deutschland  hat  ihnen  auf  deutschem  Gebiet  für 
ihre  Person,  Güter,  Rechte  und  Interessen  ständigen  Schutz  und  freien 
Zutritt  zu  den  Gerichten  zu  gewähren  und  die  ehemaligen  deutschen  Staats- 
bürger von  jeder  Pflicht  gegenüber  dem  Heimatlande  zu  entbinden.  Zieht 
man  in  Betracht,  daß  die  vor  dem  Kriege  jährlich  über  1  Mill.  Zeitaus- 
wanderer nach  Deutschland  entsendenden  Länder  Russisch-Polen,  Galizien 
(Freistaat  Polen)  und  Italien  zu  den  alliierten  und  assoziierten  Mächten  ge- 
hören, so  gewinnen  die  genannten  Bestimmungen  für  die  deutsche  Arbeits- 
losigkeit eine  ganz  besondere  Bedeutung  für  unsere  Arbeiterschaft. 

IX.  Der  Ausschuß  war  der  Ansicht,  daß  unter  Aus-  und  Einwanderern 
auch  Frauen  und  Kinder  zu  verstehen  seien,  und  brachte  dies  mit  folgender 
Entschließung  zum  Ausdruck: 

„Wenn  nichts  anderes  vorgesehen  ist,  sollen  alle  im  Hinblick  auf  den  Auswanderer- 
schutz vom  Wanderungsausschuß  vorgeschlagenen  Maßnahmen  in  gleicher  Weise 
auf  Männer,  Frauen  und  Kinder,  Arbeiter  und  Angestellte  beiderlei  Geschlechts  An- 
wendung finden." 

Der  Ausschuß  äußerte  fernerhin  den  Wunsch,  daß  der  Schutz  der 
Frauen  und  Kinder,  welche  sich  in  ein  fremdes  Land  begeben,  Gegen- 
stand der  Tagesordnung  der  Konferenz  von  1922  werde: 

„Es  ist  angezeigt,  daß  der  Schutz  der  Frauen  und  Kinder,  welche  verarmt,  ver- 
lassen sich  in  ein  anderes  Land  begeben,  Gegenstand  einer  eingehenden  Unter- 
suchung seitens  der  Mitglieder  der  Internationalen  Arbeitsorganisation  werde,  und  daß 
diese  Frage  auf  die  Tagesordnung  der  Konferenz  von  1922  gesetzt  werde." 

Im  Anschluß  hieran  wurde  das  Problem  des  Mädchen-  und  Kinder- 
h  a  n  d  e  1  s  berührt.  Über  diesen  Gegenstand  hatte  der  Völkerbund  eine 
internationale  Konferenz  eingesetzt,  die  vom  30.  Juni  bis  5.  Juli  1921  in 
Genf  tagte  und  u.  a.  folgende  Entschließung  faßte,  die  dem  Wanderungs- 
ausschuß übermittelt  wurde: 

„Die  Konferenz  lenkt  die  Aufmerksamkeit  der  Internationalen  Auswanderungs- 
kommission auf  die  Frage  des  Mädchen-  und  Kinderhandels  und  auf  die  wünschens- 
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werte  Annahme  genauer  Bestimmungen,  die  sich  möglicherweise  in  den  Rahmen  einer 

internationalen  Regelung  einfügen  lassen." 

Da  aber  der  Mädchen-  und  Kinderhandel  nicht  in  den  Zuständigkeits- 
bereich des  Wanderungsausschusses  gehört,  so  entschied  der  Ausschuß,  seine 
Entschließungen  dem  Völkerbundsrat  vorzulegen,  und  brachte  sie  in  folgende 

Form: 

„Der  Ausschuß  ersucht  den  Direktor  des  Arbeitsamtes,   dem  Völkerbund  alle 

Beschlüsse  des  Ausschusses  zu  übermitteln,  damit  dieser  diejenigen  auswählen  könne, 

die  für  die  Bekämpfung  des  Mädchen-  und  Kinderhandels  anwendbar  sind." 

Der  Direktor  des  Arbeitsamtes  hat  inzwischen  diesem  Wunsch  Rechnung 
getragen  und  die  Beschlüsse  dem  Völkerbund  übermittelt. 

X.  Um  für  die  Beurteilung  der  Auswanderungsprobleme  und  der  zu 
ihrer  Lösung  notwendigen  Maßnahmen  ein  genaues  Bild  von  der  Auswande- 
rungsbewegung der  Welt  zu  gewinnen,  besprach  der  Ausschuß  die  Samm- 
lung von  Material  über  die  Aus-  und  Einwanderung  und 
kam  zu  folgenden  Entschließungen: 

„1.  Jedes  Mitglied  soll  dem  Internationalen  Arbeitsamt  in  möglichst  kurzen,  nicht 
3  Monate  überschreitenden  Zwischenräumen  alle  verfügbaren  Auskünfte,  gesetzliche, 
statistische  und  sonstige  Mitteilungen,  bekanntgeben,  die  die  Aus-,  Einwanderungen, 
Heimkehr,  den  Durchgangsverkehr  der  Auswanderer  betreffen,  einschließlich  Berichte 
über  ergriffene  oder  ins  Auge  gefaßte  Maßnahmen  hinsichtlich  dieser  Fragen. 

2.  Wenn  praktisch,  sollen  diese  Auskünfte  gesammelt  und  innerhalb  der  drei 
Monate,  die  demZeitraum  des  Geschehens  folgen,  zur  Veröffentlichung  gebracht  werden." 

Hinsichtlich  der  Statistik  sind  nicht  nur  die  Methoden  zu  ihrer  Erhebung 
in  den  einzelnen  Ländern  durchaus  verschieden,  sondern  auch  der  Begriff 
„Auswanderer"  erfährt  vom  staatsrechtlichen  wie  wirtschaftlichen  Gesichts- 
punkt aus  eine  verschiedenartige  Auslegung  oder  aber  ist  überhaupt  noch 
nicht  fest  umgrenzt.  So  wertvoll  die  Erhebungen  für  jedes  einzelne  Land 
sein  mögen,  ihre  Verschiedenartigkeit  ist  vom  internationalen  Standpunkt 
aus  ein  großer  Mangel,  da  weder  die  Zahlen  noch  die  Kategorien  der 
Statistiken  vergleichbar  sind.  Sie  können  daher  kein  übersichtliches  Bild 
geben.  Das  dringende  Bedürfnis  zu  einer  Vereinheitlichung  wurde  von 
vielen  Regierungen  anerkannt,  doch  es  liegen  Schwierigkeiten  vor  hinsichtlich 
der  Aufstellung  eines  Rahmens  und  der  einzelnen  Kategorien  vergleichbarer 
Statistiken.     Es  wurde  daher  beschlossen: 

„Der  Direktor  des  Internationalen  Arbeitsamtes  wird  ersucht,  die  statistischen 
Ämter  der  Mitglieder  zu  befragen,  um  der  Konferenz  von  1922  ein  passendes  Formular 
vorzuschlagen." 

Es  kommt  allerdings  darauf  an,  alles  Material  so  rechtzeitig  dem 
Arbeitsamt  zu  übermitteln,  daß  die  Verarbeitung  und  Zusammenstellung  noch 
einen  praktischen  Wert  hat.  Dieser  Grundsatz  ist  bereits  in  Artikel  1  des 
Washingtoner  Übereinkommens  betr.  Arbeitslosigkeit  aufgestellt  worden; 
auch  Artikel  10  des  Genueser  Übereinkommens  betr.  Stellenvermittlung  für 
Seeleute  sieht  eine  Übermittlung  aller  verfügbaren  Aufschlüsse  an  das 
Arbeitsamt  vor. 

2.  Für  ein  internationales  Vorgehen  bedarf  es  indes  auch  der  dauernden 
Verständigung  der  einzelnen  Staaten.    Hierfür  gibt  Teil  XIII  des  Friedens- 


72*  Chronik  und  Archivalien. 

Vertrages,  der  sich  mit  der  Internationalen  Arbeitsorganisation  befaßt,  das 
Internationale  Arbeitsamt  als  Vermittlungsorgan  an.  Die  Vermittlung  des 
Zusammengehens  erfordert  gerade  auf  dem  Gebiete  der  Auswanderung 
wegen  der  Fülle  der  Probleme  und  der  notwendigen  Rücksicht  auf  die 
Souveränität  der  Länder  besonders  viel  Takt.  Die  von  vielen  Regierungen 
geübte  Zurückhaltung  macht  diese  Aufgabe  sehr  schwierig.  Der  Ausschuß 
kam  zunächst  zu  folgender  Entschließung: 

„Der  Ausschuß  ersucht  den  Verwaltungsrat  des  Internationalen  Arbeitsamtes,  alle 
notwendigen  Maßnahmen  zu  ergreifen,  um  sich  zu  vergewissern,  daß  die  technische 
Auswanderungsabteilung,  wenn  notwendig,  unterstützt  durch  wenige  Sachverständige, 
die  Frage  des  Zusammenwirkens  der  Auswanderungsgesetzgebung  prüfen  soll." 

In  einer  späteren  Sitzung  griff  der  Ausschuß  diese  Angelegenheit  wieder 
auf,  und  zwar  auf  Grund  von  Vorschlägen  für  die  Fortführung  der  Ausschuß- 
arbeiten. Ein  vom  brasilianischen  Regierungsvertreter  eingebrachter  Vor- 
schlag wurde  in  folgender  Form  angenommen: 

„Mit  Rücksicht  auf  die  Wichtigkeit,  welche  Menschenwanderungen  für  die  un- 
mittelbaren Interessen  zahlreicher  Nationen  und  für  die  Zukunft  des  Weltfriedens  be- 
deuten, 

mit  Rücksicht  andererseits  auf  die  Fülle  der  angeregten  Probleme  und  die  Not- 
wendigkeit, dieselben  zum  Gegenstand  eines  eingehenden  und  ständigen  Studiums  zu 
machen,  verlangt  der  Ausschuß  vom  Verwaltungsrat  des  Internationalen  Arbeitsamtes 
die  Schaffung  einer  aus  einer  beschränkten  Anzahl  von  Mitgliedern  bestehenden 
Kommission,  die  im  Notfalle  auch  die  Mitwirkung  von  Sachverständigen  heranziehen 
würde,  in  Erwägung  zu  ziehen.  Diese  Kommission  hätte  die  Aufgabe,  das  Amt  in 
seinen  Obliegenheiten  zu  unterstützen  und  von  Tag  zu  Tag  mit  voller  moralischer 
Autorität  die  Entwicklung  dieses  Problems  zu  verfolgen." 

3.  Der  stellvertretende  Vorsitzende  des  Ausschusses,  de  Michelis 
(Italien),  machte  alsdann  eine  Reihe  von  Vorschlägen,  die  sich  auf  folgende 
Fragen  bezogen:  A.  Steuern  auf  fremde  Arbeiter,  B.  Verantwortlichkeit  im 
Falle  von  in  einem  fremden  Lande  ausgebrochener  Krankheit,  C.  Allgemeine 
und  technische  Erziehung,  D.  Nutzanwendung  von  die  Einwanderung  ein- 
schränkenden Gesetzen  und  E.  Schutz  der  Auswanderer,  und  zwar  1.  in 
den  Häfen  und  an  den  Grenzen  und  2.  durch  hierauf  bezügliche  internationale 
Vereinbarungen.  Die  Vorschläge  zu  A,  B  und  E2  wurden  dem  dauernden 
Ausschuß  in  folgender  Form  überwiesen: 

„A.  Wenn  ein  Land,  das  Einwanderer  aufnimmt,  besondere  Steuern  auflegt, 
die  nur  an  fremde  Arbeiter  angewendet  werden,  soll  der  Betrag  solcher  Steuern  vom 
Arbeitgeber  entrichtet  werden. 

B.  In  Einwanderungsländern,  die  Auswanderer  bei  ihrer  Ankunft  ärztlich  unter- 
suchen, und  in  denen  kein  Gesetz  besteht  bezüglich  Berufskrankheiten,  soll  der 
Grundsatz  gelten,  daß  den  Einwanderern,  die  für  eine  gewisse  Zeit  in  solchen  Ländern 
gearbeitet  haben  und  Berufskrankheiten  oder  unheilbare  Krankheiten  bekommen,  wie 
z.  B.  Tuberkulose  oder  Ankylose,  ebenso  Krankheiten,  die  der  Gegend,  in  der  ihnen 
die  Arbeit  zugeteilt  wurde,  eigentümlich  sind,  vom  betreffenden  Staate  ein  Ausgleich 
zu  zahlen  ist. 

E  2.  Die  betreffenden  Staaten  sollen  gegenseitige  Maßnahmen  erlassen,  die  mit 
Bezug  auf  den  Einwandererschutz  in  den  Häfen  und  an  den  Grenzen  notwendig  sind." 
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Die  Vorschläge  zu  C,  D  (diese  Entschließung  wurde  mit  Rücksicht  auf 
Vorgänge  der  jüngsten  Vergangenheit  gefaßt)  und  El  wurden  vom  Aus- 
schuß wie  folgt  angenommen: 

„C.  In  den  Einwanderungsländern  sollen  die  allgemeinen  Unterrichts-  und  Fach- 
schulen in  weitgehendem  Maße  auch  den  Einwanderern  und  ihren  Familien  zugänglich 
sein. 

D.  Wenn  ein  Staat  eine  tiefgreifende  Änderung  in  einer  Aus-  oder  Einwanderungs- 
gesetzgebung vornimmt,  ist  es  erwünscht,  daß  er  in  der  Anwendung  der  neuen  Be- 
stimmungen die  nötige  Vorsicht  walten  läßt,  um  die  Auswanderer  vor  den  empfindlichen 
Folgen  einer  zu  plötzlichen  Durchführung  zu  bewahren. 

E  1.  Jedes  Einwanderungsland  soll  darüber  wachen,  daß  die  Einwanderer  an  den 
Häfen  und  an  den  Grenzen  in  angemessener  Weise  aufgenommen  und  geschützt  werden." 

Es  soll  nicht  unerwähnt  bleiben,  in  welcher  Weise  sich  die  Vertreter 
der  eingangs  aufgeführten  britischen  Schiffsgesellschaften  in.  den  Verhand- 
lungen geäußert  haben.  Sie  führten  u.  a.  aus,  daß  die  Transportgesell- 
schaften, die  nur  die  Befriedigung  der  Passagiere  im  Auge  hätten,  bessere 
Vertreter  der  Interessen  der  Auswanderer  wären  als  die  Nationen,  die  im 
Eigeninteresse  die  Einwanderer  zurückhielten  und  überwachten,  also  mehr 
den  nationalen  als  den  menschlichen  Erwägungen  Rechnung  trügen.  Freier 
Wettbewerb  zwischen  den  Transportgesellschaften  bewirke  oft  bessere  Be- 
handlung der  Auswanderer  als  eine  unwirksame  und  lose  Gesetzgebung. 
Sie  unterstützten  daher  eine  Politik  des  freien  Spiels  der  Aus-  und  Ein- 
wanderung. Trotz  der  mangelnden  Erfahrung  behördlicher  Kommissionen 
erboten  sich  die  Vertreter,  dem  Ausschuß  mit  allen  Auskünften  zur  Ver- 
fügung zu  stehen.  Sie  stimmten  im  besonderen  den  Vorschlägen  hinsichtlich 
Auswandererversicherung  zu  und  erklärten  sich  zur  Zahlung  der  Prämie 
bereit,  wenn  sie  dadurch  von  weiterer  Verantwortlichkeit  bei  Unglücksfällen 
gegenüber  den  Auswanderern  befreit  wären.  Gleichheit  der  Gesetzgebung 
bezüglich  der  sanitären  Bedingungen  während  des  Transportes  hielten  sie 
für  wünschenswert  und  schlugen  die  Einsetzung  eines  Ausschusses  von  Sach- 
verständigen zwecks  Prüfung  der  zu  ergreifenden  praktischen  Maßnahmen 
vor.  Dieser  Vorschlag  wurde  angenommen.  •  Die  Untersuchung  der  Aus- 
wanderer vor  der  Abreise  zur  Minderung  des  Risikos  und  der  unnötigen 
Kosten  müsse  endgültig  sein  und  dem  Auswanderer  die  Garantie  geben, 
bei  der  Ankunft  im  Bestimmungslande  die  Einreiseerlaubnis  zu  erhalten. 
Es  sei  weiterhin  nicht  zu  leugnen,  daß  heimliche  Agenten  für  manche  Miß- 
stände verantwortlich  wären,  andere  dagegen  wären  die  Folgen  von  Mono- 
polen und  extremen  nationalistischen  Maßnahmen.  Wirkliche  Abhilfe  würde 
die  Gewährung  von  Lizenzen  nur  an  Schiffsgesellschaften  bilden.  Die  Schiffs- 
gesellschaften erklärten  sich  endlich  zur  Unterstützung  aller  nur  denkbaren 
statistischen  Arbeiten  und  zur  Annahme  einer  internationalen  Gesetzgebung 
bereit,  wenn  sie  der  Unzahl  der  bestehenden  widersprechenden  Gesetze 
vorzuziehen  sei.  Die  Schiffsgesellschaften  unterstützten  also  fast  das  ganze 
Programm  des  Ausschusses. 
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Zum  Schluß  noch  ein  kurzes  Wort  über  die  Stellung  des  Ausschusses 
und  die  Bedeutung  der  von  ihm  niedergelegten  Grundsätze  sowie  die  Form, 
in  die  sie  gekleidet  sind. 

Es  muß  daran  erinnert  werden,  daß  der  Ausschuß  nur  einen  beratenden 
Charakter  trägt.  Er  sollte  „über  die  Maßnahmen  Bericht  erstatten,  die  in 
Aussicht  zu  nehmen  sind,  um  Wanderungen  von  Arbeitern  außerhalb  ihres 
Heimatlandes  gesetzlich  zu  regeln  . . .".  Er  konnte  daher  die  von  ihm  nieder- 
gelegten Grundsätze  nicht  in  die  durch  den  Vertrag  von  Versailles  ge- 
gebenen Formen  von  Übereinkommen  oder  Vorschlägen  fassen,  sondern 
mußte  dies  der  jährlich  zusammentretenden  Hauptversammlung  überlassen, 
die  hierfür  allein  zuständig  ist,  sie  abändern  oder  fallen  lassen  kann;  kommt 
doch  ein  Beschluß  nur  mit  Zweidrittelmehrheit  der  stimmberechtigten 
Delegierten  der  Mitgliedstaaten  zustande1.  Auf  der  11.  Tagung  des  Ver- 
waltungsrates des  Internationalen  Arbeitsamtes  im  Januar  1922  wurde  be- 
schlossen, wegen  der  durch  die  Beschlüsse  aufgerollten  Fülle  schwieriger 
Probleme  von  einer  Behandlung  der  Wanderungsfragen  in  ihrer  Gesamtheit 
auf  der  Konferenz  des  Jahres  1922  abzusehen.  Es  soll  auf  der  kommenden 
Hauptversammlung  am  18.  Oktober  1922  in  Genf  lediglich  entsprechend  dem 
Vorschlag  des  Direktors  der  Abschluß  eines  internationalen  Übereinkommens 
beraten  werden,  durch  das  die  Mitglieder  der  internationalen  Arbeits- 
organisation zur  regelmäßigen  Berichterstattung  über  Wanderungsfragen 
und  Übersendung  von  statistischem  Material  an  das  Internationale  Arbeits- 
amt verpflichtet  werden. 

Wenn  auch  über  die  zukünftige  Regelung  der  Wanderungsfragen  noch 
nichts  Endgültiges  auszusagen  ist,  so  steht  doch  unbestreitbar  fest,  daß  durch 
die  von  den  Vertretern  vierzehn  wichtiger  Länder  im  Ausschuß  aufgestellten 
allgemeinen,  auf  alle  Länder  anwendbaren  Grundsätze  vom  internationalen 
Gesichtspunkt  aus  auf  dem  Gebiete  der  Wanderungsfragen  ein  bedeutender 
Schritt  vorwärts  getan  wurde,  um  das  traurige  Los  derjenigen  zu  er- 
leichtern, die  gezwungen  sind,  ihre  Heimat  zu  verlassen  und  in  der  Fremde 
Arbeit  für  sich  und  Brot  für  ihre  Familien  zu  suchen. 

Dr.  Herbert  Rhode,  Berlin. 


1    Vgl.  Francke,  a.  a.  O.,  S.  85. 


BroochcU  &  Co.,  üamburg 
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Allgemeine  Wirtschaftskunde  und  allgemeine  Wirtschaftspolitik. 


Die  Besatzungsheere  in  Deutschland. 

Ihr  Menschenbedarf  und  ihre  Kosten. 

Die  Anwesenheit  feindlicher  Besatzungstruppen  auf  deutschem  Gebiet 
gründet  sich  auf  den  Vertrag  von  Versailles  vom  28.  Juni  1919.  Im  Teil  XIV, 
unter  dem  Titel  „Sicherheiten",  bestimmt  hier  Art.  428: 

„Als  Sicherheit  für  die  Ausführung  des  vorliegenden  Vertrages  durch 
Deutschland  werden  die  deutschen  Gebiete  westlich  des  Rheins  einschließ- 
lich der  Brückenköpfe  durch  die  Truppen  der  alliierten  und  assoziierten 
Mächte  während  eines  Zeitraums  von  15  Jahren  besetzt,  der  mit  dem 
Inkrafttreten  des  gegenwärtigen  Vertrages  beginnt." 

Die  Einzelheiten  der  Besetzung  sind  gemäß  Art.  432  Gegenstand  beson- 
derer Vereinbarungen,  „welche  anzuerkennen  Deutschland  sich  jetzt  schon 
verpflichtet";  sie  haben  ihre  Regelung  in  dem  sogenannten  Rheinland- 
Abkommen  gefunden  \  welches  am  gleichen  Tage  wie  der  Friedens- 
vertrag in  Versailles  unterzeichnet  worden  ist.  Nach  dem  Wortlaut  dieser 
Vereinbarungen  scheint  die  Ordnung  sehr  einfach  zu  sein.  An  der  Spitze 
der  Verwaltung  des  besetzten  Gebietes  steht  ein  bürgerlicher  Ausschuß,  die 
sogenannte  „Rheinland-Kommission";  ihrer  Aufsicht  sind  die  einheimischen 
deutschen  Behörden  unterstellt.  Die  Besatzungstruppen  liegen  in  den  Gar- 
nisonen des  Landes  und  tun  den  Dienst,  wie  ihn  vordem  die  deutschen 
Truppenteile  versehen  haben.  Die  tatsächlichen  Zustände  sind  andere.  In 
dem  besetzten  Gebiet  herrscht  vollkommene  Militärdiktatur;  maßgebend 
für  alles  ist  der  Wille  der  feindlichen  Truppenbefehlshaber,  welche  eine 
schrankenlose  Gewalt  ausüben.  Den  Schlüssel  hierzu  findet  man  in  dem 
§  3  des  Rheinland-Abkommens,  wonach  die  Kommission  berechtigt  ist,  Ver- 
ordnungen mit  Gesetzeskraft  zu  erlassen,  „soweit  dies  zur  Gewährleistung 
des  Unterhalts,  der  Sicherheit  und  der  Bedürfnisse  der  Besatzungstruppen 
notwendig  ist".  Mit  Hilfe  dieser  „Notwendigkeit"  werden  alle  Wünsche  der 
militärischen  Stellen  durchgesetzt;  weiterhin  hat  die  Besatzung  noch 
besondere  Vorrechte  aus  den  §§  6  und  9,  so  den  Anspruch  auf  gewisse 


1   Vereinbarung  betreffend  die  militärische  Besetzung  der  Rheinlande.    (R.  G.  BI. 
1919,  S.  1337.) 
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Dienst-  und  Naturalleistungen,  die  Befreiung  von  Steuern,  Abgaben  und 
Zöllen,  von  Frachten  und  Fahrpreisen  u.  a.  m.  Sämtliche  Befugnisse  werden 
dabei  in  weitestgehendem  Maße  ausgelegt  und  ausgenutzt. 

Somit  ist  das  besetzte  Gebiet  völlig  der  Herrschaft  der  Besatzungsheere 
ausgeliefert.  Die  unermeßlichen  politischen  Auswirkungen  dieses  Zustandes 
sind  dem  Bewußtsein  jedes  Deutschen  schmerzvoll  gegenwärtig  und  geben 
allgemach  auch  den  führenden  Köpfen  des  Auslandes  zu  denken.  Ebenso  ist 
ihre  juristische  Seite  von  nicht  geringem  Belang.  Im  folgenden  ist  nun 
beabsichtigt,  unter  wirtschaftlichen  Gesichtspunkten  die  durch  die  Besatzung 
geschaffenen  Verhältnisse  darzustellen  und  die  Tragweite  ihres  Einflusses 
auf  das  Wirtschaftsleben  Deutschlands  wie  auf  die  weltwirtschaftliche  Ent- 
wicklung nachzuweisen. 

Wenn  es  auf  den  ersten  Blick  auch  so  aussehen  mag,  als  ob  Heerwesen 
und  Wirtschaft  nichts  miteinander  gemein  hätten,  so  führt  die  nähere 
Prüfung  zu  einem  ganz  anderen  wesentlichen  Ergebnis.  Der  Soldat  handelt 
und  verzehrt  wie  jedes  andere  menschliche  Wesen  und  steht  dadurch  in 
irgendeinem  Zusammenhang  mit  dem  allgemeinen  Getriebe  der  Wirtschaft. 
Dieser  Umstand  wird  von  der  Wissenschaft  stets  hervorgehoben;  allerdings 
ist  die  Auffassung  im  einzelnen  nicht  überall  dieselbe.  Die  Klassiker,  an 
ihrer  Spitze  Adam  Smith1,  sahen  etwas  einseitig  lediglich  den  Einfluß  des 
Militärs  auf  den  Verbrauch,  ohne  einen  solchen  auf  die  Erzeugung  anzu- 
erkennen, und  bezeichneten  den  Heeresdienst  als  „unproduktive  Arbeit". 
Demgegenüber  haben  andere  Gelehrte  darauf  hingewiesen,  daß  ein  ent- 
wickeltes Wirtschaftsleben  Ordnung  und  Sicherheit  in  der  Gesellschaft  und 
somit  die  Tätigkeit  eines  Heeres  zur  Voraussetzung  habe.  Dietzel2  betont: 
„Tätigkeiten,  welche  immaterielle  Güter  —  z.  B.  Sicherheit  vor  Besitz- 
störungen —  produzieren,  sind  unter  Umständen  nicht  minder  wirksame, 
wenn  auch  indirekt  wirkende  Mittel  der  materiellen  Bedürfnisbefriedigung, 
als  Tätigkeiten,  welche  materielle  Güter  produzieren.  Immaterielle 
Leistungen  sind  nicht  minder  produktiv  als  materielle,  nur  jene  indirekt, 
diese  direkt."  Mit  besonderem  Nachdruck  vertritt  Adolf  Wagner  diesen 
Standpunkt*.  Er  sagt  an  einer  Stelle*  geradezu:  „Das  Heer  als  wesentlicher 
Garant  der  Sicherheit  und  Unabhängigkeit  des  Volkes,  des  Staates  und  der 
Volkswirtschaft  ist  im  eminenten  Sinne  ein  produktiver  Körper."  Indessen  gibt 
Moll5  wiederum  durchaus  den  Klassikern  recht:  „Es  ist  eine  banal  klingende 
Wahrheit,  .  .  .  sogar  eine  der  fundamentalen  Erkenntnisse  der  Finanzwissen- 
schaft, daß  Rüstungsausgaben  unproduktiv  und  unrentabel  sind.  .  .  .  Die 
Nützlichkeit  oder  Notwendigkeit  eines  Heeres  und  einer  Flotte  braucht  gar 
nicht  in  Frage   gestellt   zu   werden,   wenn   man   erkennt,   daß   die  hierfür 


1   AdamSmith,  Wealth  of  Nations  II.    Chapt.  3. 

'-'    H.  D  i  e  t  z  e  1 ,  Theoretische  Sozialökonomik  I.    Leipzig  1895.    S.  165. 

3  A.  Wagner,  Finanzwissenschaft  I,  §§  182  ff.  und  in  der  Grundlegung  der 
Politischen  Ökonomie  (beides  im  „Lehr-  und  Handbuch  der  Politischen  Ökonomie")* 
Leipzig  1883. 

4  Grundlegung  a.  a.  O.,  3.  Aufl.,  §  371. 

6  B  r.  M  o  1  1 ,  Brauchen  wir  eine  „neue"  Finanzwissenschaft?  „W.  A.",  16.  Bd.* 
S.  378  ff. 
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gemachten  Aufwendungen  unproduktiv  sind."  Auf  diese  Punkte  kann  hier 
nicht  weiter  eingegangen  werden.  Immerhin  wird  zuzugeben  sein,  daß  der 
Soldat  durch  die  Erzeugung  von  Ordnung  und  Sicherheit  eine  unverkennbare 
wirtschaftliche  Leistung  vollbringt;  ihre  Bewertung  richtet  sich  nach  der 
Größe  der  jeweiligen  Aufgabe,  des  Schutzbedarfs  sowohl  nach  innen  wie 
nach  außen.  Auf  der  anderen  Seite  steht  dem  ein  wirtschaftlicher  Anspruch 
gegenüber,  eine  Betätigung  in  bezug  auf  die  Verteilung  und  den  Verbrauch. 
Solange  sich  Leistung  und  Anspruch  im  Einklang  befinden,  gliedern  sie  sich 
reibungslos  in  den  Kreislauf  der  Wirtschaft  ein.  Liegt  jedoch  aus  irgend- 
einem Grunde  ein  Mißverhältnis  vor,  so  führt  dies  notwendigerweise  zu 
Störungen,  welche,  je  nach  der  Art  ihrer  Ursache,  einen  größeren  oder 
geringeren  Umfang  annehmen  können. 

Für  die  Beziehungen  zwischen  Heerwesen  und  Wirtschaft  sind  demnach 
zwei  Punkte  von  hauptsächlicher  Bedeutung.  Erstens  ist  es  das  Verhältnis, 
welches  zwischen  der  wirtschaftlichen  Leistung  und  dem  Anspruch  eines 
Heeres  obwaltet  und  das  bestimmt  wird  durch  die  Größe  seiner  wirtschaft- 
lichen Aufgabe,  seine  Stärke  und  die  Höhe  seiner  Bedürfnisse.  Zweitens 
sind  es  die  Folgen,  die  für  das  gesamte  wirtschaftliche  Leben  aus  der 
Beschaffenheit  dieses  Verhältnisses  entspringen. 

1.    Das    besetzte    Gebiet. 

Wenn  nun  unter  diesen  Gesichtspunkten  die  Besatzungsheere  in  Deutsch- 
land betrachtet  werden  sollen,  so  muß  zunächst  versucht  werden,  ob  es 
möglich  ist,  hier  das  Verhältnis  von  Anspruch  und  Leistung  klarzustellen. 
Das  genaue  Verständnis  erfordert  es,  mit  einem  kurzen  Blick  auf  die  Be- 
schaffenheit und  Bedeutung  der  betroffenen  Landesteile  zu  beginnen. 

Es  ist  leicht  erkennbar,  welch  ein  besonders  eigenartiger  Fall  den 
Gegenstand  dieser  Untersuchung  bildet.  Die  Gebiete,  um  die  es  sich 
handelt,  sind  nicht  mit  einheimischen,  sondern  mit  fremden,  genau  aus- 
gedrückt, feindlichen  Truppen  belegt.  Und  zwar  kommen  die  deutschen 
Landesteile  in  Frage,  welche  auf  Grund  des  erwähnten  Artikels  428  des 
Versailler  Vertrages  als  Sicherheiten  dauernd,  d.  h.  für  eine  Frist  von  5  bis 
15  Jahren  vom  Zeitpunkt  der  Ratifikation  an,  besetzt  bleiben  sollen.  Die 
anderen,  nicht  unbeträchtlichen  Gebiete,  welche  vorübergehend  einer  Be- 
setzung unterworfen  waren,  können  hier  nicht  berücksichtigt  werden;  es 
geschah  in  ihnen  zu  Sonderzwecken,  zu  Abstimmungen  u.  a.  und  nahm 
verhältnismäßig  geringe  Kräfte  und  kurze  Zeitspannen  in  Anspruch.  Die 
vorliegende  Arbeit  beschränkt  sich  darauf,  die  Besatzungsheere  in  den 
rheinischen  Landen  darzustellen,  denen  eine  eigene,  ungemein  wichtigere 
Bedeutung  zukommt. 

Es  unterliegt  dieser  Besatzung  die  gesamte  linke  Rheinseite,  welche 
dem  Deutschen  Reiche  verblieben  ist.  Es  scheiden  also  aus  das  Elsaß, 
Lothringen,  die  Kreise  Eupen  und  Malmedy;  dagegen  bleibt  das  Saargebiet 
einbegriffen.  Hierzu  kommen  die  sogenannten  Brückenköpfe  auf  dem 
rechten  Rheinufer:  Kehl,  Mainz,  Koblenz  und  Köln,  welche  durchschnittlich 
je  30  Kilometer  im  Umfang  messen,  endlich  seit  Mai  1921  die  Häfen  des 

VI* 


78*  Chronik  und  Archivalien. 

Ruhrgebietes:  Düsseldorf,  Duisburg  und  Ruhrort  mit  ihrer  Umgebung,  deren 
Besetzung  in  strittigem  Zusammenhang  mit  Art.  428  steht.  Der  Oberfläche 
nach  nimmt  dieses  Gebiet  mit  seinen  rund  32  000  qkm1:  6,7  %  des  heutigen, 
5,9  %  des  früheren  Reiches  ein.  Es  ist  bewohnt  von  6,5  Millionen  Menschen, 
was  einer  Dichte  von  203  auf  1  qkm  entspricht:  dies  ist  der  neunte  Teil 
der  Einwohner  des  heutigen  Deutschen  Reiches,  der  zwölfte  Teil  aller 
Deutschen  in  Mitteleuropa  überhaupt. 

Der  Charakter  des  Landes  ist  sehr  mannigfaltig.  Neben  hohen,  rauhen, 
spärlicher  besiedelten  Gebirgsgegenden  finden  sich  warme,  üppige  Flußtäler 
und  weite,  außerordentlich  reiche,  fruchtbare  Niederungen,  Strecken  von 
teilweise  reinster  Land-  und  Gartenkultur  neben  einem  hochentwickelten 
Bergbau  und  einem  blühenden,  mächtig  weiterstrebenden  Gebiet  moderner 
Industrie  mit  dichtester  Bevölkerung  und  einer  stolzen  Reihe  großer,  Ver- 
kehrs- und  handelsreicher  Städte. 

Nach  dem  Waffenstillstand  vom  11.  November  1918  wurde  dieses  Gebiet 
von  den  Heeren  der  Alliierten  in  der  Weise  besetzt,  daß  sie  es  in  vier 
Zonen  einteilten.  Die  Belgier  übernahmen  den  Norden  bis  zur  Linie  Aachen — 
Jülich— Düsseldorf,  die  Engländer  daran  anschließend  bis  zur  geraden  Linie 
Malmedy — Bonn.  Dann  folgten  die  Amerikaner,  und  von  der  Mosel  südwärts 
bis  an  die  lothringische  Grenze  richteten  sich  die  Franzosen  ein.  Das 
Hauptquartier  des  Oberbefehlshabers  Marschall  Foch  wurde  Mainz;  da- 
neben besaßen  die  Amerikaner  ihr  Armeeoberkommando  in  Koblenz,  die 
Engländer  das  ihre  in  Köln,  endlich  die  Belgier  das  ihre  in  Aachen,  später 
in  Neuß. 

Damals  waren  es  sicherlich  mehr  als  1  Million  Mann 2,  die  in  das  unglück- 
liche Land  einrückten;  und  erst  nach  der  Unterzeichnung  des  Vertrages  von 
Versailles  wurde  ihre  Menge  allmählich  verringert.  Die  Zonen  verschoben 
sich  dementsprechend.  Die  Amerikaner  beschränkten  sich  auf  Koblenz,  die 
Engländer  auf  Köln  und  Umgebung;  die  Belgier  zogen  sich  aus  den 
Regierungsbezirken  Aachen  und  Köln  zurück.  Die  frei  werdenden  Plätze 
wurden  von  Franzosen  übernommen.  Neben  der  militärischen  Besetzung 
ging  eine  Regelung  der  bürgerlichen  Verwaltung  im  Sinne  des 
Rheinland-Abkommens  einher.  Der  Interalliierte  Oberste  Ausschuß  für  die 
Rheinlande  trat  in  Tätigkeit  und  nahm  seinen  Sitz  in  Koblenz;  es  ist  die 
sogenannte  Hohe  Rheinlandkommission.  Der  Ausschuß  schuf  alsbald  ein 
weitverzweigtes  Netz  von  Nebenstellen  und  Unterausschüssen  mit  zahl- 
reichen Delegierten,  Beamten  und  Hilfskräften,  welche  im  ganzen  besetzten 
Gebiet  verteilt  und  den  deutschen  Verwaltungsbehörden  als  Kontroll- 
organe zur  Seite  gestellt  wurden.  Alle  diese  Zivilbeamten  sind  in  der 
Praxis  weiter  nichts  als  ausführende  Stellen  der  militärischen  Befehlshaber; 
sie  dienen  lediglich  der  Beaufsichtigung  und  Überwachung  der  deutschen 


1  Stat.  Jahrbuch  i.  d.  Deutsche  Reich.    Berlin  1920.    41.  Jahrg.,  S.  14  ff.    Vgl.  auch 
Hübners  Geographisch-Statistische  Tabellen.    Jahrg.  1920.    S.  11  und  141. 

2  Genaue  Zahlen  liegen  darüber  bis  jetzt  nicht  vor. 
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Behörden  sowie  im  Besatzungsgebiet  der  Franzosen  der  Verbreitung  fran- 
zösischer Propaganda  \  Der  Rheinlandausschuß  ist  ein  bürgerliches  Anhäng- 
sel der  Militärverwaltung  und  arbeitet  ganz  nach  deren  Wünschen  und  An- 
weisungen. 

Das  Dasein  der  Besatzungsheere  im  Rheinland  ist  nun  einmal  politisch 
gegeben.  Als  ihre  wirtschaftliche  Aufgabe  stellt  sich  die  Aufrechterhaltung 
von  Ordnung  und  Sicherheit  in  den  geschilderten  Gebieten  dar. 

2.  Die  Stärke  der  Besatzungsheere. 

Um  zu  erkennen,  ob  die  tatsächliche  Leistung  der  Besatzungsheere 
dieser  Aufgabe  entspricht,  ist  die  zahlenmäßige  Stärke  der  Truppen  einer 
Prüfung  zu  unterziehen. 

Unbedingt  zuverlässige  Angaben  über  ihre  Höhe  liegen  allerdings  nicht 
vor;  für  die  erste  Zeit  der  Besetzung  läßt  sie  sich  überhaupt  vorläufig  nicht 
feststellen.  Die  deutsche  Regierung  schätzte  die  Besatzungsstärke  im  März 
1921  auf  mindestens  120  000  Mann2,  welche  sich  auf  267  Garnisonen  ver- 
teilten. Wer  die  Zustände  im  besetzten  Gebiet  aus  eigener  Anschauung 
kennt,  wird  diese  Zahl  als  viel  zu  niedrig  für  die  damalige  Zeit  erachten. 
Der  englische  Schriftsteller  J.  M.  Keynes3  gibt  für  Mai  1921  an:  unge- 
fähr 70  000  französische,  18  000  britische  und  eine  ganz  minimale  Anzahl 
amerikanischer  Soldaten;  diese  Ziffern  sind  unbedingt  zu  gering,  da  die 
französische  Regierung  selbst  ihre  Truppenstärke  am  Rhein  für  das  Jahr 
1921  auf  90  000  Mann  angegeben  hat  und  Keynes  die  Belgier  überhaupt 
nicht  berücksichtigt.  Nach  amtlichen  Mitteilungen  beträgt  nun  im  laufenden 
Jahre  1922  die  Zahl  der  Besatzungstruppen  in  dem  britischen  Anteil  10  654 
Mann4,  bei  dem  französischen  90  419  Mann  und  21898  Pferde5;  dazu  kom- 
men dann  noch  die  belgischen  und  amerikanischen  Regimenter.  Hierzu  muß 
bemerkt  werden,  daß  es  sich  da  nur  um  die  öffentlich  zugegebenen  Stärke- 
verhältnisse handelt,  während  in  Wirklichkeit  die  Zahl  der  feindlichen 
Heeresangehörigen,  die  sich  im  besetzten  Gebiet  aufhalten,  weit  größer  ist; 
fortgesetzt  finden  kleine  Kommandierungen  und  andere  Verschiebungen 
statt,  Inspektionen  usw.,  die  zwar  unregelmäßig  sind,  aber  den  Stand  der 
Besatzung  dauernd  über  der  angegebenen  Höhe  halten.  Es  ist  daher  sicher- 
lich berechtigt,  wenn  die  deutsche  Regierung  in  ihrer  letzten  Denkschrift6 
die  Stärke,  der  Besatzung  für  März  dieses  Jahres  auf  noch  mindestens 
130  000  Mann  einschätzt;  sie  verteilen  sich  auf  228  Orte,  von  denen  127  mit 


1    d.  h.  soweit  Franzosen  sind,  was  jedoch  für  etwa  70  °'o  der  Fall  ist. 
3   Denkschrift  über  die  Kosten  der  Rheinland-Besatzung  vom  19.  9.  1921.    (R.  Dr. 
Nr.  2678,  S.  12.) 

3    J.  M.  Keynes,  A  Revision  of  the  Treaty.    London  1922.     Chapt.  IV.  p.  125. 
*   Army  Estimates  for  1922/23  (Brit.  Parlamentsbericht  vom  12.  4.  1922),  S.  9. 

5  Documents  Parlementaires  (Chambre),  Annexe  No.  3537. 

6  Zweite  Denkschrift  über  die  Kosten  der  Rheinlandbesatzung  vom  23.  5.  1922. 
(R.  Dr.  Nr.  4339,  S.  32.) 
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Franzosen,  56  mit  Belgiern,  25  mit  Engländern,  20  mit  Amerikanern  belegt 
sind  l.  Diese  Ziffer  soll  auch  hier  als  maßgebend  angenommen  werden 2. 

Die  Militärpersonen  bilden  jedoch  nicht  den  einzigen  Bestandteil  der 
Besatzung.  Sie  wird  noch  vermehrt  durch  den  Rheinlandausschuß 
und  seinen  Stab,  sowie  durch  die  Angehörigen  der  Beamten  und  Militärs 
und  ihr  Gefolge.  Der  Rheinlandausschuß  setzt  sich  zunächst  aus  vier  Mit- 
gliedern zusammen,  je  einem  Vertreter  der  beteiligten  Mächte.  Er  beschäf- 
tigte schon  im  März  1921:  84  Kreisdelegierte,  10  Bezirksdelegierte  und  eine 
Unmenge  von  Sekretären,  Dolmetschern,  Schreibern  und  sonstigen  Hilfs- 
kräften. Damals  konnte  man  den  Stand  des  gesamten  Personals  bereits 
auf  sicherlich  1300  Köpfe  annehmen s.  Inzwischen  sind  die  Sanktionen  in 
Kraft  getreten  und  nur  teilweise  wieder  aufgehoben  worden,  wodurch  sich 
die  Zahl  noch  erhöht  haben  dürfte.  Genaue  Mitteilungen  darüber  werden 
nicht  gemacht. 

Die  Mitglieder  und  Angestellten  des  Ausschusses  sowie  die  Offiziere 
und  Unteroffiziere  der  Truppe  haben  das  Recht,  ihre  Familien  in  das  besetzte 
Gebiet  nachzuholen  und  sie  dort  unterzubringen.  Im  Zusammenhang  damit 
wird  es  dann  nötig,  weitere  Angehörige  der  fremden  Staaten  heranzuziehen, 
beispielsweise  Lehrer,  Geistliche,  ferner  Dienstboten,  Marketender,  Buch- 
händler u.  a.  m.  Es  ist  schwer,  ihre  Anzahl  auch  nur  annähernd  zu  bestim- 
men. Nach  einer  Zusammenstellung  der  Zweiten  Deutschen  Denkschrift* 
sind  von  70  000  Militärpersonen  einer  Gruppe  französischer  und  belgischer 
Garnisonen  4300  verheiratet,  d.  s.  6,1  %.  Rechnet  man  auf  jeden  Verheira- 
teten auch  nur  zwei  Familienmitglieder  und  überträgt  diese  Zahlen  sinn- 
gemäß auf  das  ganze  Besatzungsheer,  so  muß  man  12  %  mindestens  an 
bloßen  Angehörigen  hinzufügen;  das  wären  dann  noch  18  000  Personen5. 
Was  sonst  hinzukommt,  ist  dabei  gar  nicht  einmal  in  Betracht  gezogen. 

Bei  dieser  ganz  niedrigen  Schätzung  kann  man  also  sagen,  daß  die 
Gesamtzahl  der  feindlichen  Personen,  welche  in  Ausübung  der  Besetzung 


1  In  der  Zwischenzeit  sind  gewisse  Verschiebungen  erfolgt,  vor  allem  zwischen 
Amerikanern  und  Franzosen  sowie  zwischen  Franzosen  und  Belgiern.  Wieweit 
dadurch  die  Stärke  der  Gesamtbesatzung  beeinflußt  worden  ist,  läßt  sich  nicht  sagen. 
Eine  Verminderung  ist  nach  den  bisherigen  Erfahrungen  kaum  anzunehmen. 

2  Nach  der  Veröffentlichung  der  „Agence  Havas"  vom  11.  3.  1922  über  das  Er- 
gebnis der  Pariser  Finanzkonferehz  (vgl.  Aktenstücke  zur  Reparationsfrage,  R.  Dr. 
Nr.  4140,  S.  190)  sind  dort  folgende  Effektivstärken  vorgesehen  worden: 

Belgische    Armee 19  300 

Britische         15  000 

Französische  , 90  400 

Zusammen  ....     124  700. 

Dazu  sind  noch  die  amerikanischen  Truppen  zu  rechnen,  wobei  die  deutsche 

Schätzung  wohl  herauskommen  dürfte.    Allerdings  ist  zu  bemerken,  daß  diese  Zahlen 

nur  das  Soll  und  nicht  das  Ist  betreffen.    Der  britische  Anteil  beispielsweise  ist  nach 

dem  Army  Estimate  geringer.    Eine  Nachprüfung  der  anderen  Ziffern  ist  nicht  möglich. 

3  Zweite  Denkschrift,  S.  8. 

4  S.  33  ff. 

5  Das  angenommene  Verhältnis  ist  sicherlich  zu  gering.  Es  ist  aber  mit  Absicht 
so  gehalten  worden,  um  keinerlei  Übertreibungen  zu  verschulden.  Das  Ergebnis  wird 
dadurch  nur  um  so  schlagender. 
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im  deutschen  Gebiete  anwesend  sind,  sich  auf  mindestens  150  000  Menschen 
beläuft.    Es  sind  dies  2,3  %  der  ortsansässigen  Bevölkerung. 

Entspricht  ein  solcher  Menschenaufwand  der  im  Rheinland  gestellten 
wirtschaftlichen  Aufgabe?  Im  Jahre  1914  standen  70  000  Mann  des 
deutschen  Heeres  in  rheinischen  Städten,  deren  Zahl  28  betrug  \  Ihre  per- 
sönlichen Angehörigen  mögen  10  000  gewesen  sein,  wobei  nicht  zu  über- 
sehen ist,  daß  diese  doch  zur  einheimischen  Bevölkerung  gehörten  und 
darin  aufgingen.  Ebenso  waren  besondere  Beamte  und  fremdes  Personal 
für  den  Bedarf  der  eigenen  Garnison  natürlich  überflüssig.  Das  Militär  und 
sein  Anhang  machte  damals  somit  rund  80  000  Menschen  aus,  1,2  %  der 
Landesbevölkerung;  dies  ist  die  Hälfte  der  jetzigen  Besatzungsstärke.  Zur 
Erfüllung  der  wirtschaftlichen  Aufgabe,  zum  Schutz  der  Ordnung  nach 
innen  wie  nach  außen,  galt  eine  solche  Stärke  als  ausreichend. 

Es  muß  indessen  vor  allem  betont  werden,  daß  die  Dinge  in  diesem 
Punkt  heute  wesentlich  anders  liegen.  Nachdem  infolge  des  Versailler 
Vertrages  Deutschland  entwaffnet  und  als  politische  Macht  ausgeschaltet 
ist,  Frankreich  dagegen  die  unbestrittene  Vorrangstelle  auf  dem  Festlande 
sich  errungen  hat  und  mit  Belgien  gemeinsam  bis  zum  Rhein  herrscht,  kann 
man  schlechterdings  nicht  eine  gewaltsame  Störung  der  politischen  Lage  er- 
warten, wenigstens  nicht  im  Gebiet  der  Rheinlande.  Für  dritte  Mächte  ist 
diese  Frage  ohne  unmittelbaren  Belang.  Demnach  fällt  der  Schutz  nach 
außen  als  Aufgabe  des  Besatzungsheeres  fort;  es  bleibt  nur  der  Schutz  der 
Ordnung  im  Innern  als  seine  eigene  wirtschaftliche  Aufgabe.  Um  die  hier- 
für erforderliche  Truppenstärke  zu  beurteilen,  mag  der  Maßstab  dienen, 
welchen  die  besetzenden  Staaten  selber  aufgestellt  haben.  Der  Friedens- 
vertrag2 setzt  den  Stand  des  deutschen  Heeres  auf  100  000  Mann  fest, 
welche  „ausschließlich  zur  Aufrechterhaltung  der  Ordnung  innerhalb  des 
Gebietes  und  als  Grenzschutz  verwandt"  werden  sollen.  Nach  Ansicht  der 
Alliierten  ist  die  genannte  Zahl  also  völlig  ausreichend,  um  im  Verein  mit 
der  Schutzpolizei  diesen  Zweck,  wenigstens  in  deutschen  Landen,  zu  er- 
füllen. Wenn  auch  die  Beurteilung  der  Frage  in  Deutschland 8  sehr  ver- 
schieden ausgefallen  ist,  so  hat  doch  die  deutsche  Regierung  sich  von  vorn- 
herein grundsätzlich  bereit  erklärt,  die  Abrüstung  bis  zu  diesem  Maße  durch- 
zuführen \  und  sie  hat  auch  in  ihrem  Gegenentwurf  die  Heeresstärke  von 
100  000  Mann  als  genügend  erachtet5.  Bei  einer  Bevölkerungszahl  von  62 
Millionen  Menschen  im  heutigen  Reichsgebiet  handelt  es  sich  also  um 
0,16  %.  Wendet  man  diese  Ziffer  sinngemäß  auf  das  besetzte  Gebiet  an,  so 
würde  eine  Truppenstärke  von  9500  Mann  dem  entsprechen.  Und  wenn 
man   sogar   noch   etwas   zugibt   und   12%   Angehörige   hinzurechnet,   erhält 


1  Denkschrift  von  1921,  S.  7. 

2  V.  Teil,  Artikel  160. 

8  Die  Alliierten  sind  ebenfalls  teilweise  anderer  Ansicht  gewesen.  Vgl.  N  i  t  t  i , 
Das  friedlose  Europa  (übers,  v.  M.  Heiden).    Frankfurt  1922.    Kap.  3,  S.  122  ff. 

4  Deutsche  Mantelnote  vom  29.  5.  1919.  (Materialien  betr.  Friedensverhand- 
lungen III,  S.  5.) 

6  Bemerkungen  der  deutschen  Delegation  zu  den  Friedensbedingungen  II. 
(Materialien  betr.  Friedensverhandlungen,  herausgeg.  vom  Auswärtigen  Amt,  III,  S.  26.) 
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man  eine  Gesamtstärke  von  rund  15  000  Menschen.  Nach  dem  eigenen 
Zeugnis  der  feindlichen  Mächte  genügt  also  zur  Erfüllung  der  rein  wirt- 
schaftlichen Aufgabe,  des  Schutzes  der  Ordnung  im  Rheinlande,  ein  Be- 
satzungsheer von  insgesamt  15  000  Menschen,  Beamte  und  Angehörige  ein- 
gerechnet. 

Tatsächlich  sehen  die  Dinge  ja  nun  ganz  anders  aus.  Das  heißt  aber, 
daß  von  den  150  000  Besatzungsangehörigen  im  Rheinland  nur  15  000,  also 
10  %,  für  eine  wirtschaftliche  Leistung  in  Betracht  kommen.  Volle  90  % 
dagegen  können  sich  an  der  Erfüllung  der  wirtschaftlichen  Aufgabe,  des 
Schutzes  der  Ordnung,  nicht  beteiligen.  Es  mag  hier  dahingestellt  bleiben, 
aus  welchen  anderen  Gründen  dieser  Teil  der  Besatzung  überhaupt  da,  ob 
seine  Anwesenheit  irgendwie  sonst  gerechtfertigt  ist  oder  nicht;  wirtschaft- 
lich betrachtet  ist  seine  Tätigkeit  wirklich  nur  als  „unproduktive  Arbeit" 
anzusehen.  Die  Stärke  der  Besatzungsheere  geht  demnach  um  90  %  über 
das  Maß  dessen  hinaus,  was  ihre  wirtschaftliche  Aufgabe  erheischt;  ledig- 
lich 10  %  ihrer  Angehörigen  vollbringen  eine  wirtschaftliche  Leistung  \ 

3.  Die  Kosten  der  Besatzungsheere. 

Die  Ansprüche  der  Besatzungsheere  drücken  sich  in  den  Kosten  aus, 
welche  ihr  Unterhalt  verursacht,  und  es  ist  zu  erwarten,  daß  deren  Höhe, 
entsprechend  der  Truppenstärke,  in  einem  gewaltigen  Mißverhältnis  zu 
ihrer  Leistung  stehen  wird.  Der  Unterschied  wird  aber  noch  vergrößert 
durch  die  Art  und  Besonderheit  ihrer  Bedürfnisse. 

Die  beiden  deutschen  Denkschriften  liefern  ein  anschauliches  Bild  von 
der  Großzügigkeit,  mit  der  die  leitenden  Stellen  der  Besatzungsheere  in 
den  besetzten  Gebieten  vorgehen.  An  Gelände  für  Schieß-,  Exerzier-,  Flug- 
und  Spielplätzen2  sind  zunächst  die  vorhandenen  deutschen  Anlagen, 
64,8  qkm,  übernommen  und  sodann  107,69  qkm  neu  beschlagnahmt  worden; 
das  bedeutet  eine  Vermehrung  um  166  %,  obwohl  die  Truppenstärke  „nur" 
das  Doppelte  beträgt.  Kasernen,  Barackenlager  und  Depots  sind  neu  er- 
standen und  werden  fortwährend  erweitert.  Die  Offiziere,  Unteroffiziere 
und  Beamten  leben  in  Privatquartieren,  soweit  nicht  besondere  Wohnhäuser 
für  sie  erbaut  worden  sind.  Ferner  sind  Klubhäuser,  Soldatenheime,  Er- 
holungsanstalten, Landgüter,  Schulen,  Buchhandlungen,  Vortragsräume, 
Theater  und  Ausstellungen  eingerichtet  und  die  dazu  notwendigen  Gebäu- 
lichkeiten  zeitweise  oder  dauernd  belegt  worden.  Jagd  und  Fischerei  wer- 
den enteignet  und  den  Angehörigen  der  Besatzung  überwiesen.  Bei  der 
Benutzung  der  Bahnen  und  sonstiger  Verkehrsmittel  sind  sie  im  amtlichen 
wie  persönlichen  Verkehr  bevorzugt. 

Nicht  unerwähnt  bleiben  darf  die  Innenausstattung  der  Räumlichkeiten, 
welche  überall  mit  einer  beispiellosen  Üppigkeit  erfolgt.  Die  augenfälligsten 
Beispiele  werden  von  der  Deutschen  Denkschrift  angeführt '.    Die  Gesamt- 


1  Bedeutsam  ist  das  Urteil  N  i  1 1  i  s  ,  a.  a.  O.,  S.  124  ff. 

2  Zweite  Denkschrift,  S.  25  ff. 

3  Erste  Denkschrift,  S.  13  ff.    Zweite  Denkschrift,  S.  36  ff. 
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zahl  der  von  der  Besatzung  in  Anspruch  genommenen  Wohnungen  beträgt 
allein  9700  mit  38  000  Zimmern,  dazu  13  000  Einzelzimmer.  Dabei  herrscht 
eine  vollkommene  Willkür  und  Rechtsunsicherheit;  jederzeit  können  neue 
Beschlagnahmungen  erfolgen,  und  kein  Einwohner  ist  davor  sicher,  aus 
seinem  Besitz  zugunsten  der  Fremden  vertrieben  zu  werden  l. 

Die  Maßlosigkeit  der  Bedürfnisse  in  Verbindung  mit  der  Stärke  der 
Besatzungsheere  hat  eine  gewaltige  Höhe  des  wirtschaftlichen  Anspruches 
zur  Folge.  Dieser  Anspruch  richtet  sich  ausschließlich  gegen  das  Deutsche 
Reich,  welches  verpflichtet  ist,  nicht  nur  die  Besatzung  über  sich  ergehen 
zu  lassen,  sondern  auch  alle  daraus  entstehenden  Kosten  zu  tragen  und  den 
feindlichen  Mächten  zu  ersetzen.  Der  Artikel  249  des  Vertrages  von  Ver- 
sailles besagt2:  „Deutschland  trägt  die  gesamten  Kosten  für  den  Unterhalt 
aller  alliierten  und  assoziierten  Armeen  in  den  besetzten  deutschen  Gebieten 
vom  Tage  der  Unterzeichnung  des  Waffenstillstandes,  dem  11.  November  ab. 
In  diesen  Kosten  sind  einbegriffen  der  Unterhalt  von  Menschen  und  Tieren, 
Einquartierung  und  Unterbringung,  Sold  und  Nebenbezüge,  Gehälter  und 
Löhne,  Kosten  für  Nachtlager,  Heizung,  Beleuchtung,  Kleidung,  Ausrüstung, 
Geschirr,  Bewaffnung,  rollendes  Material,  Flugwesen,  Behandlung  Kranker 
und  Verwundeter,  Veterinär-  und  Remontewesen,  Verkehrsmittel  aller  Art 
(als  da  sind  Eisenbahn,  See-  und  Flußschiffahrt,  Lastkraftwagen  usw.), 
Nachrichtendienst  und  Postverkehr  und  überhaupt  alle  Verwaltungs-  und 
technischen  Dienstzweige,  die  für  den  Dienst  der  Truppen,  die  Erhaltung 
ihrer  Bestände  und  ihre  militärische  Bereitschaft  erforderlich  sind. 

Alle  Ausgaben,  die  unter  diese  Kategorie  fallen,  soweit  sie  sich  auf  die 
Käufe  und  Requisitionen  durch  die  alliierten  und  assoziierten  Regierungen 
in  den  besetzten  Gebieten  beziehen,  werden  von  der  deutschen  Regierung 
an  die  alliierten  und  assoziierten  Regierungen  in  Mark  zum  Tageskurse  oder 
zu  einem  vereinbarten  Kurse  bezahlt.  Alle  andern  oben  angeführten  Aus- 
gaben werden  in  Goldmark  bezahlt." 

Außer  den  Anschaffungen  unbedingt  privater  Natur  sind  es  nur  ganz 
wenige,  besonders  namhaft  gemachte  Leistungen,  welche  von  den  Be- 
satzungsangehörigen aus  der  eigenen  Tasche  vergütet  werden  müssen.  Und 
auch  in  diesen  Punkten  haben  die  Bestimmungen  des  öfteren  gewechselt 8. 

So  wenig  wie  über  die  Zahl  der  Besatzungstruppen,  liegen  auch  für 
ihre  Kosten  zuverlässige  Angaben  vor;  selbst  die  deutsche  Regierung,  welche 
letzten  Endes  dafür  aufzukommen  hat,  ist  auf  bloße  halbamtliche  Veröffent- 
lichungen und  Schätzungen  angewiesen.  Dabei  fällt  der  unglückliche  Stand 
der  deutschen  Währung  besonders   schwer   ins   Gewicht.    Auch   der  Eng- 


1  Zweite  Denkschrift,  S.  34. 

2  IX.  Teil.    Vgl.  ferner  Art.  251. 

3  Als  Beispiel  mögen  die  Anordnungen  der  Franzosen  dienen,  welche  die  Bäder 
im  Hause  betreffen.  Diese  galten  anfangs  als  Privatangelegenheit  und  mußten  von 
den  Badenden  selber  bezahlt  werden.  Erst  später  wurde  bestimmt,  daß  die  Ge- 
währung von  Bädern  mit  in  die  Quartierpflichten  einzubeziehen  und  ihre  Kosten  vom 
Deutschen  Reiche  zu  tragen  seien.  Seitdem  ist  das  Bedürfnis  nach  Bädern  außer- 
ordentlich gestiegen. 
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länder  Key  n  es1  gibt  zu,  daß  bisher  nur  „eine  annähernde  Schätzung  der 
Kosten"  durch  den  Wiedergutmachungsausschuß  erfolgt  ist.  Der  Stand  der 
Auslagen  bis  zum  März  1922  wird  nun  von  der  deutschen  Regierung  mit 
möglichst  großer  Sorgfalt  ermittelt2  und  dabei  in  zwei  Gruppen  eingeteilt, 
gemäß  den  Bestimmungen  des  Absatz  2  in  Artikel  249.  Es  sind  zu  unter- 
scheiden: 

1.  die  Ausgaben  der  Besatzungsmächte  selber,  für  die  sie  aber  Ersatz 
vom  Deutschen  Reiche  verlangen  und  die  in  Qoldmark  angegeben  werden. 
Sie  beziffern  sich: 

bis  Ende  März  1921  auf 3  936  954  542  Goldmark, 

für  April  1921  bis  März  1922  „voraussichtlich"  auf  ...     1  600  000  000 

Zusammen 5  536  954  542  Goldmark. 

2.  die  Ausgaben  Deutschlands,  d.  h.  die  Leistungen,  die  Deutschland  be- 
reits an  die  Besatzungsheere  In  Geld-  oder  Sachlieferungen  entrichtet  hat 
und  deren  Betrag  in  Papiermark  angegeben  wird.  Es  sind  dies: 

bis  Ende  des  Jahres  1921 11  202  270  186  Papiermark, 

weiter  bis  März  1922  „voraussichtlich" 2  500  000  000 

Zusammen    rund 14  000  000  000  Papiermark. 

Nicht  einbegriffen  sind  hierin  die  Kosten  für  das  im  Zusammenhang  mit 
den  Sanktionen  neubesetzte  Gebiet,  welche  von  anderer  Seite3  bis  zum 
31.  März  1922  bereits  auf  114  000  000  Mark  geschätzt  werden. 

Zu  den  amtlich  bekanntgegebenen  Ziffern  bemerkte  der  Reichsfinanz- 
minister Dr.  Hermes 4,  daß  sie  bemessen  seien  auf  Grund  des  Londoner 
Zahlungsplanes  und  daß  ein  Entwertungsfaktor  von  45  für  die  Umrechnung 
der  Goldmark  in  Papiermark  zugrunde  gelegt  worden  sei;  durch  den 
riesigen  Marksturz  der  letzten  Monate  sind  diese  Zahlen  natürlich  wieder 
vollkommen  verschoben  worden.  Wenn  man  nun  bedenkt,  daß  es  sich  hier- 
bei lediglich  um  einen  Zeitraum  von  40  Monaten  handelt,  so  entfallen  im 
Durchschnitt  auf  einen  Monat  an  Ausgaben: 

138  400  000    Goldmark    und    350  000  000    Papiermark. 
Jährlich  macht  das  aus: 

1  660  800  000  Goldmark  und  4  200  000  000  Papiermark, 
also  für  die  ganze  Besatzungsdauer5: 

18  684  000  000  Goldmark  und  47  250  000  000  Papiermark. 

1  „An  approximate  estimate."    A  Revision  of  the  Treaty.    Ch.  IV,  p.  124. 

2  Zweite  Denkschrift,  S.  48. 

3  „Deutsche  Allgemeine  Zeitung".    Nr.  247.    30.  Mai  1922. 

4  Haushaltsrede  am  30.  1.  1922.    Bericht  über  die  163.  Sitzung. 

5  Hierbei  wird  angenommen,  daß  die  Räumung  in  den  vorgesehenen  Fristen 
erfolgt  und  die  Kosten  nach  der  Räumung  der  ersten  Zone  sich  auf  drei  Viertel  der 
bisherigen,  also  auf  1  245  600  000  Goldmark  und  3,15  Milliarden  Papiermark,  nach  der 
der  zweiten  auf  die  Hälfte,  das  wären  830  400  000  Goldmark  und  2,1  Milliarden 
Papiermark  im  Jahre  stellen  würden. 

Die  Gesamtkosten  betragen  dann  für: 

die  ersten  fünf  Jahre  ,    .      8  304  000  000  GM.  und  21      Milliarden  PM. 
„    zweiten  „        „      .     .      6  228  000  000    „        „     15,75 
„    dritten    „        „      .    .      4  152  000  000    „        „     10,5 

Zusammen     18  684  000  000  GM.  und  47,25  Milliarden  PM. 
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Rechnet  man  der  Einfachheit  halber  die  Qoldmark  zu  100  Papiermark  \ 
so  ergibt  sich  für  Deutschland  eine  jährliche  Ausgabe  für  die  Besatzung  von 
rund  170  Milliarden  Papiermark;  die  Qesamtkosten  für  die  15jährige  Be- 
setzungszeit würden  sich  auf  rund  19  Milliarden  Qoldmark  belaufen! 

Die  Bedeutung  der  genannten  Summen  erhellt  wiederum  aus  dem  Ver- 
gleich der  Kosten  der  früheren,  wie  die  der  jetzigen  militärischen  Be- 
satzung der  Rheinlande.  Im  Jahre  1913  betrug  der  Haushalt  für  Heer  und 
Marine  bei  einer  Kopfzahl  von  880  000  Mann  zusammen  974  Millionen  Mark 2. 
Demgemäß  kann  man  für  die  im  Rheinland  stehenden  70  000  Mann  an  Kosten 
rund  78  Millionen  Mark  jährlich  veranschlagen;  jeder  Soldat  kostete  dem 
Reich  1107  Mark.  Auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  verrechnet  machten  die 
Heereskosten  jährlich  15  Mark  aus!  Die  Gesamtausgaben  des  Reiches  für 
1913  beliefen  sich  auf  3698  Millionen  Mark,  so  daß  die  Kosten  der  rheinischen 
Garnisonen  davon  etwa  2,1  %  beanspruchten.  Bei  allen  Beträgen  handelte 
es  sich  lediglich  um  Goldmark. 

Nach  dem  unglücklichen  Kriegsausgang  haben  sich  die  Verhältnisse 
gänzlich  geändert.  Die  Reichswehr  und  Marine  von  zusammen  115  000  Mann, 
welche  Deutschland  noch  gestattet  sind,  setzen  sich  aus  Söldnern  zusammen; 
ihr  Haushalt  ist  für  das  Jahr  1922  s  auf  4  227  824  564  Papiermark  angegeben, 
während  die  gesamten  Ausgaben  des  Reiches  auf  rund  684  Milliarden  Papier- 
mark veranschlagt  sind.  Jeder  Reichswehrsoldat  kostet  nach  dem  so  an- 
gegebenen Löhnungsstand  im  Jahre  37  000  Papiermark.  Die  Besatzung  in 
der  jetzigen  Stärke  würde,  durch  deutsche  Reichswehr  ausgeübt,  jährlich 
etwa  4,5  Milliarden  Papiermark  kosten;  wenn  also,  in  Gemäßheit  der 
heutigen  Lage  und  der  wirtschaftlichen  Aufgabe,  das  Rheinland  eine 
deutsche  Garnisontruppe  von  15  000  Mann,  einschließlich  aller  zugehörigen 
Personen,  hätte,  so  würde  sie  dem  Reiche  vielleicht  450  Millionen  Papier- 
mark an  Kosten  verursachen 4,  was  0,07  %  der  Gesamtausgaben  entspricht. 
Ein  Anspruch  in  solcher  Höhe  würde  mit  der  vorhandenen  wirtschaftlichen 
Leistung  im  Einklang  stehen. 

Es  liegt  auf  der  Hand,  welchen  Unterschied  demgegenüber  die  tatsäch- 
lichen Besatzungskosten  aufweisen.  Allein  die  jährlichen  Barzahlungen  der 
deutschen  Regierung  für  die  Besatzungsheere  betragen  so  viel,  wie  die  viel 
schwächere  deutsche  Truppe  überhaupt  verbraucht,  während  die  wirklichen 
Jahreskosten  das  Vierzigfache  dieser  Summe  ausmachen!  Sie  beanspruchen 
26  %  des  heutigen  deutschen  Haushaltes.  Jeder  Besatzungsangehörige 
kostet  im  Jahre  1  160  000  Papiermark,  d.  i.  fast  das  32fache  dessen,  was  für 

1  Dies  entspricht  einem  Dollarkurs  von  420,  also  etwa  dem  Durchschnitt  der 
letzten  Monate.  (Juni  1922.)  Während  der  Drucklegung  ist  der  plötzliche  ungeheure  Sturz 
der  Mark  erfolgt;  dadurch  sind  die  vorstehenden  Berechnungen  wieder  weit  überholt. 

2  Statistisches  Jahrbuch  für  das  Deutsche  Reich.  Berlin  1914.  35  Jahrg.,  S.  343  ff. 
und  355.    Titel  VI.  und  VII. 

3  Reichstags-Drucksache  Nr.  3712. 

4  Bei  den  Berechnungen  ist  zu  berücksichtigen,  daß  die  Angaben  sich  der 
Truppenstärke  nach  natürlich  nur  auf  die  diensttuenden  Soldaten  beziehen,  während 
von  den  Löhnungen  deren  Familien  miternährt  werden.  Die  Summe  von  450  Millionen 
Mark  entspricht  einer  rein  militärischen  Stärke  von  12  000  Mann,  wozu  ein  Anhang  von 
3000  Personen  gerechnet  werden  kann.    Vgl.  Kap.  III,  3. 
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einen  Reichswehrsoldaten  ausgegeben  wird.  In  einem  Abkommen,  welches 
am  16.  September  1919  unter  den  Alliierten  getroffen  wurde,  haben  sie 
unter  sich  allerdings  ausgemacht,  daß  der  Betrag  für  die  Besatzungs- 
heere jährlich  nicht  über  240  Millionen  Qoldmark  hinausgehen  solle,  sobald 
Deutschland  die  Bestimmungen  über  die  Abrüstung  restlos  erfüllt  habe. 
Bisher  ist  eine  Wirkung  dieser  Festsetzung  nicht  zu  spüren;  denn  die 
wirklichen  Kosten  belaufen  sich  auf  das  Vierfache  der  genannten  Summe. 
Endlich  hat  die  Entscheidung  der  Reparationskommission  vom  21.  März  1922 
über  die  Anrechnung  deutscher  Sachlieferung  auf  die  Besatzungskosten * 
für  die  Höhe  der  Auslagen  gar  keine  Bedeutung. 

Während  so  durch  die  wirtschaftliche  Leistung  der  Besatzungsheere 
lediglich  ein  Anspruch  im  Werte  von  allenfalls  0,5  Milliarde  Mark  im  Jahre 
und  nach  dem  augenblicklichen  Geldwert  begründet  ist,  wird  er  infolge  ihrer 
Stärke  auf  das  Zehnfache,  infolge  der  Unbegrenztheit  ihrer  Bedürfnisse  auf  das 
340fache  gesteigert!  Das  hier  zwischen  Anspruch  und  Leistung  herrschende 
Mißverhältnis  ist  gar  nicht  zu  verkennen.  Wie  es  sich  in  der  Zukunft 
gestalten  wird,  ist  überhaupt  gar  nicht  abzusehen;  mit  jeder  Verschiebung 
innerhalb  der  Truppenteile,  vor  allem  aber  mit  jeder  Schwankung  der 
deutschen  Währung  wird  die  Lage  eine  andere  und  —  zum  mindesten  nach 
den  bisherigen  Erfahrungen  —  keine  bessere.  Die  Folgen  sind  denn  auch 
nicht  ausgeblieben. 

4.    Die  Störungen  der  deutschen  Volkswirtschaft. 

Von  den  Wirkungen  des  geschilderten  Zustandes  wird  an  erster  Stelle 
natürlich  Deutschland  betroffen.  Seine  Wirtschaft  hat  nach  jeder  Richtung 
schwer  darunter  zu  leiden.  Die  Qütererzeugung  ist  in  mehrfacher  Weise 
gehemmt.  Das  von  der  Besatzungsbehörde  im  Rheinland  beschlagnahmte 
Gelände  vermehrt  das  Ödland  des  Gebietes,  welches  für  1913  auf  925  qkm 
angegeben  wird2  um  12%;  es  handelt  sich  dabei,  wie  immer  geklagt  und 
in  der  Deutschen  Denkschrift  wiederum  betont  wird  8,  um  gutes,  brauchbares, 
stellenweise  erstklassiges  Ackerland,  welches  rücksichtslos  seiner  richtigen 
Verwertung  entzogen  wird.  Für  die  deutsche  Volkswirtschaft  verloren  ist 
auch  der  Ertrag  von  240  ha  Landgütern  und  56  000  ha  Jagden,  auf  die  der 
Fremde  seine  Hand  gelegt  hat.  An  Fabrikanlagen  waren  im  September  1921 
noch  149  belegt  und  dadurch  aus  dem  gewerblichen  Leben  ausgeschaltet4; 
nähere  Angaben  über  die  entstandene  Arbeitslosigkeit  und  den  Ausfall  der 
Erzeugung  fehlen  an  dieser  Stelle. 

In  besonderer  Weise  leidet  jedoch  der  Unterbau  der  modernen  Pro- 
duktion, der  Kapitalmarkt.  Der  Betrag  von  4,2  Milliarden  Mark,  den  allein 
die  jährlichen  Leistungen  für  die  Besatzungsheere  ausmachen,  bleibt  wirt- 
schaftlicher Nutzbarmachung  vorenthalten.  Dabei  gehen  die  Forderungen 
der    feindlichen    Mächte    zu    ganz    unregelmäßigen    Zeiten    und    in    völlig 


1  Note  der  Reparationskommission  vom  21.  3.  1922.  A.  II.  (R.  Dr.  Nr.  4140,  S.  158.) 

2  V.  H.  der  Statistik  des  Deutschen  Reiches.  Berlin  1915.  36.  Jahrg.,  Nr.  IV,  S.  11 
(im  Rheinland  auf  27  000  qkm  781). 

3  Zweite  Denkschrift,  S.  30. 

4  Ebenda  S.  22. 
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unberechenbarer  Höhe  ein  *.  Um  sie  begleichen  zu  können,  muß  daher 
immer  ein  gewisser  Barvorrat  vorhanden  sein,  wodurch  die  Menge  verfüg- 
barer wirtschaftlicher  Kapitalien  noch  weiter  geschwächt  wird. 

Zu  diesen  Schwierigkeiten  gesellen  sich  Störungen  des  Güter- 
umlauf e  s.  Alle  Verkehrsmittel,  besonders  Eisenbahnen  und  Schiffahrt, 
werden  von  der  Besatzung  stark  in  Anspruch  genommen;  und  ganz  ab- 
gesehen von  deren  unentgeltlicher  Benutzung  fällt  der  bloße  Frachtraum  für 
wirtschaftliche  Verwendung  aus.  Ferner  werden  Pferde,  Fahrräder,  Fuhr- 
werke und  Kraftfahrzeuge  nach  Belieben  zu  militärischen  Diensten  ein- 
gezogen, was  oft  sehr  empfindliche  Hemmungen  verursacht. 

An  dieser  Stelle  sind  auch  die  bekannten  einschneidenden  Verwaltungs- 
maßnahmen der  Alliierten  zu  erwähnen,  welche  zwar  einen  selbständigen 
politischen  Charakter  tragen,  aber  doch  technisch  mit  der  Besetzung  der 
Rheinlande  zusammenhängen.  Da  ist  zunächst  die  Duldung  des  berüchtigten 
„Loches  im  Westen",  sodann  die  Einrichtung  der  Rheinzollgrenze  in  den 
Monaten  März  bis  September  1921;  nicht  minder  bedeutungsvoll  ist  die 
planmäßige,  völlige  wirtschaftliche  Abschnürung  des  Saargebietes  und  der 
nunmehr  belgischen  Kreise  Eupen  und  Malmedy  von  ihrem  Hinterlande2. 
Hierher  gehören  auch  die  letzthin  bekannt  gewordenen  Forderungen  auf 
Einstellung  und  Abbau  bestimmter  Bahnstrecken  auf  linksrheinischem  Boden. 
Es  ist  nicht  möglich,  auf  die  Einzelheiten  aller  dieser  so  ungeheuer  wichtigen 
Fragen  in  diesem  Rahmen  näher  einzugehen. 

Hinsichtlich  der  Verteilung  der  Güter  kann  man  zugeben,  daß  die 
große  Zahl  der  Besatzungsangehörigen  etwas  „Geld  ins  Land  bringt".  Durch 
mancherlei  persönliche  Anschaffungen  geben  sie  den  rheinischen  Kaufleuten 
Gelegenheit  zu  einem  Verdienst,  welcher  auch  der  deutschen  Volkswirt- 
schaft zugute  kommt.  Indessen  ist  der  gesamte  Betrag  derart  gering  im 
Verhältnis  zu  den  unentgeltlichen  deutschen  Leistungen,  daß  er  nicht  sonder- 
lich ins  Gewicht  fällt. 

Ungleich  stärker  sind  die  nachteiligen  Wirkungen.  Die  Mehranwesen- 
heit von  130  000  Menschen  über  die  einheimische  Bevölkerung  bedeutet 
eine  Vermehrung  der  Nachfrage  um  2  %.  Der  Einfluß  dieser  Tatsache  wird 
ganz  wesentlich  dadurch  verstärkt,  daß  es  sich  um  Käufer  aus  währungs- 
kräftigen Ländern  handelt,  welche,  im  Vergleich  zu  deutschen  Verhältnissen, 
über  beträchtliche  Einnahmen  verfügen.  Die  Folge  ist  eine  Steigerung  der 
Preise  und  der  ganzen  Lebenshaltung  des  besetzten  Gebietes;  und  der 
etwaige  Nutzen  der  Kaufleute  wird  durch  die  Notlage  der  anderen  Bevölke- 
rungskreise mehr  als  aufgewogen.  So  z.  B.  stellte  sich  die  Meßziffer  für 
die  wöchentlichen  Ernährungskosten  einer  vierköpfigen  Familie  *  in  einigen 


1  Zweite  Denkschrift,  S.  11,  .17.  Sehr  beachtenswert  sind  die  in  der  Schrift  aus- 
geführten Tabellen,  welche  ein  deutliches  Bild  des  üblichen  regellosen  Vorgehens  ent- 
werfen. 

2  Über  das  Saargebiet  sind,  seiner  Wichtigkeit  gemäß,  schon  mehrfach  Abhand- 
lungen erschienen.  —  Im  Hinblick  auf  Eupen  und  Malmedy  sei  erinnert  an  die  Fragen 
der  Monschauer  Bahn  und  der  Aachener  Wasserleitung. 

3  Monatliche  Übersichten  über  Lebensmittelpreise  (herausgeg.  vom  Wirtschafts- 
statistischen Büro,  v.  R.  Calwer,  Berlin).    Jahrg.  1919—1922. 


Jan.  1919 

Jan.  1920 

Jan.  1921 

Jan.  1922 

67,35 

197,10 

436,14 

426,42 

70,65 

133,20 

466,11 

406,54 

66,51 

167,91 

507,99 

437,26 

62,97 

119,97 

362,58 

385,39 

64,20 

131,25 

399,42 

359,10 

65,94 

185,85 

401,31 

373,00 
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Städten    des    besetzten    und    unbesetzten    Gebietes    während    der    letzten 
Jahre  wie  folgt: 

Köln    . 

Koblenz 

Aachen 

Kiel     . 

Leipzig 

Berlin 

München      .    .    .      65,58  128,52  301,38  316,86 

Gewiß  sind  mancherlei  Unterschiede  und  Abweichungen  im  einzelnen 
noch  zu  beobachten;  aber  „als  Regel  kann  man  angeben,  daß  in  den  Städten, 
die  im  besetzten  Gebiet  selbst  oder  nicht  weit  davon  entfernt  liegen,  die 
Lebenshaltungskosten  am  beträchtlichsten  sind.  Kommt  man  weiter  nach 
dem  Osten  und  besonders  nach  dem  Südosten,  so  nimmt  die  Teuerungszahl 
fast  stetig  ab  '". 

Eine  erhebliche  Verschärfung  erfährt  vor  allen  Dingen  die  Wohnungs- 
not. Die  Deutsche  Denkschrift 2  zählt  beispielsweise  28  Städte  auf,  die  zu- 
sammen eine  Besatzung  von  70  995  Mann  haben,  wogegen  im  Jahre  1914 
nur  10  von  ihnen  mit  30  753  Mann  belegt  waren.  Aus  der  Tabelle  ist  er- 
sichtlich, wie  gering  die  Zahl  der  Familien  ist,  welche  in  Kasernen  oder 
reichseigenen  Gebäuden  untergebracht  sind;  fast  alle  bewohnen  Privat- 
quartiere. Für  eine  umfassende  Darstellung  der  Lage  fehlen  leider  die 
Unterlagen;  es  mag  aber  darauf  hingewiesen  werden,  daß  in  Bonn  von  den 
vorhandenen  22  000  Wohnungen8  690,  d.  s.  3,1%,  in  Trier  von  11000  Woh- 
nungen sogar  770,  d.  s.  7%,  von  der  Militärbehörde  belegt  sind4.  „Durch 
diese  ungeheuerlichen  Quartierlasten  hat  die  Wohnungsnot  im  besetzten 
Gebiet,  trotz  weitestgehender  Abhilfsmaßnahmen  der  deutschen  Regierung, 
für  die  deutsche  Bevölkerung  die  allerbedenklichsten  Formen  angenommen  5." 

Über  die  Grenzen  des  besetzten  Gebietes  hinaus  werden  aber  Ernäh- 
rung und  Lebensweise  des  ganzen  deutschen  Volkes  in  härtestem  Maße  ver- 
teuert. Der  Druck  der  gewaltigen  Kosten,  welche  die  Besatzungsheere 
verursachen,  lastet  auf  der  deutschen  Wirtschaft  und  vergrößert  ihre  Ver- 
pflichtungen, die  schon  durch  den  Krieg  unerträglich  geworden  sind.  Er 
trägt  so  dazu  bei,  den  Niedergang  der  deutschen  Mark  zu  beschleunigen, 
wodurch  alle  Preise  in  die  Höhe  getrieben  und  auswärtige  Zufuhr  lebens- 
notwendigster Güter  fast  unmöglich  gemacht  werden.  Die  Summe,  welche 
das  Reich  in  Erfüllung  des  Versailler  Vertrages  für  die  Reparationen  zu 
leisten  hat,  beläuft  sich  auf  132  Milliarden  Goldmark6;  und  sie  wird  selbst 


1  Statist.  Monatsberichte  der  Stadt  Köln  (herausgeg.  vom  Statist.  Amt).  April  1920. 
S.  21. 

2  Zweite  Denkschrift,  S.  33. 

3  Statistik  des  Deutschen  Reiches  XXX.    Heft  4  (1921),  S.  9. 

4  In  Köln  dagegen  sind  von  159  000  Wohnungen  nur  1800,  d.  s.  1,1  %,  beschlag- 
nahmt.   Die  britische  Besatzung  ist  i.  V.  zur  Größe  der  Stadt  gering,  während  im  | 
französisch  besetzten  Gebiet  die  Dinge  umgekehrt  sind. 

6    Zweite  Denkschrift,  S.  38. 

6   Gem.  d.  Feststellung  des  Wiedergutmachungsausschusses  vom  30.  4.  1921. 
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von  Angehörigen  der  alliierten  Staaten '  als  unerschwinglich  bezeichnet. 
Durch  die  Kosten  der  Besatzungsheere  aber,  die  insgesamt  auf  19  Milliarden 
Goldmark  angenommen  werden,  erhöht  sich  der  Betrag  noch  um  nahezu 
15  %!  Es  liegt  ein  deutlicher  und  außerordentlicher  Einfluß  auf  den  Stand 
der  deutschen  Währung  vor. 

Alle  diese  Umstände  wirken  natürlich  zurück  auf  den  Verbrauch 
der  Bevölkerung  in  Deutschland.  Sie  ist  dadurch  gezwungen,  ihre 
Lebenshaltung  einzuschränken,  wodurch  Gesundheit,  Leistungsfähigkeit, 
Wohlstand  herabgedrückt  werden.  Von  dem  Einkommen,  welches  ohnehin 
schon  knapp  genug  ist,  müssen  immer  stärkere  Steuern  erhoben  werden, 
um  die  Lasten  der  Besatzung  zu  decken.  Auf  den  Kopf  der  Bevölkerung 
entfallen  von  dem  jährlichen  Betrage  rund  2700  Papiermark;  rechnet  man 
den  täglichen  Arbeitsertrag  auf  durchschnittlich  90  Mark,  so  ergibt  sich,  daß 
jeder  Deutsche  einen  vollen  Monat  im  Jahre  ausschließlich  für  die  Be- 
satzungsheere im  Rheinland  arbeitet!  Im  Jahre  1913  nahmen  die  Kosten 
des  ganzen  deutschen  Heeres  und  seiner  Marine  den  Arbeitsertrag  von 
5  Tagen  in  Anspruch.  Dabei  handelt  es  sich  nur  um  einen  Teil,  freilich 
einen  besonders  greifbaren,  der  Mehrbelastung,  die  auf  dem  Güterverbrauch 
in  Deutschland  ruht. 

In  jeder  Richtung  machen  sich  so  die  Störungen  geltend,  welche  das 
Vorhandensein  der  Besatzungsheere  im  deutschen  Wirtschaftsleben  hervor- 
ruft. Ihre  ganze  Tragweite  zu  übersehen,  ist  bei  der  Verworrenheit  und 
Ungeklärtheit  der  heutigen  Verhältnisse  noch  gar  nicht  richtig  möglich. 

5.  Die  Störungen  der  weltwirtschaftlichen  Beziehungen. 

Die  Verknüpfungen  der  modernen  Weltverkehrsgesellschaft  bringen  es 
mit  sich,  daß  die  Vorgänge  innerhalb  eines  Teilbezirkes  nicht  ohne  Einfluß 
auf  die  anderen  bleiben  können.  Dies  gilt  auch  für  Deutschland,  dessen 
Wirtschaftswesen  trotz  der  langen  Kriegs-  und  Friedensnöte  immer  noch 
eine  nicht  zu  unterdrückende  Kraft  darstellt.  Daher  ist  es  natürlich,  daß 
alle  die  Hemmnisse,  welche  der  deutschen  Volkswirtschaft  aus  der  Be- 
satzung erwachsen,  mittelbar  wiederum  die  Volkswirtschaften  der  anderen 
Staaten  und  überhaupt  die  Verhältnisse  des  ganzen  Weltverkehrs  beein- 
flussen. Doch  darin  erschöpfen  sich  die  Folgen  noch  nicht;  es  zeigt  sich 
vielmehr,  daß  die  Besatzungsheere  in  Deutschland  ganz  unmittelbare 
Ursache   von    Störungen    weltwirtschaftlicher    Art   sind. 

Bekanntlich  steht  die  ganze  Erde  seit  nahezu  einem  Jahre  unter  dem 
Druck  einer  ungeheuren  Wirtschaftskrise.  Die  Natur  ihrer  Ursache  ist 
noch  nicht  klar  erkannt;  doch  herrscht  darüber  allgemeine  Übereinstimmung, 
daß  sie  auf  die  Ereignisse  der  Kriegszeit  und  der  Umwälzungsjahre  zurück- 
zuführen ist.  Harms2  sucht  ihre  Ursachen  in  erster  Linie  in  gewissen 
Verschiebungen  der  Erzeugung  und  des  Verbrauches,  in  zweiter  sodann 
in  der   dadurch   bedingten   Unordnung   des   Geldwesens.     Mit  beiden   Tat- 


1  K  e  y  n  e  s  ,  a.  a.  0.,  S.  122;  ebenso  N  i  1 1  i ,  a.  a.  0.,  S.  222  ff. 

2  B.  Harms,  Die   Krisis   der   Weltwirtschaft  und  die    Konferenz   von   Genua. 
(„Weltwirtschaftliche  Nachrichten."    Nr.  347.     1922.) 
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Sachen  in  engem  Zusammenhang  stehen  nun  die  weltwirtschaftlichen 
Wirkungen  der  Rheinlandbesatzung,  was  um  so  größere  Beachtung  verdient, 
als  ihr  Dasein  ja  gerade  auf  dem  Friedensvertrage  selbst  beruht.  Das  Miß- 
verhältnis, welches  zwischen  Anspruch  und  Leistung  der  Besatzungsheere 
obwaltet,  hat  darum  nicht  irgendwelche  beliebige  Folgen  für  die  Beziehungen 
der  Weltwirtschaft,  sondern  bekommt  durch  seinen  Anteil  an  der  großen 
Krise  eine  besondere  Bedeutung. 

Wenn  Harms  die  Grundlagen  von  Erzeugung  und  Verbrauch  untersucht 
und  neben  anderen  Erscheinungen  hervorhebt  \  wie  sich  seit  dem  Kriege  das 
Verhältnis  von  unmittelbar  zu  bloß  mittelbar  oder  gar  überhaupt  nicht  wirt- 
schaftlich produktiver  Arbeit  verschoben  habe,  so  ist  das  Leben  der 
Besatzungsheere  im  Rheinlande  hierfür  ein  recht  deutlicher  Beleg.  Ihre 
Tätigkeit  ist  nur  zu  10  %  als  wirtschaftlich-produktiv,  und  zwar  in 
mittelbarem  Sinne,  zu  bezeichnen;  zu  90  %  dagegen  ist  es  vollkommen 
unproduktive  Arbeit2.  Die  Arbeitskraft  von  135  000  Menschen  geht 
dem  Wirtschaftsleben  der  Welt  zunächst  für  die  Dauer  von  5  Jahren  und 
zu  einem  beträchtlichen  Teil  noch  für  länger,  bis  zu  15  Jahren,  verloren; 
während  sie  von  der  Versorgung  mit  Sachgütern  nicht  ausgeschlossen 
werden  können,  muß  man  auf  ihre  Mitwirkung  bei  deren  Herstellung  ver- 
zichten. Es  ist  schwer,  sich  die  Tragweite  dieses  Umstandes  vorzustellen. 
Rechnet  man  auf  ein  Jahr  rund  300  Arbeitstage,  so  stellt  die  Besatzung 
einen  Verlust  von  40  500  000  Arbeitertagewerken  jährlich  dar,  einen  Gesamt- 
verlust *  aber  von  über  454  Millionen  Arbeitertagewerken!  Zum  Vergleich 
mag  hier  angeführt  werden,  daß  der  Bau  des  Kaiser-Wilhelm-Kanals  seiner- 
zeit 15  Millionen  Arbeitertagewerke  4  in  Anspruch  nahm,  der  des  Suezkanals 
etwa  100—120  Millionen.  Durch  die  Besatzungsheere  erfährt  somit  die 
Produktivkraft  der  Weltwirtschaft  eine  erhebliche  Schwächung,  während 
der  Verbrauch  in  entsprechendem  Maße  belastet  wird.  Dies  bedeutet  eine 
recht  ernste  Verschärfung  der  augenblicklichen  Notlage.  Sie  richtet  sich 
gegenwärtig  in  erster  Linie  gegen  die  Wirtschaft  Frankreichs,  welches  den 
größten  Teil,  rund  70  %,  der  Besatzungstruppen  stellt,  obwohl  es  unter  den 
beteiligten  Mächten  die  relativ  geringste  Bevölkerungszahl  besitzt. 

Dazu  kommt  ein  Weiteres.  Die  sozusagen  „unhaltbaren"  Zustände 
auf  dem  Geldmarkt  sind  ein  besonders  krasser  Ausdruck  der  großen 
Krise.  Nun  tragen  aber  die  Besatzungsheere  nicht  wenig  dazu  bei,  den 
Wirrwarr  zu  verschlimmern,  indem  sie  durch  die  Höhe  ihrer  Kosten  und 


1  a.  a.  O.,  S.  2994. 

2  Siehe  Kap.  III,  3. 

3  Auch  bei  dieser  Berechnung  wird  (wie  S.  84*)  die  regelrechte  Räumung  und  ein 
Zurückgehen  der  Besatzung  auf  drei  Viertel,  also  101  000  Personen,  nach  5,  auf  die 
Hälfte,  das  sind  67  000  Personen,  nach  10  Jahren  vorausgesetzt.  Der  Verlust  an 
Arbeitertagewerken  beträgt  dann: 

im  ersten     Zeitraum       202  500  000 

„    zweiten         „  151  500  000 

„    dritten  „ 100  500  000 

zusammen    454  500  000. 

4  Nach  Brockhaus'  Konversationslexikon,  X. 
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die  Art  von  deren  Verteilung  und  Aufbringung  das  zwischenstaatliche 
Schuldenwesen  ganz  außerordentlich  verwickeln.  Diese  Wirkung  bezieht 
sich  sowohl  auf  das  Verhältnis  zwischen  Deutschland  und  den  siegreichen 
Mächten,  als  auch  auf  dasjenige  zwischen  den  Alliierten  selbst. 

Schon  Keynes1  stellt  fest,  daß  bis  zum  September  1921  die  gesamten 
deutschen  Sach-  und  Barzahlungen  eben  genügt  haben,  um  die  Kosten  der 
Eintreibung,  d.  h.  die  Kosten  der  Okkupationsarmeen,  zu  decken;  seinen 
Angaben  gefnäß  beliefen  sich  beide  Summen  damals  auf  ungefähr  4  Milliarden 
Goldmark.  Nun  liegen  die  Dinge  auch  wirklich  so.  Das  Deutsche  Reich  ist 
unter  den  größten  Anstrengungen  bemüht,  die  Schulden,  die  ihm  der  Frie- 
densvertrag auferlegt  hat,  abzutragen;  wie  der  Minister  des  Auswärtigen, 
Dr.  Rathenau,  am  29.  März  1922  im  Reichstag  mitteilte 2,  waren  bis  zu  jenem 
Zeitpunkt  bereits  folgende  Beträge  geleistet  worden; 

an  Barzahlungen         1,3  Milliarden  Goldmark 

„   Kohlen 1,3 

„    Reichseigentum 2,6         „  „ 

,,    kleineren    Leistungen    .    .    .  3,2  „ „ 

also  zusammen  8,4  Milliarden  Goldmark  3 

Da  aber  die  Kosten  der  Besatzungsheere  bis  dahin  auch  bereits 
5,7  Milliarden  Qoldmark  4  betrugen,  so  blieb  nur  ein  Bruchteil  der  Summen 
für  die  Abtragung  der  Hauptschuld  übrig.  Während  der  Londoner  Zahlungs- 
plan ursprünglich  eine  Jahresleistung  von  3,5  Milliarden  Qoldmark  vorsah, 
erkannte  die  Reparationskommission  später  die  Undurchführbarkeit  dieses 
Beschlusses  an  und  setzte  in  der  Note  vom  21.  März  1922  als  Leistung  für 
das  laufende  Jahr 5  den  Betrag  von  720  Millionen  Goldmark  in  bar  und  von 
1450  Millionen  Goldmark  in  Sachwerten,  von  2170  Millionen  Goldmark  im 
ganzen  fest.  Die  Besatzungskosten,  welche  jährlich  rund  1700  Millionen 
Goldmark  ausmachen,  verschlingen  wiederum  80  %  der  ganzen  deutschen 
Zahlung.  So  macht  der  Unterhalt  der  Besatzungsheere  es  Deutschland  bei- 
nahe unmöglich,  seine  Schulden  gegen  die  Siegerstaaten  zu  tilgen;  alles, 
was  es  aufbringt,  wird  zum  größten  Teil  durch  die  Besatzung  verzehrt  und 
kann  seinem  eigentlichen  Zweck  nicht  zugeführt  werden.  Anstatt  für  die 
Wiedergutmachung  und  den  Wiederaufbau  Verwendung  zu  finden,  dienen 
die  mit  größten  Opfern  zusammengebrachten  Summen  der  Bestreitung  gänz- 
lich unproduktiver  Ausgaben6. 


1  A  Revision  of  the  Treaty.    Ch.  IV,  p.  125. 

2  Bericht  über  die  197.  Sitzung,  S.  6653. 

3  Rathenau  gibt  noch  weitere  Posten  an,  deren  Gesamtsumme  sich  auf  45,6  Milli- 
arden Goldmark  beläuft.  Von  den  Alliierten  werden  diese  Beträge  indessen  nicht  auf 
die  Kriegsschuld  angerechnet,  so  daß  man  sie  füglich  an  dieser  Stelle  nicht  zum  Ver- 
gleich heranziehen  darf.  Auch  das  abgetretene  Reichseigentum  im  Werte  von  6,5 
Milliarden  wird  nur  mit  1,5  Milliarde  in  Rechnung  gestellt;  dazu  kommen  noch  die 
Saargruben,  die  auf  1,1  Milliarde  angegeben  werden. 

4  Siehe  Kapitel  IV,  2,  S.  17. 

5  Vgl.  die  Rede  des  Reichskanzlers  Dr.  Wirth  (196.  Sitzung)  v.  28.  3.  1922  und 
S.  86*,  Anm.  1. 

6  Die  Ausgaben  für  die  Besatzungsheere  sind  noch  nicht  einmal  zu  1  %>  produktiv! 
Vgl.  Kap.  IV,  S.  17.    Sehr  scharf  urteilt  hierüber  auch  N  i  1 1  i ,  a.  a.  O.,  S.  278. 
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Unter  diesen  Umständen  erhebt  sich  für  die  siegreichen  Mächte  selbst 
die  Frage,  wie  sie  denn  die  eingehenden  Beträge  eigentlich  unter  sich  ver- 
teilen wollen.  Durch  den  Krieg  sind  die  meisten  von  ihnen  zu  Schuldnern 
der  Vereinigten  Staaten  geworden  und  müssen  daran  denken,  ihre  Ver- 
pflichtungen diesen  gegenüber  allmählich  abzutragen.  Solange  jedoch  die 
deutschen  Zahlungen  lediglich  für  Zwecke  der  Besatzung  verwandt  werden, 
müssen  diese  Staaten  alles,  was  sie  zur  eigenen  Erholung  und  zur  Heilung 
der  Kriegsschäden  brauchen,  aus  inländischen  Mitteln  bestreiten  und  haben 
dementsprechend  weniger  zur  Begleichung  ihrer  Auslandsschulden  zur  Ver- 
fügung. Die  schon  vorhandenen  Währungsunterschiede  werden  hierdurch 
noch  ungünstiger  beeinflußt;  sie,  ferner  die  verschiedene  Höhe  der  Anteile 
an  den  Besatzungskosten,  die  festgesetzte  „Rangordnung"  der  Ansprüche, 
z.  B.  die  Priorität  Belgiens,  erschweren  einen  wirklich  zweckentsprechenden 
Ausgleich  immer  mehr.  Auf  die  Bedeutung  dieser  Verwicklungen  weist 
schon  Key  n  es  hin,  wenn  er  bemerkt1:  „So  far  as  the  text  of  the  treaty 
goes,  there  is  nothing  to  limit  the  size  of  these  armies,  and  France  could, 
therefore,  by  quartering  the  whole  of  her  normal  standing  army  in  the 
occupied  area,  shift  the  Charge  from  her  own  taxpayers  to  those  of  Ger- 
many  —  though  in  reality  any  such  policy  would  be  at  the  expenses  not 
of  Germany,  who  by  hypothesis  is  already  paying  for  Reparation  up  to  the 
füll  limit  of  her  capacity,  but  ofFrance's  Allies,  who  would  receive 
so  much  less  in  respect  of  Reparation 2."  Alles,  was  für  die 
Kosten  der  Besatzungsheere  aufgewandt  werden  muß,  geht  eben  notwendiger- 
weise für  die  Wiederherstellungszahlungen  verloren;  und  der  Schaden  trifft 
am  meisten  diejenigen  Länder,  welche  das  dringendste  Bedürfnis  nach  finan- 
zieller Erleichterung  haben. 

Im  März  1922  meldeten  die  Vereinigten  Staaten  ihre  Besatzungskosten 
in  Höhe  von  966  Millionen  Goldmark  an  und  forderten  Erstattung;  und  in- 
folge der  „Priorität"  der  Besatzungskosten  konnten  die  Alliierten  diesem 
Anspruch  nicht  die  Anerkennung  verweigern.  Dabei  zeigt  sich  aber,  daß 
die  720  Millionen  Goldmark,  welche  Deutschland  in  diesem  Jahr  zu  leisten 
hatte,  nicht  einmal  zur  Begleichung  der  amerikanischen  Besatzungskosten 
ausreichen,  geschweige  denn,  daß  für  die  anderen  Mächte  noch  etwas  übrig 
bliebe.  So  erwachsen  unvermeidlicherweise  für  das  zwischenstaatliche 
Schuldenwesen  immer  neue  Schwierigkeiten;  die  vorhandene  Geld-  und 
Währungskrise  wird  dadurch  weiterhin  verschlimmert. 

In  ganz  erheblichem  Maße  gehen  demnach  die  Wirkungen  der  Rhein- 
landbesatzung über  ihren  örtlichen  Rahmen  hinaus  und  greifen  fühlbar  in 
die  großen  weltwirtschaftlichen  Zusammenhänge  ein. 

6.   Die  politische  Natur  der  Besatzungsheere. 

Die  Untersuchung  hat  also  zu  dem  Ergebnis  geführt,  daß  die  Besatzungs- 
heere in  Deutschland  ein  sehr  bedeutendes  Mißverhältnis  ihrer  wirtschaft- 



1  J.  M.  Keynes,  The  Economic  Consequences  of  the  Peace.  London  1920* 
Chapt.  V,  S.  149,  Anm.  2. 

2  Von  mir  gesperrt. 
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liehen  Leistung  zu  ihrem  wirtschaftlichen  Anspruch  aufweisen  und  daß  hier- 
aus Folgen  erwachsen,  sowohl  für  die  deutsche  Volkswirtschaft,  wie  für  die 
weltwirtschaftlichen  Beziehungen,  welche  nur  als  unerfreulich  bezeichnet 
werden  können.  Diese  Tatsachen  werden  auch  von  keiner  der  daran  be- 
teiligten Mächte  ernsthaft  bestritten;  und  wenn  die  Handlungen  der  Menschen 
und  der  menschlichen  Gemeinschaften  lediglich  von  wirtschaftlichen  Ge- 
sichtspunkten bestimmt  würden,  so  wäre  es  zweifellos,  daß  die  Besatzungs- 
heere ihre  unproduktive  und  nur  störende  Tätigkeit  längst  eingestellt  hätten. 
In  Wirklichkeit  sind  eben  ganz  andere  Beweggründe  für  ihre  Anwesenheit 
am  Rhein  maßgebend;  die  wirtschaftlichen  Fragen,  die  sich  dabei  ergeben, 
spielen  eine  untergeordnete  Rolle.  „Le  röle  assigne"  ä  l'armee  du  Rhin  dans 
la  garde  vigilante  qu'elle  monte  aux  frontieres  naturelles  de  notre  pays,  peut 
etre  envisage  ä  un  double  point  de  vue.  Tout  d'abord,  eile  oecupe  le  glacis 
militaire  de  securite  de  la  France  injustement  attaqu6e.  ...  La  Rhenanie 
n'est  pas  seulement  un  glacis  militaire1,  c'est  aussi  un  gage.  .  .  .  C'est 
ici  qu'apparait  le  röle  economique  de  l'armee  du  Rhin,  le  second 
röle  qui  lui  est  devolu.  .  .  .  En  oecupant  le  gage  rhenan  complete  par  Dussel- 
dorf, Duisbourg  et  Ruhrort  .  .  .  eile  rend  possible  l'exploitation  de  ce  gage 
oü  eile  assure  l'ordre  et  la  s6curit6" 2.  Hier  zeigt  sich  die  ausgesprochen 
politisch-militärische  Aufgabe  der  Besät  zun  gs  h  e  e  r  e  ; 
auch  der  zweite,  „wirtschaftlich"  genannte  Teil  dieser  Aufgabe  verkleidet 
nur  äußerlich  ein  politisches  Ziel. 

In  gleicher  Weise  wie  für  Frankreich  gilt  dies  für  Belgien,  während 
Großbritannien  und  die  Vereinigten  Staaten  allerdings  an  der  Rheinland- 
frage politisch  geringer  interessiert  sind  \  So  erklären  sich  Truppenstärke 
und  Kostenhöhe  der  Besatzungsheere,  das  Mißverhältnis  zwischen  Anspruch 
und  Leistung,  aus  Gründen  politischer  Art,  gegen  welche  die  wirt- 
schaftliche Seite  vorerst  zurücktritt.  Die  Störungen  der  deutschen  Volks- 
wirtschaft sind  den  feindlichen  Staaten  nur  willkommen,  bestenfalls  gleich- 
gültig. Die  weltwirtschaftlichen  Störungen,  unter  denen  sie  selber  mitzuleiden 
haben,  vermögen  es,  ihre  Aufmerksamkeit  allerdings  auf  die  Zustände  am 
Rhein  hinzulenken;  es  bleibt  indessen  abzuwarten,  ob  die  wirtschaftlichen 
Nachteile  so  stark  empfunden  werden,  daß  sie  die  politischen  Vorteile  über- 
wiegen und  dadurch  zu  einer  anderen  Behandlung  der  Dinge  Anlaß  geben. 

H.  C. 


1  Von  mir  gesperrt,  ebenso  die  folgenden  Stellen. 

2  Documents  Parlementaires,  Chambre,  Annexe  Nr.  3537  (Bericht  über  den  Stand 
der  Reparationsfrage  vom  25.  April  1922),  S.  455  ff. 

3  In:  Memorandum  circulated  by  the  Prime  Minister  on  March  25th,  1919 
(Cmd.  1614),  London  1922,  schlägt  Lloyd  George,  S.  8,  zwar  die  Entmilitarisierung  der 
Rheinlande,  aber  keine  Besetzung  vor.  Nachdem  diese  tatsächlich  erfolgt  ist,  mag 
England  allerdings  ein  wirtschaftliches  Interesse  an  dem  Besitz  der  militärischen  Kon- 
trolle des  Handelszentrums  Köln  haben. 
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III. 

Verkehrswesen. 


Chronik  der  Postverkehrspolitik1. 

Afrika. 

2.  Belgisches  Kongoland. 

Die  bisher  geringe  Bedeutung  des  Landes  für  den  internationalen  Post- 
verkehr 2  hat  die  Qebührenpolitik  der  Kongopostverwaltung  dahin 
bestimmt,  noch  1920  Taxermäßigungen  im  Auslandsverkehr  einzuführen.  So 
wurde  das  vom  Weltpostvertrag  allgemein  nur  für  die  erste  Qewichtsstufe 
bei  Briefen  vorgesehene  Einheitstaxgewicht  von  20  g  in  der  Kongokolonie 
auch  für  die  folgenden  Gewichtsstufen  (statt  15  g)  angenommen  und  zugleich 
im  Verkehr  mit  dem  belgischen  Mutterlande  die  Inlandstaxe  von  15  Centimes 
(statt  25)  für  je  20  g  eingeführt.  Der  Versuch  hat  sich  indessen  nicht  auf- 
recht halten  lassen:  schon  im  März  1921  mußten  die  Inlandsgebühren  vielmehr 
ihrerseits  auf  die  Sätze  der  Auslandstaxen  erhöht  werden:  Briefe  25  Centimes 
für  je  20  g;  Zeitungen  10  Centimes  für  je  100  g  —  nicht  5  Centimes  für  je 
50  g  — ;  Drucksachen,  Geschäftspapiere  und  Warenproben  sogar  10  Centimes 
(statt  5)  für  je  50  g  8. 

Ende  1921  ist  eine  Flugpost  zwischen  Kinshasa  und  Stanleyville  im 
Anschluß  an  die  Postdampfer  von  Antwerpen  eingerichtet  worden.  Die 
Flugpost,  die  neun  Zwischenlandungen  ausführt,  gewährt  einen  Vorsprung 
von  elf  Tagen  gegenüber  den  gewöhnlichen  Landesverkehrsmitteln.  Zur 
Flugpostbeförderung  sind  alle  Arten  von  Briefsendungen  zugelassen.  Die 
Flugpostgebühr  wird  beim  Empfänger  erhoben  und  beträgt  3  Fr.  für  je  20  g 
jeder  Sendung  4. 

Im  Verkehr  mit  Deutschland  wurde,  nachdem  die  Kongokolonie  auch 
militärisch  gegen  Deutsch-Ostafrika  vorgegangen  war,  nach  Kriegsschluß 
der  Briefpostverkehr  im  August  1919  mit  derselben  Maßgabe  wieder  auf- 
genommen, wie  seitens  der  englischen  Kolonien  Afrikas.  Die  Wiederher- 
stellung des  Postpaketaustausches  geschah  im  August  und  November  1920 
über  Belgien,  England  und  Frankreich.  Im  Juni  und  Juli  1921  folgte  die 
Wiederaufnahme  des  Postfrachtstückverkehrs  mit  deutschen  Schiffen  über 
Hamburg  und  Bremen  (vgl.  Liberien  lfd.  Bd.,  S.  35*f.).  Schon  vorher,  im 
Dezember  1920,  war  es  zur  Erneuerung  des  Postanweisungsverkehrs  ge- 
kommen, wenn  auch  zunächst  nur  in  der  Richtung  aus  Deutschland,  in  der 
umgekehrten  Richtung  folgte  die  gleiche  Maßnahme  erst  im  Juli  1921 5. 


1  Fortsetzung  des  im  lfd.  Bande,  S.  35*,  begonnenen  Beitrags. 

2  Seit  seinem  Beitritt  zum  Weltpostverein  als  Unabhängiger  Kongostaat  (1886) 
ist  das  Land  nicht  über  die  unterste  Beitragsklasse  (7,  vgl.  dagegen  Abessinien) 
hinausigelangt.  Auch  die  staatsrechtliche  Umgestaltung  zu  einer  belgischen  Kolonie 
hat  nichts  daran  geändert. 

3  Union  Postale.     1920.  S.  63;     1921.  S.  46. 
*   Postnachrichtenbl.    1921.    S.  567. 

5    Ebenda  1920.  S.  515;     1921.  S.  338. 


Verkehrswesen.  95* 

3.  Französische  Kolonien, 
.a)  Der  Norden. 

Tunis.  Nach  einem  französischen  Jahresbericht  für  1914/1918  '  wäre 
im  tunesischen  Postwesen  im  Berichtszeitraum  ein  überraschender  Auf- 
schwung zu  verzeichnen:  von  Ende  Dezember  1914  bis  ebendahin  1918  eine 
Verkehrszunahme  bei  den  Briefen  um  33,5  %,  bei  den  Postpaketen  um 
39,3  %,  den  Postanweisungen  um  69,3  %,  den  Einschreib-  und  Wertsendungen 
gar  um  95,4  %.  Aber  offenbar  handelt  es  sich  dabei  nur  um  die  Abnormi- 
täten des  Feldpost-  und  des  Kriegsgefangenenpostverkehrs;  denn  eine  ent- 
sprechende Steigerung  der  Einnahme  fehlt,  beläuft  sich  vielmehr  (allein  für 
die  Post)  auf  nur  6,2  %,  wobei  der  reine  Postetat  der  Kolonie  (außer  Tele- 
graphie)  für  das  letzte  Berichtsjahr  überhaupt  nur  mit  der  geringfügigen 
Summe  von  2,2  Mill.  Fr.  abschließt.  So  hat  denn  die  Kolonie  während  des 
Krieges  zweimal  zu  Gebührenerhöhungen  greifen  müssen:  ab  1.  Januar  1917 
im  Inlands-  und  Mutterlandsverkehr  (Briefpost)  und  ab  1.  Januar  1919  ebenso 
für  Postpakete.  Zudem  wurden  zur  Hebung  der  Einnahme  nicht  weniger 
als  vier  Ausgaben  von  Kriegssondermarken  veranstaltet.  Der  Seepostverkehr 
mit  Europa  —  im  Frieden  acht  Dampfschiffslinien  mit  festem  Fahrplan  und 
drei  freie  Linien  nach  Frankreich  und  Korsika  —  erfuhr  im  Kriege  seinen 
fast  völligen  Zusammenbruch  infolge  der  militärischen  Schiffsraumanforde- 
rungen und  durch  Torpedierung  von  Dampfern;  dem  Inlandsdienst  erwuchsen 
erhebliche  Störungen  durch  die  Aufstandsbewegung  im  benachbarten  Tripolis 
(1915,  1916,  1918). 

Der  Geldmangel  zwang  zur  Einschränkung  des  Bargeldumlaufs.  Die 
Postverwaltung  sah  sich  dadurch  zur  Einrichtung  eines  Postscheckdienstes 
nach  deutschem  Muster  veranlaßt2.  Sie  geschah  zum  1.  Juli  1918,  mit 
niedriger  Stammeinlage  (50  Fr.)  und  ohne  Verzinsung.  Die  Auszahlungen 
sind  auf  höchstens  10  000  Fr.  für  den  Tag  und  den  Ort  beschränkt;  bei 
Mangel  an  Zahlungsmitteln  steht  der  Verwaltung  ein  haftungsfreier  Aus- 
zahlungsverzug zu.  Im  übrigen  haftet  die  Verwaltung  für  die  Ausführung 
der  Scheckaufträge  nach  bürgerlichem  Recht,  jedoch  ohne  Verzugshaftung. 
Gegen  eine  Sondergebühr  ist  neben  der  täglichen  auch  eine  Ultimoabrechnung 
zugelassen.  Die  Guthaben  verjähren  in  zehn  Jahren  zugunsten  der  Staats- 
kasse, wenn  so  lange  keine  Bewegung  auf  dem  Konto  zu  verzeichnen  war. 
Vorherige  Nachricht  (3  Monate)  an  den  Berechtigten  ist  indessen  vor- 
geschrieben. 

Mit  Deutschland  wurden  die  durch  den  Krieg  abgebrochenen  Post- 
verkehrsbeziehungen erstmals  im  August  1919  (Briefe  und  Postkarten) 
wieder  angeknüpft;  der  Paketverkehr  —  über  die  Schweiz  (Domodossola) 
und  Italien  —  folgte  im  März  1920,  am  1.  Januar  1922  der  Postanweisungs- 
verkehr in  beiden  Richtungen,  endlich  am  1.  März  1922  der  Austausch  von 
Postaufträgen   und   Postnachnahmen,    vorerst    noch   ohne    Vermittlung   von 


1  Union  Postale.    1920.    S.  57,  73  u.  87. 

2  Ebenda  1919.    S.  82. 
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Postprotesten l.  Im  Weltpostverein  rangiert  Tunis  in  der  fünften  Bei- 
tragsklasse. 

Algerien  (Beitragsklasse  3).  Das  algerische  Postwesen  hat  1920  eine 
organisatorische  Erneuerung  erfahren,  die  zu  einer  erweiterten  Unabhängig- 
keit vom  Mutterlande  geführt  hat 2.  Die  oberste  Postverwaltungsbehörde 
ist  das  Generalgouvernement  der  Kolonie  geworden,  und  diese  besitzt  seither 
einen  eigenen  Postetat.  Der  Regierung  in  Paris  ist  nur  eine  regelmäßige 
Inspektion  vorbehalten. 

Wegen  Wiederaufnahme  des  Briefverkehrs  mit  Deutschland  (August  1919) 
gilt  dasselbe  wie  für  Tunis,  wegen  derjenigen  des  Paketverkehrs  (über 
Frankreich)  dasselbe  wie  für  Ägypten  (lfd.  Bd.,  S.  37*). 

Marokko.  Die  Kolonie  (Beitragsklasse  wie  Tunis)  gehört  dem  Welt- 
postverein seit  dem  1.  Oktober  1920  an.  Nachrichten  über  die  inländischen 
Postverkehrsverhältnisse  fehlen.  Mit  Deutschland  ist  ein  Postpaketverkehr 
seit  1920  (August  und  November),  ein  Postanweisungs-  und  Postauftrags- 
verkehr seit  dem  1.  Februar  1922  wieder  hergestellt 8. 

b)  Der  Westen. 

Ein  gemeinsamer  Jahresbericht  für  1914/1916  über  die  sieben  Kolonien 
Senegal,  Obersenegal,  Niger,  Guinea,  Elfenbeinküste,  Dahomey  und  Maure- 
tanien *  weist  für  1916  eine  Einnahme  von  1,47  Mill.  Fr.,  dagegen  1913  nur 
eine  solche  von  25  000  Fr.  nach.  Offenbar  sind  auch  hier,  wie  bei  Tunis, 
die  nichtetatsmäßigen  Einnahmen  aus  dem  Feldpostanweisungsverkehr  in 
der  Etatsziffer  mitenthalten. 

Mit  Deutschland  ist,  wie  für  Algerien,  ein  Paketaustausch  seit  1920 
wiederhergestellt  für  die  Kolonialgebiete  von  Senegal,  der  Elfenbeinküste, 
Dahomey,  Togo  (früher  deutsch),  Guinea,  Kamerun  (früher  deutsch)  und 
Französisch-Äquatorialafrika.  Nach  denselben  Ländern  besteht  ein  Post- 
frachtverkehr mit  deutschen  Schiffen  über  Hamburg  und  Bremen  wie  nach 
dem  belgischen  Kongogebiet 5. 

c)  Der  Osten. 
Madagaskar.  Eine  Erhöhung  der  Inlandspostgebühren  ist  vom 
1.  Oktober  1921  ab  in  derselben  Weise  wie  in  Frankreich  selbst  eingetreten". 
An  dem  seit  1919  und  1920  wiederhergestellten  Brief-  und  Postpaketverkehr 
mit  Deutschland  nehmen  Madagaskar  und  die  französische  Somaliküste  in 
gleicher  Weise  teil  wie  die  übrigen  französischen  Kolonien  Afrikas. 


1  Postamtsbl.  1919.  S.  259  u.  262;  Postnachrichtenbl.  1920.  S.  111  u.  258; 
1921.    S.  653;   1922.    S.   170. 

2  Union  Postale.    1921.    S.  39. 

3  Ebenda  S.  16;  Postnachrichtenbl.  1920.  S.  327  u.  457;  ebenso  zwischen  Fran- 
zösisch-Mauretanien  u.  Deutschland;  1922.    S.  26,  170  u.  209. 

4  Union  Postale.  1919.  S.  1;  die  westafrikanische  Kolonie  Haute-Volta  führt 
den  Weltpostvertrag  von  1906  (Rom)  seit  dem  1.  Januar  1920  aus  (Union  Postale. 
1920.    S.  80). 

6  Postnachrichtenbl.    1921.    S.  286,  326. 
6    Union  Postale.    1921.    S.  32. 
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4.  Portugiesische  Kolonien. 

Azoren  und  Madeira.  Der  Verkehr  mit  Deutschland  wurde  nach 
dem  Kriege  wieder  aufgenommen:  bezüglich  der  Briefsendungen  im  August 
1919  (Leitung  über  das  Ententeausland),  bezüglich  der  Postpakete  im  März 
1920.  Der  Postanweisungsaustausch  mit  Deutschland  wurde  —  vorläufig 
nur  in  der  Richtung  nach  der  Kolonie  —  am  1.  Oktober  1920  wieder  hergestellt, 
der  Postfrachtstückverkehr  nach  Madeira  über  Hamburg  mit  deutschen 
Schiffen  Anfang  Januar  1921,  über  Bremen  seit  Juni  1921.  Für  Postpakete 
öffnete  sich  schon  im  August  1920  ein  deutscher  Schiffsverbindungsweg  über 
Hamburg,  seit  April  1921  ein  solcher  über  eine  Anzahl  weiterer  deutscher 
Dampfschiffslinien  (s.  wie  bei  Liberien),  auch  wurde  seit  dem  April  bei 
Postpaketen  eine  Wertangabe  bis  800  Fr.  zugelassen  \  —  Über  die  ein- 
heimischen Postverkehrsverhältnisse  liegen  keine  Berichte  vor. 

Kapverdische  Inseln.  Während  des  Krieges  lagen  dauernd  Teile 
der  englischen  Kriegsflotte  in  den  Kapverdischen  Häfen,  deren  Besatzung 
einen  erheblichen  Paketverkehr  mit  der  Heimat  unterhielt,  auch  eine  gewisse 
Kaufkraft  betätigt  haben  wird,  so  daß  die  Zahlungen  von  der  Kolonie  für 
Warenbezug  aus  dem  Mutterlande  sich  beträchtlich  hoben.  Aus  der  Post- 
paket- und  der  Postanweisungsgebühreneinnahme  hat  die  Postverwaltung 
der  Kolonie  so  namhafte  Gewinne  gezogen,  daß  nach  einem  Bericht  über 
die  Jahre  1915  und  1916 '  bei  einer  Gesamteinnahme  von  nur  51 000  Fr. 
im  Jahre  1916  ein  Einnahmezuwachs  gegen  das  Vorjahr  um  13,5  %  sich  ergab 
und  zugleich  der  Haushaltsfehlbetrag  auf  4000  Fr.,  d.  i.  um  270  %,  sank. 

Zu  Deutschland  gestalteten  sich  nach  Kriegsschluß  die  Verkehrs- 
beziehungen der  Kapverdischen  Kolonie  wie  diejenigen  der  Azoren,  nur  daß 
der  Postpaketverkehr  erst  im  August  bzw.  November  1920  wieder  einsetzte; 
Postanweisungen  —  nur  in  der  Richtung  aus  Deutschland  —  wurden  seit 
Mitte  Dezember  1920  wieder  zugelassen 3. 

Portugiesisch-Guinea.  Der  Brief-,  Postpaket-  und  Post- 
anweisungsaustausch mit  Deutschland  nach  dem  Kriege  gelangte  in  derselben 
Weise  zur  Wiederaufnahme  wie  bei  den  Kapverdischen  Inseln.  Postfracht- 
stücke mit  deutschen  Schiffen  (über  Hamburg  und  Bremen)  wurden  seit  Juni 
und  Juli  1921  wieder  zugelassen. 

Angola.  Durch  die  Besetzung  von  Deutsch-Südwestafrika  in  die 
Küstennachbarschaft  mit  Angola  gekommen,  scheint  der  wirtschaftliche  Ein- 
fluß Englands  auch  auf  die  Verkehrsverhältnisse  der  portugiesischen  Kolonie 
fördernd  eingewirkt  zu  haben,  ähnlich  wie  in  Mosambik  (s.  unten).  Ein 
Bericht  über  Angola  aus  den  Jahren  1914  und  1915*  bekundet  jedenfalls 
einen  bemerkenswerten  Aufschwung  der  Haushaltsergebnisse  der  Kolonie 
beim  Postetat:  die  Einnahme  hob  sich  bei  einem  Abschluß  von  nur  158  000  Fr. 
um  31,6  %,  der  Fehlbetrag  —  noch  1914  mit  21  000  Fr.  abschließend  —  sank 


1  Postnachrichtenbi.    1919.    S.  259  u.  262;   1920.    S.   111.  337  u.  383;   1921.    S.  5. 
147   u.   282. 

2  Union  Postale.    1919.    S.  152. 

3  Postnachrichtenbi.     1920.     S.  327,  457  u.  553. 

4  Union  Postale.    1919.    S.  39. 
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1915  auf  9000  Fr.,  d.  i.  um  57,1  %.  Nach  den  Verkehrsziffern  stellte  sich 
für  die  Briefpost  eine  Zunahme  um  31  %,  bei  der  Paketpost  eine  solche  von 
mehr  als  50  %  ein.  Im  Weltpostverein  ist  Angola  seither  nicht  über  die 
im  Anfang  (1878)  innegehabte  Beitragsklasse  4  hinausgekommen,  doch  er- 
hielten die  afrikanischen  Kolonien  Portugals  durch  den  Weltpostvertrag  von 
Rom  1906  eine  besondere  Qesamtstimme  im  Verein,  in  Unterscheidung  von 
den  übrigen  portugiesischen  Kolonien. 

Die  Wiederaufnahme  des  Postverkehrs  mit  Deutschland  nach  dem  Kriege 
bewegte  sich  in  denselben  Formen  wie  bei  Portugiesisch-Guinea  und  den 
Kapverdischen  Inseln  (s.  oben). 

San  Thome  y  Principe,  ein  besonderes  Postgebiet  der  so  be- 
nannten Inselkolonie  vor  der  Angolaküste,  hat  gleich  Angola  selbst  eine 
nennenswerte  Verkehrssteigerung  während  der  Kriegsjahre  zu  verzeichnen 
gehabt.  Von  1914  bis  1916  stieg  die  Einnahme  (72  000  Fr.)  um  14,3%,  der 
Überschuß  (297  000  Fr.)  um  32%;  die  Hebung  beruhte  auf  der  Zunahme  des 
Postanweisungsverkehrs  mit  dem  Mutterlande  und  den  übrigen  portugie- 
sischen Kolonien  (99,4%!)  sowie  auf  derjenigen  des  Paketverkehrs  mit 
Portugal,  Frankreich  und  namentlich  wieder  England,  in  ganz  ähnlicher 
Weise,  wie  es  bei  den  Kapverdischen  Inseln  während  der  gleichen  Kriegs- 
jahre zu  verzeichnen  war.  Wegen  des  Nachkriegspostverkehrs  mit  Deutsch- 
land gilt  für  die  Inseln  dasselbe  wie  für  Angola. 

Mosambik.  Über  die  enge  Inlandstarifunion  des  Postwesens  von 
Mosambik  mit  demjenigen  der  englischen  Nachbarkolonien  Südafrika  (Bund), 
Rhodesia  und  Nyassaland  ist  bei  diesen  das  Nähere  ausgeführt.  Wegen  der 
Postbeziehungen  zu  Deutschland,  dessen  früheres  deutsch-ostafrikanisches 
Postgebiet  bis  zum  Kriegsschluß  an  Mosambik  nördlich  angrenzte,  und  ihre 
Wiederanbahnung  nach  dem  Kriege  trifft  dasselbe  zu  wie  bei  Angola. 

5.  Spanische  Kolonien. 

Über  die  einheimische  Verkehrslage  der  spanischen  Kolonialgebiete  in 
Afrika  fehlt  es  an  Nachrichten.  Deutschland  hat  den  Anschluß  seiner  Post- 
beziehungen mit  Spanisch-Marokko,  den  Kanarischen  Inseln  und  mit  den 
spanischen  Niederlassungen  im  Golf  von  Guinea  nach  dem  Kriege  anfangs, 
wie  sich  von  selbst  verstand,  nur  über  das  Ententeausland  wiedererlangen 
können  —  Briefe  und  Postkarten  seit  August  1919,  Pakete  nach  den  Kana- 
rischen Inseln  seit  März  1920  — ,  doch  vermitteln  seit  Januar  und  Juni  1921 
wieder  deutsche  Schiffahrtslinien  über  Hamburg  und  Bremen  einen  Post- 
frachtstückverkehr nach  den  Kanarischen  Inseln,  einen  Postpaketverkehr 
ebendahin  sowie  nach  Spanisch-Marokko  seit  Februar  und  April  1921,  endlich 
seit  Juni  und  Juli  1921  einen  Postfrachtstückverkehr  nach  Spanisch-Guinea. 
Postanweisungen  tauschen  die  spanischen  Postanstalten  in  Marokko  seit  dem 
1.  September  1920  wieder  —  und  zwar  in  beiden  Richtungen  —  mit  Deutsch- 
land aus  *. 


1   Postnachrichtenbl.  1921.    S.  5,  83,  147,  205,  282,  286,  326  u.  349. 
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6.  Italienische  Kolonien. 

In  Ermangelung  von  Berichten  über  die  inländische  Verkehrsgestaltung 
muß  die  Darstellung  sich  auf  die  Verkehrsbeziehungen  zu  Deutschland  und 
ihre  Wiederanknüpfung  nach  dem  Kriege  beschränken.  Der  Briefverkehr 
kam,  wie  auch  sonst  mit  den  afrikanischen  Kolonialgebieten  der  europäischen 
Mächte,  zwischen  Deutschland  und  den  italienischen  Besitzungen  an  der 
libyschen  Küste  und  am  Roten  Meer  im  August  1919  zur  Wiederaufnahme. 
Ein  Postpaketverkehr  mit  Libyen  besteht  wieder  seit  März  1920,  mit 
Benadir  und  Erythräa  seit  August  und  November  1920  i.  Die  internationale 
Verkehrsbedeutung  der  italienischen  Kolonien  ist  gering:  obwohl  seit  dem 
Weltpostkongreß  zu  Rom  (1906)  mit  eigener  Qesamtstimme  ausgestattet, 
zählen  sie  dennoch  auch  nach  dem  Vertragsschluß  von  Madrid  (1920)  nach 
wie  vor  nur  zur  7.  (letzten)  Beitragsklasse. 

Dr.  Erich  Staedler,  Berlin. 
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The  Development  of  Indian  Industries. 

The  war  forms  a  landmark  in  the  history  of  Indian  manufacturing 
industries.  It  marks  the  beginning  of  a  new  epoch  in  which  India  is  deter- 
mined  to  manufacture  for  herseif  most  of  the  articles  for  the  supply  of 
which  she  has  hitherto  been  dependent  upon  foreign  countries.  The  object 
of  this  paper  is  to  describe  the  progress  of  Indian  industries  during  the  last 
six  or  seven  years.  But  it  seems  desirable  to  say  a  few  words  at  the 
outset  about  the  Position  of  Indian  industries  before  the  war. 

The  weakness  of  India's  industrial  Position  and  her  dependence  upon 
foreign  countries  for  the  supply  of  all  kinds  of  manufactured  goods  is 
illustrated  by  the  following  table  showing  the  value  of  imports  into  India 
and  exports  from  India  in  the  pre-war  year  1913—14  according  to  four 
main  groups: 

India's  Foreign  Trade  in  1913— 14  (in  £). 


Imports 

Exports 

I.  Food,  Drink  and  Tobacco 

16441000 
7  038  000 

96770  000 
1916006 

43  162  000 

II.  Raw  materials  and  Produce  mainly  unmanufactured  . 

81642  000 

36394000 

1602  000 

Total 

122  165  000 

162800000 

1    Postnachrichtenbl.  1919.  S.  259  u.  262;     1920.  S.  111,  327  u.  457. 
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Of  the  total  imports  in  1913—14:  79  %  consisted  of  articles  wholly  or 
mainly  manufactured,  and  of  the  exports  about  77  %  represented  articles 
included  in  groups  I  and  II. 

A  table  showing  the  principal  articles  of  imports  is  given  at  the  end  \ 
From  a  study  of  the  table  it  will  appear  that  it  is  not  merely  the  Indian 
consumer  who  is  dependent  upon  foreign  manufacturers  for  the  supply  of 
articles  of  luxury  and  comfort,  but  that  the  Indian  manufacturer  is  under 
the  necessity  of  importing  every  year  machinery  and  parts  of  machinery 
of  the  value  of  hundreds  of  thousands  of  pounds.  The  Report  of  the  Indian 
Industrial  Commission  (1916—18),  which  deals  largely  with  pre-war  con- 
ditions,  describes  the  deficiencies  in  the  production  of  articles2. 

The  industrial  backwardness  of  India  has  been  due  to  several  causes, 
among  which  the  neglect  of  applied  science,  the  laissez  faire  policy  of  the 
Government  in  regard  to  industries  and  the  shyness  of  Indian  capital  for 
modern  enterprises  may  be  mentioned.   As  is  well  known,  one  of  the  most 

1  See  page  115*  f. 

2  Page  55:  "The  blanks  in  our  industrial  catalogue  are  of  a  kind  most  surprising 
to  one  familiär  only  with  European  conditions.  We  have  already  alluded  generally 
to  the  basic  deficiencies  in  our  iron  and  steel  industries,  and  have  explained  how,  as  a 
result  of  these,  the  many  excellent  engineering  shops  in  India  are  mainly  devoted  to 
repair  work,  or  to  the  manufacture,  hitherto  mainly  from  imported  materials,  of 
comparatively  simple  structures,  such  as  roofs  and  bridges,  wagons  and  tanks.  India 
can  build  a  small  marine  engine  and  turn  out  a  locomotive,  provided  certain  essential 
parts  are  obtained  from  abroad,  but  she  has  not  a  machine  to  make  nails  or  screws, 
nor  can  she  manufacture  some  of  the  essential  parts  of  electrical  machinery.  Elec- 
trical  plant  and  equipment  are  still,  therefore,  all  imported,  in  spite  of  the  fact  that 
incandescent  lamps  are  used  by  the  million  and  electric  fans  by  tens  of  thousands. 
India  relies  on  foreign  supplies  for  steel  Springs  and  iron  chains,  and  for  wire  ropes, 
a  vital  necessity  of  her  mining  industry.  We  have  already  pointed  out  the  absence 
of  any  manufacture  of  textile  machinery,  and  with  a  few  exceptions,  even  of  textile- 
mill  accessories.  The  same  may  be  said  of  the  equipment  of  nearly  all  industrial 
concerns.  The  list  of  deficiencies  includes  all  kinds  of  machine  tools,  steam  engines, 
boilers,  oil  and  gas  engines,  hydraulic  presses  and  heavy  cranes.  Simple  lathes, 
small  sugar  mills,  small  pumps,  and  a  variety  of  odds  and  endsare  made  in  some 
shops,  but  the  basis  of  their  manufacture  and  the  limited  scale  of  production  do  not 
enable  them  to  compete  with  imported  goods  of  similar  character  to  the  extent  of 
excluding  the  latter.  Agriculturists'  and  planters'  tools,  such  as  ploughs,  m  a  m  m  o  o  - 
t  i  e  s  ,  spades,  shovels  and  pickaxes  are  mainly  imported,  as  well  as  the  hand  tools 
of  improved  character  used  in  most  cottage  industries,  including  wood-working  tools, 
healds  and  reeds,  Shuttles  and  pickers.  Bicycles,  motor  cycles  and  motor  cars  cannot 
at  present  be  made  in  India,  though  the  imports  under  these  heads  were  valued  at 
Rs.  187  lakhs  in  1913 — 14.  The  manufacture  of  common  glass  is  carried  on  in  various 
localities,  and  some  works  have  turned  out  ordinary  domestic  Utensils  and  bottles  of 
fair  quality,  but  no  attempt  has  been  made  to  produce  plate  or  sheet  glass,  while 
optical  glass  manufacture  has  never  even  been  mooted.  The  extent  of  our  depeudence 
on  imported  glass  is  evidenced  by  the  fact  that  in  1913—14  this  was  valued  at 
Rs.  164  lakhs.  Porcelain  insulators,  good  enough  for  low  tension  currents,  are  manufac- 
tured, but  Indiafdoes  not  produce  the  higher  qualities  of  either  porcelain  or  china. 
Attention  has  been  directed  to  the  building  of  steel  ships,  but  until  the  local  supply 
of  steel  has  been  greatly  increased,  it  is  more  than  doubtful  if  expectations  in  this 
direction  can  be  realised,  and  it  is  probable  that  there  are  other  ways  in  which  our 
present  relatively  small  supplies  of  Indian  steel  can  be  more  quickly  and  more  pro- 
fitably  utilised." 
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important  causes  of  Germany's  industrial  leadership  is  her  zeal  for 
scientific  studies  and  the  application  of  science  to  practical  Problems.  In 
India,  tili  recently,  the  study  of  science  occupied  a  very  minor  place  in  the 
educational  system.  The  education  imparted  in  our  schools  and  universkies 
is  still  mainly  of  a  literary  type,  which  accounts  for  the  utter  lack  in  India 
of  scientific  and  business  experts  who  could  help  in  the  Organisation  of 
industries,  and  who  have  therefore  to  be  imported.  Again,  in  industrial 
matters,  the  Government  in  the  past  has,  with  few  exceptions,  followed  a 
"let  alone"  policy.  So  far  from  taking  active  steps  to  foster  Indian  industries, 
Government  have  viewed  with  disfavour  any  proposal  to  assist  Indian 
industries  even  indirectly  by  means  of  a  protective  tariff.  "The  political  and 
economic  conditions  of  India",  wrote  the  Industrial  Commission,  "have 
created  a  large  export  and  import  trade;  and  this  trade  has  brought  about 
the  present  industrial  Position."  Unrestricted  freedom  of  importation  is 
responsible  in  no  small  measure  for  the  industrial  backvvardness  of  India. 
It  largely  explains  the  shyness  of  Indian  capital  for  modern  enterprises. 
There  was  never  any  lack  of  capital  in  India,  but  Indian  capital  was  chiefly 
invested  in  agriculture  and  a  few  manufacturing  industries,  as  jute  and 
cotton.  Profits  in  most  of  the  industries  affected  by  foreign  competition  were 
very  uncertain,  and  Indian  capital  avoided  these  industries.  Lastly  in  the 
purchase  of  Government  stores  very  little  advantage  was  taken  of  the  rules 
intended  to  encourage  the  purchase  of  locally  manufactured  articles,  and 
Government  Departments  generally  intended  on  the  India  Office  for  their 
requirements. 

The  war  forced  the  Government  of  India  to  direct  their  attention  to  the 
question  of  developing  Indian  industries.  The  unprecedented  shrinkage  of 
imports  made  the  country  realise,  as  it  had  never  realised  before,  the 
terrible  consequences  of  too  great  dependence  upon  other  countries  for  the 
supply  of  things  essential  in  peace  and  war1. 

Every  effort  was  made  by  the  Government  during  the  war  to  develop 
Indian  industries  whose  products  were  required,  directly  or  indirectly,  for 
war  purposes.  The  Indian  Munitions  Board  was  established  in  February 
1917.  The  functions  of  the  Board  were  "to  control  and  develop  Indian 
resources.  with  special  reference  to  the  needs  created  by  the  war . . .  to 
limit  and  co-ordinate  demands  for  articles  not  manufactured  or  produced  in 
India  and  to  apply  the  manufacturing  resources  of  India  to  war  purposes 
with  the   special   object   of  reducing  demands   on  shipping".    The   primary 


1  The  Industrial  Commission  emphasized  the  danger  of  industrial  deiiciencies 
in  the  following  words: 

"The  list  of  industries  which,  though  their  products  are  essential  alike  in  peace 
and  war,  are  lacking  in  this  country,  is  lengthy  and  almost  ominous.  Until  they  are 
brought  into  existence  on  an  adequate  scale,  Indian  capitalists  will,  in  times  of  peace, 
be  deprived  of  a  number  of  profitable  enterprises,  whilst  in  the  event  of  a  war  which 
renders  sea  transport  impossible,  India's  all-important  existing  industries  will  be 
exposed  to  the  risk  of  stoppage,  her  consumers  to  great  hardship,  and  her  armed 
forces  to  the  gravest  possible  danger."  (The  Report  of  the  Indian  Industrial  Com- 
mission, p.  55.) 
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object  of  the  Munitions  Board  was  to  meet  the  demands  of  the  armies 
operating  in  Mesopotamia,  but  it  helped  very  materially  in  the  development 
of  Indian  industries  by  purchasing  in  India  articles  and  materials  needed 
for  the  civil  and  military  departments  and  for  the  railways;  by  diverting,  so 
far  as  it  was  practicable,  Orders  for  articles  and  materials  from  the  United 
Kingdom  to  manufacturers  in  India;  by  giving  assistance  to  individuals  and 
firms  who  desired  to  import  plant  or  to  engage  technical  and  chemical 
experts  and  skilled  labour  from  England  or  elsewhere  in  order  to  establish 
new  industries  or  develop  old  ones;  and  by  the  dissemination  of  Information 
and  expert  advice  and  the  giving  of  other  direct  or  indirect  encouragement 
to  persons  prepared  to  establish  new  industries  in  India.  During  the  eighteen 
months,  from  Ist  April  1917  to  the  end  of  September  1918,  the  Board  spent 
34  crores  of  rupees  (£  22  666  666).  The  stores  were  purchased  by  the  Board 
mainly  from  Indian  firms. 

The  Munitions  Board  paid  special  attention  to  the  encouragement  of 
"key"  industries.  for  example,  some  of  the  accessories  used  by  the  milling 
industries  in  India  such  as  roller  skins,  pickers,  sheep  skins  for  rice 
polishing,  belting,  etc.  are  now  made  in  India.  Other  industries  to  which 
considerable  attention  was  paid  were  the  manufacture  of  anti-friction  metal, 
ferro-manganese,  glass,  pottery,  refractory  bricks,  disinfecting  fluids,  tea- 
pruning  knives,  tea  chests,  asbestos  boiler  composition,  glucose,  coir  articles 
and  graphite  crucibles. 

Apart  from  action  taken  by  the  Government  to  encourage  Indian 
industries,  the  rise  of  prices  caused  by  the  heavy  decline  in  all  kinds  of 
imports  gave  a  great  Stimulus  to  Indian  manufacturing  enterprise.  Attempt 
was  made  by  Indian  manufacturers  to  fill  the  gap  caused  by  the  shrinkage 
of  imports.  One  might  say  that  the  war  "protected"  Indian  industries,  and 
Indian  industrialists,  as  the  results  showed,  did  not  fail  to  take  advantage 
of  the  Situation  created  by  the  war.  Old  industries  were  strengthened  and 
enlarged  and  new  industries  were  established.  But  for  certain  causes 
arising  out  of  the  pre-war  industrial  weakness,  the  growth  of  Indian  industries 
during  the  war  would  have  been  even  more  rapid  than  it  was.  These  causes 
were:  (1)  the  difficulty  of  importing  machinery  and  materials  such  as  are 
not  made  in  India;  (2)  the  shortage  of  coal  and  coking  plant  and  the 
shortage  of  railway  wagons  and  coasting  vessels;  (3)  the  difficulty  of  pro- 
curing  from  abroad  chemical  and  technical  experts  and  (4)  the  shortage  for 
skilled  labour. 

Particular  industries. 

C  o  1 1  o  n.  Cotton  spinning  and  weaving  have  been  practised  in  India 
for  a  very  long  time.  More  than  2000  years  ago  the  muslins  of  Dacca  used 
to  be  exported  to  Greece,  where  they  were  known  as  Gangetika  '.  In  the 
17th  and  18th  centuries,  before  the  introduction  of  steam  power,  Indian 
cotton  goods  were  in  great  demand  all  over  Europe.  The  importation  of 
printed  calicoes  from  India  was  prohibited  in  England,  in  the  interests  of 


1    "Imperial  Gazeter  of  India".    Vol.  111,  p.  195. 
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Manchester,  by  an  Act  passed  in  1721.  Soon  after  this,  however,  the 
application  of  steam  power  to  industry  revolutionised  the  English  cotton 
industry,  and  India  gradually  became  an  importer  of  cotton  goods.  A  new 
chapter  in  the  history  of  cotton  spinning  and  weaving  in  India  began  with 
the  establishment  of  steam  power  spinning  and  weaving  factories  in  India. 
The  first  cotton  mill  was  established  in  1818  near  Calcutta;  the  first  cotton 
mill  in  Bombay  was  established  in  1851.  Ten  years  later  there  were  a 
dozen  mills  with  338  000  spindles  at  work  in  India.  The  progress  of  the 
cotton  industry  is  shown  by  the  following  table: 


Cotton   I  ndust 

ry  in   India 

(average  of  five  years)   1879—1914. 

No.  of  mills 
in  existence 

Capital 
£ 

Persons 
employed 

Looms 

Spindles 

1879—1880 
1889—1890 
1899—1900 
1913-1914 

58 
115 
190 
264 

80  000 
568  216 
469029 
636274 

39537 
111998 
163  296 
260847 

13307 
23845 
38520 
96688 

1470830 
3197740 
4  737  874 
6620  576 

The  total  quantity  of  piece  goods  produced  in  Indian  mills  in  1913—14 
amounted  to  1164  291000  yards;  the  imports  in  the  same  year  were 
3  197  128  000  yards,  or  more  than  2%'  times  the  Indian  production.  The 
broad  facts  regarding  home  production  and  imports  since  the  war  are 
given  in  the  following  table: 


Home  Production  and  Imports  in  1914/15—1920/21. 


1914-15  1915-16  1916-17    1917-18    1918-19    1919-20    1920-21 


Piece  goods   in    crores* 
of  yards: 

1.  Total  imports 242         212  189  152  110  106  14*9 

2.  Mill  production ... .       113  144  158  161  145  164 
Yarn  in  crores  of  pounds 

3.  Imports : 4,29         4,04         2,95         1,94         3,81  1,51  4,73 

4.  Mill  production  ... .      65,20       72,20       68,10       66,10       61,50       63,60       66,00 

5.  Exports  -fre-exports      13,42       16,08       17,05       12,24         6,55       13,39         8,28 

6.  Indian  consumption, 

3  4-4-5 56,1         60,1         54,0         55,8         58,8         49,7         62,4 

7.  Mill      consumption, 

assuming  1  yd  = 

0,21  Ib.  yarn 23,7        30,0        33,0         34,0         30,5         34,5         33,0 

8.  Hand     loom     con- 

sumption       32,4         30,1         21,0         21,8  28,3  15,2         29,4 

*  1  crore  =  10000000. 

The   above   figures  are  taken   from   a   table  prepared  by   Mr.   A.  C. 
Coubrough1.    Mr.   Coubrough   estimates    handloom    production    on   the 


1    A.    C.    Coubrough, 
Indian   Industries   and   Labour. 


Notes    on 
No.    16.) 
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basis  of  figures  of  consumption  of  5rarn  by  the  handlooms.  By  deducting 
from  the  total  of  imports  and  mill  production  of  yarn  exports  and 
re-exports  of  yarn,  the  total  consumption  of  yarn  in  India  is  obtained.  The 
mill  production  of  piece  goods  is  known  —  it  was,  for  example,  158  crores 
of  yards  in  1920—21.  Assuming  that  0,21  Ib.  of  yarn  was  used  up  in  making 
a  yard  of  woven  goods,  the  Indian  mill  consumption  of  yarn  in  1920—21 
amounted  to  33  crore  pounds,  which  leaves  29,4  crores  for  the  handloom 
industry.  Assuming  (1  Ib.  yarn  =  4  yards  of  cloth,  the  production  of  hand- 
woven  goods1  in  1920 — 21  and  the  preceeding  years  would  be  as  follows: 

Production  of  Hand-Woven  Goods  1914/15-1920/21 
(in  crores  of  yards). 


1914-1915.. 

130 

1918-1919.. 

113 

1915-1916.. 

120 

1919-1920.. 

61 

1916-1917.. 

84 

1920-1921.. 

118 

1917-1918.. 

87 

The  Indian  mills  were  much  hampered  during  the  war  by  the  difficulty 
of  importing  machinery.  This  explains  why  the  rate  of  increase  in  pro- 
duction was  more  rapid  during  the  earlier  than  in  the  later  years  of  the 
war.  The  following  table  shows  by  counts  the  imports  and  also  the  Indian 
mill  production  of  yarn: 

Imports  into  British  India  and  Production  in  the  Indian  Mills  of  Cotton 
Twist  and  Yarn  during  1920—21  (in  thousands  of  lbs.). 


From 

United 
Kingdom 

Japan 

Other 
countries 

Total 

Production  in 
Indian  Mills 

Counts 
Nos.  1-20 

„  21—30 

„   31—40 

Above  No.  40 

Others 

Waste 

391 

2053 

12636 

3590 

4  726 

4511 
1944 
9346 
1406 
2916 

2689 

193 

860 

24 

49 

7591 
4190 
22842 
5020 
7  691 

443471 

199086 

15024 

2067 

355 

Total 

23396 

20123 

3815 

47334 

660003 

It  will  be  seen  that  Indian  mills  have  practically  a  monopoiy  of  the 
yarn  trade  below  30's  counts,  and  that  Indian  production  of  yarn  between 
31  and  40's  counts  exceeds  the  imports  from  the  United  Kingdom  or  Japan, 
though  total  imports  are  greater  than  the  home  production;  as  regards  the 
higher  counts  Indian  production  is  something  more  than  two-thirds  of  the 
imports.  A  proof  of  the  fact  that  Indian  mills  are  tending  to  spin  higher 
counts  is  furnished  by  the  following  table  which  shows  that  while  there  has 
been  a  steady  rise  in  the  production  of  yarn  during  1918 — 19  to  1920—21, 
the  amount  of  raw  cotton  consumed  has  steadily  decreased: 


1    Figures  relating  to  hand-spun  yarn  are  not  available,  but  hand-spun  yarn  as 
compared  with  the  mill  production  is  inconsiderable. 
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Total  production  of  yarn. . .  lbs. 

Cotton  consumed  . . . cwt. 

Pounds  of  yarn  per  spindle.  lbs. 


1918-19         1919—20         1920—21 

615  040464  635760273  660  002597 

7299873         7154805         6833113 

99,27  91,93  94,00 


The  Proportion  of  imports  of  cloths  affected  by  Indian  competition  is 
thus  estimated  by  Mr.  Ainscough,  the  British  Senior  Trade  Com- 
missioner  in  India  and  Ceylon: 

Proportion  of  Imports  of  Cloths  into  India 
(average  of  five  years,  ending  March  1914). 


Description 

Annual  average 

valueof  imports 

(1909—10 

to  1913—14) 

£ 

Estimated  Pro- 
portion affected 
by  Indian 
competition 

o/o 

Estimated  value  of 
imported  cotton  piece 

goods  affected 

by  Indian  competition 

£ 

Grey  (unbleached) : 

Dhooties,  saries  and  scarves. 

Drills  and  jeans 

Long-cloth  and  shirtings 

All  other  kinds 

48  345 
6905037 
301645 
5455145 
1346884 
7  468859 

90266 

610  263 

340530 

1009852 

6  581066 

75 
22 

100 
90 

5 

60 

30 

100 

16 

36  259 

1  519  108 

301645 

4  909631 

White  (bleached) 

373  443 

Coloured,  printed  or  dyed: 

Checks,  spots  and  stripes 

Dhooties  (including  loongies) 

Drills  and  jeans 

Saries  and  scarves 

All  other  kinds 

54160 
183079 
340  530 
161  576 

Total 

30157892 

- 

7  879  431 

According  to  this  calculation  a  little  over  26  %  of  the  total  piece  goods 
imports  is  affected  by  Indian  competition  \ 

Metallurgical  industries.  There  is  no  lack  in  India  of  raw 
materials  required  for  the  development  of  metallurgical  industries.  This  fact 
was  well  known  to  the  ancients.  Nearly  300  B.  C,  Megasthenes  wrote  that 
India  "has  under-ground  numerous  veins  of  all  sorts  of  metals,  for  it  con- 
tains  much  gold  and  silver  and  copper  and  iron  in  no  small  quantity,  and 
even  tin  and  other  metals  which  are  employed  in  making  articles  of  use  and 
ornament  as  well  as  the  implements  and  accoutrements  of  war" 2. 

Writing  in  1881  in  the  introduction  to  his  "Economic  Geology  of  India" 
V.  Ball  thus  commented  on  the  passage  quoted  above: 

"To  many  it  may  appear  that  it  was  a  fanciful  and  fabulous  India,  very  different 
from  the  country  as  it  is  now  known  to  us.  To  such  the  facts  set  forth  in  this  work 
not  only  as  to  the  extent  of  the  mineral  resources,  but  also  as  to  the  extent  of  the 
ancient  mining  Operations,  will  come  almost  as  a  revelation. 


1  T.    M.   Ainscough,    Report   on    the   Conditions   and   Prospects   of  British 
Trade  in  India  at  the  close  of  the  war.    (Cmd.  442.)    p.  37. 

2  Industrial  Handbook.    Published  by  the  Indian  Munitions  Board,    p.  123. 
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Speaking  generally,  the  value  of  the  majority  of  the  deposits  is  relative  to  extemal 
circumstances.  Were  India  wholly  isolated  from  the  rest  of  the  world,  or  were  her 
mineral  productions  protected  from  competition,  there  cannot  be  the  least  doubt  that 
she  would  be  able,  from  within  her  own  boundaries,  to  supply  very  nearly  all  the 
requirements,  in  so  far  as  the  mineral  world  is  concerned  of  a  highly  civilised  Community. 
But  the  consumer  would  probably  have  to  pay  more  than  he  does  at  the  present  day." 

About  1881,  however,  no  important  metallurgical  industries,  working 
on  modern  lines,  existed  in  India.  It  was  in  1885  that  the  Mysore  Gold 
Company  was  founded.  The  Barker  Iron  Works  was,  indeed,  established 
in  1875,  but  it  was  not  until  1899  that  the  Company,  under  the  present 
Managing  Agents,  Messrs.  Martin  and  Company  of  Calcutta,  succeeded 
in  prQducing  pig  hon  at  a  profit.  Thus  at  the  beginning  of  the  present 
Century  the  only  successful  metallurgical  works  were  the  gold  milling  and 
reduction  plants  of  Kolar  and  the  Barker  Iron  Works.  Great  progress  has, 
however,  been  made  during  the  last  20  years.  In  1903  the  Hutti  Gold  Mines 
(Hyderabad  State)  commenced  Operations.  In  1907  the  Tata  Iron  and  Steel 
Company  was  established.  In  1909  the  Burma  Mines,  Limited,  were  started, 
and  they  are  now  smelting  for  lead  and  silver.  The  Indian  Iron  and  Steel 
Company  was  floated  in  1918  with  the  object  of  producing  pig  iron.  In  the 
same  year  the  regulär  production  of  blister  copper  was  started  in  India. 

The  production  of  metals  in  India  from  1913  to  1917  is  shown  by  the 
following  table: 


Production  of  Metals  in  India  1913—17. 


1913 

1914 

1915 

1916 

1917 

1918 

595  761 

607  388 

616728 

598  369 

574  293 



57,7 

36,7 

17,7 

9,2 

3,8 

— 

125  209 

236446 

285  387 

760  374 

1581831 

1396212(a) 
(b) 
13 182(a) 

5858 

10548 

13  235 

13790 

16962 

182 

98 

128 

113 

141 



171 

270 

431 

650 

666 

— 

204  112 

234  726 

241  794 

244710 

248132 

— 

63175 

66  603 

76355 

92  902 

114  027 

— 

— 

— 

2  658 

1843 

1475 

1  150(c) 

Gold ozs 

Platinum ozs 

Silver ozs 

Copper tons 

Lead tons 

Tin: 

Metal tons 

Ore tons 

Pig  iron tons 

Steel tons 

Ferro-manganese tons 

(a)  To  end  of  August  1918. 

(b)  The  production  of  blister  copper  commenced  August  1918. 

(c)  Monthly  Output. 


Iron  and  Steel.  Steel  was  for  the  first  time  produced  in  India  in 
1913  by  the  Tata  Iron  and  Steel  Company.  The  Company,  as  has 
been  stated  above,  was  started  in  1907,  but  it  commenced  active  Operations 
in  1912.  It  owns  several  iron  mines  and  limestone  quarries;  magnesite 
deposits  in  the  Mysore  State;  and  nine  large  coal  mines,  four  of  which  are 
located  on  the  Iharia  field. 

The  plant  early  in  1919  consisted  of:  Two  large  blast  furnaces,  making 
approximately  350  tons  of  pig  iron  per  day  each;  one  300  —  ton  steel  mixer, 
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and  six  stationary  open-hearth  furnaces,  four  of  which  are  of  about  50  tons 
capacity  per  heat  and  two  of  70  tons  capacity  per  heat;  a  battery  of  50 
copper's  by-product  coke  ovens  which,  besides  manufacturing  coke,  give 
the  following  by-products:  coal  tar,  sulphate  of  ammonia,  and  gas;  a  Simon- 
Carve  sulphuric  acid  plant;  180  non-recovery  coke  ovens;  one  40-inch 
blooming  mill;  one  28-inch  rolling  mill;  one  16-inch  and  two  10-inch  bar 
mills;  boiler  plant;  power  house;  iron  foundry;  machine  shop;  blacksmith 
shop;  pattern  shop;  storage  yard;  locomotive  shed,  etc.,  etc.  Very  large 
extensions  were  also  contemplated.  The  actual  extensions  carried  out  and 
the  present  Position  of  the  Company  are  described  in  the  Report  of  the 
Directors  for  the  year  ended  31st  March  1921  '. 

It  was  intended  to  start  a  number  of  subsidiary  industries  in  the 
neighbourhood  of  Sakchi  in  connection  with  the  steel  works.  The  manu- 
factures  which  it  was  intended  to  produce  included  steel  tubes  and  pipes, 
tinplate,  enamelware  of  various  descriptions,  railway  wagons,  spelter,  wire 
shapes  of  various  kinds,  including  fencing  wire,  nails,  etc.,  tea  machinery, 


1  The  Directors  State  that  "the  original  scheme  for  the  greater'  extensions  pro- 
vided  for  two  blast  furnaces,  one  duplex  (steel)  furnace,  a  plate  mill,  a  continuous 
sheet  bar  and  billet  mill,  sheet  mills  and  a  merchant  mill  with  their  requisite  mis- 
cellaneous  equipment.  The  original  plan  has  undergone  many  alterations  and  additions. 
In  1917 — 18  the  scheme  was  enlarged  considerably.  In  1917  one  additional  blast 
furnace  (the  Batelle  furnace)  was  purchased,  and  it  has  been  in  Operation  since 
August  1919;  a  blooming  mill,  a  rail  and  structural  mill  and  a  second  Duplex  furnace 
were  added;  the  capacity  of  the  plate  mill  was  increased;  and  substantial  additions 
were  made  to  the  continuous  sheet  bar  and  billet  mill,  the  sheet  mills,  and  the 
merchant  mill  as  a  result  of  improvements  in  design  and  with  the  object  of  increasiug 
their  capacity.  In  order  to  provide  the  raw  materials  required  for  the  increased 
production  the  Company  has  made  large  additions  to  its  reserves  of  coal,  ore  and 
fluxes,  and  now  has  in  sight  and  under  its  own  control  fully  adequate  supplies  for  the 
near  future.  The  development  of  the  towns  has  naturally  kept  pace  with  this  expan- 
sion,  and  in  1918  the  Company  obtained  an  additional  20  Square  miles  of  land  to  provide 
for  the  suitable  housing  of  its  workmen  and  for  the  subsidiary  industries  which  wiil 
eventually  be  grouped  round  the  steel  works.  This  is  the  scheme  for  the  greater 
extensions  as  it  Stands  at  present. 

The  production  of  finished  products  available  for  sale  for  the  past  year  was 
88  990  tons  of  pig  iron  and  120  570  tons  of  finished  steel.  When  the  entire  scheme 
given  above  is  carried  through  the  production  available  for  sale  will  be  174  000  tons 
of  pig  iron  and  425  000  tons  of  finished  steel.  It  is  not  possible  to  say  definitely  in 
what  exact  shape  this  material  will  be  put  lipon  the  market.  The  new  plant,  when  com- 
pleted,  will  have  a  large  reserve  of  rolling  power  and  our  steel  will  be  diverted  from 
one  mill  to  another  in  accordance  with  the  fluctuations  of  the  market  and  the  com- 
petition  which  enters  it.  But  we  expect  to  work  up  to  this  production  within  four 
years.  All  such  estimates  of  future  production  must  necessarily  depend  upon  many 
circumstances,  which  in  the  present  State  of  the  world  no  man  can  forecast  with 
absolute  certainty.  We  estimated  that  the  original  scheme  for  the  extensions  would 
be  completed  by  July  1921.  Since  that  estimate  was  made  the  whole  scheme  has 
been  enlarged,  the  design  has  been  improved,  and  many  additions  have  been  made 
owing  to  alterations  in  practice  which  have  been  discovered  sinoe  the  original  plans 
were  laid.  The  Site  has  also  been  changed.  These  alterations  have  been  made  on 
the  best  expert  advice  and  will  undoubtedly  tend  to  greater  economy  in  working. 
They  have,  however,  inevitable  delayed  the  completion  of  the  scheme.  Our  progress 
has  also  been  delayed  by  many  factors  which  could  not  have  been  foreseen;  by 
restrictions   imposed    by    the    various    Governments    upon    manufacture    and    shipment 
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agricultural  tools,  galvanised  products,  jute-mill  machinery,  structural  work, 
iron  and  steel  castings,  heavy  chemicals,  sulphuric  acid,  nitric  acid, 
fertilisers,  explosives,  drugs  and  perfumes.  Owing  to  unforeseen  difficulties 
the  progress  made  in  the  development  of  subsidiary  industries  has  been 
small,  as  the  following  extract  from  the  report  of  Directors  will  show: 

"One  subsidiary,  the  Calcutta  Monifieth  Works,  has  started  the  manufacture  of  jute 
mill  machinery,  but  the  progress  of  the  others  has  been  delayed  by  the  unusual 
circumstances  of  the  past  year.  Capital  cannot  at  present  be  easily  raised,  and  the 
increased  cost  of  machinery  and  plant  from  abroad  has  delayed  the  completion  of  their 
projects.  In  some  cases  the  schemes  which  were  under  consideration  have  been 
definitely  abandoned.  These  include  the  Burma  Corporation  project  for  the  smelting 
of  zinc,  and  our  negotiations  with  the  Eastern  Chemical  Company,  Messrs.  Stewarts  <£ 
Lloyds,  Messrs.  Vickers,  and  Messrs.  Jessop  &  Co.,  Ltd.  We  are,  however,  still 
negotiating  for  the  establishment  of  plants  for  the  manufacture  of  railway  wagons  and 
locomotives,  agricultural  implements,  wire  products,  tinplates,  enamelled  ironware, 
cables  and  special  steel  for  reinforcement.  We  have  every  reason  to  expect  that  these 
and  other  manufactures  will  ultimately  be  established  at  Jamshedpur  and  will  use  our 
steel  in  ever  increasing  quantities  as  the  industrial  development  of  the  country  grows. 
But  for  the  present  we  do  regret  a  certain  limitation  of  our  commitments  for  the  supply 
of  material  at  special  prices/'    (Ibid.  p.  60.) 

The  Bengal  Iron  and  Steel  Company  took  over  the  Barker 
Iron  Works  in  1889  and  it  came  into  the  hands  of  the  present  Managing 
Agents,  as  mentioned  above,  in  1899.  It  works  at  Kulti  on  the  Bengal  coal- 
field.  It  has  four  blast  furnaces,  each  with  a  possible  Output  of  80  tons  of 
pig  iron  a  day.  The  total  Output  of  pig  iron  is  about  10  000  tons  a  month. 
In  1918,  at  the  instance  of  the  Indian  Munitions  Board,  the  Company  turned 
one .  of  their  blast  furnaces  to  the  manufacture  of  ferro-manganese.  The 
production  of  the  Company  in  1919  amounted  to  84  965  tons  of  pig  iron, 
4732  tons  of  ferro-manganese,  and  29  635  tons  of  iron  castings.  The  Company 
has  specialised  on  castings  and  the  works  contain  a  large  foundry,  making 
pipes  up  to  12  inches  in  diameter  bends,  columns,  fencing  sockets,  pot 
sleepers  and  chains;  and  another  foundry  capable  of  producing  castings  up 
to  20  tons  in  weight. 

The  Indian  Iron  and  Steel  Company  has  not  yet  started 
active  Operations,  but  its  first  furnace  is  expected  to  be  ready  very  shortly. 
Plans  are  being  matured  for  starting  two  other  iron  and  steel  projects. 

The  recent  discovery  of  a  mountain  ränge  of  iron  ore  in  Singhbhum 
(Orissa)  is  of  very  great  importance  to  the  Indian  iron  and  steel  industry. 


both  during  and  after  the  war;  by  the  prevailing  unrest  and  continual  strikes  which 
have  occurred  both  in  Europe  and  America;  by  the  shortage  of  ocean  freight  and 
railway  transport;  by  the  difficulty  of  obtaining  labour  and  materials  in  India;  by  the 
congestion  of  the  port  of  Calcutta;  and  by  many  other  causes  which  have  followed 
directly  and  indirectly  from  the  war  and  which  have  been  entirely  outside  our 
control.  The  constant  fluctuations  in  exchange  and  prices  have  also  materially 
affected  the  prices  which  we  have  had  to  pay.  In  spite  of  all  these  difficulties  the 
Batelle  Furnace  is  actually  in  Operation,  the  plate  mill  is  practically  complete,  and 
two  more  blast  furnaces  and  one  Duplex  furnace  will  be  ready  to  operate  in  1922  . . ." 
(Quoted  by  Ainscough  in:  General  Review  of  the  Conditions  and  Prospects  of 
British  Trade  in  India  during  the  fiscal  years  1919 — 20  and  1920 — 21.   p.  59.) 
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It  is  expected  that  Singhbhum  will  provide  reserves  of  high  grade  iron  ore 
sufficient  for  all  the  requirements  of  the  Indian  iron  and  steel  industry  and 
also  for  the  neighbouring  Eastern  markets. 

The  total  i  m  p  o  r  t  s  of  iron,  iron  or  steel,  and  steel  in  1913—14  were 
as  follows :  Iron  (excluding  ore) 46  692  tons 

Iron  or  Steel 718  471      . 

Steel 253  085     „ 

The  share  of  the  more  important  countries  in  the  import  trade  is  shown 
by  the  following  table: 

Share  of  the  more  important  Countries  in  the  Indian  Import  Trade, 

1913—14  (in  o/o). 


British  Empire 

Germany 

Belgium 

United  States.. 
Japan  


Iron 
(excluding  ore) 


58 

5 
31 

0,07 


Iron  or  Steel 


75 

14 

7 

3 


Steel 


18 

39 

42 
0,07 
0,007 


During  the  war  the  imports  from  Germany  and  Belgium  ceased  while 
those  from  the  United  Kingdom  declined  heavily,  but  there  was  a  steady 
increase  in  the  imports  from  the  United  States  and  Japan,  as  is  shown  by 
the  following  table: 

Imports  of  Iron  and  Steel  into  India  1913/14—1920/21  (in  1000  £). 


1913-14 

1914-15 

1915-16 

1916-17 

1917-18 

1918-19 

1919-20 

1920-21 

Iron  (excluding  ore): 
United  Kingdom 

242 

102 

30 

19 

147 

13 

19 

5 

204 

20 
11 

430 

9 
11 

244 

7 

50 

71 

3 

193 

283 
30 
25 

101 

666 
175 
63 
53 

Total 
Iron  or  Steel: 

United  Kingdom 

United  States 

393 

6810 
270 
429 

877 
115 

184 

4640 

340 

150 

7 

260 

81 

235 

3686 

1  198 

35 

10 

26 

120 

450 

3261 

1445 

3 

58 

7 

145 

301 

1947 
2  018 

227 

327 

267 

2564 
2  481 

663 

508 

439 

8  487 

4090 

132 

39 

2 

171 

957 

17  851 
4  576 

Belgium 

931 

Japan  

50 

Germany 

252 

Other  countries 

529 

Total 
Steel : 

United  States 

8  501 

402 

12 

702 

647 

14 

5  478 

247 

28 

292 

273 

10 

5  075 

353 

393 

39 

23 

11 

4919 

351 

176 

1 

1 

22 

4519 

152 
179 

20 

6216 

147 

1047 

623 

12  921 

1298 
1209 

237 
21 

141 

24189 

3  736 
579 

Belgium 

1317 

Germany 

324 

196 

Total 

1777 

850 

819 

551 

351 

1817 

2  906 
VIII* 

6152 

110* 
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It  will  be  seen  that  the  imports  of  iron  or  steel  in  1918—19  from  Japan 
were  about  one-fourth  of  the  total  imports  from  the  United  Kingdom,  while 
those  from  the  United  States  were  about  equal  in  value  to  the  British  im- 
ports; the  American  imports  of  steel  far  exceeded  in  value  the  British 
imports.  In  1919—20,  and  particularly  in  1920—21,  while  the  American 
imports  have  remained  practically  stationary,  British  imports  have  rapidly 
increased. 

Jute.  There  were  in  1913 — 14,  64  jute  mills  at  work  in  India  '  with 
36  050  looms  and  744  288  spindles,  giving  employment  to  216  288  persons. 
The  outbreak  of  war  caused  a  crisis  in  the  jute  industry.  Before  the  war 
Germany  was  next  to  the  United  Kingdom  India's  best  customer  for  raw 
jute.  Germany  took  about  800  000  bales  annually,  and  250  000  went  to 
Austria-Hungary.  The  sudden  closing  of  these  markets  to  the  exports  of 
jute,  combined  with  a  bumper  crop,  brought  down  the  price  of  jute  from 
Rs.  86.8  per  bale  of  400  lbs.  in  April  1914  to  Rs.  31  in  December  of  the 
same  year.  The  exports  of  raw  jute  showed  a  heavy  decline  in  1914—15, 
and  remained  below  the  pre-war  Standard  throughout  the  war.  The  exports 
of  jute  manufactures,  however,  steadily  increased  during  the  war.  The 
following  table  shows  the  exports  of  raw  and  manufactured  jute  from 
1913—14  to  1920—21: 


India's  Exports  of  Raw  and  Manufactured  Jute  1913/14—1920/21. 


Jute,  raw 
1000  tons 

Jute  manufactures 

Gunny  bags  Gunny  cloth 

No.  mills. 

Million  vds. 

1913—14 

768 

368 

1061 

1914-15 

505 

397 

1057 

1915-16 

600 

794 

1192 

1916—17 

540 

805 

1230 

1917—18 

278 

758 

1196 

1918—19 

398 

583 

1103 

1919—20 

592 

342 

1275 

1920-21 

472 

533 

1352 

1  The  following  passage  taken  from  the  "Imperial  Gazeteer  of  India",  Vol.  111, 
relates  the  early  history  of  jute: 

"Jute  fibre  was  first  experimented  with  by  Europeans  in  1820,  the  result  being  sc 
unfavourable  that  brokers  were  for  some  years  subsequently  required  to  give  a 
guarantee  that  sales  of  fibre  effected  by  them  were  free  from  adulteration  with  jute. 
One  of  the  earliest  commercial  references  to  the  fibre  occurs  in  the  Customs  returns 
of  1828.  In  that  year  364  cwt.  of  raw  fibre,  valued  at  Rs.  620,  were  exported  to  Europe. 
The  manufacture  of  gunny  bags  and  cloth  was  at  that  time  entirely  in  the  hands  oi 
the  Bengal  peasant  weavers,  but  the  traffic  could  not  have  been  very  extensive.  In 
1832  an  enterprising  Dundee  manufacturer  'experimented  once  more  with  the  fibre,  and 
was  able  to  show  that  it  might  be  used  as  a  Substitute  for  hemp.  From  that  date  jute 
gained  rapidly  in  populär  favour.  It  was  recognised  that  it  was  capable  of  the  most 
minute  Separation,  but  it  is  only  within  the  past  few  years  that  this  advantage  Uas 
been  utilized  for  the  finer  textile  purposes.  In  time  the  difficulty  of  bleaching  and 
dyeing  the  fibre  disappeared;  and  the  success  of  jute  being  thus  assured,  the  founda- 
tion  of  the  manufacturing  enterprise  of  Dundee   and   Calcutta  was  laid." 
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The  war  was  a  period  of  great  prosperity  for  the  jute  industry.  The 
war  demand  for  jute  manufactures  was  strong,  labour  was  plentiful  and 
prices  realised  by  the  mills  were  high.  The  following  table  shows  the  pro- 
gress  of  the  jute  industry  during  the  war: 

Jute  Industry  in  India   1914/15—1918/19. 


No.  of 

Nominal 

No 

in  thousands 

mills 
at  work 

capital  in 
lakhsofRs. 

Persons 
employed 

Looms 

Spindles 

1914—15 

70 

1394,3 

238 

38,4 

795,5 

1915—16 

70 

1322,5 

254 

39,9 

812,4 

1916-17 

74 

1402,4 

262 

39,6 

824,3 

1917-18 

76 

1428,4 

266 

40,6 

834,0 

1918-19 

76 

1447,2 

270 

39,3 

823,7 

Wool.  Five  woollen  mills  were  working  in  India  during  the  war;  in 
addition,  a  small  disused  woollen  mill  in  Bombay  was  utilized  for  the 
manufacture  of  blankets.  The  home  production  now  amounts  to  6  000  000 
yards  of  woollen  and  worsted  cloths;  5  000  000  items  of  hosiery,  such  as 
socks,  Jerseys,  mittens,  etc.;  1250  000  pairs  of  woollen  putties;  1500  000 
blankets  and  j  h  o  o  1  s ,  and  50  000  yards  of  feit.  India  is,  however,  by  no 
means  independent  of  foreign  supplies  of  woollen  goods,  as  is  shown  by  the 
following  table: 


India'sProduction  of  Woollen  Goods  1913/14  and  1917/18-1920/21  (in  thousands). 


Piece  goods yds. 

Shawls No. 

Carpets  and  rugs lbs. 

Hosiery lbs. 

Yarn and  Knitting  wool.  lbs. 
Other  sorts lbs. 


1913-14    1917-18    1918-19    1919-20    1920-21 


27329 
2101 
1980 
537 
1059 
1593 


9  230 
21 
373 
247 
217 
230 


5  663 
7 
207 
245 
265 
164 


3  377 
19 

528 
92 
94 

274 


11007 
16 
483 
325 
320 
551 


Before  the  war  the  largest  number  of  shawls  was  imported  from 
Qermany  and  Austria-Hungary.  In  1913 — 14,  of  the  total  number  of  shawls 
imported,  2  101  748,  no  less  than  1  594  939  (£  294  147)  came  from  Germany, 
and  93  895  (£  13  102)  from  Austria-Hungary.  The  decline  in  the  imports  of 
shawls  is  due  to  the  temporary  elimination  of  the  Central  Powers  from  our 
markets.  Of  the  total  value  of  imports  of  woollen  goods  in  1913 — 14, 
£  2  568 168,  Germany's  share  was  £  716  384,  and  Japan's  only  £  925.  In 
1920—21  the  imports  from  Japan  were  valued  at  £  232  000. 

Paper.  The  history  of  paper  making  in  India  with  modern  appliances 
begins  in  1867  when  a  paper  mill  was  established  at  Bally,  though  as  far 
back  as  1811  the  missionaries  at  Serampore  used  machines  to  make  paper 
for  the  Missionary  Press.  There  were  six  paper  mills  working  in  India 
before  the  war.  The  mills  chiefly  used  s  a  b  a  i  grass  as  their  raw  material, 
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in  addition  to  importing  some  13  000  tons  of  wood-pulp  (1913).  The  diffi- 
culty  of  importing  wood-pulp  during  the  war  led  the  mills  to  make  a  more 
extensive  use  of  s  a  b  a  i  grass  and  other  raw  materials  obtained  from 
Indian  sources.  There  are  now  nine  paper  mills,  producing  in  all  about 
32  000  tons  of  paper  per  annum;  the  imports  in  a  normal  year  are  estimated 
at  double  the  Output  of  all  the  Indian  mills.  The  Indian  paper  making  in- 
dustry  cannot  be  said  to  be  in  a  satisfactory  Position.  The  Indian  mills 
cannot  compete  with  paper  made  from  wood-pulp.  The  paper  made  from 
grass  is  of  a  better  quality  than  that  made  from  wood-pulp,  but  it  is  more 
costly,  and  the  market  for  it  is  limited.  The  Canadian  Trade  Commissioner, 
in  a  report  published  in  1916,  thus  sums  up  the  Situation:  "The  paper 
manufacturer  in  India  is  unfortunate.  He  is  shut  out  from  his  most  im- 
portant  market,  that  for  cheap  papers,  by  the  high  cost  of  his  pulp.  The 
domestic  market  for  good  papers  for  which  his  pulp  is  suitable  is  not  large 
enough  to  be  worth  his  while"  *.  At  the  present  time,  in  consequence  of 
trade  depression  in  England,  British  manufacturers  are  selling  paper  in 
India  "at  prices  which  they  openly  declare  are  below  the  cost  of  production". 
The  effect  of  this  dumping  on  the  home  industry,  if  it  is  allowed  to  go  on 
unchecked,  must  be  disastrous.  The  Indian  paper  manufacturer  has  also 
suffered  much  from  the  policy  of  the  railways  to  discriminate  in  favour  of 
the  importer. 

There  is  very  little  doubt  that  the  paper  making  industry  would  be 
encouraged  by  the  adoption  of  measures  which  prevent  dumping  and  protect 
it  against  foreign  competition.  The  improvement  in  the  Provision  of  railway 
transport  and  favourable  treatment  in  regard  to  railway  rates  would 
materially  assist  the  industry.  The  Government  can  further  render  valuable 
help  to  the  industry  by  buying  supplies  as  far  as  possible  in  India. 

Tann  in  g  and  Leather.  Apart  from  a  great  number  of  small 
tanneries  which  exist  in  Southern  India,  the  Bombay  Presidency  and  the 
Punjab,  there  were  in  India  before  the  war  7  large  tanneries  capable  of 
producing  really  good  leather.  During  the  war  5  more  tanneries  were 
started,  and  since  the  conclusion  of  peace  18  new  tanneries  have  come  into 
existence.  With  the  large  amount  of  leather  which  these  30  tanneries  will 
produce  when  they  are  fully  working,  the  prospects  of  the  extended  manu- 
facture  of  boots  and  shoes  in  India  seem  to  be  very  bright. 

Other  Industries.  There  has  also  been  a  satisfactory  increase  in 
the  production  of  soap,  glass  and  Portland  cement.  Two  companies  have 
recently  been  started  to  manufacture  enamelled  hollowware.  Paints,  var- 
nishes  and  painters'  materials  are  not  yet  made  in  India,  but  most  of  the 
raw  materials  required  for  this  group  of  industries  are  available  in  India 
and  it  is  to  be  hoped  that  the  manufacture  of  these  articles  will  be  under- 
taken  in  the  near  future.  As  rcgards  electrical  goods,  electrical  porcelain 
and  electrical  fittings  such  as  water-tight  lanterns,  deck  fittings,  iron-clad 


1    Quoted  by  Mr.  A.  R.  Barbour  in  his  article:  The  modern  paper  making 
industry  in  India.    (Journal  of  Indian  Industries  and  Labour  for  November  1921.) 
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plugs  and  sockets,  hand  lamps,  table  lamps,  piain  glass  globes  and  the  like 
are  now  made  in  India.  It  will  probably  take  long  to  make  electrical 
machinery  in  India,  as  it  is  very  complicated  and  as  the  requisite  materials, 
such  as  cast  iron  of  high  permeability,  mild  steel,  thin  iron  plates  with 
special  magnetic  properties,  etc.,  are  difficult  to  obtain  here. 

Attempt  is  also  being  made  to  develop  the  various  chemical  In- 
dustries, as  the  establishment  of  these  industries  is  essential  to  the 
progress  of  textile  and  other  industries.  A  list  of  chemicals  manufactured  in 
India  has  been  published  by  order  of  the  Government  of  India  as  a  Bulletin 
of  Indian  Industries  and  Labour,  No.  21. 


The  steps  taken  by  the  Government  to  encourage  Indian  in- 
dustries during  the  last  six  or  seven  years  constitute  the  greatest  de- 
parture  from  the  policy  of  laissez  faire,  which  was  the  keynote  of  the  Govern- 
ment's  industrial  policy  before  the  war.  Departments  of  Industries  have  been 
established  in  every  province.  The  Provincial  Directors  of  Industry  meet 
every  year  in  Conference  to  consider  questions  relating  to  Indian  industries 
and  labour.  The  recommendations  of  the  Industrial  Commission  are  being 
given  effect  to.  "Pioneer"  and  "Demonstration"  factories  are  being  estab- 
lished in  some  provinces.  It  is  proposed  to  set  up  a  demonstration  tannery 
in  the  neighbourhood  of  Calcutta.  This  would  be  an  Imperial  undertaking. 
Among  provincial  ventures  may  be  mentioned  the  Demonstration  Pottery 
Factory  in  Bombay;  the  Pencil  Factory,  Aluminium  Factory,  the  Soap 
Works,  a  Jam  and  Pickle  Factory,  a  Glue  Factory  in  Madras,  and  a 
Tanning  School  at  Nagpur.  It  is  also  proposed  to  start  a  Boot  Demonstration 
Factory  either  at  Lahore  or  Amritsar  and  a  Dyeing  Factory  at  Lahore.  The 
object  of  the  Dyeing  Factory  would  be  to  provide  instruction  in  the  use 
of  chemical  dyes;  it  will  also  experiment  in  vegetable  dyes.  A  "pioneer" 
factory,  it  may  be  explained,  is  one  established  by  Government  on  a  small 
commercial  scale  in  order  to  ascertain  and  overcome  the  initial  difficulties 
and  discover  if  the  industry  can  be  worked  at  a  profit.  The  Government  under- 
takes  the  pioneering  of  industries  when  private  enterprise  is  not  forthcoming. 
"Demonstration"  factories  serve  as  schools  for  the  training  of  men  as 
operatives,  foremen  or  managers  under  strictly  commercial  conditions.  In 
some  cases  the  object  is  to  show  how  local  industrial  practice  may  be  im- 
proved. 

An  important,  but  somewhat  complex  question,  is  that  of  financial 
assistance  to  new  industries.  The  Industrial  Banks  now  existing 
in  the  country  (the  largest  of  these  Banks  is  the  Tata  Industrial  Bank)  are 
doing  very  little  for  Indian  industries.  They  are  mostly  engaged  on  ordinary 
banking  business,  not  on  industrial  business.  The  Industrial  Commission 
recommended  the  appointment  of  an  expert  committee  to  formulate  schemes 
for  the  establishment  of  industrial  banks,  but  in  view  of  the  recent  amalga- 
mation  of  the  three  Presidency  Banks  into  the  Imperial  Bank  of  India,  the 
appointment  of  the  expert  committee  has  been  deferred.   One  of  the  condi- 


J14*  Chronik  und  Archivalien. 

tions  of  the  formation  of  the  Imperial  Bank  was  that  100  new  branches 
should  be  established  within  five  years,  but  it  may  be  doubted  whether  the 
new  branches  of  the  Imperial  Bank  would  afford  any  real  financial  assistance 
to  Indian  industrialists.  The  existing  industrial  banks  find  it  difficult  to 
finance  middle-class  industrialists  as  they  do  not  possess  adequate  Infor- 
mation about  their  financial  Position.  The  creation  of  a  Government  Organi- 
sation to  inquire  into  the  solvency  and  standing  of  such  applicants  seems 
to  be  necessary.  At  a  recent  Conference  of  Directors  of  Industry  Sir  Alfred 
Chatterton,  the  Industrial  adviser  of  the  Tata  Bank,  said  that  for  large  under- 
takings  the  Tata  Bank  would  institute  its  own  inquiries  and  make  loans 
without  any  reference  to  Government;  for  medium  undertakings  (loans  over 
Rs.  5000)  the  Bank  wanted  a  preliminary  enquiry  and  report  by  a  competent 
Government  officer  before  granting  a  loan;  for  small  transactions  (less  than 
Rs.  5000)  the  Bank  would  require  a  Government  guarantee. 

It  may  be  stated  that  Provincial  Governments  now  enjoy  füll  powers 
regarding  loans  to  industries.  They  can  give  cash  grants,  recurring  and 
non-recurring,  at  their  discretion,  and  make  loans  from  the  Provincial  Loan 
Account  to  any  extent  they  consider  necessary.  These  powers  have  been 
conferred  upon  Local  Governments  by  the  new  Government  of  India  Act. 
The  next  few  years  will  show  how  far  the  provinces  use  their  new  powers 
to  develop  local  industries. 

Reference  may  also  be  made  here  to  the  report  of  the  Indian  Stores 
Purchase  Committee,  which  was  appointed  at  the  instance  of  the  Industrial 
Commission  to  make  detailed  suggestions  regarding  the  purchase  of  stores. 
The  Committee  recommends  that  complete  freedom  should  be  granted  to 
India  as  to  the  stores  rules,  and  that  it  should  be  accepted  as  a  policy,  not 
only  in  theory  but  also  in  practice,  that  all  stores  required  for  the  public 
service  shall  be  obtained  in  India  whenever  they  are  procurable  in  the 
local  market  of  suitable  quality  and  reasonable  price,  preference  being  given 
to  articles  of  Indian  origin. 

The  bearing  of  India's  fiscal  policy  upon  the  development  of  Indian 
industries  is  being  examlned  by  the  Indian  Fiscal  Commission,  which  is 
expected  to  make  a  report  by  the  end  of  June  1922.  Judging  from  the  evi- 
dence  given  before  the  Commission  by  Indian  witnesses,  Indian  opinion 
seems  to  be  practically  unanimous  in  demanding  some  measure  of  protec- 
tion for  Indian  industries.  The  work  of  Friedrich  List  is 
well  known  in  India  and  his  principles  are  largely  accepted  by  Indian 
economists  and  industrialists.  Indian  opinion,  while  it  strongly  supports 
protection,  is,  at  the  same  time,  most  determinedly  opposed  to  that  form 
of  protection  known  as  Imperial  Preference,  which  means  protection  for 
the  British  manufacturer  at  the  expense  of  the  Indian  consumer.  The 
prospects,  however,  for  the  adoption  of  an  independent  fiscal 
policy  with  the  object  of  making  use  of  the  tariff  for  assisting  Indian 
industries  do  not  seem  to  be  very  hopeful.  Mr.  M  o  n  t  a  g  u ,  the  late 
Secretary  of  State  for  India,  declared  sometime  ago  that  India  had  been 
granted  her  fiscal  freedom.   But  Mr.  Montagu  has  been  driven  from  office 
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and  the  opinion  in  England,  undcr  the  influence  of  Lancashire,  now  seems 
to  incline  in  favour  of  the  view  that  it  was  never  intended  to  give  India 
complete  control  over  her  tariff  arrangements.  It  is  significant  that  the 
Finance  Member  of  the  Indian  Government,  Sir  Malcolm  Hailey, 
suggested,  in  connection  with  his  proposals  for  additional  taxation  in  1922-23, 
an  increase  in  the  excise.  duty  on  cotton  goods  made  in  Indian  mills  from 
yA  to  7/4  %  along  with  the  proposäl  to  raise  the  import  duty  on  cotton 
goods  from  11  to  15  %,  and  that  when  the  Legislative  Assembly  rejected  the 
proposäl  to  increase  the  excise,  he  declined  to  support  the  increase  in  the 
import  duty  on  cotton. 

For  1922 — 23  India  has  an  uncovered  deficit  of  over  9  crores  of  rupees; 
the  increase  in  the  import  duty  on  cotton  would  have  reduced  the  deficit 
by  more  than  a  crore.  It  is  difficult  to  see  how  India  will  be  allowed  to 
levy  protective  duties  on  British  imports  when  objection  is  taken  to  raising 
the  tariff  even  for  revenue  purposes.  And  yet,  since  England  herseif  has 
accepted  the  principle  of  "safeguarding"  industries,  she  cannot,  in  fairness, 
deny  India's  demand  for  protection,  which  is  only  another  name  for  "safe- 
guarding" industries.  The  ultimate  decision  of  the  question,  in  the  opinion 
of  the  writer,  will  be  largely  determined  by  political  influences,  whatever 
be  the  report  of  the  Indian  Fiscal  Commission,  and  it  will  be  long  before 
India  gets  complete  fiscal  autonomy.  Perhaps  it  is  vain  to  talk  of  fiscal 
autonomy  without  political  autonomy. 


Principle  Articles  of  Imports  in   1920—21   (value  in  thousands  of  Rupees). 


Cotton  manufactures 

Metals :  Iron  and  Steel 

Total  of  metals  including  Iron  and  Steel 

Machinery  and  millwork 

Sugar  

Railway  plant  and  rolling  stock 

Motor  cars  and  motor  cycles 

Hardware 

Oils,  including  kerosene  oil 

Paper  and  pasteboard 

Silk  manufactures 

Instruments,  apparatus  and  appliances 

Woollen  manufactures 

Liquors 

Dyes 

Provisions  and  oilman's  Stores 

Glass  and  glassware 

Apparel 

Haberdashery  and  millinery 

Tobacco  (cigarettes  and  others) 

Chemicals 

Rubber,  raw  and  manufactured 

Salt 

Building  and  engineering  materials 

Drugs  and  medicines 

To  be  transported 


1021200 
312  975 
406431 
233  757 
185  030 
141  305 
123  433 
90838 
87  640 
73  034 
55  932 
58111 
55301 
49  002 
37  386 
36096 
33  762 
32  628 
30189 
29  591 
26  614 
25  206 
22  813 
22  599 
21  128 
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Transport 

Paints  and  painter's  materials 

Stationery 

Earthenware  and  porcelain 

Matches 

Wood  and  timber 

Belting  for  machinery 

Soap 

Boots  and  shoes 

Tea-chests 

Cycles 

Carriages  and  carts 

Arms,  ammunition  and  military  stores 

Toys  and  requisites  for  games 

Cutlery 

Furniture  and  cabinet-ware 

Toilet  requisites  

Paper-making  materials 

Clocks  and  watches 

Polishes 

Umbrellas  and  fittings 

Oil-cloth  and  floor-cloth 

Gums  and  resins 

Jewellery,  also  plate  of  gold  and  silver . . . 

Ivory  

Ships,  parts  of 

Cordage  and  rope 

Pitch,  tar  and  dammer 

Manures 


3212001 

19  522 

18215 

8  803 

16  701 

14  869 

14610 

14  095 

10583 

10  220 

9143 

8  232 

6396 

5  910 

5  520 

5454 

5450 

4  991 

4  792 

4  252 

3  956 

2  849 

2752 

2661 

2319 

2  220 

1638 

1492 

1290 


Total  value  of  imports       3  420936 

Prof.  B  r  i  j  N  a  r  a  i  n  ,  Lahore. 


VI. 

Geld»,  Kredit«,  Bank*  und  Börsenwesen,  Kapitalanlagen  im  Auslande. 


Die  neue  lettische  Währung. 
i. 

Ungefähr  zur  gleichen  Zeit  wie  Litauen  ist  jetzt  auch  Lettland  zur 
Neuordnung  seines  Geldwesens  im  Sinne  der  Goldwährung  übergegangen; 
das  eine  unter  Rückgriff  auf  den  Zehnteldollar,  das  andere  durch  Anlehnung 
an  den  Goldfranken. 

In  ihrer  gegenwärtigen  Fassung  vom  3.  August  1922  ist  die 
Neuordnung  gesetzmäßig  veröffentlicht  am  11.  August  („Valdibas  Vehstnesis" 
Nr.  177).  Sie  bedeutet  eine  Änderung,  aber  keine  Außerkraftsetzung  des 
Gesetzes  vom  18.  März  1920  und  seiner  bisherigen  Novellen  (Gesetzessamm- 
lung 1920,  181  bzw.  1921,  116  und  1922,  66),  wobei  als  gemeinsame  Grund- 
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basis  das  Gesetz  vom  16.  Juli  1919  in  Betracht  kommt.  Das  März-Zwanzig- 
Gesetz  ist  freilich  aus  einem  „Gesetz  über  das  einzige  Zahlungsmittel  und 
die  Regelung  früherer  Verträge  und  Schulden"  ein  simples  „Gesetz  über  die 
Regelung  früherer  Verträge  und  Schulden"  geworden.  Die  Bestimmungen 
über  das  Staatsgeld  sind  aber  nicht,  wie  man  aus  der  Namenskürzung  fol- 
gern möchte,  endgültig  herausgenommen,  sondern  nur  durch  andere  ersetzt 
worden. 

2. 

Diese  Bestimmungen  über  das  Geld  sind  entschieden  die  wichtigsten; 
sie  heben  den  ersten  Abschnitt  des  Märzgesetzes  und  die  Änderungen  vom 
14.  Juni  1921  (Gesetzessammlung  1921,  116)  völlig  auf. 

Punkt  1  der  neuen  Bestimmungen  besagt:  „Das  lettische  Geld 
ruht  auf  Gold.  Geldeinheit  ist  der  Lat,  der  0,2903226  Gramm  reines 
Gold  enthält.  Der  Lat  zerfällt  in  100  Centimes".  Auf  500  Gramm  Feingold 
kommen  somit  1722  Lat;  ein  Lat  hat  den  Wert  von  0,81  Goldmark. 

Die  Bestimmungen  über  Korn  und  Schrot  gehen  dahin,  daß  das  Gold- 
geld 9/io  reines  Gold  enthalten  muß,  und  daß  das  Gewicht  eines  20-Latstückes 
6,45161  Gramm,  das  eines  10-Latstückes  die  Hälfte  des  letzteren  zu  betragen 
hat.  Die  Toleranz  beträgt  im  Korn+  l°/oo,  d.  h.  der  Feingehalt  darf  zwischen 
899  und  901  aufs  Tausend  schwanken.  Die  Toleranz  im  Schrot  bemißt  sich 
auf  +  3°/oo  für  ein  20-Latstück,  auf±2°/08  für  ein  10-Latstück;  das  leichtere 
Stück  hat  also  merkwürdigerweise  die  geringere  Toleranz.  Anders  ausge- 
drückt: Ein  20-Latstück  muß  zwischen  6,25806  und  6,64516  Gramm,  das 
10-Latstück  zwischen  3,16129  und  3,29032  Gramm  wiegen.  Das  Passier- 
gewicht liegt  bei  5  °/oo  unter  dem  Schrot  auch  bei  ungünstigem  Remedium. 
Goldstücke,  die  das  Passiergewicht  unterschreiten,  werden  nur  zum  Metall- 
wert unter  Einbehaltung  des  Schlagschatzes  angenommen. 

Diese  Gebühr  für  das  Aus-  bzw.  Umprägen  der  Münzen  wird  vom 
Finanzminister  bestimmt  und  auch  dann  erhoben,  wenn  Gold  als  Barren 
oder  als  Münze  anderer  Länder  eingeliefert  wird.  Solches  Gold  wird  nur 
in  Mengen  von  wenigstens  100  Gramm  angenommen;  ein  Rechtsanspruch 
von  Privaten,  daß  der  Staat  ihr  Gold  zu  Münzen  schlägt,  besteht  nicht; 
während  z.  B.  das  Deutsche  Reich  durch  seine  Goldprägung  das  Metall  tat- 
sächlich nur  eichte,  tritt  der  lettische  Staat,  freilich  ihm  unbewußt,  als 
Münzherr  auf.  Nur  der  Staat  hat  hier  das  Recht,  Metallgeld  (aller  Art) 
zu  prägen  und  in  Umlauf  zu  bringen;  es  ist  gesagt,  daß  er  das  Gold  seinen 
Metallvorräten  entnimmt  oder  aber  Privatpersonen  abkauft;  nicht  gesagt 
ist  aber,  daß  er  ihm  angebotenes  Gold  erwerben  bzw.  ausprägen  muß!  Ein 
solches  Recht  der  Privaten  kann  auch  nicht  daraus  abgeleitet  werden,  daß 
der  Staat  Goldgeld  in  unbeschränkter  Menge  prägen  darf. 

Goldgeld  ist  in  unbegrenzter  Menge  in  Zahlung  zu  nehmen  und  somit 
alleiniges  gesetzliches  Zahlungsmittel.  Alle  Steuern,  Abgaben  und  überhaupt 
alle  Zahlungen  sind  nun  in  Lat  anzusetzen,  was  freilich  zunächst  als  lex 
imperfecta  zu  gelten  hat;  auch  als  ius  cogens  kann  man  diese  Bestimmung 
für  alle  Transaktionen  nicht  auffassen,  außer  etwa  bei  Eintragungen  in  staat- 
liche Register  und  dergleichen. 
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3. 

Der  Goldlat  als  solcher  wird  wie  die  meisten  Münzeinheiten  nicht  aus- 
geprägt, sondern  durch  Scheidemünze  ersetzt.  Die  letztere  erscheint 
als  Münze  mit  dem  Wert  von  1,  2,  5,  10,  20  und  50  Centimes  sowie  einem 
Lat;  das  Metall  bestimmt  der  Ministerrat  auf  Antrag  des  Finanzministers; 
es  wird  natürlich  nur  staatlichen  Beständen  entnommen.  In  Umlauf  dürfen 
nicht  mehr  als  zehn  Lat  auf  den  Kopf  ausgeprägt  sein,  und  niemand  braucht 
mehr  als  zehn  Lat  in  Zahlung  zu  nehmen  außer  den  staatlichen  Behörden. 
Beschädigtes  Geld  nehmen  freilich  auch  die  letzteren  nicht  an,  und  Verlust 
der  Aufschrift  entwertet  sogar  sonst  vollgewichtiges  Goldgeld.  Die  Staats- 
kassen dürfen  unbrauchbares  Geld  nicht  wieder  ausgeben.  Zum  Anhalten 
gefälschten  Geldes  ist  nicht  ohne  weiteres  jedermann  befugt,  da  der 
Finanzminister  besondere  Institute  und  Personen  dazu  sowie  zur  Einliefe- 
rung  ermächtigen  kann;  er  setzt  auch  besondere  Belohnungen  für  sachdien- 
liche Ermittlungen  aus;  die  allgemeinen  Rechtsnormen  (Festnahme  ertappter 
Falschmünzer)  werden  hierdurch  nicht  berührt. 

Die  Form  des  gesamten  Metallgeldes,  das,  wie  gesagt,  nur  der  lettische 
Staat  ausprägt,  sowie  das  Gewicht  der  Scheidemünzen  bestimmt  das  Ka- 
binett auf  Antrag  des  Finanzministers. 

4. 

Von  den  Übergangsbestimmungen  ist  hervorzuheben,  daß  die 
alten  Staatskassenscheine  gesetzliches  Zahlungsmittel  bleiben,  bis  sie  aus 
dem  Verkehr  herausgezogen  sind.  Bis  dahin  können  im  bisherigen  Letten- 
rubel vereinbarte  Zahlungen  in  Metallgeld  oder  auch  in  anderem  Geld 
geleistet  werden.  Für  das  letztere  kommt  der  vom  Finanzminister  in  An- 
lehnung an  den  Rigaer  Börsenkurs  festgesetzte  Kurs  in  Betracht;  besondere 
Abmachungen  der  Vertragsgegner  über  die  Kursermittlung  bleiben  aber  un- 
berührt. 

Die  früheren  in  ausländischer  Valuta  abgeschlossenen  Verträge 
sind  in  der  vertraglichen  Währung  zu  regeln,  falls  Abschlüsse  über  auslän- 
dischen Import  und  Export,  Bankoperationen  mit  dem  Ausland,  Geldum- 
wechslungen und  im  Ausland  fällige  Leistungen  zugrunde  liegen.  In  bezug 
auf  die  sonstigen  Abschlüsse,  die  in  Lettland  aber  in  fremder  Währung  ge- 
tätigt sind,  hat  die  Regelung  in  Lat  zu  erfolgen,  und  zwar  nach  dem  mittle- 
ren Rigaer  Börsenkurs  des  Abschlußtages;  sollte  an  diesem  Tage  keine  Kurs- 
ermittlung stattgefunden  haben,  so  ist  der  Durchschnittskurs  des  nächsten 
Tages  anzusetzen. 

Infolge  der  Mark-Katastrophe  sind  die  Aussichten  der  neuen  lettischen 
(wie  auch  der  litauischen)  Währung  nicht  so  ohne  weiteres  als  fraglich  an- 
zusehen, wie  man  es  sonst  mit  einigem  Recht  tun  möchte.  Die  Pläne  betr. 
Emissionsbank,  Notenwesen  und  dergl.  waren  bei  Drucklegung  noch  nicht 
spruchreif.  Dr.  Bernhard  Lembke,  Danzig. 
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IV1. 
Zur  Finanzlage  Frankreichs. 

Soweit  das  Reparationsproblem  nicht  ein  politisches  ist,  hängt  seine 
Lösung  ganz  wesentlich  von  der  Tilgung  der  auswärtigen  Schuld  ab,  welche 
Frankreich  bei  Großbritannien  und  Großbritannien  bei  den  Vereinigten 
Staaten  während  des  Krieges  aufgenommen  hat.  Keiner  der  Gläubiger- 
staaten ist  vorläufig  geneigt,  auf  die  beträchtlichen  Guthaben  bei  den 
Schuldnerstaaten  zu  verzichten,  und  zwar  die  Vereinigten  Staaten  nicht,  weil 
ihr  Schuldner  Großbritannien  einer  der  zahlungsfähigsten  der  Welt  ist,  Groß- 
britannien nicht,  weil  sein  Schuldner  Frankreich  bisher  keine  finanziellen 
Anstrengungen  gemacht  hat,  die  seiner  Leistungsfähigkeit  entsprachen. 

In  den  Motiven  des  soeben  vom  Finanzminister  de  Lasteyrie  vorgelegten 
Budgetentwurfs  für  1923 2  wird  der  Versuch  gemacht,  diese  Meinung,  die 
in  der  englischen  Fachpresse  häufig  wiederkehrt,  zu  widerlegen.  Zunächst 
werden  die  Bestrebungen  der  französischen  Finanzverwaltung  zur  Ver- 
minderung der  ordentlichen  und  außerordentlichen  Ausgaben  dargelegt.  Die 
Gesamtausgaben  Frankreichs,  die  im  letzten  Friedensjahre  1913:  5066 
Millionen  Francs  betrugen,  erreichten  im  Jahre  1918  mit  48  584  Millionen 
Francs  ihren  höchsten  Stand  und  sind  seitdem  auf  die  Hälfte  zurück- 
gegangen (1922:  24  688,  1923:  23  180  Millionen  Francs).  Der  Abbau  ist  aber 
nicht  in  so  starkem  Maße  erfolgt  wie  in  Großbritannien,  das  zeigt  ein  Ver- 
gleich der  Heeres-  und  Flottenausgaben  der  beiden  Staaten,  die,  abgesehen 
von  den  Lasten  für  die  Staatsschuld,  den  bei  weitem  größten  Bestandteil 
der  Gesamtausgaben  ausmachen. 

Die  Militärausgab  en  Frankreichs 
nach  den  Voranschlägen  (in  Mill.  Fr.). 


1913 

1807 

1919 

18185 

1914 

6526 

1920 

7648 

1915 

14712 

1921 

6312 

1916 

23853 

1922 

4910 

1917 

28662 

1923 

5177 

1918 

36120 

Während  die  Ausgaben  für  militärische  Zwecke  in  Frankreich  fast  das 
Dreifache  wie  im  letzten  Friedensjahr  betragen,  sind  sie  in  Großbritannien 
bereits  auf  128,1  Millionen  £  (gegen  77,2  im  Jahre  1913/14)  abgebaut  worden, 
also  nur  noch  um  68  %  höher  als  im  letzten  Friedensjahr.    Bei  den  reinen 


1  Vgl.  „W.  A.",  17.  Bd.,  S.  369*  ff. 

2  Projet  de  Loi  präsente"  ä  La  Chambre  des  D^putes  portant  Fixation  du  Budget 
General  de  l'Exercice  1923,  No.  4220.    Paris  1922. 
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Verwaltungausgaben  tritt  der  Abbau  der  Ausgaben  erst  in  den  letzten  beiden 
Rechnungsjahren  stärker  in  Erscheinung. 

Die  Verwaltungsausgaben 
Frankreichs  (in  Mill.  Fr.). 


1913 

1904 

1919 

9257 

1914 

2005 

1920 

11377 

1915 

2479 

1921 

9938 

1916 

2817 

1922 

7035 

1917 

4119 

1923 

5799 

1918 

5443 

Der  Abbau  der  Zivilverwaltung,  heute  eine  der  wichtigsten  Aufgaben 
praktischer  Staatsfinanzwirtschaft,  den  die  französische  Finanzverwaltung 
planmäßig  durchzuführen  bestrebt  ist,  nimmt  also  auch  im  kommenden  Rech- 
nungsjahr seinen  Fortgang1.  Er  ist  verhältnismäßig  stärker  als  in  allen 
anderen  Großstaaten,  stärker  auch  als  in  Großbritannien,  wo  die  Ausgaben 
für  Civil  Services  vor  dem  Kriege  58,9  Millionen  £  betrugen,  im  Jahre 
1922/23  mit  317,5  Millionen  f  veranschlagt  sind. 

Am  stärksten  belasten  die  Ausgaben  für  die  Verzinsung  und  Tilgung 
der  öffentlichen  Schuld  das  französische  Budget.  Diese  Ausgaben  sind  auch 
nach  dem  Kriege  ununterbrochen  und  außerordentlich  rasch  gestiegen. 


Frankreichs  Ausgaben  für  die  öffentliche 
Schuld  (in  Mill.  Fr.). 


Insgesamt 

Konsolidierte 

Langfristige 

Schwebende 

Schuld 

Schuld 

Schuld 

1913 

1355 

648 

363 

18 

1914 

1360 

621 

361 

71 

1915 

1818 

607 

478 

470 

1916 

3327 

1367 

548 

1095 

1917 

4816 

1927 

716 

1776 

1918 

7021 

2516 

1010 

1608 

1919 

7903 

3617 

1213 

1340 

1920 

11747 

4165 

2460 

2623 

1921 

11636 

4587 

2638 

2812 

1922 

13191 

4552 

2674 

3540 

1923 

12355 

Das  starke  Anschwellen  der  Ausgaben  für  die  Verzinsung  und  Tilgung 
der  öffentlichen  Schuld  in  Frankreich  ist  im  wesentlichen  darauf  zurück- 
zuführen, daß  Frankreich  während  des  Krieges  keine  und  nach  dem  Kriege 
geringe  Anstrengungen  gemacht  hat,  seine  ordentlichen  Einnahmen  aus 
Steuern  zu  vermehren.  Der  Abstand  zwischen  den  ordentlichen  Einnahmen  und 
den  Ausgaben  wurde  so  immer  größer.  Während  die  Gesamtausgaben  Frank- 


1    Vgl.  „W.  A.",  17.  Bd.,  S.  377*. 
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reichs  von  1913 — 1918  von  5066  auf  48  584  Millionen  Francs  stiegen,  sich 
also  fast  verzehnfachten,  sind  die  ordentlichen  Einnahmen  in  derselben  Zeit 
von  4907  auf  6213,  d.  h.  um  etwa  ein  Viertel,  gesteigert  worden.  Erst  nach 
dem  Kriege  ist  Frankreich  an  einen  Ausbau  und  eine  Reform  seines  finanziell 
veralteten  Steuersystems  herangegangen;  aber  auch  jetzt  erfolgte,  wie  die 
nachstehende  Tabelle  zeigt,  die  Vermehrung  der  ordentlichen  Einnahmen  nur 
sehr  langsam,  und  wenn  man  die  inzwischen  eingetretene  Entwertung  des 
Francs  berücksichtigt,  nur  in  sehr  geringem  Verhältnis. 

Ordentliche  Einnahmen  Frankreichs  (in  Mill.  Fr.). 


1913  1914  1915  1916  1917  1918  1919  1920    1921    1922    1923' 


Contributions  directes 

Produits  de  l'enregistrement 

Produits  du  timbre 

Impöt  sur  les  Operations  de 

bourse 

Taxe  sur  le  revenu  des  va- 

leurs  mobilieres 

Taxe  speciale  sur  les  paye- 

ments 

Taxe  sur  le  chiffre  d'affaires 

Produits  des  douanes 

Produits   des   contributions 

indirects 

Succre  et  sacharine 

Produits  des  monopoles 

fiscaux 

Produits  des  postes  etc 

Produits  et  revenus  du  do- 

maine  d'Etat 

Droits  et  produits  divers  ... 

Totaux 


634 
834 
241 

10 

138 


611 
611 
198 

6 

153 


547 
464 
145 

1 

157 


550 
525 
158 

2 

181 


730 
720 
173 

3 

242 


756 

720 
191 

611 

424 

62 

286 


579 

604 
159 

571 

371 

60 
273 


764 

517 
213 

549 
304 

114 

355 


1400 

530 
183 

616 
334 

110 
343 


1511 

752 

266 

712 

404 

120 
344 


696 
924 
216 

3 

253 

112 

1186 

954 
184 

710 

448 

148 
379 


1069 
1874 
314 

7 

290 

269 

1477 

1779 
377 

1052 
589 

155 

455 


1620 

2718 

517 

25 

568 

314 

942 
1596 

2612 
444 

1582 
921 

151 

938 


1872 

2705 

565 

19 

926 


1911 
1197 

2919 
365 

1711 
1071 

113 
1173 


2507 

2953 

528 

34 

737 


3058 
2466 

2927 
543 

1802 
1108 

183 

985 


2983 

2915 

581 

20 

821 


2513 
1923 

2682 
519 

1837 


176 
1149 


4907 


41964130 


4932  5977 


6213 


9707 


14948 


16547 


19831 


18119 


Wie  bereits  im  Vorjahr  vorauszusehen  war,  ist  die  wirtschaftliche  Welt- 
krise auch  in  Frankreich  auf  den  Ertrag  der  ordentlichen  Einnahmen  im 
Jahre  1923  nicht  ohne  ungünstigen  Einfluß  geblieben;  die  Einnahmen  aus 
vielen  Steuern  bleiben  erheblich  hinter  den  vorjährigen  Anschlägen,  aber 
auch  hinter  den  Rechnungsergebnissen  des  Jahres  1921  zurück.  Insbesondere 
weisen  die  Einnahmen  aus  den  staatlichen  Verkehrsunternehmen,  der  Post, 
Telegraphie  und  Telephonie,  einen  ganz  bedeutenden  Rückgang  auf.  Die 
Finanzreformen  Frankreichs  vom  Jahre  1917  und  1920  haben  in  finanzieller 
Hinsicht  die  Erwartungen  der  französischen  Finanzverwaltung  nicht  an- 
nähernd erfüllt.  Vorläufig  hat  sie  seitdem  keinerlei  Anstrengungen  unter- 
nommen, die  ordentlichen  Einnahmen  zu  vermehren;  sie  verläßt  sich  noch 
immer  darauf,  daß  Deutschland  die  Phantasiesummen,  die  im  Vertrage  von 
Versailles  festgelegt  worden  sind,  zahlen  wird. 


1   Für  1913—21  nach  den  Rechnungsergebnissen,  für  1922  u.  1923  nach  den  Vor- 
anschlägen. 
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In  welchem  starken  Maße  bereits  die  Reparationssummen  das  franzö- 
sische Budget  belasten,  zeigen  am  besten  die  nachstehenden  Ziffern:  Im 
Jahre  1919  wies  das  Budget  special  des  depenses  recouvrables  eine  Ausgabe 
von  8065  Millionen  Francs  auf,  die  1920  auf  27  371  Millionen  Francs  stieg. 
Am  31.  Dezember  1921  erreichten  diese  Ausgaben  bereits  die  Gesamtsumme 
von  74  Milliarden  Francs.  Rechnet  man  die  Zinsen  hinzu,  die  vom 
11.  November  1918  an  in  Rechnung  zu  stellen  sind,  so  erhöht  sich  diese 
Summe  auf  rund  80  Milliarden  Francs.  Erst  wenn  man  so  die  Gesamt- 
ausgaben den  Gesamteinnahmen  Frankreichs  gegenüberstellt,  erkennt  man, 
mit  welchem  gewaltigen  Defizit  die  französische  Finanzverwaltung  seit 
Jahren  arbeitet: 


Gesamtausgaben  und  • 

einnahmen 

Frankreichs 

(in  Milliarden  Fr.). 

Gesamt- 

Gesamt- 

Defizit 

ausgaben 

einnahmen 

1913 

5,1 

4,9 

0,2 

1914 

10,4 

4,2 

6,2 

1915 

22,1 

4,1 

18,0 

1916 

36,8 

4,9 

31,9 

1917 

44,7 

6,2 

38,5 

1918 

56,7 

6,8 

49,9 

1919 

54,1 

11,6 

42,5 

1920 

58,1 

19,8 

38,3 

1921 

52,0 

21,5 

30,5 

1922 

48,7 

24,1 

24,6 

Prof.  Oswald  Schneider,  Kiel. 


IX. 
Handelspolitik. 


Chronik  der  Handelspolitik. 

Die  zwischenstaatliche  Handelspolitik  des  Jahres  1921  samt  dem  ersten 
Vierteljahr  1922  ist  in  noch  weit  stärkerem  Ausmaß  als  während  des  Jahres 
1920  von  der  Zerrüttung  der  Währungsverhältnisse  entscheidend  beeinflußt 
worden,  die  noch  mehr  auf  die  Entwicklung  der  Nachkriegszeit  als  auf  den 
Weltkrieg  selbst  zurückzuführen  ist.  Abgesehen  von  den  tatsächlichen 
handelspolitischen  Folgen  der  Währungsschwierigkeiten  in  den  letzten  Jahren 
erscheinen  hierdurch  auch  zahlreiche  handelspolitisch  wichtige  Vorgänge  der 
Vorkriegszeit  (so  insbesondere  die  Zusammenhänge  zwischen  der  Zinsfuß- 
politik der  Notenbanken  und  dem  Auf  und  Nieder  von  Ein-  und  Ausfuhr)  als 
Einzelfälle  der  in  der  Nachkriegszeit  so  mächtig  in  den  Vordergrund  tretenden 
Inflation  und  Deflation  in  einem  neuen  Licht. 
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Überdies  wird  hierdurch  auch  Veranlassung  gegeben,  manchen  in  der 
Vorkriegszeit  ganz  allgemein  hingestellten  Lehr-  und  Grundsatz  der  Handels- 
politik als  besonderen  Fall  zu  betrachten,  der  den  damaligen  geordneten 
Währungsverhältnissen  (fast  überall  Goldwährung  oder  wenigstens  Goldkern- 
währung) entsprach,  bei  andersgearteten  Währungsverhältnissen  aber  an  An- 
wendbarkeit mehr  oder  weniger  einbüßt.  Dies  gilt  insbesondere  von  den 
grundsätzlichen  Auffassungen  hinsichtlich  Schutzzoll  und  Freihandel.  Diese 
wurden  in  den  letzten  Vorkriegsjahren  in  Lehre  und  tatsächlicher  Anwendung 
dem  Freihandel  immer  günstiger  (siehe  die  siegreiche  Verteidigung  des 
Freihandels  gegen  mancherlei  Angriffe  in  Großbritannien,  Holland,  Belgien; 
ferner  in  den  Vereinigten  Staaten  den  Underwood-Tarif  von  1913  usw.). 
Unter  der  Währungszerrüttung  der  Nachkriegszeit  führte  aber  eine  gewisse 
Zwangsläufigkeit  (namentlich  nach  Beendigung  der  kurzlebigen  Wiederauf- 
bau-Konjunktur des  Weltmarktes  im  Frühjahr/Sommer  1920)  von  freihänd- 
lerischer Betätigung  ab,  mochte  auch  noch  so  guter  Wille  hierfür  vorhanden 
sein,  wie  es  namentlich  in  einigen  der  Selbstgenügsamkeit  völlig  entbehrenden 
Kleinstaaten  (Deutschösterreich,  Ungarn,  Schweiz)  und  wohl  auch  in 
Großbritannien  der  Fall  war. 

Zum  Nachweis  dieser  Zwangsläufigkeit  wäre  zu  bemerken,  daß  die  durch 
Inflation  währungsschwach  gewordenen  Länder  ihre  Kaufkraft  für  Auslands- 
waren zum  sehr  bedeutenden  Teil  einbüßten;  sie  gewannen  aber  gleichzeitig 
die  Fähigkeit,  die  Industrien  währungsstarker  oder  vielmehr  die  Inflation 
erfolgreich  bekämpfender  deflatorischer  Länder  auf  deren  Inlandsmarkt  und 
in  dritten  Staaten  wesentlich  zu  unterbieten,  solange  im  währungsschwachen 
Staat  die  Arbeitslöhne  und  sonstigen  im  Inland  zu  bestreitenden  Unkosten 
(z.  B.  Wohnungsmieten)  langsamer  stiegen  als  die  Währung  fiel.  Die  Unter- 
bietung kann  bei  verhältnismäßig  guter  Beschäftigung,  aber  niedrigen  Real- 
löhnen der  Ausfuhrindustrien  ziemlich  lange  andauern. 

Andererseits  zeigte  sich  in  den  währungsstärkeren  deflatorischen  Län- 
dern ein  beständig  wachsendes  Unvermögen,  den  eigenen  Ausfuhrindustrien 
die  Auslandsmärkte,  ja  sogar  der  Gesamtindustrie  den  Inlandsmarkt  vor  dem 
zermalmenden  Wettbewerb  der  währungsschwachen  Inflationsgebiete  zu  be- 
wahren. Daher  entwickelte  sich  in  den  Ländern  hochstehender  oder  wenig- 
stens gesicherter,  aufstrebender  Währung,  bei  verhältnismäßig  hohen  Real- 
löhnen und  sonstigen  im  Inland  zu  bestreitenden  Unkosten,  in  den  Ausfuhr- 
industrien sowie  auch  in  den  nur  für  den  Inlandsmarkt  arbeitenden,  nicht 
etwa  besonders  hohen  Zollschutz  genießenden  Industriezweigen  eine  starke 
Absatzverringerung  und  große  Arbeitslosigkeit. 

Bevor  auf  die  handelspolitischen  Folgeerscheinungen  dieser  Ubelstände 
in  den  währungsstärkeren  Deflationsgebieten  und  währungsschwächeren  In- 
flationsländern des  näheren  eingegangen  werden  kann,  ist  auf  eine  hiermit 
im  Zusammenhang  stehende  irrige  Vorstellung  hinzuweisen,  die  im  Jahr  1920 
noch  sehr  verbreitet  war.  Man  glaubte  nämlich  damals,  es  handle  sich  hier- 
bei in  der  Hauptsache  um  ein  Verhältnis  zwischen  den  gewissermaßen  ins 
Bodenlose  sinkenden  Währungen  der  besiegten  Länder  sowie  gewisser  Nach- 
folge-, Balkan-  und  Randstaaten  (besonders  Deutschland,  Deutschösterreich, 
Weltwirtschaftliches  Archiv  Bd.  XVIII.  ^ 
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Ungarn,  Polen,  Südslawien,  Rumänien  usw.)  einerseits,  den  Ländern  mit 
„Edelwährung"  (Schweiz,  Holland,  die  skandinavischen  Staaten,  Groß- 
britannien, die  Union,  Kanada,  Argentinien,  Ägypten,  Japan  usw.)  anderer- 
seits; für  die  Staaten  mit  zwar  beschädigter,  aber  noch  nicht  tief  gesunkener 
und  nicht  ganz  ohne  Erfolg  aufrecht  erhaltener  Währung  (Frankreich,  Belgien, 
Italien,  längere  Zeit  hindurch  auch  Griechenland  usw.)  kämen  die  Vor-  und 
Nachteile  beider  Gruppen  in  Betracht. 

Erst  im  Jahr  1921  erwachte  das  Verständnis  dafür,  daß  es  für  Außen- 
handel und  Handelspolitik  weit  weniger  darauf  ankommt,  ob  der  Rückgang 
einer  Währung  gegenüber  der  Friedensparität  ein  Zehntel,  die  Hälfte,  neun 
Zehntel,  99  Hundertstel  oder  999  Tausendstel  (der  Fall  Deutschösterreichs,, 
eine  Zeitlang  auch  Polens)  beträgt,  als  vielmehr  auf  die  Bewegung  der  Wäh- 
rung in  dem  gerade  ins  Auge  gefaßten  Zeitraum.  Wenn  sich  der  Goldwert 
einer  Währung  von  einem  Tausendstel  der  Friedensparität  auf  anderthalb  bis 
zwei  Tausendstel  erhöht  (wie  es  eine  Zeitlang  im  Winter  1921/1922  bei  Polen 
der  Fall  war),  können  ähnliche  Mißstände  zutage  treten  wie  in  Ländern  mit 
Edelwährung,  namentlich  wenn  eine  Edelwährung  etwa  von  acht  auf  neun 
Zehntel  der  Friedensparität  steigt,  wie  1921  in  Großbritannien. 

Die  schließlich  die  Handelspolitik  beeinflussenden  Mißstände  im  zwischen- 
staatlichen Handelsverkehr,  die  einer  Wertsteigerung  der  Landeswährung  ent- 
stammen, machen  sich  sogar  bei  tiefgesunkenen  Währungen  (die  950 — 999 
Tausendstel  ihrer  Friedensparität  verloren  haben)  weit  empfindlicher  geltend 
als  bei  Edelwährungen,  die  etwa  nur  auf  70—90  v.  H.  ihrer  Friedensparität 
gefallen  sind.  Denn  eine  Steigerung  um  ein  Tausendstel  oder  Hundertstel  der 
Friedensparität  kann  bei  den  tiefgesunkenen  Währungen  leicht  zu  einer  Ver- 
doppelung des  Geldwertes  mit  allen  Schwierigkeiten,  die  Löhne  und  sonstigen 
inneren  Unkosten  einer  so  grundstürzenden  Veränderung  anzupassen,  führen» 
zumal  bei  dem  nicht  selten  anzutreffenden  niedrigen  Stand  der  (in  Gold  be- 
messenen) Reallöhne  in  Ländern  fast  völlig  entwerteter  Währung  jeder  Ver- 
such einer  Lohnherabsetzung  auf  den  entschiedensten  Widerstand  stoßen  muß 
(in  Ungarn  im  Frühjahr  und  Sommer  1921,  Polen  im  Herbst  1921  und  Winter 
1921/1922).  Für  eine  so  große  verhältnismäßige  Wertsteigerung  ist  bei  den 
nur  einigermaßen  gesunkenen  Edelwährungen  überhaupt  kein  Raum  vor- 
handen. 

Ebenso  zeigen  sich  die  Vor-  und  Nachteile  der  Inflation  nicht  nur  bei  den 
tiefgesunkenen  Währungen,  die  etwa  von  fünf  v.  H.  der  Friedensparität  auf 
ein  Promille  hinuntergehen,  sondern  auch  bei  Edel-  und  Zwischenwährungen,, 
die  etwa  von  achtzig  oder  vierzig  v.  H.  der  Friedensparität  um  wenige 
Hundertteile  sinken,  wie  es  z.  B.  zeitweise  in  Norwegen  und  Dänemark  der 
Fall  war.  Gegenüber  der  noch  ärgeren  Inflation  der  tiefgesunkenen  Wäh- 
rungen befinden  sich  freilich  auch  diese  Länder  in  einem  Zustand  der  Be- 
drängnis, der  einen  Anreiz  ausübt,  eine  Abhilfe  durch  scharfes  handels- 
politisches Vorgehen  zu  versuchen. 

Nun  wurden  die  währungsstarken  und  daher  kaufkräftigeren,  aber  auch 
die  an  sich  währungsschwachen,  doch  eine  Besserung  ihrer  Währung,  d.  tu 
eine  Deflation  anstrebenden   Länder   fast   zwangsläufig   dazu    angetrieben» 
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durch  Einfuhrverbote,  Einfuhrkontingente,  hohe  Ein- 
fuhrzölle wenigstens  den  Inlandsmarkt  vor  dem  Wettbewerb  der  infla- 
tionistischen, währungsschwachen  Länder  zu  schützen.  Hierbei  gingen  sie 
gegen  die  Einfuhr  von  „Luxuswaren",  die  als  herber  Widerspruch  zum  Elend 
der  arbeitslosen  Massen  empfunden  wurde,  besonders  scharf  vor. 

Der  Einfuhr  der  Luxuswaren  wurde  aber  auch  in  den  währungs- 
schwachen Ländern,  die  sich  zu  einer  entschiedenen,  umfassenden  Deflation 
noch  nicht  aufraffen  konnten  (so  z.  B.  in  Rumänien  im  Jahre  1921,  in  Deutsch- 
österreich in  der  ersten  Hälfte  des  Jahres  1921),  verhältnismäßig  nachdrück- 
lich entgegengetreten,  teils  um  die  ohnehin  immer  tiefer  sinkende  Währung  zu 
stützen,  teils  aus  Erbitterung  über  jene  bedenkenlosen  Volksschichten,  die  in 
den  kläglich  verarmten  währungsschwachen  Ländern  zu  den  Verbrauchern 
von  Luxuswaren  im  engeren  Sinne  des  Wortes  gehören.  Freilich  wird  in 
diesen  Ländern  (aber  auch  in  währungsstärkeren  Gebieten,  wie  z.  B.  in  der 
Tschecho-Slowakei)  der  Begriff  der  Luxusware  derart  ausgedehnt,  wie  es  vor 
dem  Weltkrieg  nicht  üblich  war  und  kaum  mehr  statthaft  ist.  Er  umfaßt  sogar 
bisweilen  Orangen,  Zitronen,  gewöhnliches  Obst,  Kaffee,  mindere  Schokolade- 
arten usw.  Hier  kommen  wohl  auch  fiskalische  Rücksichten  in  Betracht;  denn 
innerhalb  der  nunmehr  zu  so  weiter  Verbreitung  gelangten  Umsatz- 
steuern, die  auch  die  Einfuhr  belasten,  werden  den  „Luxuswaren"  namhaft 
höhere  Sätze  auferlegt  als  den  übrigen  Gütern.  Daher  reihen  die  Finanz- 
verwaltungen gern  alle  Güter,  die  gerade  nicht  zu  den  unbedingten  Lebens- 
notwendigkeiten gehören,  unter  die  Luxuswaren  ein.  Zumindest  geschieht 
dies  von  einem  gewissen  Preisstand  an,  der  bei  allmählich  wachsender  In- 
flation auch  von  gewöhnlichen  Waren  leicht  überschritten  und  dann  nicht 
immer  oder  wenigstens  nicht  genügend  erhöht  wird. 

Der  Nachdruck,  mit  dem  diese  Schutzzöllnerei  betrieben  wurde,  war  um 
so  größer,  als  die  eine  Hebung  der  Währung  anstrebende  Deflations- 
politik an  und  für  sich  eine  gewalttätige  Kraftleistung  ersten  Ranges  dar- 
stellt. Sie  steht  hierdurch  in  einem  entschiedenen  Gegensatz  zur  Inflation,  die 
nicht  mit  Unrecht  öfters  mit  einer  die  Kräfte  lähmenden,  durch  papierne  Be- 
reicherung zu  angenehmen  Selbsttäuschungen  verführenden  Narkose  ver- 
glichen wurde.  Doch  der  Deflation  betreibende  Wirtschaftspolitiker  muß 
gegen  das  eigene  Land  in  schonungsloser  Weise  vorgehen  mittels  Steuer- 
erhöhungen, Verringerung  der  Staatsausgaben,  Verminderung  der  Staats- 
beamten, Herabsetzung  der  Löhne  (wobei  die  Arbeiter  freilich  durch  die  mit 
der  Währungsbesserung  verbundene  Preissenkung  einigermaßen  entschädigt 
werden),  Einengung  der  Zahlungsmittel,  Einschränkung  jedes  nicht  unbedingt 
notwendigen  Verbrauches  usw. 

Um  so  weniger  besteht  in  den  Deflationspolitik  betreibenden  Ländern 
irgendwelche  Neigung,  die  Fremden  mit  Schonung  zu  behandeln.  Die  Zoll-  und 
Einfuhrverordnungen  vieler  Staaten  sind  ein  Beispiel  für  die  Schonungslosig- 
keit der  Handelspolitik  in  deflationistischen  Staaten,  die  den  für  überflüssig 
.angesehenen  Inlandsverbrauch  durch  hohe  Zölle  drosseln  und  auch  den  not- 
wendigen Inlandsverbrauch  für  die  heimische  Erzeugung  sichern  will. 
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In  diesen  Staaten,  welche  die  größte  Mühe  haben,  ihren  Auslandsabsatz 
vor  völligem  Zerfall  und  ihre  Arbeitermassen  vor  Arbeitslosigkeit  zu 
schützen,  wurde  selbstverständlich  mit  Ausfuhrverboten  und  Ausfuhrabgaben 
entschieden  aufgeräumt. 

Die  Wirkung  der  Währungsverhältnisse,  der  Inflation  und  Deflation  ist 
zwar  in  allen  Gebieten  des  Weltmarktes  bedeutsam  und  unvermeidlich,  aber 
aus  mannigfachen  Gründen  nicht  ganz  gleichmäßig.  Bei  großen  industriell 
entwickelten  Zoll-  und  Wirtschaftsgebieten,  die  Deflationspolitik  betreiben, 
wie  die  Vereinigten  Staaten,  Großbritannien,  Frankreich,  Spanien,  Italien,  mag 
die  Sicherung  des  Inlandsmarktes  für  die  heimische  Industrie  und  sonstige 
Erzeugung  in  den  Vordergrund  treten  und  mittels  Hochschutzzölle  sowie  be- 
sonderer Maßnahmen  gegen  Währungsschleuderei  rücksichtslos  angestrebt 
werden.  Dagegen  ist  kleinen  Zollgebieten,  wie  der  Schweiz,  Belgien,  Holland, 
den  drei  skandinavischen  Königreichen,  Finland,  mit  der  Sicherung  des  In- 
landsmarktes wenig  geholfen,  da  ihre  Industrien  zum  großen,  wenn  nicht 
überwiegenden  Teil  auf  Ausfuhr  angewiesen  sind. 

Daher  ist  die  deflationistische  Handelspolitik  der  kleineren  Zollgebiete 
im  allgemeinen  maßvoller  als  jene  der  deflationistischen  Großstaaten.  Sie 
arbeitet  eher  mit  Lohnabbau  (dem  sich  freilich  auch  die  schutzzöllneri- 
schen  deflationistischen  Staaten,  insbesondere  das  nunmehr  von  den  Pfaden 
des  unentwegten  Freihandels  abbiegende  Großbritannien,  nicht  ganz  entziehen 
können)  als  mit  sperrenden  Hochschutzzöllen  und  Einfuhrverboten.  Denn 
sogar  die  zahlreichen  schweizerischen  Einfuhrverbote  wurden  öfters  nach- 
gelassen, namentlich  wofern  es  sich  nicht  um  allzu  billige  Herkünfte  aus 
fnflationsstaaten,  wie  Deutschland  und  Deutschösterreich,  sondern  um  solche 
aus  den  beiden  deflationistischen  Nachbargebieten  Frankreich  und  Italien 
handelte,  wobei  der  Hinweis  auf  angeblich  nur  im  „Grenzverkehr"  erteilte 
Begünstigungen  gute  Dienste  leistete.  Zu  dieser  Handelspolitik  der  kleineren 
Zollgebiete  mochte  freilich  auch  die  besonnene  Zurückhaltung  beitragen,  die 
teils  völkische  Eigentümlichkeit,  teils  geschichtliche  Überlieferung  der  Skan- 
dinavier, Finnen,  Deutschschweizer  und  namentlich  der  Holländer  ist. 

Eine  besonders  rücksichtslose  Art  von  deflationistischer  Hochschutz- 
zöllnerei  liegt  in  den  zolltarifarischen  Bestimmungen  einer  Reihe  von  Ländern, 
die,  sei  es  mit  oder  ohne  Zusammenhang  mit  älteren  Bestimmungen  über  Aus- 
fuhrschleuderei  (gewöhnliches  Dumping,  wobei  die  bekämpfte  Ware 
im  Herkunftsland  teurer  ist  als  im  Bestimmungsland),  sich  besonders  gegen 
die  Währungsschleuderei,  das  sogenannte  Valutadumping,  wenden, 
wobei  die  bekämpfte  Ware  im  Herkunftsland  zumeist  sogar  billiger,  aber 
keinesfalls  teurer  ist  als  im  Bestimmungsland.  Die  Rücksichtslosigkeit  dieses 
Verfahrens  liegt  vielfach  insbesondere  darin,  daß  es  die  Rechtfertigung  mehr 
oder  minder  namhafter  Zollzuschläge  einseitig  in  der  starken  Entwer- 
tung der  Währung  des  Herkunftslandes  erblickt.  Tatsächlich 
könnte  diese  Rechtfertigung  doch  nur  darin  liegen,  daß  sich  im  Herkunfts- 
land die  Entwertung  der  Währung  schneller  vollzogen  hat  als  die  Steigerung 
der  Löhne  und  sonstigen  Unkosten.  Dieses  verwickelte  Verhältnis  nachzu- 
weisen ist  aber  sehr  schwierig;  dagegen  ist  es  sehr  leicht,  die  Entwertung 
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irgendeiner  Auslandswährung  zu  berechnen.  Überdies  werden  in  den  meisten 
Gesetzen  gegen  Ausfuhr-  und  Währungsschleuderei  den  Regierungen  und 
Zollbehörden  recht  weitgehende,  unbestimmte  Vollmachten  erteilt,  so  daß 
sie,  bei  geringer  parlamentarischer  Überwachung,  im  Grunde  genommen 
tun  können,  was  ihnen  beliebt. 

Im  folgenden  sei  kurz  auf  die  hauptsächlichsten  Gesetze  und  Verord- 
nungen der  Deflationspolitik  treibenden  Länder  hingewiesen: 

Dänemark  erließ  am  25.  November  1921  ein  Gesetz  mit  zahlreichen 
Zollerhöhungen  für  sogenannte  „Luxuswaren"  als  Vorbereitung  zu  einer  für 
1922  geplanten  umfassenderen  Zolltarif-Erneuerung. 

In  Schweden  traten  die  insbesondere  auf  sogenannte  Luxuswaren 
sich  erstreckenden  mannigfachen  Zolltarif-Erhöhungen  der  Verordnung  vom 
5.  Juni  1921  in  Kraft;  es  machte  sich  eine  starke  schutzzöllnerische  Bewegung 
innerhalb  der  schwedischen  Industrie  im  ersten  Vierteljahr  1922  geltend. 

Norwegen  suchte  in  den  königlichen  Verordnungen  vom  10.  und  18. 
Juni  1921  seinem  namentlich  im  Frühjahr  1921  etwas  empfindlicher  geworde- 
nen Währungsrückgang  -durch  Zollerhöhungen  entgegenzuarbeiten,  die 
minder  notwendige  und  Luxuswaren  betrafen,  wie  geistige  Getränke,  Süd- 
früchte, auch  anderes  Obst,  Olivenöl,  gewisse  Gemüse  usw. 

F  i  n  1  a  n  d  ordnete  zahlreiche  Zollerhöhungen  namentlich  für  soge- 
nannte Luxuswaren  an,  ferner  nicht  wenige  Einfuhrverbote  in  den  Zoll- 
regelungen vom  28.  Februar  und  9.  Juni  1921.  Es  verfügt  zwar  (gemäß  §  5 
der  Zollverordnung  vom  26.  März  1919)  nur  über  Bestimmungen  gegen  die 
gewöhnliche  Ausfuhrschleuderei  älteren  Schlages,  findet  aber  einigermaßen 
Ersatz  für  den  Mangel  an  ausdrücklichen  Vorschriften  gegen  Währungs- 
schleuderei in  der  Befugnis  des  Staatsrates  (gemäß  §  2  des  Zolltarifgesetzes 
vom  30.  Dezember  1921),  gewisse  Einfuhrzölle,  die  freilich,  neben  einzelnen 
allgemeinen  Gebrauchswaren,  zumeist  feinere  oder  Luxuswaren  betreffen, 
bis  auf  das  Vierfache  zu  erhöhen  und  Einfuhrverbote  für  Waren  zu  erlassen, 
deren  Einfuhr  nicht  als  „notwendig"  angesehen  wird. 

Bulgarien,  das  schon  in  der  Vorkriegszeit  über  einige  fis- 
kalische Ausfuhrzölle  verfügte  und  dieses  staatsfinanzielle  Hilfsmittel  wäh- 
rend des  Weltkrieges  kräftig  ausbaute,  hat  noch  immer  fast  alle  seine  für 
die  Ausfuhr  in  Betracht  kommenden  Waren, mit  Ausfuhrzöllen  belegt  (Aus- 
fuhrabgabe für  die  nicht  besonders  benannten  Waren  des  Ausfuhrzolltarifs 
6  v.  H.  des  Wertes),  Fabrikate  aber  vom  Ausfuhrzoll  meist  ausgenommen, 
mit  Ausnahme  wiederum  des  Spiritus,  Rosenöls,  Rosenwassers,  Mehls, 
der  Tabakwaren,  einfacher  Holzfabrikate.  Siehe  das  Gesetz  über  den  Aus- 
fuhrzolltarif vom  30.  Dezember  1920  mit  Abänderungen  vom  5.  März,  11. 
April  und  Juni  1921,  dessen  Artikel  3  auch  einige  übergangswirtschaftliche 
Ausfuhrverbote  für  mehrere  Arten  von  Haustieren,  ferner  für  Zucker,  Ze- 
ment, Kalk,  Bauholz,  Schwellen,  Arzneimittel  enthält.  Außerdem  verwendet 
Bulgarien  auch  in  weitgehendem  Ausmaß  Einfuhrverbote  zur  Abhal- 
tung sogenannter  Luxuswaren,  darunter  auch  manche  nur  nicht  unbedingt 
notwendige  Güter:  Verordnung  vom  6.  Mai  1921,  auf  Grundlage  des  Gesetzes 
vom  9.  November  1918,  mit  Einfuhrverboten  gegen  zahlreiche  Waren,  die 


128*  Chronik  und  Archivalien. 

teils  nicht  zum  unbedingt  notwendigen  Lebensbedarf  gehören,  teils  tatsäch- 
lich Luxuswaren  sind;  sie  sieht  jedoch  auch  Maßnahmen  für  etwaige  Aus- 
nahmen von  diesen  Einfuhrverboten  vor,  was  sowohl  mit  handelspolitischen 
Zielen  als  auch  mit  Rücksichten  auf  die  Verbraucher  zusammenhängt. 

Die  Tschecho-Slowakei,  deren  Regierung  in  Artikel  II  des  Ge- 
setzes vom  12.  August  1921,  betreffend  Regelung  der  Handelsbeziehungen 
zum  Ausland,  eine  weitgehende  Ermächtigung  zur  Feststellung  der  Koeffizien- 
ten je  nach  den  Währungsverhältnissen  des  In-  und  Auslandes  erhalten  hat, 
erließ  am  21.  Mai  1921  eine  Verordnung  betr.  Zollerhöhungen  und  Einführung 
von  Währungszuschlägen. 

Schweiz.  Abgesehen  von'  dem  zumeist  nur  mäßige  Zollerhöhungen 
bringenden  neuen  Zolltarif  vom  8.  Juni  1921  kämpfte  die  Schweiz  gegen  die 
Einfuhr  von  Auslandswaren,  die  den  Absatz  der  heimischen  Industrie  auf 
ihrem  ohnehin  kleinen  Zollgebiet  noch  mehr  einengte,  insbesondere  dadurch 
an,  daß  sie  die  Einfuhr  einer  größeren  Anzahl  von  Warengattungen  an  die  Bei- 
bringung besonderer  Einfuhrbewilligungen  band;  dies  geschah  durch  Bundes- 
ratsbeschluß vom  18.  Februar  1921,  dem  während  der  übrigen  10  Monate 
des  Jahres  eine  Reihe  von  Durchführungsverordnungen  betreffend  mannig- 
fache Gebrauchs-  und  Luxuswaren  mit  Einschluß  von  Wein  sowie  Hafer- 
und  Gersteerzeugnissen  nachfolgte.  Die  behufs  Milderung  der  Deflations- 
erscheinungen angestrebte  Schutzwirkung  lag  nicht  nur  im  Einfuhrverbot 
und  in  der  Einfuhrbeschränkung,  sondern  auch  in  der  Gebühr  von  2  v.  H.  bis 
6  v.  H.  des  Wertes  für  die  Ausstellung  der  Einfuhrbewilligungen,  eine  übrigens 
durch  Bundesratsbeschluß  vom  5.  Juli  1921  zum  Teil  gemilderte  Maßregel; 
als  Schutzmittel  gegen  etwa  hierdurch  erregte  Mißstimmung  des  Auslandes 
dient  eine  umfassende  Erhöhung  des  allgemeinen  Tarifs  mittels  Bundesrats- 
beschluß vom  2.  Februar  1922,  die  zahlreiche  Vergeltungs-  und  Kampfzölle 
zur  Verfügung  stellt. 

Italien.  Der  neue  Zolltarif  vom  9.  Juli  1921  mit  großen  Zollerhöhungen, 
die  nicht  selten  Sperrwirkung  ausüben,  ist  schon  durch  seine  weitgehende 
Zergliederung  und  Verwickelung  der  Einfuhr  hinderlich;  scharfe  Kampf  zolle 
sind  vorgesehen.  Die  Monopole  auf  Kaffee,  Kaffeeersatzmittel,  Glühlampen, 
Zündhölzer,  Feuerzeuge  usw.  wurden  abgebaut  und  zumeist  durch  Produk- 
tionssteuern ersetzt.  Hinsichtlich  der  Vervielfältigungs-Koeffizienten  für  die 
einzelnen  Warengattungen  hat  die  Regierung  so  völlig  freie  Hand  erhalten, 
daß  sie  besondere  Ermächtigungen  zur  Bekämpfung  von  Ausfuhr-  und  Wäh- 
rungsschleuderei  gar  nicht  benötigt. 

Das  hochschutzzöllnerische  Spanien  hat  in  einer  Verordnung  vom 
3.  Juni  1921  durch  Zollzuschläge,  die  der  unerwünschten  tatsächlichen  oder  an- 
geblichen Verbilligung  angepaßt  sind,  gegen  Ausfuhr-  und  Währungsschleu- 
derei  besonders  nachdrückliche  und  verwickelte  Bestimmungen  getroffen. 

Portugal.  Die  Schutzzöllnerei  wird  nicht  nur  durch  Schaffung  eines 
Maximaltarifs  mittels  Verordnung  vom  5.  November  1921  betrieben,  def 
durch  Verdoppelung  der  Mindestsätze  und  durch  Wertzölle  von  50  v.  H. 
bei  den  im  Minimaltarif  zollfreien  Waren  entsteht;  in  gleicher  Richtung  sind 
scharfe  Zollkriegsmaßregeln  wirksam,  die  mittels  Verordnung  vom  6.  Sep- 
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tember  1921  gegen  das  alkoholfeindliche  Norwegen  tatsächlich  zur  Anwen- 
dung kamen,  sowie  die  im  Haushaltsgesetz  vom  31.  August  und  in  einer 
Verordnung  vom  24.  November  1921  enthaltene  Verpflichtung  zur  Zahlung 
der  Zölle  in  Gold,  wovon  freilich  eine  Reihe  produktions-  und  sozialpoliti- 
scher Ausnahmen  für  Roh-  und  Halbstoffe,  Maschinen,  Werkzeuge,  gewisse 
Nahrungsmittel,  lebende  Tiere  usw.  gemacht  wurden. 

Frankreich.  Hochschutzzöllnerische,  häufig  abgeänderte  „Koeffi- 
zienten" zu  den  Sätzen  des  Zolltarifs,  und  zwar  besonders  des  Qeneraltarifs, 
die  freilich  durch  mehrere  teils  ältere,  teils  neuere  Handelsverträge  mit  der 
Tschecho-Slowakei,  Norwegen,  Finland,  den  Vereinigten  Staaten,  Kanada, 
Nicaragua  eine  Reihe  beachtenswerter  Milderungen  erfahren  haben,  dagegen 
Zollkrieg  mit  dem  gleichfalls  hochschutzzöllnerischen  Spanien  vom  8.  De- 
zember 1921  bis  zum  Abschluß  des  spanisch-französischen  Handelsvertrages 
vom  8.  Juni  1922,  der  auf  dem  Prinzip  der  Meistbegünstigung  beruht.  Beson- 
ders umfangreiche  Erhöhung  des  allgemeinen  Zolltarifs  mittels  Verordnung 
vom  28.  März  1921,  der  kleinere  Maßnahmen  dieser  Art  bis  in  das  Jahr  1922 
hinein  nachfolgten;  in  zwei  Verordnungen  vom  Oktober  1921  werden 
Gewichtszölle  in  Wertzölle  umgewandelt,  die  zumindest  im  allgemeinen 
Tarif  recht  hoch  sind;  die  französischen  Zollerhöhungen  erstrecken  sich  zu- 
meist auch  auf  weltwirtschaftlich  wichtige  Gebiete,  wie  Algerien,  Madagas- 
kar, Französisch-Hinterindien,  Französisch-Westindien.  Über  Bestimmungen 
gegen  Ausfuhrschleuderei  verfügt  Frankreich  in  seinem  Zolltarifgesetz  schon 
seit  langem,  hilft  sich  aber  gegenüber  den  Staaten  mit  tiefstehender  Wäh- 
rung dadurch,  daß  es  mit  ihnen  im  allgemeinen  keine  Handelsverträge  ab- 
schließt und  ihre  Waren  nach  dem  riesig  hohen  Generaltarif  behandelt.  Das 
Verfahren  ist  für  Frankreich  gegenüber  Deutschland,  Deutschösterreich  und 
Ungarn  um  so  bequemer,  als  diese  Staaten  durch  die  Friedensverträge 
außerstande  gesetzt  werden,  mit  einem  Ententestaat,  und  besonders  mit  einem 
so  reizbaren  wie  Frankreich,  irgendeine  Art  von  Zollkrieg  zu  führen.  Doch 
hat  Frankreich  gelegentlich  seines  Zollkrieges  mit  Spanien  auch  zu  den  be- 
sonderen Abwehrmaßnahmen  gegen  Währungsschleuderei  gegriffen,  indem 
die  Kampf-  und  Zollzuschläge  auf  spanische  Waren  mit  einem  Koeffizienten 
zu  vervielfachen  sind  (siehe  Artikel  2  der  Verordnung  vom  8.  Dezember 
1921),  der  allmonatlich  dem  wechselseitigen  Stand  des  Peseta  und  Franken 
angepaßt  werden  soll. 

In  Holland  und  seinen  Uberseebesitzungen  blieben  bisher  (d.  h.  bis 
Ende  März  1922)  schutzzöllnerische  Strömungen  fast  gänzlich  einflußlos,  in 
Belgien  erzielten  sie  etwas  mehr  Erfolg  (siehe  Zollerhöhungen  im  Tarif- 
gesetz vom  31.  März  1921,  dagegen  wichtige  Zollermäßigungen  in  der  Ver- 
ordnung vom  30.  Juni  1921),  namentlich  gegenüber  dem  fast  schutzlosen 
Deutschland  (Abwehrzölle  gegen  die  angebliche  deutsche  Währungsschleu- 
derei in  der  Verordnung  vom  3.  November  1921),  desgleichen  in  der  Schweiz, 
den  drei  skandinavischen  Königreichen  und  Finland,  die  aber  alle  viel 
weniger  weit  gingen  als  die  deflationistischen  Großstaaten. 

Großbritannien,  das  auf  Ausfuhr  besonders  stark  angewiesen  ist, 
ha*t  sich  verhältnismäßig  zurückhaltend  benommen  und  ist  grundsätzlich  frei- 
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händlerisch  geblieben.  Durch  das  am  1.  Oktober  in  Kraft  getretene  Indu- 
strieschutzgesetz von  1921  werden  mit  einem  festen  Zollzuschlag  von  ein 
Drittel  des  Wertes  belastet:  sowohl  die  zahlreichen  Waren,  die  als  Erzeug- 
nisse sogenannter  Schlüsselindustrien  betrachtet  werden  (viele  chemische 
Erzeugnisse,  gewisse  wissenschaftliche,  physikalische  und  elektrotechnische 
Gerätschaften,  optische  Gläser  und  andere  technische  Glaswaren  usw.;  die 
ganze  Liste  umfaßt  über  zweitausend  Einzelheiten),  als  auch  durch  irgend- 
welche Schleuderei  zu  billig  nach  Großbritannien  gebrachte  Waren. 

Japan  stützt  sich  bei  seinem  Vorgehen  gegen  Ausfuhr-  und  Währungs- 
schleuderei  mittels  Zollzuschläge  auf  seinen  erneuerten  Zolltarif  vom 
14.  April  1910. 

In  Kanada  wurde,  abgesehen  von  ziemlich  hohen  allgemeinen,  nur  für 
reichsbritische  Waren  durch  Vorzugszölle  gemilderten  Zollsätzen,  nach  einer 
(auf  einem  etwas  älteren  Gesetz  beruhenden)  Verordnung  vom  4.  Juni  1921 
die  Maßnahme  getroffen,  daß  der  einer  Wertzollerhebung  zugrunde  zu  legende 
Preis  für  Waren  aus  Ländern  mit  beschädigter  Währung  gegenüber  der 
Goldparität  dieser  Länder  höchstens  um  die  Hälfte  ermäßigt  werden  darf. 
Herkünfte  aus  Ländern  mit  noch  tieferstehender  Währung  unterliegen  daher 
von  selbst  einer  höheren  Zollbelastung. 

Sehr  nachdrückliche  Bestimmungen  gegen  Ausfuhr-  und  Währungs- 
schleuderei  finden  sich  in  den  Vereinigten  Staaten,  und  zwar  ins- 
besondere im  sogenannten  Notstandstarifgesetz  vom  27.  Mai  1921.  Dieses 
enthält  nämlich  nicht  nur  deflatorisch-rücksichtslose  Zollerhöhungen  für  eine 
Reihe  von  Erzeugnissen  des  Ackerbaues  und  der  Viehzucht,  von'  Lebens- 
und Genußmitteln,  Woll-  und  Baumwoll waren;  es  sieht  auch  Ausgleichs- 
zölle gegen  alle  Einfuhrwaren  vor,  die  durch  eine  wie  immer  verursachte 
übermäßige  Billigkeit  geeignet  sind,  eine  Erzeugung  der  Union  zu  schädigen 
oder  einer  solchen  tatsächlich  Schaden  zufügen.  Das  Notstandsgesetz  ver- 
schärft in  gleicher  Absicht  auch  die  Bestimmungen  über  Wertzoll-Erhebung, 
aber  immerhin  noch  unter  Beschränkung  auf  den  Großhandelspreis  oder  die 
Erzeugungskosten  im  Herkunftsland.  Dagegen  will  die  bis  Ende  März  1922 
vom  Kongreß  noch  nicht  verabschiedete,  besonders  hochschutzzöllnerische 
Fordney-Bill  den  Großhandelspreis  oder  die  Erzeugungskosten  in  den  Ver- 
einigten Staaten  selbst  zur  Grundlage  der  Wertzollerhebung  machen. 

Im  romanischen  Amerika,  insbesondere  in  Argentinien 
und  Brasilien,  hat  sich  die  bereits  im  vorjährigen  Bericht  (siehe 
„W.  A.",  17.  Bd.,  S.  86*)  erwähnte  Neigung  erhalten,  die  eigenen  Erzeugnisse 
(Roh-  und  Halbstoffe  sowie  Lebensmittel)  gegen  Darlehen  abzugeben,  die 
nicht  in  Geld,  sondern  in  Waren  des  Verbrauchsgebietes  zu  bezahlen  sind. 
So  hat  z.  B.  die  argentinische  Regierung  in  der  ersten  Februarhälfte  1922 
nach  einer  günstigen  Ernte  ihre  diplomatischen  Vertretungen  beauftragt,  den 
Regierungen,  bei  denen  sie  beglaubigt  sind,  derartige  Erleichterungen  im 
Ankauf  von  Erzeugnissen  der  Landwirtschaft  und  Viehzucht  Argentiniens 
anzubieten.  In  den  genannten  beiden,  während  des  Weltkrieges  in  stärkerem 
Ausmaß  industrialisierten  südamerikanischen  Großstaaten  tauchte  im  Jahre 
1921  der  Plan  auf,  der  Währungsschleuderei  besondere  zollpolitische  Gegen- 
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maßregeln  entgegenzusetzen,  er  wurde  aber  nicht  verwirklicht,  da  die  dor- 
tigen Hochschutzzölle  auch  ohne  diese  besondere  Waffe  die  Einfuhr  genü- 
gend erschweren.  In  den  anderen  Staaten  des  romanischen  Amerika,  die  (ab- 
gesehen vielleicht  vom  industriell  bereits  etwas  leistungsfähigeren  und  daher 
auch  einigermaßen  schutzzöllnerischen  Mexiko  sowie  Kuba  mit  seinen 
zwei  großen  Ausfuhrindustrien  Zucker  und  Tabak)  industriell  wenig  ent- 
wickelt sind,  ist  die  Zollpolitik  mehr  fiskalisch  als  auf  Industrieschutz  bedacht 
und  der  Verbilligung  des  Verbrauches  durch  Währungsschleuderei  des  Aus- 
landes nicht  abgeneigt. 

Die  in  Afrika  und  Australien  gelegenen  großen  Dominions  des 
britischen  Weltreiches,  Britisch-Südafrika,  die  Commonwealth  von  Australien 
und  Neuseeland,  verfügen  ähnlich  wie  Kanada  über  mehr  oder  minder  scharfe 
Bestimmungen  gegen  Währungsschleuderei. 

Zu  den  Staaten,  die  zwischen  Inflation  und  Deflation  schwank- 
ten, gehörten  im  Jahre  1921  und  ersten  Vierteljahr  1922  Südslawien  und 
Rumänien,  die  freilich  seit  Sommer  1922  eher  in  die  Bahnen  der  Inflation  ge- 
raten sind  (südslawische  Rüstungen  gegenüber  Italien,  rumänische  gegen- 
über Rußland). 

Südslawien  ist  ein  verhältnismäßig  freihändlerischer  Staat,  der  nur 
auf  den  Schutz  der  wenigen  dort  bereits  entwickelten  Industrien  bedacht  ist. 
Die  zahlreichen  Vertragssätze  umfaßten  (freilich  nur  bis  August  1921)  unge- 
fähr die  Hälfte  des  allgemeinen  Zolltarifs,  dem  im  Sommer  1921  (Verordnung 
vom  4.  Juni  1921)  neue,  vielfach  etwas  höhere  Ziffern  in  das  alte  Gerippe 
gesetzt  wurden.  Ein  gewisser  inflationistischer  Zug  zeigt  sich  im  neuen  Aus- 
fuhrzolltarif vom  21.  Februar  1921  (durch  den,  abgesehen  von  etwaigen  fis- 
kalischen Zwecken,  namentlich  Rohstoffe,  Abfälle,  Lebensmittel,  landwirt- 
schaftliche Erzeugnisse,  einfache  Fabrikate  vor  dem  Aufkauf  durch  das  wäh- 
rungsstärkere  Ausland  bewahrt  werden  sollen),  ferner  in  der  Beibehaltung 
der  im  Oktober  1920  eingeführten  zehnprozentigen  Steuer  auf  Luxuswaren 
im  Zolltarif  vom  4.  Juni  1921.  Am  3.  März  1922  ist  freilich  eine  recht  um- 
fangreiche Liste  von  Einfuhrverboten  für  Luxuswaren  in  Kraft  getreten. 

Rumänien  ist  als  hochschutzzöllnerischer  Staat  seit  jeher  entschie- 
dener vorgegangen.  Die  Neuregelung  der  Ausfuhr  vom  27.  November  1921 
stellt  drei  Listen  auf:  1.  Waren,  deren  Ausfuhr  verboten  ist:  gewisse  wich- 
tige Rohstoffe,  Halbfabrikate,  Lebensmittel,  Verpackungsbehelfe;  2.  Ausfuhr 
für  Kompensationsgeschäfte  des  Staates  vorbehalten:  Getreide-  und  Mahl- 
erzeugnisse (ausgenommen  Kleie  und  Teigwaren),  Gold,  Silber;  3.  Ausfuhr 
mit  Sonderbewilligung  nach  Deckung  des  Inlandsbedarfs  gestattet:  Teig- 
waren, Kleie  und  andere  Futtermittel,  einzelne  tierische  Erzeugnisse  und 
Nahrungsmittel  sowie  mineralische  Roh-  und  Halbstoffe  usw.  Besondere 
Vorschriften  bestehen  für  die  Ausfuhr  von  Erdöl-Erzeugnissen;  die  betreffen- 
den Unternehmungen  haben  erst  ein  Kontingent  für  den  Inlandsbedarf  zu 
liefern.  Der  erschwerten  Ausfuhr  notwendiger  Waren  entspricht  die  Einfuhr- 
behinderung minder  unentbehrlicher  Güter,  und  zwar  1.  durch  die  auch  bei 
der  Einfuhr  erhobene  Luxussteuer  von  15  oder  10  v.  H.  des  Wertes  für 
mehr  oder   minder   ausgesprochene   Luxuswaren;   2.   durch  eine  besondere 
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Verzollung  der  Luxuswaren:  der  bisherige  Luxuszuschlag  von  50  v.  H.  des 
Wertes  wird  durch  eine  Verdoppelung  oder  gelegentlich  auch  noch  stärkere 
Erhöhung  der  Zölle  ersetzt;  der  Zoll  wird  in  Gold  oder  in  Papier  nach  dem 
Tageskurs  für  Gold  erhoben;  3.  die  Einfuhr  ist  überhaupt  verboten.  Endlich 
bringt  das  Zolltarifgesetz  vom  28.  Juni  1921  neue,  zum  nicht  geringen  Teil 
höhere  Zahlen  in  das  alte  Gerippe.  Um  bei  der  Durchführung  dieser  schär- 
feren Zollpolitik  möglichst  wenig  vertragsmäßigen  Hindernissen  zu  begegnen, 
wurden  im  April  1921  die  aus  älterer  Zeit  stammenden  Handelsverträge  mit 
Belgien,  Holland  und  Spanien  (vom  5.  Juni  1906,  15.  März  1899  und  1.  De- 
zember 1908)  auf  den  April  1922  gekündigt. 

Die  inflationistischen  Staaten  mit  allmählich  sinkender  Wäh- 
rung sind  zwar  an  und  für  sich  weniger  schutzzöllnerisch  als  die  Deflations- 
politik betreibenden  Länder.  Denn  ihre  Währungsverhältnisse  selbst,  die 
geringe  Kaufkraft  ihrer  Geldzeichen  bieten  ihnen  einen  Ersatz  für  Zoll- 
schutz, solange  eben  ihre  Löhne  und  sonstigen  inneren  Unkosten  langsamer 
steigen,  als  die  Kurse  ihrer  Währung  im  Ausland  sinken.  Dies  galt  nament- 
lich, von  verhältnismäßig  kurzen  Zeiträumen  abgesehen,  bis  Ende  März  1922 
für  Deutschland  und  Deutschösterreich,  deren  Währungen 
durch  die  „Wiedergutmachungen"  und  sonstige  ungünstige  Bestimmungen 
der  Friedensverträge  beständig  unter  Druck  gehalten  wurden. 

In  solcher  Lage  befand  sich  auch  Ungarn,  abgesehen  von  der 
kurzen,  nachdrücklichen  Deflation  unter  dem  Finanzminister  Hegedüs  im 
Frühjahr  und  Sommer  1921,  zumal  seitdem  die  Entente  im  Spätherbst  1921 
mit  einer  entschiedeneren  Einforderung  der  Wiedergutmachungen  begonnen 
hat.  Seine  zahlreichen  und  nicht  unbeträchtlichen  Ausfuhrgebühren  (Ver- 
ordnungen vom  1.  Juli  und  4.  Dezember  1920  nebst  ergänzenden  Hinzu- 
fügungen im  Jahre  1921)  betreffen  zumeist  Lebens-  und  Genußmittel  sowie 
landwirtschaftliche  Erzeugnisse,  ferner  Rohstoffe  und  Abfälle  aller  Art,  aber 
auch  einzelne  Fabrikate,  wie  Zement,  orientalische  Teppiche,  Erzeugnisse 
kunstgewerblichen  und  künstlerischen  Schlages.  Diese  Ausfuhrgebühren 
dienen,  neben  fiskalischen  Zwecken,  zum  Teil  wohl  auch  der  Bekämpfung  des 
Ausverkaufes;  überhaupt  hat  sich  Ungarn  nur  widerwillig,  unter  dem  Druck 
der  Handelspolitik  der  Nachfolgestaaten  und  entfernterer  Länder,  zu  schutz- 
zöllnerischen  Maßnahmen  drängen  lassen,  die  zum  Teil  deflatorischer  Art 
sind,  wie  z.  B.  die  namhafte  Einschränkung  der  Einfuhrfreiliste  durch  die 
Verordnung  vom  13.  Juli  1921,  Gesetzartikel  XXXIX  vom  1.  August  1921, 
betreffend  die  mäßig  hohe  allgemeine  Umsatzsteuer  und  die  schärfere  Heran- 
ziehung sogenannter  Luxuswaren. 

Andererseits  hat  es  aber  tatsächlich  auch  in  den  inflationistischen  Staaten 
nicht  an  gelegentlichen  ernstlichen  deflationistischen  Anläufen 
gefehlt.  Abgesehen  von  Polen,  das  seit  1921  mit  größtem  Nachdruck  gegen 
das  weitere  Ansteigen  der  Notenflut  ankämpfte,  wurden  den  besiegten 
Staaten  deflationistische  Maßnahmen  der  Handels-  und  sonstigen  Wirtschafts- 
politik von  der  Entente  geradezu  anbefohlen.  Hierbei  ging  es  freilich  nicht 
ganz  ohne  innere  Widersprüche  ab.  Einerseits  verlangte  die  Entente  Er- 
schwerungen oder  Verbote  überflüssiger  Einfuhr,  damit  ein  möglichst  großes 
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Aktivum  der  Handelsbilanz  für  die  Wiedergutmachungen  oder  wenigstens 
für  die  staatsfinanzielle  Besserung  verfügbar  würde.  Andererseits  wollten 
namentlich  Frankreich  und  Italien  auf  die  Ausfuhr  ihrer  Weine,  Spirituosen, 
Seidenwaren,  Schokoladen  usw.  nach  den  besiegten  Ländern  nicht  ver- 
zichten und  verhinderten  z.  B.  in  Deutschösterreich  ein  geplantes  Einfuhr- 
verbot für  geistige  Getränke,  das  für  die  Volkswirtschaft  und  Volks- 
gesundheit des  notleidenden  Landes  von  großem  Nutzen  gewesen  wäre. 
Immerhin  führten  die  deflationistischen  Versuche  in  den  genannten  infla- 
tionistischen Ländern  zu  mancherlei  Zollerhöhungen,  Einfuhrverboten, 
schweren  Verbrauchsbesteuerungen,  ruckweiser,  wenn  auch  nicht  vollstän- 
diger Anpassung  der  Zollsätze  an  die  sinkende  Währung  (Zahlung  der  Zölle 
in  Gold;  z.  B.  in  Deutschösterreich  seit  Anfang  März  1922  das  700fache,  in 
Polen  seit  Ende  November  1921  das  500fache  der  in  Papiergeld  aus- 
gedrückten Zollsätze  verlangt).  Gewisse  Deflationsmaßregeln,  wie  z.  B.  Maß- 
nahmen gegen  Währungsschleuderei  oder  währungspolitisch  begründete  Ein- 
fuhrverbote und  ähnlich  wirkende  Hochschutzzölle,  verbieten  sich  den  infla- 
tionistischen Staaten  sogar  von  selbst,  da  sie  hierdurch  dem  für  sie  höchst 
nachteiligen  einschlägigen  Vorgehen  der  Deflationsländer  eine  Rechtfertigung 
zur  Verfügung  stellen  würden.  An  Lohnabbau  ist  selbstverständlich,  solange 
die  Inflation  andauert,  nicht  zu  denken. 

Eine  in  den  inflationistischen  Staaten  scharf  ausgeprägte,  aber  auch  in 
den  deflationistischen  (Tschecho-Slowakei)  nicht  ganz  fehlende  Besonderheit 
bilden  Ausfuhrabgaben  und  Ausfuhrverbote.  Sie  dienen  teils 
rein  fiskalischen  Zwecken,  namentlich  der  Hinwegsteuerung  der  angeblichen 
oder  wirklichen  hohen  Währungsgewinste  des  Außenhandels  (z.  B.  die  Holz- 
abgabe in  Deutschösterreich,  die  Kohlen-Ausfuhrsteuer  in  der  Tschecho- 
slowakei), teils  dem  Schutz  der  gegenüber  dem  währungskräftigeren  Aus- 
land verhältnismäßig  billig  gebliebenen  inflationistischen  Staaten  vor  dem 
Ausverkauf;  siehe  z.  B.  die  polnische  Verordnung  vom  23.  Juni  1921,  be- 
treffend Ausfuhrverbote  für  zahlreiche  Lebens-  und  Futtermittel,  Salz,  Vieh, 
Düngemittel,  Alteisen  und  Eisenabfälle,  Papierhalbstoff,  Häute,  Sämereien, 
Hanf,  Flachs  usw. 

Die  an  schwankenden,  schwachen  Währungen  leidenden 
baltischen  Staaten  Estland,  Lettland  und  Litauen  bedienen  sich 
in  bedeutendem  Ausmaß  des  Hilfsmittels  halb  übergangswirtschaftlich 
schützender,  halb  fiskalisch  einträglicher  Ausfuhrabgaben,  wobei  für  Lettland 
der  übergangswirtschaftliche,  für  Estland  und  Litauen  der  fiskalische  Ge- 
sichtspunkt überwiegt.  Dagegen  sind  Lettland  und  Litauen  in  der  Behandlung 
der  Einfuhr  entgegenkommender,  während  ihr  Estland  mittels  hoher  Zölle  und 
Einfuhrverbote  für  „Luxuswaren"  entgegentritt.  Das  hauptsächlich  nur  als 
Durchfuhrland  in  Betracht  kommende  kleine  Memelgebiet  (2400  qkm  mit 
140  000  Einwohnern)  hat  einen  verhältnismäßig  freihändlerischen  Zolltarif 
ohne  Ausfuhrabgaben  mit  ausgedehnter  Freiliste,  die,  außer  den  einschlägigen 
Waren  des  deutschen  Zolltarifs  von  1902,  auch  Lebensmittel  (nicht  Genuß- 
mittel) und  Saaten  enthält.  Zu  rein  fiskalischen  Zwecken  wird,  neben  einer 
allgemeinen  Einfuhrabgabe  von  anderthalb  v.  H.  des  Wertes,  eine  solche  von 
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15  v.  H.  für  sogenannte  Luxuswaren  mit  besonders  hohen  Zöllen  für  geistige 
Getränke,  Äther,  Tabak  usw.  eingehoben. 

*  * 

* 

Die  Handelsverträge  und  Änderungen  in  den  für  den  internationalen 
Warenaustausch  erlassenen  Bestimmungen  des  Jahres  1921  sind  wohl  im  all- 
gemeinen ebensowenig  von  grundlegender  Bedeutung  wie  jene  des  Jahres 
1920  (vgl.  „W.  A.",  17.  Bd.,  S.  85*)  und  mit  den  tiefeinschneidenden  Verträgen 
der  Vorkriegszeit  nicht  zu  vergleichen,  mögen  auch  an  Stelle  der  Kompen- 
sations-  und  Köntingentverträge  der  ersten  Nachkriegszeit  vielfach  Meist- 
begünstigungs-  und  vereinzelt  sogar  Tarifabkommen  getreten  sein.  Dies  geht 
schon  aus  der  Kurzfristigkeit  und  schnellen  Kündbarkeit  dieser  Verträge  her- 
vor. Man  betrachtet  es  bereits  als  einen  großen  Gewinn,  wenn  durch  diese 
Verträge  nur  die  allgemeinen  Rechtsgrundlagen  des  zwischenstaatlichen 
Handelsverkehres  sichergestellt  werden,  die  in  der  Vorkriegszeit  selbstver- 
ständlich waren  und  sogar  bei  Zollkriegen  nur  zum  kleineren  Teil  wegfielen. 

In  der  Vorkriegszeit  ging  in  den  meisten  Staaten  neben  dem  allgemeinen 
Tarif  ein  durch  Handelsverträge  gesicherter  Vertragstarif  einher,  wodurch 
der  allgemeine  Tarif  vielfach  entweder  stark  herabgesetzt  wurde  oder 
wenigstens  durch  Bindungen  vor  weiterer  Erhöhung  bewahrt  blieb.  Nament- 
lich in  dieser  Beziehung  versagen  die  Handelsverträge  des  Jahres  1921  fast 
ebenso  völlig  wie  die  des  Jahres  1920.  Das  Schwanken  der  Währungs-  und 
sonstigen  Wirtschaftsverhältnisse  in  der  Nachkriegszeit  flößt  den  meisten 
Staaten  Bedenken  ein,  einen  nennenswerten  Teil  ihres  Zolltarifs  für  längere 
Zeit  zu  binden  oder  gar  herabzusetzen.  In  Staaten  mit  Doppeltarif  wird  zwar 
der  Minimaltarif  unter  Umständen  ganz  oder  teilweise  gewährt,  aber  zumeist 
nicht  gebunden,  und  seine  Erhöhung  steht  daher  dem  gewährenden  Staat 
jederzeit  frei. 

Überhaupt  ist  die  häufige  Anwendung  des  allgemeinen  Tarifs  nicht  nur 
gegen  die  fast  wehrlosen  besiegten  Staaten,  sondern  auch  gegen  andere  Ge- 
biete von  Seiten  solcher  Länder,  die  über  einen  nennenswerten  Vertragstarif 
oder  Minimaltarif  verfügen,  ein  bedenkliches  Anzeichen  für  die  gespannten, 
unbefriedigenden  Zustände  in  der  zwischenstaatlichen  Handelspolitik  der 
Nachkriegszeit.  In  der  Vorkriegszeit  bedeutete  die  Anwendung  des  all- 
gemeinen Tarifs:  entweder  Zollkrieg,  damals  ein  ungewöhnliches,  lebhafte 
Besorgnis  erregendes  Vorkommnis,  oder  die  Tatsache,  daß  der  anwendende 
Staat  keinen  in  Betracht  kommenden  Vertragstarif  besaß,  wie  z.  B.  die  Ver- 
einigten Staaten  oder  Großbritannien. 

Der  in  der  ersten  Nachkriegszeit  zumindest  der  Form  nach  sehr  scharf 
geführte  handeis-  und  zollpolitische  Wirtschaftskrieg  gegen  die  be- 
siegten Staaten  hat  seither,  tatsächlich  und  vom  Rechtsstandpunkt  aus,  stark 
nachgelassen,  zumindest  insoweit  er  die  deutschen  usw.  Waren  betrifft;  da- 
gegen stehen  den  Geschäftsreisenden,  Besuchern,  Einwanderern,  Ansiedlern 
aus  den  besiegten  Staaten,  und  zwar  namentlich  aus  Deutschland,  noch  immei 
weit  größere  gesetzliche  Hindernisse  und  Verwaltungsschwierigkeiten,  ins- 
besondere in  Großbritannien  und  Belgien  sowie  deren  Übersee-Besitzungen, 
ferner  in  den  überseeischen  Besitzungen  Frankreichs,  entgegen,  falls  nicht 
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die  unschwer  erhältliche  tschechoslowakische,  polnische  (Danzig,  West- 
preußen!), italienische  (Deutsch-Südtirol,  Triest)  usw.  Staatsangehörigkeit 
samt  Konsularschutz  gewählt  wird.  Zum  Teil  ist  freilich  der  Wirtschaftskrieg 
in  gewissen  Bestimmungen  der  Friedensverträge  dauernd  festgelegt  worden, 
wodurch  die  handeis-  und  rechtspolitische  Stellung  der  besiegten  Staaten 
herabgedrückt  und  geschwächt  wurde. 

Einzelne  Reste  der  Übergangswirtschaft  sind  auch  noch  be- 
stehen geblieben1;  sie  sind  aber  bei  weitem  nicht  bedeutsam  genug,  um  die 
öfters  geäußerte  Ansicht  über  den  starken  Rückgang  der  übergangswirt- 
schaftlichen Vorgangsweisen  zu  widerlegen. 

In  einer  besonderen  Lage  hinsichtlich  der  Übergangswirtschaft  war 
Deutschland.  Einerseits  wurde  es  von  der  Entente  genötigt,  an  gewissen 
übergangswirtschaftlichen  Formen  behufs  Bekämpfung  der  Steuer-  und 
Kapitalflucht,  zwecks  Erzielung  eines  möglichst  großen  Überschusses  der 
Ausfuhr  über  die  Einfuhr  usw.  festzuhalten.  Andererseits  bildete  für  Deutsch- 
land (und  in  ähnlicher  Weise  auch  für  die  Republik  Österreich  und  Ungarn) 
das  schwer  zu  übersehende  Dickicht  der  im  allgemeinen  milde  gehandhabten 
übergangswirtschaftlichen  Verbote  und  Bewilligungen  einen  brauchbaren  Be- 
helf, um,  trotz  der  starren  Meistbegünstigungs-Verpflichtung  des  Versailler 
Vertrages,  auf  widerstrebende  Ententestaaten  einen  gewissen  Druck  auszu- 
üben, sich  auf  Handelsvertrags-Verhandlungen  einzulassen.  Es  ist  dies  eine 
der  vielen  unliebsamen  Künste,  zu  denen  sich  jene  Länder  gezwungen  sehen, 
die  gewaltsam,  wie  die  besiegten  Staaten  in  den  Friedensverträgen,  unter 
das  Joch  einer  vom  Standpunkt  der  Sieger  einseitig  diktierten  Handelspolitik 
der  offenen  Tür  gebeugt  werden. 

So  hat  Deutschland  folgende  Handelsverträge  mit  Ententestaaten 
abgeschlossen: 

Das      deutsch-italienische      Handelsabkommen      vom 

28.  August  1921  mit  weitläufigen  Listen  von  Waren,  bezüglich  deren  wechsel- 
seitig Erleichterungen  in  der  Bewilligung  von  Ausfuhr  oder  Einfuhr  ver- 
sprochen werden;  Bestimmungen  über  Meistbegünstigung  oder  Bindung  von 
Tarifsätzen  zugunsten  Deutschlands  fehlen. 

Das  deutsch-portugiesische  Handelsabkommen  vom 
6.  Dezember  1921,  dessen  Hauptgrundlage  die  Gewährung  eines  Einfuhrkon- 
tingents für  gewisse  Sorten  portugiesischer  Weine  bildet. 

Das  deutsch-tschechische  Wirtschaftsabkommen  vom 

29.  Juni  1920,  das  schon  lange  vor  seiner  Genehmigung  durch  das  Prager 


1  Z.  B.  die  gegen  Deutschlands  chemische  Industrie  gerichteten  Einfuhrverbote 
und  bedingten  Einfuhrerlaubnisse  für  synthetische  Farben  in  den  Vereinigten 
Staaten  (im  Notstands-Tarifgesetz  vom  27.  Mai  1921),  Großbritannien  (eine  neue  ge- 
setzliche Regelung  dieses  Gegenstandes,  in  Kraft  getreten  am  5.  Januar  1922fr  Italien 
(hierauf  bezügliche  Verordnung  vom  3.  Juni  1921),  das  Einfuhrverbot  für  Schuhwaren 
in  Südafrika  (gemeldet  Mai  1921;  hierdurch  sollte  Zeit  gewonnen  werden  für  die  Be- 
ratungen eines  Ausschusses  über  die  Rettung  der  dortigen  Schuhindustrie),  die  wenn 
auch  in  gemindertem  Ausmaß  fortbestehenden  französischen  Ausfuhrzölle  auf  Thomas- 
schlacke und  Ölkuchen  (die  Verordnungen  über  diese  Ermäßigungen  sind  vom 
4.  Februar  und  12.  März  1921)  usw. 
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Parlament  von  der  dortigen  Regierung  tatsächlich  gehandhabt  wurde.  Es 
enthält  zwar  im  Artikel  X  weitläufige  Bestimmungen  über  die  deutsche 
Meistbegünstigung  in  der  Tschecho-Slowakei,  ist  aber  sonst  mit  seinen  aus- 
führlichen Darlegungen  über  Einfuhr-  und  Ausfuhrbewilligungen,  Austausch 
deutscher  Steinkohle  gegen  böhmische  Braunkohle,  deutscher  Holzbezüge 
aus  der  Tschecho-Slowakei  usw.  noch  stark  übergangswirtschaftlich,  was  mit 
seiner  fast  zwei  Jahre  zurückliegenden  Entstehungszeit  zusammenhängen 
dürfte. 

Der  „vorläufige"  Handelsvertrag  zwischen  Deutschland  und 
Südslawien  vom  4.  Febr./5.  Dez.  1921  beruht  auf  einer  recht  weit- 
gehenden zoll-  und  verkehrspolitischen  Meistbegünstigung  nebst  wechsel- 
seitiger Zusicherung  unbehinderter  zollfreier  Durchfuhr,  Begünstigungen  für 
Geschäftsreisende  und  ihre  Muster,  Vereinbarungen  über  erst  abzuschließende 
Verträge  betr.  Rechts-  und  Steuerhilfe,  Doppelbesteuerung,  Urheberrecht, 
Seuchenschutz. 

Zu  einem  Handelsvertrage  mit  Polen  ist  es  trotz  des  empfindlichen 
Drucks  der  deutschen  Ausfuhrverbote  für  zahlreiche,  von  polnischer  Seite 
benötigte  Waren  bisher  nicht  gekommen.  Die  Vereinigten  Staaten  begnügen 
sich  vorläufig  noch  mit  den  handelspolitischen  Bestimmungen  des  Versailler 
Vertrages  gemäß  Artikel  I  des  Friedensvertrages  mit  Deutschland  vom 
25.  August  1921. 

Finlands  und  Norwegens  Handelsverträge  mit  Frankreich  werden  be- 
schattet von  der  durch  das  großartige  Beispiel  der  Vereinigten  Staaten  ge- 
kräftigten, an  und  für  sich  aber  bereits  weit  älteren  Antialkoholbewe- 
g  u  n  g  der  skandinavischen  Länder,  d.  h.  F  i  n  1  a  n  d  s ,  der  drei  skandina- 
vischen Königreiche  samt  Island,  das  gerade  durch  ein  Gesetz 
vom  27.  Juni  1921  das  Alkoholmonopol  einführte,  wonach  Spirituosen  nur  an 
Apotheken  und  für  technische  Zwecke  abgegeben  werden  dürfen.  Frank- 
reich und  Spanien,  in  schwächerem  Ausmaß  auch  Portugal,  Italien  und  Un- 
garn übernahmen  hierbei  die  nicht  sehr  rühmliche  Rolle  von  Verteidigern 
der  geistigen  Getränke. 

Das  widerstrebende  Norwegen  wurde  im  Abkommen  mit  Frankreich 
vom  23.  April  1921  (in  Kraft  getreten  am  18.  Juni  1921)  gezwungen,  abge- 
sehen von  anderen  mehr  luxuspolitischen  Einfuhrverboten,  auch  auf  das  ge- 
sundheitspolizeiliche Einfuhrverbot  geistiger  Getränke  zu  verzichten  und  die 
meistbegünstigte,  freilich  im  Zoll  nicht  gebundene  Einfuhr  von  Weinen  unter 
14  Grad  und  von  Bieren  unter  4,75  Grad  sowie  die  von  höhergradigen  Weinen 
und  Bieren  wenigstens  für  „Heilzwecke"  zuzulassen.  Es  ist  im  Sommer 
1921,  infolge  seines  Widerstandes  gegen  die  Einfuhr  von  geistigen  Getränken, 
freilich  auch  von  Südfrüchten  und  Olivenöl,  sogar  in  Zollkrieg  mit 
Spanien  und  Portugal  geraten.  Jener  mit  Spanien  begann  am 
4.  August  und  dauerte  bis  zum  Inkrafttreten  eines  vorläufigen  Handelsabkom- 
mens am  1.  Dezember  1921,  der  mit  Portugal  wurde  von  portugiesischer 
Seite  am  6.  Dezember  1921  eröffnet  und  war  Ende  März  1922  noch  durch 
kein  Übereinkommen  beendet. 
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F  i  n  1  a  n  d  ist  es  gelungen,  im  Handelsvertrag  mit  Frank- 
reich sein  Einfuhrverbot  geistiger  Getränke  im  allgemeinen  zu  wahren,  bis 
auf  die  Verpflichtung,  seinen  Bedarf  an  solchen  Getränken  für  Heilzwecke 
in  Frankreich  zu  decken.  Überdies  genießt  Frankreich  in  Finland  Meist- 
begünstigung bezüglich  der  Einfuhr-  und  Ausfuhrabgaben  sowie  der  amt- 
lichen Preisfestsetzung  für  Ein-  und  Ausfuhr,  Finland  in  Frankreich  für  eine 
Anzahl  von  Posten  des  Zolltarifs  und  für  gewisse  Abschläge  vom  allge- 
meinen Tarif.  Da  Finland  infolge  außenpolitischer  Verfeindung  (Streit  um 
Ostkarelien)  zu  keinem  Handelsvertrag  mit  der  Moskauer  Regierung  kom- 
men konnte,  regelte  es  den  Handelsverkehr  mit  Rußland  (freilich  auch 
mit  Estland  und  Lettland)  einseitig  durch  das  Gesetz  vom  21.  Mai 
1921;  hierdurch  wurde  der  finländische  Staatsrat  zu  besonderen  Einschrän- 
kungen des  Handels  mit  diesen  Ländern  ermächtigt,  und  zwar  soll  der 
Handelsverkehr  mit  Rußland  nur  auf  Grundlage  besonderer  Bewilligungen 
zulässig  sein.  Immerhin  enthält  schon  der  Friedensvertrag  Finlands  mit 
Rußland  vom  14.  Okt.  1920  auch  eine  Anzahl  handelspolitischer  Be- 
stimmungen (Meistbegünstigung,  freie  Durchfuhr,  Einschränkung  der  Ein- 
fuhr- und  Ausfuhrverbote),  die  aber  infolge  der  erwähnten  politischen  Ver- 
stimmung zu  keinem  rechten  Ergebnis  führten. 

Das  finnische  Zolltarifgesetz  vom  26.  März  1919,  in  Kraft  seit 
dem  1.  April  1919,  enthält  Einzelbestimmungen  über  Gleichbehandlung  der 
auf  in-  und  ausländischen  Schiffen  anlangenden  Waren,  da  Finland,  vom 
Standpunkt  seiner  verhältnismäßig  großen  Handelsflotte,  dem  Ausland  in 
dieser  Beziehung  ein  Beispiel  von  Entgegenkommen  bieten  will,  über  Be- 
rechnung der  Wertzölle  nach  dem  Preis  der  Waren  im  Herkunftsland,  Be- 
günstigung des  Ausbesserungs-  und  aktiven  Veredlungsverkehrs,  minder 
günstige  Behandlung  des  passiven  Veredlungsverkehrs. 

In  ähnlicher  Richtung  auf  einen  zollpolitischen  Zusammenschluß,  wie  sie 
die  Entente-Großmächte  den  Nachfolgestaaten  auf  der  Konferenz  von  Porto- 
rose (vgl.  S.  140*)  aufzudrängen  versuchten,  bewegten  sich  im  Laufe  des 
Jahres  1921  ganz  freiwillig  Verhandlungen  zwischen  den  baltischen  Staaten 
Estland,  Lettland  und  Litauen,  die  freilich  noch  zu  keinem  end- 
gültigen Ergebnis  gelangten.  Finland  hielt  sich  aber  hiervon  ziemlich  kühl 
abseits. 

Bis  Sommer  1920  schien  das  frühere  große  russische  Zollgebiet 
zumindest  in  Europa  recht  empfindlichen  Verkleinerungen  ausgesetzt  zu  sein. 
Infolge  des  Ausganges  des  russisch-polnischen  Krieges  von  1920  sowie  der 
Bündnisse  mit  der  Angora-Türkei,  Persien  und  Afghanistan  ist  das  mosko- 
witische  Rußland  in  enge  politische  und  Zollvereinigungen  mit  der  Ukraine 
und  den  transkaukasischen  Staaten  Azerbeidschan,  Armenien,  Georgien  ge- 
treten; diese  Vereinigungen  sollen,  nach  der  Moskauer  Auffassung,  nur  eine 
dünne  Verschleierung  der  unbedingten  russischen  Oberherrschaft  in  wirt- 
schaftlicher und  sonstiger  Beziehung  über  die  genannten  Gebiete  sein.  Das 
gleiche  gilt  wohl  von  den  Sowjetrepubliken  Turkestan  und  Westsibirien  so- 
wie von  der  „Republik  des  fernen  Ostens"  östlich  des  Baikalsees.  So  be- 
schränkten sich  Ende  März  1922  die  Einbußen  des  russischen  Zollgebietes  in 
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Europa,  abgesehen  vom  weitgehenden  Vorzugszollverhältnis,  in  dem  es  bis 
Frühjahr  1917  zu  Finland  stand,  auf  polnische,  baltische  und  bessarabische 
Landstriche  im  Gesamtausmaß  von  etwa  453  000  qkm  mit  rund  27,3  Millionen 
Einwohnern.  Minder  klar  sind  die  Verhältnisse  in  dem  von  Japan  stark  be- 
einflußten Nordteil  der  Insel  Sachalin  und  dem  Ussuri-Gebiet,  zusammen  etwa 
236  000  qkm  mit  rund  300  000  Einwohnern. 

Ganz  eigenartig  ist  ein  Abkommen  vom  6.  Mai  1921,  das  Rußland  mit 
der  deutschen  Regierung  abgeschlossen  hat.  Formell  bezweckt  es 
„die  Erweiterung  des  Tätigkeitsgebietes  der  beiderseitigen  Delegationen  für 
Kriegsgefangenenfürsorge",  dient  aber  tatsächlich  der  Ermöglichung  wechsel- 
seitiger Wirtschafts-  und  Handelsbeziehungen.  Bei  den  eigentümlichen  Ver- 
hältnissen Rußlands,  das  insbesondere  vollkommen  verläßlicher  Rechtssiche- 
rungen für  Leben  und  Eigentum  der  Einheimischen  und  Fremden  entbehrt, 
mußte  eine  besondere  Sicherung  nicht  nur  der  diplomatischen  Vertretungen, 
sondern  auch  der  in  Rußland  geschäftlich  tätigen  Deutschen  und  ihres  Eigen- 
tums sowie  der  in  russischen  Häfen  verkehrenden  deutschen  Schiffe  ver- 
einbart werden.  Das  Mißtrauen  in  die  russische  Rechtsprechung  äußert 
sich  auch  darin,  daß  sich  die  russische  Regierung  verpflichten  mußte,  Ver- 
träge mit  deutschen  Staatsangehörigen  (physischen  und  juristischen  Per- 
sonen) nur  mit  Schiedsgerichtsklausel  abzuschließen.  Bestimmungen  über 
Meistbegünstigung  und  einzelne  Tarifsätze  fehlen,  da  die  russische  Regierung 
noch  immer,  wenigstens  der  Form  nach,  daran  festhielt,  einzig  und  allein  zur 
Einfuhr  und  Ausfuhr  in  dem  von  ihr  beherrschten  Gebiet  befugt  zu  sein,  mag 
sich  auch  diese  Befugnis  tatsächlich  in  zahlreichen  Fällen  nur  mehr  in  der 
Bewilligung  einzelner  Einfuhr-  und  Ausfuhrgeschäfte  oder  auch  in  gewissen 
Bausch-und-Bogen-Bewilligungen  äußern.  In  diesem  Vertrag  und  in  ähnlichen 
Abkommen,  welche  die  russische  Regierung  mit  Norwegen,  Deutsch- 
österreich, Großbritannien,  Italien  usw.  abschloß,  zeigen  sich 
die  Ansätze  zu  einem  neuen  Gebiet  der  offenen  Tür;  denn  die  europäischen 
und  sonstigen  Kulturstaaten  können  mit  dem  rechtspolitisch  und  wirtschaft- 
lich in  arge  Barbarei  versunkenen  Rußland  nur  mehr  auf  Grundlage  einer 
besonders  privilegierten  Stellung  ihrer  Untertanen  dortselbst  verkehren. 

Übrigens  sind,  bei  den  derzeitigen  recht  traurigen  Verhältnissen 
Rußlands,  die  von  ihm  mit  europäischen  Kulturstaaten  abgeschlossenen  Wirt- 
schaftsverträge fast  mehr  Behelfe  gesicherter  auswärtiger  Kapitalsanlage  im 
russischen  Reich  als  Handelsverträge  zur  Stützung  von  Ein-,  Aus-  und  Durch- 
fuhr im  üblichen  Sinn  des  Wortes.  Der  deutsch-russische  Handels- 
vertrag vom  16.  April  1922  bedeutet  keine  grundsätzliche  Abweichung 
vom  soeben  Gesagten,  mag  er  auch  durch  Bestimmungen  betreffs  wechsel- 
seitiger Meistbegünstigung  sowie  Aufnahme  der  diplomatischen  und  Kon- 
sulartätigkeit,  ferner  hinsichtlich  der  Entschädigungen  für  Kriegsvorkomm- 
nisse und  Sozialisierung  über  den  früher  erwähnten  Vertrag  vom  6.  Mai  1921 
hinausragen.  Hier  wären  auch  einige  russische  Friedens  vertrage  (aus 
dem  Jahr  1920  bis  auf  den  mit  Polen)  und  Bündnisverträge  (aus  dem 
Jahr  1921)  zu  nennen,  die,  ähnlich  wie  der  früher  erwähnte  Friedensvertrag 
mit  Finland,  mehr  oder  weniger  weitgehende  handelspolitische  Bestimmungen 
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enthalten  (z.  B.  über  Meistbegünstigung,  freie  Durchfuhr,  Verlassenschafts- 
recht usw.):  Friedensverträge  mit  Litauen,  Lettland,  Estland,  Polen  und 
Bündnis-  und  Wirtschaftsverträge  mit  Persien,  Afghanistan,  der  Angora- 
Türkei  und  der  Mongolei  \ 

Am  1.  Januar  1922  ist  der  Zollvereinsvertrag  zwischen  den  beiden  Re- 
publiken Polen  und  Danzig  (1900  qkm  mit  rund  325 000  Einwohnern)  in 
Kraft  getreten.  Er  gilt  vorläufig  für  zehn  Jahre,  kann  aber,  falls  von  keiner 
Seite  Kündigung  und  Abänderung  gewünscht  wird,  unbegrenzt  weiterlaufen. 
Danzig  genießt  namentlich  hinsichtlich  der  Einfuhr-  und  Ausfuhrbewilligungen 
sowie  bezüglich  erleichterter  Handelsbeziehungen  zu  Deutschland  eine  ge- 
wisse Selbständigkeit  gegenüber  Polen.  Dieses  erließ  am  18.  August  1921 
eine  Verordnung  betr.  Zollerleichterungen  (die  Zölle  ohne  Goldzuschlag  er- 
hoben) für  eine  Anzahl  wichtiger  Nahrungsmittel,  Metall-Halbfabrikate,  land- 
wirtschaftlicher Maschinen,  für  Papierhalbstoff  und  Druckpapier,  ferner  Er- 
mäßigungen des  Goldzuschlags  für  gewisse  wichtige  Rohstoffe  und  Halb- 
fabrikate sowie  industrielle  und  landwirtschaftliche  Maschinen,  für  einzelne 
Papiersorten,  Garne,  Stickereigewebe  usw. 

Im  allgemeinen  ging  die  Richtung,  wie  schon  1920,  dahin,  sich  nur  der 
regelmäßigen  handelspolitischen  Behelfe,  d.  h.  mehr  oder  minder  hoher  Ein- 
fuhrzölle und  Einfuhrzollbefreiungen  zu  bedienen,  die  Ausfuhr  möglichst  frei- 
zulassen und  auch  in  den  Handelsverträgen  von  den  Kompensations-  und 
Kontingentverträgen  immer  mehr  zu  den  in  der  Vorkriegszeit  üblich  ge- 
wesenen Meistbegünstigungs-  und  Tarifverträgen  überzugehen.  Die  bis- 
weilen zu  verzeichnenden  langen  Verzögerungen  des  Inkrafttretens  oder 
wenigstens  der  endgültigen  Genehmigung  einiger  bereits  im  Jahre  1920  ab- 
geschlossener Handelsverträge  —  namentlich  die  Tschecho-Slowakei  war  in 
dieser  Beziehung  sehr  saumselig  —  lassen  dies  nicht  so  deutlich  erkennen. 

Der  weitblickende  bulgarische  Ministerpräsident  Stambulinski  suchte 
eine  Abhilfe  für  die  großen  außen-  und  wirtschaftspolitischen  Schwierig- 
keiten, worin  sich  sein  Land,  vermöge  seiner  Stellung  als  besiegte  Macht, 
befindet,  indem  er  Südslawien  eine  auch  auf  das  politische  Gebiet  sich 
erstreckende  Zoll  Vereinigung  antrug;  danach  sollte  Bulgarien  zum  vierten 
Bestandteil  der  S.  H.  S.-Verbindung  werden.  Dieser  Vorschlag  wurde  inner- 
halb Südslawiens  bei  den  Kroaten  und  Slowenen,  namentlich  mit  Hinblick 
auf  die  wirtschaftliche  und  politische  Bedrohung  Südslawiens  durch  Italien 
(Einschränkung  der  Häfen),  warm,  aber  bei  den  eine  mehr  zentralisierende 
Innenpolitik  verfolgenden,  im  Gesamtstaat  vorherrschenden  Serben  mit 
einigem  Mißtrauen  aufgenommen.  Doch  ist,  bei  der  Beharrlichkeit  Bulgariens 
Verfolgung  seiner  Ziele,  hierin  noch  nicht  das  letzte  Wort  gesprochen*. 

In  Griechenland  wurden  zwar  Waren  der  besiegten  Staaten  bisher 
(d.  h.  bis  Ende  März  1922)  mit  den  Sätzen  des  Generaltarifs  belegt,  die 
doppelt  und  teilweise  sogar  drei-  bis  zehnmal  so  hoch  sind  wie  die  des 

1  Vgl.  hierüber  Schilder,  Handelspolitisches  von  der  Genueser  Konferenz. 
1  „Handelsmuseum".    8.  u.  15.  Juni  1922.) 

2  Vgl.  hierüber  S.  Schilder,  Zur  Frage  der  südslawisch-bulgarischen  Zoll- 
!  Vereinigung.    „Handelsmuseum".     16.  Febr.  1922. 
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Vertragstarifs,  aber  ohne  unfreundliche  Stimmung  der  Bevölkerung  selbst. 
Zum  genannten  Zeitpunkt  waren  übrigens  Unterhandlungen  zwischen 
Deutschösterreich  und  Griechenland  über  einen  wechselseitigen  Meist- 
begünstigungsvertrag bereits  im  Gange. 

Auch  Südslawien  ist,  zum  Teil  wohl  infolge  der  Enttäuschung  über  die 
Haltung  Italiens  und  einigermaßen  auch  Frankreichs,  von  allen  Wirtschafts- 
kriegsgedanken abgekommen  und  hat  beiderseits  befriedigende  Handels- 
verträge mit  Deutschland  und  Deutschösterreich  (freilich 
nicht  mit  dem  als  politisch  unberechenbar  geltenden  Ungarn)  abgeschlossen. 

Eine  Verordnung  vom  19.  September  1921  richtet  einen  zollfreien  aktiven 
Veredlungsverkehr  in  Getreide  (Mahlverkehr)  ein;  das  Gesetz  über  die 
Budgetzwölftel  für  Januar  und  Februar  1922  regelt  die  Zollfreiheit  für 
Schiffahrtsbedarf  (Schiffsbaubedarf)  aller  Art. 

Die  unter  wohlwollender  Begönnerung  der  Entente-Großmächte  abgehal- 
tene Konferenz  der  Nachfolgestaaten  (Deutschösterreich, 
Tschecho-Slowakei,  Ungarn,  Südslawien,  Rumänien,  Polen,  Italien)  in  Por- 
torose vom  November  1921  wandte  sich,  wie  dem  handelspolitischen  Teil 
ihres  Protokolls  zu  entnehmen  ist,  mit  allem  Nachdruck  gegen  die  noch  vor- 
handenen Überreste  der  Übergangswirtschaft.  So  sollen  die  Einfuhr-  und 
Ausfuhrverbote  im  Verkehr  der  Nachfolgestaaten  untereinander  so  bald  als 
möglich  aufgehoben  werden.  Bis  zum  1.  August  1922  seien  diese  Einfuhr- 
verbote zu  beseitigen,  und  über  die  Frist  zur  Beseitigung  der  Ausfuhrverbote 
wären  Abmachungen  zu  treffen.  Es  wurde  sogar  in  einer  mit  dem  Gedanken 
der  Meistbegünstigung  nicht  ganz  vereinbarlichen  Weise  unterschieden 
zwischen  Ein-  und  Ausfuhrverboten  gegenüber  Nichtnachfolgestaaten,  die 
bestehen  bleiben  könnten,  und  solchen  zwischen  den  Nachfolgestaaten,  die 
jedenfalls  zu  beseitigen  wären.  Es  ist  dies  ein  von  den  Entente-Großstaaten 
unternommener  Vorstoß  zugunsten  des  sogenannten  Donaubundes.  Ferner 
schlägt  das  Protokoll  von  Portorose  eine  von  den  Regierungen  der  Nach- 
folgestaaten freilich  erst  zu  genehmigende  Verpflichtung  vor,  im  Laufe  des 
zweiten  Halbjahres  1922  in  Verhandlungen  zum  Abschluß  von  Handelsver- 
trägen einzutreten,  die  eine  übergangswirtschaftlich  nicht  mehr  beengte  Ver- 
kehrsfreiheit zur  Grundlage  haben  sollen.  Überdies  haben  in  Portorose  ein- 
zelne Nachfolgestaaten  Listen  von  Waren  aufgestellt,  für  die  sie  Befreiung 
von  Ausfuhrerschwerungen  in  anderen  dieser  Staaten  wünschen,  um  auf 
dieser  Grundlage  mit  ihnen  Handelsverträge  abzuschließen. 

Hinsichtlich  der  großen  Zollgebiete  wäre  zu  bemerken,  daß  der 
gelegentlich  der  Besprechung  der  Konferenz  von  Portorose  erwähnte  Vor- 
stoß der  Entente-Großstaaten  zugunsten  des  Donaubundes  unmöglich 
gelingen  konnte.  Denn  die  Tschecho-Slowakei,  die  rein  wirtschaftspolitisch  als 
Inhaberin  der  Hauptindustriegebiete  des  ehemaligen  Österreich-Ungarn  am 
ehesten  zu  einem  Vorgehen  in  dieser  Richtung  veranlaßt  sein  könnte,  will 
davon  nichts  wissen,  weil  sie  von  der  wirtschaftlichen  Annäherung  auch 
einen  übermächtigen  politischen  Zusammenschluß  der  Deutschen  und 
Magyaren  aller  Nachfolgestaaten,  ähnlich  wie  in  der  früheren  habsburgischen 
Monarchie,  befürchtet.  Es  ist  daher  mehr  Wahrung  eines  Rechtsstandpunktes 
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als  Verfolgung  eines  wirtschaftspolitischen  Zieles,  wenn  im  französisch- 
tschechischen Handelsvertrag  vom  4.  November  1920  (vgl.  „W.  A.'\  17.  Bd., 
S.  92  *)  von  der  Meistbegünstigung  Frankreichs  in  der  Tschecho-Slowakei 
etwaige  Vorzugszölle  für  Deutschösterreich  und  Ungarn  (gemäß  Artikel  222 
des  St.  Germainer  Vertrages)  ausdrücklich  ausgenommen  wurden.  Vielleicht 
wurde  diese  Ausnahme  den  Tschechen  sogar  erst  von  französischer  Seite 
nahegelegt,  sie  ist  jedenfalls  nicht  sehr  ernst  zu  nehmen.  Andererseits  will 
die  Republik  Österreich,  obwohl  sie  als  Industriegebiet  und  Zwischen- 
handelsplatz dem  Gedanken  des  Donaubundes  gleichfalls  nicht  unfreundlich 
gegenüberstehen  müßte,  den  derzeit  durch  die  Entente  noch  verhinderten 
Anschluß  an  Deutschland  nicht  grundsätzlich  preisgeben.  Denn 
Deutschösterreich  erhofft  hiervon,  abgesehen  von  rein  völkischen  Gesichts- 
punkten, eine  weit  gründlichere  Abhilfe  jener  Leiden,  die  den  ungünstigen 
Abgrenzungsbestimmungen  und  dem  sonstigen  Inhalt  des  Vertrages  von  St. 
Germain  entstammen,  als  von  irgendeinem  zweifelhaften  Beistand  der 
Entente-Großmächte  und  der  anderen  Nachfolgestaaten.  Für  das  handels- 
politische Verhältnis  zu  den  Vereinigten  Staaten  sind,  ähnlich  wie  für  Deutsch- 
land, laut  Art.  1  des  Staatsvertrages  vom  27.  August  1921  die  Bestimmungen 
des  Friedens  von  St.  Germain  maßgebend. 

Bezeichnend  ist  überdies  mit  Hinblick  auf  den  Donaubund  noch,  daß 
das  seine  alten  Grenzen  offen  anstrebende  Ungarn  bisher  nicht  in  der 
Lage  war,  abgesehen  von  kurzfristigen  Kompensations-  und  Kontingent- 
abmachungen, einen  umfassenderen  Handelsvertrag  (Meistbegünstigungs-  und 
Tarifvertrag)  mit  einem  der  anderen  Nachfolgestaaten  zu  vereinbaren,  von 
denen  es  rings  umschlossen  ist.  Dagegen  hat  es  z.  B.  am  8.  August  1921  mit 
dem  gleichfalls  besiegten  Bulgarien  ein  wechselseitiges  Meistbegünsti- 
gungs-Abkommen zustande  gebracht,  muß  seit  dem  Inkrafttreten  des  Ver- 
trages von  Trianon  am  26.  Juli  1921  den  der  Entente  angehörenden  Nach- 
folgestaaten (Tschecho-Slowakei,  Polen,  Rumänien,  Südslawien,  Italien)  und 
den  übrigen  Ententemächten  sowie  deren  Uberseebesitzungen  eine  sehr  weit- 
gehende Meistbegünstigung  erteilen,  hat  diese  Meistbegünstigung  seither  oder 
vorher  freiwillig,  außer  dem  soeben  genannten  Bulgarien,  auch  Dänemark, 
Deutschland,  Holland,  Persien,  Schweden,  Norwegen,  der  Schweiz,  Spanien, 
der  Türkei  zuerkannt,  sie  aber  dem  benachbarten,  handelspolitisch  wahrlich 
nicht  sehr  stacheligen  Deutschösterreich  bisher  (d.  h.  bis  Ende  März  1922) 
beharrlich  verweigert. 

Die  Tschecho-Slowakei,  als  stark  ausfuhrbedürftiger  Industrie- 
staat, bemühte  sich  besonders  um  das  Zustandekommen  von  Handelsver- 
trägen. So  schloß  sie  am  4.  Mai  1921  einen  Handelsvertrag  mit  der  Republik 
Österreich  ab,  der  aber  bisher  (Ende  März  1922)  noch  nicht  in  Kraft  ge- 
treten ist,  ferner  ein  Meistbegünstigungs-  und  Kontingent- 
abkommen mit  Südslawien  vom  18.  Oktober  1920.  Die  schwei- 
zerisch-tschechische Vereinbarung  vom  6.  März  1920,  wonach  der  alte 
Handelsvertrag  Österreich-Ungarns  mit  der  S  c  h  w  e  i  z  samt  seinen  Vertrags- 
zöllen für  die  Tschecho-Slowakei  noch  weiter  gültig  sein  soll,  wurde  von  der 
schweizerischen  Regierung  auf  den  4.  Juli  1921  gekündigt,  so  daß  nunmehr 
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beiderseits  die  Behandlung  nach  dem  allgemeinen  Tarif  eingetreten  ist.  Das 
tschechisch-italienische  Handelsabkommen  vom  23.  März  1921 
beruht  auf  der  beiderseitigen  Meistbegünstigung  und  auf  Begünstigungen  für 
den  tschechischen  Verkehr  über  Triest.  Ebenfalls  auf  Grundlage  der  Meist- 
begünstigung wurden  auch  die  tschechischen  Handelsverträge 
mit  Rumänien  (vom  23.  April  1921),  Bulgarien  (vom  4.  August  1920) 
und  Polen  (vom  20.  Oktober  1921)  abgeschlossen.  Im  Handelsabkom- 
menmitSpanien  vom  10.  Dezember  1921  tauscht  die  Tschecho-Slowakei 
für  ihre  Meistbegünstigung  den  spanischen  Mindesttarif  ein  und  gewährt  eine 
Liste  der  den  tschechischen  Einfuhrverboten  unbedingt  entzogenen  Waren 
(einige  Rohstoffe,  Reis  und  Olivenöl)  sowie  der  mit  Einfuhrkontingenten  be- 
dachten spanischen  Erzeugnisse  (Südfrüchte  sowie  einige  andere  Nahrungs- 
und Genußmittel,  ferner  einige  Textil-  und  Schuhwaren).  Ein  industrie- 
förderndes Gesetz  vom  12.  August  1921,  gültig  bis  Ende  1922,  das  freilich  nur 
in  ganz  besonderen  Fällen  anwendbar  sein  soll,  gewährt  Zollbefreiungen  für 
die  Einrichtungsbehelfe  neuer  Industrien  aller  Art;  eine  Verordnung  vom 
19.  Dezember  1921  hebt  die  Einfuhrgebühren  für  Erze  aller  Art  auf. 

Ein  Schweizer  Bundesratsbeschluß  vom  10.  Oktober  1921  sieht  zur 
Erleichterung  der  Verbraucher  namhafte  Ermäßigungen  der  Zölle  für  Schweine 
und  Schweinefleisch  vor;  ein  anderer  vom  15.  Dezember  1921  setzt  die  Ein- 
fuhrzölle für  rohe  Granaten  und  Rubinen  zur  Uhrenfabrikation  namhaft  herab 
und  hebt,  angesichts  der  stark  verminderten  Aufnahmefähigkeit  der  Schweiz, 
die  alten  industriefördernden  Ausfuhrabgaben  der  Schweiz  für  Hadern  und 
Makulatur  vorübergehend  auf  bei  gleichzeitiger  starker  Ermäßigung  des  Aus- 
fuhrzolls für  Eisenabfälle. 

Italien  erließ  industriefördernde  Zollverordnungen  vom  9.  und  24. 
November  1921,  betr.  Zollermäßigungen  für  Fette  und  Leinöl  unter  Ge- 
währleistung ihrer  Verwendung  zu  gewerblichen  Zwecken,  sei  es  in  der 
Erzeugung  von  Ausfuhrwaren  oder  solcher  zu  eigenem  Verbrauch. 

Die  Handelsvertragspolitik  Spaniens  war  infolge  des  Bestrebens,  die 
mit  dem  Zolltarif  vom  17.  Mai  1921  eingeschlagenen  hochschutzzöllnerischen 
Bahnen  unentwegt  bis  ans  Ende  zu  gehen,  sehr  lebhaft.  Gekündigt  und 
wieder  kurzfristig  verlängert  wurden  die  Handelsabkommen  mit 
Italien  vom  30.  März  1914,  Dänemark  (auch  Island)  vom  4.  Juli  1893, 
Schweden  vom  27.  Juni  1892,  der  Schweiz  vom  1.  September  1906, 
Deutschland  vom  12.  Februar  1899.  Dagegen  wurden,  abgesehen  von 
dem  bereits  besprochenen  tschechisch-spanischen  Handelsvertrag,  neue 
Handelsabkommen  auf  Grundlage  der  Meistbegünstigung  (des  Minimaltarifs) 
mit  Belgien  vom  4./7.  Juli  1921  und  Bulgarien  vom  26.  April  1921  ab- 
geschlossen. Während  der  Zollkrieg  Spaniens  mit  Norwegen  nach  kurzer 
Frist  beigelegt  werden  konnte,  wurde  der  spanisch  -französische 
„Modus  vivendi"  vom  29.  November  1906  auf  den  10.  September  1921  ge- 
kündigt, kurzfristig  verlängert,  aber  am  8.  Dezember  1921  von  französischer 
Seite  zur  unangenehmen  Überraschung  Spaniens  durch  einen  sehr  fühlbaren, 
weil  auch  auf  Algerien,  Tunesien  usw.  sich  erstreckenden,  inzwischen  be- 
endeten Zollkriegszustand  ersetzt.   In  Frankreich  haben  die  durch  den  spani- 
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sehen  Hochschutzzoll  empfindlich  getroffenen  Ausfuhrindustriellen  sowie  die 
Erzeuger  von  Wein  und  Südfrüchten  zu  scharfen  Maßnahmen  gedrängt;  in 
Spanien  waren  die  katalonischen  Industriellen  nicht  sehr  geneigt,  Entgegen- 
kommen zu  üben,  während  die  spanischen  Landwirte  die  baldige  Beendigung 
des  Zollkrieges  verlangten. 

Die  portugiesische  Verordnung  vom  24.  November  1921,  die  durch 
eine  Verordnung  vom  4.  Februar  1922,  betreffend  Zollzahlung  in  Gold 
ergänzt  wurde,  enthält  eine  umfangreiche  Liste  produktionspolitischer 
Ausnahmen,  und  zwar  für  lebende  Tiere  sowie  zahlreiche  Roh-  und  Halb- 
stoffe der  Künste  und  Gewerbe  (darunter  Rohmetalle,  einfache  Metall-Halb- 
fabrikate, grundlegende  chemische  Erzeugnisse,  eine  Reihe  weiter  verwen- 
deter Textilwaren),  ferner  für  mannigfache  Nahrungsmittel,  Apparate,  Instru- 
mente, Maschinen,  Werkzeuge,  Waffen,  Schiffe,  Wagen,  für  mehrere  zu 
sonstigen  Zwecken  benötigte  Erzeugnisse  aus  Mineralien  und  Metallen  so- 
wie für  Behelfe  zu  Bildungs-  und  Bekleidungszwecken  usw.  Das  franzö- 
sisch-portugiesische Handelsabkommen  vom  17.  Februar  1921  mit 
beiderseitiger  Meistbegünstigung  (Mindesttarif)  beruht,  ähnlich  wie  der  be- 
reits besprochene  deutsch-portugiesische  Handelsvertrag,  im  wesentlichen 
auf  einem  französischen  Einfuhrkontingent  für  portugiesische  Weine  von 
5000  Hektolitern.  Unter  den  einschlägigen  portugiesischen  Handelsverträgen 
wäre  außerdem  insbesondere  jener  mit  Belgien  zu  erwähnen,  der  am 
29.  Januar  1921  in  Kraft  trat.  Er  erhöht  den  Gehalt  der  in  Belgien  als  Liköre 
zu  verzollenden  Weine  auf  21  Grad,  was  durch  königliche  Verordnung  vom 
7.  März  1921  auf  alle  Herkünfte  ausgedehnt  wurde. 

Von  den  französischen  Handelsverträgen  wäre  noch,  abgesehen 
von  dem  bereits  erwähnten  mit  der  Tschecho-Slowakei,  insbesondere  jener 
mit  Kanada  vom  29.  Januar  1921  zu  nennen.  Er  sichert,  bei  viermonatiger 
beiderseitiger  Kündigungsfrist,  den  französischen  Erzeugnissen  die  kana- 
dische Meistbegünstigung,  mit  Ausnahme  der  Vorzugszölle  für  reichsbritische 
Waren,  und  gewährt  Kanada  starke  Abschläge  vom  allgemeinen  Tarif  oder 
gar  den  Mindesttarif  für  eine  Reihe  wichtiger  Erzeugnisse,  und  zwar  nament- 
lich Roh-  und  Halbstoffe,  Maschinen,  Haushaltsgeräte,  gebogene  Möbel.  Ein 
französisch-polnischer  Handelsvertrag  *  wurde  am  6.  Februar 
1922  unterzeichnet  im  Widerspruch  zu  dem  sonstigen,  früher  erwähnten 
Grundsatz  Frankreichs,  handelspolitische  Annäherungen  an  Staaten  mit  tief- 
stehender, unsicher  schwankender  Währung  zu  vermeiden,  aber  im  Ein- 
klang mit  der  seit  Herbst  1918  beobachteten,  halb  kontinentalpolitisch,  halb 
privatwirtschaftlich  gefärbten  massenhaften  Anlage  französischen  Kapitals 
in  polnischen,  und  zwar  namentlich  ostgalizischen  und  oberschlesischen 
Unternehmungen;  dem  entspricht  es  auch,  daß  dem  Vertrag  vom  6.  Februar 
1922  ein  gleichzeitiges  Abkommen  über  die  Ausnutzung  der  polnischen  Erd- 
öllager zur  Seite  trat.  (Eine  französische  Verordnung  vom  22.  März  1922 
gewährt  den  polnischen  Erdölerzeugnissen  den  Mindesttarif.)  Das  alte  fran- 
zösisch-italienische   Handelsabkommen    vom   21.    November    1898, 


1   „Journal  Officiel".    20.  Juni  1922. 
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das  seinerzeit  einem  langjährigen  Zollkrieg  ein  Ende  bereitete,  wurde  auf 
den  1.  Februar  1922  von  Frankreich  gekündigt,  ohne  daß  es  seither  zum 
Abschluß  eines  neuen  endgültigen  Handelsvertrages  gekommen  wäre. 

Nachdem  das  Hindernis  der  früher  von  Luxemburg  und  Frankreich 
ins  Auge  gefaßten  Zollvereinigung  (siehe  die  handelspolitische  Übersicht 
über  das  Jahr  1919,  „W.A.",  15.  Bd.,  S.  416*  ff.)  durch  den  Verzicht  Frankreichs 
beseitigt  war,  hat  sich  tatsächlich  ein  belgisch-  luxemburgischer  Zoll- 
verein entwickelt,  welcher  der  Eisenindustrie  Luxemburgs  und  seinem 
Kohlenverbrauch  sowie  dem  Absatz  der  luxemburgischen  Eisenerze  in  Bel- 
gien zugute  kommen  dürfte.  Sein  endgültiges  Zustandekommen  wurde  durch 
das  luxemburgische  Gesetz  vom  28.  Juli  1921  besiegelt,  das  den  belgischen 
Zolltarif,  mit  geringen  Abänderungen,  an  die  Stelle  des  früheren  deutschen 
Tarifs  brachte.  Der  einschlägige  umfassendere  Staatsvertrag  vom  25.  Juli 
1921,  der  sich  auch  auf  gemeinsame  Eisenbahnen-,  Finanz-  und  Währungs- 
angelegenheiten bezieht,  ist  erst  am  6.  März  1922  in  Kraft  getreten.  Doch 
befindet  sich  ganz  Belgien  nicht  nur  außenpolitisch  stark  im  fran- 
zösischen Fahrwasser,  sondern  das  gleiche  gilt  auch  in  wirtschafts-  und 
namentlich  handelspolitischer  Beziehung  (ähnliches  Verhalten  gegenüber 
Deutschland,  Rußland,  den  Nachfolgestaaten,  Bevorzugung  Antwerpens  im 
Frachtverkehr  des  früheren  Elsaß-Lothringen  usw.). 

Das  britische  Weltreich,  derzeit  auf  etwa  29  v.  H.  der  bewohn- 
baren Erde  (ohne  Polargebiete)  und  rund  271/»  v.  H.  ihrer  Bevölkerung  an- 
gewachsen, ist  durch  Vorzugszölle  des  Mutterlandes  sowie  durch 
solche  der  größten  und  wichtigsten  Überseebesitzungen  (Kanada,  Britisch- 
Westindien,  Australien,  Neuseeland,  Südafrika)  ein  unvollständiger  innerer 
Zollverein  geworden.  Die  Reihe  der  älteren  Vorzugszoll-Verträge  zwischen 
Kanada  und  den  (noch  immer  nicht  zu  einem  größeren  einheitlichen  Domi- 
nion zusammengefaßten)  Inseln  und  Festlandsstücken  Britisch-West- 
indiens  wurde  durch  das  Abkommen  vom  18.  Juni  1920  fortgesetzt;  es 
enthält  zahlreiche  kanadische  Vorzugszölle  für  Zucker,  Rum,  Limonensaft, 
Kokosnüsse,  Kakao  und  sonstige  tropische  Erzeugnisse  Westindiens  sowie 
starke  Abschläge  von  50  bis  90  v.  H.  der  westindischen  Zollsätze  für  kana- 
dische Fabrikate,  Lebensmittel  usw. 

Das  Vorzugszollwesen  innerhalb  des  britischen 
Weltreiches  wird,  abgesehen  vom  Widerstreben  Indiens  und  der 
zweifelhaften  Haltung  Irlands,  freilich  noch  durch  die  Zugehörigkeit  einer 
Reihe  vertragsmäßiger  Gebiete  der  offenen  Tür  eingeschränkt,  wie 
Mesopotamien,  Palästina,  Hedschas,  Ägypten  (mit  dem  zollvereinten  ägyp- 
tischen Sudan),  Tanganjika-Gebiet,  britischer  Anteil  an  Kamerun  und  Togo, 
sowie  in  Ozeanien  zumindest  die  neuseeländisch  gewordenen  Samoa-Inseln. 
Eine  gewisse  Entschädigung  für  den  britischen  Außenhandel  mag  darin  ge- 
funden werden,  daß  er  andererseits  auf  jene  vertragsmäßigen  Gebiete  der 
offenen  Tür  rechnen  kann,  die  dem  sonst  eine  hochschutzzöllnerische  kolo- 
niale Handelspolitik  betreibenden  Frankreich  gehören,  wie  Marokko,  Fran- 
zösisch-Kamerun  und  Togo,  Französisch-Kongo,  Syrien. 
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Die  größte  und  wohl  auch  allerwichtigste  britische  Uberseebesitzung, 
das  indische  Kaiserreich,  ist  aber  nicht  nur  außerhalb  des  Kreises  der 
Vorzugszölle  gewährenden  Teile  des  britischen  Weltreiches  geblieben,  son- 
dern innerhalb  ihrer  eingeborenen  Bevölkerung  hat  sich  im  Lauf  des  Jahres 
1921  eine  bedenklich  starke  Boykottströmung  entwickelt.  Diese  wendet  sich, 
infolge  Unzufriedenheit  mit  der  Haltung  des  britischen  (anglo-indischen) 
Reiches  in  einer  Reihe  innen-  und  außenpolitischer  sowie  wirtschaftspoli- 
tischer, und  zwar  namentlich  zoll-  und  finanzpolitischer  Angelegenheiten, 
in  erster  Linie  gegen  britische  Erzeugnisse,  trifft  aber  auch  andere  Industrie- 
staaten durch  die  grundsätzliche,  freilich  zuweilen  wirtschaftlich  unzweck- 
mäßige Bevorzugung  heimischer  Erzeugnisse,  so  z.  B.  durch  Begünstigung 
indischer  handgewebter  Baumwollstoffe  vor  ausländischen  maschinen- 
gewebten \  Der  gegenwärtig  geltende,  am  1.  März  1921  in  Kraft 
getretene  indische  Zolltarif  ist  an  sich  schon  namhaft  höher  als  die 
im  Durchschnitt  auf  5  v.  H.  des  Wertes  gestellten  indischen  Zölle  der  Vor- 
kriegszeit, die,  abgesehen  von  zahlreichen  Zollbefreiungen  (so  z.  B.  für 
Baumwollgarne)  und  Sätzen  von  1  v.  H.  des  Wertes,  für  die  besonders  wich- 
tigen Baumwollgewebe  nur  3V2  v.  H.  betrugen;  dagegen  sind  z.  B.  derzeit 
die  Textilwaren  und  Kleider  mit  11  v.  H.  des  Wertes  belastet  und  auch  sonst 
Zollsätze  von  20  v.  H.  nicht  selten  anzutreffen. 

Eine  gewisse  Einbuße  im  unmittelbaren  europäischen  Bereich  steht 
Großbritannien  dadurch  bevor,  daß  Irland  bis  auf  das  unter  dem  Londoner 
Parlament  verbliebene  Ulster  vermöge  der  am  6.  Dezember  1921  zustande 
gekommenen  Einigung  zwischen  der  irischen  aufständischen  und  der  Lon- 
doner gesetzmäßigen  Regierung  eine  selbständige  Dominion  innerhalb  des 
britischen  Weltreiches  geworden  ist.  Diese  kann  Großbritannien  und  dessen 
Überseebesitzungen  Vorzugszölle  gewähren,  muß  es  aber  keinesfalls  tun  und 
dürfte  geneigt  sein,  dem  bisher  vorwiegend  landwirtschaftlich  tätigen  Irland 
(ohne  das  industriell  lebhaftere  Ulster!)  durch  Schutzzölle  gegen  großbri- 
tannische und  sonstige  Fabrikate  zu  einem  industriellen  Aufschwung  zu  ver- 
helfen. 

Für  Japan  und  China  war  der  Wirtschaftskrieg  verhältnismäßig  bald 
erledigt.  In  Japan  ist  am  1.  Juni  1921  ein  den  Zolltarif  vom  14.  April  1910 
abänderndes  Gesetz  in  Kraft  getreten,  wonach  Wertzölle  nach  dem  Waren- 
wert in  Japan  selbst  zu  erheben  sind,  Mineralölen  für  Heizzwecke  und 
Schiffbaubedarf  aller  Art  Zollfreiheit  gewährt  wird  und  der  Veredlungs- 
verkehr Erleichterungen  erfährt;  in  Gesetzen  zur  Förderung  der  Eisenindu- 
strie vom  24.  Juli  1917  und  21.  April  1921  werden  Zollbefreiungen  für  be- 
nötigte Maschinen  und  sonstige  Behelfe  zugestanden;  eine  Verordnung  vom 
28.  Mai  1921  regelt  die  Zollvergünstigungen  für  Schiffbauzwecke,  eine 
andere  vom  gleichen  Tage  die  Zollbefreiungen  im  Veredlungsverkehr  einer 
Reihe  von  Industrien,  wie  Glasindustrie,   Metallwaren-Fabrikation,  ölindu- 


1  Vgl.  A.  C.  Coubrough,  Notes  on  Indian  Piece  Goods  Trade.  „Bulletins 
oi  Indian  Industries  and  Labour."  No.  16.  Calcutta  1921 ;  ferner  K.  S  e  n  j  i  v  a 
R  a  0  ,  A  Note  on  Hand  Loom  Weaving  in  India.  „Journal  of  Indian  Industries  and 
Labour".     November  1921. 
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strie,  Herstellung  von  Zucker,  Zinkweiß,  Zinkplatten,  Düngemitteln,  Kunst- 
seide-Fabrikation usw.;  aus  Rücksicht  auf  die  Verbraucher  werden  in  Ver- 
ordnungen vom  21.  und  22.  November  1921  die  Einfuhrzölle  für  Reis,  frisches 
Rindfleisch  und  Eier  bis  Ende  Oktober  (November)  1922  aufgehoben;  in 
Korea  werden  durch  Verordnung  vom  21.  Juni  1921  die  Zölle  für  Häute  und 
Leder  nachgelassen,  falls  diese  bei  Herstellung  von  Ledererzeugnissen  Ver- 
wendung finden. 

Holländisch-Ostindien.  Im  neuen  Zolltarif-Gesetz  vom  18. März 
1921,  in  Kraft  seit  dem  18.  Mai  1921,  wird,  unter  Vorsichtsmaßregeln  gegen 
fiskalische  Einbußen,  Zollfreiheit  gewährt  für  Chemikalien,  Farbstoffe  usw., 
die  in  Fabriken  und  anderen  Betrieben  als  Hilfsstoffe  dienen;  die  Ausfuhr- 
zölle richten  sich  teils  nach  dem  Unterschied  zwischen  Marktpreis  und 
Selbstkosten  (Kopra,  Kokosöl,  Pfeffer),  teils  steigen  sie  in  geometrischer 
Progression  bei  gewissen  arithmetischen  Steigerungen  der  Marktpreise 
(Kautschuk,  Chinarinde,  Chinin),  teils  passen  sie  sich  als  feste  Wertzölle 
den  Weltmarktverhältnissen  an  (Häute,  eßbare  Vogelnester),  teils  sind  sie 
feste  Gewichtszölle  (Erdölerzeugnisse,  Tabak,  Zinn). 

Die  alten  Vorzugszoll-Verträge  der  Vereinigten  Staaten  mit 
Kuba  und  Brasilien  (brasilianische  Verordnung  vom  9.  März  1921  über 
die  neuerliche  Zuweisung  der  üblichen  Vorzugszölle  an  die  Vereinigten 
Staaten)  sind  bestehen  geblieben,  wie  überhaupt  der  wirtschaftliche  Pan- 
amerikanismus  aus  der  Selbstzerfleischung  und  Schwächung  Europas  durch 
den  Weltkrieg  und  die  Friedensverträge  sowie  aus  dem  Aufstieg  der  Union 
zum  wichtigsten  Gläubigerland  der  Erde  namhaften  Nutzen  zog. 

In  Kanada  besteht  eine  Umsatzsteuer,  die  zwar  die  inländischen  und 
eingeführten  Waren  nur  mit  wenigen  Prozent  belastet,  aber  nichtsdesto- 
weniger eine  umfangreiche  Freiliste,  namentlich  für  landwirtschaftliche  Er- 
zeugnisse, Schiffbaubedarf  usw.  enthält  gemäß  der  vorherrschenden  Stellung 
der  landwirtschaftlichen  Bevölkerung  in  der  Handelspolitik  Kanadas,  einem 
Land  des  sogenannten  agrarischen  Freihandels. 

Eine  mexikanische  Verordnung  vom  11.  März  1921  betrifft  Zoll- 
befreiungen für  unreine  Mineralöle,  Schwefelsäure,  Schubkarren  und  Ersatz- 
teile hiervon,  Sprengstoffe,  Zünder,  Zündschnüre  (Bergwerksbedarf);  diese 
wurden  aber  wieder  aufgehoben  durch  Verordnung  vom  27.  Juli  1921. 

Drei  in  Venezuela  erlassene  Verordnungen  vom  10.  Februar  1921 
enthalten  mannigfache  Zollbefreiungen  und  Zollermäßigungen  für  industrielle, 
land-  und  forstwirtschaftliche,  kulturelle  und  gesundheitliche  Bedarfsgegen-. 
stände  sowie  für  Nahrungsmittel  gegenüber  jenen  Zollsätzen,  die  im  Zoll- 
gesetz vom  17.  Juni  1919  enthalten  sind. 

In  Brasilien  besteht  eine  Verordnung  vom  5.  März  1921  über  Zoll- 
befreiung für  die  Einrichtung  eines  Stahlwalzwerkes  zur  Ausnutzung  der 
bedeutenden  brasilianischen  Eisenerzlager. 

In  Uruguay  wird  der  Zoll  für  Wollwaschseife  durch  eine  Verordnung 
vom  7.  Oktober  1921  auf  5  v.  H.  des  Wertes  an  Stelle  des  bisherigen  Ge- 
wichtszolles von  0,08  Peso  für  1  kg  ermäßigt,  bis  inländische  Fabriken 
diese  Erzeugung  aufnehmen,  eine  Betätigung  des  „agrarischen  Freihandels". 
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In  den  Staaten  des  romanischen  Amerika,  die  sich  nur  wider- 
willig von  der  Union  und  den  europäischen  Westmächten  in  den  Weltkrieg 
hatten  hineindrängen  lassen,  war  der  Wirtschaftskrieg  bald  überwunden. 

Besonders  scharf  wurde  der  Wirtschaftskrieg  bis  zum  Einfuhrverbot 
von  Waren  aus  ehemals  feindlichen  Ländern  gehend  nach  wie  vor  in 
Australien  geführt,  wo  er  erst  am  1.  August  1922  sein  Ende  gefunden 
hat.  Hinsichtlich  Neuseelands  fehlt  es  sogar  an  Nachrichten  über  das  Auf- 
hören des  Wirtschaftskrieges. 

Jedenfalls  hat  sich  die  Strömung  zur  Schaffung  großer  und  Riesenzoll- 
gebiete, trotz  einiger  Beeinträchtigungen  innerhalb  des  britischen  Welt- 
reiches sowie  der  Verkleinerung  oder  Zerstückelung  Rußlands  und  der 
Mittelmächte,  auch  in  der  Nachkriegszeit,  wie  sonst  in  den  letztverflossenen 
zwei  Jahrhunderten,  kräftig  durchgesetzt. 

Dr.  Siegmund  Schilder,    Wien. 
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Zur  Einleitung  darf  ich  zwecks  Vermeidung  von  Wiederholungen  auf 
den  ersten  Absatz  meines  vorigen  Berichtes  *  verweisen.  Die  auch  jetzt 
noch  äußerlich  zufriedenstellende  Konjunktur  der  industriellen  Beschäftigung 
in  Deutschland  weist  aber  bereits  insofern  eine  bedenkliche  Nuance 
auf,  als  eine  zweifellos  rasch  zunehmende  Versteifung  des  Geldmarktes  sich 
geltend  macht.  Der  valutarische  Ausverkauf  Deutschlands  die  letzten  Jahre 
hindurch  beginnt  neben  anderen  Ursachen  seine  Auswirkungen.  Hinzu  kommt 
aber  außerdem  auch  die  starke  Kapitalinvestierung  als  Folge  der  immer  noch 
erheblichen  kapitalistischen  Konzentration  in  der  Industrie.  —  Eisen  und 
Kali,  aber  auch  ebenso  Zucker  und  Versicherungswesen,  kurzum,  fast  alle 
industriellen  Gebiete,  auf  denen  die  notwendigen  großbetrieblichen 
Keimzellen  für  die  „Amerikanisierung"  gegeben  sind,  streben  dahin,  durch 
Fusionen  oder,  da  diese  heute  unverhältnismäßig  hohe  öffentliche  Abgaben 
bedingen,  überwiegend  in  Interessengemeinschaften  engerer  oder  loserer 
Formen,  zumeist  unter  Erhöhung  und  Austausch  ihrer  Gesellschaftskapitalien, 
sich  dem  wachsenden  wirtschaftlichen  Notstande  anzupassen. 

Diese  Entwicklung  ist  heute  in  vielen  Industrien  schon  so  weit  ge- 
diehen, daß  man  sich  keinen  Illusionen  über  die  hieraus  für  die  deutsche 
Organisationsentwicklung  notwendigerweise  entspringenden  Folgen  hin- 
geben sollte.  Sie  drängt  mit  Macht  zu  einer  stärkeren  Sonderung  zwischen 
jenen  technisch  und  wirtschaftlich  zunächst  vielfach  überlegenen  Groß- 
unternehmungen und  den  Mittel-  und  Kleinbetrieben.   Damit  löst  sie  sowohl 


Vgl.  „W.  A.",  17.  Bd.,  S.  390*. 
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produktions-  wie  markttechnisch  die  Bande,  die  bisher  in  den  Kartellen  ganze 
Industriekreise  umschließen  konnten.  Auch  die  Steuerpolitik  begünstigt  viel- 
fach unmittelbar  oder  mittelbar  diese  Konjunkturveränderungen  der  deut- 
schen Industrie.  Eine  Ende  April  verabschiedete  Novelle  zum  Umsatz- 
steuergesetz hat,  abgesehen  von  der  Erhöhung  auf  2  v.  H.,  wiederum  trotz 
aller  Einsprüche  die  bei  der  Höhe  des  jetzigen  Steuersatzes  recht  empfind- 
liche Begünstigung  der  gemischten  Unternehmen  bestehen  lassen  — 
richtiger  gesagt,  mangels  wirtschaftlicher  und  steuertechnischer  Auswege 
bestehen  lassen  müssen.  Für  die  mehrstufigen  Unternehmen,  die  den 
ganzen  Kreislauf  einer  Warenherstellung  vom  Rohstoff  bis  zur  letzten  Ver- 
arbeitung umfassen,  ergibt  sich  damit  ein  steuerlicher  Vorsprung,  der  im 
Endpreise  bereits  ein  Mehrfaches  jener  2  v.  H.  ausmachen  kann  '.  Nicht 
hierin  dürfte  jedoch  das  Schwergewicht  jener  Überlegenheit  und  damit  die 
Tendenz  zu  kartellfeindlicher  Autonomie  liegen,  sondern  vor  allem  in  der 
größten  Qesamtkapitalkraft,  die  gleichzeitig  auch  eine  erhebliche  Kredit- 
überlegenheit ausmacht.  Damit  aber  ist  ein  Vorsprung  der  wirtschaftlichen 
Beweglichkeit  geboten,  der  unter  den  gegenwärtigen  undurchsichtigen 
Marktverhältnissen  sich  in  einer  weit  größeren  Anpassung  an  schwankende 
Ein-  und  Verkaufskonjunkturen  auswertet. 

Damit  soll  keineswegs  die  Befürchtung  einer  grundsätzlichen  dauernden 
wirtschaftlichen  Unterlegenheit  der  Mittel-  und  Kleinindustrie  aufgestellt 
werden.  Alles  wird  vielmehr  darauf  ankommen,  wie  weit  sie  die  gegen- 
wärtige, ihr  zweifellos  ungünstige  Ubergangspolitik  durch  ihre  mit  Recht 
gerühmte  Spannkraft  der  individuellen  Anpassung  zu  überwinden  vermag, 
und  vor  allem,  wie  weit  es  ihr  gelingt,  die  Vorteile  der  großkapitalistischen 
Unternehmung  durch  kartellmäßige  oder  genossenschaft- 
liche Organisationshilfen  auszugleichen.  Auch  heute  noch  ist 
aber  leider  diese  Entwicklung  hinter  ihrer  Bedeutung  zurück.  Welche  Vor- 
teile sie  bieten  kann,  beweist  z.  B.  ein  Bericht  der  „Verkaufsgemeinschaft 
rheinischer  Maschinenfabriken",  die  im  April  d.  J.  zu  Düsseldorf  gegründet 
wurde.  Das  deutsche  Absatzgebiet  ist  in  vier  Hauptverkaufszentralen  auf- 
geteilt: Düsseldorf,  Frankfurt  a.  M.,  Berlin  und  Breslau.  Es  werden  be- 
deutende Ersparnisse  an  Verkaufsspesen,  aber  auch  Vorteile  für  den  Käufer 
in  einer  Vereinfachung  und  Verbilligung  der  Eindeckungen  betont.  Eine 
Einkaufsvereinigung  anscheinend  größeren  Stiles  hat  auch  eines  der  ältesten 
und  festgefügtesten  Webereikartelle,  der  „Verband  sächsisch-thüringischer 
Webereien",  gegründet. 

Die  weit  überwiegende  Mehrheit  der  deutschen  Kartelle,  auch  die  noch 
immer  beträchtlichen  Neugründungen,  bewegt  sich  jedoch  in  dem  alten 
Rahmen  der  Versuche,  die  Marktstellung  der  Mitglieder  in  ihrem  Absätze 
sicherzustellen.   Diese  Aufgabe  aber  muß  sich  angesichts  der  sich  mehr  und 


1  Sehr  zu  bedauern  wäre  es  aber  jedenfalls,  wenn  die  Rechtsprechung  'ivs 
Reichsfinanzhofes  auf  den  Standpunkt  hinausliefe,  daß  auch  für  Syndikate  eine  mehr- 
fache Umsatzsteuer  für  die  Umsätze  zwischen  der  Verkaufsstelle  und  den  einzelnen 
Mitgliedern  gefordert  würde.  Denn  damit  wäre  ein  wesentlicher  Nachteil  für  die 
Kartellorganisation   gegeben. 
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mehr  zuspitzenden  inneren  Konjunktur  andauernd  schwieriger  gestalten. 
Einmal  rückt  für  sehr  viele  der  spezifischen  Ausfuhrindustrien  die  Grenze 
immer  näher,  wo  ihre  Erzeugungskosten  die  ihrer  wichtigsten  Weltmarkt- 
konkurrenten erreichen,  wenn  nicht  übertreffen.  Rückschläge  im  Export 
treffen  aber  immer  zusammen  mit  einer  binnenländischen  Versteifung  des 
Absatzes,  die  heute  zugleich  das  Ergebnis  einer  wachsenden  Divergenz 
zwischen  der  Kaufkraft  der  Massen  und  der  steigenden  Höhe  der  Preise  ist. 
Freilich  wird  zurzeit  diese  Gefahr  noch  durch  rege  Kauflust  des  Zwischen- 
handels verdeckt,  der  sich  bis  Schluß  dieses  Jahres,  ja  noch  vielfach  darüber 
hinaus  eingedeckt  hat.  Aber  auch  seine  Aufnahmefähigkeit  muß  nach- 
lassen, sobald  er  die  Waren  nicht  mehr  in  dem  spekulierten  Umfange  in  die 
Absatzkanäle  weiterleiten  kann.  Tatsächlich  liegt  die  Konjunktur  seit  Be- 
ginn 1922  wiederum  so,  daß  die  Industrie  selbst  mit  den  schärfsten  Be- 
dingungen, wie  kürzeste  Ziele,  ja  Vorausbezahlung  und  Preisvorbehalts- 
klausel durch  ihre  Kartelle  bisher  die  Kauflust  des  Handels  kaum  nennens- 
wert einzudämmen  vermochte.  Die  treibende  Kraft  ist  nach  wie  vor  das 
deutsche  Valuta  -  Elend,  das  die  weitschweifig  -  inkonsequente  Politik  der 
Entente  gegenüber  den  ständig  stärker  werdenden  Unmöglichkeiten  der 
Reparationsleistungen  dauernd  verschuldet. 

Obwohl  also  zweifellos  in  weitestem  Umfange  der  deutschen  Kartell- 
politik nicht  die  Schuld  für  die  dauernde  Steigerung  des  Warenpreis-Index 
beigemessen  werden  kann,  obwohl  sich  vielmehr  mit  erschreckender  Deut- 
lichkeit erweist,  daß  die  Risikosicherungs-  und  Kapitalisierungspolitik  der 
deutschen  Produktionsgewerbe  bei  weitem  nicht  die  notwendigen  Reserven 
herauszuwirtschaften  vermag  —  zumal  schon  die  einmaligen  und  laufenden 
Mittel  für  die  dazu  notwendigen  Umstellungen  mangeln  — ,  so  wächst  doch 
anscheinend  die  Gefahr,  daß  die  deutsche  Regierung  unter  dem  Druck  der 
durch  die  extreme  Demokratie  so  einflußreichen  Massengeltung  durch 
spezielle  legislative  Maßnahmen  die  Kartellierung  unter  Auf- 
sicht stellt.  Der  Nachteil  der  Kartelle  war  es  stets  und  ist  es  heute  mehr 
als  je  —  wie  ich  an  dieser  Stelle  schon  wiederholt  andeuten  mußte  — ,  daß 
ihre  Wirkungen  sich  dem  Markte  deutlicher  offenbaren  als  die  der 
kapitalistischen  Konzentrationen  und  daß  vor  allem  ihre  Wirkungen  gerade 
heute  weit  suggestiver  sich  gestalten,  weil  sie  als  „Auswüchse"  der  heute 
im  übrigen  so  geschätzten  kollektiven  berufständischen  Politik  bekämpft 
werden.  Im  Gegensatz  hierzu  bleibt  die  zweifellos  viel  gefährlichere,  wenn 
auch  erst  in  späterer  Zukunft  zur  vollen  Entwicklung  reife  Monopolpolitik 
der  kapitalistischen  Konzentration  außer  Gefecht  —  ganz  wie  in  den  Ver- 
einigten Staaten,  wo  man  die  Kartelle  bekämpfte,  um  dafür  die  Trusts  ein- 
zutauschen. Ihre  Gefahren  liegen  nicht  in  erster  Linie  in  ihrem  Einfluß  auf 
die  Marktgestaltung  und  Preispolitik,  obwohl  auch  sie  sehr  bedeutend 
werden  können,  sondern  vor  allem  in  der  kapitalistischen  Herrschaftspolitik, 
die  gerade  in  diesen  Organisationen  mit  größten  Erfolgen  —  auch  schon  in 
Deutschland  —  eine  Verschleierung  der  Besitzverhältnisse,  der  wechsel- 
seitigen Abhängigkeiten  und  schließlich  auch  der  Gewinn-  und  Verlustpolitik 
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treiben  kann,  deren  Rückwirkungen  auf  die  Gesamtwirtschaft  zu  vielfachen 
Bedenken  Anlaß  geben. 

Wie  schwer  die  Bekämpfung  der  Auswüchse  dieser  Organisationen  sich 
in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  bis  in  die  jüngste  Zeit 
stets  gestaltet  hat,  beweist  die  im  März  veröffentlichte  Publikation 
über  die  Trustprozesse  \  Dabei  hat  sich  die  amerikanische  Trustpolitik  nicht 
einmal  konsequent  durchführen  lassen.  Erst  am  18.  Februar  d.  J.  ist  die 
Capper-Volstead  Act  erlassen  worden,  die  der  bekannten  Not  der 
Farmer  dadurch  Abhilfe  bringen  will,  daß  sie  ihnen  den  Zusammenschluß  in 
Verbänden,  und  zwar  zu  dem  ausgesprochenen  Zwecke  gemeinsamer  Preis- 
politik, gestattet2.  Auf  der  anderen  Seite  verfolgt  das  Trustamt  neuerdings 
eine  spezifische  Art  von  Verbänden,  die  etwa  den  deutschen  „Kalkulations- 
kartellen" und  „Preismeldestellen"  entsprechen  und  einen  interessanten  Ver- 
such darstellen,  das  Kartellverbot  zu  umgehen.  Jedes  Mitglied  eines  Ver- 
bandes übermittelt  regelmäßig  genaue  Einzelheiten  über  sogenannte  „past 
transactions",  d.  h.  abgeschlossene  Käufe  und  Verkäufe,  Preise,  Produktions- 
mengen, Vorräte  usw.,  an  die  Verbandszentrale.  Dieses  Material  wird  dann 
von  der  Zentrale  einheitlich  verarbeitet,  eventuell  auch  kommentiert  und  an 
die  verschiedenen  Verbandsmitglieder  verteilt,  von  denen  dann  jedes  Mit- 
glied nach  eigenem  Gutdünken  auf  Grund  dieser  Marktübersicht  handeln 
kann.  Da  weder  ein  schriftliches  noch  mündliches  Abkommen  besteht,  die 
Produktion  zu  beschränken  oder  einheitliche  Preise  festzusetzen,  glaubte  man 
vor  etwaigem  Konflikt  mit  dem  Antitrustgesetz-  sicher  zu  sein s.  Es  hat  aber 
den  Anschein,  daß  die  Industrie-  und  Handelswelt  trotz  einzelner  Verfol- 
gungen an  diesem  sicherlich  bei  geschickter  interner  Handhabung  sehr  wirk- 
samen System  festhalten  will,  gemeinsame  Grundlagen  für  die  Kosten- 
berechnungen durchzuführen.  Dagegen  scheint  es,  als  ob  die  großen  Er- 
wartungen, die  das  Wirtschaftsleben  der  Union  auf  die  Wirkung  des  Web- 
Pomerane  Law  gesetzt  hat,  das  bekanntlich  spezifische  Trusts  für  den 
Außenhandel  erlaubt,  vorläufig  wenigstens  noch  nicht  eingetroffen  sind*. 
N  o  t  z  berichtet  im  Februarheft,  Nr.  9,  1922,  der  Commerce  Reports  (heraus- 
gegeben von  dem  United  States  Department  of  Commerce)  S.  481  ff.  von 
ungefähr  50  Assoziationen,  die  ihre  vorgeschriebenen  Berichte  der  „Federal 
Trade  Commission"  eingereicht  hatten.  Immerhin  umfassen  sie  aber  bereits 
einen  größeren  und  vielseitigen  Kreis  von  Industrien  und  ungefähr  1000  Mit- 
glieder in  41  Staaten  der  Union.  Zweifellos  wird  ihre  Bedeutung  auch  erst 
mit  der  allmählichen  Wiederentwicklung  des  Weltmarktes  wachsen  können. 


1  „The  Federal  Antitrust  Laws  with  amendments"  mit  einer  Liste  „of  cases 
instituted  by  the  United  States".  March  31,  1922.  Washington.  Government  Printing 
Office. 

2  a.  a.  0.,  S.  11  ff. 

3  Dr.  William  Notz,  Washington,  Eine  neue  wichtige  Entscheidung  des 
amerikanischen  Oberlandesgerichts  betr.  die  sog.  „open  price"-Verbände.  („Kartell- 
Rundschau".  1922.  Heft  3,  S.  123  ff.)  Derselbe,  Die  amerikanischen  Trade  Asso- 
ciations.    („W.  A.",  17.  Bd.,  S.  338  ff.) 

4  Über  das  Gesetz  selbst  berichtete  ich  im  „W.  A.'\  16.  Bd.,  S.  64*. 
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In  den  Vereinigten  Staaten  ist  sonach  zurzeit  bei  grundsätzlicher  Be- 
kämpfung monopolistischer  Organisationspolitik  die  Entwicklung  der  kapi- 
talistischen, aber  auch  kartellähnlicher  Verbände  dauernd  im  Fortschreiten; 
die  Gesetzgebung  hat  wichtige  Ausnahmen  ausdrücklich  von  dem  generellen 
Verbot  freigestellt. 

Ganz  ähnlich  verläuft  die  Übergangswirtschaft  offenbar  in  England. 
Das  im  Februar  1918  geschaffene  „Trust  Committee"  mit  der  Aufgabe:  „zu 
prüfen  und  zu  berichten,  ob  und  welche  Maßnahmen  zu  ergreifen  seien,  um 
das  öffentliche  Interesse  gegenüber  einer  wahrscheinlichen  Ausdehnung  von 
gewerblichen  Organisationen  und  Kombinationen  zu  schützen"  *,  hat  für  eine 
große  Zahl  von  Industrien  eine  wachsende  Tendenz  zur  Kartellierung  und 
Trustierung  festgestellt.  Teilweise  wird  hiergegen  die  Wachsamkeit  des 
Staates  aufgerufen,  die  Mehrzahl  der  Berichte 2  erkennt  aber  die  berechtigten 
und  gesunden  Wirkungen  dieser  Organisationen  an.  Für  eine  Änderung  der 
bisher  grundsätzlich  nachgiebigen  Politik  ihnen  gegenüber  liegen  keinerlei 
Aussichten  vor.  Die  Geschäftswelt  rechnet  mit  dieser  Tatsache  ebenso  wie 
in  Frankreich,  wie  die  zahlreichen  Neubildungen  teilweise  mit  internationalen 
Ausläufern  beweisen.  Und  selbst  die  Sowjetregierung  hat  eines  ihrer  wich- 
tigsten Dogmen  verleugnen  müssen  und  kapitalistische  Organisationen  großen 
Stiles  gutgeheißen 3. 


1  Vgl.  „Kartell-Rundschau".    S.  264  if.  u.  385  ff. 

2  Verschiedene  sind  in  den  letzten  und  im  heurigen  Jahrgang  der  „Kartell- 
Rundschau"  veröffentlicht. 

3  Über  die  Trusts  und  Kartelle  in  Schweden  vgl.  die  neueste  Über- 
sicht in  „Kartell-Rundschau"  1922,  S.  371  ff.,  wo  darauf  hingewiesen  wird,  daß  man 
hier  organisationstechnisch  über  das  erste  Stadium  —  welches  bei  grundsätzlicher 
Aufrechterhaltung  des  Konkurrenzprinzips  durch  einheitliche  Preis-  oder  Produktions- 
bestimmungen den  Wettbewerb  zu  mildern  sucht  —  heute  meist  schon  hinweggekom- 
men ist.  Im  allgemeinen  überwiegt  in  Schweden  das  Prinzip  der  Preisregulierung  im 
Handel  und  Kleingewerbe;  in  Industriezweigen  mit  Massenproduktion  kommt  es  weni- 
ger vor.  Fortgeschrittene  Industriezweige  haben  sich  gemeinsame  Verkaufsorgani- 
sationen geschaffen,  in  Form  teils  einer  einheitlichen  Verkaufsstelle  des  Konzerns,  teils 
einer  ad  hoc  geschaffenen  besonderen  Handelsgesellschaft,  letzteres  mit  Vorliebe  in 
der  sogen.  „Holding  Co.",  welche  als  Hauptgesellschaft  die  Majorität  der  Aktien  aller 
Tochtergesellschaften  hat,  wobei  letztere  jedoch  in  hohem  Maße  selbständig  verbleiben. 
In  vielen  Fällen  haben  diese  Verkaufsorganisationen  allmählich  die  Leitung  fast  der 
gesamten  einheimischen  Produktion  in  die  Hände  bekommen  und  setzen  dann  die 
Preise  nach  Belieben  fest.  Im  übrigen  beschränkt  sich  das  Ziel  der  Trustbildung  nicht 
auf  die  Monopolisierung  gegenüber  den  Konsumenten,  sondern  geht  auch  auf  Rationa- 
lisierung des  Produktionsprozesses  hin.  Daneben  findet  sich  dann  auch  die  Tendenz, 
alle  Stadien  des  Produktionsprozesses  einer  Branche  zu  vereinigen,  also  neben  der 
horizontalen  die  vertikale  Schichtung,  durch  Zusammenschluß  von  Rohstoff-,  Halb- 
fabrikat- und  Fertigwaren,  herbeizuführen.  Auch  in  Norwegen  hat  sich,  trotz  der 
dort  viel  geringeren  allgemeinen  Industrieentwicklung,  der  Zusammenschluß  zu  Preis- 
vereinigungen, Konventionen  und  Kartellen  sehr  stark  entwickelt,  namentlich  auch  bis 
in  das  Kleingewerbe  und  Handwerk  hinein.  Auf  das  erwähnte  Gesetz  hin  sind  bereits 
nicht  weniger  als  418  Konventionen  aller  Art  zu  verzeichnen,  daneben  51  der  Konkur- 
renzregulierung dienende  Sonderabmachungen  und  56  marktbeherrschende  Großbetriebe. 
Die  Ergebnisse  der  Registrierung  sind  in  der  vom  Staatlichen  Preisdirektorium  her- 
ausgegebenen Wochenschrift  „Norsk  Pristidende"  (Verlag  Gröndaal  &  Sohn,  Kristiania, 
Toldbotgatan  27,  Bezugpreis  jährlich  4  Kr.)  vom  6.  Februar  1922  veröffentlicht  worden. 
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Da  inzwischen  auch  die  internationale  Kartellierung,  trotz 
begreiflicherweise  spärlicher  Nachrichten,  sich  folgerichtig  stark  ausbaut, 
wird  einer  einzelstaatlichen  Hemmung  der  Organisationspolitik  auch  hier- 
durch ein  starker  Damm  gezogen,  denn,  wie  ich  schon  zum  Schlüsse  des 
letzten  Berichtes  anmerkte,  muß  ein  Land  weltwirtschaftlich  sehr  bald  ins 
Hintertreffen  kommen,  das  den  seiner  Industrie  notwendigen  organisa- 
torischen Ausbau  und  die  Schutzmaßnahmen  dafür  verkümmern  läßt,  und 
ganz  besonders  ein  wirtschaftlich  schwaches  Land  wie  Deutschland! 

In  dieser  Beziehung  ist  bei  Abfassung  dieses  Berichtes  die  Lage  in 
Deutschland  noch  reichlich  ungeklärt.  Von  Bayern  ist  Ende  März  ein  er- 
neuter Antrag  an  die  Reichsregierung  ergangen,  der  zunächst  allerdings  nur 
auf  eine  stärkere  „Publizität"  der  Kartellpolitik  und  eine  Verbesserung  der 
Wuchergesetzgebung  hinausläuft.  Bisher  verlautet  auch  noch  nichts  davon, 
daß  der  neugebildete  „Kartell-Beirat"  beim  Reichswirtschaftsministerium  zu 
diesem  Verlangen  grundsätzlich  Stellung  genommen  hat.  Aber  zweifellos 
müssen  sich  die  Befürchtungen  wegen  irgendeines  legislativen  Vorstoßes 
mehren,  angesichts  der  noch  immer  rapiden  Steigerung  des  innerdeutschen 
Preisniveaus.  Die  „Kartellfrage"  wird  damit  bedauerlicherweise  zu  einer 
reinen  Konjunkturfrage.  Der  Kleinkrieg  zwischen  den  Organisationen  selbst 
nimmt  teilweise  schärfere  Formen  an,  die  Verständigungsmöglichkeiten 
mindern  sich,  und  die  große  Masse  der  Konsumenten,  denen  man  von  ge- 
wisser Seite  die  Möglichkeit  einer  Trennung  ihrer  Konsumenten-  von  ihrem 
Produzenteninteresse  suggeriert  *,  obwohl  mit  Ausnahme  von  Rentnern  und 
Erwerbsunfähigen  es  reine  Verbraucher  überhaupt  nicht  gibt,  diese  Konsu- 
menten, zu  denen  sich  auch  die  Arbeiter  rechnen,  trotzdem  ihre  Tarifpolitik 
zweifellos  nicht  der  geringste  Hebel  für  die  Teuerung  ist,  sie  rufen  nach 
einer  Staatskontrolle  über  die  Kartellpolitik. 

Dagegen  hat  es  erfreulicherweise  mehr  und  mehr  den  Anschein,  als  ob 
jetzt  auch  der  Kleinhandel,  je  mehr  seine  eigene  Organisation  an  System  und 
Kraft  gewinnt,  von  seiner  grundsätzlichen  Bekämpfung  der  Kartelle  zu  der 
wirtschaftlich  allein  richtigen  Politik  des  Selbstschutzes  und  der  Verhand- 
lungspolitik überschwenkt.  Damit  erscheint  mir  für  eine  staatliche  Ein- 
mischung in  die  bisher  freie  Organisationspolitik  noch  weniger  Anlaß  ge- 
boten, da  namentlich  der  Detailhandel  stets  zugleich  auch  in  all  diesen 
Kämpfen  der  natürliche  Anwalt  der  Verbraucher  ist.  Im  übrigen  hat  der 
erste  Geschäftsbericht,  den  die  Kartellstelle  beim  „Reichsverband  der 
Deutschen  Industrie"  kürzlich  veröffentlichte,  ergeben,  daß  diese  Stelle  be- 
reits eine  erfreulich  große  Zahl  von  Streitigkeiten  aller  Art  schlichten  konnte, 
eine  Tätigkeit,  die  in  ihrem  weiteren  Verlaufe  ganz  automatisch  auch  refor- 
mierend auf  etwaige  Einseitigkeiten  der  Organisationspolitik  wirken  muß. 

(Abgeschlossen  30.  Juni  1922.) 

Dr.  Siegfried  Tschierschky,  Berlin. 

1  Vgl.  hierzu  Robert  Schlösser,  Der  Konsument  im  Rätesystem. 
Berlin    1920. 
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Chronik  der  Bevölkerungspolitik. 
n1. 

Eine  Darlegung  der  bevölkerungspolitisch  zu  wertenden  Tatsachen  ist 
Mosaikarbeit.  Große,  kleine  und  kleinste  Akte  der  Gesetzgebung  und  Ver- 
waltung, der  Verbandspolitik  und  der  Interessentenkreise  wechseln  ab  mit 
Betrachtungen  über  das  Verhalten  der  einzelnen  Individuen,  das  doch  be- 
völkerungspolitisch den  letzten  Ausschlag  gibt,  sich  aber  der  Bericht- 
erstattung häufig  entzieht,  mindestens  nicht  auf  die  entscheidenden  Motive 
hin  kontrolliert  werden  kann.  Hier  greift  naturgemäß  die  Bevölkerungs- 
statistik ein,  auch  soweit  ihr  nicht  eigentlich  Bevölkerungspolitik  zugrunde 
liegt.  Angesichts  dieses  Vielerlei  ist  eine  Maßnahme,  wie  sie  neuerdings 
auf  dem  Gebiete  der  Ein-  und  Auswanderung2  von  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  ergriffen  wurde,  besonders  hervorzu- 
heben. Dies  Land  erließ  am  19.  Mai  1921  mit  Wirkung  vom  1.  Juni  1921  ein 
Gesetz,  nach  dem  „die  Anzahl  von  Ausländern  jeder  Nationalität,  die  auf 
Grund  der  Einwanderungsgesetze  nach  den  Vereinigten  Staaten  in  jedem 
Rechnungsjahr  zugelassen  sind,  3  %  der  nach  der  amerikanischen  Volks- 
zählung von  1910  in  den  Vereinigten  Staaten  ansässigen  Angehörigen  des 
betreffenden  Volkes  nicht  überschreiten"  darf.  Die  Geltungsdauer  dieses 
Gesetzes  ist  jüngst  um  zwei  Jahre  verlängert  worden,  indessen  sind 
amerikanische  Einwanderer  neuerdings  nicht  mehr  strikt  an  die  Höchstzahlen 
gebunden. 

Anscheinend  hat  ein  starkes  Ansteigen  der  Einwanderungszahlen  im 
Zusammenhang   mit   den  bekannten   Krisenerscheinungen   der   nordamerika- 


1  Vgl.  vorige  Chronik  „W.  A.",  17.  Bd.,  S.  19*  ff.;  sowie  vorher  15.  Bd.,  S.  345*  ff. 

2  Vgl.  auch  im  „W.  A.":  Rhode,  Die  Tagung  des  Internationalen  Aus- 
wanderungs-Ausschusses in  Genf  (18.  Bd.,  S.  56*  ff.),  ferner  F  e  r  e  n  c  z  i ,  Das  Aus- 
wanderungsproblem Nachkriegs-Ungarns  (ebenda  S.  348  ff.). 
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nischen  Wirtschaft  die  Veranlassung  zu  dieser  ziemlich  einzig  dastehenden 
Repartierungsmaßnahme  gegeben.  Nachstehende  Übersicht  zeigt  die  Wander- 
bewegung nach  und  von  den  Vereinigten  Staaten;  deutlich  zeichnen  sich  die 
fünf  letzten  Friedens-  gegen  die  darauf  folgenden  Kriegsjahre  ab,  und  wieder 
eine  Sonderstellung  nehmen  die  ersten  Nachkriegsjahre  ein1: 

Ein-  und  Auswanderung  in  den  Vereinigten  Staaten2 
in  den  Jahren  1910—21  (in  1000). 


Einwanderer 

Auswanderer 

Überschuß 

nach 

von 

der 

den  Vereinigten  Staaten 

Einwanderung 

1910 

1042 

202 

840 

1911 

879 

296 

583 

1912 

838 

333 

505 

1913 

1198 

308 

890 

1914 

1218 

303 

915 

1915 

327 

204 

123 

1916 

299 

130 

169 

1917 

295 

66 

229 

1918 

111 

95 

16 

1919 

141 

124 

17 

1920 

430 

288 

142 

1921 

805 

248 

557 

Nachdem  die  Jahre  1918  und  1919  so  gut  wie  keinen  nennenswerten 
Einwanderungsüberschuß  aufzuweisen  hatten,  war  dieser  immerhin  1920 
schon  auf  142  000  —  annähernd  dem  Durchschnitt  der  Jahre  1915  und  1916 
gleich  — ,  1921  aber  auf  557  000  gestiegen,  was  dem  Durchschnitt  verschie- 
dener Friedensjahre  (1911—1912)  entspricht.  Diese  Einwanderung  fiel 
mit  der  Verschlechterung  des  Arbeitsmarktes  zusammen,  welche  Millionen 
von  Arbeitslosen  zeitigte  und  schwerste  gewerkschaftliche  Kämpfe  hervor- 
rief. Das  Motiv  für  das  erwähnte  Gesetz  ist  also  sehr  verständlich. 

Die  Zeitschrift  „Wirtschaft  und  Statistik"  bringt  für  die  Zeit  vom  1.  Juli 
1921  bis  12.  April  1922  eine  interessante  Gegenüberstellung  der  nach 
Nationen  gegliederten  Eingewanderten  und  der  hiernach  noch  zuzulassenden 
künftigen  Einwanderer,  wobei  die   vom  Gesetz  vorgeschriebenen  3  %   der 


1  Als  Quellen  für  den  statistischen  Teil  dienten  die  amtlichen  Nachweisungen  der 
deutschen  Reichsstatistik  in:  Stat.  Jahrbuch  f.  d.  Deutsche  Reich;  ferner  „Wirtschaft 
u.  Statistik";  Mitteilungen  des  Reichsgesundheitsamts,  des  Reichsarchivs,  der 
Statist.  Korrespondenz  u.  a.  Sehr  viel  einschlägiges  Material  enthält  ferner  das 
Nachrichtenblatt  des  Reichswanderungsamtes;  in  verschiedenen  Fällen  konnte  auch 
das  Wirtschaftsarchiv  des  Instituts  für  Seeverkehr  und  Weltwirtschaft  herangezogen 
werden. 

2  Auch  die  Struktur  der  Einwanderermenge  änderte  sich.  Am  meisten  verringerten 
sich  die  Landarbeiter  und  Dienstboten,  erheblich  auch  die  Facharbeiter,  verhältnis- 
mäßig am  wenigsten  die  ungelernten  Arbeiter. 
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ausländischen  Bevölkerung  zugrunde  gelegt  wurden.  Hiernach  hat  Deutsch- 
land erst  etwa  den  fünften  Teil  der  ihm  zugewiesenen  Wandererquote  er- 
reicht; es  sind  nämlich  insgesamt  in  den  genannten  drei  Vierteljahren  14  286 
Personen  eingewandert,  53  753  dürfen  noch  einwandern.  Nur  England  und 
Deutsch-Österreich  weisen  ein  ähnliches  Bild  auf,  immerhin  ist  dort  die  Zahl 
der  Eingewanderten  mit  31 000  und  3443  gegenüber  46  000  und  4001  Ein- 
wanderungskandidaten schon  ziemlich  groß.  Dagegen  haben  Italien,  Polen 
(mit  Ostgalizien),  Rumänien,  Jugoslawien,  Ungarn,  Griechenland,  Portugal, 
Belgien,  Armenien  und  die  Türkei  ihre  Kontingente  bereits  überschritten; 
aus  Rußland  (einschließlich  Sibirien),  der  Tschecho-Slowakei,  Schweden, 
Norwegen,  Frankreich,  der  Schweiz,  Dänemark,  Finland  und  Holland  waren 
nur  mehr  kleine  Auswanderermengen  zu  erwarten,  in  keinem  Fall  mehr  als 
14  000. 

Das  Gesamtkontingent  der  zuzulassenden  Einwanderer  war  mit  355  825, 
von  denen  208  815  bereits  eingewandert  sind,  festgelegt  und  wird  im  Rech- 
nungsjahr 1922/1923  nur  um  ein  geringes  höher  sein  \  Könnte  man  annehmen, 
daß  die  Zahl  der  Auswanderer  sich  gleichbliebe,  so  wäre  mit  kaum  mehr 
als  100  000  jährlichem  Wanderungsgewinn  für  die  Vereinigten  Staaten  zu 
|  rechnen;  wahrscheinlich  geht  aber  auch  der  Teil  der  Auswanderung  zurück, 
der  ausgesprochene  Rückwanderung  ist  und  der  bei  der  amerikanischen 
Wanderung  stets  eine  große  Rolle  gespielt  hat. 

Hand  in  Hand  mit  der  Kontingentierung  und  Repartierung  der  Einwande- 
rung wurden  die  von  den  Einwanderern  zu  erfüllenden  Bedingungen  be- 
trächtlich erschwert.  Das  größte  Hindernis  ist  aber  natürlich  die  Gestaltung 
des  Arbeitsmarktes,  das  abweisende  Verhalten  der  amerikanischen  Gewerk- 
schaften und  die  Valuta.  So  ist  es  begreiflich,  daß  von  der  deutschen 
überseeischen  Wanderung  sich  nur  ein  sehr  kleiner  Teil  nach 
Nordamerika  wendet.  Diese  Wanderung  ist  zahlenmäßig  überhaupt  gering. 
In  Fortsetzung  der  in  voriger  Chronik  (a.  a.  O.,  S.  26  *)  gebrachten  An- 
gaben sei  mitgeteilt,  daß  nach  den  deutschen  amtlichen  Aufzeichnungen  — 
die  mit  den  fremden  nicht  immer  übereinstimmen  —  1920:  8728,  1921:  23  911 
Deutsche  auswanderten,  und  zwar,  soweit  hierüber  Angaben  vorliegen,  im 
letztgenannten  Jahr  12  750  Männer  und  9399  Frauen;  im  ersten  Halbjahr 
1922  waren  es  11287  Personen.  Während  früher,  wie  berichtet  wurde, 
der  Reiseverkehr  noch  hauptsächlich  über  nichtdeutsche  Häfen:  Amster- 
dam, Rotterdam,  Antwerpen  erfolgte  und  noch  im  Jahre  1920:  89,7  % 
der  Auswanderer  diese  Route  innehielten,  haben  1921 :  77,5  %  die  Reise 
über  Hamburg  oder  Bremerhaven  (in  einzelnen  Fällen  auch  über  Emden) 
angetreten2.  Der  deutsche  Personenverkehr  über  See  ist  also  ersichtlich 
|im  Aufblühen,  er  zieht   auch  bereits  wieder  Auswanderer   osteuropäischer 


1    Gemäß  Nachrichtenblatt  des  Reichswanderungsamts  357  803,  von  denen  67  607 
Deutsche  und  7451  Deutsch-Österreicher  sein  werden. 

-    Vgl.    auch    S  t  u  b  m  a  n  n  ,    Chronik    des    Seeverkehrs.      „W.    A.",     17.  Bd., 
S.  328*  ff. 
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Herkunft  an  sich.  So  wurden  im  letzten  Jahr  über  deutsche  Häfen  befördert 
Auswanderer  aus: 


Tschecho-Slowakei 6883 

Polen 3190 

Deutsch-Österreich 2771 

Jugoslawien 1812 

Rumänien 1423 


Ungarn 1341 

Litauen 1023 

Rußland 473 

Übr.  Staaten 444 


Trotz  der  an  sich  geringen  Zahlen  ist  es  bevölkerungsstatistisch  und 
-politisch  nicht  ohne  Interesse,  sich  die  Masse  der  deutschen  Auswanderer 
näher  zu  betrachten.  In  einem  gewissen  Gegensatz  zu  früher  scheint  die 
Familienauswanderung  zuzunehmen  (was  im  allgemeinen  mit  dem  end- 
gültigen Verlassen  der  deutschen  Heimat  gleichbedeutend  ist,  also  beson- 
ders ins  Gewicht  fällt).  Unter  den  deutschen,  über  deutsche  Häfen  reisenden 
Emigranten  waren  nämlich  die  Lebensalter  wie  folgt  vertreten: 


unter  1  Jahr 188=   1,0  <V0 

1  bis  unter  14  Jahre 3184=  17,3 o/0 

14    „       „      21       ,      3173=17,50/0 

21    ,       „      30      „      4330  =  23,8<>/0 

30    „       „      50      „      5713  =  31,40/0 

über  50  Jahre 1632=  9,00/0 

Dem  Berufe  nach  verteilen  sie  sich  (zuzüglich  der  Angehörigen)  auf: 

Land-  und  Forstwirtschaft 7585 

Industrie 3190 

Handel 1688 

Gastwirtsgewerbe 1238 

Hausbedienstete 783 

Lohnarbeit  wechselnder  Art 461 

Freie  Berufe  782 

Ohne  Beruf  oder  Berufangabe  2360 

Augenscheinlich  haben  landwirtschaftliche  Arbeiter,  Handwerker, 
Dienstboten  und  Kellner  eine  beträchtliche  Anzahl  Auswanderer  beige- 
steuert. Hinsichtlich  der  Wanderziele  ist  der  Vergleich  mit  dem  letzten 
Friedensjahr  von  Interesse. 

Die  Auswanderung  der  Jahre  1913,  1920  und  1921  nach  Ländern- 


1913 

1920 

1921 

Europäische  Länder 

68 
20430 

140 

1885 

3729 

32 

359 

1 

1929 
231 
131 
588 

6087 

770 

Vereinigte  Staaten 

9080 

Mittelamerika 

992 
6872 

Argentinien 

Südamerika  (ohne  nähere  Angabe)  . . . 
Afrika 

2056 

3290 

391 
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Das  Fehlen  der  australischen  Wanderung  ist  natürlich  auf  Prohibitiv- 
maßnahmen  dieses  Erdteils  zurückzuführen.  Im  übrigen  überwogen  bei  der 
nordamerikanischen  Wanderung  die  Frauen  (mit  4134  gegenüber  3939  Män- 
nern); auch  dieser  Umstand  läßt  auf  einen  erheblichen  Dienstbotenanteil 
unter  den  Auswanderern  schließen.  Der  obengenannten  Zeitschrift  ent- 
nehmen wir  schließlich  noch  Angaben  für  das  erste  Halbjahr  1922.  Unter 
11  287  deutschen  Auswanderern  dieser  Zeitstrecke  waren  6281  Männer,  4818 
Frauen.  Nicht  einmal  das  leicht  festzustellende  Geschlechtsverhältnis  ist  in 
allen  Fällen  bekannt  und  macht  Lücken  der  Wanderungsstatistik  deutlich, 
die  zwar  auch  schon  der  Friedenszeit  geläufig  waren,  nun  aber  doch  end- 
gültig behoben  werden  sollten!  Gegenüber  der  zweiten  Jahreshälfte  1921 
ist  die  genannte  Zahl  ein  Rückgang,  doch  übertrifft  sie  die  für  das  erste 
Halbjahr  1921  ermittelte  Zahl  und  bringt  wohl  den  Einfluß  der  Jahreszeiten 
auf  die  Wanderung  zur  Geltung.  Der  Hauptteil  der  1922  Ausgewanderten  — 
7037  —  hatte  Hamburg  bevorzugt,  3929  Bremen.  Nur  mehr  140  bzw.  178 
waren  über  Amsterdam  und  Rotterdam  gereist. 

Nicht  nur  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  als  Ganzes  genommen, 
wehren  sich  gegen  Einwanderung;  in  engstem  Zusammenhang  mit  Welt- 
wirtschaftskrise und  Arbeitslosigkeit  zeigt  sich  vielmehr  allerorts  das  Streben 
nach  Gebietsabschließung.  Aus  der  Fülle  der  Belege,  welche  das  Nach- 
richtenblatt des  Reichswanderungsamts  in  dieser  Hinsicht  bringt,  sei  einiges, 
was  der  jüngsten  Zeit  angehört,  herausgegriffen.  So  bestimmt  Nevada  in 
den  Vereinigten  Staaten  durch  Gesetz,  daß  ausländische  Arbeitskräfte  im 
allgemeinen  weder  bei  öffentlichen  Bauten  noch  bei  einer  Dienststelle  des 
Staates  beschäftigt  werden  dürfen;  ähnlich  California.  Das  Arbeiter- 
entschädigungsgesetz ist  in  mehreren  nordamerikanischen  Staaten  zu- 
ungunsten der  Fremden  abgeändert  worden.  In  Kansas  soll  sogar  (Nach- 
richtenblatt,  1.  März  1922)  das  Eigentum  eines  Ausländers  bei  dessen  Ab- 
heben an  den  Staat  fallen. 

In  Brasilien  sind  allerdings  nur  bolschewistische  Elemente 
aus  Rußland  von  der  Einwanderung  ganz   ausgeschlossen,   diese  ist   aber 
allgemein  erschwert,  insbesondere   haben  Fremde  keine  Aussicht   auf  Er- 
langung eines  Industrieloses.    Kolonialunternehmungen  bevorzugen  durchaus 
die  Amerikaner. 

Für  Einwanderung  fremder  Arbeiter  nach  Frankreich  besteht 
| strenge  Kontrolle.  Durch  Verordnung  vom  31.  Juli  1920  ist  eine  Commission 
permanente  d'immigration  eingesetzt;  an  der  französischen  Grenze  sind 
IKontrollstellen  und  Depots  eingerichtet,  denen  die  einwandernden  fremden 
Arbeiter  zugeleitet  werden.  Es  sind  indes  1920  allein  120  000  Italiener  nach 
Frankreich   gewandert.    Die   Zahl    der   Fremden   ist   um   418  000   gestiegen. 

Oft,      in     fast      wörtlicher      Übereinstimmung,  verbieten      die     E  i  n  - 

derungsgesetze   der   von   der   Wanderung   bevorzugten   Länder 

die  Zulassung  von  Kranken,  Siechen,  Geisteskranken,  Invaliden,  über  60  Jahre 

Alten   (wenn   solche    allein   reisen),  Bettlern,  Nicht-Berufstätigen.    Ist   man 

|\  erheiratet,  so  kommt  man  ohne  Trauschein  nicht  ins  Land.    Chile  macht 
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zur  Bedingung:  Beruf  oder  Fähigkeit  zu  einer  Tätigkeit,  durch  die  man  den 
Lebensunterhalt  bestreiten  kann.  In  diesem  Lande  wird  ferner  nach  einem 
neuen  Gesetzentwurf  festgesetzt  werden,  daß  in  jedem  Handelshaus  mit 
mehr  als  zehn  Angestellten  %  aller  Handelsangestellten  Chilenen  sein 
müssen.  Infolgedessen  stieg  in  Valparaiso  die  Zahl  der  Anträge  auf  Naturali- 
sation auf  1000.  Belgisch-Kongo  hat  am  8.  März  1922  Maßnahmen  gegen 
„unerwünschte"  Einwanderung  getroffen.  Interessant  ist  die  kasuistische  Fest- 
stellung der  Unerwünschtheit:  hierunter  fällt  „jede  Person,  die  der  Vize- 
Generalgouverneur  auf  Grund  von  Auskünften  der  belgischen  oder  einer  (!) 
fremden  Regierung  als  für  den  belgischen  Kongo  unerwünschten  Reisenden 
bezeichnet";  ferner  „jede  Person  oder  Kategorie  von  Personen  (!),  die  der 
Vize-Generalgouverneur  nach  Bestätigung  durch  den  Generalgouverneur 
wegen  ihrer  Lebensart  und  Gewohnheiten  (!)  als  unerwünscht  betrachtet". 
Nicht  ganz  unähnlich  verhält  sich  die  Südafrikanische  Union, 
während  Südwestafrika  weniger  ablehnend  ist,  und  die  portugiesi- 
schen Kolonien  sogar  Ausnahmebestimmungen  gegen  Deutsche  auf- 
gehoben haben. 

Ein  besonderes  Fremdenrecht  besteht  in  Mexiko.  Dort  ist  zurzeit 
wegen  der  herrschenden  Arbeitslosigkeit  die  Einwanderung  aller  derer  ver- 
boten, die  mit  mexikanischen  Arbeitern  in  Wettbewerb  treten  könnten.  Nicht 
unähnlich  wendet  sich  in  Holland  das  Rotterdamer  Organ  der  Sozial- 
demokratie, „Het  Volk",  gegen  die  Zuweisung  deutscher  Arbeiter,  wenden 
sich  holländische  Musiker  gegen  deutsche  Konkurrenz.  Selbst  die  früher  ge- 
suchten deutschen  Dienstmädchen  haben  in  Holland  keine  Aussicht  mehr. 
Am  wenigsten  verständlich  ist  es,  wenn  in  Holland  neugegründete  deutsche 
Häuser  meistens  auch  holländische  Handlungsgehilfen  beschäftigen. 

In  Rußland  steht  die  einheimische  Landbevölkerung  der  Erteilung 
von  Landkonzessionen  an  ausländische  Gesellschaften  ablehnend  gegenüber; 
der  Erwerb  von  ländlichem  Grundbesitz  zu  Ansiedlungszwecken  ist  aus- 
geschlossen. Technische  Arbeitskräfte  kommen  meist  nur  bei  Gelegenheit 
der  Maschinenmontage  usw.  ins  Land  herein. 

Besonderen  Schwierigkeiten  scheinen,  zumal  in  Amerika,  Ärzte, 
Hebammen  und  Krankenpflegerinnen  zu  begegnen.  Von  ihnen  wird  das  ein- 
heimische Staatsexamen  gefordert. 

Sehr  weit  geht  in  den  Prohibitivmaßnahmen  die  Tschecho- 
slowakei. So  hat  das  Revierbergamt  in  Karlsbad  von  allen  ihm  unter- 
stellten Bergwerken  Verzeichnisse  aller  bei  diesen  beschäftigten  Beamten, 
Praktikanten  und  Volontäre  verlangt,  die  nicht  tschecho-slowakische  Staats- 
angehörige sind.  Wie  „Narodni  Politika"  schreibt,  wurde  diese  Maßnahme 
zu  dem  Zweck  eingeleitet,  die  Bergbetriebe  von  allen  Reichsdeutschen  zu 
„reinigen".  Das  Blatt  hofft,  daß  diese  Anordnung  auch  auf  die  reichs- 
deutschen  Arbeiter  in  der  Tschecho-Slowakei  ausgedehnt  werde.  („Nach- 
richtenblatt" v.  Sept.  1922.) 

Diese  Mitteilungen  ließen  sich  erweitern;  sie  werden  aber  als  Beleg 
dafür  dienen,  daß  die  Desorganisation  des  Weltarbeitsmarktes  einen  kaum 
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mehr  zu  überbietenden  Grad,  das  allgemein-menschliche  oder  auch  nur 
europäische  Gemeinschaftsgefühl  —  wie  das  der  weißen  Rasse  überhaupt  — 
den  größten  Tiefstand  erreicht  hat.  Nur  einige  Lichtseiten  gibt  es  hier;  z.B. 
der  italienisch-brasilianische  Arbeits-  und  Wanderungsvertrag,  der,  nach  dem 
Vorbild  früherer  Verträge,  auch  die  Unfallversicherung  regelt. 

Aber  nicht  nur  die  Einwanderung,  auch  die  Auswanderung 
unterliegt  behördlichen  Einschränkungen.  Solche  sind  z.  T.  in  den  —  aus 
anderen  Gründen  ganz  verständlichen  —  Kapitalfluchtmaßnahmen  gegeben; 
wenn  das  Deutsche  Reich  Auslandsdeutschen,  die  in  ihre  frühere  Wahl- 
heimat zurückkehren,  die  Erlaubnis  gibt,  Waren  bis  400  000  Mark  ohne  Aus- 
fuhrabgabe mitzuführen,  so  ist  das  eine  bemerkenswerte  Selbstbeschränkung. 
Demgegenüber  gibt  es  Länder,  die  die  Auswanderung  überwachen  und  z.T. 
selbst  verhindern,  wie  Rumänien,  die  Tschecho-Slowakei  und,  in 
geringerem  Grade,  Italien,  wo  besondere  Wanderungsorganisationen 
eingerichtet  wurden  *. 

Abschließend  sei  zur  Wanderungsfrage  erwähnt,  daß,  wenigstens  im 
Verkehr  Deutschlands  mit  Argentinien,  die  Zeit  Wanderung  zugenommen 
hat;  daß  die  Rückwanderung  deutschstämmiger  Kolonisten  in  die  Wolga- 
gebiete in  dem  Maße  einsetzte,  als  —  oft  ganz  trügerische  —  Nachrichten 
über  Besserung  der  Verhältnisse  herüberkamen,  und  daß  schließlich  die 
Wanderungsaussichten  nach  Balkanländern  (Griechenland,  Rumänien,  Bul- 
garien) als  nicht  ganz  so  ungünstig  wie  die  meisten  anderen  erachtet  werden. 
Im  ganzen  besteht  die  Tätigkeit  der  deutschen  amtlichen  Stellen  freilich 
im  Warnen  vor  jeder  nicht  hinreichend  vorbereiteten  und  nicht  durch  Ka- 
pitalbesitz gestützten  Auswanderung. 

Erheblich  höher  stellte  sich,  wie  schon  in  voriger  Chronik  (a.  a.  O., 
S.  27  *  f.)  berichtet,  die  deutsche  Einwanderung.  Diese  charak- 
terisiert sich  entweder  als  Rückwanderung  oder  aber  geradezu  als  Flucht 
aus  den  Deutschland  abgenommenen  Gebieten.  Damit  ist  sie  bevölkerungs- 
politisch gekennzeichnet:  So  erfreulich  die  Zusammenfassung  aller  Deut- 
schen in  ihrer  Heimat  an  sich  wäre,  so  schwierige  Probleme  erwachsen 
daraus  für  das  Deutsche  Reich  angesichts  des  verengten  Raums,  der  gemin- 
derten Produktivität  und  der  Wohnungsnot.  Wir  entnehmen  der  Statistischen 
Korrespondenz  des  Preußischen  Statistischen  Landesamts  einige  wichtige 
Angaben.  Hiernach  betrug  die  Gesamtzahl  der  nach  Preußen  aus  jetzt  als 
„Ausland"  zu  bezeichnenden  nicht  reichsdeutschen  Gebieten  Eingewanderten 


1  Neben  den  120  000  nach  Frankreich  gewanderten  Italienern,  von  denen  schon 
die  Rede  war,  wandten  sich  1920:  20  000  nach  der  Schweiz,  4000  nach  anderen 
europäischen  Ländern,  211000  nach  Übersee,  davon  170  000  nach  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika.  Das  hat  sich  neuerdings  wesentlich  geändert.  Nach  der  letzten 
Zählung  haben  gerade  Auswanderungsgebiete  wie  Unteritalien  und  Sizilien  zuge- 
nommen, was  auf  abnehmende  Auswanderung  zurückgeführt  wird.  —  Der  Gesamt- 
wert der  Auswanderer-Geldüberweisungen  war  1919:  405,  1920:  981,  1921:  712  Mill. 
Lire.  1920  stammten  878  Mill.  Lire  aus  den  Vereinigten  Staaten,  39  Mill.  aus  Kanada, 
34  Mill.   aus  Argentinien,  28   Mill.   aus  Brasilien. 
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allein  vom  8.  Oktober  1919  bis  zum  30.  November  1920:  383  822  Personen. 
Die  Mehrzahl  kam  aus  den  abgetrennten  Gebieten;  vertreten  waren: 

Polen mit  216532 

Elsaß .      18995 

Tschecho-Slowakei 17113 

Danzig „       8  836 

Rußland ,       7 161 

Unter  den  aus  Polen  stammenden  Einwanderern  waren  163  000  Flücht- 
linge; ein  Viertel  der  aus  dem  Osten  Stammenden  wandte  sich  nach  Berlin, 
während  die  Elsässer  zum  größten  Teil  süddeutsche  Gegenden  aufgesucht 
haben. 

Diese  Angaben  sind  keineswegs  erschöpfend;  es  handelt  sich  für  uns  jedoch 
nicht  eigentlich  um  Wanderungsstatistik,  vielmehr  dient  diese  lediglich  als 
Beurteilung  der  bevölkerungs  politischen  Probleme,  denen  sich  Deutsch- 
land gegenübersieht.  Inwieweit  die  eigentliche  Auswanderungsfrage  mit 
dem  Ziele  Deutschland  zu  diesem  Problem  gehört,  ist  so  lange  unentschieden, 
als  nicht  bekannt  ist,  ob  die  osteuropäische,  insbesondere  auch  ostjüdische 
Zuwanderung  (mit  der  sich  schon  die  vorige  Chronik  beschäftigt  hat,  a.  a.  O., 
S.  28  *)  ein  Interims-  oder  ein  Dauerzustand  ist;  es  wird  ja  behauptet,  daß 
viele  Osteuropäer  Deutschland,  insonderheit  Berlin,  nur  als  Etappe  der  über- 
seeischen Wanderung  betrachten  *.  Die  Mitteilungen  des  Fürsorgeamts  der 
jüdischen  Organisationen  Deutschlands  rechnen  nur  mit  100  000  nach  Deutsch- 
land eingewanderten  ostjüdischen  Arbeitern,  von  denen  12  000  nach  dem 
Osten  zurückgingen,  15  000  über  Danzig,  15  000  über  Frankreich  und  Belgien 
nach  Amerika,  5000  nach  dem  Westen  wanderten.  In  diesem  Zusammen- 
hang ist  dann  die  an  den  Eingang  gestellte  bevölkerungspolitische  Haltung 
Amerikas  besonders  wichtig.  Je  nachdem  handelt  es  sich  dann  mehr  um 
bevölkerungs-  oder  aber  um  wirtschafts-  und  sozialpolitische  Fragen,  unter 
denen  der  „deutsche  Ausverkauf"  mit  an  erster  Stelle  steht. 

Einige  Angaben  über  den  Bevölkerungsstand  europäischer 
Länder  mögen  sich,  soweit  sie  als  Unterlage  für  bevölkerungspolitische 
Überlegung  dienen  können,  anschließen.  Es  ist  verständlich,  daß  gerade 
die  neuen  sowie  die  durch  den  Krieg  an  Gebiet  und  Volkszahl  bereicherten 
Nationen  es  mit  der  Herbeiführung  neuer  Volkszählungen  eilig  gehabt  haben. 
Auf  häufige  Veranstaltung  solcher  Zählungen  ist  in  der  Geschichte  der 
Statistik  stets  als  Beweis  für  wichtige  bevölkerungspolitische  Verschie- 
bungen verwiesen  worden.  So  haben  in  den  Jahren  1919/1921  die  meisten 
der  österreichischen  Nachfolgestaaten  und  viele  andere  Länder  eine  Volks- 
zählung veranstaltet,  von  denen  oft  erst  vorläufige  Ergebnisse  bekannt  ge- 
worden sind.  Wir  fügen  Angaben  auch  für  andere  Länder,  soweit  sie  gegen- 
über der  Vorkriegszeit  ein  besonderes  Interesse  haben,  hier  an. 

1  Hier  kommt  vielleicht  die  Bestimmung  der  Ver.  St.  v.  Amerika  in  Betracht 
wonach  „Personen,  die  von  Deutschland  nach  den  Ver.  St.  auswandern  wollen  und 
nicht  einen  mindestens  einjährigen  Aufenthalt  in  Deutsch- 
land nachweisen  könne  n",  die  Erteilung  des  amerikanischen  Sichtvermerks 
verweigert  zu  werden  pflegt.     (Nachrichtenblatt  des  Reichswanderungsamts.) 
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Ergebnisse  der  Volkszählung  in  wichtigen  Ländern. 
(Ortsanwesende  Bevölkerung  in  1000.) 


Länder 

Jahr 

Insgesamt 

Männlich 

Weiblich 

Auf  1  qkm 
kommen 

Deutsches  Reich 

1919 

59858 

28499 

31359 

127 

Danzig 

1919 

357 

167 

190 

186 

Memel 

1910 

141 

66 

74 

57 

Deutsch-Österreich  

1920 
1921 

6132 
7946 

2936 

3196 

77 

Ungarn 

86 

Tschechoslowakei 

1921 
1921 

13596 
27378 



— 

97 

Polen  (neues  Gebiet) 

77 

dazu  Wilna 



610 
980 

— 

— 



dazu  Oberschlesien 

— 

1921 

3367 

— 

— 

10 

Estland 

1920 

1750 

— 

— 

26 

1920 

1596 

722 

874 

24 

— 

4161 

— 

— 

49 

1920 

11725 

5742 

5983 

48 

1920 

17393 

8762 

8631 

57 

Bulgarien 

1920 

4861 

2435 

2426 

47 

Griechenland 

1920 

5536 

2751 

2785 

- 

(ohne  Abrechnung  des  neu- 

sten Gebietsverlustes) 

Italien 

1921 

38835* 

— 

— 

— 

Frankreich 

1921 

39210 

— 

— 

71 

(ohne  Auslandstruppen) 

davon  Elsaß-Lothringen 

1921 

1710 

— 

— 

118 

1921 

7463 

3671 

3792 

245 

Dänemark 

1921 

3268 

1592 

1676 

76 

Rußland 

1920 
1920 

101 735 

66486 

45878** 
29518 

55857** 
36968 

23 

davon  Sowjet-Rußland 

22 

davon  Krim  

1920 

761 

372 

389 

1 

davon  Nordkaukasien  und 

1920 

6851 

3172 

3679 

23 

davon  Weißrußland 

1920 

1634 

804 

830 

28 

davon  Ukraine 

1920 

26002 

12011 

13991 

81 

*  Gesamtzahl  einschl.   der  zeitweise  im  Ausland  Befindlichen: 
Italiener  leben  im  Ausland. 

**  Vgl.  hierzu  den  späteren  Text. 


40078.     V/2  Millionen 


Grundlegende  Verschiebungen  zeigen  die  europäischen  Sexual- 
proportionen. Während  im  Frieden  im  europäischen  Gesamtdurch- 
schnitt auf  1000  Männer  1038  Frauen  entfallen  waren,  stellt  sich  jetzt  —  bei 
einer  Grundzahl  von  475  Millionen  Europäern  —  das  Verhältnis  auf 
1000  :  1111.  Dabei  hat  sich  die  Altersstruktur  des  weiblichen  Anteils  er- 
heblich verschoben.  Gehörte  vordem  der  Frauenüberschuß  vorzugsweise 
den  älteren  Altersstufen  an,  waren  insbesondere  viele  der  Frauen  Witwen 
(Frauen  sind  ja  langlebiger),  so  ist  in  dem  heutigen  Frauenüberschuß  ein 
großer  Teil  Jüngerer  enthalten,  die  nicht  zur  Ehe  gelangen  werden.  Im  ein- 
zelnen verschiebt  sich  das  Geschlechtsverhältnis  aber  sehr  beträchtlich. 
Einige  neutral  gebliebene  Länder  haben  ihren  Frauenüberschuß  sogar  ver- 
mindert: Schweden  (früher   1046,  jetzt  1036),  Norwegen   (früher   1099  jetzt 
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1068),  Dänemark  (früher  1061,  jetzt  1053),  die  Niederlande  (früher  1021,  jetzt 
1010).  Es  ist  vielleicht  nicht  von  der  Hand  zu  weisen,  daß  Frauen  dieser 
valutastarken  Länder  in  höherem  Maße  als  früher  nach  valutaschwachen 
Ländern  geheiratet  haben;  jedenfalls  wird  die  Wanderung  (die  ja  in  Skan- 
dinavien, zumal  in  Schweden,  beträchtlich  blieb)  an  dieser  auf  natürlichem 
Wege  schwer  erklärlichen  Erscheinung  beteiligt  gewesen  sein. 

In  schroffstem  Gegensatz  hierzu  steht  Rußland,  das,  wenn  die  Statistik 
zuverlässig  berichtet,  heute  1299  Frauen  auf  1000  Männer  aufweist  und 
damit  das  frühere  ziemlich  reguläre  Verhältnis  (1042)  völlig  verlassen  hat. 
Hier  ist  der  Einfluß  des  Krieges  und  der  Revolution  unmittelbar  deutlich; 
kaum  eine  andere  Zahl  ist  von  so  bevölkerungspolitischer  Evidenz!  Für 
eine  Reihe  weiterer  Länder  ergibt  sich  folgendes  Verhältnis: 

früher:         jetzt: 

Deutschland 1  042  1  100 

Deutsch-Österreich 1028  1089 

Jugoslawien 946  1 042 

Großbritannien  * 1  067  1  093 

Belgien 1017  1033 

*  Überraschender  wcse  ergibt  sich  für  Irland, 
das  bevölkerungspolitisch  i  foiye  d  r  Wan- 
derungs  und  BesitzverhälUrsse  stets  isoliert 
war,  keine  wesentliche  Veränderung  (1(03 
Frauen). 

Überblickt  man  die  natürliche  Bevölkerungsbewegung  ge- 
mäß den  neueren  bevölkerungsstatistischen  Daten,  so  lassen  sich,  wie  nicht 
anders  zu  erwarten,  einige  Ländergruppen  ausscheiden:  zunächst  eine  Gruppe, 
die  vom  Kriege  nicht  unmittelbar  berührt  wurde,  wo  also  keine  außerordent- 
lichen bevölkerungspolitischen  Anstöße  erfolgt  waren.  Wir  zählen  hierzu 
die  Neutralen  und  erhalten  von  ihnen  das  folgende  Bild;  vergleichsweise 
sind  hier  einige  außereuropäische  Länder  anzureihen,  die  den  Krieg  ent- 
weder auch  nicht  mitgemacht  oder  aber  doch  nicht  unmittelbar  erlebt  haben: 

Die  Bevölkerungsbewegung  in  vom  Kriege   nicht  betroffenen  Ländern. 


Jahr 
der  letzten 
Feststellung 


Auf  1000  Einwohner  kamen: 


Ehe- 
schließungen 


Geburten 


Sterbefälle 


Geburten- 
überschuß 


Spanien. .. . 
Schweiz 
Niederlande , 
Dänemark  . 
Schweden.. 
Norwegen.. 

Kanada  

Venezuela.. 

Uruguay  

Neuseeland  , 


1920 
1920 
1921 
1920 
1920 
1920 
1920 
1920 
1920 
1920 


8,4 
9.0 
9,2 
8,9 
7,3 
7,0 
8,9 
5,3 
5,6 
10,2 


30,0 
20,9 
27,5 
25,7 
23,6 
26,8 
27,5 
30,8 
26,3 
25,1 


23,8 
14,4 
11,2 
13,1 
13,3 
12,7 
13,3 
22,7 
12,7 
10,2 


6,2 
6,5 
16,3 
12,6 
10,3 
14,1 
14,2 
8,1 
13,6 
14,9 


Unter  den  Ländern  dieser  beiden  Gruppen  sind  zunächst  die  mit  durch- 
schnittlicher   Heirats-,    mäßiger    Geburten-    und    noch    geringerer    Sterbe- 
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häufigkeit  auszeichneten.  Sie  alle,  als  deren  Vertreter  die  Schweiz  und  die 
Niederlande,  die  skandinavischen  Staaten  und  die  australischen  Staaten 
gelten  können,  haben  ihre  alte  Struktur  beibehalten.  Inmitten  der  be- 
völkerungspolitischen Stürme  des  letzten  Jahrzehnts  sind  es  Oasen,  die  fast 
ganz  unberührt  blieben.  Wenn  aber  die  erwähnten,  meist  kleineren  Länder 
früher  nur  der  Vortrupp  einer  großen  Völkermasse  gewesen  sind,  deren 
Bevölkerungsüberschuß  das  positive  Ergebnis  zweier  rückläufiger  Reihen, 
sinkender  Geburten-,  noch  stärker  sinkender  Sterbeziffern  war  (Deutsch- 
land, England  und  ein  größerer  Teil  des  übrigen  Europa  gehörten  dieser 
Masse  an),  so  ist  der  Vorsprung  jener  kulturell  gehobenen  kleinen  Länder 
heute  ein  weit  größerer.  Immerhin  zeigt  sich  in  England,  Wales  und 
Schottland,  in  Ungarn  und  selbst  in  Belgien  und  Irland  bereits  wieder  eine 
gewisse  Annäherung  an  den  früheren  Stand,  und  auch  Deutschland  reiht 
sich,  wenigstens  einstweilen  noch,  dieser  Entwicklung  an.  Wir  lassen  in 
der  gleichen  Reihenfolge  wie  oben  die  einschlägigen  Ziffern  folgen: 

Die  Bevölkerungsbewegung  in  einigen  am  Kriege  beteiligten   Staaten. 


Jahr 

Auf  1000  Einwohner  kamen 

der  letzten 

Ehe- 

Geburten- 

Feststellung 

schließungen 

Geburten 

Sterbefälle 

überschuß 

England  und  Wales . . 

1921 

10,1 

22,4 

12,1 

10,3 

1920 
1921 

6,0 
8,0 

22,2 
25,2 

14,8 
13,6 

7,4 

Schottland 

11,7 

Ungarn 

1920 

11,2 

26,9 

18,6 

8,3 

Belgien 

1920 

14,0 

21,6 

13,5 

8,1 

Deutsches  Reich 

1920 

14,5 

25,9 

15,1 

10,8 

(Die  Angabe  für 

1921 

11,8 

26,0 

14,7 

11,3 

1921    beruht    auf 

etwas  abweichen- 

der Berechnung.) 

Eine  letzte  Gruppe  läßt  die  bevölkerungspolitischen  Kriegsfolgen  viel 
unmittelbarer  hervortreten;  es  kann  sein,  daß  Deutschland  nach  den  Er- 
gebnissen von  1922  dieser  Gruppe  näher  steht,  als  heute  erkennbar  ist.  Als 
ihre  Repräsentanten  erscheinen: 


Jahr 
der  letzten 
Feststellung 


Auf  1000  Einwohner  kamen: 


Ehe- 


schließungen 


Geburten 


Sterbefälle 


Geburten- 
überschuß 


Deutsch-Österreich 

Finland 

Italien 


1919 
1919 
1919 


12,3 
5,7 
8,8 


18,0 
19,2 
21,2 


20,3 
18,9 
19,0 


2,3 
0,3 
2,2 


Freilich  handelt  es  sich  in  allen  drei  Fällen  um  die  Ergebnisse  des 
Jahres  1919,  das  noch  weit  mehr  unter  den  bevölkerungspolitischen 
Kriegsfolgen  gestanden  hatte  als  die  im  übrigen  herangezogenen  Jahre  1920 
und  1921.   Immerhin  ist  es  für  die  allgemeinen,  nicht  eigentlich  statistischen 
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Zwecke  dieser  Übersicht  erlaubt,  von  einer  Ländergruppe  zu  sprechen, 
welche  die  Kriegsfolgen  in  besonders  starkem  Maße  in  ihrer  Bevölkerungs- 
bewegung offenbart.  Für  Deutschland  sowie  für  Frankreich,  welch  letzteres 
Land  ja  stets  eine  besondere  Stellung  hatte,  sollen  hernach  noch  einige  er- 
gänzende Feststellungen  gemacht  werden. 

Eine  besonders  wichtige  bevölkerungspolitische  Erscheinung  kann 
gleichfalls  auf  zwischenstaatlicher  Grundlage  erörtert  werden:  die  Tuber- 
kulose-Sterblichkeit. Da  auf  diesem  Gebiet  wichtige  Unterlagen 
der  Bevölkerungspolitik  (soweit  diese  nicht  nur  quantitativ,  sondern  quali- 
tativ aufgefaßt  wird,  vgl.  frühere  Chronik,  „W.  A.",  15.  Bd.,  S.  345*  ff.) 
zu  suchen  sind,  ist  ein  Verweilen  und  ein  Vergleich  zwischen  Vorkriegszeit 
und  Gegenwart  angezeigt.  Wir  bringen  an  erster  Stelle  die  Gesamtzahlen 
für  die  von  der  Statistik  erfaßten  Länder,  an  zweiter  Stelle  die  Zahlen  für 
die  städtischen  bzw.  großstädtischen  Volksteile. 


Die  Tuberkulose-Sterblichkeit  in  Europa  in  den  Jahren  1913— 19201. 
Auf  je  10000  der  Bevölkerung  starben: 


1913       1914       1915       1916       1917       1918       1919       1920 


a)  insgesamt 

in  Stad 

t  und  L 

and: 

14,3 

14,3 

14,8 

16,2 

20,6 

23,0 

21,6 

25,9 

25,6 

32,2 

38,7 

43,2 

40,3 

35,3 

31,4 

29,4 

33,7 

31,9 

32,9 

35,6 

33,5 

32,1 

31,6 

36,8 

39,1 

38,7 

43,1 

34,3 

20,1 

19,0 

18,7 

18,8 

20,2 

19,6 

20,0 

13,4 

13,6 

15,4 

15,6 

16,6 

17,3 

12,6 

14,2 

14,0 

14,4 

16,7 

18,2 

20,3 

17,3 

26,1 

25,8 

26,8 

27,6 

26,0 

25,8 

21,6 

Deutsches  Reich* 

Deutsch-Österreich 

Ungarn***  

Tschecho-Slowakeif  ... 

Schweiz 

England  und  Wales 

Niederlande 

Finlandff 

Deutsches  Reich* 

Schweiz 

Spanien 

Dänemark 

Schweden 

Finlandff 

*  Ohne   die    beiden 
***   1913-1918  Mutterland, 
ff  Nur  Lungentuberkulose 

Hier  zeigen  sich  Erfolge  der  mit  Hygiene  und  Sozialpolitik  gepaarten 
Bevölkerungspolitik.  Im  ganzen  ist  der  Abfall  der  Tuberkulose-Sterbeziffer 
seit  Kriegsende  in  den  Städten  ein  noch  schnellerer  als  für  die  Gesamt- 
bevölkerung. Während  des  Krieges  ergab  sich  fast  überall  ein  Ansteigen  der 
Ziffern,  die  nun,  vor  allem  dank  den  kommunalpolitischen  Maßnahmen,  sinken. 
Freilich   fällt  noch   in   Betracht,   daß    der   Krieg  viele   ungünstige   Risiken 


29,2** 

24,9 

34,2 

18,0 

14,7 
21,9 

18,4 
18,9 

11,6 

21,5 

Mecklenburg   und   Elsaß  -  Lothringen.      **  Vorläufige   Ergebnisse. 
1919—1920  neues   Gebiet,      f  Nur  Böhmen,  Mähren,    Schlesien. 


b)  in 

der  Stadt 2: 

15,7 

16,1 

17,2 

18,8 

26,4 

30,0 

26,4 

20,9 

20,7 

20,4 

20,0 

21,2 

21,2 

22,0 

28,2 

29,0 

27,7 

29,8 

31,4 

36,3 

34,4 

13,6 

13,8 

13,2 

15,6 

17,7 

13,9 

12,1 

22,2 

22,6 

23,4 

22,7 

21,8 

19,8 

19,3 

29,8 

27,8 

26,8 

29,9 

25,0 

28,3 

22,4 

1  Nach  „Wirtschaft  und  Statistik".     1922.    Nr.  9,  S.  314  f. 

2  Die  städtische  Bevölkerung  ist  in  den  einzelnen  Ländern  nicht  gleichmäßig  be- 
rechnet (in  Deutschland  und  der  Schweiz  nur  Städte  mit  15  000  bzw.  10  000  und  mehr 
Einwohnern),  doch  ist  dies  für  unsere  Zwecke  nicht  entscheidend. 
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verfrüht  beseitigte,  so  daß  die  Überlebenden  an  sich  schon  günstigere  Be- 
dingungen darstellten.  Die  höchste  Tuberkulose-Sterblichkeit  weist, 
wenigstens  innerhalb  des  Krieges,  Rußland  auf,  das  auch  sonst  von 
schwersten  gesundheitlichen  Gefahren  bedroht  ist.  Die  hierfür  amtlich  mit- 
geteilten Zahlen  (im  ersten  Halbjahr  1922:  41000  Cholera-,  22  000  Pocken-, 
46  000  Skorbutfälle)  sind  zweifellos  noch  viel  zu  niedrig,  insbesondere  der 
Flecktyphus  muß,  allen  privaten  Nachrichten  zufolge,  in  unerhörter  Weise 
wüten  \ 

Greifen  wir  schließlich  die  bevölkerungsstatistischen  Zahlen  einzelner 
Länder  heraus,  so  sind  für  Deutschland  die  Ermittelungen  des  Reichs- 
gesundheitsamtes maßgeblich2.  Hiernach  entwickelten  sich  Geburten  und 
Sterbefälle,  einmal  im  Reich,  dann  in  der  Gesamtzahl  der  Städte  von  mehr 
als  15  000  Einwohnern  wie  folgt: 

Geburts-  und  Sterbeziffern  im  Deutschen  Reich  und  den  Städten 
in  den  Jahren  1909—1913,  1920  und  1921  (auf  1000  Einwohner). 


Geburtsziffern 

Sterbeziffern 

Städte 

Städte 

Reich 

über  15000  Einw. 

Reich 

über  15000  Einw. 

1909 

32,0 

29,3 

18,1 

17,1 

1910 

30,7 

27,8 

17,1 

16,0 

1911 

29,5 

26,5 

18,2 

17,1 

1912 

29,1 

26,0 

16,4 

15,6 

1913 

28,5 

25,4 

15,8 

14,8 

1920 

26,8 

24,6 

16,0 

16,6 

1921 

26,1 

22,6 

14,8 

14,3 

Die  Ziffern  laufen  zwischen  Reich  und  Städten  in  gewissem  Umfang 
parallel;  Fehler,  die  in  der  Zurechnung  nichtstädtischer  Geburten  und  Todes- 
fälle zu  den  städtischen  Ziffern  liegen  können,  sind  hier  nicht  maßgeblich. 
Wichtiger  ist,  daß  die  Geburten-  und  Sterbeziffern  der  letzten  Jahre  fast 
unvermittelt  an  die  Vorkriegszeit  anknüpfen.  Dadurch  erfahren  die  auf- 
fallenden Ziffern,  die  in  voriger  Chronik  (a.  a.  O.,  S.  20  *  f.)  wiedergegeben 
worden  waren,  ihre  natürliche  Korrektur.  Insbesondere  das  große  Plus  von 
Geburten  stellt  sich  als  unmittelbare  und  vorübergehende  Kriegsfolge  dar. 
Die  Entwicklung  der  allerletzten  Zeit  macht  dies  besonders  deutlich. 

Die  deutsche  Eheschließungsziffer  nähert  sich  allmählich  wieder  den 
geläufigen  Friedensverhältnissen,  d.  i.  gegen  8  auf  Tausend  der  Bevölkerung, 
nachdem  während  des  Krieges  ein  Sinken  auf  wenig  mehr  als  die  Hälfte  der 
Friedensziffer  (1915  und  1916:  4,1),  in  den  ersten  Nachkriegsjahren  aber  ein 


1  Über  die  russischen  Gesundheitsverhältnisse  ist  neuerdings  ein  Bericht  des 
Volkskommissariats  für  Gesundheitswesen  erschienen.  Demnach  gibt  es  in  Rußland 
1459  Anstalten  für  Gesundheitspflege  von  Mutter  und  Kind,  mit  140  700  Kindern  und 
14  000  Müttern.  Der  Zivilbevölkerung  standen  llt  Million  Betten  in  Krankenanstalten 
zur  Verfügung.  Beobachtungsstationen  suchen  die  Verschleppung  von  Seuchen  zu 
hindern. 

Veröffentlichungen  des  Reichsgesundheitsamts.  1922.  Nr.   13. 
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Anwachsen  bis  annähernd  auf  das  Doppelte  der  Friedensziffer  (1920:  14,5) 
zu  verzeichnen  gewesen  war.  In  den  Eheziffern  äußern  sich  die  bevölkerungs- 
politischen Motive  verhältnismäßig  am  stärksten;  die  Zahlen  der  Ehe- 
schließungen sind  in  den  drei  Jahren  1919—1921  bedeutend  gewesen: 
844  000  +  895  000  +  721000  =  2  460  000  Heiraten,  im  Durchschnitt  der  drei 
Jahre  13,2  auf  1000  der  Bevölkerung.  1922  ist  dann  der  erwartete  Abfall, 
durch  die  ungünstige  wirtschaftliche  Lage  noch  gesteigert,  eingetreten.  Be- 
völkerungspolitisch ist  es  gewiß  nicht  gleichgültig,  daß  die  Bedingungen  für 
Bevölkerungsvermehrung,  d.  s.  eben  die  Eheschließungen,  in  einer  Zeit  zwar 
tatsächlicher  Krise,  aber  scheinbarer  Hochkonjunktur,  gesetzt  worden  sind; 
tritt  die  Krise,  wofür  viele  Anzeichen  vorhanden  sind,  nunmehr  auch  nach 
außen  hin  deutlich  auf,  so  ist  mit  der  Bevölkerungszunahme  doch  als  einem 
Dauerzustand  zu  rechnen.  Während  der  gleichen  drei  „Friedens"-Jahre  sind 
4  538  000  geboren  worden,  1636  000  mehr  als  gestorben  sind  (2  902  000).  Es 
werden  gegen  15  Jahre  vergehen,  bevor  ein  entsprechender  Bruchteil  dieser 
Mehrgeborenen  ins  Berufsleben  eingetreten  sein  wird;  bis  dahin  hat  für  sie 
die  durch  mannigfache  Ursachen  —  Unterernährung,  Achtstundentag  usw.  — 
geminderte  Produktion  des  erwerbsfähigen  Volksteils  (vgl.  hierüber  die 
vorige  Chronik,  a.  a.  O.)  aufzukommen.  Der  Geburtenüberschuß  hatte  1921 
mit  11,2  annähernd  den  der  letzten  Friedensjahre  (12,4 — 12,7)  erreicht, 
wobei  das  Verhältnis  von  Geburten-  und  Sterbeziffer  gegenüber  dem  Frieden 
kein  wesentlich  verschiedenes  war;  nach  den  Ermittelungen  für  das  erste 
Halbjahr  1922  scheint  dieser  günstige  Zustand  aber  nicht  von  Dauer  zu  sein. 

Die  „Statistische  Korrespondenz"  vom  21.  Oktober  1922  meldet  nämlich 
eine  starke  Verschiebung  der  Bevölkerungsbewegung  in  Preußen  im 
ersten  Vierteljahr  1922.  Hiernach  sank  die  Heiratsziffer  auf  8,2  %,  die  Ge- 
burtenziffer auf  25,1%,  dagegen  stieg  die  Sterbeziffer  auf  17,4%.  Es  blieb 
also  nur  ein  Geburtenüberschuß  von  6,9  %.  Die  amtliche  Quelle  führt  die 
Erhöhung  der  Sterbeziffer  auf  Krankheiten  der  Atmungsorgane  (Grippe, 
Lungenentzündung),  weniger  auf  eine  Veränderung  der  Säuglingssterblich- 
keit zurück.  Bevölkerungspolitisch  aber  ist  entscheidend,  daß  —  wenn  die 
Erscheinung  dauernd  ist  und,  woran  kaum  gezweifelt  werden  kann,  allge- 
mein für  Deutschland  zutrifft  —  der  in  den  letzten  Jahren  festgestellte  be- 
völkerungspolitische Aufschwung  nur  vorübergehend  war.  Man  muß  (von 
den  letzten  Kriegsjahren  abgesehen)  auf  die  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts 
oder  auf  das  abnorme  Jahr  1871  zurückgehen,  um  so  geringe  Geburten- 
überschüsse auf  deutscher  Erde  wahrzunehmen.  Dabei  ist  für  Berlin  sogar 
ein  Sterbeüberschuß  ( —  3,8  %),  für  Brandenburg  nur  ein  Geburtenüberschuß 
von  3,5  %  festzustellen.  Sollte  sich  aus  alledem  (was  wir  einstweilen  nicht 
annehmen)  eine  Dauererscheinung  ergeben,  dann  rückt  Deutschland  (vgl. 
die  Übersichten  S.  162  *  f.)  aus  der  zweiten  Gruppe  (Großbritannien  usw.)  in 
die  dritte  (Deutsch-Österreich)  ein;  die  wirtschafts-  und  sozialpolitischen 
Folgen  des  Krieges  und  des  Friedensvertrages  haben  sich  dann  endgültig 
in  bevölkerungspolitische  gewandelt. 

Frankreich  weist  seit  dem  Kriege  einen  gegenüber  früher  erhöhten 
Geburtenüberschuß    auf.    Nachdem   die   Geburtenziffer    1920:    21,3   war,  be- 
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rechnet  sich  der  Überschuß  1921,  ohne  das  verhältnismäßig  kinderreiche 
Elsaß-Lothringen,  auf  genau  100  000,  während  1901—13  ein  Jahresdurch- 
schnitt von  nur  etwa  40  000  (1907  und  1911  noch  darunter)  errechnet  worden 
war.  Immerhin  entfallen  auf  Elsaß-Lothringen  14,4  %  des  gesamtfranzösi- 
schen Geburtenüberschusses.  Bevölkerungspolitisch  läßt  sich  dieser  Wandel 
aus  den  weit  größeren  wirtschaftlichen  Möglichkeiten  des  heutigen  Frank- 
reich leicht  erklären.  Dabei  sind  die  Zahlen  der  französischen  Bevölkerungs- 
bewegung an  sich  immer  noch  maßvoll.  Sie  betrugen: 

1920  1921 

Eheschließungen 624000  456000 

Lebendgeborene  834000  813000 

Sterbefälle 675000  696000 

Geburtenüberschuß 159000  117000 

Der  Bevölkerungsüberschuß  ist  also  von  1920  auf  1921  beträchtlich  ge- 
fallen; von  einer  grundsätzlichen  Änderung  in  der  französischen  Bevölke- 
rungsbewegung, diesem  schwachen  Punkte  Frankreichs,  kann  allerdings 
noch  nicht  gesprochen  werden1. 


1  An  dieser  Stelle  sollen  einige  bevölkerungspolitische  Kriegsdaten  in  Erinnerung 
gebracht  werden.  Freilich  sind  die  amtlichen  Angaben  vielfach  Schätzungen  und 
hinsichtlich  der  Zahl  der  Verwundeten  (oder  Verwundungen?)  besteht  sogar  großer 
Zweifel,  nachdem  das  Stat.  Jahrbuch  für  das  Deutsche  Reich  einmal  die  Zahl  von 
4  247  000  Verwundungen  nennt,  dann  aber  vom  Reichsarchiv  die  Summe  von  3  089  000 
allein  an  der  Westfront  erfolgten  Verwundungen  übernimmt.  Von  Interesse  ist  eine 
Berechnung  der  letztgenannten  amtlichen  Stelle;  in  ihr  werden  die  beiderseitigen 
Gesamtverluste  an  Toten,  Vermißten  und  Gefangenen  (nur  diese  Gesamtzahlen  sind 
vergleichbar)  einander  gegenübergestellt.  Errechnet  man  hierzu  die  Verhältniszahlen, 
so  ergibt  sich  für  den  Gesamtkampf  an  der  Westfront  (in  1000): 

Tot,  vermißt  und  gefangen:     Frz.  u.  engl. 
n«,,.+=/,t,«        Franzosen  Verluste  in 

ueutscne     u  Engländer    0/0  z.  deutschen 

224  494  220 

66  81  123 
37  80  216 
73  178  244 
21  55  262 

67  163  243 
10  29  290 
86                    211  245 

191  272  142 

3ö  59  163 

19  53  279 

157  214  136 

149  173  116 


1.  August  bis  Nov.  19  4  . 

2.  Dez.  l''14bis  Jan   19i5. 

3.  Kebruar  bis  März  191i. 

4.  Apri    bis  Juni  1915  .   . 

5  J  li  bis  August  1915  .. 

6  Sept  bs     ov    HI5  . 

7.  Dez    915  bis  Jan  1.16. 

8.  Februar  bis  Juni  1916 

9.  Juli  bis  Oktoner  '9:6  . 
10  Nov.  bis  Dez.    916 
11.  Januar  bis  März  1917  . 

12  April  bis  Juli  1917    .  . 

13  Aug.  bis      ez.  1917 


14  Jan.  bis  Febr   1918  ...  6  17  283 

15  März  bis  Juni  1918                  188                   339                       180 
16.  Juli  bis  November  1918         426 270 63 

Zusammen        1756  2688  153 

Die  größere  militärische  „Menschenökonomie"  war  also  durchaus,  mit  Ausnahme 
der  Schlußphase,  auf  deutscher  Seite,  und  zwar  ebenso  bei  Angriffs-  wie  bei  Ver- 
teidigungshandlungen. Im  Durchschnitt  war  der  feindliche  Gesamtverlust  153  %  des 
deutschen,  sieht  man  vom  letzten  Zeitabschnitt  ab,  sogar  182  %.  (Nach  „Wirtschaft 
und  Statistik".  1922.  Nr.   13/14,  S.  488;   die   Verhältniszahlen  wurden  hinzugerechnet.) 
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Prüft  man  die  allgemeine  deutsche1  Wirtschafts-,  Sozial- 
und  Finanzpolitik  daraufhin,  was  in  ihr  an  bevölkerungs- 
politischem Inhalt  vorhanden  sein  mag,  so  nimmt  man  durchaus  keine 
einheitliche  Linie  wahr,  vielmehr  sind  der  Widersprüche  und  Gegensätze 
viele.  Wir  können  auch,  wie  schon  früher  ausgeführt  wurde,  nicht  an  eine 
einheitliche  Bevölkerungspolitik  vor  dem  Kriege  anknüpfen;  der  Versailler 
Vertrag  aber  ist  allenfalls,  wenn  überhaupt  ein  solches,  ein  negatives,  repres- 
sives Instrument  der  Bevölkerungspolitik.  Immerhin  soll  versucht  werden, 
neuzeitliche  Erscheinungen  der  Gesetzgebung  und  Verwaltung  bevölkerungs- 
politisch zu  würdigen;  daher  kann  vieles  von  dem,  was  für  Deutschland 
dargelegt  wird,  über  dies  Land  hinaus  verallgemeinert  werden. 

Der  Kampf,  der  um  „Leistungslohn"  und  „S  o  z  i  a  1 1  o  h  n"  geht, 
dem  ungezählte  Tarifverträge,  Gehaltsordnungen,  Schiedssprüche  dienen, 
hat  letzten  Endes  einen  solchen  bevölkerungspolitischen  Hintergrund.  Denn 
der  „Soziallohn"  trägt  den  erhöhten  Lebenshaltungskosten  des  Verheirateten, 
der  Familie  und  gerade  der  großen  Familie  Rechnung;  indem  er  das  tut, 
animiert  er  zur  Eheschließung  und  vermehrten  Kinderzeugung.  Mindestens 
entfallen  unter  seiner  Geltung  Hemmungen,  die  sonst  der  Familiengründung 
und  dem  zahlreichen  Nachwuchs  entgegenstehen.  Gleicher  Frauen-  und 
Kinderzuschlag  aber  räumt  solche  Hemmungen  im  Grunde  nur  bei  der  Masse 
der  Arbeiter  und  Angestellten  fort;  für  die  mit  höheren  Lebensansprüchen 
Ausgestatteten  —  oder  richtiger:  Belasteten  —  bedeutet  erst  die  neuerdings 
beabsichtigte  Abstufung  des  Frauen-  und  Kinderzuschlags  einen  bevölkerungs- 
politischen Antrieb  —  und  auch  dann  wird  das  Plus  an  Lebenskosten  noch 
lange  nicht  aufgewogen  werden.  Es  handelt  sich  hier  also  erstens  um  die 
Frage,  ob  und  inwieweit  durch  Berücksichtigung  des  Familienstandes  und 
der  Familiengröße  ein  Anreiz  bevölkerungspolitischer  Natur  geschaffen,  und 


1    Sehr  viele  dieser  mehr  oder  weniger  bevölkerungspolitischen  Maßnahmen  be- 
schränken sich  nicht   auf  Deutschland,  sondern  sind   mehr   oder   weniger   Gemeingut 
der  europäisch-amerikanischen  Zivilisation.     Sie  sind  besonders  auch  in  England 
nachweisbar,   wo   ein  bevölkerungspolitisch  gerichteter    Wille   unverkennbar   ist.     Er 
deckt   sich   vielfach   mit   den   sozialpolitischen   Bestrebungen,   hat   als    „Rassepolitik" 
sich   auch  gegen   die  gewiß  nicht   rassefremden  naturalisierten  Deutschen  gewendet, 
im  übrigen  aber  auch   zweifellos    Schäden   behoben.     So    sind   gesundheitsgefährliche 
Abtreibungsmittel    bekämpft,    ist    die    Säuglingssterblichkeit    durch    Mütterberatungs- 
stellen, Wöchnerinnenheime,  Hebammenschulen,  Mutterschaftsprämien,  Zuwendung  von 
Lebensmitteln  an  stillende  Mütter,  ähnlich  wie  in  Deutschland,  herabgemindert  worden. 
Es  gab    Baby-Wochen,   und   eine    große    Vereinstätigkeit   widmet    sich    dem    jüngsten 
Lebensalter.     Die  Maternity  and  Child  Weifare  Bill  wurde  angenommen.     Auch  d 
Errichtung    eines    Gesundheitsministeriums    ist    geplant,    gegen    Volksseuchen    wir 
energisch    vorgegangen,    die    Errichtung    einer    allgemeinen    Gesundheitsstatistik   be 
trieben.     Familienfürsorge    gilt   zumal    den    großen   Familien,    vor    allem    des    Mitte 
Stands.    Auch  auf  dem  Gebiete  der  Wohnungsfürsorge  will  die  Regierung  eingreifen 
Selbst   die    Kirche   scheint    sich   einer   auslesenden,    eugenischen   Auffassung   der  Be 
Völkerungspolitik  nicht  mehr  so  zu  verschließen,  wie  früher  zu  Malthus'  Zeiten  —  ei 
bezeichnender    Ausspruch   des  Bischofs   von   Birmingham   wird    hierfür   zitiert.     Ent 
scheidend  aber  ist,  daß  durch  das  Central  Migration  Board  die  Kolonien  veranlaß 
werden   sollen,    den   hauptsächlichen   Bevölkerungsüberschuß    des  Vereinigten   König- 
reichs zu  übernehmen. 


Bevölkerungswesen,  Rassenfragen,  Wanderungen.  169* 

zweitens,  ob  ein  solcher  Anreiz  den  sozialen  Abstufungen  gemäß  gestaltet 
werden  soll. 

Während  das  Beamtengehalt  stets  schon,  bereits  indem  es  Pensions- 
anspruch enthält,  in  gewissem,  wenngleich  beschränktem  Umfang  ein 
Element  des  Soziallohns  enthielt,  die  heutigen  Beamtengehaltsordnungen 
also  an  Vorbilder  anknüpfen  können,  war  der  gewöhnliche  Arbeitslohn  vor 
dem  Kriege,  von  Ausnahmen  (Arbeiter-Wohlfahrtseinrichtungen)  abgesehen, 
„Leistungslohn".  Heute  stellt  sich  ihm  der  gleichfalls  Familienstand  und 
-große  berücksichtigende  Anspruch  auf  „Soziallohn"  entgegen.  Dies  hat  zu 
Kämpfen  und  Streiks  Anlaß  gegeben,  und  die  Arbeiterschaft  ist  sich  auch 
keineswegs  selbst  darüber  einig,  ob  und  inwieweit  er  Platz  greifen  soll.  Das 
Interesse  der  Jugendlichen  steht  gegen  das  der  Familienväter,  zumal  jener 
in  mittlerem  und  höherem  Alter  und  mit  großer  Familie,  für  die  bereits  der 
Arbeitsmarkt  ungünstiger  liegt  als  für  die  jüngeren,  ledigen  Leute.  Der 
Gegensatz  hat  sich  auch  bei  Streiks  gezeigt,  wo  es  sich  darum  handelte,  ob 
die  Streikunterstützung  nach  sozialen  Gesichtspunkten  abgestuft  werden 
sollte  oder  nicht;  dies  ist  auch  schon  völlig  abgelehnt  worden.  Auch  der 
Unterschied  zwischen  Mann  und  Frau  ist  in  der  Arbeiter-  und  Angestellten- 
bcwegung  noch  keineswegs  ausgeglichen.  Die  Frauenverbände  —  bis  hinein 
in  die  höchststehenden  Berufe  —  fordern  Bezahlung  nach  der  Leistung,  wo- 
bei sie  antizipieren,  daß  diese  bei  Mann  und  Frau  dieselbe  sei.  Der  be- 
völkerungspolitische Gesichtspunkt  ist  dabei  wirtschaftlich  gebunden,  auch 
wenn  man  die  Lehre  vom  Lohnfonds  nicht  gerade  buchstäblich  Wiederauf- 
leben lassen  will:  Frauen-  und  Kinderzuschlag  wird  sich  bei  den  gegenwär- 
tigen beschnittenen  Wirtschaftsmöglichkeiten  kaum  als  reiner  Zuschlag  zum 
Leistungslohn  durchsetzen  lassen,  sondern  setzt  wahrscheinlich  freiwillige 
oder  erzwungene  Beschränkung  der  nicht  mit  Familienaufwand  Belasteten 
an  dem  Lchnanteil  voraus,  der  ihm  auf  Grund  gleicher  Leistung  an  sich  zu- 
stehen würde.  Also  ein  Verteilungsproblem  bevölkerungspolitischen  Einschlags! 

Nicht  unähnlich  liegen  die  Steuer  fragen.  Ein  nach  sozialen  Kriterien 
abgestuftes  Existenzminimum  bleibt,  ähnlich  wie  schon  früher,  frei, 
wiederum  gleich  dem  Soziallohn  ein  Anreiz  zur  Familiengründung  und 
-mehrung.  Doch  gestattet  es  die  Finanzlage  des  Reiches  nicht,  diesen  Ge- 
sichtspunkt konsequent  durchzuführen.  Die  indirekten  Steuern  auf  den  täg- 
lichen Konsum  der  Massen  sind  gewachsen,  sie  wirken  als  Kopfsteuern  oder 
doch  wenigstens,  nach  den  Forschungen  von  Neumann,  Gerloff,  Mombert  und 
Günther  und  bereits  nach  dem  „Engeischen  Gesetz",  als  Belastung  der  köpfe- 
reichen Familie.  Zweifellos  wird  diese  heute  stärker  in  Anspruch  genommen 
als  vor  dem  Kriege,  obwohl  die  Absicht  gewiß  nicht  auf  diese  Mehrbelastung 
gerichtet  war.  Die  Bevölkerungspolitik  ist  eben  unfrei  und  eingeengt,  ent- 
behrt überdies  auch  der  leitenden  Richtlinien. 

Die  Bewegung  der  „Kinderreichen"  mag  so  recht  als 
Sympton  der  Zeit  gelten.  Diese  neue  Gruppe  schiebt  sich  in  die  geläufigen 
Schichtungen  und  Organisationen  des  sozialen  und  politischen  Lebens  ein. 
Die  bloße  Tatsache  umfangreichen  Kinderbesitzes   wird  zum  organisatori- 
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sehen  Grundsatz,  gewiß  ein  neues  und  vielversprechendes  Moment  rein 
bevölkerungspolitischen  Gepräges.  Auf  allen  Gebieten  heischen  diese 
„Kinderreichen"  Rücksicht,  Hilfe  und  Anerkennung:  vor  allem  treiben  sie 
aktive  Lohn-  und  Gehaltspolitik;  dann  fordern  sie  eine  das  heutige  Maß  weit 
übersteigende  Steuerermäßigung  oder  völligen  Steuernachlaß.  Auch  bei  Er- 
ziehung und  Unterricht,  die  heute  in  der  Tat  eine  schwere  Belastung  großer 
Familien  geworden  sind,  machen  sie  Rechte  geltend,  die  im  wesentlichen  nur 
bevölkerungspolitisch  gewürdigt  werden  können.  Und  selbstverständlich 
verlangen  sie  eine  Wohnungs-  und  Mietpolitik  nach  ihren  Interessen. 

Zu  dieser  letzten  Frage  einige  Worte.  Der  Anfang  ist  gemacht,  die 
Mieten  dem  Papiergeldwert  anzupassen,  den  Mieterschutz  abzubauen. 
Betrachtet  man  ihn  vom  bevölkerungspolitischen  Standpunkt  aus,  der  hier 
allein  entscheidet,  so  ist  in  der  Tat  ein  Beharren  bei  den  ursprünglich  nur 
vorübergehend  gedachten  ersten  Formen  der  Höchstmietegesetzgebung  aus- 
geschlossen. Denn  die  unmittelbare  und  furchtbare  Folge  dieser  ebenso 
gutgemeinten  wie  mangelhaft  durchdachten  Wohlfahrtsmaßnahme  war  das 
Erlöschen  der  Bautätigkeit,  die  durch  keine  künstlichen  Maßnahmen  auf 
die  Beine  gebracht  werden  konnte.  Zweifellos  sind  es  ferner  die  großen 
Familien,  die  besonders  unter  der  Wohnungsnot  leiden,  und  sicher  ist  die 
mangelnde  Wohnung  ein  bevölkerungspolitisch  hemmendes  Moment,  das 
auch  durch  Soziallohn  und  Steuererlaß  nicht  beseitigt  werden  kann.  Alle 
qualitativen  Bevölkerungsprobleme:  Bekämpfung  der  Volkskrankheiten  usw., 
sind  mit  der  Wohnungsfrage  untrennbar  verbunden,  die  ihrerseits  nur  durch 
hinreichenden  Wohnungsbau  gelöst  werden  kann.  Die  im  statistischen  Teil 
gestreifte  neueste  Entwicklung  der  Bevölkerungsfrage  in  Deutschland  hängt 
höchstwahrscheinlich  mit  den  Auswüchsen  der  heutigen  Wohnungs-  und 
Mietgesetzgebung  zusammen.  Was  von  ihr  gut  und  brauchbar  ist,  soll 
selbstverständlich  erhalten  bleiben. 

Es  mag  ein  Wort  über  die  bevölkerungspolitische  Seite  des  Wäh- 
rungsproblems angefügt  werden.  Die  Unmöglichkeit  zu  sparen  muß 
überall  da  der  Familiengründung  und  -Vermehrung  entgegen  sein,  wo  kein 
Anspruch  auf  eine  der  Geldentwertung  entsprechend  zunehmende  Pension 
oder  Rente  besteht.  Sparkasse  und  Lebensversicherung,  diese  bevölke- 
rungspolitisch so  wichtigen  Einrichtungen,  haben  für  weiteste  Volksschichten 
jede  Bedeutung  verloren;  auch  die  Sozialversicherung  ist  in  sehr  hohem 
Maße  entwertet,  wenigstens  so  weit  es  sich  um  Kapital-  und  Pensionsver- 
sicherungen handelt.  Die  unausgesetzten  Versuche,  Prämien  und  Leistungen 
der  Arbeiter-  und  Angestelltenversicherung  dem  sinkenden  Geldwert  anzu- 
passen, sind  nur  halbe  Aushilfsmittel.  War  die  100  %  -  Unfallrente  vor 
dem  Kriege  knapp  hinreichend  zum  Lebensunterhalt,  die  Hinterbliebenen- 
und  Altersrente  immerhin  ein  fühlbarer  Beitrag  zu  den  Unterhaltskosten, 
so  trifft  beides  heute,  trotz  aller  nominellen  Erhöhungen  und  Belastungen 
der  Lohnkonten,  längst  nicht  mehr  zu.  Indes,  die  bevölkerungspolitischen 
Folgen  werden  bei  der  Sozialversicherung  nicht  so  stark  fühlbar  wie  bei 
der  Privatversicherung,  die  bis  auf  weiteres  praktisch  entwertet  ist,  deren 
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Versagen  aber  bei  vielen  die  Familiengründung  ausschließt.  Im  ganzen 
sind  die  früher  gehobenen  freien  Berufe  neben  den  selbständigen  Gewerbe- 
treibenden dadurch  getroffen;  Ärzte  und  Rechtsanwälte  suchen  sich  müh- 
sam durch  Schaffung  von  Pensionskassen  zu  schützen.  Die  bevölkerungs- 
politischen Folgen  werden  in  solchen  Kreisen  dann  auch  andere  sein  als 
bei  der  großen  Masse  der  Arbeiter,  Angestellten  und  Beamten.  Entweder 
es  kommt  zu  Berufseinschränkungen  oder  zu  sozialen  Degradierungen. 

Dies  führt  dazu,  den  Einfluß  der  Rentenentwertung  und  Sparkapital- 
verzehrung  durch  die  Valuta  bevölkerungspolitisch  zu  würdigen.  Dauert 
das  alles  eine  gewisse  Zeitlang  an  —  und  dieses  Zeitmaß  ist  wohl  all- 
mählich erreicht  — ,  so  sind  bevölkerungspolitisch  wahrnehmbare  Umschich- 
tungen im  Volkskörper  zu  gewärtigen.  Die  an  der  Valutaschwankung  un- 
mittelbar und  am  stärksten  Interessierten  fallen  ja  wohl  statistisch  nicht  zu 
sehr  ins  Gewicht;  immerhin  ist  eine  Schicht  der  „Neuen  Reichen"  vor- 
handen, die  keine  zwingende  Veranlassung  hat,  auf  Familienfreuden  zu  ver- 
zichten, und,  tut  sie  es  doch,  anderen  Beweggründen  folgt;  ein  Teil  von 
ihnen  wird  auch  auf  diesem  Gebiete  prosperieren.  Die  weit  größere  Menge 
aber  derer,  welche  als  Arbeiter,  Angestellte,  Beamte  zwar  lange  nicht  im 
Ausmaß  der  Geldentwertung  ihr  Nominaleinkommen  steigern,  aber  doch  ein 
gewisses  Verhältnis  zwischen  beiden  wechselnden  Größen  behaupten 
können,  wird,  wenn  Soziallohn  und  Steuerbegünstigung  hinzutreten,  geneigt 
sein,  zu  heiraten  und  selbst  eine  größere  Anzahl  Kinder  in  die  Welt  zu 
setzen.  Dabei  entscheidet  weniger  das  absolute  Maß  der  Befriedigung  von 
Lebensansprüchen,  als  vielmehr  das  Verhältnis  der  Lebensansprüche 
der  einzelnen  Gruppen.  Andere  Gruppen  werden  freiwillig  oder  gezwungen 
zurückstehen.  In  besonderer  Lage  sind  die  Bauern:  wohl  würden  ihre 
Nominaleinkünfte  im  allgemeinen  die  Familienvergrößerung  zulassen;  dieser 
stehen  aber  Rücksichten  der  Erbteilung  und  der  Behauptung  eines  sozialen 
Mindeststandards  gegenüber,  wiederum  durchbrochen  vom  unmittelbaren 
Interesse  am  Kinde  als  der  künftigen  unentgeltlichen  Arbeitskraft.  Es  kann 
hier  nicht  darauf  ankommen,  diesen  sich  kreuzenden  Motivierungen  im 
einzelnen  nachzugehen;  genug,  daß  die  bevölkerungspolitischen  Folgen  der 
Valutafrage  wenigstens  erwähnt  wurden. 

Prof.  Adolf  Günther,  Nürnberg-Erlangen. 
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III. 

Verkehrswesen. 


Chronik  der  Eisenbahnverkehrspolitik. 

Die  Aufwärtsbewegung  der  Tarife,  von  der  in  den  letzten  Berichten 
regelmäßig  die  Rede  war,  geht  in  solchem  Umfang  weiter,  daß  über  die 
verschiedenen  Tariferhöhungen  nicht  einzeln  berichtet  werden  kann.  In 
einer  Anzahl  von  Ländern  hat  auch  ein  Tarifabbau  eingesetzt,  und  sowohl 
da,  wo  Erhöhungen,  wie  da,  wo  Herabsetzungen  im  Gange  sind,  werden 
veränderte  Tarifgrundlagen  erwogen  oder  auch  durchgearbeitet  und  eingeführt. 
Von  Erscheinungen,  die  den  Eisenbahnen  fast  aller  Länder  Europas  gemein- 
sam sind,  sei  auch  die  Verbesserung  der  internationalen  Verkehrsbeziehun- 
gen erwähnt,  denen  aber  auch  hier  und  da  zeitweise  Verkehrsbeschrän- 
kungen gegenüberstehen.  Bei  den  Beratungen  in  Genua1  haben  interna- 
tionale Verkehrsfragen  einen  breiten  Raum  eingenommen,  von  einer  Durch- 
führung der  dort  beschlossenen  Maßnahmen,  insbesondere  von  der  dort 
in  Aussicht  genommenen  Einberufung  der  Eisenbahnverwaltungen  zur  Be- 
ratung von  Verkehrsfragen  unter  Ausschluß  der  Diplomatie,  wie  es  vor 
dem  Kriege  Brauch  war,  hat  noch  nichts  verlautbart. 

In  Deutschland  sind  am  1.  Mai  1922  die  Lieferfristen  der  Eisen- 
bahnverkehrsordnung, die  seit  August  1914  aufgehoben  waren,  wieder 
eingeführt  worden2.  Am  17.  August  hat  die  erste  Sitzung  des  Reichseisen- 
bahnrats stattgefunden,  in  der  Staatssekretär  Stieler  u.  a.  eingehend  die 
Lage  der  Reichseisenbahnen  schilderte;  weitere  Sitzungen  haben  sich  ange- 
schlossen. Von  dem  Erlaß  eines  Gesetzes  über  die  Dienstdauer  bei  den 
Eisenbahnen  hat  man  abgesehen;  statt  dessen  sind  am  5.  August  „Vor- 
läufige Dienstdauervorschriften  für  das  Betriebs-  und  Verkehrspersonal  der 
Deutschen  Reichsbahn"  erlassen  worden.  Am  1.  Juli  1922  sind  einheitliche 
allgemeine  Bedingungen  für  Privatanschlüsse  bei  der  Deutschen  Reichs- 
bahn in  Kraft  getreten.  Infolge  der  Vorgänge  in  Oberschlesien  ist  die  Eisen- 
bahndirektion Kattowitz  aufgelöst  und  an  ihrer  Stelle  eine  Reichsbahn- 
direktion in  Oppeln  errichtet  worden.  Die  Zuständigkeit  der  Reichsbahn- 
direktionen ist  in  einzelnen  Beziehungen  erweitert  worden.  Um  den  gestei- 
gerten Anforderungen  des  Herbstverkehrs  entsprechen  zu  können,  soll  das 
Personal  der  Reichsbahnen  durch  Dienstprämien  zu  erhöhten  Leistungen 
angespornt  werden ". 


1  Zeitung  des  Vereins  deutscher  Eisenbahnverwaltungen  (ZVDEV.).  1922.  Nr.  15. 
20.  April.  S.  302;  Nr.  16.  27.  April.  S.  319;  Nr.  18.  11.  Mai.  S.  356;  ferner  „Verkehr". 
Zeitschrift  des  Instituts  f.  Verkehrswissenschaft  an  der  Universität  Köln.  Nr.  44,  45  u.  46. 
4.,  11.  u.  18.  Aug.  1922.  S.  561,  574  u.  587;    „Weltwirtschaft".  Nr.  6.  Juni  1922.  S.  79. 

2  Deutsche  Straßen-  u.  Kleinbahn-Zeitung.  Nr.  30.  29.  Juni  1922.  S.  343;  „Ver- 
kehr".  Nr.  37.    16.  Juni  1922.    S.  49. 

3  ZVDEV.  1922.  Nr.  23.  15.  Juni.  S.  449;  Nr.  25.  29.  Juni.  S.  493;  Nr.  26. 
20.  Juli.  S.  516  f.;  Nr.  30.  17.  Aug.  S.  597  u.  605;  Nr.  31.  24.  Aug.  S.  621  u.  625  f.; 
Nr.  33.    7.  Sept.    S.  667. 
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Umfassende  Pläne  für  Eisenbahnneubauten  werden  in  Norwegen  und 
Schweden  aufgestellt,  jedoch  nicht  ohne  Bedenken  wegen  der  Aufbringung 
der  Kosten \  In  Norwegen  sind  Verhandlungen  zwischen  Staats-  und 
Privatbahnen  über  gemeinschaftliche  Benutzung  ihrer  Güterwagen  ge- 
scheitert, und  es  wird  nun  eine  gesetzliche  Regelung  dieses  Gegenstandes 
erstrebt.  Der  Generaldirektor  der  Staatsbahnen  Holtfodt  hat  seinen  Posten 
aufgegeben  und  ist  durch  den  bisherigen  Direktor  der  Arbeitgebervereini- 
gung Rasmussen  ersetzt  worden;  dieser  Wechsel  soll  Anlaß  geben,  für  den 
Generaldirektor  eine  Stellung  zu  schaffen,  die  ihn  weniger  als  bisher  von 
Ministerium  und  Storthing  abhängig  macht 2.  In  Schweden  wird  eine 
interessante  Abänderung  der  Vorortfahrpläne  erwogen;  entsprechend  der 
Umkehrung  der  Richtung  des  Hauptverkehrsstroms  am  Sonntag  gegenüber 
der  Woche  —  Sonntags  morgens  Verkehr  nach  dem  Lande,  wochentags 
nach  der  Stadt  und  abends  umgekehrt  —  will  man  den  Sonntagsfahrplan 
auf  ganz  anderer  Grundlage  aufbauen  als  den  der  Wochentage.  Außerdem 
wird  eine  Neuregelung  der  Besoldungs-  und  Anstellungsverhältnisse  bei 
den  Eisenbahnen  erwogen,  und  es  geschieht  viel  für  die  Ausbildung  des 
Personals.  Zwischen  Deutschland  und  Schweden  herrscht  ungewöhnlich 
starker  Güterverkehr 3. 

Die  neu  entstandenen  „Randstaate n",  deren  Bedeutung  darin  liegt, 
daß  sie  den  Zugang  zu  Rußland  bilden,  geben  sich  große  Mühe,  die  Vor- 
teile dieser  Lage  auszunutzen  und  den  Verkehr  nach  Rußland  über  ihre 
Bahnen  unter  Ausschaltung  des  Wettbewerbs  der  Nachbarn  zu  lenken  \ 
Über  Rußland  ist  nur  zu  berichten,  daß  die  Zerrüttung  des  Verkehrs- 
wesens anhält8.  Aus  Polen  gehen  nur  spärliche  Nachrichten  ein;  das 
Bestreben,  das  Verkehrswesen  auf-  und  auszubauen,  scheint  nicht  immer 
von  Erfolg  begleitet  zu  sein.  In  Griechenland  soll  der  Staatsbetrieb, 
den  man  eingeführt  hatte,  um  die  Zerrüttung  des  Eisenbahnwesens  durch 
den  Krieg  zu  beseitigen,  wieder  abgeschafft  werden,  und  die  Eisenbahn- 
gesellschaften sollen  den  Betrieb  wieder  übernehmen 6.  Rumänien 
plant  eine  Umformung  der  Verwaltung  seiner  Eisenbahnen 7.  Die 
Tschecho-Slowakei  baut  ihr  Eisenbahnnetz  aus,  wobei  sie  beson- 
ders auf  den  Durchgangsverkehr  zwischen  Westeuropa  und  Rußland  Be- 
dacht nimmt,  also  Deutschland  Wettbewerb  bereiten  will.  Zum  gleichen 
Zweck,  nämlich  zur  Herstellung  einer  Eisenbahnverbindung  zwischen  Bel- 
grad und  dem  Adriatischen  Meer,  hat  die  Regierung  des  S.  H.  S.  -  K  ö  n  i  g  - 


1  ZVDEV.    1922.    Nr.  27.   29.  Juli.    S.  548. 

2  Ebenda  Nr.  23.  15.  Juni.  S.  462;   Nr.  29.  10.  Aug.  S.  589;    Nr.  31.  24.  Aug.  S.  629. 
8   Ebenda  Nr.  13.  6.  Juni.  S.  268;  Nr.  19.  18.  Mai.  S.  384;    Nr.  21.  1.  Juni.  S.  421; 

Nr.  30.  17.  Aug.  S.  610. 

*    Ebenda  Nr.  16.   27.  April.    S.  325. 

6  „Verkehr".  Nr.  46.  18.  Aug.  1922.  S.  588;    ferner  ZVDEV.  1922.  Nr.  24.  22.  Juni. 
S.  481;    Nr.  27.  27.  Juli.  S.  551;    Nr.  29.  10.  Aug.  S.  590. 

6  „Railway  Gazette".    28.  Juni  1922.    S.  139. 

7  ZVDEV.    Nr.  17.    4.  Mai  1922.     S.  343. 
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r  e  i  c  h  s    in    Amerika    eine    Goldanleihe    von    100    Millionen   Dollar    aufge- 
nommen \ 

In  Österreich  werden  der  Bundesbahnverwaltung  durch  den  Ver- 
lust des  wichtigen  Eisenbahnknotenpunkts  Ödenburg  erhebliche  Schwierig- 
keiten bereitet,  zu  deren  Beseitigung  neben  betrieblichen  Maßnahmen  Um- 
und  Ausbauten  der  Eisenbahnen  nötig  sind.  Der  Abbau  der  Beamtenschaft 
und  sonstige  Ersparnismaßnahmen  werden  fortgesetzt.  Andererseits  werden 
zur  Bekämpfung  der  Arbeitslosigkeit  und  der  Wohnungsnot  Bauten  geplant, 
die  große  Aufwendungen  erfordern.  Der  Sommerfahrplan  der  Bundes- 
bahnen weist  gegenüber  dem  bisherigen  erhebliche  Verbesserungen  auf. 
Der  neue  Verkehrsminister,  der  Abgeordnete  Dr.  Odehnal,  stellt  eine  Re- 
form des  Eisenbahnwesens  in  Aussicht.  Die  Bundesbahnverwaltung  hat  den 
Betrieb  der  niederösterreichischen  Landesbahnen  übernommen2. 

In  Ungarn  geht  neben  z.  T.  vorübergehenden  Verkehrsbeschränkun- 
gen im  Güterverkehr  ein  Aufbau  des  Personenverkehrs  vor  sich.  Eilzüge 
fahren  wieder  täglich,  ebenso  die  Züge  auf  Nebenstrecken,  die  bis  vor 
kurzem  nur  ein-  bis  dreimal  in  der  Woche  verkehrten.  Zur  Bekämpfung 
der  Arbeitslosigkeit  sollen  eine  Anzahl  Bahnbauten  ausgeführt  werden. 
Ebenso  wie  in  Österreich  ist  in  Ungarn  eine  Verminderung  der  Beamten- 
zahl im  Gange  3. 

Der  Verwaltungsreform  der  Schweizer  Bundesbahnen,  die  am 
1.  Januar  1924  in  Kraft  treten  soll,  hat  der  Nationalrat  zugestimmt,  und  es 
bedarf  nur  noch  der  Genehmigung  durch  den  Ständerat.  Die  Einführung 
elektrischen  Betriebes  wird  tatkräftig  gefördert4. 

In  Italien  steht  die  Einführung  elektrischen  Betriebes  im  Vordergrund; 
günstige  Ergebnisse  von  Versuchsbetrieben  geben  Anlaß  zu  planmäßiger 
Ausbreitung  des  Netzes  elektrischer  Eisenbahnen.  Einer  der  Gründe  hierfür 
ist  auch  die  Kohlenknappheit.  Trotz  erheblicher  Tariferhöhungen  am 
1.  Januar  1922  sind  die  Einnahmen  der  italienischen  Eisenbahnen  zurück- 
gegangen, ein  Spiegelbild  des  Wirtschaftslebens.  Der  Kraftwagen  tut  den 
Eisenbahnen  hier  und  da  Abbruch.  Die  Neubautätigkeit  ist  lebhaft;  nahezu 
2000  km  neue  Eisenbahnen  sind  im  Bau,  über  1400  km  sind  geplant.  Die 
Zahl  der  ausbesserungsbedürftigen  Güterwagen  ist  groß;  15  Staatswerk- 
stätten reichen  nicht  aus,  und  die  Arbeiten  müssen  z.  T.  an  Privatwerke 
vergeben  werden.  Der  Plan,  die  Meerenge  von  Messina  zu  untertunneln, 
ist  wieder  einmal  aufgenommen  worden5. 


1  ZVDEV.  1922.  Nr.  20.  25.  Mai.  S.  404;  Nr.  27.  29.  Juli.  S.  549. 

2  Ebenda  Nr.  13.  6.  April.  S.  267;  Nr.  20.  25.  Mai.  S.  401;  Nr.  25.  29.  Juni.  S.  495; 
Nr.  26.  20.  Juli.  S.  521;  Nr.  27.  27.  Juli.  S.  546. 

3  Ebenda  Nr.   18.   11.  Mai.  S.  363;    Nr.  20.  25.  Mai.  S.  403;    Nr.  24.  22.  Juni, 
S.  479;    Nr.  25.  29.  Juni.  S.  497. 

*   Ebenda  Nr.  26.     20.  Juli.    S.  527. 
5  Ebenda  Nr.  31.    24.  August.    S.  630  f. 
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In  Spanien  ist  der  Erlaß  eines  Gesetzes  zur  Neuregelung  des  Eisen- 
bahnwesens noch  nicht  so  bald  zu  erwarten,  jedoch  hat  die  Regierung  einen 
Ausschuß  beauftragt,  die  Neuordnung  vorzubereiten  \ 

In  Frankreich  schweben  Erörterungen  wegen  einer  Entstaatlichung 
des  Staatsbahnnetzes.  Die  Privatbahnen  bearbeiten  z.T.  Pläne  für  die 
Einführung  elektrischen  Betriebes,  teilweise  sind  sie  bereits  bei  deren  Durch- 
führung, wobei  ihnen  staatliche  Unterstützung  zuteil  wird.  Nach  Berichten 
in  den  Tageszeitungen  ist  der  achtstündige  Arbeitstag  demnächst  als  über- 
wunden anzusehen.  In  Holland  geht  die  Niederländisch- Westfälische 
Eisenbahn,  die  wirtschaftlich  am  besten  dastehende  holländische  Privatbahn, 
in  den  Besitz  des  Staates  über 2. 

In  den  Berichtszeitraum  fällt  der  Ablauf  des  ersten  Jahres  seit  Inkraft- 
treten des  neuen  Eisenbahngesetzes  in  England.  Das  Fachschrifttum 
spricht  sich  über  seine  bisherige  Wirkung  befriedigt  aus  und  sieht  auch 
seinem  zukünftigen  Einfluß  mit  Zuversicht  entgegen  s.  Die  vom  Gesetz  vor- 
geschriebene Zusammenfassung  der  Eisenbahnen  zu  Gruppen  ist  im  Gange. 
Die  Neubautätigkeit  ist  sehr  schwach.  Ganz  im  Gegensatz  zu  der  bisherigen 
Politik  Englands  in  dieser  Beziehung  erhalten  die  Eisenbahnen  zur  Zeit  Staats- 
beihilfen für  ihre  Bauten;  der  Grund  hierfür  ist  aber  nicht  der  Wunsch, 
die  Eisenbahnen  zu  unterstützen,  sondern  die  Notwendigkeit,  die  Arbeits- 
losigkeit zu  bekämpfen.  Überdies  haben  die  englischen  Eisenbahnen  Schwie- 
rigkeiten, das  nötige  Kapital  aufzubringen,  und  so  würden  ohne  die  Staats- 
beihilfe auch  die  wenigen  im  Gang  befindlichen  Neubauten  unterbleiben.  Der 
Bau  des  Kanaltunnels  scheint  auf  längere  Zeit  vertagt  zu  sein;  als  Grund 
wird  die  Schwierigkeit  der  Beschaffung  der  zum  Bau  nötigen  Mittel  ange- 
geben, der  tatsächliche  Grund  liegt  aber  auf  politischem  Gebiet.  —  Der 
Personenverkehr  wird  durch  Vermehrung  der  Schnellzüge,  die  von  einem 
Gesellschaftsnetz  auf  das  andere  übergehen,  ausgebaut.  Fahrkarten  zu  er- 
mäßigten Preisen  für  den  Ausflug-,  Ferien-,  Wochenendverkehr  werden 
wieder  wie  vor  dem  Kriege  ausgegeben.  Für  den  Güterverkehr  besteht  eine 
Wagengemeinschaft  der  Gesellschaften.  Hand  in  Hand  mit  einer  Ermäßigung 
der  Güterfrachten  —  für  die  Fahrpreise  wird  eine  Herabsetzung  noch  ab- 
gelehnt —  geht  ein  Abbau  der  Löhne,  der  sich  störungslos  vollzieht.  Die 
Eisenbahngewerkschaften  planen  einen  Zusammenschluß.  Bei  der  London- 
Nordwestbahn  sind  als  erster  unter  den  englischen  Eisenbahnen  Betriebsräte 
eingeführt  worden.  Dem  Parlament  wird  demnächst  durch  den  bekannten 
Führer  der  Eisenbahnarbeiter,  Thomas,  der  Entwurf  eines  Gesetzes  vor- 
gelegt werden,  der  den  Eisenbahnarbeitern  eine  Altersrente  zusichern  soll. 
Die  Eisenbahngesellschaften  haben  heftig  gegen  den  Wettbewerb  desKraft- 


1  „Railway  Gazette".    31.  März  1922.    S.  545. 

2  ZVDEV.    1922.   Nr.    16.   29.   April.    S.   324;     Nr.   29.   29.    Juli.   S.   550;     Nr.   32. 
31.  Aug.     S.  649. 

3  „Engineer".     11.  Aug.  1922.     S.  145. 
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wagens  zu  kämpfen  und  streben  daher  danach,  den  Kraftwagenverkehr  in 
ihr  Arbeitsgebiet  aufzunehmen  \ 

Die  japanischen  Eisenbahnen  konnten  im  Sommer  1922  auf  eine 
fünfzigjährige  Entwicklung  zurückblicken2,  die  noch  nicht  abgeschlossen 
ist  und  tatkräftig  weiter  gefördert  wird.  Der  Betrieb  der  Eisenbahnen  I  n  - 
d  i  e  n  s  ist  durch  einen  Ausstand  gestört  worden,  der  nach  mehr  als  zwei- 
monatiger Dauer  beigelegt  worden  ist,  ohne  daß  die  Arbeiter  etwas  er- 
reicht hätten  8.  Eine  Änderung  der  Betriebsform  (Verstaatlichung?)  wird  in 
Ausschußberatungen  erwogen  und  in  der  Presse  lebhaft  besprochen. 

Auf  den  Eisenbahnen  von  Südafrika  wird  stellenweise  elektrischer 
Betrieb  eingeführt;  der  Ausbau  des  Netzes  kann  aus  Mangel  an  Mitteln 
nicht  so  lebhaft  betrieben  werden,  wie  es  von  mancher  Seite  gefordert  wird. 
Bei  den  bestehenden  Eisenbahnen  der  ehemaligen  deutschen  Schutzgebiete 
in  Ostafrika  sind  die  Kriegsfolgen  überwunden,  und  der  Betrieb  ist  wieder 
im  Gange;  die  durch  den  Krieg  unterbrochenen  Neubauten  sind  noch  nicht 
wieder  aufgenommen.  Am  1.  Juli  ist  die  Trans-Sambesi-Eisenbahn  eröffnet 
worden4,  die  allerdings  ihren  Namen  noch  nicht  verdient,  weil  sie  am 
Sambesi  endigt.  Sie  schafft  für  Nyassaland  eine  Eisenbahnverbindung  mit 
der  Küste. 

In  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  ist  ebenso  wie  in 
England  die  Zusammenfassung  der  Eisenbahn  zu  großen  Gruppen,  die 
hier  wie  dort  das  Gesetz  vorschreibt,  in  Vorbereitung.  Über  Erörterungen 
der  einschlägigen  Fragen  scheint  man  aber  noch  nicht  hinausgekommen  zu 
sein.  Ein  Ausstand  der  Werkstättenarbeiter  im  Zusammenhang  mit  einem 
solchen  in  den  Kohlenbergwerken  beeinträchtigt  nicht  nur  den  Eisenbahn- 
verkehr, sondern  das  gesamte  Wirtschaftsleben.  Es  scheint  aber  bis  jetzt 
gelungen  zu  sein,  den  Eisenbahnbetrieb  in  leidlich  genügendem  Umfang  auf- 
rechtzuerhalten. Die  Tageszeitungen  haben  wiederholt  von  einem  Ende 
des  Ausstandes,  der  nun  schon  beinahe  drei  Monate  dauert,  berichtet,  es 
hat  sich  aber  dabei  entweder  nur  um  die  Wiederaufnahme  der  Arbeit  in 
örtlich  beschränkten  Gebieten  oder  um  Nachrichten  gehandelt,  die  sich 
nachträglich  als  unrichtig  herausgestellt  haben.  Gerade  bei  Abschluß  dieses 
Berichts  wird  die  Nachricht  verbreitet,  daß  der  Ausstand  tatsächlich  beendet 
und  für  die  Arbeiter  ergebnislos  verlaufen  sei.  Die  hohen  Ausgaben, 
namentlich  für  Löhne,  haben  eine  ganze  Anzahl  Eisenbahnen,  natürlich  nur 
solche  von  untergeordneter  Bedeutung,  gezwungen,  den  Betrieb  einzu- 
stellen, zum  Teil  sind  dabei  sogar  die  Anlagen  abgebrochen  worden5. 


1  Vgl.  „Railway  Gazette".  1922.  21.  April.  S.  655,  680  u.  685;  26.  Mai.  S.  827 
u.  859;  2.  Juni.  S.  878  u.  884;  7.  Juli.  S.  1  u.  38;  21.  Juli.  S.  75,  82  u.  102;  28.  Juli. 
S.  140;  18.  Aug.  S.  213  u.  216;  ZVDEV.  1922.  Nr.  26.  20.  Juli.  S.  528;  Nr.  30. 
17.  Aug.     S.  611. 

2  ZVDEV.    Nr.  24.    22.  Juni  1922.     S.  482. 

3  „Railway  Gazette".   21.  April  1922.   S.  687. 

*  Ebenda  16.  Juni.  S.  958;  7.  Juli.  S.  2;  18.  Aug.  S.  240;  ferner  ZVDEV.  1922. 
Nr.  14.  13.  April.  S.  288;  Nr.  29.  10.  Aug.  S.  590. 

6  „Railway  Gazette".  1922.  16.  Juni.  S.  954;  7.  Juli.  S.  2.  „Deutsche  Allg.  Ztg." 
15.  Sept.  1922. 
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In  Australien  stehen  der  Bau  einer  den  ganzen  Erdteil  durchqueren- 
den Nordsüdbahn  als  Gegenstück  zu  der  Ostwestverbindung  —  Trans- 
continental  Railway  —  und  die  Vereinheitlichung  der  Spurweite  im  Vorder- 
grunde der  das  Verkehrswesen  betreffenden  Erörterungen  \  Auf  der  Süd- 
insel von  Neuseeland  ist  eine  Eisenbahn  von  der  Ost-  an  die  Westküste 
im  Bau. 

Die  wirtschaftlichen  Schwierigkeiten  der  Eisenbahnen  aller  Länder 
haben  im  Berichtszeitraum  nicht  ab-,  sondern  eher  zugenommen.  Die  Aus- 
sichten für  die  Zukunft  sind  daher  wenig  günstig,  zumal  das  Verkehrswesen 
sehr  eng  mit  dem  Wirtschaftsleben  in  Zusammenhang  steht  und  auch  in 
bezug  auf  dieses  die  Zukunft  sehr  unsicher  ist. 

Abgesehen  davon,  daß,  wie  schon  eingangs  erwähnt,  bei  den  Bera- 
tungen in  Genua  internationale  Verkehrsfragen  erörtert  worden  sind,  haben 
auch  in  S  t  r  e  s  a  und  Portorose  Besprechungen  über  derartige  Fragen 
stattgefunden.  Am  erstgenannten  Ort  wurde  ein  Übereinkommen  über  die 
gegenseitige  Benutzung  der  Güterwagen  getroffen,  während  am  letzt- 
genannten die  sog.  Nachfolgestaaten  zusammengetreten  sind,  um  die  Ver- 
kehrsbeziehungen zwischen  ihren  Ländern  zu  regeln 2.  Ferner  hat  in  Lern- 
b  e  r  g  eine  Besprechung  über  derartige  Fragen  zwischen  Österreich,  der 
Tschecho-Slowakei,  Polen  und  Rumänien  stattgefunden. 

Eine  Tagung  anderer  Art  war  der  Internationale  Eisenbahn- 
kongreß in  Rom  im  April  d.  J. s  Er  bedeutet  die  Wiederaufnahme  der- 
artiger Tagungen  zur  wissenschaftlichen  Erörterung  von  eisenbahntech- 
nischen Fragen,  wie  sie  der  Internationale  Eisenbahn  -  Kongreß  -  Verband 
schon  vor  dem  Kriege  zu  veranstalten  pflegte.  Den  Vorsitz  führte  ein  Ver- 
treter der  Belgischen  Eisenbahnen.  In  vollständiger  Verkennung  des  Ura- 
standes,  daß  Wissenschaft,  auch  auf  technischem  Gebiet,  und  Politik  nichts 
miteinander  zu  tun  haben,  war  Deutschland  von  dieser  Tagung  aus- 
geschlossen. 

Abgeschlossen  Mitte  September  1922. 

Fr.  Wernekke,  Berlin. 


1  „Railway  Gazette".  8.  Sept.  1922.  S.  306. 

2  s.  außer  den  in  der  ersten  Fußnote  angeführten  Quellen  noch:   „Die  Reichs- 
bahn".   Berlin  1922.    Heft  III,  S.  3. 

3  Times,  Imperial  and  Foreign  Trade  Supplement.    Nr.  198.    22.  April  1922. 
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Die  Ölfelder  und  die  Petroleumindustrie  Kaukasiens. 

Seit  Jahrtausenden  ist  Kaukasien  als  mineralreiches  Land  bekannt,  und 
schon  zur  Zeit  der  alten  Griechen  hat  man  dort  wichtige  Mineralien  ge- 
wonnen und  zuerst  Bronze  hergestellt.  Seine  weltwirtschaftliche  Bedeutung 
verdankt  das  Land  jedoch  hauptsächlich  den  berühmten  Ölf eidern,  besonders 
denen  von  Baku  am  Kaspischen  Meer.  Die  große  Bedeutung  des  Erdöls  im 
modernen  Wirtschaftsleben  und  die  machtpolitischen  Versuche  zu  einer 
Monopolisierung  dieses  Rohstoffes  veranlassen  uns,  einen  kurzen  Überblick 
über  die  ölproduktion  Kaukasiens  zu  geben,  die  noch  bis  1917  in  der  Welt- 
produktion den  zweiten  Platz  behauptete.  Der  starke  Rückgang  der  Er- 
zeugung seit  dieser  Zeit  hat  das  Interesse  nicht  auszulöschen  vermocht  und 
gerade  jetzt  werden  Versuche  gemacht,  die  Industrie  mit  Hilfe  des  aus- 
ländischen Kapitals  zu  beleben  und  zu  erweitern. 

Durch  die  Gebirgskette  des  Kaukasus  sind  die  Ölfelder  in  zwei  Gebiete 
geteilt:  das  Nordkaukasische  von  Maikop  und  Grosny  und  das  Trans- 
kaukasische von  Baku.  Die  Maikop-Felder  wurden  hauptsächlich  im 
Jahre  1909  bekannt,  als  das  erste  Öl  dort  an  die  Erdoberfläche  drang,  was 
großes  Aufsehen  erregte.  Zahlreiche  englische  Gesellschaften  wurden  sofort 
gegründet  und  begannen,  das  Feld  auszubeuten.  Zwei  Rohrleitungen  wurden 
angelegt,  um  eine  Verbindung  mit  dem  Hafen  Tuapse  (am  Schwarzen  Meer) 
herzustellen.  Diese  übertriebene  Spekulation  schlug  jedoch  fehl,  es  wurde 
sehr  wenig  Öl  gewonnen  und  von  66  in  London  gegründeten  Gesellschaften 
konnten  nur  noch  fünf  in  Tätigkeit  bleiben.  Es  wird  behauptet,  daß  bei 
tieferen  Bohrungen  bessere  Erfolge  zu  erzielen  wären,  aber  das  bleibt  noch 
abzuwarten.  Die  durchschnittliche  Tiefe  einer  Bohrung  betrug  im  Jahre  1912: 
11,929  und  1913:  14,475  Saschen1,  das  erzeugte  Rohöl: 

1912:  9  262118  Pud  2    I     1919:  3300  000  Pud 
1913:  5344798     „  1920:     430000     „ 

1914:  5000000     „        I 

Diese  Ziffern  geben  ein  klares  Bild  von  dem  starken  Rückgang  der  Er- 
zeugung. 

Die  Grosny-Felder  hatten  schon  am  Anfang  des  Weltkrieges  an 
Bedeutung  gewonnen,  und  viele  Sachverständige  prophezeien  ihnen  eine 
große  Zukunft.  Mit  den  Tiefborungen  hat  man  hier  1903  begonnen,  als  die 
bis  dahin  angewandten  primitiven  Erzeugungsmittel  nicht  mehr  ausreichten; 
gingen  doch  gerade  hier  die  Ölhorizonte  sehr  tief,  und  viele  Quellen  sind 
3 — 4000  Fuß  tief  gebohrt.    1916  war  die  unter  Ausbeutung  befindliche  Ge- 


1  1  Saschen  =  2,13  m. 

2  1  Pud  =  16,38  kg. 
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samtfläche  2861  Dessjatinen  1  groß  mit  773  Quellen,  von  denen  385  in  Betrieb 
waren.   Die  Tiefe  der  sämtlichen  Bohrungen  erreichte: 

1913:  203  000  Fuß    I     1915:  181  930  Fuß 
1914:  290000    „       I     1916:  153  307    „ 

Die  Gesamterzeugung  der  Quellen    betrug : 


1912 
1913 
1914 
1915 
1916 


65  Mill.  Pud  1917:  107  Mill.  Pud 

70     .        ,  1918:    25     „        ,  « 

98     „        „  1919:    37     „ 

88     ,        .  1920:    39     . 

103     .        .  1921  :    82     „ 


Für  den  Export  nach  Rußland  sind  die  Grosny-Felder  durch  eine 
Rohrleitung  mit  dem  Hafen  Petrovsk  (am  Kaspischen  Meer)  verbunden, 
während  die  Verschiffungen  nach  Westeuropa  über  den  Hafen  Novorossijsk 
(am  Schwarzen  Meer)  gingen;  folgende  Mengen  wurden  von  dort  verschifft: 

1910:  170  609  t      I     1912:  213186  t 
1911:  234  285  t      I     1913:     19  486  t 

Mit  der  Schließung  der  Dardanellen  mußte  der  Export  jedoch  eingestellt 
werden.  Das  Grosny-Öl  wurde  vom  Auslande  hauptsächlich  zur  Benzin- 
erzeugung begehrt. 

Zu  erwähnen  ist  noch  das  Emba-Feld,  dessen  Ausbeutung  erst  1912 
in  Angriff  genommen  wurde  und  wo  1913:  60  Quellen  bestanden.  Dort 
wurden  erzeugt: 


1912:     1014  825  Pud 
1913:    7181776    „ 
1914:  16630985    „ 


1915:  16620724  Pud 
1916:  15619000    . 


1917  und  1918  wurde  auch  dieses  Feld  durch  die  Revolution  stark  be- 
schädigt, aber  trotzdem  wurden  1919:  1300  000  und  1920:  1200  000  Pud 
gewonnen. 

Wir  kommen  nun  zur  Betrachtung  der  berühmten  ö  1  f  e  1  d  e  r  und  der 
Petroleumindustrie  von  Baku,  die  schon  vor  dem  Kriege  sehr 
hoch  entwickelt  war. 

I.  Die  Gewinnung  des  Rohöls  geschah  hier  bis  1870  ganz  primitiv 
aus  Gruben,  welche  nicht  tiefer  als  50  Fuß  waren.  Im  Jahre  1870 
hat  man  die  Bohrungen  nach  dem  amerikanischen  System  versucht,  ist 
jedoch  nur  bis  zu  einer  Tiefe  von  20  Saschen  vorgedrungen  und  hat  die 
Arbeiten  dann  eingestellt.    Später  hat  man  weiter  gebohrt: 

1872 :    2  Spalten      I     1875 :    35  Spalten 
1873:  13        „  1876:    62 

1874:  26        „  1887:  216 


1  1  Dessjatine  —  1,09  Hektar. 

2  Diese  Verminderung  war  eine  Folge  der  schweren  Schädigung  der  Felder  in 
der  Oktoberrevolution  1917. 
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Obgleich  der  Durchmesser  der  Bohrfläche  sehr  klein  war,  wurden  aus 
vielen  Quellen  in  24  Stunden  3—4000  Pud  Rohöl  gewonnen.  Diese  Erfolge 
des  technisch  guten  amerikanischen  Systems  hatten  aber  wirtschaftlichen 
Schaden  dadurch  herbeigeführt,  daß  fast  alle  Produzenten  sehr  tief  gebohrt 
hatten,  ohne  die  oberen  Plasten  zu  berücksichtigen;  das  führte  zu  Überpro- 
duktion, zum  Verlust  großer  Mengen  Rohöls  und  damit  zur  Schädigung  der 
ölfelder  und  zu  Preisdrückerei. 

Im  Jahre  1873  begann  mit  der  Ankunft  des  energischen  schwedischen 
Kapitalisten  Robert  Nobel  in  Baku  die  neue  Ära  der  Petroleumindustrie; 
folgende  Tabelle  zeigt  die  Zahl  der  Bohrlöcher  und  ihre  Tiefe: 

Anzahl  und  Tiefe  der  Bohrlöcher  auf  den  Bakufeldern 
in  den  Jahren  1893—1921 «. 


Zahl  der 

Tiefe  in 

Zahl  der 

Tiefe  in 

Bohrlöcher 

Saschen 

Bohrlöcher 

Saschen 

1893 

458 

10  986 

1908 

2668 

56793 

1894 

532 

12  859 

1909 

2818 

51803 

1895 

604 

20  762 

1910 

2026 

48436 

1896 

734 

28125 

1911 

3C65 

44  864 

1897 

917 

39  847 

1912 

2  412 

53554 

1898 

1  107 

57  515 

1913 

2  670 

64  285 

1899 

1357 

81832 

1914 

2541 

51086 

1900 

1710 

83140 

1915 

— 

45657 

1901 

2036 

75783 

1916 

— 

43546 

1902 

1967 

40  390 

1917 

— 

36  763 

1903 

1982 

49355 

19182 

— 

3  459 

1904 

2174 

62  354 

1919 

1450 

2  434 

1905 

2162 

35666 

1920 

967 

1694 

1906 

2  449 

48110 

1921 

715 

— 

1907 

2511 

61253 

Seit  der  Revolution  ist  also  die  Mehrzahl  der  Bohrlöcher  außer  Tätig- 
keit, was  infolge  der  Überschwemmung  der  produzierenden  Horizonte  eine 
große  Gefahr  für  die  Felder  bedeutet.  Man  hat  schon  1910  bei  allen  produ- 
zierenden Quellen  Tiefbohrungen  vorgenommen,  und  zwar  bei: 

385  :  250—300  Saschen  tief 
117  :  300-350 
27  :  über  350 


Die  Bohrung  einer  Spalte  hat  sehr  oft  100—150  000  Goldrubel  gekostet 
und  2 — 2^  Jahre  gedauert. 

Über  die  Gesamtgewinnung  des  Petroleums  in  Kaukasien  seit  Anfang 
dieses  Jahrhunderts  berichtet  nachstehende  Tabelle: 


1  Nach    Berichten    des    Verbandes    der    Naphthaindustriellen. 
und  des  Baku  Börsenkomitees  1914 — 1921. 

2  Die  niedrigen  Zahlen  sind  durch  die  Revolution  erklärlich. 


Baku    1894—1913 
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Die  Gesamtgewinnung  von  Petroleum  in  Kaukasien 
in  den  Jahren  1901—1921  (in  Mill.  Pud). 


1901. 
1902. 
1903. 
1904. 
1905. 
1906. 
1907. 
1908. 
1909. 
1910. 
1911. 


707,2 
672,5 
631,1 
657,1 
453,1 
490,0 
518,0 
528,0 
531,0 
582,0 
557,0 


1912. 
1913. 
1914. 
1915. 
1916. 
1917. 
1918. 
1919. 
1920. 
1921. 


566,6 
559,0 
569,0 
572,0 
603,0 
584,0 
233,9 
225,3 
152,1 
127,3 


Die  Zahl  der  Firmen,  die  mit  der  Erzeugung  beschäftigt  waren,  betrug: 


1901:  185 
1902:  182 
1903:  185 
1904:  179 


1905:  169  1909:  192 

1906:  170  1910:  198 

1907:  189  1911:  191 
1908:  185 


Diese  können  wir  nach  ihrer  Wichtigkeit  in  die  folgenden  fünf  Gruppen 
einteilen: 

I.  7  Firmen  mit  je  einer  durchschnittlichen  jährlichen  Erzeugung  von 

über  20  Millionen  Pud, 
II.  5  mit  über  10  Millionen  Pud, 

III.  11  von  5—10  Millionen  Pud, 

IV.  20  von  2—5  Millionen  Pud, 

V.  135  mit  weniger  als  2  Millionen  Pud. 

Im  Jahre  1912  begann  eine  bedeutsame  Konzentration  von  großen  und 
mittleren  Firmen,  und  Ende  des  Jahres  1913  sind  folgende  Gruppen  zu  nennen: 
I.  die  Shell-Gruppe,  umfassend:  Rothschild,  Soutschastniki,  Kavkas  und 
Schibaeff.    Erzeugung  50,8  Millionen  Pud  oder  11,8  %  der  Gesamt- 
erzeugung der  vier  alten  Felder  von  Baku  und  Surakhany, 
II.  russischer  Generalkonzern,  umfassend:  Aramasd,  Balakhany-Gesell- 
schaft,  Apscheron-Ges.,   Quarstrem,  Krassilnikow  Nachf.,  Lianosoff, 
Mantascheff,   Manswetoff,   Moskau-Kaukasische   Ges.,  Naftalan-Ges. 
A.   &   C.    Melikoff,    Melikoff    &    Makhmuroff,    Tifliser    Ges.    und 
Schichowo-Ges.    Erzeugung   55,1    Millionen    Pud   oder    12,8  %    der 
Gesamterzeugung, 

III.  Gebr.  Nobel.  Erzeugung  61,2  Millionen  Pud  oder  14,2  %  der  Ge- 
samterzeugung, 

IV.  die  übrigen  165  kleinen  Firmen,  die  sich  nicht  vereinigt  hatten,  er- 
zeugten insgesamt  253  Millionen  Pud  oder  58,8  %  der  Gesamt- 
erzeugung. 

Die  drei  ersten  Gruppen  vertreten  zusammen  41,2  %  der  Gesamterzeu- 
gung  von    Baku,   und   es    ist   anzunehmen,   daß    sie,   wenn   sie    sich   ver- 
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einigen,  die  Gesamtproduktion  und  den  Verkauf  in  der  gleichen  Weise  be- 
herrschen werden  wie  die  Standard  Oil  Co.  Es  ist  schwer  zu  sagen,  was  die 
Zukunft  in  dieser  Beziehung  bringen  wird,  aber  wenn  man  das  englische  und 
amerikanische  Beispiel  berücksichtigt,  darf  man  wohl  annehmen,  daß  der 
Staat  hier  viel  einschneidender  eingreifen  wird,  als  es  vor  dem  Kriege  der 
Fall  war. 

Nachstehende    Tabelle    gibt    zum    Vergleich    die    Erzeugung    der    ver- 
schiedenen Felder  an: 

Der  Ertrag  der  einzelnen  Petroleumfelder 
in  den  Jahren  1913,  1915,  1916,  1919,  1920  (in  Mill.  Pud)i- 


1913 

1915 

1916 

1919 

1920 

Baku 

Emba 

467,8 
73,7 
6,0 
4,8- 

451 

88 

17 

8 

379 

102 

15 

3 

225,3 

37,7 

1,3 

3,3 

175,8 

39,3 

1,2 

1,5 

Die  durchschnittliche  tägliche  Erzeugung  in  Baku  betrug: 


1915  1916  1917  Jan.-Febr. 

940000  Pud    906000  Pud       803000  Pud 


1917  März 
758000  Pud 


Preise  für  Rohöl  in  Baku  (in  Kopeken  pro  Pud) 
in  den  Jahren  1906—19172. 


1906 


1907 


1908    1909 


1910 


1911     1912 


1913 


1914 


1915 


1916 


19173 


Januar  

Februar 

März 

April 

Mai 

Juni 

Juli 

August 

September  .. 

Oktober 

November. . . 
Dezember . . . 

Durchschnittl. 


18,1 
22,2 
22,0 
23,9 
23,5 
24,2 
25,5 
26,7 
26,7 
24,0 
22,3 
22,6 


23,0 
24,4 
25,2 
25,3 
28,6 
27,4 
28,3 
28,5 
29,0 
25,4 
24,5 
24,9 


24,6 
25,6 
26,0 
24,0 
23,2 
22,0 
20,9 
21,1 
21,2 
20,9 
19,4 
18,9 


19,2 
20,0 
21,6 
21,3 
21,2 
21,7 
21,9 
20,9 
20,5 
19,4 
19,6 
18,5 


18,30 

18,07 

16,45 

14,35 

13,9 

14,21 

14,35 

14,24 

14,05 

14,04 

14,23 

14,05 


14,47 

16,17 

17,36 

18,11 

19,97 

21,56 

24,313 

27,011 

28,161 

24,176 

24,216 

25,4 


28,45 
30,97 
34,55 
32,72 
34,56 
35,89 
36,92 
35,58 
36,35 
37,75 
35,75 
39,50 


37,5 
37,5 
37,9 
39,5 
39,4 
40,4 
45,6 
52,9 
53,0 
46,6 
43,9 
38,6 


30,0 

27,75 

44,5 

38,1 

35,1 

44,7 

47,3 

42,5 

39,5 

29,4 

24,0 

28,3 


30,2 

28,8 

37,6 

41,3 

41,5 

41,25 

47,0 

47,1 

41,0 

41,6 

44,6 

53,2 


48,6 
46,0 
45,0 
45,0 
45,0 
49,0 
45,0 
45,0 
45,0 
45,0 
45,0 
45,0 


45,0 
55,0 
61,0 
65,0 
65,0 
60,0 
60,0 
60,0 
60,0 
96,0 
96,0 
96,0 


23,8    26,7     22,5    20,5   15,04  21,7      34,92   42,7    35,7     41,2     45,7    68,0 


Wie  aus  den  obigen  Zahlen  ersichtlich  ist,  schwankten  die  Preise  für 
Rohöl  bedeutend.  Im  März  1916  setzte  die  Regierung  Maximalpreise  fest, 
die  in  der  Praxis  meist  ignoriert  wurden,  denn  schon  1917  hat  man 
Prämien  von  19—29  Kopeken  pro  Pud  gezahlt.   Die  durchschnittlichen  Ge- 


1  Berichte  des  Verbandes  der  Naphthaindustriellen  1913—1918  und  des  Obersten 
Volkswirtschaftsrats.    Moskau  1921. 

2  Nach  Berichten  des  Baku  Börsenkomitees  1906—1917;  ferner  The  Petroleum 
Year  Book.    London  1921. 

3  Für  1918  liegen  nur  Angaben  für  Januar  und  Februar  (96.0)  vor. 
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winne  vom  Verkauf  des  Rohöls  schwankten  zwischen  13  und  18  % ;  große 
Firmen  waren  besser  imstande,  sich  gegen  die  Schwankungen  zu  schützen 
und  große  Gewinne  zu  erzielen.  1910,  als  der  Preis  des  Rohöls  in  Baku 
auf  32—35  Kopeken  pro  Pud  stand,  verlangten  die  großen  Firmen  in  Moskau 
schon  60  Kopeken. 

II.  Die  Reinigung  des  Rohöls.  Das  erste  Leuchtöl,  das  man  in 
Baku  erzeugte,  wurde  aus  dem  ölimprägnierten  Sand  gewonnen  und  er- 
gab 1860:  15 — 20%  Leuchtöl.  Dieses  Verfahren  war  jedoch  sehr  primitiv 
und  wurde  bald  aufgegeben.  Der  berühmte  Professor  Mendelejew  und  viele 
andere  Chemiker  waren  eifrig  bestrebt,  das  Produktionsverfahren  immer 
weiter  zu  verbessern,  wie  z.  B.  durch  Reinigung  mit  Schwefelsäure,  so  daß 
das  Produkt  allmählich  dem  amerikanischen  Kerosin  gleich  war. 

1872  bestanden  in  Baku  57  Raffinerien,  die  nicht  regelmäßig  beschäftigt 
waren  und  im  ganzen  Jahr  nur  2400  Pud  Kerosin  und  2860  Pud  Schmieröl 
erzeugten.  Zuerst  wurde  die  Reinigung  in  kleinen  Retorten  vorgenommen, 
die  jedesmal  geöffnet  werden  mußten  und  dadurch  sehr  viel  Heizmaterial 
verbrauchten.  Im  Jahre  1875  wurde  das  permanente  System  patentiert,  das 
noch  von  Nobel  verbessert  wurde  und  die  Reinigung  großer  Quantitäten 
von  Rohöl  ermöglichte.  1876  war  die  Zahl  der  Raffinerien  in  Baku  auf  140 
angewachsen.  Sie  waren  fast  alle  im  Zentrum  der  Stadt  errichtet  und  ver- 
ursachten so  viel  Rauch  und  Schmutz,  daß  ihre  Verlegung  in  ein  Viertel 
außerhalb  der  Stadt  nötig  wurde.  Dies  erhielt  den  Namen  schwarze  Stadt. 
Die  Hauptschwierigkeit  dieser  Industrie  bestand  in  der  Notwendigkeit,  die 
Schwefelsäure  im  Ausland  zu  beschaffen,  und  zwar  zu  sehr  hohen  Preisen. 
Die  Firma  Nobel  baute  daher  1883  eine  Fabrik  speziell  für  die  Gewinnung 
von  Schwefelsäure  aus  den  kaukasischen  Mineralien;  ein  Versuch,  der  von 
größtem  Erfolg  gekrönt  war  und  dem  viele  andere  folgten. 

Man  kann  die  Raffinerien  nach  der  Art  ihrer  Erzeugnisse  in  drei 
Gruppen  teilen,  und  zwar  in  Hersteller  von  1.  Kerosin,  2.  Benzin  und 
Gudron,  3.  Schmieröl.  Die  Anzahl  der  einzelnen  Gruppen  und  die  Gesamt- 
zahl der  Raffinerien  gegen  Ende  des  19.  Jahrhunderts  zeigt  folgende  Tabelle: 


Die  Anzahl  der  Raffinerien  in  Baku 
in  den  Jahren  1893-1900. 


1893 

1894 

1895 

1896 

1897 

1898 

1899 

1900 

1 

95 
23 
59 

92 
19 
54 

92 
22 
55 

95 
27 
50 

95 
20 

46 

98 
19 
58 

75 
20 
50 

80 

2 

17 

3 

40 

Insgesamt 

177 

165 

169 

172 

161 

175 

145 

137 

1897  wurden  verschiedene  Raffinerien  geschlossen  und  der  Verband 
der  Besitzer  dieser  Anstalten  liquidierte.  Man  hat  im  Anfang  aus  dem  Rohöl 
hauptsächlich  Kerosin  gewonnen  und  die  Reste  mit  ihren  wertvollen  Sub- 
stanzen einfach  als  Heizmaterial  verwendet,  später  aber  auch  diese  sorg- 
fältig aufgehoben. 
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Die  folgenden  Zahlen  geben  das  Gesamtbild  der  Reinigungsindustrie: 

Die  Raffinerien  in  Baku   (nach  ihren  Produkten  gegliedert) 
in  den  Jahren  1906—1912'. 


1906 

1907 

1908 

1909 

1910 

1911 

1912 

59 

17 

1 

1 

5 

59 

17 

1 

1 

6 

54 

19 

2 

1 

6 

54 

17 

2 

1 

7 

43 

16 

2 

1 

6 

39 

14 

2 

1 

5 

10 
9 
3 
2 
3 

Reste  (Masut) 

83 

84 

82 

81 

68 

61 

27 

Um   eine   bessere   Übersicht  über   die    Quantitäten   der    verschiedenen 
Produkte  der  Reinigung  zu  geben,  folgen  hier  die  Zahlen  für  April  1916: 

Kerosin 5874  900  Pud 


Schmieröl 

Leichtes  Öl , 

Benzin 

Naphtha-Überreste  . . , 
Paraffin , 


980500 
514  000 
101300 
13585000 
6800 
Andere  Produkte 2  786400 


23  848  900  Pud 


Wenn  man  die  Kosten  der  Reinigung  berechnet,  muß  man  zu  dem  Preis 
des  Rohöls  noch  die  Ausgaben  für  Chemikalien,  Löhne  und  Verwaltung 
hinzurechnen. 

Folgende  Tabelle  gibt  die  niedrigsten  und  höchsten  Preise  für  Kerosin 
in  Baku: 

Preise  für  Kerosin  in  Baku  in  den  Jahren  1906—1911 
(in  Kopeken  per  Pud)2. 


In  Kessel- 

Franko 

waggons 

Dampfer 

1906 

23,6-39,2 

21-41 

1907 

26,7-43,1 

26,8-44,3 

1908 

24,9—30,7 

24,6—34,2 

1909 

24,4—32 

23,9—32 

1910 

17—28,5 

15,7—28 

1911 

19—34,1 

18,66-33,58 

Nach  den  offiziellen  Angaben  der  Sowjet-Regierung  verarbeiteten  die 
Raffinerien  in  Baku: 

1920:  81889000  Pud  Rohöl 
1921:  97892000     . 


Die  Klagen  über  den  Zusammenbruch  der  Arbeit  mehren  sich,  und  es 
wird  behauptet,  daß  die  Produktivität  der  Arbeiter  nicht  mehr  als  10—15% 
der  Vorkriegszeit  beträgt,  hauptsächlich  eine  Folge  des  Hungers"3. 


1  Nach  Berichten  des  Baku  Börsenkomitees  1906 — 1912. 

2  Berichte  des  Baku  Börsenkomitees  1906 — 11. 

3  Oberster  Volkswirtschaftsrat.     Bericht  für   1921. 


Produktion,  Zirkulation  und  Konsumtion  wichtiger  Welthandelsgüter.      185* 

III.  Der  Transport.  In  den  Anfangsjahren  der  Industrie  waren  die 
Transportverhältnisse  noch  sehr  primitiv.  Das  Rohöl  wurde  von  den 
Quellen  in  großen  Ledertaschen  und  Fässern  mit  Pferden  und  Kamelen 
transportiert.  Die  erste  Rohrleitung  hat  die  Firma  Nobel  für  sich  angelegt, 
zu  einer  Zeit,  als  es  noch  keine  Eisenbahnverbindung  zwischen  Baku  und 
Tiflis  gab,  so  daß  der  Export  zum  Schwarzen  Meer  unmöglich  war.  Die 
Ausfuhr  auf  der  Wolga  war  in  Händen  der  einzigen  Schiffahrtsgesellschaft 
Kavkas  &  Merkur,  die  sehr  hohe  Frachtsätze  berechnete.  Die  ersten 
Kesselwaggons  für  die  Eisenbahnen  hat  ebenfalls  die  Firma  Nobel  bauen 
lassen;  sie  hat  auch  die  erste  Rohrleitung  zwischen  den  Stationen  Mikhailowo 
und  Kwirili  angelegt.  1906  wurde  die  Rohrleitung  zwischen  Baku  und  Batum 
eröffnet:  in  Länge  von  816  km  mit  19  Pumpstationen,  von  denen  jährlich 
60  Millionen  Pud  gepumpt  werden  können;  die  ganze  Anlage  hat  25  Millionen 
Goldrubel  gekostet.  Die  Leitung  wurde  vom  Staat  angelegt,  und  die 
Pumpengebühr  war  13  Kopeken  pro  Pud  oder  3  Kopeken  billiger  als  auf 
der  Eisenbahn. 

Die  Leistung  der  Rohrleitung  Baku-Batum 
in  den  Jahren  1900,  1901  u.  1903—1912  (in  1000  Pud). 


1900 

21490 

1907 

26570 

1901 

59495 

1908 

27674 

1903 

52780 

1909 

19788 

1904 

64695 

1910 

26425 

1905 

19543 

1911 

23630 

1906 

21760 

1912 

22000 

Die  Leitung  hat  seit  dem  Kriege  fast  fünf  Jahre  stillgelegen  und  ist 
auch  zurzeit  außer  Betrieb. 

Während  diese  Rohrleitung  mehr  für  den  Export  nach  dem  Ausland 
in  Frage  kommt,  geschieht  die  Versorgung  Rußlands  meistens  mit  Damp- 
fern und  Segelschiffen  auf  dem  Kaspischen  Meer  bis  Astrakhan  und  von 
dort  wolgaaufwärts. 


Zum  Öltransport  verwendete  Dampfer  und  Segelschiffe 
in  den  Jahren  1906—1912  K 


Dampfer 

Raum  in 
Anzahl    Kubikfuß 

Sege 
Anzahl 

Ischiffe 
Raum  in 
Kubikfuß 

1906 

1907 

1908 

131 
129 
129 
127 
120 
121 
118 

5  294  774 
5  230  246 
5  225  100 
5  200  245 
5  239  409 
5011  181 
5  518  664 

140 
144 
142 
145 
150 
147 
60 

2886  841 
2  792  719 
2  764  849 

1909 

1910 

1911 

1912 

2  846  982 
2  993  653 
2  899  687 
1  755  034 

1    Berichte  des  Verbandes  der  Naphthaindustriellen  1906 — 1912. 
Weltwirtschaftliches  Archiv  Bd.  XVIII. 
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Der  Transport  der  Petroleumerzeugnisse  auf  der  Wolga  machte  1912: 
37  %  der  gesamten  Schiffahrt  dieses  Flusses  und  5  %  des  Eisenbahngüter- 
verkehrs aus.  Um  das  Gesamtbild  der  Transportmöglichkeiten  zu  zeigen, 
geben  wir  unten  die  Mengen  der  im  April  1916  transportierten  Waren  an: 

durch  die  Transkaukasischen  Eisenbahnen 2  886841  Pud 

nach  Batum 1  793  200     „ 

nach  Astrakhan 43818500     , 

nach  Persien 247600     . 

nach  anderen  Häfen 1  357  600     „ 

50103  741  Pud 

Nach  den  offiziellen  Angaben  der  Sowjetregierung  wurden  von  Baku 
und  Grosny  (via  Petrovsk)  1920:  158  Mill.  Pud  Petroleumerzeugnisse  und 
1921:  161  Mill.  Pud  Petroleumerzeugnisse  verschifft.  Zurzeit  ist  der  größte 
Teil  der  Kaspischen  Petroleumflotte  stillgelegt,  da  die  Reparaturarbeiten 
nicht  ausgeführt  werden  können  \ 

In  normalen  Zeiten  werden  von  der  Gesamtmenge  des  zu  transportieren- 
den Öls  15  %  per  Eisenbahn  und  der  Rest  per  Wasser  befördert. 

IV.  Der  Handel  In  Petroleumerzeugnissen,  a)  Innerer  Markt:. 
Der  innere  Markt  ist  seit  1905  ständig  im  Wachsen  begriffen,  da 
seit  dieser  Zeit  eine  Reihe  von  Industrien  auf  das  Petroleum  als  Heiz- 
material angewiesen  ist;  außerdem  wird  Kerosin  als  Leuchtöl  überall  ge- 
braucht, da  die  Verwendung  von  Gas  und  Elektrizität  zur  Beleuchtung  noch 
in  den  Anfängen  ist.  Der  amerikanische  Wettbewerb  hat  hauptsächlich  dazu 
beigetragen,  daß  diese  Industrie  auf  den  inneren  Markt  angewiesen  ist. 

Um  eine  bessere  Verteilung  des  Leuchtöls  zu  erreichen,  hat  die  Re- 
gierung  1916  folgende  Mengen  bewilligt: 


Die  Verteilung  des  Leuchtöls  durch  die  Regierung  im  Jahre  1916 

(in  1000  Pud). 


Eisenbahnen 

Petrograd,  Kreis 

„         Zentrale 

Moskau,  Kreis 

Wolga 

Kiew 

Odessa 

Rostow 

Kaukasien 

Ural 

Sibirien 

Ost-Sibirien 

Mandschurien  

Turkestan 

Insgesamt 


5394 

7  798 

10640 

8115 

4  450 

5313 

2  556 

5105 

2  370 

2  003 

2816 

563 

277 

2  943 


60  343 


1  Oberster  Volkswirtschaftsrat.     Bericht  für  1921. 
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Daß  für  Riesengebiete  wie  Kaukasien,  Sibirien  und  Ural  so  verhältnis- 
mäßig kleine  Mengen  bewilligt  sind,  ist  damit  zu  erklären,  daß  in  diesen 
Gebieten  die  Elektrizität  größere  Verwendung  findet,  besonders  durch  die 
Ausnutzung  der  Wasserkräfte. 

Die  für  die  Industrie  benötigten  Mengen  Heizöl,  die  nach  Zentralrußland 
zur  Verschiffung  gelangten,  beliefen  sich  auf: 


1913 
1914 
1915 


77035000  Pud 
75024  200     „ 
102  799  400     „ 


In  letzterem  Jahr  wurde,  des  Kohlenmangels  wegen,  das  öl  zum  Heizen 
vei  wendet.  Der  Ölverbrauch  von  Baku  selbst  betrug  immer  10 — 15%  der 
Gesamtmenge,  der  der  Kaukasischen  Eisenbahnen  32  Mill.  Pud. 

Der  Verkauf  des  Leuchtöls  in  Rußland  stand  vor  dem  Kriege  unter 
Staatskontrolle,  und  es  wurde  ein  Zoll  erhoben.  Deswegen  mußten  die  Pro- 
duzenten die  Ware  in  besondere  Lagerhäuser  und  Reservoire  liefern,  deren 
Zahl  betrug: 

1901        1902        1903        1904        1905 

Lagerhäuser 71  64  69  60  69 

Reservoire 340         290         327         255         365 

Die  am  Lager  in  Baku  vorhandenen  Mengen  von  Petroleumerzeugnissen 
gibt  die  folgende  Tabelle  an: 


Die  am  Lager  vorhandenen  Mengen  von  Petroleumerzeugnissen 
in  den  Jahren  1912—1915  (in  Pud)1. 


1912 

1913 

1914 

1915 

Rohöl 

15174  212 

21254  634 

17  338  297 

30000000 

29824  676 

31  163  920 

25358896 

41886800 

8  196  998 

10149010 

9  157  302 

11209  600 

2  008  878 

2130061 

2131730 

2  070  600 

Benzin 

311606 

890  607 

1056  899 

1523  200 

Leicht 

2129  368 

2  233015 

2  084949 

1960300 

57  645  738 

67  821247 

57128  073 

88  650  500 

b)  Export.    Der  Absatz  der  Petroleumprodukte  von  Baku  ging  selt- 
samerweise von  Anfang  an  ins  Ausland  und  nicht  nach  Rußland;  dies  war 
hauptsächlich  darauf  zurückzuführen,  daß  Baku  keine  Eisenbahnverbindung 
mit  dem  inneren  Rußland  hatte.  Die  Regierung  begünstigte  auch  den  Export, 
befreite  ihn  vom  Zoll  und  zahlte  sogar  4  %  Exportprämie,  um  die  Handels- 
|  bilanz  zu  verbessern.    Der  Exporthafen  für  das  Ausland   war  Batum  (am 
j  Schwarzen  Meer),  das  besonders  seit  dem  Bau  der  Eisenbahnlinie  und  Rohr- 
lleitung  zwischen    Baku    und   Batum   an    Bedeutung   gewann.    Die   großen 
(Reservoire  zur  Einlagerung  des  Öls  wurden  in  Batum  angelegt,  ungefähr 


Nach  Berichten  des  Baku  Börsenkomitees  1912—1916. 
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zehn  Fabriken  wurden  dort  errichtet,  in  denen  man  die  Blechkisten  her- 
stellte, in  welche  das  öl  gegossen  wurde.  Diese  Blechkisten  wurden  dann 
noch  in  Holzkisten  verpackt  und  hauptsächlich  nach  dem  Orient  verschickt. 
Die  beste  Fabrik  war  die  von  Rothschild,  die  1400  Arbeiter  beschäftigte  und 
täglich  36  000  Blechkisten  fertigstellte.  1910  hat  man  aus  Batum  2  276  512 
und  1912:  1400  000  Kisten  öl  transportiert;  das  waren  die  letzten  Jahre  für 
die  Versendung  in  Kisten,  später  wurde  alles  in  Tankdampfern  befördert. 

Der  amerikanische  Wettbewerb  machte  sich  schon  im  Jahre  1893  stark 
bemerkbar,  so  daß  die  Regierung  sich  genötigt  sah,  die  Konferenz  der  Pro- 
duzenten nach  Petrograd  zu  berufen;  diese  wurde  von  Unternehmern  be- 
sucht, die  im  ganzen  60  %  der  Gesamterzeugung  vertraten.  Man  schloß 
einen  gemeinsamen  Exportvertrag  und  ernannte  die  Firmen  Gebr.  Nobel  und 
Rothschild  zu  Vertretern,  die  beauftragt  wurden,  mit  der  Standard  Oil 
Company  Verhandlungen  zwecks  Verteilung  des  Weltmarkts  zu  führen.  Tat- 
sächlich wurde  auch  am  19.  Februar  1894  eine  Vereinbarung  unterzeichnet, 
sie  wurde  indes  nicht  lange  innegehalten  und  schon  am  1.  Oktober  1897 
wieder  aufgehoben. 

Folgende  Tabelle  gibt  die  Zahlen  des  Exports  nach  Europa  und  Ostasien: 


Der  Export  der  Pel 

roleumindustrie  in 
(in  Mill.  Pud). 

den  Jahren  1893—1909 

Nach 
Europa      Ostasien 

Europa 
u.  Ostasien 

Nach 

Europa 

u.Ostasien 

1893 

1894 

1895 

1896 

1S97 

1898 

1899 

1900 

22 
20 
22 
19 
18 
23 
30 
32 

28 
23 
29 
33 
34 
33 
39 
43 

50 
43 
51 
52 
52 
56 
69 
75 

1901   

1902 

1903     

1904  ,     ,. 
1905 

1906 

1907 

1908 

1909 

81,227 
91,237 
95,528 
119,115 
51,988 
47,941 
44,792 
50,281 
48,512 

Seit  dem  Jahre  1905  ging  der  Export  zurück,  teils  infolge  der  Revolution 
hauptsächlich  aber  durch  den  amerikanischen  Wettbewerb.  Von  besondere! 
Bedeutung  war  der  Verlust  des  ostasiatischen  Marktes  (Indien,  China  unt 
Japan),  der  70  %  des  Gesamtexports  ausmachte.  Die  Baku-Produzentei 
haben  es  nicht  verstanden,  sich  zu  organisieren;  sie  waren  den  Kom 
missionären  ausgeliefert  und  hatten  keine  eigenen  Schiffe.  Deshalb  mußte: 
sie  der  besser  organisierten  großen  Standard  Oil  Company  das  Feld  räumer 
Dazu  kam  die  Nachfrage  aus  Rußland  in  immer  wachsenden  Mengen. 

c)  Amerikanischer  und  anderer  ausländischer  Wett 
b  e  w  e  r  b .  Anfang  der  sechziger  Jahre  hat  man  in  Rußland  die  erst 
Schiffsladung  von  100  000  Pud  Kerosin  aus  Amerika  eingeführt,  1872  war  di 
Einfuhr  aus  Amerika  schon  bis  zu  1  630  000  Pud  gestiegen.  Das  hat  zu  eine 
beschleunigten  Entwicklung  der  Baku-Industrie  geführt.    Doch  die  geogrs 
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phische  Lage  der  amerikanischen  Petroleumgebiete  am  Atlantischen  Ozean, 
die  besseren  Eisenbahn-  und  Schiffsverbindungen  und  die  technischen  Vorzüge 
waren  für  Baku  sehr  ungünstige  Momente.  Während  die  Fracht  von  New  York 
bis  Kronstadt  30  Kopeken  per  Pud  betrug,  mußte  man  von  Baku  bis  Petrograd 
50  Kopeken  zahlen.  Auch  hatte  die  amerikanische  Industrie  den  billigeren  und 
größeren  Kredit  als  die  kaukasische.  Die  Verwendung  von  besseren  techni- 
schen Reinigungsmethoden  ermöglichte  es  ihr,  aus  dem  Rohöl  75  %  des 
Leuchtöls  zu  gewinnen,  während  man  in  Baku  nicht  mehr  als  33  %  erzielen 
konnte. 

In  den  neunziger  Jahren  entstand  die  Petroleumindustrie  in  Rumänien 
und  Qalizien,  und  diese  zwei  Länder  verdrängten  die  Baku-Erzeugnisse  von 
dem  deutschen  Markt.  Die  großen  Petroleumfelder  von  Niederländisch- 
indien und  Birma  versorgten  den  ostasiatischen  Markt. 

Die  folgende  Tabelle  gibt  eine  vergleichende  Übersicht  über  die  Welt- 
produktion von  Petroleum  und  die  Produktion  der  Hauptländer: 


Weltproduktion  von  Petroleum  und  Produktion  der  Hauptländer 
in  den  Jahren  1914-1918«. 


1914 


1915 


1916 


1917 


1918 


Weltproduktion 

Ver.  Staaten 

Kaukasien 

Mexiko 

Niederl. -Indien* 

Rumänien 

Galizien 


403  745  652 
265  762  535 
67  020522 
26  235  403 
11834802 
12  826  579 
5033  350*** 


427  740129 
281  104  104 
68  548  062 
32  910  508 
12386  800 
12029  913 
4  158  899 


*  Einschl.  Br.-Borneo;  **  Teilweise  Schätzung; 


459411737 

300767158 

72  801  110** 

39817  402 

13174399 

8  945029 

6461706 

***  Geschätzt 


508687  302 

335315  601 

69  960  000 

55292  770 

12  928  955 

3720760 

5965447 


514  729354 

355  927716 

40456182 

63  828327 

13  284936 

8  730235 

5591620 


Seit  der  Revolution  ist  die  Produktion  so  zurückgegangen,  daß  man  mit 
den  kaukasischen  Feldern  nicht  mehr  rechnet.  Jedenfalls  kann  von  einem 
Export  ins  Ausland  für  lange  Zeit  nicht  mehr  die  Rede  sein. 

V.  Die  Arbeiterfrage.  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  wurde  Baku 
zum  Mittelpunkt  großer  Arbeiteransammlungen.  Die  Arbeiter  kamen 
von  vier  verschiedenen  Richtungen:  vom  Wolgagebiet,  wo  es  Sitte  ist,  im 
Herbst  und  Winter  nach  auswärts  zur  Arbeit  zu  gehen;  von  Zentralasien, 
Persien  und  Kaukasien.  Es  waren  meistens  Russen,  Tataren,  Perser, 
Armenier  usw.,  zwischen  denen  große  Unterschiede  in  bezug  auf  Ausbildung, 
Produktivität  und  Lebensgewohnheiten  bestehen.  Dies  ist  auch  der  Grund 
für  den  späten  Zusammenschluß  der  Arbeiter  zu  Verbänden.  Bis  1903  gab 
es  gar  keine  Streiks;  als  dann  in  diesem  Jahre  die  durch  politische  und  wirt- 
schaftliche Gründe  hervorgerufene  Streikbewegung  ganz  Rußland  durch- 
zuckte, stand  Baku  an  erster  Stelle.  Bis  zur  Revolution  von  1917,  ganz 
besonders    unter    dem    alten    Regime,    gab    es    in    Rußland    keine    richtig 


1    Petroleum    in    1918.     U.    S.    Geological    Survey. 
U.  S.     Part.  II.     Washington  1920.     S.  1144  f. 
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organisierte  Gewerkschaftsbewegung  wie  in  Westeuropa,  jedoch  wurde  jede 
wirtschaftliche  Bewegung  der  Arbeiter  durch  die  sozialistischen  Parteien 
hauptsächlich  zu  politischen  Zwecken  ausgebeutet,  was  natürlich  dazu 
führte,  daß  die  Polizei  selbst  bei  den  kleinsten  Streiks  eingriff  und  dadurch 
die  direkten  Verhandlungen  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  ver- 
hinderte. Sehr  große  Verwirrung  verursachten  dann  die  armenisch- 
tatarischen  Pogrome,  so  daß  die  Arbeitgeber  die  Gründung  der  ersten 
Gewerkschaft  im  Jahre  1906  mit  großer  Erleichterung  begrüßten,  da  sie 
Ordnung  in  die  vollständig  chaotischen  Zustände  brachte.  Die  Re- 
gierung war  auch  gezwungen,  diese  Gewerkschaft  anzuerkennen  und 
erlaubte  ihr  schon  im  gleichen  Jahre,  auf  die  Konferenz  der  Regierungs- 
vertreter und  Produzenten  in  Petrograd  ihre  eigenen  Delegierten  zu  senden. 
Mit  der  Gründung  der  Gewerkschaften  hörten  die  planlosen  Streiks  auf,  und 
die  Vereinigung  der  Petroleumproduzenten  begann,  Häuser  für  die  Arbeiter 
zu  bauen  und  soziale  Fürsorge  zu  treiben. 

1913  betrug  die  Zahl  der  in  der  kaukasischen  Petroleumindustrie  be- 
schäftigten Arbeiter  60  000  und  davon  waren  allein  gut  46  000  in  Baku 
angestellt:  42  105  bei  der  Erzeugung  des  Rohöls  und  3925  bei  der  Reinigung. 
In  Grosny  waren  im  ganzen  7572  Arbeiter  beschäftigt.  Der  Nationalität 
nach  verteilten  sich  die  Arbeiter  wie  folgt: 

Tataren  und  Perser 
(Muselmanen) ....  21  488  =  54,3  % 

Russen 9 128  -  23,1  o/o 

Armenier 7  704  =  19,4  o/o 

Georgier 1236  =    3,2% 

Nach  der  Art  ihrer  Beschäftigung  sind  die  Arbeiter  wie  folgt  einzuteilen: 

% 

Verwaltung 6,6 

Meister 14,3 

Mechaniker 4,2 

qualifizierte  Arbeiter 36,9 

unqualifizierte  Arbeiter 27,8 

Gehilfen 1,0 

übrige 9,2 

1915  waren  in  Baku  46  439  Arbeiter  beschäftigt  und  1916:  48526,  davon 
bei  der  Produktion  40  011,  in  den  Fabriken  3174  und  bei  der  Reinigung  4801. 

1909  wurde  für  die  an  den  Quellen  arbeitenden  Arbeiter  der  acht- 
stündige Arbeitstag  eingeführt  und  der  neunstündige  für  die  übrigen.  71  % 
der  Arbeiter  wurden  mit  Wohnungen  versorgt  und  22  %  erhielten  besonderes 
Wohnungsgeld.  Im  Laufe  der  zehn  Jahre  von  1903—1913  wurden  die  Löhne 
um  200  %  erhöht. 

Nach  den  offiziellen  Angaben  der  Sowjetregierung  hat  sich  in  den 
letzten  Jahren  die  Lage  der  Arbeiter  erheblich  verschlechtert.  Die  Pro- 
duktivität beträgt  nur  10—15  %  der  Vorkriegszeit,  und  die  Arbeiter  ver- 
lassen scharenweise  die  Arbeitsstätten.  Die  oben  erwähnten  Berichte  führen 


Produktion,  Zirkulation  und  Konsumtion  wichtiger  Welthandelsgüter.      191* 

diese  traurigen  Zustände  auf  den  Nahrungs-  und  Kleidungsmangel  zurück. 
Die  schweren  Arbeiten  wurden  früher  meist  von  den  Persern  und  Tataren 
besorgt,   die   aber   größtenteils   in   ihre    Heimatdörfer   zurückgekehrt   sind  \ 

VI.  Das  Besitzrecht  auf  den  Feldern,  a)  Staatseigentum.  Mit  der 
Abschaffung  des  Konzessionssystems  und  der  staatlichen  Verwaltung  im 
Jahre  1872  begann  die  richtige  Anwendung  der  Privatinitiative  und  die  ge- 
sunde Entwicklung  der  Industrie;  zu  dieser  Zeit  umfaßte  die  industrielle  Fläche 
480  Dessjatinen,  eingeteilt  in  48  Gruppen,  von  denen  46  durch  Versteigerung 
in  Privatbesitz  übergingen.  Die  Versteigerungen  haben  dem  Staate  die 
Summe  von  552  221  Rubel  eingebracht.  Außer  dieser  Fläche  besaß  der 
Staat  noch  Ölland,  das  an  Privatunternehmer  verpachtet  wurde,  und  zwar 
bis  1896  für  10  Rubel  per  Dessjatine  und  später  für  100  Rubel.  1892  wurde 
das  Staatseigentum  auf  den  Feldern  neu  reguliert;  man  hat  zwei  Kategorien 
eingeführt:  die  untersuchten  und  die  zu  untersuchenden  Felder.  1896  wurden 
weitere  70  Dessjatinen  versteigert.  Diese  Versteigerungen  haben  die  In- 
dustrie sehr  belebt  und  der  Spekulation  den  Weg  geöffnet.  Zwischen  1896 
und  1906  wurden  die  Kronfelder  sehr  oft  verpachtet,  jedoch  mit  einer  Be- 
teiligung des  Staates  an  der  Erzeugung  des  Rohöls,  die  manchmal  bis  zu 
40  %  berechnet  wurde. 

Zwischen  1896  und  1911  wurden  1212  Dessjatinen  ohne  Versteigerung 
verpachtet;  davon  176  Dessjatinen  mit  der  Abgabe  für  die  Krone.  1912 
wurden  395  Dessjatinen  der  Kronfelder  ausgebeutet.  Die  Ergebnisse  einer 
Versteigerung  vom  Mai  1913  wurden  von  der  Regierung  nicht  bestätigt, 
jedoch  im  Mai  1914  weitere  152  Dessjatinen  versteigert. 

b)  Privateigentum.  Die  in  Privatbesitz  befindlichen  Felder 
wurden  auf  Grund  einer  Abgabe  von  25 — 30  %  ausgebeutet. 

1914  wurde  in  Baku  eine  Fläche  von  1003  Quadrat-Dessjatinen,  969 
Quadrat -Saschen  ausgebeutet,  die  folgendermaßen  eingeteilt  war: 

Dessjatinen    Quadrat-Saschen    % 

1.  Privateigentum  324  2,093  32,4 

2.  Kronfelder: 

a)  mit  Beteiligung  am  Rohertrag  verpachtet. .  ^ 416 

b)  für  100  Rubel  per  Dessjatine  verpachtet 178 

c)  gegen  Pauschalsumme  von  125000  Rubel  verpachtet  66 

3.  Krön-  und  Kommunalfelder,  von  den  Bauern  gepachtet  16 

VII.  Der  Anteil  des  ausländischen  Kapitals  an  der  Entwicklung  der 
kaukasischen  Petroleumindustrie.  Das  ausländische  Kapital  hat  von  Anfang 
an  in  Kaukasien  immer  die  dominierende  Rolle  gespielt.  Die  erste  und  be- 
deutendste Gründung  war  im  Jahre  1872  die  der  Firma  Gebr.  Nobel  mit 
einem  Kapital  von  3  Mill.  Goldrubel,  das  1881—1883  um  weitere  12  Mill., 
im  ganzen  also  auf  15  Mill.  Goldrubel  erhöht  wurde.  Die  großen  Gewinn- 
möglichkeiten wurden  auch  bald  von  den  Pariser  Rothschilds  erkannt,  die 
1883  die  Kaspisch-Schwarzemeer-Ges.  gründeten  und  1898  die  Masut-Ges., 
die  später  von  der  Shell-Gruppe  aufgekauft  wurde. 

1    Oberster  Volkswirtschaftsrat.    Bericht  1921. 
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41,5 

144 

17,8 

1,995 

6,7 

234 
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Die  folgende  Tabelle  gibt  einen  Überblick  über  die  Kapitalbewegung  in 
den  alten  Petroleumgesellschaften. 


Die  alten  in  Kaukasien  tätigen  Petroleumgesellschaften  und  ihr  Kapital 

(in  Mill.  Rubel) ». 


Gründungs- 
jahr 

Ursprüngl. 
Kapital 

Kapital  im 
Jahre  1915 

Ausländisches  Kapital: 

Gebr  Nobel  (Schwedisch) 

1874 
1872 
1880 
1883 
1884 
1884 

1886 
1887 

2,0 

3,0 

3,50 

1,50 

1,50 

2,00 

2,14 
1,50 

7,7 
30,0 

1,80 

Rothschild  (Französisch) 

10.0 

Schibaeff  (Englisch) 

6,50 

Russische  Naphtha  (Englisch) 

24,75 

Einheimisches  Kapital: 

3,21 

10,0 

Die  Grosny-Felder  wurden  ausschließlich  mit  englischem  und  franzö- 
sischem Kapital  ausgebeutet. 

Während  des  Weltkrieges  hat  man  das  ausländische  Kapital  durch  die 
Projekte  zur  Einführung  des  Monopols  in  der  Petroleumindustrie  sehr  ab- 
geschreckt, dann  kam  noch  die  bolschewistische  Revolution  im  Oktober  1917, 
infolge  deren  ein  Teil  der  kaukasischen  Petroleumproduzenten  nach  Paris 
und  London  geflüchtet  ist.  Die  Baku-Felder  wurden  seitdem  unter  die  Kon- 
trolle der  einheimischen  Aserbeidschan-Regierung  gestellt,  und  langsam  be- 
gann die  Ausbeutung  wieder,  da  verschiedene  Finanzgruppen  in  Paris  und 
London  mit  starken  spekulativen  Neigungen  den  Besitzern  größere  Vor- 
schüsse gegeben  und  die  zukünftige  Produktion  gepfändet  hatten.  Als  im 
April  1920  die  Sowjet-Regierung  die  Baku-Felder  besetzte,  hielten  sich  die 
englischen  Finanzleute  ganz  zurück.  Seit  Mai  1921  werden  fortwährend 
Verhandlungen  zwischen  den  Sowjetemissären  und  den  Vertretern  der  großen 
englisch-amerikanischen  Industriellen  geführt.  Es  ist  jedoch  noch  kein  posi- 
tives Ergebnis  bekannt  geworden  und  heute  noch  sehr  schwer  zu  sagen, 
wie  lange  diese  Übergangszustände  dauern  werden;  eins  läßt  sich  schon 
jetzt  mit  Sicherheit  feststellen,  daß,  sobald  die  Verhältnisse  es  zulassen,  das 
ausländische  Kapital  die  Ölindustrie  Kaukasiens  in  genügender  Menge  ver- 
sorgen wird.  Außerdem  ist  zu  berücksichtigen,  daß  die  gesamte  Ölmenge 
für  längere  Zeit  ausschließlich  für  den  Bedarf  des  östlichen  Europas  ver- 
wendet werden  muß.  Jedoch  sollen  schätzungsweise  die  Erdölvorräte  in 
Kaukasien  und  in  allen  Gebieten  um  das  Kaspische  Meer  so  hoch  sein,  daß 
man  hier  noch  mit  großen  weltwirtschaftlichen  Möglichkeiten  rechnen  darf. 

David  Ghambashidze,  z.  Zt.  Berlin. 

1  „Naphtjanze  Djelö". '  1915. 
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Finanzwesen  und  Finanzpolitik. 

Chronik  der  Finanzpolitik. 

v1. 

Die  Finanzlage  Großbritanniens. 

Staatsausgaben  und  Steuereinnahmen  stehen  zueinander  in  enger 
wechselseitiger  Beziehung.  Wo  die  Staatsausgaben  anschwellen,  da  wächst 
auch  die  Steuerlast,  welche  die  Bevölkerung  des  Landes  zu  tragen  hat. 
Besonders  in  langen  Kriegen  steigen  die  Staatsausgaben  meist  so  rasch  und 
so  ins  Ungemessene,  daß,  wie  bereits  gezeigt  worden  ist,  nur  ein  rechtzeitiger 
Ausbau  des  Steuersystems  die  Wiederherstellung  des  Gleichgewichts 
zwischen  Einnahmen  und  Ausgaben  möglich  macht.  Ebenso  wichtig  ist  aber 
der  Abbau  der  unter  dem  Druck  der  Kriegsausgaben  entstandenen  Steuer- 
last, die  für  die  Volkswirtschaft  nur  vorübergehend  tragbar  ist;  er  kann  aber 
immer  erst  erfolgen,  nachdem  die  Staatsausgaben  abgebaut  worden  sind. 
Der  durchgreifende  Abbau  der  ordentlichen  Ausgaben  in  Großbritannien,  wie 
er  von  Sir  Eric  Geddes  in  seinen  drei  Berichten  vorgeschlagen  worden  ist 
und  in  dem  Budget  für  1922/23  in  Erscheinung  tritt,  ist  in  dem  ernsthaften 
Bestreben  eingeleitet  worden,  die  im  Kriege  gewaltig  gestiegene  Steuerlast 
wieder  herabzusetzen.  Großbritanniens  Finanzpolitik  ist  wie  nach  allen 
anderen  Kriegen  auch  nach  dem  Weltkrieg  von  der  Einsicht  getragen,  daß 
in  normalen  Zeiten  die  Steuerlast  für  die  Volkswirtschaft  tragbar  sein  und 
dementsprechend  stets  so  niedrig  wie  möglich  gehalten  werden  muß. 
Darauf  beruht  zum  großen  Teil  seine  volkswirtschaftliche  Blüte.  Auch  heute 
wieder  ist  die  in  England  eingeleitete  Bewegung  zum  Abbau  der  Steuerlast 
auf  diesem  Grundgedanken  aufgebaut.  Ihr  Führer  Lord  I  n  s  c  a  p  e  hat  diesem 
Gedanken  mit  den  folgenden  Sätzen  Ausdruck  verliehen:  „One  of  the 
greatest  blessings  in  the  rise  of  Great  Britain  was  low  taxation.  Combined 
with  individual  freedom,  which  left  the  fields  of  enterprise  open  to  everyone, 
who  was  alert  or  ambitious,  or  hard  working  or  inventive,  low  taxation 
built  up  the  great  reserves  of  capital  which  were  always  available  to  start 
further  enterprises,  to  put  more  men  to  work  and  to  raise  wages"  2. 

In  der  öffentlichen  Meinung  Großbritanniens  wächst  seit  Beendigung  des 
Weltkrieges  das  Drängen  auf  Herabsetzung  der  Kriegssteuerlast  auf  ein  für 
Handel,  Industrie,  Gewerbe  und  Arbeit  erträgliches  Maß  ständig,  und 
während  in  anderen  Staaten  die  Finanzminister  sich  damit  abmühen  müssen, 
Wege  zu  finden,  wie  sie  zur  Deckung  des  gewaltigen  Defizits  im  Staats- 
haushalt die  Einnahmen  beschaffen  sollen,  wird  es  im  nächsten  Jahrzehnt  die 
Aufgabe  jedes  britischen  Schatzkanzlers  sein,  Einnahmen  abzuschaffen.  Da- 
bei sind  es  vorwiegend  ökonomische  Gründe,  mit  denen  von  allen  Parteien 
und  Berufsständen  die  Notwendigkeit  des  Abbaus  der  Kriegssteuerlast,  die 
das  erträgliche  Maß  übersteigt  („pressed  beyond  the  economic  limit"),  be- 


1  Vgl.  auch  „W.  A.",  lfd.  Bd.,  S.  47*  ff. 

-  Vgl.  „The  Spectator".     Nr.  4896.    22.  April  1922. 
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gründet  wird.  Die  Weltvvirtschaftskrisis  hat  auch  in  Großbritannien  eine 
Einschränkung  der  industriellen  Produktion,  einen  Rückgang  des  Außen- 
handels, die  Arbeitslosigkeit  von  etwa  2  Mill.  Menschen  zur  Folge  gehabt  \ 
Auf  einem  Handelskammertag  der  Association  of  British  Chambers  of 
Commerce  im  Februar  1922  hat  Balfour  den  anwesenden  Schatzkanzler,  Sir 
Robert  Hörne,  aus  ökonomischen  Gründen  zum  Abbau  der  Steuern  gedrängt: 
„Much  of  the  income-tax  paid  to-day  and  nearly  the  whole  of  the  supertax 
are  not  really  being  paid  out  of  income  at  all,  but  are  being  found  by  the 
realization  of  assets  of  a  consequent  reduction  of  the  country's  working 
capital."  „Lower  taxes,  more  Trade"  ist  ein  Schlagwort,  das  im  Kampf  um 
den  Abbau  der  bestehenden  Steuern  immer  wiederkehrt. 

Die  Steuerlast  ist  während  und  nach  dem  Weltkrieg  allerdings  in 
keinem  Lande  so  gewaltig  gestiegen  wie  in  Großbritannien.  Sie  ist  von 
163  Mill.  f  im  Rechnungsjahr  1913/14  auf  1031,7  Mill.  £  im  Rechnungsjahr 
1920/21  gestiegen.  Erst  im  Rechnungsjahr  1921/22  ist  ein  Rückgang  auf 
856,7  Mill.  £  eingetreten  und  im  Rechnungsjahr  1922/23  auf  729,4  Mill.  £ 
vorgesehen.  Aus  der  folgenden  Tabelle  ist  ersichtlich,  wie  die  Erträge  der 
verschiedenen  Steuern  während  und  nach  dem  Kriege  gestiegen  sind: 

Die  Steuereinnahmen  Großbritanniens 

in  den  Rechnungsjahren  1913/14  und  1920/21— 22'23 

(Rechnungsergebnisse  in  1000  £)2. 


1913/14 

1920/21 

1921/22        1922/233 

Excise 

Motor  Vehicle  Duties 

Property  and  Income  Tax 
(including  Supertax)  . . 
Excess  Profits  Duty  «Sc. 
Corp'ation  Profits  Tax  . . 
Land  Value  Duties    ... 

35450 
39  590 

27  359 

9966 

700 

2000 

47  249 
715 

134  003 

199  782 

7  073 

47  729 

26  591 

650 

1900 

394  146 

219181 

650 

20 

130  052 

114211 

11096 

52191 

19  638 

}      2  590 

398  887 
30  452 
17  516 

112  250 

160  750 

10  600 

48  000 

18  250 

}      3000 

329000 
27  800 

19  750 

Receipts  from  Taxes .... 

163  029 
(82,2) 

1  031  725 
(72,4) 

856  713 
(75,8) 

729  400 
(80,1) 

1  Vgl.  z.  B.  „The  Times".  29.  April  1922:  „The  times  are  harder  and  sterner. 
The  illusions  have  been  dispelled  by  contact  with  the  sharp  realities  of  commercial 
depression  and  unemployment.  The  depressing  effect  of  excessive  taxation  is  weigh- 
ing  on  all  industry  and  commerce,  and  these  Symptoms  of  alarm  are  a  measure  of 
the  disablement  of  enterprise  that  results.  Enterprise  is  being  taxed  out  oi  commerce, 
and  without  enterprise  it  has  no  future.  The  primary  concern  of  everyone  of  us  is 
a  renewal  of  the  national  prosperity.  That  prosperity  is  dependent  on  a  recovery  oi 
industry.  The  welfare  of  the  nation  as  a  whole  and  of  the  millions  of  individuals  who 
have  a  place  in  its  industrial  undertakings  is  bound  up  with  a  revival  of  demand  for 
our  manufactures." 

2  A.  H.  G  i  b  s  o  n ,  British  Finance  during  and  after  the  War  1914—1921. 
London  1921;  vgl.  auch  die  Tabelle  in  voriger  Chronik,  a.  a.  O.,  S.  50*. 

3  Für  1922/23  nach  den  Voranschlägen. 
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Der  Anteil  der  Steuererträge  an  den  Gesamteinnahmen,  der  während 
des  Krieges  ansteigt  und  in  den  ersten  Friedensjahren  zurückgeht,  dürfte 
im  laufenden  Finanzjahr  wieder  annähernd  die  Höhe  wie  vor  dem  Kriege 
erreichen.  Eine  erhebliche  Verschiebung  trat  in  der  Verteilung  der  Steuer- 
last zwischen  den  direkten  und  den  Steuern  ein,  die  das  Einkommen  erfassen, 
wo  es  in  der  Form  des  Verbrauches  und  Aufwandes  in  Erscheinung  tritt. 
Zölle  und  Verbrauchsabgaben,  die  im  Finanzjahre  1914/15:  47%  der  ge- 
samten Steuereinnahmen  ausmachten,  ergaben  im  letzten  Kriegsjahr  nur 
20,8%  und  im  verflossenen  Finanzjahr  1921/22:  28,4%  der  Gesamteinnahmen. 
Sie  sind  also  nicht  in  dem  gleichen  Verhältnis  ausgebaut  worden  wie  die 
direkten  Steuern;  wenn  sich  das  Verhältnis  zwischen  beiden  nach  dem 
Kriege  wieder  etwas  bessert,  so  ist  das  lediglich  auf  den  Wegfall  der 
Kriegsgewinnsteuer  (Excess  Profits  Duty)  zurückzuführen.  Trotzdem  ist 
auch  das  Einkommen,  wo  es  als  Verbrauch  in  Erscheinung  tritt,  ganz  erheb- 
lich besteuert  worden.  Die  Einnahmen  aus  den  Zöllen  und  Verbrauchs- 
abgaben sind,  als  sie  ihren  höchsten  Stand  im  Finanzjahr  1919/20  erreichten, 
vier-  bzw.  fünfmal  so  hoch  wie  im  Frieden  gewesen.  Vergleicht  man  diese 
Einnahmen  im  Finanzjahr  1919/20  mit  denjenigen  im  letzten  Friedensjahr,  so 
ergibt  sich  im  einzelnen  folgende  Steigerung: 

Großbritanniens  Einnahmen  aus  Zöllen  und  Verbrauchssteuern 
in  den  Rechnungsjahren  1913/14  und  1919/20  (Rechnungsergebnisse  in  1000  £). 


1913/14 

1919/20 

Steigerung 

1    in  o/o 

Customs: 

341 
220 
128 
385 
824 

2  586 
1  184 

666 

3  272 
6  499 

18  264 
1  152 

47 

2474 

678 

191 

863 

2991 

9188 

4811 

2169 

40888 

17747 

60858 

2235 

1086 

3374 

2133 

458 

63 

478 

2167 

6602 

3627 

1503 

37616 

11248 

42594 

1083 

1086 

3327 

684 
108 
79 
124 
260 

Other  Spirits 

255 
307 
225 

1149 

Wine 

173 

233 

94 

— 

7080 

Excise:                                              Total 
Tobacco  (home  grown) 

35  568 

19  540 
13  623 

5  717 

360 
418 

149553 

42634 

71276 

1157 

13 

3078 

1421 

2312 

10480 

1333 

78 

113985 

23094 

57653 

1157 

13 

-2639 

1421 

2312 

10480 

973 

320 

118 
423 

-47 

Table  Waters  and  Cider 

— 

— 

270 

-340     1       -81 

Total 

39  658 

133782 

94124 

238 
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Großbritanniens  Zoll-  und  Steuersätze 
auf  Lebens-  und  Genußmittel. 

Tax  per  Ib.  in  d. 

Tea,  Foreign 1/- 

Tea,  Colonial 10 

Coffee 6 

Cocoa 4V-2 

Cocoa,  Colonial 3% 

Sugar  Upwards 1%. 

Condensed  Milk  (Sweet ) \% 

Jams  (of  Non-dutiable  Fruits) 2 

Fruit  (in  thin  Syrup) V3  to    y2 

Fruit  (in  thick  Syrup) IY2 

Fruit,  Preserved  (Sugarless) 1% 

Candied  Peel 2 

Cherries  (Drained) IV2 

Ginger  (Preserved) 2 

Coconut  (Sugared) 1 V4. 

Chutney 1V4 

Confectionery,  Hard 2  to  2]/2 

Confectionery,  Soft iy4  to  2 


Table  Waters per  gall.  4  and  8 

Sparkling  Wines per  bottle  2/6 

Spirits  (price  according  to  age).. .  per  proof  bottle  from  12/1 
Beer per  point     4 


Tobacco per  oz.  7% 

Tobacco,  Cavendish  or  Negrohead per  oz.  8% 

Cigarettes  (about  24  to  oz.) per  oz.  9V2 

Cigars    average  3 

Matches per  box  (approximately)  ty* 

Nach  den  diesjährigen  Vorschlägen  des  Schatzkanzlers  soll  nunmehr  der 
Zoll  für  ausländischen  Tee  von  1  sh.  auf  8  d,  für  Tee  aus  den  britischen 
Kolonien  von  10  d  auf  6V2d  per  Ib.,  die  Steuer  auf  Kakao  von  2£  2sh.  auf 
1  f  8  sh.  per  Ib.  und  auf  Kaffee  von  6  d  auf  4  d  per  Ib.  herabgesetzt  werden. 

Unter  den  Einnahmen  aus  direkten  Steuern  haben  die  aus  der  Ein- 
kommenbesteuerung bei  weitem  die  größte  Bedeutung.  Der  Ertrag  der  Pro- 
perty  and  Income  Tax  einschließlich  der  Supertax  hat  sich  in  den  Jahren 
1913/14  bis  1921/22  von  47.2  auf  398,9  MM.  £  erhöht,  also  etwa  verachtfacht 
Die  Einkommensteuer,  die  vor  dem  Kriege  mit  einem  sehr  niedrigen  Satze 
(9  d  vom  £)  erhoben  wurde,  erreichte  im  verflossenen  Finanzjahr  die  Höhe 
von  6  sh.  vom  £,  und  die  Supertax  von  weiteren  6  sh.  vom  £.  Zu  keiner  Zeit 
ist  die  Einkommenbesteuerung  in  Großbritannien  so  hoch  gewesen.  Die 
Herabsetzung  auf  5  sh.  vom  £,  wie  sie  im  laufenden  Finanzjahr  durchgeführt 
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wird,  bedeutet  noch  immer  eine  beträchtliche  steuerliche  Belastung  des 
Einkommens,  selbst  wenn  man  berücksichtigt,  daß  die  mittleren  und 
kleineren  Einkommen  große  Vergünstigungen  (exemptions,  allowances  and 
abatements)  genießen.  Diese  Vergünstigungen  haben  durch  die  Finance  Acts 
von  1918  und  1920  erhebliche  Änderungen  erfahren.  Mehr  als  bisher  wird 
unter  progressiver  Ausgestaltung  des  Steuersatzes  die  Steuer  nach  der 
Größe  des  Einkommens  und  den  Familienlasten  des  Steuerzahlers  bemessen. 
Das  Arbeitseinkommen  der  Unverheirateten  bleibt  bis  150  £,  das  der  Ver- 
heirateten bis  250  £,  der  Verheirateten  mit  drei  und  mehr  Kindern  bis  350  £, 
das  Kapitaleinkommen  der  Unverheirateten  bis  135  £,  der  Verheirateten  bis 
225  £,  der  Verheirateten  mit  drei  und  mehr  Kindern  bis  325  f  steuerfrei.  Vom 
steuerpflichtigen  Einkommen  bleibt  ein  weiteres  Zehntel  bis  zum  Höchst- 
betrag von  200  £  steuerfrei.  Der  größte  Ertrag  fließt  aus  der  Besteuerung  des 
Einkommens,  das  nach  Schedule  D  veranlagt  wird.  Da  das  Einkommen  hier 
auf  Grund  eines  dreijährigen  Durchschnitts  erfaßt  wird,  und  die  Gewinne 
aus  Handel  und  Industrie  in  den  vorangegangenen  Jahren  sehr  hoch  waren, 
ist  vorläufig  ein  Rückgang  im  Ertrag  der  Einkommensteuer  nicht  eingetreten. 
In  der  Veranlagung  zur  Einkommensteuer  bestehen  vorläufig  noch  zahl- 
reiche Unklarheiten  und  Verwirrungen.  So  gibt  es  z.  B.  drei  Methoden  der 
Veranlagung,  einmal  auf  Grund  des  Durchschnittseinkommens  der  drei 
letzten  Jahre,  zweitens  auf  Grund  des  Einkommens  im  vorangegangenen 
Jahre  und  drittens  des  laufenden  Jahres.  Bisher  ist  es  nicht  gelungen,  einen 
einheitlichen  Veranlagungsmodus  zur  Durchführung  zu  bringen.  Die  Super- 
tax,  die  nach  dem  Finance  Act  von  1918  „an  additional  duty  of  income  tax" 
ist,  wird  vom  Gesamteinkommen  über  2000  £  erhoben;  auch  hier  ist  nunmehr 
eine  progressive  Besteuerung  angebahnt. 

Im  letzten  Weltkrieg  hat  sich  wiederum  gezeigt,  daß  die  Property  and 
Incorne  Tax  die  beste  Kriegssteuer  ist,  die  es  in  irgendeinem  Lande  gibt.  Ihr 
Ertrag  hat  sich  im  Laufe  von  acht  Jahren  um  fast  das  Achtfache  erhöht  und 
macht  heute  fast  die  Hälfte  sämtlicher  Steuereinnahmen  in  Großbritannien 
aus.  Eine  solche  gewaltige  allgemeine  Steuerlast  konnte  dem  britischen  Volk 
im  Wege  der  Einkommenbesteuerung  nur  aufgebürdet  werden,  weil  diese 
in  den  letzten  Jahren  vor  dem  Kriege  und  während  des  Krieges  sowohl 
Steuer-  wie  veranlagungstechnisch  ganz  wesentlich  verbessert  worden  ist. 
Aus  den  Klagen,  die  in  der  letzten  Zeit  aus  Handels-  und  Industriekreisen  über 
die  Höhe  der  Einkommensteuer  immer  wieder  laut  geworden  sind,  wird  man 
nicht  einmal  schließen  können,  daß  eine  solche  Steuerlast  für  das  reiche 
Großbritannien  auf  die  Dauer  nicht  tragbar  wäre.  Wenn  die  Jahre  der  wirt- 
schaftlichen Stagnation,  in  denen  sich  naturgemäß  die  Kapitalneubildung 
verlangsamt,  überwunden  sind,  werden  Handel  und  Industrie  auch  wieder 
die  britische  Einkommensteuer  aufbringen,  ohne  daß  die  Kapitalneubildung 
dadurch  behindert  wird.  Das  würde  aber  die  erfreuliche  Folge  haben,  daß 
Großbritannien  in  noch  größerem  Verhältnis  als  vor  dem  Kriege  seine 
Staatsausgaben   durch   die  Einnahmen   aus  der   gerechtesten   aller   Steuern, 
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der  Einkommensteuer,  decken  könnte.  Die  gewaltige  Steuerlast,  die  Groß- 
britannien jährlich  aufzubringen  hat,  würde  dann  im  Wege  der  Einkommen- 
besteuerung, unter  weitgehender  Rücksichtnahme  auf  die  sozial  schwachen 
Volksschichten,  die  gerade  einer  ihrer  Hauptvorzüge  ist,  durchgeführt 
werden  können,  und  einem  Abbau  der  übrigen  direkten  Steuern  ständen 
keine  finanziellen  Hindernisse  mehr  im  Wege. 

Die  Land  Tax  und  die  House  Duty  werfen  heute  schon  so  geringe  Er- 
träge ab,  daß  sie  bei  der  Herstellung  des  Gleichgewichts  zwischen  Aus- 
gaben und  Einnahmen  ohne  Bedeutung  sind.  Die  Land  Value  Duties,  die 
Lloyd  George  im  Jahre  1909  in  der  Absicht  eingeführt  hatte,  die  erforder- 
lichen Mittel  für  sein  damaliges  soziales  Programm  zu  beschaffen,  sind  bereits 
nach  Beendigung  des  Krieges  ganz  aufgehoben  worden.  Die  Kriegsgewinn- 
steuer (Excess  Profits  Duty),  die  vorübergehend  im  Kriege  erhebliche  Ein- 
nahmen brachte,  hatte  den  ausgesprochenen  Charakter  einer  Kriegssteuer; 
ihr  Abbau,  der  in  der  öffentlichen  Meinung  seit  Jahren  mit  Nachdruck  ge- 
fordert wurde,  ist  bereits  im  vorigen  Finanzjahr  1921/22  eingeleitet  worden 
und  tritt  nunmehr  in  dem  beträchtlichen  Sinken  des  Ertrages  auch  äußerlich 
in  Erscheinung. 

Nur  zwei  direkte  Steuern  dürften  in  Zukunft  im  englischen  Steuersystem 
eine  große  Bedeutung  behalten,  die  Erbschaftssteuer  (Estate  etc.  Duties)  und 
die  Gesellschaftsgewinnsteuer  (Corporation  Profits  Tax).  Die  englische  Erb- 
schaftsbesteuerung ist  als  eine  Ergänzung  zur  Einkommensteuer  anzusehen. 
Sie  erfaßt  das  Vermögen  in  der  Zeit,  wo  es  durch  Schenkung  oder  Todesfall 
von  einem  Besitzer  auf  den  anderen  wechselt,  und  zwar  erfolgt  die  steuer- 
liche Erfassung  einerseits  durch  die  Estate  Duty,  die  vom  Nachlaß,  und  ander- 
seits durch  die  Succession  Duty,  die  von  den  Erben  erhoben  wird.  Der  Steuer- 
satz, der  progressiv  gestaffelt  ist,  steigt  bei  der  Estate  Duty  von  1  %  bis  9  %. 
Von  der  Succession  Duty,  deren  Steuersatz  ein  proportionaler  ist,  bleiben 
die  direkten  Erben  (Kinder,  Enkel  und  Ehegatten)  steuerfrei;  die  Steuerpflicht 
beginnt  erst,  wenn  der  Erbanfall  1000  £  übersteigt.  Zunächst  erscheint  die 
britische  Erbschaftsbesteuerung  gegenüber  der  deutschen  wesentlich 
niedriger,  wenn  man  aber  berücksichtigt,  wie  sorgsam  die  Veranlagung  der 
Erbschaftsbesteuerung  in  Großbritannien  ausgebaut  ist,  so  wird  man  zu- 
geben müssen,  daß  in  der  englischen  Erbschaftsbesteuerung  eine  außer- 
gewöhnlich hohe  steuerliche  Erfassung  des  Vermögens  gegeben  ist.  Die 
Corporation  Profits  Tax,  die  erst  seit  einem  Jahr  besteht,  stellt  eine  Er- 
gänzung zur  Einkommensteuer  dar  und  erfaßt  mit  einem  Satz  von  5  %  den 
Gewinn  von  Aktiengesellschaften  und  sonstigen  juristischen  Personen. 
Vorläufig  läßt  sich  nicht  übersehen,  wie  ihre  finanzielle  Entwicklung  sich 
gestalten  wird. 

Im  Verhältnis  zu  den  Steuereinnahmen  bilden  die  übrigen  ordentlichen 
Staatseinnahmen  Großbritanniens,  wie  aus  der  nachfolgenden  Tabelle  her- 
vorgeht, bei  der  Herstellung  des  Gleichgewichts  zwischen  Ausgaben  und 
Einnahmen  eine  verhältnismäßig  geringe  Rolle. 
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Die  übrigen  ordentlichen  Staatseinnahmen  Großbritanniens 

in  den  Rechnungsjahren  1913/14  und  1920/21-22/23 

(Rechnungsergebnisse  in  1000  £)'. 


1913/14 

1920/21 

1921/22 

1922/23  a 

Post  Office 

30800 

530 

1580 

2  304 

49  500 

660 

30  770 

313  329 

56400 

820 

13  807 

197  139 

54  625 

Interest  on  Sundry  Loans 

Miscellaneous: 

Ordinary  Receipts 1 

Special  Receipts | 

750 
14000 

112000 

Receipts  from  Non-Tax 
°/o  of  Total  Revenue 

35  214 
(17,8) 

394  259 
(27,6) 

268166 
(24,2) 

181  375 
(19,9) 

Die  Einnahmen  aus  Post,  Telegraphie  und  Telephonie,  die  auch  während 
des  Krieges  erheblich  gestiegen  sind,  sollen  im  laufenden  Finanzjahr  herab- 
gesetzt werden.  Noch  im  Vorjahre  reichten  die  Einnahmen  aus  Postgebühren 
nicht  aus,  um  die  Gesamtausgaben,  welche  die  Postverwaltung  aufzubringen 
hatte,  zu  decken.  Inzwischen  hat  sich  herausgestellt,  daß  die  Einnahmen  der 
Postverwaltung  erheblich  gestiegen  sind  und  dementsprechend  eine  wesent- 
liche Herabsetzung  der  Postgebühren  möglich  ist,  was  einen  Einnahme- 
ausfall von  etwa  250  000  £  im  Jahre  bedeuten  wird.  Das  Porto  für  Post- 
karten wird  von  lVz  d  auf  1  d,  für  Drucksachen  von  1  d  auf  Va  d,  das  Brief- 
porto von  2  d  auf  IV2  d  herabgesetzt.  Auch  die  Telephongebühren  können 
erheblich  ermäßigt  werden.  Ungünstiger  gestaltet  sich  die  finanzielle  Lage 
der  britischen  Eisenbahnen,  die  vorwiegend  in  den  Händen  des  Privatkapitals 
sind.  Der  englische  Schatzkanzler  hat  zur  Deckung  des  gewaltigen  Defizits, 
das  auch  die  britischen  Eisenbahnen  im  letzten  Jahre  aufweisen,  erhebliche 
Staatszuschüsse  von  etwa  60  Mill.  £  leisten  müssen. 

Überblickt  man  die  Finanzlage  Großbritanniens  insgesamt,  so  wird  sie 
niemand,  der  die  Epoche  gewaltiger  politischer  und  ökonomischer  Er- 
schütterungen, in  der  sich  Europa  heute  befindet,  klar  beurteilt  und  im 
größeren  Zusammenhang  sieht,  eine  besonders  günstige  nennen.  Groß- 
britannien hat  noch  immer  eine  vier-  bis  fünffach  höhere  Ausgabenlast  als 
im  Frieden  aufzubringen;  das  ist  nur  zu  einem  geringen  Teil  darauf  zurück- 
zuführen, daß  der  britische  Staat  Aufgaben  übernommen  hat,  für  die  sonst 
die  Selbstverwaltungsorgane  die  erforderlichen  Mittel  aufbrachten.  Die 
militärischen  Lasten  sind  auch  nach  dem  Abbau  der  Ausgaben  mit 
138  Mill.  £  noch  fast  doppelt  so  hoch  wie  im  Frieden.  Die  Ausgaben  Groß- 
britanniens für  kulturelle  und  soziale  Zwecke  haben  sich  im  Kriege  ver- 
vierfacht, für  die  Verwaltung  verfünffacht.    Auch  in  Großbritannien  hat  sich 

1  A.  H.  Gibson,  a:  a.  O.;  vgl.  auch  die  Tabelle  in  voriger  Chronik,  a.  a.  O., 
S.  50*. 

2  Nach  den  Voranschlägen. 
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im  Kriege  eine  gewaltige  Schuldenlast  von  7654,5  Mill.  £  gegen  655  Mill.  £ 
im  Jahre  1914  angehäuft.  Die  Steuerlast  übersteigt  in  Jahren  wirtschaftlicher 
Stagnation  wie  den  verflossenen  die  Steuerkraft  der  Bevölkerung  und  die 
Tragfähigkeit  von  Handel  und  Industrie  bereits  in  solchem  Maße,  daß  der 
englische  Schatzkanzler  im  laufenden  Finanzjahr  auf  jede  Schuldentilgung 
verzichten  und  den  geringen  Einnahmeüberschuß  zum  Abbau  der  be- 
stehenden Steuerlast  verwenden  muß.  So  bleiben  die  Finanzen  Groß- 
britanniens sowohl  auf  der  Ausgabe-  wie  Einnahmeseite  so  angespannt,  daß 
der  englische  Schatzkanzler  nur  dann  unbesorgt  in  die  Zukunft  sehen  kann, 
wenn  das  britische  Weltreich  im  nächsten  Jahrzehnt  politisch  und  wirt- 
schaftlich einer  ruhigen  Entwicklung  entgegengeht.  Nur  unter  solchen 
Voraussetzungen  wird  man  sagen  können,  daß  die  britischen  Finanzen  sich 
in  einer  relativ  günstigen  Lage  befinden.  Auf  jeden  Fall  ruhen  sie  in  keinem 
anderen  europäischen  Staate  auf  so  festen  Fundamenten,  und  keine  Finanz- 
verwaltung Europas  kann  für  sich  in  Anspruch  nehmen,  im  und  nach  dem 
Kriege,  der  keinem  Lande  so  gewaltige  finanzielle  Anstrengungen  auferlegte 
wie  Großbritannien,  eine  so  weitausschauende  und  gesunde  Finanzpolitik  be- 
harrlich durchgeführt  zu  haben  wie  die  britische. 

Prof.  Oswald  Schneider,  Kiel. 


XI. 
Wirtschaftliche  Unternehmungen  und  Technik  des  Geschäftslebens. 


Die  rheinisch -westfälischen  Montankonzerne 

nach  dem  Stande  von  Mitte  1922. 

Bekanntlich  hat  nach  dem  Kriege  in  allen  industriellen  Branchen  eine 
Zusammenschlußbewegung  eingesetzt,  die  in  ihrem  Umfange  alles  bisher  in 
Deutschland  in  dieser  Hinsicht  zutage  Getretene  weit  in  den  Schatten 
stellt.  Die  Textilindustrie,  die  chemische,  die  Waggonbau-,  die  Automobil- 
und  Brauindustrie  suchten  sich  durch  Zusammenschluß  der  gegenüber  der 
Vorkriegszeit  unendlich  erschwerten  wirtschaftlichen  Lage  gewachsen  zu 
zeigen,  ihre  Stoßkraft  und  Widerstandsfähigkeit  zu  erhöhen.  Vor  allem  aber 
die  Montanindustrie  Rheinland -Westfalens,  der  von  jeher  starke  Konzen- 
trationstendenzen innewohnten,  entwickelte  erhöhte  Tätigkeit  in  dieser  Richtung. 
Charakteristisch  für  sie  ist  auch  heute  noch  die  vornehmlich  vertikale  Richtung, 
in  der  sich  die  Zusammenschlüsse  vollziehen,  wenngleich  nicht  verkannt 
werden  darf,  daß  gerade  in  letzter  Zeit  die  Tendenz  hervortritt,  durch  hori- 
zontale Verbindung  gkichstufiger  Betriebe  zu  einer  breiteren  Arbeitsgrund- 
lage zu  gelangen. 
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Den  Gründen  der  modernen  oder  auch  der  früheren  Konzernbildungen 
nachzugehen,  kann  nicht  Aufgabe  dieses  Aufsatzes  sein.  Dazu  sei  auf  den 
in  dieser  Zeitschrift  veröffentlichten  Aufsatz  von  H.  v.  B eckerat h1  sowie 
auf  die  Chronik  der  Trust-  und  Kartellpolitik  ebenda  verwiesen.  Hier  handelt 
es  sich  lediglich  darum,  einen  Überblick  über  die  gegenwärtige  Gestaltung 
der  Konzerne  der  rheinisch-westfälischen  Montanindustrie  zu  geben.  Die 
folgenden  Tabellen  wollen  in  Anbetracht  des  z.  T.  schwer  zugänglichen 
Materials  einen  Anspruch  auf  absolute  Vollständigkeit  nicht  erheben,  sie 
sollen  vielmehr  nur  zur  Veranschaulichung  der  enormen  Ausdehnung  und  der 
weit  verzweigten  Interessen  einzelner  Werke  dienen. 

Trotz  mancher  Unterschiedlichkeiten  im  einzelnen,  vor  allem  in  der  Form 
des  Zusammenschlusses,  weisen  alle  im  folgenden  aufgeführten  Konzerne 
einen  einheitlichen  Aufbau  insofern  auf,  als  sie,  beim  Erz  beginnend  und 
beim  Fertigprodukt  endend,  das  Bild  einer  Arbeitsvereinigung  verschiedenster 
bisher  selbständiger  Unternehmen  zu  einem  mehr  oder  weniger  geschlossenen 
Gesamtunternehmen  darstellen.  Selbstgeförderte  Erze  wandern  in  eigene 
Hochhöfen,  die  wiederum  durch  eigene  Kohlen  bzw.  Koks  gespeist  werden ; 
das  erblasene  Roheisen  geht  in  eigene  Stahlwerke,  wo  es  in  Schmiede- 
eisen und  Stahl  umgewandelt  wird,  um  darauf  in  eigenen  Walzwerken  — 
womöglich  in  einer  Hitze  —  zu  Draht,  Stabeisen,  Trägern,  Eisenbahnober- 
baumaterial usw.  heruntergearbeitet  zu  werden.  Dieses  Halbzeug  findet  Unter- 
kunft in  angegliederten  Verfeinerungsbetrieben,  um  so  evtl.  erst  als  hoch- 
wertiges Fertigprodukt,  als  Lokomotiven,  Generatoren  und  ähnliches  auf 
den  Markt  zu  gelangen.  In  folgerichtiger  Durchführung  des  Gedankens,  durch 
vertikale  Aneinandergliederung  einzelner  Produktionsstufen  den  Markt  mit 
seinen  Schwankungen  zu  eliminieren  und  so  weit  wie  möglich  an  den  letzten 
Konsumenten  heranzukommen,  richten  gerade  in  neuester  Zeit  die  Montan- 
werke in  besonderem  Maße  ihr  Augenmerk  auf  den  Ausbau  umfangreicher 
eigener  Handelsorganisationen  und  Transportinstitute.  So  zeigen  denn  auch  die 
Tabellen,  wie  sehr  die  Montanindustrie  über  ihre  eigentliche  Interessensphäre 
hinausgegangen  ist  und  unmittelbaren  Einfluß  auf  Handel  und  Verkehr 
erlangt  hat.  Es  gibt  kaum  eine  Gruppe,  die  nicht  maßgeblich  an  einem 
Reederei-  oder  Handelsunternehmen  beteiligt  wäre,  kaum  ein  Gebiet  noch, 
dem  sich  die  Konzerne  nicht  zugewandt  haben.  Ihr  Einfluß  reicht  vom  Roh- 
stoff bis  zur  konsumreifen  Ware,  die  durch  eigene  Handelsorgane  und  Ver- 
kehrsinstitute dem  Konsum  zugeführt  wird.  Dabei  ist  nicht  jede  Erzeugungs- 
stufe durch  ein  besonderes  Unternehmen  vertreten,  sondern  viele  der  ange- 
gliederten Werke  sind  wieder  in  sich  vertikal  oder  horizontal  oder  auch  nach 
beiden  Richtungen  gestufte  Betriebe. 

Während  vor  dem  Kriege  in  den  meisten  Fällen  die  Fusion  als  Rechts- 
form des  Zusammenschlusses  überwog,  also  die  Form,  bei  der  das  ange- 
gliederte Unternehmen  in  dem  Gesamtunternehmen  völlig  unterging,  gewinnt 


1  H.  v.  B  e  c  k  e  r  a  t  h  ,  Kräfte,  Ziele  und  Gestaltungen  in  der  deutschen  In- 
lustriewirtschaft.  „W.  A.",  17.  Bd.,  S.  1  ff.;  vgl.  auch  O.  W  o  r  t  m  a  n  n  ,  Die  vertikale 
.liederung  in  der  rhein.-westf.  Montanindustrie  und  ihre  wirtschaftliche  Bedeutung, 
lieler  Dissertation  1922. 
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in  der  Gegenwart,  wo  es  sich  vielfach  um  die  Verbindung  großer  und 
homogener  Werke  handelt,  die  Interessengemeinschaft  mehr  an  Bedeutung. 
Das  erklärt  sich  daraus,  daß  bei  den  jüngsten  Zusammenschlüssen  sich  sehr 
oft  gleich  starke  Unternehmen  gegenüberstehen,  die  willens  sind,  im  engen 
Miteihanderarbeiten  sich  gegenseitig  zu  stützen.  Beide  Teile  haben  das  Be- 
streben, ihre  Selbständigkeit  unangetastet  zu  sehen  oder  sich  ihrer  doch  nur 
so  weit  zu  begeben,  wie  das  die  Durchführung  gemeinsamer  Interessen  ver- 
langt. Das  aber  ist  bei  einer  Interessengemeinschaft  leichter  erreichbar  als 
bei  der  Fusion,  ganz  abgesehen  davon,  daß  allein  schon  steuertechnische 
Gründe  gegen  letztere  Form  sprechen1.  Entsprechend  dem  Grundcharakter 
der  Interessengemeinschaft  behalten  die  einzelnen  Werke  in  fabrikatorischer 
und  bilanztechnischer  Hinsicht  ihre  völlige  Selbständigkeit,  zumal  dieser  rein 
verwaltungstechnische  Grundsatz  äußerster  Dezentralisation  schon  innerhalb 
eines  Großunternehmens  seit  langem  in  Anwendung  steht.  Als  Verrechnungs- 
modus wird  die  Gewinnbeteiligung  gewählt,  weil  es  nicht  möglich  erscheint, 
auf  alle  Zeitläufte  hinaus  die  Frage  der  Verrechnungspreise  für  Materialien 
zwischen  Lieferanten  und  Abnehmern  programmäßig  festzulegen. 

Was  die  Produktions-  und  Kapitalkapazität  anbelangt,  so  können  die 
rheinisch-westfälischen  Konzerne  einen  Vergleich  mit  amerikanischen  Trusts 
wohl  aushalten,  wenngleich  die  verschiedenartige  wirtschaftliche  und  recht- 
liche Struktur  beider  Organisationen,  der  Trusts  in  Amerika  und  der  Kon- 
zerne in  Deutschland,  eine  Gegenüberstellung  so  ohne  weiteres  nicht  zuläßt2. 


1 .  Siemens=Rhein=Elbc=Sdiuckcrt=Union 3. 
Unstreitig  den  ersten  Platz  unter  den  deutschen  sowohl  wie  den  zehn 
rheinisch  -  westfälischen  Montankonzernen  nimmt  die  Siemens -Rhein -Elbe- 
Schuckert- Union  ein.  Zu  diesem  durch  Interessengemeinschaft  gebildeten 
und  in  dieser  Form  seit  Anfang  1921  bestehenden  Konzern  gehören  die 
Gelsenkirchener  Bergwerks-A.-G.    und  die  Deutsch -Luxemburgische  Berg- 

1  Vgl.  hierzu  Friedländer,  Die  Interessengemeinschaft  als  Rechtsform  der 
Konzernbildung.    Berlin  1921. 

2  Der  Ausdruck  Trust  paßt  nicht  für  die  rheinisch-westfälischen  Montanwerke, 
und  zwar  deswegen  nicht,  weil  die  Bewegung  zur  vertikalen  und  horizontalen  Arbeits- 
vereinigung, die  Herausbildung  größerer  Gesamtwirtschaften,  wie  H.  v.  Becke- 
r  a  t  h  meint,  noch  nicht  zu  ihrer  letzten  Konsequenz  gediehen  ist,  die  darin  zum  Aus- 
druck kommt,  daß  alle  Unternehmungen  einer  Branche  oder  verschiedene  Stufen  eines 
Produktionszweiges  im  wesentlichen  in  einem  einzigen,  den  Markt  monopolistisch 
beherrschenden  Unternehmen  vereinigt  sind  (H.  v.  B  e  c  k  e  r  a  t  h  ,  a.  a.  O.,  S.  24, 
Anm.).  Solange  dieses  noch  nicht  der  Fall  ist,  wird  man  in  den  Montanwerken  noch 
keine  Trusts  erblicken  dürfen.  Andererseits  meint  L  i  e  f  m  a  n  n  ,  daß  es  überhaupt  zu 
empfehlen  sei,  die  Ausdrücke  Trust  und  Trustgesellschaft  im  Deutschen  möglichst  zu 
vermeiden  und  sie  nur  im  englisch-amerikanischen  Rechtssinne  zu  verwenden  (Lief- 
mann,  Beteiligungs-  und  Finanzierungsgesellschaften.    3.  Aufl.    Jena  1921.    S.  524  ff.). 

3  Als  Unterlagen  für  die  Tabellen,  die  der  oben  angeführten  Dissertation  ent- 
nommen sind,  dienten: 

Handbuch  der  Aktiengesellschaften.     Leipzig. 
Salings  Börsenpapiere,  II.    Finanzieller  Teil.    Leipzig. 
Jahrbuch  für  den  Oberbergamtsbezirk  Dortmund.    Essen. 
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werks-  und  Hütten  -  A.-G.,  Bochum,  der  Bochumer  Verein  für  Bergbau  und 
Gußstahlfabrikation,  die  Siemens  &  Halske  A.-G.,  Berlin,  sowie  die 
Elektrizitäts-A.-G.,  vorm.  Schuckert  &  Co.  in  Nürnberg.  Die  fünf  Gesell- 
schaften behalten  je  für  sich  ihre  vollständige  Selbständigkeit  und  begeben 
sich  nur  zur  Durchführung  der  miteinander  geschlossenen  Interessengemein- 
schaft unter  ein  gemeinsames  Kontrollorgan,  die  sog.  Siemens-Rhein-Elbe- 
Schuckert-Union  G.  m.  b.  H.,  mit  dem  Sitz  in  Düsseldorf.  Durch  Austausch 
von  Vorstandsmitgliedern  soll  die  innere  Zusammenarbeit  erreicht  werden. 
Was  die  Gewinnverteilung  anbelangt,  so  sind  die  Vertragspartner  mit  gleichem 
Anteilrecht  am  Erträgnis  eingetreten,  nur  Schuckert  erhält,  entsprechend 
seinem  kleineren  Umfange,  an  Stelle  einer  Vollquote  eine  solche  von  0,45. 
Im  ganzen  vereinigt  der  Konzern  in  sich: 

1.  Erzgruben 65 

2.  Kohlengruben  26 

3.  Hochofenwerke 7 

(26  Hochöfen  mit  rund  13130  com  Gesamtfassungsraum) 

4.  Stahlwerke  6 

5.  Edelstahlwerke  3 

6.  Stahlformgießereien  3 

7.  Puddel werke  (21  Puddelöfen) 2 

8.  Walzwerke 24 

davon    a)  Stabeisenwalzwerke  8 

b)  Trägerwalzwerke 2 

c)  Schienenwalzwerke 2 

d)  Grobblechwalzwerke 1 

e)  Feinblechwalzwerke 3 

f)  Weißblechwalzwerke 1 

g)  Drahtwalzwerke 2 

h)  Bandeisenwalzwerke 2 

i)  Röhrenwalzwerke 1 

k)  für  Bandagen  und  Radscheiben 2 

Außerdem  gehören  zu  diesem  sog.  Elektromontankonzern  noch  eine  Werft,  zwei 
Drahtseilfabriken,  mehrere  Maschinenbauanstalten,  Ketten-,  Nieten-  und  Schrauben- 
fabriken, Waggonbauabteilungen,  Handelsfirmen  und  Transportunternehmen. 

Durch  den  Hinzutritt  des  Siemenskonzerns  erfährt  die  Gruppe  Verfeinerung 
und  Fertigindustrie  eine  außerordentliche  Verbreiterung.  Zugleich  verbindet 
sich  damit  eine  Unmenge  technischer  Büros  und  Verkaufsorgane  in  fast  allen 
größeren  Städten  Deutschlands  und  auch  des  Auslands. 

Handbuch  der  G.  m.  b.  H.    Berlin. 

Die  Bergwerke  und  Salinen  im  niederrhein.-westfäl.  Bergbaubezirk.    Essen. 

Bergwerks-Jahrbuch  Glückauf.    Essen. 

Stahl  und  Eisen.    Jahrbuch.    Essen. 

Anhang  zur  gemeinfaßl.  Darstellung  des  Eisenhüttenwesens.     11.  Aufl.     Düssel- 
dorf 1921. 

Geschäftsberichte,    Prospekte,    Tageszeitungen,   Fachzeitschriften,    Informationen 
bei  den  einzelnen  Werken. 

Metallarbeiterzeitung  Nr.  28:     9.  Juli  1921. 
„     31:  30.    „     1921. 
Außerdem    wurden    die    Angaben    über    die    Siemens-Rhein-Elbe-Schuckert- 

Union,  den  Klöckner-Konzern  und  die  Stummgruppe  dem  im  Wirtschafts-Jahr- 
buch für  den  Ruhrbezirk  (1921)  veröffentlichten  Aufsatz  „Vertikaler  Aufbau"  von 

Dr.  Hannes  P  y  s  z  k  a  entnommen  und  teilweise  ergänzt. 
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Im  einzelnen  setzt  sich  der  Elektromontankonzern  zusammen  aus 
I.  Kapital-  und  Anleiheschulden. 


Firma 


1.  Gelsenkirchener  Bergwerks  -A. -G. 
(Gelsenkirchen) 

2.  Deutsch  -  Luxemburgische     Berg  - 
werks-  und  Hütten-A.-G.  (Bochum) 

3.  Bochumer  Verein  für  Bergbau  und 
Gußstahlfabrikation  (Bochum) 

4.  Siemens  &  Halske  A.-G.  (Berlin) . . 

5.  Elektrizitäts-A.-G.,  vorm.  Schuckert 
&  Co.  (Nürnberg)  


Aktienkapital 
(in  M) 


318  000000 

260  000  000 

70000  000 
260000000 


140  000  000 


Anleiheschulden 
(in  M) 


96201000 

98000000 

30  000  000 
130000  000 

80  000000 


II.  Erzgruben1. 


Firma 


Art  des  Erzes 


Produktion2 
(in  1000  t) 
1913      1920 


Gelsenkirchener  Bergwerks-A.-G. 

a)  Gew.  Ver.  Henrietten  (Siegerland) 

b)  Bergw.  Eigentum  Hinhausen  (Harbach,  Kreis  Alten- 
kirchen)   

c)  Bergw.  Eigentum  Scheuernhof  (Harbach,  Kreis  Alten- 
kirchen)   

d)  Bergw.  Eigentum  Wurgendorf  (Kreis  Altenkirchen). 

e)  Eisensteingrubenfelder  bei  Neuwied 

f)  „  .    Olsberg  i.  W 

g)  „  Nassau 

h)  „  im  Odenwald 

i)  „  ,    Siegerland 

k)  „  in  Westfalen 

1)  Eisenerzvorkommen  bei  Sabara  (Prov.  Minas  Geras, 

Spanien) 
Deutsch-Luxemburgische     Bergwerks-     und 

Hütten-A.-G. 
a)  Gew.  Große  Burg  (Siegerland) 


Eisenstein 


2,63 


b)  Grube  Friedrich  (Siegerland) 

c)  „      Wohlverwahrt  (Wesergebirge). 

d)  „      Quäck  Florentine  (Siegerland). 


e)  „      Eiserne  Union  (Siegerland) 

f)  „      Heidweiler  und  Obermannsdorf  (Bayern) 

g)  Eisenerzvorkommen  bei  Sabara  (Spanien) 
Bochumer  Verein 

a)  Grube  Eiserne  Hardt  (Siegerland) 


b)  „      Silberwiese 

c)  „      Schnellenberg 

d)  „      Falkenberg 

e)  Natorpgrube  (Schweden). 

f)  Intrangutgrube 


Rohspat,  Blei  - 
und  Zinkerz 

Rohspat 
Roheisenstein 

Braun- 
eisenstein 

Rohspat 
Roheisenstein 


Braun-  u.Spat- 

eisenstein 
Spateisenstein 


Manganerze 


?2,33 


1  Hier  sind  nur  die  wichtigsten,  noch  in  Betrieb  befindlichen  Gruben  aufgezahlt. 

2  Eine  genaue  Produktionsangabe  ist  nicht  möglich,  da  die  Gesellschaften  die 
Ziffern  seit  Kriegsende  nur  zum  Teil  veröffentlichen.  Wo  Zahlen  fehlen,  ist  dies,  hier 
wie  im  folgenden,  der  Grund  dafür. 
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III.  Kohlengruben. 

1.  Gelsenkirchener  Bergwerks -A.-G. 


Zechen  im  Vollbesitz  von  Gelsenkirchen 


1 .  Ver.  Bonifacius  (Kray) 

2.  Erich  (Castrop) 

3.  Ver.  Germania  (Märten) 

4.  Ver.  Hamburg  u.  Franziska  (Witten)  . . 

5.  Hansa  (Huckarde) 

6.  Monopol  (Kamen) 

7.  Pluto  (Wanne) 

8.  Ver.  Rheinelbe  u.  Alma  (Gelsenkirchen) 

9.  Ver.  Stein  u.  Hardenberg (Niederewing) 

10.  Westhausen  (Bodelschwingh) 

11.  Zollern  (Kirchlinde) 


Kohlenförderung 

(in  1000  t) 

1913    1920 


Kokserzeugung 

(in  1000  t) 
1913    1920 


1027 

626 

844 

670 

424 

1100 

1251 

2190 

990 

409 

821 


725 
473 
712 
481 
300 
756 
839 
1542 
853 
340 
637 


336 
214 
289 

93 
249 
372 
322 
139 

53 
188 


420 
90 
186 

86 
188 
284 
141 

206 
134 


Außerdem  besitzt  Gelsenkirchen  seit  1903  die  Kuxe  der  Gew.  Prinz  Schönaich 
und  ist  beteiligt  an  der  Gew.  Aachen  1—7,  an  der  Rhein. -Westf.  Bergwerks-G.  m.  b.  H., 
.V.ülheim/R.,  sowie  an  den  Braunschweigischen  Kohlenbergwerken  in  Helmstedt. 


2.  Deutsch-Luxemburgische   Bergwerks-    und  Hütten-A.-G. 


Zechen  im  Vollbesitz  von  Deutsch- 
Luxemburg 


Kohlenförderung 

(in  1000  t) 

1913         1920 


Kokserzeugung 

(in  1000  t) 
1913    1920 


1.  Adolf  v.  Hansemann  (Mengede) 

2.  Bruchstraße  (Langendreer) 

3.  Carl-Friedrich-Erbstollen  (Weitmar) 

4.  Dannenbaum  (Bochum) 

5.  Friedlicher  Nachbar  (Linden) 

6.  Glückauf-Tiefbau  (Barop) 

7.  Hasenwinkel  (Dahlhausen) 

8.  Kaiser  Friedrich  (Barop) 

9.  Prinz-Regent  (Bochum) 

10.  Gew.  Tremonia  (Dortmund) 

11.  Ver.  Wiendahlsbank  (Annen) 

12.  Gew.  Wohlverwahrt  (Altendorf) 


724 
726 
276 
654 
499 
324 
323 
335 
653 
405 
335 


557 
468 
214 
366 
348 
228 
181 
203 
543 
281 
175 
10 


207 
184 

90 
270 
193 
215 

95 
117 
196 
180 


141 
15 

148 

146 

234 
144 
114 


3.  Bochumer  Verein  für  Bergbau  und  Gußstahlfabrikation. 


Zechen  im  Vollbesitz  des  Bochumer 
Vereins 


Kohlenförderung 

Kokserzeugung 

(in  1000  t) 

(in  1000  t) 

1913    1920 

1913 

1920 

611 

478 

318 

278 

631 

595 

— 

— 

554 

306 

— 

— 

1.  Ver.  Carolinenglück  (Bochum), 

2.  Ver.  Engelsburg  (Eppendorf) . 

3.  Ver.  Teutoburgia  (Holthausen) 
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Gesamtziffern. 


Syndikatsbeteiligung  am  1.  Dez.  1921 
(in  1000  t) 


Kohle     Koks    Preßkohle 


Verbrauchs- 
beteiligung 


Kohlenförderung 
(in  1000  t) 


1913 


1920 


Kokserzeugung 
(in  1000  t) 


1913 


1920 


1.  Gelsenkirchen1. 
9996|    1 827  j         217     |         2085        |  10353   |    7659    |    2430   |     1867 

2.  Deutsch-Luxemburg. 

3636  |   854  |    711   |    2021    |  5256  |  3564  |  1746  |   945 

3.  Bochumer  Verein2. 


1883  1 

510  1         154                 792 

1796    |     1379    |       318 

278 

15515 

3191  |       1082               4898 

IV.  Hochofen-,  Stahl- 

17405    |  12602    |     4494 

und  Walzwerke. 

3090 

Firma 

Anlagen 

1.  Gelsenkirchener  Bergwerks-A.-G. 
a)  Abteilung  Schalke  


b) 
0 


Vulkan  (Duisburg) 
Husten  i.  W 


2.  Deutsch  -  Luxemburgische  Berg 
werks-  und  Hütten-A.-G. 
a)  Abteilung  Dortmunder  Union 


b) 

c) 

d) 

e) 
f) 


Eisenwerk  Rothe  Erde 
(Dortmund) 


Horster  Werke 


Meggener  Walzwerke  und 
Puddelwerke 

Friedrich  -Wilhelm-Hütte 
(Mülheim/Ruhr) 


Ph.  Weber  G.  m.  b.  H. 

(Brandenburg) 

g)  Hohenzollernhütte  G.  m  b.  H. 

(Emden),  (Mehrheitsbeteilig.) 

h)  Stahlwerk  Brüninghaus  (Werdohl), 
(Interessengemeinsch.) 

i)  Friedrich  Thomee  A.-G.  (Werdohl), 
(Interessengemeinsch.) 


6  Hochöfen  (2675) 3,  Koksöfen,  Röhren-, 
Fassongießereien. 

3  Hochöfen  (1100)  in  Duisburg -Hochfeld. 

Gießerei,  Thomasroheisen-,  Siemens- 
Martinstahl,  Feinbleche. 


5  Hochöfen  (3540),  3  Walzwerke,  Stahlform- 
gießerei, Preß-  u.  Hammerwerk  (Achsen, 
Räder,  Weichen  usw.,  Brücken,  Wagen). 

Stahlwerk,  Walzwerk,  Beschlagteilfabrik, 
Puddelwerk. 

1  Hochofen  (450),  Schrauben-,  Federnfabrik, 

Bleche. 

Puddeleisen  (9  Puddelöfen),  Stabeisen, 
Draht. 

4  Hochöfen  (2300),  Eisengießerei,  Stahl- 
formguß, Eisenb.-Material,  Maschinen- 
fabriken. 

Martinwerk,  Blechwalzwerk. 

2  Hochöfen  —  außer  Betrieb. 

Stahlwerk,  Gießerei,  Edelstahlwerk, 
Waggonbeschlagteile. 

Walzwerk  (Draht,  Stabstahl). 


1  In   den  Angaben   über    die    Kokserzeugung   sind   die    entsprechenden,    auf  den 
Hüttenkokereien  in  Gelsenkirchen  und  Duisburg  gewonnenen  Mengen  eingeschlosser 

2  Syndikatsbeteiligung    einschließlich   Engelsburg   u.   Friedrich   der    Große,   ohne 
Teutoburgia. 

3  Die  Zahl  in  Klammern  bedeutet  hier  wie  im  folgenden  den  Gesamtfassungs- 
raum  der  Hochöfen,  rund  cbm. 
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IV.  Hochofen-,  Stahl-  und  Walzwerke.   (Fortsetzung.) 


Firma 


Anlagen 


Bochumer  Verein  für  Bergbau  und 
Gußstahlfabrikation. 

a)  Gußstahlfabrik  Bochum [   5  Hochöfen  (2356),  Stahlwerke,  Walzwerke, 

Federei,   Radsäge,  Waggonfabrik,  ins- 


b)  Gesellschaft  für  Stahlindustrie  (Bo- 
chum), (seit  Ende  1921  ganz  in 
den  Bochumer  Verein   einbezogen) 

c)  Eisen-  und  Stahlwerk  Haslach  i.  V. 
(Beteiligung  81  »/„) 


gesamt  95  Anlagen. 


Hammerwerke,  Walzwerke,  Edelstahlwerk. 
Automobilteilefabrik. 


V.   Verfelnerungs-  und  Fertigindustrie. 


Firma 

Erzeugnisse 

Besitzverhältnis 

1.  Gelsenkirchener    Berg- 

werks-A.-G. 

a)Verfeinerungsanlagen(Hüsten) 

Bleche 

Vollbesitz 

b)  Abt.Röhrenwerke(Düsseldorf) 

Röhren 

„ 

c)  Ostseewerft  (Flensburg) 

Seeschiffe 

Beteiligung 

d)  Sandgewinnungsanlage  in  der 

Haardt  

~ 

Vollbesitz 

e)  Gesellschaft  für  Teerverwertg. 

(Duisburg) 



Beteiligung 

f)  Rheinisch -Westf.    Elektrizi- 

| 

tätswerk  (Essen)    

Elektrische 

g)  Westf.    Verbands  -  Elektrizi  - 

Kraftversorgung 

■ 

tätswerk  (Knickei)  

2.  Deutsch-Luxemburgische 

. 

Bergwerks-  u.  Hütten-A.-G. 

a)  Abt.  Nordseewerke  (Emden) 

Schiffsbauten 

Vollbesitz 

b)  Abt.    Schlieper    (Grüne    bei 

Ketten 

c)  Abt.  Knipping  (Altena) 

Nieten 

B 

d)  Abt.Wilhelm  Heinrichs-Werk, 

vorm.  W.  H.  Grillor,  A.-G. 

Gezogene  Drähte, 
Drahtseile 

- 

e)  Abt.Wagner&Co.(Dortmund) 

Werkzeugmaschinen 

„ 

f)  Iburger  Seilindustrie  (Iburg) 

Drahtseile 

Beteiligung 

g)  Carl  Berg  (Werdohl) 

Kupfer,  Messing 

Interessengemeinschaft 

h)  Stahlwerk  Brüninghaus  (Wer- 

dohl)   

Bergwerkserzeugnisse, 
Förderanlagen 

n 

i)  Friedrich  Thomee  (Werdohl) 

Drahtstifte 

„ 

k)  Rheinisch -Westfäl.  Elektrizi- 

tätswerk (Essen) 

Starkstromversorgung 

Beteiligung 

3.  Bochumer  Verein 

Gußstahlfabrik  Bochum 

Material  für  Schiffsbauten, 

Feld-  u.  Industriebahnen, 

Radsätze,  Federn  usw. 

Vollbesitz 

Im  September  1922  ist  unter  Mitwirkung  der  Deutsch-Luxemburgischen  Bergwerks- 
und Hütten-A.-G.,  der  Gelsenkirchener  Bergwerks-A.-G.  und  des  Bochumer  Vereins  in 
Bochum  mit  12  Millionen  Mark  Kapital  die  Rheinische  Silika-  und  Chamottefabrik,  A.-G. 
gegründet  worden. 
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VI.  Handel  und  Verkehr. 


Firma 

Gegenstand 

Besitz- 

des Unternehmens 

verhältnis 

1.  Gelsenkirchener  Bergwerks-A.-G. 

a)  Raab,   Karcher   &   Co.  G.  m.  b.  H. 

(Karlsruhe) 

Kohlenhandel,  Reederei 

Beteiligung 

b)  Seeschiffahrts-A.-G.Frigga(Hamburg) 

Hochseereederei 
(Trampschiffahrt) 

• 

— 

Vollbesitz 

2.  Deutsch  -  Luxemburgische    Berg- 

werks- und  Hütten-A.-G. 

a)  Süddeutsche  Union,  Stahlgesellschaft 

Verkaufsgesellschaft 

„ 

b)  Saar  A.-G.  (St.  Ingbert) 

Land-  und  forst- 

wirtschaftliche Produkte 

c)  H.  A.    Schulte ,    Eisengroßhandlung 

(Berlin,  Hannover,  Leipzig  und  Ham- 

burg (Hauptgeschäft  Dortmund) 

Eisenhandel 

„ 

d)  Ver.  Berliner  Kohlenhändler   A.  -  G. 

(Berlin) 

Kohlenhandel 

Beteiligung 
von  etwa  50"  o 

e)  J.  Schoch  &  Co.  (Zürich) 

Eisenhandel 

Beteiligung 

f)  Midgard, Deutsche Seeverkehrs-A.-G. 

(Nordenham) 

Reederei  (See-  und  Fluß) 

„ 

g)  Seeschiffahrts-A.-G.Frigga(Hamburg) 

Hochseereederei 

„ 

h)  Mannheimer  Dampfschiffahrts  -  Ges. 

Rheinschiffahrt 

„ 

i)  Rhein-  und  Seeschiffahrts-Ges.  (Köln) 

„ 

„ 

3.  Bochumer  Verein 

Wulff  &  Co.  (Düsseldorf) 

Kohlengroßhandel 

VII.  Elektrizätätsindustrie  K 

Siemens  &  Halske  A.-G. 

Werner- Werk  (mit  Eisengießerei) Siemensstadt 

Blockwerk „ 

Physik.  Chem.  Laboratorium  Lichtenberg 

Gebr.  Siemens  &  Co Charlottenburg 

Glühlampenwerk,  vereinigt  mit  den  gleichartigen  Werken 
der  A.  E.  G.  und  der  Auergesellschaft  zu  der  „Osram" 
G.  m.  b.  H.,  Kommandit-Gesellschaft 


1  Es  sind  nur  die  deutschen  Werke  des  Siemens-Konzerns  angegeben,  obwohl 
damit  nur  ein  Bruchteil  des  Siemens'schen  Besitzes  erfaßt  wird.  Dieses  wurde  erfor- 
derlich, weil  laut  Mitteilung  der  Verwaltung  der  Siemens  &  Halske  A.-G.  und  der 
Siemens-Schuckert-Werke  G.  m.  b.  H.  nach  den  Änderungen  und  Umstellungen  während 
des  Krieges  jetzt  noch  an  der  endgültigen  Klärung  der  betr.  Verhältnisse 
gearbeitet  wird  bzw.  die  Ergebnisse  vorläufig  noch  geheimgehalten  werden.  Im 
übrigen  sind  die  Tochtergesellschaften  unberücksichtigt  geblieben,  weil  ihre 
Aufzählung  über  den  Rahmen  dieser  Arbeit  hinausgehen  würde.  Hier  mag  der  Hin- 
weis genügen,  daß  die  Siemens-Werke  mehr  und  mehr  den  Charakter  von  Beteiligungs- 
und Finanzierungsgesellschaften  angenommen  haben.  Die  Elektr.-A.-G.  vorm.  Schuckert 
&  Co.  war  sogar,  nachdem  die  Fabrikation  von  Starkstromanlagen  von  Siemens 
&  Halske  und  von  Schuckert  in  die  gemeinsame  Gründung  Siemens-Schuckert-Werke 
G.  m.  b.  H.  eingebracht  worden  war,  ohne  alle  Fabrikationstätigkeit.  Nur  drei  Elek- 
trizitätsanlagen stehen  heute  außer  den  Verwaltungsgebäuden  als  einziges  Sachkapital 
der  Gesellschaft  zu  Buche.    (Vgl.  Robert  Lief  mann,  a.  a.  O.,  S.  250/1.) 
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E 1  e  k  t  r.  A.-G.  vorm.  Schuckert  &  Co.,  Nürnberg 

(Kontroll-  und  Finanzierungsgesellschaft). 

Eigene  Anlagen  nur  in:  Nordhausen,  Starnberg  und  Teuchern. 

Siemens-Schuckert  G.  m.  b.  H. 

Dynamowerk  Siemensstadt 

Kleinbauwerk 

Elektromotorenwerk  mit  Metallgießerei „ 

Autowerk  (Protos) 

Kraftwerk 

Kabelwerk Gartenfeld 

Metallwerk 

Charlottenburger  Werk Charlottenburg 

Nürnberger  Werk. Nürnberg 

Transformatorenwerk 

Dazu: 
Porzellanfabriken  in  Neuhaus  und  Weißwasser 
Porzellanfabrik  Neuhaus,  Abt.  Kleinbau,  Oberlind  bei  Sonneberg 
Sächsische  Draht-  und  Kabelwerke  in  Plauen  i.V.  mit  Emaille-Drahtfabrik 

in  Falkenstein  i.  V. 
Papierfabrik  Wolfswinkel 
Holzwollfabrik  Peitz. 

Außerdem  gehört  noch  zur  Elektromontangruppe  die  österreichische 
Alpine  Montangesellschaft,  zur  Rhein-Elbe-Union  die  Schillerwerke  A.-G.  in 
Godesberg  und  die  Gebrüder  Böhler  A.-G.,  Berlin.  Von  der  Alpinen  Montan- 
gesellschaft besitzt  die  Elektromontangruppe  die  Aktienmehrheit  *.  Die 
Schillerwerke  befinden  sich  im  Vollbesitz  der  Rhein-Elbe-Union;  mit  der 
Gebrüder  Böhler  A.-G.  hat  die  Rhein-Elbe-Union  eine  Interessengemeinschaft 
abgeschlossen. 


2.  Stinnes  =  Konzern. 

Die  oben  geschilderte  Montangruppe  wird  in  der  Presse  und  in  der 
Öffentlichkeit  vielfach  mit  dem  eigentlichen  Stinnes -Konzern  identifiziert. 
Vor  allen  Dingen  versteht  man  im  Ausland,  wenn  vom  Stinnes-Konzern  die 
Rede  ist,  hierunter  fast  stets  nur  die  Siemens-Rhein-Elbe-Schuckert-Union. 
Die  Gründe  hierfür  liegen  auf  der  Hand.  Stinnes  ist  eben  als  maßgebliche 
Persönlichkeit  in  der  Deutsch-Luxemburgischen  Bergwerks-  u.  Hütten-A.-G. 
die  führende  und,  man  könnte  sagen,  die  beinahe  allein  treibende  Kraft  bei 
der  Bildung  der  Siemens-Rhein-Elbe-Schuckert-Union  gewesen.  Das  hier  ent- 
standene Gebilde  ist  untrennbar  mit  dem  Namen  Stinnes  verbunden.  Er  ist  auch 
die  Persönlichkeit  gewesen,  die  bei  der  Einbeziehung  der  Alpinen  Montan- 
gesellschaft, deren  Präsident  Stinnes  heute  ist,  die  Hauptrolle  spielte.  Hier 
wie  auch  bei  Angliederungen  anderer  Unternehmen  an  die  Rhein-Elbe-Union 
ist  seine  Initiative  und  die  seines  Generaldirektors  von  Deutsch-Luxemburg 

1  Das  Aktienpaket  ist  von  der  eigens  hierfür  gegründeten  Promontana  A.-G.  in 
Zug  (Schweiz)  ins  Portefeuille  genommen.  Aus  welchen  Gründen  der  deutsche  In- 
haber der  Majorität  bei  dem  österreichischen  Unternehmen  diese  Werte  in  der  Schweiz 
verwalten  läßt,  ist  nicht  recht  ersichtlich. 


i 
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(Vogler)  maßgeblich  gewesen.  Die  Bezeichnung  Stinnes-Konzern  ist  deshalb 
nicht  so  ganz  unangebracht,  wenngleich  damit  auch  zwei  verschiedene 
Gruppen  unter  einen  Begriff  rubriziert  werden,  die  nur  in  der  Person  ihres 
Führers  gemeinsame  Berührungspunkte  aufweisen. 

Die  Siemens-Rhein-Elbe-Schuckert-Union  bildet  ebenso  wie  die  eigent- 
liche Stinnes-Gruppe  einen  Konzern  für  sich.  Während  erstere  ihr  Haupt- 
tätigkeitsgebiet immer  noch  in  der  Montanindustrie  findet,  handelt  es  sich 
bei  dem  eigentlichen  Stinnes-Konzern  um  Beteiligungen  und  Besitzungen, 
welche  von  der  Stammfirma  Hugo  Stinnes  in  Mülheim-Ruhr  (0.  H.  G.)  aus- 
gehen und  sich  über  alle  Gebiete  gewerblicher  Betätigung  erstrecken.  Beiden 
gemeinsam  ist  das  bewußte  vertikale  Aufbauprinzip,  wenngleich  beim  eigent- 
lichen Stinnes-Konzern  auch  nicht  so  ohne  weiteres  von  einem  geschlossenen, 
vertikal  aufgebauten  Gebilde  die  Rede  sein  kann.  Dieses  wird  klar,  wenn 
man  bedenkt,  daß  Stinnes  wohl  über  eine  starke  Kohlengrundlage  verfügt, 
daß  aber  eigene  Hütten-  und  Walzwerke  völlig  fehlen.  Eine  gewisse 
Ergänzung  ist  höchstens  auf  dem  Umfange  über  die  Anlagen  der  Rhein- 
Elbe-Union  gegeben.  Wenn  trotzdem  von  einem  vertikalen  Aufbauprinzip 
im  eigentlichen  Stinnes-Konzern  gesprochen  wird,  so  geschieht  dieses  mit 
Rücksicht  darauf,  daß  die  Art  und  Weise  der  Zusammensetzung  unverkennbar 
das  Prinzip  erkennen  läßt,  solche  Unternehmen  anzugliedern  und  miteinander 
in  Beziehung  zu  bringen,  die  produktionstechnisch  und  absatzwirtschaftlich 
in  Abhängigkeit  zueinander  stehen,  deren  Zusammenschluß  also  wirtschaft- 
liche Vorteile  mit  sich  bringt1.  Wo  sich  dann  vor  und  besonders  nach  dem 
Kriege  eine  günstige  Gelegenheit  bot,  ein  in  den  Rahmen  des  ganzen  Organismus 
hineinpassendes  Unternehmen   zu   gewinnen,   da  wurde   rasch   zugegriffen. 

Doch  darf  dabei  nicht  übersehen  werden,  daß  Stinnes  mit  seinen  An- 
gliederungen  vielfach  auch  politische  Absichten  verfolgte,  wie  dieses  bei- 
spielsweise bei  den  Aufkäufen  und  Beteiligungen  in  Ostpreußen  unzweideutig 
zutage  trat.  Was  den  Stinnes-Konzern  besonders  auszeichnet,  das  sind 
seine  umfangreichen  Handelsorganisationen  im  Auslande,  die  nicht  nur 
den  Vertrieb  Stinnes'scher  Erzeugnisse  übernehmen,  sondern  auch  in  starkem 
Umfange  als  Verkäufer  und  Agenten  der  Montangruppe  im  Auslande  auftreten. 
Überhaupt  läßt  sich  in  mancher  Hinsicht  eine  Arbeitsteilung  zwischen  der 
Siemens-Rhein-Elbe-Schuckert-Union  und  dem  Stinnes-Konzern  insofern  fest- 
stellen, als  die  Hugo  Stinnes  A.-G.  für  Seeschiffahrt  und  Überseehandel  in 
Hamburg  —  um  nur  ein  Beispiel  herauszugreifen  —  nicht  zuletzt  auch  dem 
Frachtinteresse  der  Montangruppe  dient. 

Es  würde  nun  am  Platze  sein,  eine  tabellarische  Übersicht  über  den 
Stinnes-Konzern  folgen  zu  lassen.  Hiervon  mußte  aber  aus  verschiedenen 
Gründen  Abstand  genommen  werden.    Einmal  handelt  es  sich  hier  lediglich 


1  Die  Tatsache,  daß  die  an  der  Wasserkante  gelegenen  Stinnes-Unternehmen 
heute  fast  ausschließlich  englische  Kohle  und  keine  Ruhrkohle  aus  Stinnes-Zechen  be- 
ziehen, entkräftet  nicht  die  oben  aufgestellte  Behauptung.  Die  Verhältnisse  liegen  tat- 
sächlich zurzeit  so,  daß  es  für  viele  Unternehmen,  auch  wenn  sie  mit  Montangruppen 
in  Berührung  stehen,  vorteilhafter  ist,  englische  Kohlen  zu  beziehen,  als  die  durch  die 
hohe  Fracht  ohnedies  schon  verteuerte  Ruhrkohle. 
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um  eine  Betrachtung  der  rheinisch-westfälischen  Montan-Konzerne,  zu  denen 
der  Stinnes-Konzern  im  eigentlichen  Sinne  kaum  zu  rechnen  ist,  andererseits 
ist  die  Verschachtelung  der  Hugo  Stinnes'schen  Besitzungen  einfach  des- 
wegen nicht  darzustellen,  weil  die  einzige  Stelle,  die  darüber  Aufschluß  geben 
könnte,  sich  begreiflicherweise  Stillschweigen  auferlegt  und  auch  grundsätz- 
lich keine  Stellung  zu  irgendwelchen  Veröffentlichungen  nimmt.  Eine  Tabelle 
aber,  die  nur  die  zum  Stinnes-Konzern  gehörenden  Firmen  aufzählt,  ohne 
dabei  die  Art  der  Verbindung  in  ihrer  Kompliziertheit  zu  erfassen,  würde 
nur  halbe  Arbeit  bedeuten. 


3.  Klöckner=Konzern. 

Eine  andere  große  Gruppe  stellt  der  sog.  Klöckner-Konzern  dar.  Wenn 
dieser  auch  in  seinem  Umfange  (nach  Produktions-  und  Kapitalkapazität) 
nicht  an  die  Siemens-Rhein-Elbe-Schuckert-Union  heranreichen  kann,  so  drückt 
sich  in  ihm  nicht  minder  das  überwiegend  vertikale  Aufbauprinzip  aus. 
Dieser  Konzern  ist  mehr  aus  der  inneren  Entwicklung  des  Klöcknerschen 
Besitzes  heraus  gebildet  worden  dadurch,  daß  der  Lothringer  Hüttenverein 
unter  Peter  Klöckners  Führung  nacheinander  verschiedene  große  Unternehmen 
auf  dem  Wege  der  Beteiligung  und  Interessengemeinschaft  an  sich  heranzog, 
um  seinen  Besitz  abzurunden.  Er  unterscheidet  sich  so  von  der  eben 
besprochenen  Siemens-Rhein-Elbe-Schuckert-Union  dadurch,  daß  hier  fast 
ausschließlich  die  zum  Zusammenschluß  treibende  Kraft  von  einem  Punkte 
ausging,  nämlich  vom  Lothringer  Hüttenverein  l.  Formell  behalten  auch  hier 
wieder  die  Untergesellschaften  ihre  Selbständigkeit,  die  Leitung  der  Gruppe 
liegt  beim  Lothringer  Hütten-Verein.  Die  Geschäftsführung  wird  nach  ein- 
heitlichen Gesichtspunkten  bewirkt,  die  Erträgnisse  werden  beim  Lothringer 
Hütten-Verein  vereinigt  und  nach  bestimmtem  Schlüssel  verteilt ,J.  Der  Sitz 
der  Gruppe  befindet  sich  in  Berlin,  die  Hauptverwaltung  in  Rauxel  i.  Westf. 

Im  ganzen  besitzt  der  Konzern: 

1.  Erzgruben 8 

2.  Kohlenzechen 7 

3.  Hochofenwerke 3 

(7  Hochöfen  mit  rund  5690  com  Gesamtfassungsraum) 

4.  Stahlwerke 4 

5.  Stahlformgießereien 1 

6.  Puddelwerke  (mit  7  Öfen) 1 

7.  Walzwerke 13 

1  Wie  der  Name  schon  sagt,  hatte  die  Gesellschaft  ihren  hauptsächlichsten  Besitz 
in  Lothringen.  Der  Verein  wurde  1897  unter  dem  Namen  Lothringer  Hütten-Verein 
Aumetz-Friede,  mit  dem  Sitz  in  Brüssel,  als  reines  Hochofenwerk  errichtet;  Thomas- 
stahl- und  Walzwerke,  ausgangs  der  neunziger  Jahre  erbaut,  vervollständigten  das 
Werk.  Im  Kriege  (1917)  wurde  der  Verein  von  ausländischem  Kapital  befreit  und  der 
Name  der  Firma  in  „Lothringer  Hütten-  und  Bergwerks-Verein  A.-G."  umgewandelt 
und  gleichzeitig  der  Sitz  nach  Rauxel  verlegt.  Durch  den  Ausgang  des  Krieges  verlor 
dann  der  Verein  seinen  in  Lothringen  und  Frankreich  gelegenen  Erz-Hütten-  und 
Walzwerksbesitz  und  behielt  nur  seine  Kohlenwerke  in  Westfalen. 

2  Vgl.  Geschäftsbericht  für  das  Jahr  1920/21. 
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Im  einzelnen  setzt  er  sich  zusammen  aus: 

I.  Kapital-  und  Anleiheschulden. 


Firma 

Aktienkapital 

Anleiheschulden        Besitzverhältnis  zur 

(in  1000  Ji>) 

(in  1000  J6)              Gesamtgruppe 

1.  Lothringer   Hütten-    und 

Bergwerks-Verein  (Rauxel 

i.W.) 

2.  Hasper  Eisen-  und  Stahl- 

125000 

360C0 

Interessengemeinschaft 
mit  2,  3,  4,  6  und  7 

24000 

4800 

3.  Fassoneisenwalzwerk  W. 

Mannstaedt&  Co. (Düssel- 

Interessen- 

dorf) 

18000 

2000 

(  gemeinschaft  mit  1 

4.  Düsseldorfer  Eisen-  und 

Drahtindustrie     (Düssel- 

dorf-Oberbilk) 

10000 

2977 

' 

5.  Gewerkschaft Quint (Trier) 

— 

Vollbesitz  durch  1 

6.  Königsborn  A.-G.  f.  Berg- 

bau, Salinen  und  Solbad- 

Betrieb     (Unna  -  Königs- 

11C00 

6500 

1 

7.  Georgs  -  Marien  -  Berg- 

l        Interessen- 

werks-  und  Hüttenverein 

1  gemeinschaft  mit  1 

(Osnabrück) 

35000 

18000 

1 

II.  Erzgruben. 


Firma 


Art  des  Erzes 


Besitzverhältnis 
zur  Gesamtgruppe 


Lothr.  Hütten-  und  Bergwerks-Verein 

a)  Gew.  Pfannenberger  Einigkeit  (Siegerland). 

b)  Prinz-Leopold-Werke  (Empel) 

Georgs-Marien-Verein  (Osnabrück) 

a)  Zeche  Perm  (Ibbenbüren)  

b) 
c) 
d) 
e) 
0 


Schafberg  (Wesergebirge) 

Friedrich  Wilhelm  (Ibbenbüren) 

Hector  (Kr.  Tecklenburg) ... 

Porta  I  (Wesergebirge) 

Hüggel 


g)  Arlesberger  Brauneisensteingrube  (Thüringen) 


Rohspat,  Rostspat 
Rohspat 

Eisenerz 
(Brauneisenstein) 


Spateisenstein 
Manganerze 


Beteiligung  von  1 
'A  Kuxe  bei  1 


Vollbesitz  von  2 


Außerdem  Magneteisensteinfelder  im  Harz. 
III.  Kohlengruben. 


Zechen  im  Vollbesitz 
vom  Lothr.  Verein 


Kohlenförderung 

(in  1000  t) 

1913     I     1920 


Kokserzeugung 

(in  1000  t) 
1913     |     1920 


I.  Lothringer  Hütten 

1.  Gewerkschaft  Victor  (Rauxel) 

2.  „  Ickern       „ 

3.  „  General     „ 


und  Bergwerks-Verein. 


1153 

994 

693 

460 

394 

— 

246 

179 

161 

2.  Königsborn  A.-G.  für  Bergbau. 

|      1098     |       800     |       345 
3.  Georgs-Marien-Verein. 

I       547     !       489     I         98 


470 
139 
79 

221 
104 
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Syndikatsbeteiligung  am  1  .Dezemberl921 
(in  1000  t) 


Kohle 


Koks 


Preßkohle 


Verbrauchs- 
beteiligung 


Kohlenförderung 
(in  1000  t) 


1913 


1920 


Kokserzeugung 
(in  1000  t) 


1913 


1920 


I.  Lothringer  Hütten-Verein. 
1905    |     431     |        72        |         1040         |    1 859    |     1567     |      854    |      688 

2.  Königsborn  A.-G.  für  Bergbau. 

1125  |   414  |    —    |     —     |  1098  |   800  |   345  |   221 

3.  Georgs-Marien-Verein. 


600 

200    1                             470 

547     |       489     |        98 

104 

3630 

1045    !         72        |          1510         |    3504    |    2856    |    1297 
IV.  Hochofen-,  Stahl-  und  Walzwerke. 

1013 

Firma 

Anlagen 

1.  Lothringer  Hüttenverein  (Rauxel) 


2.  Hasper  Eisen-  und  Stahlwerk. 


3.  Fassoneisenwalzwerk  Mannstaedt  &  Co. 
(Düsseldorf) 

4.  Düsseldorfer  Eisen-  und  Drahtindustrie 

5.  Gewerkschaft  Quint  (Trier) 

6.  Georgs-Marien-Verein  (Osnabrück) 

a)  Abt.  Georgs-Marienhütte 


b)  Abt.  Osnabrück 


Keine  eigenen  Anlagen,  da  der  Besitz  in 
Lothringen  abgetreten  werden  mußte. 
Die  Gesellschaft  ist  heute  Beteiligungs- 
gesellschaft. 

4  Hochöfen  (2720),  1  Thomaswerk, 
1  Siemens-Martin-Stahlwerk,  2  Draht- 
straßen, 1  Schnellstraße,  1  Triowalzwerk, 
1  Grobstraße,  1  Feinstraße,  4  Doppel- 
Duo-Straßen,  Blechwalzwerk. 

1  Hochofen  (470),  11  Walzenstraßen. 
Siemens-Martin-Stahlwerk,  Stabeisenwalz- 
werk, Drahtwalze. 
Stabeisen-  und  Bandeisenstraßen. 

5  Hochöfen  (2500),  80  Koksöfen,  Eisen- 
gießerei, Martinwerk,  Walzwerk,  Stab- 
eisenwalzwerk, Walzendreherei. 

Stahlwerk,  Martinwerk,  Stahlformguß, 
Eisenguß,  3  Walzenstraßen,  Radreifen- 
und  Radscheibenwalzwerk,  Wagen- 
fabrik, Hammerwerk,  Schmiedepreß- 
werk, Schraubenfabrik. 


V.  Verfeinerungs-  und  Fertigindustrie. 

(Werksanlagen  wie  unter  IV.) 


Firma 


Erzeugnisse  der  Verfeinerung 


1.  Lothringer  Hüttenverein  (Rauxel) 

2.  Hasper  Eisen-  und  Stahlwerk 


3.  Fassoneisenwalzwerk  Mannstaedt  &  Co. 

(Düsseldorf) 

4.  Düsseldorfer  Eisen-  und  Drahtindustrie 

5.  Gewerkschaft  Quint  (Trier) 

6.  Georgs-Marien-Verein  (Osnabrück) 


Keine  eigene  Fabrikation. 
Stabeisen,    Draht,    Träger, 
Mittelbleche. 


Grob-    und 


Fassoneisen,Schrauben,Muttern,Nietenus\v. 

Walzdraht,  Stacheldraht,  Drahtstifte,  Draht- 
seile usw. 

Bandeisen,  Stabeisen. 

Schienen-,  Weichenbau,  Schiffswellen,  gez. 
Drahtstahl  usw. 


214* 


Chronik  und  Archivalien. 
VI.  Handel  und  Verkehr. 


Firma 


Gegenstand  des  Unternehmens 


Eisenhandelsfirma  Klöckner  &  Co. 
bürg)  


(Duis- 


Kiöckner,  Reederei  und  Kohlenhandel 
(Duisburg) 

A.-G.  für  Eisenvertrieb  in  Südamerika 
(Buenos  Aires) 


Eisengroßhandel  (Zweigniederlassungen 
in  verschiedenen  größeren  Städten 
Deutschlands,  u.  a.  Duisburg,  Hamburg, 
Magdeburg,  Mannheim,  Dresden, 
Hagen  i.  W.). 

Reederei  und  Kohlenhandel. 


Der  Lothringer  Hütten-Verein  ist  außerdem  beteiligt  an: 

1.  Maschinenbauanstalt  Humboldt,  Köln. 

2.  Geisweider  Eisenwerk  A.-G.,  Geisweid,  gemeinsam  mit  Thyssen 
(der  Hüttenverein  besitzt  2,10  Mill.  Mark,  Thyssen  2,30  Mill.  Mark). 

3.  A.-G.  Isselburger  Hütte  vorm.  Joh.  Nehring,  Bogel  &  Co.,  Isselburg. 

4.  Krefelder  Stahlwerk  A.-G.,  Krefeld. 

Neuerdings  ist  die  Klöckner-Gruppe  auch  in  Beziehung  zur  Bergmann  Elektrizitäts- 
Gesellschaft,  Berlin,  getreten,  wobei  letztere  ihre  Freiheit  allerdings  völlig  gewahrt  hat. 


4.  HanieU  Gruppe. 

Gleichfalls  von  innen  heraus  ist  die  Haniel-Gruppe  erwachsen.  Der  Besitz 
dieses  Konzerns  gruppiert  sich  um  die  Gutehoffnungshütte,  die  am  Anfang 
des  19.  Jahrhunderts  im  Besitz  der  Familie  Krupp,  später  ein  Unternehmen 
der  Familie  Haniel  wurde.  Ähnlich  wie  beim  Klöckner- Konzern  handelt  es 
sich  auch  hier  um  ein  einziges  Unternehmen,  von  dem  aus  die  ganze  Zu- 
sammenschlußbewegung ihren  Ausgangspunkt  nahm.  Die  Gutehoffnungshütte, 
in  ihrem  Werdegang  ein  typisches  Beispiel  für  die  Entstehung  eines  ge- 
mischten Werkes,  war  schon  vor  dem  Kriege  zu  einem  in  sich  geschlossenen 
vertikalen  Organismus  erwachsen.  Nach  dem  Kriege  schritt  sie  ebenfalls, 
wenn  auch  nicht  in  dem  Ausmaße  wie  andere  Montanwerke,  zur  Erweiterung 
ihres  Besitzes.  Während  jene  diese  Expansionen  durch  Zusammenschluß 
auf  föderativer  Grundlage  suchten,  blieb  die  Gutehoffnungshütte  für  sich 
allein,  indem  sie  hie  und  da  Aufkäufe  vornahm  oder  das  erstrebte  Ziel  durch 
Beteiligungen  zu  erreichen  suchte.  Interessengemeinschaften  innerhalb  der 
Haniel-Gruppe  bestehen  mit  der  Maschinenfabrik  Augsburg-Nürnberg  und 
dem  Osnabrücker  Kupfer-  und  Drahtwerk.  Man  hat  es  hier  eigentlich  mehr 
mit  einem  ausgedehnten,  in  vielen  Gebieten  interessierten  vertikalen  Unter- 
nehmen zu  tun  als  mit  einem  Konzern,  in  dem  sich  mehrere  vertikal  oder 
auch  horizontal  aufgebaute  Werke  unter  Aufstellung  eines  gemeinsamen 
Arbeitsprogramms  zusammenfinden. 
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Im  ganzen  umfaßt  diese  Gruppe: 

1.  Erzgruben  6 

2.  Kohlenzechen  7 

3.  Hochofenwerke 1 

(11  Hochöfen  mit  rund  5205  com  Fassungsraum) 

4.  Stahlwerke 2 

5.  Edelstahlwerke  1 

6.  Stahlformgießereien   1 

7.  Walzwerke 8 

Außerdem   Verfeinerungs-   und  Fertigindustrie,   wie  Maschinen-,   Lokomotiven- 
Brückenbauanstalten  und  Werften. 

Im  einzelnen  setzt  sich  die  Gruppe  zusammen  aus: 
I.  Kapital-  und  Anleiheschulden. 


Firma 


Aktien- 
kapital 

(inMill.Jß) 


Anleihe- 
schulden 

(inMill.JO 


Besitzverhältnis  zur  Gruppe 


1.  Gutehoffnungshütte  A.  -  G.  für 
Bergbau  u.  Hüttenbetrieb  (Ober- 
hausen, Rheinland) 

2.  Maschinen  -  Fabrik  Augsburg- 
Nürnberg  A.-G 

3.  Maschinenfabrik  Eßlingen  A.-G. 

4.  Hohenzollern  A.-G.  für  Loko- 
motivbau (Düsseldorf) 

5.  Haniel  &  Lueg  G.  m.  b.  H. 
(Düsseldorf) 

6.  Eisenwerk  Nürnberg  A.-G.  vorm. 
Tafel  &  Co 

7.  DeutscheWerft A.-G.  (Hamburg) 

8.  Hamburger  Werft 

9.  Fritz  Neumeyer  A.-G.  (Nürn- 
berg)  

10.  Osnabrücker  Kupfer-  und  Draht- 
werk A.-G 

11.  Franz  Haniel  &  Co.  G.  m.  b.  H. 
(Ruhrort) 

12.  Waggonfabrik  A.-G.  (Ürdingen) 

13.  Schwäbische  Hüttenwerke  G.m. 
b.  H.  (Wasseralfingen) 


80 


100 

97,' 

24 

5 

36 

— 

0,02 

— 

4 

— 

60 

30 

9 

— 

25 

12 

10 
22 


16,6 


0,8 


;  Interessengemeinschaft  auf 
30  Jahre 


Beteiligung  durch  1 

Familienbesitz  Haniel 

Vollbesitz  durch  1 

Mehrheit  bei  1 
51%  bei  1 
Beteiligung  durch  1 

1  besitzt  maßgeblichen 
Einfluß  durch  Beteiligung 

Interessengemeinschaft 
mit  1 ,  außerdem  Beteiligung 

Vollbesitz  durch  1 
Beteiligung  durch  1 


Die  Schwäbische  Hüttenwerke  G.  m.  b.  H.  ist  die 

Pächterin    der    württembergischen    Eisen-    und 

Hüttenwerke.    Die  Gutehoffnungshütte  ist  an  ihr 

mit  50°/o  beteiligt. 
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Chronik  und  Archivalien. 


II.  Erzgruben. 


Eisenerzgruben 
der  Gutehoffnungshütte 


1.  Steinberg  b.  Rümelingen  (Luxemburg) 

2.  Ferdinand  bei  Neustadt  a.  d.  Wied . . 

3.  Vahlbergerzug  (Siegerland) 

4.  Hahn  bei  Elkershausen  (Siegerland). 

5.  Adler  (Oberhessen) 

6.  Reichensteinerberg  (Westerwald)  . . . 
Außerdem:   Dornaper  Kalkstein-  und  Dolomitbruch  Hanielsfeld,   Kalksteinbruc 

Nierstein  und  Dolomitbruch  Lüntenbeck  bei  Elberfeld,  Kalksteinbruch  Wiel. 

III.  Kohlengruben. 

1.  Gutehoffnungshütte. 


Förderleistung  (in  t) 

1918/19 

1919/20 

52  269  i 

65  9021 

37442 

20031 

26669 

4800 

12  882 

3  402 

23  751 

18278 

12  252 

19  446 

Zechen 


Kohlenförderung  (in  1000  t) 
1913  1920 


Kokserzeugung  (in  1000  t) 
1913  1920 


1.  Oberhausen  1,  2,  3    (Ober- 
hausen) 2  

2.  Osterfeld  (Osterfeld  i.  W.) . . 

3.  Jacobi  (Oberhausen) 

4.  Ludwig  (Essen-Rellinghausen) 

5.  Schachtanlage  Franz  Haniel 
(Oberhausen) 


2324 

1197 

58 

130 


1486 
674 
366 
212 


noch  im  Ausbau  befindlich. 
2.  Hanielscher  Besitz. 


363 
410 


286 
233 
139 


Zechen 


Kohlenförderung 

(in  1000  t) 
1913  1920 


Kokserzeugung 

(in  1000  t) 
1913  1920 


Neumühl,  Gew.  (Hamburg-Neumühl). 

Rheinpreußen,  Gew.  (Homberg) 

Zollverein  Gew.  (Katernberg)3 


1593 
2762 
2323 


1116 
1910 
1493 


Gesamtziffern. 


386 
628 
219 


309 
503 
420 


Syndikatsbeteiligung  am  1.  Dez.  1921 
(in  1000  t) 

Kohlenförderung 
(in  1000  t) 

1913            1920 

Kokserzeugung 
(in  10G0  t) 

Kohle 

Koks 

Preß- 
kohle 

Verbrauchs- 
beteiligung 

1913 

1920 

1.  Gutehoffnungshütte. 

3117  215  216  1635  3771  2738  812  658 

2.  Hanielscher  Besitz. 
4519  1233 


9717 


2113 


216 


1635 


10449 


7257 


2045 


1  Die  Gutehoffnungshütte  erhält  die  Hälfte  der  Gesamtförderung,  da  die  Grube 
gemeinsam  mit  der  Phoenix  A.-G.  betrieben  wird. 

2  Einschl.  Zeche  Hugo,  Sterkrade  und  Vondern. 

3  Seit  Februar  1921  mit  der  Phoenix  A.-G.  zu  einer  Betriebsgemeinschaft  ver- 
bunden. 
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IV.  Hochofen-,  Stahl-  und  Walzwerke. 


Firma 

Anlagen 

1. 

Gutehoffnungshütte 

Eisenhütte  mit  11  Hochöfen,  Walzwerk. 

,    Neuoberhausen 

Stahl-  u.  Walzwerk,  Thomas-  u.  Martinstahl. 

„    Altenhunden  (vorm.  H.  Schmitz)  . . . 

Blechwerk. 

„    Gelsenkirchen  (vorm. Boecker&Co.) 

Drahtwalzwerk,  Drahtzieherei. 

2. 

Martin-,  Preß-,  Walz-  und  Hammerwerke, 
Stahlformgießerei. 

3. 

Eisenwerk  Nürnberg 

Feineisenwalzwerk. 

4. 

Fritz  Neumeyer  A.-G.  (Nürnberg).. 

(Metall-)  Hütten-  und  Walzwerk. 

V.  Verfeinerungs-  und  Fertigindustrie. 


Firma 


Erzeugnisse  der  Verfeinerung 


Gutehoffnungshütte 

a)  Abt.  Sterkrade 

b)  „    Gelsenkirchen 

c)  „    Altenhunden 

d)  ,,    Schwerte,   vorm.   Ludwig 

Möhling  (1920  durch  Pacht 
an  die  Gutehoffnungshütte 
übergegangen) 

e)  ,,    Walsum     (Binnenschiffs- 

werft im  Bau) 

MaschinenfabrikAugsburg- 
Nürnberg  mit  Anlagen  in  Augs- 
burg-Nürnberg und  Gustavsburg 


3.  Maschinenfabrik  Eßlingen 


a)  Abt.  Cannstatt 

b)  „     G.Kuhn  G.m.b.H.  (Stutt- 

gart-Berg)   

4.  Hohenzollern  A.-G.   (Düssel- 
dorf)  

5.  Eisenwerk  Nürnberg 

6.  Deutsche  Werft  (Hamburg)  .. 

7.  Hamburger  Werft 

8.  WaggonfabrikA.-G.Ürdingen 

9.  Osnabrücker    Kupfer-    und 
Drahtwerk  A.-G 


Das  Erzeugungsprogramm  umfaßt  Ehen-  und  Stahl- 
werkserzeugnisse bis  zur  größten  Verfeinerung. 

Insbesondere  Maschinen  aller  Art,  Kessel,  Ketten 
und  Eisenkonstruktionen  (Brücken  usw.). 

Drahtseile,  Stacheldraht,  Drahtstifte,  Schienennägel 
und  Sprungfedern. 

Insbesondere  Mittel-  und  Feinbleche. 


Nieten  (für  Hamburger  Werften). 


Weltwirtschaftliches  Archiv  Bd.  XVIII. 


Flußschiffe. 


Dampfmaschinen,  Kessel  und  Turbinen,  Großgas- 
maschinen, Dieselmotoren  für  ortsfesten  und 
Schiffsbetrieb,  Eisenbahnwagen,  Straßenbahn- 
wagen.Lastkraftwagen,  Kran-  und  Förderanlagen, 
Brücken-  und  Eisenbauten,  Preß- und  Schmiede- 
teile usw. 

Lokomotiven,  Eisenbahnwagen,  Dampf-,  Öl-  und 
Gasmaschinen,  Pumpen,  Dampfkessel, Dynamo- 
maschinen, Elektromotoren,  Brücken-  und  Hoch- 
bauten, Hebezeuge. 

Elektrotechnische  Artikel. 

Maschinen  und  Kessel. 

Lokomotiven,  Maschinen,  Hohenzollernöfen,  Feld- 

und  Kleinbahnmaterial. 
Stab-,  Band-  und  Fassoneisen,  Kleineisenzeug  für 

Eisenbahnoberbau. 
Passagier-  und  Frachtschiffe  bis  zu  den  größten 

Abmessungen,  Schiffsmaschinen  und  Kessel. 
Schiffe  kleinerer  und  mittlerer  Größe,  sowie  deren 

maschinelle  Einrichtungen. 
Eisenbahn-,  Straßen-  und  sonstige  Wagen. 

Qualitätsmaterial  für  Schiffszwecke,  Qualitätsdrähte 
für  elektrische  Zwecke. 

XV 
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Chronik  und  Archivalien. 
VI.  Handel  und  Verkehr. 


Firma 


Gegenstand  des  Unternehmens 


1.  Franz    Haniel    &    Co.    G.    m.    b.    H. 
(Duisburg-Ruhrort) 


2.  Steffens  &  Nölle  G.  m.  b.  H.  (Essen) . . 


3.  J.C.Goudriaan's  Industrie  en  Export  Mij. 

(Delft)  

4.  Böhm  &  Co.  (Wesel) 

5.  Rosendahl  <S  Co.  (Hamburg) 

6.  William  Müller  &  Co.  (Rotterdam) .... 


7.  Eisen-  und  Stahl-A.-G.  (Wien). 


8.  Fränkische  Eisenhandelsgesellschaft 
(Nürnberg)  


Kohlengroßhandlung,  Rheinreederei  und 
Umschlagseinrichtungen  am  Oberrhein. 
Beteiligung  der  Gutehoffnungshütte. 

Eisengroßhandlung.  Diese  besorgt  für  die 
Gutehoffnungshütte,  die  maßgeblich  an 
ihr  beteiligt  ist,  den  Absatz  eines  Teiles 
ihrer  Erzeugnisse  im  Norden  und  Westen 
Deutschlands. 

Exportgeschäft  (Beteiligung  der  Gute- 
hoffnungshütte). 

Kohlenhandelsfirma  (Vollbesitz  der  Gute- 
hoffnungshütte). 

Kohleneinfuhrgeschäft  (Vollbesitz  der  Gute- 
hoffnungshütte). 

Holländische  Eisengroßhandlung  (Beteili- 
gung durch  Gutehoffnungshütte).  Die 
Abteilung  Ferrostaal  dieser  Gesellschaft 
hat  den  Gesamtverkauf  der  Gute- 
hoffnungshütte -  Produkte   in   Holland. 

Gemeinsam  mit  Rheinstahl,  van  der  Zypen, 
Wolff,  Phoenix  und  Müller  <S  Co. 
gegründet. 

Beteiligung  der  Gutehoffnungshütte.Besorgt 
für  die  Gutehoffnungshütte  gemeinsam 
mit  der  Eisenhandels-Abt.  von  Franz 
Haniel  <&  Co.,  Mannheim,  den  Absatz 
der  Erzeugnisse  in  Süddeutschland. 


5.  Stumm-Gruppe. 

Nachdem  Mitte  1921  eine  Art  Holding-Gesellschaft  für  die  ganze  Gruppe 
unter  der  Firma  Stumm -Konzern  G.  m.  b.  H.  in  Düsseldorf  errichtet  wurde, 
ist  die  durch  die  Folgen  des  Krieges  notwendig  gewordene  Umgestaltung 
des  Stummschen  Besitzes  zu  einem  gewissen  Abschluß  gekommen.  Unter 
den  in  den  letzten  Jahren  in  die  Stummsche  Einflußsphäre  einbezogenen,  sehr 
mannigfaltigen  Werken  befinden  sich  Bergbau-Unternehmungen  und  besonders 
Eisen  verarbeitende  Betriebe.  Mit  der  als  altes  Besitztum  der  Firma  Stumm 
bekannten  Zeche  Minister  Achenbach  gehört  das  Werk  schon  lange  zum 
rheinisch-westfälischen  Industriegebiet,  obwohl  ihr  Schwerpunkt  an  der  Saar 
und  in  Luxemburg  lag.  Das  Stammunternehmen  ist  in  zwei  selbständige 
Aktiengesellschaften  gegliedert.  Die  seit  1903  als  G.  m.  b.  H.  geführte  Neun- 
kirchener  Gesellschaft  trägt  jetzt  die  Firma  Neunkirchener  Eisenwerk  A.-G. 
vorm.  Gebrüder  Stumm.  Von  den  20  Millionen  Mk.  Aktien  sind  12  Millio- 
nen Mk.  im   Eigentum  der  Gruppe  Soc.  des  forges  et  acieries  du  Nord  et 
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de  Lorraine.  Im  Aufsichtsrat  sind  7  Franzosen  und  5  Deutsche  vertreten.  Für 
die  pfälzischen  Besitzungen  wurden  die  Homburger  Eisenwerke  A.-G.  vorm. 
Gebr.  Stumm  in  Homburg  (Pfalz)  gleichzeitig  mit  5  Millionen  Mk.  Aktien- 
kapital (bei  60%  französischer  und  40%  deutscher  Beteiligung)  errichtet. 
Bei  dem  Stumm-Konzern  handelt  es  sich  ähnlich  wie  bei  Klöckner  und 
Haniel  um  ein  Unternehmen,  von  dem  aus  die  Zusammenschlußbewegung 
ausging.  Bezeichnend  für  den  Konzern,  wie  er  sich  heute  darstellt,  ist,  daß 
durch  die  zahlreichen  Besitzungen  auf  der  Stufe  der  Halberzeugnisse  (Eisen- 
verfeinerungsindustrie unter  V  in  folgender  Tabelle)  eine  starke  horizontale 
Gliederung  neben  dem  vertikalen  Gesamtaufbau  in  den  Vordergrund  tritt 
(ähnlich  dem  Elektromontankonzern,  der  Thyssen-  und  der  Krupp-Gruppe).  Die 
oben  erwähnte  Holding-Gesellschaft  dient  als  Mittlerin  für  das  gegenseitige 
wirtschaftliche  Zusammenarbeiten  sämtlicher  Stummschen  Werke.  Eine  Ge- 
winnverteilung findet  nicht  statt. 

Im  ganzen  vereinigt  der  Konzern  in  sich: 

1.  Erzgruben 9 

2.  Kohlenzechen 3 

3.  Hochofenwerke 3 

4.  Elektrostahlwerke  2 

5.  Stahlformgießereien 5 

6.  Puddelwerke 1 

7.  Walzwerke 14 

Außerdem  eine  große  Zahl  weiterverarbeitender  und  Fertigindustrien,  einschließlich 
Bauindustrien.  Schließlich  betreibt  der  Stumm-Konzern  eine  Handelsgesellschaft  mit 
Zweigniederlassungen  in  Hannover,  Hamburg,  München  und  Mannheim. 

Im  einzelnen  setzt  der  Konzern  sich  zusammen  aus: 

I.  Kapital-  und  Anleiheschulden. 


Firma 

Aktienkapital 

Anleiheschulden 

Besitzverhältnis 

(in  Mill.  Jt) 

(in  Mill.  Ji) 

zur  Gruppe 

1.  Gebr.  Stumm  G.  m.  b.  H. 

(Neunkirchen/Saar) 

a)  Neunkirchener  Eisenwerk 

A.-G.,  vorm.  Gebr.  Stumm 

20 

— 

Besitz  zu  40%  durch 

b)  Hamburger  Eisenwerke 

Gebr.  Stumm. 

A.-G.,  vorm.  Gebr. Stumm 

5 

— 

Besitz  zu  60%  durch 
Gebr.  Stumm. 

2.  Gelsenkirchener  Gußstahl- 

30 

15 

81%  bei  1. 

3.  Eisenwerk  Kraft  (Berlin)  , , 

22 

12 

starke  Beteiligung 
durch  1. 

4.  Eisenindustrie  zu  Menden  und 

Schwerte  (Schwerte  bei  Dort- 

mund)   

4,5 

1,5 

Vollbesitz  durch  1. 

5.  Gußstahlwerk  Witten  A.-G. 

30 

20 

starke  Beteiligung 
durch  1 

(etwa  60  o/0). 

6.  Westfälische  Eisen- und  Draht- 

werke A.-  G.  (Werne  i.  W.)  . . 

32 

18 

starke  Beteiligung 
durch  1. 

7.  Norddeutsche  Hütte  (Bremen) 

10 

5 

Vollbesitz  durch  1. 

XV* 
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II.  Erzgruben. 


Firma 


Besitz     bzw.    Beteili- 


Lahn-  und 
Dillbezirk 


zu    Menden     und 


1.  Stummscher 
gungen 

a)  Eleonore 

b)  Schiffelborn 

c)  Georgs-Hoffnung  . . 

d)  Georg 

c  Lager  in  Oberkorn 

2.  Eisenindustrie 
Schwerte 

a)  Jacobskrone  (Siegerland) 

b)  Martenberg  (Siegerland) 

3.  Westf.  Eisen-  und  Drahtwerke 
Zufälligglück  (Siegerland) 

4.  Eisenwerk  Kraft 

a)  Abt.  Niederrhein.  Hütte.  (Noch  in  der 
Aufschließung  befindliche  Gruben  bei 
Dillenburg) 

b)  Gruf aktiebolaget  Stark(Mittelschweden) 

III.  Kohlengruben. 


Art  des  Erzes 


Manganerze 
Minette 


•  Eisenstein 


Firma 

Kohlenfc 
(in  1( 
1913 

rderung 
XX)  t) 
1920 

Kokser; 
(in  1 
1913 

seugung 
000  t) 
1920 

1.  Besitz  der  Gebr.  Stumm 

a)  Apierbecker  Aktien-Verein,  Solde  i.  W. 
(Zeche  ver.  Margarethe)  

328 
913 

774 
416 

206 
561 

615 
376 

282 

231 
170 

b)  Gew.    Minister    Achenbach     (Bram- 

2.  Essener  Bergwerks-Verein 

„König Wilhelm"  A.-G  (Borbeck i.W.) 
(Interessengemeinschaft     mit     Minister 
Achenbach) 

a)  Christian  Levin  und  Neu-Cöln 

b)  Wolfsbank  und  Neuwesel 

195 

113 
167 

Gesamtziffern. 


Syndikatsbeteiligung  am  1.  Dez.  1921 
(in  1000  t) 


Kohle 


Koks 


Preßkohle 


Verbrauchs- 
beteiligung 


Kohlenförderung 
(in  1000  t) 


1913 


1920 


Kokserzeugung 
(in  1000  t) 


1913 


1920 


1.  Gebrüder  Stumm. 
950     |        20      |       100       |        900        |      1241      |       767       |       282      1       195 

2.  Essener  Bergwerks-Verein. 
1138     I      543      |        —        |         —        |      1190     I      991        I       401      I       280 


2088 


563 


100 


900 


2431 


1758 


683 


475 
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IV.  Hochofen-,  Stahl-  und  Walzwerke. 


Firma 

Anlagen 

1. 

Gebr.  Stumm  (Homburger  und  Neun- 
kirchener  Eisenwerke) 

6  Hochöfen  (2700),  Gießereien,  Thomas-  und 

Elektrostahlwerke,  Walz-  und  Hammer- 
werke,ThomasschIackenmühlen,6  Hoch- 
öfen in  Meckingen.Martinöfen.Schienen- 
Walzeisen,  Schraubenfabriken  usw. 

2. 

Gelsenkirchener  Gußstahl-  und 
Eisenwerke 

a)  Anlagen  in  Gelsenkirchen 

b)  Annener   Gußstahlwerk    (81%  in 
Besitz  von  2) 

c)  Stahlwerk  Oeking,  Düsseldorf  (60% 
in  Besitz  von  2) 

|  Siemens-Martin-Stahlgießereien,    Feder- 
\     stahlwalzwerke.Hammerwerke,  Elektro- 
j     stahlöfen. 

Siemens-Martin-Stahlwerk,  Walzwerke. 

3. 

Eisenwerk  Kraft  (Berlin) 

a)  Abt.  Niederrhein-Hütte  (Duisburg- 

Hochfeld) 

b)  „  Stolzenhagen    (Kratzwieck  bei 

Stettin) 

4  Hochöfen,   Siemens  -  Martin  -  Stahlwerk, 
Walzwerk,  Eisengießerei. 

3  Hochöfen    mit  1750C0  t  Gießerei-Roh- 
eisen jährl. 

4. 

Eisenindustrie    zu   Menden   und 

Siemens-Martin-Stahlwerk  und  Blockwalz- 
werk, Drahtzieherei  und  sonstige  Walz- 
werke. 

5. 

Gußstahlwerk  Witten  A.-G 

S.-M.-Stahlwerke,  Tiegelstahlwerk,   Stahl- 
formgießerei,    Hammerwerke,    Block- 
walzwerke usw. 

6. 

Norddeutsche  Hütte  (Bremen) 

3  Hochöfen  (1200),  Kokerei,  Zementfabrik. 

7. 

Westfälische  Eisen-  und  Draht- 
industrie (Werne) 

1  Drahtwalzwerk,  1  Puddelwerkmit  12  Ofen, 
Drahtzieherei,  Verzinkerei  usw. 

b)  „    Apierbeck 

c)  Außerdem  ist   die  Westfäl.  Eisen- 
und  Drahtindustrie  stark  interessiert 
an  F.  Troitzsch  G.  m  b.  H.  (Berlin- 
Tempelhof)  und  H.  Schlieper  Sohn 
G.  m.  b.  H.  (Grüne  i.W.) 

3  Hochöfen  (1020),  1  Gießerei  und  mecha- 
nische   Werkstatt,     Siemens  -  Martin- 
Stahlwerk. 

Seil-  und  Kabelwerke. 
Kettenfabrik. 
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V.  Verfeinerungs-  und  Fertigindustrie. 


Firma 


Erzeugnisse 


1.  Gebr.  Stumm 

a)  Anlagen  in  Neunkirchen  und  Hamburg 

b)  Beteiligungen  und  Besitzungen: 
Metallzieherei  A.-G.  (Köln-Ehrenfeld) 
Fr.  Boesner  (Augustental    bei    Neu- 
wied)   

Roth,   Heck  &  Schwimm   (Ischheim 

bei  Zweibrücken) 

Frerichs  (Einswarden  i.  Oldenburg), 
(Vollbesitz  durch  Gebr.  Stumm)  — 

Abt.    Osterholz  -  Scharmbek,    vorm. 

G.  H.  Thyen 

Schiffswerft  Gebr.  Stumm  G.m.b.H. 

(Koblenz)  

Münchener  Eggenfabrik  (München).. 
Pflugfabrik  A.-G.  (Landsberg  a.  Lech) 
Rheinisch  -  westfälische  Bauindustrie 
A.-G.  (Düsseldorf),  (Vollbesitz) 

Eisenindustrie  zu  Menden  u.  Schwerte 
Karcher,  Roth  &  Co.  (Beckingen) .  -  . 
Fingerhut -Werke  A.-G.  (Vohwinkel) 
Mit  den  Fingerhut-Werken  stehen  in 
Interessengemeinschaft : 
Walter-Werke  A.-G.  (Köln-Zollstock) 
Kraftwagen  A.-G.  (Vohwinkel) 

2.  Gelsenkirchener   Gußstahl-    und 
Eisenwerke 

a)  Abt.  Gelsenkirchen,  Düsseldorf,  Hagen 

b)  Vereinigte  Preß-  und  Hammerwerke, 
Dahlhausen- Bielefeld  A.-G.  (Dahl- 
hausen/Ruhr) 

c)  Brenne-Hangarter  <&  Co.  (Haspe  i.  W.) 

d)  Deutsche  Lastautomobilfabrik  Ra- 
tingen   .... 

e)  Annener  Gußstahlwerk 


f)  Stahlwerk  Oeking  (Düsseldorf)    

Außerdem  ein  Portlandzementwerk  bei 
und  Magnesitbrennerei  beim  Gußstahlwerk 


Eisenbahnoberbaumaterial,  Radsätze,  Stab- 
eisen, Schmiedestücke,  gez.  Draht  usw. 

Automobil-  und  Fahrradfelgen, 
gez.  Drähte  und  Drahtstifte. 


Seedampfer     bis    150OO  t, 
Reparaturen,  Armaturen. 

Schiffsmaschinen. 


Fischdampfer, 


Rheinschiffe,  Bagger. 

Eggen,  Kultivatoren,  Jauchepumpen. 

Eiserne  Handpflüge  usw. 

Bau  von  Hüttenwerken,  Eisenbetonbau, 
Kanalbau  usw. 

gez.  Draht  und  Drahtstifte. 

Schrauben  und  Muttern. 

Werkzeuge,  hauptsächlich  Spiral-  und  Ge- 
windebohrer, Fräser,  Schrauben,  Muttern 
u.  Fassonteile. 

Elektrotechnische  Erzeugnisse  u.  Hebezeuge. 

Reparatur  u.  Handel  mit  Kraftwagen. 


Stahlfassongußstücke,  Stahlräder,  Radsätze. 


Schmiedestücke. 
Bahnbedarf. 


Lastkraftwagen. 

Schmiede-   und  Formguß  für  Eisenbahn 

Lokomotiv-  und  Maschinen  -  Fabrikation, 

Schiffswerfte  usw. 
Maschinenteile,  Radsätze  usw. 

der  Norddeutschen  Hütte  und  eine  Dolomit- 
Witten. 


VI.  Handel  und  Verkehr. 

1.  Gute,  wenn  auch  auf  keine  Kapitalbeteiligung  gestützte  Beziehungen 
unterhält  Stumm  zur  Frankfurter  Adler-Gruppe  0-  Adler  jr.,  Eisengroß- 
handlung, Frankfurt  a.  M.).  Das  geht  daraus  hervor,  daß  der  Stummsche 
Generaldirektor  Th.  Müller  dem  Aufsichtsrat  der  von  der  Firma  J.  Adler  jr. 
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gegründeten  Bahnbedarf  A.-G.  in  Darmstadt  und  der  ebenfalls  dort  domizilie- 
renden Dampikesselfabrik  Rodberg  angehört. 

2.  Montangesellschaft  Saar  G.  m.  b.  H.  (Krefeld)  mit  Zweigniederlassungen 
in  Hamburg,  Hannover,  Mannheim  und  München. 


6.  Henschel=Lothringen=Essener  Steinkohlen-Vereinigung. 

Nach  dem  Kriege  neuerstanden  ist  die  Henschel-Lothringen-Essener 
Steinkohlen-Vereinigung.  Dieser  auf  föderativer  Grundlage  errichtete  Konzern 
verdankt  seine  Entstehung  einer  Interessengemeinschaft,  die  Anfang  1921 
zwischen  der  Firma  Henschel  &  Co.,  Abteilung  Henrichshütte  in  Hattingen, 
der  Essener  Steinkohlenbergwerke  A.-G.  und  der  Lothringer  Bergbau  A.-G. 
bei  Bochum1  geschlossen  wurde.  Neuerdings  (1922)  ist  auch  die  Lokomotiv- 
fabrik Henschel  mit  in  die  Interessengemeinschaft  einbezogen  worden,  wo- 
durch der  Konzern  eine  ganz  erhebliche  Vertiefung  seiner  horizontalen  Basis 
(Bergbau)  erfährt,  zumal  die  Casseler  Lokomotivfabrik  seit  Ende  1921  maß- 
geblich an  der  Hannoverschen  Maschinen  A.-G.  beteiligt  ist.  Charakteristisch 
an  dem  ganzen  Konzern  ist,  daß  er  durch  freiwillige  Vereinigung  mehrerer 
für  sich  selbständiger  Unternehmen  entstanden  ist,  die  sich  nur  insoweit 
ihrer  Handlungsfreiheit  begeben,  als  dieses  die  Durchführung  der  gemein- 
samen Interessen  verlangt.  Die  Gewinne  werden  nach  vereinbartem 
Schlüssel  verteilt;  Henschel  erhält  50%,  während  die  Bergbau  A.-G.  Loth- 
ringen und  Essener  Steinkohlenbergwerke  je  25%  des  Reingewinns  erhalten. 
Der  Vertrag  läuft  50  Jahre.  Eine  Auflösung  ist  nur  für  den  Fall  vorgesehen, 
daß  nach  Ablauf  der  Vertragszeit  eine  Verschmelzung  der  drei  Gesellschaften 
derart  erfolgt,  daß  sie  in  einer  neuen  aufgehen.  Jedoch  kann  diese  Ver- 
schmelzung auch  jederzeit  früher  vereinbart  werden.  Die  Direktiven  für 
den  Konzern  gehen  von  einer  gleichnamigen  G.  m.  b.  H.  in  Hannover  aus 
Angeschlossen  ist  dem  Konzern  die  Westfalen  Bank  A.-G.  in  Bochum  als  Bank 
des  Kohlenblocks.  Sie  erledigt  in  erster  Linie  die  sämtlichen  Finanzgeschäfte 
des  Konzerns,  dann  aber  auch  alle  übrigen  bankmäßigen  Geschäfte. 

Im  ganzen  umfaßt  der  Konzern  Mitte  1922: 

1.  Erzgruben 12 

2.  Kohlengruben 21    (ohne  die  im  Ausbau  befindlichen) 

3.  Hochofenwerke 2 

(5  Hochöfen,  darunter 
2  HoUkohienöfen) 

4.  Stahlwerke 1 

5.  Stahlformgießereien  .     1 

6.  Walzwerke 2 

Außerdem  Verfeinerungs-  und  Fertigindustrien,  chemische  Werke,  in  denen  die 
Nebenerzeugnisse  der  Kohle  einer  Weiterbearbeitung  unterliegen,  sowie  zwei  Werften 
und  eine  Reederei. 

1  Die  Gewerkschaft  Lothringen  wurde  Anfang  1921  in  die  Bergbau-A.-G.  Loth- 
ringen umgewandelt.  Sie  hat  seit  dem  Kriegsende  eine  großzügige  Erweiterungs- 
politik betrieben  und  aus  einem  reinen  Bergbaubetrieb  ein  Unternehmen  gemacht,  das 
in  den  verschiedensten  Gebieten  Einfluß  besitzt.  Der  Initiative  ihres  tatkräftigen 
Generaldirektors  Otto  Gehres  ist  es  nicht  zum  mindesten  zu  danken,  wenn  heute 
durch  die  Vereinigung  der  erwähnten  Firmen  ein  Konzern  entstanden  ist,  der,  was 
innere  Festigkeit  und  Leistungsfähigkeit  anbelangt,  zu  den  kräftigsten  gehört. 


224* 


Chronik  und  Archivalien. 


Im  einzelnen  gehören  zu  dieser  Vereinigung: 

I.  Kapital-  und  Anleiheschulden. 


Firma 


Aktien-  bzw. 

Stammkapital 

(in  Mill.  M) 


Anleihe- 
schulden 
(in  Mill.  M) 


Besitzverhältnis 
zur  Vereinigung 


1.  Lothringer  Bergbau  A.  -  G. 
(Gerthe  i.  W.)  

2.  Essener  Steinkohlenberg- 
werke A.-G 

3.  Henschel  &  Sohn,  G.m.b.H., 
mit  sämtl.  Betrieben  (Cassel) 

4.  Sekuritas -Werke  A.-G. 
(Bochum)  

5.  Harzer  Werke  A.-G.  zu  Rübe- 
land und  Zorge 

6.  Märkisch-westfälischer  Berg - 
wetksverein  A.  -  G.  (Let- 
mathe  i.  W.) 

7.  Westlignose  A.-  G.  (Berlin) . 


8.  Ottowerft  A.-  G.  (Harburg) 

9.  Schiffswerft  Henry  Koch 
(Lübeck)     

10.  Kosmos-Linie  A.-G. 
(Hamburg) 

11.  Westfalen  Bank  A.-G. 
(Bochum) 


75 
75 
75 

9 

2,3 

10.2 
9 

6 
15 

84 
12 

II.  Erzgruben. 


18,5 
13,86 
50 
7,47 
1,69 

2,2 
2,4 


Interessengemein- 
schaft auf  50  Jahre, 
alsdann  Fusion. 


Gründung  von  lund2. 

Mehrheitsbeteiligung 
durch  1. 

Mehrheitsbeteiligung 

durch  1. 
Gründg.von  1  u.  4unt. 

Mitwirkg.  v.  Lignose 

A.-G.,  Berlin. 
Gründung  von  1  und  4. 

Beteiligung  durch  1. 

Beteilig,  durch  1  u.  2. 

Gründung  durch  1  u.  2. 


Firma 

1.  Henschel  &  Sohn 

Alte  Dreisbach  bei  Eisenfelde      (Siegerland)  — 
Ver.  Bergholzhausen  bei  Herford         „  

2.  Harzer  Werke  zu  Rübeland  undZorge 
Hüttenroder  Revier  bei  Blankenburg 

3.  Märkisch-westfäl.  Bergwerksverein 

Viktoria  (Siegerland) 

Concordia  bei  Anzhausen  „  

Heinrichssegen  „  

Altenberg  „  

Gew.  Schwarzwälder  Erzbergwerk  (Schwarzwald) 


Art  des  Erzes 


Eisenstein 
Rotspat 

Eisenstein 

Eisenstein 

Blei-  und  Zinkerz 

Zink-,  Blei- u.Kupfererz 

Zink-  und  I  Mehrheits- 
Bleierz    I  beteiligung 


Außerdem  eigene  Gruben  in  Steiermark  und  Kärnten. 
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III.  Kohlengruben. 

1.   Lothringer   Bergbau  A. -G. 


Zechen 


Kohlenförderung 

(in  1000  t) 

1913 

1920 

1220 

828 

613 

523 

354 

306 

342 

248 

139 

110 

133 

122 

119 

74 

65 

32 

Kokserzeugung 

(in  1000  t) 
1913         1920 


a)  Lothringen,  Gew.  Gerthe  b.  Bochum 

b)  Graf  Schwerin,  Gew.  Castrop , 

c)  Freie  Vogel  und  Unverhofft,  Gew.  Gerthe...., 

d)  Glückaufsegen,  Bergw.-Ges.  m.  b.  H.,  Horde., 

e)  Alte  Haase  I,  Bredenscheid 

f)  „         „     II,  Sprockhövel 

g)  „         ,,    HI    

h)  Carl-Friedrich,  Gew.  (Wurmrevier) 


391 

188 

92 

218 


268 
238 
102 
130 


Außerdem  Bergbau-A.-G.  Mark  (Gerthe),  Zeche  Freiberg  (außer  Betrieb),  Augusten- 
hoffnung. 


2.  Essener  Steinkohlenbergwerke  A.  -  G. 


Zechen 


Kohlenförderung l 
(in  1000  t) 

1913 

1920 

483 

281 

457 

356 

388 

364 

328 

276 

320 

225 

240 

233 

197 

1  außer 
J  Betrieb 

93 

a)  Gottfried- Wilhelm  (Recklinghausen)  — 

b)  Katharina  (Kray) 

c)  Ver.  Dahlhausener  Tiefbau  (Dahlhausen) 

d)  Carl  Funke  (Heisingen) 

e)  Herkules  (Essen) 

f)  Ver.  Pörtingsiepen  (Kupferdreh) 

g)  Ollendorf,  Gew.  (Altendorf  a.  d.  Ruhr)., 
h)  Pauline  (Werden) 


Gesamtziffern. 


Syndikatsbeteiligung  am 
1.  Dezember  1921  (in  1000  t) 


Kohle 


Koks 


Preßkohle 


Kohlenförderung 
(in  1000  t) 


1913 


1920 


Kokserzeugung 
(in  1000  t) 


1913 


1920 


1.  Lothringer  Bergbau  A.-G. 
3661  1387  342  2985  2243  889 

2.   Essener  Steinkohlenbergwerke   A.-G. 
3036  175  948  2506  1735 


738 


6697 


1562 


1290 


5491 


3978 


889 


738 


Die  Essener  Steinkohlenbergwerks-A.-G.   besitzt  außerdem  99  von  100  Kuxen  der 
Gewerkschaften  Augustus  I— VII,  Augustus  V  (Forts.),  Augustus  VI  (Forts.),  Freudenberg. 


1    Keine  Kokserzeugung. 
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Freudenberg  II,  Freudenberg  III,  Üfte,  Üfte  I,  Üfte  II  und  Üfte  III   (hauptsächlich  un- 
verritzte  Felder,  z.  T.  im  Ausbau).    Ferner  die  Mehrheitsbeteiligung  bei: 

Förderung  Beteiligung  (Kohle) 

1920  am  1.  12.  1921 

Dorstfeld 616  303  840  000 

Viktoria,  Kupferdreh 208  494  375  (>00 

Prinz  Friedrich 36  729  noch  nicht  festgesetzt 

Gew.  Oespel  (Kley  i.  W.) 364  955  500  000 

und  eine  Minderheitsbeteiligung  beim  Rhein.-Westf.  Bergw. -Verein,  Mülheim/Ruhr. 
IV.  Hochofen-,  Stahl-  und  Walzwerke. 


Firma 


Anlagen 


Henschel   &  Sohn 
a)  Abt.  Henrichshütte  (Hattingen) :   3  Hochöfen  mit  1590  cbm  Fassung,  3  Mar- 
tinöfen, Walzwerke  für  Stabeisen,  Bleche 
usw.,  Stahlformgießerei,   Radsatzfabrik 
und  Schlacktnsteinanlagen. 

Blechwalzwerk. 


b) 


Attendorn 


2.  Harzer  Werke  zu  Rübeland  und 
Zorge  (Blankenburg)  


4  Holzkohlen-Hochöfen  nebst  Eisengieße- 
reien. 


3.  Westfälischer  Bergwerks-Verein 

(Letmathe) I   Zinkhütte  in  Letmathe. 


V.  Verfeinerungs-  und  Fertigindustrie. 


Firma 


Erzeugnisse 


1.  Sekuritaswerke  (Bochum) 

2.  Harzer  Werke  (Blankenburg) 

3.  Otto-Werft  (Harburg) 

4.  Schiffswerft  Henry  Koch,  A.-G.  (Lübeck) 

5.  Henschel  &  Sohn  (Cassel) 

6.  Chem.  Werke  Lothringen,  G.  m.  b.  H. 

(Bochum)    

7.  Sekuritaswerke: 

a)  Abt.  Buchen 

b)  „    Finnentrop 

c)  n     Harburg 

8.  Westlignose  A.-G.  (Berlin) 


Kohlenaufbereitungsanlagen,  Maschinen, 
Geräte  usw.  für  Bergwerksbedarf,  Eisen- 
konstruktionen aller  Art,  besonders 
Schiffbau. 

Maschinen  und  Kessel  Anstalten  für  Ho'z- 
verkohlung  und  Holzessiggewinnung. 
Teerölanstalt. 

Frachtschiffe  und  Fahrzeuge  aller  Art,  sowie 
Schiffsmaschinen  und  Kessel. 

Kleinere  Fluß-  und  Seeschiffe. 

Lokomotiven  und  alle  Zubehörteile. 

Verwertung  der  Kohlennebenprodukte. 

Sprengstoffwerke. 

Zementfabrik. 

FischdampferDetrieb. 

Chemische  Erzeugnisse,  besonders  Sicher- 
heitssprengstoffe. 


Wirtschaftliche  Unternehmungen  und  Technik  des  Geschäftslebens.        227* 

Die  Chemischen  Werke  Lothringen  haben  Anfang  1922  eine  Interessengemeinschaft 
mit  den  Badischen  Anilin-  und  Sodawerken  geschlossen.  Außerdem  bestehen  durch 
die  Lothringer  A.-G.  Verbindungen  zu  dem  Kommunal-Elektrizitätsverband  für  Rheinland 
und  Westfalen  (Sitz  Hagen),  der  mit  der  Lothringer  A.-G.  einen  Lielerungsvertrag 
geschlossen  hat  und  bei  dem  diese  auch  beteiligt  ist. 

VI.  Handel  und  Verkehr. 

1.  Henschel  <&  Sohn,  Bochum,  Handelsabteilung  G.  m.  b.  H. 

2.  Kosmos -Linie;  diese  wieder  steht  in  engem  Interessengemeinschaftsverhältnis  mit 
der  Deutsch-Australischen  Dampfschiffahrtsgesellschaft  in  Hamburg. 


7.  RheinstahUArenberg=Gruppe. 

Die  Gruppe  Rheinstahl-Arenberg  ist  im  Februar  1921  entstanden  aus  der 
engen  Interessengemeinschaft  zwischen  den  Rheinischen  Stahlwerken  in 
Duisburg-Meiderich  1  und  der  Arenberg  A.-G.  für  Bergbau  und  Hüttenbetrieb 
in  Essen.  Dieser  Interessengemeinschaft  unmittelbar  voraus  ging  die  Er- 
werbung der  Kuxenmehrheit  der  Steinkohlenzechen  Arenberg  Fortsetzung 
seitens  der  Rheinstahlwerke.  Für  die  Bergbau-A.-G.  Arenberg  bedeutet 
diese  Interessengemeinschaft  die  vollständige  Verwirklichung  des  bei  ihrer 
Gründung  (1854)  schon  gehegten  Planes,  nämlich  die  Verbindung  von  Kohle 
und  Eisen  bis  zum  Fertigprodukt  und  bis  zum  Konsumenten.  Im  Gegensatz 
dazu  haben  die  Rheinischen  Stahlwerke  schon  seit  1900  (Angliederung  der 
Zeche  Zentrum)  den  Weg  zum  gemischten  Unternehmen  eingeschlagen.  Die 
Führung  dieser  Gruppe  liegt  bei  den  Rheinstahlwerken.  Der  Vertrag  enthält 
eine  Dividendengarantie  von  20  %  für  Arenberg  und,  falls  die  Rheinstahl- 
werke mehr  ausschütten,  von  der  gleichen  höheren  Dividende.  Der  Vertrag 
ist  auf  30  Jahre  geschlossen,  zu  seiner  Auflösung  bedarf  es  einer  Neunzehntel- 
mehrheit der  nicht  in  Rheinstahlaktien  umgetauschten  Arenberg-Aktien.  Zu 
dieser  Gruppe  gehören  außerdem  noch  verschiedene  weiterverarbeitende 
Unternehmen,  einige  Handelsfirmen  und  Transportbetriebe.  Ihre  Angliederung 
erfolgte  größtenteils  nach  dem  Kriege2. 

Im  ganzen  gehören  zum  Konzern: 

1.  Erzgruben 6    j   4.Stahlwerke 2 

2.  Kohlengruben 8       5.  E  lek  t  ros  tahl  werke 1 

3.  Hochofenwerke 1    j   6.  Stahlformgießereien 1 

(6   Hochöfen    mit   3330   com    Gesamt-              7.  Puddelwerke 1 

fassungsraum)                                                  |    8.  Walzwerke 12 


1  Die  Aktienmehrheit  dieses  Unternehmens  befindet  sich  in  den  Händen  der 
Großhandelsfirma  Otto  Wolff  in  Köln. 

8  Nachtrag:  Die  Gruppe  erfuhr  kürzlich  eine  wesentliche  Erweiterung  durch 
Einbeziehung  der  Ver.  Stahlwerke  van  der  Zypen  und  Wissener  Eisenhütten  A.-G.  in 
Küln-Deutz.  Am  3.  November  ds.  Jahres  nämlich  genehmigte  die  Hauptversammlung 
dieser  Werke  den  Abschluß  eines  Interessengemeinschaftsvertrages  mit  den  Rheini- 
schen Stahlwerken.  Der  Vertrag  sieht  eine  Zusammenwerfung  der  Gewinne  derart 
vor,  daß  auf  1000  Mark  Aktienkapital  von  van  der  Zypen  der  21ifache  Betrag  der 
Dividende,  die  auf  1000  Mark  Rheinstahlaktien  gezahlt  werden,  entfällt.  Der  Vertrag 
soll  am  1.  Juli  1922  beginnen  und  auf  50  Jahre  berechnet  sein. 
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Im  einzelnen  umfaßt  die  Gruppe  Mitte  1922: 

I.  Kapital-  und  Anleiheschulden. 


Firma 


Aktienkapital 
(in  Mill.  M) 


Anleiheschuld, 
(in  Mill.  Ji) 


Besitzverhältnis  zur  Gruppe 


1.  Rheinische  Stahlwerke 
(Duisburg) 160 1 

2.  Arenberg'sche  A.-G.  für 
Bergbau  und  Hüttenbetrieb 
(Essen) 21,6 

3.  Schiffswerft  vorm.  Janssen 
ÄSchmiünsky  (Hamburg)  28,0 

4.  Felser  &  Co.  (Köln-Kalk) 

5.  Theodor  Wuppertmnn  G. 
m.  b.  H.  (Schlebusch- 
Manfort) 

6.  Aug.Herwig Söhne  (Dillen- 
burg)  

7.  Rheinstahl-Handelsgesell- 
schaft (Düsseldorf) 0,5 

8.  Felix  Bischof  G.  m.  b.  H. 
(Duisburg)  

9.  Gußstahlfabrik  Fischer 
(Duisburg)  


47 

38,3 
6,0 


Interessengemeinschaft  für 
die  Dauer  von  bO  Jahren, 
alsdann  fortlauf.  lOjährl. 
Verlängerung.  Führung  bei 
Rheinstahl. 

Mehrheit  bei  2. 
Interessengemeinschaft  mit  1 
auf  dieDauer  von30Jahren. 


Interessengemeinschaft  mit  1 
auf  dieDauer  von  3(>Jahren. 

Interessengemeinschaft  mit  1 . 
Vollbesitz  bei  1  und  5. 
Beteiligung  von  1. 
Beteiligung  von  1. 


1.  Rheinische  Stahlwerke: 

Siegerländer  Gruben:  Ameise 
Georg 
Sonne 


IL  Erzgruben. 

55  207 
1069 


19  20 


Tonnen  Rohspat 

Brauneisenstein. 


Außerdem  die  Siegerländer  Grubenfelder  Rex,  Ilse  I  und  Ilse  II. 

III.  Kohlenzechen. 

1.  Rheinische  Stahlwerke. 


Zechen 


Kohlenförderung 

Kokserzeugung 

(in  1000  t) 

(in  100  >  t) 

1913 

1920 

1913 

1920 

501 

461 

122 

144 

430 

331 

— 

— 

948 

593 

504 

136 

199 

159 

— 

— 

468 

851 

146 

339 

1.  Arenberg  Fortsetzung  (Bottiop) 

2.  Brassert  (Marl  i.  W.) 

3.  Centrum  1/3  und  2  5  (Wattenscheid) 

4.  Centrum  4/6  (Wattenscheid) 

5.  Friedrich-Heinrich,  A.-G.  (Lintfort,  Kr.  Mors). 

Im  Januar  1917  ging  die  Mehrheit  der  Kuxe  der  Gewerkschaft  Brassert,  im 
September  1919  die  der  Gewerkschaft  Arenberg  Fortsetzung  in  den  Besitz  der  Rheinischen 
Stahlwerke  über.  Das  Steinkohlenbergwerk  Friedrich-Heinrich  wurde  im  Dezember  1917 
angeschlossen;  die  Gewerkschaft  Fröhliche  Morgensonne  wurde  am  1.  Januar  1921 
gepachtet.  Außerdem:  13  Kohlenfelder  (Fettkohle),  26%  Mill.  qm  im  Kreise  Mors 
Mehrheitsbeteiligung  bei  der  Braunkohlen-Gewerkschaft  Schallmauer,  Bachern  bei  Köln. 
Die  Beteiligung  beim  Braunkohlensyndikat  beträgt  200000  t  Braunkohlenbriketts. 

1  Von  der  Kapitalerhöhung  im  Februar  1921  (55  Mill.  Mk.)  wurden  43  Mill.  Mk. 
zum  Umtausch  für  Arenberg-Aktien,  12  Mill.  Mk.  für  teilweise  Kaufpreisdeckung  von 
Gew.  Schallmauer  (Braunkohle)  und  der  Wanheimer  Anlagen  der  Maschinenfabrik 
Augsburg-Nürnberg  verwandt. 
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2.  Arenberg'sche  Bergbau  A.-G. 


Zechen 


Kohlenförderung 

(in  1000  t) 
1913  1920 


Kokserzeugung 

(in  1000  t) 
1913  1920 


1.  Prosper  I  (Essen) . . 

2.  ,       II  (Bottrop) 

3.  „     III 


645 
1003 
628 


418 
689 
673 


96 
159 
202 


102 
112 
130 


Gesamtziffern. 


Syndikatsbeteiligung    von    1    und  2    am 
l.Dez.  1921  (in  1000  t) 

Kohlenförderung 
(in  1000  t) 

Kokserzeugung 
(in  1000  t) 

Kohle 

Koks 

Preß- 
kohle 

Verbrauchs- 
beteiligung 

1913 

1920 

1913 

1920 

1.  Rheinische  Stahlwerke. 
3765  800  144  1100  2546  2395  772  619 

2.  Arenberg'sche  Bergbau-A.-G. 
2243  687  —  —  2276  1780 


6008 


1487 


144 


1100 


4822 


4175 


12.9 


963 


IV.  Hochofen-,  Stahl-  und  Walzwerke. 


Firma 


Anlagen 


1.  Rheinische  Stahlwerke 

a)  Haupthüttenwerk  Meiderich 

b)  Hüttenwerke  in  Duisburg 

c)  Abt.  Duisburg- Wanheim 

d)  Abt.  Benrath  (vorm.  Balke,  Tellering 
&  Co.  A.-G.)  mit  Zweigniederlassun- 
gen in  Hilden  und  Immigrath 

e)  Abt.  Badenhild  (Wickede  a.  d.  Ruhr) 

f)  Abt.  Wurag  (Ver.  Walz-  und  Röhren- 
werke vorm.  Boeker  &  König,  Hohen- 
limburg) 

2.  Theodor  Wuppermann  G.m.b.H. 
(Schlebusch-Manfort)  

3.  Felser  &  Co.  (Köln-Kalk) 

4.  Aug.  Herwig  Söhne  (Dillenburg)  ... 

5.  Felix  Bischof  G.m.b.H.  (Duisburg). 


6  Hochöfen(3330) .Thomas-  und  Martinstahl- 
werke,  Walz-  und  Preßwerksanlagen. 

Martinstahlwerk,  Walz-  und  Preßwerk  für 
Universal-  und  Bandeisen,  sowie  Bleche, 
Eisenbahnoberbaumaterial,  Kessel  usw. 

Errichtung  von  Hochöfen  und  Walzwerks- 
anlagen projektiert. 


Röhrenwalzwerk. 
Röhrenwalzwerk. 


Kaltwalzwerk. 

Bandeisenwalz-  und  Hammerwerk. 
Bandeisenwalzwerk. 
Puddel-  und  Walzwerk. 
Qualitätsstahlanlagen,  3  Martinöfen. 
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V.  Verfeinerungs-  und  Fertlgindustrte. 


Firma 


Gegenstand  des  Unternehmens 


1.  Rheinische  Stahlwerke 
Abt.  Wurag  (Hohenlimburg) 


2.  Schiffswerft    vorm.   Janssen   &  Schmi- 
linsky  (Hamburg) 


Weiterbearbeitung  von  Bandeisen,  Ziehen 
von  Wellen  und  Feineisen,  autogen  ge- 
schweißte und  nachgezogene  Röhren  usw. 

Herstellung  von  Passagier-  und  Fracht- 
dampfern, Fahrzeugen  aller  Art,  Schiffs- 
maschinen und  Kesseln. 


VI.  Handel  und  Verkehr. 

1.  Rheinische  Stahlwerke. 

Rheinstahl  Handelsgesellschaft  m.  b.  H.  in  Düsseldorf,  Berlin,  Frankfurt,  Hamburg, 
Cassel,  Leipzig,  Stuttgart,  Nürnberg,  Bielefeld,  Hannover. 

Conrad  Kellner,  Komm. -Ges.,  Eisenhandlung,  Bremen. 

Huwald  Hammacher  G.  m.  b.  H.,  Köln-Kalk. 

Eisenhandlung  Ibach,  Komm.-Ges.,  Remscheid. 

Carl  Rauch,  Komm.-Ges.,  Solingen. 

Eisen-  und  Stahl-A.-G.,  Wien  (Mitbegründung  durch  Rheinische  Stahlwerke). 
2..  Arenberg'sche  A.-G. 

Schürmann  G.  m.  b.  H.,  Duisburg  (Vollbesitz),  Kohlengroßhandlung  und  Rheinreederei. 


8.  Friedrich  Krupp  A.=G. 

Die  Friedrich  Krupp  A.-G.,  1812  als  Gußstahlfabrik  kleinen  Umfanges 
gegründet,  kann  heute,  nachdem  sie  1865  dutch  Errichtung  eines  Hochofen- 
werks den  ersten  Schritt  dazu  unternahm,  als  gemischtes  Unternehmen  par 
excellence  gelten,  dessen  einzelne  Abteilungen  als  Teilunternehmen  wiederum 
selbständige  Wirtschaftseinheiten  darstellen,  die  ein  rechnungsmäßig  in  der 
Gesamtunternehmung  selbständiges,  eigenes  wirtschaftliches  Dasein  führen. 
Nach  dem  Kriege  ist  sie  erst  verhältnismäßig  spät  der  allgemeinen  Zu- 
sammenschlußbewegung beigetreten,  wahrscheinlich  deshalb,  weil  sie  vor- 
erst die  Umstellung  auf  die  Friedensproduktion  vornehmen  mußte.  Als  sie 
dann  damit  fertig  war,  ist  sie  nur  hie  und  da  einige  Beteiligungen  und  Inter- 
essengemeinschaften eingegangen,  ohne  dabei  derartige  Expansionsbestre- 
bungen an  den  Tag  zu  legen,  wie  die  bisher  besprochenen  Werke.  Die 
wichtigsten  sind  die  Interessengemeinschaften  mit  der  Steinkohlengewerk- 
schaft Helene  und  Amalie,  die  mit  Krupp  markscheidet,  und  der  Gewerk- 
schaft Constantin  der  Große.  Die  Verträge  laufen  40  bzw.  50  Jahre.  Krupp 
garantiert  den  Gewerken  beider  Zechen  eine  bestimmte  Jahresausbeute. 

Außerdem  hat  Krupp  gemeinsam  mit  der  A.  E.  G.  und  der  Eisenhandels- 
firma, Wolff  einen  starken  Aktienposten  von  Rheinmetall  erworben.  Die  Be- 
deutung dieses  Schrittes  liegt  darin,  daß  hiermit  ein  leistungsfähiges  Arbeits- 
bündnis der  Lokomotivenbranche  geschaffen  wird,  was  schon  daraus  hervor 
geht,  daß  man  bei  den  drei  in  dieser  Hinsicht  verbundenen  Unternehmungen 
mit  einer  Jahresproduktion  von  1200  Lokomotiven  rechnet. 
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Schließlich  erweiterte  Krupp  seinen  Interessenkreis  durch  Beteiligungen 
an  einigen  weiterverarbeitenden  Betrieben  und  Handelsfirmen,  so  daß  der 
Konzern  der  Friedrich  Krupp  A.-G.  Anfang  1922  —  wobei  das  starke  Vor- 
dringen in  den  Handel   besonders   bemerkenswert   ist  —  wie  folgt  dasteht: 

Im  ganzen  gehören  zu  Fried.  Krupp: 

1.  Erzgruben 37 

2.  Kohlengruben 6 

3.  Hochofenwerke 3 

(17  Hochöfen  mit  7295  cbm  Gesamtfassungsraum) 

4.  Stahlwerke 3 

5.  Edelstahlwerke i 

6.  Stahlformgießereien 1 

7.  Walzwerke 11 

8.  Walzengießereien 1 

Dazu  u.  a.  1  Schiffswerft,  Maschinenfabriken,  Konstruktionswerkstätten,  Lokomotiv- 
fabriken, Handelsunternehmen  und  eine  eigene  Reederei. 

Im  einzelnen  setzt  sich  der  Konzern  zusammen  aus: 

I.  Kapital-  und  Anleiheschulden. 


Firma 

Aktienkapital 
(in  Mill.  M) 

Anleiheschulden 

(in  Mill.  J6) 
Obligationen  usw. 

Hypotheken-  und 

Restkaufgelder 

(in  Mill.  jH>) 

Fried.  Krupp  A.-G.  (Essen)  ... 

350 

234 

94 

II.  Erzgruben. 

Die  Firma  besitzt  im  Siegerland,  an  der  Lahn  und  im  Dillbezirk  eine  große  Zahl 
Eisenerzgruben.  Im  ganzen  stehen  37  Gruben  in  Förderung.  Zum  Eigentum  der  Firma 
gehören  ferner  eine  Anzahl  Tongruben  mit  Steinfabriken,  Kalksteinbrüche  und  Quarzit- 
brüche. 

III.  Kohlengruben. 


Zechen 


Kohlenförderung 

(in  iao  t) 

1913 

1920 

587 

447 

1250 

886 

983 

740 

1032 

854 

907 

723 

2  801 

2  231 

Kokserzeugung 

(in  1000  t) 
1913  I  1920 


a)  im  Vollbesitz 

Ver.  Sälzer-Neuack  (Essen) 

Zeche  Hannover  (Horde  i.  W.) 

„      Hannibal  (Horde  i.  W.)  

b)  durch      Interessengemeinschaft 
bu.nden 

Helene  und  Amalie  (Bergeborbek) 

Emscher  Lippe  *  (Datteln  i.  W.) 

Constantin  der  Große  (Bochum) 

(einschl.   Deutschland   und  Eintracht  Tiefbau) 


ver- 


165 
45) 

206 


284 
531 
807 


72 
356 
180 


230 
368 
644 


1  Ist  zur  Hälfte  im  Besitz  von  Krupp,  zur  anderen  Hälfte  im  Besitz  des  Nord- 
deutschen Lloyd,  Bremen. 
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Syndikatsbeteiligung  am  1.  Dez.  1921 
(in  1000  t) 

Kohlenförderung 
(in  1000 1) 

Kokserzeugung 
(in  1000  t) 

Kohle 

Koks 

Preß- 
kohle 

Verbrauchs- 
beteiligung 

1913 

1920 

1913 

1920 

6  553 

378 

295 

2993 

7560 

5881 

2263 

1850 

IV.  Hochofen-,  Stahl-  und  Walzwerke. 


Firma 


Anlagen 


1.  Gußstahlfabrik  (Essen) 


2.  Friedrich-Alfred-Hütte 
(Rheinhausen.Niederrhein) 

3.  Mittelrhein.  Hüttenwerke 

a)  Mülhofener    Hütte    bei 
Engers 

b)  Hermannhütte  bei 
Neuwied 

c)  Sayner  Hütte 

4.  Stahlwerk  Annen 

5.  Grusonwerk  (Magdeburg- 
Buckau) 


10  Stahlwerke  (1  Bessemerwerk,  7  Martinwerke,  1  Elek- 
trostahlwerk  und  1  Tiegelstahlwerk),  6  Walzwerke  (1 
Radreifenwalzwerk,  1  Scheibenräderwalzwerk,  2  Blech- 
walzwerke, 2  Knüppelwalzwerke),  5  Preß-  und  Hammer- 
werke, 1  Blechpresserei,  2  Schmieden. 

1  Hochofenanlage  von  10  Hochöfen  (mit  zusammen  3600  t 
Leistung  in  24  Stunden),  2  Schachtöfen,  1  Thomasstahl- 
werk, 2  Martinstahlwerke,  Walzwerke. 

4  Hochöfen  (300  t  in  24  Stunden). 

3  Hochöfen  (245  t  in  24  Stunden). 
Gießerei. 

2  saure  Konverter,  5  Martinöfen,  1  Walzwerk,  1  Schmiede 
und  Preßbau. 

4  saure  Konverter,  5  basische  Martinöfen,  4  Tiegelstahl- 
öfen, 4  tiegellose  Öfen. 


V.  Verfelnerungs-  und  Fertigindustrie. 


Firma 


Anlagen  und  Erzeugnisse 


1.  Gußstahlfabrik  (Essen). 


Friedrich-Alfred-Hütte 
(Rheinhausen.Niederrhein) 
Mittelrheinische  und 

Sayner  Hütte 

Grusonwerk  (Magdeburg- 
Buckau)  


4  mechanische  Werkstätten,  2  Radfalzwerkstätten,  1  Signal- 
werkstätte, 1  Blechbearbeitungswerkstatt,  1  Eisenhoch- 
bauwerkstatt, 1  Eisenbahnoberbauwerkstatt,  12  Ma- 
schinenbauwerkstätten, 7  Kleinbauwerkstätten,  2  Fahr- 
zeugwerkstätten, 1  Lokomotiv-  und  Waggonbauanstalt 
(jährlich  300  schwere  Lokomotiven  nebst  Tendern  und 
2500  15-t-Güterwagen). 

Eisenbauwerkstätten. 

Mechanische  Werkstätten. 

Werkstätten  für  mechanische  Bearbeitung  und  Hilfs- 
betriebe für  Krane,  Triebwerkteile,  Metallhütten- 
anlagen, Zerkleinerungsmaschinen,  Erzaufbereitungs- 
anlagen, Maschinen  zur  Herstellung  von  Kabeln, 
Sprengstoffmaschinen,  Korkmühlen  usw. 
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V.  Verfeinerungs-  und  Fertigindustrie.  (Fortsetzung.) 


Firma 


Anlagen  und  Erzeugnisse 


5.  Germania-Werft  (Kiel) . . . 


6.  Westfälische    Drahtindu- 
strie A.-G.  (Hamm)  l  ... 


7.  Maschinenfabrik  Fahr 
A.-G.  (Gottmadingen)  2  . 


8.  Ernemannwerke 
(Dresden) 3   — 


A.-G. 


8  Großhellinge,  1  Helling  für  Sonderzwecke,  Schitfsbau- 
werkstatt,  Maschinenbauwerkstatt.  Das  Erzeugungs- 
programm umfaßt:  Personen-  und  Frachtdampfer, 
Segelschiffe,  Motorschiffe,  Dampfturbinen,  Dampf- 
maschinen, Dieselmotoren  usw. 

Drahtwagenstraßen  für  Draht  in  allen  Sorten,  gezogene 
Eisen-  und  Stahldrähte,  Drahtseile,  Schrauben,  Muttern, 
Profildraht  usw. 


Landwirtschaftliche  Maschinen  (Erntemaschinen). 
Herstellung  photographischer  und  optischer  Instrumente. 


Außerdem  ist  die  Firma  Fried.  Krupp  A.-G.  beteiligt  bei: 
Capito  &  Klein  A.-G.  in  Benrath. 
Tonbergbau-Gesellschaft  m.  b.  H„  Kruft-Rheinland. 
Fahrzeugfabriken  Ansbach  und  Nürnberg  A.-G.  in  Ansbach  (Faunwerke). 
Ica  A.-G.,  Dresden. 

VI.  Handel  und  Verkehr. 


Firma 


Gegenstand  des  Unternehmens 


1.  Krupp  <£  Fahr  G.  m.  b.  H.  (Berlin) 

2.  Krupp-Ernemann  G.  m.  b.  H.  (Dresden) 

3.  Kruppsches  Verkaufskontor  G.  m.  b.  H.  (Berlin) . . 

4.  van  Eupen  <£  Co.  G.  m.  b.  H.  (Essen) 

5.  Vertrieb  Kruppscher  Kleinmaschinen  G.  m.  b.  H. 
(Berlin)   . 

6.  Devon  Erts  Maatschappij  (Rotterdam)4 

7.  Bernhard  Blumenfeld  (Hamburg)5 

8.  Georg  von  Colin  (Hannover,  Duisburg,  Hamburg, 
Magdeburg,  Hagen,  Dortmund) 

9.  Beteiligungen  von  8:  Christian  Ziegler -Gustav 
Klein  (Remscheid),  Heinrich  Klein  (Gelsenkirchen), 
Sträßer  <&  Co.  (Duisburg),  Josef  Hansen  (München- 
Gladbach),  Lerch  Nachf .  &  Seippel  (Hamburg) 


Erntemaschinenvertrieb. 
Vertrieb  von  Kinoapparaten. 
Vertrieb  von  Motorfahrzeugen. 
Kraftfahrzeugvertrieb. 

Kleinmaschinenvertrieb. 

Erztransporte. 

Import  englischer  Kohlen. 

Eisengroßhandel. 


Eisengroßhandel. 


Außerdem:  Süddeutsche  Holzverwertungs-A.-G.,  München. 
Vertriebsgesellschaft  der  Fr.  Krupp-A.-G.,  Wien. 
Algemeene  Overzeesche  Handels-Maatschappij,  Haag. 
Fried.  Krupp  Reederij  en  Transportbedrijf,  Rotterdam. 


l,  2,  3  =  Interessengemeinschaft  mit  Krupp. 

4  Beteiligung  durch  die  Krupp  A.-G. 

5  Beteiligung  durch  die  Krupp  A.-G.  (seit  Januar  1922). 
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9.  Der  Konzern  Hoesch=Köln=Neuessen. 
Diese  Gruppe  entstand  Ende  1920  durch  Interessengemeinschaftsvertrag 
zwischen  dem  Eisen-  und  Stahlwerk  Hoesch  und  dem  Köln-Neuessener  Berg- 
werks-Verein. Der  Vertrag,  der  mit  völliger  Betriebsgemeinschaft  verbunden 
ist,  läuft  80  Jahre.  Die  Selbständigkeit  beider  Unternehmen  bleibt  unberührt, 
doch  liegt  die  Führung  der  Gemeinschaft  bei  Hoesch,  während  die  Leitung 
der  Bergbaubetriebe  der  Köln -Neuessener  Bergwerksgesellschaft  obliegt. 
Die  Gewinnverteilung  wird  nach  einem  bestimmten  Maßstabe  vorgenommen. 
Zur  Auflösung  des  Vertrages  bedarf  es  einer  Vierfünftelmehrheit.  Für  Hoesch 
bedeutet  diese  Interessengemeinschaft  eine  wesentliche  Verbreiterung  der 
Kohlenbasis,  während  Köln-Neuessen  damit  aus  der  Reihe  der  reinen  Zechen 
ausscheidet  und  Anteil  nimmt  an  den  Gewinnen  aus  anderen  Produktions- 
gebieten, die  Hoesch  zur  Verfügung  stellt.  Durch  seine  Expansionspolitik 
war  Hoesch  schon  vor  dem  Kriege  zum  großen  vertikal  gegliederten  Unter- 
nehmen gediehen,  das  alle  Produktionsstufen  von  der  Kohle  bis  zum  Fertig- 
produkt in  sich  vereinigte.  Der  Friedensvertrag  berührte  Hoesch  in  seinem 
Besitztum  nicht  unmittelbar,  da  seine  Anlagen  (vom  Lothringer  Erzbesitz 
abgesehen)  ausschließlich  rechts  des  Rheines  gelegen  sind.  Nach  einigen 
weiteren  Angliederungen,  die  Hoesch  1920/21  vornahm,  umfaßt  die  Gruppe 
1922  im  ganzen  folgende  Werke: 

1.  Erzgruben    5 

2.  Kohlenzechen 4 

3.  Hochofenwerke 1 

(7  Hochöfen  mit  3630  cbm  Gesamtfassungsraum) 

4.  Stahlwerke 1 

5.  Edelstahlwerke — 

6.  Stahlformgießereien 1 

7.  Walzwerke 7 

Außerdem:  1  Maschinenfabrik,  1  Hammerwerk,  1  Nietenfabrik,  1  Waggonfabrik, 
1  Drahtzieherei,  Handelsfirmen  und  Beteiligung  an  der  Frigga,  Seeschiffahrts  -  A.  -G., 
Hamburg. 

I.  Kapital-  und  Anleiheschulden. 


Firma 

Aktienkapital 
(in  Miil.  Jü) 

Anleihe- 

scnulden 

(in  Mill.  Jt) 

Besitzverhältnis 
zur  Gruppe 

1.  Eisen-  u.  Stahlwerk  Hoesch 
A.-G.  (Dortmund) 

2.  Köln-Neuessener  Bergwerks- 
Verein  A.-G.  (Altenessen)  . . . 

95 
90 

24,2 

Interessengemeinschaft 
mit  2  auf  80  Jahre. 

Interessengemeinschaft 
mit  1. 

II.  Erzgruben. 

Hoesch. 
Gewerkschaft  Eisenzecher  Zug  im  Siegerland,  Abbau  in  2  Gruben :  Eisenzecher 
Zug  und  Concordia.     Die  Förderung  besteht  in  d>-r  Hauptsache  aus  Spateisenstein, 
daneben  Brauneisenstein  und  geringfügige  Mengen  Kupfererz.    Die  Gewinnung  be- 
trug 1920/21:  113000  t  Rohspat,  96  000  t  Rostspat. 
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Außerdem  besitzt  Hoesch  gemeinsam  mit  dem  Phoenix  und  der  Rhein-Elbe-Union 
Erzvorkommen  bei  Sabara  (Provinz  Minas  Geras,  Spanien). 

2531  Kuxe  der  1000  teiligen  Gew.  Apfelbrunner  Zug  (diese  wiederum  besitzt 
778  Kuxe  der  Gew.  Waldstollen)  und  sämtliche  Kuxe  der  Gew.  Reinhold  Forster  Erb- 
stollen,  Siegerland. 

III.  Kohlengruben. 

1.  Eisen-  und  Stahlwerk  Hoesch,  Dortmund. 


Zechen 


Kohlenförderung 

(in  1000  t) 
1913  1920 


Kokserzeugung 

(in  1000  t) 
1913  1920 


Fürst  Leopold  (Hervest-Dorsten) 
Ver.  Westphalia  (Doitmund) 


39 
1492 


334 
1000 


609 


473 


2.  Köln-Neuessener  Bergwerks-Verein  A.-G.,  Altenessen. 


Kohlenförderung 
1913  1920 


Kokserzeugung 
1913  1920 


a)  eigene  Förderung 

b)  Förderung  der  durch  Interessengemeinschaft 
angeschlossenen  Bergwerksgesellschaft  Trier 
(Hamm  i.  W.) 


1949 


1017 


1435 


910 


315 


149 


346 


296 


Gesamtriffern. 


Syndikatsbeteiligung  am  l.Dez.  1921 
(in  1000  t) 


Kohle 


Koks 


Verbrauchs- 
beteiligung 


Kohlenförderung 
(in  1000  t) 

1913      I       1920 


Kokserzeugung 
(in  1000  t) 


1913 


1920 


1700 
4472 


120 
963 


I.  Hoesch. 
905         |      1531 

2.  Neuessen. 
2966 


1334 
2345 


609 
464 


473 
642 


6172 


1083 


905 


4497 


3679 


1073 


1115 


IV.  Hochofen-,  Stahl-  und  Walzwerke. 


Firma 


Anlagen 


1.  Eisen-  und  Stahlwerk  Hoesch 
(Dortmund) 


2.  Limburger  Fabrik  und  Hütten- 
verein (Hohenlimburg ) 


1  Hochofenanlage  mit  7  Hochöfen  (3630),  l  Thomas- 
stahlwerk mit  4  Konvertern,  1  Martinstahlwerk  mit 
9Martinöfen.  1  Stahlgießerei, 6 Walzwerke,  lHammer- 
werk,  1  Thomasphosphatmühle. 

Walzwerk  mit  II  Walzenstraßen  für  Bandeisen  usw., 
mechanische  Werkstatt. 
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V.  Verfeinerungs-  und  Fertigindustrie. 


Firma l 


Anlagen  und  Erzeugnisse 


1.  Maschinenfabrik  Deutschland  G.m.b.H. 
(Dortmund) 


2.  Hammerwerke  v.  d.  Becke  &  Co. 
(Dortmund) 


3.  Drahtzieherei  des  Dortmunder  Hütten- 
werkes   

4.  Drahtwerk   Hohenlimburg,   Boecker  & 
Röhr  (Hohenlimburg) 

5.  Hemer  Nietenfabrik  Gebr.  Prinz  G.m.b.H. 

6.  Both  &  Tillmann  G.m.b.H.  (Dortmund) 

Außerdem  ist  Hoesch  seit  Ende  1921 


Gießerei,  Abteilungen  für  Werkzeug- 
maschinen (Spezialmaschinen  für  Eisen- 
bahnwerkstätten und  Räderfabriken), 
Drehscheiben,  Schiebebühnen,  Kranen, 
Weichen  usw. 

Kleineisenzeugfabrik  für  Schienennägel, 
Klemmplatten,  Laschen,  Hufeisen, 
Schaufeln  und  sonstiges  Kleineisenzeug. 

Verf  einerungsanl  agen  für  Walzdraht  (60  000 1 
Leistungsfähigkeit  im  Jahr). 

Federnfabrik  und  Kaltwalzwerk  (für  kalt- 
gewalztes Bandeisen  u.  schwere  Federn). 

Anlagen  zur  Herstellung  von  Kalt-  und 
Warmnieten  u.von  Bolzen  u.  Schrauben. 

Weichenbau,  Eisenbahnwagen  (1200  Wagg. 
im  Jahr), 
am  Trierer  Walzwerk  A.-G.  beteiligt. 


VI.  Handel  und  Verkehr. 

1.  Eisen- u.  Stahlwerk  Hoesch:  Dortmunder  Eisenhandlung  G.  m.  b.  H.  (Vollbesitz) 

mit  Filialen  in  Hannover,  Cassel  und  Magdeburg.    Beteiligung  an  der 
Frigga,  A.-G.,  Hamburg,  Seereederei. 

2.  Köln-Neuessener  Bergw.-Verein  A.-G.:    Kohlengroßhandlung  Wulff  &  Co., 

Düsseldorf  (Beteiligung). 


10.  Phoenix  «Konzern. 

Der  Phoenix  und  Thyssen,  die  beiden  außerdem  noch  bestehenden 
wichtigen  Montankonzerne  Rheinland -Westfalens,  sind  in  der  Nachkriegszeit, 
was  Zusammenschluß-  und  Expansionsbestrebungen  anbelangt,  gegenüber 
den  anderen  Montanriesen  etwas  in  den  Hintergrund  getreten.  Jedenfalls 
ist  bei  ihnen  die  Zusammenschlußtendenz  nicht  so  stark  zum  Ausdruck 
gekommen.  Der  Phoenix  zeigte  im  allgemeinen  bei  Angliederungs-  oder 
Zusammenschlußversuchen  eine  wenig  glückliche  Hand,  er  verpaßte  manchen 
günstigen  Augenblick.  Anfang  1920  begann  er  Interessenkäufe  in  Aktien  und 
Obligationen  der  Rheinischen  Stahlwerke,  des  Köln-Neuessener  Bergwerks- 
Vereins,  sowie  von  Anteilen  der  drei  Steinkohlengewerkschaften  Trier  I— III. 
Transaktionen,  die  er  infolge  nicht  genügend  erlangten  Einflusses  durch  Ab- 
stoßung der  von  ihm  erworbenen  Effekten  wieder  rückgängig  machen  mußte. 
Im  wesentlichen  steht  daher  der  Phoenix-Konzern,  ebenso  wie  Thyssen,  heute 
noch  so  da  wie  vor  dem  Kriege;  abgesehen  von  den  Verlusten  in  Lothringen 


1  Die  Firmen  unter  V  sind  sämtlich  im  Vollbesitz  von  Hoesch. 
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natürlich,  die  vor  allem  Thyssen  stark  trafen,  da  er  seine  hochmodernen 
Hagedinger  Anlagen  an  ein  französisches  Konsortium  übergeben  mußte. 
Bemerkenswert  beim  Phoenix  ist  das  Eindringen  holländischen  Kapitals  (25%) 
unter  Mitwirkung  der  Kölner  Eisengroßhandlung  Otto  Wolff.  Aus  diesem 
Aktieneinbruch  ist  dann  später  eine  Arbeitsgemeinschaft  geworden  mit  der 
Koninklijke  Nederlandsche  Hoogovens  en  Staalfabriken  im  Haag,  die  für 
beide  Unternehmen  eine  Ergänzung  des  Produktionsprogramms  bedeuten 
soll1.  Was  die  unmittelbaren  Erweiterungen  des  Phoenix-Besitzes  in  der 
Nachkriegszeit  anbelangt,  so  sind  sie  rasch  aufgezählt:  Betriebsgemeinschaft 
mit  der  Gewerkschaft  Zollverein,  Beteiligung  an  den  Dornaper  Kalkwerken 
sowie  an  der  Reiherstieg-Schiffswerft  in  Hamburg,  Erwerb  der  Fittingswerke 
Gebr.Inden  A.-G.,  Düsseldorf,  und  Beteiligung  an  einigen  Handelsunternehmen2. 
So  umschließt  der  Konzern,  abgesehen  von  der  Arbeitsgemeinschaft  mit  der 
holländischen  Firma,  Mitte  1922: 

1.  Erzgruben 1 

2.  Kohlengruben 5 

3.  Hochofenwerke 4 

(18  Hochöfen  mit  8170  com  Qesamtfassungsraum) 

4.  Stahlwerke 3 

5.  Elektrostahlwerke 1 

6.  Edelstahlwerke    — 

7.  Stahlformgießereien — 1 

8.  W  a  1  z  w  e  r  k  e 21 

9.  Puddelwerke 1 

Außerdem  1  Schiffswerft,  Maschinenbauanstalten,  Handels-  und  Exportfirmen,  so- 
wie Beteiligung  an  Überseereedereien3. 

I.  Kapital-  und  Anleiheschulden. 

1.  Aktienkapital     305    Mill.  M      (im  Mai  1922  um 

_    .   ,  „  nn„  169  Mill  J6  erhöht) 

2.  Anleihen    39,7    „ 


1  'Vgl.  hierzu  den  ausführlichen  Bericht  in  der  D.  B.  Z.    10.  7.  1920. 

2  Neuerdings  jedoch  entfaltet  der  Phoenix  eine  sehr  rege  Expansionspolitik. 
So  haben  im  September  dieses  Jahres  die  Verhandlungen  auf  einen  Zusammenschluß 
des  Sachsenwerkes  Licht  &  Kraft  A.-G.,  das  seinerseits  wieder  die  Elektrotechnische 
Fabrik  Rheydt  M.  Schorch  &  Co.  kontrolliert,  mit  dem  Phoenix,  der  sich  kürzlich 
auch  bei  der  A.-G.  Dessauer  Gas  stark  beteiligt  hat,  zu  dem  Abschluß  eines 
Gemeinschaftsvertrages  geführt.  Mit  dieser  Interessengemeinschaft  folgt  die  Phoenix- 
Gruppe  dem  Vorbilde,  das  die  Stinnes-Gruppe  mit  der  Einbeziehung  von  Siemens  in 
die  Rhein-Elbe-Union  gegeben  hat.  In  die  Fußstapfen  der  Stinnes-Gruppe  tritt  man 
bei  dem  Phoenix  aber  auch  noch  auf  einem  anderen  Gebiete,  nämlich  der  Handels- 
schiffahrt. Das  geht  daraus  hervor,  daß  zwei  Mitglieder  der  Phoenix-Verwaltung  in 
den  Aufsichtsrat  der  Bremer  Roland-Linie  eintreten  sollen,  während  eine  führende 
Persönlichkeit  der  Phoenix-Gruppe,  wahrscheinlich  Otto  Wolff,  in  den  Aufsichtsrat 
des  Norddeutschen  Lloyd,  der  an  der  Roland-Linie  maßgeblich  beteiligt  ist,  eintreten 
wird.  Schließlich  hat  kürzlich  eine  Anlehnung  noch  nach  anderer  Seite  hin  statt- 
gefunden. Zwischen  den  Benz-Automobilwerken  und  dem  Phoenix  sind  nämlich 
engere  Beziehungen  hergestellt  worden,  dadurch,  daß  Otto  Wolff  und  Werner  Carp 
als  maßgebende  Herren  beim  Phoenix  in  den  Aufsichtsrat  von  Benz  gewählt  worden 
sind.  Diese  Zuwahlen  sind  ausgesprochenermaßen  aus  fabrik-  und  handelstechnischen 
Gründen  erfolgt. 

3  Soweit  nicht  besonders  vermerkt,  sind  die  im  folgenden  aufgeführten  Werke 
sämtlich  im  Vollbesitz  des  Phoenix. 
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II.  Erzgruben. 

Gruben 

Förderung  192021  (in  t) 

1. 
?, 

Rautemberg    (Siegerland) 

Heinrichsglück        „         

51  653 

50  856 

28  362 

Nov.  1920  in 

Abbau 

genommen 

150  212 

Außerdem  die  Gruben  Auer- 
bach,   Glückauf,    Schaum- 

3. 
4. 

5. 

Freier  Gründer  Bergwerks-Verein 

Eisenhagen  bei  Münster  (Oberlahnkreis) 

burg  und  Waldsaum;  deren 

Gesamtförderung  betrug 

1920/21:     9843    t    Braun-, 

5961  t  Roteisenstein,  1093  t 

Spat  und  4917  t  Ocker. 

III.  Kohlenzechen. 


Zechen 


Kohlenförderung 

(in  1000  t) 
1913  1920 


Kokserzeugung 

(in  1000  t) 
1913  1920 


1 .  Nordstern  (Horstermark) 

2.  Holland  (Gelsenkirchen) — 

3.  Graf  Moltke  (Gladbeck) 

4.  Westende  (Duisburg-Meiderich) 

5.  Hörder  Kohlenwerk  (Wickede-Asseln) 


1288 

1020 

1408 

845 

628 


810 
924 
750 
463 
440 


368 

227 

73 

2 


85 
182 
115 


2,8 


Gesamtziffern. 


Syndikatsbeteiligung  am  1.  Dez.  1921 
(in  1000  t) 

Kohlenförderung 
(in  1000  t) 

Kokserzeugung 
(in  1000  t) 

Kohle 

Koks 

Preß- 
kohle 

Verbrauchs- 
beteiligung 

1913 

1920 

1913             1920 

3190 

743 

71 

3473 

5189 

3387 

670            384,8 

Außerdem  ist  der  Phoenix  mit  der  Gew.  Zollverein  durch  eine  Betriebsgemeinschaft 
verbunden. 

IV.  Hochofen-,  Stahl-  und  Walzwerke. 


Firma 

Anlagen 

Phoenix  A.-G. 

2    Ahtpilunc  Rnhrnrt 

6  Hochöfen,  4  Thomaskonverter,  1 1  Siemens- 

Martin  -  Öfen,  Walzwerke  und  Hammer- 
betrieb, 1  Elektrostahlwerk,  1  Stahlform- 
gießerei. 

7  Hochöfen  mit  2850  cbm  Fassung,  4  Tho- 

3. 
4 

Westfälische  Union  (Nachrodt 
Abteilung  Bergeborbeck 

i.  W.) . 

maskonverter  und  7  Siemens-Martin-Ofen, 

Walzwerkanlagen. 
Puddelbetrieb  mit  5  Öfen,  Verzinnerei  und 

Walzwerkbetrieb. 
3  Hochöfen  mit  1200  cbm  Fassungsraum. 

5. 
6. 

Düsseldorfer  Röhren- 

und 

2  Hochöfen  mit  900  cbm  Fassungsraum. 
5  Siemens-Martin-Öfen,  Walzwerkanlagen, 

7. 

Westfälische  Union 
i.  W.) 

(Hamm 

Herstellung    stumpfgeschweifter    Rohre 
und  nahtloser  Rohre  (u.  a.). 

Drahtwalzwerke. 
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Firma 

Anlagen  bzw.  Erzeugnisse 

Phoenix  A.-G. 
1.  Abteilung  Westfälische  Union  (Hamm 
i.  W.) 

Drahtzieherei,   Stiftefabrik,   Gießerei,  Faß- 
und  Nietenfabrik,  Wellenfabrikation. 

2. 
3. 

4. 

Hörder  Verein 

Drahtstiftefabrik,  Springfedern.Blumendraht. 
Preßbau,  Hammerbau,  Räderfabrik,  Mecha- 
nische Werkstätte. 
Blechverzinnerei,  Wellenfabrik. 

5. 
6. 

Reiherstieg  Schiffswerft  und  Maschinen- 
fabrik (Hamburg)  (starke  Minderheits- 

Eisenvitriolfabrik,    Drahtzug,    Drahtstifte- 
herstellung. 

Passagier-      und      Frachtdampfer     sowie 
Schwimmkörper  aller  Art,  Maschinen- 
fabrik und  Kesselschmiede. 

7. 

Fittingswerke    Gebr.    Inden    A.  -  G., 
(Düsseldorf)(Mehrheitsbeteiligungdes 
Phoenix) 

Fittings  und  ähnliche  Artikel  und  sämtliche 
Zubehörstücke.  Temperguß  und  sonstige 
Gußwaren  und  Schmiedestücke  aller  Art. 

VI.  Handel  und  Verkehr. 

Eisen-  und  Stahl-A.-G.,  Wien  (unter  Mitbeteiligung  des  Phoenix  gegründet). 
Eisenhandelsfirma  Hirsch  &  Co.,  Frankfurt  a.  M.  (Beteiligung  des  Phoenix). 
Neveximpo,  Nederlandsche  Export  en  Import  Mij.,  Haag  (Beteiligung  des  Phoenix). 
Seeschiffahrts-A.-G.  Frigga,  Hamburg  (unter  Beteiligung  des  Phoenix  gegründet). 


11.  Konzern  der  Firma  Thyssen  &  Co. 

Die  Anfänge  dieses  Konzerns  gehen  auf  die  1871  in  Styrum  bei  Mülheim 
(Ruhr)  gegründete  Firma  Thyssen  &  Co.,  ein  kleines  Puddel-  und  Walzwerk, 
zurück,  das  nicht  mehr  als  70  Arbeiter  beschäftigte.  Mit  dem  Betriebe  dieses 
kleinen  Unternehmens  begann  August  Thyssen,  unter  erstaunlicher  Schnelligkeit 
fortschreitend,  die  Grundlegung  der  heutigen  wirtschaftlichen  Machtstellung 
des  Thyssen-Konzerns.  Er  erkannte  als  einer  der  ersten,  daß  infolge  der 
ökonomischen  und  technischen  Umwälzungen  die  Zeit  der  reinen  Walzwerke 
um  die  Wende  des  Jahrhunderts  vorbei  war.  In  klarer  Kombination  der 
wirtschaftlichen  Faktoren  sah  er  die  Zukunft  des  gemischten  Werkes  voraus, 
das  über  eigene  Rohstoffe  verfügt  und  seine  Halbfabrikate,  statt  sie  zu 
verkaufen,   im  eigenen   Betriebe   bis  zur  höchsten  Verfeinerung  verarbeitet. 

Der  heute  sich  darstellende  Thyssen-Konzern  mit  seinem  von  der  Erz- 
und  Kohlenförderung  bis  zum  Fertigfabrikat,  Handel  und  Verkehr  hinreichenden 
Arbeitsprogramm  ist  daher  als  Niederschlag  dieser  Erkenntnis  anzusprechen; 
es  ist  das  persönlichste  Lebenswerk  des  nunmehr  80  Jahre  alten  August 
Thyssen,  der  im  wesentlichen  daran  festhielt,  seine  Unternehmungen  ledig- 
lich mit  eigenem  Wagnis  aufzubauen  und  das  Neue  aus  dem  Bestehenden 
zu  schöpfen.  In  der  Nachkriegszeit  ist  der  Thyssen-Konzern,  was  das 
weitere  Ausdehnungsbestreben  anbelangt,  hinter  den  anderen  zurückgeblieben, 
obschon   man    hätte    erwarten   sollen,   daß   Thyssen    die   Ergänzung  seiner 
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Verluste  in  Lothringen  (Hagedinger  Hüttenwerk)  und  in  der  Normandie 
(Beteiligung  an  französischen  Erzgruben  und  Eisenhütten)  in  Angliederungen 
deutscher  Unternehmen  gesucht  hätte.  Das  ist  aber  nur  vereinzelt  der  Fall 
gewesen,  so  daß  der  Konzern  gegenwärtig,  abgesehen  von  verwaltungs- 
technischen Umstellungen  (Übergang  zur  Aktiengesellschaft),  im  wesentlichen 
noch  so  dasteht  wie  vor  Ausbruch  des  Weltkrieges  *. 
Es  gehören  zum  Thyssen-Konzern: 

1.  Erzgruben 12-15 

2.  Kohlenzechen 3 

3.  Hochofenwerke 3 

(3  Hochöfen  mit  6450  cbm  Gesamtfassungsraum) 

4.  Stahlwerke 5 

5.  Stahl formgießereien 2 

6.  Elektrostahlwerke 2 

7.  Edelstahlwerke 1 

8.  Walzwerke 19 

Außerdem   Maschinenbauanstalten,   Fabriken   für    elektrotechnische    Erzeugnisse, 
eine  Tiefbaufirma,  Werften,  mehrere  Handels-,  Export-  und  Transportunternehmen. 

I.  Kapital-  und  Anleiheschulden 

der  Haupt-  und  Stammfirmen. 

1.  Thyssen  <£  Co.  A.-G.,  Mülheim/Ruhr    (einschl.  Stahl-  und  Walzwerk  von  Thyssen 

<S  Co.  und  Maschinenfabrik  Thyssen  &  Co.):    Aktienkapital  15  Mill.  Mk.    Obliga- 
tionen 5  Mill.  Mk. 

2.  Gew.  Friedrich  Thyssen        100  Kuxe  i   bis  Anfang   1919  firmiert  als  Gewerkschaft 

3.  „    August-Thyssen-HüttelOOO   „      i  Deutscher  Kaiser,  Hamborn. 

II.  Erzgruben. 

1.  5  Eisensteinfelder:  Berta,  Wilhelm,  Bislich  II,  III,  IV  bei  Bislich,  Kreis  Rees. 

2.  Beteiligung  an  russischen  Eisensteingruben. 

3.  Beteiligung  an  den  Erzgruben   der  Concordia-Hütte  in  Bendorf:   Christiane,  Tiefen- 

dahl,  Neuglück,   Preußerroth,  Paula.  —  Außerdem  ist  die  Thyssen  &  Co.  A.-G. 
beteiligt  an  den  Kalksteinwerken  G.  m.  b.  H,  Wülfenrath. 

III.  Kohlengruben. 


Zechen 


Kohlenförderung 

(in  1000  t) 
1913  1920 


Kokserzeugung 

(in  1000  t) 
1913      I       1920 


1.  Friedr.  Thyssen  (Gew.  Hamborn) 

2.  Lohberg  (Gew.  Hamborn)  

3.  Rhein  I       n  „         


4460 

7 

39 


2320 
616 
409 


1490 


Gesamt 

Ziffern. 

Syndikatsbeteiligung  am  1.  Dez.  1921 
(in  1000  t) 

Kohlenförderung 
(in  1000  4) 

1913            1920 

Kokserzeugung 
(in  1000  t) 

Kohle 

Koks 

Verbrauchs- 
beteiligung 

1913            1920 

3  650  000 

35000 

2  723  000 

4506,5           3345 

1490             888 

Außerdem    besitzt   die  Thyssen  <£  Co.  A.-G.  in   Holstein   die  Braunkohlengruben 
Dralsdorf  I,  II  und  III. 


1   Soweit  nicht  besonders  vermerkt,  befinden  sich  die  Werke  im  Vollbesitz  der 
Familie  Thyssen. 
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IV.  Hochofen-,  Stahl-  und  Walzwerke. 


Firma 


Anlagen 


1.  Gew.   August  -  Thyssen 
Hütte  (Hamborn) 


2.  A.  -  G.  für  Hüttenbetrieb 
(Duisburg-Meiderich) 

3.  Thyssen  <£  Co.  A.-G. 
(Mülheim/Ruhr) 

4.  Geisweider    Eisenwerke 
A.-G.  (Geisweidb.Siegen) 
(Mehrheitsbeteiligung). . . 

5.  KrefelderStahlwerk  A.-G. 
(Krefeld),  (Beteiligungund 
Personalverflechtung)  . . . 

6.  A.-G.  Oberbilker  Stahl- 
werk (Düsseldorf)  — ... 

7.  Preß-  u.  Walzwerk  A.-G. 
(Reißholz  b.  Düsseldorf)  . 


6  Hochöfen  (3530  cbm  Fassung),  6  Thomas-Konverter, 
12  Martinöfen,  1  Elektrostahlwerk,  Stahlformgießerei, 
Walzwerk  mit  7  Walzenstraßen  und  2  Blockwalzwerke. 

5  Hochöfen  mit  2330  cbm  Fassungsraum. 

6  Martinöfen,  5  Walzenstraßen  für  Stabeisen,  Grobbleche, 

Feinbleche  usw. 


2  Hochöfen    (590),    6  Martinöfen,    1    Stahlformgießerei, 
Walzenstraßen  für  Stabeisen,  Grob-  und  Feinbleche. 


6  Martinöfen,  Edelstahlwerk,  Elektrostahlwerk,  4  Walzen- 
straßen. 

3  Martinöfen,  Bandagen  und  Radscheibenwalzwerk. 

Röhrenwalzwerk. 


V.  Verfeinerungs-  und  Fertigindustrie. 


Firma 


Erzeugnisse 


1.  Thyssen  &  Co.  A.-G.  (Mülheim/Ruhr). 
Abt.  Maschinenfabrik 

2.  Weuste  &  Overbeck  G.  m.  b.  H.  (Duis- 
burg)   

3.  Schachtbau  Thyssen  <£  Co.  G.  m.  b.  H. 
(Mülheim/Ruhr) 

4.  Bremer  Vulkan   (Vegesack  b.  Bremen) 
(Beteiligung) 

5.  Flensburger  Schiffbau-Gesellschaft  (Be- 
teiligung)   

6.  Oberbilker  Stahlwerk  (Düsseldorf-Ober- 
bilk) 


Bau  von  Großgasmaschinen,  Dampftur- 
binen, Hochofen-Gasgebläse,  elektr. 
Generatoren,  Dampffördermaschinen, 
Kompressoren,  Walzwerkanlagen  usw. 

Elektrische  Einzelantriebe  für  Berg-  und 
Hüttenwerke,  elektrotechnische  Arlikel 
und  Maschinen. 

Anlage  und  Abteufung  von  Förder- 
schächten. 

See-  und  Flußschiffswerft,  Maschinenfabrik. 

Fluß-  und  Seeschiffe. 

Eisenbahnmaterial,  Schmiedestücke  für 
Schiffs-,  Maschinen-  und  Lokomotiv- 
bau, insbesondere  Radsätze. 


242* 


Chronik  und  Archivalien. 
VI.  Handel  und  Verkehr. 


Firma 


Gegenstand  des  Unternehmens 


1.  Thyssensche  Eisenhandelsges.  m.  b.  H. 
(Duisburg-Meiderich) 

2.  Thyssensche  Handelsges.  m.  b.  H.  (Ham- 
born) 

3.  Deutsche  Überseeische  Handels  -  Ges. 
Thyssensche  Werke  G.  m.  b.  H.  (Ham- 
burg), mit  Zweigniederlassung  in  Buenos 
Aires 

4.  Thyssen  &  Co.  (Berlin) 

5.  Thyssen -Handel,  vorm.  Otto  A.  Müllers 
Lagerbetriebe  (Hamburg) 

6.  Heinrich  Reiter  (Königsberg) 

7.  Thyssensche  Kohlenhandels-Ges.  (Mül- 
heim und  Bruckhausen) 

8.  Transportkontor  Vulkan  G.  m.  b.  H. 
(Hambom) 

9.  Vulkan  Reederei  G.  m.  b.  H.  (Hamborn), 
mit  Zweigniederlassung  in  Rotterdam 

10.  Deutsche  Dampfschiffahrtsgesellschaft 
Hansa,  Bremen  (Beteiligung) 

Dr 


Vertrieb  aller  Gießereiroheisen. 

Vertrieb  der  Eisenfabrikate  des  Konzerns. 


Handel   mit    allen   Waren,    insbesondere 

Eisen,  Stahl  und  Briketts. 
Eisengroßhandlung. 

Kohlen-,  Eisen-,  Stahlhandel  und  Schiffs- 
maklerei. 
Vertrieb  von  Bergbau-  u.  Eisenprodukten. 


Schiffahrtsbetrieb  jeder  Art,  sowie 
Betrieb  aller  hiermit  im  Zusammen- 
hang stehenden  Handelsgeschätte, 
insbesondere  der  Betrieb  der  See- 
schiffahrt. 


Oskar  Wortmann,  Hagen  i.  W. 


XIV. 
Arbeitgeber,  Arbeitnehmer,  Sozialpolitik,  Sozialismus. 

Chronik  der  Sozialpolitik. 

Sozialpolitik  und  soziale  Zustände  stehen  noch  immer  unter  dem  Einfluß 
des  Krieges  und  des  ihn  abschließenden  Vertrages  von  Versailles.  Die  Zer- 
rüttung der  Weltwirtschaft  hat  ihr  Spiegelbild  in  der  Lage  der  arbeitenden 
Klassen  und  in  der  neuen  Problematik,  die  aus  den  Verschiebungen  des 
Kräfteverhältnisses  der  Klassen  erwachsen  ist. 

Am  handgreiflichsten,  weil  in  völkerrechtliche  Form  gebracht,  ist  der 
Einfluß  des  Friedensvertrages  auf  dem  Gebiete  der  „internationalen 
Sozialpolitik"  im  engeren  Wortsinne.  Die  Ansätze  zu  einem  „Welt- 
arbeitsrecht", die  sich  aus  dem  Wirken  der  „Internationalen  Organisation  der 
Arbeit"  ergeben,  sind  an  dieser  Stelle  eingehend  gewürdigt  worden1.   Das 


1  Vgl.    im    „W.    A."    neben    W.    Zimmermann,    Chronik    der    Sozialpolitik 
(17.  Bd.,  S.  176*  ff.),  den  Aufsatz  des  gleichen  Verf.,  Die  dritte  Internationale  Arbeits- 


Arbeitgeber,  Arbeitnehmer,  Sozialpolitik,  Sozialismus.  243* 

Tempo  der  Erfolge  ist  gegenüber  der  Zeit,  in  der  die  Internationale  Ver- 
einigung für  gesetzlichen  Arbeiterschutz  Pionierarbeit  leistete,  etwas  be- 
schleunigt worden,  ohne  freilich  die  Erwartungen  eines  Teils  der  Arbeiter- 
schaft auch  nur  einigermaßen  zu  erfüllen.  Sehr  erheblich  ist  die  Einwirkung 
der  völkerbundsoffiziellen  I.  O.  D.  A.  auf  die  nationale  Arbeiterschutzgesetz- 
gebung: diese  steht  in  vielen  Ländern  ganz  unter  dem  Einflüsse  der  An- 
regungen und  Beschlüsse  der  internationalen  Konferenzen.  Das  verdient 
beachtet  zu  werden,  wenn  man  über  die  junge  Arbeitsorganisation  urteilt; 
die  Zahl  der  Ratifikationen  allein  gibt  ein  falsches  Bild  ihres  tatsächlichen 
Einflusses.  Auch  wo  es  nicht  zu  Parlamentsbeschlüssen  gekommen  ist,  die 
den  Beschlüssen  der  1. 0.  D.  A.  voll  entsprechen,  bewegen  sich  die  sozial- 
politischen Maßnahmen  der  einzelnen  Staaten  doch  in  der  Richtung  dieser 
internationalen  Beschlüsse,  und  das  mindeste,  das  erreicht  ist,  besteht 
darin,  daß  die  öffentliche  Meinung  sich  mit  Fragen  befaßt,  die  ihr  früher 
mehr  oder  weniger  gleichgültig  waren.  Daß  die  Zahl  der  Ratifikationen 
selbst  nur  sehr  langsam  wächst,  kann  diejenigen  Kreise,  die  sich  von  der 
Veramtlichung  des  sozialpolitischen  Apparates  Wunder  versprachen,  mehr 
überraschen  als  die,  die  den  Leistungen  freier  internationaler  Organisationen 
allzeit  Achtung  gezollt  und  nicht  darin,  daß  die  Veramtlichung  fehlte,  den 
Hauptgrund  für  das  langsame  Heranreifen  zwischenstaatlicher  Verein- 
barungen erblickt  haben,  sondern  in  den  Widerständen  der  Interessenten- 
kreise und  in  der  internationalen  Schwerfälligkeit  des  Behörden-  und 
Parlamentsapparates.  Das  Bild  der  Ratifikationen  sieht  nach  amtlichen  An- 
gaben des  Internationalen  Arbeitsamtes  vom  April  1922  folgendermaßen  aus. 
Es  haben  ratifiziert  (oder  vom  Parlament  bereits  die  Ratifikation  genehmigen 
lassen)  die  Washingtoner  Übereinkünfte  betr.  Arbeitszeit: 
Griechenland,  Indien,  Rumänien,  die  Tschechoslowakei  sowie  Bulgarien;  betr. 
Arbeitslosigkeit  :  Dänemark,  Finland,  Griechenland,  Groß- 
britannien, Indien,  Norwegen,  Rumänien,  Schweden  sowie  Bulgarien  und  die 
Schweiz;  betr.  Mutterschutz:  Griechenland,  Rumänien  sowie  Bul- 
garien; betr.  Nachtarbeit  der  Frauen:  Griechenland,  Groß- 
britannien, Indien,  Rumänien,  Südafrika  und  die  Tschechoslowakei  sowie 
Bulgarien  und  die  Schweiz ;  betr.  Mindestbeschäftigungsalter 
der  Kinder:  Griechenland,  Großbritannien,  Rumänien  und  die  Tschecho- 
slowakei sowie  Bulgarien  und  die  Schweiz;  betr.  Nachtarbeit 
Jugendlicher:  Griechenland,  Großbritannien,  Indien  und  Rumänien 
sowie  Bulgarien  und  die  Schweiz.  Das  Weißphosphorverbot,  das 
im  Deutschen  Reich  seit  Jahr  und  Tag  gesetzlich  festliegt,  ist  ratifiziert  von 
Australien,  Danzig,  Deutschösterreich,  Finland,  Griechenland,  Indien,  Japan, 
Polen,  Rumänien,  Schweden  und  der  Tschechoslowakei.  Deutschland  gehört 
zu  der  großen  Gruppe  von  Staaten,  die  —  wie  in  der  Regel  auch  Argen- 


konferenz  in  Genf  (18.  Bd.,  S.  29  ff.),  und  H.  Rhode,  Die  Tagung  des  Internationalen 
Auswanderungs-Ausschusses  in  Genf  (18.  Bd.,  S.  56*  ff.),  sowie  E.  Francke,  Die 
Organisation  der  Arbeit  im  Friedensvertrag  und  im  Völkerbund  (15.  Bd.,  S.  299  ff.), 
Die  erste  Allgemeine  Arbeitskonferenz  des  Friedensvertrags  (16.  Bd.,  S.  82  ff.)  und 
Die  II.  Allgemeine  Arbeitskonferenz  des  Völkerbundes  (16.  Bd.,  S.  271*  ff.). 
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tinien,  Belgien,  Brasilien,  Frankreich,  Italien,  die  Niederlande  und  Spanien  — 
die  Ratifikationsfrage  den  Parlamenten  fristgerecht  vorgelegt  haben,  ohne 
daß  bisher  bereits  eine  Entscheidung  gefallen  wäre.  Die  Qenueser  Über- 
einkünfte sind,  was  das  Mindestalter  für  die  Zulassung  zur  Seemannsarbeit 
anlangt,  von  Großbritannien  und  Schweden,  was  die  Stellenvermittlung  der 
Seeleute  betrifft,  von  Norwegen  und  Schweden,  was  aber  die  Entschädigung 
für  Arbeitslosigkeit  bei  Schiffbruch  angeht,  bisher  noch  von  keinem  Staate 
ratifiziert  worden.  Das  letztere  gilt  auch  von  den  Vorschlägen  der  3.  Arbeits- 
konferenz zu  G  e  n  f .  In  ähnlichem  Verhältnis  sind  auch  Erfolge  auf  den- 
jenigen Gebieten  zu  verzeichnen  gewesen,  die  in  den  sogenannten  „Vor- 
schlägen" der  Konferenzen  behandelt  worden  sind;  förmliche  Ratifikation 
kam  hier  nicht  in  Frage. 

Von  der  Tätigkeit  des  Internationalen  Arbeitsamtes  selbst 
läßt  sich  sagen,  daß  es  unter  der  überaus  klugen  und  geschickten  Leitung 
des  früheren  französischen  Munitionsministers  Albert  Thomas  an  Einfluß 
auf  die  sozialpolitische  Fachwelt  mehr  und  mehr  gewonnen  hat.  Die  Be- 
ziehungen nach  allen  Ländern  sind  rege,  und  das  schiefe  Verhältnis,  in  dem 
sich  Deutschland,  als  nicht  dem  Völkerbunde  angehöriger  Staat,  auch  gegen- 
über dieser  Schöpfung  des  Vertrages  von  Versailles  befindet,  ist  vom 
Amte  mit  gutem  Takte  ausgeglichen  worden,  soweit  das  unter  den  heutigen 
Verhältnissen  möglich  war.  Freilich  darf  die  Kritik  an  Leistung  und  Zu- 
sammensetzung des  Amtes  nicht  schweigen.  Die  Menge  der  Druckschriften, 
mit  denen  das  Amt  die  sozialpolitischen  Kreise  und  die  Presse  über- 
schwemmt, zeigt  mehr  den  Eifer  extensiver  Arbeit  als  eine  Vertiefung  zu 
kritischer  Eklektik.  In  der  an  sich  sehr  wertvollen  „Gesetzesreihe",  die  das 
Amt  herausgibt,  findet  sich  eine  ganze  Anzahl  kleiner  Ungenauigkeiten; 
besonders  die  französische  Ausgabe  enthält  Übersetzungsfehler,  die  auf 
flüchtiges  Arbeiten  deuten.  Die  „Informations  sociales"  sind  eine  wöchent- 
liche Zusammenstellung  von  Ausschnitten  aus  der  Fach-  und  Tagespresse  der 
ganzen  Welt.  Es  läßt  sich  leider  bei  den  „Informations"  ein  übergroßer  Mangel 
an  Systematik  und  ein  Verweilen  beim  Unwesentlichen  nicht  verkennen.  Die 
„Amtlichen  Mitteilungen"  haben  beinahe  nur  unter  dem  Gesichtspunkte  der 
„Diplomatie"  des  Amtes  Bedeutung,  hierneben  als  die  Stelle,  an  der  —  auch 
in  deutscher  Sprache  —  die  Ratifikationserfolge  am  übersichtlichsten  mit- 
geteilt werden.  Belanglos  sind  die  „Etudes  et  Documents",  gegen  die  sich 
übrigens  gerade  vom  deutschen  Standpunkte  bisweilen  manches  einwenden 
ließe.  Hingegen  ist  die  Monatsschrift  „Revue  internationale  du  travail"  aus- 
gezeichnet und  füllt  in  den  Ländern  nichtdeutscher  Zunge  zweifellos  eine 
Lücke  aus,  während  eine  deutsche  Ausgabe  keine  Aussicht  auf  Abnehmer 
hätte  und  infolge  der  Qualität  und  des  Umfanges  der  deutschsprachigen 
amtlichen  und  außeramtlichen  sozialpolitischen  Fachpresse  auch  keinem 
sachlichen  Bedürfnis  nachkäme.  Die  Zusammensetzung  des  I.  A.  A.  ist  nicht 
befriedigend.  Das  Amt  hat  aus  politischen  Gründen  mannigfacher  Art  im 
Anfang  seines  Bestehens  Persönlichkeiten  mit  mangelhaften  Fachkennt 
nissen  aufgenommen;  einzelne  Fehlbesetzungen  sind  inzwischen  freilich  be- 
seitigt worden,  und  an  einer  Reihe  wichtiger  Stellen  haben  von  vornherein 


Arbeitgeber,  Arbeitnehmer,  Sozialpolitik,  Sozialismus.  245* 

gute  Sachkenner  —  wie  Sophy  Sanger  und  Louis  Varlez  —  gestanden. 
Höchst  unerquicklich  ist  der  englisch-französische  Gegensatz,  der  das  ganze 
Amt  durchzieht.  Die  weitaus  meisten  Beamten  und  Angestellten  des  Amtes 
sind  Engländer  oder  Franzosen,  und  zwischen  ihnen  besteht  eine  Rivalität, 
die  sich  nicht  immer  nur  auf  einen  Wettbewerb  um  die  Palme  wissenschaft- 
licher Leistung  beschränkt.  Die  Deutschen  sind  in  verschwindender  Minder- 
heit: unter  350  in  Frage  kommenden  Beamten  und  Angestellten  beträgt  ihre 
Zahl  9,  darunter  3  Vertrauensleute  der  Arbeiter  und  einer  der  Arbeitgeber. 
Alles  Drängen  des  deutschen  Reichsarbeitsministcriums  und  der  Berufs- 
organisationen hat  nichts  genützt:  die  Zahl  der  Deutschen  ist  im  Verhältnis 
zur  industriellen  und  sozialpolitischen  Bedeutung  des  Reiches  und  zu  seiner 
Leistung  auf  dem  Gebiete  des  internationalen  Arbeiterschutzes  viel  zu 
niedrig  geblieben,  und  kein  einziger  Reichsdeutscher  ist  auch  nur  Leiter 
eines  „Service  technique",  geschweige  denn  einer  „section"  oder  gar 
„division"  geworden. 

Die  Beteiligung  an  der  Internationalen  Organisation  ist  kostspielig.  Der 
Haushaltsplan  des  I.  A.  A.  für  1923  rechnet  mit  einem  deutschen 
Beitrag  von  343  750  Goldfranken.  Die  dem  Völkerbunde  angehörenden 
Staaten  haben  zusammen  8  188  962  Franken  aufzubringen.  Der  Ertrag  des 
Verkaufs  der  Veröffentlichungen  des  Amtes  wird  auf  200  000  Franken  ge- 
schätzt. Somit  stehen  im  ganzen  8  732  712  Franken  zur  Verfügung.  Sie 
sollen  im  wesentlichen  wie  folgt  verwendet  werden:  für  Gehälter  fast 
5  029  000  Franken,  für  Reisen  und  Repräsentation  320  000,  für  Materialien 
und  „Amtsunkosten"  1 498  000,  für  Korrespondenten  und  sonstige  Mit- 
arbeiter des  Amtes  602  000,  für  Konferenzen  und  Verwaltungsratstagungen 
490  000,  für  „Ausschüsse,  Erhebungen  und  Nachforschungen"  344  000, 
Kapitalkonto  100  000,  unvorhergesehene  Ausgaben  350  000  Franken. 

Mit  diesen  gewaltigen  Mitteln  läßt  sich  zweifellos  großzügig  arbeiten, 
und  es  bleibt  zu  hoffen,  daß  die  Wissenschaft  und  Praxis  aus  dieser  Arbeit 
immer  größeren  Nutzen  ziehen.  Daß  die  Internationale  Vereini- 
gung für  gesetzlichen  Arbeiterschutz  und  das  von  ihr 
20  Jahre  lang  mit  wissenschaftlichem  Erfolg  und  unter  schwierigen  Ver- 
hältnissen unterhaltene  Internationale  Arbeitsamt  in  Basel  nichts  weniger 
wünschen  konnten,  als  mit  der  neuen  völkerbunds-amtlichen  Institution  in 
einen  hoffnungslosen  Wettbewerb  einzutreten,  war  von  vornherein  selbst- 
verständlich. Ebensowenig  aber  konnte  die  Vereinigung,  die  auf  die  Auf- 
rechterhaltung ihres  (auch  von  den  Regierungen  subventionierten)  Arbeits- 
amtes, das  mit  rührend  bescheidenem  Etat  arbeitete,  sofort  verzichtete,  sich 
selbst  einfach  auflösen:  dazu  war  in  der  neuen  Organisation  der  Einfluß 
der  unparteiischen  sozialreformerischen  Kreise  aller  Länder  nicht  fest  genug 
fundiert.  Es  galt  also,  ein  ersprießliches  Verhältnis  zwischen  der  freien 
und  der  amtlichen  Organisation  zu  finden.  Das  scheint  gelungen  zu  sein. 
Wer  die  Nachkriegs-Tagungen  der  I.  V.  mitgemacht  hat,  wird  sich  des 
Eindruckes  bleibender  Lebensfähigkeit  der  privaten  Organisation  erfreut 
haben.  Die  Besorgnis,  sie  werde  lediglich  zu  einem  Anhängsel  der  I.  O.  D.  A. 
werden,  ist  unberechtigt.    Selbstverständlich   wird   ihre   Arbeit   von   dieser 
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mannigfach  beeinflußt  werden:  es  wird  sich  mitunter  empfehlen,  den 
gleichen  Tagungsort  zu  wählen,  bisweilen  auch  die  gleichen  Beratungs- 
gegenstände. 1921  haben  die  Fragen  des  landwirtschaftlichen  Arbeiter- 
schutzes z.  B.  auf  den  Tagesordnungen  beider  Organisationen  gestanden. 
Aber  die  Ergebnisse  der  Beratungen  waren  nicht  die  gleichen,  und  die  Art, 
wie  sie  gewonnen  werden,  ebenfalls  nicht.  Selbst  soweit  einzelne  Delegierte 
an  beiden  Veranstaltungen  teilnahmen,  war  ihre  Haltung  verschieden,  weil 
sie  in  der  I.  V.  ihrer  wissenschaftlichen  Überzeugung  folgen  konnten,  in  der 
1. 0.  D.  A.  jedoch  offizielle  Aufträge  zu  erfüllen  hatten.  Es  war  ein  inter- 
essanter und  für  die  Beurteilung  des  Beratungsgegenstandes  nicht  unwich- 
tiger Vorgang,  daß  in  der  I.  V.  auch  Delegierte  aus  Ländern,  die  die  Zu- 
ständigkeit der  I.  O.  D.  A.  in  landwirtschaftlichen  Fragen  bestritten,  sich 
den  Forderungen  der  Freunde  eines  energischen  Landarbeiterschutzes  an- 
schlössen. Überhaupt  war  die  Zusammenarbeit  auf  diesem  Gebiete,  wie 
ich  als  Vorsitzender  der  dafür  eingesetzten  Kommission  des  Kongresses 
feststellen  konnte,  ausgezeichnet. 

In  der  Zwischenzeit  hat  der  Ständige  Internationale  Gerichtshof  des 
Völkerbundes  die  Zuständigkeit  der  offiziellen  1. 0.  D.  A.  in  landwirtschaft- 
lichen Fragen  anerkannt.  Das  bedeutet  einen  erheblichen  Erfolg  Albert 
Thomas'  gegenüber  der  französischen  Regierung,  einen  Erfolg,  dessen  sach- 
liche Auswirkung  sich  freilich  noch  nicht  übersehen  läßt,  von  dem  man 
aber  doch  wohl  gewisse  Impulse  für  die  nationalen  Gesetzgebungsaufgaben 
erwarten  darf. 

Bisher  ist,  auch  nach  den  Umwälzungen  der  Nachkriegszeit,  die  euro- 
päische und  amerikanische  Sozialgesetzgebung  wesentlich  auf  gewerb- 
liche Verhältnisse  beschränkt  geblieben:  die  deutschen  Landarbeiter- 
schutzmaßnahmen stehen  —  neben  deutschösterreichischen  und  tschechischen 
Analogien  —  ziemlich  vereinzelt  da;  am  weitesten  ist  auf  diesem  Gebiete 
noch  Estland  (Gesetz  v.  22.  Nov.  1921).  Ein  kurzer  Überblick  über  die  Fort- 
schritte der  gewerblichen  Sozialpolitik  in  den  einzelnen  Staaten  ist  äußerst 
schwierig.  Wir  müssen  uns  hier  auf  einige  Hauptfragen  beschränken.  Natür- 
lich steht  der  Achtstundentag  im  Vordergrunde  des  Interesses. 

Das  Deutsche  Reich  zählt  zu  den  wenigen  europäischen  Ländern,  in 
denen  der  Achtstundentag  noch  nicht  gesetzlich  geregelt  ist.  Die  täg- 
liche Arbeitszeit  von  acht  oder  die  wöchentliche  Arbeitszeit  von  48  Stun- 
den findet  sich  in  Deutschösterreich  (für  jugendliche  Arbeiter  und  Frauen 
44  Wochenstunden)  seit  dem  Gesetz  vom  17.  Dezember  1919,  das  durch 
Vollzugsanweisungen  vom  28.  Juli,  2.  August  und  2.  November  1920  ein- 
schränkend interpretiert  worden  ist,  ferner  in  der  Schweiz  (48-Stunden- 
Woche)  seit  dem  Bundesgesetz  vom  27.  Juni  1919  (zeitweilig  eingeschränkt 
Sommer  1922),  in  den  Niederlanden  seit  dem  Gesetz  vom  1.  November  1919 
nebst  den  Verwaltungsvorschriften  vom  23.  und  27.  September  1920  (—  ein 
neues  Gesetz  wird  vorbereitet  — ),  in  Belgien  (Gesetz  vom  14.  Juni  1921), 
in  Spanien  (Gesetz  vom  15.  Januar  1920),  in  Frankreich  (Gesetz  vom 
23.  April  1919),  in  der  Tschechoslowakei  (Gesetz  vom  19.  Dezember  1919), 
in   Jugoslawien   (Verordnung  vom    12.   September    1919,   abgeändert  durch 
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Verordnung  vom  8.  April  1921),  in  Polen  (Gesetz  vom  18.  De- 
zember 1919),  in  Schweden  (Gesetz  vom  21.  Juni  1921),  in  Nor- 
wegen (Gesetz  vom  11.  Juli  1919),  in  Finland  (Gesetz  vom  14.  August 
1918),  in  Litauen  (Gesetz  vom  30.  November  1919).  In  Rußland  ist  für  den 
größten  Teil  der  Arbeiter  ebenfalls  ein  achtstündiger  Arbeitstag  ange- 
ordnet (für  Nachtarbeiter  sieben  Stunden);  die  Arbeitszeit,  auch  die  Über- 
arbeit, ist  in  der  bemerkenswerten  Generalanweisung  der  Volksbeauftragten 
vom  17.  Juni  1920,  die  auch  die  Entlohnung,  Einstellung  und  Entlassung 
sowie  ein  gut  Teil  des  Arbeiterschutzes  i.  e.  S.  regelt  und  153  Artikel  um- 
faßt, festgesetzt,  und  zwar  nicht  schematisch  hinsichtlich  der  Überstunden, 
die  in  dringlichen  Fällen  bis  zu  vier  Stunden  am  Tage  zugelassen  sind,  im 
übrigen  freilich  ohne  Differenzierung  in  den  Betriebsarten.  Großbritannien 
hat  den  Achtstundentag  nicht  gesetzlich  eingeführt,  doch  ist  er  durch  die 
bedeutendsten  Tarifverträge  auch  dort  zur  Tatsache  geworden.  Ähnlich 
liegen  die  Verhältnisse  in  Dänemark.  Spanien  hat  am  15.  Januar  1920  den 
Achtstundentag  allgemein  und  am  10.  Oktober  1919  den  Siebenstundentag 
im  Bergbau  —  der  prinzipiell  auch  im  Deutschen  Reiche  Gesetz  ist  (seit 
Sommer  1922)  —  gesetzlich  festgelegt.  Derartige  Sondergesetze  bestehen 
verschiedentlich,  besonders  auch  für  das  Verkehrswesen.  Ein  Gesetz  vom 
6.  März  1920  regelt  beispielsweise  die  Arbeitszeit  bei  den  Schweizerischen 
Bundesbahnen  und  bei  Post  und  Telegraphie.  Im  Deutschen  Reich  ist  die 
Arbeitszeit  bei  den  Eisenbahnen  am  5.  August  1922  durch  Verordnung  nach 
langen  Verhandlungen  mit  den  Spitzenverbänden  der  Arbeiter,  Angestellten 
und  Beamten  neu  geordnet  worden.  Zwischen  der  schweizerischen  und  der 
deutschen  Regelung  besteht  insofern  Übereinstimmung,  als  beide  Eisenbahn- 
verwaltungen die  Arbeits bereitschaft  ihres  Verkehrspersonals  der 
Arbeitszeit  nicht  einfach  gleichstellten;  im  Deutschen  Reich  wird  die  Bereit- 
schaft in  ein  prozentuales  Verhältnis,  das  nach  ihrer  Art  verschieden  ist, 
zur  eigentlichen  Arbeitszeit  gebracht  und  ihr  zugerechnet.  Auf  diese  Weise 
ist  der  Achtstundentag,  der  prinzipiell  auch  hier  angestrebt  ist,  elastisch 
gestaltet  und  ein  wichtiger  Schritt  zur  notwendigen  Sanierung  des  deut- 
schen Eisenbahnwesens  getan  worden.  Der  größte  Teil  der  Beamten  hat 
sich  freilich  dieser  Verordnung  nur  ungern  gefügt;  aber  der  Reichsverkehrs- 
minister konnte  sich  bei  seinem  Vorgehen  auf  die  Arbeitergewerkschaften 
stützen,  und  das  war  ausreichend.  Die  Verordnung  berührt  sich  inhaltlich 
mit  einer  französischen  Verordnung  für  die  Dienstzeit  bei  Post  und  Tele- 
graphie vom  24.  Oktober  1921  sowie  spanischen  Verordnungen  von  1919 
und  1922  für  die  Eisenbahnen.  Die  Unhaltbarkeit  des  reinen  Achtstunden- 
tages im  Eisenbahnwesen  ist  inzwischen  durch  umfassende  Berechnungen 
schottischer  Eisenbahngesellschaften  so  klar  nachgewiesen  worden,  daß 
niemand  mehr  an  ihr  zweifeln  kann.  —  Auch  überseeische  Staaten  haben 
den  Achtstundentag  teilweise  übernommen;  Britisch-Kolumbien  ist  dafür 
ein  Beispiel  mit  vorbildlich  einfacher,  aber  nicht  unelastischer  Regelung. 
Ferner  sei  Costarica  erwähnt,  das  unterm  16.  August  1920  die  Arbeitszeit 
mit  einem  Dekret  von  drei  knappen  Artikeln  geregelt  hat,  die  freilich  eine 
merkwürdige  Verwirklichung  der  Weltidee  des  Achtstundentages  darstellen: 
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ähnlich  wie  in  der  deutschen  Vorlauf.  Landarbeitsordnung  ist  die  Acht- 
stundengrenze nämlich  nur  für  den  Lohn  von  mehr  als  moralischer  Bedeu- 
tung, indem  Überschreitung  der  acht  Stunden  die  Bewertung  der  Arbeit 
als  Überarbeit  zur  Folge  hat.  Man  ist  aber  in  Costarica  auch  zur  Fest- 
legung einer  absoluten  Höchstarbeitszeit  geschritten.  Sie  beträgt  freilich 
15  Stunden.  Hingegen  besitzt  Uruguay  ein  sehr  ernst  zu  nehmendes  Acht- 
stundentagsgesetz (vom  21.  Mai  1920). 

Man  wird,  wenn  man  diese  Gesetze,  denen  sich  noch  eine  Reihe  von 
Spezialgesetzen  für  Bäckerei,  Fischerei,  Seeschiffahrt  zur  Seite  stellen 
ließen,  überblickt  und  die  Fortschritte  hinzunimmt,  die  die  Begrenzung  der 
Frauen-  und  Jugendlichen-  und  vor  allem  auch  der  Kinderarbeit  gemacht 
hat  —  die  beiden  letzten  Jahre  haben  hier  in  fast  allen  Ländern  Europas 
und  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  gesetzliche  Neuerungen  ge- 
bracht — ,  wohl  sagen  dürfen,  daß  auch  für  das  Deutsche  Reich  der 
Zeitpunkt  gekommen  ist,  an  dem  eine  gesetzliche  Regelung  der  Gesamt- 
materie des  Arbeiterschutzes  auf  dem  Gebiete  der  Arbeitszeit  erfolgen  kann. 
Daß  ihr  oberstes  Prinzip  der  Achtstundentag  sein  muß,  ist  für  jeden,  der 
sich  über  politische  Möglichkeiten  klar  ist,  selbstverständlich.  Er  ist  im 
Verordnungswege  nach  der  Umwälzung  —  entsprechend  den  vorausgegan- 
genen Vereinbarungen  zwischen  den  Spitzenverbänden  der  Arbeitgeber- 
und -nehmer  —  eingeführt  worden,  und  seine  grundsätzliche  Beseitigung 
würde  so  schwerwiegende  Folgen  auf  politischem  Gebiete  haben,  daß  jeder 
mögliche  volkswirtschaftliche  Vorteil  dadurch  mehr  als  aufgewogen  würde. 
Der  Stuttgarter  Großindustrielle  Dr.-Ing.  Robert  Bosch  hat  in  der 
„Sozialen  Praxis"  *  überzeugend  dargetan,  daß  Verlängerungen  der  Arbeits- 
zeit sinnlos  sind,  wenn  sie  gegen  den  Willen  der  Gewerkschaften  erfolgen. 
Dies  würde  auch  der  innerdeutschen  Gesamtlage  widersprechen,  deren 
Signatur  ja  gerade  das  durch  die  demokratische  Verfassung  und  Ideologie 
gemilderte  tatsächliche  Übergewicht  der  organisierten  Arbeiter  ist:  es  wäre 
politisch  äußerst  schwierig,  ein  Arbeitszeitgesetz  gegen  den  ausgesproche- 
nen Willen  sämtlicher  Arbeitergewerkschaften  überhaupt  zustande  zu 
bringen,  und  käme  es  zustande,  so  wäre  sein  Wert  in  der  Praxis  nicht 
groß.  Das  Problem  ist  weder  rein  politisch  noch  rein  wirtschaftlich,  es  ist 
vornehmlich  volkserzieherisch  gelagert.  Auf  der  Grundlage  des  Achtstunden- 
tag-Prinzips wird  die  deutsche  Arbeiterschaft  allem  Anschein  nach  über 
Zugeständnisse,  durch  die  sie  sich  nicht  einfach  in  die  Hand  der  Verwal- 
tungsbehörden begibt,  mit  sich  reden  lassen,  wie  es  bei  der  oben  erwähnten 
Neuregelung  der  Eisenbahner-Arbeitszeit  und  Mitte  August  1922  auch  im 
Bergbau  analog  —  hier  durch  Überstundenzusage  auf  der  Grundlage  des 
Siebenstundentages  —  geschehen  ist.  Das  starke  Verantwortungsbewußt- 
sein ihrer  Führer  kann  der  deutschen  Volkswirtschaft  voll  zugute  kommen, 
wenn  es  nicht  wieder,  wie  zeitweise  im  Kriege,  so  schwer  überlastet 
wird,  daß  der  inzwischen  mühsam  zurückgewonnene  Konnex  zwischen 
Massen  und  Führern  erneut  verloren  geht  und  Vereinbarungen,  denen  diese 
zustimmen,  von  jenen  nicht  als  moralisch  bindend  erachtet  werden.  Hier  liegt 

1    XXXI.  S.  529. 
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die  eigentliche  Aufgabe,  wenn  nach  Kompromissen  über  die  Arbeitszeit- 
Gesetzentwürfe,  die  das  Reichsarbeitsministerium  ausgearbeitet  hat,  gesucht 
wird.  Zugleich  wird  viel  von  dem  Nachweis  abhängen,  daß  die  dem  Ar- 
beiter zugemutete  Mehrarbeit  nicht  weit  überwiegend  der  Entente  zugute 
kommt:  der  Artikel  XIII  des  Friedensvertrages,  auf  dem  die  Arbeitszeit- 
beschlüsse der  Internationalen  Arbeitskonferenzen  beruhen,  wird  in  der 
Arbeiterschaft  als  Schutz  dagegen  aufgefaßt,  daß  die  Erfüllungspolitik  mehr 
auf  ihre  eigenen  Kosten  getrieben  wird,  als  dies  bisher  der  Fall  gewesen  ist. 

Was  den  sogenannten  „hygienischen  Arbeiterschutz"  an- 
langt, so  sind  in  den  letzten  Jahren  eine  ganze  Reihe  von  Fortschritten  zu 
verzeichnen  gewesen,  besonders  in  der  Bekämpfung  der  Phosphor-  und 
Bleigefahr,  aber  auch  im  Kampfe  gegen  andere  Berufskrankheiten.  Italien, 
Griechenland,  die  Niederlande,  Norwegen,  Frankreich,  England  sind  in  dieser 
Hinsicht  zu  nennen.  Polen  hat  am  20.  September  1920  die  Meldepflicht  für 
Blei-,  Zink-,  Phosphor-,  Arsenik-  und  Quecksilbervergiftungen  eingeführt. 
Bemerkenswerte  Neuerungen  sind  in  der  Gewerbeaufsicht  erfolgt. 
Diese  ist  in  Deutschösterreich  durch  ein  Gesetz  vom  14.  Juli  1921  zu  einer 
allgemeinen  Arbeitsaufsicht  erweitert  worden,  von  der  bloß  Eisenbahnen, 
Luftverkehr  und  Landwirtschaft  ausgeschlossen  sind;  auch  die  Rechte  der 
Aufsichtsbeamten  sind  wesentlich  größer  geworden,  natürlich  auf  Kosten 
der  politischen  Behörden.  Ähnlich  ist  das  Arbeitsinspektionsgesetz 
Jugoslawiens  vom  20.  Dezember  1921  vorgegangen,  das  den  Pro- 
vinzialinspektoren  auch  das  Recht  der  Strafverhängung  einräumt. 
Ein  litauisches  Gewerbeaufsichtsgesetz  vom  16.  Juli  1919  hat  gegen- 
über den  alten  russischen  Gesetzen  ebenfalls  das  Tätigkeitsfeld  der 
Gewerbeaufsicht  wesentlich  erweitert,  und  zwar  auch  auf  Handel  und 
Handwerk.  In  Rußland  selbst  hat  die  Gewerbeaufsicht  ihre  Bedeutung 
durch  Mißwirtschaft  eingebüßt;  65%  der  Beamten  sind  Arbeiter,  60% 
haben  bloß  Elementarschulbildung,  65  %  sind  Kommunisten.  Fast  drei 
Viertel  aller  Gewerbeaufsichtsbeamten  sind  erst  unter  der  Sowjetregierung 
in  die  Gewerbeaufsicht  eingetreten.  Auch  im  Deutschen  Reiche  werden  die 
Arbeiter  immer  stärker,  aber  dennoch  mit  der  gebotenen  Sachlichkeit,  in 
den  Gewerbeaufsichtsdienst  einbezogen;  die  Befugnisse  und  das  Tätigkeits- 
feld der  Gewerbeaufsicht  sind  in  den  letzten  Jahren  mehrfach  ausgedehnt 
worden,  doch  fehlt  es  noch  an  einer  ausreichenden  Handelsaufsicht. 

Langsam  schreitet  die  sozialpolitische  Schutzgesetzgebung  auch  zu  Ge- 
bieten vor,  die  sich  ihr  am  schwersten  erschließen.  So  steht  jetzt  in  mehre- 
ren Ländern  die  Frage  zur  Debatte,  ob  ein  Schutz  der  Hausgehilfen 
(oder,  wie  man  früher  sagte:  Dienstboten)  möglich  sei.  Das  deutschöster- 
reichische Hausgehilfengesetz  vom  26.  Februar  1920  ist  verhältnismäßig 
weit  gegangen,  während  das  dänische  Gesetz  vom  6.  Mai  1921,  das  nur 
für  Jugendliche  zwingendes  Recht  schafft,  sonst  aber  sich  auf  subsidiäre 
Geltung  beschränkt  und  vor  allem  die  Arbeitszeit  und  Nachtruhe  völlig  un- 
geregelt läßt,  äußerst  behutsam  an  die  schwierige  Materie  herangetreten 
ist  und  als  wichtige  Neuerung  fast  nur  ein  regelrechtes  Schlichtungsver- 
fahren gebracht  hat.  Im  Deutschen  Reiche  beschäftigt  eine  Regierungs- 
weltwirtschaftliches Archiv  Bd.  XVIII.  XV"II 
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vorläge  die  parlamentarischen  Körperschaften,  die  als  hauptsächliche 
Schutzvorschrift  die  13stündige  Arbeitszeit,  bestehend  aus  Arbeitszeit  i.  e.  S. 
und  Arbeitsbereitschaft,  vorsieht,  ähnlich  wie  dies  mittelbar  auch  im  deutsch- 
österreichischen Gesetz  geschah,  das  neun  Nacht-  und  zwei  weitere  Ruhe- 
stunden gebracht  hat,  freilich  für  kleine  Ortschaften  und  fürs  Land  nicht 
gilt.  Der  Vorlauf.  Reichswirtschaftsrat  hat  sich  vorerst,  gegen  sämtliche 
Arbeitnehmerstimmen,  nur  zur  Empfehlung  der  neunstündigen  ununter- 
brochenen Nachtruhe  entschließen  können. 

Der  Heimarbeiter  schütz  ist  bald  nach  Kriegsschluß  in  Deutsch- 
österreich und  der  Tschechoslowakei  gegenüber  den  sehr  mangelhaften 
Schutzbestimmungen  des  alten  Österreichs  kräftig  erweitert  worden.  Der 
von  Großbritannien  her  gekommene,  dort  inzwischen,  besonders  seit  1918, 
weit  über  die  Heimarbeit  hinaus  auf  einige  40  Gewerbe  durch  SpezialOrders 
ausgedehnte,  in  gewisser  Weise  auch  im  Landarbeitslohngesetz  vom 
19.  August  1921  wiederkehrende  und  über  die  ursprüngliche  Idee  der  Lohn- 
festsetzung längst  hinausgewachsene  Gedanke  der  „Lohnämter",  der,  in 
wesentlich  anderer  Form,  auch  in  Frankreich,  Ungarn  und  Norwegen  vor- 
gedrungen, in  Rußland  und  Georgien  aber  überspannt  und  zentralistisch  ver- 
ballhornt ist,  erobert  sich  immer  mehr  die  Welt,  und  auch  das  reichsdeut- 
sche  neue  Heimarbeitsgesetz,  das  seit  langem  vorbereitet  wird,  soll  ihn,  die 
bisherigen  unfruchtbaren  „Fachausschüsse"  des  Hausarbeitgesetzes  von  1911 
überholend,  in  vorsichtiger  Form  aufgreifen.  Das  „Hausarbeits-Entgelt- 
Gesetz",  dessen  Entwurf  vorliegt,  tut  bereits  die  ersten  entscheidenden 
Schritte  dazu. 

Auf  die  Heimarbeiter  einerseits,  die  Hausgehilfen  andererseits  ist  die 
Sozialversicherung  einzelner  Länder  neuerdings  erstreckt  worden, 
in  denen  der  Kreis  der  Versicherten,  wenigstens  in  manchen  Versicherungs- 
zweigen, diese  Gruppen  noch  nicht  einschloß.  Dies  gilt  vor  allem  von 
Deutschösterreich,  das  am  21.  Oktober  1921  in  der  siebenten  Novelle  zum 
Krankenversicherungsgesetz  eine  Erweiterung  des  Personenkreises  vorge- 
nommen hat,  die  zugleich  für  die  Alters-,  Invaliditäts-  und  Hinterbliebencn- 
versicherung  entscheidend  wichtig  geworden  ist.  Frankreich  hat  in  seine 
Unfallversicherung  jüngst  auch  die  Hausgehilfen  einbezogen;  freilich  ist  die 
französische  Unfallversicherung  überhaupt  keine  eigentliche  Versicherung, 
sondern  nur  eine  extensiv  gestaltete  Unternehmerhaftpflicht,  wie  sie  neuer- 
dings auch  Griechenland  und  Brasilien  eingeführt  haben.  Im  Deutsc 
Reiche  ist  im  April  1922  die  obligatorische  Einbeziehung  der  Hausgew  e 
treibenden  unter  Kranken-  und  Invalidenversicherung,  in  vorbildlich 
elastischer  Normierung,  erfolgt. 

Es  ist  unmöglich,  der  sonstigen  Fortentwicklung,  die  die  Sozialversiche- 
rung allenthalben  in  den  letzten  Jahren  erfahren  hat,  auch  nur  in  den  be- 
scheidensten Andeutungen  zu  gedenken.  Allein  schon  was  im  Deutschen 
Reich  an  Änderungen  der  Versicherungsgesetzgebung  eingetreten  ist,  spottet 
jeden  Versuches  chronistischer  Darstellung:  ist  doch  die  Gesetzgebu 
maschine  hier  fast  unablässig  gelaufen  und  hat  ein  wahres  Chaos  geschaffen, 
gegen  das  die  Fachwelt  der  Praxis  und  Wissenschaft  einmütig  protes: 


Arbeitgeber,  Arbeitnehmer,  Sozialpolitik,  Sozialismus.  251* 

und  durch  das  sich  auch  der  routinierteste  Kenner  der  Materie  nicht  mehr 
hindurchfindet.  Nur  teilweise  ist  diese  unerquickliche  Entwicklung  auf  die 
zu  häufigen  Änderungen  der  Beitrags-  und  Leistungssätze  zwingende  Geld- 
entwertung zurückzuführen.  Zum  anderen  Teil  wird  der  Fehler  begangen, 
kleine  Einzelverbesserungen  bereits  jetzt  dem  Gesamtumbau  der  deutschen 
Sozialversicherung,  den  das  Reichsarbeitsministerium  vorbereitet,  vorweg 
zu  nehmen.  In  Deutschösterreich  liegen  die  Verhältnisse  ähnlich,  doch  ist 
ein  wenig  mehr  Übersichtlichkeit  bewahrt  geblieben.  Aus  der  Fülle  auslän- 
discher Versicherungsgesetze  der  letzten  Jahre  seien  nur  das  britische  Ab- 
änderungsgesetz zur  Krankenversicherung  vom  20.  Mai  1920,  das  Unfall- 
versicherungsgesetz für  die  italienische  Landwirtschaft  vom  20.  März  1921, 
das  polnische  Krankenversicherungsgesetz  vom  19.  Mai  1920,  das  dänische 
Iuvalidenversicherungsgesetz  vom  6.  Mai  1921  und  die  Unfallversicherungs- 
gesetze für  die  norwegische  Fischerei  vom  10.  November  1920  und  für  die 
isländische  Seeschiffahrt  vom  27 .  Juni  1921  erwähnt.  Italien  hat  die 
Fischerei  durch  das  „Gesetz  zugunsten  der  Fischerei  und  der  Fischer"  vom 
24.  März  1921  in  die  Unfallversicherung  einbezogen.  Neue  Wege  ist  ver- 
schiedentlich Belgien  gegangen,  so  in  seinem  Alterspensionsgesetz .  vom 
20.  August  1920  für  die  65jährigen  —  die  Kosten  werden  hier  vom  Staat 
zu  fünf  Achtel,  von  der  Gemeinde  zu  zwei  Achtel  und  der  Provinz  zu 
einem  Achtel  aufgebracht,  und  die  Pension  ist  von  der  Bedürftigkeit  ab- 
hängig —  sowie  in  dem  daran  anknüpfenden  Sondergesetz  für  die  Alters- 
versorgung und  -Versicherung  der  Bergleute  (Altersgrenze:  60  Jahre).  In 
Jugoslawien  ist  nach  Überwindung  großer  organisatorischer  Schwierig- 
keiten auf  der  Grundlage  eines  Erlasses  vom  27.  Juni  1921  im  Jahre  1922 
ein  großes,  modernes  Sozialversicherungswerk  zustande  gekommen.  Am 
1.  Januar  hat  die  Krankenversicherung  in  ihrer  neuen,  relativ  einheitlichen 
Form  für  das  Gesamtkönigreich  ihre  Funktionen  aufgenommen,  am  1.  Juli 
die  Unfallversicherung;  bis  1925  wird  die  Invaliden-,  Hinterbliebenen-  und 
Altersversicherung  durchgeführt  werden. 

Die  Arbeitslosenversicherung  hat  einen  Siegeszug  durch 
die  ganze  Kulturwelt  begonnen;  als  ihre  Avantgarde  hat  sich  zumindest  die 
Arbeitslosenunterstützung  fast  allgemein  durchgesetzt.  Bei  dieser 
stehen  wir  auch  im  Deutschen  Reich  noch,  weil  die  Grundfesten  der  ganzen 
Sozialversicherung  bei  uns  ins  Wanken  geraten  sind  und  jeder  neue  Schritt 
sorgsamster  Vorbereitung  bedarf;  doch  liegt  der  Entwurf  einer  „vorläu- 
figen", nicht  alle  Merkmale  der  Versicherung  tragenden  Arbeitslosenver- 
sicherung, die  an  die  bisherige  Fürsorge  organisch  anknüpft,  bereits  den 
Parlamenten  vor.  Er  ist  in  einzelnen  Punkten  von  der  deutschösterreichi- 
schen Arbeitslosenversicherung  (Gesetz  vom  24.  März  1920)  wesentlich  be- 
einflußt. Die  britische  Arbeitslosenversicherung  ist  in  den  letzten  Jahren 
j  mehrfach,  zuletzt  am  10.  November  1921,  ausgebaut  oder  umgestaltet  wor- 
|  den;  für  Staaten,  deren  wirtschaftliche  Gesamtlage  normal  ist,  bleibt  sie 
in  der  Feinsinnigkeit  ihrer  Vorbeugungsmethoden  vorbildlich.  1921  waren 
segen  12  Millionen  Arbeitnehmer  Großbritanniens  von  der  Arbeitslosenver- 
sicherung  erfaßt.    Die  Leistungen   der  Versicherung  betrugen  58,6   Mill.   £, 
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die  deutschösterreichische  Arbeitslosenversicherung  zahlte  im  ersten  Ver- 
waltungsjahre (1920/21)  125  Mill.  K  Unterstützung;  die  Verwaltungskosten  be- 
trugen weitere  20  Mill.  K.  Die  norwegische  Arbeitslosenversicherung  buchte 
1920  bei  1  700  000  Kr.  Einnahmen  1  838  000  Kr.  Ausgaben  (84  Kr.  auf  jeden 
Unterstützten).  In  den  Niederlanden  mußten  1921  mehreren  insolvent  ge- 
wordenen Arbeitslosenkassen  Staatssonderzuschüsse  bewilligt  werden.  Die 
Schweiz  sah  sich  zur  Herabsetzung  ihrer  Arbeitslosenunterstützungssätze 
1922  genötigt.  In  der  Tschechoslowakei  wird  die  Einführung  des  Genter 
Systems,  für  das  freilich  die  derzeitige  Wirtschaftslage  wenig  geeignet 
scheint,  erwogen;  das  Arbeitslosenunterstützungsgesetz  gilt  vorläufig  bis 
Ende  1922  weiter.  In  Dänemark  bestehen  Genter  System  und  Arbeitslosen- 
unterstützung (nach  deutscher  Art,  Gesetz  vom  22.  Dezember  1921)  neben- 
einander. Auch  die  Idee  der  „produktiven  Erwerbslosenfürsorge",  die  sich 
im  Deutschen  Reiche  bewährt  hat,  ohne  freilich  in  ihrer  wirtschaftlichen  Be- 
deutung schon  ganz  durchsichtig  zu  sein,  ist  hier  aufgegriffen  worden,  wie 
ja  auch  Großbritannien  seine  Notstandsarbeiten  systematisiert  hat.  Die 
dänischen  Arbeitslosenversicherungskassen  selbst  gaben  im  Verwaltungs- 
jahre 1920/21  etwa  20  Mill.  Kr.  aus,  nahmen  aber  nur  15  Mill.  Kr.  ein. 

Dies  sind  natürlich  nur  einzelne  Beispiele.  Sie  zeigen  immerhin,  wie 
die  Arbeitslosigkeit  sich  ganz  unmittelbar  finanziell  ausgewirkt  hat. 
Die  Folgen  des  Krieges  und  der  Reparationspolitik  werden  auf  diesem  Ge- 
biete so  grausam  fühlbar,  daß  davon  die  im  Eingang  unserer  Chronik  er- 
wähnten Wirkungen  des  XIII.  Teiles  des  Friedensvertrages  auch  für  die 
Arbeiter  der  Ententeländer  überschattet  werden.  Nur  wenige  Beispiele 
noch  für  die  Arbeitslosigkeit  in  einigen  der  meistbetroffenen  Länder!  Die 
Zahl  der  arbeitslosen  Gewerkschaftsmitglieder  betrug  in  Großbritannien  im 
Mai  1922  noch  immer  227  838  (gegen  236  308  im  April).  Belgien  zählte  im 
März  1922  in  den  Arbeitslosenkassen  38  050  voll  und  28  912  teilweise  Ar- 
beitslose (freilich  gegen  69  714  bzw.  140  967  ein  Jahr  zuvor).  Die  nieder- 
ländischen Fachverbände  ermittelten  im  Januar  1922  mit  74  203  die  Höchst- 
zahl ihrer  Arbeitslosen  seit  Kriegsschluß.  In  der  Schweiz  wurden  im  Mai 
1922  noch  71  100  Arbeitslose  oder  mit  Notstandsarbeiten  Befaßte  von  den 
kantonalen  Zentralstellen  für  Arbeitsnachweis  gezählt  (im  Februar  Höchst- 
zahl mit  99  541).  Italien  notierte  im  Januar  606  819,  im  März  noch  498  606 
Arbeitslose,  Schweden  im  Januar  d.  J.  48  955  arbeitslose  Gewerkschaftler, 
im  April  noch  39  888,  Polen  im  Februar  183  000,  Ende  Mai  192  852  Arbeits- 
lose ohne  Einbeziehung  der  vormals  preußischen  und  ostgalizischen  Gebiete. 
In  Frankreich  wurden  Ende  Juni  1922  nur  noch  4488  Arbeitslose  unterstützt 
(gegen  47  331  im  gleichen  Monat  des  Vorjahres),  doch  scheint  diese  amtliche 
Ziffer  unschlüssig.  In  Dänemark  betrug  Ende  April  die  Zahl  der  arbeitslosen 
Gewerkschaftsmitglieder  56  445,  die  Zahl  der  Arbeitslosentage  1  598  929.  Die 
Arbeitslosigkeit  in  der  Tschechoslowakei  ist  gegen  das  Vorjahr  etwas  ge* 
sunken  (Ende  Juni  25  350  voll  Erwerbslose,  soweit  staatlich  unmittelbar 
unterstützt,  gegen  29  025  ein  Jahr  früher).  Wenn  auch  die  letzten  Monate  in 
den  meisten  Ländern  keine  neue  Zunahme  der  Arbeitslosigkeit  gebracht  Z' 
haben  scheinen,  so  ist  die  lange  Dauer  der  Krise  doch  überaus  empfindlich 
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und  hat  in  fast  allen  Ländern  die  Einsicht  in  die  Unnahbarkeit  des  Friedens 
von  Versailles  wachsen  lassen,  eines  Friedens,  der,  indem  er  Deutschland 
für  alle  Welt  zahlen  und  arbeiten  heißt,  den  Fluch  der  Arbeitslosigkeit  über 
weite  Teile  der  alten  und  neuen  Kulturwelt  gebracht,  von  diesem  jedoch 
gerade  die  deutschen  Staaten  —  von  vorübergehenden  Erschütterungen 
des  Arbeitsmarktes  in  Deutschösterreich  abgesehen  —  einigermaßen  ver- 
schont hat. 

Das     Arbeitsvermittlungswesen     ist    in     einer     Reihe     von 

■  Ländern  neu  geregelt  worden,  überall  mit  der  Tendenz  der  Stärkung  des 
|j  öffentlichen  Nachweises.  So  hat  das  Deutsche  Reich  sich  im  Sommer  1922 
I  ein  Arbeitsnachweisgesetz  gegeben,  das  zwar  kein  Monopol  des  öffentlichen 

Nachweises,  wie  ursprünglich  beabsichtigt  war,  bringt,  aber  diesem  doch  eine 
ganz  überragende  Stellung  gibt  und  u.  a.  die  gewerbsmäßige  Stellenvermitt- 
I  hing  mit  Gnadenfrist  von  zehn  Jahren  beseitigt.  Auch  Deutschösterreich  hat 
1  nach  dem  Kriege  die  Arbeitsvermittlung,  unter  geistreicher  Betrauung  der 
1  „Industriellen  Bezirkskommissionen"  mit  Aufgaben  der  Vermittlung  und 
1  Unterstützung,  ausgebaut.  Spanien  hat  sich  am  29.  September  1920  ein 
H  Arbeitsnachweisgesetz  gegeben,  Italien  schon  am  19.  Oktober  1919,  Rumänien 

■  am  22.  September  1921,  Jugoslawien  am  31.  Dezember  1921,  Dänemark  am 
M22.  Dezember  1921,  Japan  am  8.  April  1921.  Über  die  Tätigkeit  der  Arbeits- 
nachweise liegen  eine  Reihe  von  Angaben  vor.  So  erfolgten  in  den  öffentlichen 

Nachweisen  der  Niederlande  im  März  1922  bei  417  000  Arbeitsuchenden  und 
?!  197  000    offenen    Stellen    143  000    Vermittlungen.    Die    britischen   Nachweise 
vermittelten    1921    nur   781000   Personen    (gegen    1325  000   im   Jahre    1918). 
In  Slowenien   wurden  von  öffentlichen  Nachweisen   1921   im   ganzen   10  086 
b|  Vermittlungen  bei   16  106  Angeboten  und   16  641   Nachfragen  vorgenommen. 
|l  Ungarn  brachte  es  auf  54  764  Vermittlungen  bei  115  827  Stellengesuchen  und 
|!  87  041  Stellenangeboten.    In  Massachusetts  kamen  28  599  Vermittlungen  zu- 
stande, in  Pennsylvanien  71  443.    In  Tokio  gab  es  1921  zwölf  gemeindliche 
Arbeitsnachweise,   die   zusammen   32  000   Vermittlungen    bei   92  000   Arbeit- 
suchenden und  71  000  Stellenangeboten  vornahmen  (gegen  800  Vermittlungen 
1911  und  8000  im  Jahre  1920!).    Diese  bunt  herausgegriffenen  Beispiele,  in 
denen  zufällig  ausreichendes  Material  aus  dem  Auslande  zu  Gebote  steht, 
das   sich   in   einer  Reihe   meist  amtlicher   Zeitschriften   findet,   reichen   aus, 
um  zu  zeigen,  wie  die  öffentliche  Arbeitsvermittlung  Bedeutung  zu  gewinnen 
beginnt.    Im  Deutschen  Reich  und  Deutschösterreich  beherrscht  sie  bereits 
durchaus  den  Arbeitsmarkt. 

Das  Arbeitsnachweisgesetz  ist  im  Deutschen  Reiche  ziemlich  das 
einzige  bedeutsame  sozialpolitische  Werk  der  letzten  Jahre,  das  fertig  vor- 
liegt, wenn  man  vom  Betriebsrätegesetz  und  seinen  inzwischen 
zustande  gekommenen  Nebengesetzen,  dem  Bilanzgesetz  vom  5.  Fe- 
Ibruar  1921  und  dem  Aufsichtsratsgesetz  vom  15.  Februar  1922  ab- 
isieht. Über  die  Bewährung  der  Betriebsräte  läßt  sich  noch  nichts  Ab- 
ischließendes sagen.  Doch  verdient  Beachtung,  daß  die  Gewerbeaufsichts- 
tpeamten,  die  in  ihren  (bis  auf  den  bayerischen)  jetzt  vorliegenden  Jahres- 
fberichten   von    1921    eingehend   diesen   Gegenstand   in   höchst   interessanter 
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Weise  und  mit  reichen  Belegen  aus  der  Kleinpraxis  behandeln,  sich  i  m 
ganzen  keineswegs  ungünstig  über  die  Betriebsräte  äußern.  Es 
zeigt  sich,  daß  das  Gesetz  sich  täglich  mehr  einlebt,  daß  gewisse  Kinder- 
krankheiten überwunden  werden,  daß  stellenweise  freilich  auch  schon  das 
Interesse  der  Arbeiter  nachläßt,  an  anderen  Stellen  aber  sich  kaum  mehr 
jemand  zur  Übernahme  der  einst  begehrten  Räteposten  bereit  findet,  weil  die 
Erfahrungen  mit  den  Wählern  zu  trübe  gewesen  sind  und  vom  Betriebsrat 
Unmögliches  verlangt  wird.  Die  Haupttätigkeit  hat  auf  dem  Gebiete  der 
Durchführung  von  Tarifverträgen  gelegen,  besonders  hinsichtlich  der  Ein- 
reihung in  die  Lohnklassen.  Die  Arbeiterschutzpflichten  sind  im  allgemeinen 
ohne  großen  Eifer  erfüllt  worden;  bei  der  Mitwirkung  in  geeigneter  Be- 
schäftigungszuweisung an  Schwerverletzte  haben  die  Betriebsräte  versagt. 
Für  die  Rechte  der  Arbeiter  haben  sie  sich  im  Benehmen  mit  den  Gewerk- 
schaften eingesetzt.  Hingegen  ist  auf  nennenswerte  wirtschaftliche  Beratung 
des  Unternehmers,  überhaupt  auf  wirtschaftliche  Mitarbeit  des  Betriebsrates 
noch  größtenteils  infolge  mangelnder  Fähigkeiten  verzichtet  worden.  Das 
war  vorauszusehen.  —  Das  Betriebsrätebeispiel  der  deutschen  Staaten  hat 
bisher  wenig  Nachfolge  gefunden,  am  meisten  noch  bei  der  Tschecho- 
slowakei (Gesetz  vom  12.  August  1921).  Luxemburg  und  Norwegen  haben 
Arbeiterausschüsse  1920  eingeführt,  deren  Rechte  weit  hinter  denen  der 
Betriebsräte  zurückbleiben. 

Die  Gefahr,  daß  die  Rätebewegung  die  Gewerkschaften  umwerfen 
könnte,  ist  binnen  kurzem  gewichen.  Heute  ist  das  Zusammenspiel  beider 
in  den  deutschen  Staaten  gut:  im  Reich  haben  die  Gewerkschaften  die  Be- 
triebsräte fast  vollkommen  in  die  Hand  bekommen.  Die  kühnsten  gewerk- 
schaftlichen Hoffnungen  sind  in  dieser  Hinsicht  übertroffen.  Heute  wirken 
die  Betriebsräte  auf  den  Bestand  der  Gewerkschaften  nicht  mehr  destruktiv 
ein,  wie  man  Anfang  1919  besorgen  mußte,  sondern  sie  wirken  gegenüber 
allgemeinen  Rückgangstendenzen  der  Mitgliederzahl,  wie  sie  im  letzten 
Jahre  zeitweilig  auftauchten,  als  Fallschirm,  ja  geradezu  als  Bremse.  Im 
ganzen  haben  die  Gewerkschaften  in  den  deutschen  Staaten  ihren  Bestand 
bewahrt,  besonders  in  Deutschösterreich.  Die  dem  Internationalen  Gewerk- 
schaftsbund angeschlossenen  gewerkschaftlichen  Spitzenverbände  zählten 
am  1.  Juli  1921  zusammen  etwa  23  907  000  Mitglieder.  Auf  die  einzelnen 
Länder  fielen  in  Tausenden:  Deutsches  Reich  8000,  Deutschösterreich  1000, 
Großbritannien  6600,  Italien  2056,  Frankreich  nur  1500,  Argentinien  750, 
Tschechoslowakei  740,  Belgien  718,  Polen  403,  Dänemark  279,  Schweden 
277,  Kanada  260,  Spanien  240,  Schweiz  224,  Niederlande  217,  Griechenland 
170,  Ungarn  152,  Norwegen  150,  Südafrika  60,  Lettland  30,  Luxemburg  27, 
Jugoslawien  25,  Peru  25,  Bulgarien  4.  Hierneben  bestehen  in  einzelnen 
Ländern  große  Spitzenverbände  anderer  Richtung  und  Organisationen,  die 
nicht  einem  Spitzenverbände  angeschlossen  sind.  Zu  den  ersteren  zählen 
vor  allem  die  christlichen  Gewerkschaften,  die  im  Deutschen  Reich  und  ii 
den  Niederlanden  namhafte  Mitgliederzahlen  aufweisen.  Die  Gewerkschaften 
'der  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  haben  1920,  nach  überaus 
schwierigen  Berechnungen  Prof.  George  E.  Barnetts  von  der  Johns  Hopkins 
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University,  insgesamt  4,9  Mill.  Mitglieder  gezählt;  die  Einzelheiten  sind  in 
der  „Monthly  Labor  Review"  vom  Juli  1922  nachzulesen.  Die  American 
Federation  of  Labor  gab  auf  ihrem  Kongreß  im  Juni  1922  allein  3  195  635 
Mitglieder  an  (etwa  111000  weniger  als  1921).  Die  Zersplitterung  wird  erst 
ganz  allmählich  durch  einen  Konzentrationsprozeß  überwunden,  der  an- 
scheinend jedoch  mehr  als  in  den  deutschen  Staaten  föderalistischen 
Charakter  gewinnt.  In  anderen  am  I.  Q.  13.  nicht  beteiligten  Ländern  beginnt 
sich  neuerdings  eine  Gewerkschaftsbewegung  zu  regen,  so  in  Indien,  wo 
bereits  106  Gewerkschaften,  darunter  die  Eisenbahner  von  Lahore  mit  gegen 
70  000  Mitgliedern,  bestehen  und  im  Spätherbst  1920  erstmals  zu  einem 
Kongreß  zusammengetreten  sind,  auf  dem  manches  Wort  sozialistischen  An- 
klanges  gefallen  ist.  Die  japanische  Gewerkschaftsbewegung  ist  bisher  in 
drei  Spitzenverbände  gespalten,  in  denen  noch  zahlreiche  Lokalorgani- 
sationen ihren  Platz  gefunden  haben.  Man  schätzt,  daß  sie  trotz  Fehlens 
eines  wirklichen  Koalitionsrechts  etwa  200  000  Mitglieder  haben  mögen.  Der 
Nihom  Rodo  Sodomei  kommt  mehr  und  mehr  in  europäische  Bahnen;  er  hat 
auf  einem  vorjährigen  Kongreß  sogar  schon  die  Betriebsrätefrage  an- 
geschnitten. 

Auf  dem  Gebiete  des  Berufsvereinsrechtes  und  K  o  a  1  i  t  i  o  n  s- 
nnd  Streikrechtes  enthält  Art.  108  der  polnischen  Verfassung  vom 
17.  März  1921  einen  ähnlichen  Passus  wie  diejenige  des  Deutschen  Reiches, 
ohne  freilich  ganz  so  weit  zu  gehen  (auch  andere  Stellen  dieser  Verfassung 
berühren  sich,  soweit  die  Fragen  der  Arbeit  in  Betracht  kommen,  erstaunlich 
nahe  mit  der  deutschen  Reichsverfassung).  Ein  tschechisches  Gesetz  vom 
12.  August  1921  schützt  Arbeitgeber  und  -nehmer  vor  Anwendung  des 
Nötigungsparagraphen  auf  Arbeitskämpfe.  Hingegen  hat  Ungarn  in  der 
„Königl.  Verordnung"  vom  10.  August  1920  ein  überaus  engherziges  Vereins- 
recht  erhalten,  das  stellenweise  geradezu  an  das  deutsche  Sozialistengesetz 
anklingt,  und  das  französische  Berufsvereinsgesetz  von  1884  ist  am 
12.  März  1920  z.  T.  an  die  Bestimmungen  des  §  152  RGO.  angeglichen 
worden,  regelt  andererseits  aber  auch  die  juristische  Persönlichkeit  der 
Berufsvereine  in  immerhin  neuartiger,  wenn  auch  den  Arbeiterwünschen  in 
einigen  Punkten  keineswegs  gerecht  werdender  Weise.  Der  im  Deutschen 
Reich  1915  aufgehobene  §  153  RGO.  mit  seinem  Streikbrecher-Sonderschutz 
und  der  ähnlich  geartete  Art.  310  des  belgischen  Strafgesetzbuches,  der  am 
24.  Mai  1921  ebenfalls  aufgehoben  und  durch  ein  weit  milderes  Sondergesetz 
ersetzt  worden  ist,  kehren  im  Art.  2  des  Arbeitskampf-Gesetzes  vom  5.  Sep- 
tember 1920  und  im  Art.  53  des  Berufsvereinsgesetzes  vom  24.  Mai  1921  in 
Rumänien  wieder,  und  zwar  unter  Zulassung  von  Geldstrafen  neben  den  Frei- 
heitsstrafen. Noch  weiter  ist  Griechenland  in  seinen  Gesetzen  über  Gewerk- 
schaften und  über  Arbeitsfreiheit  gegangen.  Besonders  das  letztere,  am 
11.  März  1920  unter  dem  Titel  nepl  dSixr^aTWv  xaxa  xfjs  eXevO'epia^  xrfi 
spYaatas  ergangen,  ist  geradezu  monströs  in  seinen  Strafbestimmungen 
(bis  zu  einem  Jahre  Gefängnis!)  gegen  Beeinträchtigung  der  „Arbeits- 
freiheit" und  verhüllt  unter  paritätischer  Formulierung  schlecht  die  ein- 
seitigste Politik  gegen  die  Arbeiterbewegung. 
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Von  großen  Arbeitsstreitigkeiten  der  letzten  Zeit  verdient  ein  nord- 
amerikanischer Bergarbeiterstreik  erwähnt  zu  werden,  an  dessen  Ausbruch 
die  verhandlungsscheuen  Arbeitgeber  die  Hauptschuld  trugen  und  der  das 
Wirtschaftsleben  der  Union  schwer  beeinträchtigte,  daneben  vornehmlich 
die  Dienstweigerung  deutscher  Eisenbahnbeamten  im  Februar  1922,  die  das 
Problem  des  Beamtenstreikrechtes  plötzlich  aktuell  werden  ließ 
und  mit  einer  schweren  Niederlage  der  Beamten  sowie  Maßregelungen 
großen  Stils  endete;  im  weiteren  Gefolge  dieser  Auflehnung  gegen  die  Be- 
amtendisziplin ist  es  im  Deutschen  Reiche  zur  Zersplitterung  der  Beamten- 
bewegung gekommen,  die  nunmehr  in  gleicher  Weise  wie  die  Arbeiter-  und 
Angestelltenbewegung  gegliedert  ist.  Im  ganzen  aber  haben  in  den  deutschen 
Staaten  wenig  Streiks  stattgefunden,  vor  allem  wohl  wegen  des  gut 
arbeitenden  tarifvertraglichen  Verhandlungs-  und  Einigungssystems.  Der 
Tarifvertrag,  die  moderne  Vereinbarungsform  der  Arbeitsbedingungen, 
gehört  zu  den  vielen  sozialpolitischen  Dingen,  die  sich  in  aller  Welt  aus  den 
gleichen  Voraussetzungen  ziemlich  gleichartig  entwickelt  haben.  Nirgends 
freilich  ist  seine  Bedeutung  größer  als  im  Deutschen  Reich,  wo  am  31.  De- 
zember 1921  allein  129  Reichstarifverträge  bestanden,  die  die  Arbeitsver- 
hältnisse von  3  209  198  Personen  regelten.  Solche  Bedeutung  hat  der  Tarif- 
vertrag erhalten,  ohne  bisher  rechtlich  befriedigend  geregelt  zu  sein.  Der 
Entwurf  eines  Tarifvertragsgesetzes  dürfte  erst  im  Winter  1922/23  gesetz- 
geberisch erledigt  werden.  Auch  das  Schlichtungs wesen  entbehrt 
noch  einer  eigentlichen  gesetzlichen  Regelung  im  Deutschen  Reich:  die 
„Schlichtungsordnung",  in  ihrem  §  55  heiß  umstritten,  dürfte  gleichfalls  im 
nächsten  Winter  endlich  Gesetz  werden,  voraussichtlich  die  freigewerk- 
schaftlichen Wünsche  nach  möglichst  geringer  Einengung  der  Streikfreiheit 
weitestgehend  berücksichtigend  und  die  Erfahrungen  der  jüngsten  Schlich- 
tungsgesetzgebung Englands,  Schwedens  und  anderer  Staaten  verwertend, 
die  Zwangsschlichtungstendenzen  der  balkanischen  Gesetze  und  vollends  des 
bolivianischen  Dekrets  vom  29.  September  1920  jedoch  ablehnend  oder 
höchstens  für  die  gemeinnötigen  Betriebe  aufgreifend. 

Endlich  sei  noch  das  Arbeitsgerichts  wesen  als  Gegenstand  neuer 
Sozialgesetzgebung  erwähnt.  Es  wird  in  Italien  und  im  Deutschen  Reich 
zurzeit  neu  geordnet.  Bei  uns  ist  die  wichtigste  Streitfrage  die  der  Ein- 
gliederung in  die  ordentliche  Gerichtsbarkeit:  die  freien  Gewerkschaften 
setzen  sich  hiergegen  aufs  äußerste  zur  Wehr,  während  andere  Gruppen  den 
Wert,  den  eine  solche  Ein-  oder  Angliederung  für  die  ganze  Rechtsprechung 
hätte,  klar  herausarbeiten.  Das  Schicksal  des  Entwurfs  ist  noch  völlig 
ungewiß. 

Abgeschlossen:  September  1922. 

Prof.  Ludwig  Heyde,    Rostock. 
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Chronik  der  Weltpolitik. 


Die  Weltpolitik  des  Jahres  1921  zeigt  ein  ähnliches  Bild  wie  die  des 
Jahres  1920  (vgl.  „W.A.",  16.  Bd.,  S.  360*).  Sie  wird  beherrscht  durch  das 
„Bestreben  der  Großmächte,  die  internationalen  friedlichen  Beziehungen 
wiederherzustellen".  Aber  ein  Erfolg  ist  diesem  Bestreben  auch  in  diesem 
Jahr  nicht  beschieden  gewesen.  Die  Friedensschlüsse  der  Jahre  1919/20  haben 
eben  der  Welt  keinen  Frieden  gebracht,  sondern  nur  neue  Unruhezentren 
geschaffen,  die  in  Verbindung  mit  den  alten  Machtgegensätzen  der  Welt  eine 
wirkliche  Befriedung  verhindern. 

Das  eine  dieser  neuen  weltpolitischen  Unruhezentren  ist  Deutsch- 
land. Der  Versailler  Friede  hatte  bestimmt,  daß  spätestens  zum  1.  Mai  1921 
eine  Feststellung  der  deutschen  Entschädigungspflicht  erfolgen  müsse.  Zu 
diesem  Zweck  tagte  im  Januar  der  Oberste  Rat  in  Paris;  Ende  Februar  und 
Anfang  März  fand  in  London  eine  Konferenz  statt,  zu  der  auch  deutsche  Be- 
vollmächtigte geladen  waren.  Zu  Verhandlungen  zwischen  den  beiden 
Parteien  kam  es  aber  nicht;  vielmehr  wurde  unter  Hinweis  auf  das  im  Ver- 
sailler Frieden  enthaltene  deutsche  Schuldbekenntnis  den  deutschen  Ver- 
tretern ohne  sachliches  Eingehen  auf  ihre  Vorschläge  lediglich  die  Annahme 
der  in  Paris  auf  insgesamt  226  Milliarden  Qoldmark  festgesetzten  Entschädi- 
gungsforderung zugemutet.  Als  sie  am  7.  März  ablehnten,  wurden  die  Ver- 
handlungen mit  Deutschland  abgebrochen  und  Zwangsmaßregeln,  die  so- 
genannten Sanktionen,  verhängt.  Sie  bestanden  in  der  Besetzung  der  wich- 
tigsten Ausgänge  des  Ruhrgebietes,  der  Städte  Düsseldorf,  Duisburg  und 
Ruhrort,  in  der  Einrichtung  einer  Zollgrenze  zwischen  dem  besetzten  und 
unbesetzten  Deutschland,  an  der  Aus-  und  Einfuhrzölle  zugunsten  der  Ver- 
bündeten erhoben  wurden,  und  in  der  Erhebung  einer  besonderen  Abgabe 
von  allen  Zahlungen,  die  aus  den  Ländern  der  Alliierten  nach  Deutschland 
geleistet  wurden;  doch  wurde  diese  letzte  Maßnahme  keineswegs  einheitlich 
durchgeführt,  da  sie  den  Handel  mit  Deutschland  allzusehr  erschwerte. 

Weitere  Zwangsmaßregeln  wurden  von  Frankreich  zum  1.  Mai,  dem 
eigentlichen  Verfalltag,  durch  militärische  Vorbereitungen  angekündigt.  Um 
ihnen  zu  entgehen,  rief  die  deutsche  Regierung  am  21.  April  die  Vermittlung 
der  amerikanischen  Regierung  an.  Zwar  befand  sich  Deutschland  amtlich 
noch  im  Kriegszustand  mit  den  Vereinigten  Staaten,  aber  die  deutsche  Re- 
gierung glaubte  wohl,  daß  die  Ablehnung  des  Versailler  Friedens  durch 
Amerika  und  die  Wahl  des  Präsidenten  Harding  eine  günstigere  Einstellung 
Amerikas  gegenüber  Deutschland  bedeute,  und  wagte  daraufhin,  sich  vor- 
behaltlos der  Entscheidung  des  Präsidenten  zu  unterwerfen.  Amerika  aber 
lehnte  im  Einklang  mit  seiner  unten  näher  zu  charakterisierenden  Politik  die 
Einmischung  in  die  europäischen  Streitigkeiten  ab  und  verwies  die  deutsche 
Regierung  an  die  Verbündeten. 
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Unter  diesen  war  aber  England,  das  schon  im  Jahre  1920  dem  militäri- 
schen Vorgehen  Frankreichs  rechts  des  Rheins  einen  Riegel  vorgeschoben 
hatte,  nicht  geneigt,  es  zum  äußersten  kommen  zu  lassen.  Es  wurden  deshalb 
neue  Forderungen  formuliert,  die  die  deutsche  Schuldverpflichtung  auf  132 
Milliarden  Goldmark  beschränkten.  Am  5.  Mai  wurden  sie  als  Ultimatum  mit 
einer  Frist  von  sechs  Tagen  Deutschland  übermittelt  und  hier  nach  einer 
Ministerkrisis  am  10.  Mai  angenommen.  Die  am  7.  März  verhängten  Zwangs- 
maßnahmen blieben  bestehen;  erst  am  15.  September  wurde  wenigstens  die 
innerdeutsche  Zollgrenze,  jedoch  unter  Neueinrichtung  einer  Kontrollstelle 
für  den  Ausfuhrhandel,  aufgehoben. 

Das  Ultimatum  verpflichtete  Deutschland  zu  festen  Jahreszahlungen  von 
2  Milliarden  Mark  und  zur  Erhebung  einer  Ausfuhrabgabe.  Schon  die  ersten 
Ratenzahlungen  bewiesen,  daß  die  Forderung  weit  über  das  deutsche  Ver- 
mögen hinausging.  Der  Kurs  der  Mark  fiel  rasch,  und  in  gleichem  Maße  stieg 
der  Wettbewerb  der  deutschen  Erzeugnisse  auf  den  Auslandsmärkten  gegen- 
über den  Ländern  mit  fester  Valuta.  Diese  wirtschaftlichen  Folgen  führten  in 
England  zu  scharfer  Kritik  an  der  ganzen  bisherigen  Behandlung  der  Ent- 
schädigungsfrage und  an  dem  Versailler  Frieden  (Keynes).  Auch  in  Frank- 
reich entstand  Besorgnis,  daß  mit  dem  Niedergehen  der  Mark  zugleich  der 
Wert  des  französischen  Entschädigungsanspruchs  sinke;  deshalb  suchte  der 
Wiederherstellungsminister  Loucheur  im  Wiesbadener  Abkommen  vom 
6./7.  Oktober  Frankreich  einen  erheblichen  Teil  von  Sachlieferungen  zi 
sichern.  Aber  dieses  Abkommen  blieb  ohne  Wirkung,  teils  wegen  des  engli- 
schen Widerspruchs,  teils  wegen  der  Widerstände,  die  von  den  Politikern  in 
Frankreich  ausgingen.  Denn  diese  sehen  in  den  unerfüllbaren  Reparations- 
forderungen ein  Mittel,  auf  dem  Wege  des  Pfandes  das  zu  erreichen,  was 
ihnen  der  Friedensvertrag  versagt  hat:  den  dauernden  Besitz  des  linke 
Rheinufers.  Gegen  Ende  des  Jahres  1921  war  Deutschland  durch  die  wieder 
holten  Zahlungen  bereits  so  geschwächt,  daß  es  am  14.  Dezember  förmlicr 
um  Zahlungsaufschub  nachsuchen  mußte.  Damit  war  die  Frage,  ob  das  Ent- 
schädigungsproblem nach  wirtschaftlichen  oder  politischen  Gesichtspunkten 
behandelt  werden  solle,  den  alliierten  Mächten,  zumal  England  und  Frankreicl 
gestellt.  Ihre  Beantwortung  hing  aber  nicht  allein  von  den  deutschen,  sondei 
zugleich  von  den  allgemeinen  politischen  Verhältnissen  ab  und  füllt  eine 
großen  Teil  der  Verhandlungen  des  Jahres  1922. 

Der  Niedergang  der  deutschen  Wirtschaftskraft  wurde  durch  die  Ent- 
scheidung über  Oberschlesien  wesentlich  beschleunigt.  Die  im  Versailler 
Frieden  vorgesehene  Volksabstimmung  fand  am  20.  März  1921  statt  und  ergab 
eine  deutsche  Mehrheit  von  60  %  der  abgegebenen  Stimmen.  Die  Polen  ver- 
suchten in  mehreren  Aufständen  dieses  Ergebnis  zu  ihren  Gunsten  zu  ver- 
bessern und  fanden  dabei  wohlwollende  Duldung  bei  den  Franzosen,  derer 
Politik  auch  hier  mehr  auf  dauernde  Schwächung  Deutschlands  als  auf  Er- 
haltung seiner  wirtschaftlichen  Kraft  im  Interesse  der  Entschädigungszahlun- 
gen gerichtet  war.  England  dagegen  wollte  dem  Abstimmungsergebnis  une 
den    wirtschaftlichen    Notwendigkeiten    Rechnung    tragen.     Der    Gegensat 
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zwischen  beiden  Mächten  war  so  stark,  daß  sie  zu  keiner  Einigung  gelangen 
konnten  und  dem  Völkerbund  die  Entscheidung  zuschoben.  Ein  von  diesem 
eingesetzter  Ausschuß,  dem  Vertreter  Belgiens,  Brasiliens,  Chinas  und 
Spaniens  angehörten,  kam  zu  dem  Entschluß,  eine  Teilung  Oberschlesiens 
vorzuschlagen,  deren  unverkennbare  Unzuträglichkeiten  durch  Übergangs- 
bestimmungen für  die  ersten  15  Jahre  gemildert  werden  sollten.  Die  alliierten 
Mächte  nahmen  diesen  Vorschlag  an  und  machten  ihn  am  20.  Oktober  bekannt. 

Ein  zweites  Depressionsgebiet  in  der  politischen  Luftdruckverteilung  Euro- 
pas sind  die  beiden  Restkörper  der  ehemaligen  österreichisch-ungarischen 
Monarchie,  Österreich  und  Ungarn.  Daß  Österreich  kein  lebensfähiges 
Gebilde  ist,  ist  von  Anfang  an  klar  gewesen,  und  die  steigende  wirt- 
schaftliche Not  des  Jahres  1921  hat  es  von  neuem  bewiesen.  Die  Folge  davon 
war  ein  starkes  Anschwellen  der  Bewegung,  welche  die  natürliche  Anlehnung 
Österreichs  an  das  deutsche  Mutterland  herbeiführen  möchte.  Aber  noch  ist 
das  politische  Interesse  der  Mächte  des  Friedens  von  St.  Germain  stärker  als 
das  in  freiwilligen  Volksabstimmungen  sich  eindringlich  aussprechende  Selbst- 
bestimmungsrecht, und  es  wurde  durch  das  Versprechen  finanzieller  Hilfe  den 
Österreichern  schmackhaft  zu  machen  versucht.  Als  aber  aus  diesen  Ver- 
sprechungen bis  zum  Ende  des  Jahres  nichts  Greifbares  zutage  gefördert 
worden  war,  versuchte  Österreich  durch  Anschluß  an  die  Tschechoslowakei 
im  Abkommen  zu  Lana  seine  wirtschaftlichen  Nöte  zu  beheben.  Bei  der 
leidenden  Duldsamkeit,  die  die  österreichische  Politik  kennzeichnet,  nimmt 
es  nicht  wunder,  daß  Österreich  nicht  einmal  das  Burgenland,  das  ihm  im 
Frieden  zugesprochen  worden  ist,  unverkürzt  in  Besitz  hat  nehmen  können. 
Die  Ungarn  machten  Schwierigkeiten  und  setzten  es  auf  der  Konferenz  zu 
Venedig  (Oktober)  durch,  daß  über  den  Bezirk  von  Ödenburg  eine  Volks- 
abstimmung entscheiden  solle,  die  bei  den  bekannten  ungarischen  Ab- 
stimmungsmethoden für  Ungarn  ausfiel. 

Als  ein  im  wesentlichen  sich  selbst  ernährendes  Land  besitzt  Ungarn 
überhaupt  mehr  Bewegungsfreiheit  als  Österreich;  und  dazu  kommt,  daß  das 
magyarische  Nationalbewußtsein  durch  den  Ausgang  des  Krieges  nur  gereizt, 
nicht  etwa  gebrochen  worden  ist.  Im  Vertrauen  darauf  hat  König  Karl  zwei 
Versuche  gemacht  (Ende  März  und  Oktober),  die  Krone  durch  einen  Putsch 
wiederzuerlangen.  Wie  weit  er  auf  Grund  seiner  alten  Beziehungen  zur 
Entente  auf  deren  Förderung  hoffen  konnte,  ist  ungewiß.  Irgendein  Erfolg  ist 
ihm  nicht  beschieden  gewesen.  Das  Land  zeigte  keine  Neigung  zu  un- 
berechenbaren Experimenten,  während  die  Nachbarstaaten  schon  im  Inter- 
esse des  ruhigen  Besitzes  ihrer  ungarischen  Landstriche  gegen  jede  Er- 
neuerung des  Königtums  und  damit  der  alten  nationalen  Ansprüche  in  Ungarn 
energisch  auftraten  und  dabei  von  den  Großmächten  unterstützt  wurden.  So 
endeten  die  Putsche  mit  einem  den  Ungarn  freilich  aufgezwungenen  und  von 
ihnen  nur  unter  Protest  angenommenen  Gesetz,  das  das  Haus  Habsburg  für 
alle  Zeiten  vom  ungarischen  Throne  ausschließt,  und  mit  der  Verbannung 
Karls  nach  Madeira. 
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Noch  unruhiger  geht  es  in  dem  alten  Wetterwinkel  der  europäischen 
Politik  zu,  im  vorderen  Orient.  Der  Friede  von  Sevres  ist,  wie  bereits  in  der 
letzten  Chronik 1  angedeutet  worden  ist,  tatsächlich  undurchführbar,  und  die 
Verhandlungen  der  Londoner  Konferenz  vom  Februar/März  1921  mit  den 
Vertretern  der  beiden  türkischen  Regierungen,  der  des  Sultans  zu  Kon- 
stantinopel und  der  der  Nationalversammlung  zu  Angora,  sind  ergebnislos 
verlaufen.  Mit  festem  Blick  für  die  realen  Machtverhältnisse  hat  die  Re- 
gierung zu  Angora  ein  Abkommen  mit  Rußland  getroffen,  das  ein  gemein- 
sames Vorgehen  in  der  Meerengenfrage  in  Aussicht  nimmt  und  den  Türken 
die  Unterstützung  der  Russen  zusichert.  Es  erscheint  auf  den  ersten  Blick 
seltsam,  daß  die  beiden  alten  Gegner,  Rußland  und  die  Türkei,  sich  auf  einmal 
die  Hand  reichen  und  daß  Rußland  den  Türken  zum  Besitz  Konstantinopels 
verhelfen  will.  Aber  es  wird  begreiflich  durch  das  große  gemeinsame  Inter- 
esse, bei  der  Regelung  der  für  beide  Mächte  lebenswichtigen  Meerengen- 
frage nicht  ausgeschaltet  zu  werden  und  den  Ausgang  aus  dem  Schwarzen 
Meer  nicht  in  englischer  Hand  zu  belassen.  Ein  weiterer  —  Bundesgenosse 
wäre  zu  viel  gesagt,  etwa  stiller  Gönner  —  erstand  der  Türkei  in  Frank- 
reich, das  die  seit  Jahrhunderten  gepflegten  Beziehungen  zur  Türkei  jetzt 
nach  Ausschaltung  des  deutschen  Gegners  um  so  energischer  wieder  auf- 
nehmen möchte,  als  ihm  die  politische  und  wirtschaftliche  Vormacht  Englands 
in  Kleinasien  durchaus  unerwünscht  ist.  Die  völlige  Umwandlung  der  Macht- 
verhältnisse in  Kleinasien  durch  den  Widerstand  der  anatolischen  Türker 
erhellt  am  deutlichsten  daraus,  daß  die  Annäherung  Frankreichs  und  der 
Türkei  weniger  durch  türkische  als  vielmehr  durch  französische  Zugeständ- 
nisse hinsichtlich  Ciliciens  zustandegekommen  ist.  Unter  diesen  Umständer 
blieb  den  Engländern  zur  Bekämpfung  der  Türkei  nur  der  griechische  Bundes- 
genosse. Aber  dessen  Kräfte  reichten  nicht  aus,  um  den  Türken  den  Vertrag 
von  Sevres  aufzuzwingen.  Nach  Anfangserfolgen,  die  die  Griechen  bis  ir 
die  Nähe  von  Angora  brachten,  trat  ein  schwerer  Rückschlag  ein,  und  als  der 
Winter  dem  kriegerischen  Vorgehen  ein  Ende  machte,  waren  die  orientali- 
schen Dinge  noch  ebenso  ungeklärt  wie  zu  Anfang  des  Jahres  1921. 

Endlich  stellt'Rußl  an  d  ein  Depressionsgebiet  der  europäischen  Politrt 
dar.  Allerdings  ist  hier  eine  gewisse  Festigung  zu  verzeichnen.  Der  Friede 
zu  Riga  machte  am  20.  März  dem  Kriege  mit  Polen  um  die  Westgrenze  eir 
Ende.  Im  Innern  steht  die  Sowjetregierung  trotz  großer  wirtschaftlicher 
Schwierigkeiten,  die  in  einer  weitverbreiteten  Hungersnot  gipfelten,  so  fest 
da,  daß  die  europäischen  Staaten  sich  mit  ihr  abzufinden  beginnen  und  die 
Unterstützung  von  gegenrevolutionären  Unternehmungen  aufgegeben  haber 
Ja,  sie  fangen  sogar  bereits  an,  wirtschaftliche  Beziehungen  wieder  anzu- 
knüpfen, und  solche  setzen  erträgliche  politische  Beziehungen  voraus.  So  hat 
England  am  16.  März  ein  Handelsabkommen  mit  Rußland  abgeschlossen, 
dessen  Bedeutung  zunächst  wohl  nur  in  dem  Bestreben  zu  sehen  ist,  bei  der 
zukünftigen  Wiederaufbau  der  russischen  Wirtschaft  nicht  ausgeschlossen  zu 
werden.  Im  ganzen  genommen  ist  Sowjetrußland  bei  seinen  undurchsichtigen 
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politischen  und  wirtschaftlichen  Verhältnissen  kein  recht  greifbarer  Faktor 
der  Weltpolitik.  Es  stellt  eine  gewaltige,  aber  zurzeit  wenigstens  nicht  recht 
bewegliche  Macht  dar,  mit  der  keine  europäische  Großmacht  rechnen  kann 
und  mag  und  die  doch  auf  die  Dauer  von  der  Regelung  der  europäischen  und 
weltpolitischen  Fragen  nicht  ausgeschaltet  werden  kann.  In  dem  ihnen 
nächstgelegenen  Gebiet  Vorderasiens  zeigen  die  Russen  auch  bereits  sehr 
nachdrücklich,  daß  sie  sich  nicht  ausschalten  lassen.  Das  oben  erwähnte 
Abkommen  mit  der  Türkei  wird  ergänzt  durch  Verträge  mit  Persien  und 
Afghanistan,  in  denen  Rußland  unter  dem  Schein  der  Befreiung  dieser  Staaten 
vom  europäischen  Imperialismus  und  Kapitalismus  vorerst  einmal  gegen 
den  englischen  Wettbewerb  auftritt.  Auch  hier  sind  die  Folgen  noch  nicht  zu 
übersehen. 

Kehren  wir  zunächst  noch  einmal  nach  Europa  zurück,  so  ergibt  sich 
hier  als  natürliche  Folge  der  Fesselung  oder  Auflösung  der  drei  alten  Groß- 
mächte Deutschland,  Österreich-Ungarn  und  Rußland  ein  unbedingtes  Über- 
gewicht Frankreichs.  Es  ist  die  stärkste,  ja  die  einzige  namhafte  Macht 
auf  dem  Festland.  Und  schon  ist  deutlich,  daß  Frankreich  von  dieser  Stellung 
ganz  in  dem  Geiste  Gebrauch  macht,  den  seine  Politik  seit  den  Tagen  Lud- 
wigs XIV.  beherrscht  hat.  Von  den  kommenden  besseren  Tagen  der  alL 
gemeinen  Abrüstung  ist  kaum  noch  die  Rede.  Vielmehr  fühlt  sich  Frankreich, 
wie  Briand  es  ausgesprochen  hat,  in  der  Rolle  des  Gendarmen  von  Europa 
und  hält  ein  Heer  von  800  000  Mann  unter  Waffen.  Und  diese  eigene  Macht 
wird  verstärkt  durch  ein  sorgsam  gepflegtes  System  von  Bündnissen  und 
Ententen.  Es  hat  ein  militärisches  Abkommen  mit  Belgien,  es  hat  ein  Bündnis 
mit  Polen,  das  Polen  zwar  den  Besitz  eines  großen  Teils  von  Oberschlesien 
verschafft  hat,  aber  zugleich  mit  der  Verpflichtung  eines  stehenden  Heeres 
von  600  000  Mann  belastet,  es  ist  der  Schutzpatron  der  sogenannten  kleinen 
Entente,  es  sucht  Dänemark  und  Finland  in  sein  System  hineinzuziehen.  Der 
leitende  Gedanke  dieser  Bündnispolitik  ist,  einen  eisernen  Ring  um  Deutsch- 
land zu  legen,  das  im  Frieden  von  Versailles  zu  schwer  getroffen  worden  ist, 
als  daß  man  ihm  nicht  Revanchegedanken  zutrauen  müßte,  den  Zusammen- 
schluß Deutschösterreichs  und  Deutschlands  zu  verhindern  und  Rußland  von 
Mitteleuropa  durch  einen  Wall  von  verbündeten  Staaten  abzuschließen.  Die 
Ähnlichkeit  dieser  Politik  mit  der  Napoleons  I.  liegt  auf  der  Hand.  Ihr  be- 
unruhigendes Moment  für  den  Kontinent  liegt  nicht  allein  darin,  daß  sie  sich 
bestrebt,  künstliche  und  lebensunfähige  Staatsgebilde  im  französischen  Inter- 
esse aufrechtzuerhalten,  sondern  noch  mehr  darin,  daß  sie  bewußt  eine  Be- 
ruhigung Mittel-  und  Osteuropas  hintertreibt  und  unverkennbar  auf  weitere 
Auflösung  Deutschlands  hinarbeitet.  Die  Unnatur  des  übertriebenen  Macht- 
anspruchs eines  Volkes  von  40  Millionen  führt  notwendig  zu  einer  unnatür- 
lichen Politik. 

Auf  dem  Festland  hat  Frankreich  zurzeit  keinen  Nebenbuhler.  Spanien 
spielt  in  der  Weltpolitik  keine  Rolle.  Und  auch  Italien  hat  trotz  der 
großen  Landerwerbungen,  die  es  durch  die  Friedensschlüsse  eingeheimst  hat, 
die  Grundlage  seiner  weltpolitischen  Stellung  verloren,  die  Rivalität  der 
beiden  Mächtegruppen  des  Dreibundes  und  des  Dreiverbandes,  die  ihm  die 


262* 


Chronik  und  Archivalien. 


angenehme  Rolle  des  Züngleins  an  der  Wage  gegeben  hatte.  Statt  des  be- 
quemen, durch  innere  Gegensätze  gelähmten  österreichisch-ungarischen 
Nachbarn  hat  es  jetzt  mit  dem  Wettbewerb  des  aufstrebenden  Südslawen- 
staats in  der  Adria  zu  rechnen. 

Auch  E  n  g  1  a  n  d  ist  im  Jahre  1921  des  schwer  erkämpften  Friedens  nicht 
recht  froh  geworden.  Seine  Wirtschaft  braucht  in  weit  höherem  Maße  als 
die  französische  aufnahmefähige  Märkte.  Aber  die  wirtschaftlichen  Folgen 
der  Friedensverträge  schalten  den  größten  Teil  Europas  als  Käufer  aus,  und 
einer  Beruhigung  des  Kontinents  widersetzt  sich  das  politische  Interesse 
Frankreichs.  Diesem  entgegenzutreten  fehlt  aber  der  englischen  Politik  der 
kontinentale  Degen.  Der  Gegensatz  zwischen  der  wirtschaftlichen  Einstellung 
Englands  und  der  politischen  Frankreichs,  auf  den  das  Schlußwort  der  letzten 
Chronik1  hingewiesen  hat,  hat  das  ganze  Jahr  1921  hindurch  bestanden,  ohne 
irgendwie  gelöst  zu  werden.  Nur  wirkt  es  sich  nicht  in  scharfen  Kämpfen 
aus,  sondern  in  der  Nachgiebigkeit  Englands  gegenüber  den  kontinentalen 
Interessen  Frankreichs.  Sorgen  innerhalb  seines  eigenen  Gebiets  kamen 
hinzu,  um  England  vor  einem  Bruch  der  Entente  zu  warnen.  Erst  gegen  Ende 
des  Jahres  (6.  Dezember)  ist  der  langwierige  und  kräfteverzehrende  Kampf 
gegen  die  irische  Unabhängigkeitsbewegung  durch  ein  Kompromiß  beigelegt 
worden,  in  dem  England  den  Iren  die  Stellung  eines  Dominions  mit  eigenem 
Parlament  und  eigener  Regierung  zubilligte,  während  die  Iren  die  Oberhoheit 
des  englischen  Königs  anerkannten  und  sich  bis  auf  weiteres  der  englischen 
Reichsverteidigung  eingliederten.  Einige  Fragen,  z.  B.  die  Ulsters,  blieben 
freilich  auch  jetzt  noch  ungelöst.  Vielleicht  noch  ernsthaftere  Gefahren 
drohen  der  englischen  Weltmacht  aus  der  allgemeinen  Unruhe  der  Völker 
Vorderasiens  zu  entstehen.  Der  Ruf  nach  dem  Selbstbestimmungsrecht  der 
kleinen  Nationen,  unter  dem  die  Entente  gegen  Österreich-Ungarn  zu  Felde 
gezogen  ist,  findet  jetzt  hier  Widerhall,  und  die  Sorge  der  Mohammedaner 
um  das  Schicksal  des  Sultans  zu  Konstantinopel  verschärft  die  Bewegung. 
In  Indien  verlangt  die  einheimische  Bevölkerung  das  Recht  der  Selbst- 
rcgierung  und  unterstützt  diese  Forderung  durch  Boykottierung  Englands. 
In  Mesopotamien  richtet  sich  die  arabische  Unabhängigkeitsbewegung  nun- 
mehr, nachdem  die  türkische  Oberhoheit  abgeschüttelt  worden  ist,  gegen 
England.  Und  vielleicht  noch  schärfer  stoßen  das  englische  Weltmachts- 
interesse und  der  Selbständigkeitsdrang  einer  kleinen  Nation  in  Ägypten  zu- 
sammen. Das  in  der  letzten  Chronik 2  erwähnte  Abkommen  Englands  mit 
den  ägyptischen  Nationalisten  findet  bei  der  weiteren  Durchführung 
Schwierigkeiten,  weil  die  Nationalisten  ihre  Freiheit  nicht  gesichert  glauben, 
solange  England  das  Land  besetzt  hält,  England  aber  in  der  militärischen 
Sicherung  des  Suezkanals  eine  Lebensfrage  für  sein  ganzes  Reich  sieht.  So 
endete  das  Jahr  in  Ägypten  nach  gescheiterten  Verhandlungen  und  Unruhen 
mit  dem  Belagerungszustand. 
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Es  sind,  wie  man  sieht,  vor  allem  die  Kolonien  mit  eingeborener  Be- 
völkerung, die  der  englischen  Herrschaft  widerstreben.  Bei  den  Kolonien, 
die  durch  Weiße  besiedelt  sind,  hat  sich  dagegen  die  Treue  gegenüber  dem 
Mutterland,  wie  schon  im  Burenkriege,  so  auch  im  Weltkriege,  über  alles  Er- 
warten fest  gezeigt.  Freilich  folgen  den  Leistungen  jetzt  die  Ansprüche  nach, 
und  England  muß  die  Hilfe  seiner  Dominions  mit  einer  erheblichen  Minderung 
seiner  Vormacht  im  britischen  „Empire"  bezahlen.  Wenn  die  Dominions  im 
Völkerbund  eigene  Stimmen  erhalten,  so  vermehrt  das  nicht  nur  das  Gewicht 
der  englischen  Stimme,  sondern  beweist  auch  die  Bedeutung  der  Dominions. 
Und  die  Reichskonferenz  vom  Juni  1921  ließ  klar  erkennen,  daß  die  Zeit 
vorbei  ist,  wo  die  auswärtige  Politik  des  britischen  Weltreichs  ausschließ- 
lich von  London  aus  und  damit  durch  die  Mehrheitsverhältnissc  des  engli- 
schen Unterhauses  bestimmt  wurde.  Schon  unterhält  Kanada  einen  selb- 
ständigen diplomatischen  Agenten  in  Washington.  Auch  die  Frage  der  Er- 
neuerung des  englisch-japanischen  Bündnisses,  das  1902  lediglich  von  der 
Londoner  Regierung  geschlossen  worden  ist,  wurde  der  Reichskonferenz 
unterbreitet. 

Mit  dem  Problem  der  Organisation  des  englischen  Weltreichs  wäre  der 
europäische  Boden  endgültig  verlassen  und  das  Gebiet  der  W  e  1 1  p  o  1  i  t  i  k 
erreicht.  Diese  kann  verhältnismäßig  kurz  behandelt  werden,  denn  eine 
„Welt"  im  Sinne  einer  Staatengemeinschaft  gibt  es  heutzutage  nicht.  Die  alte 
Welt,  deren  fester  Kern  das  Gleichgewichtssystem  der  europäischen  Mächte 
gewesen  war,  ist  durch  die  Schläge  des  Weltkrieges  aus  den  Fugen  geraten. 
Und  noch  ist  nichts  Neues  an  ihre  Stelle  getreten.  Denn  daß  der  Völkerbund 
keine  Weltorganisation  ist,  ist  bereits  offenkundig.  Es  ist  nicht  bloß  ein 
äußerer  Schönheits-,  sondern  ein  innerer  Konstruktionsfehler,  daß  er  mit  dem 
Versailler  Friedensvertrag  verkoppelt  worden  ist.  Dadurch  ist  er  von  vorn- 
herein mit  der  Aufgabe  belastet,  die  durch  diesen  und  die  ihm  gefolgten 
Friedensschlüsse  der  Welt  auferlegte  neue  Machtverteilung  aufrecht  zu  er- 
halten. Deshalb  hat  er  wesentliche,  für  eine  Weltorganisation  unentbehrliche 
Mächte  wie  Deutschland  und  Rußland  ausgeschlossen.  Deshalb  haben  sich  ja 
auch  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  von  ihm  zurückgezogen,  weil  sie 
keine  Neigung  verspüren,  sich  in  die  europäischen  Händel  verwickeln  zu 
lassen;  und  das  Interesse  am  Völkerbund  ist  in  ganz  Amerika  stark  gesunken, 
so  daß  bereits  der  Gedanke  aufgetaucht  ist,  unter  der  Führung  der  Ver- 
einigten Staaten  einen  neuen  Bund  zu  errichten.  Der  jetzige  Völkerbund  stellt 
jedenfalls  kaum  mehr  als  eine  Organisation  der  einst  zum  Weltkrieg  ver- 
bündeten Mächte  dar.  Wenn  wir  von  Nebenfragen  wie  der  internationalen 
Regelung  gewerblicher  Arbeit  und  dergl.  absehen  —  und  für  eine  macht- 
politische Betrachtung  kann  nach  aller  geschichtlichen  Erfahrung  auch  die 
sozialpolitische  Arbeit  des  Völkerbundes  nur  als  Nebensache  erscheinen  — , 
so  vermag  er  wenigstens  zurzeit  nur  da  etwas  zu  leisten,  wo  England  und 
Frankreich  gemeinsam  vorgehen.  Wo  deren  Interessen  aufeinanderstoßen, 
muß  er  sich  mit  halben  und  unverbindlichen  Beschlüssen  begnügen.  Das 
zeigt  z.  B.  die  Behandlung  der  Frage  von  Wilna,  das  die  Polen  den  Litauern 
mit  Gewalt  weggenommen  haben,  noch  deutlicher  die  Orientfrage,  die  nicht 


264*  Chronik  und  Archivalien. 

durch  den  Völkerbund,  sondern  durch  Krieg  ihrer  Lösung  entgegengeführt 
wird. 

Außerhalb  Europas  ist  der  Völkerbund  bedeutungslos.  Und  da  er  die 
einzige  Zusammenfassung  der  europäischen  Mächte  ist,  so  heißt  das,  daß 
Europa  heutzutage  in  der  Welt  nichts  mehr  zu  sagen  hat.  Amerika  steht  in 
stolzer  Selbstgenügsamkeit  für  sich.  Wenn  der  neue  Präsident  der  Ver- 
einigten Staaten,  Harding,  den  Kriegszustand  mit  Deutschland  durch 
einen  vom  25.  August  datierten  Frieden  förmlich  beendete,  so  bedeutete  das 
für  Amerika  lediglich  die  endgültige  Liquidierung  der  Wilsonschen  Festlands- 
expedition, keineswegs  eine  Anteilnahme  an  Deutschlands  Geschick. 
Amerika  fühlt  sich  trotz  aller  Schwierigkeiten,  auf  die  seine  Ausfuhr  stößt, 
stark  genug,  ohne  das  in  alten  Gegensätzen  seine  Kräfte  verzehrende  Europa 
auszukommen;  der  innere  Markt  scheint  ihm  groß  genug  zu  sein,  voraus- 
gesetzt, daß  er  gegen  Schleuderkonkurrenz  aus  Ländern  entwerteter  Wäh- 
rung genügend  geschützt  werde.  Nicht  in  Europa,  sondern  in  Ostasien  liegt 
das  weltpolitische  Hauptinteresse  Amerikas. 

Hier  stößt  es  freilich  auf  die  Konkurrenz  Japans.  Dessen  Stellung 
ist  weniger  durch  den  Anteil,  den  es  an  dem  ehemalig  deutschen  Besitz  in 
Ostasien  und  der  Südsee  erlangt  hat,  als  durch  die  Auflösung  Rußlands 
wesentlich  stärker  geworden.  Zwar  sind  die  auf  Unterstützung  gegen- 
revolutionärer Bestrebungen  sich  aufbauenden  Hoffnungen  der  Japaner  im 
Osten  ebensowenig  in  Erfüllung  gegangen  wie  die  ihrer  Verbündeten  im 
Westen.  Immerhin  halten  sie  die  sibirischen  Küstenstriche  auch  heute  noch 
fest  und  sind  den  mächtigsten  festländischen  Rivalen  um  die  Vorherrschaft 
über  das  sich  in  inneren  Wirren  erschöpfende  chinesische  Reich  los.  Amerika 
aber  wollte  sich  weder  den  chinesischen  Markt  verschließen,  noch  auch  den 
Weg  und  Telegrammverkehr  nach  Ostasien  durch  japanischen  Südseebesitz 
kontrollieren  lassen.  In  Verbindung  mit  alten  Streitpunkten  (Beschränkung 
der  japanischen  Einwanderung  in  Kalifornien)  ergab  sich  aus  diesen  Gegen- 
sätzen eine  scharfe  Reibung,  so  daß  schon  von  Kriegsgefahr  gesprochen 
wurde.  Aber  ihrer  ganzen  politischen  Einstellung  gemäß  versuchte  die 
amerikanische  Regierung  einen  kriegerischen  Konflikt  zu  vermeiden.  Sie 
lud  daher  die  führenden  Mächte  zu  einer  Abrüstungskonferenz 
nach  Washington  (November  1921  bis  Februar  1922).  Das  Programm  der 
Konferenz  berührte  neben  dem  völkerbeglückenden  Ziel  der  Abrüstung  auch 
das  aktuelle  politische  Problem  der  Machtverhältnisse  im  Stillen  Ozean. 
An  der  Konferenz  nahmen  die  fünf  Großmächte  teil,  die  nach  dem  Welt- 
kriege allein  noch  vorhanden  sind:  England,  Amerika,  Japan,  Frankreich  und 
Italien,  ferner  Belgien,  Holland,  China  und  Portugal.  Gleich  bei  der  Eröff- 
nung zeigte  es  sich,  daß  die  Konferenz  ein  Versuch  der  beiden  angelsächsi- 
schen Mächte  war,  die  Welt  unter  sich  zu  teilen  und  das  bestehende  Macht- 
verhältnis aufrecht  zu  erhalten.  Amerika  legte  einen  Plan  der  Rüstungs- 
beschränkung zur  See  vor,  dem  England  sich  sofort  anschloß.  Danach 
sollten  die  Flottenstärken  derart  festgelegt  werden,  daß  Amerika  und  Eng- 
land gleich  starke  Flotten  haben,  Japan  etwa   8/s,  Frankreich  und  Italien 
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je  7k»  der  englischen  Flottenstärke  behalten  sollten.  Japan  machte  gute 
Miene  zum  bösen  Spiel  in  der  zutreffenden  Erkenntnis,  daß  es  sonst  ganz 
allein  stehen  werde.  Auch  Frankreich  fügte  sich,  wenn  auch  sichtlich  ver- 
stimmt über  die  untergeordnete  Rolle,  die  es  zwischen  den  Seemächten 
spielte.  Daß  die  kontinentale  Abrüstung,  die  den  Seemächten  für  ihre  Auf- 
gaben nebensächlich  war,  nicht  weiter  verfolgt  wurde,  entschädigte  Frank- 
reich für  seine  Enttäuschung  nicht.  Über  Ostasien  beschlossen  die  Mächte, 
daß  sie  ihre  Rechte  gegenseitig  achten  wollten.  Das  englisch-japanische 
Bündnis,  das  das  künstlich  geschaffene  Gleichgewicht  zur  See  zu  verschieben 
drohte,  wurde  aufgehoben;  es  hatte  auch  für  Japan  seinen  Wert  verloren, 
seitdem  feststand,  daß  es  gegen  den  einzig  noch  denkbaren  Gegner, 
Amerika,  versagen  würde. 

Die  Bedeutung,  welche  die  Beschlüsse  der  Washingtoner  Konferenz  er- 
langen werden,  ist  noch  nicht  abzuschätzen;  denn  einstweilen  stehen  sie 
auf  dem  Papier,  und  erst  die  Zukunft  wird  lehren,  ob  das  Abkommen  über 
die  Rüstungsbeschränkungen,  das  z.  B.  von  Frankreich  noch  nicht  ratifiziert 
ist,  in  der  Tat  zu  einer  Verminderung  der  Seerüstungen  und,  was  für  den 
Weltfrieden  noch  wichtiger  wäre,  der  Reibungen  zwischen  den  großen 
Mächten  führen  wird.  Aber  für  die  Umwandlung  aller  weltpolitischen 
Machtverhältnisse  ist  schon  die  Tatsache  der  Konferenz  bezeichnend:  von 
Amerika  ist  der  erste  Versuch  einer  Organisation  der  Weltmächte  aus- 
gegangen, während  der  Völkerbund  unter  englisch-französischer  Vormund- 
schaft nur  europäische  Bedeutung  besitzt.  Wichtiger  vielleicht  ist  noch,  daß 
England  sich  auf  eine  Beschränkung  seiner  Seerüstung  hat  einlassen  müssen, 
die  weit  entfernt  von  dem  Zweimächtestandard  ihm  keine  größere  Kriegs- 
flotte beläßt  als  Amerika.  Ein  Gleichgewichtssystem  zur  See  scheint  sich 
anzubahnen,  also  gerade  das  Ziel,  zu  dessen  Verhinderung  England  in  den 
Weltkrieg  eingetreten  ist. 

Die  „alte  Welt",  Europa,  ist  bei  dieser  Neuordnung  ins  Hintertreffen  ge- 
raten. Ob  es  dabei  endgültig  sein  Bewenden  hat,  wird  von  der  Energie 
abhängen,  die  sie  aufbringen  kann,  von  der  Raschheit,  mit  der  sie  von  der 
Selbstzerfleischung  der  Kriegs-  und  Nachkriegsperiode  zu  gesundem  Wieder- 
aufbau gelangt.  Von  ihr  selbst,  nicht  von  Amerika  muß  ihre  Heilung  aus- 
gehen. Daneben  bleibt  freilich  die  Frage  bestehen,  ob  eine  Weltfriedens- 
ordnung, wie  sie  Amerika  vorschwebt,  möglich  ist,  solange  Europa,  das 
Mutterland  der  modernen  Kultur  und  Wirtschaft,  in  Zerrüttung  bleibt.  Mag 
sich  Amerika  heute  von  den  seltsam  verwirrten  Verhältnissen  Europas  kalt 
abwenden,  es  wird  sich  auf  die  Dauer  den  Verpflichtungen  nicht  entziehen 
können,  die  sein  Eingreifen  auf  dem  europäischen  Kriegsschauplatz  und 
seine  Mitwirkung  an  den  europäischen  Friedensschlüssen  gerade  ihm  als 
der  zurzeit  stärksten  Weltmacht  auferlegt  haben. 

Prof.  Fritz  Härtung,  Kiel. 
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Preisaufgaben  der  Rubenow- Stiftung. 

1.  Die   Bündnispolitik   Bismarcks 
soll  erforscht  und  im  weiteren  Rahmen  der  Rolle  gewürdigt  werden,  die  das 
Deutsche  Reich  in  der  europäischen  Politik  von  seiner  Gründung  bis  zum 
Ausbruch  des  Weltkrieges  gespielt  hat. 
Preis:  5000  Mark. 

2.    Die    Bedeutung    der    deutschen    Juristen fakultäten 
als    Spruchkollegien   für   die   Rechtsentwicklung., 
Gewünscht  wird  eine  übersichtliche,  systematische  Darstellung  und  ein- 
gehende Würdigung  einer  möglichst  großen  Menge  von  Rechtsgutachten  der 
deutschen  Juristenfakultäten    aus  der  Zeit  vom  16.  bis  ins  19.  Jahrhundert. 
Die  Untersuchung  kann  auf  das  Gebiet  des  Privatrechtes  oder  des  öffent- 
lichen Rechtes  (Straf-,  Prozeßrechtes)  beschränkt  werden. 
Preis:  5000  Mark. 

Die  Bewerbungsschriften  sind  in  deutscher  Sprache  abzufassen.  Sie 
dürfen  den  Namen  des  Verfassers  nicht  enthalten,  sondern  sind  mit  einem 
Wahlspruche  zu  versehen.  Der  Name  des  Verfassers  ist  in  einem  ver- 
siegelten Zettel  zu  verzeichnen,  der  außen  denselben  Wahlspruch  trägt. 

Die  Einsendung  der  Bewerbungsschriften  muß  spätestens  bis  zum 
1.  März  1925  an  uns  geschehen.  Die  Zuerkennung  der  Preise  erfolgt  am 
17.  Oktober  1925. 

Als  Preis  für  jede  Aufgabe  haben  wir  5000  Mark  festgesetzt. 

Greifswald,   im  April  1922. 

Rektor  und  Senat 

hiesiger  Preußischer  Universität. 
Kunze. 
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Verfeinerungs-      u.      Fertig- 
industrie                                 217* 
Hedschasbahn  33* 
Henschel-Lothringen- 
Essener  Steinkohlen- 
Vereinigung             223*-  227* 
Erzgruben                                224* 
Handel   u.   Verkehr               227* 
Hochofen-,  Stahl-  u.  Walz- 
werke   '                                226* 
Kapital-    u.    Anleiheschul- 
den                                        224* 
Kohlengruben                          225* 
Verfeinerungs-    u.    Fertig- 
industrie                              226* 
Henschel  &  Sohn              224*11'. 
Hoesch    -    Köln    -    Neu- 
es s  e  n ,  Konzern  —       234* — 236* 
Erzgruben                                234* 
Handel  u.  Verkehr                 236* 
Hochofen-,  Stahl-  u.  Walz- 
werke                                   235* 
Kapital-    u.    Anleiheschul- 
den                                        234* 
Kohlengruben                          235* 
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Steel 


I  n  d  i  a  n    I  r  o  n 

Company  108*1. 

Indien,      Außenhandel      im 

Jahre    1913/14  99*0". 

Baumwolle;  Industrie  102*1T.,  115* 
Chem.  Industrie  113* 

Einluhr  115*f. 

Eisen;   Produktion  106*1L 

Eisenbahnen  176* 

Ferromangan;   Produktion       106* 
Gold;  Produktion  106* 

Industrielle  Entwicklung      101*11'. 
Jute;  Ausluhr  110* 

Industrie  111  • 

Kupfer;  Produktion  106* 

Papier;  Produktion  111*1". 

Platin;   Produktion  106* 

Silber;   Produktion  106* 

Sozialpolitik  243* 

Stahl;  Produktion  106* 

Streik;   Eisenbahnarbeiter-      176* 
Wollwaren;  Produktion  111* 

Zink;  Produktion  106* 

Zinn;  Produktion  106* 

Industrien,   verschiedene, 
Indien;  Entwicklung  101*11'. 

Österreich  40*ff. 

Instrumente    u.    Apparate, 

Einluhr;   Indien  115* 

Instrumenten  industrie; 

Österreich  45* 

Interessenverbände, 
wirtschaftliche,        Montan- 
konzerne;  rheinisch  -  west- 
fälische 200*1L 
Internationale     Abma- 
chungen,   Sozialpolitik; 
Genueser  Übereinkünfte        244* 
Washingtoner  Übereinkünfte  243*f . 
Internationale  Schilf- 
fahrtskonferenz   zu 
London,     23.-25.     Nov. 
1921  25* 
Internationale    Verei- 
nigung   für     gesetz- 
lichen Arbeiterschutz  245*f. 
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Internationaler  Eisen- 
bahnkongreß zu  Rom  177* 
Internationaler    Ge- 
werkschaftskongreß      251* 
Irak,  Eisenbahnen  34* 

Island,  Sozialpolitik  251* 

Italien,     Außenpolitik      im 

Jahre  1921  261*f. 

Bevölkerungsbewegung  163* 

Bevölkerungsstand  161* 

Eisenbahnen  32*,  174* 

Handelspolitik        128*,  135*,  142* 
Schiffbau  26*f. 

Sozialpolitik    244*,    249*,    251*ff., 

256* 
Wanderungen  59* 

Zölle  128* 

Italienische    Kolonien 

in  Afrika,  Postwesen        99* 


J. 

Japan,       Außenpolitik       im 

Jahre  1921  264*f. 

Eisen;  Ausfuhr  nach  Indien    109* 
Eisenbahnen  33*,  176* 

Handelspolitik  130*,  145*f. 

Schiffbau  1920  u.  1921  26*f. 

Sozialpolitik  243*,  253*f. 

Stahl;  Ausfuhr  nach  Indien     109* 
Zölle  130* 

Jugoslawien       (s.       Süd- 
slawien). 

Jute,  Ausfuhr;  Indien  110*F. 


K. 

Kaffee,  Zölle;  England  196* 

Kakao,  Zölle;  England  196* 

Kanada,  Bevölkerungsbewe- 
gung 162* 
Handelspolitik  130*,  146* 
Sozialpolitik  254* 
Wanderungen  60* 
Zölle                                           130* 

Kapverdische     Inseln, 

Postwesen  97* 

Kartelle     und     Trusts, 
Deutschland  147* 

England  151* 

Internationale  Kartellierung   152* 
Ver.  Staaten  150*f. 

Kaukasien,         Petroleum- 
felder u.  -industrie  178*ff. 

Klima,  Argentinien  7*ff. 


Seite 
Klöckner-Konzern  211*— 214* 
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Handel  u.  Verkehr  214* 
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werke 213* 
Kapital-  u.  Anleiheschulden    212* 
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Verfeinerungs-      u.      Fertig- 
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Köln-Neuessener        Berg- 
werks-Verein A.-G.  235*ff. 
Kommissionen,         Inter- 
nationale   — ,    Rheinland- 
Kommission                           75*ff. 
Konfektionswaren- 
industrie, Österreich        41* 
Konferenzen,     Internatio- 
nale   — ,    der    Internatio- 
nalen        Arbeitsorganisa- 
tion 56* 
Konferenz  von  Genua                172* 
Schiffahrtskonferenz           in 
London                                       25* 
Kongresse.,  Internationale—; 
Auswanderungsausschuß , 
Genf  2.— 11.  Aug.  1921          56*ff. 
Eisenbahnkongresse                  177* 
Königsborn      A.-G.      für 

Bergbau  212*ff. 

Krupp,  Friedrich,  A.-G. 

230*— 233* 
Erzgruben  231* 

Handel  u.  Verkehr  233* 

Hochofen-,    Stahl-    u.    Walz- 
werke 232* 
Kapital-  u.  Anleiheschulden    231* 
Kohlengruben  231* 
Verfeinerungs-      u.      Fertig- 
industrie                               232*f. 
Kuba,  Handelspolitik                131* 
Kupfer,  Produktion;  Indien  106* 


L. 

Landwirtschaft,   Sozial- 
politische Maßnahmen         247*f. 
Lebensmittel,  Zölle;  Eng- 
land 196* 
Lederindustrie,  Öster- 
reich                                      41  *f. 
Lettland  (s.  a.  Russ.  Rand- 
staaten),       Bevölkerungs- 
stand                                        161* 
Geldwesen                               116*ff. 
Handelspolitik                   133*,  137* 
Sozialpolitik                              254* 
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Liberia,   Postwesen  35*f. 

Liköre,  Einfuhr;   Indien         115* 
Litauen  (s.  a.  Russ.  Rand- 
staaten),   Achtstundentag   246*f. 
Bevölkerungsstand  161* 

Handelspolitik  133*,  137* 

Sozialpolitik  249* 

Löhne,  Lohnabzüge  für  Aus- 
wanderer 63*f. 
Soziallohn;  Deutschland         168*1. 
Lothringer   Bergbau- 

A.-G.  225*lf. 

Lothringer  Hütten-  und 

Bergwerk  s-V  e  r  e  i  n   212*ff. 
Luftverkehr,  Afrika;  Flug- 
post 94* 
Luxemburg,  Handelspolitik  144* 
Sozialpolitik                              254* 

M. 
Madagaskar,    Postwesen       96* 
Madeira,  Postwesen  97* 

Marmelade,   Zölle;   Eng- 
land 196* 
Marokko,    Postwesen  96* 
Maschinen,  Einfuhr;  Indien  115* 
Maschinen-  und  Loko- 
motivbau,   Österreich       43* 
Maultierzucht,    Argen- 
tinien 9* 
Medikamente,    Einfuhr; 

Indien  115* 

Metalle,  Produktion;  Indien  106* 
Metallwaren,   Einfuhr; 

Indien  115* 

Metallwarenindustrie, 

Österreich  45* 

Mexiko,  Einwanderungs- 
beschränkungen 158* 
Handelspolitik                   131*,  146* 
Petroleum;  Produktion  189* 
Milch,  kondens.,   Zölle; 

England  196* 

Mineralwasser,       Zölle; 

England  196* 

Mosambik,  Postwesen  98* 

Motorräder    u.    -wagen, 

Einfuhr;  Indien  115* 

Motorschiffbau  1921  28* 

N. 

Niederlande,   Achtstunden- 
tag 246*f. 
Bevölkerungsbewegung  162* 
Eisenbahnen                        33 
Handelspolitik 
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Schiffbau  1920  u.  1921  26*ff. 

Sozialpolitik       244*,  249*,  252*ff. 
Wanderungen  59* 

Niederländisch-Indien, 
Handelspolitik  146* 

Petroleum;  Produktion  189* 

Neuseeland,  Bevölkerungs- 
bewegung 162* 

Norwegen,  Achtstundentag  246*f. 
Bevölkerungsbewegung  162* 

Eisenbahnen  30*,  173* 

Handelspolitik  127*,  136* 

Sozialpolitik 

243*,  244*,  249*,  250*ff.,  254* 
Zölle  127* 

Nüsse,   Zölle;   England  196* 

o. 

Oberschlesien,  Volks- 
abstimmung 258*f. 
ö  1 ,  Einfuhr;  Indien  115* 
ölfeuerung  auf  Schiffen  29* 
Ostafrika,  Postwesen           39*f. 
Österreich,     Achtstunden- 
tag                                         246*f. 
Außenpolitik  im  Jahre  1921    259* 
Bevölkerungsbewegung          162*  f. 
Bevölkerungsstand                    161* 
Eisenbahnen                        32*,  174* 
Industrie;  Automobil- 
Eisenwaren- 
Elektrizitäts- 
Fahrzeug- 
Holzwaren- 
Instrumenten- 
Konfektionswaren- 
Leder- 
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44* 
46* 
45* 
45* 
41* 
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-     43* 

45* 
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45* 

250*ff. 

59* 

133* 


Maschinen-  u.  Lokomotiv 

Metallwaren- 

Papier- 

Zündholz- 

Sozialpolitik        243*,  249*, 

Wanderungen 

Zölle 
österreichische   Nach- 
folgestaaten     (s.    a. 
Österreich,        Südslawien, 
Tschecho  -  Slowakei,      Un- 
garn), Zölle  140*f. 

P. 

Papier,  Einfuhr;  Indien       115*f. 
Produktion;  Indien  lll*f. 

175*  jPapierindustrie;    öster- 
129*  reich  44*f. 
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Persien,    Eisenbahnen  34* 

Peru,  Sozialpolitik  254* 

Petroleum,  Galizien;  Pro- 
duktion 189* 
Kaukasien;  Ausländ.  Kapital- 
beteiligung                        191*1'. 
Bohrungen                             178*f. 
Export                                    187*1. 
Gesellschaften                        192* 
Gewinnung                            179*11'. 
Handel                                    186*1". 
Industrie;  Arbeiterfragen  189*f. 
Preise                                   182*1'. 
Transport                               185*f. 
Verarbeitung                         183*f. 
Vorkommen                           178*f. 
Mexiko;    Produktion                  189* 
Niederl.-Indien;  Produktion     189* 
Rumänien;  Produktion              189* 
Ver.    Staaten;    Produktion       189* 
Weltproduktion                           189* 
Phoenix-Konzern    236*— 239* 
Erzgruben                                   238* 
Handel  u.   Verkehr                   239* 
Hochofen-,  Stahl-   u.   Walz- 
werke                                      238* 
Kapital-   u.   Anleiheschulden   237* 
Kohlenzechen                              238* 
Verfeinerungs-  u.  Fertig- 
industrie                                  239* 
Platin,  Produktion;  Indien     106*, 
Polen,  Achtstundentag           246*f .  I 
Bevölkerungsstand                     161* 
Eisenbahnen                        31*,  173* 
Handelspolitik                            139* 
Sozialpolitik 

243*,  249*,  251*1.,  254*1'. 
Wanderungen  59* 

Politik,  Außen-,  Deutsch- 
land 257*ff. 
England  262*f. 
Frankreich  257* ff.,  261* 
Italien  261*f. 
Japan  264*1'. 
Österreich  259* 
Rußland  260* 
Türkei  260* 
Ungarn  259* 
Ver.  Staaten  264* 
Portorose,  Konferenz  von  — 

140*,  177* 
Portorose,    Übereinkom- 
men von —  31* 
Portugal,  Handelspolitik 

128*f.,  135*f.,  143* 
Zölle  128*1'. 
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Portugiesisch-Guinea, 
Postwesen  97* 

Porzellan   u.   Steingut, 
Einfuhr;   Indien  116* 

Post  und  Telegraphie, 
Abessinien  36*1'. 

Afrika  35*ff.,  94*ff. 

Ägypten  37*1'. 

Algerien  96* 

Angola  97*1". 

Azoren  97* 

Engl.   Kolonien   in   Afrika     37*ff. 
Ital.   Kolonien   in   Afrika  99* 

Kapverdische  Inseln  97* 

Liberien  35*1'. 

Madagaskar  96* 

Madeira  97* 

Marokko  96* 

Portugiesisch-Guinea  97* 

San  Thome  y  Principe  98* 

Span.   Kolonien  in   Afrika         98* 
Tunis  95* 

Preise,  Eisenbahnen  30*ff.,  172*fl'. 
Schiffbau  27* 

Publikationen,  des  Inter- 
nationalen  Arbeitsamts         244* 


R. 
Recht  (s.  Völkerrecht). 
Rhein,   Besetzung  durch   die 

Entente  75*ff. 

Rheinische   Stahl- 
werke 229*11'. 
Rheinland-Abkommen 
betr.  Besetzung  der  Rhein- 
lande 75* 
Rheinland-Kommission 

75*ff. 
Rheinstahl-Arenberg- 
Gruppe  227*— 230* 
Erzgruben  228* 
Handel    u.    Verkehr  230* 
Hochofen-,  Stahl-  u.  Walz- 
werke                                      229* 
Kapital-   u.    Anleiheschulden  228* 
Kohlengruben                             228* 
Verfeinerungs-  u.   Fertig- 
industrie                                 230* 
Rhodesia,  Eisenbahnen         38*1. 
Rumänien,     Bevölkerungs- 
stand                                        161* 
Eisenbahnen                        31*,  173* 
Gesetze;  Zolltarifgesetz  v. 

28.   Juni  1921  132* 

Handelspolitik  131*f. 
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Schiffbau,  Deutschland  26* 

England  26*1". 

Frankreich  26*f. 

Holzschiffe  28* 

Italien  26*f. 

Japan  26*1'. 

Motorschiffe  28*f. 

Niederlande  26*f. 

ölbrennende  Schiffe  29* 

Preise  27* 

Ver.  Staaten  26*1". 

Weltschiffbau  26*f. 

Schiffsteile,  Einfuhr;  In- 
dien 116* 

Schirme,   Einfuhr;    Indien     116* 

Schuhwaren,   Einfuhr;    In- 
dien 116* 

Schweden,  Achtstundentag  246*1'. 
Bevölkerungsbewegung  162* 

Eisenbahnen  30*,  173* 

Handelspolitik  127* 

Sozialpolitik  243*,  252*,  254*,  256* 
Zölle  127* 

Schweiz,    Achtstundentag    246*f. 
Bevölkerungsbewegung  162* 

Eisenbahnen  32*,  174* 
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Petroleum;  Produktion  189* 

Sozialpolitik  243*,  252*,  255* 

Zölle  131*f. 

Russische    Randstaaten 
(s.  a.  Estland,  Finland,  Lett- 
land   u.    Litauen),    Eisen- 
bahnen 173* 
Rußland,   Achtstundentag    246*f. 
Außenpolitik  im  Jahre  1921    260* 
Bevölkerungsstand                     161* 
Eisenbahnen                        31*,  173* 
Gewerkschaften;  Gründung 

der  ersten  190* 

Handelspolitik  137*1'. 

Petroleumfelder  u.  -industrie; 

Kaukasien  178*ff. 

Sozialpolitik  249*,  250* 

Streiks;  Arbeiter  im  Petro- 
leumgebiet 189*1'. 


S. 

Salz,   Einfuhr;   Indien  115* 

San  T  h  o  m  6  y  Principe, 

Postwesen  98* 

Schiffahrtspolitik, 
Hague   Rules  1921  25* 

Internationale  Maßnahmen     25*ff. 
Internationale  Schiffahrts- 
konferenz  zu   London 
Deutschland 
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Handelspolitik  128*,  141*1. 

Internationales  Arbeitsamt, 
Genf  244*f. 

Internationale  Vereinigung 
für  gesetzlichen  Arbeiter- 
schutz, Basel  245*f. 

Sozialpolitik  243*.  252*,  254* 

Zölle  128* 

Seidenwaren,   Einfuhr ;    In- 
dien 115* 
Seife,  Einfuhr;   Indien  116* 
Serbien   (s.  Südslawien). 
Siemens  &  Halske  A.-G.    208* 
Siemens-Rhein-Elbe- 
Schuckert-Union 

202*— 209* 

Elektrizitätsindustrie  208*f. 

Erzgruben  204* 

Handel  u.  Verkehr  208* 

Hochofen-,  Stahl-  u.  Walz- 
werke 206*1'. 

Kapital-   u.    Anleiheschulden  204* 

Kohlengruben  205*f. 

Verfeinerungs-  u.  Fertigindu- 
strie 207* 
Siemens-Schuckert  G.  m. 

b.  H.  209* 

Silber,  Einfuhr;  Indien  116* 

Produktion;  Indien  106* 

Skandinavien  (s.  Dänemark, 

Norwegen    u.    Schweden). 
Sozialpolitik,    Acht- 
stundentag 246*ff. 

Arbeiterschutz,   hygien.  249* 

Arbeitslosenunterstützung    251  *ff. 

Arbeitslosenversicherung       251*f. 

Arbeitsvermittlung  253* 

Genueser  Übereinkünfte  betr. 
Seeleute  244* 

Gesetze;  Entwurf  betr.  Alters- 
rente f.  Eisenbahnarbeiter  175* 
betr.  Einführung  des  Acht- 
stundentags 246*f. 

Hausgehilfenschutz  249*f. 

Heimarbeiterschutz  250* 

Internationale   Arbeitsorgani- 
sation 56* 

Internationaler    Auswande- 
rungs-Ausschuß 56*ff. 

Internationales  Arbeitsamt; 
Abteilung  für  Arbeitslosig- 
keit  und    Auswanderung     56*1. 
Haushaltsplan  245* 

Tätigkeit  244*f. 

Veröffentlichungen  244* 

Soziallohn  168*1. 

Sozialversicherung  250* 
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Streikrecht  255*f. 

Washingtoner  Übereinkünfte 
betr.  Arbeitslosigkeit,  Ar- 
beitszeit, Mindestbeschäfti- 
gungsalter  d.  Kinder,  Mut- 
terschutz, Nachtarbeit  der 
Frauen,  Nachtarbeit  der 
Jugendlichen  243* 

Weißphosphorverbot  243*1'. 

Spanien,    Achtstundentag    246*f. 
Bevölkerungsbewegung  162* 

Eisenbahnen  32*,  175* 

Handelspolitik     128*,  136*,  142*f. 
Sozialpolitik  244*,  253*f. 

Zölle  128* 

Spanische  Kolonien  in 

Afrika,  Postwesen  98* 

Staatsverträge,    Rhein- 
land-Abkommen 75* 
Stahl,   Einfuhr;    Indien            109* 
Produktion;    Indien               106*ff. 
Steuern,   Deutschland             169* 
England                                       194* 
Frankreich                                  121* 
Stinnes,  Hugo,  A.-G.  für 
Seeschiffahrt  u.  Über- 
seehandel                        210* 
Stinnes-Konzern     209*— 211* 
Streichhölzer,  Zölle;  Eng- 


Ver. 


land 
Streik,   B  ergarbeiter ; 
Staaten 
Eisenbahnarbeiter;  Indien 
Eisenbahn-  u.  Kohlenarbeiter; 

Ver.  Staaten 
Eisenbahner;   Deutschland 
Rußland;  Arbeiter  im  Petro 

leumgebiet 
Streikrecht 
Stumm,  Gebr. 
Stumm-Gruppe 
Erzgruben 
Handel  u.  Verkehr 
Hochofen-,    Stahl-    u. 

werke 
Kapital-  u.  Anleiheschulden 
Kohlengruben 

Verfeinerungs-      u.      Fertig- 
industrie 
SüdafrikanischeUnion, 
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222*f. 
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221* 
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Bevölkerungsstand  161* 
Eisenbahnen  173*f. 
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bahnbauten 173*f. 
Handelspolitik  131*  136*,  139* 
Sozialpolitik  249*,  251*,  253*f. 
Zölle  131* 

I  T- 
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höhungen der  —       30*ff.,  172*ff. 
Tarifverträge  256* 

Tata     Iron     and     Steel 
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Tee,  Zölle;  England  196* 

Thyssen-Konzern    239*— 242* 
Erzgruben  240* 

Handel  u.   Verkehr  242* 

Hochofen-,    Stahl-    u.    Walz- 
werke 241* 
Kapital-  u.  Anleiheschulden    240* 
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Verfeinerungs-      u.      Fertig- 
industrie                                  241* 
Trusts   (s.  Kartelle). 
Tschecho-Slowakei. 
Achtstundentag                         246*f. 
Bevölkerungsstand                     161* 
Einwanderungsbeschränkun- 

158* 

173* 

135*f.,  141  *f. 

250*,  252*ff. 
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Eisenbahnen 
Handelspolitik 
Sozialpolitik 
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Zölle 
Tuberkulose    -    Sterb 
lichkeit  in  Europa 
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Türkei,      Außenpolitik      in 
Jahre  1921 

U. 


Eisenbahnen 
Sozialpolitik 
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Uhren,   Einfuhr;    Indien 
Ungarn,     Außenpolitik     im 

Jahre  1921  259* 

Bevölkerungsbewegung  163* 

Bevölkerungsstand  161* 

Eisenbahnen  31*5  174* 

Handelspolitik  132*,  141* 

Sozialpolitik  250*,  253*ff. 

Wanderungen  59* 

Uruguay,        Bevölkerungs- 
bewegung 162* 
Handelspolitik  146* 
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Venezuela,    Bevölkerungs- 
bewegung 162* 
Handelspolitik                            146* 
Verbände,      Internationale 

Arbeitsorganisation  56*fT. 

Internationale      Vereinigung 
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Geldmarkt,  Wechsel«  und  Effektenkurse. 
International=vergleichende  Statistik. 


(Berichtszeit  Januar  bis  Dezember  1921.) 


Vorbemerkung. 
Die  nachfolgenden  Tabellen,  welche  Angaben  enthalten  über  Geldmarkt, 
Notenbanken,  Clearingumsätze,  Goldverkehr,  Wechsel-  und  Effektenkurse 
im  Jahre  1920,  entsprechen  im  allgemeinen  der  im  vorhergehenden  Jahr 
erfolgten  Bearbeitung1  und  beruhen,  soweit  hier  nichts  Anderweitiges  gesagt 
ist,  auf  den  gleichen  Quellen. 


»  Vgl.  „W.  A.",  17.  Bd.,  Heft  2,  und  die  Vorbemerkung  14.  Bd.,  Heft  2. 
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Offizielle  Diskontsätze  europäischer  Notenbanken. 

1.  Jan. 

30.  Juni 

31. Dez. 

Jahres- 
durchschnitt 

Diskontveränderungen 

1921 

1921 

1921 

1921 

1920 

1921 

Deutsche  Reichsbank 

5 

5 

5 

5 

5 

Österreich-Ungarische  Bank 

7 

6 

7 

5,81 

5 

14.Aprilaut6,  29.  Nov. 
auf  7.o/o 

Bank  of  England 

7 

6 

5 

609 

6,72 

28.4.  auf  6,50,  22. 6.  auf  6, 
21.  7.  auf  5,50,  2.  11. 
auf  50/0 

Banque  de  France 

6 

6 

5,50 

5,78 

5,73 

28.  Juli  auf  5,50o/o 

Banque  Nationale  de  Belgique 

5,50 

5 

5 

5,19 

5,42 

19.  Mai  auf  5% 

Russische  Reichsbank 

6 

6 

6 

6 

6 

Banca  d'Italia 

6 

6 

6 

6 

5,65 

Nederlandsche  Bank 

4,50 

4,50 

4,50 

4,50 

4,50 

- 

Schweizerische  Nationalbank 

5 

4,50 

4 

4,44 

5 

6.April  auf  4,50, 11.  Aug. 
auf  40/0 

Nationalbanken  i  Kjebenhavn 

7 

6,50 

5,50 

6,40 

6,43 

5.Mai  auf  6,50, 5.Juli  auf 
6,  5.  Nov.  auf  5,50o/0 

Sveriges  Riksbank 

7,50 

6,50 

5,50 

6,48 

6,93 

25.4  aut  7, 4. 5.  am  6,50, 
5.7.  auf  6,  19.10.  auf 
5,50  o/0 

Norges  Bank 

7 

7 

6,50 

6,75 

6,52 

5.  Juli  auf  6,50o/0 

Banco  de  Espafia 

6 

6 

6 

6 

5,18 

Banco  de  Portugal 

7 

7 

7 

7 

5,50 

Rumänische  Nationalbank 

6 

6 

6 

6 

ö 

Bulgarische  Nationalbank 

6i/2 

61/2 

61/2 

61/2 

6V2 

Bank  von  Finland 

— 

9 

— 

— 

— 

Seidsätze 

in  Berlin, 

London, 

New  York. 

Berlin 

London 

New  York 

1921 

Privat- 

Tägliches 
Geld 

Ultimo- 

Tägliches 
Geld 

Wochen- 

Privat- 

Tägliches 

diskont 

geld 

geld 

diskont 

Geld 

Januar 
Februar 



41/2-41/4 

5 

41/2-6 



65/8-63/4 

6-7 

— 

41/4-51/4 

5-51/4 

5-7 

— 

63/16-67/8 

6-9 

März 

— 

41/2-4 

5 

5-71/2 

— 

61/4-67/8 

6-7 

April 

— 

41/2-41/4 

5-5V4 

4-7 

— 

6V4-6V8 

6-7 

Mai 

— 

41/2-4 

5-41/2 

3-61/2 

— 

61/s -53/4 

6-71/2 

Juni 

— 

41/2-41/4 

5V4-5 

5-31/2 

— 

59/16-51/4 

41/2-71/2 

Juli 

— 

41/2—4 

51/4-5 

41/2-21/2 

— 

51/8-41/4 

41/2-  6 

August 

— 

41/2-41/4 

5-41/2 

4V2-3 

— 

47/8— 4»/8 

41/2-6V2 

September 

— 

43/4-41/4 

5 

4-2 

— 

41/2-41/16 

4-51/2 

Oktober 

— 

41/2-41/4 

— 

4-1 

— 

4i/8-37/16 

4-6 

November 

— 

41/2-41/4 

5 

41/2-2 

— 

41/8-311/16 

4-6 

Dezember 

— 

41/2-41/4 

51/2-5 

31/2-IV2 

— 

3%6-35/le 

4-6 

L  0  n 

d  0  n 

1921 

Tägliches 

Monats- 

Wochen- 

Monats- 

60 tag. 

Monats- 

Geld 

ende 

geld 

ende 

Bankpapier 

ende 

Januar 
Februar 

41/2-6 

51/2 

41/2-6 

41/2-51/2 

57/8- 65/8 

65/8 

4-7 

67/8-7 

51/2-6 

51/2-6 

65/8-6H/16 

51/2 

März 

5-71/2 

51/2-7 

51/2-6 

51/2-6 

6V8-67/8 

6V4-6V2 

April 
Mai 

4-7 

4-41/2 

5-6 

5 

51/4-61/2 

51/4 

3-61/2 

4-51/2 

43/4-51/2 

5 

51/4-57/8 

511/16 

Juni 

31/2-6 

41/2-6 

41/2-6 

5-6 

51/4-55/8 

53/16-574 

Juli 

21/2-6 

3-31/2 

4-5 

4 

51/4-41/8 

41/4-43/8 

August 

43/4-3 

3-4 

4-31/2 

4 

43/8-413/i6 

45/8-411/lG 

September 

2—4 

31/2-4 

31/2-4 

4-5 

4-49/16 

31/2 

Oktober 

1-4 

11/2-4 

3-4 

31/2-4 

33/8-41/4 

31/2 

November 

2-41/2 

31/2-4 

3-41/2 

31/2 

35/8-41/8 

33/4-37/8 

Dezember 

11/2-33/4 

5-51/2 

21/4-5V2 

31/2-51/2 

31/4-311/16 

31/2-33/4 

International-vergleichende  Statistik. 
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Geldmarkt,  Wechsel-  und  Effektenkurse. 
Abrechnungsverkehr  der  Reichsbank  (in  Mill.  M.). 


Monat 

1921 

1920 

Monat 

1921 

1920 

Januar 

Februar 

März 

April 

Mai 

Juni 

Juli 

79  616 
70  499 

74  284 

75  255 
66  453 
68  764 
78  337 

40  767 

50  634 

49  309 

51  018 

50  816 

57  276 

58  564 

August 

September 

Oktober 

November 

Dezember 

79  172 
98  004 

119  496 
140  492 

120  834 

52  593 
63  213 
73  293 
75  426 
72  872 

Jan.— Dez. 

1071206 

695  781 

London 

Clearinghouse1 

(in  Mill.  £). 

1921 

Stadt 

Land 

Total 

1.—  5.  Januar 

470,59 

44,33 

514,92 

6.— 12.  Januar 

660,95 

84,83 

745,78 

13.— 19.  Januar 

693,89 

70,86 

764,75 

20.-26.  Januar 

614,33 

64,49 

678,82 

27.  Januar  —  2.  Februar 

767,46 

63,51 

830,97 

3.—  9.  Februar 

612,88 

79,99 

692,87 

10.— 16.  Februar 

590,04 

65,29 

655,33 

17.— 23.  Februar 

590,12 

62,27 

652,39 

24.  Februar  —  2.  März 

708,30 

62,13 

770,43 

3.—  9.  März 

599,78 

77,12 

676,90 

10.— 16.  März 

605,31 

63,73 

669,04 

17—23.  März 

— 

— 

— 

24.-30.  März 

409,34 

45,14 

454,48 

1.  April  —6.  April 

744,13 

77,46 

821,59 

7. — 13.  April 

598,60 

62,65 

661,25 

14.— 20.  April 

582,97 

62,87 

645,84 

21.-27.  April 

555,29 

53,12 

608,41 

28.  April  —  4.  Mai 

693,88 

55,10 

748,93 

5.— 11.  Mai 

554,62 

65,30 

619,92 

12.— 18.  Mai 

573,70 

51,55 

625,25 

19.— 25.  Mai 

617,88 

52,42 

670,30 

26.  Mai  —  1.  Juni 

688,81 

49,23 

738,04 

2.—  8.  Juni 

568,67 

57,09 

625,76 

9.— 16.  Juni 
17.— 23.  Juni 

533,48 

52,38 

585,86 

524,70 

50,32 

575.C2 

24.— 30.  Juni 

551,26 

46,37 

597,63 

1.  Juli  — 6.  Juli 

802,11 

57,12 

859,23 

7.— 13.  Juli 

539,59 

53,58 

593,17 

14.— 20.  Juli 
21.— 27.  Juli 

614,87 

56,65 

671,52 

651,96 

48,43 

700,39 

27.  Juli  — 3.  August 

595,89 

41,66 

637,55 

3.— 10.  August 

589,75 

59,02 

648,77 

10  —17.  August 

560,93 

54,37 

615,30 

17.— 24.  August 

553,51 

49,70 

603,21 

24—31.  August 

574,28 

47,74 

622,02 

31.  August  —  7.  September 

524,31 

57,32 

581.63 

7.— 14.  September 

495,76 

49,08 

544  84 

14.— 21.  September 

574,46 

53,22 

627,68 

21.— 28.  September 

535,82 

49,38 

585,20 

28.  September  —  5.  Oktober 

729,30 

61,10 

790,40 

5— 12.  Oktober 

552,13 

61,00 

613,13 

12.-19.  Oktober 

571,94 

60,09 

632,03 

19.-26.  Oktober 

652,51 

52,92 

705,43 

26.  Oktober  —  2.  November 

704,83 

51,48 

756.31 

2—9.  November 

578,98 

63,40 

642,38 

9  — 15.  November 

622,89 

56,39 

679,28 

15.— 22.  November 

605,39 

53,24 

658,63 

23  —30.  November 

653,74 

49,63 

703,37 

30   November  —  7.  Dezember 

728,02 

62,94 

790,96 

7.— 14.  Dezember 

682,21 

52,18 

734.39 

14.— 21.  Dezember 

701,25 

59,19 

760,44 

21.— 28.  Dezember 

448,69 

34,43 

483,12 

i  Nach  dem  „Economist" 


International-vergleichende  Statistik. 
London  Clearinghouse  (Fortsetzung). 


Stadt 


Land 


Zusammen 


1921 
192-3 


30  956,10 
34  946,68 


2  914,81 
4  072,22 


33  870,91 
39  018,90 


Provinz-Clearings  (in  .Will.  £). 


1921 

1920* 

Birmingham 

121,75 

188,47 

Bristol 

76,30 

91,09 

Dublin 

368,95 

454,08 

Leeds 

57,30 

88,69 

Leicester 

39,55 

61,01 

Liverpool 

445,57 

811,27 

Manchester 

741,93 

1451,20 

Newcastle 

72,03 

159,20 

Nottingham 

35,99 

56,21 

Sheffield 

55,79 

86,02 

♦  Ziffern  für  1920  rektifiziert. 


Monatliche  Clearingumsätze  der  Schweizerischen  Nationalbank 
(in  Mill.  Fr.) '. 
(Basel,  Bern,  Genf,  Lausanne,  St.  Gallen,  Zürich.) 


Monat 

1921 

1920 

1919 

1918 

1917 

Januar 

1  202,38 

1  097,67 

700,15 

672,85 

471,23 

Februar 

1  087,91 

1  135,51 

652,14 

567,98 

401,56 

März 

1  143,22 

1  386,99 

689,91 

520,24 

421,32 

April 

1  077,76 

1  246,43 

705,21 

563,09 

416.85 

Mai 

1  131,00 

1  287,53 

733,06 

655,72 

434,23 

Juni 

1  261,64 

1338.79 

751,15 

573,37 

481,48 

Juli 

1  015,28 

1  280,76 

864,26 

686,93 

504,21 

August 

959,70 

1  132.90 

779,32 

609,64 

489,38 

September 

1007,98 

1  252,49 

870,77 

664,41 

464,b0 

Oktober 

1  001,70 

1  232,83 

939,58 

861,20 

555,98 

November 

908,92 

1  283,06 

938,40 

620,94 

554,37 

Dezember 

903,90 

1  156,36 

1040,31 

581,65 

598,01 

Total 

12  701,40 

14  831,32 

9  664,26 

7  578,02 

5  793,22 

1  Nach  den  Geschäftsberichten  der  Schweizerischen  Nationalbank. 
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Geldmarkt,  Wechsel-  und  Effektenkurse. 


Wechselkurse  auf  London 


London 
1921 


Paris 
Scheck 


£1  = 

Fr.  25,221/2 


Berlin 
Kabel 


£1  = 
M.  20,43 


Wien 
Kabel 


£  1  = 
K.  24,02 


Prag 
Kabel 


£1-= 

Kc  24,02 


War- 
schau 

Kabel 


£1  = 
M.  20.43 


Bukarest 
Kabel 


£1  = 
Lei  25,22 


Sofia 
Kabel 


£1  = 

Leva 

25,22V2 


Belgrad 
Kabel 


£1  = 
Dinar 

25,221/2 


7.  Januar 
14.  Januar 

21.  Januar 

28.  Januar 

4.  Februar 
11.  Februar 
18.  Februar 
25.  Februar 

4.  März 
11.  März 
18.  März 

23.  März 

1.  April 

8.  April 
14.  April 

22.  April 

29.  April 

6.  Mai 
13.  Mai 
20.  Mai 
27.  Mai 

3.  Juni 
10.  Juni 
17.  Juni 

24.  Juni 


.  Juli 
.  Juli 
.  Juli 


5.  August 
12.  August 
19.  August 
26.  August 

2.  September 

9.  September 

16.  September 

23.  September 

30.  September 

7.  Oktober 

14.  Oktober 

21.  Oktober 
28.  Oktober 

4.  November 
11.  November 
18.  November 
25.  November 

2.  Dezember 
9.  Dezember 
16.  Dezember 

22.  Dezember 
30.  Dezember 


61,061/2 
61,291/2 
56,651/2 
5ö,25 

54,571/2 
53,65V2 
53,621/2 
54,271/2 

54,051/2 
54,891/2 
56,221/2 
56,291/2 

56,091/2 
55,301/2 
55,021/2 
53.91 72 
51,40 

48,351/2 
46,62V2 
45,6772 
46,551/2 

46,721/2 
47,221/2 
46,42V2 
46,721/2 

46,571/a 
46,62V2 
46,571/2 
46,191/2 
46,971/2 

46,50V2 
46,80 
47,381/2 
47,621/2 

47,85 

49,521/2 

53,071/2 

52,371/2 

52,20V2 

52,301/2 
53,40 
54,171/2 
54,091/2 

53,421/2 
54,47V2 
55  37V2 
57,221/2 

55.29V2 
53,071/2 
52,99V2 
52,9572 
52,371/2 


262 
256V2 
23072 
216 

2401/2 
22972 
235 
241 

2401/2 
2441/2 
245 

2441/2 

24572 

242 

247V2 

270 

26672 

261 

224V2 

241 

244V2 

247V2 
25372 
26172 
269 

278 
269 
27  U/2 
2731/2 
29072 

2911/2 
30U/2 
305V2 
31672 

3271/2 

359 

399 

4041/2 
4351/2 

461 

5501/2 
65272 
70U/2 

8871/2 
1090 
11021/2 
1170V2 

8421/2 
7971/2 


762V2 
778V2 


1600 
1800 
1850 
1250 

1375 
1525 
1675 
1775 

1800 
1950 
1450 
1375 

1520 
1475 
1350 
1575 
1512V2 

1475 
1625 
15121/2 
1600 

1675 
1650 
1850 
2050 

2150 
2325 
2550 
2650 
3100 

3200 
2900 
3050 
3000 

3075 
3550 
4100 
4150 
5300 

7300 
7650 
6500 
8000 

11000 
11000 
105C0 
12500 

12000 
11000 
11000 
12000 
11000 


3221/2 
310 
2821/2 
280 

3021/2 
3041/2 
300 
307V2 

312V2 

29472 
2921/2 
29272 

2971/2 

28772 

280 

29272 

290 

284V2 
26272 
270 
268V2 

266 

26572 
27072 
27272 

275 
275 
275 

2751/2 
2871/2 

28472 
2921/2 
297V2 
30672 

310i/j 

305 

309V2 

3171/2 

350 

3521/2 
355 
365 
395 

405 
375 
375 
380 

370 
355 
340 
295 
290 


2400 
2800 
3225 
2850 

3050 
2875 
3100 
325,0 

3450 
3350 
3350 
2650 

3275 

3200 

3100 

3287V2 

3250 

3475 
3150 
3525 
3925 

3975 
4700 
4800 
5900 

8500 
6500 
6500 
6750 
7650 

6850 
7500 
8050 
9100 

10350 
14550 
16000 
18500 
22500 

17000 
14000 
17000 
17000 

11000 
11500 
14500 
13500 

12500 
13250 
12500 
12000 
12000 


276V2 

275 

280 

275 

29072 

280 

2671/2 

280 

27772 

290 

28472 

3371/2 

28972 

33772 

2921/2 

3371/2 

286 

335 

28672 

325 

28272 

335 

28272 

325 

28272 

325 

2641/2 

325 

23072 

32272 

25272 

325 

24672 

325 

23772 

325 

21772 

3271/2 

22672 

3241/2 

23072 

320 

235 

320 

23772 

325 

24272 

330 

23872 

340 

24872 

340 

2521,2 

360 

25472 

450 

26472 

4121/2 

2831/2 

400 

282V2 

450 

28572 

435 

2971/2 

425 

3061/2 

450 

32072 

445 

3771/2 

470 

39272 

560 

42772 

565 

41272 

550 

4321/2 

525 

510 

525 

5331/2 

500 

595 

555 

7871/s 

575 

6071/2 

650 

— 

555 

— 

650 



650 

— 

555 

— 

600 

— 

61272 

— 

590 

13272 
13272 
13772 
13272 

13272 
13272 
1321/2 
13272 

13272 
13272 
14272 
13972 

14272 

14072 

140 

140 

140 

13972 
134 
127V2 
12272 

1221/2 
12572 
135 
1301/2 

13272 

1341/» 

142 

14272 

147 

157 
150 
157 
165 

165 

180 

222 

1971/0 

197 

220 
235 

260 
280 

305 
365 
285 
305 

285 
275 
265 
280 
27272 
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fremden  Plätzen. 


Christi- 
ania 

Kurz 


Stockholm 
Kurz 


Kopen- 
hagen 

Kurz 


Helsing- 
fors 

Kurz 


Athen 
Kurz 


Italien 
Kurz 


Schweiz 
Kurz 


Madrid 
Kurz 


Lissa- 
bon 

Kurz 


£1  = 
Kr.  18,159 


£  1  = 
Kr.  18,159 


£1  = 
Kr.  18,159 


£1  =  F.M.      £1  = 
25,221/2      Dr.  25,22i/2 


£1  = 

Lire 

25,221/2 


£1  = 
Fr.  25,221/2 


£1  = 

Pes. 

25,221/2 


53d  = 
1  Esc. 


22,42V2 
21,72V2 
19,721/2 
20,80 

20,941/2 
21,49V2 
22,37V2 
22,42V2 

23,771/2 
24,021/2 
24,49V2 
24,401/2 

24,421/2 
24,151/2 
24,291/2 
24,801/2 
25,471/2 

25,891/2 
24,40 
25,121/2 
25,56V2 

25,481/2 
25,G0V2 
26,3472 
26,16 

26,2072 

26,5072 

27,05 

27,9272 

27,8972 

28,14>/2 
28,297a 
28,05 
27,53 

27,771/2 
28,621/2 
28,8072 
29,62V2 
30,371,2 

31 ,3772 
31,641/2 
30,501/2 
29,7972 

28,9072 
26,9772 
27,6772 
28,0972 

28,091/2 

28,121/2 

27,021/2 

26,75 

26,201/2 


17,56 
17,47 
17,46 

17,5772 

17,541/2 
17,4272 
17,36 
17,33 

17,50 
17,35 
17,1572 
17,87 

16,8172 

16,59 

16,3572 

16,61 

17,0372 

17,0772 
16,9372 
16,8972 
16,9272 

16,89 
16,8772 
16,881/2 
16,7472 

16,9972 
17,0772 
17,171  o 
17,40 
17,451/2 

17,5372 
17,441/2 
17,1472 
17,07 

17,1772 
17,2772 
17,1472 
17,0272 
16,7372 

16,6072 
16,7072 
16,981/2 
17,131/2 

16,997» 
17,13 
17,1172 
17,0272 

16,9972 

17,0072 

16,99 

16,82i/o 

16,691/2 


22,1772 
21,171/2 
10,42V2 
20,05 

20,25 
20,821/2 
21,411/2 
21,4672 

22,5272 
22,6772 
22,671/2 
22,49 

21,421/2 

21,631/2 

21,59 

21,751/2 

21,80 

21,851/2 
22,05 
22,00 
21,941/2 

21,85 
21,951/2 
22,041/2 
22,07  V2 

22,20Vo 

22,37V2 

22,8272 

23,55 

23,4572 

23,451/2 
23,021  2 
22,3272 
21,6272 

21,05 

21,231/2 

21,0272 

20,97'/2 

20,8772 

20,351/2 
20,421/2 
20,6572 
20,601/2 

21,09V2 
21,22i/2 
21,6272 
21,6472 

21,7272 

21,6772 

21,5572 

20,80 

20,941/2 


1197a 
122 
II6V2 
112 

107 

1151/2 

118 

14272 

1371/2 
144 
153 
15072 

15772 

165 

180 

18572 

184 

I86V2 
18272 
187 
18972 

20272 
2151/2 
250 
2241/a 

222 
222 
21872 

2241/2 
232V2 

237 
245 
248 
253 

25972 

276V2 

275 

2391/2 

25972 

25972 
2521/2 
2491/2 

2491/2 

22372 
20672 
19872 
21OV2 

2141/2 
2201/2 
21872 
21772 
221 


4974 

5174 

503/4 

51 

543/4 
541/4 
5274 

513/4 
513/4 

51,95 
52,00 
51,8772 

51,3772 

53,641/2 

56,75 

60,25 

60,25 

68,8772 
75,75 
74,25 
70,25 

62,8772 
61,75 
60,25 
61,50 

63,00 
66,50 
66,50 
65,75 
65,371/2 

6572 
651/4 

663/s 


66 

6672 

721/2 

7772 

781/4 

90 
91 
91 


95 
951/2 

,963/4 

100 

997a 
991/2 
10072 
1021/2 
99 


1041/2 
IO8V2 
lOSVs 
105 

106 
1063/s 
lOhVg 
1063/m 

1061/s 
1061/s 
972/4 
987» 

95"8 
89-Vs 
80i/4 

845/8 

83 

7974 

7672 

713/4 

73*/8 

743/8 
773/s 
747s 
781/s 

757/8 
773/4 
793/4 

803/8 

861/8 

8374 
83l/4 
84Vs 
86V8 

831/4 
85^/8 
877s 
901/8 
941/2 

945/s 
981'4 
993/4 
993/s 

963/4 
963/8 

957/8 
975/8 

937/8 
937/8 

913/4 

931/2 
971/2 


23,55 
23,96 

24,081  2 
24,177, 

23,951/2 
23,9072 
32,5472 
23,36 

23,35 
23,1272 
22,581/2 
22,9972 

22,5972 

22,59V2 

22,60 

22,691/2 

21,5972 

22,3472 
22,241/2 
22,2272 
22,0572 

22,2172 
22,251/2 
22,271/2 
22,19 

22,16 

22,101/2 

21,9972 

21,8272 

21,7772 

21,691/2 
21,6772 
21,65 
21,75 

21,851/2 
21,7772 
21,5472 
21,6672 
21,4772 

21,3072 
20,4772 
21,3472 
21,371/2 

21,1372 
20,90 
21,2772 
20,9572 

21,1572 
21,231/2 
21.47V2 
21,541/2 
21,4972 


27,4672 
28,24 

28,01 1/2 
27,72',  2 

27,481/2 
27,64' 8 
27,741/2 
27,961,2 

27,991/2 
28,09i2 
28,071/2 
28,021/2 

28,0672 
28,0772 
28,0972 
28,381/2 
28,391,2 

28,4572 
32,3772 
29,55 

29,7772 

29,65 
29,0972 
28,581/2 
28,4272 

28,8572 
28,9272 
28,1472 
21,777a 
27,801/2 

28,0772 
28,27'2 
28,261/2 
28,39 

28,6072 
28,601/2 
28,441/2 
28,651/2 
28,6072 

28,7272 
28,9172 
29,67i2 
29,551/2 

29,131/2 
28,3272 
29,02'/2 
27,751/2 

28,831/2 
28,671/2 
28,44i/2 
28,3572 
28,121/2 


6 
61/2 

63,» 

674 

6>/4 

674 
6 

57'8 

53/8 

5'/2 

51/4 

57» 

51/4 
51/2 
51/4 

53/8 

55/8 

51/2 
51/2 

53/8 

67» 

61/8 

77/8 

8 

874 

81/4 
81  2 
8 

7i,4 
772 

63/4 
63/8 
61,8 

61/8 

6 
6I4 

55/8 
6 

6'/4 

61/4 

61/8 

5~,s 
51/4 

fcl/8 
47/8 
45/» 

43  , 

4;  t 
41/2 

46/8 

43/a. 
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Geldmarkt,  Wechsel-  und  Effektenkurse 

Wechselkurse  auf  Londor 

Alex-    - 

New  York 

Mon- 

Buenos 

Rio  de 

Monte- 

Valpa- 

Lima 

1921 

andria 

treal 

Aires 

Janeiro 

video 

raiso 

t.  t. 

Kabel 

Kabel 

90  Tage 

90  Tage 

90  Tage 

90  Tage 

90  Tage 

£  1  = 

£1  = 

£1  = 

47,58  d  = 

16  d 

51  d 

18  d 

£  1  engl. 

Parität 

Doli. 

Doli. 

1  Peso 

fürl  Milr. 

für  1  Peso 

für  1  Peso 

XlPeruan 

97V2Piast. 

4,862/3 

4,862/3 

Gold 

Papier 

Gold 

Papier 

%  pr. 

7. 

Januar 

97V2 

3,64 

4,25 

51V4 

10 

51 

97/i6 

14o/o 

14 

Januar 

971/2 

3,74V2 

4,28 

50V4 

107i 

491/4 

831/32 

1172% 

21. 

Januar 

971/2 

3,781/s 

4,29V2 

503/8 

99/i6 

49 

87/8 

974% 

28. 

Januar 

971/2 

3,863A 

4,31 

497/8 

10716 

4874 

829/32 

672% 

4. 

Februar 

97V2 

3,853/4 

4,31 

50 

911/16 

48 

85/s 

77-2% 

11. 

Februar 

971/2 

3,893/8 

4,421/2 

495/s 

91/2 

49 

827/32 

50/0 

18. 

Februar 

971/2 

3,891/4 

4,49 

49V< 

1074 

49 

91/8 

72% 

25. 

Februar 

971/2 

3,86U/i6 

4,411/2 

49V8 

103/18 

473/4 

9732 

13/4% 

4. 

März 

971/2 

3,903/4 

4,44V4 

48V2 

10716 

473/4 

9»/32 

11. 

März 

97V2 

3,903/4 

4,46 

48V4 

95/8 

471/2 

974 

272% 

18. 

März 

971/a 

3,913/8 

4,48 

473/4 

93/16 

4574 

93/32 

72% 

23. 

März 

971/2 

3,919/lG 

4,45 

47Vs 

972 

45 

831/32 

— 

1. 

April 

971/2 

3,92V2 

4,42'/2 

46H/16 

97i6 

44 

872 

P/2% 

8. 

April 

971/2 

3,915/8 

4,39V4 

45Vi6 

85/s 

4272 

7!5/l6 

4% 

14 

April 

971/2 

3,90Vs 

4,41V2 

457s 

811/16 

423/g 

713/32 

— 

22. 

April 

971/2 

3,923/4 

4,4  ll/2 

44 

83/4 

417s 

4972 

7'/2% 

29. 

April 

97Vi6 

3,95V2 

4,43V2 

435/i6 

874 

4174 

46 

137s% 

6 

Mai 

971/2 

3,97i3/io 

4,42 

419/16 

83/i6 

3972 

37 

20/0 

13. 

Mai 

971/2 

4,001/4 

4.48 

413/4 

8V4 

40 

32 

30/0 

20. 

Mai 

971/2 

4,001/s 

4,46V2 

425/s 

872 

415/s 

3172 

3o/o 

27. 

Mai 

971/2 

3,91 

4,39 

45>/4 

89/16 

4372 

4P/2 

— 

3. 

Juni 

97V2 

3,899/i6 

4,35V2 

4472 

87/16 

4272 

35 

72% 

10. 

Juni 

97V2 

3,73 

4,17 

443/i6 

83/16 

423/4 

34,80 

1% 

17. 

Juni 

971/2 

3,78Vs 

4,27 

441/8 

79/16 

4H/4 

42 

— 

24. 

Juni 

971/2 

3,735/8 

4,25V2 

441/8 

73/16 

4172 

6272 

272% 

1. 

Juli 

971/2 

3,731/s 

4,24 

443/16 

73/16 

4174 

4272 

60  0 

8. 

Juli 
Juli 

971/2 

3,713/s 

4,21 

4374 

615/16 

41 

57 

1% 

15. 

971/2 

3,627/8 

4,15 

439/16 

77l6 

4  U/s 

421/2 

72% 

22. 

Juli 
Juli 

971/2 

3,597s 

4,03 

437s 

75/32 

40 

57V2 

1% 

29. 

97i/2 

3,56V2 

4,01V2 

447/16 

79/16 

41 

36 

— 

5. 

August 

971/2 

3,59% 

4,021/2 

431/2 

83/8 

4274 

4772 

90/0 

12. 

August 

971/2 

3,66V8 

4,07 

437/8 

87l6 

427i6 

5772 

100/0 

19. 

August 

971/2 

3,655/16 

4,05V2 

4327/32 

759/64 

431/4 

28 

100/0  1 

2G. 

August 

971/2 

3,691/s 

4,08V2 

443/16 

719/32 

44'/2 

29 

1072% 

2. 

September 

971/2 

3,733A 

4,17 

437/8 

83/32 

427s 

29 

12% 

9. 

September 

971/2 

3,73 

4,161/2 

443/g 

— 

4374 

49 

11% 

Ib. 

September 

971/2 

3,703/4 

4,16 

447i 

874 

4272 

5772 

— 

23. 

September 

971/2 

3,741/s 

4,151/2 

447s 

89/iß 

43 

27 

4o/o 

30. 

September 

971/2 

3,725/8 

4,10 

46,3/l6 

89/16 

44 

33 

4% 

7. 

Oktober 

971/2 

3,785/s 

4,161/2 

471/8 

87/16 

433/4 

32 

50/o 

14. 

Oktober 

971/2 

3,863/s 

4,22 

443/4 

85/16 

413/4 

33,10 

672% 

21. 

Oktober 

971/2 

3,943/8 

4,31 

4478 

715/16 

41 

34,50 

IO0/0 

28. 

Oktober 

971/2 

3,91V2 

4,27 

4472 

8 

417i6 

34,20 

13o/o 

4. 

November 

9715/32 

3,941/8 

4,271/2 

449/ic 

83/16 

41 

35,10 

— 

11. 

November 

971/2 

3,94 

4,291/2 

447/8 

729/32 

4174 

37,10 

12',0/0 

18. 

November 

971/2 

3,99% 

4,37 

449/i6 

77/8 

403/4 

36,90 

lOO/o 

25. 

November 

971/0 

3,997/s 

4,371/2 

4472 

729/32 

41 

38,70 

lOO/o 

2. 

Dezember 

973/8 

4,061/s 

4,43V2 

435/i6 

8 

40>/4 

37,70 

9. 

Dezember 

971/2 

4.10V4 

4  461/2 

439/i6 

721/32 

4074 

38,70 

lti. 

Dezember 

971/2 

4,163/4 

4,50 

435/16 

71/2 

4074 

40,60 

171/jM 

22. 

Dezember 

971/2 

4,203/4 

4,50 

43,,2 

73/8 

403/8 

39,80 

17o/o    1 

30 

Dezember 

97V2 

4,203/4 

4,441/2 

433/8 

713/32 

413/4 

39,90 

10%  £ 
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fremden  Plätzen  (Fortsetzung). 


Bombay 
1. 1. 


Madras 
t.  t. 


Hong- 
kong 

t.  t. 


Shang- 
hai 

t.  t. 


Singa-      Yoko- 
pore         hama 

t.  t.  t.  t. 


Manila 
t.  t. 


Mexiko 


Konstan- 
tinopel 


1  sh/4  d       1  sh/4  d 


d  für 

1  Hgkg. 

Doli. 


d.  für 
1  Sh. 
Tael 


dfür 

1  Straits 

Doli. 


2sh/0,58d 
=  lYen 


24,06  d 
=  1  Doli. 


£  1  = 
Doli.  9,12 


£  1  = 

£  1  türk. 


l/6Vs 
1/5»/« 

1/55/8 
1/53/s 

t/4y« 

I/43/4 

1/47« 

1/33/16 

1/33/8 
1/35/16 

1/33/8 
1/33/4 

1/33/4 

1/36/8 
1/33/4 
1/33/4 

1/323/32 

1/311/16 
1/39/16 

l/378 

l/33/16 

1/35/16 
1/311/16 

1/3V2 
1/3V« 

I/31V32 

1/37« 

1/35/w 

1/33/8 
1/315/32 


1/413/16 

1/415/le 

1/415/16 

1/43/4 

l/53/16 

1/53/4 

1/5V« 

1/5V8 

1/515/32 
1/43/8 

1/4V2 
1/4% 

l/45/16 

1/47« 
1/33/4 

1/4 

l/313/i6 
1/313/16 

1/313/16 

1/4 


1/6V8 

1/53/4 
1/55/8 
1/53/s 

1/43/4 . 

I/+V4 

1/47« 

1/33/16 

l/33/8 
1/3&/16 
1/33/8 
1/3»/« 

1/33/4 
1/35/8 
1/33/4 
1/33/4 
1/323/32 

1/3U/16 
1/39/is 

l/3Vs 

1/33/16 

1/35/16 
1/3H/16 
1/31/2 

1/3V2 

1/315/32 
l/3'/4 

1/35/16 

1/33/8 
1/315/32 

1/323/32 
1/323/32 
1/413/16 
1/415/16 

1/415/16 

1/43/4 
1/53/16 

1/53/4 

l/5Vi6 

1/5V8 
I/515/32 

1/43/8 
1/41/2 

l/4Vie 
1/45/16 
1/4V« 
1/3»/« 

1/4 

l/313/i6 

1/313/16 
1/313/16 

1/4 


3/113/ifi 
3/1113/iß 

3/llVie 
3/9V2 

2/75/is 

2/5Vs 
2/57s 
2/59/16 

2/39/16 
2/31/ig 

2/41/8 
2/51/8 

2/5 

2/53/8 

2/63/s 
2/63/8 
2/63/8 

2/67s 

2/63/8 

2/578 

2/63/s 

2/61/8 
2/778 
2/6^/8 
2/73/8 

2/7»/8 

2/75/16 
2/83/8 
2/9 


2/972 

2/87/s 
2/9V4 

2/81/8 

2/83/8 

2/87/s 
2/9V8 

2/103/g 
2/115/s 

2/101/2 

3/OVs 

2/105/8 

2/9V2 

2/97« 

2/81/2 
2/872 
2/8V4 

2/83/s 

2/79/16 
2/77/16 

2/73/s 

2/77/8 


4/13/4 

3/111/2 

3/111/2 

3/872 

3/51/2 
3/55/8 
3/35/8 

3/23/4 

3/0 

2/113/4 

3/03/4 

3/13/4 

3/13/4 

3/13/4 

3/4 

3/33/4 

3/33/4 

3/37/8 

3/38/« 

3/27/8 

3/221/32 

3/31/8 

3/43/8 
3/47/8 

3/5>5/l6 

3/678 

3/71/8 

3/85/s 

3/87/8 

3/81/2 
3/93/4 

3/8 

3/9V8 
3/83/4 

3/73A 

3/83/4 

3/97/8 

3/113/8 

4/lVs 

3/117/8 

4/25/s 


3/115/8 

3/107/8 
3/93/4 
3/93/4 
3-95/8 

3, 101  g 

3/75/8 
3/65 '8 

3/75/8 

3/67/8 


2/313/te 

2/33/4 

2/357« 

2/3«/64 

2/3«/64 
2/319/64 
2/355/64 
2/355/6« 

2/327/32 

2/313/16 

2/355/64 
2/355/6« 

2/355/64 
2/317/32 
2/333/64 
2/333/64 

2/37/8 

2/351/64 

2/33/4 

2/33/4 

2/33/4 

2/33/4 
2/33/4 
2/333'c4 
2/3*3/32 

2/323/32 
2/323/32 

2/3576« 
2/325/32 

2/357/6« 

2/325/32 

2/355/64 
2/355/04 
2/37/8 

2/327/32 
2/355/64 
2/359/64 

2/357/64 

2/4 

2/363/64 

2/4 

2/3'5/i6 


2/329/32 
2/357/6, 

2/37/8 
2/37/8 

2/37/8 

2/37/8 
2/37/8 
2/37/8 
2/37/8 


2/727/32 
2/65/,6 

2/6V2 
2/61/2 

2/67s 
2/5»/m 

2/53/4 
2/57/8 

2/55/8 

2/59/16 

2/59/16 
2/59/16 

2/57/16 

2/51/2 

2/511/16 

2/51/2 

2/51/4 

2/5 

2/43/4 

2/411/16 

2/57/16 

2/57/16 

2/63/4 
2/63/8 
2/63/4 

2/63/s 

2/73/8 

2/711/16 

2/8V2 

2/8 

2/872 
2/79/16 
2/79/16 

2/71/2 

2/7 

2/71/8 
2/71/8 
2/65/s 
2/06/g 

2/6Vi6 

2/515/32 
2/315/i6 

2/51/4 

2/53/16 
2/51/8 
2/43/4 
2/43/4 

2/43/g 
2/313/16 

2/39/16 
2/33/8 
2/35/16 


2/6 
2/5 

2/41/2 
2/6 

2/2V« 

2/23/4 
2/23/4 
2/23/4 

2/23/4 
2/23/4 

2/23/4 

2/23A 

2/23/4 
2/23/4 
2/23/4 
2/23/4 

2/3 

2/3 

2/4 
2/4 
2/33/4 

2/272 
2/272 
2/31/2 
2/31/2 

2/5 
2/5 

2/41/2 

2/5 

2/572 

2/5V2 
2/7 
2/61/2 
2/61/4 

2/67« 

2/61/4 
2/674 
2/61/4 
2/67« 

2/67« 
2/61/2 

2/53A 

2/53/4 

2/57« 
2/53/« 
2/57« 
2/5 

2/41/2 

2/4 

2/31/« 

2/17« 

2/274 


3472 
341/2 
341/2 
341/2 

3472 
341/2 
34i/i 
32 

32 
32 
32 
32 

32 

32 

303/« 

301/2 

307« 

301/4 
301/4 
3074 
301/4 

301/4 
301/4 
301/4 
3074 

3074 
3OV4 
33 

33V4 

3472 

331/4 

34 

34 

34 

34 
34 
33 
33 
33 

33 
32 

327/8 

3272 
3272 

323/4 

31 

323/4 

31 

307a 

28 

31 

281/2 


575 
575 

578 
583 
585 
585 

584 
575 
576 
575 

580 
580 
580 
565 
540 

530 
51272 
510 
502 

518 
543 
530 
520 

535 
530 
535 
545 
556 

555 

555 
550 
560 

570 
572 
600 
625 
630 


660 
745 
8021: 

740 
730 
715 
765 

750 
750 
720 
720 
720 
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Geldmarkt,  Wechsel-  und  Effektenkurse. 
Wechselkurse  in  Paris1. 


1921 

Berlin 

Wien 

Prag 

Lon- 
don 

Italie- 
nische 
Plätze 

New 
York 

Holland 

Schweiz 

Parität 

M.  100 
:=Fr.l23 

K100  = 
Fr.  105,01 

K6.100  = 
Fr.  105,01 

£1  = 
Fr.  25,22 

100 

Doli.  100 
=  Fr.  510 

Gld.l00  = 
Fr.  208,30 

100 

6.  Januar 
13.  Januar 
20.  Januar 
27.  Januar 

23,25 
23,75 
24,75 
25,00 

3,62 
3,25 
3,00 
4,75 

18,62 
19,00 
20,75 
19,75 

60,84 
61,541/2 
57,76 
54,02V2 

58,50 
57,25 
54,75 
52,00 

16,63 
16,52 
15,25 
13,92V2 

533,00 
542,00 
507,50 
468,00 

256,50 
257,50 
239,75 
222,00 

3.  Februar 
10.  Februar 
17.  Februar 
24.  Februar 

22,75 
23,25 
23  00 
22,75 

3,87 
3,37 
3,27 
2,87 

18,25 
18,25 
17,75 
17,28 

54,53 
54,11 
53,12 
54,03 

51,50 
50,75 
49,75 
50,50 

14,22V2 
13,89 
13,56 
13,95 

480.00 
477,12 
468,00 
476,00 

227,50 
226,50 
222,25 
230,25 

3.  März 
10.  März 
17.  März 
24.  März 
31.  März 

22,25 
22  37 
22,87 
22.87 
22,75 

3,00 
2,75 
3,62 
3,75 
3,87 

17,50 
18,12 
19,00 
19,62 
19,00 

54,43V2 

54,62 

56,39 

56,39 

55,89 

51,00 
51,50 
54,25 
57,50 
58,25 

13,981/2 

14,01 

14,43 

14,39 

14,24 

480,00 
482,00 
496,00 
497,00 
491,50 

232,50 
236,00 
249,75 
247,75 
247,25 

7.  April 
14.  April 
21.  April 
28.  April 

23  75 
22,37 
20,75 
20,55 

3,62 
4,12 
3,75 
3,62 

19,25 
1«,25 
18,75 
18,12 

54,95V2 
54,94V2 
54,03V2 
51,95 

62,00 
68,00 
65,50 
64,00 

13,971/2 
14,07 
13,75 
13,21 

486/0 
488,50 
477,50 
463,00 

243,00 
243,25 
238,25 
230,25 

6.  Mai 
12.  Mai 
19.  Mai 
26.  Mai 

18,621/2 
19,62V2 
19,12 
19,00 

3,50 
2,75 
2,87 
2,75 

17,00 
17,37 
17,12 
17,37 

48,30 

47,651/2 
45,441/2 
46,311/2 

61,00 
63,50 
64,00 
63,25 

12,111/2 
11,91 

11,311/2 

11,771/2 

428,50 
427,09 
408,00 
411,00 

217,25 
2i  3,75 
205,00 
209,25 

2.  J 
9.  , 

16. 

23. 

30.  ] 

uni 
uni 
uni 
uni 
uni 

18,68 
18  87 
17,62 
17,37 
16,75 

2,87 
2,50 
2,25 
2,37 

17,87 
17,25 
17,00 
16,87 

46,40 

47,52V2 

46,111/2 

46,661/2 

46,64 

62,75 
60,50 
62,00 
60,50 
61,00 

11,90 

12,881/2 

12,07 

12,421/2 

12,38 

409,00 
418,50 
405,50 
411,50 
410,00 

209,00 
213,00 
206,25 
2l0,(,0 
209,50 

7.  Juli 
14.  Juli 
21.  Juli 
28.  Juli 

16,75 
17,25 
16,75 
16,25 

2,12 
1,50 

17,00 
17,37 
17,62 
16,25 

46,671/2 
46,60 
46,33 
46,25 

60,50 
58,00 
57,75 
53,50 

12,56V2 
12,95 
12,86 
12,97 

411,25 
408,50 
408,00 
397,50 

211,00 
212,00 
212,00 
212,25 

4.  August 
11.  August 
18.  August 
25.  August 

15.87 
15,75 
15,91 
15,37 

1,50 
1,75 
0,98 
1,50 

16,62 
16,12 
15,62 
15,37 

46,631/2 
46,671/2 
47,17 
47,581/2 

55,00 
56,00 
55,75 
54,75 

13,021/2 
12,77 
12,871/2 
12,871/2 

399,00 
396,50 
400,00 
402,00 

214,75 
215,25 
218,50 
218,75 

1.  September 

8.  September 

15.  September 

22.  Seplember 

29.  September 

14,87 
13,31 
13,31 
13,00 
12,15 

1,62 
1,50 

1,25 
1,00 

15,25 
15,75 
17,00 
16,75 
15,12 

47,581/2 

48,62 

53,25 

52,49 

52,06 

56,75 
57,00 
61,00 
59,50 
55,25 

12,73 
13,02 
14,32 
14,16 
14,071/2 

405,00 
4 '4,50 
451,00 
446,00 
450,00 

217,75 
223,20 
24b,50 
244,00 
243,00 

6.  Oktober 
13.  Oktober 
20.  Oktober 
27.  Oktober 

11,25 
9,93 

9.12V2 
7,89 

0,87 
0,75 
0,87 
0,75 

14,37V2 
15,00 
14,75 
14,00 

52,00 
53,76V2 
54,25 
54,15 

55,00 
52,50 
54,50 
54,00 

13,751/2 
14,01 
13,82 
13,781/2 

446,00 
468,50 
470,25 
469,25 

243,25 
257,75 
253,50 
251,75 

3.  November 
10.  November 
17.  November 
24.  November 

7,00 
5,11 
5,31 
5,00 

0,43 
0,43 

0,19 

13.12 
14,91 
14,87 
17,87 

53,35 
54,25 

55,35V2 
56,961/2 

55,00 
56,50 
57,75 
58,75 

13,58 
13,74 
13,82 
14,16V2 

465,00 
407,77 
486,50 
511,00 

252,50 
259,00 
261,59 
272,25 

1.  Dezember 

8.  Dezember 

15.  Dezember 

22.  Dezember 

29.  Dezember 

7,50 

6,62 

6,751/2 

7,00 

6,75 

0,50 
0,50 
0,50 
0,43 

15,62 
14,87 
15,00 
17,50 
17,87 

56,65 

53,871/2 

51,921/2 

53,00 

52,421/2 

58,75 
57,37 
57,25 
50,62 
53,12 

14,40 
13,181/2 
12,35V2 
12  58 
12,48//a 

504,00 
471,50 
450,30 
461,00 
457,00 

270,00 
^55,50 
239,75 
246,50 
244,00 

1  Nach  dem  ,,Economlste  fransals". 


International-vergleichende  Statistik. 
Wechselkurse  in  Paris  (Fortsetzung). 
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1921 


Parität 


Spa- 
nien 


Pes.500 
=  Fr.500 


Däne- 
mark 


Kr.  100=  Kr.  100  = 
Fr.  139      Fr.  139 


Schwe- 
den 


Nor- 
wegen 


Kr.  100  = 
Fr.  139 


Rumä- 
nien 


100 


Grie- 
chen- 
land 


100 


Belgien 


Argen- 
tinien 


100 


Pes.  100 
=  Fr.  500 


6.  Januar 

13.  Januar 

20.  Januar 

27.  Januar 

3.  Februar 
10.  Februar 
17.  Februar 
24.  Februar 

3.  März 

10.  März 

17.  März 

24.  März 
31.  März 

7.  April 

14.  April 

21.  April 

28.  April 

6.  Mai 

12.  Mai 

19.  Mai 

26.  Mai 

2.  Juni 

9.  Juni 

16.  Juni 

23.  Juni 
30.  Juni 

7.  Juli 

14.  luli 

21.  Juli 

28.  Juli 

4.  August 

11.  August 

18.  August 

25.  August 

1.  September 

8.  September 

15.  September 

22.  September 

29.  September 

6.  Oktober 

13.  Oktober 

20.  Oktober 

27.  Oktober 

3.  November 

10.  November 

17.  November 

24.  November 

1.  Dezember 

8.  Dezember 

15.  Dezember 

22.  Dezember 

29.  Dezember 


220,00 
219,00 
204,25 
195,00 

199,00 
196,25 
192,00 
193,25 

194,00 
194,50 
201,00 
201,00 
199,50 

195,75 
195,25 
190,25 
183,00 

169,75 
162,25 
154,20 
155,00 

155,00 
162,25 
160,00 
164,75 
162,00 

160,25 
163,50 
166,25 
164,50 

166,25 
165,00 
166,75 
167,50 

166,25 
169,75 
186,75 
184,50 
183,00 

181,00 
187,00 
181,50 
182,50 

182,50 
193,75 
190,87 
196,50 

197,00 
187,75 
186,00 
187,50 
185,75 


268,50 
285,75 
285,00 
261,00 

268,50 
259,50 
250,00 
253,25 

242,00 
236,50 
236,00 
246,00 
253,20 

255,50 
252,00 
240,00 
238,00 

223,00 
217,00 
209,00 
208,00 

210,00 
215,00 
210,00 
211,00 
211,00 

212,00 
205,00 
201,00 
196,00 


211,00 
216,25 

227,00 
225,00 
257,00 


253,00 
250,00 
265,00 
260,00 

266,00 
247,00 
236,00 
250,00 


344,00 
345,00 
327,00 
304,00 

310,00 
309,75 
305,00 
313,00 

311,50 
313,00 
329,00 
334,00 
335,00 

333,00 
334,75 
335,00 
315,00 

295,00 
281,00 
272,00 
275,00 

272,00 

279,00 
275,00 
278,00 
277,00 

277,00 
271,00 
269,00 
261,00 


274,00 
278,00 

276,00 
280,00 
312,00 


310.00 
316,00 
320,00 
330,00 

330,00 
316,00 
302,00 
312,00 


271,50 
281,25 
281,00 
257,25 

259,50 
253,00 
241,00 
214,00 

231,00 
226,50 
228,00 
231,75 
232,50 

229,25 
226,50 
220,00 
210,00 

192,00 
196,00 
183,00 
180,00 

180,00 
184,00 
180,00 
179,00 
177,00 

178,00 
177,00 
167,00 
167,00 


166,00 
172,00 

174,00 
169,00 
187,00 


187,00 
190,00 
196,00 
200,00 

198,00 
190,00 
186,00 
196,00 


21,75 
21,75 
20,00 
20,50 

19,50 
19,00 
18,50 
18,50 

19,00 
19,00 
19,37 
19,62 
19,62 

20,37 
23,12 
21,50 
21,37 

20,00 
20,75 
20,12 
19,75 

19,87 
19,87 
18,87 
19,75 
19,00 

18,50 
18,50 
17,00 
16,25 

16,37 
16,37 
15,92 
15,75 

15,00 
12,87 
12,25 
12,62 
11,87 

12,00 
11,00 

9,12 

8,25 
9,50 

10,87 

10,50 
10,75 
10,50 


105,25 
105,25 
104,75 
105,00 

105,00 
104,50 
104,75 
104,50 

104,50 
104,50 
104,50 
104,50 
104,25 

104,00 
103,50 
101,75 
100,50 

99,75 
100,00 
99,75 
99,75 

99,75 
99,75 
97,75 
99,50 
99,50 

98,50 
88,00 
92,62 
97,25 

96,25 
97,00 
98,00 
97,00 

97,50 
98,25 
98,75 
100,00 
99,00 

98,00 
99,50 
98,25 
98,00 

97,00 
96,00 
96,87 
96,75 

97,50 
96,37 
96,12 
96,10 
95,75 
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Geldmarkt,  Wechsel-  und  Effektenkurse. 


Wechselkurse  in 

Wien  (Sichtkurse). 

1921 

Berlin 

Amster 
dam 

Zürich 

Stock- 
holm 

Kopen- 
hagen 

Chri- 
stiania 

Mark- 
noten 

New 
York 

Lon- 
don 

Paris 

Parität 

K  117/34 

K198  = 

K  95,30 

K  125,20 

K  125,20 

K  125,20 

1173/4 

K4.95 

K  24,05 

K  25.22V2 

=  M.100 

Old.  100 

=Fr.l00 

=Kr.l00 

=Kr.lO0 

=Kr.lOO 

=  M.100 

Doll.lOO 

=  £1 

=  Fr.  100 

Anfang  Januar 

913,00 

209,00 

101,00 

131,95 

912,50 

670,50 

23,50 

3925,00 

Mitte  Januar 

1053.00 

239,00 

113,25 

169,70 

127,75 

— 

1053,00 

786,00 

27,30 

4935,00 

Ende  Januar 

1142,00 

224,00 

105,40 

143.70 

127,00 

120,25 

1 135,00 

658,00 

25,90 

4762,50 

Mitte  Februar 

1158,50 

230,00 

109,874 

150,00 

122,75 

124,00 

1158,00 

668,00 

26,10 

4900,00 

Ende  Februar 

1152,00 

247,50 

119,87% 

162,50 

131,25 

125,00 

1148,00 

727,00 

28,07% 

5175,00 

Mitte  März 

1100,00 

236,50 

116,50 

161,00 

121,00 

111,00 

1097,00 

691,00 

27,40 

4850,00 

Ende  März 

1080,00 

233,00 

117,00 

160,60 

121,00 

113,00 

1079,00 

680,00 

27,67% 

4740,00 

Mitte  April 

1013,50 

221,75 

110,75 

151,35 

116,50 

102,50 

1010,50 

641,00 

25,12% 

4575,00 

Ende  April 

1015,00 

234,25 

116,75 

154,75 

121,00 

103,50 

1013,00 

668,00 

26,42% 

5080,00 

Mitte  Mai 

986,50 

207,25 

103,00 

136,75 

105,25 

91,50 

986,50 

572,50 

23,05 

4865,00 

Ende  Mai 

960,00 

207,50 

105,00 

138,00 

106,50 

93,50 

944,00 

610,00 

23,50 

4970,00 

Mitte  Juni 
Ende  Juni 

972,50 

223,75 

114,00 

150,25 

114,50 

100,00 

962,50 

680,00 

25,50 

5380,00 

972,50 

239,10 

120,35 

159,00 

124,50 

104,75 

971,00 

711,00 

27,20 

5850,00 

Mitte  Juli 
Ende  Juli 

1043,50 

248,25 

128,62% 

165,00 

126,00 

96,60 

1025,50 

763,00 

27,90 

6125,00 

1189,00 

297,00 

158,25 

195,00 

146,25 

125,00 

1187,00 

965,00 

34,45 

7 147,50 

Mitte  August 

1163,50 

321,00 

174,00 

215,00 

165,00 

132,00 

1145,00 

1030,00 

37,90 

8050,00 

Ende  August 

1241,50 

347,00 

185,75 

236,00 

191,00 

153,50 

1255,00 

1095,00 

40,60 

8525,00 

Mitte  Septbr. 

1458,50 

505,00 

279,00 

351,00 

290,00 

209,00 

1455,00 

1618,00 

65,00 

11300,00 

Ende  Septbr. 

2180,00 

812,00 

440,00 

565,00 

453,50 

315,00 

2172,00 

2545,00 

94,70 

18200,00 

Mitte  Oktober 

1925,00 

900,00 

500,00 

576,00 

503,00 

308,00 

1922,00 

2667,00 

101,00 

19200,00 

Ende  Oktober 

2400,00 

1500,00 

805,00 

993,00 

838,00 

567,50 

2397,00 

4395,00 

174,00 

32100,00 

Mitte  Novbr. 

2300,00 

1990,00 

1080,00 

1275,00 

1129,00 

855,00 

2317,00 

5720,00 

225,00 

40750,50 

Ende  Novbr. 

3522,00 

3064,50 

1634,75 

1800,00 

1614,75 

1100,00 

3522,00 

7625  00 

344,90 

60280,00 

Mitte  Dezbr. 

3700,00 

2363,00 

1260,00 

1580,00 

1268,00 

1013,00 

3432,00 

6650,00 

276,00 

52450,00 

Ende  Dezbr. 

Wechselkurse  in  Stockholm  (Sichtkurse). 


1921 

Deutsch- 
land 

Holland 

Schweiz 

Lon- 
don 

Paris 

Bel- 
gien 

Verein. 
Staaten 

Helsing- 
fors 

Kopen- 
hagen 

Chri- 
stiania 

Parität 

Kr.88,89 

Kr.  150,67 

Kr.  72 

Kr.  18,16 

Kr.  72 

Kr.  72 

Kr.  373 

Kr.  72 

100 

100 

=  M.100 

=Gld.l00 

Fr.  100 

=  £1 

Fr.  100 

Fr.  100 

DollarlOO 

F.M.100 

Anfang  Januar 

7,00 

157,00 

76,70 

16,68 

29,50 

31,50 

500,00 

14,75 

77,25 

77,00 

Mitte  Januar 
Ende  Januar 
Mitte  Februar 

7,00 

154,50 

73,25 

17,55 

28,75 

30,25 

470,00 

14,80 

83.00 

81,00 

7,90 

154,00 

62,50 

17,53 

35,50 

35,50 

454,00 

15,95 

89,00 

85,00 

7,70 

153,00 

73,25 

17.40 

32,40 

34,25 

446,00 

15,40 

83,00 

80,00 

Ende  Februar 

7,20 

153,25 

74,25 

17,35 

32.25 

34,00 

448,00 

12,25 

80,75 

77,25 

Mitte  März 

7.10 

152,50 

75,15 

17,35 

31,25 

33,00 

444,00 

11,60 

76,50 

71,50 

Ende  März 

6,90 

148,00 

74,25 

16,85 

30.50 

31,50 

428,00 

10,00 

78,50 

69,75 

Mitte  April 

6,75 

146,00 

73,00 

16,47 

30,25 

31,50 

422,00 

9,25 

76,50 

68,00 

Ende  April 
Mitte  Mai 

6,70 

152,00 

76,00 

17,15 

32,25 

33,50 

433,00 

9,41 

78,75 

67,50 

7,35 

153,75 

76,50 

16,98 

36,25 

36,25 

425,00 

9,20 

76,75 

68,00 

Ende  Mai 

7,00 

150,75 

76,60 

16,94 

36,25 

36,25 

439,00 

8,85 

77,40 

67,15 

Mitte  Juni 
Ende  Juni 

6,50 

148,25 

75,50 

1687 

36,25 

35,80 

446,00 

6,75 

76,75 

64,60 

6,15 

149,00 

76,20 

16,90 

36,35 

36,25 

453,00 

7,45 

76,40 

65,00 

Mitte  Juli 
Ende  Juli 

6,35 

150,75 

78,35 

17,97 

37,05 

36,25 

475,00 

7,90 

75,50 

64,00 

6,05 

151,00 

80,15 

17,43 

37,25 

36,25 

489,00 

7,50 

74,50 

62,75 

Mitte  August 

5,65 

148.25 

80.50 

17,50 

37,20 

36,20 

474,00 

7,20 

75,30 

61,50 

Ende  August 

5,40 

145,00 

78,70 

17,10 

36,00 

35,00 

463,00 

6,80 

80,25 

64,00 

Mitte  Septbr. 

4.30 

145,75 

80,00 

17,20 

32,50 

32,25 

464,00 

5,70 

82,00 

60,00 

Ende  Septbr. 

3,65 

144,50 

78,00 

16.77 

32,25 

32.00 

450,00 

6,60 

80,50 

56,00 

Mitte  Oktbr. 

3,15 

145,00 

80,25 

16,72 

31,10 

31,00 

435,00 

6,65 

82,25 

52,75 

Ende  Oktbr. 

2,50 

149,50 

80,75 

17,23 

32,25 

31,75 

440,00 

7,35 

83,50 

59,00 

Mitte  Novbr. 

1,65 

150,50 

82,25 

17,00 

31,10 

30,25 

434,00 

8,50 

81,25 

64,50 

Ende  Novbr. 

1,75 

151,25 

81,00 

16,96 

29,60 

28,30 

426.0U 

7,25 

79,25 

60,75 

Mitte  Dezbr. 

2,35 

148,50 

79,50 

17,03 

33,25 

32,20 

407,50 

7,85 

78,75 

62,75 

Ende  Dezbr. 

2,20 

147,00 

78,25 

16,77 

31,80 

30,75 

401,00 

7,60 

79,75 

64,25 

International-vergleichende  Statistik 
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Wechselkurse  in  Kopenhagen  (Sichtkurse). 


1921 

Deutsch- 
land 

Holland 

Schweiz 

London 

Paris 

Belgien 

New 
York 

Helsing- 
fors 

Stock- 
holm 

Chri- 
stiania 

Kr.  88,89 

Kr.  150,68 

Kr.  72 

Kr.  18,16 

Kr.  72 

Kr.  72 

Kr.  373 

Kr.  72 

Parität 

=  M.100 

=  Gld. 
100 

=  Fr.  100 

=  £1 

=  Fr.  100 

=  Fr.  100 

=  Doli. 
100 

=  finn. 
M.  108 

100,00 

100,00 

nfangjanuar 

9,00 

200,00 

98,00 

22,55 

38,00 

40,00 

638,00 

19,00 

128,50 

100,00 

itte  Januar 

8,65 

185,75 

88,75 

21,15 

35,00 

36,75 

567,00 

18,25 

120,75 

97,75 

nde  Januar 

9,00 

174,50 

82,25 

19,70 

37,50 

39,00 

509,0(1 

18,50 

112,75 

96,00 

itte  Februar 

9,50 

188,00 

90,25 

21,28 

39,85 

41,85 

545,00 

19,00 

122,50 

97,00 

ide  Februar 

9,10 

191,50 

93,00 

21,67 

40,00 

42,00 

561,00 

15,75 

125,20 

96,50 

itte  März 

9,35 

201,00 

99,25 

22,75 

40,50 

42,50 

585,00 

15,00 

131,85 

94,25 

ide  März 

8,95 

190,75 

95,75 

21,65 

38,75 

40,50 

550,00 

13,50 

128,75 

83,25 

itte  April 

9,00 

192,50 

95,75 

21,65 

39,75 

41,25 

554,00 

12,00 

131,75 

89,00 

ide  April 
itte  Mai 

845 

194,25 

97,00 

21,85 

42,75 

42,80 

553,00 

12,00 

129,00 

85,75 

9,95 

201,50 

99,90 

22,20 

47,50 

47,50 

556,00 

12.50 

130,75 

89,50 

ide  Mai 

9,20 

194,25 

99,00 

21,95 

46,75 

46,75 

567,0) 

11,65 

129,75 

86,50 

itte  Juni 
ide  Juni 

8,60 

194,25 

99,60 

22,07 

47,10 

46,75 

586,00 

9,50 

131,20 

85,00 

8,10 

195,25 

100,00 

22,18 

47,65 

47,65 

890,00 

10,00 

131,50 

85,25 

itte  Juli 
ide  Juli 

8,60 

201,00 

104,25 

22,75 

49,15 

48,25 

631,10 

10,75 

132,75 

85,10 

8,30 

203,50 

108,25 

23,52 

50,10 

48,30 

660,00 

10,85 

135,15 

84,35 

tte  August 

7,50 

195,25 

105,90 

22,90 

48,90 

47,60 

628,00 

9,75 

132,10 

81,25 

de  August 

6,85 

180,03 

97,25 

21,15 

44,50 

43,00 

571,00 

8,50 

123,75 

95,50 

itte  Sept. 

5,25 

177,75 

98,00 

20,98 

39,75 

39,25 

569,00 

7,00 

122,60 

73,25 

de  Sept. 

4,70 

179,75 

97,00 

20,87 

39,85 

39,50 

562,50 

8,15 

124,75 

69,20 

tte  Oktober 

4,00 

177,25 

99,00 

20,40 

38,40 

38,10 

530,00 

820 

123,35 

64,60 

de  Oktober 

3,05 

181,00 

97,50 

20,80 

39,00 

37,85 

532,00 

9,00 

121,25 

70,75 

tte  Nov. 

2,25 

187,75 

105,25 

21,24 

39,10 

37,35 

522,00 

10,75 

124,85 

70,50 

de  Nov. 

2,35 

191,50 

103,05 

21,50 

37,85 

36,00 

538,50 

9,30 

127,00 

76,75 

tte  Dez. 

2,95 

189,00 

100,75 

21,70 

42,00 

40,35 

519,00 

10,10 

127,75 

80,00 

de  Dez. 

2,75 

184,00 

97,80 

20,95 

40,00 

38,75 

500,00 

9,75 

125,00 

80,25 

Wechselkurse  in  Amsterdam  (Sichtkurse). 


1921 

Berlin 

Wien 

Schweiz 

Kopen- 
hagen 

Stock- 
holm 

Chri- 
stiania 

Lon- 
don 

Paris 

New 
York 

Brüs- 
sel 

Madrid 

Italien 

Gld. 

Gld. 

Gld. 

Gld. 

Gld. 

Gld. 

Gld. 

Gld. 

Gld. 

Gld. 

Gld. 

Gld. 

Parität 

59,401/2 
=  M. 

50,41 

=  Kr. 

48,021/2 
=  Fr. 

66,67 
=  Kr. 

66,67 
=  Kr. 

66,67 
=  Kr. 

12,07 

48,021/2 
=  Fr. 

248.78 
-Doli. 

48,021/2 
=  Fr. 

48,021/2 
=  Pes. 

48,021/2 
=  Lire 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

=  £  1 

100 

100 

100 

100 

100 

lang  Jan. 

4,30 

0,70 

48,65 

48,00 

63,75 

48,90 

U.263/4 

18,60 

3181/2     19,621/2 

42,50 

11,00 

Ate  Januar 

4,60 

0,60 

47,55 

54,00 

65,00 

52,60 

11,371/2 

18,60 

3033/4 

19,55 

40,25 

10,50 

He  Januar 

4,80 

0,771/2 

47,25 

55,25 

65,00 

55,25 

11,38 

20,75 

294 

21,75 

41,20 

10,95 

Ate  Febr. 

4,90 

0,671/2 

47,80 

54,00 

65,40 

52,00 

11,341/2 

21,221/a 

29TJ3/4 

22,20 

41,15 

10,70 

le  Febr. 

4,70 

0,60 

48,55 

52,70 

65,45 

50,70 

11,34 

20,95 

293V4 

21,90 

40,65 

10.65 

te  März 

4,60 

0,65 

49,40 

50,10 

65,90 

47,25 

11,351/2 

20,10 

290% 

21,05 

40,35 

10,70 

le  März 

4,621/2 

0,77 

50,00 

52,75 

68,00 

47,00 

11,371/2 

20,25 

2893/s 

21,15 

40,60 

11,827-j 

te  April 

4,60 

0,85 

49,97 

52,50 

68,40 

46,20 

ll,29i/2 

20,60 

2883/8 

2130 

40,12i/o 

14,12i/2 

le  April 
te  Mai 

4,35 

0,73 

49,80 

51,60 

66,25 

44,50 

11,28 

21,77V2 

2853/s 

21,771/2 

39,75 

13,80 

4,78 

0,70 

49,80 

50,25 

65,50 

44,50 

11,11 

23,45 

2771/8 

23,421/2 

37,12 

15,40 

le  Mai 

4,61 

0,671/2 

50,85 

51,50 

66,80 

44,75 

11,281/4 

24,00 

292 

23,971.2 

36,00 

15,20 

te  Juni 
e  Juni 

4,36 

0,60 

50,921/2 

51,60 

67,75 

43,70 

11,401/2 

24,70 

2993/4 

24,15 

39,50 

15,30 

4,05 

0,51 

51,20 

51,20 

67,35 

43,50 

11,36 

24,40 

3031/2 

24,221/2 

39,50 

14,90 

te  Juli 
e  Juli 

4,21 

0,45        51,85 

50,15 

66,45 

42,50 

11,391/4 

24,55 

3131/2 

23.97 

40,15 

14,37V* 

4,00 

0,36 

53,35 

49,25 

66,40 

41,60 

11,581/2 

24,90 

3241/2 

24,071/2 

41,571/2 

1 3,62'/ > 

te  August 

3,76i/o 

0,381/2 

54,35 

51,05 

67,60 

41,60 

11,763/4 

25,17 

321 

24,52V2 

41,57>/2 

14,06 

e  August 

3,721/s 

0,40 

54,121/2 

55,15 

69,10 

44,00 

11,781/2 

24,77V2 

3181/2 

24,00 

41,50 

13,70 

te  Sept. 

2,90 

0,27 

54,90 

56,40 

68,75 

41,20 

11,80 

22,20 

3191/4 

22,021/2 

41,40 

13,45 

e  Sept. 

2,70 

0,211/2 

54,60 

56,25 

70,20 

38,70 

11,75 

22,60 

315 

22,20 

40,80 

12.60 

:e  Okt. 

2,111/2 

0,15V2 

56,40 

56,75 

69,30 

36,25 

11,57 

21,65 

2981/2 

21,471/2 

39,85 

ll,62'/2 

e  Okt. 

1,62 

0,14 

54,00 

56,15 

67,40 

39,20 

11,541/2 

21,521/2 

294 

20,92'/2 

39,15 

13,02V* 

:e  Nov. 

1,03 

0,091/2 

54,40 

54,25 

66,55 

43,00 

11,363/4 

20,821/2 

287V8 

19,95 

39,40 

11,90 

e  Nov. 

1,181/4 

0,091/2 

53,60 

52,40 

66,40 

40,50 

11,32 

20,15 

283 

19,221/2 

39,27 

11,63V* 

e  Dez. 

1,511/2 

0,11 

53,60 

52,821/2 

67,60 

42,10 

11,511/2 

20,20 

2743/4 

21,40 

41,50 

12,721  •_> 

e  Dez 

1,461/2 

0,11 

53,25 

54,10 

68,25 

43,55 

11,41 

21,77i2 

2711  2 

20,80 

40,50 

11,60 
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1921 


London 


Paris 


Brüssel 


Schweiz 


Italien 


Berlin 


Wien 


Ma- 
drid 


Amster- 
dam 


Parität 


60  Tage    Kabel    Scheck 


■M 


Doli.  =  1  j£ 


Fr. 

5,1825 
=  lDoll. 


Fr. 

5,1825 
=lüoll 


Fr. 
5,1825 
=  1  Doli. 


Lire 
5,1825 
=  lDoll. 


Cents 

23,82 

=  1M. 


Cents 
20,26 
=  1K 


Cents 
5,1825 


Cents 
40,19 


=  lPeso  =  1  Gld. 


Juni 
Juni 
Juni 
Juni 
Juni 

{Uli 
uli 
Juli 
Juli 


3,541/2 
3,671/2 
3,71 
3,823/4 

3,78i/4 

3,813/4 

3,821/2 
3,79V4 

3,833/4 
3,841/4 
3,85 
3,86 

3,85V4 
3,941/8 
3,953/4 

3,913/4 

3,951/4 
3,951/2 

3,85 

3,811/s 
3,67V4 

3,717/8 

3,865/s 
3,665/s 

3,651/4 
3,573/4 
3,53 
3,51 

3,54 
3,621/2 
3,621/4 
3,66V4 

3,673/4 

3,665/8 

3,69 

3,671/s 

3,73 

3,81 

3,90iA 

3,841/4 

3,901/2 
3,965/8 
3,953/8 
3,971/2 

4,021/s 

4,06 

4,13 

4,16 

4,151/4 


3,611/4 
3,74 

3,773/4 
3,89V2 

4,85 
3,881/2 
3,891/4 
3,86 

3,901/2 
3,91 

3,913/4 

3,92 

3,92 

3,911/8 

3,953/4 

3,973/4 
4,001/2 

4,003/4 

3,92 

3,88 

3,733/4 

3,77V2 

3,74V4 

3,725/s 

3,7H/4 
3,633/j 
3,581/2 
3,57V2 

3,60 

3,661/4 
3,661/2 
3,705/s 

3,725/s 
3,705/g 
3,74 
3,722/s 

3.7T78 
3,85V2 
3,95V4 
3,93V4 

3,95 

3,945/8 
4,00i/4 
3,993/1 

4,07 

4,103/s 

4,175/g 
4,20^/8 
4,20 


3,60V2 
3,731/4 
3,77 
3,883/4 

3,841/4 
3,873/4 
3,88V2 
3,85V4 

3,893/4 
3,901/4 
3,91 
3,92 

3,911/4 
3,903/8 
3,95 

3,97 

3,993/4 
4,001/4 
3,911/4 

3,871/4 

3,73 

3,77 

3,733/4 

3,721/s 

3,703/4 
3,63 
3,58 
3,57 

3,59V2 
3,653/4 
3,66 
3,70 

3,72i/8 
3,701/8 
3,73V2 

3,715/3 

3,773/8 

3,85 

3,943/4 

3,923/4 

3,941/2 

3,941/s 
3,997/8 
3,993/s 

4,075/s 

4,10 

4,171/4 

4,20V2 

4,193/4 


5,93 
6,04 
6,53 
7,22 

7,03 
7,18 
7,27 
7,12 

7,22 
7,16 
6,96 
7,00 

7,091/2 

7,14 

7,59 

8,05 
8,51 
8,76 
8,40 

8,26 
7,90 
8,08 
7,98 
7,99 

7,96 
7,84 
7,74 
7,65 

7,75 

7,8472 
7,7672 
7,8072 

7,6272 
7,03 
7,13 
7,1272 

7,23 
7,2172 
7,34 
7,2672 

7,3972 
7,2672 
7,23 
7,07 

7,36 

7,69V4 
7,921/2 
8,00 
8,02 


6,22 
6,42 
6,88 
7,59 

7,50 
7,53 
7,65 
7,46 

7,57 
7,51 
7,26 
7,32 

7,41 
7,37 
7,62 

8,05 
8,51 
8,75 
8,39 

8,25 
7,89 
7,91 
7  95 
7,95 

7,82 
7,67 
7,53 
7,47 

7,43 
7,60 
7,60 
7,601/4 

7,49 
6,94 
7,13 
7,03 

7,09 
7,18 
7,22 
7,1172 

7,17 

6,96 
7,01 
6,831/2 

7,10 

7.3H/4 

7,6172 

7,68 

7,67 


15,40 
15,60 
15,70 
16,00 

16,05 
16,23 
16,58 
16,54 

16,70 
16,83 
16,98 
17,37 

17,32 
17,32 
17,45 

17,74 
17,91 
18,02 
17,80 

17,52 
16,80 
16,95 
16,18 
16,82 

16,80 
16,53 
16,45 
16,40 

16,53 
16,86 
16,94 
17,06 

17,09 
17,17 
17,27 
17,31 

17,73 
18,55 
18,15 
18,38 

18,62 
18,80 
18,75 
18,87 

19,12 
19,30 
19,40 
19,55 
19,52 


3,46 

1,39 

3,47 

1,4572 

3,54 

1,62 

3,73 

1,8072 

3,63 

1,60 

3,65 

1,68 

3,67 

1,68 

3,63 

1,59 

3,66 

1,6172 

3,681/2 

1,58V« 

3,95 

1,60 

4,09 

1,591/4 

4,36 

1,6174 

4,90 

1,59 

4,84 

1,52 

4,94 

1,5472 

5,51 

1,80 

5,57 

1,65 

5,32 

1,62 

5,23 

1,5472 

4,7772 

1,461/2 

5,02 

1,441/2 

4,75 

1,391/2 

4,89 

1,321/4 

4,82 

1,3374 

4,58 

1,323/4 

4,47 

1,30 

4,14 

1,24 

4,31 

1,23 

4,40 

1,23 

4,333/4 

1,2072 

4,303/4 

1,181/2 

4,38 

1,0272 

4,25 

0,913/4 

4,161/2 

0,93 

4,031/2 

0,823/4 

4,001/2 

0,82 

3,851/2 

0,703/4 

3,961/2 

0,673/4 

3,941/2 

0,55 

4,08 

0,473/4 

4,09 

0,36 

4,1772 

0,383/4 

4,12 

0,353/4 

4,37 

0,547/8 

4,4072 

0,503/4 

4,53 

0,52 

4,53 

0,581/4 

4,21 

0,54 

0,23 
0,22 
0,19 
0,3072 

0.271/2 
0,25 
0,25 
0,22 

0,22 
0,20 

0,271/2 

0,27 

0,291/2 

0,28 

0,28 
0,24 
0,26 
0,25 

0,24 

0,23 

0,211/2 

0,18 

0,1774 

0,1572 
0,14 
0,13 
0,12 

0,111/2 
0,121/2 
0,12 

0,113/4 

0,95 
0,89 
0,90 
0,60 

0.55 
0  521/4 
0,621/2 
0,521/2 

0,371/2 
0,371/2 
0,383A 
0,3772 

0,4272 

0,421/2 

0,40 

0,421/2 

0,40 


13,30 
13,30 
13,40 
13,95 

14,05 
14,10 
14,05 
13,90 

13,93 
14,00 
13,98 
14,01 

14,00 
13,92 
13,95 

13,98 
13,50 
13,68 
13,25 

13,15 
12,83 
13,15 
13,30 
12,90 

12,80 
12,88 
12,90 
12,70 

12,82 
12,95 
13,05 
13,07 

13,02 
13,05 
13,05 
13,04 

13,13 
13,34 
13,25 
13,29 

13,50 
14,12 
13,78 
13,78 

14,20 
14,26 
14,90 
14,95 
14,93 


32,00 
33,10 
33,25 
34,05 

34,03 
34,39 
34,53 
34,20 

34,35 
34,35 
34,47 
34,52 

34,72 
34,74 
35,07 

35,40 
35,88 
36,04 
34,90 

34,30 
32,86 
33,14 
33,05 
32,80 

36,25 
31,90 
31,39 
30,70 

30.55 
31,10 
31,06 
31,25 

31,70 
31,37 
31,76 
31,85 

32,30 
33,40 
34,05 
34,05 

34,65 
34,67 
35,20 
35,50 

35,70 
35,93 
36,40 

36,871/2 
36,871/2 
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Wechsel-  und  Effektenkurse. 

Wechselkurse  in  New  York  (Fortsetzung). 

Kopen- 

Chri- 

Stock- 

Athen 

Mon- 

Yoko- 

Hong- 

Shang- 

Cal- 

Buenos 

Rio  de 

Valpa- 

hagen 

stiania 

holm 

treal 

hama 

kong 

hai 

cutta 

Aires 

Janeiro 

raiso 

Cents 

Cents 

Cents 

Cents 

Cents 

Cents 

Cents  63.65 

Cents  82,96 

Cents 

Cents 

Cents 

Cent« 

26,50 

26,50 

26,50 

19,30  = 

=  1  Doli. 

49,85 

=  1  Mex. 

— lHaikwan 

32,4  = 

96,47 

32,42  = 

20,61= 

=  lKr. 

=  lKr. 

=  lKr. 

lDrachme 

par. 

=  lYen 

Doli. 

Tael 

1  Rup. 

=1  Peso 

IMilreis 

1  Peso 

16,17 

16,12 

20,70 

7,55 

85,50 

48,25 

57,50 

77,50 

27,50 

129,00 

14,75 

14,15 

17,60 

17,20 

21,45 

7,55 

87,121/2 

47,60 

55,00 

75,00 

27,40 

127,50 

16,00 

13,98 

19,20 

18,90 

21,50 

7,55 

87,50 

48,00 

55,90 

74,90 

27,50 

126,50 

15,25 

14,38 

20,00 

18,95 

22,05 

7,75 

90,00 

48,90 

54,50 

74,00 

28,00 

123,00 

15,50 

13,80 

19,25 

18,35 

21,95 

7,18 

89,25 

48,35 

51,00 

68,50 

27,00 

124,50 

15,25 

14,06 

18,65 

18,25 

22,30 

7,20 

88,25 

48,30 

49,50 

66,50 

27,05 

125,00 

15,00 

13,75 

18,30 

17,35 

22,45 

7,45 

86,87 

48,35 

48,60 

65,50 

26,65 

126,25 

16,00 

15,00 

18,15 

17,60 

22,40 

7,95 

87,50 

48,10 

48,40 

63,75 

24,65 

126,00 

15,70 

14,75 

17,40 

16,60 

22,30 

7,55 

87,75 

48,10 

45,25 

59,50 

24,85 

127,00 

15,50 

14,50 

17,35 

16,43 

22,45 

7,63 

87,75 

48,10 

44,50 

60,50 

24,90 

128,00 

14,50 

14,50 

17,40 

16,10 

23,25 

7,52 

88,00 

48,20 

— 

— 

— 

— 





18,15 

16,10 

23,40 

7,75 

88,75 

48,10 

47,95 

64,00 

25,70 

131,00 

14,20 

14,50 

18,15 

16,03 

23,65 

7,30 

89,50 

48,00 

47,80 

63,75 

25,40 

137,00 

13,50 

13,50 

18,10 

16,10 

23,78 

7,00 

88,24 

48,20 

49,35 

65,25 

25,60 

137,00 

13,75 

12,90 

18,10 

15,60 

23,25 

6,20 

89,10 

48,35 

50,75 

67,00 

25,80 

140,00 

13,30 

12,90 

18,17 

15,40 

23,56 

6,20 

90,00 

48,35 

52,00 

68,121/2 

26,121/2 

146,25 

13,00 

13,00 

18,23 

16,59 

23,67 

6,00 

99,62 

48,20 

50,60 

67,75 

26,00 

138,75 

13,30 

13,00 

18,19 

15,94 

23,70 

5,65 

89,70 

48,15 

49,25 

64,75 

25,45 

141,00 

14,00 

12,00 

17,98 

15,45 

23,21 

5,50 

89,50 

48,05 

49,50 

64,70 

24,871/2 

132,00 

— 

12,70 

17,72 

15,25 

23,05 

5,95 

89,00 

47,85 

49,20 

65,20 

24,80 

138,00 

13,30 

12,00 

17,07 

14,54 

22,06 

6,25 

89,37 

47,82 

48,95 

65,15 

24,62 

141,49 

12,50 

11,00 

17,10 

14,35 

22,35 

6,35 

89,121/2 

47,85 

49,20 

65,50 

24,55 

143,25 

12,25 

11,25 

17,01 

14,38 

22,35 

6,22 

87,75 

47,85 

49,40 

66,25 

24,45 

145,60 

11,15 

10,90 

16,80 

14,27 

22,10 

5,92 

87,871/2 

47,80 

49,40 

66,25 

23,90 

146,70 

10,85 

10,90 

16,65 

14,10 

21,78 

5,70 

88,00 

47,90 

49,40 

66,90 

23,45 

150,25 

10,35 

11,00 

15,95 

13,55 

21,12 

5,65 

87,62 

47,90 

49,60 

67,70 

23,20 

— 

10,45 

11,00 

15,11 

12,77 

20,54 

5,65 

88,50 

48,20 

49,50 

68,00 

23,32 

155,26 

10,45 

11,00 

15,12 

12,84 

20,45 

5,55 

88,99 

48,37 

49,50 

68,00 

23,00 

150,00 

10,45 

11,00 

15,35 

12,67 

20,40 

5,58 

89,25 

48,35 

50,37 

68,50 

23,10 

153,50 

12,40 

11,00 

15,78 

12,90 

20,90 

5,75 

90,25 

48,20 

50,25 

68,25 

23,70 

149,00 

11,80 

11,00 

16,40 

13,05 

21,41 

5,68 

89,99 

48,25 

50,90 

69,50 

25,30 

150,50 

11,95 

11,00 

17,16 

13,43 

21,80 

5,64 

90.12V2 

48,35 

50,70 

69,00 

26,00 

147,00 

11,55 

10,50 

17,72 

13,20 

21,65 

5,72 

103,75 

48,35 

51,50 

70,75 

26,121/2 

144,00 

12,25 

11.C0 

17,60 

12,86 

21,60 

5,45 

107,50 

48,20 

52,75 

72,75 

26,371/2 

143,75 

12,35 

11,50 

17,78 

12,62 

21,89 

5,05 

98,75 

47,871/2 

54,75 

76,50 

27,75 

145,50 

12,80 

11,75 

17,78 

12,30 

22,19 

4,85 

91,00 

47,56 

56,25 

80,00 

27,371/2 

139,00 

12,80 

10,75 

18,75 

12,03 

22,74 

4,35 

91,00 

47,50 

56,25 

78,00 

27,371/2 

135,50 

13,05 

11,50 

18,95 

12,15 

22,90 

4,40 

91,75 

47,371/2 

58,50 

81,00 

28,25 

138,50 

13,10 

11,50 

19,15 

12,94 

23,20 

4,55 

91,371/2 

47,621/2 

57,00 

79,50 

27,371/2 

137,00 

12,90 

11,00 

19,00 

13,20 

23,02 

4,55 

91,87 

47,95 

56,25 

78,75 

27,121/2 

137,00 

12,95 

11,50 

18,55 

13,60 

22,95 

4,30 

91,12 

47,95 

55,40 

79,25 

27,25 

136,00 

12,80 

11,75 

18,39 

14,20 

23,10 

4,27 

91,62 

47,95 

54,00 

76,20 

26,75 

135,50 

12,50 

11,50 

18,55 

14,45 

23,35 

4,23 

91,37 

48,00 

54,75 

76,50 

27,121/2 

134,50 

12,65 

11,00 

18,50 

14,20 

23,50 

4,12 

91,25 

48,00 

54,50 

76,50 

26,75 

134,75 

12,50 

11,00 

18,68 

14,25 

28,80 

4,15 

91,531/2 

48,00 

54,75 

77,50 

27,00 

136,75 

12,90 

11,00 

18,95 

14,50 

24,25 

4,18 

91,87i/2 

47,90 

53,75 

75,25 

26,95 

135,90 

12,70 

11,00 

19,33 

15,50 

24,63 

4,25 

92,95 

47,90 

54,60 

75,60 

27,60 

132,90 

12,80 

11,00 

20,35 

15,74 

25,03 

4,25 

93,50 

47,95 

55,25 

76,75 

27,90 

131,00 

12,75 

19,93 

15,93 

25,05 

4,25 

94,50 

47,90 

55,20 

75,70 

27,90 

132,40 

12,65 

%  Deutsche  Reichsanleihe 
°/o  Deutsche  Reichsanleihe 
l/a°/o  Deutsche  Reichsanleihe 
%  Deutsche  Reichsanleihe 
%  Schutzgebiets-Anleihe 
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31.  Dez. 
1913 


25.  Juli  1914 

(oder  kurz 

vorher) 


1.  Sept. 
1919 


Deutsche  Anleihen. 


97,90 
85,20 
76- 
96,90 


99,50 
85,90 
74,30 
96,25 


79,20 
70- 
64,90 
63,80 


31.  Dez. 
1919 


77,50 
64,40 
58,70 
60,20 
58,- 


31.  Dez. 
1920 


77,50 
66,20 
59,75 
65,75 
73- 


31.  Dez. 
1921 


99,75 
87,75 
72,75 
103,25 
106,- 


Fremde  Staatsanleihen. 


o/o  Argentinische  Eisenbahnen  1890 
%  Argentin.  inn.  Goldanleihe  1907 
o/o  Argentinische  Anleihe  1887 
/»%  Argentin.  Goldanleihe  1888 
osnische  Eisenbahn-Anleihe  1914 
osnische  Landes-Investition  1914 
o/o  Buenos  Aires  Provinz  1908 
/2%  Buenos  Aires  Provinz  1910 
/2%  Buenos  Aires  Provinz  1910 
i/o  Bulgar.  Goldanleihe  1892 
>/o  Chilenische  Anleihe  1911 
/2%  Chilenische  Anleihe  1889 
/a%  Chilenische  Anleihe  1906 
%  Chines.  Goldanleihe  1896 
>/o  Chines.  Hukuang-Anleihe  1911 
>/o  Chines.  Tientsin-Pukau-Anleihe 
Vo  Ägyptische  Anleihe  garant. 
/2%  Agypt.  priv.  Anleihe  1890 
Vo  Agypt.  unif.  Anleihe 
Vo  Griech.  Monopol-Anleihe  1887 
Vo  Griech.  Monopol  1881/84 
Vo  Griech.  Gold  PiräusLarissaAnl. 
>/o  Griech.  konsol.  Goldrente  1889 
Vo  Holländische  Anleihe  1896 
'2%  Japanische  Anleihe  1905 
Vo  Japan.  Anl.  Serie  1-25  1904/05 
/2°/o  Italiener 
In  Mexikaner  1899 
/o  Mexikaner  1904 
'2%  Norweg.  Staatsanleihe  1894 
/o  Norweg.  Staatsanleihe  1888 
s  %  Österr.  Staatschatzsch.  1914 
/oösterr.  üoldrente  (Uml.  1917) 
/o  österr.  Kronenrente  (Uml.  1917) 
2o/o  österr.   Silberrente  1000  G 
/o  Portug.  unif.  III.   äuß.   Schuld 

1902 
/o  Portugies.  III.  Spez. 
/o  Rumän.  Staatsschatzsch.  1903 
2%  Rumän.  Staatsrente  1913 
/o  Rumän.  Staatsrente  1890 
/o  Rumän.  Staatsrente  1908 
/o  Rumän.  Staatsrente 
/o  Rumän.  Staatsrente  1905 
/o  Russ.  konsol.  Anleihe  1880 
'/o  Russ.  Anleihe  1889 
2%  Russ.  Anleihe  1894 
/o  Russ.  Anleihe  1896 
/o  Russ.  Anleihe  1902 
2%  Russ.  Anleihe  1905 
/b  Russ.  Staatsrente 
k  Russ.  Prämienanleihe  1864 
/o  Russ.  Prämienanleihe  1866 
2O/0  Schwed.  Staatsanleihe  1880 
/o  Schwed.  Staatsanleihe  1880 
2%  Schwed.  Staatsrente  1904 


100,40 
99,70 

100,00 
97,25 


95,30 
85,- 
67,25 
101,80 
95- 
89,- 
89,70 
97,90 
92,25 
89,50 
86,- 
90,20 
98,50 
54,10 
58,25 
56,80 
46,80 
78,- 
90,10 
83,- 
97,90 
86,60 
72,25 
88,50 
75,- 


83,75 
86,30 

64,40 
9,70 
99,50 
91,25 
94,50 
85,25 
99,50 
85,40 
87,60 
87,75 
77,90 
72- 
90,20 
99,90 
92- 
520,- 
398- 
89,50 


I        72- 


99,10 
97,75 
98,90 

97,75 
97,75 
95,- 
80,75 
60,30 
101,75 
91,- 
90,20 
87,- 
98,50 
88,75 
85,- 


99,60 
(49,25) 
54,50 
52,50 
41,75 

90,- 
81,40 

85,50 
66,50 


94,50 
81- 
74,- 
75,- 

66,40 
9,30 
98,25 
89,25 
92,25 
83,50 
98,25 
83,75 
81,- 

75,75 
68,75 
82,75 
96,50 
(90,66) 
500,50 

(93,-) 
(73,-) 


85,- 
85,- 


94,25 


(380,-) 
(200,-) 


59- 
57,50 
38,- 
36,- 


130,- 
130- 


103,- 


260,- 
350,- 
400- 
270,- 
280,- 
230,- 
230,- 


200,- 

325- 

290- 

420- 

380,- 

48,- 

44,75 

28,50 

30,50 


72,50 
125,- 
126,- 
118,- 
109,- 

109,- 

70,- 

65,- 

65,- 

45,- 

51Vi6 

60,- 

51Vi6 

120,- 

100,- 

650,- 

375,- 

475,- 


90,- 
82,- 


580,- 


505,- 
475,- 
370,- 


490,- 


32,- 
46,75 
26,50 
28,75 


62,- 
156,- 
139,75 
138,— 
116,- 

118,50 


96,- 
75,- 


990,- 
1  100,- 
1025,- 

780,- 


2  300,- 
1800,- 


36,- 
101- 
34,- 
32- 


115,- 
152,50 
125,- 
127,- 
104,- 

110,- 
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31.  Dez. 
1913 


25.  Juli  1914 

(oder  kurz 

vorher) 


1.  Sept. 
1919 


31.  Dez. 
1919 


31.  Dez. 
1920 


4  o/o  Schweizer  Anleihe  1912 

3V2%  Schw.  Anl.  Bundesb.  Rente 

472%  Serbische  Goldanleihe 

40/0  Serbische  amort.  Rente  1895 

40/0  Spanische  Exterieurs 

4"/o  Türk.  Admin.  Anleihe 

40/0  Türk.  Bagdad-Anleihe   Serie  I 

4  0/0  Türk.  Bagdad-Anleihe  Serie  II 

40/0  Türk.  kons.  Anl.  1890 

40/0  Türk.  unif.  Anl.  1903  1 

40/0  Türk.  unif.  Anl.  1906  f 

40/0  Türk.  unif.  Anl.  1905 

40/0  Türk.  unif.  Anl.  1908 

40/0  Türk.  Zoll-Anl.  1911 

4o/0  Türk.  400  Frcs.  Lose 

472%  Ungar.  Staats-Rente 

4%  Ungar.  Goldrente 

40/0  Ungar.  Staatsrente  1910 

40/0  Ungar.  Kronenrente  10000  K 


österr.  -  Ungar.  Staats  -  Eisenbahn- 

Ges.,  Wien 
Südösterr.  Eisenbahn 
Baltimore  u.  Ohio  Railroad  Comp. 
Canad.  Pacific  Eisenb.-Ges. 
Pennsylvania  Railroad  Comp. 
Anatol.  Eisenb.-Ges.  Serie  1—2 
Anatol.  Eisenb.-Ges.  Serie  1—3  60% 
Italienische  Meridionalbahn 
Italien.  Mittelmeer-Eisenb.-Ges. 
Luxemb.  Prinz-Heinr.-Eisenb.-Ges. 
Orientalische  Eisenbahn 
Schantung  Eisenbahn-Gesellschaft 


Deutsch-Ostafrikan.  Gesellschaft 

Kamerun-Eisenbahn 

Neu-Guinea-Comp. 

Otavi  Minen  und  Eisenbahnen 

South-West-Africa 


Deutsch-Austral.  Dampfsch.-Ges. 
Hamburg-Amerikan.  Paketf.-A.-G. 
Hamb.  SUdamerik.  Dampfsch.-Ges. 
Norddeutscher  Lloyd 


Berl.  Handels-Gesellschaft 
Brasilianische  Bank  für  Deutschland 
Darmstädter  Bank 
Deutsch-Asiatische  Bank 
Deutsche  Bank 
Deutsche  Ubersee-Bank 
Disconto-Gesellschaft 
Dresdner  Bank 
Nationalbank  für  Deutschland 
österr.  Credit-Anstalt 
österr.  Länderbank 
Wiener  Bank-Verein 
Wiener  Union-Bank 


99,75 
90,50 
89- 
79,90 
92- 
78- 
79- 
76,75 
82,- 

85,60 

74,- 
74,40 
74,- 
170- 
90- 
84,25 
82,25 
82,40 


(102,10) 

81 - 
69,90 
(89,20) 
72,- 
75,75 
(74,-) 


68- 
68,- 
68- 
144,- 
82,50 
75,50 
74,10 
72,50 


97,25 
97,25 


57,50 
58,50 
57,- 

280,- 


40,50 


600,- 
600  — 


90,- 
150- 
150,- 

245,- 

77,- 
83- 
85- 
468- 
55,50 
66,25 
46,50 
35,30 


Fremde  Eisenbahnaktien. 


158,75 

21,75 

92,40 

212,80 

108,50 

115,- 

117, — 

108,75 

50- 

157,50 

201,25 

128,— 


155- 
89- 

81,75 
113,90 


Schiffahrts-Aktien. 


185,50 
133- 
166- 
116,90 


145,50 
108,50 
135,25 
92- 


155,50 
153,60 
116,10 
118,25 
248,- 
155,90 
186,- 
150,90 
116,90 
202,- 
135,- 
133,75 
154,- 


Bank-Aktien. 

142- 
155,50 
110,25 
114,- 
222,- 
147,40 
173,25 
139,- 
103,50 
179,- 


154,50 
102,- 
171,25 
103,- 


150,25 
148,- 
105,65 
135,75 
194,50 
160,25 
152,- 
126- 
98,50 
107,- 
(69,-) 
(65,50) 


90,- 
161,75 
129,75 

176,- 

82,75 
77,- 
91- 
495,50 
23- 
53,50 
22- 
23,50 


179,- 
124,- 
221,- 
125,1272 


326- 
194,37 
385,- 
197,25 


160- 

244,50 

266,- 

660,- 

121,— 

180,- 

352,50 

490,- 

265,- 

327,- 

315,- 

850,- 

179,- 

248,- 

149,- 

219,50 

124,- 

202,- 

109,50 

70,75 

107,- 

69,75 

72,8772 

47,50 

— 

42,- 

131,50 

(90,50) 

281,- 

150,87 

14,40 

19,50 

40,90 

— 

76,50 

(309,-) 

300,- 

500,- 

174,80 

(1170,-) 

1006,- 

707,- 

108- 

(580,-) 
(205,-) 

635,- 

1100- 

108- 

300,- 

109,- 

(169,75) 
(490,-) 

300,- 

_ 

(104,-) 

452,- 

— 

(43,50) 

(190,-) 

185,- 

— 

(131,-) 

312,50 

590,- 

405,- 

150,10 

292- 

450,- 

— 

109,- 

129,- 

639,- 

680,- 

0  n  1  a  1  -  W  e  1 

te. 

(150,-) 

122,75 

300,- 

235,- 

89,90 

(77,50) 

209,50 

141,25 

110,- 

205,- 

680- 

560,- 

68,- 

165,50 

528,75 

718,- 

88,- 

(484,-) 

487,- 

275- 
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31.  Dez. 
1913 


25.Julil914 

(oder  kurz  | 

vorher) 


1.  Sept. 
1919 


31.  Dez. 
1919 


31.  Dez. 
1920 


31.  Dez. 
1921 


Bergwerke  und  Hütten,  Westliche. 


chumer  Verein  f.  Bergb.(Gußst.) 
derus-Eisenwerke 
■Luxemb.Bergw.-u.Hütten-A.-G. 
senkirchener  Bergwerks-A.-G. 
rpener  Bergbau  A.-G. 
;hr.  Hütten-  u.  Bergw. -Verein 
5nix  A.-G.  f.  Bergb.  u.  H.-Betr. 
nbacher  Hüttenwerk,  Lothr. 
lberger  Zinkhütten 


208,10 
109,50 
130,75 
183,90 
172,50 

234,10 
148,80 
122,- 


199,15 
97,- 
107,10 
163,60 
163,- 
125,- 
211,75 
131,- 
100,- 


174,- 

234,50 

127,50 

206,- 

147,13 

214,87 

173,25 

303,25 

161,75 

238,- 

148,75 

230,- 

180,50 

298,- 

151,- 

205,- 

125,- 

249,- 

548,- 
740,- 
399,- 
393,- 
553,- 
463,- 

655,25 

351,50 
429,75 


995,- 
770,- 
840,- 
850,- 

1255  - 
699,- 

1020,- 
705,- 

1  105,- 


Bergwerke  und  Hütten,  Oberschlesische. 


henlohe-Werke  A.-G. 
■einigte  Königs-  und  Laurahütte 
erschles.  Eisenb.-Bedarf-A.-G. 
erschles.  Eisen-Industrie-A.-G. 
erschl.  Koksw.  u.  ehem. Fab.  A.-G. 


132,— 

152,- 

89,50 

62,50 

221,- 


95  — 
129^90 
71,50 
65,- 
200,50 


104,50 
148,- 
124,25 
142,50 
189,- 


138, 
185, 
159, 
168, 
282, 


326,- 
392,- 
337,- 
319,75 
520,- 


750,- 
785,- 
820,- 
849,75 
1  670,- 


j  Bergbau-A.-G. 
in.  A.-G.  für  Braunk.-Bergbau 
Riebecksche  Montanwerke  A.-G. 
srschen-Weißenfelser  Braunk. 


Braunkohlen. 


475,25 
177,- 
188,75 
204,- 


447,- 
205,25 
160,50 


296,- 
299,- 
182,75 


420,- 
441,- 
268,50 
140,- 


499,50 
633,- 
470,- 
343,- 


1220,- 
1200,- 
1  195,- 
1660,- 


iwerke  Aschersleben 
G.  Deutsche  Kaliwerke 


148,- 
126,- 


Kali  werke. 

I       130-      | 
115,-- 


164,50 
179,75 


229- 
235,- 


430,- 
455,- 


750,- 
1040,- 


itsche  Erdöl-A.-G. 

aua  Romana  A.-G.  f.  Petrol.-W. 


256,25 
147,20 


Petroleum. 

I       145,-      I 
137,- 


290,- 
(1075,-) 


515,- 
950,- 


2  690,- 
1825,- 


2001,- 


Metall-Industrie. 


utsche  Waffen-  u.  Munitionsfab. 
seh,  Kupfer-  u.  Messingw.A.-G. 
Iwig  Löwe  <S  Co.,  A.-G. 
nnesmannröhren-Werke 


schinenfab.  Augsb.-Nürnb.  A.-G. 
lin-Anhalt.  Maschinenbau-A.-G. 
•1.  Maschinenb.  vorm.  Schwartzk. 
imler  Motoren-Gesellschaft 
rtmann,  Sachs.  Maschinenfabr. 
schinenbauanstalt  „Humboldt" 
jnstein  &  Koppel  A.-G. 


569,75 

299,10 

197,- 

234,75 

127,- 

122,25 

221,75 

268,- 

325- 

278,- 

208- 

270,- 

217,75 

i 

187,- 

Uaschinen 

97,75 

208,- 

238- 

_ 

168,25 

209,- 

122,50 

125,- 

137,25 

165- 

234,- 

239,50 

189,- 

234,50 

315,- 

333- 

199- 

262,50 

130,- 

110,75 

158,75 

179,50 

110,40 

107,50 

129,40 

131,25 

166,50 

127,- 

170,50 

234,75 

566- 
448,50 
497,50 
595,- 


454,50 
330,75 
442,- 
294,75 
357,50 
263,25 
535,- 


1395,- 
750,- 
861,- 

1275,- 


1340- 
675,- 

1490,- 
549,75 
875,- 
650,- 
870,- 


Ican-Werke  Stettin 
G.  Weser 


111,75 
62,- 


Schiffswerften. 

115- 
62,- 


152,75 
178,- 


198,- 
203,- 


315, 
282, 


]     1  194,- 
606- 


ke-Hofmann-Werke 


Waggonfabriken. 
296-      |     (260,25)     |      263- 


380,-      !       475,- 


1045,- 
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31.  Dez. 
1913 


25.  Juli  1914 

(oder  kurz 

vorher) 


1.  Sept. 
1919 


31.  Dez. 
1919 


31.  Dez. 
1920 


31.  Dez. 
1921 


Accumulatoren-Fabrik 
Allgemeine  Elektrizitäts-Gesellsch. 
Bergmann  Elektrizitäts  -  Gesellsch. 
Siemens  &  Halske 
Deutsch-Atlant.  Telegr.-Ges. 
Deutsch-Niederl.  Telegr.-Ges. 
Deutsch-Südamerik.  Telegr.-Ges. 
Deutsch-Übersee-Elektr.Treuh.-G. 


A.-G.  für  Anilin-Fabrikation 
Badische  Anilin-  und  Soda-Fabrik 
Elberf.  Farbenf.  vorm.  Fr.  Bayer 
Höchster  Farbw.  vorm.  Meister,  L.u.B. 
Verein.  Cöln-Rottw.  Pulvertabr. 
Dynamit  A.-G.  Nobel  u.  Co. 


Elektrizitäts-Gesellschaften. 

337,- 

255,- 

228,75 

335- 

440,- 

840,- 

234,80 

219,75 

167,90 

245,- 

332,- 

733,371 

125,50 

97,- 

130,25 

173,— 

360,- 

790,- 

218- 

194,25 

163,25 

271,- 

350- 

800,- 

120,50 

117,50 

91,- 

135,- 

256- 

877,- 

119,50 

108,- 

102,50 

225- 

280,- 

615,- 

110,25 

108,- 

90,- 

173,- 

249,75 

802,- 

166- 

150,- 

246- 

712,50 

915- 

— 

Chemische  Fab 

ri  ken. 

456,50 

319,75 

232,50 

249,75 

446- 

600,- 

558,50 

494- 

330,- 

380,- 

570,- 

640,- 

550,60 

500,- 

289,50 

275,- 

480,- 

625,- 

612,- 

415,- 

289,- 

243,- 

459,50 

616,- 

324,- 

(312,-) 

179,75 

223,50 

399- 

903- 

172,60 

153,50 

148,50 

163- 

372,- 

720- 

Effektenkurse  in  Amsterdam. 


30.  Dez. 

31.  Dez. 

31.  Dez. 

31.  Dez. 

bzw.  letzter 

bzw.  letzter 

bzw.  letzter 

bzw.  letzter 

Jahreskurs 

Jahreskurs 

Jahreskurs 

Jahreskurs 

1918 

1919 

1920 

1921 

Ned.  Ind.  Esc.  Mij. 
Ned.  Ind.  Hand.  Bk. 

132V2 

143l/2 

129 

1248/8 

1983/4 

284Vs 

216 

91 

Ned.  Bank 

1793/4 

198 

1943/4 

199 

Ned.  Handel  Mij. 

174V* 

218 

193 

132 

Rotterd.  Bankver. 

138 

143l/2 

126V2 

10774 

Bodjong  Suikerfabriek 

1223/4 

332 

21772 

11772 

Borneo  Sum.  H.  Mij. 

122 

137V* 

104l/4 

9774 

Cult.  Mij.  d.  Vorstl. 

143Vs 

285V8 

25272 

133V8 

Cult.  Mij.  d.  Vorstl.  Pref. 

185 

320 

270 

1723/4 

Cult.  Mij.  d.  Vorstl.  Winstdl. 

120 

278 

243 

113,90 

Handv.  Amsterd.  Aand. 

3853/4 

6263/4 

5711/2 

333V2 

Handv.  Amsterd.  Obl.  5<>/0 

99% 

9872 

97 

9772 

Handelsver.  Java  Aand. 

104 

— 

9674 

37 

Insulinde  Cultur  Ind. 

133 

150 

83 

50 

Int.  Cr.  u.  H.  V.  Rotterd. 

219 

290 

228 

1423/4 

Javasche  Cultuur  Mij. 
Kalibagor  Mij.  Suikerfabriek 

340 

533 

44972 

27272 

346 

620 

425 

205 

Linde  Teves  en  Stockvis. 

210 

196 

132 

8272 

Pagottan  Cult.  Mij. 

214 

455 

309 

138 

Panggoongredjo  Cult.  Mij. 
Poerworedjo  Suikerond. 

310 

446V2 

420 

15172 

86 

181V4 

17472 

76 

Preanger  Regentschap. 

82 

1153/4 

76 

57 

Suiker-Cult.  Mij. 

160 

348V4 

228 

14172 

Guyana  Goud  PI.  Mij.  Gew. 

23 

72 

343/4 

12 

Ketahoen  Mijnb.  Mij.  Gew.  Prefs 

6'A 

— 

— 

— 

Oost  Borneo  Mij.  Prefs 

85'A 

36 

88 

60 

Paleleh  Mijnb.  Mij.  traad 

14 

15Vs 

81/2 

374 

Redj.  Leb.  Mijnb.  Mij. 
Singkep.  Tin  Mij. 

92 

88V2 

3074 

48 

223 

264 

200 

104 
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30.  Dez. 

31.  Dez. 

31.  Dez. 

31.  Dez. 

bzw.  letzter 

bzw.  letzter 

bzw.  letzter 

bzw.  letzter 

Jahreskurs 

Jahreskurs 

Jahreskurs 

Jahreskurs 

1918 

1919 

1920 

1921 

Bataafsche  Petrol.  Oblig. 

lOOVie 

99'Vte 

97V« 

99^/16 

Dordtsche  Petrol.  Ind.  Mij.  Qew. 

316 

5943/4 

57672 

386 

Gecons.  Holl.  Petrol. 

230V2 

2817a 

212 

13874 

Int.  Rum.  Petrol.  Mij. 

— 

— 

Kon.  M.  A.  E.  Petr.  br.  Aand 

484 

8013/4 

63072 

41P/2 

Moeara  Enim 

377 

72772 

59072 

326 

Perlak  Petrol.  Mij. 

WVa 

557a 

52 

6572 

Zuid-Perlak  Petr. 

93 

150 



North  Caucasian  Oilfields 

300V2 

— 



Petrol.  Mij.  Orion 

8174 

71 

583/4 



Russ.  Petr.  Co. 

19 

— 

110 



Steaua  Romana 

163V2 

145 

155 

44 

Amsterdam  Rubber  C.V.A. 

189l/2 

245 

131 

107 

Deli  Batavia  Rubber  Mij. 

155 

15672 

110 

7772 

Indische  Rubber  Co. 

1413/4 

19772 

122 

12772 

Kol.  Rubber  Cult.  Mij. 

887i 

124 

76 

5374 

Ned.  Rubber  Mij.  Gew. 

109 

11972 

627> 

633/4 

Oost-Java  Rubber  Mij. 

230 

330 

19472 

170 

Preanger  Rubber  Mij. 

113 

112 

71 

437j 

Rotterdam  Tapanoeh 

119 

138 

85 

28 

Serbadj.  Sum.  R.  C.  Mij. 

26172 

380 

201 

225 

Sumatra  Rubber  C.  Mij. 
Dolok  Rubber  Est.  C.  V. 

155 

268 

131 

1217» 

100 

203 

— 

Intercont.  Rubber  C.  V. 

1572 

1674 

m 

73/4 

Holl.  Amerika  Lijn.  Aand. 

3987* 

481 

265 

161V4 

Holl.  Gulf  St.  Mij. 

270 

284 

185 

Kon.  Holl.  Lloyd 

17574 

184 

10272 

27Vs 

Kon.  Ned.  St.  Mij. 

235 

24472 

142 

9072 

Ned.  Scheepv.  Unie  Aand. 

2543/8 

297 

17374 

109 

Rotterdamsche  Lloyd 

285 

— 

171 

138 

Stoomv.  Mij.  Nederland 

28672 

30872 

202 

16272 

Java  China  Japan  Lijn 
Holl.  Stoomboot  Mij. 

30972 

36772 

175 

1107a 

203 

3323/4 

— 

50V2 

Amsterdam  Deli  Cert. 

247 

245 

850 

300 

Amsterdam  Lank.  Cie.  Gew. 

189 

287 

— 

— 

Amsterdam  Lank.  Cie.  Pref. 

250 

249 

— 



Deli  Batavia  Mij.  Aand. 

483 

307 

438 

315 

Deli  Cultuur  Mij. 

I8IV2 

190 

265 

_ 

Deli  MiL 

Medan  Tabak  Mij. 

51272 

44372 

499 

2671,2 

21672 

235 

302 

271,2 

Rotterdam  Deli  Mij. 

275 

240 

197 

bO 

Besoeki  Tabak 

16572 

164 

— 



Senembah  Mij. 

463 

440 

630 

378 

Alg.  Ned.  Ind.  Tee  Cult. 

8974 

95 

51 

5174 

Anist.  Tee  Cult.  Mij. 

6172 

68 

38 

63/4 

Rongga  Landb.  Mij. 

11074 

114 

60 

7574 

West  Java  Tee  Cult.  Mij. 

6872 

92 

72 

30 
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Amtliche  Schätzungswerte 

25.  Juli 

31.  Dez. 

31.  Dez. 

31.  Dez. 

31.  Dez. 

1914 

1918 

1919 

1920 

1921 

4  o/o  Mairente 

78,60 

75- 

88 

98 

125 

4  %  Österr.  Kronenrente 

79,- 

75,- 

— 

97 

125 

4%       ,,       Goldrente 

98,50 

118,50 

— 

185 

1600 

4%  Ung.  Kronenrente 

76,50 

76,25 

105V2 

205 

1650 

4  %     „     Goldrente 

91,- 

136,- 

— 

— 

— 

4  o/0  Öst.-Ung.  Bh.  Pfandbriefe 

91,20 

100,- 

— 

— 

445 

4  o/0  Wiener  Stadtanleihe 

81,25-83,55 

85-90 

— 

93 

100,50 

2,6  o/o  Südbahnpapier 
Anglo  österr.  Bank 

222,- 

290,50 

— 

— 

16  500 

318,50 

— 

— 

1  185 

18  500 

Ungarische  Agrarbank 

450,- 

660,- 

— 

— 

— 

Wiener  Bankverein 

484,50 

442- 

— 

1212 

8  275 

Ungarische  Bank-  u.  Handels- 

Gesellschaft 

437,50 

666,- 

— 

— 

— 

Österr.  Creditanstalt 

581,50 

602,- 

1225 

1355 

11860 

Ungar.  Creditanstalt 

735,50 

806- 

1395 

2  260 

19  250 

österr.  Länderbank 

459,50 

443,- 

1305 

1870 

25  350 

Ungarische  Hypothekenbank 

352- 

378,- 

— 

— 

3  150 

Wiener  Unionbank 

534,50 

— 

— 

3  415 

6  375 

Zivnostenska  Banka 

255,50 

524,- 

— 

16  500 

34  090 

Adria 

515,- 

— 

— 

5  490 

66  000 

Buschtehrader  {  fj|-  g 

1965,- 
760,- 

798,- 

2  390 

2  993 
14  990 

80  000 
32  000 

Donau     Dampfschiffahrts  -  Ge- 

sellschaft 

958,- 

1500- 

10  300 

38  300 

176500 

Lloyd 

494,- 

2  065- 

— 

— 

— 

Staatsbahn 

626,50 

798,- 

4  239 

5280 

40  680 

Südbahn 

71,40 

99,- 

573 

2985 

13950 

Nobel  Dynamit 

1440,- 

— 

— 

17  400 

152  000 

A.  E.  G.  Union 

472- 

715,- 

— 

2330 

10  800 

Siemens-Schuckert 

216,- 

442,- 

1050 

2  349 

15  000 

Alpine  Montan 

721,50 

790,50 

3  545 

6  266 

61000 

Österreich.  Berg-  und  Hütten- 

Gesellschaft 

1092,- 

1  520- 

9  700 

— 

— 

Krupp.  Stammaktien 

— 

618,- 

1444 

1850 

30  700 

Salgo-Tarjäner 

600,- 

870,- 

3  820 

10  040 

53  800 

Ungar.    Allg.    Kohlenbergbau- 

Gesellschaft 

925- 

— 

1495 

13  000 

102  000 

Daimler  Motoren 

— 

575- 

1775 

1450 

8900 

Skodawerke 

614,50 

645,- 

1380 

3585 

42  905 

„Leykam"  Papierfabrik 
Galiz.    Karpathen    Petroleum- 

223- 

430,- 

— 

7900 

25  675 

Gesellschaft 

673- 

1440- 

10  200 

20  870 

118  500 

Poldihütte 

540,- 

923,- 

— 

4  778 

36  900 

Prager  Eisen 

2042,- 

2  290- 

— 

14  900 

110  000 

Rimamuräny 

539,50 

828,50 

7500 

4300 

29  050 

Waffenfabrik 

727,- 

860,- 

4  654 

3300 

10  000 

Brüxer  Kohlenbergbau -Gesell- 

schaft 

717- 

1  610,- 

— 

11030 

69  000 

Gran-Szäszvärer  Kohlen 

377,- 

— 

— 

4800 

45  000 

„Galicia"  Naphtha-Ges. 

233- 

999,- 

1300 

31  125 

— 

„Schodnica" 

337- 

943,- 

— 

21900 

79  000 

Teppichfabrik  Haas 

121,- 

— 

— 

2200 

15  500 

Schoeller  Zucker 

462,- 

1050,- 

4800 

12  600 

120  000 

Goetz  Holz 

400,- 

— 

— 

— 

— 

Böhmische  Zuckerfabrik 

251,- 

1  174- 

— 

— 

— 

„Semperit"  Gummi 
Türkische  Tabakregie 

220- 

680- 

2000 

— 

36100 

345,- 

943,- 

International-vergleichende  Statistik. 
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Effektenkurse  in  London. 


Effekten 


27.  Juli 
1914 


31. Dez. 
1917 


31. Dez. 
1918 


31. Dez. 
1919 


31. Dez. 
1920 


30.Dez. 
1921 


Konsols 

3Va%  Englische  Kriegsanleihe  1914 

(1925-1928) 
41/2%  Englische  Kriegsanleihe  1915 

(1925-1945) 
50/0  Kriegsanleihe  (1929-1947) 
40/0  Kriegsanleihe  (1929-1942) 
3%  Indische  Anleihe 
31/2%  Indische  Anleihe 
5"/o  Argentinier  1886 
40/0  Argentinier  1900 
40/0  Brasilianer  1889 
5%  Brasilianer  Funding 
4o/0  Brasilianer  1911 
31/2%  Buenos  Aires  Provinz 
50/0  Buenos  Aires  1910 
6%  Bulgaren 
41/2%  Chilenen  1886 
50/0  Chilenen  1910 
50/0  Chinesen  1896 
41/2%  Chinesen  1898 
50/0  Chinesen  1912 
50/0  Chinesen  1913 
30/q  Columbische  Anleihe 
Unifizierte  Ägyptische  Anleihe 
3%  Französische  Renten 
5%  Französische  Kriegsanleihe 
30/0  Deutsche  Reichsanleihe 
Griechische  Monopolanleihe 
4%  Griechische  Renten 
5%  Griechische  Anleihe  1914 
50/0  Guatemala-Anleihe 
Honduras-Anleihe 
31/2%  Italienische  Rente 
30/0  Japaner  1899 
41/2%  Japaner  (I.  Reihe)  1905 
50/0  Japaner  1907 
50/0  Mexikaner  1899 
40/0  Österreichische  Renten 
41/2%  Ungarische  Rente  1914 
Peruvian  Corporation  Ord. 
Peruvian  Corporation  Pref. 
Peruvian  Corporation  Deb. 
30/0  Portugiesen 
40/0  Russische  Anleihe  1899 
41/2%  Russische  Anleihe  1909 
50/0  Russische  Anleihe  1906 
4"/o  Spanische  Anleihen 
40/0  Unifizierte  Türkische  Anleihe 
3V2  %  Uruguav-Anleihe 
5  0/0  Uruguay-Anleihe  1896 
3%  Venezuela-Diplomt.  Schuld. 

Eng 
Caledonian  Def. 
Glasgow  and  S.-W.  Def. 
Great  Central,  Pref. 
Great  Northern  Def. 
Great  Eastern 
Great  Western  Ord. 
Hüll  and  Barnsley 
London  Brighton  Def. 
London  Chatham  Ord. 
London  and  North  Western 
London  and  South  Western  Def. 
Metropolitan 
Metropolitan  District 
Midland  Def. 
North  British  Def. 
North  Eastern 
South  Eastern  Def. 


Anleihen. 

74Vs 

541/4 

591/4 

51 

443/4 

— 

85 

88V4 

86 

8372 

- 

99V2 

991/2 

84 

76% 

_ 

9313/i6 

941/2 

911/2 

82IVie 

— 

1001/2 

IOII/2 

1003/4 

913/4 

75V8 

— 

6OV4 

52 

4774 

89V4 

— 

7074 

61 1/2 

5474 

92 

981/2 

98 

9OV2 

86 

78V2 

67V4 

7872 

571/2 

5072 

701/2 

565/g 

62 

491/2 

36 

98V2 

811/2 

98 

77 

51 

80 

573/4 

66 

581/2 

4574 

— 

— 

551/4 

48 

40 

92 

— 

94 

641/2 

— 

1     98 

703/4 

— 

521/2 

3972 

911/2 

95 

93 

79 

77 

94 

80 

851/2 

73 

63 

101 

92 

95 

86 

7872 

92 

841/a 

85 

73 

6072 

873/4 

83 

85 

70 

57 

88 

82V4 

85 

691/2 

65 

501/4 

503/4 

60 

58 

52 

983/4 

84 

88V2 

731/2 

59 

77V2 

541/2 

— 

3772 

32 

— 

771/4 

86 

62 

4OV2 

731/2 

47 

46 

— 

53/4 

49 

52 

61 

50 

34'/2 

441/2 

— 

— 

4172 

34V2 

90 

74 

— 

6272 

41 

48 

43 

48 

— 

— 

71/2 

— 

13 

11 

— 

94 

5572 

71 

43V2 

21 

741/4 

72 

73 

61 

47 

93V2 

983/s 

96 

102 

10872 

981/a 

903/8 

92 

79 

62 

86 

59 

76 

4672 

55 

— 

4072 

— 

— 

— 

731/2 

471/8 

481/4 

— 

— 

43/4 

572 

53/4 

874 

4 

311/2 

25 

283/4 

3572 

18 

98 

881/2 

93 

85 

76 

631/2 

57 

57 

44 

2172 

82 

413/4 

43 

25 

7 

94 

45V4 

50 

2972 

— 

98 

53 

6OV2 

35 

16 

86 

107 

901/2 

10572 

76 

79 

— 

67 

39 

26i/4 

6872 

731/4 

— 

637s 

5472 

98'/2 

74 

94 

100 

— 

55 

573/4 

6P/2 

57 

4972 

lische   Eisenbahnen. 


1374 

9 

12Vs 

11 72 

75/8     I 

39 

265/16 

34 

31 

19 

2172 

123/4 

1974 

1772 

93/4 

47 

3674 

423/4 

40Va 

2872 

45V2 

353/4 

4174 

3772 

303/4 

1123/4 

85 

9272 

93 

7574 

5774 

427/s 

52 

57V2 

46 

7772 

591/2 

66 

6072 

433/4 

113/4 

83/4 

125/g 

117s 

61/8 

I243/4 

92 

9972 

9672 

7574 

31 

243/4 

3072 

28 

2172 

37 

22 

3172 

26 

20 

22 

1572 

26 

2172 

1572 

673/4 

571/2 

623/4 

60 

463/4 

33/4 

131/2 

433/4 

40 

1172 

11972 

97 

10274 

97V2 

7772 

36 

29 

393/4 

26 

26 

50i/8 

911/8 

831/2 
923/g 

963/4 
5174 

58 
59 
50 
65 


3472 
76 


72 
55 

6172 

42 
31/4 
3372 
33i/2 

40 

2272 
64 
105V2 

59 


21/2 
16 
77 
23 
11 

1472 
7272 

163/4 


56 

61/4 
17 

8S/4 
24 
27 
74 
38 
381..  2 

53/4 
71 

18'-,  •> 
27 
22 
44 
10 
72 
23 
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Effektenkurse  in  London. 


Effekten 


31. Dez. 
1917 


31.  Dez. 
1918 


31. Dez. 
1919 


31. Dez. 
1920 


30.Dez. 
1921 


Fremde   Eisenbahnen. 


Antofagasta  Def. 

Brazil  Kailway  Co. 

Buenos  Aires  and  Pacific 

Buenos  Aires  Great  Southern  Ord. 

Buenos  Aires  Western  Ord. 

Canadian  Pacific 

Central  Argentine  Ord. 

Cordoba  Central  Deb. 

Costa  Rica 

Grand  Trunk  of  Canada  Ord. 

Grand  Trunk  4<Vb  Guar. 

Grand  Trunk  Ist  Pref. 

Grand  Trunk  2nd  Pref. 

Grand  Trunk  3rd  Pref. 

Guayaquil  and  Quito  Ist  Mortgage 

Leopoldina  Ord. 

Mexican  Ord. 

Mexican  Ist  Pref. 

Mexican  2nd  Pref. 

Ottoman 

San  Paulo 

United  of  Havana  Ord. 


153 

130 

133 

12072 

631/2 

21 

6 

1274 

47a 

17a 

55V2 

39 

5872 

70 

457a 

10572 

72 

713/4 

7972 

64 

10672 

7072 

733/4 

8572 

63 

176 

160 

17672 

170 

1617a 

9572 

59 

66 

71 

553A 

85 

58 

613/4 

59 

50 

407a 

2572 

29 

23 

I8V2 

123A 

W/16 

113/4 

874 

43/4 

80 

501/2 

5572 

587a 

587a 

9072 

5272 

64 

50 

42 

7372 

443/4 

52 

40 

33 

30 

21 

25V4 

19 

127a 

51 

30 

40 

47 

2572 

51 

37 

4172 

44 

26 

33 

1672 

22 

19 

17 

104 

48 

64 

47 

40 

65 

27 

417a 

27 

267a 

18 

83/4 

16 

127a 

7 

230 

18172 

190 

178 

1247a 

79 

74 

81 

90 

62Vo 

Amerikanische   Eisenbahnen. 


Atchison 

Baltimore  and  Ohio 

Chesapeake  and  Ohio 

Chicago-Milwaukee 

Denver 

Erie 

Illinois  Central 

Louisville 

Missouri-Kansas 

New  York  Central 

New  York  Ontario 

Northern  Pacific 

Norfolk  and  Western 

Pennsylvania 

Reading 

Southern  Pacific 

Union  Pacific 

Bank  of  England 

Anglo  Egyptian 

Anglo  South  American 

Barclay  B. 

Capital  and  Counties 

Chartered  of  India 

Hongkong  and  Shanghai 

Imperial  Bank  of  Persia 

Lloyds 

London  and  Brazilian 

London  and  Provincial 

London  and  River  Plate 

London  and  South  Western 

London  County  and  Westm. 

London  Joint  Stock 

National  of  South  Africa 

Parr's 

Union  and  Smiths' 

Standard  of  South  Africa 

Eisen' 
Armstrongs 
Babcock  and  Wilcox 
Birmingham  Small  Arms 
Bolkow  Vaughan 
British  Westinghouse  Pref. 
Cammel  Laird 
Guest  Keen  Ord. 
Mond  Nickel 
Otis  Steel 
South  Durham  Steel 


963/4 

— 

— 

107 

115 

787a 

— 

— 

41 

49 

45 

51Va 

59 

72 

83 

96 

— 

— 

40 

47a 

9 

87a 

487a 

2 

237a 

203/4 

23 

9 

197a 

112 

— 

— 

17 

120 

138 

— 

— 

14372 

140 

1074 

71/2 

874 

12 

47a 

8472 

— 

— 

89 

102 

1972 

22i/a 

25 

22 

24 

107 

— 

— 

104 

113 

10572 

— 

— 

1257a 

138 

557a 

— 

— 

52 

55 

817a 

— 

— 

98 

116 

94 

— 

— 

1327a 

139 

155 

— 

— 

159 

165 

Banken. 


und  Maschinengesellschaften. 


251 

_ 

22372 

1937a 

1647a 

12 

— 

17 

167a 

25/s 

8 

73/8 

1074 

11 

874 

147s 

215/16 

372 

33/4 

2732 

31 

— 

— 

— 

40 

65 



89 

83 

137a 

84 

84 

102 

123 

109 

73/4 

— 

83/4 

107a 

167a 

2974 

25 

26 

27 

437a 

31 

231/4 

2872 

2572 

2174 

19 

— 

— 

— 

— 

49 

35i/2 

— 

— 

— 

143/4 

131/8 

— 

— 

— 

21 

15 

1974 

1674 

133/8 

27 

24Vs 

2674 

63/8 

1274 

13 

147a 

13 

103/8 

413/4 

29 

— 

— 

— 

337a 

27 

— 

— 

— 

11 74 

10U/16 

147a 

1372 

974 

40 

40/9 

38/3 

34/0 

18/3 

23/4 

31/4 

35/8 

33/i6 

23/16 

2 

15/16 

113/16 

17a 

3/4 

21/9 

27/6 

26/0 

— 

34/ 

— 

50 

— 

— 

4 

63/4 

67/8 

13/8 

— 

33/8 

4Vs 

5 

15/8 

13/4 

3^/8 

— 

3»/m 

3 

— 

91 

1657a 

170 

229 

— 

24/6 

38/0 

61/3 

62/6 

45/0 

4272 

36V2 
57i/2 
551/2 
143 
53 

411/2 

14 

13/4 

65 

181/2 

872 
4 

25 
13 

3372 
24 
4 
111 

44 

109 
41 
65 
2272 

12 

115 

128 

1 

88 

25 

91 
II41/2 

39 

8572 

93 
149 

18772 


25/is 

153/4 
981/2 
43/4 
51 

2P/2 


151/16 

71/8 
11 


117s 
15/0 

215/16 

3/8 

10/0 

5/8 


35/0 
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Effektenkurse  in  London. 


Effekten 


31. Dez.    30.Dez. 
1920         1921 


Thornycroft  Ord. 
Vickers 

Cunard 

Furness  Withy 
Khedivial  Mail 
Leyland  Pref. 
P.  and  O.  Def. 
Prince  Line 
Royal  Mail 

Anglo  American  A 
Direct  United  States 
Eastern 
Marconi  Ord. 
Marconi  Pref. 
Marconi  American 
Marconi  Marine 
Western 

Anglo-Egyptian  B 

Anglo-Maikop 

Anglo-Persian  Pref. 

Baku 

British  Burmah 

Burmah 

Eagle  Oil  Transport  Pref. 

Kern  River 

Lobitos 

Mexican  Eagle  Ord. 

Mexican  Eagle  Pref. 

North  Caucasian 

Roumanian  Cons. 

Royal  Dutch 

Russian  Petroleum 

„Shell"  Transport 

Spies 

Ural  Caspian 

Cons.  Gold  Fields 

Gen.  Mining  and  Finänce 

Goerz 

Modderfontein  (£  4) 

Rand  Mines  (5) 

De  Beers  Def.  (£  210) 

De  Beers  Pref.  (210) 

Premier  Pref.  (210) 

Premier  Def.  (5) 

Globe  and  Phoenix  (5) 

G.  Fields  Rhod.  Def. 

Golden  Horses-Shoe  (£  5) 

Ivanhoe  (£  5) 

Lake  View  and  Oroya  (10) 

Amalgamated  Zinc 

Brit.  Broken  Hill 

Sulphide  Corp.  (15) 

Zinc  Corporation  (10) 

Anaconda  (£  10) 

Cape  Copper  (£  2) 

Mount  Lyell 

Mount  Morgan 

Rio  Tinto  (£  5) 

Spassky  Copper 

Kyshtim  Corporation 

Lena  Goldfields 

Russo  Asiatic 

Mysore  (10) 

Nundydroog  (10) 

Ooregum  (10) 

Nigeria  Tin  Corp. 

Naraguta 

Tanganyika 


10/0  39/6  28/0  25/0 

35/3  42/7J/2  I     41/6  33/0 

Schiffahrtsgesellschaften. 


Telegraphengeseils 


23 

233/8 

23'A 

22V< 

153/4 

63/4 

6^/8 

6 

43A 

51/2 

130 

14072 

157V2 

192 

152V2 

1% 

3Vs 

43/4 

4Vie 

23/16 

19/16 

25/8 

37/8 

33/4 

21'/16 

106 

25/0 

30/6 

30/6 

— 

V/4 

219/32 

3V2 

23/4 

UVlG 

13V2 

I6V4 

I6V2 

17 

143/4 

Petroleum  g 

S/4 
15/32 

4/ 

4/3 

4 

41I/32 

7/ 

17/16 

13/4 
127/32 
13/4 
13/16 
43V2 

3/6 

4Vie 

15/6 

1V2 

Minenges 


esellsc 
Wh 

V32 
P/4 
V9 

11/3 

772 
53/16 

19/32 

25/32 

3Vl6 

33/l6 

*/M 

7/l6 

51 
1/3 

517/32 

7/3 

»/* 

ellscha 


chatten 

23'/4 
6 

157V2 
43/4 
37/8 
30/6 
3V2 
1672 
haften 

22'/32 
3/8 
l9/32 

5/0 
14/0 

77/8 
53/4 
15/0 

2*3/l6 

474 

474 

17/32 


2  1 
672 
11/0 

19/16 

ften. 


Corp. 


18/3 
15/3 


29V6 

79/9 

100 

65 

19/5 

26/6 

60/0 

71/3 

57/6 

21/9 

11/3 

34/0 

91/10 

115/0 

— 

8 

— 

— 

774 

— 

290 

330 

42472 

575 

350 

8772 

85 

— 

65 

— 

121l/2 

143 

185 

100      1 

13732 

17/16 

125/32 

17/8 

15/l6 

3/6 

5/3 

7,0 

8/0 

4/0 

13/32 

23/32 

— 

— 

— 

13716 

228/4 

2613/16 

3574 

40 

5l3/ie 

3 

37s 

45/32 

272 

14»/l6 

131/4 

1674 

3072 

123/4 

1572 

131/4 

14 

13 

107/16 

63/8 

71/4 

772 

7 

5l,2 

874 

7V< 

63/4 

123/4 

6 

33/1 

19/16 

l>3/32 

12/16 

1 

10/ 

7/0 

9/9 

9/3 

6/0 

274 

23/16 

13/4 

15/16 

3/4 

272 

27/32 

1U/16 

15/16 

1 

10/9 

10 

14/3 

21/6 

11/1072 

27/6 

31/9 

26/3 

25/3 

17/6 

48/9 

25/g 

228/32 

274 

17l6 

23/9 

28/11/2 

28/0 

22/3 

12/6 

17/ 

19/3 

27/0 

20/6 

12/6 

53/4 

— 

— 

— 

8 

25/8 

3 

23/4 

2 

8/4 

23/ 

25/6 

25/0 

24/9 

15  0 

27/16 

1"/16 

1*/» 

»V« 

W/32 

61 

6372 

63 

46 

25 

29/16 

11/4 

2 

174 

— 

2 

IV2 

129/32 

15/16 

— 

l*/n 

— 

17l6 

— 

57/8 

3i/8 

472 

— 

— 

37/8 

3 

2'3/32 

7/8 

7a 

25/9 

24/9 

21/0 

14/6 

5/0 

23/3 

18/3 

18/0 

16/0 

10/7 

18 

18/9 

25 

2/0 



27/32 

7/8 

25/32 

72 

— 

39/16 

576 

974 

— 

11  3 
9/0 

18,3 

25/0 

5»/g 

305 

83 

185/8 

57/8 
167 
W* 

1»/16 

U/32 
165/8 


47/8 

25/g 

IVa 

72 

3/16 

3/16 

l»/32 

17l6 

15/32 

49/0 

174 

«/le 

19 

71/4 

61/8 

53/8 

415/16 

47/8 

21'3/16 

21/6 

19/0 

43/8 

45/16 

43/s 

107/8 

69/16 

37/8 

107/8 

69/16 

311/lG 

P/4 

U/l6 

V« 

lVs    . 

9/16 

3/8 

81 72 

54 

361/4 

115/16 

6 

423/3:! 

11/3-12/3 

6/6 

6/0 

3/4 

13/16 

% 

»/IS 

2/7 

43 


93/4 
91/8 
41/4 
51/4 

19/32 

5/3 

1/2 

1B/16 

7/3 
15/0 

174 

9/9 
11/0 


16/0 

21/32 

28 


U/3 
2/0 

"/16 
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Ende 
1914 


Ende 
1918 


Ende 
1919 


Ende 
1920 


Ende 
1921 


Renten. 


3«/o  Französische  Rente 

30/0  Amortis.  franz.  Rente 

5%  Freiheitsanleihe 

2V2%  Englische  Konsols 

3%  Belgische  Staatsanleihe 

40/0  Russ.  Rente  1880 

40/0  Russ.  Cons.  Rente 

30/0  Russ.  Anl.  1891 

50/0  Russ.  Anl.  1906 

40/0  Unifizierte  Türken 

50/0  Argentin.  Goldanleihe  1907 

5%  Chines.  Anl.  1912 

40/0  Japan.  Anl.  1905 

Pariser  Stadtanl.  1912 

3'/2%  Italienische  Rente 

40/0  Äußere  Span.  Rente  (Extör.) 

30/0  Holland.  Staatsanleihe 

3V2°/o  Norwegische  Staatsani. 

VW/o  Schweizer.  Bundesani.  1899 

40/0  Serbische  Rente 

Ägyptische  Unifizierte  Anleihe 


30/0  Ostbahn 

3«/o  Lyon— Paris 

30/0  Südbahn 

30/0  Nordbahn 

30/0  Orleans 

30/0  Westbahn 

30/0  Ost-Algerische 

30/0  West-Algerische 

3%  Andalusische  Bahn 

30/0  Span.  Nordb.  1  Hyp.  Obl. 

30/0  Astur.  Eisenb.  1  Hyp.  Obl. 

3%  Saragossa-Bahn   1  Hyp.  Ob 

30/0  Portugiesische  Eisenbahn 

30/0  Lombarden  (österr.  Südb.) 

40/0  Damas-Hama 

4l/2%  Altai 

4l/2%  Nord-Donetz 

472%  Röunies  Russes 

40/0  Chicago-Milwaukee 

40/0  New  York-New  Haven 

33/4%  Pennsylvania 

40/0    Central  Pacific 


Ostbahn 

Lyon— Paris 

Midi 

Nordbahn 

Orleans 

Bone  Guelma 

Ost-Algerische 

West-Algerische 

Andalusische  Bahn 

Spanische  Nordbahn 

Saragossa-Bahn 

Atchison-Topeka-Bahn 


Banque  de  France 
Banque  d'Algörie 
Credit  Foncier 


72,10 

61,55 

59,55 

58,45 

54,70 

78,50 

72,90 

70,65 

70,25 

68,50 

— 

88,30 

88,30 

85,20 

80,20 

68,50 

61,00 

82 

61,75 

104,80 

62,00 

70,00 

67,25 

68,50 

58,90 

75,80 

42,50 

32 

21,00 

— 

77,00 

42,25 

34,50 

19,00 

24,25 

63,00 

38,00 

29 

26,75 

19,00 

93,15 

55,50 

48 

64,00 

28,70 

62,25 

68,85 

63,50 

— 

39,75 

448 

485 

650 

810 

765 

455 

416 

495 

635 

680 

75,50 

85,75 

133 

190 

J83.50 

220 

243,00 

21072 

2001/i 

205 

84,10 

70,00 

63,50 

46,50 

44,75 

■) 

88,00 

94,50 

173,50 

183,00 

150,50 

68,75 

63,30 

— 

135 

— 

82,50 

70,60 

86,50 

124,25 

109,90 

» 

82,00 

82,60 

— 

148,00 

171,60 

67,25 

61,75 

55 

41,75 

41,00 

87,75 

93,75 

120 

139,50 

127,15 

Eisenbahn 

Obligationen. 

371 

353,00 

316,50 

276,00 

299 

377 

328,00 

397 

290,50 

299 

378 

308,50 

315 

276 

275 

372 

333 

320 

321 

295 

370 

338 

326,50 

311 

312,25 

392 

346 

314 

309 

300 

360 

332 

300 

265 

265,25 

357 

327,75 

304 

265,50 

262 

301 

352 

517 

— 

— 

330,50 

360 

525 

547 

527,50 

— 

334 

515 

— 

504 

1. 

347 

340 

470 

— 

462 

255 

266,50 

235 

170 

66 

178 

193,00 

130 

88 

69 

380 

340 

157 

250 

240 

425 

— 

141 

— 

— 

— 

262 

172 

95 

— 

89,50 

52,50 

36,50 

— 

— 

409 

472 

485 

780 

650 

380 

449,50 

497 

694 

661 

426 

480 

491 

— 

— 

342 

418 

442 

937 

763 

Ei  senb  < 

1  h  n  a  k  t  i  e  1 

1. 

800 

905 

720 

603 

615 

1  130 

924 

750 

730 

820 

990 

910 

850 

709,50 

725 

1400 

1290 

1027 

891 

910 

1  125 

1081 

940 

815 

880 

589 

550 

521 

446 

447 

550 

565 

528,50 

496 

480 

— 

525 

509 

445 

425 

242 

370,00 

458 

400 

— 

338 

390,00 

505 

505 

537 

346 

398 

515 

535 

512 

450 

568 

880 

— 

500 

Bank 

ak  t  i  e  n. 

1  4  625 

5  255 

5  475 

5  295 

5550 

1  2  520 

3  250 

3  620 

3  795 

3  750 

695 

800 

835 

696 

805 
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Credit  Lyonnais 

Comptoir  National  d'Escompte 

Sodete"  G6ne>ale 

Crödit  Industriel 

Banque  de  Paris  et  des  Pays  Bas 

Union  Parisienne 

Credit  Mobilier  Francais 

Credit  Foncier  Egyptien 

Ottomanbank 

Mexikanische  Nationalbank 

Credit  Fonc.  Franco-Canadien 

Azoff-Don-Commerzbank 

Moskauer  Unionbank 

Petersburger  Handelsbank 

Sibirische  Handelsbank 


Bankaktien. 


1  175 
800 
510 
675 

1  120 
658 
400 
639 
450 
398 


1  290 
862 
650 
712 

1355 
890 
490 
785 
529 
430 
895 


1  430 

1525 

1  424 

— 

1005,50 

954 

692 

759,50 

709 

710 

705 

748 

1350 

1415 

1  244 

1  135 

1025 

722 

49772 

496 

420 

945 

994 

1070 

610 

658 

688 

418 

470 

525 

1238 

2  260 

1591 

Verkehrswerte. 


Suez  Canal 

Compagnie  Transatiantique 

Messageries  Maritimes 

Chargeurs  Röunis 

Hävrais-Pöninsul.  Nav. 

Omnibus  de  Paris 

Voitures  ä  Paris 

Mötropolitane 

Nord-Sud  de  Paris 

Compagnie  Paris  de  Tramways 


4  200 
100 

450 
590 
400 
180 
438 
115 
135 


5435 

381 

316 
1570 
3  130 

470 

420 

492 

166 

80,75 


Gas- und  Elektrizitätsaktien. 


Compagnie  Parisienne  de  Distri- 
bution de  l'Electricite" 
Thomson-Houston 
Forces  Motrices  du  Rhone 
Compagnie  G6n£rale  d  Electricite" 
Gaz  de  Paris 
Eclairage  Chauff.  et  Force  Motrice 


398 
490 


950 
235 


485 
760 
870 
1  127 
209 
196 


980 
176 


6450 

_ 

5  950 

578 

295 

224 

682 

280 

203,50 

1  950 

960 

480 

— 

3820 

3300 

430 

648 

635 

670 

653 

599 

383 

377 

408 

141 

166,50 

178 

74 

— 

135 

935 

741 

1020 


315 

775 

649 

881 

254,50 

163 


Bergwerks-,   Hütten-,   Kupferaktien  usw. 


Rio  Tinto 

Tharsis 

Cape  Copper 

Utah  Copper 

Chino  Copper 

Bol<5o 

Pennaroya 

Nickel 

Sosnowice 

Briansk 

Chätillon-Commentry 

Commentry-Fourchamb. 

AciCries  de  la  Marine 

Creusot 

Toula 

Maltzoff 

Hartmann 

Petersburger  Waggon 

Taganrog 

Dni^provienne 

Platine 

De  Beers 

Randmines 

Modderfontein  B 


1477 
161 


258 
180 


1240 
990 


1920 
1235 
1505 
1900 

459 


112 


1760 

144,50 
97,50 

510 

259 

780 
1278 

930 
1450 

265 
2  875 
1780 
1400 
2  470 

570 

382 

251 
1845 
431 
439,50 

221 


1884 

160 

80 

809 

400 

849 

1420 

1355 

1075 

256 

4360 

2399 

3380 

370 


2  115 
651 
527 
168,50 
376 


1499 


780 
1  125 
1  1U5 

142 

2200 
2830 


1  470 

148 
32 

810 

326 

418 

935 

820 

710 

120 
1799 
1870 

2399 
200 

167 

186 
825 
674 
525 
108,50 
72 
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25.  Juli 
1914 

31.  Dez. 

31.  Dez. 

31.  Dez. 

1919 

1920 

1921 

Staatsobligationen. 

3%  Eidgenössische  Anleihe  v.  1903 

B 

80,00 

55,25 

50,50 



4  0/0              „                    „         „    1913 

B 

100,20 

84,00 

79,00 

— 

5%           I.  Mobilisationsanl.      1914 

B 

— 

— 

— 



50/0         II.                „                     1914 

B 

— 

95,95 

92,00 

96,50 

472%    HI.                „                     1915 

B 

— 

82,00 

71,00 

83,25 

472  °/o    IV.                „                     1916 

B 

— 

99,15 

99,90 

— 

472%      V.                „                     1916 

B 

— 

92,60 

89,00 



472%    VI.                „                     1917 

B 

— 

85,00 

81,00 

88,25 

472%   VII.                 „                      1917 

B 

— 

84,50 

78,50 

88,00 

50/0     VIII.                 „                      1918 

B 

— 

90,00 

81,00 

90,50 

50/0        IX.                 „                      1918 

B 

— 

98,50 

97,25 

99,75 

3  0/0  div.  Bundesbahnanl.  1903 

B 

78,30 

55,25 

50,12 

- 

372  %                   „                Serie  A-K 

B 

89,40 

64,80 

56,62 

— 

4  0/0                      „                1912/14 

B 

99,25 

66,80 

62,50 

— 

372%  Gotthardbahn  1895  1.  Hyp. 

B 

87,90 

64,00 

58,25 

67,60 

372%  Jura— Simplon-Bahn  1894 

G 

86,40 

56,75 

51,00 

64,60 

Kantone. 

474  %  Aargau  1912 

B 

100,05 

76,00 

77,00 

_ 

372%  Basel-Stadt  1889 

B 

91,00 

— 

— 

— 

5  0/0               „            1914 

B 

— 

— 

— 

— 

3  0/0  Bern  1895 

B 

78,50 

53,00 

50,87 

— 

4o/0  Genf  1914 

Z 

— 

90,00 

74,50 

— 

40/0  Graubünden  1911/12 

Z 

96,50 

80,00 

71,00 

— 

474  %  Waadt  1913 

L 

100,10 

— 

65,50 

_ 

4  o/o  Zürich  1909 

Z 

98,75 

90,00 

91,00 

— 

5  o/0       „       1918 

Z 

— 

96,50 

84,00 

— 

Städte. 

4  0/0  Bern  1910 

B 
B 

96,00 

59,00 

53,00 

_ 

5  0/0      „     1915 

— 

— 

63,00 



4  o/0  Genf  1910 

G 

99,40 

_ 

60,00 

74,00 

472%  Lausanne  1913 

L 

102,75 

82,50 

63,00 

372  %  Winterthur  1903 

Z 

82,50 

57,75 

51,50 



372  %  Zürich  1889 

Z 

91,75 

58,00 

63,00 



472%       n       1913 

Z 

100,10 

66,00 

68,50 

- 

Industriegesellschaften. 

472%  A.-G.  Brown,  Boveri  &  Cie. 

1911/12 

B 

99,45 

88,00 

80,00 



472  %  Aluminium  -  Industrie  A.  -  G. 

1911 

B 

100,00 

85,00 

80,75 



474  %  Bernische  Kraftwerke  1909/12 

B 

97,00 

96,00 

77,00 

472%  Ges.  f.  Chem.  Ind.  1909/11 

B 

99,25 

— 

99,50 

472%  Nestle  &  Anglo-Swiss  Cond. 

Milk  Co.  1912/13 

Z 

100,50 

80,00 

75,50 

, 

4  0/0  s.  A.  Filatures  de  Schappe   de 

Lyon  1902 

B 

97,50 

— 

78,50 

— 

Banken  und  Finanz- 

gesellschaften. 

50/0  Crdd.  Fonc.  Vaudois,   Ser.  M. 

L 

— 

— 

— 

— 

472  %  Schweiz.  Ges.  f.  Anlagewerte 

B 

96,60 

80,00 

58,00 

— 

472%  Schweiz.  Ges.  f.  Metallwerte 

B 

97,75 

— 

51,75 

— 

4o/0  Soc.  Franco-Suisse  pour  l'In- 

37,00 

dustrie  Electrique 

G 

94,80 

75,00 

60,00 

Bank-  und  Trustaktien. 

(Nennwert  500  Fr.,  wenn  nicht 

anders  angegeben.) 

Schweiz.      Nat.      Bank      (Fr.      250 

einbez.) 

B 

470 

460 

400 

— 

1  B  =  Basel,  G  =  Genf,  L  =  Lausanne,  Z  =  Zürich. 
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|3 

25.  Juli 

31.  Dez. 

31.  Dez. 

31.  Dez. 

:0  Q. 

1914 

1919 

1920 

1921 

Bank-  und  Trustaktien. 

A.-G.  Leu  &  Co.,  Zürich 

z 

660 

365 

192,50 

116 

Basler  Handelsbank,  Basel 

B 

760 

460 

328 

— 

Cotnptoir    d'Escompte    de    Geneve, 

Genf 

G 

950 

638 

505 

460 

Eidgenössische  Bank  (A.-G.),  Zürich 
Schweizerische  Bankges..  Zürich 
Schweizer.  Bankverein,  Basel 
Schweiz.  Kreditanst.,  Zürich 

Z 

670 

600 

515 

535 

Z 

595 

571 

530,50 

500 

B 

705 

569 

520 

— 

Z 

810 

573 

500,50 

545 

Banque  Fonciere  du  Jura,  Basel 

B 

685 

100 

— 

— 

Schweiz.  -  Argent.  Hypothek.  -  Bank, 

Zürich 

Z 

620 

487 

482,50 

— 

Schweiz.  Bodenkredit-Anst.,  Zürich 

Z 

540 

175 

52,50 

— 

Bank    f.    elektr.    Unternehmungen, 

Zürich  (Aktien  von  1000  Fr.) 
„Motor",  A.-G.  f.  angew.  Elektrizität, 

Z 

1870 

260 

81,50 

50 

Baden 

Z 

630 

378 

172,50 

— 

Schweiz.  Ges.  f.  Metallwerte,  Basel 

B 

785 

100 

120 

— 

Societe  Franco-Suisse  pour  l'Indu- 

strie  Electrique,  Genf 

G 

511 

430 

90 

60 

Union  Financiere  de  Geneve 

G 

563 

315 

160 

170 

Banca  Commerciale  Italiana,  Mailand 

(Aktien  von  500  L.) 
Credito    Italiano,    Mailand    (Aktien 

Z 

713 

495 

237,50 

185 

von  500  Lire) 

Z 

510 

— 

137,50 

— 

General   Mining   &   Finance   Corp., 

Ltd.  (Aktie  von  1  £) 

Z 

10 

872 

6 

— 

A.  Goerz  &  Co.,  Ltd.  (Aktie  v.  1  £) 

B 

11 

22 

— 

— 

Industrieaktien. 

A.-G.  Brown,  Boveri  &  Cie.,  Baden 

Z 

1  775 

1  220 

837,50 

— 

Aluminium  -  Industrie    A.-G.,    Neu- 

hausen 

B 

2  275 

1790 

1252 

— 

Chem.  Fabrik  vorm.  Sandoz,  Basel 

B 

1850 

3  425 

1950 

— 

Chocolats  Suisses,  Peter,  Cailler, 

Kohler  A.-G.,  Vevey 

G 

305 

380 

— 

122 

Elektrizitätswerk  Lonza,  Basel 

B 

470 

345 

185 

— 

Ges.  für  Bandfabrikation,  Basel 

B 

530 

400 

215 

— 

Ges.  für  Chem.  Industrie,  Basel 

B 

1700 

2580 

1465 

— 

Industrie-Ges.  f.  Schappe,  Basel 

B 

3450 

2400 

1232,- 

— 

Maschinenfabrik  Oerlikon 

Z 

710 

545 

482,50 

— 

Nestle  &  Anglo-Swiss  Cond.  Milk  Co., 

Cham  und  Vevey 

Z 

1920 

1018 

686,50 

220 

Automobiles  Brasier,  Paris 

G 

65 

— 

35 

13 

Concimi  (Engrals  et  Produits 

chimiques) 

G 

82 

55 

32 

— 

Deutsch- Überseeische  Elektr.    Ges., 

Berlin 

Z 

1875 

750 

870 

400 

Ges.  für  elektr.  Beleuchtung,  Peters- 

burg, Stamm 
Ges.  für  elektr.  Beleuchtung,  Peters- 

Z 

1500 

250 

90 

— 

burg,  Prior. 

Z 

2050 

275 

100 

— 

Girod  (S.  A.  Electromdtallurgique) 

G 

182 

630 

295 

135 

S.  A.  Filatures  de  Schappe,  Lyon 

B 

3500 

2650 

— 

— 

A.  Filatures  de  Schappe  en  Russie, 

Lyon 

B 

3480 

— 

— 

— 

Soci6t6  Financiere  des  Caoutchoucs, 

Antwerpen 

G 

63 

— 

— 

44 

Steaua  Romana,  Bukarest 

Z 

650 

— 

50 

141 

Officine  Elettriche  Genovesi,  Genua 

Z 

395 

— 

600 

— 

Schweizerische  Lokomotiv-  und 

Maschinenfabrik,  Winterthur 

Z 

700 

500 

437,50 

— 

Schweizerische  Wagons-Fabrik 

Schlieren 

Z 

517 

504 

367,50 

38 
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1920 


Niedrigster     Höchster 


1921 


Letzter      Niedrigster     Höchster 


Eisenbahnaktien. 

76V4 

303/8 
171/4 

10 
97 

6IV4 

321/4 

603/4 
191/8 

671/2 

173/8 

111 

101 
Kohlen-,   Eisen-  und  Maschinenaktien. 


Atchison— Topeka— Santa  F€ 

76 

903/8 

8272 

Baltimore— Ohio 

275/s 

493/8 

35T/8 

Chicago— Milwaukee— St.  Paul 

21 

2472 

293/8 

Erie 

9l/2 

213/8 

143/s 

Louisville  and  Nashville 

94 

11272 

10074 

Northern  Pacific 

663/4 

95Vs 

8474 

Pennsylvania 

37V8 

44 

40l/4 

Reading 

643/4 

103 

86V8 

St.  Louis— San  Francisco  Pref. 

15V4 

337/g 

2374 

Southern  Pacific 

88Vs 

1187s 

995/g 

Southern  Railway 

18 

3374 

2372 

Union  Pacific 

110 

12972 

121 

Canada  Pacific 

1093/s 

134 

1167s 

94 

423/8 

31 

151/4 

118 
8874 

413/4 

89V4 

253/4 

101 

24Vs 
13lVs 
1237s 


American  Locomotive 

Allis  Chalmers 

American  Can 

American  Car  and  Foundry 

American  Steel  Foundry 

Baldwin  Locomotive  Works 

Bethlehem  Steel 

Colorado  Fuel  and  Iron  Co. 

Crucible  Steel  Co. 

International  Harvester  Co. 

Lakawanna  Steel 

Pressed  Steel  Car 

Pittsburgh  Coal 

Republic  Iron  and  Steel 

United  States  Steel  Corporation 


Anaconda 

American  Smelting  Ref  ining  and  Min. 

Chili  Copper 

Qranby  Consolidated 

Green  Cananea 

Inspiration  Consolid.  Copper  Co. 

Nevada  Cons.  Copper  Co. 

Utah  Copper  Co. 

International  Nickel 


74 

2672 

213/4 
111 

26 
78 
47 
22 
70 
88 
45 
72 

5U/2 

5574 
761/4 


30 

2974 
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Kupferwerte. 

6672       I 

72 
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617/8 

1772 

803/4 
263/4 


3372 
353/4 

93/4 
173/4 
19 
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18 

621/4 
3972 
22 
49 
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313/4 

295/8 
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15 
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9 

41V8 

IIV2 


503/4 
471/4 
167/8 
3472 
2972 

4274 

155/8 

663/8 

17 


Telegraphen-  und  Kabel  ge  s  e  1 1  sc  haftsakti  e  n. 

Western  Union  Telegraph  Co.  I       807s       I       923/8       I       8472       I       76  |       94 

American^  Telephon  and  Telegraph    |       927s  1003/4  953/4 

Petroleum  werte. 

Mexican  Petroleum  Co.  |      148  |      222  |      15872       I       84V2       i      16774 

Aktien   der  chemischen   Industrie  und   Kaliindustrie. 

I       51  I       95  I        57  I 

|       273/4  8074       I       383/s       I 

Schiffahrtsgesellschaften. 

International  Mercantile  Marine  Co.  I 
(Morgantrust)  1074       I       513/4       |       ll3/4       | 

Elektrizitätsgesellschaften. 

General  Electric  Works  I      11672       I      172  I      121  I 

Westinghouse  Electric  Co.  40  557s  433/8 


American  Agricultural  Chemical  Co. 
Virginia  Carolina  Chemical 
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905/8 

114'/8 


1137/8 


30V4 
287/8 


1J9',. 

5074 


Joseph  Mendel,  Berlin. 


Brosciiek  &  Co.,  Hamburg 
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PLEASE  DO  NOT  REMOVE 
CARDS  OR  SLIPS  FROM  THIS  POCKET 
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